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VDorrede, 


Im Vorwort zum Dritten Band dieſes Werkes Habe ich Die 
Erwartung ausgejprochen, daß das Obligationenrecht und Sachenrecht 
des B.G.B., aljo die der laufenden Rechtsjprechung bejonders unentbehr- 
lichen Teile des bürgerlichen Rechtes, in meiner Bearbeitung noch 
vor dem Jahre 1900 erjcheinen fünnen. Zu diefem Zweck Habe ich 
rüjtig gearbeitet, die allgemeinen Lehren des Obligationenrecht3 vollendet, 
auch die Darjtellung der einzelnen Obligationen in Angriff genommen 
und erheblich gefördert. 

Da aber der dritte Band des Werkes über das Sachenrecht rajch 
vergriffen war, und ein unveränderter Neudrud fich wegen der Aus: 
führungsgejege verbietet, ilt e3 notwendig geworden, daß ich mich 
deſſen Bearbeitung noch einmal zuwende und mich jegt damit begnüge, 
die Darjtellung der allgemeinen Lehren des Forderungsrechts zu 
veröffentlichen. Der jpezielle Teil wird in den eriten Monaten des 
nächiten Jahres folgen. 


Weſtend bei Berlin, 7. Zuli 1899. 


Der Verfaſſer. 
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Zweites Bud). 
Recht der Schuldverhältniſſe. 


Erſter Teil. 
Die allgemeinen Lehren. 


Einleitung. 
81. Das Schuldverhältnis."? Begriff. 

I. Die Verpflichtung des Schuldners zu einem Thun oder Unter- 
laſſen, um jeinem Gläubiger einen wirtichaftlichen Vorteil zu verjchaffen, 
nennen die Römer Obligation. 3 

Das römijche Injtitut ift in das deutjche Recht übergegangen; es jpielt 
im privatrechtlichen Verfehre der neueren Zeit die wichtigite Rolle; auch 
der Ausdruck „Obligation“ ift dem deutjchen Sprachgebrauche nicht fremd. 

Das B.G.B. wählt aber die Bezeichnung Schuldverhältnis. Hiernach 
definiert $241: „Kraft des Schuldverhältnifjes ift der Gläubiger 
beredtigt, von dem Schuldner eine Leiftung zu fordern.“! Vor— 
ausgejegt ıjt Dabei, daß der Forderung des Gläubigers eine Berpflich- 
tung des Schuldners gegenüberjteht, dies ift jelbitverjtändlich Hinzuzudenfen. 
11. Der Ausdrud Schuldverhältnis ijt freilich nicht unzweideutig. 


1) Über gemeines Recht vgl. die bei Dernburg, Pand. Bd. 2 S. 1 Angeführten, 
insbejondere auch Hohenöhrl, Das djterr. Obligationenreht Bd. 2 1881 bis 1890, 
2. Aufl. Bd. 1 1890. 

2) Zum B. G. B. ijt beſonders hervorzuheben Stammler, Das Recht der Schuld- 
verhältnijje in feinen allgemeinen Kehren 1897; Schollmeyer, Das Recht der einzelnen 
Shuldverhältnifie im B. G. B. 1897; der Kommentar von Bland Bd.2, von Dertmann, 
Shuldverhältnijie 1899; Coſack, Bürgerliches Recht Bd. 1; Endemann, Einführung 
®.1 ©. 401; Kuhlenbed, Von den Bandekten zum B. G. B. II, 1; fiehe aud) Gold— 
mann und Lılientbal, Das B. G. B. 1897. 

3) Römiſche Legaldefinitionen find pr. J. de obl. et act. 3, 13: obligatio est juris 
vineulum, quo necessitate adstringimur alicujus solvendae rei secundum nostrae 
anitatis jura und vor allem 1.3 pr. D. de obl. et act. 44, 7: obligationum substantia 
Don in eo consistit, ut alıquod corpus nostrum aut servitutem nostram faciat, 
sed ut alium nobis obstringat ad dandum aliquid vel faciendum vel praestandum. 

4) E.I $ 206; Mot. Bd.2 ©.5; Kom. Brot. &.558, 8046. 


Dernburg, Vürgerl. Recht. II. 1. 1 


2 Einleitung. 


Das Gejet bezeichnet im S 241 und weiterhin als Schuldverhältnig 
die einzelne Forderung und Verpflichtung. 

Unter Schuldverhältnis verjteht man aber häufig in einem weiteren 
Sinne ein Berhältnis, aus welchem Forderungen und Schulden 
entipringen fünnen, 3.8. eine Gejellichaft, ein Dienjtverhältnis.5 Eine 
Gejamtichuld ferner bildet ein Echjuldverhältnis, val. $ 423, während 
die einzelnen der inbegriffenen Verpflichtungen wieder bejondere Schuld: 
verhältnijje find. Kapital und Zinjenforderungen find nicht minder zu— 
jammen als ein Schuldverhältnis aufzufaljen. 

III. Das deutjche Recht unterjchied urſprünglich „Schuld“ und 
„Haftung“. 6 

Dies trat befonders im Ältejten deutſchen Schuldrechte hervor, das: 
jelbe war Fehderecht zur Sühne einer Verlegung, d. h. Vergeltungsrecht. 
Die Vergeltung fonnte abgefauft und durch Buße — compositio — 
erjegt werden. Die Buße mußte der Verleßte jtatt der Vergeltung gemäß 
der Bolfsrechte in dem von diejen feitgejegten Betrage nehmen; Buße 
war hiernach gejchuldet, aber der Verlegte hatte gegen den Schuldner 
feine Forderung auf fie. Exit deſſen VBeriprechen begründete dejien Haf— 
tung, deſſen Verurteilung that das nicht. Weigerte ſich der Verurteilte, 
die Buße zu erlegen, jo konnte er zu ihrer Entrichtung nicht direft ge- 
zwungen werden, aber die Volksverſammlung oder der König Fonnte ihn 
als friedlos erflären, wenn er fie nicht entrichtete.? 

Schuld bildete auch nach der Auffafiung des Mittelalter, was dem 
Gläubiger gebührte. Sie konnte der Haftung einer Perſon oder einer Sache 
zur Grundlage dienen. Aber fie beitand nicht in der Haftung derjelben. 

Anders das römische Necht. Im ihm war die Schuld untrennbar 
mit der Perſon des Gläubiger jowie mit der Perfon des Schuldners 
und feiner Haftung verknüpft. 

Dies it infolge der Rezeption des römischen Rechtes deutſches Necht 
geworden. 

Dennod) wirkt die alte Borjtellung nach. Die Schuld — das bejtimmte 
Leiltenjollen — kann hiernach noch jett den Wechjel des Gläubigers und 
den des Schuldners überdauern. Denn bei der Schuldübernahme bleibt 
bie Schuld beitehen, der Schuldner, welcher für fie haftet, wechjelt. 


5) Bol. Stammier a. a. O. 3.8. ©. 215. 

6) Amira, Rordgermanifches Obligarionenrecht 1881; Bunticart, Schuldver= 
hältnis und Treugelöbnis 1896. Vgl. auch die bei Dernburg, Band. Bd.2 81 
Anm. 7 Angeführten. 

7) Stobbe: Lehmann, D.P.R. Bd.3 ©. 107. 


81. Das Schuldverhältnis. Begriff. 3 


Auf diefem Boden erwuchs auch das felbjtändige Pfandrecht, wie 
e3 jich in den Formen der Bodmerei und der Grundjchuld erhalten hat. 
Die Sache haftet hierbei für die Schuld, d.h. das Leijtenjollen, Die 
perjönliche Haftung eines Schuldners aber bejteht nicht.® 

Immerhin ijt in der Definition de8 B.G.B. $ 241, wie dies dem 
heutigen, regelmäßigen Thatbejtande entjpricht, Schuld und Schuldver- 
haftung zu einem Begriffe verjchmolzen. 

IV. Die Abgrenzung des Inſtitutes des Schulbverhältnijjes von 
Aniprüchen und Berpflichtungen anderer Art ijt eine wenig fichere. 

Es iſt daran feitzuhalten, daß fich der Thatbeitand des Injtitutes 
des Schutdverhältnifjes mit demjenigen der römischen Obligation deckt; 
denn aus ihr ilt es entjprungen und nad) ihr ijt e8 geregelt. 

1. Schuldverhältnifje bilden hiernach die allgemeinen rechtlichen Ver- 
prlichtungen nicht, welche der Menſch gegenüber dem Menſchen Hat, 3.8. 
die Ehre des Mitmenjchen nicht zu verlegen, deſſen Kinder nicht zum 
Böſen zu verführen. 

2. Als Schuldverhältnifie haben auch die Verpflichtungen nicht zu 
gelten, welche aus dem Berjonenrechte, etwa dem Nechte auf Namen, 
oder dem perjönlichen Familienrechte, 3. B. die Pflicht der Ehegatten zur 
ehelichen Lebensgemeinjchaft, $ 1353, entipringen. 

Gleiches iſt für Anſprüche aus Sachenrechten grundjäßlich 
anzunehmen. Sie begründeten in Nom actiones in rem im Gegenjaß 
zu den actiones in personam. An die legteren jchloß fich dag römische 
Tbligationenrecht an, die erjteren gehörten dem Sachenrecht zu. Das 
Syitem des B.G.B. fußt auf demjelben Gegenjage. Damit wird nicht 
geleugnet, daß einzelne Vorjchriften über Schuldverhältnifie, 3. B. über 
Verzug auf dingliche Anjprüche, Anwendung finden.? 

3. Steine „Schuldverhältnifje” im Sinne des B. G. B. jind endlich 
bloß joziale, bloß ethijche, bloß religiöje Verpflichtungen. Ob nur 
eine Verbindlichkeit jolcher Art oder auch eine Nechtspflicht entitanden 
üt, ergiebt Letlich die allgemeine Verfehrsauffaffung; dab ein vermö- 
gensrechtliche® Interejje des Berechtigten an der Verpflichtung beiteht, 
fällt hierbei vor allem in das Gewicht. 1 


—_ 





8) Bgl. unten Bd. 3 8 205 fi. 


9) In ven Kommiljioneberatungen machten ſich verſchiedene Anſichten geltend, 
vgl. Planck S. 4. Siehe Über die 5 ke ae im Archiv f. c. Praxis Bd. 68 
S. 192ff.; Dernburg, Band. Bd.2 81 


10) Näheres ber den Verträgen. 
1* 


4 Einleitung. 


82. Die Geſetzesnormen über Obligationenredt. 

I. om 1. Januar 1900 an ijt das zweite Buch des B.G.B. die 
Hauptquelle bezüglich des deutjchen Obligationenrechtes. 

Sie iſt dieß aber keineswegs ausjchlieglih. Vielmehr werden noch 
andere Quellen dauernd für das Obligationenrecht gelten und das alte 
Necht regelt fortgefeßt die bereit8 am 1. Januar 1900 begründeten Schuld- 
verhältniffe, alfo für eine längere Übergangszeit. 

II. Neben dem B. G. B. erhalten fich 

1. Reichsgeſetze. Sie haben ein verjchiedenes Verhältnis zum B. G. B. 

a) Die eine Klaſſe machen die Reichsgeſetze aus, welche in neuer 
Faſſung gleichzeitig mit dem B.G.B. in Kraft treten, vor allem 
das 9.G.B.,! ferner die Konkursordnung, beide mit ihren Einführungs- 
gejeben. 

Für das H.G.B. beitimmt deſſen Einführungsgejeg im Art. 2, daß 
dad B.G.B. zur Anwendung kommt, joweit nicht H.G.B. und zugehö- 
rende Einführungsgejeg anderes bejtimmen. 

Das B. G. B. iſt aljo namentlic) auch auf Handelsjachen anzu— 
wenden, ſoweit nicht H. G. B. oder Einführungsgeſetz beſondere Bor: 
ſchriften ausdrücklich oder mittelbar für die Handelsſachen ergeben. Ent— 
ſprechendes muß für die Konkursordnung gelten. Beide Geſetze ſind in 
ihrer neuen Faſſung auf das B. G. B. gebaut, ſetzen es überall voraus 
und bilden ſachlich eine Ergänzung desſelben. 

b) Neben dem B.G.B. bleiben die älteren Reichsgeſetze in Kraft, 
joweit jich nicht aus dem B. G. B. oder deſſen Einführungsgejeg etwas 
anderes ergiebt,? Einf. Gef. 3. B.G.B. Art. 32. 

Geſetze, welche fich hiernach erhalten und die in das Obligationen: 
recht einjchlagen, find vornehmlich die Wechjelordnung, die Gewerbe— 
ordnung, das Poſtgeſetz, die Arbeiterverficherungsgejege, das Genojjen- 


1) Art. 1 Abſ. 1. Einf. Gef. 3. H. G. B. v. 10. Mai 1897. — Gemäß Art. 1 Abi. 2 
diefes Artikels find die SH 59 bis 83 H. G. B. bereits am 1. Januar 1898 in Kraft 
getreten und Damit find vom nämlichen Zeitpunfte an die $$ 842 bis 846 B. G. B., 
welche in $ 62 Abi. 3 de8 H. G. B. in Bezug genommen werden, in Anfehung der 
Schadenserjaganiprüche von Handlungsgebilfen und Handiungelebrlingen ($ 76 9.0.8.) 
zur Wirfjamteit gelangt. — Durd die Worte in 5 75 Abi.2 Sag 2 H. G. B. „Die 
Borichriften des Bürgerlichen a über Die Herabjegung einer unverhättnis: 
mäßigen Vertragsitrafe bleiben unberührt“ iſt jedoch $ 343 B.G. B. ſeit 1. Januar 
1898 noch nicht in Kraft getreten. Deutſche Jur. Zeug. 1898 S. 312 — ſ. auch 
ebenda S. 304. 

2) Aufgehoben iſt z. B. das Zinsgeſetz v. 14. November 1867, abgeändert z. B. 
das Haftpflichtgefeg — Art. 39, 42 Einf. Gef. 
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ihaftsgejeg, das Geje über die Gejellichaft mit bejchränfter Haftung, 
das Depotgejet und das Börſengeſetz, das Geſetz über unlauteren Wett- 
bewerb, das Gejet über Abzahlungsgeichäfte. 

Das Verhältnis der Beitimmungen des B.G.B. zu dieſen Geſetzen 
lann im einzelnen zweifelhaft werden. 

Soweit ji in denjelben „Verweijungen” auf aufgehobene 
Geſetze finden, treten die Vorjchriften des B.G.B. an deren Stelle, 
Einf. Gef. z. B.G.B. Art. 4. Dies ijt eine bejondere und eingejchränfte 
Vorſchrift. Aber auch hiervon abgejehen, haben zahlreiche Beitimmungen 
des B.G.B. den Zwed, allgemein im Eivilrecht zur Anwendung zu 
fommen, aljo auch bezüglich der durch ältere Reichsgeſetze geregelten 
Vorichriften. Dies iſt z. B. für die Vorjchriften über Gejchäftsfähigfeit, 
über Friſten und Termine anzunehmen. Soweit aber allgemeine Be: 
jtimmungen des B. G. B. mit der Eigenart der erhaltenen älteren Geſetze 
nicht übereinitimmen, bleiben die des alten Rechtes bejtehen, in denen 
fie wurzeln. Die Vorjchrift 3. B. des $ 126 des B.G.B., daß fchrift- 
fihe Urkunden „eigenhändig“ unterzeichnet fein müffen, ijt auf die Unter: 
zeichnung der Wechjel nicht anzuwenden; denn die Formvorſchriften der 
Art.41 und Art. 96 der W.D. find als erfchöpfende anzujehen und wiſſen 
von der Eigenhändigfeit der Unterjchrift nichts. 

2. Auch dem Landesrechte find erhebliche Gebiete des Obliga- 
tionenrechtes verblieben. 

Mehr zufällig war, daß das Verſicherungsrecht — Einf. Gel. 
Art. 75 — und das Verlagsreht — Art. 76 — noch nicht reichs— 
rechtlich Eodifiziert find. So rajtlos die fodififatorische Thätigfeit unjerer 
Tage vorjchreitet, jo fonnte fie diefe Meaterien noch nicht bewältigen. 
Tiefere Gründe hat es, daß nach Art. 95 des Einf. Geſetzes das Ge— 
jinderecht im wejentlichen in jeinem bisherigen Stande verblieb; denn 
das Gefinderecht ijt in altwäterlich patriarchaliichem Sinne landesgejeglich 
geregelt und man jcheute ſich, dasjelbe dem großen Leuterungsfeuer der 
Reichsgeſetzgebung zu unterwerfen, jo eifrig dies ſozialdemokratiſche Stim— 
men begehrten. 

Auch Obligationen, welche Gebieten des öffentlichen Rechtes zu— 
gehören, verblieben den Landesgeſetzen, insbejondere die Entſchädigungs— 
forderungen bei Enteignungen, jowie in Fällen eines Aufruhrs, Einf. 
Ge}. Art. 107. 

Was die Anwendung der allgemeinen Bejtimmungen des 
8.6.3. auf die dem Landesrechte vorbehaltenen Gebiete anlangt, jo 
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gilt dasjelbe wie für die erhaltenen,älteren Neichsgejege. Sie find feinen- 
fall3 auf die durch das Landesrecht geregelten Verhältniſſe anzuwenden, 
joweit das alte Recht zum Beltandteil jener vorbehaltenen Rechtsbeſtim— 
mungen geworden iſt. Beiſpielsweiſe nahm man bezüglich der preußiichen 
Gejindeordnung au, da die Gründe der Kündigung, welche bejonders 
in dieſe Ordnung aufgenommen find, eng und nicht ausreichend bemefjen 
waren, daß der allgemeine Grundjag des A. L. R. J, 5 8468ff., wonach) 
man von Verträgen über Handlungen einſeitig zurücktreten kann, bei 
Geſindeverträgen Anwendung fände. Obgleich dieſe Vorſchrift des A.L. R. 
für die Regel nach B.G. B. nicht mehr beſteht, jo muß fie ſich doch für 
das Gejindeverhältnis infolge des Zuſammenhangs mit dejjen Ordnungen 
erhalten. ® 

III. Dem bisherigen Rechte unteritehen die Schuldverhältnifie, 
welche vor dem 1. Januar 1900 entjtanden find, auch nachher. 

So beitimmt Einf. Gef. Art. 170 entiprechend einem allgemeinen Grund: 
jage, welchen Rechtswiſſenſchaft,“ Praxis und Gejeggebung anerfannt hat. ® 

Im einzelnen ergeben jich Zweifel. Erſchöpfend können te freilich 
an diefem Orte nicht gelöjt werden. Hervorzuheben iſt aber bier: 

1. Nicht bloß jolche Schuldverhältnifje richten fich nach dem alten 
Recht, welche durch Verträge oder andere bejondere Nechtstitel begründet 
find, jog. envorbene Nechte, fondern auch diejenigen, welche ohne dieje 
infolge des Geſetzes ermwuchlen, insbeſondere unerlaubte Handlungen. 
Denn das Gejeg unterjcheidet in diejer Hinficht nicht. Dies entjpricht 
auch der zur Zeit in der gemeinrechtlichen Wiſſenſchaft überwiegend ver: 
tretenen Anficht. 

2. Es muß aber das Schuldverhältnis bereits begründet jein. Ge— 
hören hierher auch vor dem 1. Januar 1900 vereinbarte bedingte ver— 
tragliche Verpflichtungen, wenn deren Bedingung erſt nachher in Erfül- 
lung ging? Es ijt dies zu bejaben, denn wenn das Schuldverhältnis 
auch feine Wirkung erjt mit dem Eintritt der Bedingung übt B. G. B. 
$ 158, jo iſt es doch jchon mit dem Vertrage entjtanden. 

Eine vor dem 1. Januar 1900 nach den Vorjchriften des bisherigen 
Nechtes klagbare Wette würde daher trog B. G. B. 8 762 Hagbar jein, 
wenn jich die Bedingung der Wette erjt nach jener Zeit entſchiede. 


3) Striethorft Archiv Bd. 81 S. 262, vgl. unten $ 8. 

4) Savigny Syſtem Bd. 8 S. 433. 

5) Da dies reichsrechtlich durch Art. 170 feitgelegt ift, fo können die Landes— 
geſetze inſoweit nicht mehr authentijch deklarieren oder mit rückwirkender Kraft beſtimmen. 
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Handelt e8 ich um eine unerlaubte Handlung, deren jchädliche Wir: 
fung erjt nach dem 1. Januar 1900 Hervortritt, jo muß ebenjo das alte 
Recht gelten. 

3. Wie aber, wenn ein Gejchäft, welches früher als zuläfjig 
galt, vom neuen Recht ald gegen die guten Sitten verjtoßend 
erachtet und um deswillen als unwirkſam erklärt wird? 

Man wird auch in diefem Falle das neue Hecht nicht ohne wei- 
teres anzuwenden haben. Die Anjchauung der Zeiten über das, was 
gegen die guten Sitten verjtößt, jind wandelbar, und Damit wandelt jich 
auch das Hecht in dieſer Hinficht. 

Gleichwohl wird man für Die Regel anzunehmen haben, dab das 
Gejeg nicht um der neu gewonnenen Auffafjung willen bejtehende Rechte 
umwerfen will, dab es vielmehr Gewordenes rejpektiert und ſich damit 
begnügt, künftige Gejchäfte zu verhindern, welche es mißbilligt. Nur wenn 
der Wille der Rückwirkung zu Tage liegt, ift anders zu entjcheiden. ® 

4. Wie die Entjtehung eines vor dem 1. Januar 1900 begrün- 
deten Schuldverhältniſſes nach altem Nechte zu beurteilen ijt, jo insbe— 
ſondere auch die Frage jeiner Nichtigkeit, Anfechtbarfeit, Unwirk— 
jamfeit, dies gilt z.B. für die Anfechtung eines unter jeiner Herrjchaft 
geichlofienen Vertrages wegen Verlegung über die Hälfte, einer Schenkung 
wegen Verarmung des Schenfers, eines Kaufgeichäftes wegen Mängel. 

Die Auslegungsregeln ferner des alten Nechtes, inSbejondere 
des A.L.NR. find auch nach dem 1. Januar 1900 für früher entſtan— 
dene Schuldverhältnifje maßgebend. 

Selbitveritändlich richtet fich auch die Erfüllung des Schuldver- 
hältnifies, insbejondere bezüglich der Zeit und des Ortes der Erfüllung, 
nach dem Rechte jeiner Entitehung. 

Nach dem alten Rechte bejtimmen ich überhaupt die Wirkungen 
des unter jeiner Herrichaft entjtandenen Schuldverhältnijjes, auch wenn 
es Jich um jolche handelt, die jich nach dem Inkrafttreten des 
B. G. B. entwideln. 

5. Gilt dies auch für die Form und die Wirkung neuer juriſtiſcher 
Thatſachen, welche ſich unter der Herrſchaft des B. G. B. vollziehen, 
aber zur Zeit ſeines Inkrafttretens beſtehende Schuldverhältniſſe betreffen? 

a) Im allgemeinen iſt auch hinſichtlich ſolcher Thatſachen das Recht 
der Entſtehungszeit des Schuldverhältniſſes maßgebend. 


6) Dieſer Auffaſſung entſpricht das Erkenntnis des R. G. in der Deutſchen 
Jutiſtenzeitung 1899 n.1 ©. 21, vgl. Staub daſelbſt ©. 15. 
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So z.B. für die Form und die Wirkungen des Verzugs, der 
Kündigung. 

b) Es giebt aber juriftiiche Thatjachen, welche zwar ein bejtehendes 
Schuldverhältnig verändern, aber derart jelbjtändiger Natur find, daß 
3 unnatürlich und recht3verwirrend wäre, wenn man nicht das Recht der 
Zeit, in welcher fie fich vollziehen, zur Anwendung bringen würde. 
Das muß daher als Wille des Geſetzes erachtet werden. 

Sp wird es ſich z.B. mit einer noch ausftehenden Genehmigung 
verhalten. 

Insbeſondere ijt ferner Form und Wirkung der Abtretung 
einer Forderung nach der Zeit der Abtretung zu beurteilen, dagegen 
entjcheidet über die Abtretbarfeit der Forderung allerdings das Recht 
der Zeit ihrer Entjtehung. 

Es fann auch nicht zweifelhaft jein, daß diejenigen Thatſachen, 
welche die Erfüllung erjegen, daß insbejondere Leiftung an Erfül- 
lungsſtatt, öffentliche Hinterlegung, der Erlaß der Schuld und eine Auf: 
rechnung nach dem Necht der Zeit, in welchem fie jich vollziehen, zu 
beurteilen find. ? 

6. Einige bejondere Vorfchriften über die Anwendung des neuen 
Nechtes auf beitehende Schuldverhältnifje find im Einf. Gef. getroffen, 
und zwar 

a) für Miet-, Pacht: und Dienjtverhältnifje, Art. 171, 

b) für Gemeinjchaften nach Bruchteilen, Art. 173, 


7) Auch die Motive zum Einf. Gej. S. 256 werfen die Frage auf, inwieweit 
Thatjachen, die für ein ältere® Schuldverhältnis von Bedeutung jind, nad) dem neuen 
Rechte zu beurteilen find, wenn fie unter deſſen Herrichaft eintreten. Sie unter- 
ſcheiden, ob die Thatjache in einem ſolchen Zufammenhange mit dem Schuldverhältnifie 
jteht, daß fie erſt durch dasſelbe ihre rechtliche Bedeutung erhalten und ihre Em— 
nn gleihjam als eine innere Entwidelung des Schuldverhältniſſes fich daritellt, 
oder ob die Thatjache eine ſolche ift, welche an das Schuldverhältnis von außen 
berantritt und mit der fonfreten Beſchaffenheit desſelben in einem bedingenden Zus 
fammenhange nicht ſteht. Das ift wenig Mar. — Coſack Bd. 1 ©. 387 Zufap II 
will untericheiden die Wirkungen eines neuen Rechtsgeſchäftes auf das alte Recht; 
fie ſeien nach altem Rechte zu beurteilen, und die pofitiven Wirkungen des neuen 
Nechtsgeichäftes, fie follen dem neuen Rechte folgen. Auch dies iſt unbefriedigend. 
Eine ſolche Trennung iſt nicht durchführbar. Nach gemeinem Rechte nahm man 3. B. 
überwiegend an, daß der Gläubiger, wenn ihm das an Erfüllungsſtatt Gegebene ent— 
währt wurde, die Wahl habe, ob ſeine Forderung als fortbeſtehend gelten ſolle, oder 
ob er wegen Entwährung des an Erfüllungsſtatt Gegebenen ſein Intereſſe fordern wolle. 
Nah B. G. B. 8 362 Hat der Gläubiger nur das letztere Recht. Wenn nun unter 
der Herricaft des neuen Rechtes etwas auf eine ältere Schuld an Erfüllungsitatt 
gegeben und dann entwährt wird, darf dann der Gläubiger die Schuld als fort— 
bejtehend behandeln oder nicht? Mit dem Prinzip von ne As fi) dies nicht 
enticheiden. — Bgl. aud Goldmann und Lilienthal a. a. O. 
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c) für Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, Art. 174. 

Darüber iſt bei den bezüglichen Nechtsverhältniffen das Nähere aus- 
zuführen. 

$3. Die Obligation und die Klage. 
Unvollfommene Berbindlidleiten. 

I. Die Obligation ijt in der Negel mit dem Rechte zur Klage aus- 
gerüstet. Dieje bildet das wichtigite Mittel ihrer Verwirklichung. ! 

Nach dem Sprachgebrauche des B.G.B. ift eine „Verbindlich- 
feit“ nur vorhanden, wo das Klagerecht beiteht, vgl. z.B. 8 762. 

Doc) vermeidet dad B. G. B. grundjäglich, von lage und Klage— 
recht zu jprechen. Denn fein bürgerliches Recht jollte möglichjt rein von 
öffentlichrechtlichen Zuthaten geordnet werden. Meiſt bedient es fich der 
Wendung, man jei befugt, eine Leiftung zu „verlangen“, um die 
Klageberechtigung zu bezeichnen, vgl. 3.8. $ 809, 8 808 Abi. 1. 

II. Außer den Flagbaren kennt das B. G. B. Hagloje Obligationen. 
Dies find jolche, welche zwar der Klage entbehren, aber nicht ohne 
jede rechtliche Wirkſamkeit jind, jo daß fie namentlich, einer neuen 
Verbindfichkeit zu Grunde gelegt, durch Pfand oder Bürgen verfichert 
werden können, vor allem aber mit der Folge erfüllbar find, daß eine 
Küdforderung der gejchehenen Leiftung ausgeſchloſſen ift.? 

In ähnlicher Weiſe unterjcheiden die römischen Juriſten civiles 
obligationes, d. h. Hagbare, und bloß naturales, d. h. folche ohne 
Klagbarkeit.3 

Demgemäß kann man aud) die klagloſen Verbindlichkeiten des B.G.B. 
natürliche nennen, wenn man ſich dem römijchen Sprachgebrauche an- 
ichließen will. Zutreffender wird man von unvollfommenen Ber: 
bindlichfeiten jprechen.* 





1) A. L. R. Einf. $89 erflärt: „Wem die Gejege ein Recht geben, dem bewil— 
ligen fie aud die Mittel, ohne welche dasjelbe nicht ausgeübt werden kann.“ Hierauf 
führte man im preußifchen Rechte die Klagbarkeit der Forderungen zurüd. 

2) —* B. G. B. $814 am Ende. Die Ausſchließung der condietio indebiti 
ift wie im bisherigen Rechte auf unvolllommene VBerbindlichkeiten wie auf bloße An— 
ftandepflichten zu beziehen. Den Standpunkt des E.I $737 erläutern die Motive 
35.2 ©.332: „Iſt zur Erfüllung einer nicht vorhandenen Rechtspflicht geleiitet, jo 
fommt das Borhandenjein einer im allgemeinen als Berpflihtung überhaupt nicht 
anerfannten unvolllommenen Berpflihtung nit in Betracht, foweit nicht für bejtimmte 
Berhältnifie die condictio indebiti verfagt iſt.“ Das ift durchaus geändert. 

3) Dermburg, Band. Bd.2 8 4ff. 


4) Das A. L. R. Iegt diefem Ausdrud allerdings eine andere Bedeutung, Ein. 
$86, bei, gebraucht ihn aber I, 16 $ 179 in dem Sinne, in dem er hier ver- 
wendet wird. 
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Diefelben find von verfchiedener Art und Haben verjchiedene Wir: 
fungen. 

1. Einige Verbindlichkeiten mißbilligt das Gejeb, jo daß es 
jeden Zwang zu ihrer Erfüllung verwirft. Dennoch find fie 
erfüllbar, womit die Nücforderung des zur Erfüllung Geleijteten aus— 
geſchloſſen iſt. 

Hierher gehört das auf Grund eines Spieles oder einer Wette 
Zugeſagte, $ 762, wie auch Differenzgeſchäfte, $ 764.* 

Wegen jolcher Verbindlichkeiten it nicht bloß die Klage verjagt und 
einjeitige Aufrechnung jeitens des Schuldners der unvollkommenen Ber: 
bindlichkeit. Auch Bürgschaft für fie it unwirkſam, nicht minder jede 
andere auf fie gebaute Schuld.* Eine Wechjeljchuld z. B., mag fie zah— 
lungshalber oder an Erfüllungsstatt übernommen fein, unterliegt — unvor— 
greiflich der Rechte gutgläubiger Indojjatare — der Einrede des Spiels.?- 8 

Dagegen die Erfüllung, wie auch eine Leiltung an Erfüllungsitatt 
und eine vertragsmäßige Aufrechnung? find rechtsbejtändig. Sie bilden 
Tilgung der Verpflichtung des Spielers, feineswegd eine Schenkung, 
$ 762. 

Gleiche Süße find für den Ehemäflerlohn, $ 656 bj. 1, an- 
zunehmen. 

Da das Geie den Nechtszwang aus folchen Verträgen mißbilligt, 
jo it deren Unwirkſamkeit im Prozeß von Amtswegen, insbejondere 
auch im Berfäummisverfahren zu berücjichtigen. 

2. Anders liegen die Fälle unvollkommener Berbindlichkeiten, in 
welchen das Necht zwar die lage verweigert, den Verbindlichfeiten aber 
damit einen Mafel nicht anbaftet. 

a) Hierher gehören verjährte sorderungen. Nach $ 222 kann 
das zur Befriedigung einer verjährten Forderung Geleijtete nicht zurück— 
gefordert werden, und gilt als Erfüllung, auch wenn die Leijtung in 
Unkenntnis der Verjährung bewirkt wurde. Zweifellos ift auch vertrags- 
mäßiges Anerfenntnis einer verjährten Schuld, ſowie deren Sicherung 
durch Bürgen oder Pfand rechtsbeitändig. 


5) Dies joweit fie nicht nach $69 des Börſengeſetzes umd Art. 14 n.5 des Einf. 
Bei. zum H. G. B. klagbar find. 


6) R. G. Bd. 1 S. 130, Bd. 35 S. 288, Bd. 388 S. 238. 

7) Dies iſt ſpäter zu rechtfertigen. Vgl. Jur. Woch. 1895 S. 306 n. 47. 
8) Über Beſtellung eines Pfandes vgl. unten Bd.3 82651. 3. 

9) RG. Bd. 38 S. 238, Bd. 1 S. 129. 
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b) In mehreren Fällen ift die gerichtliche Verfügung eines Anfpruches 
von der vorgängigen Geltendmachung desjelben bei Berwaltungs- 
behörden innerhalb bejtimmter Friiten abhängig, jo dab Friſt— 
verläumnis Verluſt des SKlagerechtes nach fich zieht. Auch hier bleibt 
aber die Berbindlichfeit al3 eine unvollfommene bejtehen, die erfüllt und 
verfichert werden fann. 10 

Eine unvollfommene Verbindlichkeit, die zu diefer Gruppe gehört, 
begründet auch $ 1624 B.G.B. für die Ausstattung eines Kindes. 

c) Streitig ist, ob ein Zwangsvergleich im Konkurje die betroffenen 
Forderungen jchlechthin aufhebt oder ihnen nur das Klagerecht entzieht. 
Tas leßtere ijt das richtige. Denn damit werden die durch den Zwangs— 
vergleich verfolgten Zwece genügend erreicht, ein weiteres Eingreifen in 
das materielle Necht wäre alſo überflüffig und kann nicht unterjtellt 
werden. Damit jtimmt überein, daß troß des Zwangsvergleiches die 
Bürgen des Gemeinjchuldners in voller Höhe der Schuld verhaftet bleiben 
und daß die Nechte aus einem für die Forderung bejtehenden Pfandrechte 
mcht berührt werden, Konf.D. $ 193. Auch der Zwangsvergleich läßt 
alio eine unvolltommene Obligation bejtehen. !! 

Ron Amtswegen ift bei diefer Gruppe unvollfommener Obligationen 
der Mangel des Klagerechtes im Prozeß nicht zu beachten. Nur in den 
Fällen, in welchen ein adminijtrativer Bejcheid vor der Klageerhebung 
einzuholen ijt, wird fich dies, weil das öffentliche Recht beteiligt ift, 
anders verhalten. 

III. Berichieden von den unvollkommenen Nechtsvorichriften find 
blog ethiſche und joziale Verbindlichfeiten. 

Allerdings kann das zum Zwed jeiner Erfüllung Geleiitete jo wenig 
zurüdgefordert werden, wie dasjenige, was auf eine unvolllommene Ver— 
bindlichkeit geleitet wurde. Denn $ 814 betrifft beides. !? 

Doch ijt der Unterjchied, dab das auf eine unvollfommene Ber: 
bindlichkeit Geleiltete wahre Erfüllung einer Schuld bildet, was aber 
blog nad) Anjtand und Sitte gewährt war, als Schenkung gilt, vgl. 
8.6.9. $ 534. 


10) Bgl. Reidydanzeiger 1896 ©. 140. 

11) Vgl. R.O. H. ©. Bd.8 ©. 279, Jur. Woch. 1898 ©. 545 n. 15. Dagegen 
freilich Motive Bd.2 S. 833. Allein ihre Äußerung bezieht fih auf E.I $ 737, fie 
bat nach defjen Abänderung feine Bedeutung mehr, vgl. oben Anm. 2, 

12) Bgl. oben Anın. 2. 
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Bloße Anftandspflichten find z. B. Unterftügung notleidender Ver: 
wandter, wenn man ihnen gegenüber nicht unterhaltspflichtig iſt, Re— 
munerationen an Angeftellte bei einem beſonders günjtigen Gejchäfts- 
fchluß durch den Gefchäftsherrn. Hierin liegen Schenfungen. 


84 Schuldverpflidtungen mit befhränfter Haftung." 

I. Sich unbegrenzte Möglichfeit des Gewinnes unter begrenztem 
Riſiko zu verfchaffen ift ein Bejtreben, welches in der menjchlichen Ge— 
jellichaft hervortritt, ſowie jich die Spefulation in derjelben entwidelt. 

Ihm vorzugsweije dienen Schuldverpflichtungen mit begrenzter 
Haftung. 

Die römische Obligation ergriff allerdings grundjäglich die Perſon 
des Schuldners und infolgedejien unbejchränft ihr gejamtes Ver: 
mögen, auch nachdem die Verjonalerefution gegenüber der Realerefution 
zurücktrat. | 

Dennoch Fonnte jchon der Nömer behufs eines Erwerbsgeichäftes 
einen begrenzten Teil jeines Vermögens auf das Spiel jegen. Zu dieſem 
Zwede überließ er einem Hausuntergebenen ein Sondervermögen — das 
peculium — zur jelbjtändigen Verwaltung. Dann haftete er aus dejien 
Gejchäften quantitativ bejchränft, nämlich nur auf den Betrag des Pe— 
fuliums. 

Eine andere Weile eingefchränkter Haftung erzeugten die römischen 
Noralllagen. Der Hausherr hatte zwar an fich quantitativ unbejchränft 
Schadenserſatz wegen der Delikte feiner Hausuntergebenen ſowie gewiſſer 
Schadenszufügungen durch feine Tiere zu leijten, aber er konnte jich 
dadurch von diefer Verpflichtung befreien, daß er den jchuldigen Haus- 
untergebenen oder das Tier dem Bejchädigten zur Sühne — noxa — 
übereignete. Ähnlich war die Haftung des Eigentümers in den Fällen, 
in welchen ihm wegen der Gefährdung des Nachbarn eine cautio damni 
infecti oblag; es hieß dann cavere oder carere. 

Das ausgehende römijche Recht hat dann noch im beneficium inven- 
tarii einen Fall bejchränkter Haftung eingeführt, da der Erbe, welcher 
rechtzeitig ein gehöriges Inventar über den Nachlaß errichtete, für die 
Erbichaftsichulden nur bis zum Belaufe des Nachlaſſes haftete. 

II. In höherem Maße entwidelten fich im deutichen und im mo— 
dernen Rechte Obligationen mit bejchränfter Haftung. 





1) Ehrenberg, Beichräntte Haftung 1886. 
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War doch die Borjtellung, daß für die Schuld grumdjäßlich der 
Schuldner mit jeinem ganzen Vermögen hafte, dem deutjchen Rechte ur— 
iprünglich frembd. 

Vor allem bildeten fich im Handelsrechte und im Seerechte Fälle 
beichränfter Haftung, da auf deren Gebiet fich deutjches Recht vornehmlich 
erhielt, aber auch das Bedürfnis beſchränkter Haftung bejonders bejtand. 
Im bürgerlichen Rechte fommen Fälle bejchränfter Haftung gleichfalls vor. 

Die beichränkte Haftung kann quantitativ oder fachlich fein. Die 
quantitativ bejchränfte Haftung verbindet den Schuldner zwar mit 
feinem ganzen Vermögen, aber nur bis zu einem Höcjtbetrage, die 
jachlich bejchränfte verbindet ihn nur mit einzelnen Teilen jeines 
Bermögens. 

Den Gegenjat der beichränften bildet die unbefchränfte Haftung. 
Es iſt ungenau, wenn man die bejchränkte Haftung in Gegenjag zur 
perfönlihen Haftung jet. Denn wer quantitativ bejchränft 
baftet, fteht mit jeinem ganzen Bermögen für den begrenzten 
Schuldbetrag ein, aljo perjönlid. 

Doch im Leben und jelbit in der Gejeggebung beachtet man dies 
häufig nicht. 

1. QDuantitativ bejchränft haften bei der Kommanditgejellichaft die 
Kommanditijten bis zur Höhe ihrer fejtgejegten Einlage, die anderen 
Gejellichafter — die Komplementare — haften unbejchränft. Das H. G. B. 
$ 161 nennt die leßteren im Gegenfage zu den erjteren perjönlich haf— 
tende Gejellichafter. 

Beichränft Haften Aktionäre, jowie Mitglieder von Gejellichaften 
mit bejchränfter Haftung ihrer Gejellichaft. 

Quantitativ bejchränfte Haftung im Gebiete des bürgerlichen Rechtes 
findet fich unter anderem bei einer Verbürgung bis zu einem gewiljen 
Höchitbetrage. 

Die Beichränfung kann auf eine beitimmte Summe gehen; ihr Be- 
trag kann auch von Fünftigen Umftänden abhängen. 

2. BZahlreich find die Fälle jachlich bejchränkter Haftung. 
Bei denjelben erſtreckt jich die Zwangsvollſtreckung nicht auf das ganze 
Vermögen des Schuldners, jondern nur auf die haftenden Bejtandteile 
desfelben. Dabei iſt aber zu unterjcheiden: 

a) In einigen Fällen gilt die beichränfte Haftung derart als jelbit- 
verjtändlich, daß jie von Rechts wegen jelbjt dann eintritt, wenn jie 
nicht im Urteil vorbehalten wird. So namentlich, wenn der Fiskus 
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als gejeglicher Erbe verurteilt wird, jowie dann, wenn das Urteil 
über eine Nachlaßverbindlichkeit gegen einen Nachlakverwalter oder 
einen anderen Nachlaßpfleger oder gegen einen Tejtamentsvoll- 
jtreder, dem die Verwaltung des Nachlaſſes zuiteht, gefällt wird, 
C.P.O. $ 780. 

b) In der Regel muß die bejchränfte Haftung bei Verurteilung 
des Schuldners vorbehalten werden. 

Hat daher der Kläger feinen Klageantrag nicht jchon jeinerjeits 
bloß auf Verurteilung unter Befchränfung der Zwangsvollitredung in 
die haftenden Gegenjtände gejtellt, jo muß der Beklagte mittels Ein- 
wendung dieje Beichränfung jeiner Haftung geltend machen, damit fie 
ihm im Urteil vorbehalten wird, vgl. C. P.O. 8780 Abi. 1.? 

Dies drückt für einen der Hauptfälle B.6.B.$ 1990 jo aus, daß der 
Erbe, wenn Nachlaßkonkurs oder Nachlagverwaltung wegen Mangels einer 
den Koſten entiprechenden Maſſe nicht thunlich ift, die Befriedigung „injo- 
weit verweigern fann, als der Nachlaß nicht ausreicht”. Wenn $ 1990 
im leßten Sage Dinzufügt: „Der Erbe iſt in diejem Falle verpflichtet, 
den Nachlaß zum Zwede der Zwangsvoflitredung herauszugeben“, fo 
heißt Dies nichts anderes, als daß er jich die Zwangsvollitredung in 
den Nachlaß gefallen lajien muß, und wenn er daher Nachlaßſachen 
hinterzicht, dafür haftbar wird. 

Entjprechendes gilt im Falle einer allgemeinen Gütergemeinjchaft, 
wenn eine Gejamtgutsverbindlichfeit, für die ein Ehegatte vor der 
Teilung nicht perjönlich haftet, nicht vor der Teilung berichtigt wird, 
worüber das Nähere im $ 1480 enthalten it. 

Sachlich bejchränft haftet ferner, wer durch Vertrag das Ber: 
mögen eines anderen übernimmt Er it dann neben dem bis- 
berigen Schuldner verpflichtet, aber nur auf den Beitand des übernom- 
menen Vermögens und die ihm aus dem Vertrage zuftcehenden Aniprüche. 
Dabei iſt gleichfalls $ 1990 zur entjprechenden Anwendung zu bringen, 
g 419. 

Das B. G. B. hat die Frage offen gelajjen, ob man fich bei Ein: 
gehung einer betiebigen Schuld vertragsmäßig derart verpflichten 
fanıı, daß man nur mit gewijjen Vermögensbeitandteilen haftet. Dies 
fönnte 3. B. praftijch werden, wenn jich der VBorjtand eines nicht rechts» 


2) War die Schuld bereitd gegen den Erblaſſer vollitretbar, jo kann der Erbe 
* beſchränkte ges durch Einwendung gegen dıe Zivangsvollitredung geltend machen, 
161 der C. P. O. 
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fähigen Vereins, welcher zu deſſen Zweden eine Verbindlichkeit eingeht, 
vorbehält, dat er nur mit dem Vereinsvermögen haftet. 

Die Geltung derartiger Verträge iſt nicht in Abrede zu jtellen.® 
Auch in diejem Falle muß natürlich der Verpflichtete durch Einwendung 
einen entiprechenden Vorbehalt im Urteil herbeiführen. Es wird auch 
hierbei $ 1990 entiprechend anzınvenden fein. 

Die jachlich beſchränkte Haftung kann mit einem Pfandrechte 
derart verbunden ſein, daß diejelbe Fünftige Befiger der betreffenden 
Sachen verpflichtet. Notwendig oder regelmäßig it dies in Fällen jachlich 
beichränfter Haftung nicht. 

3. Cine bejondere Weije jachlich beichräntter Haftung liegt in dem 
Rechte der Aufgabe von Vermögensgegenſtänden — der Aban— 
donierung — um jich hierdurch von einer Verpflichtung zu befreien. 

Dahin gehört im Falle einer Rhederei, daß Mitrheder, welche einem 
Beichlufie nicht zuftimmen, durch welchen Einzahlungen nötig werden, 
ih in den Fällen des H.©.B. $ 501 von der Verpflichtung zur Ein- 
zahlung dadurch befreien Fünnen, daß fie ihre Schiffgparten ohne Anjpruch 
auf Entgelt aufgeben. 

In ähnlicher Weije kann nach preußifchem Berggejete vom 24. Juni 
1865 $ 190 der Gewerfe jeine Verurteilung zur Zahlung feines jchul- 
digen Betrages durch Überlaffung feines Kuricheines an die Gewerfichaft 
behufs des Verfaufes abwenden. 


$5. Unordnung bes Rechtes der Schuldverhältnifie. 


1. Weit ab vom B. G. B. lag die Behandlungsweile des Obliga- 
tionenrechtes im A. L. R. Denn diejes hat die einzelnen Obligationen 
im elften Titel jeines erjten Teiles als jog. Titel für den mittelbaren 
Eigentumserwerb geregelt, während die allgemeinen Lehren vorzugsweije 
im fünften Titel unter den Verträgen untergebracht waren. Das B. G. B. 
dagegen behandelt die Obligationen als ein jelbitändiges Nechtögut. 

Daher jucht das B. G. B. die Schuldverhältnifje und das Sachen: 
recht jo jcharf als möglich zu trennen umd voneinander unabhängig zu 
geitalten. 

2. Die Pandektenlehrbücher jchieden das Obligationenrecht in einen 
allgemeinen Teil, welcher die den Obligationen gemeinjamen 





3) So aud) Bland ©. 8. 
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Lehren entwidelt, und in den beſonderen Teil, in welchem Die 
einzelnen Schuldverhältnifje aufgeführt werden. 

Ihnen fchließt ſich das B.©.B. der Sache nach an. 

Allerdings hat es feine Abteilung unter der Überfchrift allgemeiner 
Teil gejtaltet. Mean trug wohl Bedenken, dem allgemeinen Teile, welcher 
das erite Buch des B. G. B. bildet, unmittelbar einen allgemeinen Teil 
des Obligationenrechtes folgen zu laſſen. Aber die eriten ſechs Abjchnitte, 
mit welchen das zweite Buch beginnt, behandeln die Lehren, welche den 
allgemeinen Teil des Pandekten-Obligationenrechte® ausmachen. Der 
fiebente Abjchnitt regelt dann die einzelnen Schuldverhältnijje, giebt aljo 
den bejonderen Teil der Pandektenlehrbücher wieder. 

3. Die Nömer teilen die Obligationen in folche aus Kontraften 
und in Diejenigen aus Delikten ein und jchliegen ferner andere Obliga- 
tionen an als quaji fontraftliche und quasi deliktijche, je nachdem 
fie mit den Vertrags- oder Deliftsobligationen näher verwandt find.! 

Auch hieran finden ic) Anklänge im B. G. B. Der fiebente Ab- 
jchnitt des zweiten Buches bejteht aus 25 Titeln. 

a) Die 22 erjten Titel des 7. Abjchnittes enthalten die Schuldver- 
hältnijje aus einzelnen Verträgen und verwandte Berpflichtungen. 

Allgemeine Beitimmungen über Verträge hat der zweite Abjchnitt 
de3 Buches vorausgejchidt. 

b) Der 23. Titel behandelt die Borlegung von Sachen, der 
24. giebt die nach dem B. G. B. jo außerordentlich wichtigen Vorſchriften 
über ungerechtfertigte Bereicherung. 

c) Den Schluß machen im 25. Titel die „unerlaubten Hand= 
lungen“. 

Diejelben entjprechen den römischen Deliktsanjprüchen. 

Aber es finden fich auch Quafidelikte in diefem Titel. Dahin it 
namentlich Tierjchaden zu rechnen, welcher ohne Rückſicht auf Verfchulden 
denjenigen, der das Tier hält, zum Schadenserjag verpflichtet. 

4. Soweit nicht dringende Gründe entgegenstehen, jchließen wir 
uns im folgendem dem Gange de B.G.B. an. Es fürdert Dies das 
Berjtändnis feiner Bejtimmungen. 


1) $1 J. de act. 4,6. Dernburg, Pandeften Bd.2 86, 
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Erſter Abſchnitt. 
Die Verpflichtung zur Leiſtung. 


Erſtes Kapitel. 
Die Leiſtungspflicht im allgemeinen. 
86. Der Inhalt des Schuldverhältniſſes. 

1. Das Schuldverhältnis verbindet den Schuldner zu einer Leiftung, 
g 241.1 

Die Leiftung des Schuldners iſt alfo der nächſte Inhalt der 
Obligation. 

Aber die Leiftung ift nur das Mittel, welches die Obligation in 
Bewegung jegt; der Erfolg, welchem diefes Mittel dient, iſt Die Ver- 
ihaffung des wirtichaftlichen Gutes, welches dem Gläubiger zu teil 
werden joll.? 

Auf dies Gut allein fommt es dem Verkehre an. Nichts anderes 
als dies kann der Gläubiger vernünftigerweile beanjpruchen. 

Hieraus erklären fich zahlreiche Rechtsſätze. Bor allem dedt ſich 
die Frage, was zur Erfüllung der Obligation gehört, feineswegs 
volljtändig mit der, was ihren Inhalt ausmacht. 

Den Inhalt bildet die Leiltung durch den Schuldner und deſſen 
Erben; gleichwohl kann in der Regel auch der Nichtjchuldner die Schuld 
erfüllen, B. G. B. $ 267. Denn die Leitung durch den Dritten bewirkt 
in der Regel den Erfolg der Obligation ebenjo, wie wenn der Schuldner 
leiſtet. 

Da es nur auf die Erreichung des Zweckes der Obligation an— 
fommt, jo erklärt ſich auch, daß der Schuldner befugt iſt, ſtatt zu zahlen, 
mit einer fälligen gleichartigen Gegenforderung aufzurechnen. Denn der 
Gläubiger erhält im wejentlichen den ihm gebührenden VBermögensvorteil 
durch die Aufrechnung, wie durch Zahlung. 

2. Da die Obligation nur ein Mittel zur Erreichung eines be- 
ſtimmten Erfolges ijt, jo fünnen mehrere Obligationen nebeneinander 
vorfommen, welche auf denjelben Erfolg gerichtet find und jämtlich 
erlöichen, wenn dieſer einmal erreicht iſt. 


1) Oben ©. 1. 


2) &. Hartmann, Die Obligation. Unterfuchungen über ihren Zweck und 
Bau. 1875. 


Dernburg, Bürgerl. Recht. II.1. 2 


18 Die Leiftungspflicht im allgememen. 


In jolcher Weije fönnen mehrere Verpflichtungen desjelben Schuld = 
ners nebeneinander bejtehen, 3.B. eine Kaufgelderſchuld und eine Wechjel- 
ſchuld wegen desjelben Ausjtandes. 

Nicht minder fünnen mehrere in der Weije jchulden, daß nur ein— 
malige Erfüllung bezwect wird, insbejondere als Gejamtjchuldner, 8 421. 

Die mehreren Obligationen, welche einmalige Erfüllung bezweden, 
bilden in der Vermögensbilanz des Gläubiger einen Beitandteil, — 
eine Vermögenspoſt. 

3. Die zu leiftende Sache und der zu gewährende Dienſt lafjen 
fich genau genommen nur als „mittelbarer Gegenstand“ der Obli- 
gationen bezeichnen, da eben die Leiltungspflicht deren nächiter Inhalt, 
oder — nach anderer Betrachtungsweile — nächiter Gegenjtand iſt. 

Die war der Sprachgebrauch des erjten Entwurfes, welcher vor 
allem juriftiiche Korrektheit erjtrebte. 

Im Leben dagegen jieht man in der Sache, jowie dem Dienite, 
auf deren Gewährung das Schuldverhältnis abzielt, vorzugsweiſe dejjen 
Gegenitand, da es dem Verkehre auf die Verichaffung des erjtrebten 
Gutes ankommt. Dem jchloß Jich der zweite Entwurf an, welcher ich 
mehr als der erite den Vorjtellungen des Lebens anbequemt. 

Dies ift auch der Sprachgebrauch des B. G. B. 


87. Negative und pofitive Leijtungen. 


1. Das Schuldverhältnis kann pofitive Handlungen, es kann auch 
Unterlajjungen zum Inhalte haben. 8 241 Cap 2 erklärt das legtere 
ausdrüdlich. Wer wollte hieran zweifeln? 

1. Das Unterlajjen kann den einzigen oder doch den haupt— 
jächlichen Inhalt des Schuldverhältnifjes bilden. Es kann 3. B. in der 
Berpflichtung, bei einer Verſteigerung nicht mitzubieten, beitchen, oder 
ein Konkurrenzgeſchäft nicht zu errichten, oder über ein gewiſſes Maß 
hinaus nicht zu produzieren, oder unter einem bejtimmten Preiſe nicht 
zu verfaufen, oder ein Vergehen nicht zur Anzeige zu bringen, oder den 
unehelichen Erzeuger eines Kindes nicht zu nennen. Auch die Verab- 
redung, bis zur Erfüllung gewijjer Arbeitsbedingungen zu „Streifen“, 
gehört hierher. 

Nicht jelten knüpft fich ferner an die Übernahme der Verpflichtung zu 
pofitiven Leijtungen eine Berpflichtung zum Unterlafjen. Es darf z. B. 
nah H.©.8.$5 60 der Handlungsgehilfe ohne Einwilligung des Prin— 
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zipal3 weder ein Handelsgewerbe betreiben, noch in dem Handelszweige 
de3 Prinzipals für eigene oder fremde Rechnung Gejchäfte machen. ! 

Berpflichtungen zum Unterlaffen unterliegen zwar im allgemeinen 
den Borjchriften über Schuldverhältnifje. Viele diefer Vorjchriften find 
jedoch der Natur der Sache nach nicht auf fie anwendbar. Berzug des 
Schuldners 3.8. iſt bei Unterlafjungen nicht denkbar, vgl. B. G. B. $ 339. 
Wenn ferner mehrere ein Unterlafjen jchulden oder wenn mehreren ein 
Unterlaſſen gejchuldet wird, jo finden jich unteilbare Leitungen, doch 
die Borjchriften von 8 431 und inZbejondere von $ 432 über unteilbare 
Leitungen fünnen nicht eingreifen. 

IH. Die auf ein Thun gerichteten Obligationen find bei weiten 
die häufigiten. 

1. Sie dienen dem Güteraustaujch, indem fie bezweden, Sachen oder 
Rechte dauernd zu übereignen oder deren Gebrauch oder Nubung auf 
Zeit zu überlaffen. Hierüber iſt hervorzuheben: 

a) Nicht bloß eigene, auch fremde Güter kann man verjprechen 
und jchulden. 

Beim Berjprechen eines fremden Gegenjtandes kann die Abficht der 
Beteiligten bloß dahin gehen, daß fich der Schuldner bemühen foll, dem 
Gläubiger den fremden Gegenjtand zu verichaffen. 

Ob dies gemeint war, iſt Auslegungsfrage Im Zweifel iſt nad) 
allgemeiner Regel die mindere Verpflichtung anzunehmen. ? 

b) Iſt jemand zur Veräußerung oder Belaftung eines Gegenstandes 
verpflichtet, jo erſtreckt jich die Verpflichtung im Zweifel auch auf deffen 
Zubebör. 

Dies bejtimmt das B. G. B. ausdrüdlich nur für Verpflichtungen 
aus Verträgen — $ 314 — und aus Vermächtnifien — $ 2164. Aber 
die Beltimmung ift entiprechend auf andere Verpflichtungen anzuwenden, 
da ſie dem Wejen des Zubehöres entjpricht.® 

Als hiernach mitgejculdet gilt vor allem das Zubehör, welches 
zur Zeit der Entftehung des Schuldverhältnifjes vorhanden 
war. Man wird aber für die Regel auch anzunehmen haben, daß dag 
verfehrsübliche Zubehör als mitbedungen gilt, wenn Zubehör nicht 
vorhanden war oder wenn dasjelbe nicht ausreichend iſt. Insbeſondere 








1) Ein anderes Beilpiel R.G. Bd. 15 ©. 435. 
2) Auh nah A. L. R.I, 5 $49 follte dies vermutet werben. 
3) Bgl. 88 926, 1031, 1062, 1096, 1551 bezüglich dinglicher Verhältnifje; des— 
leihen erjtredt fi der Zuſchlag nad) 88 55, 90 des Zw. Verſt. Gef. aud) auf das 
Bubehör. 
2* 


— 
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ift auch bei Gattungsfchulden für die Negel zu unterjtellen, daß das 
verfehrsübliche Zubehör mitgejchuldet fein joll.* 

c) Im Leben, in der Wiſſenſchaft und der Gejeggebung ift nicht 
jelten von „Kreditgeſchäften“ die Rede. ® 

Ein allgemein anerkannter oder gejeglich feſtgeſtellter Begriff beiteht 
hierfür freilich nicht. Der Ausdrud hat verjchiedene Bedeutung, die je 
nach dem Zujammenhange zu ermitteln ift. Vorzugsweiſe ‚verjteht man 
aber unter Kreditgejchäften diejenigen Geſchäfte, bei welchen einem anderen 
Werte unter der Verpflichtung der Nüdgewähr von Umlaufsmitteln über: 
lafjen werden. Dahin gehören unter anderem Darlehen, Kreditfäufe. 
Auch Wechjelichulden können bei Kreditgejchäften übernommen werden, 

Die Beitimmungen über Kreditauftrag des B. G.B. 5 778, H. G. B. 
$ 349 ſetzen dieſen Begriff des Kreditgeſchäftes voraus. Auch dem Reichs— 
gejege vom 19. Juli 1893 Art. 4 liegt er zu Grunde. 

2. Die Verpflichtungen auf ein Thun begreifen namentlich Dienste 
in jih. Hierher gehören die Arbeiterverträge. 

Während im Altertume das Verhältnis des Unternehmers zu feinen 
Arbeitern übertviegend auf Herrengewalt über Sklaven und Hausfinder 
gebaut war und noch im Beginne des 19. Jahrhunderts die agrarijchen 
Arbeiterverhältnifje vorzugsweile auf Unfreiheit, nämlich der Gutsunter- 
thänigfeit berubten, gründen fich die heutigen Arbeiterverhältnifje faſt 
ausjchlieglich auf den freien Arbeitervertrag. 

Das B. G. B. kennt einen befonderen Arbeitervertrag nicht. Ders 
jelbe ijt vielmehr im Dienjtvertrage aufgegangen. Die Rüdficht auf 
die Arbeiterverhältnifje Hat indejjen die Beitimmungen des B. G. B. über 
den Dienitvertrag wejentlich beeinflußt. ® 


88. Eigenart der Berpflihtungen zu Handlungen. 

I. In der älteren römijchen Doktrin ftellte man den Sat auf: 
nemo praecise cogi potest ad faciendum. Zwangsvollitrefung gegen 
einen Schuldner zu perjönlichem Thun galt als unzuläſſig. Das nahm 
der Code eivil auf im Art. 1142: toute obligation de faire ou de ne 
pas faire se r6sout en dommages et interöts en cas d’inöx6cution 
de la part de debiteur. 


4) Coſack a.a.D. Bd.1 ©. 305. 
5) Vgl. Georg Cohn in Endemanns Handbuch des Handelsrechtes Bd.2 S. 359 
und dort Angeführte. 
6) Die bejonderen Vorjchriften der NR. Gew. Ordn. über die gewerblidhen Ar— 
beiter bleiben bejtehen. 
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II. Verwandte Gedanken riefen A.L. R. I, 5 $408 ff. hervor, wo— 
nach Berträge über Handlungen, welche nicht eine Sache oder ein Recht 
zum Inhalt hatten, dem einfeitigen Rücdktritte unter der bloßen Behauptung 
unterliegen jollten, daß die Erfüllung nicht vertragsmäßig geleiftet fei 
oder geleiftet werden fünne, jo daß aber der Zurücktretende, deſſen Vor— 
geben unbegründet war, infolge des Rücktrittes entihädigungspflichtig 
werde. 1 ? 

Eine entjprechende Beitimmung ift dem B. G. B. fremd. 

Die Rechtiprechung hat aber ÜL.R.I,5 8 408 ff. im Falle der 
Entlajiung des Gefindes bei Gejindeverträgen übernommen. Hier muß 
jene Vorfchrift noch zur Anwendung kommen, da ihre Nichtamvendung 
eine Lücke in das Gefinderecht reifen würde, welche der Abficht des 
Geſetzes nicht entiprechen fann.® 

III. Im übrigen find die Borjchriften des A.L. R. bezüglich des 
Rüdtrittes von Verträgen über Handlungen durch befondere Beitimmungen 
des B. G. B. bei den einzelnen Berträgen erjegt, wonach beiden Teilen 
Kündigung aus „wichtigen Gründen“ verjtattet if. So für den Dienit- 
vertrag $ 626. Bei Dienjten höherer Art, die auf Grund bejonderen 
Bertrauens übertragen werden, it, wenn fein dauerndes Dienftverhältnig 
mit feſten Bezügen bejteht, nach $ 627 ohne weiteres die fofortige Kün— 
digung zuläſſig. Entichädigung ift dabei nicht zu leijten, auch wenn die 
Kündigung grundlos war. 

IV. Im $774 Abſ. 1 verjtattete die E.P.D. vom 30. Januar 1877 
die Erzwingung von perjönlichem Thun durch Gelditrafe und Haft. 

Die Beitimmung des code civil art. 1142 war hiermit befeitigt, * 
al3 prozeiiualiicher Natur, die Regelung des A. L. R. blieb unberührt, 
als materiellrechtlich. 

Nach der neuen Faſſung der C. P.O. im $ 888 Abſ. 2, welcher dem 
Reichstage jeine Entjtehung verdankt, tritt eine wichtige Veränderung ein. 
Denn e3 findet fortan im Falle der Verurteilung zur Leiftung 
_..» Beiden er ren Parteien ftand das Rüdtrittsrecht zu. N. G. Bd. 21 
S. 232; Jur. Woch. 1890 ©.405 n. 13; Bolze Bd. 19 n. 493; Strieth. Arch. Bd. 20 
5.240, Bd. 28 ©. 204; R.O. H. G. Bd. 13 ©. 221. 

2) Die Beweislajt war in folgender Weile zu verteilen. Der vertragätreie 
Kontrahent, welcher wegen des Nüdtritted des Gegenfontrahenten Schadenserſatz ver- 
langte, Hatte nur den Rücktritt zu beweiſen. Um dieſe —— zur Abweiſung zu 
bringen, mußte der zurückgetretene Kontrahent beweiſen, daß der Gegner die Erfüllung 
—* en geleiftet habe oder jolchergeftalt nicht leiſten könne. Zur. Woch. 


3) Strieth. Archiv Bd. 81 ©. 262, vgl. oben ©. 6. 
4) Bol. Strudmann zu $774 Ziff. 8. 
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von Dienjten aus einem Dienjtvertrage die Vollſtreckung durch 
Geldjtrafe oder Haft nicht mehr jtatt. Der Dienjtherr ijt daher 
auf Schadenserjaß verwiejen. Daß diejer Anspruch häufig nicht praftiich 
verwertet werden kann, liegt auf der Hand. 

Dagegen kann der Dienjtherr durch Haft und Geldftrafe zur An— 
nahme des Dienjtverpflichteten gezwungen werden. 

Bezüglich des Gefindes hat C. P.O. $ 888 Ab. 2 für Preußen 
um deswillen weniger Bedeutung, weil das Gefinde nah C. P. O. 
88 51, 167 auf Antrag der Herrichaft von der Polizeibehörde zum 
Dienjt angehalten werden fann. 

Unentgeltliche Dienjte infolge Auftrages — B. ©.B. $ 662 ff. — 
bleiben nach E.B.D.$ 888 Abi. 1 erzwingbar. 


Zweites Kapitel. 
Beurteilung nach Treu und Glauben. ! 
89. Gebundenheit und Freiheit des Nichters nad älterem Recht. 

I. Genauſte Befolgung des Buchſtabens der Gejege und jtrengites 
Feithalten am Wortlaut der Verträge ift auf älteren Stufen des Nechtes 
unerbittliche Anforderung. Das Gut einer feiten, von dem unberechen- 
baren Ermejjen der Richter und von den Einflüjjen des Klaſſengeiſtes 
unabhängigen Rechtspflege, nicht minder der Vorteil einer raſchen und 
jchneidigen Erledigung der Nechtshändel wird auf diefem Wege am voll- 
kommenſten erreicht. Der Sat lex dura, sed ita scripta est jchlägt auf 
diefer Stufe der Nechtsentwicelung jedes Bedenken bezüglich der An— 
gemefjenheit des Ergebniffes und der Übereinjtimmung mit dem Partei— 
willen nieder. 

Solcher Art war das ältejte, römische Necht. Ihm gehörten nur 
judicia strieti juris an. Nicht anders war es im altdeutjchen Nechte. 

II. Diejem Zujtande entwächit das Necht, wenn ich die Verhält- 
niſſe der bürgerlichen Gejelljchaft verwideln, wenn das Nechtsgefühl ver- 
feinert und empfindlicher wird. Nicht mehr der Buchjtabe allein foll 
maßgebend jein, der Zweck des Geſetzes und der Verträge füllt in das 
Gewicht. Neben das Geſetz jtellt fich das allgemeine Rechtsgefühl, wel: 
ches dahin ftrebt, das Necht feinen Anforderungen entiprechend zu modeln 
und zu gejtalten. 


1) Stammler, Recht der Schuldverhältnifie S. 36; Endemann, Einführung $ 100. 
Bol. auch Danz, Auslegung der Rechtsgeſchäfte 1897. 
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So fam es, dat ſich in den letzten Jahrhunderten der römischen 
Republik neben den judicia strieti juris, welche, wenn auch feineswegs 
unbeeinflußt, bejtehen blieben, die judicia bonae fidei bildeten. Der 
Richter jollte Hier feinem Urteile zu Grunde legen „quod inter bonos 
bene agier oportet“ und was „ex fide bona dare facere oportet“, 
aljo unter Berücjichtigung von Treu und Glauben, Necht fprechen. 

Im gemeinen Rechte ftrebte man danach die römischen Grundjäße 
der bonae fidei judieia bei allen Klagen — von folchen aus dem 
Wechjel abgejehen — zu Grunde zu legen.? 

Doc) fehlte in der gemeinrechtlichen Praxis viel daran, dat man das 
allgemeine Rechtsgefühl jo frei walten ließ, wie dies in der Elafjischen 
Römerzeit bei den bonae fidei judicia geſchah. Denn die Richter waren 
nicht mehr Laien wie in Rom, in deren Ausjprüchen die Volksüberzeugung 
über das, was recht und billig war, zum unmittelbaren Ausdrud fam, 
jondern gelehrte Juristen, welche jich von den Vorjchriften des gejchrie- 
benen römijchen und fanonijchen Rechtes nicht leicht zu entfernen wagten. 

Dies jteigerte jich bei den Juristen des Gebietes des preußijchen 
Landrechts. Wohl juchte das A. L. R. in feinen Satungen dem gerecht 
zu werden, was Treu und Glauben forderte. Aber die Richter, welche 
dieje Kodifikation anwendeten, hielten ſich oft an deren Wortlaut jchlecht- 
bin gebunden, jo dat Buchjtabenjurisprudenz jowie blinde Unterwerfung 
unter die Präjudicien höherer Gerichte maßgebend war. 3 


IHM. In Frankreich galt das römijche Recht, joweit man ihm dort 
Raum gab, als raison 6erite. Dabei erfannte man insbejondere einen 
Gegenjag zwilchen judicia bonae fidei und strieti juris nicht an. Alle 
Verträge jollten vielmehr nach gutem Glauben zu beurteilen fein. Der 
gute Glaube galt, wie man fich ausdrüdte, al3 die Seele der Verträge. 
Dies vererbte jich auf den Code civil. Art. 1134 verlangt, daß Verträge 
nah gutem Glauben auszuführen feien. Art. 1135 fügt Hinzu: Les 
conventions, obligent non seulement à ce qui est exprim6, mais 
encore à toutes les suites, que l’&quitö, l’usage, ou la loi donnent 
a l’obligation, d’aprös sa nature.* 


2) Vgl. Dernburg, Band. Bd. 1 $.131 Anm. 12. 

3) Vgl. jedoh z.B. Blätter für Rechtspflege 1897 S. 85. — Diejes Erkenntnis 
läßt erfennen, in welchem bedeutenden Umfange neuerdings bereit unter der Herrschaft 
des A.L.R. Treu und Glauben unter Berüdfihtigung der Verkehrsfitte in der Rechts— 
iprehung Berüdjichtigung gefunden hat. 

4) Demolombe des contrats tome premiere, cours de droit Napoleon XIII 
livre III titre III chap. 3 n. 394. Et c’est toujours en effet le devoir du juge, 





24 Beurteilung nad) Treu und Glauben. 


$ 10. Treu und Glauben nad B. G. B. 

I. Im franzöfiichen Recht liegt das unmittelbare Borbild des B.G.B. 

Verträge find nach $ 157 jo auszulegen, wie Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verfehrsfitte e8 erfordern. Dies bezieht ſich auf 
Verträge jeder Art, aber vor allen auf obligatorijche. Für Schuldver- 
hältnifje bejonders bejtimmt dann $ 242, der Schuldner ift verpflichtet, 
die Leijtung jo zu bewirken, wie Treu und Glauben mit Rüdjicht auf 
die Verkehrsſitte e8 erfordern. 

Dies iſt fachentiprechend und wird mit Necht mit Beifall begrüßt. 
Aber ungejchichtlich it e8, wie manche thun, in diejen Bejtimmungen 
des B. G. B. ein neues Prinzip der Gefeggebung zu jehen. Es legt dies 
die Gefahr nahe, zu weitgehende Schlüfje zu ziehen. 

Durch jene Vorjchriften joll, wie man behauptet hat, ! dem Richter auf- 
gegeben werden, das Richtige im Sinne des jozialen Ideals im Einzelfalle 
zu finden und mit demjenigen im Einklange zu bleiben, was lettes Ziel 
alles menjchlichen Zuſammenlebens jei. Dies jei die Idee einer Menſchen— 
gemeinschaft, in welcher jeder die Zwede der anderen zu den jeinigen mache. 

Danach wäre das Recht berufen, die Mahnung durchzuführen, liebe 
deinen Nächiten wie Dich ſelbſt. Doch hierin liegt nur eine religiöje und 
fittliche Verpflichtung. Das Necht kann fich jo hohe Ziele nicht fteden. 
Soweit geht auch nicht die Abjicht de8 B.G.B. Dies ergiebt jchon die 
Berweilung auf die Verfehrsfitte, usage des Code civil. Denn diejelbe 
iſt feineswegs immer von jenem Geiſte bejeelt. Im ihr lebt ein guter 
Teil unausrottbarer Selbitliebe. 

II. Nichts anderes will das Geſetz, als daß der Richter zur Richt: 
ſchnur nehmen joll, was bei dem Schuldverhältnis nach den Zweden 
des Geſchäftes und der Sitte anjtändig und gerecht denfender 
Menjchen von dem anderen Teile erwartet werden durfte. 

Damit wird den im Leben herrfchenden Anjchauungen und der guten 
Verfehrsfitte ein weitreichender Einfluß auf die Gejtaltung der Schuld: 
verhältniffe eröffnet, ohne das Recht jeinen notwendigen Aufgaben zu ent: 
fremden. 

Diefe Beurteilung nach Treu und Glauben Tann dem Gläubiger 
wie dem Schuldner zu gute kommen. 


id officio judicis continere, d’interpreter la convention et d'en ordonner l’execution 
conform&ment à l’intention des parties, en egard au bout, qu’elles se sont propos& 
d’atteindre, 


1) Stammler, Schuldverhältnifje ©. 36. 
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Wenn 3.8. $ 611 wohl allzu dürftig beitimmt, daß der in Dienft 
Tretende dem Dienjtherrn „die verjprochenen Dienjte* zu leiiten bat, 
jo findet dies hier feine Ergänzung. Der Dienjtherr kann darüber hinaus 
auch verlangen, was er nach der Berfehrsfitte erivarten durfte. 

Wenn andererjeit3 3. B. das Gejeg dem Mieter die Räumung nach 
Beendigung der Miete auflegt, jo darf dieſelbe hiernach vom Mieter 
vertagt werden, wenn fie wegen jchwerer Erkrankung mit Lebensgefahr 
für ihn oder jeine Angehörigen verfnüpft war.? Denn der Mieter durfte 
ſolche Nachjicht von einem gerecht und billig denfenden Vermieter in der 
Kegel erwarten. 

III. Die Berfehrsfitte ift zeitlich und örtlich verichieden. Als maß: 
gebend werden wir nur die zur Zeit der Begründung des Schuldverhält- 
niſſes berrichende anzujehen haben. Zweifelhafter kann jein, welchen 
Drtes Berfehrsfitte zu beachten ift. In erjter Linie muß die nach den 
Umjtänden jich ergebende Abjicht der Beteiligten, in zweiter der Erfül- 
lungsort darüber bejtimmen, entiprechend den Sätzen, welche man für das 
internationale Privatrecht aufitellt, und aus denjelben Gründen, welche 
man für dieſe Sätze anführt. 

Die Verfehrsfitte ift mit nichten Necht im objektiven Sinne; fie hat 
daher feine Bedeutung für die Vertragsichliegenden, wenn Diejelben von 
ihrem Beitehen beiderjeit3 nicht3 wuhten. War fie nur dem Schuldner 
unbefannt, aber mußte der Gläubiger erwarten, daß fie der Schuldner 
fennt, jo fann fie zwar nach Treu und Glauben Anwendung finden, 
doch das jtempelt jie nicht zum Recht im objektiven Sinne. 

Die Verfehrsfitte darf nicht bloß dem Anſtand oder der Sittlichkeit 
angehören, wenn jie das Schuldverhältnig beeinfluffen jol. Auch joweit 
es alfo der Verfehrsfitte entipricht, daß Trinfgelder, Weihnachtsgejchente, 
Remunerationen an die Angejtellten gewährt werden, liegen hierin doch 
nur freiwillige Gaben, welche rechtlich nicht verbindlich find. 

IV. Das H. G. B. 8 346 giebt den angeführten Regeln noch eine 
bejondere Anwendung. Es ijt hiernach unter Kaufleuten in Anjehung 
der Bedeutung von Handlungen und Unterlajjungen auf die im Han— 
delsverfehr geltenden Gewohnheiten und Gebräuche Rückſicht zu nehmen. 


Damit wird ausgejprochen, daß die im Handelsverfehr geltenden 
Gewohnheiten unter Kaufleuten maßgebend jind, auch wen fie beiden 


2) Stammler a. a. O. 
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oder einem von ihnen nicht befannt waren. In der That ift anzunehmen, 
daß fie ſich auch für diefe Fälle den Übungen ihres Standes fügen 
wollten. Natürlich muß es fich aber um Gewohnheiten und Gebräuche 
handeln, welche nicht mit den guten Sitten in Widerſpruch jtehen. 

V. Die Berfehrsfitte wird als wichtigiter Leitjtern für die Beur- 
teilung der Schuldverhältnifje nach Treu und Glauben bezeichnet. Aber 
der einzige iſt er nicht. 

Was Treu und Glauben dem individuellen Verhältniffe gemäß iüt, 
was den Zweden, von welchen die Beteiligten einverjtändlich ausgingen, 
entjpricht, was nad) materieller Gerechtigkeit jedem der Beteiligten in 
ihren bejonderen Beziehungen zukommt, it gleichfalls zu berüdjichtigen. 

VI. Dem gewöhnlichen Schuldrecht jteht das Wechjelrecht gegen— 
über, welches an Formen und beitimmte Worte gefnüpft ift. Das Wechjel- 
recht fennt feine Gejchäfte, die nach gutem Glauben zu beurteilen find. 
Hier herrſcht jtrenges Recht. 

Mit den Wechjelichulden verwandt find auch gewiſſe Verbindlich: 
feiten nach B.G.B. Dahin gehört das Recht, welches durch Abtretung 
im Falle des 8 405 erworben wird, jowie das durch Annahme einer 
Anweiſung begründete fForderungsrecht gegen den Angewiejenen, $ 784. 


Drittes Kapitel. 


Gattungsſchuld. 
$ 11. Begriff der Gattungsſchuld.“ 

I. Bei der Gattungsichuld wird der Schuldgegenitand nad) 
Gattung, Art und Zahl bejtimmmt, bei der Speziesſchuld bilden 
bejtimmte Individuen den Schuldgegenitand. 

Obligationen über vertretbare Sachen jind meiſt Gattungsjchulden, 
wenn auch feineswegs immer, aber auch unvertretbare Sachen fünnen 
Gegenſtand von Gattungsichulden jein, 3.8. 10 Lokomotiven, 100 Pferde. 


3) E8 iſt alſo durch H. G. B. nicht beftimmt, daß im Verkehr zwiichen dem 
Kaufmann und Nichtlaufmann die „Dandelsfitte” ohne Bedeutung tft. Soweit jie der 
fegtere fennt oder fennen muß, joweit anzunehmen iſt, daß er 4 ihr fügen wollte, 
iſt ſie auch für den Nichtkaufmann bindend. Wenn ſich z. B. jemand auf ein dem 
Betriebe des Bankiergewerbes angehöriges Spekulationsgeſchäft einläßt und zwar unter 
Bezeichnung desjelben mit Ausdrüden, mit welden die berufsmäßig Handelnden einen 
bejtimmten Sinn verbinden, jo muß im Bmeifel angenommen werden, daß er das 
in fällen der gedachten Art Üblihe und unter den ———— Ausdrücden Handels 
gebräuchlihe gewollt hat, R.O. H. G. Bd. 16 ©. 251 


1) Motive Bd. 2 5.10: Endemann, Ginfüßrung Bd. 18 119; Dernburg, Band. 
Bd. 2 8 25; Goldſchmidt, Handelsrecht göi. 
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Der große kaufmännische Verkehr bewegt fich vorwiegend in Gats 
tungsjchulden. 

II. Gattung3= oder Genusjchulden wurden jchon nach römijchem 
Rechte verichieden von Speziesjchulden behandelt. Im B. G. B. tritt dieje 
Verſchiedenheit beſonders jcharf hervor. ? 

Daher kann unter Umjtänden wichtig werden, ob eine Speziesjchuld 
oder eine Gattungsjchuld vorliegt. 

Viele nehmen eine Gattungsschuld auch dann an, wenn eine 
Quantität aus einer bejtimmten Majje heraus geleijtet werden 
joll,® z. B. aus einer Schiffsladung eine bejtimmte Menge Waren. 
Dies iſt unrichtig, denn eine Schiffsladung ift feine Gattung. * 

Zweifelhafter wird die Frage, wenn aus einer Produktionsſtätte 
fortdauernd Waren gewonnen werden, aus welchen Quantitäten geliefert 
werden follen, z. B. „Ia gewajchene Schmelzfofes der Zeche Dannen- 
baum“. Bei jolchen Gejchäften fann es ſich um eine Gattung mit be- 
jonderen Eigenjchaften handeln. Dies wird aber nur anzunehmen fein, 
wenn die Produktion jo majjenhaft it, daß fie im Verkehr eine bejon- 
dere Art der Gattung bildet. 

III. Wejentlich ijt für die Gattungsichuld, daß die Quantität der 
Leiitung bejtimmt oder doch bejtimmbar ijt. Ein gewiljer Spielraum 
in dieſer Hinjicht iſt aber nicht ausgejchlofjen. Nicht jelten jind z. B. 
Verträge, bei welchen die gejchuldeten Quantitäten mit „eirca* bezeichnet 
werden. Damit ijt gemeint, daß eine verhältnismäßig unbedeutende Ab- 
weichung in der Zahl feinen Einwand gegen die Lieferung begründen 
joll. Zuweilen beitimmt die Verkehrsfitte bei Öejchäften mit jolcher Klauſel 
das Höchitmaß der zuläjligen Abweichung. Die Quantität kann ferner 
nach fünftigen Umjtänden bejtimmt werden, 3. B. nach dem Bedürfnis 


2) Über die Frage, ob das Reichsſtempelgeſetz vom 29. Mai 1885 bezüglich 
eg — Waren bloß Gattungs- oder auch Spezieskäufe betrifft, vgl. 
R. G 20 

3) So Pland zu B. G. B. 8243; Windſcheid Bd.2 8 255 unter 17; 

35. 24 ©.30. Dagegen Goldihmidt, Handelsrecht S. 537; Dernburg, *8 b. 5 
$25 Unm.5. Bol. aud Motive Bd.2 ©. 11, welde von gemiſcht generiſchen Obli⸗ 
gationen“ ſchwerlich zutreffend ſprechen. 

4) Zu beachten iſt, daß ſowohl $ 243 wie 8279 von „nur“ der Gattung nad) 
beitimmten Sachen ipricht. — Iſt der Schuldner verurteilt, „von bejtimmten beweg— 
lihen Saden eine Quantität“ mer jo greift 8.883 C.P.O. Plag. — Bol. 
ui ie Anm. f. Gerichtsvollzieher $ 94. 

) R. G. Bd. 28 ©.221. Dagegen Kuhlenbeck in Jur. Wod. 1897 ©. 438. 

3388 Bd. 1 ©.57, Bd.8 S. 209, Bd.9 S. 129, Bd. 15 S. 334. — 
F N, — Hundert Dußend“ enthält feine genügende Beitimmung, 


O. H. G. B 
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für den Bierausſchank des Käufers.“ Zuläſſig iſt auch die Feſtſetzung 
nach einem geringſten und höchſten Maß, z. B. 1000 ÿ 1500; dann 
kann der Käufer 1000 fordern, 1500 aber muß er auf Verlangen ab— 
nehmen. 

IV. Eine Gattung umfaßt oft verjchiedene Sorten und Arten. 

E3 kommt gleihwohl vor, daß der Schuldvertrag Sorte und Art 
nicht bezeichnet. 

Dann ijt es Auslegungsfrage, welche Art oder Sorte gemeint war. 

Hierfür ſind in erjter Linie die Umstände des Falles maßgebend. 
Insbejondere können frühere Beitellungen einer Sorte einen Finger— 
zeig abgeben; häufig läßt der vereinbarte Preis auf den Sinn des Ge— 
ichäftes jchliegen, Rotwein die Flajche zu 5 Mark z.B. iſt eine andere 
Sorte als zu 1 Mark. 

Fehlt e8 an derartigem Anhalt, jo nahmen die Römer nicht ohne 
Grund an, daß die geringite — fehlerloſe — Sorte zu leiften jei.® 

Doch Hat ich längſt die Auffafjung zur Geltung gebracht, daß in 
jolchem Falle „mittlere Art und Güte“ gejchuldet jei.? So bejtimmt 
auch das B.G.B. $ 243 Abſ. 1.10 H. G. B. $ 330 verlangt in gleichem 
Sinn „Handelsgut mittlerer Art und Güte”. 

Was dahin gehört, ergiebt die Handelsfitte. Welchen Ortes? Im 
Zweifel wird man auf den Erfüllungsort zu ſehen haben.!! Der Ver: 
tragsort wie der Beitimmungsort muß in der Regel außer Betracht 
bleiben. 

Eine bejondere Vorjchrift findet fich bei Vermächtniſſen einer nur 
der Gattung nach bezeichneten Sache. Billigerweije joll nämlich nach 
$ 2155 eine den Verhältnijjen des Bedachten entiprechende Sache als 
vermacht gelten. Verſagt indes dies Kennzeichen, 3. B. meinem Freunde 
100 Flaſchen Rotwein, dann wird auch bei Vermächtnijfen mittlere 
Qualität zu leijten jein. 

Iſt bei Unbejtimmtheit der Sorte der Schuldner befugt, gegen den 
Willen des Gläubiger Beſſeres als die mittlere Sorte zu liefern? 
Nach Code civil Art. 1246, wonac der Schuldner nicht verpflichtet 


7) R. O. H. G. Bd.14 S. 291. — Der unter regelmäßigen Umständen zu er- 
wartende Bedarf beftimmt den Umfang der VBerpflihtung, Bolze Bd.8 n. 144 u. 317. 


8) 1.7285 D. de sol. 46, 3. 

9) A. L. R. I,5 8275. Code civil art. 1246. 
10) E.1$ 213; Mot. Bd.2 ©. 12. 

11) Dies entjprehend H. G. B. $ 361. 
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jein Joll, beſte Qualität zu liefern, mag dies zu bejahen fein. Die Faſſung 
des B.G.B. dagegen führt zur Verneinung.!? Denn hiernach ift im 
Zweifel mittlere Qualität Vertragsgegenstand. Vielleicht ift fie dem 
Gläubiger, weil marktgängiger, erwünjchter als beſte Qualität. 


$ 12. Das Redt der Gattungsſchuld. 


I. Innerhalb des Rahmens der Obligation beftimmt der Schuldner 
den Gegenitand der Leiſtung nach feinem Ermefjen.! 

Aber die eimjeitige wörtliche Erklärung des Schuldners ijt ohne 
bindende Kraft, auch wenn er jie dem Gläubiger mitgeteilt hat.? Daher 
darf er beliebig von diejer Erklärung abgehen, kann jich aljo auch nicht 
auf fie berufen, wenn dasjenige untergeht, was er leiten zu wollen 
einjeitig erklärte. 

Sollte freilich die Mitteilung an den Gläubiger einen Antrag mit 
dem Zwecke bilden, das Schuldverhältnis zu fonfretijieren, jo treten die 
Rechtsvorjchriften über den Antrag ein, jo daß in dejien Annahme eine 
Umwandlung der Schuld liegt. Die Gattungsobligation ift aljo dann 
durch Vereinbarung zur Speziesſchuld geworden. 

II. Das Schuldverhältnis Fonfretifiert ſich vorzugsweiſe Durch 
die Leijtung jeitens des Schuldners. 

War die Leiltung volljtändig und fehlerlos, jo geht die Schuld 
freilich mit derjelben unter. ® 

Ob und imvieweit eine Konfretifierung jchon dann eintritt, wenn 
der Schuldner das von feiner Seite Erforderliche durch Abjendung 
einer Sache an den Gläubiger gemäß $ 447 vorgenommen hat, fünnte 
an und für jich zweifelhaft fein. 

Ausdrüdlich aber verfügt $ 243 Ab. 2,* daß jich das Schuld- 
verhältnis auf die angebotene Sache bejchränft, wenn Der 
Schuldner mit dem Angebot das zur Leitung des Schuldverhältnijjes 
jeinerjeits Erforderliche gethan Hat. 

Nicht bloß gilt alfo beim Überjendungsverfauf — dem fog. Di- 
jtanzverfauf —, daß der Schuldner, wenn er die Staufjache dem 


12) Anderer Anfiht Bland, jedoch ohne Gründe. 


1) Nicht ganz zutreffend fprach E. I $ 213 von einer Auswahl des Gattungs- 
ſchuldners. Hat er z.B. gerade nur die gelieferte Duantität, jo liegt eine Wahl 
nicht vor. 

2) So E. I $ 214. Dod) wurde der Baragraph mn als — weggelaſſen. 

3) Bgl. über Sachmängel $$ 460, 491, 493, 524 Abſ. 

4) E.I $ 214 Abj.3; Kom. Brot. ©. 571, 406, 
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Frachtführer behufs Überſendung an einen vom Leiſtungsort verſchiedenen 
Beſtimmungsort übergeben hat ($ 447 Abſ. 1), damit die Gefahr der 
abgejendeten Sache auf den Gläubiger überwälzt, vielmehr tritt Ent- 
ſprechendes bei allen, auch unentgeltlichen Verträgen ein, insbejondere 
bei Schenfungsverjprechen und Vermächtniſſen; denn da fich durch die 
Überfendung die Gattungsichuld in eine Speziesichuld verwandelt, jo 
folgt aus $ 279, weil species perit ei cui debetur, daß die Schuld im 
alle des fpäteren zufälligen Untergangs der Sache erliicht. 

Andererjeits erhält der Gläubiger infolge des $ 243 ein unwider— 
rufliches Recht auf die abgejendete Sache. Fortan kann derjelbe 
aljo die Leijtung einer anderen Sache zurüchweilen, wenn fie auch der 
vertragsmäßigen Gattung angehört. Dies ermöglicht dem Gläubiger mit 
Sicherheit über die an ihn gejendeten, auf dem Transport befindlichen 
Waren zu verfügen. 

Wie aber, wenn der Gläubiger die ihm gejendete Sache nicht an— 
nimmt, alſo in Berzug gerät? Iſt auch in dieſem Falle anzunehmen, 
daß der Schuldgegenitand nur in der angebotenen Sache beiteht? 

Dies könnte man wohl aus dem Wortlaute des $ 243 folgern. Allein 
den Anfchauungen und den Intereſſen des Verkehrs würde dies nicht 
entiprechen. Es wiirde den Schuldner hindern, über die vom Gläubiger 
zurüdgewiejene Ware anderweit zu verfügen und ihn zu deren getrennter 
Aufbewahrung nötigen. Dieje Folge liegt aber außerhalb des Willens 
des Gejeges. 5 

Es iſt vielmehr anzunehmen, daß der Schuldner berechtigt ift, weil 
die von ihm beabjichtigte Leitung feitens des Gläubigers vereitelt it, 
die KKonfretijierung der Schuld als nicht eingetreten zu be= 
bandeln.® 

II. Die Gattungsjchuld unterjcheidet fich, wie jchon bemerkt, 
von der Speziesjchuld durch die Behandlung der Unmöglichkeit der 
Leiſtung. 

5) So auch nach früherem Recht, R.O. H. G. Bd.2 S. 410. — Vgl. R. ©. 
Bd. 12 ©. 8ıff. 

6) Die Kommiſſionsprotokolle bemerken: „In ſolchen Fällen, in welchen der 
Gläubiger gar kein Intereſſe daran hat, gerade die durch Ausſcheidung indwiduell 
beſtimmten Sachen zu erhalten, kann der Schuldner der unbegründeten Weigerung 
des Gläubigers, eine andere Sache der gleichen Art und Güte als Erfüllung anzu— 
nehmen, unter Berufung auf $ 242 mit emer exceptio doli entgegentreten. Auch kann 


die Annahmeverweigerung des Gläubigers unter Umſtänden die Bedeutung eines Ber: 
zichts auf die zu feinen Gunjten eingetretene Konkretiſierung haben.” 
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Denn wenn der Gegenjtand einer Speziesichuld durch Zufall zu 
Grunde geht, erliicht in der Negel die Verpflichtung. Mit anderen 
Worten, den Gläubiger trifft bei der Speziesichuld die Gefahr. Da— 
gegen befreit der Zufall, welcher den Gegenjtand trifft, den er zu liefern 
dachte, den Schuldner einer Gattungsjchuld nicht, jo lange die Schuld 
noch nicht auf jenen Gegenjtand fonfretijiert war, denn es ift dem 
Schuldner noch möglich, anderes zur Schulderfüllung zu liefern. Nur 
wenn die geichuldete Art erlojchen ift, wird auch der Gattungsjchuldner 
von feiner Schuld wegen Unmöglichkeit der Leitung frei. Die ganze 
Kategorie erliſcht z. B., wenn es fi um Aftien handelt, die Aftien- 
gejellichaft aber aufgelöjt ijt, oder um Staatsjchuldjcheine eines Anlehens, 
welches zurüdgezahlt wurde.” Dies find jeltene Fälle Für die Regel 
gilt der Saß: „species perit ei cui debetur, genus perire non cen- 
setur.“ 

So ijt es zweifello8 auch nah B.G.B. Dasſelbe hat aber im 
$ 279 noch den weiteren Rechtsjag aufgeitellt, daß der Gattungsjchuldner 
fein „Unvermögen zur Leiſtung“ auch dann zu vertreten hat, wenn 
ihm ein Verjchulden nicht zur Laſt fällt. Darüber ſpäter im $ 56. 


Biertes Kapitel. 


Geld und Wertpapiere. 
$ 13. Verkehrsgeld und Staatägeld.! 

I. Der Verkehr war es, welcher urjprünglich das Geld jchuf, d. h. 
den allgemeinen Wertmejjer und das allgemeine Umjagmittel 
der VBermögensbejtandteile. 

Je nach der Kulturjtufe und den wirtjchaftlichen Verhältniſſen nahm 
man hierzu verjchiedene Dinge allgemeiner Schägung. In der Urzeit 
diente den Römern ihr Vieh) — pecunia — als Geld, bei weiterer Ent- 
widelung Kupferjtüde; als fie in den Verkehr der Stulturnationen des 





7) Jemand hat ſich 1894 verpflichtet, unter anderm bis zum Xahre 1899 jährlich 
50 Eentner Havannatabaf zu liefern. Da infolge des Krieges Cuba verwüjtet wurde 
und eine Ausfuhr von Tabak im Jahre 1898 überhaupt nicht ftattfand, wurde der 
Schuldner von der Leiſtung frei. 

1) Siehe die bei Demburg, Pandekten Bd. 2 8 26 Angeführten, in&beiondere 
Savigny, Obligationenreht Bd. 1 ©. 403ff.; ©. er — Begriff des 
Geldes 1868; ———— Handelsrecht J. Aufl. l, — Bol. besülglic) 
des B. G. B. R. Koch, Geld und Wertpapiere in den —— zur Erläuterung des 
Entwurfs 4. Heft 1889. 
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Altertums eintraten, erwählten fie wie dieje die edeln Metalle — Silber 
und Gold — vorzugsweiſe ald Geld. 

Dieſe Metalle eignen fich zum Geld durch die Höhe und verhältnis- 
mäßige Stetigfeit ihres Wertes, durch ihre Dauerhaftigkeit, Teilbarteit, 
leichte Transportabilität, häufiges und doch nicht allzu häufiges Bor- 
fommen. Um deswillen wurden fie das Geld der Neuzeit wie des 
entwicelten Altertums. 

Die Staatsgewalt, al3 fie erjtarfte, legte ihre Hand auf den Geld- 
verfehr und gewann damit wichtige Mittel der Macht und der Einwir— 
fung auf Handel und Wandel. Der Staat münzt und prägt das Geld 
und giebt damit die Gewähr für dejjen Echtheit und Nichtigkeit. So 
ichafft er Staatögeld — Währung — und jchreibt vor, daß es in 
Zahlung auf Geldfchulden zu nehmen ift. 

Willig fügt fic) der Geldumlauf der jtaatlichen Anordnung, durch 
welche er feine Zwecke nachdrücklich gefördert fieht. Doch es fonımt vor, 
daß der Staat jeiner ihm behufs des Geldverfehrs gejtellten Aufgabe 
untreu wird, jo daß die Ausübung jeines Münzrechtes in Gegenjag gegen 
die Wertung des Lebens tritt. Dann entjtehen unerfreuliche Zujtände. 
Das Staatögeld leidet an feinem Berufe, allgemein anerkanntes Taujch- 
mittel zu jein, Abbruch; der vom Staate mihachtete Verkehr aber jucht 
jeine eigenen ungeregelten Wege. — 

Auch neben einer gefunden Staatlichen Währung behält oft Verkehrs— 
geld Bedeutung. Denn die jtaatliche Regelung deckt jich keineswegs jtets 
volljtändig mit den vielgeitaltigen Verhältniſſen und Bedürfnifjen des 
Lebens. 

II. Im heutigen Verkehr Deutjchlands beſitzen die Funktion des 
Geldes in mehr oder minder erheblichem Maße neben dem „deutſchen 
Geld“ einmal ausländische Währungen, 3. B. englijches, franzöſiſches, 
ruſſiſches Staatögeld, ferner die Noten der Reichsbank und anderer 
Banfen, welchen das Neichsbanfgejeg die Ausgabe von Noten verjtattet, 
und ſelbſt ausländiiche Banknoten, 3. B. der Banf von England oder 
von Frankreich, endlich die Reichsfajjenjcheine.?- ® 


2) Sp auch R. Koh, Geld und Wertpapiere ©. 2. 

3) Böllig untontrolliert iſt auch diefer Geldverkehr nicht. Nach dem Münzgeſetz 
vom 9. Juli 1873 Art. 13 ift der Bundesrat befugt, den Wert von fremden Gold— 
und Silbermünzen zu beitimmen, über welchen hinaus fie nicht in Zahlung angeboten 
und gegeben werden dürfen, ferner den Umlauf einer fremden Münze gänzlich zu 
unterjagen. Gewohnheitsmäßige und gewerbliche Zumiderhandlungen find mit öffent: 
licher Strafe belegt. Die Vereinbarungen der Parteien werden dagegen nicht ungültig, 
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Allerdings bejtimmt das Reichsbankgeſetz vom 14. März 1875 $ 2, 
dab eine Verpflichtung zur Annahme von Banknoten bei Zahlungen, 
welche gejeglich in Geld zu leiten find, nicht jtattfindet. Und bezüglic) 
der vom Reiche auögegebenen Reichskaſſenſcheine jchreibt das Geſetz betr. 
die Ausgabe von Reichstajjenjcheinen vom 30. April 1874 $ 5 vor, daß 
fie zwar bei allen Kaſſen des Reiches und jämtlicher Landesitaaten in 
Zahlung angenommen werden, daß aber im SBrivatverfehr ein Zwang 
zu deren Annahme nicht jtattfindet. 

E3 ijt gleichwohl ein Irrtum, daß nur dasjenige Geld ijt, was nad) 
den ftaatlichen Gejeßen ald Geld angenommen werden muß.“ Gewiß iſt 
dies eine wejentliche Eigenjchaft des vollfommenen Geldes. Aber was 
im Berfehr als Geld umläuft und als Geld geachtet ift, gilt rechtlich 
wenigſtens in vielen Beziehungen als Geld, auch wenn ihm jene Eigen- 
ſchaft fehlt. 

III. Ob aljo eine Rechtsnorm, welche jich auf Geld bezieht, bloß 
für inländiſches, ftaatlicheg — deutſches — Geld gilt oder auch andere 
als Geld cirfulierende Umlaufgmittel betrifft, it Frage der Auslegung 
jener Vorſchrift. 

Nach der deutjchen Wechjelordnung Art. 4 und 96 Ziff. 2 ijt wejent- 
liches Erfordernis eines Wechſels „die Angabe der zu zahlenden Geld: 
ſumme“. Doc, hat man nie gezweifelt, daß auch ein in Deutjchland aus: 
geitellter Wechjel, welcher auf eine im Auslande geltende Währung lautet, 
gültig it. Eine andere Auslegung verjtiege gegen die internationalen 
Zwede des Wechſels und wäre undurchführbar.d- 6 

Nah B. G. B. kann Sicherheit geleijtet werden durch Geld oder Wert- 
papiere, aber durch Wertpapiere nach $ 234 nur, wenn fie einen Kurs— 


auch wenn fie jenen Anordnungen zumiderlaufen. Eine weiter einfchlagende Beſtim— 
mung des Banfgejeges vom 14. März 1875 8$ 11 u. 57 ift, daß ausländiſche Bank— 
noten fowie andere ausländische unverzinsliche Jnhaberpapiere, die auf Reichswäh— 
rung oder eine deutiche Landeswährung lauten, innerhalb des Reichsgebietes nicht 
zur Zahlung gebracht werden dürfen. — Unter der Herrichaft des früheren preußijchen 
Münzſyſtems gehörten hierher das Gele von 14. Mai 1855, betreffend die Be- 
ichränfung der Zahlungsleiitung mittels Tee Bapiergeldes, und dad Geſetz vom 
25. Mai 1857, rer ar dad Verbot der Bahlungefeiltung mittel3 ausländijcher 
Banknoten. 

4) Dies behauptete namentlich &. Hartmann a. a. O. 

5) Vgl. R.G. Bd. 23 ©. 111, wo nur die Frage als zweilfelhaft galt, ob 
Wechſel „auf Rubel Polniſch“ gültig feien. 

6) Nah H. G. B. 8 193 Abi. 3 iſt die Barzahlung auf Aktien zu leijten „in 
deutichem Gelde, in Reichslaſſenſcheinen und in Noten gefeplich zugelafjener deuticher 
Banfen“. Damit ijt nicht gejagt, daß die leßteren fein Geld, jondern nur, daß jie 
feine jtaatlihe Währung bilden. 


Dernburg, Bürger. Recht. II.1. 3 
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wert haben und zur Anlage von Mündelgeldern geeignet jind und zwar 
nur in Höhe von ®/, des Kurswertes. Ohne Zweifel kann aber die 
Sicherheit auch mit Noten der in Deutjchland gejeßlich zugelajienen 
Banken und Reichskaſſenſcheinen geleijtet werden, nicht, weil jie Wert- 
papiere jind, denn für Neichsbanfnoten und Reichskaſſenſcheine wären die 
Beitimmungen von Wertpapieren ſinnlos, jondern weil fie „Geld“ bilden.? 

Nach S 270 Abi. 1 iſt „Geld“ auf Gefahr und Koſten des Schuld- 
ner3 dem Gläubiger nach feinem Wohnfit zu überjenden. Soll dies bei 
ausländijchem Gelde, welches gejchuldet wird, anders jein? Dies entjpräche 
nicht dem Sinne und Zwed der Vorſchrift. 

Soll $ 301 für eine Geldjchuld in fremden Münzen nicht gelten? 
Dder $ 1288? Soll $ 1653, wonach der Vater Geld jeines Kindes nur 
unter Genehmigung des VBormundjchaftsgerichtes für fich verbrauchen darf, 
wohl auf deutjche Münzen, nicht aber auf Reichsbanknoten und Neichs- 
fajjenjcheine Bezug haben? Und joll der VBormund das in Reichsbant- 
noten und Neichskajjenjcheinen bejtchende Barvermögen des Mündels 
nicht nach $ 1806 verzinslich anlegen müjjen?8 


$ 14. Die deutijhe Währung. 

I. Nur ein vajcher Überblick über die älteren Münzverhältniſſe Deutjch- 
lands iſt hier möglich. 

1. Die ältejten deutjchen Münzen waren Goldjolidi.! Silberwährung 
wechjelte jpäter mit Goldwährung. Seit dem 16. Jahrhundert beherrichte 
die Eilberwährung dauernd den Geldverfer. 

Ihr lag die Cölniſche Mark feines Silber zu Grunde, aus welcher 
Gulden jowie Thaler, die anderthalb Gulden gleichitanden, geprägt 
wurden. Und zwar gejchah dies urjprünglich in 18 Gulden, gleich 12 Tha= 


7) Die Motive Bd.1 ©. 390 find freilich wenig Har. Sie machen die Frage, 
was als Geld anzujehen jei, von der Verfajjung der öffentlichen Hinterlegungsitelle 
abhängig. Es joll darauf ankommen, welde Geldjorte die Hinterlegungsitelle „an— 
nimmt“ bezw. anzunehmen verpflichtet it. R. Koh a.a.D. S. 9 polemifierte bier- 
gegen und forderte, aber vergeblich, eine nähere Bejtimmung deſſen, was als „Geld“ 
hinterlegt werden darf. 

8) Endemann Bd. 1 S. 519 lehrt freilich: in dem Sinne als ufjuellen Geldes 
wird „Geld“ im B. G. B. nicht angewendet. Gründe hat er hierfür nicht beigebracht. 
Ähnlich für das frühere Recht u.a. R. G. Bd.22 S. 267 ,Reichsbanknoten und Reichs— 
fajienicheine find nicht Geld, jondern Inhaberpapiere, welche auf Sicht zahlbar find.“ 
Gewiß find fie Inhaberpapiere, aber fie dienen auch als Geld. Ebenjo gut fönnte man 
jagen, Thaler jind nicht Geld, jondern Stüde Silber! 


1) Brumner, Savignyzeitirift germ. Abt. Bd. 19 ©. 79. 
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fen, dann in 20 Gulden nad) dem Zwanzig Gulden: oder Konvention 
fuß, Ipäter, vornehmlich in Preußen jeit 1750 in 14 Thalern nach dem 
21 Guldenfuß, in Südwejtdeutjchland fam der 24 Gulden-, jchlieglich 
der 241/, Guldenfuß in Aufnahme. 

2. Das Münzſyſtem Preußens erhielt eine feſte Grundlage durch 
das Münzedift vom 28. März 1764. Dasjelbe beruhte auf einer Pa— 
rallelmährung. Man rechnete nämlich einesteild nach Thalern Cou— 
rant in Silberwährung, andernteil® nach Thalern Gold. Beide Wäh- 
rungen jtanden urjprünglich in feinem fejten Verhältnis zu einander, jo 
dar Silberſchulden in Silber, Goldjchulden in Gold zu berichtigen waren. 
Im Verfehr aber nahm man die 5 Thaler Gold darjtellende Goldmüngze, 
den Friedrichsd'or zu 52/, Thaler Courant, was jchlieglich auch ftaat- 
liche Anerkennung erhielt. Infolge des Münzgejeges vom 4. Mai 1857 
hörte die Prägung von Thalern Gold auf. 

3. Zur Zeit des deutjchen Bundes wurden zunächjt unter den Zoll: 
vereinsjtaaten Münzfonventionen gejchlojjen. Der Wiener Miünzvertrag 
vom 24. Januar 1857 regelte dann die Grundlagen der Währung für 
alle Staaten des Deutichen Bundes gleichmäßig. Das Einzelne blieb 
aleichwohl buntjchedig, in Norddeutichland herrichte der Thaler und der 
Groſchen, in Südweftdeutichland der Gulden und der Kreuzer nach dem 
241/, Guldenfuß und wieder anders gejtaltete jich die Währung in 
Oſterreich. 

II. Die Stiftung des deutſchen Reiches eröffnete eine neue Zeit— 
epoche auch für das deutſche Münzweſen.? 

Dasſelbe wurde für das ganze deutſche Reich ſtreng einheitlich ge— 
regelt. Die Goldwährung trat, wenigſtens grundſätzlich, an die Stelle 
der Silberwährung. 

In Ausführung der Neichsverfajjung wurde die Neugejtaltung ein- 
geleitet durch das Gejeh vom 4. Dezember 1871, betreffend die Ausprägung 
von Neichsgoldmünzen, und vervollitändigt durch das Münzgeſetz vom 
9. Juli 1873, welches mit dem 1. Januar 1876 in Straft getreten ijt.3 

1. Reichsgeld find infolge dieſer Gejege Goldmünzen. Und zwar 
bildet die Grundlage des Münziyitemes das Zehnmarkſtück oder die 
Krone, wenn auch dad Zwanzigmarkjtüd oder die Doppelfrone mehr 


2) R. Koch, Die Reichdgejeggebung über Münz- und Bankweſen. 3. Auflage 1898. 
3) Kaiferl. Verordnung v. 22. Sept. 1875 R. Geſ. B. S. 303. — Preußen ging 
zur Marfrehnung ſchon mit dem 1. Januar 1575 über. 
3* 
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im Verkehr iſt.“ Aus einem Pfund Gold werden 1391/, Kronen aus— 
geprägt, jo dag — unter Zurechnung von 1/,, Kupfer auf %/,, Gold — 
125,55 Kronen im Normalgewicht ein Pfund ausmachen. In entiprechen- 
dem Verhältnis werden ausgeprägt die Doppelfronen — Zwanzigmark- 
ſtücke — wie auch halbe Kronen — goldene Fünfmarkſtücke. 

Bei dem einzelnen Stüd joll die Abweichung vom Normalgewicht 
nicht mehr als 21/, Taufenditel des Gewichtes, und */,ono des Fein— 
gehaltes betragen.“ Doch gelten im Verkehr als vollwichtig und find in 
Zahlung zu nehmen Neichsgoldmünzen, deren Gewicht um nicht mehr 
als 5/,000 Hinter dem Normalgewicht zurücdbleibt — jog. Paſſiergewicht 
— vorausgejeßt, daß diejes Zurücbleiben des Gewichtes durch mangel- 
bafte Prägung oder durch den Umlauf und nicht nachweisbar durch eine 
Beihädigung anderer Art erfolgte.* Münzen, die das Paſſiergewicht 
nicht haben, find fein Geld. Geſchah die Ausprägung unter diefer Grenze 
oder jind fie durch den Umlauf unter diejelbe gefommen, jo jind jie ein- 
zuziehen und nur noch von Kaſſen des Neiches und der Bundesländer 
in Zahlung zu nehmen. 

2, Das Zehnmarkitücd zerfällt rechnungsmäßig in 10 Mark; die 
Mark iſt in Hundert Pfennige geteilt. Dieje Teilbeträge werden dar- 
geitellt durch Scheidemünzen, nämlich Markſtücke in Silber, und 
Pfennigſtücke in Nickel und in Kupfer. Private find nicht verpflichtet, 
Neichsfilbermünzen im Betrage von mehr als 20 Marf, und 
Nidel- und Kupfermünzen im Betrage von mehr als 1 Marf in 
Zahlung zu nehmen, wohl aber jind die Reichs- uud Landes— 
fajjen hierzu gehalten.’ 

3. Seit dem Inkrafttreten des Gejeßes vom 9. Juli 1873 findet 
die Ausprägung von anderen als den dort aufgeführten Reichsmünzen 
im deutjchen Reiche nicht mehr jtatt. 

Die Neihsmünzverfafjung it gleichwohl nicht vollitändig durch— 
geführt. Denn die noch nicht eingezogenen, der Silberwährung ange- 


4) Die Namen „Krone“ und „Doppellvone“ wurden durch Kaijerlihen Erlaß 
vom 17. Februar 1875 fejtgeitellt. 

5) Für goldene Fünfmarkſtücke ift die Fehlergrenze ineiter geasgen und das 
Paſſiergewicht iſt ein geringeres. Münzgeſetz vom 9. Juli 1873 9 

6) Das Gejeh vom 4. Dezember 1571 89 Abſ. 1 jpricht nicht ſehr far davon, 
daß Münzen bis zum Pafliergewicht als vollwichtig gelten, „wenn jie nicht durch ge— 
waltjame oder geſetzwidrige X eihädigung im Gewicht verringert find.“ 

7) Münzgeſetz vom 9. Juli 1873 Art. 9. Die Neichsicheidemüngen find in be— 
— Beträgen von hierzu beſtimmten öffentlichen Kaſſen in Reichsgeld umzu— 
tauſchen 
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hörenden deutjchen, wie auch die in Dfterreich bi8 Ende 1867 geprägten 
Einthalerjtüde müjjen bei Schulden jeden Betrags in Zahlung ge- 
nommen werden, jind aljo feine Scheidemünzen geworden, jondern Wäh- 
rung geblieben. Für die öjterreichiichen Doppelthaler gilt Gleiches, fie 
find aber thatjächlich nicht mehr im Umlauf. Das Gejet vom 6. Januar 
1876 ermächtigt freilich den Bundesrat, die Beitimmung zu treffen, 
dab die gedachten Einthalerjtüde nur noch wie Neichsfilbermünzen — 
aljo höchitens bis zu 20 Mark — gejegliches Zahlmittel bilden, eine 
ſolche Maßregel joll frühejtens einen Monat nach der Verkündigung in 
Kraft treten. Bis zu ihrer Vornahme oder einer dem Bundesrat gleich- 
falls offenjtehenden Außerfursjegung der Thaler befigen wir nicht reine 
Goldwährung, jondern eine gemijchte Währung. ® 

4. Alle Zahlungen, welche nach der früheren Gejebgebung in in- 
(ändischer Währung zu leiten wären, jind vom Inkrafttreten des Münz— 
geieges von 1873 an nach dejjen Art. 15 in Reichsmünzen oder — ſo— 
lange in diejer Hinficht eine Anderung nicht eintritt — in Thalerſtücken 
zu leiiten.? Bei der Umrechnung der Schulden wird der Thaler zum 
Wert von 3 Mark, der Gulden jüddeuticher Währung zum Wert von 
1°, Marf, die übrigen Münzen diejer Währung werden zu entiprechen: 
den Werten berechnet.1° Es werden hierbei Bruchteile eines Pfennigs 


8) Volkswirte nehmen nicht jelten an, daß eine Doppelwährung nur da eri- 
itiere, wo die Privaten fordern können, daß der Staat ihre Barren, feien fie num 
Silber oder Gold, gegen eine angemefjene Vergütung in Münze umpräge. In diefem 
Sinne äußert fih auch das R.O. H. G. W.25 S. 44: „Die Doppelwährung eriftiere 
in Deutichland bis zur vollftändigen Durhführung der Goldwährung und völliger 
Einziehung der Landesiilbermünzen nur jcheinbar; reell aber deshalb nicht, weil die 
als Zahlungsmittel vorläufig noch kurjierenden Landegjilbermünzen durd die verjagte 
fernere Ausmünzung und durch die juccejjive Einziehung den Schuldnern nicht nad 
Wahl und Bedarf zur Verfügung jtehen, den Schuldnern aljo aud die Möglichkeit 
entzogen jet, bei der Veränderung des im Gejeß normierten Wertverhältnifje® von 
Gold zu Silber durd den Markt das billigere Silber zwed3 Ausmünzung auf Privat- 
rechnung — und in den ſo ausgeprägten neuen Silbermünzen nicht mehr 
zu zahlen als den aktuellen Silberwert.“ Daß die Thaler noch immer dem Bedarf 
genügend bereit ftehen, iſt thatſächlich zu behaupten, unrichtig aber ijt die Anficht, 
wonach e3 zum Wejen der Silberwährung gehört, da Private die beliebige Aus— 
münzung ihrer Silberbarren beanjpruchen fönnen. Das Münzſyſtem eines Staates 
und jeine Währung ift davon unabhängig, ob und inwieweit er eine Ausmünzung 
auf Redinung von Privaten vornimmt. 

9) Nach Art. 14 82 des Münzgeſetzes iſt in allen gerichtlich oder notariell auf: 
genommenen Urkunden, welde auf einen Geldbetrag lauten, deögleichen in allen zu 
einem Geldbetrag verurteilenden Entiheidungen diefer Geldbetrag, wenn für denjelben 
ein beitimmtes Verhältnis zur Reichswährung beiteht, in Reihswährung auszudrüden, 
io daß daneben Angabe der urjprünglihen Währung geftattet ift. 

10) Bei Schulden, die auf Thaler Gold lauten, jind, wenn diefelben nad) dem 
31. Dezember 1831 entjtanden jind, in Gemäßheit des Münzgeſetzes von 1857 $ 18 
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der Reichswährung zu jolchem Pfennig abgerundet, wenn jie einen halben 
Pfennig oder mehr betragen, Bruchteile unter einem halben Pfermig wer- 
den weggelajjen. 

Diejen Beitimmungen liegt das im Geſetze vom 4. Dezember 1871 
fejtgejtellte Wertverhältnis des Goldes zum Silber von 1 zu 15%/, zu 
Grunde. Dasjelbe entiprach zwar dem franzöjiichen Münzgeſetz, wie auc) 
dem Preiſe des Silbers im Dezember 1871, jtimmt aber nicht mehr mit 
dem jeither in jehr erheblichem Maße gejunfenen Silberpreije. !! 


$15. Metallwert, Nennwert, Kurswert. 

1. Man unterjcheidet beim Gelde den Metallwert, d. 5. den Wert 
des in ihm enthaltenen reinen Metall3, den Nennwert, d. h. den Wert, 
welchen der Staat der Münze durch Präge oder Geſetz zujchreibt, und 
den Kurswert, d. h. den Wert, zu welchen die Münze im Verkehr 
genommen wird. Hieran jchließt jich die Frage, welcher diejer Werte 
im Fall einer Differenz bei Zahlungen zu Grunde zu legen ift. 

2. Im allgemeinen können Geldjchulden nur in der gejeglichen 
Währung, aljo jegt in Reichsmünzen und in Münzen der Thaler: 


5 Thlr. = 5 Thlr. 20 Sgr., aljo gleich 17 Mark zu rechnen. Man wird aber auch 
bei älteren Schulden in Thaler Gold im Zweifel das gleiche Verhältnis zu Grunde 
legen, wenn es an anderer ficherer Bejtimmung fehlt. 


11) Gewiſſe ausländiihe Schuldverfchreibungen, insbejondere Obligationen öjter: 
reihijcher Eifenbahnen, enthalten des Verſprechen, den Gläubigern die Zinſen nad) 
ihrer Wahl an deutihen Plägen, z. B. Frankfurt a. M. oder Berlin in Thalern oder 
jübdeutihen Gulden zu leiten. Unter Berufung auf die Bejeitigung der Thaler- 
und Guldenwährung weigerten fich öfterreihiiche Eiſenbahngeſellſchaften, diejer Ver— 
pflihtung weiter nadzufommen. Gewiß mit Unrecht. Denn ed wurde die bezügliche 
Klaufel offenbar aufgenommen zu dem Zwed, um das deutiche Kapital heranzuziehen 
und zwar durch die Ausfiht, dag in deutiher Währung, zu deren Konſtanz der 
deutiche Kapitalift Vertrauen hatte, auf defien Verlangen gezahlt werde. Wenn bier- 
bei des Thalers und Guldens gedacht wurde, jo geihah dies, weil er Repräfentant 
deuticher Währung war. Es fann nicht als die Abficht bei Eingehung des Gejchäfts 
erachtet werden, da der Schuldner für den Fall einer Änderung der die deutſche 
Währung repräfentierenden Münze von der Verpflichtung, auf Verlangen in deutjcher 
Währung zu zahlen, frei fein folle. Dazu fommt, daß anerfanntermahen die Weife 
der Erfüllung von Obligationen fi richtet nad) dem Rechte des Erfüllungsortes. 
Inſoweit unterwirjt ſich der Schuldner jedenfall dem am Erfüllungsort zur Bet der 
ga geltenden Recht. Vgl. öfterr. b. Geſetzbuch $ 905, ferner den aud) in Dfter- 
reich publizierten Art. 336 Abi. 1 des H. G. B., fiehe auch Unger, öjterr. Br. R., 
3. Aufl. I, S.182. Am deutichen Erfüllungsort aber ijt die Thalerihuld zum Werte 
von 3 Mark zu berechnen und nad) diejer Proportion in Neihswährung zu bezahlen. 
So aud) R. O. H. G. und R. G. Bd.1 ©.23, Bd.6 S. 127, Bd.19 ©. 48, anders 
aber die öjterreichiichen Gerichte. Die von diejen Gerichten gefällten Urteile in den 
jog. —— ſiehe bei Goldſchmidts Zeitſchrift B. 27 S. 512, Bd. 28 ©. 283ff. 
Gegen das R. G. Bekker, Couponprozeſſe 1881. Vgl. Hartmann, internationale Geld» 
ſchulden im Archiv für civ. Praxis Bd. 66 ©. 137. 
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währung, gezahlt werden, vorbehaltlich anderweiter Vereinbarung der 
Beteiligten. Hierbei muß der Gläubiger das Geld zum Nennwert 
nehmen, wenn diejem auch Metallwert und Kurs nicht entjpricht.! Denn 
der Staat prägt die Münzen gerade zu dem Zwede, um ein jtetiges Wert: 
äquivalent zu jchaffen. Damit jteht aber folgendes nicht in Widerſpruch: 

a) Hiltorijch war es nichts Seltenes, dab eine Münze in ihrem 
Wert beim Übergang zu einem anderen Münzfuß mit Beibehaltung ihres 
Namens herabgejegt wurde, wie das bei der Ausmünzung der kölniſchen 
Mark Silber, welche die frühere Grundlage des deutjchen Münzſyſtems 
bildete, gejchehen ijt.? Eine Verbindlichkeit, die unter dem alten Münz— 
fuß begründet wurde, ijt nach Einführung des neuen im Verhältnis des 
alten zum neuen Münzfuß umzujegen.® Denn trog Gleichheit des Namens 
it die neue Münze eine andere, als die alte. 

b) Es ijt zuläfjig, bei Eingehung einer Schuld zu bejtimmen, daß 
inländijches Geld nur nach dem Kurſe genommen werden muß, welchen 
dasjelbe an der Börje hat oder der jich durch die Wechjelfurje auf einen 
ausländischen Platz, 3. B. London, Paris ergiebt. Ein jolcher Vertrag 
würde eine Geldjchuld begründen, deren Höhe von einer Bedingung ab: 
bängig iſt. Dergleichen Verträge werden nur dann häufiger, wenn Die 


1) Beide Säße gelten zweifellos nad) dem Reichsmünzgeſetz vom 9. Juli 1873 
Art.14. Sie haben ihr Korreftiv in der Beitimmung, daß Goldmünzen, welche das 
Paſſiergewicht nicht mehr haben, nicht mehr Geld find. Daß aud) der römiſche Staat 
der pecunia publica populi Romani diejelbe Funktion beifegte, hätte billigerweije 
nicht bejtritten werden jollen. Bgl. hierüber Hartmann a.a.D. ©. 111. Auch das 
L. R. J, 11 $ 788 jtand auf dem Standpunkt einer feiten Währung. Die Berüd- 
fihtigung des Kurswertes verwirft ed ausdrüdiih, L.R. I, 11 $792. Aus $ 790 
geht hervor, dab aud der Metallwert nicht enticheiden jolltee Doc, dies alles hat 
nur Hiftoriihen Wert. nterefjanter ift der Streit, welder auf der Höhe des ge 
meinen Rechts ausgefochten wurde und bei dem es fih mehr darum handelte, was 
rundjäglic Rechtens fein joll, ald was wirklich Rechten war. Savigny jet das 

fen des Geldes in jeine allgemeine Kaufkraft, findet dieje Kraft in der öffentlichen 
Meinung begründet, jo daß der Staat nur unterjtüßend einzutreten habe und ſchließt 
daraus, dab es grundjäglic von der öffentlihen Meinung abhänge, was Geld jei 
und zu weldem Betrag es Geld jei, wonad aljo der Kurswert maßgebend jein 
müfje. ©. 454. Die neueren Bearbeitungen haben gezeigt, dab dem praftijchen Be— 
dürfnis, welches eine publica ac perpetua aestimatio fordert — Paulus 1. 1 D. de 
e. e. 18, 1 — mit einem bloßen Kursgeld nicht gedient jein kann, daß der Staat fid) 
daher mit dem Münzen die höhere Aufgabe der fejten Währung zu jtellen hat und 
ftellt. So namentlih Hartmann und Goldihmidt a. a. O. Richtig ijt aber, daß der 
Staat fi in der Feititellung feiner Währung im Einklang mit der Schägung des 
Bertehrd halten muß, und dab jeder Mißbrauch und Fehler in diefer Hinficht die 
Münzverhältniffe zerrüttet, indem er die Reaktion der Privatinterejien hervorruft, 
welche fich troß der gejeglihen Feitftellung der Währung auf dem Gebiete des Ber- 
tragdrecht3 geltend zu machen weiß. 

2) Vgl. oben ©. 34. 

3) So ausdrüdlih A. L. R. I, 11 $ 787, vgl. O. T. Bd. 22 ©. 308. 
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Währung fich verjchlechtert, z. B. in Papier beiteht, welches zum legalen 
Zahlmittel gemacht und majjenhaft ausgegeben wird. 

3. Sit dem Schuldner freigeftellt, in Verfehrsgeld zu zahlen, jo 
iſt deſſen Kurswert zu Grunde zu legen, d. h. dejien Verhältnis zur 
gejeglichen Währung. Solches Geld dankt eben jeine Geltung dem Ver: 
fehr und feinem Kurs, und ijt regelmäßig vom Staate nicht in einer für 
die Privaten verbindlichen Weije tarifiert. 

Eine derartige Vereinbarung kann jchon bei Begründung der Schuld 
getroffen fein. Beiſpielsweiſe iſt Dies der Fall beim jog. Wertwechiel, 
bei welchem der in der Landeswährung z. B. zu 100 Mark firierten 
Summe die Klaufel zugefügt wird „oder Wert”, um dem Schuldner Die 
Möglichkeit zu eröffnen, jtatt in Landesmünze in anderen Geldjorten 
nach deren Kurs zu zahlen.* Auch bei Gelegenheit der Zahlung kann 
es zu jolcher Bereinbarung kommen, indem z.B. Reichsbanknoten oder 
Reichskaſſenſcheine oder aud) 20-Frankſtücke nach Kurs angenommen 
werden. 

$16. Geldfortenjhuld. 

I. Eine eigentümliche Art der Geldjchuld ijt die Geldfortenjchuld, 
bei welcher nicht Geld als folches, fondern eine bejtimmte Sorte Geld 
gejchuldet wird.! Die Angabe einer Geldjorte im Schuldvertrag geichieht 
aber zu verjchiedenen Zwecken: 

a) Sie erfolgt nicht jelten, ohne daß man auf die einzelnen Münz- 
jorten bejonderes Gewicht legt, bloß zu dem Zwed, den Betrag der 
Schuld anzugeben, jo daß eine gewöhnliche Geldfchuld vorliegt. Ob 
dies die Meinung beim Gejchäftsichluß war, tjt Sache der Auslegung. 
Das Verſprechen von 100 Kronen wird man 3. B. häufig — jo beim 
Kauf eines Gemäldes — als Geldjchuld, nicht ala Geldjortenjchuld an— 
zujehen haben; Zahlung kann dann auc) in anderen Sorten, 3.8. Doppel: 
fronen, halben Kronen, jelbit in Thalern, jo lange jie der Reichswäh— 
rung gleichitehen, geleiitet werden. 

Namentlich iſt eine in ausländischer Währung ausgedrüdte Geld: 
jchuld nicht als Geldjortenjchuld anzujehen. Daher beitimmt B. G. B. 
8 244?, daß dann, wenn eine auf fremde Währung lautende Schuld 
im Inland id zu zahlen iſt, die Zahlung in Reichswährung zu erfolgen 


— 4) = —— des Wertwechſels erkennt an R. O. H. G. Bd.1 ©.279 
3.2 ©.1 

1) BL Goldſchmidt, Handelsrect DB. 1 Aa 1147 ff. 

2) E.1$215 Abſ. 1; Mot. Bd.2 ©. 1 
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hat, es jei denn, daß Zahlung in der ausländiichen Währung aus— 
drüdlich® bedungen iſt.“ Die Umrechnung erfolgt nach dem Kurswert, 
der zur Zeit der Zahlung an dem Zahlungsorte maßgebend ijt.® 

b) Eine Geldjortenjchuld liegt aber vor, wenn die Geldiorte 
beim Gejchäftsichluß zu dem Zwed hervorgehoben wurde, um feit- 
zujegen, daß die Schuld in dieſer Sorte getilgt werden muß. Die 
bezügliche Abjicht kann durch Hinzufügung des Wortes „effektiv“ oder 
ähnliche Wendungen fenntlic) gemacht jein. Man kann in folcher Art 
eine Sorte der einheimilchen Währung auszeichnen. Es wird z.B. ver- 
einbart, eine Markſchuld zu leiften in Gold, nicht in Thalern, die noch 
Geld jind.® 

H. Die Geldjortenichuld iſt nun aber bald bloß eine qualifizierte 
Geldſchuld, bald eine exkluſive Geldjortenichuld. 

1. Bei der erjteren ijt zwar die bedungene Sorte wejentlich, aber 
die Hauptabficht geht auf eine Geldleiitung überhaupt. So lange die 
bedungene Sorte im Umlauf tjt, iſt in ihr zu zahlen; befindet fie jich 
zur Zahlungszeit nicht mehr im Umlauf, jo it in anderem Geld zu 
leiſten. Sp verhält es fich 3. B. bei einer Schuld, welche in Fried: 
richsd’or gezahlt werden ſollte. B. G. B. $ 245.7 

2. Bon anderer Natur ift die erflufive Geldfortenfchuld, bei wel- 
cher es dem Gläubiger in erjter Linie auf die bedungene Sorte an— 
fommt, 3. B. wegen jeines Verkehrs mit dem Ausland, oder aus Münz— 
liebhaberei, 3.3. es bedingt jemand Siegesthaler eines gewiſſen Gepräges. 
Hier fann nur in der benannten Münze gezahlt werden. it diejelbe 
nicht mehr vorhanden, jo wird der Schuldner wegen Unmöglichkeit der 
Leritung frei.® 

B. G. B. $ 245 jteht nicht entgegen, da hierbei immerhin eine wahre 
Geldſchuld vorausgejegt iſt. 

3) Über das „ausdrüdlich“ ſiehe W. O. Art. 37; altes H. G. B. 336; Koch 
* Dr Stute ift alio nicht bloß enge er ift auch verpflichtet, in 

F zahlen, was Koch a. a. O. ©.15 als übertrieben und nicht mit der Ver— 
—— übereinſtimmend tadelte. 

5) Lautet "= FEN ar auf Shan im Ausland, jo iſt fie in dortiger Wäh— 
rung anzujeßen. 

6) Über die ine agung der Berpilichting zur Zahlung von er im 
rundbuche 23 unten Bd. 3 8229, insbejondere Gruchot Bd. 39 S 

7) R. G. Bb.6 ©. 127. 

8) Diefe Grundjäge ergeben ſich aus der Abficht der Vertragichliefenden, wenn 
ſie auch das Geſetz nicht bejonders entwidelt. — Natürlich können auch jpezielle Geld— 


jtüde geichuldet werden. Vorauögefegt werden hierbei Beranftaltungen, melde die 
Identität der bezüglichen Spezies — z. B. Verſchließen in einem Sack. 
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$17. Die Wertpapiere.’ 

1. Der Begriff der Wertpapiere gehört dem modernen Verkehre an. 

Das Wort Wertpapier wurde in das alte Hamdelsgejegbuch bei 
dejien Beratung eingeführt und war jchon in der jpäteren deutſchen Gejeg- 
gebung vielfach verwendet, jo in der C. P.O. alter Faſſung. Es findet 
fich jest namentlich im H. G. B. neuer Faſſung, im Depotgejeh, im 
B. G. B. jowie in der E.P.D. und in der Konk. O. neuer Faſſung. 

Doc ift die Abgrenzung des Begriffes im Berfehr feine jichere, es 
beitehen bezüglich desjelben verjchiedene Auffaſſungen in der Litteratur, 
und er hat in den einzelnen gejeglichen Vorjchriften nicht immer genau 
denjelben Sinn. Eine gejegliche Definition hat auc das B. G. B. nicht 
gegeben. 

Man kann ald Wertpapier eine Urkunde über ein Vermögens— 
recht bezeichnen, bei welchem Die Beredhtigung an die Urfunde 
gefnüpft ijt.? 

Urkunden, welche bloß zum Beweije eines Rechtes dienen, 
jind feine Wertpapiere, jo hoch auch ihre Wichtigkeit für die Geltend- 
macjung eines Vermögensrechtes jein mag. 

Keine Wertpapiere find im allgemeinen* Legitimationspapiere 
— 3.6.8. $ 802 — bei welchen der Schuldner zwar berechtigt, nicht 
aber verpflichtet ijt, dem Inhaber des Papieres zu leijten. 

2. Wertpapiere jind nicht bloß Urkunden über Forderungsrechte, 
jondern auch über Gefellichaftsanteile, insbejondere Aktien, und über 
dingliche Rechte. 

Zu den Wertpapieren gehören vor allen die Inhaberpapiere, welche 
die vollkommenſten Wertpapiere bilden, ferner Drdrepapiere. Aber auch 
Namenpapiere fünnen Wertpapiere jein. Ausdrücklich jpricht dies C. P.O. 
$ 822 aus, vgl. auch B.G.B.$ 234. Es gehören hierher Kuricheine. > 

3. Wertpapiere werden in Gejegen häufig neben vertretbare Sachen 
geitellt, 3.8. $ 592. Es ergiebt ſich jchon hieraus, daß fie nicht not- 


1) Brunner in Endemanns Handbuch Bd.2 5. 140 und in — Rechts⸗ 
leriton Bd.3 T.2 S. 1309; R. Koch, Geld und Wertpapiere ©. 3 

2) Vgl. R. Koch a. a. D. ©. 4; aus, Handbud ©. 147. 

3) R. ©. Bd. 20 ©.135, Bd. 29 ©. 301. 

4) Preuß. Hinterlegungsordnung vom a. März 1879 $ 1 Ziff. 3 ſpricht von 
„Wertpapieren auf Namen, auf weiche die Zahlung dem Inhaber geleijtet werden 
kann“, behandelt alio bloße Legitimationspapiere als Wertpapiere; ebenjo die preu— 
Bias Bormunbchaftsordmung vom 5. Juli 1875 $ 60, vgl. Cohn bei Gruchot Bd. 32 


Bol. unten Bd. 3 $ 152 Unm. 4. 
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wendig vertretbare Sachen fein müſſen.“ Aber jelbjtverjtändlich find die 
Bertpapiere jehr häufig vertretbare Sache. 

4. BVertpapiere jind Präjentationspapiere, d. h. der Schuldner 
it zur Leiſtung nur gegen Nushändigung des vorgezeigten Papieres ver: 
pflichtet. Daher jind jie auch in der Regel Holjchulden, d.h. der 
Öläubiger muß die Leiftung beim Schuldner abholen; er it nicht ver: 
pflichtet, das Gejchuldete dem Gläubiger zu bringen. ? 

5. Wertpapiere fünnen in der Regel im Wege des Aufgebots- 
verfahrens für fraftlos erklärt werden, C. P.O. $ 1003. Wer das Aus- 
ſchlußurteil erwirft hat, ift dem durch die Urkunde Verpflichteten gegen- 
über befugt, die Rechte aus der Urkunde geltend zu machen, C. P.O. 
$1018. Jedoch it ein jolches Aufgebotsverfahren keineswegs bezüglich 
aller Wertpapiere zuläſſig. Vgl. B.G.B.$ 799 Abi. 1 Sap 2. 

6. Die Wertpapiere haben jehr verjchiedene rechtliche Eigenichaften, 
ihre Entjtehung, ihr Untergang, ihre Nechtswirfungen weichen auf das 
erheblichite voneinander ab. 

Eine eingehende allgemeine Theorie der Wertpapiere aufzuitellen, 
it daher in eimer umfafjenden Darjtellung des bürgerlichen Rechtes nicht 
zweckmäßig. 

Fünftes Kapitel. 
Die Zinſen. 
$18. Die Zinſenpflicht im allgemeinen ' 

1. Das B. G. B. unterftellt die Zinjen den Früchten, $ 101 Ziff. 2, 
bezeichnet fie dort als regelmäßig wiederkehrende Erträge, und begreift 
fie unter den von einem Hauptanjpruch abhängenden Nebenleiftungen im 
$224. Es beitimmt aber den Begriff der Zinjen nicht näher, jegt ihn 
vielmehr voraus, jo daß er der Auffajjung des Verfehres und des bis- 
berigen Rechtes zu entnehmen ijt. 

DTemgemäß find Zinjen das Einfommen aus einer in Geld 
oder anderen Umlaufsmitteln beftehenden Kapitaljchuld, wel- 
bes in Geld oder anderen vertretbaren Sachen zu entrichten 


6) Lospapiere 3.8. find nicht vertretbar, unten Bd. 3 $4 Anm. 6. 
7) Anders freilich, wenn ein Wechjel beim Gläubiger domiziliert ift, vgl. unten 
m Wechſelrechte. 

1) Bgl. Berracydi, Eintommen Bd. 2 ©. 123. 
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ist, in Brozenten des Slapitales bemefjen wird, vom Haupt: 
anjpruch abhängt und neben demſelben gejchuldet wird.? 

2. Hiernad) find unter anderem feine Zinjen 

a) Abzüge, welche der Gläubiger dem Schuldner bei der Zahlung 
der Darlehensvaluta macht, das im Verkehre jog. Damnum, ferner nicht 
Zuſchläge, welche bei Nüdzahlung des Kapitales zu zahlen find. Hierin 
liegen feine wiederkehrenden Leijtungen. Solche Vorteile zählen nicht 
zum Einkommen, jondern bilden Ktapitalvermehrung. Ebenjowenig gehört 
die einmalige Proviſion bei der Darlehenshingabe zu den Binjen.® 

b) Berjchieden von Zinſen find ferner Nenten, welche jtatt eines 
gewährten Kapitals periodiſch gejchuldet werden. Sind fie aber wieder: 
fehrende Reallaftleiftungen, jo finden die Vorjchriften über Zinſen 
von Hypothefenforderungen auf die einzelnen Nenten Anwendung, S 1107; 
Gleiches gilt bezüglich bezüglich der einzelnen Leiftungen einer Renten 
grundichuld, $ 1199 Abi. 2.* 

c) Begrifflich Haben nichtS mit den Zinjen gemein die ſog. Amorti— 
jationgleiftungen, welche die allmähliche Tilgung eines Kapitals be- 
zweden, fie find nicht Frucht, vielmehr Teile des Kapitals. Werden fie 
aber, wie häufig, in der Form von Zujchlägen zu den Zinſen entrichtet, 
jo unterliegen te derjelben Verjährung wie Zinfen, B. G. B. $ 197.5 

d) Dividenden, welche Aftiengejellichaften an ihre Aftionäre, wie 
auch andere Fforporativ organijierte Gejellichaften an ihre Mitglieder 
aus dem Neingewwinn, welchen die Sahresbilanz ergiebt, verteilen, bilden 
zwar ein wiederfehrendes Einfommen und haben injofern für die menjch- 
liche Wirtjchaft eine ähnliche Bedeutung wie Zinfen. Aber fie find nicht 
feſt bedungen, und find daher rechtlich und häufig thatlächlid) jehr ver: 
jchieden von Zinjfen. Dagegen werden die ſog. Bauzinjen der Aftien- 
gejellfchaften, welche nad) H. G. B. 5 215 für die im Statut beſtimmte 
Längjtzeit der Vorbereitung des Unternehmens bewilligt werden können, 


2) Vgl. Dernburg, Pandelten Bd. 2 828 Anm. 3. 

3, Das A.L. R. 1,11 88 803 und 810 bezeichnete bei Darlehen alle Vorteile, 
die der Gläubiger für den Gebraud) des geliehenen Geldes entrichten mußte, als 
Zinfen. Daher rechnete man zu den Zinſen — Bolze Bd. 1 n. 438 ©. 107 — die 
in einem Prozentjage ausgedrüdte jährliche Verwaltungdgebühr, welche fich die Hypo— 
thetenbanten neben den Zinjen gewähren ließen. Died wird nah dem B. G. B. nicht 
anzunehmen fein. 

4) Val. unten Bd. 3 $ 246. 

5) Auch nad) $ 10 Ziff. 4 des Zmangsverfteigerungsgefeßes werden die Amor— 
tifationgleiftungen wie Zinfen behandelt. 
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wie Zinſen rechtlich behandelt, obgleich auch fie feine Zinſen, jondern, 
teilweije und jtüchweije Rüdzahlung der Einlage der Aktionäre bilden.‘ 7 

3. Zinſen find in dem Sinne von der Hauptjchuld abhängig, daß 
ſie nur verfallen, jolange die Hauptichuld beiteht. 

Wird aljo die Hauptichuld angefochten, jo daß fie infolgedejjen ala 
von Anfang an nichtig anzujehen ijt, B. G. B. $ 142 Abj. 1, jo wird 
hiermit auch die inzwijchen erwachjene Zinsſchuld vernichtet. Erfolgt 
Aufrechnung der Hauptichuld, jo erlöfchen Zinsverpflichtungen, die 
jeit dem Zeitpunkte erwuchjen, in welchem ihr die Gegenforderung auf: 
rechenbar gegenüber trat, da die Forderungen von diejer Zeit an als 
erlojchen gelten, B. G. B. $ 389. 


Endigt aber der Hauptanjpruch, nachdem aus ihm Zinsverpflich- 
tungen erwuchjen, nicht ex tunc, jondern ex nunc 3. DB. durch Zahlung, 
jo berührt dies die fällig gewordene Zinsverpflichtung nicht. Inſo— 
weit jind verfallene Zinſen jelbjtändig. 

Es iſt alfo nur eine auf Zwedmäßigfeitsgründen beruhende Aus: 
nahme, daß mit der Verjährung der Hauptjchuld auch deren Neben: 
leiſtungen, insbejondere verfallene Zinjen verjähren, B. G. B. $ 224.3 
Hierdurch ſoll verhütet werden, daß der Hauptanſpruch, welchem die 
Klagbarkeit der Verjährung um des Friedens willen entzogen tft, wegen 
der Zinſen der lebten vier Jahre vor der Verjährung noch gerichtlich 
zu verhandeln ijt. 


4. Kapital und Zinjen bilden ein Schuldverhältnis im wei— 
teren Sinne Dies gilt auch für verfallene Zinjen. 


Die Zinjen nehmen daher an Vorrechten des Stapitales teil, Konk. O. 
$ 62 3. 3, Zwangsverfteigerungsgejeg vom 24. März 1897 $ 12. 
g 929g h 


Das Kapital iſt die Hauptforderung; die Zinjen werden als Neben: 
leiſtungen aufgefaßt. Dies ijt wichtig für den Prozeß, val. EP.O. 
ss 4, 321. Nach dem Sapitale allein bemißt jich die Reviſions— 


6) R.O. H.G. Bd. 22 ©. 19. 

7) Art. 106 des alten Handelsgejepbuches ichrieb vor, daß den Mitgliedern 
einer offenen Handelsgeſellſchaft von ihrem Gejchäftsanteile 4%, Zinfen am —** 
ſchluſſe gutgeſchrieben werden ſollten. Er ſchloß ſich hierbei der faufmänniichen Be⸗ 
handlungsweiſe und Auffaſſung an; rechtlich liegen hierin feine Zinſen, da es ſich 
bierbei nicht um ein geſchuldetes Kapital handelt. Daher bejtimmt jebt 9.6.8. $121 
juriftiich genauer, va jedem Gejelljchafter vom Jahresgewinne zunächſt „ein Anteil“ 
in Höhe von 4°, jeines Kapitalanteiles gebührt. Entiprechend $ 168 des 9.9.8. 

8) Dies noch dem Borbilde der 1.21 C. de usuris. 
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jumme.? Wurden jedoch rüdjtändige Zinjen durch Vereinbarung zum 
Kapitale gejchlagen, jo liegt hierin eine Ummwandelung, welche ihre 
Natur als Zinjen aufhebt und fie zu Bejtandteilen des Kapitales macht. 

Wenn auch Kapital und rücjtändige Zinfen zu einem Schuldverhält- 
nijie im weiteren Sinne gehören, jo find jie innerhalb desjelben jelbit- 
ſtändige Verpflichtungen. Bietet daher der Schuldner zwar Zahlung der 
rücjtändigen Zinjen an, nicht aber des gleichfalls fälligen Kapitales — 
etwa weil er, wenn auch mit Unrecht, dejjen Fälligkeit beitreitet — ſo 
darf der Gläubiger die Zahlung der Zinſen nicht zurücweilen. Denn 
eine „Teilleiſtung“ im Sinne des $ 266 ijt in der Zinjenzahlung wicht 
zu jehen. 10 

Dagegen braucht der Gläubiger Zahlung des Stapitales nicht anzu— 
nehmen, wenn ihm nicht gleichzeitig die rüdjtändigen Zinjen angeboten 
werden.!! Denn die Zahlung der Zinjen als des fortlaufenden Ein- 
fommens, auf welches der Gläubiger regelrecht feinen Lebensunterhalt 
gründet, hat der Kapitalzahlung vorzugehen. 

5. Tür Schuldverjchreibungen auf den Inhaber werden üblicher: 
weile Zinsjcheine ausgegeben. 

Diefe Form ändert an der Natur der Zinjen nichts. Es verfallen 
daher von einer derartigen Zinſenſchuld jo wenig wie bei gewöhnlichen 
Zinjenverjprechen Berzugszinjen. Auch prozeſſualiſch gilt die Zinsleiſtung 
als Nebenforderung. !? 

Sofern jedoch die Scheine eine gegenteilige Beſtimmung nicht ent- 
halten, bleiben fie in Straft, auch wenn die Hauptforderung erlischt, nicht 
minder, wenn die Verpflichtung zur Verzinfung aufgehoben oder geändert 
wird, $ 803 Abj. 1. 

Werden die ausgegebenen Zinsjcheine bei der Einlöjung der Haupt: 
jchuld nicht zurüdgewährt, jo iſt der Ausſteller nach $ 803 Abi. 2 be— 
rechtigt, den Betrag zurücdzubalten, den er nach Abſ. 1 für die Scheine 
zu zahlen verpflichtet it. Auf den Fall, dab die Zinsjcheine infolge 
der Berjäumnis der Vorlegungsfriit Eraftlos wurden oder verjährt ſind, 
B. G. B. 8 801, iſt dies nicht anwendbar. 

9) R. G. Bd. 32 ©. 378. Ein ganz anderer Fall bei Bolze Bd.21 S. 113 n. 222. 

10) Das Gegenteil behauptet Coſack S. 307. Seine Anficht iſt nicht begründet, 
jie wäre auch praftijch jehr unerſprießlich. 

11) 1.41 $1 D.de usuris 22,1; R.O. H. G. Bd. 25 ©. 256, 
— R. H. O. G. Bd. 10 S. 213 ff., Bd.24 S. 388, Bd. 25 S. 257; R.G. 8.5 
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$19. Die Fälle des Zinjennehmen?. 
a) Bedungene Zinfen. 
Die Zinjenpflicht muß entweder durch Nechtsgejchäft begründet 
— bedungene Zinſen — oder durch Rechtsſatz vorgejchrieben jein 
— gejeglihe Zinjen. Bon jelbjt verjteht ſich Verzinſung nicht.! 

2. Das Rechtsgeichäft, welches die Zinſen ausbedingt, kann Ver— 
trag jein, ferner einfeitiges Berjprechen, joweit dasjelbe anch jonit 
verbindlich iſt, 3. B. in Schuldicheinen auf den Inhaber, oder Ber: 
mäctnis. 

3. Bedungene Zinjen find im Zweifel erit nach Ablauf einer Zins- 
periode — postnumerando — zu berichtigen. Dies entjpricht der Ver— 
fehrsübung. Vom B. G. B. iſt hierüber nicht Bejonderes vorgejchrieben. 

Ebenjowenig jtellt da3 B.G.B. Vermutungen über die Fälligfeits- 
termine der Zinſen auf, falls hierüber nichts bedungen it. In eriter 
Linie entjcheidet die Verkehrsſitte. Häufig werden fich hiernach viertel- 
jährige Zinstermine ergeben. Sonjt wird der wiederkehrende Jahrestag 
der Schuldbegründung den Zinstermin bilden, wenn aber die Zeit der 
Rückzahlung des Kapitales früher fällt, diefe Zeit maßgebend jein.? 

4. Eine Zinsvereinbarung fann in einer lange Zeit hindurch fort- 
geſetzten Zahlung von Zinjen zu finden fein.® 

Gleicherweiſe kann die lange Zeit fortgejegte Zahlung eines nie= 
drigeren Zinfes, als urjprünglich bedungen war, die thatjächliche Ver: 
mutung begründen, daß die Beteiligten ſich über den niedrigeren Zinsjat 
einigten. * 

$ 20. Geſetzliche Zinjen. 

I. Gejegliche Zinfen wurden in Ron bei den bonae fidei judicia 

durch die römijchen Richter zugeiprochen, wo dies Treu und Glauben 


1) Beiſpielsweiſe ift der mit der Anfechtungsflage des Konkursverwalters nad 
Konf.D. 537 benachteiligte Gläubiger — Anfechtunggeſetz vom 21. Juli 1879 57 — 
in Aniprucd genommene bis zum Verzuge oder der Rechtshängigfeit in ber zur 
Berzinjung des en nicht — — VBgl. R.G. Bd. 4S. 143; 
Bolze Bd. 16 n. 169 S. 102, Bd. 4 n. 370 ©. 114, Bd. 7 n. 294 © Nor; Sruchot 
Br. 38 ©. 1184. — Über die tig Fa roll Gruchot Bd. 2, n. 475 ©. 115. 

2) Bol. AL.R. I, 11 89832 d 833 

3) 1.6 pr. $1 D.de usuris 2.1. Aus längerer BZinfenzahlung kann ſich auch 
eine thatlählihe Vermutung für das Beitehen einer Kapitalichuld ergeben. Die poſi— 
tiven Beitimmungen des A.L. R. I,118837ff. fünnen nur noch Anwendung finden, 
wenn die dort erwähnten Zinsgahtungen jämtlih vor den 1. Januar 1900 Beten. 

4) 1.13 pr. D. de usuris 22,1. Nach Glüd Bd. 21 ©. 69 hielten es die meiſten 
Rechtslehrer für binreichend, daß der Gläubiger die geringeren Zinſen drei Jahre 
nacheinander ohne Widerſpruch angenommen hat. Das mag einen Anhaltspunkt bilden, 
vorzugsweiſe entſcheiden die Umſtände des Falles. 
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und der Verkehrsauffaſſung entiprach.! Nach jebigem Nechte erkennt fie 
das Geſetz in bejtimmten Fällen zu, in denen ihm Verzinfung als gerecht 
und billig erjchien. 

II. Dieje Fälle find zahlreih. Sie find Hier nicht jämtlich auf: 
zuführen, noch auch an diejem Orte eingehend zu entwideln. 

1. Nah B. G. B. find Geldichulden während des Verzugs des 
Schuldners zu verzinjen, $ 258, nicht minder von der Rechts— 
hängigfeit an, auch wenn der Schuldner nicht in Verzug iſt, $ 291. 

Häufig tritt nah) B. G. B. vor der Nechtshängigfeit Haftung ein, 
wie wenn der Anjpruch nicht rechtshängig wäre. Dies gilt unter an- 
derem, wenn man etivas gegen gejegliches Verbot oder die guten Sitten 
erhalten und zurüczuerjtatten hat, $ 819 Abi. 2, nicht minder in ge: 
wiljen anderen Kondiktionsfällen, $ 819 Abj.1, S 820 — vgl. aber 
$ 820 Abi. 2 —, jiehe auch $990. Die Folge iſt, daß der gejchuldete 
Geldbetrag zu verzinjen ift. 

Verwendet man Geld, das man für einen anderen zu verivalten 
bat, für fich, jo it e8 von der Verwendung an zu verzinfen. Dies gilt 
namentlich beim Auftrage, $ 668, Dienſt- oder Werkvertrage, $ 675, 
unbeauftragter Gejchäftsführung, $ 681, für den VBormund 8 1834 und 
für den Pfleger $ 1915. 

Wer Aufwendungen eines Dritten zu erjeßen hat, muß fie regel- 
mäßig auch verzinjen,? $ 256. 

Der Käufer bat den Kaufpreis, wenn er ihm nicht gejtundet ift, 
von dem Beitpunfte an zu verzinfen, in welchem ihm die Nugungen der 
Kaufjache zufommen, $ 452,3 dies gilt entjprechend für den Werkvertrag, 
$ 641 Abi. 2. 

2, Bejondere gejegliche Zinsverbindlichkeiten fennt das H. G. B. 

a) Kaufleute untereinander jind berechtigt, für ihre Forderungen 
aus beiderjeitigen Handelsgeichäftten von der Fälligkeit an Zinſen zu 
fordern.* Dies gilt aber nicht für Zinſen von Zinſen, 9.6.9. $353. 

b) Für Darlehen, Vorjchüjfe, Auslagen und Berwendungen in 
Ausübung jeines Handelsgewerbes darf der Kaufmann vom Tage Der 
Leiltung an Zinſen berechnen, 9.6.8. $ 354 Abi. 2. 





1) Bol. Dernburg, Pandelten Bd.2 $29 Anm. 17. 

2) Vgl. unten 8 34. 

3) Vgl. Bolze Bd.2 ©. 248 n. 1003. 

4) Iſt Zinsverbindlichfeit hiernach eingetreten, jo bleibt fie beitehen, auch wenn 
der Kaufmann jeine Eigenichaft als folcher verloren oder die Forderung einem Nichts 
faufmanne abgetreten hat. Bolze Bd.5 n.300 S. 93; Gruchot Bd. 26 ©. 102. 
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ce) Im Falle einer Gejchäftsverbindung mit einem Kaufmanne unter 
laufender Rechnung gebühren demjenigen, welchem beim Rechnungs— 
abſchluſſe ein Überfhuß zukommt, vom Tage des Rechnungsabſchluſſes 
an Zinjen des Überfchuffes, auch ſoweit in der Rechnung Zinſen ent- 
halten jind, $ 355. 

III. Rechtlich jehr verjchieden von den Fällen, in welchen man 
zu gejeglichen Zinſen verpflichtet it, find Diejenigen, in welchen man 
gejeglich verbunden it, gezogene Zinjen zu erjtatten. 

Der Beauftragte — $ 667 —, wer infolge eines Dienftvertrages 
oder Werfvertrages eine Gejchäftsbejorgung ſchuldet — 8 675 —, Der 
unbeauftragte Gejchäftsführer — $ 681 — und wer ein fremdes Gejchärt 
wiljend, dat er hierzu nicht berechtigt ift, als eigenes führt — $ 675 —, 
der Vormund — 8 1890 —, der Pfleger — 8 1925 — Haben alles 
herauszugeben, was jie Durch die Gejchäftsbejorgung erlangt haben, aljo 
auch die von ihnen infolge der Gejchäftsbejorgung gezogenen Zinfen. 

Solche Zinsbeträge bilden einen Bejtandteil der vom Gefchäftsführer 
geichufdeten Summe.“ Daher jind Verzugszinjen von ihnen zu entrichten, 
denn $ 289 trifft jie nicht. Sie unterliegen nicht der Verjährung rüd- 
jtändiger Zinſen nach $ 197, der Gläubiger ift nicht verpflichtet, das 
ihm zu Erjtattende ohne Leijtung folder Zinsbeträge anzunehmen, $ 266. 
Es handelt fich bet ihmen auch nicht um Nebenleijtungen, die nad) 
C. P. O. 84 für die Wertsberechnung des Streitgegenftandes und nach 
$ 546 bei Bemejjung der Reviſionsſumme außer Betracht bleiben. 


$21. Gleihe Behandlung der gefeglihen und der bedungenen Binjen. 

Gejegliche und bedungene Zinſen unterlagen in Rom einer ver- 
ſchiedenen rechtlichen Behandlung. 

Auch in den neueren Gejeßgebungen war dies der Fall, wenn auch 
in minderem Maße. 

Das B. G. B. hat dies ausgeglichen. 

1. Eine jelbjtändige Klage wegen gejeglicher Zinjen beſtand nach 
römiſchem Rechte nicht. Wurden fie doch nur in dem Urteile über die 
Hauptichuld kraft richterlichen Amtes zugejprochen. ! 

Inwieweit dies gemeinrechtlich Geltung habe, war beftritten. Noch 
im A.L.R. I, 11 8848 finden fi Nachwirfungen der römischen Nechts- 


5) 1.10 $$2 und 3 D. mandati 17,1; Betracydi, Einftommen Bd. 2 ©. 138. 
1) Dernburg, Bandeften Bd.2 $29, II; 1.54 pr. D. locati 19, 2. 
Dernbdburg, Bürgerl. Recht. II. 1. 4 
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jäge.? Im B.G.B. ijt hiervon feine Nede mehr. Gejegliche wie ver- 
tragsmäßige Zinjen find daher jelbjtändig Elagbar. 

2. Nah A.L. R. I, 11 88 845, 847 galten Verzugszinfen als 
erlaffen, wenn über das Kapital ohne Vorbehalt quittiert war.® 
Es war dies zweckmäßig, da es chikanöſe Prozejje auf Grund nad): 
träglich erwachjener Gehäjjigkeiten abjchnitt. 

Das B.G.B. bejtimmt dies nicht. Selbjtverjtändlich kann aber in 
der vorbehaltlofen Quittung je nad) Lage des Falles ein durch 
ihlüjfige Handlung erflärter Erlaß der Verzugszinſen zu jehen fein. 

3. Der Verzug des Gläubigers beendete nach früherem Rechte 
den Lauf bedungener Zinjen nicht, wohl aber der gejeglichen.* 

Nach B. G. B. 8 301 laufen während des Verzuges des Gläubigers 
unterſchiedslos Zinſen nicht mehr. 

4. Das preußiiche Gejeh vom 31. März 1838 $ 2 Ziff. 5 unter: 
warf nur die bedungenen, nicht die gejeglichen Zinſen der kurzen 
— vierjährigen — Verjährung. 

Nah B. G. B. 8 197 unterliegen Zinjen ohne Unterjchied der Ber: 
jährung von vier Jahren. 5 

5. Selbjtverjtändlich finden jich feine Fälligkeitstermine bei geſetz— 
lichen Zinjen. Diejelben verfallen fortlaufend pro rata temporis. 


$22. Der gejeglihe Zinsfap. 

I. Für einzelne Fälle gejeglicher Zinjen jtellte das römische Recht 
auch den gejeßlichen Zinsjat bejonders feit. Mehrfach waren jog. höchite 
Zinſen — usurae maximae — zu entrichten, alfo in klaſſiſcher Zeit 
12 °/,, nach jujtinianischem Rechte 6 9/,. 


2) Bol. übrigens R.G. bei Gruchot Bd. 33 ©. 878. 

3) Bol. R. G. bei Gruchot Bd. 28 ©. 913. 

4) Über gemeine Recht vgl. Dernburg, Band. Bd. 2 $43 Anm. 11, über 
preußiſches Gruchot Bd. 37 ©. 1041. 

5) Nad) $$ 482, 483 A. L. R. 1, 20 haftet dem Hypothelengläubiger das Grundjtüd, 
abgejehen vom Sapitale, für die vertragsmäßigen Zinjen, auch wenn dieje nicht ein— 
getragen waren. Hingegen konnten Berzögerungszinjen, welche im Eintragungsvermerf 
nicht befonderd erwähnt waren, gegen das Grundſtück nicht geltend gemacht werden. 
Für die vor dem 1. Oktober 1572 eingetragenen Zinſen iſt hieran durd) das preußiſche 
Eigentumserwerbögefeß nicht? geändert, R.G. Bd. 33 S. 217, während für die unter 
der Herrichaft dieſes Gejeges begründeten Hypotheken gilt, daß vertragsmäßige und 
Berzögerungszinien zur dinglihen Wirkſamkeit gegen das Grundſtück der Eintragung 
bedürfen. Der Anhalt der bi$ zum 1. Januar 1900 begründeten Hypotheken bleibt 
bejtehen, Art. 184 Einf. Geſ. — Nach den Vorichriften des B.G.B. haftet das Grund— 
jtüd für die eingetragenen, $1115, jowie für die gejeglichen Zinſen, $ 1118. 
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Für andere Fälle beſtand kein allgemein feſtgeſtellter Zinsſatz. 
Vielmehr richteten ſich die Richter nach dem ortsüblichen Zinsſatze. 
Dies galt namentlich bei den häufigſten Zinſen dieſer Art, nämlich den 
Berzugszinjen. 

Die gemeinrechtliche Praris änderte dies. Sie jeßte, um einen 
feiten, allgemein anmwendbaren Zinsſatz zu gewinnen, den landesüblichen 
Zins ein für allemal auf den höchiten Zins, den man gemeinrechtlich 
veritattete, nämlich 5°/,, bei Kaufleuten auf 6%/,.2 So beftimmte auch 
A.L. R. I, 11 8831ff. als Zögerungszinjen 5%/,, für Kaufleute die 
höchſten erlaubten Zinfen. 

II. Das B. G. B. tennt zwar feinen gejeglichen Höchſtbetrag 
für Zinfen, bejtimmt aber im $ 246 einen gejeglichen Zinsſatz. 

1. Nach den Entwürfen? ſollte er 5 %/, betragen, wie dies jahrhun- 
dertelang in Deutjchland üblich war. Doch die Reichstagskommiſſion 
glaubte das neuerdings eingetretene Sinken des Zinsfuhes berücjichtigen 
zu müſſen. Daher minderte fie den gejeglichen Zinsjag auf 4 %,. 

2. Diejer Zinsjag gilt vor allem für die gejeglichen Zinſen 
des B. G. B. Daher ward in B. G. B. bei den einzelnen Fällen gejeß- 
licher Zinſen des Zinsjages nicht beſonders gedacht. * 

Soweit man jedoch verpflichtet iſt, Zinfen, welche man von fremden 
Gelde gezogen hat, dem Kapitalseigner herauszugeben, iſt jelbjtver- 
jtändlich der volle gezogene Betrag der Zinjen zu erjtatten, auch wenn 
fie den gejeglichen Zinsſatz überjchritten haben. > 

3. Auch für den Fall, daß durch Rechtsgeſchäft DVerzinjung 
bedungen, der Zinsfuß aber nicht feitgejtellt wurde, ift Der gejeßliche 
Zinsjag zu entrichten. | 

Selbitverjtändlich Fan aber die Vereinbarung über einen anderen 
Zinsfuß auch jtillichweigend getroffen fein. Sie wird unter Umftänden 


1) Bgl. Petracydi a. a. O. 88 12 bis 16. 

2) Vgl. Behrend in der Savignyzeitichrift, germ. Abteilung Bd. 1 ©. 85. 

3) E.I 8 217; Mot. 3.2 ©.15; B.I $ 210; Kom. Brot. ©. 581, 8447; 
Reichstagsvorl. $ 240; Reicdhstagstommiffionsberiht Bd. 1 ©. 34. 

4) Nac Art. 10 des Entwurfes des preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum B. G. B. 
tritt Verzinſung von 4°/, anjtatt der bisherigen 5 °/, vom 1. Januar 1900 an ein, 
wo beitehen bleibende preußiiche ae er vorschreiben, 3. B. nad) dem 
Enteignungdgejege vom 11. Juni 1874 $ 36 Ubi. 2 

5) Bgl. oben $20 ©. 49. 

6) Bol. Grudot Bd. 24 S. 977; Bolze Bd. 8 n.232 S. 109. 

4* 
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aus der in dem gejchäftlichen Verfehre der Parteien jonjt üblichen Höhe 
der Verzinſung zu entnehmen jein.? 

Ferner ijt dann, wenn die Barteien ich noch vorbehalten haben, 
den Zinsfuß feitzufegen, die Ergänzung nach dem Gejete ausgeichlojjen. 

4. Zinſen, welche durch gerichtliches Erfenntnis zuerkannt 
wurden, jind durch $S245 nicht betroffen. Das Urteil, welches Die 
Zinspflicht ausfpricht, ohne die Höhe der Zinjen feitzuftellen, ift folglich 
unvollftändig. Daher fann nah C. P.O. $ 321 binnen einer Woche 
nach Zuſtellung des Urteild die Ergänzung beantragt werden. Iſt das 
nicht geichehen, jo ijt über den Anjpruch auf Zinſen nicht entſchieden.* ! 

Die Zinfen können aljo in neuer Klage beanjprucht werden. !1 

III. Nach dem 9.6.8. $ 352 gelten folgende Bejtimmungen: 

a) Die Höhe des gejeglichen Zinsjages auch für Berzugszinjen 
ijt bei beiderjeitigen Handelsgejchäften 5 %/,. 

b) Auch in anderen Fällen, in welchen das H. G. B. eine Zinjen- 
pflicht ohne Beitimmung der Höhe fejtitellt, z. B. $ 110 Abſ. 2, gilt der 
Zinsfuß von 5%/,. 

ce) Sind für ein zweijeitiges Handelsgejchäft Zinſen ohne Beſtim— 
mung des Zinsfußes veriprochen, jo werden, wo nah B. G. B. 4%), 
zu leilten wären, 5°/, gejchuldet. 1? 

IV. Laut Wechjelordnung Art. 50 hat der Wechjelregrekichuldner 
6%/, Berzugszinien vom Verfalltage an zu leijten. 





7) Für den faufmännifchen Verkehr iſt die allgemeine Gewohnheit, das Jahr 
mit 360 Tagen, den Monat mit 30 Tagen für die Zinsrechnung zu zählen, auch 
instünftige maßgebend. Dies bezieht ſich nicht bloß auf Geſchäfte unter Kaufleuten, 
H. G. B. $ 346, jondern aud auf Geſchäfte des Kaufmannes mit einem Nidtlaufmanne, 
die einverjtändlic in faufmännifcher Weile zu führen find. Vgl. hierzu Friedländer, 
Deutſche AZurijtenzeitung 1898 ©. 511. 

8) Hann jpäter eine Einigung nicht erzielt werden, jo muß nad) S154 B. G. B. 
der Bertrag zujammenfallen. 

9) Pland 8246 Ziff. J. 

10) Ältere Vorſchriften, wonad eine Nebenfordenung als aberfannt galt, wenn 
über den Anfpruch im Urteile nicht entichieden war, hat bereitS das Einf. Gej. zur 
C.P.O. vom 30. Januar 1877 $14 Ziff. 5 aufgehoben. 

11) Bei Gelegenheit der Berufung kann der Anſpruch in Bezug auf Zinjen, 
mögen diejelben auch erit nah Erhebung der Klage fällig geworden kein, eriveitert 
werden, 88 268 Ziff. 2, 529 Ab. 2 C. P.O. — Doch kann der völlig fiegreiche Kläger 
lediglich zum Zwecke der Erwirtung dieſes Anfpruches Berufung nicht einlegen, Reichs 
anzeiger, Beilngeheft 1896 ©. 12; R.®. Bd. 13 &.391, Bb.29 ©. 377. 

12) Durdy Art. 94 des Einf. Geſ. iſt das preuß. Gej. betr. die gewerbmäßige 
Pfandleihe aufrecht erhalten. Der höchſte Betrag der Zinſen beträgt bier für 1.% 
pro Monat = 2 H, fir jede den Betrag von 30 .# überfteigende Marf 1 &. pro Monat. 
Bol. unten Bd.3 ©. 751. 
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Nah Art. 81 Sa 2 W.D. jchuldet ferner der Ausſteller und 
Acceptant des Wechſels in gleicher Weife wie ein Wechjelregreßichuldner, 
jte haben aljo ebenfalls 6 %/, VBerzugszinjen zu entrichten. Da ein innerer 
Grund nicht dafür beiteht, dat die Verzugszinjen des Wechſelſchuldners 
im alle der Nichtweiterbegebung des Wechſels mindere find, als im 
‚alle der Weiterbegebung durch den Wechjelgläubiger, jo it als Wille 
des Geſetzes anzujehen, daß bei Wechjelichulden die gejeglichen Berzugs- 
zinten unterichtedslos 6°/, betragen. Dies ijt zum wechjelrechtlichen 
Gewohnheitärechte gerworden. 13 

Das B. G. B. läßt das Wechjelrecht unberührt. Zweckmäßig iſt e8 
freilich kaum, daß der Nichtkaufmann 40/, Verzugszinſen zu entrichten 
bat, wenn er nicht Wechſelſchuldner iſt, aber 6 %/,, wenn er ſich wechſel— 
mäßig verpflichtet hat. 


$23. Zinsbefhränfungen. 

I. Das frühere Recht juchte durch Zinsbeichränfungen der Aus: 
beutung der fapitalbedürftigen Bevölkerungsklaſſen jeitens der Beſitzenden 
entgegenzutreten. 

Im Elajjischen römijchen Rechte war der Höchjtbetrag der erlaubten 
Zinien 12%,. Das juftinianiiche Recht fette ihn auf 6°%/,, während 
Kaufleute 8%/, nehmen durften. Das kanoniſche Recht verbot das 
Nehmen von Zinjen jchlechthin, ein Verbot, welches freilich) in Deutjch- 
land ſtets nur im bejchränfter Weije zur Durchführung gelangen fonnte.? 
Aber die gemeinrechtliche Praris hat jeit dem fiebzehnten Jahrhundert 
5°, verjtattet;? den Kaufleuten auch wohl den jechjten Zinsthaler zu— 
geitanden. Dem jchloß fich das A.L.R. I, 11 8804ff. im mwejentlichen an.t 

II. Der modernen Berfehrsentwidelung gegenüber erjchien das alte, 
niemals mit völligem Erfolge gefrönte Beſtreben des Gejeßgebers, den 
Höchitbetrag der Nutzung verliehenen Geldes durch Beichränfung des 
Zinsjages zu tarifieren, unhaltbar. Angebot und Nachfrage jollten die 
Höhe der Vergütung für die Überlaffung der Kapitalmıyung allein be- 
ftimmen, es jollte gejtattet fein, jich durch Ausbedingung eines höheren 
Zinsjages eine Prämie für die Gefahr der Ausleihung an einen weniger 


13) So M. O. H.G. Bd. 1 6.251; Staub, W. O. zu Art. 50 812. 

1) 1.26, 1.27 C. de usuris 4,32; Glück Bd. 21 ©. S4ff. 

2) Bol. Neumann, Gejhichte des Wuchers in Deutichland, Halle 1865. 

3) Giück Bd.21 ©. 95ff., jüngfter Reidhsabichied von 1654 $ 174. 

4)j A. L. R. I, 11 8804. Zwar ift hier zunächſt nur von Darlehnäzinjen die 
Rede. Die bezüglihen Borichriften wurden aber angewendet auf Zinsverträge jeder Art. 
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ſicheren Schuldner zu verjchaffen. Temporär hatte man die Zinsbeſchrän— 
fungen jchon früher während Geldkriſen außer Kraft geſetzt.“ Durch: 
brochen wurden fie zuerit jtändig durch Art. 292 des alten H. G. B., 
nach welchen bei Schulden der Kaufleute aus Darlehen und Handels— 
geichäften auch höhere Zinjen als 6 %/, berechnet werden fonnten.* Dann 
hat aus Veranlaſſung der Berkehrsitodung beim Herannahen des preu: 
Bilch-öjterreichiichen Kriege® vom Jahre 1866 die Verordnung vom 
12. Mai desjelben Jahres die Beichränftung des Zinsfages für nicht 
eingetragene Darlehen aufgehoben und es erhielt diefe Verordnung die 
Zuſtimmung des Landtages der preußiſchen Monarchie. 

Allgemein wurde die Höhe der Zinſen — auch im Falle der Ein- 
tragung im Grundbuche — der freien Vereinbarung überlafjen durch das 
norddeutjche Bundesgejeß vom 14. November 1867. Diejes Geſetz trat 
mit dem 1. Januar 1871 auch in den zum Reiche gezogenen jfüddeutichen 
Staaten in Kraft. Bayern jedoch hatte unterm 5. Dezember 1867 ein 
bejonderes, dem norddeutjchen Gejege verwandte, wenn auch nicht wörtlich 
übereinjtimmendes Geſetz erlafjen, welches jich bi8 zum Inkrafttreten des 
B. G. B. erhielt. 

III. Die Abſchaffung des geſetzlichen Höchſtbetrages des Zinsfußes 
hatte zur unerwünſchten Folge, daß der Wucher, d. h. Ausbeutung der 
Not, der Unerfahrenheit und des Leichtſinnes der Darlehensnehmer, un— 
geſcheut ſein Haupt erhob, gleich als habe er jetzt einen geſetzlichen Freibrief. 

Nur zögernd und in beſonders ſchreienden Fällen trat ihm die 
Rechtſprechung entgegen, ſoweit er grob unſittlich erſchien. Doch mit 
dem Wuchergeſetze des Reiches vom 24. Mai 1880 trat eine vollkom— 
mene Wendung ein. Dasſelbe leitete eine Wuchergeſetzgebung ein, welche 
weit über das wucheriſche Zinſennehmen hinausgeht, vgl. jetzt B. G. B. 
$ 138 Abſ. 2. Darüber wird im allgemeinen Teile gehandelt. 

IV. Poſitive Einjchränfungen des Zinjennehmens haben jich nur 
wenige erhalten. 

1. Iſt ein höherer Zinsjag als 6%, vereinbart, jo kann der 
Schuldner nach Ablauf von 6 Monaten das Kapital unter einer Kün— 
digungsfrift von 6 Monaten Fündigen. 


5) Die gejeglichen Beichränfungen des vertraggmähigen Zinsfußes waren in 
Preußen auf Zeit außer Kraft geſetzt worden durch die Verordnung vom 15. Januar 
1809 bis zum 31. Dezember 1810, ferner durch die Verordnung vom 27. November 
1857 auf die Zeit von 3 Monaten. 

6) Ähnliches hatte A.L. R. II, S 8 692 für Großfauffente bei nicht eingetragenen 
Darlehen bis zu 6 Monaten bejtimmt. 
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Dieje Beitimmung war in dem norddeutichen Bundesgejege vom 
14. November 1867 $ 2 getroffen, um Bedenken gegen die Bejeitigung 
des gejeglichen Zingmarimums abzujchwächen. Erhebliche praftiiche Be— 
deutung hat Ddiefe Beichränfung nicht. Es lag aber auch fein Grund 
vor, ſie fallen zu laſſen. Das B. G. B. 8 247 hat fie ausdrüdlicd) 
übernommen,? da jenes Bundesgeje durch Art. 39 $ 2 des Einf. Gei. 
zum B. G. B. aufgehoben wurde. Die Vorjchrift ift zwingend. ® 

Schuldverjchreibungen auf den Inhaber find nicht durch fie be- 
troffen, $ 247 Abi. 2. 

Nach dem Bundesgejege jollte fie feine Anwendung auf die Schulden 
eines Kaufmannes aus jeinen Handelsgeichäften finden. Dieſe Aus- 
nahme ijt in die neue Geſetzgebung nicht übergegangen. ? 


2. Das römische Recht! und danach auch das A.L. R. I, 11 
S 818 verbot das Nehmen der Zinjen von Zinjfen — den Ana- 
tocismus. Denn es bejteht die Gefahr, daß die Schuld durch Zinjes- 
zinjen in verhältnismäßig kurzer Zeit derart anjchwillt, daß der Schuldner 
zu Grunde geht. Das Gejeg von 1867 Hatte dieſes Verbot nicht be= 
rührt. Auch das B.G.B.$ 248 hat es beibehalten, aber jehr einge: 
ſchränkt. 

a) Nur die im voraus geſchloſſene Vereinbarung, daß fällige 
Zinſen wieder Zinſen tragen ſollen, iſt hiernach verboten und nichtig, 
8 248 Abſ. 1.9 

Vereinbarungen über Verzinſung rückſtändiger Zinſen nach deren 
Fälligkeit ſind alſo gültig. 12 18 


7) E.1 8358 hatte die Beſchränkung beſeitigt, vgl. Mot. Bd.2 S. 195, die 
2. Kommiſſion nahm ſie aber wieder auf, Brot. ©. 948. 

8) Das Gef. vom 14. November 1867 lieh der Landesgejeßgebung Raum, ab- 
weichende Beitimmung zu treffen. Diejelbe machte hiervon in mehreren Staaten Ge— 
braudı. Das bayeriiche Gejeß vom 5. Dezember 1887 fannte ein derartiges Kün— 
digungsreht nicht. Gegenüber dem 8.0.8. $247 ijt die Landesgejeßgebung nicht 
befugt, Ausnahmen zu jchaffen. 

9 Die Beitimmung fommt dem Schuldner nicht zu gute, wenn von ihm etwa 
für eine gezahlte Baluta von 50 die Summe von 100 zu 6°/, verjchrieben ift. Anderer 
Anſicht Mandry, Reichsgeſetze 8 37. 

10) 1.28 C. de usuris 4, 32, 

11) E.I $358 bj. 1; Mot. Bd. 2 ©. 196. 

12) Die Vereinbarung, daß bei verzögerter Zahlung der Zinsraten der Zinsjak 
fih um eine bejtimmte Quote erhöhe oder daß in ſolchem Falle eine bejtimmte Summe 
als Bertragftrafe zu zahlen ift, wird von dem Verbot des Zinfeszinjes nicht betroffen. 
Preuß. Zuft. Min. Bl. 1897 S. 6; Jur. Wod. 1896 ©. 306 n. 39; and. An. ©. Tr. 
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b) Sparkaſſen, Kreditanſtalten und Inhaber von Bank— 
geſchäften können im voraus vereinbaren, daß nicht erhobene Zinſen 
von Einlagen als neue verzinsliche Einlagen gelten ſollen, $ 248 
Abi. 2 Sa 1. Dies kommt den Sparern und Einlegern zu gute. Bon 
Übervorteilung kann hier nicht die Rede jein. 

c) Kreditanjtalten — insbeſondere Brandbriefanitalten, Hypo— 
thefenbanfen —, die berechtigt find, für den Betrag der von ihnen ge: 
währten Darlehen verzinsliche Schuldverjchreibungen auf den 
Inhaber auszugeben, können ſich von einem jolchen Darlehen die Ber: 
zinjung rücjtändiger Zinfen im voraus verjprechen lajjen. 

d) Hat jemand mit einem Kaufmanne das Verhältnis einer „lau— 
tenden Rechnung“ oder „Kontofurrents“, jo daß periodische Rechnungs— 
abjchlüffe gemacht werden, jo kann der Teil, welchem der Überſchuß 
gebührt, von demjelben Zinjen beanjpruchen, auch wenn in demjelben 
Zinjen enthalten find, 9.6.8. $ 355. 


Sechſtes Kapitel. 
Schadenserfah. 
824. Vom Schabenserjage im allgemeinen.! 


1. Wenn außergewöhnliche Ereignijje unjere Lebensgüter 
vernichten oder bejchädigen, jprechen wir von Schaden, den wir 
erleiden. Für das bürgerliche Necht, das ſich bejonders mit dem Ver: 
mögen zu bejchäftigen hat, it der Vermögensſchaden vor allem 
wichtig.*? Aber auch Schädigungen anderer Güter fommen für dasſelbe 





Bd. 76 ©. 99; Gruchot Bd. 28 ©.242, Bd. 29 S. 881. Auch der Eintragung ſolcher 
un im Grundbude jteht nichts entgegen. Kam. Ger. Bd.1 S. 180, Bd. 7 
. 76. 


13) Bolze Bd. 10 n.241 ©. 127 führt aus: Nachdem die Bellagten den ein— 
geflagten Betrag als von ihnen geichuldet anerkannt Haben, kann es nicht mehr darauf 
anfommen, ob diejelben zur Zeit der Anerkennung die Verpflichtung zur Zahlung 
von Binfeszinfen hätten beftreiten fönnen. Dies ijt nicht zutreffend, jedenfalls nicht 
nah 8.6.8. Gemäß $812 Abſ. 2 jteht dem Schuldner vielmehr die Einrede wegen 
ungeredhtfertigter Bereicherung zu. 


1) Fr. Mommſen, Beiträge zum Obligationenrehte Bd. 2, zur Lehre vom 
— 1855; Cohnfeldt, Die Lehre vom Intereſſe 1865; Dernburg; Band. Bd. 2 
44. — Endemann Bd. 1 $128; Coſack Bd.1 $91. 
2) Gemeinrechtliche Schriftiteller verjtehen unter Schaden oft bloßen Vermögens- 
ihaden. Bol. Bernice Labeo Bd. 3 S. 180. Über Vergütung nicht öfonomijchen 
Schadens aus Delikten vgl. Seng im Archiv für bügerl. Recht Bd.5 ©. 337. 
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in Betracht.** Bejchädigung der Erwerbsfähigfeit und der Erwerbs- 
jtellung iſt namentlich zu beachten.®- 6 

I. Wen Schaden zuftößt, wird fuchen, deſſen nachteilige Wir: 
fungen auf andere ganz oder teilweije abzuwälzen. Doch im allgemeinen 
gilt der Sat: casus a nullo praestantur.’-® Das will jagen, jofern 
für Erſatzanſprüche nicht befondere Gründe beitehen, bleibt der Schaden 
da jigen, wo er eingefchlagen hat. 

Hilfe gegen die Folgen eines Schadens wird in doppelter Art 
gewährt. 

1. Sie geichteht einmal durd; Verteilung des Schadens unter 
eine größere Zahl von Individuen, welche an ihm beteiligt werden. 

Hierher gehört nach Seerecht, H. G. B. 8 700, der Fall der großen 
Havarie, bei welcher zur Errettung von Schiff und Ladung aus ge— 
meinjamer Gefahr etwas jeiten® des Führers des Schiffes aufgeopfert 
wird und der Schaden verhältnismäßig von allen durch die Gefahr Be- 
drohten zu tragen iſt. Auf die Binnenjchiffahrt wird dieſe Weije der 
Ausgleihung durch das Gejeh vom 15. Juni 1895 $ 82 erjtredkt. 

Rirtichaftlich erzeugen verwandte Folgen die Verficherungsverträge, 
vor allem diejenigen auf Gegenjeitigfeit. 

2. In zahlreichen Fällen gefchieht Überwälzung des erlittenen 
Schadens auf einen anderen durch Gewährung eines Entſchädigungs— 
anipruches gegen denjelben. 

Als Hauptgruppen jolcher Anjprüche heben fich ab 

a) Nichterfüllung oder nicht gehörige Erfüllung beitehender Schuld: 
verpflichtungen und 

b) Fälle anderer Art, insbefondere wegen jchuldhafter außer— 
vertraglicher Beijhädigungen jowie Entjchädigung wegen Zwangs— 
enteignung. 





3) A.L.R.1,6 $1 bejtimmte Schaden als „jede Berihlimmerung des Zu— 
itandes eines Menfchen in Anjehung feines Körpers, jeiner Freiheit oder Ehre oder 
ſeines Vermögens“. 

4) Endemann $ 168 behauptet, wegen eines Schadens, der nicht das Ver— 


mögen betrifft — fog. immateriellen Schadens —, wird ein obligatoriiher Erſatz 
nicht gewährt. Aus dem angeführten $ 253 B. G. V. folgt dies nicht. 
573.8 R.G. Bd. 28 ©. 238. 


6) 8.8.8. 81298 — den Schaden, welcher Vermögen und die Erwerbs— 
— — Bol. Liszt, Deliltsobligationen ©. 63. 
3 D. de R.J. 50,17. Wächter im Archiv für civ. Praxis Bd. 15 ©. 117. 
9 ültere jtellten ben Grundfap auf „casum sentit dominus*. Bgl. dagegen 
Wädter a.a.D. Das A.L. R. ging von jenem Grundjage aus, dem B. G. B. ift 
er fremd. ö 
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III. Das B. G. B. $ 249 ff. giebt Vorſchriften für Schadenszufü— 
gungen beider Gruppen. Auch auf Schadensanſprüche, welche auf Landes— 
geſetzen beruhen, haben ſie Anwendung zu finden, ſoweit nicht beſondere 
Beſtimmungen bejtehen.? 

IV. Schadenserſatzpflicht macht bald den primären, bald den ſekun— 
dären Gegenſtand eines Schuldverhältniſſes aus. 

Sie iſt primärer Gegenſtand namentlich, wenn ſie wegen uner— 
laubter Handlungen eintritt, oder aus einem Verſicherungsvertrage ent— 
ſpringt, oder für eine Enteignung geleiſtet wird. Sekundärer Gegen— 
ſtand iſt ſie, wenn ſie wegen Nichterfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung 
einer Schuldverpflichtung erwächſt. 

Sie kann Erſatz für die Nichterfüllung der Schuld bilden. Sie 
kann auch Erſatz dafür gewähren, daß die geſchuldete Leiſtung nur 
unvollkommen oder nicht rechtzeitig geſchah. Dann tritt der 
Schadenserſatz neben der Hauptleiſtung ein — jog. acceſſoriſches 
Intereſſe. 

V. Man unterſcheidet den gemeinen Wert, den Kaufwert, welchen 
eine Sache auf dem Markte hat,!° und das Intereſſe. Beim Intereſſe 
nimmt der Erjabberechtigte nicht bloy in Anjpruch, was die Sache für 
jedermann wert war, jondern den Wert, den fie für ihn Hatte. 

Snterefje ijt aljo der Wert eine® Gutes für eine be- 
jtimmte Berjon. 

Erjat des gemeinen Handelswertes!? hat der Frachtführer 
für gänzlichen oder teilweijen Verlust des Frachtgutes zu leilten, SS 430 
Abi. 1, 611 Abi. 1 H. G. B. 

Ebenjo erſetzt die Pot grundfäglich nicht mehr, jo daß freilich im 
alle der Deklaration des Aufgebers die Post nachzumweilen hat, dat 
der angegebene den gemeinen Wert überjteigt. !! 

Nach dem preußiichen Erbichaftsjteuergejege vom 24. Mai 1891 $ 14 
und dem Ergänzungsiteuergejege vom 14. Juli 1893 $ 9 fommt nur der 
gemeine Wert in Betracht. 1? 


9) Hiervon gehen wir bezüglich der landesredtlihen Haftung des Bergwerk: 
befipers, unten Bd.3 8156, aus. 

10) Ein gemeiner Handeldwert liegt nur dann vor, wenn ein regelmäßiger Umſatz 
der Ware ftattfindet; ein Olbild hat feinen Handeläwert, Bolze Bd. 14 n. 4066, 
abgedr. Jur. Woch. 1893 S. 39 n.13, es handele fi denn um Dutzendware! 

11) Poſtgeſetz vom 28. Oftober 1871 88. 

12) Dal. befonders Fuilting, Begriff und Bemefjungsgrundlage des gemeinen 
Wertes im Sinne des Preußiſchen Ergänzungsftenergejepet, Deutſche Juriitenzeitung 


— 


1899 .n.2 S. 26 über den Begriff des gemeinen Wertes. 
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In der Regel gejchieht Schadenserjag nach dem neuen Rechte durch 
Erſatz des Interejjes des Bejchädigten. Hiervon ging bereit3 das 
alte H. G. B. Art. 283 aus. Es entjpricht dem gemeinen Nechte.13 Dem 
A.L.R. war dagegen eine derartige allgemeine Regel fremd. !+ 

VI. Der Schadenserjat kann ſich auf das pofitive oder das nega- 
tive Gejchäftsinterejje erjtreden. 15 

a) Pojitives Gejchäftsinterejje iſt, was man gehabt hätte, 
wenn ein Gejchäft zu voller Wirfung gelommen wäre. 

b) Negatives Gejchäftsinterejje ijt der Schaden, welchen man 
dadurch erleidet, daß man auf das Zuftandefommen eines Gejchäftes 
vertraute und vertrauen durfte, B. G. B. 88 122, 179, 307, 309. 

Negatives Gejchäftsinterejje ift aljo, was man gehabt hätte, wenn 
das Gejchäft nicht, wenigjtens jcheindbar, vollzogen wäre. Es gehören 
hierher unter anderem Auslagen für Neijen, für Provijionen, Stempel, 
Verſäumnis günjtiger Berfaufsgelegenheiten.1- 17 


VI. In der Regel kann man nur dag eigene Intereſſe liquidieren. 
Wer aber al$ Beauftragter oder Kommiſſionär im nterejje des 
Auftraggebers oder Kommittenten einen Bertrag in eigenem Na— 
men jchließt, kann von feinem Mitkontrahenten aus dejjen Vertrags: 
widrigfeit auch Erjaß des feinem Gejchäftsherrn erwachjenen Scha- 
dens beanjpruchen. Er macht alfo dadurch, daß er im Intereſſe des 
Dritten das Gejchäft jchließt, deſſen Intereſſe zu dem jeinen. 18 


13) Vgl. Dernburg, Band. Bd.2 $44 Anm. 7 und 8. 

14) Mit Recht lehrt Coſack $91 Ziff. 7*, Schadenserſatz ift unbedingt ausge— 
ichlofien, jomweit der Schaden ein vom Redte mihbilligtes Snterejje betrifft. 
E3 kann z. B. der Käufer eines Haufes, welches ſich zum Kuppelgewerbe eignet, den 
hieraus erzielbaren Vorteil nicht als fein Interefje an der Übereignung beanfpruchen. 
®gl.1.11, 1.71 $1 D.de furtis 47,2. Bedentlich aber ift das Beiſpiel von Cojad: 
„menn ich die pornographiichen Bilder, die ein Kunjthändler mir anpreijt, im Arger 
zerreiße, bin id) jtrafbar, aber nicht erjaßpflichtig.“ Erſatz des Wertes eines zerjtörten 
Eigentumes ijt berechtigte Forderung. 

15) Gewöhnlich jpridt man von pofitivem und negativem Vertragsinterefje, dod) 
ift die Unterfcheidung zu verallgemeinern, vgl. B. G. B. $ 122. 

16) Die Haftung für negatives Vertragdinterejje insbejondere umfaßt alfo nicht 
den Erjaß derjenigen Vorteile, die der Geſchädigte aus dem Bertrage, wenn er zu 
ftande gelommen wäre, gehabt hätte, jondern nur Erjaß derjenigen Aufwendungen, 
welche der andere infolge der Unkenntnis über dad Nichtzujtandefommen ded Ber: 
trages gemacht Hat, D.Trib. Bd.3 S. 330, 331; Jur. Woch. 1895 ©. 248 n. 31. 

17) Gegen die Anwendung des Begriffes des negativen Intereſſes erklärte ſich 
für das gemeine Recht Bähr Über Irrungen im Klontrahieren, Iherings Jahrb. Bd. 14 
©. 422, vgl. aber die bei Dernburg, Band. Bd.2 810 Anm. 12 Angef. 

18) R.G. Bd. 40 S. 189 und dort Angeführte. Thur, eigenes und fremdes 
Interefje bei Schadensderjag aus Verträgen in Grünhuts Zeitihrift Bd. 25 ©. 529. 
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825. Verſchuldung oder Veranlaſſung als Grund 
des Schadenserſatzes. 

I. Der Grundgedanke des entwickelten römiſchen Rechtes war, daß 
in der Regel für Schaden nur haftet, wer ihm verjchuldet.! Ob dies 
aber den Anforderungen des Lebens entjprechend jei, wird von vielen 
Neueren in Frage geitellt. Sie verlangen, daß nicht Verjchulden, jon- 
dern Veranlafjung eines Schadens zu dejjen Erjaß verbindet. Darin 
finden ſie die Wiederheritellung alten deutjchen Rechtes und die den 
Bedürfniſſen der Neuzeit allein entiprechende Regelung. ? 

II. Auch das altrömijche Recht jah nicht in der Verſchuldung den 
Grund der Verpflichtung zum Erjag, jondern in der ſchadenbringen— 
den — objektiv widerrechtlichen — That. 

Aber das Necht gewährte Sühne nur für die unmittelbare, jinn- 
fällige Schädigung. Dies läßt die umfajjendite römische Deliktsklage, die 
actio legis Aquiliae erfennen. Für fie war in ihrer direkten Gejtalt 
nicht bloß ein damnum corporis datum, jondern auch Schädigung „cor- 
pore* unumgänglich. Der Zuſammenhang der That mit der Schadens- 
zufügung mußte aljo ein jichtbarer ſein. Dann fragte man nicht nach 
ihren Gründen, das hätte nicht der Empfindung des Berlegten ent= 
jprochen; auch lag es außerhalb der Urteilskraft der Richter alter Zeit. 
Später erjt hielt man an dem unmittelbaren körperlichen Zuſammenhange 
zwiichen That und Schaden nicht mehr feit. Wer 5. B. das Weidevich 
eines andern im Stall einjchloß, jo daß es dort verhungerte, ſollte ſich 
nicht mehr damit ausreden, daß er das Vieh nicht unmittelbar getötet 
habe und der Anjtifter einer jchädigenden That jollte nicht ohne Ver: 
antwortung bleiben, weil jein Arm fie nicht bewirkte. 

Schon Yabeo ließ darnach den haften „qui mortis causam prae- 
stitit*.3.4 Das „Verbindende“ war aljo nicht mehr der Körperliche, 
äußerliche Zujammenhang zwiichen That und Schaden; nunmehr wurde 
es die Schuld. 

1) Shering, Das Schuldverhältnis im römifchen Privatreht, 3. Auflage. 

2) Mataja, Dad Recht des Schadenserfages vom Standpunkt der National: 
öfonomie 1888; Steinbach, Über den Erfag von Vermögenichäden 1888; Unger, Hans 
dein auf eigene Gefahr, 1893, Handeln auf fremde Gefahr, 1894; vgl. aber M. Rü— 
melin, Die Gründe der Schadendzufügung, 1896. Eine bejonnene Abwägung bei 
&. Rümelin, Archiv f. civ. Praxis Bd. 88 S. 285. 

3) 1.9 pr. D. ad legem Aquiliam 9, 2. Freilich geichab dies nicht auf Grund 
der eigentlichen a. legis Aquiliae, jondern dur) a. in factum. Vgl. Dernburg, Band. 
935.2 8131 Anm. 10. 


4) Aber der Anitifter haftete noch nach Iavolenus 1. 37 pr. D. h. t. 9,2 nicht 
ohne meitered. Vgl. Dernburg, Band. B®d.2 8 131 Anm. 16. 
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Beides jteht in engitem Bezug, die Haftung für mittelbaren Schaden 
und die Zurüdführung desjelben auf eine Verjchuldung. 

Dat in Rom noch andere äußerlich greifbare Momente, 3. B. Ein: 
bringen von Sachen der Neijenden bei Schiffern und Wirten, auch ab- 
gejehen von Schuld, erjagpflichtig machten, war nicht$ dem Schuldprinzip 
Widerjprechendes, vielmehr bejonders gerechtfertigte, oder gejchichtlich 
überfommene Ausnahme. 

I. Wohin jollte e8 auch führen, wenn die bloße Veranlaſſung des 
Schadens erjaßpflichtig macht, und der Erſatz fich auf den entferntejten, 
auch mitielbaren Schaden erjtredt. Die harmloſeſte Handlung kann durch 
unvorhergejehene Berfettung der Ereignijje Veranlafjung zu unberechen- 
barem Schaden geben. 


Man täufcht jich, wenn man glaubt, damit altes deutjches Necht 
herzuſtellen. Zweifelsohne hielt ſich deſſen ſinnliche Auffaffung an die 
bloge Berurjachung. Aber das erjtreckte ſich doch nur auf fichtbaren 
unmittelbaren Schaden! 

Das Schuldprinzip hindert nicht unter bejonderen VBorausjegungen 
Erjagpflicht, ohne Verſchulden zu bejtimmen. Es ijt dies namentlich bei 
den modernen Großbetrieben, bei Eijenbahnen, Bergwerfen und Fabriken 
notwendig. Dem Bedürfnis famen Sondergejeße, 3. B. das Haftpflicht: 
gejeg vom 7. Juni 1871, entgegen. 

IV. Der erjte Entwurf jtand auf dem Boden des römijchen Rechtes. 
Der zweite $ 752 Abj. 1 wollte der neuen Strömung nachgeben. Der 
bloße Beranlafjer eines Schadens jollte „nach billigem Ermeſſen des 
Richters“ aufzufommen haben. Aus jolcher Vorſchrift Hätte jich ein ein- 
heitliches und jicheres Necht nicht entwideln können. Der Bundesrat 
jtrich die Beſtimmung. 

Hiernad) führt das B. G. B. wie das römische Recht die Schadens- 
erſatzpflicht grumdjäßlich auf Berjchulden zurüd. Aber wo e8 die jozialen 
Berhältnijje zu fordern jchienen, gab man doch, auch abgejehen hiervon, 
einen Erſatzanſpruch. 

Folge des Schuldprinzips ift, daß man auch nach B. G. B. grund— 
jäglich nur für eigenes VBerjchulden, nicht für dasjenige von Angejtellten, 
Hausgenojien haftet; auch dies gilt aber nur mit einjchneidenden Aus— 
nahmen. 


5) Vgl. namentlid E. I $ 704; Mot. Bd.2 5.724. 
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$26. Ermittelung des Schadens und jeiner Höhe. 

I. Es giebt zwei Methoden fir die richterliche Feititellung eines 
Schaden?. 

a) Die eine will den Schaden und feine Höhe in das Einzelne 
hinein bewiejen haben. Dies war das Verfahren des gemeinen und 
auch des preußischen Prozeſſes. Dasjelbe entwidelt fich naturgemäß bei 
ichriftlichem Prozekverfahren. Hierbei joll jedes Mittelglied jelbjtändig 
dargethan werden. Fehlt ein Glied der Kette, jo iſt der Nachweis miß— 
(ungen. Der Richter darf dasjelbe nicht nach allgemeinen Erfahrungs: 
lägen ergänzen. 

Dieje Art der zeititellung, wenn auch genau und gründlich, hat 
jich doch als wenig zweckmäßig erwiefen. Sie fuchte die regelrechte 
Methode auf ein Verhältnis anzuwenden, welches derjelben häufig nicht 
gewachjen war. Daher denn der Kläger troß jeiner durch Vertragsbruch 
oder Delift erfichtlich begründeten Anfprüche häufig zu feiner oder ge- 
ringer Schadloshaltung fam, jo daß jelbit grobe Nechtsverlegung nicht 
jelten zum Nachteil des Rechtsbewußtſeins ungefühnt blieb. 

b) Nach der anderen Methode ijt der Nichter befugt, jich an den 
Gejamteindrud zu halten. Er kann Mittelglieder, welche ſchwer, viel- 
leicht gar nicht juriftijch beweisbar find, Durch jeine allgemeine Anfchauung, 
durch die Erfahrung dejjen, was regelmäßig und gewöhnlich unter gleichen 
Umftänden geichieht, herſtellen. Dergleichen bildet jich bei mimdlichem 
Verfahren von jelbit heraus. In dieſer Weiſe verfuhr in der klaſſiſchen 
Zeit Noms der Juder, welcher an feine Beweisregeln gebunden war;? 
jolchergejtalt wurde die Sache nach franzöfifchem Rechte behandelt. Da 
hierbei nur ein annäherndes Ergebnis erjtrebt wird, jo iſt freilich eine 
gewiſſe Willfür nicht vermeidbar. 

Diefe Art des Verfahrens wurde in Deutjchland zunächjt in ein- 
zelnen Gejegen vorgejchrieben;3 dann aber allgemein durch) C. P.O. $ 260, 
jetzt $ 287, laut dejien der Richter über die Frage, ob ein Schaden 
entjtanden ijt und wie hoch ſich der Schaden oder ein zu er- 


1) ©. Lehmann, Die Notjtände des Scadenprozefjes, Leipzig 1865; derjelbe, 
Die Schuplofigkeit der immateriellen Lebensgüter, 1884. 

2) Bgl. 1.3 $1 D. de testibus 22,5; 1.9 $8S D. ad exhib. 10,4. 

3) Altes H.G. B. Art. 27 Abf. 2; Geſetz vom 11. Juni 1870 88 19, 55 Abi. 3 
über Urheberrecht, und die fpäteren Gejege über Urheberrechte; Neihshaftpflichtgejeg 
vom 7. uni 1871 87. 
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jegendes Interejje beläuft, unter Würdigung aller Umjtände nach 
freier Überzeugung zu erfennen hat.* 

Selbitverjtändlich hat ſich der Richter aber auch bei der Schadens- 
frage von den Gründen feiner Überzeugung Rechenschaft zu geben und 
dieje Gründe im Urteile anzuführen. 5%? 

Natürlich jchliegt das Necht, durch freies Ermejjen den Schaden 
zu bejtimmen, nicht aus, daß derjelbe durch jchlüffige Einzelthatjachen, 
welche vollitändig bewieſen werden, dem Richter in jtrenger Folge dar— 
gelegt wird. In diejer Weije vorzugehen, liegt jogar im Interejie der 
Partei. 

II. In der römischen Nechtiprechung Hatte jic) das juramentum 
in litem gebildet,® um den Beweisführer von dem jchiwierigen Beweis 
der Höhe ſeines Schadens zu entlajten. Der Richter gejtattete hierbei 
nad) Befund der Umſtände dem Kläger, den ihm durch Argliit des Geg— 
ners zugefügten Schaden einjeitig eidlich feitzuftellen. Statt der regel- 
recht auf Grund beigebrachter Beweije eintretenden Schätzung durch den 
Richter trat aljo die nicht motivierte einjeitige, wenn auch durch Eid 
beitärfte Wertung durch den Kläger, bei welcher jubjeftiven Em: 
pfindungen Raum gelajjen war, und jelbit bloßes Affektionsinterejje in 
Anschlag gebracht werden fonnte. Doch konnte der Richter einen Höchit- 
betrag feitjegen. 


4) Der Richter hat aljo bei Schadensflagen — vgl. Fitting, Eivilprozeß 9. Auf: 
lage S. 239 — nicht wie nad) C. P.O. $ 286 bloß den gefamten Inhalt der Ver— 
bandlungen zu berüdjichtigen, jondern „alle Umſtände“ zu würdigen, aud) jolche, 
welche ihm die Verhandlungen nicht unmittelbar an die Hand geben. 

5) C. P. O. $ 313 Ziff. 4, $ 551 Ziff. 7. So jept aud) Fitting, Civilprozeh 
9. Aufl. S. 241, mit Recht entgegen jeiner früheren Anfiht. Die deutiche Praxis 
und das Gejeß haben die Enticheidungsgründe zu einem notwendigen Beftandteil 
des Urteil gemadt, um den Richter zur Selbitkontrolle zu nötigen und um eine Nad)= 
prüfung, jet e8 durch die höhere Inſtanz, jei es bei Urteilen der legten Inſtanz 
durch die öffentlihe Meinung, zu ermögliden. Was hierzu erforderlich ift, muß in 
den Entiheidungsgründen angegeben jein. Dies ijt nicht der Fall, wenn der Richter 
fih nur auf jeine Überzeugung beruft, ohne die Gründe, welche jie hervorriefen, anzu: 
führen. Wal. R.G. Bd.14 ©.424, Bd.18 ©. 339. 

6) Ein Beiipiel, in welchem freie Schägung erforderlich iſt, widrigenfall® der 
Anipruch des Berechtigten abgejchnitten wird, jiehe bei Gruchot Bd. 38 ©. 161. Ein 
Gensdarm hatte unter liberichreitung jeiner Amtsbefugnifje die Jagd gehindert. Der 
Schaden wurde auf 12 Marf geichägt. 

7) Das Verſäummisurteil bei Schadensklagen erörtert Kohler bei Gruchot Bd. 31 
2.1. Er fommt mit Redt zu dem Ergebnis, daß die Behauptung, es jei ein vom 
Beklagten zu erjegender Schaden von einer bejtimmten Höhe entjtanden, feine That- 
jahenbehauptung jei, welche kraft der Verſäumnis als feitgeftellt zu erachten und 
dem lirteil zu Grunde zu legen jei. 

8) Tit. Dig. de in litem jurando 12, 3; C. eod. 5,53, v. Schröter in Lindes 
Zeitichr. Bd.7 S. 356ff., Bd. 8 ©. 159ff.; Vangerow Bd. 1 $ 171. 
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Die C. P.O. 8 260, jetzt 287, Hat dies übernommen, jedoch mit 
wejentlichen Änderungen. Es fteht hiernach dem Richter ſtets frei, dem 
Beweisführer die eidliche Schätzung jeines Schadens oder Interejjes nach— 
zulajjen, auch wenn dem Beklagten Argliit oder auch Fahrläſſigkeit nicht 
zur Laſt liegt.“ Der Richter hat einen Höchjtbetrag zu bejtimmen. !° 
Der Schäßungseid unterjcheidet ſich von den anderen richterlich aufge: 
legten Eiden vorzugsweile Dadurch, daß es jich bei diefen um Erhärtung 
einer Thatjache, hier um ein Urteil über die Wirkung des jchadenbringen- 
den Ereignijjes Handelt, bei welchem die jubjektive Anficht der beteiligten 
Bartei den Ausjchlag giebt. tı 

II. In Statuten von Berjicherungsgejellichaften jind nicht jelten 
Borjchriften über die Art des Nachweifes des Schadens enthalten. Die- 
jelben find für den Richter nicht maßgebend, denn die Vorjchriften über 
die Beweiserhebung find öffentlichen Rechtes, deren Anwendung durch 
Verträge in einer den Richter bindenden Weije nicht ausgeſchloſſen wer- 
den fann.1? 


$ 27. Der Schaden und fein Kaujalzufammenbang.! 
I. Die Schadenserjagpflicht jest notwendig voraus, daß aus der 
Thatjache, für die man einjteht, Schaden erwuchs. 
Schnöde Nachläffigfeit und böſer Vorjag, welche nach dem gewöhn- 
lichen Lauf der Dinge Schaden jtiften mußten, machen daher nicht erjat: 


9) 8 2837 EBD. bezieht fih nur auf die Frage, ob ein Schaden entitanden 
it, und wie hoch ſich der Schaden oder ein zu erjekendes Intereſſe beläuft. Die 
Enticheidung über die Frage dagegen, ob der Gegner zur Leitung des Schadens- 
erſatzes oder des Intereſſes verpflichtet fei, wird durch 8 287 nicht berührt. Wal. 
Gruchot Bd.41 ©. 698. 

10) Der Schäßungseid wird namentlih in Fällen einer durch ftrengen Beweis 
nicht aufzubellenden Unbejtimmbarfeit eines Schadens aufzulegen fein, R.G. Bd. 31 
S. 88. Aber der Richter darf auch von der Aufnahme weiterer an ji möglicher 
Beweije abjehen und auf den Eid aus 8 287 erfennen, wenn er davon überzeugt iſt, 
daß diefer Weg der Sachlage nach am befriedigenditen zum Ziele führt. Jur. Woch. 
1895 ©. 538 n.9. 

11) Die Norm de3 Schäbungseides wird zu lauten haben: „Ach ſchwöre, daß 
der Schaden mindeitens ... Mark beträgt.” Kläger ift dann beredtigt, die Summe 
einzufügen, jedoch nicht über den vichterlich feitgejegten Höchitbetrag hinaus. Ein be- 
zügliher Vermerk ijt im Urteile der Eidesnorm anzufügen. 

12) Bgl. Kohler, Brozehrechtliche Verträge bei Gruchot Bd.31 S. 304. Die Klauſel, 
wonach ſich die Verficherungegejellichaft mit einem bejtimmten Nachweis begnügen foll, 
iſt jedoch gültig, da hierin ein eigentümlich bedingtes Zahlungsverjprechen liegt; 
doch Tann eine exceptio doli angerufen werden, wenn dies im gegebenen alle zu 
zweifellofer Ubervorteilung führen würde. Vgl. Kohler a. a. O. ©. 307 Abi. 1. 

1) Bar, Die Lehre vom Kaufalzujammenhang, 1871, und in Grünhuts Zeit- 
ihrift Bd.4 ©. 35; Dernburg, Band. Bd.2 $ 45 Anm. 8; Endemann, Einführung 
Bd.1 8129; Liszt, Die Deliktsobligationen ©. 68. 
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pflichtig, wenn jie dennoch Schaden nicht erzeugten. War z. B. die Ne- 
paratur eines Haufes, zu welcher man verpflichtet war, verjäumt, jo 
dat dejjen Einfturz unausbleiblich wäre, jo haftet der Reparaturpflichtige 
gleihwohl nicht, wenn dasjelbe vor dem Einjturz infolge eines Brandes 
im Nachbarhaufe niederbrennt. 

War aber der Schaden einmal gejchehen, jo fommt dem Schädiger 
nicht zu gute, daß Hinterher ein anderes Ereignis eintritt, durch welches 
die bejchädigte Sache auch ohnedem vernichtet worden wäre. ? 

II. Zwijchen dem Schaden und der zum Erjag verpflichtenden That: 
jache muß notwendig ein urfächlicher Zujammenhang — og. Kauſal— 
zuſammenhang — beitehen, damit eine Schadenserjabpflicht erwächlt. 

Eine grundjägliche Regelung der hieran ſich knüpfenden Fragen giebt 
das B. G. B. nit. Im allgemeinen hat richterliches Ermejjen zu ent: 
iheiden, E.B.D.$ 2873. Ihm müjjen die Natur der Dinge und 
die praftijchen Anforderungen des Lebens die leitenden Ge— 
jihtspunfte geben. 

1. Unmittelbar muß der Zufammenhang nicht jein. 

Auch Schaden, welcher durch Hinzutreten anderer Ereignijje in wei- 
terer Folge erwuchs — der jog. mittelbare Schaden — ijt zu erjegen 

2, Dies gilt jelbit, wenn der Schaden durch eine nicht gewöhn— 
lide Beichaffenheit einer Berjon oder einer Sache entitand, 5. B. ein 
leichter Schlag auf die Wange eines anderen tötet diejen infolge eines 
bejonderen, nicht fichtbaren Gebrechen!. 

3. Nach Code civil Art. 1150 jollte der Schaden vorausjehbar 
jein. Gleiches nahmen einzelne gemeinrechtliche Schriftiteller an,*-° ohne 
dat dies aber herrichende Anjicht wurde. ® 

Die zweite Kommilfion in ihrem $ 247 wollte in ähnlicher Weije 
die Erjagpflicht für Schaden, welcher außerhalb des Bereiches der Wahr: 
jcheinlichkeit lag, ausschließen. Doch der Bundesrat jtrich dies in feiner 
Borlage. Dabei blieb es im wejentlichen. 


2) Vgl. Dernburg, Band. Bd.2 $ 45 Anm. 10 und dort angeführte Stellen 
und Schriftiteller. 

3) Daß C. P.O. 8 287 — früher $ 260 — ſich auf den Kaufalzufammenhang 
bezieht, ijt anerfannt R.G. Bd.6 ©.357, Bd. 9 ©. 418, Bd. 10 S. 65, vgl. Bd. 7 
&. 369. 

4) gl. 1.6 $4; 1.13 pr. $2 D. de a..e.v.19,1; 1. 19 $1 D. locati 19, 2. 

5) Ihering, Schuldmoment ©. 55. 

6) Mommien, Intereſſe $$ 15 u. 16; R.®. Bd. 13 S. 65. Haftet doch zwei: 
fellod, wer im Verzug ift, für Untergang des Schuldgegenjtandes, auch wenn er durch 
Ereigniffe, die außerhalb menſchlicher Vorausſicht liegen, entjtand, 3. B. ein Erdbeben. 


- 
* 


Dernburg, Bürgerl. Recht. II. 1. 5 


66 Schadenserſatz. 


Vorausſehbarkeit des Schadens iſt alſo kein Erfordernis 
der Haftung für denſelben. 

4. Iſt hiernach die Haftung ohne Grenze? Steht man für die 
allerentfernteſten Folgen, wenn deren Zuſammenhang mit dem zum 
Schadenserſatz verpflichtenden Ereignis erkennbar iſt? 

Dies behauptet mit manchen anderen neuerdings? Liszt, Delikts— 
obligationen ©. 70. A. hat in dem Hauje des B. Durch geringe Fahr: 
(äfjigfeit eine unbedeutende Beichädigung verurjacht. Der Arbeiter, den 
er zur Neparatur jchiet, tiehlt dem B. Tauſende. Haftet A. hierfür? 
A. hat den B. leicht verwundet; der Arzt, welchen B. gebraucht, ſchleppt 
eine ſchwere, anſteckende Krankheit in die Familie des B. Steht A. auch 
dafür ein? Ein nicht erheblich verlegter Arbeiter wurde in ein Hofpital 
nach Hamburg gebracht, die Cholera brach aus und raffte den Arbeiter 
dort weg. Erſtreckt jich die Haftung auf den durch dejien Tod entitan- 
denen Schaden? Liszt bejaht dies alles, foweit fich der Zufammenhang 
nachweijen laſſe. 

Aber dies widerjpricht der praftiichen Bernunft, den Anforderungen 
des Lebens und der Praxis. 

Letztere hat hierfür ein Stichwort. Soweit die zum Erjag verpflich- 
tende Thatſache den Schaden nicht ſowohl verurjacht als veranlaft 
bat, tritt Haftung für ihn nicht ein.® Beſſer würde man freilich jagen, 
vernünftiges Ermeſſen des Richters hat gemäß C. P.O. $ 287 die Grenze 
zu ziehen. 

IH. Ein Zujammenhang zwiichen Berjchulden und Schaden ijt 
nicht ausgejchlofien, wenn eine auf freier Entichliegung des Beichädigten 
beruhende Thätigkeit dazwiſchen getreten ijt, jofern Ddiejelbe gerechtfertigt 
war.? Hat z.B. fremdes Berjchulden eine Situation herbeigeführt, in 
welcher es zur rechtlichen oder moralischen Pflicht wurde, ohne Rückſicht 
auf Die Damit verbundene eigene Gefahr zum Schuge des Lebens, der 
Sejundheit oder auch wertvoller Güter einzugreifen, jo bat derjenige, 
welcher die Gefahr veranlagt hat, für den bei den Nettungsverjuchen 
entitehenden Schaden zu haften. 19 


7) Dies gegen Dernburg, Band. Bd.2 $ 45 Anm. 8. 

8) R.G. Bd. 6 ©. 1; vgl. dazu R.G. Bd. 29 ©. 120. 
9) Dies behauptet Endemann a. a. O. infolge jeiner Grundanfhauung vom 
Kaujalzufammenhang. Doc; erfennt er S. 576 immerhin erhebliche Einjchräntungen an. 
10) Bolze Bd.1 Nr.509, Bd.14 Nr. 129 u.198; Zur. Woch. 1892 S.221Nr.30. Je— 
mand hat ihuldhaft ein Haus in Brand geſteckt; ein Dritter jucht die noch im Haufe befind= 
lichen Menichen zu retten und wird hierbei von einem einftürzenden Balken beſchädigt. 
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IV. Was den Nachweis des Kauſalzuſammenhanges anlangt, fo 
iſt zu beachten: 

1. Es ijt micht erforderlich, daß der zum Schadenserjag verpflich- 
tende Umstand der einzig mögliche Grund des aufgelaufenen Scha- 
dens ijt. Im der Regel genügt vielmehr, daß jener Umſtand geeignet 
war, den eingetretenen Schaden zu jtiften. Dies mindejtens, jo lange 
nicht die Wahrjcheinlichkeit dargethan wird, daß der Schaden von einem 
anderen eingetretenen Umſtande herrührt. 1! 

Daber reicht z. B. bei Erplojionen von Pulver» und Dynamit: 
fabrifen, welche in der Regel auch die Spuren der Urſache des Unfalles 
zeritören, zur Begründung des Schadensanjpruches der Nachweis aus, 
daß die zur Vermeidung einer Erplofion gebotene VBorficht im Betriebe 
der Fabrik fehlte. 1? 

2. Nah A.L. R. I,6 8 26 galt der Uebertreter eines auf Scha- 
denszufügung abzielenden Volizeigejeges für allen Schaden als ver: 
antwortlich, welcher bei Beobachtung des Gejeges hätte ver- 
mieden werden fönnen. 

sn gleichem Sinne hat die Rechtiprechung des Reichsoberhandels— 
gerichtes und des Meichögerichtes auch für gemeine Necht bei Schiffs- 
folliiionen die Vermutung aufgejtellt, daß das Zuwiderhandeln gegen ge- 
jegliche zum, Schuße bejtimmter Interejjen gegebene Borjchriften als 





ar es unter vernünftiger Erwägung aller Umjtände Pflicht eined mutigen Mannes, 
den Rettungsverſuch zur Ausführung zu bringen, fo fann der Verlegte gegen den- 
jenigen, der durch jein Berichulden den Brand des Haufe verurfaht hat, Schadens- 
erfaganjprüche erheben, obgleih er fich jelbjt durch eigene freie Entichließung der Ge— 
fahr einer Beichädigung ausgejeßt hat. — Entſprechend ift auch folgender Fall zu 
enticheiden. Der Eigentümer eines Grundjtüdes hatte entgegen einer PBolizeiverord- 
numg bei Glatteiß den Bürgerjteig nicht betreut. Der Bürgeriteig war ohne Gefahr 
nicht zu betreten. Ein Paſſant begab ſich deshalb auf den Fahrdamm, indem er 
hoffte, dort einen weniger gefährlichen Weg zu finden. Indes war es hier ebenfalls 
glatt. Er ftürzte und erlitt Verlegungen. Der Eigentümer des Haufes ijt zum 
Schadenserſatz verurteilt. Der Verlepte Hat als vernünftiger Menjch gehandelt. Das 
Berreten des Fahrdammes war durd) die Gefährlichkeit der Bafiage auf dem Bürger: 
jteige veranlaßt und geboten, Bolze Bd. 14 Nr. 198; Jur. Woch. 1892 ©. 186 Nr. 25. 
11) Das Strafrecht jteht auf einem anderen Standpunft. Die Strafjenate des 
R.G. Haben unter Zuftimmung der mit ihnen grundjäglih auf demjelben Boden 
tehenden Litteratur den Beweis nicht für geführt erachtet, wenn durch das bei jedem 
mittelbaren Schaden notwendige Zuſammenwirken der verichiedenartigiten nachfolgen— 
den Urfachen der Wirfungsverlauf der uriprünglichen causa derart verdunfelt wird, 
dat; jeine fichere Verfolgung und Feitjtellung nicht möglich iſt. Liszt, Die Delikts— 
obligationen S.69. Dies will Liszt auc für das bürgerlihe Recht verwendet haben. 
Mit Unrecht. Für das Strafrecht wäre ein Opportunismus, wie in C.P.O. $ 287, 
früher $ 260, unerträglich, das bürgerliche Recht fordert ihn. 
12) Bgl. R.G. Bd. 10 ©. 143, Bd. 12 ©. 190, Bd. 20 ©. 140; Gruchot Bd. 38 

2.938; Zur. Woch. 1896 ©. 137 n.41, 1897 n.14 ©. 231. 
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kauſal für die Entſtehung eines Schadens, deſſen Verhütung durch jene 
Vorſchriften bezweckt werde, anzuſehen iſt, ſo daß die Entſchädigungs— 
klage des Verletzten nur den Nachweis der erfolgten Beſchädigung und 
des Zuwiderhandelns gegen jene Vorſchriften bedarf. 13 

Das B.G.B. trifft eine pofitive Beitimmung in dieſer Hinficht nicht. 
Aber das richterliche Ermejjen wird die dem bisherigen Rechte angehö- 
renden Vermutungen als den Zweden jolcher Gejege und dem praftiichen 
Bedürfnis entiprechend feitzuhalten haben. !+ 


V. Ein Kauſalzuſammenhang fann nicht bloß durch ein Thun, jon- 
dern auch durch ungehöriges Unterlaſſen vermittelt werden. Dies ent: 
Ipricht der Lebensauffafiung, an welche ſich das Recht anzuschließen bat." 


Es ijt dies namentlic) bei Verabjäumung jog. Zwangspflichten der 
Fall. 16 


13) 8.2.9.6. 388.28 S. 291: R. G. Bd. 21 ©.109, Bd. 31 ©. 64. 

14) Vgl. Gruchot Bd. 38 ©. 944. 

15) So mit Recht Liszt S. 72. Val. freilich Endemann $ 131 ©. 586, 501 
und dort Angef. 

16) Beifpiele: Ein Hauseigentümer, welder in jeinem Haufe Wohnungen ver: 
mietet und damit einen Verkehr in feinem Haufe eröffnet, übernimmt damit die 
Zwangspflidt, auch diejenigen Einrichtungen zu treffen, durch weldye eine Gefahr 
für die im Haufe verfehrenden Perſonen verhütet wird. Hieraus ergiebt ſich ins: 
bejondere auch bei dem Nichtvorhandenjein bezüglicher Polizeiverordnungen die Pflicht, 
für die gehörige Beleuchtung der Zugänge zu jorgen, Geländer an jteilen Treppen 
anzulegen und die Haftung für den aus der Berfäumnis entjprungenen Schaden, 
R.G. ». 33 ©. 228; R.®. i. Strafi. Bd. 14 ©. 362; Jur. Woch. 1894 5.152 Nr. 42, 
1887 &.295 Wr. 29: Gruchot Bd. 38 ©. 942, Bd. 36 ©. 447, Bd. 35 ©. 146; Bolze 
Bd. 4 = 338; Blätter für Rechtspflege 1898 S. 49. — Ein Rechtsanwalt behält 
jeinen Bureauvorjteher, von dem er weih, dal; er unredlich ift, dennoch im Dienit, 
trifft aud feine Maßnahmen, um dem unredlichen Bureauvoriteher die Möglichkeit 
ur Verübung weiterer Inredlichfeiten zu entziehen. Für die von dem Bureauvor- 
Iteher nunmehr begangenen Unterjdlagungen der an ihn gezahlten Gelder haftet der 
Rechtsanwalt. Denn die Thätigkeit des Anwaltes ijt bejtimmt, dem Publikum jeine 
Dienjte zu leiſten. Daraus ergiebt ſich die Verpflichtung des Anwaltes, dafür zu 
forgen, daß das bei ihm Rat juchende Publikum nidt Schaden erleidet. Ein jeder 
Rechtsanwalt kennt aber die Gepflogenheit des Bubliftums, wonad) dasjelbe den Bu: 
reauvorjteher als legitimiert betrachtet, die geichäftlichen Angelegenheiten mit dieſem 
zu beſprechen und ſoweit als möglich mit diefem zu erledigen. Wenn der Anwalt 
einen Bureauvoriteher, deſſen Unvedlichfeit er kennt, dennoch im Dienite behält, jo 
begeht er damit ein grobes Verſehen gegen die ihm dem Publifum gegenüber ob- 
liegenden Pflichten und haftet für den hieraus entjtandenen Schaden einem jeden 
Dritten, wenn er aucd zu dem Dritten in ein Vertragsverhältnis nicht getreten ift, 
R.G. B. 14 ©. 283; Juſt. Min. Bl. 1886 S. 32; Jur. Wod). 1885 ©. 349. — Je— 
mand verſenlt einen Anker an einem Platze, — ſich Schiffe begeben können, ohne 
daß er die für die Erkennbarkeit des Vorhandenſeins des Ankers erforderlichen — 
nahmen trifft. Für den durch den Anker veranlaßten Schaden muß er haften, R.O. H. G 
Bd. 20 ©. 382; vgl. R.O. H. G. Bd. 23 &.353, Bd. 13 ©. 113; Strieth. Arch. Bd. 4 

5.334; Bolze Bd. 15 Nr. 115. 
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S 28. Beahtung des Grades des Verſchuldens. 


I. Für Die Bemejjung der Höhe des Schadenserjaßes ijt die Frage 
erheblich, ob der Richter den Grad des Verjchuldens des Schädigers 
zu beachten bat. 

Dies war nah Ü.L.R. der Fall. Nur wen Vorſatz oder grobes 
Verſehen zur Laſt fiel, haftete für allen Schaden, den unmittelbaren und 
den mittelbaren, wie auch für entgangenen Gewinn; ſonſt war die Haf- 
tung nach dem Grund des Verjchuldens eine mehr oder minder be- 
ichränfte. Auch Code eivil Art. 1150 zeichnete den Dolus bei Bemejjung 
der Höhe des Schadens bejonders aus. 

Dagegen gab das alte H. G. B. Art. 283 bei Schadenszufügungen 
ihlechthin Anjpruch auf den „ganzen Schaden“. 

Ho. Das B. G. B. jpricht fich nicht bejonders aus. Damit find die 
Unterjcheidungen der älteren Geſetzgebungen bejeitigt. 

Iſt um deswillen fein Unterjchied zwijchen dolojen und nicht doloſen 
Schadenszufügungen zu machen? Dies nehmen die Motive Bd.2 S. 17 
an. Auf ethiiche Gejichtspunfte fomme es bei der Bemeijung des Scha- 
dens nicht an; ein Gebot der Gerechtigkeit jei, daß dem Bejchädigten 
ohne folche Unterjcheidung das Seine vollitändig werde! Doch nicht ohne 
Grund hat man dies eine einäugige Gerechtigkeit genannt,? fie habe 
nur für den Berleßten ein Auge, nicht für den Schädigenden.? 

Die C. P. O. $ 287 ermächtigt den Richter, unter Berüdjichtigung 
aller Umftände über die Höhe des Schadens zu enticheiden. Darin liegt 
eine gewaltige Begünjtigung des Beichädigten. Auch entfernter und mittel- 
barer Schaden iſt demzufolge zuzujprechen, auch wenn er nicht bewieſen 
wird, nicht beweisbar wäre. Dies it vor allem billig, wenn dem Schä- 
diger abfichtliche Rechtsverlegung zur Laſt fällt. Denn durd) feinen Dolus 
wurde der andere Teil in die Lage verjegt, erjt erjtreiten, lagen, be— 
weilen zu müjlen, während er jonjt das Gut, um das es ſich Handelt, 
unverlegt bejäße. Dies kann der Richter nur dadurch ausgleichen, daß 
er zweifelhafte ragen möglichjt zu Gunſten des dolos Verlegten löft. 
Wo aber der Schädiger nur in leichter Schuld oder ohne jede Schuld 
war, da wird der Richter oft Bedenken tragen müffen, ihm entfernte 


1) Degenfolb, Archiv nn jet Ri 35.76 S.79; vgl. Liszt a.a.D. ©. 2; 
Ihering, Vermiſchte Schriften S 

2) Den Motiven * ae bie Erg 3 B. Goldmann und Lilien- 
thal S.185; Stammler, uldverh. S. 123 Anm. 7 


70 Schadenserſatz. 


Schäden zur Laſt zu legen, ſofern es zweifelhaft ſein muß, ob ſie Folgen 
ſeiner That ſind. Hier wird er ſich ſagen müſſen: in dubio pro reo! 

Da ſich anerkanntermaßen $ 287 der E.B.D. auch auf die Wür— 
digung des Kaujalzujammenhanges bezieht, ! da vom Richter „alle Um: 
ſtände“ zu wirdigen find, jo ift auch der Umſtand in Betracht zu 
ziehen, ob dem Schädiger Arglift zur Laſt fällt oder nicht. 

Das Schweizer Bundesgejet über Obligationenrecht Art. 51, 116 
giebt dem Nichter bei Bemefjung des Schadens bejonders auch die Be- 
rüclichtigung der Größe des Verſchuldens anheim. Die Motive lehnen 
dies ab. Eine folche weitgehende Befugnis des Nichter® habe die von 
dem deutjchen Rechte nicht übernommene autoritative Stellung des Rich— 
ter3 zur Vorausſetzung! 

Des $ 260 — jebt $ 287 — der E.P.D. erinnern jich die Motive 
dabei nicht. Sie übergehen ihn völlig mit Stilljchweigen. In der That 
giebt er aber bezüglich der Bemeſſung des Schadens dem Richter dic 
weitgehendite autoritative Stellung! 

Die Motive jtimmen hiernach nicht mit dem gejelichen Zujtande. 
Sie Stehen alfo der Auffaffung nicht entgegen, daß unter den Umſtänden, 
welche der Richter zu würdigen hat, die Größe der Schuld des Schä- 
digers beachtet wird. 

III. Poſitive Abjtufung des Schadenserfaßes nach dem Grade der 
Berichuldung wird vom 9.6.8. 88 430ff., 611ff. im Fall des Ver: 
luſtes des Frachtgutes feitgehalten, da hiernach Vorſatz und grobe Fahr— 
läjfigfeit zum Erjaß des vollen Schadens verpflichtet, während der ‚sracht- 
führer, hiervon abgejehen, auf Grund des Frachtvertrages nur den ge— 
meinen Wert des zu Grunde gegangenen Gutes zu erjegen bat. 


$ 29. Entgangener Gewinn. 

I. Der zu erfegende Schaden umfaht auch entgangenen Gewinn, 
B. G. B. $ 252. 

Auszugleichen iſt alſo nicht bloß Schaden, welcher dem Verletzten 
bereits zuſtehende Güter trifft — jog. damnum emergens — ſon— 
dern auch Bereitelung von Vorteilen, welche derjelbe mit Fug er- 
warten durfte — jog. lucrum cessans. 

Welcher Gewinn gemacht worden wäre, läßt ſich freilich nur Durch 
mehr oder minder umjichere Schlüfje ermitteln. Nur was zweifellos ein- 


3) Oben $ 26 Annı. 3. 
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getreten wäre, zu berückſichtigen, wäre zu eng und unbillig, entfernte 
Möglichkeiten, bloße Gewinnträume in Anſchlag zu bringen — ſog. 
Milchtopfrechnungen —, aber phantaſtiſch und willkürlich.! 

IH. Das B. G. B. $ 252? verfolgt den Mittelweg, welchen die ge— 
meinrechtliche Theorie, den Anforderungen des Lebens entiprechend, ein- 
geichlagen hat. Danach kann der Bejchädigte beanjpruchen: 

a) was nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge für ihn zu er: 
warten war, 3. B. ortsübliche Mietszinjen ;? 

b) ferner, was nach den bejonderen Umjtänden, insbejondere 
nach den getroffenen Anstalten und Vorfehrungen wahrichein- 
liche Ausſichten auf Verwirklichung hatte. Der Gläubiger hat z.B. für 
die geichuldeten Sachen einen Käufer an der Hand und verliert durch 
deren Nichtlieferung die Differenz des von ihm auszulegenden Klaufpreijes 
und des Preiſes der Weiterveräußerung. 

Sollte es gewiß jein, daß der Vorteil, welcher an fich erwartet 
werden fonnte, nicht gemacht worden wäre, jo fann er nicht in Be- 
tracht fommen; 3. B. der Käufer, dem mit Vorteil weiter verfauft war, 
verfällt in Konkurs und akfordiert, die Akkordſumme aber ijt niedriger 
als der von feinem Verkäufer anzulegende Anjchaffungspreis. Für jolche 
Fälle it die Vorſchrift nicht getroffen. Daß das Geſetz jagt, der er- 
wartete Gewinn „gilt” als entgangen, kann hieran nichts ändern. 

III. Bereits in der zweiten Kommiſſion Hat man eine andere Aus- 
legung verjucht. Sie hat auch jpäter Anklang gefunden. Nicht eine Ver: 
mutung darüber, unter welchen Umjtänden ein Gewinn als ent- 
gangen anzunehmen jei, joll aufgejtellt jein, vielmehr fei der Sinn, 
dab das Entgehen eines Gewinnes, auch wenn feititehe, daß derjelbe 
entgangen jei, nur dann berüdjichtigt werden jolle, wenn er in dem 
Zeitpunkt, in welchem ter zum Schadenserjag verpflichtende 
Umjtand eintrat, mit Wahrjcheinlichfeit zu erwarten war.“ 

Hätte man dies beabfichtigt, jo hätte man jich wenig glücklich aus: 
gedrücdt; denn der Hauptpunkt, nämlich dab es auf jenen Zeitpunft 





1) Bol. über römijches Recht Dernburg, Band. Bd.2 ©.45 Anm. 3. 

2) E.1 8219; Mot. S.19; Kom. Brot. ©. 587, 2597. 

3) Der Gläubiger fann nicht ohne weiteres den Gewinn beanjpruchen, welchen 
er nach der regelmäßigen Weile jeines Geichäftsbetriebes mit dem Geſchuldeten hätte 
erzielen fünnen. Cine Aftiengejellichaft z. B., die 20%, Dividende erzielt, kann von 
ihren Schuldnem im Verzug nicht ohne weiteres 20°, verlangen. Dies ſchon um 
deswillen nicht, weil fie jih) das Geld in anderer Weife gegen üblihen Zins ver: 
ichaffen konnte; vgl. Dernburg a. a. O. 

4) So Pland zu $ 252. Anders aber die Motive Bd.2 ©. 18. 
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allein ankommen ſolle, wäre verſchwiegen. Warum ferner fingieren, 
daß der Gewinn nicht gemacht wäre, ſtatt zu ſagen, er könne nicht ge— 
fordert werden. Und wie unbefriedigend wäre das Ergebnis. Iſt der 
Veräußerer eines Grundſtückes z. B. in Verzug, in demſelben findet ſich 
ein Schatz oder dasſelbe gewährt einen unerwarteten ſeit Jahrzehnten 
unerhörten Weinertrag, dann hätte er trotz $ 286 Abſ. 1 nicht heraus— 
zugeben, weil im Augenblick, in welchem der Schuldner in Verzug kam, 
ein derartiger Gewinn noch nicht zu erwarten war. Das kann nicht Mei— 
nung des Geſetzes jein. 


8 30. Drt und Zeit der Schadensberehnung. 

I. Welcher Ort ift für die Schadensberecinung maßgebend? In 
der Regel wird bei Vertragsforderungen der Erfüllungsort zu Grunde 
zu legen fein.? Ber Diftanzefäufen kann der Käufer den Preis des Be- 
jtimmungsortes berechnen abzüglich der ihm zur Laſt fallenden Verſen— 
jendungsfoften, da er den entgangenen Gewinn anrechnen fann, der nach 
dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge am Beftimmungsort gemacht wer- 
den fonnte.? 

Bei außervertraglichen Schadensanjprüchen wegen einer Sache ijt 
in der Negel der Ort maßgebend, an dem fich die Sache zur Zeit der 
Verlegung befand. 

II. Schwierig ift die Frage, welche Zeit bei der Berechnung des 
Intereffes zu Grunde zu legen ijt.? Die Antivort hängt von der be= 
jonderen Geſtaltung des Nechtsverhältnifjeg ab. Beſonders hervorzu— 
heben iſt: 

1. Bei aufervertraglichen Beichädigungen ift die Zeit der Ver- 
legung zu Grunde zu legen.* Aber auch die Vergrößerung des Scha- 
dens durch jpätere Ereignifje bis zum Urteil iſt in Betracht zu ziehen. 
Andererfeits fteht dem Berpflichteten tet? der Nachweis der Minderung 
des Schadens durch jpätere Ereignifje offen. > 

2. Bei Schadensanjprüchen wegen VBertragsverlegung fann der 
Fall jo BON: daß bereits vor dem Prozeß oder doch vor dem Urteil 





1) Bol. 9.8.8. 2, fiehe auch 1.4 D. de cond. trit. 13, 3. 
2) So R. O. H. G. Bd. 11 ©. 240, 422. 
3) Iſt die Zeit des cadenſiftenden Ereigniſſes unbeſtimmt, ſo hat * a. 
unter — des 8 287 C. P. O. den Schaden feſtzuſtellen, R.G. Bd. 3 89. 
4) Bei Sachen, welde einen Marktpreis haben, entjcheidet der damali > Dart. 
preis; vr: anderen Sachen der damalige Wert nad) dem Gutachten der Sa tändigen. 
R.D.H.G. Bd. 8 ©. 371. 
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die Erfüllung des Bertrages durch eine Handlung oder Unterlaffung des 
Schuldners unmöglid geworden ijt, und daß deshalb Schadenserjaß ge- 
fordert wird. Hier hat das Urteil den Zeitpunkt zu Grunde zu legen, 
in welchem ſich das bejichädigende Ereignis begab, jo daß aber die fich 
weiter bis zum Urteil entwidelnden Folgen zu berücfichtigen find. Kommt 
e3 dagegen zur Verurteilung in das Geldinterefje, weil fich der Beklagte 
zu der an jich noch möglichen Erfüllung des Vertrages nicht verjteht, 
jo iſt der Zeitpunkt der Füllung diejes Urteil an eriter Stelle maß- 
gebend,? doch kann der Gläubiger auch ohne weiteres den höheren Wert 
zur Zeit des eingetretenen Verzuges fordern. Den höheren Wert der 
Zwilchenzeit fann er nur beim Nachweis, daß er denjelben ohne den 
Verzug erzielt hätte, liquidieren. 

3. Beſonders auszuzeichnen ilt der Fall, wenn vertretbare Sachen, 
die einen marftgängigen Preis hatten, zu einer bejtimmten Zeit ver- 
traglich zu liefern waren. Treu und Glauben fordern, daß der Gläubiger, 
welcher die gejchuldeten vertretbaren Sachen in Natur haben will, fich 
jelbit zur Erfüllungszeit dede, damit nicht auf den Schuldner die Ge- 
tahr der Preisjteigerung auf unbejtimmte Zeit hinaus gewälzt werde. 
Der Gläubiger fann daher nur den damaligen Marktpreis oder auch das 
darüber hinaus für die Sachen damals gutgläubig Ausgelegte in An- 
rechnung bringen; er darf nicht im Fall des Steigens — etwa nad) 
Jahren — Erfüllung fordern oder die jpäteren höheren Preije anjegen. 
Tiefe Sätze des älteren Nechtes® jind feitzubalten. 

Sebte der Gläubiger infolge gejeglicher Pflicht oder freiwillig, aber 
in angemejjener Weije, dem Schuldner eine Nachfrijt, jo fann er auch) 
die Zeit ihres Ablaufes zu Grunde legen. 


6) Beionders liegt der Fall R.O.H.G. Bd. 22 ©. 416. 


7) Dies folgt aus der Natur der Sache. Der Gläubiger hatte noch im Augen— 
blid des Urteiles dad Recht auf die jpezifiihe Erfüllung des Verjprochenen. Wenn 
ihm dies nicht wird, jo kann er folgeredht verlangen, was jie ihm jegt wert ift. Das 
erfannten bereit die römijhen Juriſten bei den bonae fidei judieia an, 1.3 82 
D. commodati 13,6, und die gemeinrechtliche Litteratur ijt hierüber einftimmig. Er— 
folgt eine Beweisaufnahme über den Wert der zu leijtenden Sadıe, jo ijt freilich der 
zeitige Wert feitzujtellen. Aber der Gläubiger kann bis zum Urteil nocd darlegen, 
da der Wert geftiegen ift. Ja der Richter kann dies infolge feines Rechtes zur Ab— 
ihägung des Schadens nad) feiner Überzeugung ohne weiteres berücfichtigen. Anders 
Eecius, Preuß. Pr. R. Bd.1 $ 106 Anm. 57. 

8) Bol. ©. Trib. Bd. 17 S. 176. Ähnlich 1. 4 D. de cond. triticaria 13, 3; 
l. 22 D.der. c. 12,1; 1. 59; 1. 60 D. de V. O. 45,1. 
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s 31. Aufrechnung von Vorteilen. 

1. Das B. G. B. beſtimmt darüber nichts, wie weit der Schädiger 
befugt iſt, Vorteile, die er dem Beſchädigten verſchafft hat, auf einen 
Schaden, für den er ihm haftet, aufzurechnen — jog. compensatio 
lucri cum damno. Die Natur der Sache iſt daher maßgebend. 

2. Erwachſen dem Beichädigten zwar aus demjelben Rechtsverhält- 
nijje, aber durch verfchiedene Handlungen Borteile und Nachteile, 
jo kann danach in der Negel nicht aufgerechnet werden, z. B. wenn im 
Verfolg eines Auftrages, Dienjtverhältnifies einige Gejchäfte Schaden 
bringen, andere Gewinn ergeben. ! 

3. Hat aber dasjelbe Ereignis Schaden und Borteil gebracht 
und jteht beides in einem inneren Zuſammenhang, jo findet Aur- 
rechnung jtatt.? Dies jedenfalls, wenn der Vorteil mit einem Schaden 
verfnüpft wurde, welchen der Schädiger zu vertreten hat, 3. B. ein 
Jockey gewinnt durch jchuldhafte Überanjtrengung eines Rennpferdes 
durch denjelben einen Preis.? Hat ferner der Käufer wegen VBerzuges 
des Verkäufers im Lieferung der Waren verjchiedene Deckungskäufe vor- 
genommen, von denen einige ungünftig, andere aber vorteilhaft waren, 
jo hat der Kontraftbruch nur joweit geichadet, als das Gejamtergebnis 
der jämtlichen Dedungsfäufe einen Schaden aufweilt. 

4. Auch wenn aus derjelben Ihatjache Schaden und Vorteil ent: 
jpringen, it bei Mangel inneren Zuſammenhanges die Aufrechnung 
ausgejchlojjen. Beiſpielsweiſe kann auf die Anjprüche einer Witwe wegen 
Tötung ihres Ehemannes aus dem Haftpflichtgejeg eine Witwenpenſion 
nicht angerechnet werden, obgleich die Tötung den Erwerb der Benjton 
zur Folge hatte.* Bei der Enteignung ferner fann der Enteignete den 
Wert des enteigneten Grundſtückes schlechthin fordern, ohne daß Die 
Werterhöhung des ihm verbleibenden Nejtgrundjtüdes zur Aufrechnung 
fommen muß, denn dieſe Werterhöhung kommt auch allen anderen un- 
entgeltlich zu. Selbjtveritändlich endlich können Vorteile nicht in An— 
ichlag gebracht werden, welche dem Bejchädigten nur mittelbar infolge 
der jchadenbringenden Handlung zufielen, 3. B. das Haus des N. iſt 
von B. in Brand geitedt und A. erhält infolgedejien ein Geſchenk von X. 


1) Dernburg, Band. Bd.2 $ 45 Anm. 11 und dort Angeführte,; Endemann, 
Einführung $ 128 I, 2. 

2) Für den Fall des Tienftvertrages geben 88 515 u. 516 bejondere Beitim- 
mungen. 

3) Gojad $91 Ziff. 10. 

4) R. G. Bd. 10 S. 50. 
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$32. Eigenes Verſchulden des Beihädigten. 

I. Unbillig it e8, von Dritten Erſatz für Schaden zu fordern, 
den man jelbjt verurjacht hat oder leicht verhüten fonnte oder dejien 
Bejeitigung in unjerer Hand liegt. Hierdurch würde fich die joziale Hilfe, 
welche da3 Recht dem Bejchädigten gewährt, in Ausbeutung verkehren. 
Sie joll jicher nicht dahin führen, Drohnen für die bürgerliche Geiell- 
ichaft zu jchaffen, welche ala Schadenserjagrentner müßig gehen, ftatt, 
wie jie könnten und jollten, zu arbeiten. 

Die Probleme, welche ſich Hier ergeben, find freilich durch kaſuiſtiſche 
Kegeln, wie jie das A.L. R. I, 6 $ 184 aufitellt, nicht zu löſen.! 

Auch ift es einjeitig, wie eine verbreitete gemeinrechtliche Lehre that, 
dem Bejchädigten alle Nachteile aufizulegen, welche durch feine Sorgfalt 
vermieden werden fonnten, jofern dem Schädiger nur nicht Arglift zur 
Lat fällt. Auch Mutwille und grobe Unvorfichtigkeit des Schädigers 
belädt ihn billigerweije mit dem Erjage von Schaden, troßdem ihn der 
Beichädigte bei genauer Aufmerkſamkeit hätte abwenden können.? 

IH. Das B. G. B. $ 254% * vermeidet mit Recht jcharfe Regeln. 
Tas Ermejjen des Richters, dejien Gewijjen und Intelligenz bat im 
Einzelfalle die oft jo jchwierige Frage zu erledigen. > 

1. Iſt bei der Entjtehung des Schadens Berichulden des Be- 
ihädigten beteiligt, jo jollen alle Umſtände des Falles in Betracht 
gezogen werden, um zu angemejjener Verteilung des Schadens zu ge- 
langen. 

Insbejondere joll maßgebend jein, welcher Teil den Schaden vor— 
wiegend verurjacht hat, $ 254 Abi. 1. 

Daneben ijt auch der Grad des Verſchuldens eines jeden in 
Betracht zu ziehen. Ob der Schädiger vorjäglich, ob frivol oder aus 
leichter Fahrläſſigkeit Schaden jtiftete, ift offenbar ein Umſtand von Be- 
deutung. ® 

2. Dem Schädiger kann auch zu gute fommen, daß der Bejchädigte 
unentjchuldbar unterlajjen Hat, auf die Gefahr eines ungewöhnlich 


1) Bgl. bezügli der Rechtſprechung Jur. Woch. 1893 ©. 257 n. 32, 1886 
S. 211 n.28, 1891 ©. 153 n. 20; Gruchot Bd. 33 ©. 457, 461; Bolze Bd. 19 n. 244, 
Bd. 10 n. 265. 

2) Vgl. Dernburg, Pand. Bd.2 545 Anm. 10. 

3) Über $254 Wendt im Archiv für civ. Praris Bd. 87 ©. 441. 

4) E.I 8 222. 

5) Entſprechende eig des 8 254 jchreibt $846 vor. 

6) Anders Endemann a.a.D. S. 596, dagegen aber Pland zu $ 254. 
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hohen Schadens aufmerkſam zu machen, welche der Schädiger weder 
kannte, noch kennen mußte, 8 254 Abſ. 2. 

Dies wird für Verträge beſtimmt. Entſprechendes iſt aber in Fällen 
außervertraglicher Beſchädigung anzunehmen.” Man denke an koſtbare 
Spiegelſcheiben eines Neubaues, die nicht gekennzeichnet find und fahr— 
läjligerweije von einem Borübergehenden eingejtoßen werden. 

Eine bejondere Ausprägung des Grundjages findet ſich im Falle 
des Einbringens von Sachen bei Gajtwirten, B. G. B. $ 702, jowie bei 
srachtverträgen, 9. G. B. $ 429 Abi. 2. 

3. Das richterliche Ermeſſen hat endlich auch zu beachten, daß der 
Beichädigte jchuldhafterweile „unterlafjen hat, den Schaden abzu— 
wenden oder zu mindern“, $ 254 Abi. 2.3 

Was it hier Verschulden? Daß der Bedrohte oder Gejchädigte 
alles an Mühe und Vermögen aufwendet, um die Haftung deſſen zu 
mindern, der widerrechtlich in jeinen Rechtskreis cingreift, fann freilich 
nicht gefordert werden. Aber was er vorausjichtlic thun würde, 
um dem Schaden zu begegnen, wenn er niemanden hätte, der 
ihm für denjelben auffommt, kann wohl gefordert werden, wenn 
man Dritte wegen des Schadens in Anfpruch nehmen wird. 


Der Schmied, dem ein Ambos nicht geliefert wurde, kann Die 
Schmiede nicht ein Jahr feiern lajjen und dann vom vertragsbrüchigen 
Berfäufer den Jahresertrag der Schmiede beanfpruchen, weil er ohne 
Ambos die Schmiede nicht benußen fonnte. 

Beſonders jtreitet man darüber, ob fic der an jeinem Körper Ver- 
legte eine Operation gefallen laſſen muß, wenn fie ungefährlich und 
ohne erhebliche Schmerzen fichere Heilung verjpricht. Nach dem auf: 
gejtellten Grundjage it dies zu bejahen. Muß er fich aber auch das 
falſch angeheilte Glied wieder zerbrechen laſſen, um bejjere Heilung zu 
verfuchen? Dies ift ihm nicht zuzumuten.® 

Die Schwere der Operation, die Dauer der notwendigen ärztlichen 
Behandlung infolge derjelben, ihre Gefährlichkeit, Schmerzhaftigfeit, ja 


7) Anders Bland zu $ 254. 

8) Vgl. auch Reichdtagsverhandl. ©. 56. 

9) Endemann, Die Rechtswirkungen der Ablehnung einer Operation 1893 ver- 
neint jede Rechtspflicht zur Vornahme einer Operation in Übereinftimmung mit dem 
Reichsverfiherungsamte und nimmt im allgemeinen Gleiches bezüglich der Kranken— 
behandlung an, Einführung ©. 589. a R.G. in Seufferts Archiv Bd. 46 
n. 189; bei Gruchot Bd. 35 ©.401: Bolze Bd.2 n.553, Bd. 11 n. 185. 


833. Art des Schadenserſatzes. Wiederherftellung. Gelderſatz. 77 


jelbjt die bejondere Förperliche und geiſtige Befchaffenheit des Verletzten 
it bei der Entjcheidung zu berüdjichtigen. 

Ein bejonderer Fall des konkurrierenden Verſchuldens wird in $ 839 
erwähnt. Hat ein Beamter ein Verjchulden begangen, jo tritt eine 
Schadenserjagpflicht nicht ein, wenn der Verletzte vorjäßlich oder fahr: 
läſſig die Einlegung eines Rechtsmittels verfäumt hat. 

In dem Gejege betr. die Entjchädigung der im Wiederaufnahme- 
verfahren freigejprochenen Berjonen vom 20. Mai 1898 wird hingegen 
die Verfäumung eines Rechtsmittels nicht als Fahrläſſigkeit erachtet. 

4. Soweit dad Berjchulden des Beichädigten den Ausschluß oder 
die Minderung jeines Erjaganfpruches bewirken würde, bewirkt dies auch 
das Verjchulden jeines gejeglichen Vertreters oder derjenigen, die ihn 
gemäß ſeines Willens zu vertreten haben, 8 254 Abi. 2. 


$33. Art des Schadenderjaged. Wiederherjtellung. Gelderfag.! 

1. Nach römischem Rechte geſchah der Schadenserjat durch Geld- 
leiftung. Der Gelderfag führt den Gläubiger rajch zum Ziele, Doc) 
giebt er dem Beichädigten nicht genau das, was ihm entzogen ift. Daher 
verlangte U.L.R. 1,6 $ 79, daß „alles joviel möglich wieder in den 
Zujtand gejeßt werde, welcher vor Anrichtung eines Schadens vor— 
handen war“.? 

Hieran jchließt fi) B.G.B. 8 2493 an. Wer zum Schadenserjaße 
verpflichtet ift, hat den Zuſtand herzustellen, welcher bejtehen würde, 
wenn der zum Erjat verpflichtende Umstand nicht eingetreten wäre. Doch 
im Falle der Verlegung einer Berjon oder wegen Bejhädigung 
einer Sache kann der Bejchädigte jtatt Heritellung Gelderjag verlangen. 
Denn dem Beichädigten ift nicht zuzumuten, gegen jeinen Willen jeine 
Perſon oder Sache dem Schädiger behufs Wiederheritellung anzuver- 
trauen. 

2. Die Naturalherjtellung ift auch hiervon abgejehen keineswegs 
immer thunlich, ausreichend, zwedmäßig., Daher kann der Gläubiger 
nach 5 251 Gelderjag beanfpruchen 

a) wenn Naturalherjtellung nicht möglich, 


1) Bgl. Degentolb im Archiv für civ. Praxis Bd. 76 S. 1ff. 

2) Bol. R.G. Bd. 23 ©.349, Bd. 11 ©. 267; Kur. Woch. 1889 S. 133 n. 15, 
1884 ©.181 n.55, 1884 ©. 122 n.49, 1890 ©.416 n.22, 1894 ©. 286 n. 27, 
1896 ©. 114 n. 60. 

3) E.1 8219; Mot. Bd.2 5.19; Kom. Prot. S. 587, 2596. 
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b) ferner wenn ſie zu ſeiner Entſchädigung nicht genügend iſt. 

c) Der Erſatzpflichtige iſt ſeinerſeits berechtigt, den Gläubiger in 
Geld zu entjchädigen, falls die Herjtellung nur mit unverhältnis- 
mäßigen Aufwendungen möglich ijt, $ 251 Abſ. 2.% 

3. Ob die Heritellung möglich tft, ergiebt die befondere Sach— 
lage nach Ermejjen des Richters. 5 

Eine Wiederherjtellung des früheren Zuftandes, welche feine Dauer 
verjpricht, ijt feine Heritellung im Sinne des Gejeges. ® 

Hat der Schuldner die Heritellung verzögert, jo kann der Gläubiger, 
welcher an der verjpäteten Serjtellung fein Interefie mehr bat, Die 
Yeiltung zurüdweijen und Gelderjaß verlangen. Die verjpätete Erfüllung 
wäre im Sinne des $ 251 feine genügende Erfüllung mehr. 

4. It die Naturalheritellung zwar möglich und ausreichend, leijtet 
jie aber der Schädiger nicht, jo wird der Bejchädigte leicht in weitläufige 
und chifandje Streitigkeiten verwidelt, wenn er Schadenserjag betreis 
ben will. 

Er fünnte dann nach den allgemeinen Borjchriften des B. G. B. 
s 283 Gelderjat erit fordern, wenn er rechtsfräftige Verurteilung 
des Schädigerd zur Herſtellung erlangt und demfelben daraufhin eine 
angemejjene Friſt zur Bewirkung derjelben beitimmt hätte, jofern die 
Heritellung nicht innerhalb der Friſt erfolgte. Dies iſt ein mit vielen 
Hindernijien bejäcter Weg. 

Daher trifft B.G.B. $ 250 eine Sonderbejtimmung. 

Durch fie wird dem Beichädigten verjtattet, ohne weiteres dem 
Erjagpflichtigen eine angemejjene Friſt zur Herſtellung unter der 
Erklärung zu beitimmen, daß er Heritellung nad) Ablauf der Friſt 
ablehne mit der MNechtsfolge, daß ſich jein Anſpruch im alle der 
Nichtwahrung der Friſt in einen Geldanjpruch verwandelt, jo dat 
er dann aber auch die Heritellung nicht mehr verlangen kann. 

Die Entwürfe fnüpften an die Friſtverſäumnis nur einen fakul— 
tativen Anſpruch des Gläubigers auf Gelderiag. Aber die Vorlage 


4) Val. Strieth. Arch. Bd. 100 ©. 322. 

5) Berfehlte Generalifierungen bei Pland S. 17. Wiederheritellung liege nicht 
vor, wenn eine andere Sache geliefert werde, möge diejelbe aud) von gleicher Güte 
jein, wie die entzogene. Das ijt zu allgemein. it eine Glasjcheibe zerbrocden, jo 
itt der Schaden durch Einjepung einer neuen bejeitigt. Das Fliden eines Kleides 
jei feine Wiederheritellung desielben, wenn dasfelbe zerrifien fei. Iſt das Kleid ein 
altes, mehrfach geflidtes, allerdings! 

6) Jur. Woch. 1896 ©. 114 n. 60. 
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des Bundesrates beitimmte, ohne daß dies ausdrüdlich motiviert wurde, 
die Verwandlung in einen Geldanſpruch ſchlechthin als Folge der 
srüitverläumnig. ? ’ 

Welche Wirkung hat dag Setzen einer zu kurz bemeſſenen, aljo 
nicht angemejjenen Friſt? Man wird die Aufforderung immer zu ver- 
jtehen haben, eventuell innerhalb der zur Heritellung nötigen Friſt. 

Genügt es, Heritellung binnen „angemejjener Friſt“ zu erlangen, 
ohne die Dauer der Friſt zu beitimmen? Dies nimmt Pland ©. 10 
an; es ijt Dies auch praftijch.® 

5. Geldentichädigung iſt regelmäßig in einer Kapitalſumme zu 
leiiten; in bejonderen Fällen als Rente; dahin gehört die Entjchädigung 
tür Überbau, B. G. B. $ 913, Notweg, $ 917, und bei Körperverlegungen, 
s$ 843, 845.9 

Unter Umjtänden erfolgt die Vergütung nicht in Geld, jondern in 
Yand. Died namentlich in Auseinanderjegungsangelegenheiten. !0 

6. Zuweilen bejteht das Interejje nur im Anjpruche auf Sicher- 
itellung. Wenn z. B. der hierzu Verpflichtete eine Quittung nicht be— 
ichafft, welche zur Lölchung einer Hypothek erforderlich ilt, jo kann von 
ihm Hinterlegung des Betrages der eingetragenen Summe gefordert werden. 
Zie muB aber auch genügen. 1 

T. Wegen eines Schadens, der nicht VBermögensjchaden ilt, 
kann laut S 253 Entjchädigung in Geld nur in den durch das Geſetz 
beitimmten Fällen z. B. nad) 8 1300 — beanjprucht werden. 
Herſtellung, joweit jie thunlich ift, wird hierdurch nicht verjagt. 

Folgt aus S 253, daß bei einem VBermögensjchaden nur pe= 


funiäre Momente in Anjchlag zu bringen jind? Das nimmt GCojad 





7) Die Geſchichte der Beitimmung giebt Behrend, Deutiche Juriſtenzeitung 1897 
II. Jahrgang Nr. 17. Seine Folgerung aber aus der Vorgeſchichte des Geſeßes ijt 
nicht haltbar. — Die Ummandlung ded Anjpruches auf Herjtellung in einen Geld— 
anſpruch entipnicht dem Prinzipe des B.G.B. Der Beichädigte erklärt in der Friſt— 
beitimmung jeine Wahl und iſt demgemäß jelbjt daran gebunden, val. $ 253. Kuhlenbeck 
jedoh a.a.D. ©. 118 erklärt den Schlußſatz des $ 250 „der Anjprud) des Schuldners 
auf Wiederheritellung ijt ausgejchlojien“. 

8) Siehe auch Coſack, Lehrbuch Bd.1 S.346 Anm. 25. Val. altes H. G. B. 
Art. 356. Auch hier nahm man an, dab der Berechtigte dem Gegner die Dauer der 
Friſt nicht bejtimmen mußte. 

9) Als Rente ijt, wenn nicht beide Teile über Abfindung in Kapital einver- 
itanden find, regelmähig auch die Entihädigung des Reichshaftpflichtgeſetzes bei Körper: 
verlegungen zuzubilligen, $S7 a.a.D. Entihädigung in Rente fieht ferner das preu- 
Biiche Berggeſetz vom 24. Juni 1865 $ 137 vor. 

10) Unten Bd.3 855 Ziff. II5. 

11) Strieth. Ard). Bd. 52 ©.309, Bd.71 ©. 223, Bd. 84 ©. 137. 
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Bd. 1 S. 319 an. Er bildet als Beiſpiel: N. zertrümmert ein kleines 
Bild, welches meine Braut gemalt und mir als Verlobungsgeſchenk ge— 
widmet hat; das Bild iſt mir um 1000 .4 nicht feil. N. braucht gleichwohl 
nach $ 253 dies mein Affeftionsinterefje nicht zu erjegen, jondern nur 
den Vermögenswert des Bildchens, ich befomme aljo nicht 1000 „4, 
jondern vielleicht 50 4. Schadenserjap. 

Dazu nötigt meines Erachtens das B. G. B. nicht. Der Schaden 
war Vermögensichaden, jeine Höhe hat richterliches Ermefien laut E.P.O 
$ 287 zu bejtimmen, und zwar jo, daß alle Umjtände in Betracht zu 
ziehen find. Der Richter wird daher jenem Bräutigam zwar nicht 
1000 M zuzuſprechen haben, wohl aber eine erflecliche Summe, na— 
mentlich, wenn die Schädigung böswillig geſchah.! 


$34. Gegenanjprüdhe des Erfagpilihtigen. 

I. Bona fides non patitur, ut bis idem exigatur. 

Hiernach nahmen die Römer unter anderem an, daß der Mieter 
oder Entleiher einer Sache, welcher diejelbe infolge ſeines Verſchuldens 
nicht zurüdgeben fonnte und Schadenserjag für diejelbe zu leiſten hatte, 
die Abtretung der Anjprüche des Eigentümers beanjpruchen fan, wenn 
die Sache bei einem Dritten auftauchte.t Ähnlich wurde in verwandten 
Fällen entjchteden. 

II. Dem entjpricht die allgemeine Beitimmung des B. G. B. $ 255.? 
Wer für den Verluſt einer Sache oder eines Nechtes Schadenserjag zu 
leijten Hat, it zum Erjage nur gegen Abtretung der Anjprüche 
verpflichtet, die dem Erjagberechtigten auf Grund jeines Eigen- 
tumes an der Sache oder auf Örumd eines Nechtes gegen Dritte 
zuſtehen. 

a) Es macht keinen Unterſchied, ob Erſatz auf Grund eines ding— 
lichen — val. 88 989, 990 — oder eines perſönlichen Anſpruches ge— 
fordert wird. 

b) Der Anſpruch, deſſen Abtretung beanſprucht werden darf, kann 
ein dinglicher ſein, z. B. die ordentliche Eigentumsklage, nicht minder 
ein berſoncher insbeſondere wegen einer unerlaubten Handlung. Hat 


12) Vgl. A.L. R. I, 6 8887 und 96 ff., I, 11 3880. Anders zwar J. 33 D. ad 
legem Aquiliam 9, 2. "Dog glichen dies die "Straizufäße der lex Aquilia und die 
freie Bemefjung im alle des Juramentum in litem aus. 

1) Bangerow 5574 Anm. 4 Biff. 4, 1.25 in fine D. locati 19,2 und andere 
N — 
18223; Mot. Bd.2 ©. 24; Kom. Prot. S. 605, 8408. 
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alſo ein Dritter die dem A. geſchuldete Sache des N. zerſtört und fällt 
dem N. mangelhafte Obhut zur Laſt, jo hat er zwar dem A. nach 8 280 
Schadenserjag zu leiften, aber nach $ 255 nur gegen Abtretung jeines 
‚sorderungsrechtes gegen den Dritten. 

c) Die Anſprüche des Erjagberechtigten gehen nicht, wie der erite 
Entwurf $ 223 bejtimmte, kraft Gejetes über. Es bedarf vielmehr der 
Abtretung, jo daß fie bejonders beanjprucht und entweder bewilligt 
oder rechtskräftig durch Urteil zugefprochen jein muß. 


Die Abtretung der Eigentumsanjprüche erjegt bei beweglichen Sachen 
deren Übergabe und bewirkt daher deren Eigentumsübergang, $ 931.3 


d) Gejchah der Schadengerjag, ohne daß die Abtretung beanjprucht 
war, jo fann diejelbe zweifelsohne nachträglich gefordert werden. 


e) Bei den Beitimmungen des $ 255 iſt zunächſt an den Sach— 
eigentümer gedacht. Entjprechendes gilt für den Beliger, den Nieß— 
braucher. - 

f) Das Gejeß betrifft auch Fälle, in welchen voller Erjaß für eine 
‚sorderung geleijtet wurde, weil dieſelbe durch Schuld des Schädigers 
wertlos wurde, ohne daß fie jedoch rechtlich zu Grunde ging. Hat z.B. 
ein Bevollmäcdtigter jchuldhafterweije verfäumt, eine Forderung geltend 
zu machen, und wird Diejelbe infolgedejlen wegen Zahlungsunfähigfeit 
des Schuldners wicht beitreibbar, jo kann gegen Erjat ihres Betrages 
Abtretung der ‚Forderung beanjprucht werden. * 


g) Wurde Entjchädigung für den Verluſt einer Sache geleijtet, die 
ſich nachher bei dem Entjchädigten wieder findet oder wieder in deſſen 
Hände kommt, jo iſt $ 255 entjprechend anzumenden, 3. B. der Mieter 
mußte den Vermieter entjchädigen, weil er die gemietete Sache nicht 
zurüdgab, jpäter erhält fie der Vermieter von dritter Seite unentgeltlich. 
Dann hat der Vermieter entweder dem Mieter die Sache zu überlafien 
oder die Entihädigung, die er erlangte, zurüdzugewähren. 


h) Iſt für eine bejchädigte Sache vollitändiger Werterjag zu leijten, 
weil ſie für den Bejichädigten feinen Wert mehr hat, B. G. B. 8 251, 
jo fann der Erjaßpflichtige entiprechend $ 255 Übereignung der bejchä- 
digten Sache beanjpruchen. 
3) Siehe unten Bd.3 8100 I, 3. 
4) Vgl. R.O. H. G. Bd. 14 ©. 400. 
Ternburg, Bürgerl. Recht. II. Bd. 6 
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835. Erſatz wegen Aufwendungen. 

I. In einer großen Zahl von Fällen hat man Erſatzanſprüche 
wegen Aufwendungen, welche man auf einen fremden Gegenitand oder 
doch in fremdem Intereſſe machte. 

Hinfichtlich des Umfanges derartiger Anfprüche giebt B. 6.8. $ 256 
bis 258 Regeln, die allgemein anzumenden find, jofern nicht bejondere 
Nechtsgrundjäge oder Barteivereinbarungen Abweichendes bejtimmen. 


II. Daß der zu erjeßende Betrag der Aufwendungen zu ver— 
zinfen jei, war in den Entwürfen für einzelne Verhältniſſe vorge- 
jchrieben. ! 

Auf Beranlafjung der Regierungstommiffare? wurde aber in der 
Reichstagskommiſſion eine grundfäßliche Regelung bejchlojjen. Hieraus 
erwuchs B. G. B. $ 256 über „Berwendungszinjen“. 

a) Der Erjaßpflichtige hat den aufgewendeten oder wenn andere 
Gegenjtände als Geld aufgewendet find, den hierfür zu entrichten— 
den Geldbetrag in der Negel von der Zeit der Aufwendung an zu 
verzinjen, denn nur hierdurch erhält der Aufwendende vollen Erſatz. 

b) Für die Zeit jedoch, für welche dem Aufwendenden Nugungen 
der Sache, in welche die Aufwendung geichah, ohne Vergütung ver: 
bleiben, kann er Zinjen nicht beanjpruchen. Ingbejondere hat der Nieß— 
braucher wegen der Aufwendungen, zu denen er nicht verpflichtet war, 
zwar Erſatzanſprüche, $ 1049; da ihm aber die Nutungen der Nieß— 
brauchjache während der Dauer des Niekbrauches verbleiben, jo hat er 
während diejer Zeit feine Anjprüche auf Verzinſung. 


ec) In den Füllen, in welchen nur der Betrag zu erjegen ilt, um 
welchen der Wert eines Gegenjtandes durch Aufwendungen erhöht 
wurde — $$ 500, 996, 2381 Abi. 2 — find Zinjen innerhalb der 
Grenzen jeiner Werterhöhung zu entrichten. 

III. Beitand die Aufwendung in der Übernahme einer Ver- 
bindlich£eit, jo kann der Erjagberechtigte Befreiung von derjelben 
verlangen. Dies ergiebt jchon $ 249, bejtunmt aber noch bejonders 
8 257 Sap 1. 





1) So aud im römiſchen Nechte, vgl. 1.18 C. neg. gest. 2,18, 1.9 C.de rem. 
pign. 8,25, 1.67 $2 D. pro socüi 17,2. 


Die Anregung hierzu gab aber zweifelßohne Petracydi, Eintommen Bd. 2 
©. 169. 
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Sit die übernommene Verbindlichkeit noch nicht füllig, jo bejteht 
zwar der gleiche Anſpruch. Aber der Erjagverpflichtete kann dem Be— 
rechtigten, jtatt ihn jofort zu befreien, Sicherheit leiſten, $ 257 Sat 2. 


836. Die Bupe.! 

1. Beſonders unerwünfcht ift, wenn durch eine mit öffentlicher 
Strafe belegte That Schaden angerichtet ijt, die Erjagforderung aber 
an der Unmöglichkeit, die Höhe des Schadens darzuthun und an der 
Schwierigkeit, der Weitläuftigfeit und den Koſten des Civilprozeſſes 
fcheitern muß. 

Dies kann ſich zu einem Jozialen Schaden geitalten. Ihm be— 
gegneten in Rom zum Teil die PBrivatitrafflagen, namentlich die actio 
injuriarum aestimatoria. Zwar war deren Ziel Strafe, da aber die 
Straffumme dem Bejchädigten anheimfiel, gaben fie zugleich Erjag für 
nicht genau meßbare Schäden. 

Im neueren Rechte fielen die Privatitrafflagen weg. Dagegen 
führte das Reichsrecht das Inſtitut der Buße ein. 

II. Jedoch glaubte man dem Strafrichter hierbei nicht unbejchränfte 
Ermächtigung geben zu dürfen. Daher wurden die Fälle genau bejtimmt 
und ein Höchſtmaß der Buße feſtgeſtellt. 

a) Das Strafgejegbuch $$ 186, 187, 188, 231 gewährt Buße in 
gewiſſen ‚Fällen der römischen Injurie, nämlich bei chrenrühriger Nach: 
rede und Verleumdung, wenn jie geeignet jind, Vermögen, Erwerb, 
sortfommen des Berlegten zu jchädigen, jowie bei Körperverlegungen, 
wobei nicht bloß Wermögensnachteile, jondern auch fürperliche und piy- 
chiſche Schäden zu beachten jind.? Das Höchſtmaß diefer Bußen bilden 
5000 Marf. 

b) Ferner jehen Buße vor die Urheberrechtsgeſetze? mit Höchjtbetrag 
von 6000 Marf und eine Anzahl der Indujtrie und dem Handel die— 
nender Gejege, nämlich Patentgeſetz, Gebrauchsmuſter-, Warenbezeich- 
nungsgejeg, Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb, alle mit Höchſtmaß 
von 10000 Marf.? 


1) Vgl. Liszt, Deutſches Strafrecht 9. Auflage $ 67 und dort Angef. 

2) R.©. in Straffahen Bd. 15 ©. 352; YJur. Woch. 1887 ©. 260 n. 12. 

3) Geſetz vom 11. Juni 1870 818, vom 9. Januar 1876 $ 16, vom 10. Ja: 
nuar 1876 86. 

4) Batentgejeg vom 7. April 1891 $ 36, — — vom 1. Juni 
1891 & 11, Warenzeichengejep vom 12. Mai 1894 8 18, Wettbewerbgejeß vom 27. Mai 
1896 814. 

6* 
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III. Die Streitfrage, ob die Buße Strafe bildet, oder Ent- 
Ihädigung oder beides zuſammen? ijt erledigt. 

Die Buße bildet Entſchädigung des Verlegten.* Natürlich erhält 
der Entjchädigungsanjpruch aber eine bejondere Gejtalt dadurch, daß 
die Buße im Strafverfahren zu beantragen und im Strafurteil 
zuzufprechen ift, vgl. Strafprozeßordnung $ 444 ff. 

Auch hängt dem Buheanjpruch von der Strafe an, daß er hödhit- 
perjönlich ijt. 


837. Der Anjprud auf Buße im einzelnen. 

1. Die Buße joll dem Verletzten Entjchädigung gewähren, aber 
in anderer Form und unter anderen Bedingungen als im Civilprozeſſe. 

2. Der civilrechtliche Anjpruch auf Schadenserjag und der auf 
Buße konkurrieren. Iſt die Buße zuerfannt, jo ift weitere Entjchädigung 
im Eivilprozejje ausgejchloffen.! Im Eivilprozejje erlangte Entſchädigung 
macht Buße nicht unmöglich, iſt aber auf diejelbe anzurechnen.? Rechts: 
hängigfeit des Schadenserjaganjpruches hindert die Geltendmachung der 
Buße nicht. ® 

3. Der Verlegte muß einen Antrag auf Buße und zwar in be— 
ſtimmter Höhe jtellen. it öffentliche Klage behufs Beitrafung erhoben, 
jo muß er fich anjchliegen, um die Buße geltend zu machen, Straf: 
prozegordnung $ 443 Abi. 2. Antrag auf Buße kann ſchriftlich geitellt 
werden, jei es verbunden mit der Anjchlußerflärung oder jelbjtitändig. 

Betreiben muß der Bejchädigte den gejtellten Antrag nicht. Es 
bedarf auch feiner Wiederholung in der Hauptverhandlung. Vielmehr 

5) Sp Wächter, Die Buhe 1874. 

6) Dochow, Buße 1875; R.G. in Straff. Bd. 12 ©.223, Bd. 15 S. 355; 
Jur. Woch. 1887 S. 260 n.12, 1894 S. 44 n.16. — Die neben der Buße vorkom— 


mende Befugnis zur Bublifation des Urteiles iſt aber Strafe. R.G. in Strafi. Bd. 6 
S. 180, Bd. 14 ©.3; Jur. Woch. 1889 ©. 264 n. 8. 

1) Strafgeſetzbuch $ 188 Abj. 2, 8231 Nbi. 2. 

2) Jur. Woch. 1883 S. 218 n.23. Durch $ 95 Unfallverficherungsgeieg iſt Ber: 
urteilung des der fahrläſſigen Körperverlegung für ſchuldig erachteten Angeflagten 
zur Zahlung einer Buße ausgeſchloſſen, Jur. Wod. 1894 S. 44 n.17. Doch darf 
durch den Antrag auf Herbeiihaftung der Uinfallverfiherungsalten das jpruchreife Ber: 
jahren gegen den Angeklagten nicht verzögert werden Jur. Wod. 1890 5.399 n. 15. 
— Über die Bedeutung ded $ 116 Unfallverjicherungsgefep vom 5. Mai 1886 gegen: 
über dem Anjpruche auf Buße jiche Jur. Woch. 1893 S. 286 n.T. 

3) Jur. Woch. 1895 S. 288 n.10. Durch Geltendmahung der Buhe wird die 
Verjährung des civilvechtlichen Schadenserfaganipruches nicht unterbrochen. Jur. Wod. 
1886 ©. 233 n. 30. 
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iſt Derjelbe in der Hanptverhandlung zu verlefen. Nichtbeachtung des 
Antrages iſt Revifionsgrund. t 

Der Antrag jteht bis zur Verkündung des Urteiles erjter Injtanz 
offen, Strafprozekordnung 8 444 Abſ. 1. Iſt die Verhandlung in die 
erite Inſtanz zurüdverwiejen, jo wird er wieder zuläffig. > 

4. Der Anſpruch auf Buße als Privatrecht unterliegt dem Verzichte 
des Beichädigten jchlechthin. 

Die Zurüdnahme des Antrages fteht bis zur Verkündung des Ur- 
teiles erjter Injtanz frei. Einmal zurüdgenommen, fann er nicht erneuert 
werden, Strafprozekorönung $ 444 Abſ. 2. 


5. Innerhalb des gejeßlichen Höchitbetrages der Buße und der 
Höhe des gejtellten Antrages hat der Richter freieftes Ermeſſen bei Feſt— 
jtellung des Betrages der Buße. Er hat auf Buße zu erfennen, auch 
wenn der Berlette einen civilrechtlich zu begründenden Entjchädigungs- 
anipruch nicht darlegen fann;® insbefondere ift der Anſpruch auf Buße 
nicht davon abhängig, daß die Höhe des Schadens zuverläſſig feitge- 
jtellt werden fann.” Daß der civilrechtliche Anſpruch unzuläjfig oder 
beichränft it, jteht der Regel nach der Geltendmachung der Buße nicht 
entgegen. ® 

Das vom Thäter oder auf Beranlajjung desjelben Geleiſtete iſt 
auf die Buße anzurechnen,? nicht aber, was der Verletzte von anderer 
Seite erhält. 

6. Zur Verweiſung des Anjpruches auf den Weg des Civilprozeſſes 
itt in der Regel der Richter nicht befugt.!? Insbejondere wird diejelbe 
durch die Schwierigkeit, den Schaden richtig zu bemefjen, nicht begründet. 11 
Unter bejonderen Umjtänden fann aber die Nücdjicht auf das Vertei— 
en des Angeklagten zur Verjagung der Buße führen. 1? 


4) ur. Woch. 1886 S. 107 n. 18. 

5) Zur. Woch. 1887 ©. 261 n. 16. 

6) Zur. Woch. 1888 S. 229 n. 13. 

7) Zur. Woch. 1882 ©. 244 n. 10. 

8) Zur. Woch. 1880 ©. 35 n.20 nnd ©.6 n. 8. 

9) Bal. R.G. in Straffahen Bd.9 ©. 223. — Jur. Woch. 1883 ©. 218 n. 23. 

10) Zur. Woch. 1888 ©. 154 n.8. 

11) Genügt es zur Zurüdweiung, dab weber vom Berlepten Unterlagen bei- 
gebracht, noch in der Hauptverhandlung hervorgetreten find? Jur. Wod). 1890 S. 399 
0.15. Schwerlid. Der Richter hat fte zu erfunden und zu finden. 

12) Zur. Wod. 1892 ©. 353 n. 21; R. G. in Strafl. Bd. 17 ©. 191, Bd. 13 
S. 186. Anderer Anficht bezüglih $ 36 "Batentgeieß, Fur. Woch. 1886 S ‚233 n. 30. 
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Durch den Antrag auf Buße darf auch die Entjcheidung in der 
ſonſt jpruchreifen Sache nicht verzögert werden. 13 

7. Mehrere, die bei der Schädigung beteiligt find, find als Ge- 
jamtjchuldner zu verurteilen, und zwar insgeſamt nicht über den geſetz— 
lichen Höchitbetrag. 14 

Haben aber mehrere Angeklagte jelbjtändige, nur zeitlich jich an- 
einander jchließende Vergehen begangen, jo iſt jedem derjelben eine be- 
jondere Buße aufzuerlegen. Dann haften jie nicht ala Gejamtjchuldner. 1° 

8. Auf Buße kann nur neben der Strafe erfannt werden. 
Stirbt daher der Angeklagte vor dem Erfenntnijje, wird er von Strafe 
freigejprochen, das Strafverfahren eingejtellt oder ohne Urteil erledigt, 
jo erledigt jich auch der Anspruch auf Buße. Die Begnadigung iſt aber 
auf die zuerfannte Buße ohne Einfluf. 

9. Der Anſpruch auf die Buße wird als höchjtperjönlicher be- 
handelt, er ijt daher aktiv wie pafjiv unvererblich bis zur rechts- 
fräftigen Yuerfennung, wie die römijche actio injuriarum. 

Abtretung in dem Sinne, daß der Ceſſionar anjtatt des Beſchä— 
digten den Antrag jtellen und das Verfahren fortjegen joll, it als 
unjtatthaft anzujehen.!° Die zuerfannte Buße ijt vererblich und ab- 
tretbar. Zahlung durch Dritte ijt jtatthaft. 


Siebentes Kapitel. 
Der Anfprud auf Auskunft.! 


$38. Der Anfprud auf Auskunft im allgemeinen. 

I. Der Eivilprozei ijt ein Kampf. Der Kläger vor allem, welcher 
den Angriff führt, muß mit eigenen Warten hervortreten und jich Die 
Beweiſe für jeine Anjprüche jelbjt verjchaffen. Es it nicht Sache des 
Beklagten, jeinerjeits das Material zu liefern, welches feine Verurteilung 
herbeiführt. Gntiprechendes gilt für die Einwendungen des Beklagten. ? 


13) Zur. Rod. 1890 ©. 399 n.15. 
14) Zur. Woch. 1893 ©. 11n.5, 1892 S. 420 n. 5, vgl. auch 1882 ©. 240 n. 41. 
15) Rur. Woch. 1895 ©. 115 n. 11. 
16) Reichsanzeiger Beilageheft 1896 S. 228. 
* 1) Vgl. Bähr in Iherings Jahrb. Bd.13 S. 251, Treibel in Kohlers Archiv 
.14 ©.1. 

2) Eine Eideszuſchiebung lediglich in der Abſicht, etwaige Thatſachen zu ermit— 
teln, ift unzuläffig. Klagt 3. B. die unebelihe Mutter auf Sechswochenloſten, jo 
fann der Bellagte, welchem bejtimmte, die Beimohnung eines anderen ergebende That- 
jaben — $ 1717 — nicht befannt find, der Sllägerin einen Eid dahin, daß fie mit 
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Es giebt aber Fülle, in welchen man ein Recht auf Auskunft 
gegenüber einem Berpflichteten hat, womit die Rechtsverfolgung in hohem 
Maße erleichtert, oft erjt ermöglicht wird. 

Dies vor allem, wenn der Verpflichtete fremdes Vermögen, jei es 
infolge eines Bertragsverhältnifjes, jei es auch ohne ein jolches, ver- 
waltet bat. 

Auch hiervon abgejehen it das Necht geneigt, einen Anjpruch auf 
Ausfunft bei Rechtsverhältniffen zu gewähren, deren Wejen es mit 
ji bringt, daß der Berechtigte entichuldbarerweile über Bejtehen und 
Umfang jeines Nechtes im Ungewijjen ijt, der Verpflichtete aber in der 
Lage iſt, unjchwer folche Auskunft zu geben. 

II. Die Verpflichtung zur Auskunft hat bald einen weiteren, bald 
einen bejchränfteren Inhalt. 

1. Die allgemeinfte Pflicht ift, Rechenſchaft abzulegen. 

In welcher Form dies zu gejchehen hat, ergiebt die bejondere 
Sachlage. 

Sie hat mittels Rechnungslegung zu erfolgen, wenn es ſich 
um eine mit Einnahmen und Ausgaben verbundene Verwal— 
tung handelt, 8 259 Abſ. 1.3 

2. Die Verpflichtung zur Auskunft kann ſich auf Vorlegung 
eines Verzeichniſſes einer Mehrheit von Sachen beſchränken, 8260. 

3. Dem Anſpruche auf Auskunft verwandt iſt der Anſpruch auf 
Vorlegung von Sachen zur Bejichtigung oder auf PVerjtattung der 
Berichtigung derjeben, $ 809 ff. 

III. Das Recht auf Auskunft joll der Verwirklichung einer ding— 
lichen oder perjönlichen Berechtigung dienen. 

Wir können es als Hilfsrecht bezeichnen. Dasfelbe jteht neben 
dem Hauptrechte in ähnlicher Weiſe wie auf dem Gebiete des Sachen- 
rechtes das Zubehör neben der Hauptjache, $ 97. 

Das Hilfsrecht der Auskunft ift an das Beſtehen des Haupt: 
anfpruches gebunden. Es verjährt daher mit der Verjährung des Haupt- 


einem andern in der fritiihen Zeit den Beiichlaf vollzogen habe, nicht zuſchieben. 
Häufig wird in der Praxis diefer Eid ohne jeden thatjählihen Anhalt verſuchs— 
weite zugejchoben in ber Hoffnung, daß vielleicht bezügliche Thatjachen, welche die 
Klägerin vor der Ableiftung des Eides hindern, vorgelommen find. Solche Eides: 
zuſchiebung ift unzuläſſig. Jur. Woch. 1897 S.234 n. 22; 1894 S. 140 n. 10. 

3) Ähnlich bereits das R.G. Jur. Woch. 1897 S.355 n. 45 fiir das preu— 
hiſche Recht; vgl. freilih Treibel a. a. O. ©. 7. 
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anjpruches. Mit dem Hauptanipruche ijt es abtretbar. Selbitändige 
Abtretung desjelben iſt unzuläjfig. 

IV. Die Pflicht zur Auskunft reicht nur jo weit, alö der Ver— 
pflichtete im jtande und in der Lage ift, Auskunft zu erteilen.* Hieraus 
ergiebt fich auch, inwieweit fie auf Erben des Berpflichteten übergeht. 


$39. Die VBerpflihtung zur Rechenſchaft und Rechnungsſtellung. 

I. In welchen Fällen ein Anjpruch auf Nechenjchaft und insbe— 
jondere auf Rechnungslegung erwächjt, war bisher in mehrerer Be- 
ziehung ſtreitig. Es ift nicht zu erwarten, daß der Streit unter der 
Herrichaft des B. G. B. völlig erlöfchen wird, da dasjelbe zwar einzelne 
Fälle desjelben hervorhebt, eine grundjäßliche Regelung aber nicht trifft. ! 
Die einen werden jich daher auf den jtreng individualiichen Standpunft 
jtellen und den Anfpruch nur anerkennen, joweit er bejonders gejetlich 
tejtgeitellt ijt, andere werden Das allgemeine Interejje an der Verwirk— 
lihung gefährdeter Nechte mehr betonen und eine entiprechende An— 
wendung der einzelnen gejeglichen Bejtimmungen auf gleichartige Fälle 
verteidigen. 

1. Der Anfpruch auf Rechenichaft it im B. G. B. anerfannt gegen: 
über dem „Beauftragten”, $ 666, ferner für den Fall einer Gejchäfts- 
bejorgung infolge eines Dienſt- oder Werkvertrages, $ 675, nicht minder 
gegenüber dem Tejtamentsvollitreder, $ 2218. Hieraus ift der Grundjag 
zu gewinnen, daß NRechenjchaft zu geben hat, wer infolge eines Rechts— 
geichäftes fremdes Vermögen verwaltet hat.? 

2. Rechenichaft zu geben hat ferner nach B. G. B. der unbeauf- 
tragte Gejchäftsführer, 8681 ©. 2, der Vormund und Pfleger, 88 1890 
und 1915, der Vorſtand eines Vereines, $ 27 Abi. 3, und einer Stif- 
tung, 8 86. 

3. Die Nechenfchaftspflicht wird mehrfach in Fällen anerkannt, in 
welchen man infolge Rechtsgejchäftes in eigenem und in fremdem Intereſſe 
Geſchäfte führt, jo bezüglich des geichäftsführenden Gejellichafters, $ 713, 
ferner des Pfandgläubigers, welcher berechtigt ift, die Nutzungen zu ziehen, 
$ 1214 bj. 1, auch bezüglich des Vorerben gegenüber dem Nacherben nach 


4) R.G. Bd. 14 ©. 205. 

1) Motive Bd. 2 ©. 538. 

2) Der Kommijfionär hat dem Kommittenten Rechnung zu legen, Gruchot Bd. 30 
©. 436. Ein Profurijt hat Rechnung zu legen, es jei denn, daß er die Geſchäfte 
—— Kontrole des Geſchäftsherrn vorgenommen habe, Bolze Bd. 15 S. 102 
n. 152. 
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dem Antritte der Nacherbfolge, $2130 Abſ. 2, ſowie des Erben gegenüber 
Nahlapgläubigern in den Fällen der 88 1978, 1990— 1992.3 

Auch dies wird man in verwandten Fällen entiprechend anwenden 
fünnen. 

Anders aber bei tantiömeberechtigten — partiarischen — Angeftellten, 
da die Pflicht zur Nechnungslegung ihrer Dienftitellung und den Auf: 
faſſungen des Verkehres nicht entjprechen würde. * 

4. Was die Gejchäftsführung infolge einer Gemeinschaft anlangt, 
jo war nach preußijchem Rechte jtreitig, ob eine Verpflichtung zur Rechen: 
ihaft nur dann jtattfinde, wenn der geichäftsführende Teilhaber auf 
Grund des Auftrages eines Genojjen oder als unbeauftragter Gejchäfts- 
führer desjelben verwaltete oder ob dieſe Verpflichtung ohne weiteres 
aus der Verwaltung der Gemeinjchaft entſpringe.“ Das Reichsgericht 
nahm das legtere an, weil man auch in diefem Falle Hinfichtlich der 
Anteile der übrigen Teilhaber fremde Gejchäfte beforg. Man wird 
hieran feitzuhalten haben. 

5. Das Obertribunal bejahte die Streitfrage des preußiſchen Nechtes, 
ob der unredliche Beſitzer einer fremden Sache gegenüber dem Eigen- 
tümer wegen der gezogenen Nubungen zur Nechnungslegung ver- 
pflichtet jei.® 

Die Frage iſt auch nach B. G. B. zu bejahen. Denn nach $ 687 
Abi. 2 kann, fall jemand ein fremdes Gejchäft als fein eigenes be- 
handelt, obwohl er weiß, daß er nicht Dazu berechtigt ift, der Herr des 
Geichäftes gegen ihn Anfprüche geltend machen, wie wenn er ala Beauf- 
tragter gehandelt hätte, $ 681 ©.2. Hierzu gehört der Anfpruch auf 
Rechenſchaft. 

Dieſe Vorſchrift paßt auf das Verhältnis des Eigentümers zum 
unredlichen Beſitzer ſeiner Sache. 

II. Bezüglich der Geſtaltung des Rechtes auf Rechnungslegung iſt 
hervorzuheben: 


3) Dem Freikuxberechtigten ſteht ein Anſpruch auf Rechnungslegung gegen den 
Bergwerksbeſitzer zu, R.®. Sb. 30 ©. 296. 

4) Erome, Partiariſche Rechtsgeſchäfte S. 220. 

5) Dag —* namentlich Weſterburg bei Gruchot Bd. 20 S. 199ff. und Rocholl 
a. a. O. ©.232. Dafür Dernburg, Pr. Pr. R. Bd.2 8216, R.G. Bd. 18 ©. 283; 
Bolze Bd.5 ©. 237 n. 731. 
09 ———— des O. Trib. Bd.49 S. 21. Dagegen Rocholl, Rechtsfälle 
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1. In der Regel wird der Nechnungsherr auf einen Abſchluß zu 
jeinen Gunſten zählen und die Herausgabe des ihm zufommenden Saldo 
betreiben. Notwendige Vorausjegung des Anjpruches auf Rechnungs: 
fegung ift dies nicht. Auch wer weis und zugiebt, daß der andere Teil 
im Vorſchuß iſt — 3. B. ein Gejellichafter — kann jeinerjeit3 Rech— 
nungsitellung fordern, um eine Abwidelung des illiquiden Verhältniſſes 
vorzubereiten. 

2. Die Rechnungslegung it ein Recht des Rechnungsherrn.” Will 
er, ohne jolche abzuwarten, Anjprüche, von denen er Kenntnis hat, ein- 
flagen, jo kann der andere Teil feine Zurückweiſung der jo angebrachten 
Klage fordern.® Es jteht demjelben aber frei, unter Vorlegung einer 
Rechnung, abgejehen von der Bejtreitung der Klaganfprüche, jeine Gegen- 
anjprüche mittels Aufrechnung oder widerklagend vorzubringen, jo daß 
der Prozeß in einen NRechnungsprozeh übergeht. 

3. Ob Bellagter zur Rechnungslegung verpflichtet ift, iſt Vorfrage. 
Es fann ftreitig jein, ob überhaupt, für welche Zeit und für welche 
Verhältniſſe Rechnung zu jtellen iſt. Dann ift das bezügliche Nechts- 
verhältnis darzuthun, ob etwas aus demjelben gejchuldet ift, kommt zu— 
nächjt nicht in Betracht. Dies joll erjt infolge der Rechnungslegung 
ermittelt werden. Die Verhandlung über die Verpflichtung zur Nech- 
nungslegung geichieht im Wege des gewöhnlichen Prozeſſes, bei der 
Berurteilung ift eine Frift zur Abgabe der Rechnung zu bejtimmen. 

4. Der Rechnungsgleger hat in der Rechnung über die Einnahmen, 
welche er für Nechnung des andern Teile8 machte und welche dieſem 
zu gute fommen, möglichjt genaue Angaben zu machen? Was jeine 
Auslagen anlangt, jo nimmt er fie in feinem eigenen Intereſſe auf, 
um darauf Abzüge oder Widerklagen zu gründen. Jedoch fann der Ge- 
ichäftsherr verlangen, dat auch in dieſer Hinficht alles, was der Rech— 
nungsiteller überhaupt geltend machen will, in die Rechnung aufge- 


7) Klage des Rechnungsverpflichteten auf Abnahme der Rechnung ift unzuläſſig 
— R.G. im Pr. Juftizminifterialblatt 1553 ©. 234 —, wenn fie nicht durch bejondere 
Gründe aus dem unterliegenden Berhältnifje geftügt werden kann. 

8) DO. Trib. Bd. 13 ©. 210; R.O. H. G. Bd.12 ©. 366ff.; R.G. bei Gruchot 
8.24 ©. 445; femer Gruchot Bd. 32 ©. 988. 

9) Eine beftimmte Form der Rechnung ift nicht vorgefchrieben. Sie muß geordnet 
fein und fo geichehen, daß der Abnehmer fie veritehen und jeine Einwendungen machen 
und daß der Richter das Sacverhältnis beurteilen fanı. R.O. H. G. Bd. 19 S. 344. 
Borlegung der Bücher kann die Nechnung erjeßen. Auch dies hängt von der Sad: 
lage ab, R.G. bei Gruchot Bd. 37 ©. 1038. 
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nommen wird, und er kann durch Feititellungsflage Losſprechung von 
allen aus dem fraglichen Verhältniſſe entjpringenden Anſprüchen des 
Rechnungsitellers fordern, da er ein Intereſſe an der Abwicklung der 
Angelegenheit hat! 11 

5. Belege find vorzubringen, joweit dies verfehrsüblich und im 
Interefie des Nechnungsnehmers ift, $ 369. Das letere iſt in der 
Regel bei Ausgabepoften nicht der Fall, da dieje vom Richter nicht zu 
berüdjichtigen find, wenn fie beweislos bleiben.12- 18 

6. Der Verpflichtete kann zur Borlegung der Rechnung verurteilt 
werden, wenn fie völlig unterblieb, und zur Vervolljtändigung, wenn 
ſie unvollitändig war. Das Urteil ift gemäß C. P.O. $ 888 erzwingbar. ! 
Kommt ihm der Verurteilte nicht nach, jo kann er auch gemäß B. G. B. 
$ 283 zum Erſatz des Schadens angehalten werden. Zu erjegen find 
dann namentlich auch die Mehrkoſten, welche dem Gejchäftsheren infolge 
der Nichtvorlegung oder Unvolljtändigfeit der Nechnung in dem Ber: 
fahren über Herausgabe des zu Erjtattenden erwachjen. 15 


1. Auf Verlangen des Nechnungsherrn hat der Nechnungsleger 
den Offenbarungseid dahin zu leiten, daß er nach beitem Wiſſen 
die Einnahmen jo vollitändig angegeben hat, als er dazu im ftande ijt, 
s 259 Abi. 2. 

Um aber chifandje und allzuhäufige Eide auszujchliegen, iſt die 
Verurteilung zur Ableijtung dieſes Eides davon abhängig gemacht, 


a) daß die Annahme des Mangel an Sorgfalt bezüglich der An: 
gaben über die Einnahmen begründet ift; der Nachweis liegt dm Ned): 
nungsherrn ob und 


10) Anders Bähr in der angeführten Abhandlung, S. 261, 262. 

11) Hat der Berpflihtete eine Rechnung gelegt, fo ift er, wenn er jpäter eine 
neue Rechnung aufjlellt, an die ihn belaftenden Angaben der erjten Rechnung ge— 
bunden, Gruchot Bd. 32 ©. 989. 

12) R.O. H.G. 3.7 ©. 292. 

13) In der Regel wird der Nechnungsleger infolge des zu Grunde liegenden 
Schuldverhältnifies die Belege „auszuantworten“ haben, wobei er ſich beglaubigte 
Abichriften zurücdbehalten kann. Vgl. R.G. bei Gruchot Bd. 24 S. 1004. Sind Be- 
lege in anderen Urkunden enthalten, jo genügt Erteilung eines öffentlich beglaubigten 
Auszuges entipredhend $444 letzter Saß, joweit nicht 8810 eingreift. 

14) Die rechtskräftig feſtſtehende Plicht zur Rechnungslegung fann im Wege der 

wangsvollitrefung, wie andere Handlungen, eventuell durch datt erzivungen werden. 
P.O. 8888. Vol. Zur. Woch. 1896 S.357 n.12,13 über den Einwand des Be- 
Hagten, daß er Rechnung gelegt habe. Pflicht zur Rechnungslegung ift unteilbar. 
15) Bgl. Pland ©. 31. 
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b) daß die Angelegenheit nicht von bloß geringer Bedeutung iit, 
$ 259 Abſ. 3, worüber richterliche® Ermeſſen zu befinden hat. !® 

8. Die Ableiftung des Offenbarungseides fordert Mitwirkung eines 
Gerichte und zwar des Prozeßgerichtes erjter Injtanz, wenn der Ver: 
pflichtete zum DOffenbarunggeide verurteilt ijt, E.P.D. $ 889; wenn er 
ſich gütlich zu demjelben verjteht, in der Regel des Amtsgerichtes des 
Ortes, an welchem Vorlegung der Rechnung oder des Verzeichniſſes zu 
geichehen hat. Das Nähere ergiebt 8 261. 

9. Das Erbieten des Beweispflichtigen, die Volljtändigfeit und 
Richtigkeit der vorgelegten Rechnung oder des Berzeichnijjes zu beweiſen, 
entbindet ihn von der Eidespflicht nicht. 

10. Die Koften der Abnahme des DOffenbarungseides trägt, wer 
dejien Abnahme verlangt, $ 261 Abi. 3.17 


$40. Entlaftung des Rehnungsftellers. 

1. Nach erfolgter Rechenjchaft, insbejondere nach Abnahme, jowie 
Berichtigung der gelegten Rechnung kann der Verwalter fremden Gutes 
Entlajtung — Decharge — fordern. 

Dies iſt in jolcher Allgemeinheit von der Gejetgebung nicht aus- 
geiprochen, entjpricht jedoch einem berechtigten Interefje des Rechnungs: 
ſtellers, der allgemeinen Sitte und dem, was er nad) Treu und Glauben 
erwarten darf. Wird die Entlajtung verweigert, jo iſt er befugt, auf 
Feſtſtellung zu Elagen. 

Der Entlaftung ift im 9.6.8. 88 248 Abi. 3, 252, 260 bejon- 
ders bezüglich des Vorjtandes einer Aftiengejellichaft als eines ordnungs- 
mäßigen Vorganges gedacht. Es ijt auch nicht zweifelhaft, daß der 
Vorſtand einer eingetragenen Genojjenjchaft Entlajtung fordern, und im 
alle der Nichtgewährung auf jolche Hagen kann.! Nicht minder gedenft 
das Gejeg über Gejelljchaften mit befchränfter Haftung $ 47 Ziff. 5 der 
Entlajtung. 

Nach der preußiichen Bormundjchaftsordnung vom 5. Juli 1875 
s$ 67, 69 Abj. 2 jollte der Vormundjchaftsrichter bei der Schluf- 


16) Als Anhalt für; die Frage, welche Angelegenheiten als von geringerer Be- 
deutung anzujehen find, mag darauf hingewieſen werden, daß für Zwangsvollitredung 
durd Eintragung einer Sicherungshypothef in 8866 C. P.O. eine den Betrag von 
300 Mark, überfteigende Forderung erfordert wird. 

17) Über die Verbindung der Klage auf Rechnungsſtellung u. |. w. mit der Klage 
aus dem Hauptanſpruche vgl. C. P.O. $ 254. 


1) Parifius und Crüger, Genoſſenſchaftsgeſetz ©. 226. 
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rechnung die Entlaftung des Vormundes herbeiführen. Dies hat 
9.6.8. $ 1892 fallen lajjen, damit der Mündel nicht übereilt wird. 
Das Gericht hat nur, joweit die Rechnung als richtig anerkannt wird, 
das Anerfenntnis zu beurfunden. Hiermit ijt natürlich nicht ausge: 
jprochen, daß der Vormund feinen Anfpruch auf Entlaftung bat; nur 
muß er diejelbe ſelbſt, wenn nicht freiwillig gewährt, durch Feſtſtellungs— 
flage herbeiführen. 

2. Welche rechtliche Bedeutung hat die Entlaftung? 

Iſt jie nichts anderes als Anerkennung des Nichtbejtehens 
weiterer Schuldanjprüche? Dann könnte fie nach) $ 814 durch den Nach: 
weis entfräftet werden, dab noch Verbindlichfeiten bejtanden, es jei 
denn, daß der Entlajtende dies wußte und doch die Entlajtung erteilte. 

Damit wäre die Entlajtung praftiich fajt wertlos. Denn zu be— 
weiien, daß ihm noch Anſprüche zuftehen, hätte der Gejchäftsherr auch 
wenn er jolche geltend machen wollte, wenn er den Rechnungsiteller 
nicht entlajtet hat. 

Soll alſo der Gejchäftsbejorger troß der Entlajtung bis zum Ab— 
lauf der Berjährungszeit noch aus der Gejchäftsführung in Anjpruch 
genommen werden können? Soll er, um ficher zu gehen, genötigt jein, 
trog Rechnungsjtellung und Entlajtung eine Feſtſtellungsklage dahin zu 
erheben, daß dem Gejchäftsheren weitere Anfprüche nicht zuftehen? 

Die Entlaftung muß mehr fein und ift mehr. Sie bildet einen 
Verzicht des Entlajtenden auf weitere Anjprüche. 

Die Motive Bd. 2 ©. 834 erklären: „Iſt in der erkennbaren Mei: 
nung geleijtet, daß es bei der Leiftung verbleiben jolle, auch wenn die 
Verbindlichkeit nicht beitehen möchte, jo fann wegen des eventuellen Ver: 
zichtes auf den Erjtattungsanfpruch nicht fondiciert werden.“ Gerade 
dies aber ijt die Bedeutung der Entlajtung. 

3. Die bisherige Nechtiprehung hat der Entlaftung injoweit Die 
Wirkung abgejprochen, als es ſich um Dinge handelt, die für den Ent: 
loftenden nicht erfennbar waren. Trotz einer dem Vorjtande einer 
Aftiengejellichaft oder Genoſſenſchaft durch die Generalverfammlung er: 
teilten Decharge können aljo noch Anfprüche geltend gemacht werden, joweit 
fie aus den Worlagen, die der Generalverjammlung oder einer etwa 
niedergejegten Reviſionskommiſſion gemacht wurden, nicht erfennbar waren.? 


—— — — — — 


2) R.G. Bd. 12 S. 77, Bd. 18 S. 51. 
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Dies wird auch insfünftige als Bedingung des in der Entlajtung 
liegenden Verzichtes anzujehen fein. 


841. Vorlegung eines Verzeichniſſes. 

1. Wer Anfpruch auf Herausgabe eines Inbegriffes von Ge: 
genftänden oder auf Erteilung von Auskunft über dejjen Beſtand hat, 
it befugt, vom Berpflichteten Vorlegung eines Berzeichnijjes über 
den Inbegriff zu fordern, 8 260 Abj. 1.1 

a) Dieje Verpflichtung kann mit der Pflicht zur Rechnungslegung 
verbunden ſein. Es ijt dies aber feinesiwegs immer der Fall. Ins— 
bejondere hat der Erbjchaftsbefiger gegenüber dem Erben nur die Ver: 
pflichtung zur Borlegung eines Verzeichnifjes der Nachlaßſachen, die er 
befißt. Zugleich hat er über den Verbleib der Erbichaftsgegenjtände 
Auskunft zu erteilen, $ 2027.? 

b) Es ift nicht notwendig, daß es ſich um eine Sachgejamtheit 
handelt, vielmehr genügt, daß man eine Mehrheit von Sachen aus einem 
Rechtsverhältniſſe beanjprucht. 

ce) Vorausgeſetzt ift, daß der Berechtigte nicht jelbjt die einzelnen 
Gegenstände individuell bezeichnen fann. 

2. Der Anſpruch auf Vorlegung des Verzeichnijjes ijt in der— 
jelben Weiſe geltend zu machen wie der auf Rechnungslegung. ® 

Insbeſondere find auf denſelben die entwicelten Rechtsſätze über 
den Offenbarungseid maßgebend. Derjelbe ift dahin abzulegen, daß der 
Berpflichtete nach beitem Wiſſen und Gewifjen den Beitand jo vollitändig 
angegeben habe, als er dazu im jtande war. 


842. Anſpruch auf Bejihtigung.! 

I. Seine Sachen zu zeigen iſt niemand verpflichtet, auch wenn ein 
anderer ein Intereſſe an deren Einjicht hat, etwa zur Vervolljtändigung 
jeiner wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen Studien. Dies ijt offenbar, 
wenn der Beliger an der Unzugänglichkeit jeiner Sachen ein Interejje 
hat, z.B. zur Wahrung von Fabrifgeheimnifjen. Aber auch dann gilt 
dasjelbe, wenn ihm die Befichtigung zweifelsohne unschädlich wäre. 
Denn man hat jeine Habe für fich und darf für fich jein und bleiben. 


1) E.I 8777; Mot. Bd.2 ©. 894. 

2) VBgl. R.G. Bd. 14 ©. 208. 

3) Oben S. 88 fi. 

1) Demelius, Die Erhibitiongpflicht 1872; Windicheid, Band. Bd.2 3474, 
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Der Grundjat wurde in Rom durch die a. ad exhibendum in 
Fällen ducchbrochen, in welchen die Verwirklichung von Rechten 
an Sachen ohne deren Befichtigung nicht Leicht zu erreichen war. Das 
allgemeine Interejie, daß Nechte verwirklicht werden fünnen, ſoll injo- 
weit Durch die private Abjchliegung nicht leiden. 

II. Hierauf beruhen SS 809—811.?-3 

1. Wer gegen den Befiger einer Sache einen Anjpruch in Anſehung 
derjelben hat oder fich Gewißheit verjchaffen will, ob er einen jolchen 
hat, it, wenn dies für ıhn von Interefje iſt, befugt, Vorlegung zur 
Belichtigung der Sache oder Berjtattung ihrer Befichtigung zu ver: 
langen. 

a) Dies bezieht fich auf bewegliche wie unbewegliche Sachen. * 

b) Der Anjpruch geht gegen den Befiter nicht bloß den unmittel- 
baren, jondern im Falle eines Interefjes auch den mittelbaren. 

c) Der Anjpruch kann ein dinglicher oder ein perjönlicher jein. Im 
Falle eines alternativen Anfpruches kann die Bejichtigung zum Zwecke 
der Wahl verlangt werden.d- 6 

d) Das Intereſſe, am welches ſich der Befichtigungsanjpruch knüpft, 
ift im Zweifel durch Thatjachen darzuthun, aus denen fich ergiebt, dat 
Kläger eidlich und ernitlich das Beitehen eines Anfpruches bezüglich der 
Sache behauptet. 

2. Wer eim rechtliches Intereſſe daran hat, eine in fremdem Beſitze 
befindliche Urkunde einzujehen, kann von dem Beſitzer die Geftattung der 


2) E.1 8774ff.; Mot. Bd.2 ©.889; Brot. 3117. 

3) Die neueren Geſetzbücher, A.L.R., code civil und andere haben die a. ad 
exhibendum nicht übernomnten. 

4) Man verlangt z. B. Verſtattung der — eines Waldes wegen einer 
a re um zu ermitteln, ob ein zur Ausübung der Sewitut erforderlidyer 
Holzbeitand vorhanden iſt. Vgl. Seuffert Archiv Bd. 16 n. 48. 

5) Windſcheid Band. Bd.2 8474 Anm. 9, 

6) Es kann vorlommen, daß der Eigentümer eines Manuffriptes das Eigentum 
an demjelben verliert, z. B. weil es ein anderer gutgläubig vom Nichteigentümer 
erwirbt, 8$ 932, 935 Abſ. 2, und daß ihm das Urheberrecht verbleibt. Kann er dann 
vom jegigen Eigentümer und Bejiger Vorlegung des Manuffriptes zur Befihtigung 
und behufs Nehmens eine Abichrift verlangen, um in die Lage zu kommen, jein 
Bert zu veröffentliden? Man kann einmwenden, dab im $809 an diejen Fall nicht 
gedacht ift und dab das Urheberrecht Fein Anſpruch „in Anjehung der Sache“ ijt. 
Dennoch iſt die Frage zu bejahen. Es iſt 8819 entiprechend anzumenden, denn der 
Sag des A.L.R. wen die Gejege ein Recht geben, dem geben fie auch die Mittel 
der Verwirklichung muß aud insfünftige gelten, wenn er auch nicht pofitiv im B. G. B. 
auögeiprochen ijt. Er ergiebt fih aus dem Wejen der Sade. Auf diefem Gedanten 
beruht 8867, wonadh man eine Sadje, die auf das Grundſtück eines Dritten gelangt 
ift, dort wegzunehmen befugt ijt; wenn Entjtehung eines Schadens zu bejorgen it, 
gegen Sicherheit. Entiprechend ijt unjer Fall zu behandeln. 
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Einficht verlangen, wenn es jich um eine jogenannte gemeinjchaftliche 
Urkunde handelt. Hierzu gehört nach S 810 

a) daß die Urkunde im Interefie des die Einficht Verlangenden 
errichtet it, oder 

b) daß jie ein zwiſchen ihm und einem anderen beitehendes Nechts- 
verhältnis beurfundet,? oder 

c) dat diejelbe Verhandlungen über ein Nechtsgeichäft enthält, die 
zwiichen ihm umd einem anderen oder zwiichen einem von beiden und 
einem gemeinjchaftlichen Vermittler gepflogen wurden. ® 


III. Die Borlegung hat zu geichehen, wo fich die vorzulegende 
Sache befindet. Aus wichtigen Gründen kann die Vorlegung an 
anderem Orte beanjprucht werden, $ 811 Abi. 1. 

Wer die Vorlegung verlangt, hat deren Gefahr und Koſten zu 
tragen, auf Anforderu jogar die Kojten vorzujchtegen und wegen der 
Gefahr Sicherheit zu leiſten, $ 811 Abi. 2. 


IV. Die Belichtigung durch Dritte, insbeſondere Sachverſtändige, 
fann in der Regel beaniprucht werden. Prüfung und Unterjuchung, 
welche die Subjtanz angreift, muß der Beliger nicht dulden. 

Ob das Nehmen von Abjchriften vorzulegender Urkunden zu ge 
Itatten iſt, hat in Streitfällen richterliches Ermejjen zu enticheiden. 

V. Wer auf Berjtattung der Einfichtnahme rechtskräftig verurteilt, 
diejelbe gleichtvohl verweigert, fann nah C. P. O. $ 888 zu derjelben 
durch Haft und Gelditrafe gezwungen und eventuell in Gemäßheit von 
B. G. B. $ 283 jchadenserjaßpflichtig werden. 

Wegnahme durch den Gerichtsvollzieher zum Zwecke der Einficht: 
nahme iſt aber nicht zuläflig; auch ein Offenbarungseid kann nicht ver- 
langt werden. !0 





7) Demelius, Erhibitionspfliht S. 163. 


3) Geichäjtsbücher eines Kaufmannes, welche als Ganzes zu behandeln find, 
können nicht als gemeinfchaftliche Urkunde in Frage fommen, wenn in den Bücern 
auch Aufzeichnungen enthalten jind, die den Geſchäftsabſchluß mit dem Gegenfontra= 
benten betreffen. Gruchot Bd. 30 S. 438. 


9) Beſondere Vorſchriften über Urkundenedition beſtehen neben der allgemeinen 
Norm beiſpielsweiſe nah B.G.B. 8 716. Bgl. auch $ 444. 


10) Prozeſſuale Editionspflicht iſt unabhängig von den Vorausſetzungen der in 
den 8800—s811 B. G. B. geregelten Editionspflicht, dgl. R.G. Bd. 20 S. 6. — Val. 
aud Jur. Woch. 1597 ©. 166 n.4 u. 1897 S. 628 n. 2. 
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Achtes Kapitel. 
Wahlobligationen.! 
843. Natur der Wahlobligationen. 

1. Bahlobligationen — alternative Obligationen — verbinden 
den Schuldner zu mehreren Leijtungen in der Weiſe, daß nur 
die eine oder die andere zu bewirken ilt, B.G.8. $ 262.2 Den 
Gegenjag bilden die jog. einfachen Obligationen. 

Es können derart nicht bloß zwei, jondern auch mehrere Leijtungen 
geichuldet werden. Dies ijt entjprechend zu behandeln. 

Die Alternativobligation fann durch Rechtsgejchäft begründet werden, 
3.8. es läßt fich jemand einen von den Hunden verjprechen, welche 
eine trächtige Hündin werfen wird. Alternative Bertragsjchulden find 
indejjen im großen Gejchäftsverfehre jelten, Vermächtniſſe, $ 2154, find 
häufiger, z. B. &. joll aus den Möbeln des Grblajjerd eine Anzahl 
überlajjen werden. Am wichtigiten find die Alternativobligationen, welche 
unmittelbar aus dem Geſetze entjpringen. 

Alternativ find Obligationen nicht, bei denen eine Leiltung ge— 
ichuldet wird, deren Modalitäten aber alternativ find. Sie find den 
Alternativobligationen ähnlich. Darüber unten. 

2. Die Borjchriften des B. G. B. über Alternativobligationen lehnen 
jih an das römische Recht an, welches das in Rom häufigere Inititut 
eingehend regelte. 

3. Die Alternativobligation iſt eine Obligation mit mehreren 
Leiftungen. Sie ijt als jolche nicht bedingt,® läßt aber bezüglich des 
Gegenſtandes einen Spielraum. Beide Leiltungen find — alternativ — 
Schuldgegenitand. Iſt ein Gegenjtand gewählt, jo gilt er als von 
Anfang an allein gejchuldet, B.©.8.$ 263 Abſ. 2. 

4. Die Alternativobligation kann darüber bejtimmen, wen die Wahl 
zuiteht, im welcher Form fie zu erklären, innerhalb welcher Zeit fie 
auszuüben iſt. Nicht ausdrüdlich mul dies gejchehen, oft ergeben e3 
die Umſtände. 


— „Euhlenbed, Bon den Pandekten zum B. G. B. ©.25; Dernburg, Band. 
.2 827. 

2) Bol. zu 8262 bis 265 E.I 207f.; Mot. Bd.2 ©. 6. 

3) Andere nehmen zwei in einem gegenjäglihen Bedingungsverhältnifie ftehende 
Obligationen an; Pescatore, Alternative Obligation 1880. Bernftein, Alternativer Wille, 
ftellt die Frage fo, ob „ſuſpenſive“ oder „rejolutive Pendenz“ jtattfinde, ob es alio 
ungewiß jei, welcher Gegenitand Objelt der Obligation werde oder welcher Objekt 
derielben bleibe. Seine diefer Alternativen ift zutreffend. 


Dernburg, Bürger. Recht. II. 1. 7 
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Iſt aber nichts bejtimmt, jo hat der Schuldner die Wahl, und 
zwar ohne feſte Zeitgrenze, $ 262. Dies gilt auch für alternative 
Bermächtnifje.5- © 

5. Die Wahl kann einem Dritten vorbehalten fein. Hierfür iſt 
B. G. B. g 317 ff. maßgebend. 

Demnach iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Dritte nach billigem 
Ermeſſen entſcheiden ſoll. Im Falle der Verzögerung oder offenbarer 
Unbilligfeit kann richterliches Urteil eintreten. Das Geſchäft ift aljo 
unbedingt. Soll der Dritte aber nad) freiem Belieben entjcheiden, jo 
wird das Gejchäft unwirkſam, wenn er nichts bejtimmt, das Gejchäft 
iſt bedingt.? 

6. Das Necht zur Wahl durch Schuldner oder Gläubiger iſt im 
Zweifel nicht perjönlich. Es geht alfo auf deren Erben und auf deren 
Sondernachfolger über. 

Die Wahl fann in der Regel durch Bevollmächtigte und gejeliche 
Bertreter der Wahlberechtigten ausgeübt werben. 

7. Die einfeitige Erflärung des Schuldners, eines Der 
Schuldgegenftände leilten zu wollen, hatte in Nom feine verbindliche 
Kraft,3 weil der urjprüngliche Vertrag der Abänderung durch ein: 
jeitige Erflärung eines Beteiligten als entzogen galt. 

Anders nach heutiger Rechtsauffaffung und dem B.G.B. $ 263 Ab}. 1. 

Hiernach gejchieht die Wahl durch Erklärung des Wahlbered: 
tigten an den anderen Teil. Diejelbe bildet alfo ein einjeitiges 
empfangbedürftiges Nechtsgeichäft.? 


4) 1.138 D.de V. 0.45,1 und alle neueren Gejeßgebungen. 

5) Kuhlenbeck S.25. Anders $22 J. de legat. II, 20, 

6) Nach römischen Rechte hatte auch bei alternativen Käufen der Verkäufer, 
als der Schuldner der Kauffachen die Wahl, 1.34 $6 D. de contr. empt. 18,1. Nach 
A.L. R. 1, 11 838 war das Gegenteil anzunehmen. In der That wird es oft bei 
Käufen dem Berfäufer mehr darauf anfommen, daß als was er verfauft, wenn 
der Käufer noch ſchwankt. Dann wird der Käufer die Wahl haben. Doch müſſen 
dies die bejonderen Umstände gegenüber $ 262 ergeben. 

7) Näheres unten. 

8) 1.2 $1 D.de V.0.45,1; über das gemeine Recht fiehe Demburg, Pand. 
Bd.2 827 Anm. 8. 

9) Die Wahl liegt Schon darin, daß der wahlberechtigte Schuldner eine der 
Leiftungen, wenn auch nur teilweife vornimmt, und daß der wahlberechtigte Gläu— 
biger eine derjelben annimmt, vorausgejept, dak man in Kenntnis des Wahlrechtes 
handelte. Unter der gleihen Vorausſetzung liegt die Wahl in gerichtlichen Schritten 
des wahlberechtigten Gläubigers, wodurd er jenen Anſpruch PR eine der Leijtungen 
verfolgt. 
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8. Die einmal dem anderen Teile zugefommene Erklärung iſt in 
der Regel unwiderruflich. 

9. Sind mehrere wahlberechtigte Schuldner oder Gläubiger vor: 
handen, jo iſt die Wahl, joweit das Schuldverhältnis nicht anderes 
beitimmt, erjt durch übereinjtimmende Erklärung der Wahlberechtigten 
vollzogen. Bejteht der Gegenteil aus mehreren, jo iſt in der Regel 
erfordert, da& die Erflärung allen zugefommen ijt.1 

10. Nach bisherigem Rechte war bejtritten, welchen Einfluß der 
Verzug des Wahlberechtigten auf das Wahlrecht Habe. Das B. G. B. 
regelt die Frage im $ 264. 

a) Semeinrechtlich verlor der Schuldner noch nicht durch Verzug 
das Hecht, ſich zwilchen den Schuldgegenftänden zu entjcheiden. Ver 
Gläubiger hatte hiernacd alternativ zu klagen, das Urteil alternativ zu 
verurteilen. Blieb aber auch das Urteil erfolglos, jo durfte der Gläu- 
biger jeinerjeit3 wählen. t! 

Das B.G.B.$ 264 Abi. 1, jich im allgemeinen anjchliegend, geht 
in der Konſequenz noch weiter. Gntjcheidet ſich der wahlberechtigte 
Schuldner nicht vor dem Beginne der Zwangsvollitredung, jo kann 
zwar der Gläubiger die Zwangsvollitredung nach jeiner Wahl auf die 
eine oder Die andere Leitung richten, der Schuldner fann jich aber immer 
noch, jolange nicht der Gläubiger eine der gewählten Leiltungen ganz 
oder teilweije empfangen hat, durch eine der übrigen Leiltungen von 
jeiner Verbindlichkeit befreien.1? Die bloße Erklärung des Schuldners, 
den anderen Gegenjtand liefern zu wollen, hat gleiche Wirkung nicht. 

Die Wegnahme durch den Gerichtsvollzieher gilt als Empfang 
durch den Gläubiger, C. P.O. 88 253, 815, 819.13 

Der Schuldner Hat zu beweijen, daß er die Wahl vor Beginn der 
Zwangsvollitrefung vorgenommen hat, wenn er der vom Gläubiger auf 
einen der geſchuldeten Gegenjtände gerichteten Zwangsvollſtreckung wider: 
ſpricht. Die entgegengejette Verteilung der Beweislaft wäre höchſt un: 
zweckmäßig und kann nicht als vom Gejeße gewollt erachtet werden. ! 


10) Planck ©. 35. 

11) R. G. Bd. 12 ©. 186. 

12) Alſo nicht mehr alternative Schuld, jondern bloße Ermädjtigung des Schuld: 
ned. Stammler ©. 138. 

13) R.®. Bd. 15 ©. 396. 

14) So aud Pland S.36. Er führt aus, en an und für ſich jei aus der 
Faſſung des $ 264 Abf. 1 nad) der Regel des B.G.B. zu folgern, daß dem Gläubiger 
der Beweis obliege, daß der Schuldner noch nicht gewählt habe, da8 B. G. B. habe aber 
feine Regel von der Markierung der Verteilung der Beweislajt durch jeine Faſſung 

7* 
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b) Steht dem Gläubiger das Recht der Wahl zu, und gerät er 
damit in Verzug, jo nahmen einzelne an, daß fich ein Übergang des 
Wahlrechtes hieran knüpfe. Die herrjchende Anficht aber konnte fich 
hiermit nicht befreunden. 15 

Das B.G.B. hat folgende Beitimmungen getroffen: 

a) Der Schuldner kann Durch die Aufforderung, die Wahl vorzu- 
nehmen, den Gläubiger in Verzug jeten,1° vgl. $ 295 Sat 2. 

b) Sit der Gläubiger in Verzug, jo fann ihn der Schuldner unter 
Beitimmung einer angemefjenen Frift zur Vornahme der Wahl auf- 
fordern. 17 

Die Verbindung mit dem At, welcher den Gläubiger in Verzug 
jet, wäre wohl natürlich und zweckmäßig. Nach der Faſſung des 
Geſetzes ijt fie aber bedenklich. 18 

c) Das Wahlrecht geht auf den Schuldner über, wenn der Gläu- 
biger die Wahl nicht friſtgemäß vornimmt. 1? 

11. Hat der wahlberechtigte Schuldner einen der alternativ geſchul— 
deten Gegenjtände in der irrigen Meinung geleijtet, denjelben allein 
zu ſchulden, jo faun er ihn zurücfordern, denn die Obligation, welche 
er tilgen wollte, war eine andere, als die wirklich bejtehende.?° Aber 
er muß Dagegen den Gegenitand, für deſſen Leiftung er ich nunmehr 
enticheidet, anbieten. Dies entjpricht Treu und Glauben. 

Weiter it anzunehmen, daß der wahlberechtigte Schuldner, welcher 
in dem irrigen Glauben, beide Gegenſtände zu jchulden, beide 
feiftete, dasjenige zurüdfordern fan, was ihm beliebt. Denn fein 
Wahlrecht iſt noch nicht aufgezehrt.?! 


in ſolchen Fällen nicht jtreng beobachtet, „in welchen der Konditionaljaß voran: 
gejtellt wird“! 

. 15) R.®. 385.30 S. 99 und dort ee gegen Dernburg Band. Bd.2 827 
Anm. 18. Kohler in jeinem Arhiv Bd.13 ©. 

16) Der Schuldner wird der Regel se — Gläubiger dadurch in Verzug 
ſetzen, daß er ihm die Sachen alternativ anbietet, 88 294, 295. 

17) Für den Fall, daß die Aufforderung untyunfid) ijt, ift nichts beftimmt, 
vgl. Kohler in feinem Ardhiv ©.185. Man mu annehmen, dab, wenn die Un— 
thunlichkeit fejtgejtellt und daraufhin eine für die Wahl angemefjene Zeit verfloſſen 
it, das Wahlrecht entiprechend dem 8 264 Abſ. 2 auf den Schuldner übergeht. 

15) Hierfür Coſack, B.R. Bd.1 ©. 2924. Gegen Coſack Planck ©. 36. 

19) Der Släubiger, welcher das Wahlrecht hat, kann nicht alternativ — 
Die Wahl iſt Vorausſetzung ſeiner Klage. Jur. Woch. 1896 ©. 655 n.7, vgl. J.7 
88, 1.132 pr. D. de V. O. 45, Kuhlenbeck ©. 26. 

20) 1.32 83 D. de eond. indebiti 12, 6. 

21) Über de röntiiche Anficht fiche 1. 10 C. de cond. indebiti 4, 5; Demburg 
Pand. Bd.2 $ 141. 


844. Unmöglichkeit der einen der Leiftungen. 101 


844. Unmöglichkeit der einen der Leiftungen.! 

1. War die eine der Leiftungen, auf welche der Vertrag alternativ 
gerichtet war, von vornherein unmöglich, jo gilt die Schuld bezüglich 
der anderen als rechtsbejtändig, $ 265. Sie iſt alfo eine einfache. 3 

Immerhin iſt der Teil, welcher die Unmöglichkeit beim Vertrags— 
ihluß fannte oder fennen mußte, dem Teile, welcher fie nicht fannte 
oder fennen mußte, zum Erſatze des negativen Intereſſes verpflichtet, 
$ 307 Ab. 2 letter Sapteil. 

Entjprechendes ijt anzunehmen, wenn das Verjprechen der einen 
Leiſtung wegen Unfittlichfeit nichtig it; es jet denn, daß die Unfitt- 
lichkeit des einen Verſprechens dem ganzen Gejchäfte den Makel der 
Unfittlichfeit aufprägt, 3. B. &. verjpricht Gejchäftsgeheimnifje jeines 
Dienjtherrn dem A. zu verraten oder diefem 1000 Mark zu zahlen. 

Nicht anders ijt der Fall zu behandeln, wenn ein zwingendes 
geiegliches Gebot durch die Aiternativobligation umgangen werden 
jol, z. B. N. verjpricht dem A. mündlich die Auflaffung eines Grund: 
jtüdes — vgl. B. G. B. $ 313 — oder 1000 Marf. 

2. Nach römiſchem Nechte wurde die alternative Obligation nach— 
träglich zur einfachen, wenn eine der beiden alternativen Leijtungen 
nach Begründung der Obligation unmöglich wurde.* Dagegen fonnte 
nah A.L. R. I, 11 $ 335. der Wahlberechtigte in diefem Falle vom 
Geichäfte zurücdtreten, weil die Wahl als dem Gejchäfte wejentlich 
galt. Er konnte ſich aber auch für die übrigbleibende Leiſtung enticheiden. 

Das B.G.B.$ 265 folgt dem römischen Rechte. Wird aljo nach 
Entjtehung des Schuldverhältnifjes eine der Leiltungen unmöglich, jo 
erhält jich die Schuld und bejchränft ſich auf die andere Leitung. 

Dies gilt aber jchlechthin nur, wenn die Unmöglichfeit von feinem 
Teile zu vertreten ijt. Hiernach ergeben jich folgende Süße: 

a) Hat der wahlberechtigte Teil jeinerjeitS die Unmöglichkeit der 
einen Leijtung zu vertreten,5 jo fonzentriert fich die Schuld auf die 
andere Leiltung. 


1) —— sr. Bimmern im Ardiv für civ. Praxis Bd. 1 ©. 23; 
Fuchs dajelbit Bd. 34 ©. 2 
2) So aud |. 2°) Ye V. 0. 45,1. 

3) 3.8. jemand verpflichtet — einem anderen unwiderruflich eine Prokura 
zu beſtellen oder ihn als Teilhaber in das Geſchäft aufzunehmen. Die eritere 
Alternative iſt unzuläffig, vgl. R.®. Bd.27 ©. 37, 9.0.8. $52, die zweite Alter: 
native — wirkſam. 

4) 1.34 $6 D. de contr. empt. 18,1; Dernburg, Pand. Bd.2 827 Ziff. 1°. 

5) Die Fälle der Vertretungspflicht werden mehrfach an anderem Orte erörtert. 
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b) Dagegen erhält jich das Wahlrecht, wenn dem einen Teile das 
Wahlrecht zujteht, der andere den Untergang zu vertreten hat. 
Wählt der Wahlberechtigte die unmögliche Leiltung, jo hat die Ber: 
tretung jo zu gejchehen, wie wenn die unmöglich gewordene Leijtung 
bon vornherein den alleinigen Gegenstand des Vertrages gebildet hätte. 


845. Den Wahlobligationen verwandte Schuldverhältnifie. 

I. Häufig hat die Obligation zwar nur einen Schuldgegen- 
itand, aber die Modalitäten der Leijtung hängen noch von der Beitim- 
mung des Gläubigerd oder auch des Schuldner oder möglicherweile 
eines Dritten ab. 

1. Es gehört hierher der jog. Kauf mit Specififation.! Dabei 
hat der Käufer eines Warenquantums die Dimenfionen oder Formen zu 
bejtimmen, in denen die Waren geliefert werden, z. B. Flach-, Rund- 
und Duadrateifen oder Nageleifen. Meift wird ein jog. Grundpreis 
gejeßt, zu dem je nach der vom Käufer vollzogenen Auswahl ein }og. 
Überpreis, in der Negel nach einer im voraus feſtgeſtellten Überpreis- 
ſtala, Hinzutritt. Dft wird für die Specififation eine Friſt geitellt. 


Der Sperififationstauf it Gattungsfauf, bei welchem zwar der 
Schuldner — der Verkäufer — das Necht der Individualifierung hat; 
aber die Art, wie dies gefchehen muß, hat der Gläubiger — der Käufer — 
vorzufchreiben. Dies giebt dem Gejchäfte wirtjchaftlich, bis zu einem 
gewiſſen Grade auch rechtlich Verwandtſchaft mit einer Alternativobligation, 
bet welcher der Gläubiger die Wahl hat. 

Nach Früberem Nechte war es ftreitig, welche Wirkung eintrete, 
wenn der Käufer mit der Specififation in Verzug gerät.? 

a) Nach 9.G.B.$ 375 gilt der Käufer als verpflichtet, die vor- 
behaltenen Bejtimmungen zu treffen, kann aljo hierzu verurteilt und 
nah E.P.D.$ 888 zur Beſtimmung gezwungen werden. Dies führt 
aber zu weitläufigen Proceduren. ® 

b) Wichtiger iſt daher die Vorfchrift, daß der Verfäufer feinerjeits 
die Beitimmung treffen darf, jo daß er diefelbe aber dem Käufer 


1) Dertmann im Ardiv f. civ. Br. Bd. 55 ©. 202; ia Abhandlungen 1877 
&.132— 148; Marcus in Bl. f. Nechtöpflege 1897 ©.4. 


2) R.®. Bd. 37 S. 25, Bd. 30 ©. 97 (gem. R.), Bd. 29 5.18, Bd. 26 ©. 213, 
Bd.14 ©. 243; R.D.9.0.Bd.4 S. 142, Bd. 14 ©. 41, Bd.15 ©. 146. 


3) Vgl. hierüber Kohler in jeinem Archiv Bd. 13 ©. 188. 
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mitteilen und ihm eine angemejjene Friſt zu anderweiter Bejtimmung 
jegen muß. 

Der Berfäufer fann ferner gemäß B. G. B. 8 326 Schadenserjag 
wegen Nichterfüllung fordern oder vom Verkaufe zurüdtreten. 

Behufs Feitjegung des Schadenserjaganjpruches hat er das Recht 
des Selbjthilferverfaufes mit dem Nechte der Specififation für den Er- 
jteher, 9.6.8. 88 373, 376. 

2. Es fommt ferner vor, daß der Berfäufer nach Bejtimmung des 
Käufers an den einen oder den anderen Ort zu liefern hat. 


Gerät dann der Käufer in Verzug mit der Beitimmung des Ab- 
fieferungsortes, jo werden die Vorjchriften des H. G. B. $ 375 ent- 
iprechend anzuwenden jein. Falls bei einem nad) B. G. B. zu beur: 
teilenden Gejchäfte mehrere Erfüllungsorte vereinbart find, werden Die 
SS 32655. B. G. B. entjprechend zur Anwendung kommen. 


II. Verwandt mit der Alternativobligation ijt ferner der Fall, in 
welchem einzelne Stüde aus einer bejtimmten Majje zu liefern 
oder auszumählen jind, z.B. einzelne Hammel aus einer Hammelherde. 
Schon früher wurde hervorgehoben, daß ſolche Gejchäfte regelrecht keines— 
wegs Gattungsobligationen bilden. * 

In der Regel hat der Schuldner bei jolchen Schuldverhältnijien 
die Wahl. Auch dem Gläubiger kann diejelbe eingeräumt werden. Für 
den Tall des Verzuges reicht B. G. B. $ 326 aus. 


III. Mit Wahlobligationen nach dem Zwede verwandt, aber von 
anderer rechtlicher Gejtaltung find Schuldverhältnijje, in denen fich der 
Schuldner von jeiner Berpflichtung zu einer Leijtung durch Angebot 
eines anderen Gegenjtandes befreien kann, jog. alternative Ermäd): 
tigung des Schuldnerg.5-$ 

Solche Obligationen find einfache. Geht das Schuldobjeft unter, 
jo erlöjchen jie. 


4) Bal. oben $11 ©. 27. 
5) Regelöberger in Iherings Jahıb. Bd.16 n. 3. 


6) Ein Beijpiel für die facultas alternativa enthält $ 2329 Abj.2 B. G. B. 
Hiernach kann der im Pflichtteile verlegte Pflichtteiläberechtigte von dem vom Erb» 
laſſer Beichenkten die Herausgabe des Gejcentes verlangen, 8$ 2325, 2329. Der 

Beichentte aber hat die Befugnis, die Herausgabe durch ahlung des am Pflichtteile 
fehlenden Betrages abzutreten, $ 2329 Abſ. 2. Entjprechendes Ar bei der Schenkung 
bezüglich der Rüdforderung des verarmten Schenkers, 9528 3.6.8. 





104 Einheitliche und verbundene, teilbare und unteilbare Leiftungen. 


Neuntes Kapitel. 


Einheitlidde und verbundene, teilbare und unteilbare Zeitungen. 
Zeitung durd Dritte. 


846. Einheitliche und verbundene Obligationen. 


1. Nicht jelten ift zweifelhaft, ob aus einem Bertrage eine ein- 
heitlihe DObligation hervorgeht, oder ob mehrere Obligationen 
in demjelben zujammengefaßt find. Es fauft 3. B. jemand ein Haus 
und einen Bauplag, oder eine Anzahl ungleichartiger Quantitäten, etwa 
100 Gentner Kaffee und 50 Centner Tabak, oder auch gleichartige Quan— 
titäten, 3.8. eine Anzahl von Lowries Kohlen je wöchentlich zu liefern. 
Grundfäglich beitimmt über die Einheit des Schuldgegenitandes, damit 
auch über die Einheit der Obligation der Wille derjenigen, welche Die 
Obligation begründeten. Praktiſch ijt aljo die Entjcheidung Frage der 
Auslegung des Schuldvertrages. ! 


2. Ohne weiteres iſt anzunehmen, daß eine durch eine Zahl be- 
zeichnete Summe gleichartiger, gleichzeitig, unter gleichen Bedingungen 
zu liefernder Objekte einen einzigen Schuldgegenstand bildet, mag es fich 
um vertretbare oder nichtvertretbare Sachen handeln.? In Zweitelsfällen 
aber wird man zurüdzugehen haben auf die Umftände des Vertrags— 
jchlufjes und jelbjt auf dejjen erfennbare Beweggründe Die Einheit 
des Preijes iſt nicht entjcheidend. Es fommt vor, daß mehrere Gegen: 
jtände durch denjelben Vertrag für einen Preis verfauft werden, welcher 
der Kürze wegen jtatt der Einzelpreife ausgeworfen wurde, und daß 
doch der Berfauf der einzelnen Gegenjtände in der Borjtellung und 
Willensmeinung der Vertragichliegenden etwas Getrenntes war. Immer— 
Hin kann die Einheit des Preiſes unter Umſtänden ein unterftüender 


1) Die Neueren haben fich mit der Frage wenig beſchäftigt. Vgl. jedoch Wind- 
icheid, Pand. Bd.2 8252 unter 3. Die römijchen Entiheidungen bezüglich der Sti- 
pulation find nur zum Teil ald maßgebend anzufehen. Vgl. 1.29 pr.1.75 89, 1.86, 
1.140 pr. $1 D. de V. O. 45,1. 


2) 1.29 pr.D.de V.O.45,1: tot esse stipulationes quot summae ..... per 
singulos denarios singulas esse stipulationes, absurdum est. Das Verſprechen einer 
Summe in Raten zahlbar eracdhtete Paulus als — Obligationen begründend, 
doch war die Sache ſtreitig, 1.140 $1 D.de V.0.45,1. Das R.O. H. G. ſah 
Bd. 13 S. 104 den Verkauf von 125 Oxhoft Startoffel- Spiritus für 31 Thaler 
ä 14440 Quart, lieferbar in fünf Monatsraten von Januar bis Mai 1872, als ein 
Geihäft an. Kapital und Zinſen find verbundene Obligationen, 1.7589 D. de 
v.0.45,1. gl. nod 1.16 $1 D.eod., 1.35 $7 de m. c. don. 39,6. 
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Umjtand für die Annahme der Einheit der Obligation jein.® Vgl. 
B.G. B. 8 469. 

3. Eine wichtige Folge der Einheit der Obligation liegt darin, 
daß der Schuldner ſich nicht durch Angebot einiger der im Vertrage 
bezeichneten Gegenſtände bezüglich ihrer befreien kann, B. G. B. 8 266, 
während dies thunlich iſt, wenn es ſich um mehrere in derſelben Ver— 
tragsurkunde zuſammengefaßte Geſchäfte handelte.“ 


847. Teilbare und unteilbare Obligationen.“ 

I. Die einheitliche Obligation kann teilbar ſein, fie kann auch die 
Eigenſchaft der Unteilbarfeit haben. 

Nicht das iſt der Sinn der Unterjcheidung, ob regelmäßig eine 
ſolche DObligation gegen den Willen des Gläubigers teilweije erfüllt 
werden kann. Dies ijt unjtatthaft, B. G. B. 5 266. Vielmehr fragt e8 
jich, ob durch bejondere rechtliche Ereignifje eine Teilung eintreten 
fann. Teilbar find aljo Obligationen, welche der Teilung fähig find, 
unteilbar diejenigen, welche eine Teilung jchlechthin nicht zulajjen. Zu 
jenen Ereignijjen gehört auch nad) B. G. B. der Fall der Beerbung von 
Gläubiger oder Schuldner durch mehrere Erben. Denn wenn aud) nac) 
$ 2032 und 8 2058 der römijche Saß nicht gilt, wonach nomina ipso 
jure inter heredes sunt divisa, vielmehr Forderungen und Schulden 
zunächtt ungeteilt der Erbmajje zugehören, jo werden doch Nachlaß: 
verbindlichkeiten, wenn fie überhaupt teilbar find, unter beitimmten 
Vorausjegungen nach der Teilung des Nachlajjes gemäß SS 2060 und 
2061 unter die Erben geteilt, was bei den unteilbaren natürlich nicht 
der Fall ift. 

II. Welche Obligationen als teilbare anzuſehen find, darüber jpricht 
ſich das B.G.B. nicht aus.? Es iſt Sache der Wiſſenſchaft, dies zu 
beitimmen. Hiernach find Obligationen teilbar, wenn der vom Gläu— 


3) Bgl. R.O. H. G. Bd.2 ©. 204; R.G. Bd. 6 S. 268; Bolze Bd.15 n. 258; 
R.G. BD. > ©. 106, Bd. 32 ©. 320; Gruchot Bd. 38 S. 995. — Jur. Monatsichr. 
f. Poſen, Oſt- u. Weſipr 1898 S. 172 u. ©. 68. 

4) Die Frage, ob ein Geſchäft oder ob verbundene Geichäfte, macht ſich auch 
bei der Dfferte geltend. Es beitellt 3.8. A. in demjelben Schreiben Uuantitäten 
Kaffee und Duantitäten Tabak. Es Fragt jih dann, ob durch die Annahme der 
Offerte bezüglich eines Gegenſtandes hinſichtlich dieſes ein Geſchüft au Done gefommen 
it, R.O. H. G. Bd. 16 ©.155; R. G. Juftizminifterialbl. 1884 ©. 220 

1) Gemeinrechtliche Bearbeitungen find Ubbelohde, Die — von den unteil— 
baren Obligationen 1862; Savigny, Obligationen Bd.1 $ 2 Ye VBangerow Bd. 3 
$567 Anm. 2; Windſcheid $ 253; Dernburg, Band. Bd.2 824 

2) Motive Bd.2 ©. 173. 
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biger mit ihnen verfolgte Zwed durch teilweije Erfüllung 
teilweife und verhältnismäßig erreicht wird; wo bie teilweile 
Erfüllung entweder ganz undenkbar oder wertlos ilt, oder wenigjtens 
einen verhältnismäßigen Wert für den Gläubiger nicht hat, da iſt 
die Forderung unteilbar.® Im einzelnen unterjcheidet man gewöhnlich 
Obligationen auf Geben und auf Thun. 

1. Die Römer jahen Obligationen, welche auf ein Geben — 
dare — einer Sache gerichtet find, regelrecht als teilbar an. Dies 
iſt da begründet, wo Quantitäten gejchuldet werden, bei welchen eine 
Teilung nad) der Zahl möglich iſt.“ Wem aber ein einzelnes Indivi— 
duum, 3.8. ein Haus, ein Rittergut, ein Pferd, eine Aktie“ — jet es 
ipeziell, jet e8 generijch — gejchuldet ift, erhält den verhältnismäßigen 
Wert des Ganzen nicht, wenn ihm ein ideeller Teil geleijtet wird. ® 
Wir nehmen daher für die Regel Unteilbarkeit an. Wurde aber von 
vornherein nur der ideelle Teil einer Sache gejchuldet, 3.3. ein Kur 
alten Rechtes, jo würde eine jolche Obligation allerdings nach ideellen 
Teilen teilbar fein. Dat Obligationen, wodurch dem Gläubiger Die 
Überlajjung einer Grundgerechtigfeit verfprochen wurde, nicht in der 
Weiſe teilbar find, daß fie an einem bloß ideellen Teile der dienenden 
Sache beitellt werden fünnen, iſt jelbjtveritändlich.” Ebenſo jteht e3 mit 
dem Berjprechen anderer untetlbarer Nechte. Unteilbar iſt der Verkauf 
in Pauſch und Bogen. ® 

2, Obligationen auf ein Thun gelten regelmäßig als unteilbar.? 
Dies trifft in der That Häufig zu. Es iſt z.B. unteilbar die Pflicht 
der Rechnungslegung. Die Obligation auf Verfertigen eines Kleidungs- 


3) Nicht formelle Merkmale allein fünnen entjcheiden. Mit Necht erfennt man 
nn an, daß nur die Sache förperlich teilbar im juriftiihen Sinne tft, welche 
unbejchadet ihres Weſens und ihres Wertes — iſt. 

4) 1.2 81. 1.117 D. de V.0.45,1, 1.9 $ı, 1.29 D. de solut. 46, 3 ſind, 
ſoweit es ſich um Quantitäten handelt, auch bei uns maßgebend. 

5) Die Aktien find bekanntlich unteilbar, H.G. B. 83 179 Abſ. 1. 

6) Die römiſche Jurisprudenz hat gleichwohl ſtreng formell bei Stipulationen 
auf dare einer ſpeziellen Sache Teilbarkeit angenommen, jo daß ſich jeder der mehreren 
Erben des Promittenten durch Leiftung eines jog. ideellen Teiles befreien fonnte, 
1.54 pr. D. de V. O. 45,1, 1.9 $1 D. de solut. 46,3. Indeſſen hat die vömijche 
Jurisprudenz dies nur bei Stipulationen auf dare fonjerviert; die Stipulation „fandum 
tradi* erklärt Ulpian für unteilbar, 1.72 pr. D.de V.0.45,1. Pie Anfichten gemein- 
rechtliher Schriftjteller über dieje Stelle find freilich jehr geteilt, und es werden meijt 
gan — Folgerungen aus derſelben gezogen. Vgl. Dernburg, Band. Bd.2 $ 24 
Anm. 3. 

?7)1.2 81, 1.72 pr.D. de V.O.45,1. 

85 R. O. H. G. Bd. 21 ©. 204. 

9) 1.72 pr. D.de V.0.45,1, 1.80 $1 D. de leg. Falc. 35,2. 
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itüdes, eines Möbels, eines Haufes wird gleichfalls als unteilbar anzu- 
jehen jein. Aber auc Obligationen auf ein Thun find teilbar, wenn 
eine teilweife Erfüllung möglich iſt und verhältnigmäßigen Wert hat. 
Es bejteht 3. B. fein Grund, die Obligation, 100 Objtbäume zu pflanzen, 
100 Wagen Chaufieeiteine behufs Heritellung einer Straße zu fahren, 
für unteilbar zu erklären. 10. 11 

3. Verpflichtungen, die auf ein Nichtthun gehen, jind regelmäßig 
unteilbar. 

4. Bei alternativen Obligationen ift die Wahl, mag fie nun dem 
Schuldner oder dem Gläubiger zuitehen, etwas Unteilbared. Sit einmal 
gewählt, jo enticheidet die Natur der nunmehr einfachen Obligation. 1? 


848. Teilleiftungen. 

I. Der Schuldner ijt zu Teilleiftungen nicht befugt, $ 266.1-? 

Der Schuldner iſt aljo troß teilweijen Angebotes wegen des Ganzen 
in Verzug, der Gläubiger fommt troß der Zurückweiſung nicht in Verzug. 
Jedoch iſt zu beachten: 

1. Der Einwand der Chifane nad) $ 226 ift zuläjlig.® 

2. Anderweite Bereinbarungen — bei Begründung der Obligation, 
wie jpäter — ſind zuläffig. 

3. Annahme der Teilfeiftung jteht dem Gläubiger offen und tilgt 
die Schuld teilweije. Unter Umjtänden fanı fie Stundung des Reſtes 
der Schuld in Sich jchliegen,* ohne weiteres ift dies nicht zu unter- 
jtellen. Wegen des Nichtgetilgten bleibt der Schuldner in Verzug. 

4. Klagt der Gläubiger einen Teil ein, jo berechtigt er damit den 
Schuldner, dieſen Teil zu leiften. Ergeht im Prozejje, der über das 
Ganze gerührt wird, ein ZTeilurteil — C. P.O. 8 301 —, jo hat der 
Schuldner Recht und Pflicht, die Urteilsfumme zu leijten und wird bis 
zum geleifteten Betrage befreit. 


10) ne 1.54 $1 D.de V.0.45,1, 1.15 $1 D. de op. libert. 38,1. 

11) Ob die Frachtbeförderung eine quantitativ teilbare Leiftung it, iſt that- 
fähliche Frage. Ebenjo die Frage, ob ein teilweije zurücgelegter Weg eine teilweiſe 
Erfüllung it. Vgl. Strieth. Arch. Bd. 66 ©. 246ff., W.71 ©. 71ff.; R.O. H. G. 
Bd. 4 ©. 178 über zurüdgelegte Teiljtreden. 

12) Über die Rechtslage, wenn mehrere eine unteilbare Leiftung zu fchulden 
und wenn fie mehrere zu fordern haben — B. G. B. 88431 umd 432 — Fee unten. 

1) E.1.8228; Mot. Bd. 2 ©.33; Prot. S. 611. Gewichtige Bedenken erhob 
Brachvogel in Kohlers Archiv Bd.8 ©. 335. 

2) So römiiches Recht; Dernburg, Band. Bd. 2855 Anm. 5; A. L. R. I, 16 857. 

3) Dertmann zu $ 266. 

4) Bgl. A.L. R. I, 16 $58. 
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5. In der Zwangsvollitrefung muß der Pfändungsgläubiger Teil- 
zahlung aus den gepfändeten und veriteigerten Gegenjtänden annehmen, 
der Konfursgläubiger Zahlungen aus der Konkursmaſſe. 

6. Durch Aufrechnung kann teilweife Befriedigung erfolgen, B.G.B. 
$ 389. 

7. Gemäß W.D. Art. 38 muß der Wechjelgläubiger Teilzahlungen 
auf den Wechjel annehmen. 


II. Der Gläubiger jeinerjeit3 kann die ihm zuftchende Forderung 
auch teilweije geltend machen, insbejondere Teile feiner Forderung ein- 
lagen. Er iſt befugt, teilweife zu kündigen, Teilbeträge abzutreten oder 
anderweit darüber zu verfügen. 


849. Leiſtung durch Dritte.! 

I. In der Regel kann nicht bloß der Schuldner erfüllen. Auch 
Dritte find Hierzu befugt, ſelbſt ohne Einwilligung, jowie gegen den 
erklärten Willen des Schuldners, $ 267 Abſ. 1.2 Widerjpricht jedoch 
der Schuldner, jo darf der Gläubiger den Dritten zurüchveiien, $ 267 
Abſ. 2, er kommt alfo dann nicht in Annahmeverzug, vgl. AL.R.I,16$5. 

Der Dritte kann den Gläubiger mit deſſen Einwilligung auch in 
anderer Weiſe als durch Leiftung des Schuldgegenftandes befriedigen, 
3. B. durch Leiftung an Erfüllungsitatt oder durch Verrechnung. 

II. Der Schuldner iſt zur perjönlichen Erfüllung gehalten, 
wenn dieſe feiner Verpflichtung nach der Berfehrsauffafjung ein bejon- 
deres Gepräge giebt, 3. B. bei folchen Dienjten, Werfleiftungen, bei 
welchen perjünliche Eigenfchaften, Zuverläjfigfeit, Treue, Fleiß, Ge- 
Ichieklichkeit, Talent, Auf in das Gewicht fallen. ® 

Auch die Zahlung einer Gelditrafe hat vom Verurteilten jelbit aus: 
zugehen; von einem Dritten muß fie der Fiskus nicht annehmen. Denn 
Strafe hat der Schuldige ſelbſt abzubüßen. Überjendung durch Gehilfen, 
insbejondere die Poſt, iſt Damit nicht ausgeſchloſſen. Daß Dritte, z. B. 


1) DOertmann, Die Zahlung fremder Schulden im Archiv für Eiv. Pr. Bd. 82 
67. 


> 


2) Der Dritte hat gegen den Schuldner Aniprüce auf Erſatz des Ausgelegten 
* unbeauftragter Geſchäftsführung, wenn feine Leiſtung dem wirklichen oder mut- 
maßlichen Willen des Schuldners entiprach oder wenn die Erfüllung im öffentlichen 
Intereſſe lag oder von ihr die Berechtigung einer gejeglichen Unterhaltspflicht abhängig 
war, $5 679, 689. Im Falle der Erfüllung, in der Abficht zu fchenfen, gilt $ 516. 

3) Beim Dienjivertrage, $613, dem Nuftrage, $ 664 Abſ. 1 Sag 1, und ber 
Berwahrung, $691, gilt perjünlice Erfüllung im Zweifel als gewollt. 
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Parteigenojjen, den Verurteilten jchadlos halten, läßt fich nicht ver- 
hindern. * 

III. Die Leiftung durch Dritte bezweckt nicht immer Schuldtilgung, 
nicht jelten joll jie dem Erwerbe der Forderung durch den Er— 
füllenden dienen. Dann gleicht der Vorgang einem Forderungsfaufe, 
ohne doch wahrer Kauf der Forderung zu jein. 5 

Nah A.L.R. 1,16 $46 jollte jogar Erfüllung einer fremden 
Schuld in der Regel ald Erwerb der Forderung ohne Abtretung 
gelten. Soweit ging weder dag römische, noch das franzöfiiche Necht. 
Auh dem B. G. B. ijt ein derartiger Sab fremd. Nur unter bejon- 
deren Vorausſetzungen tritt der Dritte, welcher eine fremde Schuld 
erfüllt, nah B. G. B. an die Stelle des Gläubiger2. 


IV. Bon erheblicher Tragweite ijt das Eintrittsrecht im Falle 
der Zwangsvollſtreckung, welches $ 268 auf Grund eines Bejchluffes 
des Jujtizausjchuffes des Bundesrates anordnet. Befriedigt nämlich ein 
durch eine Zwangsvollitrefung in feinem Rechte oder in jeiner Beſitz— 
jtellung bedrohter Dritter den betreibenden Gläubiger, jo erwirbt er die 
‚sorderung, die er erfüllt. Die Rechtfertigung diefer Vorſchrift liegt im 
allgemeinen Interejje, Härten der Zwangsvollitredkung zu mildern und 
beitehende Rechte möglichit zu erhalten. 

1. Erforderlich ist 

a) daß der Gläubiger begonnen hat,“ die Zwangsvollſtreckung zu 
betreiben und dab diejelbe noch nicht zu Ende geführt iſt; 

b) daß der Gläubiger vollitändig befriedigt wird, jei es durch Er: 
füllung oder Hinterlegung unter Verzicht auf die Rücknahme oder durch 
Aufrechnung mit einer Gegenforderung des Dritten. 

c) Der Dritte hat das Recht des Eintritte® nur dann, wenn er 
Gefahr läuft, duch die Zwangsvollitredung ein Necht an dem Gegen: 
itande derjelben zu verlieren. Er muß aljo ein dingliches Recht an 


4) In dem Berjprehen eine® Dritten, eine Geldftrafe, die im Falle der Be- 
gehung des Deliktes den Thäter treffen fönnte, zu zahlen, kann unter Umftänden der 
Ihatbeitand des 8257 R.Str.G.B. liegen, Deutfche Juriſt. Zeitg. 1897 ©. 450 n. 79. 
— Eine Klage des verurteilten Thäters gegen den Verſprechenden auf Zahlung der 
Gelditrafe wäre wegen Unſittlichkeit des Bertrages abzuweifen. Cine Vereinbarung 
aber, dab ein Dritter dem Thäter die — des Strafprozeſſes erjtatten ſolle, iſt 
gültig, — Juriſt. Zeitg. 1898 S. 291 n.5 

5) Bgl. 1.36 D.de fidejuss. 46,1, 1 76 D.de solut. 46,3; Hartmann, Obli— 
gation ©. 51; Stammler ©. 202. 

6) Bann dies der Fall ift, ergiebt C. P.O. 88 808 Ff., 828ff., ſowie Zwang: 
vollitretungsgeie 88 15ff., 146ff., 162 ff. 
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demjelben haben oder ein dieſem entiprechendes Necht bezüglich eines 
Nechtes, 3. B. an einer Forderung. 

Ein Forderungsrecht auf Übereignung der durch die Zwangsvoll- 
jtredung ergriffenen Sache reicht dagegen nicht aus. ? 

Auch ein Befiger, welcher Gefahr läuft, durch die Zwangsvoll— 
jtredfung feinen Beji zu verlieren, hat das Eintrittsrecht. Dies kommt 
namentlich dem Mieter und dem Pächter zu gute. 

2. Soweit der Dritte auf Grund feines EintrittSrechtes den Gläu- 
biger befriedigt, geht die Forderung auf ihn von Nechtswegen über. Sie 
geht auf ihn über mit den ihr zugehörigen Rechten. 

Der Dritte hat gegen den abgefundenen Gläubiger feine Anjprüche 
auf Gewährleiftung. 

Der Übergang kann nicht zum Nachteile des abgefundenen Gläu- 
bigers geltend gemacht werden. Hat derjelbe aljo nur wegen eines Teiles 
jeiner Forderung die Zwangsvollſtreckung betrieben, 3.3. wegen rück— 
jtändiger Zinſen, jo behält der Reſt ſeiner Forderung das Vorrecht vor 
dem auf den Dritten übergegangenen Teile. $ 


Behntes Kapitel. 
Ort und Zeit der Leiſtung. 
I. Ort der Leiſtung. 
850. Die räumliden Beziehungen der Obligationen. 

1. Die ältere Jurisprudenz legte, joweit Ort3beziehungen der Obli— 
gation in Frage kommen, das Hauptgewicht auf deren Entſtehungs— 
ort, d. 5. den Ort, wo jich die obligationsbegründenden Thatjachen 
vollzichen. Das neuere deutjche Necht erachtet vorzugsweije als maß— 
gebend den Ort, wo ſich die dem Schuldner obliegende Thätig- 
feit zu vollenden hat, den Erfüllungsort, wie ihn die C. P.O. 
$$ 29, 1005, oder den Leiftungsort, wie ihn das B.G.B. $ 239 nennt. 

Vom Erfüllungsorte it der Bejtimmungsort zu unterjcheiden in 
den Fällen, in welchen der Schuldner jeine Verpflichtung dadurch erfüllt, 
daß er eine Sache an einen anderen Ort als den Erfüllungsort, 
den jog. Beitimmungsort abjendet. 

7) So Bland zu $268 Ziff. 3%; anderer Anficht jedody Dertmann zu $ 268. 

8) Hat der Gläubiger an dem Schuldjcheine oder anderen Urkunden über die 
Forderung ein bejonderes Interefje, jo fann er jie zurüdhalten, auch wenn fie nad) 


$ 952 in das Eigentum des eintretenden Gläubigers übergegangen find, Stammler 
a. a. O. S. 411. 
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2. Das ältere gemeine Recht erachtete den Entjtehungsort als den 
Gerihtsitand für obligatorische Anſprüche.! Man ſprach ins- 
beiondere vom forum contractus, doch galt Entjprechendes für Quaſi— 
fontrafte und Delikte. Der Erfüllungsort trat nach der früher herrichenden 
Auffaſſung an die Stelle des Kontraftortes nur, wenn er ausdrücklich 
vereinbart war. 

Die neuere Rechtiprecfung dagegen betrachtete den Erfüllungsort 
als Gerichtsjtand der Obligation. Ihr folgte C. P.O.8 29. 


Nah der C. P.O. it der Erfüllungsort Gerichtsſtand der Obliga- 
tionen, mögen fie auf Erfüllung, Feltitellung oder auch Rüdgängigmachen 
gerichtet jein.”3 Nur für Klagen aus den auf Mejjen und Märkten 
geichloffenen Handelsgejchäften — mit Ausnahme der Jahr- und der 
Wochenmärkte — joll das Gericht de Meß- oder Marktortes nach 
C. P.O. 8 30 das zujtändige fein. 


Da die Zuftändigfeit des Gerichtes für die Praris jehr erheblich 
it, jo beichäftigt fich die NRechtiprechung mit dem Erfüllunggorte vor: 
zugsweiſe, um fejtzujtellen, an welchem Orte die Zujtändigfeit für eine 
Klage begründet war. 

Der Erfüllungsort hat aber nicht minder auf dem Gebiete des 
internationalen Privatrechtes in der neueren deutjchen Jurisprudenz Die 
überwiegende Bedeutung gewonnen, welche der Entitehungsort früher 
hatte und noch jegt in ausländischen Rechten hat.* 


3. Auch in dem allgemeinen Gerichtsjtande des Schuldners Fönnen 
Klagen aus Obligationen angejtellt werden. Der Sllageantrag hat dann 
auf Leijtung am Erfüllungsorte zu gehen; doch ift eine Klage, in 
der dies nicht geichieht, nicht abzuweijen. Sie führt zur Verurteilung 
auf Leiltung am Erfüllungsorte, oder auf Schadenserjag mit Berüd- 
ſichtigung des Ortsinterejjes. 


1) gl. Peter bei Gruchot Bd. 24 S. 367, Delenheinz Archiv f. civ. Prar. Bd. 89 
S. 218 und dort Anger. 

2) Auch für vertragsmäßige Schadenserſatzanſprüche als Surrogat der Erfüllung 
iſt der Gerichtsſtand des 829 C. P.O. gegeben, Deutſche Jur. Zeitg. 1898 ©. 269 
2.35; Zur. Woch. 1896 S. 410 n.7; R. G. Bd. 3 ©.385, Bd.7 S. 340. 

3) AQuaſilontraktliche Anſprüche z. B. aus der Geſchäftsführung ohne Auftrag 
oder aus ungerechtfertigter Bereicherung können in dem durch 8 29 C. P. O. beſtimmten 
Gerichtsſtande nicht geltend gemacht werden, R.G. Bd. 26 S. 388. 


4) Dies namentlich nach den Ausführungen von Savigny, Syſtem Bd. 8 ©. 205. 
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851. Der Leiftungsort nah B. G.B. Das Allgemeine. 
I. Gemäß B. G. B. 8 2691 regelt fich der Leiftungsort 
1. nach) dem bejonderen Barteiwillen, 


2. nach der bejonderen Natur des Schuldverhältnijies. In 
Ermangelung defjen 

3. nach dem Wohnjige des Schuldners zur Zeit der Ent- 
jtehung der Schuld, bei Gewerbejchulden an deſſen gewerblicher 
Niederlaffung. 


II. Bu beachten ijt, daß der Leiftungsort für die Leitungen aus 
demjelben Schuldverhältniffe feineswegs ein einheitlicher jein muß. 
Dieſer fann 

a) ein anderer für die Zinjen als für das Kapital fein, ein ver: 
jchtedener für die Hauptverpflichtung und für die Vertragsftrafe,? wie 
auch für Reugeld jein.® 

b) Der Leijtungsort für die Hauptjchuld ift ferner nicht notwendig 
auch der für den Bürgen. Hat aber der Schuldvertrag, den man ver- 
bürgt hat, einen bejtimmten Leiftungsort feftgejtellt, jo gilt derjelbe auch 
al3 Leiltungsort für den Bürgen. * 

c) Der Leijtungsort kann nicht minder bei einer Geſamtſchuld für 
die einzelnen Geſamtſchuldner verjchieden fein, ebenjo bezüglich der ein- 
zelnen Släubiger einer Gejamtforderung. 

d) Erfüllungsort für den Anjpruch auf Erteilung einer Quittung 
oder Rüdgabe Schuldjcheines nach Tilgung der Vertragsſchuld ift an 
ſich nicht der vertragsmäßige Yeiltungsort.5 

e) Gegenjeitige Verbindlichkeiten fönnen einen verjchiedenen Leiſtungs— 
ort haben. Insbejondere gilt dies für die Verpflichtung des Verkäufers 
und des Fläufers. $ 


III. Der von den Beteiligten bejtimmte Leiftungsort ift bald weiter, 
bald enger. Er fann z. B. in einem Gejchäftslofale oder der Börje fein. 


1) E.I 8$ 229, 230; Mot. Bd.2 ©. 34; Brot. ©. 612, 8411. 

2) Selbjtverftändlih kann z. B. nad) dem Willen der Beteiligten der age 
ort der Hauptobligation auch Leiftungsort für die Strafe fein, R.G. Bd. 15 ©. 435. 

3) Grudiot Bd.39 ©. 440; R. G. Bd. 32 ©. 430. 

4) R.G. Bd. 10 ©.282, Bd. 34 S. 17; Gruchot Bd. 37 S. 1181. 

5) R.G. Bd. 28 S. 434; Gruchot Bd. 34 ©. 1153. 

6) R.®.Bd.2 S. 121, Bd.9 S. 351, Bd. 13 S.411, Bd. 21 S. 11. — Der 
Erfüllungsort für die vertragsmäßigen Verbindlichkeiten einer offenen Handelögejell: 
ſchaft iſt nicht — — zugleich Erfüllungsort für die nach H.G.B. $ 128 erwach— 
fenden Verpflichtungen der Gejellichafter, R.G. Bd. 32 ©. 45. 
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E3 fommt vor, daß er alternativ ift. Dann hat der Schuldner im 
Zweifel die Wahl, er kann aber auch von der Beitimmung des Gläu- 
biger3 abhängig gemacht jein.” In beiden Fällen jtellt ihn die Er- 
Härung für die Negel endgültig feit. 

IV. Wird es unmöglich, an dem bejtimmten Leijtungsorte zu leijten, 
3.B. in dem zur Zahlungsleiitung beitimmten Gejchäftslofale eines Dritten, 
welcher jein Gejchäft aufgiebt, jo iit nad) B. G. B. 8 139 zu enticheiden, 
ob das Geſchäft im übrigen bejtehen bleibt. In der Regel wird dies 
der Fall jein. Die Leijtung hat dann zu gejchehen, wo jie, abgejehen 
vom bejtimmten Leijtungsorte, zu erfolgen hätte. 


852. Der Leijtungsort nah B. G. B. im einzelnen. 


I. Die Beitimmung durch die Parteien kann ausdrüdlicht oder aus 
den Umjtänden zu entnehmen jein. Namentlich kann dies aus Verfehrs- 
gewohnheiten erhellen, 3. B. ijt beim Gejchäftsverfehre eines Bankiers 
mit Kunden, welchen er Kredit eröffnet, für beide Teile deſſen Gejchäfts- 
lofal regelmäßig Leiltungsort,? für den Arbeitslohn ift es die Arbeits- 
jtätte des Arbeitgebers. 

Der Leijtungsort fann ſich aus der Beichaffenheit der Leijtung mit 
Notwendigkeit ergeben, 3.8. im Falle der Reparaturpflicht eines Ge- 
bäudes.® 

I. Was die in zweiter Linie enticheidende Natur des Gejchäftes 
anlangt, jo geben 

1. ausdrüdliche VBorjchriften für den VerwahrungsvertragB.G.B. 
$$ 697 und 700. Der Verwahrer joll die hinterlegte Sache an dem 
Orte zurücdgeben, an welchem diejelbe aufzubewahren it. 

Nicht minder hat die Vorlegung von Sachen, welche B. G. B. 
88 809 und 810 vorjchreibt, an dem Orte zu erfolgen, an welchem fie 
ſich befinden, 5 811 Abj. 1. 

2. Bei der Leibe foll der Entlehner die Sache gemäß 8 604 nad) 
beendetem Gebrauche zurüdgeben. Hieraus ijt zu jchließen, daß fie dem 

7) Oben ©. 98. 

1) Der Vermerk „Erfüllungsort N. N.“ auf den Rechnungen, welche der eine 
Bertragsichließende dem anderen überjandt hat, enthält nicht immer eine Vereinbarung 
eines Erfüllungdorted, Bolze Bd. 12 n. 642 ©. 351; Blätter f. Rechtspfl. 1896 ©. 88, 
1899 ©. 7. — Bgl. R.G. %.5 S. 394. Beſtand eine dauernde Gejchäftsverbindung, 
jo iit dies allerdings in der Negel anzunehmen. 


2) R.G. Bd. 23 ©. 9. 
3) Bolze Bd.2 n. 1429. 


Dernburg, Bürgerl. Recht. II. 1. 8 
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Berleiher zu bringen ijt, und zwar in der Regel nach defjen derzeitigem 
Wohnſitz. Jedenfalls entjpricht dies der Natur dieſes Gejchäftes. 

3. Nach römifchem Nechte,* code civil art. 1247, dem alten 
H. G. B. Art. 324 Abj. 2 jollte eine bejtimmte, gejchuldete Sache, 
welche fich zur Zeit des Vertragsjchluffes, mit Wiljen der Bertrag: 
ichließenden, an einem bejtimmten Orte befand, in der Negel dort 
übergeben werden. 

Eine gejegliche VBorjchrift hierüber bejteht nicht mehr. Aber der 
Satz folgt für die Regel aus der Natur des Geſchäftes. Er wird daher 
im Zweifel als „Gerichtsvegel“ auch inskünftige gelten müſſen.* 

4. A. L. R. I, 5 $249 betonte, daß der Berechtigte bei bloß wohl: 
thätigen Berträgen Erfüllung nur da, wo der Berpflichtete fich zur 
Zeit aufhält, fordern fann. Wer wollte zweifeln, daß dies „der Natur 
der Schenkung“ entjpricht, dat der Beſchenkte aljo das Gejchenf in der 
Negel beim Geſchenkgeber abholen muß und nicht auf dejien Zujendung 
beitehen darf? 

5. Leiſtungen, insbejondere Geldzahlungen auf indojjabele oder 
Snhaberpapiere oder jonjtige Bräjentationspapiere find in Er- 
mangelung anderweiter Beſtimmung in der jeweiligen Handels: 
niederlajjung und, wenn eine jolche fehlt, an dem Wohnjite 
des Schuldners zu machen. Obgleich eine pojitive Beitimmung, wie 
fie das alte 9.G.B. Art. 324 Abſ.2 Sag 1 traf, auch in diefer Hinficht 
nicht mehr bejteht, wird dies der Natur des Schuldverhältnifjes ent- 
jprechend Gerichtsregel bleiben müſſen. 


6. Berficherungsprämien gelten verfehrsüblicherweije als Holfchulden. 


7. Auch bezüglich unerlaubter Handlungen ift eine gejegliche 
Vorſchrift nicht getroffen. 

Oft ergiebt jich der Leiftungsort aus der Pflicht der Wiederher- 
jtellung. Der einem Reifenden auf der Reife abhanden gebrachte Koffer 


4) 1.12 $1 D. depositi 16,3; Dernburg, Pand. Bd.2 832 Anm. 2, 

5) Anders Cojad, Handelsreht S.147: „Somit wird fortab eine individuell 
bejtimmte Sache im Zweifel da zu übergeben fein, wo zur Zeit des Vertragsichlufjes 
ſich nicht die Sache, fondern der Geſchäfts- oder Wohnſitz des Schuldners befunden hat.“ 
Dertmann zu 8269 Ziff. 1° bemerft, e3 werde zwar vielfach der Erfüllungsort dort 
jein, wo fich die bewegliche Sache mit Wiſſen der Bertragsichliegenden befinde, keines- 
weges indejien immer, 3.8. ein Buchhändler verfauft mir ein Eremplar des Cu— 
jacius, das fich zur Zeit in einem Laden zu Neapel befindet. Das letztere ift richtig. 
Nichts anderes galt aber aud) bisher. Wo nicht bejondere Ilmftände auf einen an- 
deren Erfüllungsort hinweiſen, wird dies nad) wie vor der Ort, wo die Ware mit 
Wiffen der Beteiligten lagert, jein. 
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it aljo nicht jchlechthin an dem Orte der Entfremdung zurüdzuftellen, 
vielmehr nachzufenden. 

III. Sn legter Linie ift der Wohnjig® des Schuldners zur Zeit 
der Entjtehung des Schuldverhältnijjes maßgebend, B.G. B.8269. 

1. Der Wohnſitz iſt Erfüllungsort ohne Unterjchied, ob die Leiſtung 
in Geben oder Thun bejteht, ob fie auf Vertrag oder anderen Necht3- 
gründen beruht. Mehrfacher Wohnfi begründet mehrfachen Erfüllung: 
ort mit Wahlrecht des Schulönerz. ? 

2. Der Ort der gewerblichen Niederlafjung des Schuldners® tritt 
an die Stelle feines Wohnfizes, wenn die Forderung aus dejjen Ge- 
werbebetrieb entiprang, $ 269 Abi. 2. 

3. Hatte der Schuldner zur Zeit der Entjtehung der Schuld feinen 
Wohnſitz, jo tritt jein damaliger Aufenthalt an die Stelle.? 

4. Hat der Schuldner feinen Wohnfiz nach Begründung der Schuld 
verlegt und der Gläubiger nachweisbar fein Intereffe Dabei, dab an 
deſſen urfprünglichem Wohnfige geleitet wird, jo darf der Schuldner an 
jeinem jegigen Wohnfige erfüllen. Dies ergiebt Treu und Glauben. 

IV. Gemäß Einführungsgejet Art. 92 bleiben die landesgejeglichen 
Borjchriften unberührt, nach welchen Zahlungen aus öffentlichen Kafjen 
an der Kajje in Empfang zu nehmen find. 

Nach dem preußischen Ausführungsgeiege — Entwurf Art. 11 — 
imd Zahlungen aus öffentlichen Kaſſen, wenn nicht® anderes bejtimmt 
it, an der Kaſſe in Empfang zu nehmen. 


853. Beftimmungsort. 

I. Deutjchem Gebrauche entjpricht, daß der Schuldner jeinem Gläu— 
biger gejchuldetes Geld zu bringen hat. 

Hiernach jchrieb unter anderem dag Ü.L.R. I, 11 8 769 vor, daß 
der Darlehensjchuldner die Rüdzahlung fojtenfrei an dem Orte, wo der 
Gläubiger zur Zeit des Vertragsichluffes wohnte, zu leiten habe. Ahn- 
liches bejtimmte der erjte Entwurf $ 230. 

Aber jhon das alte H. G. B. Art. 325 bejtimmte, daß dem Gläu- 
biger das gejchuldete Geld an dejjen Handelöniederlafjung und eventuell 
beifen SRUURNGE zu übermachen jei, daß hierdurch aber der Er— 


6) Bei juriftiihen Berfonen gilt als Wohnfik deren Sig, B. G. B824. 
7) Dertmann zu 8269 Ziff. 1 
8) Über den Begrifi ber gewerblichen Niederlafjung, der Hier nicht zu erörtern 
ist, vgl. R.G. Bd.2 S. 386 und dort Angeführte. 
9) Motive Bd.2 ©. 34ff.; Dertmann zu $ 269. 
8* 
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füllungsort nicht geändert werde. Dem folgt das B. G. B. 8270 
entiprechend den Beichlüjien der zweiten Kommiſſion. 

1. Demgemäß hat der Schuldner gejchuldetes Geld im Zweifel auf 
jeine Gefahr und Koſten dem Gläubiger nad) deſſen Wohnfit, oder bei 
Forderungen aus einem Gewerbebetriebe desjelben nach der bezüglichen 
gewerblichen Niederlajjung zu überjenden,! S 270 Abi. 1 und 2. 

2. Hierunter ift Wohnfig fowie Niederlafjung zur Zeit der Er- 
füllung der Schuld, feineswegs derjenige zur Zeit der Entjtehung 
derjelben verjtanden. 

Der Gläubiger hat aber im Falle der Verlegung die Mehrkoiten 
der Verjendung und, wenn fich die Gefahr erhöht, die volle Gefahr 
zu tragen, 8 270 Abi. 3. 

3. Die Vorjchriften über den Leiftungsort bleiben unberührt, 
8 270 Abf. 4. 

E3 iſt alfo Beitimmungsort und Leiftungsort verichieden. 

Nach dem letzteren richtet ſich insbejondere der Gerichtsjtand.? Iſt 
ferner das Geld zu bejtimmter Zeit geichuldet, jo genügt Die rechtzeitige 
Abjendung, um den Verzug auszujchließen. 

Auch für die Währung joll im Zweifel nad) 9. G. B. $ 361 der ver: 
tragsmäßige Erfüllungsort gelten. Nach Lage des Falles wird aber der 
Beitimmungsort nicht jelten als maßgebend zu erachten jein. 

II. Beitimmungsort und Leiftungsort find ferner verjchieden bei 
dem Verjendungsverfaufe — Diitanzverfaufe —, von welchem 
B. G. B. $ 447 handelt. Darüber beim Kaufe. 


II. Zeitlihe Beziehungen der Obligation. 
854. Entjtehungszeit und Erfüllungäzeit. 

1. Die Obligation entjteht mit der rechtlichen Bindung des 
Schuldners. Von da an datiert jie. Hiernach datieren betagte 
Obligationen von der Zeit des Vertragsjchlujjes an, ebenjo 
bedingte nach Eintritt der Bedingung;! nicht anders it es, wenn die 
Leiſtung durch einen der Vertragsichliegenden — 8 315 — oder einen 
Dritten — $ 317 — noch näher zu bejtimmen war, und wenn eine 





1) Da dies nur „im Zweifel“ gilt, fo find oben $52 unter II aufgeführte Fälle 
nicht betroffen. Ebenſowenig gehören Fälle, in welden Geld als Spezies zurüdzu- 
gewähren iſt, hierher, Strieth. Arch. Bd. 78 ©. 178. 

2) Gleiches gilt für das internationale Privatredt. 

1) B. G. B. $ 158 jteht nicht entgegen. Näheres im allgemeinen Teile. 
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Genehmigung des Rechtögejchäftes erforderlich ijt und erteilt wird, ſei 
es durch Private, jei es durch Gericht, 8 184. 

Die Entjtehungszeit der Obligation fann in das Gewicht fallen 
für die Frage, was an Zubehör, 3.3. der Kaufjache, zu leijten ift, 
vgl. $ 314. Sie iſt ferner die Grundlage für die Anfechtungsflage ver: 
fürzter Gläubiger. Sie bejtinunt, welche Forderungen des Gemeinjchuld- 
ner3 zur Konkursmaſſe desjelben nach $ 1 der Konk. O. gehören. Sie 
iſt maßgebend für die Entjcheidung, welches Geſetz bei einer Veränderung 
der Gejeßgebung anzumenden tft, insbejondere alfo auch für die Aus- 
legung des Art. 170 des Einf. Gef.? 

1. Die Erfüllungszeit — wie Konf. DO. $ 17 Abi. 2 und $18 
Abi. 2 jich ausdrüdt — oder nach dem Sprachgebrauche des B. G. B. 
die Leiſtungszeit iſt eingetreten, wenn der Gläubiger die Erfül- 
lung verlangen fann. 

1. Die Erfüllungszeit fällt mit der Entitehung der Obligationen 
zufammen, jofern jie nicht durch gejeßliche Vorjchrift,® oder nach der 
Katur der geichuldeten Handlung, oder durch Willenserklärung der Be- 
teiligten binausgefchoben ift, 8.6.8. $ 271 Abſ. 1.* 

It die Erfüllungszeit eingetreten, jo ijt die Schuld fällig, 
SS 272, 291, 609. 

2. Ob der Schuldner berechtigt ift, die gejchuldete Leiftung auch 
vor ihrer Fälligkeit zu bewirken, muß in erjter Linie nach der Natur 
des Gejchäftes und der Abficht der VBertragsichliegenden beurteilt werden. 

Hiervon abgejehen, galt nah A.L.R.I,5 $ 241 der bedungene 
Verfalltag als im Interejje beider Teile zugefügt; dagegen erachtete 
ihn das römijche und gemeine Recht im Zweifel nur als im Intereſſe 
de3 Schuldners bedunfgen.® Dem römischen Rechte folgt B.G.B. 
s 271 Abi. 2. Der Schuldner darf aljo im Zweifel die Leiftung auch 
vor der Fälligkeit bewirken. 

Dies wird noch bejonders für den Fall des unverzinglichen Dar: 
lehens beitimmt, $ 609 Abi. 2, woraus ſich aber ergiebt, daß der 
Schuldner ein verzinsliches Darlehen gegen den Willen des Dar: 
lehengläubigers nicht vor der Fälligkeit zurüdzahlen darf. 





2) gl. oben $1 ©. 6. 

3) Bgl. 88 295, 296, 551, 584, 604, 608, 609, 614, 641, 699, 710, 721, 
760, 2176 — 2179, 2186. Bol. auch 5595, 596. 

4) ®gl.1.14 D. de R.T.50,17: in omnibus obligationibus, in quibus dies 
non ponitur, praesenti die debetur. 

5) 1.38 816,1.41 81,1.13782D.de V.0.45,1 — „Diei adjectio pro reo est.“ 
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3. Es fann bedungen fein 

a) daß an einem fünftigen Termine oder von einem Termine 
ab zu leijten jei, oder 

b) daß innerhalb eines Zeitraumes erfüllt werden joll. Der 
Gläubiger kann dann erſt — abgejehen von C. P.O. 88 257, 259 — 
nach deſſen Ablauf flagen. 

In beiden Fällen darf der Schuldner im Zweifel nach jeinem 
Belieben vor der Fälligkeit erfüllen. 

4. Die Zeit der Erfüllung fann von vornherein bejtimmt gedacht 
jein, während der Ausdrud zu Zweifeln darüber, was gewollt war, 
Veranlaffung giebt. Dann wird in der Negel die Verfehrsjitte des 
Ortes der Leijtung zu entjcheiden haben. Nach H.©.B. 8 359 Abi. 1 
gilt bei Handelsgejchäften der Handelsgebrauch diejes Ortes im Zweifel, 
fall8 als Leiltungszeit das Frühjahr oder der Herbſt, oder ein in 
ähnlicher Weije bejtimmter Zeitpunft vereinbart ift; nach Abj. 2 jollen bei 
einer vereinbarten Friſt von acht Tagen im Zweifel volle acht Tage 
zu veritehen jein. Man wird dies als Anhaltspunkt auch bei Gejchäften 
des bürgerlichen Nechtes zu beachten haben. 

5. Es kommt vor, daß die Zeit der Leiltung von der Gejtaltung 
der Zukunft abhängig gemacht wurde. Die Leiftungszeit ift dann nad 
$ 242 mit Rückſicht auf die Umjtände und die Verfehrsfitte im Streit- 
falle richterlich zu beftimmen. 

Die Abrede, daß der Schuldner „nach feiner Bequemlichkeit, wie 
es ihm pafje“, Zahlung leijten könne, nötigt feinestwegs den Gläubiger, 
jo lange zu warten, bis der Schuldner ohne die geringfte Unbequemlich- 
feit aus Erſparniſſen zahlen fann. Er darf dann nur nicht in über: 
eilter, gefährdender Weije gedrängt werden.6 Iſt dem Schuldner geitattet, 
„nach feinem Belieben“ zu leiſten, fo tritt die Fälligkeit der Schuld 
äußerjten Falles mit dejjen Tode ein.? 

6. Die Leitung muß zu pafjender Stunde angeboten und ver- 
langt werden. 

Nah 9.6.8. 8 358 Hat fie bei Handelsgejchäften in der Regel 
innerhalb der gewöhnlichen Gejchäftszeit zu geichehen. Dies muß 
auf andere Betriebe mit Geſchäftsſtunden entiprechende Anwendung finden. ® 





6) R.O 9.0.8.3 S. 185; Bolze Bd. 12 n. 278. 

7) gl. Bolze Ob. 3 n. 467; A.L.N.I,5 8238; vgl. auch B.G.B. 8251. 

8) Vgl. Bolze Bd. 12 n.277. Bezüglich des —* mit ſtaatlichen Kaſſen. 
Siehe auch Deutſche Juriſtenzeitung 1898 S. 311 n.59 
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Die Stumden, welche verfehrsüblic) der Auhe und Erholung gewidmet 
find, find auch hiervon abgejehen regelmäßig als unpajjende ausge- 
ſchloſſen. 

855. Kündigung.! 

I. Die Kündigung tft die einfeitige, empfangsbedürftige Erklärung 
eines bei einem NRechtsverhältnijje Beteiligten an den andern Teil behufs 
der Beendigung desjelben oder der Herbeiführung der Fälligkeit einer 
‚sorderung.? 

1. Die Kündigung fann fich beziehen auf ein dauerndes, fortlaufende 
Verpflichtungen erzeugendes Schuldverhältnis, dejien Beendigung fie 
bezwedt. So beendigt fie Vollmachtsaufträge, ferner Gejellichaften, Dienjt- 
und Arbeitsverhältnijje, Miet- und Pachtverhältnijje, welche auf unbe- 
jtimmte Zeit eingegangen waren, wie auch auf bejtimmte Zeit einge: 
gangene Verhältnifje diejer Art aus Gründen kündbar jind.® 

2. Häufig iſt ferner die Fälligkeit einer Forderung abhängig von 
einer Kündigung. Dies kann Folge der Parteiverabredung fein. Es 
wird 3.3. bei jog. Beitfäufen nicht felten der Tag, an welchem der 
Verkäufer innerhalb der fejtgejegten Friſt zu liefern und der Käufer zu 
zahlen hat, durch eine Kündigung fejtgeitellt. Die Kündigung kann aud) 
gejetzliches Erfordernis der Fälligkeit fein; namentlich it nah) B. G. B. 
$ 609 die Pflicht zur Rüdzahlung eine Darlehens auf unbejtimmte 
Zeit an den Ablauf einer Kündigungsfriit geknüpft. 

Ein Wechjel, auch ein eigener, fann nicht auf Kündigung oder 
nah Kündigung geitellt werden. Ähnliche Zwecke verfolgt jedoch die 
zugelajjene Klauſel „auf“, beziehungsweife „nah Sicht“, welche die 
‚zälligfeit von Borzeigung des Wechjel3 abhängig macht. 

II. Es genügt regelmäßig aufßergerichtliche und jelbjt mündliche 
Kündigung. Sie fann durch Vermittelung eines Gerichtsvollziehers 
erfolgen, B. G. B. $ 132. Sie kann mittel3 Klage gejchehen. Auch in 
einer Aufrechnung fann fie liegen. t 

a) Die Kündigung ift davon abhängig, daR Sie dem Gefündigten 
oder einem zur Empfangnahme derartiger Mitteilungen legitimierten Ver— 


® 2 ee Die Kündigung 1898; Thiele, Die Kündigung im Ardhiv für 
c. ®r. Bd. 89 

2) Über das Necht zur Kündigung der hypothekariſch —— Forderung 
infolge —— des Grundſtückes ſiehe $ 1133 und unten Bd. 3 

3) Bgl. $ 62 

4) R.G. Bd. er S. 150. 
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treter zufam. Wer fich aber der Zustellung der Kündigung jchuldhafter- 
weije entzogen hat, haftet, wie wenn fie ihm zugefommen wäre, da er 
die Folgen feines Verſchuldens nicht auf den anderen Teil abwälzen fann.> 

b) Die Kündigung wirft bald unmittelbar, bald erſt nach Ablauf 
einer gewijjen Friſt. Nicht jelten beruhen die Friſten auf gejetlicher 
Verfügung. Häufig wird die Frift gerechnet von gewiſſen fejtitehenden 
Beitpunften an. Dies gilt 3.B. von den Kündigungsfriſten bei gemieteten 
Wohnungen, $ 565, und Dienjten, $ 621. 

c) Die Kündigung enthält eine Verfügung über die Forderung, 
deren Gejtalt fie verändert. Sie kann daher gültigerweije nur erfolgen 
von dem Forderungsberechtigten, beziehungsweile dem Schuldner und 
deren legitimierten Vertretern. Der Geichäftsunfähige ift zur Kündigung 
nicht befugt, der bejchräntte Gejchäftsfähige nur mit Einwilligung 
des Vertreters, vgl. $ 111. 

d) Die Kündigung muß, um wirkſam zu werden, unbedingt jein. 
Eine bedingte und eventuelle Kündigung iſt der Regel nach nicht wir: 
fungsfräftig. ? 

e) Der Gläubiger, welcher zur Kündigung der ganzen Forderung 
befugt it, ijt auch zur Kündigung eines Teiles derjelben berechtigt. 

f) Die Kündigung löft das Verhältnis derart, dab fich fortan auch 
der Gekündigte auf fie berufen fann. Die gegen den Hauptichuldner 
eingelegte Kündigung bringt die Schuld auch gegen den Bürgen zur 
Fälligkeit, um der accejjorifchen Natur der Bürgfchaft willen. ® 


$56. Firgeidhäfte. 

I. Die Erfüllungszeit kann verjchiedene Bedeutungen haben. 

Häufig ſteht fie nur in zweiter Linie. Das wichtigfte für den 
Gläubiger iſt dabei, daß die Schuld erfüllt wird; die Nechtzeitigfeit Der 
Leiitung ift nicht derart wejentlich, dab jie im Falle der Verjpätung 
jedes Interejje für den Gläubiger verliert. So verhält es ſich namentlich 
bet Geldjchulden. 

Der Gläubiger Hat dann, wenn der Schuldner in Verzug gerät, 
nur das Zögerungsinterejje neben der Erfüllung zu beanjpruchen. Bei 
zweijeitigen Verträgen leidet dies freilich erhebliche Einjchränfung, da 





5) Vgl. U.L.R.I,4 $ 105; Strieth. Ar. Bd. 87 ©. 370ff. 

6) Val. über die ündigung durch einen Bevollmächtigten $ 174. 
7) Bgl. R.O. H. G. S. 341. 

8) Guuchot 3.3 ©. 21. 
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hierbei nach $ 326 dem Verlegten das Necht auf Schadenserjag wegen 
Nichterfüllung oder zum Rüdtritte vom Vertrage erwachjen kann. 

I. Die Erfüllungszeit kann derart wejentlich jein, daß die 
Leiitung ohne deren Einhaltung dem Bertrage nicht entjpricht. 
Dies fann jich ohne weitere® aus Inhalt und Zwed des Gejchäftes 
ergeben, z. B. im Falle des Kaufes eines Tribünenbillet3 zu einem 
Aufzuge, welches nach dem Vorbeimariche wertlos ift. 

Die Erfüllung zur bedungenen Zeit kann auch, abgejehen von der: 
artigen Fällen, durch den Schuldvertrag zu einer wejentlichen Eigenjchaft 
der Leiltung gemacht werden. Dies wieder in verjchiedener Weile: 

1. Die Erfüllungszeit wird mit einem gewiſſen Spielraume feit- 
gefegt, alſo ohne genaue Freitjtellung des Tages oder gar der Stunde, 
3 B. durch die Klauſel bei offener Schiffahrt oder anfangs des Monats.! 

2. Es wird vereinbart, daß die Leiltung genau zu einer feit 
beitimmten Zeit oder innerhalb einer feſt bejtimmten Friſt er— 
folgt. Dies find die ſog. Firgeichäfte. ? 

a) Der Wille des Firgejchäftes, daß pünftliche Einhaltung des 
Termines wejentlich ift, muß jich mit Sicherheit ergeben. Wie derjelbe 
erhellt, ift gleichgültig. Er ift unzweideutig erklärt Durch die jog. kaſſa— 
torijche Klauſel, des Inhaltes, daß Verkäufer rejp. Käufer nur ge- 
bunden find, wenn der andere Teil am bejtimmten Tage oder bis zur 
beitimmten Stunde erfüllt. Die Ausdrüde „fir, genau, ſpäteſtens bis, 
präzis“ Fönnen in Verbindung mit der Gefamtlage auf ein Fixgeſchäft 
hinweiſen. Selbit ohne jolche Ausdrüde kann es aus den Umjtänden 
deutlich werden, daß der feſtgeſetzte Termin ein firer fein joll, wenn es ſich 
um den Zeitkauf eines Spefulations-Börjenpaptere3 mit rajch veränderlichen 
Kurſen Handelt. in Gejchäft, welches urjprüglich nicht Firgejchäft 
war, fann jolches durch Abrede der Barteien jpäter werden, namentlich 
duch Prolongation unter Zufügung eines präzijen Erfüllungstages. 

b) Die Fixgeſchäfte haben rechtliche Bejonderheiten. Namentlich it 
nah B. G. B. $ 361 bei einem gegenfeitigen Bertrage, welcher ein Fix— 


1) R.O. H. G. Bd. 11 ©. 432. — Beiſpiele „Ende der —— — 
pagne”, „bis ſpäteſtens Ende Auguſt“, R.O. H. G. Bd. 7 S. 386, Bb.9 

2) Analog den Fitrgeſchäften behandelt ein — *—— Fr verfene 
oder — Ware mit beſtimmter en R.O. H.G 24 ©.1 

3) R. O. H. G. Bd.8 S. 236, Bd. 16 S. 292. Die —— allein, ah die 
are im Breije jehr — genügt a un Annahme eines Firgeichäftes, R.O. 9.6. 
3.7 5.260, Bd.9 ©.409, Bd. 13 

4 Es genügt — daß ein del Fr beide Teile ein erhebliches Intereſſe an 
der rechtzeitigen Erfüllung haben, R.O. H.G. Bd.11 ©. 237, Bd. 13 ©. 169 u. 435. 
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geichäft bildet, im Zweifel anzunehmen, daß der Teil, an welchen die 
Leiſtung geſchehen jollte, zum Rücktritte berechtigt iſt, wenn diejelbe nicht 
zu der bejtimmten Zeit oder innerhalb der bejtinmten Friſt erfolgt. 

Das Bejondere liegt darin, daß hierbei Berzug des Schuldners 
nicht erforderlich iſt. 

Hierauf beruhen auch die Vorjchriften des H. G. B. $ 376 über fire 
Handelsfäufe. Ihnen iſt aber zu eigen, daß bei denjelben der Gläu— 
biger Erfüllung nur dann beanjpruchen kann, wenn er jofort nad) Ablauf 
der Zeit oder der Friſt dem Gegner anzeigt, daß er auf Erfüllung bejtebe. 

ce) Eine Unterart der Firgefchäfte find laut des Börjengejeges vom 
22. Juni 1896 $ 48 die Börjentermingejchäfte über Waren oder 
Wertpapiere. Worausgejegt iſt für fie, daß jie nach den Gejchäfts- 
bedingungen der Börje für den Terminhandel geſchloſſen jind, und dat 
amtliche Feititellungen von Terminpreiſen für jolche Gejchäfte erfolgen. 


Elftes Kapitel. 
Zurückbehaltungsredt. ! 
857. Die Borausjegungen des Zurüdbehaltungsredtes. 

I. Billigkeit jchuf das Zurücbehaltungsrecht in Rom, welches durch 
die jog. exceptio doli generalis geltend gemacht wurde. Nichterliches Er- 
mejjen, Präjudizien und die Bejonderheit des gegebenen Falles entjchieden 
über dejien Anwendung. Generelle Regelung blieb den Römern fremd. 

Dies Zurüdbehaltungsrecht ijt die Befugnis, eine gejchuldete 
Leijtung zu verweigern, big dem Schuldner eine ihm von der 
Gegenjeite gebührende Leiltung zu teil wird.? 

Es iſt alfo ein Hilfgrecht? zur Sicherung des Gegenanjpruches des 
Schuldners, zugleich aber ein indireftes Zwangsmittel zu deſſen Ver: 
wirflichung. 

Eine Abtretung dieſes Rechtes ohne das Hauptrecht iſt undenkbar. 
Mit dem Hauptrechte aber it es abtretbar. Handelt es ſich um zurüd- 
behaltene Sachen, jo müſſen diejelben dem Ceſſionar übergeben werden, 
vgl. 88 401 und 402. 


1) — Kompenſation 2. Aufl. S.365, „Kompenſation und Retention“; 
Goldſchmidt, Handeldreht 1. Aufl. Bd. 1 ©. 962 "und dort Angeführte. Über das 
B. G. B. vgl. Petracydi, Einfommen Bd. 2 S.517; Simon in Juriſt. Monatsjchrift 
1898 S. 65ff. „Zurüdbehaltungsreht nad) B. G. B.“. 

2) Eine bejondere Art des Burücdbehaltungsrechtes bildet die Einrede des nicht 
erfüllten Vertrages. Davon bei den gegenfeitigen Verträgen. 

3) Vgl. oben ©. 87. 
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I. Das B. G. B. $$ 2734 und 274 hat das Zurücdbehaltungsrecht 
in weiten Umfange anerkannt. Im einzelnen ijt hervorzuheben: 

1. Das Zurücdbehaltungsrecht fteht der Forderung auf Leitung ent- 
gegen, gegen eine Feſtſtellungsklage kann es nicht geltend gemacht werden. 

Dasjelbe bejteht nicht bloß in der Befugnis, eine Sache zurüd: 
zubalten, die man in Gewahrjam bat, worauf A.L. R. I, 20 $ 536 das 
Zurüdbehaltungsrecht zu bejchränfen juchte.° Das B.G.B. giebt viel- 
mehr das Recht, Leiftungen jeder Art zu verweigern, biß die Gegen: 
leiſtung geihah, aljo nicht bloß die Herausgabe von Sachen, jondern 
auch Handlungen, z.B. Erteilung einer Löſchungsbewilligung oder Dienſte 
und jelbjt bloße Unterlajjungen. 

2. Der Gegenanjpruch des Zurücbehaltenden muß eine Forderung, 
und zwar in der Regel eine flagbare jein.” Auch in einem Anſpruche 
auf Sicheritellung kann er bejtehen. Er muß fällig, aljo unbedingt und 
unbetagt jein, 8273 Abſ. 1. Nichterliche eintweilige Verfügungen können 
aus bejonderen Gründen Zurüdbehaltung auch wegen nicht fälliger An: 
jprüche verjtatten, C. P.O. 88 935, 938. 

Nicht erforderlich ijt grundſätzlich Liquidität des Gegenanjpruches.-? 

Dat man um geringer Anjprüche willen nicht übermäßig die Zurüd- 
behaltung ausdehnen darf, ergiebt die Natur des Rechtes als eines 
Ausfluſſes der Billigfeit, vgl. $ 320 Abi. 2. 

3. Das Recht des Klägers und der Gegenanjpruch des Beklagten 
müjjen, wie man gemeinrechtlich lehrte, fonner jein, d. h. die Anjprüche 
müjjen eine natürliche oder auf dem Barteiwillen beruhende Einheit bilden.!® 

a) $ 273 verlangt in diefem Sinne, daß die Anjprüche auf dem- 
jelben rechtlichen Verhältniſſe beruhen. Hiermit ift gemeint, daß es jich 
nach der Auffaffung des Verkehres und Treu und Glauben um innerlich 
Zujammengehöriges, „ein einheitliches Lebensverhältnig“ handelt. !! 


4) E.I 8233ff.: Mot. Bd.2 ©. 40ff.; Kom. Brot. ©. 622. 

5) Bol. jedoh R.G. Bd.21 ©. 287 ff. 

6) Hierauf folte die gegenüber dem erjten Entwurfe geänderte Faſſung „ver: 
weigern“ ſtatt „zurüdbehalten“ hinweiſen, Dertmann $273 Ziff. 3. 

7) Ebenjo Simon a. a. O., Goldihmidt a. a. D. ©. 972 und die Motive nehmen 
dad Gegenteil an. Dies ift als Grundjap unannehmbar. Eine Spielihuld kann ein 
Burüdbebaltungsrecdht a. N Ebenjowenig eine verjährte Gegenforderung. 

8) Anders Ü.UR 541 

9) Das ———— tann noch in der ——————— gemacht 
werden, Gruchot Bd. 37 S. 1109; R.G. Bd. 8 ©. 364, Bd. 15 ©.4 

10) Goldihmidt a.a.D. ©. 974. 
11) R.G. Bd. 14 ©. 233; PBland zu $273 Ziff. 1*; Dertmann $ 273 Ziff. 2 
am Schluſſe. 
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Das Zurücdbehaltungsrecht greift aber nicht ein, wenn dadurch die 
mit dem Anfpruche beabfichtigten Zwede unbilligermweije vereitelt werden. 
Der Beauftragte z. B., welchem Nechnungsablegung obliegt, darf dieſelbe 
nicht vertagen, 63 ihm der Erja von Aufwendungen, die er behufs 
Ausführung des Auftrages machte, zu teil wurde. Wer die Pflege und 
‚Fütterung eines Pferdes übernahm, kann diejelbe nicht einftellen, wenn 
ihm die legtfällige Wochenvergütung hierfür nicht berichtigt wurde. 1? 

Das Zurücbehaltungsrecht bildet aljo nur die Regel. In jedem 
einzelnen Falle ijt zu prüfen, ob e8 mit dem Wejen der betreffenden 
Schuld vereinbar iſt. So mit Recht Pland zu $ 273.19. 14.15 

b) Auch dann findet laut $ 273 Abi. 2 das Zurücdhehaltungsrecht 
Anwendung, wenn dem zur Herausgabe eines Gegenjtandes Berpflichteten 
ein fälliger Anjpruch wegen Verwendungen auf den Gegenitand 
oder wegen eine Durch dieſen verurjachten Schadens zuiteht. 

Der Hauptfall ift das Zurüdbehaltungsrecht des Beſitzers einer 
Sache wegen der auf die Sache gemachten Verwendungen gegenüber Dem 
Eigentumsanjpruche, $ 1000 ff. 

Hat indefjen der zur Herausgabe Berpflichtete den Gegenjtand mittels 
einer vorjäglich begangenen unerlaubten Handlung erlangt, z. B. Durch 
unerlaubte Selbithilfe, jo jteht ihm das Zurüdbehaltungsrecht nicht zu. 

4. Man it befugt, durch Sicherheitsleiftung das Zurüdbehaltungs- 
recht abzuwenden. Durch Bürgenjtellung kann dies aber nicht geichehen, 
s 273 Ab}. 3. Denn Berjonaljicherung gilt realer nicht als gleichwertig. 

5. Ein Zurücdbehaltungsrecht fann auch durch die Beteiligten zum 
Schuße einer Forderung vereinbart werden. Dasfelbe bemißt fi) dann 
nach dem Vertrage und unterjteht den gejeglichen Erfordernijjen nicht. 

6. Bejonderer Art iſt das kaufmänniſche Zurücdbehaltungsrect. 
Hierüber vergleiche unten Bd. 3 $ 282. 


12) Betracydi, Einfommen Bd.2 ©. 520. 

13) Befonders gewährleitet das Zurüdbehaltungsredht der lei dem Rechts⸗ 
anmwalte biß zum Empfange feiner Auslagen und Gebühren, Nechtsanwaltsordnung 
vom 1. Juli 1878 $32 Abi. 1, vgl. BL. für Mechtspflege 1897 S. 77. Abwendung 
durch Sicherheitsleiitung muß nad) 8273 Abj. 3 Pla greifen. 

14) Zurüdbehalten darf man auch Dinge ohne Verkaufswert, 3. B. Orden, 
Zegitimationspapiere. Zurückbehaltung der Quittungsfarten der Alter» und Inva— 
liditätSverfiherung unterjagt Bejeg vom 22. Juni 1889 3 108 Abi. 2 und 3, vgl. 
8 148. 

15) Der Bevollmächtigte darf die Vollmachtsurkunde nach Erlöjchen der Boll: 
macht nicht zurücdhalten, 8175. Der Mieter eines Grundſtückes, 8556, nicht minder 
der Pächter, $581, darf es wegen feiner Anſprüche gegen Vermieter und Berpächter 
nicht zurüdhalten. 
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S58. Wirkungen des Zurüdbehaltungsredtes. 


1. Das Zurüdbehaltungsrecht begründet eine verzögerliche Ein- 
rede. Dasjelbe ſchützt aber den Schuldner nicht wie andere Einreden 
diefer Art gegen die Verurteilung, bewirkt vielmehr, dag der Schuldner 
nur gegen Empfang der ihm gebührenden Leitung — aljo zur Erfül- 
lung Zug um Zug — zu verurteilen tt, $ 274 Abf. 1. 


Die Zwangsvollitrefung geht dann jelbjtverjtändlich gleichfalls nur 
auf Leiſtung Zug um Zug.!-? 


Iſt jedoch der Schuldner im PVerzuge der Annahme, jo kann der 
Gläubiger die Zwangsvollitredung fo betreiben, wie wenn die Verur— 
teilung unbedingt erfolgt wäre, 8 274 Abi. 2. 


II. Der Schuldner, welchem ein Zurücbehaltungsrecht zusteht, it 
jelbjtveritändlich nicht in Verzug, jo lange ihm die Gegenleiſtung noch 
nicht angeboten it. 


III. Nah A.L. R.J, 20 8 558 Hatte, wer fich vermöge des Zu— 
rüdbehaltungsrechtes im Bejige einer Sache befand, wegen der Ber- 
wahrung, des Gebrauches und der Verwaltung desjelben die Obliegenheit 
eines Pfandinhabers. Dem B. G. B. iſt Gleiches nicht befannt. Jedoch 
hat der Zurücbehaltende in der Regel nach $ 276 Abf. 1 Sat 1 Vorſatz 
und Fahrläſſigkeit zu vertreten, daher auch gegen Vernichtung und gegen 
Beichädigung des Zurüdbehaltenen das Erforderliche vorzufehren. Was 
er pflichtgemäß für Zwecke diejer Art aufgewendet hat, vermehrt feinen 
Gegenanſpruch. 


IV. Der Zurückbehaltende iſt nicht befugt, ſich aus dem zurück— 
behaltenen Gegenſtande im Wege des öffentlichen Verkaufes zu befrie— 
digen, ſofern ihm nicht ein derartiges Recht aus anderen Gründen zuſteht. 
Infolgedeſſen kann die Lage des Zurückbehaltenden eine wenig günſtige 


1) Erwachſen dem verurteilten Schuldner nach dem Schluſſe der Verhandlung, 
in welcher Einwendungen ſpäteſtens geltend gemacht werden können, Gegenanſprüche, 
jo kann er das Zurückbehaltungsrecht noch im Wege der Klage nah C. P.O. 8 767 
zur Geltung bringen. 


2) Nach C. P.O. 8777 kann der Schuldner, wenn der Gläubiger ſein Zurück— 
behaltungsreht an einer beweglihen Sache geltend macht, der Zwangsvollſtreckung 
in fein übrige Vermögen widerjprecdhen, ſoweit die Forderung durd) den Wert der 
Sache gededt iſt. Er fann verlangen, dab in das verurteilende Erkenntnis der Zuſatz 
aufgenommen wird: „Släger ift gehalten, jeine Befriedigung zunächſt aus der zurüd- 
bebaltenen Sache, nämlid) . . ., zu juchen.“ 
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jein, da das Zurücdbehaltungsrecht zu einer Löjung des Verhältnijjes 
nicht führt. Dies gilt bejonders, wenn die zurücdbehaltenen Gegenjtände 
feinen Berfaufswert haben. 


V. Das Zurücdbehaltungsrecht ijt ein perjönliches Recht, fein ding- 
(iches wie das Pfandrecht. 

Dasjelbe jteht zwar den Ceſſionaren des Gläubiger entgegen, 
dagegen find ihm dritte dinglich Berechtigte nicht unterrworfen. 3 

Hierher gehören auch die Pfändungspfandgläubiger, da diejelben 
ein dingliches Necht haben, C. P.O. $ 804 Abi. 2. 

Auch die Konkursmaſſe unterliegt ihm nicht. Beides leidet eine 
Ausnahme Hinjichtlich derjenigen YZurücbehaltungsrechte, welche nad) 
Konk. O. $ 49 den Pfandgläubigern gleich jtehen. 

VI. Das Zurücdbehaltungsrecht endet insbejondere, wenn derSchuldner 
den Beſitz des zurücbehaltenen Gegenjtandes aufgiebt oder denjelben in 
anderer Weije verliert, ohne ſich denjelben zurücverjchaffen zu fünnen. t 


859. Zurüdbehaltungsredht und Aufrehnung. 


I. Zurücbehaltungsrecht und Aufrechnung, in ihren Ausgangs- 
punkten verwandt, erfuhren eine verjchiedene Entwidelung, insbejondere 
im B. G. B. 


Das Zurückbehaltungsrecht fordert Konnexität der Gegenanſprüche; 
die Aufrechnung legt auf dieſelbe kein Gewicht. Für ſie genügt Gleich— 
artigkeit des Schuldgegenſtandes. Das Zurückbehaltungsrecht ferner be— 
haftet den Anſpruch, dem es entgegentritt, mit einer Einrede. Die 
Aufrechnungsfähigkeit erzeugt nach B. G. B. keine Einrede, mit welcher 
die Gegenforderungen behaftet werden, ſie begründet das Rechtsgeſchäft 
der Aufrechnung, welches allerdings auch mittel Einrede erflärt wer: 
den fann. 


3) R.G. Bd. 39 ©. 285. Der Bermwalter z. B. kann Anfprüche gegen den 
Geſchäftsherrn nicht zur Zurüdbehaltung von Sachen benugen, melde er zwar von 
diefem empfing, die aber einem Dritten gehören, wenn diejer deren Herausgabe als 
Eigentümer verlangt. 


4) Ein Retentionsberechtigter hatte dem GerichtSvollzieher, welcher den Anſpruch 
eines Dritten gegen den Retentionsverpflichteten vollſtrecken jollte, die zurückbehaltene 
Sache unter der Bedingung herausgegeben, dab er aus dem Erlöfe vorzugsweiſe 
Befriedigung erhalte. Später hatte der Gericht8vollzieher den Erlös hinterlegt. Hat 
ſich das Recht des früher Metentionsberechtigten auf den Erlös erhalten? Für das 
WER. ift die Frage bejaht. Jur. Monatsichrift f. Rojen ꝛc. 1898 ©. 171. 
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1. 8.6.83. 8 494 jchliegt die Aufrechnung gegenüber unpfänd- 
baren Anjprüchen jchlechthin aus. So namentlich auch gegen Lohn: 
forderungen. Bei dem Zurücdbehaltungsrechte findet fich feine derartige 
Beitimmung. 

Die Trage wirft ſich auf, ob wegen Gleichheit des Grundes auch 
das Zurüdbehaltungsrecht gegen unpfändbare Forderungen zu verjagen 
iſt. Denn die Ausjchliegung der Aufrechnung hat den Zweck der Ver— 
wirflihung unpfändbarer Anjprüche, auf welchen der Unterhalt des 
‚sorderungsberechtigten beruht, Hindernijje mit Rückſicht auf Gegen- 
forderungen aus dem Wege zu räumen. Diejer Zweck jcheint auch dem 
Zurüdbehaltungsrechte entgegenzuitehen. Da es fich jedoch beim Zurüd- 
behaltungsrechte um innerlich zufammen gehörende Anjprüche handelt, jo 
wird gleichwohl die Analogie nicht einzutreten haben. Damit werden 
Härten abgewendet, welche die Ausſchließung der Aufrechnung auf un: 
pfändbare Forderungen haben fann, wenn e3 fich um Forderungen aus 
demjelben Rechtsgrunde handelt. 

III. Cine weitere, praftijch erhebliche Frage tft, wie es ſich ver: 
hält, wenn der Gegenjtand der Forderung, welche zur Zurücdbehaltung 
geeignet ift, mit dem Gegenjtande des Anfpruches gleichartig it, ins— 
bejondere, wenn es jich um Geldforderungen auf beiden Seiten handelt. 
Geldleijtungen Zug um Zug haben feinen Sinn. Das Zurüdbehaltungs- 
recht muß jich dann zur Aufrechnung gejtalten. Steht diejelbe in diejem 
Falle unter der Herrichaft der allgemeinen Regeln über Aufrechnung? 
Iſt fie aljo gegenüber unpfändbaren Forderungen unzuläſſig? Dies it 
nicht anzunehmen. Dann wäre die Aufrechnung, was fie doch in diejem 
‚alle fein muß, fein Surrogat der Zurüdbehaltung. Der Dienjtherr 
fann hiernach den jchuldigen Lohn „zurüdbehalten“, wenn er auf Grund 
des Dienjtvertrages Schadensanfprüche hat, und es muß zur Aufrechnung 
auf den Lohn kommen. 

Dies Ergebnis iſt allerdings ein anderes als dasjenige, worauf 
$ 394 hinzumweijen fcheint. Aber es iſt unausweichlich und doch wohl 
auch zwecmäßig.!-? 





1) Es jcheint nicht, daß man bei Beratung des B. G. B. die hier berührte 
Frage in das Auge gefaht bat. 

2) Das AZurüdbehaltungsredht wirft auch modifizierend auf die Vorſchriften, 
welche 8396 binfichtlih der Aufrechnung bat, falls mehrere Forderungen vorhanden 
find, vgl. James Goldihmidt, Der Widerjprucd gegen die Aufrehnungserflärung 1899 
©. 13. 
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Zwölftes Kapitel. 
Die Unmöglichkeit der Leiftung. 
860. Unmöglichkeit der Leiftung.! Allgemeines. 


I. Nechte finden ihre notwendige Schranke in der Unmöglichkeit 
ihrer Erfüllung. 

Hierfür macht e8 feinen Unterjchied, ob die Unmöglichkeit auf Natur: 
gejegen beruht, 3. B. im Falle des Verſprechens eines Spiritijten, Geiſter 
zu zitieren; oder ob fie fich in der Logik des Nechtes gründet, 3.3. im 
Falle des PVerfprechens der Übereignung einer Sache auf denjenigen, 
welchem fie bereit3 gehört. 

Es jteht auch in diefer Hinficht die abjolute Unmöglichkeit, 
welche in der Art der verjprochenen Leiſtung begründet ift, der rela- 
tiven völlig gleich, wenn die Leiltung ihrer Art nach möglich, im ge: 
gebenen Falle unmöglich ijt, 3. B. wenn man ein Pferd, welches bereits 
nicht mehr lebt, zu übereignen verjpricht. 

Eine notwendige Schranfe endlich ijt feineswegs bloß die objef- 
tive Unmöglichkeit, d. h. jolche, welche für jedermann bejteht, und 
die das B. G. B. allein als Unmöglichkeit Dezeichnet. Sie wird auch 
durch jubjeftive, in der Perſon des Verpflichteten liegende geichaffen, 
welche das B.G.B. Unvermögen nennt, $ 275. 

Fülle jolchen Unvermögens bilden Berfprechen einer dem Ver— 
jprechenden fremden Sache, welche zu beichaffen, er nicht im jtande ift. 
Dagegen iſt jolches Unvermögen nicht vorhanden, jolange es noch nicht 
ausgejchlojfen ift, daß man fich diefelbe noch zu beichaffen vermag,? 
3. B. wenn ein Kunjthändler ein Gemälde verjpricht, welches der Eigen- 
tümer auf Verkauf arbeitet. 


Il. In allen dieſen Fällen gilt natürlicherweile und mit 
zwingender Kraft, Unmögliches fann nicht geleiitet, nicht ge— 


1) Das B. G. B. wurde beeinflust durch Fr. Mommjen, Unmöglichkeit dev Leiftung 
1853, vgl. aber aud) Hartmann, Die Obligation ©. 166. 

2) Anders Planck S. 49. 

3) Die anderweite Veräußerung des Kaufgegenſtandes durch den Verkäufer fann 
hiernach allein die Aufhebung des Vertrages wegen Unmöglichkeit nicht begründen, da 
eine Wiederanihaffung möglich ift, Gruchot Bd. 35 ©. 931, Bd. 30 ©. 912; Zur. Woch. 
1893 S. 507 n.29; Strieth. Arch. Bd. 27 S. 372. Siehe ferner Strieth. Arc). Bd. 92 
S. 207; Zur. Woch. 1891 ©. 426 n. 52. — Hat fid) hingegen ein Sänger verpflichtet, 
an bejtinmten Tagen im Opernhauſe aufzutreten, und wird er durch Heiferkeit an 
dem Auftreten verhindert, jo gilt der Vertrag wegen der eingetretenen Unmöglichkeit 
der Erfüllung ala aufgehoben, vgl. Gruchot Bd. 30 ©. 911. 
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ſchuldet werden,* Verurteilung zu Unmöglichem fann das Un: 
mögliche nicht bewirfen,5 Zwangsvollftredung zu Unmög- 
lidem verjagt.® 

Dies kann fein Gejeß ändern. Das Parlament, jagt ein englisches 
Diktum, it allmächtig, aber ein Weib kann es nicht in einen Mann 
verwandeln! 

III. Zu beachten iſt jedoch: 

1. Bloß vorübergehende Hindernifje begründen an fich nur 
einen Aufichub der Erfüllung, jie bilden Unmöglichkeit nur, wenn jie 
den Vertragszwed vollitändig vereiteln. Dies ijt aber nicht nur dann 
der Fall, wenn die Bejeitigung für unabjehbare Zeit nicht zu erwarten 
it, jondern auch dann, wenn eine bloß zeitweije Unterbrechung der 
Errüllung die Zwede des Gejchäftes völlig vereitelt. ? 

2. Unmöglichkeit einzelner Modalitäten der Leitung macht diejelbe 
nicht unmöglich, wenn anzunehmen it, dab die Beteiligten das Gejchäft 
für dieſen Fall auch ohne jene Modalität gewollt hätten,“ B. G. B. 
$ 139. 

3. Mangel des VBerpflichteten an Zahlungsmitteln wird vom Rechte 
nicht als jubjektive Unmöglichkeit — Unvermögen — behandelt.? 

IV. Die Unmöglichkeit hat für das Necht nicht bloß negative Be- 
deutung als zwingende Grenze der Nechtsanfprüche. An fie knüpft ſich 
vielmehr in vielen Fällen eine Schadenserjagpflicht dejjen, welcher 
die unmögliche Leiltung übernommen bat. 

In diejer Hinficht ift wichtig die Unterjcheidung zwijchen urſprüng— 
licher Unmöglichkeit, d. 5. der zur Zeit des Bertragsichlujfes vorhan- 


4) 1.185 D. de R. J. „impossibilium nulla est obligatio“. 

5) Auf diefem Standpuntte ſteht auch R.G. Bd.33 S. 221: „Wenn die Er- 
füllung durch Verſchulden des Berpflichteten unmöglich geworden iſt, jo fann der 
Gläubiger eben nicht mehr die Erfüllung, jondern nur das Intereſſe fordern.” 

6) 1.3 pr. D. quae res sine appellatione 49,8; 3.8. Planck, Lehrbud des 
deutichen Eivilprozefies Bd.1 S.332. Anders freilich Pland, der Redaltor Bd.2 S. 47. 
Derielbe erachtet VBenurteilung zu Inmöglihem und Zwangsvollitredung auf Leiſtung 
von Unmöglichem als in der Ordnung, vgl. hierüber unten ©. 131. 

7) R.®. Bd. 5 ©. 278 giebt ein Beifpiel: Dem Lehrer einer Privatelementar: 
schule wurde die jtaatliche Erlaubnis entzogen. Es wurde ihm daher die Anjtellung 
gefündigt. Obgleich ihm jpäter die Erlaubnis auf Grund jeiner Remonjtration wieder 
erteilt wurde, nahm das R.G. an, daß der Vertrag rechtsbeitändig wegen Unmög- 
lichkeit der Leiftung aufgehoben fei, da er mit Rückſicht auf die Bwede des Elementar⸗ 
unterridhtes zu einer ununterbrochenen Thätigkeit verpflichte. 

8) Bol. R.G. Bd. 20 ©. 32. 

9) Motive Bd.2 S. 45; Demburg, Pand. Bd.2 $16 Anm. 6; 1.137 $4 D. 
de V.O0.45.1; vgl. aud) Goldmann und Lilienthal ©. 164. 


Dernburg, Bürgerl. Recht. 11.1. 9 
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denen, und nachträglicher, welche erft nach Begründung des Schuld: 
verhältnijjes eintrat. 

Urjprüngliche Unmöglichkeit ijt verhältnismäßig felten. Denn nur 
Irrtum oder Betrug kann den Abjchluß eines von vornherein unmög- 
lichen Gejchäftes veranlajjen. Nachfolgende Unmöglichkeit ift häufig. Sie 
beruht auf dem allgemeinen und unaufhörlichen Wandel der menjchlichen 
Dinge. 

861. Urjprünglide Unmöglichkeit der Leijtung. 

I. Ein auf eine unmögliche Leiftung gerichteter Vertrag ift nichtig. 
So beitimmt 8 306. 

Nach dem Sprachgebrauche des B. G. B. bezicht fich diefer Aus- 
jpruch nur auf objektive, zur Zeit des Bertragsichluffes vorhandene 
Unmöglichkeit. 

Der Satz leidet zwar feine wahren Ausnahmen, diejelben wären un: 
denkbar. Wohl aber beitehen Berfeinerungen und praktische Ausglei- 
chungen. 

1. Kann die Unmöglichkeit gehoben werden, und iſt der Bertrag 
für diejen Fall gejchloffen, jo ijt er als bedingter gültig, $ 308 Abj. 1. 

2. Sit die unmögliche Leiltung unter einer anderen aufichtebenden 
Bedingung oder einem Anfangstermine verjprochen, jo wird der Vertrag 
gültig, wenn die Unmöglichkeit vor dem Eintritte der Bedingung oder 
des Termines gehoben wird, $ 308 Abi. 2. 

Sit alfo eine außerhalb des Verkehres jtehende Sade, 3.2. 
das Terrain einer Feitung, Gegenjtand eines Übereignungsgejchäftes 
unter der Bedingung des Eintritte8 der Sache in den Verkehr, jo it 
das Gejchäft gültig, wenn fich die Bedingung verwirklicht; dasjelbe gilt, 
wenn ed an eine Bedingung oder einen Termin geknüpft ift, falls die 
Sache vor deren Eintritt verfehrsfähig wird. 

3. Wer beim Vertragsschlufie die Unmöglichkeit der Leiftung Fannte 
oder fennen mußte, hat dem anderen Teile, wenn diejer entichulobarer- 
weije im Irrtume war, das negative Vertragsinterejje zu erjeßen, ® 
jedoch begrenzt Durch das pojitive Interejje, $ 307% Abi. 1. 





1) E.I 8344; Mot. Bd.2 ©. 176: „Verſtanden ijt die anfängliche (objeftive) 
Unmöglichkeit, nicht da3 Unvermögen.“ 

2) E.18346; Mot. Bd.2 S. 180; Kom. Prot. S. 913. 

3) Vgl. oben ©. 59. 

4) E.I 8344; Mot. Bd.2 ©. 176; Kom. Brot. S. 903. 
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4. Dit das Geichäft teilweife unmöglich und nach $ 139 ganz 
nichtig, Jo umfaßt das negative Interejje den ganzen Vertrag, 3. B. man 
fauft ein Grundjtüd zum Bauplage, durch welches ohne Wiljen des 
Käufers, und jo, daß der Verkäufer dies wuhte oder wilfen mußte, ein 
öffentlicher Weg geht, welcher da8 Bebauen des ganzen Grundjtüdes 
unthunlich macht. 

5. Iſt das teilweis unmögliche Gejchäft nur zum Teil nichtig, 
und bleibt es nach $ 139 zum Teil rechtjtändig, jo umfaßt das 
negative Intereſſe nur einen entiprechenden Teil, $ 307 Abi. 2. 

6. Beruht der Abichlug des Gejchäftes auf argliftiger Täu— 
ihung, jo kann der Getäujchte dasjelbe bloß nad) $ 123 Abſ. 1 an- 
fechten, er kann aber auch jtatt dejjen verlangen, daß ihm dag pojitive 
Vertragsinterejje voll gewährt wird, $ 823. 

II. $ 306 trifft jeine Beftimmung nur für den Fall der Unmög- 
(ichfeit, alfo, wie jchon hervorgehoben, wenn die Erfüllung objektiv un- 
möglich ijt. Für den Fall bloß fubjektiver Unmöglichkeit zur 
Zeit des Bertragsichlufjes — des Unvermögens — ijt eine 
Borjchrift nicht getroffen. 

Dierher würde der Tall gehören, dap A. dem B. eine Majchine, 
welche zu Gunjten des E. patentiert tft, in der Meinung verjpricht, daß 
das Patent des E. ihm, dem A. gegenüber feine Kraft habe. Durch 
rechtsfräftiges Urteil zwilchen A. und E. wird das Gegenteil feſtgeſtellt. 
Eine objektive Unmöglichkeit, derartige Maſchinen zu erlangen, bejteht 
nicht, aber U. it unvermögend, jie zu liefern! 

Aus dem Mangel einer bejonderen Borjchrift folgert nun Pland 
B.2 ©. 47, daß der auf eine jubjeftiv unmögliche Leitung gerichtete 
Bertrag gültig jei, jo daß im gedachten Falle A. dem B. gegenüber 
zur Leiftung der Majchine verpflichte, daß B. auf Erfüllung derfelben 
gegen 4. zu Hagen, der Richter auf diefelbe zu verurteilen habe, daß 
die Zwangsvollitredung zu verjuchen jei. Erſt deren Ergebnislofigfeit 
eröffne nah B. G. B. 8 283 den Anfpruch auf Schadenserfat wegen 
Nichterfüllung! 

Dies wären aber jo zwedwidrige Prozeduren, daß fie nicht im Sinne 
des B. G. B. liegen können. Vielmehr bejteht der Unterjchied vom Falle 
der objektiven Unmöglichkeit nur darin, daß der Gläubiger, wenn das 


5) Wie Tland, Cofad 898 ©.392. Endemann $ 127 Ziff. 3° fcheint deren 
Auffafiung dagegen nicht zu teilen. 
9* 
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Geſchäft wegen Unvermögens des Schuldners unausführbar it, einen 
Anfpruch auf das Erfüllungsinterefje erlangt, aljo nicht bloß auf 
das negative Vertragsintereſſe verwiejen iſt. 

Gelbitverjtändlich hat er einen jolchen Anjpruch nicht, wenn er das 
Unvermögen des jich Verpflichtenden beim Gejchäftsichluffe kannte; Dies 
ergiebt Treu und Glauben. 

Hätte der Gläubiger auf die verjprochene Leiſtung geklagt, jtellt 
jich während des Verfahrens das Unvermögen des Schuldners heraus, 
jo ilt die Abänderung des Antrages und Verurteilung in das Erfül— 
lungsinterejje zuläjfig, eine Klageänderung im Sinne der C. P.O. $ 264 
liegt hierin nicht.°- 7 


862. Nahfolgende Unmdglickeit.! 


I. Durch nachfolgende Unmöglichkeit erlijcht die Schuld, 
$ 275 Abſ. 1. Dies gilt aud für nachträglich eintretendes Unver: 
mögen des Schuldners, $ 275 Abj. 2. 

II. Sit aber der Schuldner verpflichtet, das Ereignis zu ver— 
treten, jo wird er haftpflichtig. Solche Vertretung liegt ihm ob 

1. infolge jeines Verſchuldens, ſei es, daß er den Schaden 
unmittelbar herbeiführte, jet es, daß er es an Sorgfalt fehlen lieh, um 
ihn abzuwenden. Der Grad des Verjchuldens, welcher ihm dabei obliegt, 
bejtimmt jich nach den allgemeinen Grundſätzen. 

2. Wie eigenes Verjchulden hat er dag Berjchulden jeines ge— 
jeglichen Vertreters und feiner Hilfsperjonen bei Erfüllung feiner 
Berpflichtung zu vertreten, $ 278. 

3. Nach 8 2793 vertritt der Gattungsichuldner aud) ohne 
Berjchulden jein Unvermögen zur Leiftung. 

Die Tragweite diefer Beltimmung iſt dunfel und beftritten. 


’ Pi Dertmann zu 8 275; R.®. in Seuffert Archiv Bd. 49 n.86 und 87, Bb.52 
n. 150. 

7) Coſack Bd. 1 ©. 332 unter 1 nimmt an, daß $281, wonach der Schuldner, 
welcher infolge des Imjtandes, welcher die Lerftung unmöglich macht, einen Erſatz 
erhält, diefen dem Gläubiger abtreten muß, nicht bloß für nachfolgende Unmöglichteit 
gelte, jondeın aud für urjprünglich jubjettive Unmöglichteit. Danach durfte 
der Käufer einer Sache, welche der Berfäufer vor dem Verkaufe einem anderen vers 
fauft umd übergeben hat, den aus einem früheren Verkaufe vom „Derfäufer erlöiten 
Kaufpreis fordern. Dies ift nicht annehmbar, Pland $281 Ziff. 5. 

1) Ubbelohde im Ardiv für civ. Praxis Bd.85 ©. 120, dazu Dertmann in 
Kohlers en Bd. 12 ©. 284; vgl. Hartmann, Die Obligation ©. 254. 

2) E.I 8237; Mot, g- 2 ©. 44; Kom. Brot. ©. 628, 8413. 

3) E I $237 bj. 2; Mot. Bd. I ©. 47; Kom. Brot. ©. 629, 650. 
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Die Vorschrift trifft Fälle der objektiven Unmöglichkeit der 
Leiſtung nicht; für fie gilt allgemein der Sag: genus perire non cen- 
setur. Iſt freilich die Gattung jchlechthin untergegangen, aus dem Ver: 
fehre gefommen, oder iſt die Leiltung aus der Gattung infolge bejon- 
derer Gründe, 3. B. eines Ausfuhrverbotes, Kriegsereigniſſes, nicht aus- 
führbar, jo ift der Schuldner frei. 

Im $ 279 handelt es jich bloß um eine jubjektive Unmöglichkeit. 
Und zwar vor allem um eine folche, welche die Leijtung aus der Gat- 
tung verhindert, weil der Schuldner feine Gattungsjachen der ge 
ichuldeten Art zur Berfügung hat, 3.8. er iſt nicht im jtande, eine 
der patentierten Majchinen, wie er verjprochen hat, zu gewähren. Dies 
bat er nach $ 279 zu vertreten. 

Bezieht fi $ 279 aber auch auf bloß perjönliche Verhinde— 
rungen, welche auf den Gegenjtand der Leiltung feinen unmittelbaren 
Bezug haben, 3.8. fall3 die plögliche Mobilmahung des zur Fahne 
gerufenen Schuldners deſſen Unvermögen bewirkt, die gejchufdete Leiſtung 
vorzunehmen. Wir jchliegen uns der Verneinung an.t Denn es jollte 
durch $ 279 nur der Sat genus perire non censetur eine ſich an— 
ichließende Erweiterung erfahren. 

4. Während des PVerzuges des Schuldners hat er zufällig ein- 
getretene Unmöglichkeit zu vertreten, es jet denn, daß fie, auch bei 
rechtzeitiger Leitung Platz gegriffen hätte, $ 287. 

5. Iſt ftreitig, ob der Schuldner die Unmöglichkeit zu vertreten 
hat, jo trifft ihn die Beweislaft, $ 282. 

III. Der Schuldner, welcher die Unmöglichfeit zu vertreten hat, muß 

1. dem Gläubiger den durch die Nichterfüllung entitandenen Schaden 
eriegen, $ 280 Abi. 1; 

2. bei teilweifer Unmöglichkeit kann er, wenn die teilweije Er: 
füllung für ihn fein Interejfe hat, was nach Lage des Falles zu 
beurteilen it, Schadenserja wegen Nichterfüllung der ganzen Ver: 
bindlichfeit verlangen, $ 280 Abi. 2 Satz 1. 

Iſt in diefem Falle bereits geleiitet, jo tritt Verpflichtung zur 
KRüdgewähr entiprechend den für den vertragsmäßigen Rücktritt geltenden 
Vorfchriften ein. > 





4) So Goldftein und Lilienthal S. 165; dagegen Dertmann zu 8279. 
5) Hiermit wird eine fafuiftifch detaillierte Regelung mittelbar getroffen. Näheres 
Planck ©. 55. 
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IV. Dem Gläubiger gebührt in allen Fällen der Erjat oder Erjaß- 
anfpruch, welcher dem Schuldner infolge des die Unmöglichkeit der Leiitung 
herbeiführenden Ereignifjes erwuchs, $ 281 Ab. 1, z. B. die gejchuldete 
Sache wurde durch einen Dritten jchuldhaft bejichädigt, fie wurde ent: 
eignet, war verfichert, fie wurde mit Sachen des Verwahrers in unfrei- 
williger Verjteigerung veräußert, der Schuldner hat fie einem anderen 
verfauft und übergeben und den Kaufpreis bezogen. 


Der Gläubiger erhält den Anfpruch auf den dem Schuldner er- 
wachjenen Erjaß neben jeinem Schadenserjaganjpruch gegen Dielen, 
falls derjelbe die Unmöglichkeit zu vertreten hat, er hat fich aber den 
Betrag des ihm Herausgegebenen oder den Wert des Erjaganjpruches 
anrechnen zu lajjen. Hat er volljtändige Entjchädigung erlangt, jo gebührt 
ihm der Erjag nicht, $ 281 Abi. 2. 


Dreizehntes Kapitel. 
Haftung für Verſchulden. 
863. Verſchulden im allgemeinen. 


I. Berichulden iſt ſchädigende Rechtsverletzung, welche auf 
einen Willensfehler des Schädigers zurüdführt. Sein Teil des 
Nechtes ift, in welchem nicht Berjchulden eingreift. Denn mit der Pflicht 
iſt auch die Möglichkeit ihrer rechtZwidrigen jchuldhaften Verabjäumung 
gegeben. Verſchulden iſt vor allem der Grund des Strafrechtes, it im 
Givilprozelje von Bedeutung,? in alle Teile des Privatrechtes greift es 
ein und ruft die Reaktion des Nechtes hervor. Bejonders wichtig it 
Berjchulden für das Obligationenrecht. Hier it dasjelbe im B. G. B. 
behandelt. 

Berichulden iſt Schädigung anderer. Aber wir finden -auch 
ungehöriges Thun und Unterlafien, durch welches man ſich jelbit 
ihädigt, im B.G.B., 3.8. $ 254 Abſ. 1 als Berjchulden bezeichnet. 

An das Verſchulden fnüpfen ſich Nechtsnachteile verjchiedener Art. 
Dasjelbe kann unter anderem die Verwirfung von Anjprüchen, $ 338, 


1) Uber gemeines Recht vgl. die bei Dernburg, Band. Bd. 1 886 Anm. 3 
zaungeführten. — Über B. G. B. vgl. Das Verihulden im B.G.B. in Kohler Archiv 
Dd. 14 ©. 79; Liszt, DeliftSobligationen; Goldmann und Lilienthal S. 1854; Kuhlen— 
bet, Bon den Pandekten zum B. G. B. Teil I S.434, Teil I ©. 42. 


2) E.P.O. 8868, 367 Abſ. 2, 233. 
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eines Rücktrittsrechtes, $ 351, Ausjchliegung von einer Friſt, S 1996 
Sat 2, nach ſich ziehen; die allgemeinjte Folge aber des Verſchuldens 
iit die Verpflichtung zum Schadenserjaße.® 

1. Das Verichulden iſt Vorſatz oder Fahrläſſigkeit. Die Be- 
griffe jind dem dolus und der culpa der Römer nachgebildet. Doc 
decken jich die römijchen Begriffe nicht vollitändig mit den heutigen. 

1. Vorſatz fiegt in Handlungen, jowie in Unterlafjungen, die im 
Bewußtſein ihrer recht3verlegenden Natur gejchehen.* 

Notwendig iſt aljo, daß man der Rechtöverlegung bewußt war, 
nicht notwendig, daß man deren jchädliche Folgen wollte oder auch nur 
vorausjah. Eine Eifenbahnverwaltung 3. B., welche gegen die Bejtim- 
mung ihres Reglements ohne Zuftimmung des Abjenderd wijjentlich 
Güter, die jich nicht dazu eignen, in offenen Wagen befördert, haftet 
wegen VBorjages, wenn fie auch unterjtellte, daß im gegebenen Falle 
aus Ddiejer Beförderungsart fein Schaden entitehen würde. 

Hier hebt ſich die „Abſicht“ oder „bösliche Abſicht“, bei welcher 
man die jchädliche Folge bezwedte, vom bloßen Vorjage ab.5 Zutreffend 
jagt man, Vorſatz it Thatwille, Abjicht Erfolgwille.® 

2. Fahrläſſig handelt nach B.G.B. $ 276 Abj. 1,’ wer die im 
Berfehre erforderliche Sorgfalt außer Acht läft.® 

a) Unter Berfehr kann hier nicht, wie gewöhnlich, der Gejchäfts- 
verfehr gemeint jein, vielmehr, was in den bürgerlichen Beziehungen 
im Leben al3 erforderlich gilt.? 

Was hierhin gehört, ergiebt die geläuterte öffentliche Meinung, und 
auf Grund derjelben im Streitfalle das richterliche Ermejjen. 


3) Bgl. oben $ 25. 

4) Die Römer bezeichnen — widerrechtliche Abſicht als dolus, ſiehe 
Pernice, Labeo Bd. 2 2. Aufl. S.1 

„*) Von Abſicht ſpricht u. a. 8 G. B. 8 1456. Dazu 88 1487, 1519, 2138 
Abſ. 2, 2287, ebenſo Konk. O. 831 Ziff. 1. 

6) Bl. Liszt, Deliktsobligationen. 

7) Kom. Brot. &. 375, 607, 2761, 2776, 2786. 

8) Wendt, Die im Verkehr erforderliche Sorgfalt im Archiv für civ. Praxis 
B.87 ©. 422; "Kublenbed a. a. O. ©.4 

9) Wo immer rechtliche Pflichten beitehen, wird ſich die Frage der jorgfältigen 
Ausführung aufwerfen. Daher muß Verkehr im weitejten Sinne genommen werden 
z„. B. aud) beim Dienjte des Arztes oder der Hebamme. Nicht die Definition aljo 
erläutert uns den Thatbejtand des Berichuldens, jondern ber Thatbeſtand bejtimmt 
die Auslegung der Definition. Non jus ex regula sumitur, sed regula ex jure. 
Ein leuchtendes Beiipiel für die Bedeutung gejeglicher Definitionen! Gut, wenn fie, 
wie im gegebenen alle, nicht ſchaden und ji mit dem durd; das Wefen der Ber: 
bältniffe gegebenen Thatbeitande, wie hier, vereinigen lafjen. 
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b) Die Römer bezeichneten die erforderliche Sorgfalt als diligentia 
diligentis patris familias. Dies nachbildend bejtimmte auch der erite 
Entwurf 8 144 Abſ. 1 Fahrläſſigkeit als mangelnde Sorgfalt eines 
ordentlichen Hausvaters. Dies rief jedoch laute Kritik, jogar Spott 
hervor.1° Es fiel das Wort: Durchichnittsphilifter! In der zweiten 
Kommiſſion bejeitigte man daher die Beitunmung und erjegte jie durch 
die im Verkehre erforderliche Sorgfalt. Gemeint ift, wie fich in gleicher 
Lage ein praftiicher, gewijjenhafter Menjch benommen hätte. 

ce) Der Maßſtab, welchen man hiernach anzulegen hat, ijt ein 
abjtrafter. Auf die individuelle Beichaffenheit der Perſon des Schädigers 
iſt, ſoweit nicht Fehlen oder Minderung der Zurechnungsfähigfeit in 
Frage fteht, Gewicht nicht zu legen. Allerdings wollen das manche 
nicht gelten lajjen. Sie fordern einen anderen Maßſtab bei Gejunden 
wie bei Kranken, bei Männern wie bei Frauen, bei Vierzigjährigen wie 
bei Zwanzig- oder wiederum Siebenzigjährigen.! Warum nicht auch 
bei Gebildeten andere als bei Ungebildeten, bei Gewißigten und bei 
Unbeholfenen? Dem Gejege ijt dies fremd. Denn der Verkehr unter: 
jcheidet nach ſolchen Rüdjichten nicht und kann dies auch nicht. Welche 
Schwierigkeit im Leben, wenn man dies alles zu beachten hätte, welche 
MWeitläuftigfeit und Unficherheit im Prozeſſe! 

d) Nah H. G. B. $ 347 jteht der Kaufmann aus Gefchäften, die 
für ihn Handelsgejichäfte bilden, für die Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmannes ein. Im gleicher Weife haftet nach $ 429 9.6.3. der 
ordentliche Frachtführer, nach 88 599 Ab. 2, 606 der ordentliche Ver— 
frachter, nach $ 497 der ordentliche Nheder, nach 88 511, 653 der 
ordentliche Schiffer, und nach Flößereigeſetz $ 2 der ordentliche Flößer. 

Entiprechend muß der Arzt in feiner ärztlichen Praxis für die 
Sorgfalt des ordentlichen Arztes, der Rechtsanwalt bei den Aufgaben, 
die ihm als jolchem der Partei gegenüber obliegen, für die eines ordent- 
lichen Rechtsanmwaltes, 1? und jo jeder in feinen Berufsgeichäften für die 
Sorgfalt ordentlicher Berufsgenofjen einftehen ohne Unterjchied des Ge- 
ichlechtes, des Alters oder der Intelligenz. 13 


10) Zujammenftellung der gutachtlichen Äußerungen Bd. 1 ©. 206, Bd. 6 
S. 179. 
11) Eofad, Lehrb. ©. 237; Wendt a. a. O. ©. 438. 


12) Reditsanwaltordnung vom 1. Juli 1878 828 regelt die Pflichten des 
Rechtsanwaltes in öffentlicher Hinſicht. 


13) Vgl. Unfallverfiherungsgefep vom 6. Juli 1884 8 96. 
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Denn das iſt die im Verkehre erforderliche Sorgfalt, daß man in 
jeinen Berufsgejchäften fich jo benimmt, wie der ordentliche Berufs- 
genofje. !+ 

III. Die Fahrläffigkeit — das Verſchulden im engeren Sinne — 
kann jchwerer oder leichter jein. 

Die ältere gemeinrechtliche Theorie und hiernach das A.L.R.I, 3 
s 18 ff. unterjchied befanntlic) drei Grade, nämlich grobes Berjehen, 
mäßiges und endlid) noch geringes, was nur bei bejonderer Kenntnis 
der Sache oder des Gejchäftes, oder durch ungewöhnliche Aufmerkſamkeit 
vermeidbar war. 

Dem römischen Rechte war dies fremd, ebenjo dem code civil. 
Die neuere deutjche — auch preußische — Gejeggebung bat dieje Unter: 
ſcheidungen als unjicher und fleinlich gleichfalls aufgegeben. Auch das 
B. G. B. entjcheidet fi) für die zweigradige Stulpatheorie, wonach die 
Fahrläſſigkeit nur in grobe und in leichte zerlegt wird. 

1. Was grobes Verjchulden ift, beſtimmt das B. G. B. nicht 
bejonders. Kein Zweifel aber, daß es jich im wejentlichen der römijchen 
Auffaſſung der culpa lata anjchliegen wollte. Danad) iſt grobes Ver— 
Ichulden Nichtbeachtung dejjen, was jedem einleuchten mußte, aljo totale 
Sleihgültigfeit gegen das, was offenbar unter dei gegebenen Umjtänden 
hätte geichehen müſſen. 

2. Die grobe Fahrläffigfeit wurde von den Römern dem dolus 
gleichgeitellt. Dem B. G. B. iſt dies fremd. 

Dagegen zeichnet die neuere Gejeggebung, insbejondere die handels- 
rechtliche, mehrfach das „bösliche Verhalten” aus. Damit faht fie 
Borjag und jenen Äußerjten Grad grober Fahrläſſigkeit zu— 
ſammen, welche auf Frivolität beruht und jittlich zum Vorwurf gereicht. 

Nach dem alten H. G. B. Art. 396 Abi. 5 traf den Frachtführer 
volle Schadenserjagpflicht nur bei böswilliger Handlungsweije, dagegen 
haftet er nad) dem jehigen H. G.B. $ 430 Abi. 2 bei grober Fahr: 
läftigfeit wie bei Vorſatz. So iſt es auch bei dem Seefrachtgejchäfte, 
vgl. H. G. B. Art. 610 Ab. 2 und derzeit $ 609 Abj.2. Im Binnen= 
ichiffahrtsgejege S 75 hat fich aber erhalten, daß der Frachtführer 
nur bei böglicher Schädigung für vollen Erjag haftet. Auch die Gründer 


14) Vgl. I.9 85 D. locati 19,2 Celsus etiam imperitiam culpae adnumeran- 
dam libro 8 digestorum scripsit: si quis vitulos pascendos vel sarciendum quid, 
poliendumve conduxit, culpam eum praestare debere et quod imperite peccavit, 
culpam esse: quippe ut artifex conduxit. 
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einer Aftiengejellichaft haften der Gejellichaft für einen bei Feſtſetzung 
der Einlagen im Gejellichaftsvertrage böglicherweile zugefügten Schaden, 
9.6.8. 5202, und die Emitteten von an der Börje eingeführten Wert: 
papieren nach Börjengejeg S 43 Hinfichtlich des Verjchweigens von 
Thatſachen für Arglift und bösliches Berhalten. 

Das B. G. B. legt mehrfach auf böswillige Unterlafiungen Gewicht, 
insbejondere $ 324 Abj. 1 und 2 und $ 615 Sag 2. Dies iſt etwas 
anderes als böslich, nämlich Abficht zu jchaden. 


864. Bertraglides und außervertraglihes Verſchulden. 

I. Das B. G. B. behandelt im 25. Titel des 7. Abjchnittes $ 823. 
die unerlaubten Handlungen und regelt dort namentlich die Frage, unter 
welchen Borausjegungen man aufßervertraglich für Nechtsverlegungen 
haftbar iſt. 

Die Unterfuchung darüber, welches diefe Vorausfegungen find, it 
erſt jpäter thunlich. 

II. An diefem Orte ift nur feſtzuſtellen, wie fich die Haftung wegen 
unerlaubter Handlungen zu der wegen Verlegung vertragsmäßiger Ber: 
bindlichkeiten verhält. 

1. Es iſt davon auszugehen, daß im Sinne des B. G. B. die vor- 
jägliche wie fahrläjfige Verlegung von Bertragspflichten nicht als 
unerlaubte Handlung im Sinne des 25. Titel3 gilt, denn der Titel über 
die unerlaubten Handlungen jollte im wejentlichen an die Stelle Der 
römischen Deliftobligationen treten, welche neben den fontraftlichen ftanden 
und von ihnen ftreng gejondert waren.!- 

2. Enthält aber die Verlegung einer VBertragspflicht zugleich, vom 
Dertrage abgejehen, den Thatbeitand eines Delikte nach S 823 ff., 
jo entjteht neben dem Bertragsanjpruche ein Anjpruch wegen der un— 
erlaubten Handlung. Beiſpielsweiſe iſt dies bei Bejchädigung oder Zer— 
törung einer entliehenen oder gemieteten Sache durch den Entlehner oder 
Mieter der Fall. 

Dies entipricht dem bisherigen Rechte. Das gemeine Recht ins- 
bejondere gewährte in jolchem Falle neben der actio commodati oder 
locati die a. legis aquiliae. Es bejteht fein Grund dafür, nah B. G. B. 
zu anderen Ergebnijien zu gelangen. 


1) So auch Liszt a.a.D.; Goldmann ©. 185. 
2) Anderes galt für den 6. Titel, Teil I des A.L. R.; ©. Trib. Bd.48 5.40; 
Dernburg, Preuß. Br. R. Bd.2 874 Anm. 1. 
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Jeder dieſer Anjprüche unterjteht den ihm eigentümlichen Nechts- 
jägen, 3. B. bezüglich der Verjährung, ? — $ 852 — des Gerichtäftandes. 
Sie find verjchieden thatlächlich zu begründen. Aber die Anfprüche fon- 
furrieren. Cinmalige volle Befriedigung hebt beide auf. 

3. Gemeinrechtlich iſt beitritten, ob der Grund der Verhaftung aus 
einem Bertrage Einfluß auf die Deliktshaftung des Vertragsſchuldners 
hat.* Diejelbe Streitfrage erhebt ſich unter der Herrichaft de8 B. G. B. 
Man hat zu unterjcheiden: 

a) Das Vertragsverhältnis rechtfertigt nicht jelten Handlungen, die 
ohne Ddasjelbe unerlaubt wären, 3. B. eine Eifenbahnverwaltung über- 
jendet ihrem Reglement entiprechend Waren in offenen Waggons, jo dab 
ſie durch die Funken der Lokomotive in Brand gejeßt werden. Was 
ohne den Bertrag Verſchuldung wäre, iſt es in Diefem Falle nicht. 
Infolgedeſſen ift auch eine Haftung wegen Bejchädigung durch un— 
erlaubte Handlung nicht begründet. 5 

b) Der Umitand allein, daß man aus dem VBertragsverhältnifie 
nur für Vorſatz und grobe Fahrläffigkeit, oder für die in eigenen Dingen 
gewohnte Sorgfalt verhaftet wird, ändert Hingegen daran nichts, daß 
man außervertraglich leichte Fahrläfligfeit zu vertreten hat. Demm wenn 
die VBertragspflicht leichte Verjehen nicht in fich begreift, heit dies nicht, 
dag fie erlaubt jeien. Der unentgeltliche Verwahrer z. B., welcher nach 
$ 690 nur für Sorgfalt in eigenen Dingen einjteht, wird aus dem Ber- 
trage nicht haftbar, wenn er nach feiner gewohnten Weije die Obhut 
gegen Diebitahl verabjäumt. Wenn er aber die anvertraute Sache körperlich 
durch leichte Fahrläſſigkeit beichädigt, trifft ihn die Haftung wegen un: 
erlaubter Handlung ebenjo wie einen dritten Schädiger, troßdem er aus 
dem Bertrage hierfür nicht einjteht. 


865. Grade der Berhaftung in einzelnen Verhältnifjen. 

I. Die hauptjächlichen gejeßlichen Vorjchriften find folgende: 

1. Regel it, daß man, jofern die übrigen Vorausfegungen der 
Schadenserjagverpflichtung vorhanden find, Vorſatz und jede Jahr: 
läſſigkeit zu vertreten hat. Dies gilt für Vertragspflichten nach $ 276 
Abi. 1 Sab 1, für außervertragliche Schädigungen nach $ 823. Im 
ganzen entjpricht dies dem bisherigen echte. 


3) Bgl. R.®. Bd. 33 ©. 222. 
4) Derndurg, Band. Bd.2 $131 Anm. 21. 
5) So au R.D.H.G. Bd. 15 ©. 83. 
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2. In gewiſſen Fällen greift eine mildere Behandlung ein, jo dak 
die Individualität des Verpflichteten berücjichtigt wird, und Diejenige 
Sorgfalt genügt, welche man in eigenen Dingen anzuwenden pflegt, 
jog. culpa in concreto.! 

Dies ift nah B. G. B. der Fall bei unentgeltlicher Verwahrung, 
$ 690,2 Gejellichaftsverpflichtungen, $ 708,3 hinfichtlich der aus dem 
ehelichen Verhältnifje entjpringenden Berpflichtung der Ehegatten, $ 1359, 
der in Ausübung elterlicher Gewalt erwachſenen Verpflichtung der Eltern, 
SS 1664 und 1686, endlich bezüglich der Berpflichtung des Worerben 
gegenüber dem Nacherben, 8 2131. 

Entbunden wird man hierdurch aber höchſtens von Haftung für 
leichte, nicht für grobe Fahrläſſigkeit, $ 277. Nur Minderung, nicht 
Steigerung der Verantwortlichfeit tritt infolgedejjen ein. 

3. Bloß für Vorjak und grobes Verſchulden haftet der 
Schenker, $ 521, der Verleiher, $ 599, der Finder, $ 968, unter lm: 
itänden auch der unbeauftragte Gejchäftsführer, S 680, ferner jeder 
Schuldner, jolange fein Gläubiger im Berzuge iit, $ 300. 

4. Der Beamte, welcher ein unrichtiges Urteil fällt, haftet infolge 
$ 839 Abſ. 2 in der Negel nur im Falle vorjäglicher Pflichtverlegung. 

5. Die Anjprüche des öffentlichrechtlich wegen Unfalles Berficherten 
gegen jeinen Arbeitsherrn beichränfen jich nach dem Unfallverficherungs- 
gejege vom 6. Juli 1895 auf vorjäßliche Schädigung. 

I. Den Beteiligten jteht frei, mildere oder jtrengere Haftung als 
Die gejeglich eintretende zu vereinbaren. 

Die Haftung wegen Vorſatzes fann aber dem Schuldner nicht 
im voraus erlafjen werden, $ 276 Abj. 2. So erklärten auch die 
Römer daS pactum ne dolus praestetur für nichtig.* Denn blindes 
Vertrauen joll nicht vorjäglicher Schädigung die Wege bahnen. 

Ob die Befreiung in dem urjprünglichen Schulövertrage gejchah 
oder nachher, kommt nicht in Betracht, ſie iſt jtet3 nichtig, wenn fie 





1) Die diligentia, quam in suis rebus adhibere solet paterfamilias der Römer, 
vgl. 1.72 D. pro socio 17, 2; ®Bernice, Labeo Bd. 2 1. Aufl. ©. 360. 

2) Nach römiſchem Rechte haftete bekanntlich der Depofitar nur für dolus und 
eulpa lata. Aber der Juriſt Celjus in 1.32 D. depositi 16,2 nahm deſſen Haftung 
für diligentia, quam in suis rebus an. Dernburg, Pand. Bd. 2 886 Anm. 12. 
Damit ftimmen ältere deutiche Statuten Stobbe= Lehmann Bd. 3 S. 204 und A.L. R. 
1,14 $12, jowie code civil art. 1927. 

3) So ſchon 1.72 D. pro socio 17,2. 

4) 1.23 D. de R.J. 50,17 hoc enim bonae fidei judicio contrarium est. 
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vor der dolojen Handlung erklärt war. Gleiches wird jelbjt dann gelten 
müjjen, wenn jie erfolgte, ehe der Beichädigte Kenntnis der vorjäßlichen 
Schädigung erhielt. 

Zuläſſig iſt es, die Haftung wegen grober Fahrläjfigfeit zu erlafjen, 
worüber man gemeinrechtlich jtritt, weil die Römer die culpa lata dem 
dolus gleichjtellten.° Zuläjjig iſt auch die Ablehnung der Haftung für 
vorjägliche Schädigung durch Vertreter und Hilfsperjonen, $ 278 letter 
Sa. Aber die Ablehnung der Haftung für vorjäglichen Schaden durch 
die Organe einer Korporation oder fouporativen Gejellichaft, z. B. einer 
Aktiengejellichaft, fann nach dem Zwede des $ 276 Abj. 2 nicht anerfannt 
werden. 


866. Ausſchließung des VBerfhulden?.! 

1. Verſchulden iſt Willensfehle. Nur wer frei handelt, fann 
daher in Berjchulden und wegen Verjchulden jchadenserjagpflichtig fein. 

a) Daraus folgt, wenn es auch das B. G. B. nicht bejonders befagt, 
daß überwältigender Zwang Verjchulden und die Schadenserjaß- 
pflicht des Gezwungenen ausjchliegt. Nicht jede Drohung freilich, wenn 
auch mit ernjten Mitteln, genügt, um eine rechtöverleßende That zu ent— 
Ihuldigen. Entſcheiden muß, welcher Widerjtand gegen die Drohung in 
der menjchlichen Gejellichaft von dem einzelnen gegenüber zugemuteten 
Unrecht erwartet werden darf. 

b) Wer ferner den Befehlen eines Vorgejegten gehorcht, gilt 
als unfrei, und um deswillen ohme eigene Verantwortung, wenn er nach 
der jtaatlichen Drdnung zu unbedingtem Gehorjam verpflichtet 
war. So bejtimmte dag A.L. R. I, 6 $47. Das B. G. B. ſpricht fich 
auch hierüber nicht aus. Aber die allgemeinen Grundſätze führen zu 
dem Ergebnis, welches das A.L.R. formulierte? 

2. Verjchulden liegt nicht vor in Fällen berechtigter Notwehr. 
Es iſt auch nicht Verjchulden, wenn man im Notjtande fremde Sachen 


5) Dernburg, Band. Bd.2 836. 

1) Bgl. Liszt a. a. O. S. 85. 

2) Staatsbeamte können ſich freilich nicht unbedingt damit entſchuldigen, daß 
ihre vorgeſetzte Behörde ihre Handlung genehmigt oder beſtätigt oder auch veranlaßt 
bat. Ein Beiſpiel enthält Jur. Woch. 1893 S. 50 nm. 51: Ein Gemeindevorſteher hatte 
den vom Landrate und Kreisausſchuſſe beſtätigten Gemeindebeſchluß durchgeführt. Der 
Beſchluß war ungültig, weil die Beſtätigung durch den Bezirksausſchuß fehlte! 
Dad R.G. hat die gegen den Gemeindevorſteher erhobene Schadenserſatzklage für be— 
gründet erachtet und den Einwand des Bellagten, er fei der Meinung geweſen, er 
müfje den von der höheren, ihm vorgejegten Behörde bejtätigten Beſchluß ausführen, 
zurüdgemwiejen. Denn diefe Meinung enthalte einen Rechtsirrtum. 
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bejchädigt oder zerjtört, alfo zu dem Zwede, um eine durch jie drohende 
Gefahr von ich oder anderen abzuwehren. Hiervon handelt das B. G. B. 
in feinem allgemeinen Teile, $$ 227 und 228. Im Anſchluſſe hieran 
behalten auch wir dem allgemeinen Teile die einjchlagenden Fragen vor. 

3. Unzurehhnungsfähigfeit des Thäters ferner jchliegt eine 
Berantwortung aus. Wenn ſich der Handelnde aber abjichtlich in den 
Zuſtand der Unfähigfeit verjeßte, jo haftet er für feine in dem unzu— 
recehnungsfähigen Zuftande verübten, an fich jchuldhaften Handlungen. 

In diefem Sinne bejtimmt für die „unerlaubten Handlungen“ $ 827, 
daß eine Schadenszufügung im Zuftande der Bewußtlofigfeit oder in 
einem der freien Willensbeitimmung ausjchliegenden Zuftande franfhafter 
Störung der Geijtesthätigfeit nicht verantwortlich macht. Dies muß 
auch für einen hypnotiſchen Zuitand gelten, obgleich man darüber ftreiten 
kann, ob derjelbe als krankhaft bezeichnet werden kann. Es genügt, daß 
er die freie Willensentjchliegung benimmt. 

Wer ſich jedocd) durch geiltige Getränfe oder ähnliche Mittel in 
einen vorübergehenden Zuſtand diejer Art verjeßt, wird für widerrechtliche 
Schadenszufügung während desjelben verantwortlich, wie wenn ihm Fahr— 
läſſigkeit bei demjelben zur Laſt fiele. Unter „ähnlichen Mitteln“ find 
jolche zu verjtehen, die eine ähnliche Wirkung haben, 3. B. Morphium. 
Auch genügt, daß man ſich in den Zuſtand freiwillig verjegen läßt. 

Verſetzt man fich ohne Verjchulden in den Zuſtand, insbejondere 
infolge ärztlicher Anordnung zu Heilzweden, jo iſt man von Berant- 
wortung frei.® 

Dies alles iſt auch für die zFrage des Verjchuldens in bejtehenden 
Schuldverhältnijjen maßgebend, $ 276 Abi. 2. 

4. Für die umerlaubten Handlungen bejtimmt weiter $ 828, daß 
den Perjonen vor vollendetem 7. Lebensjahre fein VBerjchulden bei- 
zumeſſen ift, denjenigen, welche das 7., nicht aber das 18. vollendet 
haben, und Taubjtummen dann nicht, wenn ihnen die zur Erkenntnis 
der BVerantwortlichkeit erforderliche Einficht fehlte. 

Auch dies gilt für Verſchulden in beftehenden Schuldverhältnifjen, 
$ 276 Abi. 1 Satz 2. 


3) Beweislaft. Wer den Schaden veranlaft hat und im Wege der Klage ver- 
antwortlih gemacht wird, muß den die Haftbarfeit ausſchließenden Zuſtand bemeifen. 
Repliziert der Stläger, daß der Bellagte den vorübergehenden Zuftand felbft herbei— 
geführt Hat, jo hat der Bellagte, um jeine Verurteilung abzuwenden, zu beweijen, 
daß er nicht in Verſchulden war. 
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5. Daß derjenige, welcher in Ausübung feines Berufes einen 
anderen jchädigt, nicht haftet, wenn er nach den Regeln jeiner Kunſt 
oder Wiſſenſchaft handelt, iſt zweifellos.“ Dies gilt z. B. von dem herbei- 
gerufenen Arzte, welcher einem gejtürzten und bewußtlos Daliegenden 
das Bein abnimmt, weil er dies für notwendig erachtete und erachten 
durfte. 

Er läßt dann die „im Verkehre erforderliche Sorgfalt“ im Sinne 
des Geſetzes nicht außer Acht. 

6. Das B.G.B. bejtimmt nichts über Einwilligung des Ver: 
legten in die ihn jchädigende Handlung. 

Der erite Entwurf $ 706 ſprach allgemein den Anjpruch auf Scha= 
denderfag ab, wenn der Bejchädigte in die bejchädigende Handlung ein- 
gewilligt hatte, und zwar jelbjt in dem Falle, dat die Handlung troß 
der Einwilligung widerrechtlich und jtrafbar war. Dies fand Widerjpruch, 
namentlich für den Fall der körperlichen Beichädigung des Einwilligenden. 5 
Vie zweite Kommiſſion ließ darnach die Beitimmung fallen. Die Frage 
it allo offen und nach allgemeinen Grundjägen zu entjcheiden. Es ift 
mit Lisztd anzunehmen, daß der Einfluß der Einwilligung nur joweit 
recht, als die Möglichkeit, durch Bertragsihlug ohne Verlegung der 
guten Sitten über die eigene Nechtsiphäre zu verfügen. 


567. Bertretung fremden Verſchuldens.“ Allgemeines. 

J. Zwei Syjteme jtehen ſich gegenüber. 

1. Nach) römischen Rechte? haftet man grundjäglich nur für eigenes 
Verihulden. Daher fteht man für das Verſchulden von Angeitellten 
und Gehilfen nur jo weit ein, ala man jelbit, wenn auch nur mittelbar, 
in Schuld ift. 

Solche Schuld fann in mangelnder Sorgfalt bei der Auswahl der 
Hilfsperfon liegen — culpa in eligendo — oder in nacjläfjiger Über- 
wahung — culpa in eustodiendo —, nicht minder in Fehlern der 
Inſtruktion oder in jchlechter Ausrüftung der Hilfsperfon. Auch die 
Benutzuug von Hilfsperfonen in Fällen, in welchen fie vertraglich ver- 


4) List a. a. O. ©. 95. 
5) Gutachten Bd. 2 ©. 402. 
6) Deliktsobligationen ©. 96. 
I) M. Riümelin, Die Gründe der Schadenszurehnung 1896 S. 70; Nußbaum, 
Peftung für Hilfsperjonen 1898; Kubhlenbet a.a.O. Teil I &. 42. 
2) Demburg, Band. Bd. 2 $ 38 und dort Angeführte. 
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boten war, ijt Verjchulden, welches für die jchlechten Folgen des Thuns 
oder Laſſens derjelben verantwortlich macht. 

2. Entiprechend älterem deutjchen Rechte? erflärt code civil art.1384 
und 1797 die Dienftherren und Unternehmer jchlechthin für Dienftboten 
und Angejitellte, jowie Eltern für Kinder als haftbar, ohne jede Rückſicht 
darauf, ob denjelben eigenes Verjchulden zur Lajt fällt oder nicht. 

Dies kann im einzelnen Falle zu Härten führen. Gleichwohl ent= 
jpricht e8 dem Nechtsgefühle der unter der Herrichaft des franzöjiichen 
Rechtes Lebenden. 

II. Der römiſche Grundſatz ließ jich bereitö in Rom nicht aus— 
nahmslos durchführen. Insbejondere erklärte man den Unternehmer im 
alle einer locatio conductio operis als haftbar für das Berjchulden 
feiner Gehilfen bei Ausführung des Unternehmens ohne Rüdjicht auf 
eigenes Verſchulden.“ Dies dehnte die gemeinrechtliche Praris den Be- 
dürfnifjen des Lebens entgegenfommend auf alle Fälle aus, in denen 
man vertragsmäßig die Verpflichtung zur Herbeiführung eines gewiljen 
Erfolges verjprochen hatte, jo dab z. B. der Agent, welcher Bermit- 
telung von Gejchäften übernommen hatte, als verantwortlich für das 
Verjchulden ‚jeiner Korrejpondenten angejehen wurde. 5 

Das A. L. R. teilte im wejentlichen den Standpunkt des gemeinen 
Rechtes. 

II. Auch das B. G. B. lehnt das Syſtem des code civil ab, 
es folgt dem gemeinen Rechte nach jeiner neueren Entwidelung und 
bildet e& weiter aus. Hierdurch) nimmt es eine vermittelnde Stellung 
zwilchen dem römischen und dem franzöfiichen Rechte ein. Diejelbe läßt 
aber nicht wenige Zweifel offen. 


868. Die Bertretung fremden Verjhuldens nad Reichsrecht. 

I. Das B. G. B. behandelt die Haftung für Verjchulden Dritter 
verichieden, je nachdem es fich um vertragliches und außervertragliches 
Verſchulden handelt. 

Außervertraglich jtehen Gejchäftsherren, Eltern und andere Auf- 
jichtsperfonen für Verjehen ihrer Angejtellten, ihrer Kinder und anderer 
ihrer Aufficht Unterjtehenden nur ein, wenn ihnen zugleich eigenes Ber- 





3) Bal. Gierfe, eg ©. 803. 
4) 1.25 87 D. locati 19, Bol. — Pand. Bd.2 838 Anm.8. 


— J die Stelle beſtritten, Er neuerdings auch Nußbaum a. a. O. ©. 7. 
R.G. Bd. 33 S. 169. 
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ſchulden — in Auswahl, Aufſicht oder jonftiger Weiſe — zur Laſt liegt. 
Doc müſſen fie beweilen, daß fie jchuldfrei find, SS 831 und 832. 

Il. Bezüglich der Haftung aus Verträgen giebt $ 278 Bejtim- 
mungen. 

Hiernach bat vor allem der Schuldner Verſchulden feines geſetz— 
lichen Bertreters in gleichem Umfange zu vertreten wie eigenes Ver— 
ichulden. 

a) Gejeglicher Bertreter ijt der Inhaber der elterlichen Gewalt, 
$ 1626 ff., der Vormund, 88 1773, 1896, der Pfleger, $ 1909, der 
Boritand eines rechtsfähigen Vereines, $ 26 Abi. 2, einer Stiftung, 
$ 86, und regelmäßig auch einer öffentlichen jurijtischen Berjon, ſowie 
der Vertreter einer Aftiengejellichaft, 9.6.8. $ 231. 

b) Nur von bejtehenden Schuldverhältnijjen it die Rede, wie ſich 
aus dem Worte Schuldner im $ 278 ergiebt. Für Verſchulden bei Ver- 
tragsverhandlungen, insbejondere für culpa in contrahendo ijt Haftung 
des Vertretenen nicht vorgejchrieben. Dagegen fteht der Vertretene für 
jedes jchuldhafte Handeln oder Unterlafjen ein, welches fein gejeßlicher Ver- 
treter bei Ausführung des Gejchäftes begangen hat. Vgl. B.G. B. $ 31. 

ec) Es beiteht fein Grund dafür, den Vertretenen auch für Ver: 
ihulden haften zu lafjen, welches dem Vertreter bei Gelegenheit der 
Ausführung des Gejchäftes zur Lajt fällt, z. B. wenn ein Vor- 
mund bei Zahlung einer Mündeljchuld mit dem Gläubiger in Streit 
gerät und ihn prügelt, oder wenn er ihn bei diejer Gelegenheit beitiehlt. 

d) Ber Schuldverhältnifjen, bei welchen der Schuldner nur für 
Sorgfalt wie in eigenen Dingen einjteht, fann es zweifelhaft jein, ob 
die Perſon des Bertretenen oder des Vertreters in Betracht kommt. 
Tas lettere iſt das Nichtige, denn jein Handeln und Unterlajjen jteht 
in Frage. 

II. Des weiteren wird im $ 278 die Haftung des Schuldners 
für die Erfüllung jeiner Verbindlichfeiten durch Hilfsperjonen geregelt.!- 
In dieſer Hinficht ijt vieles jtreitig. 

a) Vorausgeſetzt für die Haftung des Schuldners ift, daß die Er- 
füllung jeiner vertraglichen Verbindlichkeit durch die Hilfsperfon un- 





1) Eine — jelbjtverjtändlihe — Anwendung des 8 278 macht 8664 Abi. 1 für 
den Gehilien des Beauftragten, $691 am Schlujje für den Gehilfen des Verwahrers. 
Auch für das Gejinde gilt $ 278 nad Einf. Gef. Art. 95 bj. 2. 

2) Der $278 beruht, wie Nußbaum S. 49 mit Recht hervorhebt, nicht auf 
einem Brinzipe. Er bildet ein an die geidichtliche Entwicelung des gemeinen Rechtes 
ſich anlehnendes Kompromiß zwiſchen zwei entgegenftehenden Auffafjungen. 

Dernburg, Bürgerl. Recht. IT. 1. 10 
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mittelbar oder mittelbar auf dem Willen desjelben oder eines Vertreters 
desjelben beruht. Hat ein unbeauftragter Gejchäftsführer für den 
Schuldner erfüllt, jo haftet derjelbe für deſſen Verſchulden jelbit dann 
nicht, wenn er dejjen Geichäftsführung nachträglich genehmigt hat. 

b) Ob die Hilfsperfon ein Angeitellter des Schuldners it oder ein 
jelbitändiger Gewerbetreibender war, macht feinen Unterjchied. 

ec) Die Haftung des Schuldners bezieht fich nach $ 278 auf die 
Erfüllung feiner Berbindlichkeiten durch Hilfsperjonen. Er ift aljo nicht 
verantwortlich, joweit er jolche bei Ausübung feiner Befugniſſe 
verivendet. Hieraus ergeben jich freilich Unterjcheidungen, welche be: 
fremden. Der Mieter 3. B. haftet für das Verſchulden derjenigen feiner 
Leute, denen er die Obhut der Mietjache anvertraut hat; haben andere 
in feinem Dienste jtchende Perſonen, 3. B. die Amme feines Kindes, die 
Mietwohnung bejchädigt, jo jteht er ohne eigenes Verjchulden für deren 
Verſehen nicht ein. 

d) Der Schuldner haftet nicht für Verſchulden folcher Hilfsperjonen, 
deren er fich nicht unmittelbar zur Erfüllung jeiner Verpflichtung, jon- 
dern nur zu deren Vorbereitung bedient. Der Arzt haftet z.B. nicht 
für den Kutſcher, der ihn zum Patienten fährt und bei diefem Schaden 
anrichtet. 

e) Streitig ift die Frage der Haftung des Schuldners für Ber 
ichulden, welches der Hilfsperfon nur bei Gelegenheit der Erfül- 
lungshandlung zur Lajt fällt.5 

Für die Verneinung Ipricht, daß auch die bisherige gemeinrechtliche 
Braris, an welche fich $ 278 anlehnt, eine jo weit gehende Haftung für 
die Hilfsperjon nicht anerfannte.* Dieje Beichränfung harmoniert auch 
mit anderen Bejtimmungen der neuen Geſetzgebung, insbejondere B. G. B. 
s3l und H. G. B. $486 Ziff. 2. Allerdings erjtrecdt fich die Haftung 
des Frachtführer für feine Hilfsperfon nach H. G. B. $ 431 auch auf 
Handlungen, welche die Hilfsperjon nicht unmittelbar bei Ausführung 
der ihr obliegenden BVerrichtungen vorgenommen hat. Hierdurch fol 


3) Gilt 8 278 auch bei dinglichen Anfprücen auf eine Leiftung? So Nuß—- 
baum ©.53. Es liegt hierin eine vom Geſetze nicht beabjidhtigte Erweiterung der 
Berpflihtungen aus dinglichen Rechten. 

4) So Nußbaum a.a.D. S.52. Anderer Anficht Dertmann zu 8278 Ziff. 3- 

5) Dafür Rümelin a. a. O. ©. 88. Dagegen Nukbaum ©. 73. Siehe aud) 
Dertmann zu 8 278. 

6) Der Verfäufer einer Kuh alſo, welcher dieſelbe durch einen Boten in den 
Stall des Käufers ſchickt, haftet nicht, wenn der Bote bei diefer Gelegenheit die Vieh: 
magd notzüchtet. 
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aber, wie die Denkjchrift des Bundesrates zu $ 405 des Entwurfes des 
9.6.8. ©. 261 hervorhebt, eine Erweiterung des $ 278 des B. G. B. 
getroffen werden. 


f) Bei Schuldverhältnijjen, bei denen man nur für Vorſatz und 
grobe ‚zahrläjjigfeit haftet, tritt richtiger Anjicht nach Haftung für das 
Berjchulden von Hilfsperjonen nicht ein. Denn jie würde dem Zwecke, 
die Haftung bei jenen Schuldverhältnijjen zu begrenzen, widerjprechen. ? 

1V. Wie eben angedeutet, haftet der Frachtführer nach H. G. B. 
$ 431 in höherem Make als der gewöhnliche Unternehmer. Denn er 
bat hiernach das Verſchulden jeiner Leute jchlechthin wie das eigene zu 
vertreten, Berjchulden anderer Perjonen aber nur nach dem Grundjaße 
des $ 278 des B. G. B. 

V. Bejonderes gilt nach altherfönmlichem, jeerechtlichem Grundjage 
bezüglich des Erwerbes durch die Schiffahrt. 

Der Rheder haftet nad) H. G. B. $ 486 Ziff. 3 für das Verſchulden 
der Schiffsbejagung, aber nur mit Schiff und Fracht, jofern ihn nicht 
perjönlich ein Verſchulden trifft. 

Dies hat Binnenjchiffahrtsgejeg vom 15. Juni 1895 88 3 und 59 
Abi. 3 auf die Binnenjchiffahrt übertragen. Hiernac haftet der Eigen- 
tümer eines Flußſchiffes für das Verjchulden der Sciffsbejagung in 
Ausführung ihrer Dienjtverrichtungen mit Schiff und Fracht. 

Diefe Haftung bezieht ſich auf außervertragliche wie auf vertrag: 
lihe Berjehen. 


$69. Haftung bis zur höheren Gewalt. 
1. Häufig haftet der Schuldner jchlechthin für den Mißerfolg, wenn 
er die übernommenen Leijtungen nicht zu gutem Ende führte, es jei 
denn, daß er zu feiner Entjchuldigung eine überwältigende höhere Ge— 


7) Bgl. Nußbaum a. a. O. S. 88. Daß der Schenter z. B. für die grobe Fahr— 
läfjigteit des Überbringers des Geſchenkes oder auch für deſſen vorſätzliche Schädigungen 
einiteht, wenn ihm perfünlid nicht mindejtens grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt füllt, 
wideripräche dem Grundgedanken, welcher die geminderte Berantwortlichleit des Schen- 
terö herbeigeführt Hat. Einverjtanden Dertmann zu $ 278 Ziff. 8 Dagegen Pland. 
— Xer freilih für culpa in concreto haftet, wird allerdings für die Sorgfalt des 
Gehilfen in eigenen Dingen einjtehen müjjen. Hierauf deutet $691 am Schlufje in 
Berbindung mit 690. 

1) Goldihmidt, Ziſchr. für H.R. Bd. 3 ©. 79 ff., ©. 331ff. Val. denielben 
8.16 ©. 328. Emer, Begriff der höheren Gewalt in Grünhuts Zeitjchrijt Bd. 10 
S. 495; Dernburg dajelbjt Bd. 11 ©. 334; Dernburg, Band. Bd.2 $ 39 und dort 
Anger. 

10* 
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walt — vis major — darthun kann. So verhielt es jich im römischen 
Nechte bei dem receptum nautarum cauponum.? 

II. Nach Neichsrecht gehören hierher folgende Fälle: 

1. Der Gaftwirt iſt für die aufgenommenen Sachen des Gajtes 
verantivortlich, es jei denn der Schaden durch den Gaſt jelbit, durch 
die Beichaffenheit der Sache oder höhere Gewalt verurjacht, B. G. B. 
$ 701 Abi. 1.3 

2. Die dem öffentlichen Verkehre dienenden Eifenbahnen haften 
für Verluſt oder Beſchädigung der Frachtgüter von der Empfangnahme 
an bis zur Ablieferung an den Adreſſaten; es iſt ihnen jedoch unter 
anderem der Beweis des Verluſtes oder der Beichädigung durch höhere 
Gewalt offen gehalten, H. G. B. $ 456.* Die Poſt ferner leijtet im 
alle der Beichädigung ihrer Peifenden Kur: und Berpflegungsfoiten, 
jofern nicht höhere Gewalt die Urjache war. ® 

3. Nach dem Neichshaftpflichtgejege vom 7. Juni 1871 8 1 bat der 
Unternehmer einer Eijenbahn im Falle der Tötung oder Beichädigung 
einer Berjon beim Betriebe Entſchädigung zu leiten, jofern er nicht 
beweilt, daß der Unfall durch Höhere Gewalt oder durch eigenes Ver: 
Ichulden der Betroffenen verurjacht wurde. ® 


III. In allen diefen Fällen ſoll aljo der Verpflichtete nicht einfach 
durch Beweis gewöhnlichen Zufalles frei werden. Wie unterjcheidet ſich 
aber höhere Gewalt und anderer Zufall? Nicht dadurch, dal; höhere 
Gewalt bloß Naturereignifje, 3. B. Erdbeben, Bergſturz, Überſchwem— 
mung bezeichnet, denn es iſt anerfannt, daß auch Einbruch von Feinden 





2)1.3 $1 D. nautae caupones 4,9. 
3) So auh A.L. R. 11,8 $447. 


4) Kublenbed, Von den Pandekten zum B. G. B. 2. Teil 1. Abi. ©. 91. Bol. 
ferner 9.0.8. $453 Biff. 5. 


5) Poſtgeſetz sıl Nr. 2. Bezüglid der Boitjendungen hat das Poſigeſetz 86 
die Haftung nur für Schäden, „welche die unabwendbaren Folgen eines Natur— 
ereigniſſes ſind“, ausgeſchloſſen. 


6) Das Preußiſche Eiſenbahngeſetz vom 3. November 1838 825 verpflichtet in 
einigen Beziehungen weiter gehend die Geiellichaft für allen Schaden, „welcher bei 
der Beförderung auf der Bahn entjtand“, umd zwar an Perjonen und Saden. Die 
Geſellſchaft kann fich nur befreien durch den Nachweis „einer Schuld des Beichädigten 
oder eines unabmwendbaren äußeren Zufalles“. Stebt die Schuld des Stellvertreters 
des Beichädigten der eigenen des Beichädigten in dieſer Hinficht gleich? R.G. Bd. 5 
&.232 verneint die Frage bei Beurteilung eines Falles, in welden Schafe infolge 
der Schuld des Schäfers des Eigentümers überfahren waren. 
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und Seeräubern höhere Gewalt bilden kann.“ Gbenjowenig dadurch, 
daß es jich um von „außen her“ fommende Ereignijje handelt.® Der 
vlöglich ausbrechende Wahnsinn eines Kellners, welcher einen Gaſt be— 
Ihädigt, kann höhere Gewalt jein.? Ein genügendes Merkmal läßt ſich 
nur gewinnen, wenn man jich erinnert, daß es jich in allen Fällen, 
wo von Haftung bis zu höherer Gewalt die Rede ijt, um ein fort— 
getegtes Gewerbe handelt. Wer bloß einen einzelnen Kontrakt jchliekt, 
genügt jeiner Pflicht, wenn er im gegebenen Falle alle Umficht des 
ordentlichen Mannes anwendet. Wer aber das Gewerbe eines Wirtes, 
Frachtführers treibt, eine Eifenbahn im Betriebe hat, dem liegt mehr ob. 
Er joll dauernd die wirkſamſten Einrichtungen und Beranftaltungen 
treffen, um Diejenigen, welche mit ihm fontrabieren, oder auch Dritte 
gegen Schaden zu fichern, falls er Ddenjelben vernünftigerweije voraus: 
jehen und ihm zwecmäßigerweife begegnen fonnte. Wer dies verjäumt 
bat, haftet wegen der Unvollfommenheit jeiner Veranjtaltungen, wenn 
ihm auch im gegebenen Falle fein Vorwurf gemacht werden fann.!° 
Der Blig iſt daher heutzutage feine höhere Gewalt, joweit man ihn 
füglich durch Bligableiter bannen fonnte; der in einen Eijenbahnzug 
einichlagende Blig it höhere Gewalt. Dauerndes Negenwetter, welches 
die Frachtgüter bejchädigte, ijt feine Höhere Gewalt, da die Verpadung 
hierauf eingerichtet jein mußte. Mleuterei der Arbeiter einer Fabrik wird 
nicht al3 höhere Gewalt anzufjehen jein, jofern jie durch eine umjichtige 
Yeitung zu verhindern war. !! 


’;,$233 C. P. O. ipridt von Naturereigniifen und anderen unabwendbaren 
Zutällen. Aus den Motiven S.171 gebt hervor, daß hier der Begriff der höheren 
Gewalt gemeint ijt. 

8) Died behauptet Ener a. a. O. 

9) Auch kommt nichts darauf an, ob das Ereignis als möglicherweiſe eintretend 
vorausgeſehen werden konnte, z. B. Schaden durch Strudel, Eisſchollen, wenn nur 
alles geſchah, was der Sachlage nad) geſchehen konnte, um ihm aus dem Wege zu 
gehen und den Schaden zu vermeiden. 

10) Beihädigung eined Schiffes durch Treibeis iſt feine den Schiffer entjchul- 
digende Gewalt, fofern die frühere rechtzeitige Ausladung der Ware möglid war. 
8.2.9.8. Bd. 12 ©. 108. 

11) Sn gleihem Sinne definiert R.G. Bd. 14 S. 83 höhere Gewalt „ala ein 
mit aller denkbaren Umſicht unabwendbares Ereignis“. So audı R.G. Bd. 19 ©. 42, 
Bd. 21 ©.13 und 16; aber anders bei Gruchot Bd. 35 S. 1157. Vgl. weiter: für 
die Frage der Abwendbarkeit kommen nur ſolche Mittel in Betracht, deren Anwen— 
dung überhaupt möglich it, ohne den wirtichaftlihen Erfolg des Unternehmens volls 
Händig auszuſchließen, R.G. Bd. 21 ©. 17; Gruchot Bd. 42 ©. 1132, Bd. 37 ©. 744; 
Jur. Wod. 1898 S. 295 n.53. Der Richter hat in der Begründung der Annahme 
der höheren Gewalt nicht die Mahregeln zu bezeichnen, die zur Abwendung des Un— 
talles geeignet gemwejen wären, jondern es genügt, dab nad) dem fejtgejtellten That- 
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$ 70. Beweis der Berihuldung.! 

Hat der Gläubiger den Beweis der Verſchuldung des Vertrags: 
jchufdners zu führen, wenn dieſe feinen Anfprüchen zu Grunde liegt? 
Verjchiedene Fälle jind zu unterjcheiden: 

1. Der Gläubiger fordert Erfüllung der Verbindlichkeit oder Ent: 
ſchädigung wegen Nichterfüllung der Berbindlichfeit infolge Un— 
möglichfeit der Yeiltung. Dann genügt der Gläubiger jeiner Beweis: 
und Anführungspflicht, wenn er die Begründung der Verpflichtung, 
insbejondere den Bertragsichluß nachweiſt. Der Bellagte hat feine 
Befreiung darzuthun, aljo namentlich, daß die Erfüllung ohne jein 
Verſchulden unmöglich wurde. Denn wer feiner Pflicht, wie fie ich 
zunächit aus dem Vertrage ergiebt, nicht genügt, bat dies der Natur 
der Sache nad) zu rechtfertigen.®? Zu feiner Nechtfertigung reicht an 
fi) der Beweis des Unterganges oder der Verderbnis des Schuld: 
gegenjtandes durch Brand, Wafjergewalt, Diebjtahl u. ſ. w. nicht aus. 
Es muß fich vielmehr aus den vom Beklagten darzulegenden, auf die 
Entjtehung der Beichädigung bezüglichen Umftänden ergeben, dat dem- 
jelben bei jenen Ereignifjen feine vertretbare Nachläſſigkeit zur Laſt fiel, 
B.G.B. $ 282. 

Der Beweis der Behauptung des Vorjages des Schuldners, 
wie auch des böslichen Handelns, H.G. B. $ 202 Abi. 1 Sat 2, 
liegt dem Bejchädigten ob; denn die Nichterfüllung iſt ohne bejon- 
deren Anhalt nicht als böslich zu erachten. * 

2. Zweifelhafter wird die Frage, wenn erfüllt iſt und trotdem 
Schadenserjag wegen Verjchuldung gefordert wird. Dies kann haupt: 
Jächlich gejchehen wegen Fehler in der Ausführung der vertraglichen 
Leiſtungen, 3. B. der Gejchäftsherr nimmt den Bevollmächtigten in An- 
ſpruch, weil derjelbe zahlungsunfähigen Perſonen Freditierte. Es fann 
ferner eine Verſchuldung gerügt werden, welche bei Gelegenheit der 
Ausführung des Vertrages vorgefommen it, 3.38. bei Gelegenheit des 
— an die Bauleute den Garten des Hausherren. Offenbar 


2. die Unabwendbarkeit des Unfalles für nicht dargethan erichien, Gruchot 
d. 3 . 744. 

1) Bähr in Iherinas Jahrbuch 8.13 S. 287; Dernburg, Pand. Bd.2 $37 
Anm. 12; zum) Bd.2 8205. 

2) 1.984 D.locati 19,2, 1.5 C. de pign. a. 4, 24. 

3) RO. 9.6. Bd. 14 S 17, Bd. 15 8.293; N. $. bei Gruchot Bd. 209 ©. 387, 
Bd. 30 S. 911, 8.33 ©. 939. RG. Bd.33 ©. 263; Jur. Wod). 1896 ©. 401 n. 2%. 

4) Val. R.O. H. G. 3.8 ©. 429. 
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hat hier der Kläger objektiv jeine Beichädigung darzulegen und zu be- 
weiten. Aber auch der Beweis des Verſchuldens des Beklagten liegt 
in diefen Fällen dem Kläger ob, da es den Klaggrund bildet. > 


Die Beweispflicht Fehrt fich aber um, wenn der Kläger vom Be- 
Hagten, 3. B. infolge Auftrages, Dienjtvertrages, Gejellichaft Rechen: 
jchaft über die Ausführung des Vertrages fordern fann. Hier iſt es 
Sache des Beklagten, nachzuweijen, daß der Fehler der Ausführung, 
wie auch der bei Gelegenheit derjelben entjtandene Schaden nicht auf 
feiner Schuld beruht. ® 

3. Wer nur für die Sorgfalt haftet, die er in eigenen Dingen 
anzuwenden pflegt, hat, um den Ausjchluß der Haftung darzuthun, zu 
beweilen, daß er in eigenen Angelegenheiten feine größere Sorgfalt an- 
zunvenden pflege.‘ 


Vierzehntes Kapitel. 


Der Verzug. 
I. Berzug des Schuldners. 


871. Borausjegungen des Berzuges des Schuldners. 


I. Nicht bloß vollitändige, auch pünktliche Erfüllung iſt das Necht 
des Gläubigerd. Aber im Leben treten oft unvorgejehene Ereignijje ein, 
welche bei bejtem Willen des Schuldners die Nechtzeitigfeit der Erfüllung 
— Dies muß ſich der Gläubiger vorausſagen. Darauf hat auch 

s Recht Rückſicht zu nehmen. Laxe Nachſicht iſt ſchädlich; über— 
— Strenge nicht minder. 

Bei Gelegenheit einer einzelnen Frage ſprechen die Römer die für 

die ganze Verzugslehre wichtige Grundwahrheit aus: „esse enim hanc 


5) Bgl. Seuffert, Ardiv Bd.7 n. 31. 

6) 1.11 D. de probat. 22,3, 1.1 813 D. de mag. conv. 27, 8; Seuffert, 
Archiv Bd. 15 n. 45. Darnadı tegte das 5 A. G. zu Lübel einem Konſignatar, 
welcher beim Verkaufe der fonfignierten Waren erhebfich weniger als die in der Kon— 
fignationsfaftura aufgeführten reife erlöjte, den Beweis auf, dab der Konfignatar 
ungeachtet der Aufwendung der einem ordentlichen Kaufmanne obliegenden Sorgfalt 
dennoch nicht im ftande geweſen jei, ein höheres VBerfaufsergebnis für die fonfignierten 
Baren zu erlangen. 


7) Pland Bd. 2 ©.50. 

1) Gemeinredtlih Fr. Mommijen, Die Lehre von der Mora 1855; ©. Leh— 
mann, Die Ausweitung der debitoriichen Verzugsfolge; Dernburg, Pand. Bd 2 840ff.; 
Kublenbed Il,1 ©. 100. 
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quaestionem de bono et aequo, in quo genere plerumque sub aucto- 
ritate juris scientiae perniciose erratur*.? 

Sie iſt auch für das B. G. B. zu beachten, denn jeine Vorjchriften 
über den Verzug des Schuldners gründen ſich auf die des römiſchen 
Rechtes. 

II. Berzug de8 Schuldners oder Erfillungsverzug — mora 
debitoris oder solvendi — liegt vor, wenn er umentjichuldbar nicht 
zur rechten Zeit leiſtet.“ Vorausgeſetzt it nach S 284?: 

1. Fälligkeit der Forderung. E3 muß die Zeit herangefommen 
jein, mit welcher die unmittelbare Erfüllung verlangt werden fann. 
Dies ift bei unbetagten und unbedingten Schuldverhältnifjen mit der Ent- 
jtehung der Schuld der Fall, bei betagten mit Eintritt des Termines, 
bei fündbaren mit der Kündigung und Ablauf der etwaigen Kündigungs— 
frift, bei bedingten mit Eintritt der Bedingung. Bei Schulden aus 
Präjentationspapieren, 3. B. aus Inhaberpapieren, iſt zwar in der Regel 
die Prüjentation nötig, damit der Schuldner in Verzug gerät. Sie iſt 
aber dann nicht erforderlich, wenn der Schuldner bejtimmt erflärt hat, 
daß er Erfüllung verweigere, entiprechend $ 295 B. G. B. 

Der Schuldner it nicht in Verzug, wenn ihm eine verzögerliche 
Einrede zur Seite jteht. Namentlich muß der Gläubiger bei gegen: 
jeitigen Verträgen zur Leiltung Zug um Zug bereit jein, jofern dem 
Schuldner nicht nach der Natur des Gejchäftes oder Vereinbarung Vor- 
leiftung obliegt. 

2. Für die Regel bedarf es der Aufforderung des Gläubigers an 
den Schuldner, zu erfüllen, der Mahnung — Interpellation. So B. G. B. 
$ 284 Abi. 1 wie nach römischen Nechte. Denn, daß der Gläubiger 
Erfüllung fordern kann, ergiebt noch nicht, daß er fie zur Zeit will, 
namentlich nicht bei verzinslichen ‚Forderungen. Diejen Willen thut erit 
die Mahnung des Gläubigers kund. Für die Mahnung gilt: 

a) Sie hat nach der Fälligkeit der Schuld zu geicheben, $ 254 
Abi. 1 Satz 1.° 


2)1.91 81 D. de V.O. 45,1. Siehe auch R.G. Bd. 14 ©. 108. 

3) Eine ſehr merkwürdige Begriffsbeftimmung giebt Pland zu $ 256 Ziif. 1 
5.64: „Berzug bedeutet die durch den Schuldner zu vertretende Unmöglichkeit der 
Leitung in Anfehung der Zeit.“ Und doch iſt zweifeldohne in Verzug, wer leiten 
fann, aber böswillig nicht leiftet. 

4) E.1$245; Mot. Bd.2 ©. 56. 

5) Motive Bd.2 ©. 59. Geichah die Mahnung vor der Fälligkeit und iſt es 
unzweifelhaft, dab dev Wille des Gläubigers, Erfüllung zu erlangen, nad der Fällig— 
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b) Sie muß den Willen des Gläubigers, daß ihm ſofort oder zu 
einer von ihm beitimmten jpäteren Zeit geleitet werden joll, aus— 
iprechen. ® 

c) Sie fann formlos erflärt werden und it an beitimmte Worte 
nicht gebunden, ? aber unzweideutig muß fie jein. 

Die Überjendung einer Rechnung genügt nicht, da deren ausge: 
jprochener Zweck nur iſt, den Schuldner über den Betrag der Forderung 
zu veritändigen. lÜberjendung einer quittierten Rechnung aber bildet 
eine Mahnung, da fie zur Zahlung Zug um Zug auffordert, nicht minder 
ein Poitauftrag, auf Grund deren die Poſt die Erhebung des Schuld: 
betrages beim Schuldner verjucht. 

Viele behaupten, die Mahnung des Gläubigers jei wirkungslos, 
wenn er mehr oder anderes fordert, als ihm gejchuldet wird.” Damit 
würde dem Schuldner ein weites Feld für Chifane und Verzögerung 
eröffnet. Denn oft glaubt der Gläubiger entjchuldbarerweije, mehr oder 
anderes beanjpruchen zu Dürfen als ihm gebührt. Wenn die Mahnung 
nur deutlich erkennen läßt, welche Forderung erfüllt werden joll, 
io hat der Schuldner anzubieten, was er jchuldet, es jei denn, daß der 
Gläubiger erfennen läßt, dab er anderes als er fordert, und andersivo 
nicht annehmen will.? 

Die Geltung der Mahnung ift auch feineswegs Davon abhängig, 
daß ſich der Gläubiger bei derjelben zur Leijtung einer ihm obliegenden, 
Zug um Zug zu erfüllenden Gegenleiltung ausdrücdlich bereit erklärt. 
‚sreilich, wenn der Gläubiger jeinerjeitS die Gegenleiltung verweigert, 
fommt der andere Teil nicht in Berzug. 





feit fortbejteht, jo mühte man nad inneren Gründen annehmen, dak Schuldner in 
Berzug ift. Aber der Wortlaut des $ 284 jteht entgegen. 

5) Dagegen behauptet Pland S. 60, daß eine Mahnung, dur welche Erfüllung 
erjt zu einer bejtimmten jpäteren Zeit gefordert wird, unwirkſam jei. Dies hat weder 
äußere noch innere Gründe für fid). 

7) Bolze Bd. 7 n.459. 

8) So ausdrüdlich altes H. G. B. Art. 288. 

9, Pland S. 60 unter e äußert: „Die Mahnung mus auf Leiſtung an dem 
jenigen Orte geben, an welchem der Schuldner zu leilten verpflichtet it. Die Mahnung 
zur Leiſtung an einem anderen Orte iſt ebenſo unwirkſam, als die Mahnung zur 
Leiſtung eines anderen als des geſchuldeten Gegenſtandes.“ Vgl. Endemann, Ein— 
führung $ 14. Sollte da nicht gelten: sub auctoritate juris scientiae perniciose 
erratur? Bol gegen die Anficht von land — zu $ Si 1; 1; ſiehe 
RX.O. H. G. 8.9 ©. 271 ‚3.16 S. 200, Bd. 18 ©. 276; An . 38.9 ©. 14l; 
Seuffert Archiv —* 32 n.309. 
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d) Erhebung der Klage auf die Leijtung, jowie Zujtellung eines 
Zahlungsbefehles im Mahnverfahren wird der Mahnung, $ 284 Abi. 1 
Sat 2, ausdrücdlich gleichgeitellt. 

In der That liegt hierin die nachdrüdlichite Mahnung. 10. 1 

e) Der mahnende Gläubiger muß voll gejchäftsfähig jein, es darf 
ihm auch dag Recht der Verfügung über die Forderung nicht rechts: 
gültig entzogen jein. 

Durch einen legitimierten Vertreter des Gläubigers geichieht zwar 
die Mahnung gültig; wenn er aber die VBollmachtsurfunde nicht vorlegt 
und der Schuldner die Mahnung aus diefem Grunde unverzüglich zurüd: 
weiſt, iſt ſie unwirſſam — bis zu deren Vorlegung, $ 174. 


Mahnung durc) einen unbeauftragten Gejchäftsführer ijt unwirkſam, 
auch wenn der Schuldner Vorlegung der Vollmacht nicht forderte. Ge- 
nehmigt der Gläubiger jolhe Mahnung dem Schuldner gegenüber nach: 
träglich, jo liegt hierin neue Mahnung. 

f) Der Ceſſionar der Forderung it zur Mahnung befugt. Die- 
jelbe ift aber unwirffam, wenn fie ohne Vorlegung der Abtretungsurkunde 
geſchieht und der Schuldner jie aus diefem Grunde unverzüglich zurüd- 
weiſt, $ 410, vgl. $ 1160. 


g) Die Mahnung mug, um wirfam zu werden, dem Schuldner 
oder einem zum Empfange jolcher Erklärungen berechtigten Vertreter 
desjelben zugegangen jein. Wann dies anzunehmen tft, muß nach den 
Umftänden und der Verkehrsſitte beurteilt werden, vgl. $ 130. 


10) Eine Feititellungsflage enthält der Regel nad) eine Mahnung nit. Eine 
Ladung zum Sühnetermine auf Grund des 8610 C. P.O. muß der Kegel nad als 
Ladung gelten. it die Klage auf Leiſtung vor Fälligkeit erhoben, jo liegt in der 
Fortſetzung des Verfahrens Mahnung, wenn die Forderung während Schwebens 
des Rechtsſtreites fällig wird, R.G. Bd. 8 ©. 415; Jur. Woch. 1886 ©. 346 n.4, 
1897 ©. 229 n.5; Seuffert Archiv Bd. 37 n. 151. Dies gilt au, wenn der 
Anſpruch erſt in der Berufungsinftanz fällig wird, Jur. Woch. 1884 ©. 313 n. 49, 
mag auch der Reditsitreit auf Grund der eingelegten Reviſion in die Berufungs- 
injtanz zurüdverwiejen jein, Jur. Woch. 1886 ©. 346 n. 4. — Streitig ift, ob die im 
der Revifionsinftanz eingetretene Fälligkeit vom Nevijionsrichter Berückſichtigung finden 
kann. Dies verneint Bolze Bd.8 nm. 972 S. 408. Iſt zunächſt auf Feſtſtellung ge— 
klagt, dann mit Rückſicht auf die inzwiſchen eingetretene Fälligkeit auf Leiſtung der 
Anſpruch gerichtet — R.G. Bd. 27 S. 346 —, jo enthält die Fortſetzung des Ver— 
fahrens eine Mahnung. 

11) Bolze Bd. 17 n. 629. Die Enteignungsſumme iſt im gerichtlichen Ver— 
jahren herabgeſetzt. Der Rückforderungsanſpruch erwächſt erſt mit der Entſcheidung, 
nicht mit der Erhebung der Klage, $36 Abſ. 3 des preußiſchen Enteignungsgeſetzes 
vom 11. Juni 1874. Durch die Klagezuftellung war Verzug hiernach nicht begründet. 
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h) Selbjtverjtändlich hat die Mahnung am gehörigen Orte und zu 
gehöriger Zeit zu erfolgen,1? wenn jie Beachtung in Anjpruch nehmen 
joll. Auch hierüber fünnen nur die Umfjtände und der Braud) des 
Lebens entjcheiden. 

3. Gemeinrechtlich lehrte man „dies interpellat pro homine“, 
d. h. feiter Termin erjeßt die Mahnung.!? Died war nicht römijch- 
rechtlich, obwohl man es aus römischen Quellen zu beweiſen juchte. 
Es leiteten vielmehr deutjchrechtliche Anjchauungen. + Auch das A. L. R. 
I, 16 $S 20 übernahm den Grundjat, wogegen ihn code civil verwarf. 
Gr iſt in das B. G. B. übergegangen, 8 284 Abſ. 2. 

Es bedarf hiernach zum Verzuge des Schuldners keiner Mahnung, 
wenn die Zeit der Fälligkeit der Schuld durch den Kalender — ſei es 
nach Rechtsgeſchäft, Urteil oder beſonderem Gejeg 15 — beſtimmt iſt und 
ablief, ohne daß die Leijtung erfolgte, ebenjowenig, wenn die Fälligkeit 
von einer Kündigungsfriit abhängig iſt und dieje jich von der Kündigung 
ab nach dem Stalender berechnen läßt. 

Sit die Fälligkeit vom Ablaufe einer falendermäßig zu berechnenden 
Friſt abhängig, 3. B. zahlbar binnen 2 Monaten, jo tritt mit Nicht 
leiitung am legten Tage der Friſt Verzug ohne Mahnung ein. 

III. Gemeinrechtlich war jtreitig, ob der Verzug des Echuldners 
Verſchulden erfordere. 

Die herrichende Meinung bejahte dies.!s Sie machte aljo einen 
Unterſchied zwiichen dem bösmwilligen Nichtzahler und dem redlichen, wie 
auf dem Gebiete des Sachenrechtes zwiſchen dem redlichen und dem 
unredlichen Befiser. Nicht ander war es nach preußiichem Nechte. 

Auch das B. G. B. $ 285 folgt dem. In Berzug fommt der 
Schuldner hiernach nicht, Jolange die Leijtung aus einem Grunde 
unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat. Dies muß er aber 
beweijen. 

Nicht zu vertreten find vor allem äußere Hindernijie, z. B. Unter- 
brejung der Kommunifation durch Waſſernot oder Krieg. Auch ein 
unverjchuldeter, unvermutet ausbrechender Arbeiterſtreik fann hierher ge- 


12) 1.32 D. de usuris 22, 

13) Dies feit der geit der — Über die Streitfrage vgl. Dernburg, 
Pand. Bd.2 840 Unm. 14 

14) Stobbe- Lehmann, D.P.R. Bd.3 8229, 

15) U.L.R. 1,16 $ 20. 

16) Bgl. Dernburg, Band. Bd.2 840. 

17) Striethorft Archiv Bd. 88 ©. 320. 
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hören. Unverjchuldete Unkenntnis der Schuld und ihres Betrages ent- 
ichuldigt gleichfalls. 18 

Bedient jich der Schuldner zur Erfüllung einer Hilfsperion, 
welche die Verzögerung veranlaßt, jo muß er dies vertreten und wird 
nur befreit, wenn er deren Schuldlofigfeit darthut. Dies gilt 3. B. aud) 
für Verzögerung einer Sendung durch die Bojt oder Eijenbahn. Dod) 
fann die Vertragsabjicht auf anderes führen. 

Der Schuldner einer Gattungsjchuld hat nach $ 279 jchlechthin fein 
Unvermögen zur Leitung zu vertreten. Dies ijt etwas Singuläres. 
Auf bloße Verzögerung der Leijtung muß man dies nicht beziehen. '® 


$7T2. Die Folgen des Berzuges des Schuldners. 


I. Der Schuldner hat dem Gläubiger den durch den Verzug 
entjtehenden Schaden zu erjegen, $ 286 Abi. 1. 

Diejer Grundjat entipricht dem bisherigen Nechte, wie dem Weſen 
der Sacje.!-? Um aber dem Gläubiger die Durchführung jeines An— 
ipruches, insbejondere den Beweis jeines® Schadens zu erleichtern, bat 
das römische Necht noch bejondere Rechtsſätze entwidelt, welche in die 
neueren Gejeggebungen und in das B.G.B. 88 2863 bis 290 über: 
gegangen find. | 

Weitere Negeln jtellen für gegenjeitige Verträge SS 326 und 327 
auf; darüber unten. * 





18) Bal. freilich R.G. in Jur. Wod. 1595 ©. 25 n.78. 

19) Vgl. freilich Coſack ©. 343. 

1) Quanti interest, moram factam non esse 1. 36 $2 D. de usufruetu 7,1, 
1.112 D. de V. 0.45,1. 

2) Dem ältejten deutihen Rechte war die Verpflichtung zur Leiſtung des 
Interefjes im Falle eines Verzuges des Schuldners fremd. Das in der Mora 
liegende Unrecht wurde durch gejeglich firierte Verzugsbußen gejühnt; Yöning, Der 
Bertragsbrudh im deutichen Rechte S. 33ff., ©. 250. Am Mittelalter finden jich 
Vereinbarungen über künftigen Erfag des Schadens im alle des Verzuges, ind 
bejondere die Nlaujel, dal der Gläubiger das jchuldige Geld auf Schaden nehmen, 
d. h. bei einem Juden aufnehmen dürfe, wodurd der Schuldner verpflichtet wurde, 
dem Juden die vorgeitredte Summe mit Zinjen zu bezahlen; Stobbe, Vertragsrecht 
S. 40ff. Allmählid erſt wurde im Mittelalter der geſetzliche Anſpruch auf Schadens: 
erjap anerfannt. Verzugszinſen jedod fanden wegen des kanoniſchen Zinienverbotes 
längere Zeit Anjtand, er nah dem Neichsdeputationsabichiede von 1600 $ 139 
ihwanden die Bedenken. — Es ijt zu hoffen, dab der landesübliche Zinsfuß durd- 
Ichnittlich nicht über 4°/, jteigt. Sollte er dauernd höher jein, jo könnte jich das 
unerbauliche Schauipiel, wonad) der Gläubiger im Falle des Verzuges feines Schuld- 
ners von Dritten Geld auf Schaden nimmt, wiederholen. 

3) E. 1 8247 ff.; Mot. Bd.2 ©.61. 

4) Für Schuldverhältnifje, weldye vor dem 1. Januar 1900 begründet find, gelten 
nad Einf. Gej. Art. 170, aud) wenn der Verzug nachher eintrat, die Verzugsfolgen 
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II. Die einzelnen Berzugsfolgen find: 

1. Der Schuldner hat während jeines Verzuges jede Fahrläſſig— 
feit zu vertreten, $ 287 Saß J. 

Dies gilt jelbjt für den Schenker. Denn nur für Berzugszinjen 
gewährt ihm $ 522 eine VBergünjtigung. 

2. Der altrömische Sat, daß Schuldnerverzug die Obligation per: 
petuiere,5 it in da8 B. G. B. $ 287 Sat 2 übergegangen, jo daß der 
Schuldner für die während des Verzuges eintretende Unmög— 
Iichfeit der Leiſtung verantwortlich wird. 

Die römische Nechtiprechung führte dies auf eine vom Gläubiger 
günjtige Vermutung zurüd, wonach der Zufall bei rechtzeitiger Leitung 
den Gläubiger nicht getroffen hätte und veritattete folgerecht dem Schuldner 
den Gegenbeweis, dat dies im gegebenen Falle nicht zutreffe. Dies hat 
B. G. B. gleichfalls übernommen. 

Iſt z. B. das verkaufte Pferd nach dem Verzuge des Schuldners 
an einer Seuche zu Grunde gegangen, ſo haftet der ſäumige Verkäufer 
zwar an und für ſich für dieſen Zufall; kann er aber die Wahrjchein- 
lichkeit darthun, dah die Seuche das Pferd bei dem Käufer, jeinem 
Nachbarn, wenn es ihm rechtzeitig geliefert worden wäre, ebenjo weg— 
geraftt Hätte, jo wird cr von Verantwortlichkeit frei. Freilich wird er 
auch darzuthun haben, dal der Nachbar das Pferd vorausjichtlich nicht 
verfauft hätte, daß er e3 vielmehr zum eigenen Gebrauche erworben 
habe. Denn jonjt wäre der Gegenbeweis nicht erbracht, daß der Schaden 
auch den Gläubiger bei rechtzeitiger Leijtung getroffen hätte.® 

Der Gegenbeweis fann auch durch den Nachweis geführt werden, 
daR die Sache beim Gläubiger durch einen Zufall anderer Art zu 
Grunde gerichtet worden wäre, als derjenige war, welcher fie in der 





des alten Rechtes, jelbjt für die Höhe der Verzugszinſen. Dafür ſpricht der Wort: 
laut des Geſetzes, aber auch der innere Grund, daß die Beſtimmungen der Schuld- 
verträge auch mit Rückſicht auf die zur Zeit des Vertragsichlufjes geltenden Verzugs— 
folgen geformt werden. 

5) 1.91 83 D. de V.O.45,1. Vgl. Dernburg, Band. Bd.2 $41 Anm. 2. 

6) Auch dies iſt dem römiſchen Rechte entnommen. Manche nehmen an, der 
Gläubiger babe gegenüber dem Nachweiſe, dab die Sache auch bei iym zu Grunde 
gegangen jei, darzuthun, er würde fie veräußert haben. So namentlich auf dem 
Boden des preußiichen Rechtes Eccius Bd. 1 $ 105 Anm. 44; R.O. H.G. Bd. U 
©. 141, Bd. 21 ©. 241. Dagegen Dernburg, Preuß. B.R. Bd.2 572 Anm. 10 
unter der Außerung: „it es gerecht, den Gläubiger, der durd) den Verzug des 
Schuldners in die nachteilige Lage verjegt ift, mit jolchen Beweiſen zu beſchweren?“ 
Gemeinrechtlich legt die herrichende Anjiht dem Schuldner den Beweis auf. So 
auch die Motive und die Kommentatoren zu $ 278. 





158 Der Verzug. 


That beim Schuldner traf.” 3.8. das Pferd, welches beim Schuldner 
durch eine Seuche weggerafft wurde, wäre beim Gläubiger im Falle 
rechtzeitiger Leitung um deswillen zu Grunde gegangen, weil gerade 
zur Leiltungszeit feindliche Truppen bei ihm plünderten und großes und 
Kleines Vieh) wegnahmen.s Der Gegenbeweis ijt fein ausgedacht. 

Was für die zufällige Unmöglichkeit der Leiftung, gilt auch für 
die zufällige Verjchlechterung. 

3. Der Schuldner haftet gemeinrechtlich? für die nach dem Verzuge 
eingetretene Breisminderung des Schuldgegenjtandes. Der Schaden 
durch Verjchlechterung der Sache und durch Sinfen des Preijes iſt in 
gleicher Weile zu behandeln. Nur wenn der Schuldner beweijt, daß der 
Gläubiger vorausjichtlic) das Geleijtete nicht veräußert hätte, daß ihn 
alſo der Schaden auch bei rechtzeitiger Leitung getroffen hätte, wird er 
von der Haftung für Preisminderung entlajtet. Dasjelbe muß gemäß 
$ 287 Abi. 1 nach B. G. B. gelten. 10 

Höheren Preis, welchen der Schuldgegenjtand in der Zwiſchenzeit 
zwijchen Berzug und Urteil vorübergehend hatte, fann der Gläubiger nur 
beanjpruchen, wenn er nach den Umjtänden, insbejondere getroffenen 
Beranftaltungen wahrjcheinlich machen kann, daß er denjelben bei recht- 
zeitiger Erfüllung erlangt hätte,!! $ 252. 

4. Von Geldjhulden gebühren dem Gläubiger Verzugs— 
zinjen, 1213.14 und zwar 4°/,, $ 288 Abi. 1 Saß 1, bei beiderjeitigen 


7) Kom. Brot. S. 655ff.; Windſcheid Bd.2 8258 Anm. 15. 

5) $287 gilt, wie aud) die Motive hervorheben, nicht bloß bei Sadleiftungen, 
jondern auch wenn Handlungen geichuldet werden. 

9) Dernburg, Band. Bd.2 8 41 Ziff. 2; Mommſen a.a. O. Bd. 3 ©. 207. 

10) Die Motive freilich jind anderer Anfiht. Sie führen aus: „Die Gleich— 
jtellung der zufälligen Wertverringerung durch Sinten der Preiſe läht ſich faum 
rechtfertigen. Dem Gläubiger ijt nur nach allgemeinen Grundjägen unbenommen, 
zu beweijen, daß er den Sähuldgegenftand bei rechtzeitiger Leijtung vor der Wert: 
verminderung nad) Eintritt des Verzuges verfauft haben würde.“ Dies harmoniert 
nicht mit der Verteilung der Beweislajt durd) die Motive bei zufälligem Untergange 
des Schuldgegenftandes. Darnach läßt fid) nur der Gegenbeweis rechtfertigen, daß der 
Gläubiger nicht verkauft hätte. Anders für preußiiches Recht, R.O. H. G. Bd. 9 ©. 139. 

11) Val. Windicheid Bd.2 8280 Anm. 19. Beim Dieb madıte das römijche 
Recht eine Ausnahme, 1.S $1 D. de cond. furt. 13,1. 

12) Berzugszinjen können verlangt werden, wenn auch der ſchuldige Betrag noch 
nicht ausgemittelt war, aber die Grundfäße der Berechnung rechtlich feſtſtanden, Bolze 
Bd. 4 n. 320, Bd. 5 n.301, Bd. 7 n.256, Bd. 9 n. 147. 

13) Daß ſich dies bei den römiſchen bonae fidei judicia entwickelte, iſt bekannt, 
1.32 83 D. de usuris 22, 1, 1. 24 D. depositi 16, 3; Dernburg, Pand. Bd.2 
$40 Anm. 5; Petracydi, Einfommen Bd.2 887, 15. 

14) Ob ſich dies aud) auf beftimmte Gelder — verjchlofjene Depots — bezieht, 
iſt beftritten. E. I $248 Abſ. 3 bejahte ausdrüdlich; die Streichung beweiſt nichts 
dagegen; Kom. Brot. ©. 653. 
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Handelsgeichäften 5 %/,, 8.6.83. $ 352. Etwa bedungene höhere Zinjen 
find fortzuentrichten, $ 288 Abj. 1 Sat 2. 

Geltendmachung weiteren Schadens iſt nicht ausgeſchloſſen, $ 288 
Abi. 3, 3. B. der Gläubiger jchuldet ſelbſt Geld, das er mit dem ein- 
gehenden bätte berichtigen fünnen, zu höheren Zinſen.!* 

Die Verzugszinfen verjähren in 4 Jahren, der etwa höhere Scha- 
denserjat in 30 Jahren. Dies harmoniert freilich nicht vecht. 

Der Schenker jchuldet feine Berzugszinjen, $522, etwaigen Schaden 
hat er dem Bejchenften zu vergüten, wenn er auch bloß in Zinsverluſt 
beiteht. Auch diefer Anjpruch iſt nur in 30 Jahren verjährbar. 

3. Bon Berzugszinjen find Zinjen nicht zu berechnen, Schaden 
der Verzögerung it zu erjegen, $ 289, aljo auch wegen entgangenen 
Zinjes vom Betrage der Verzugszinjen. Solcher Anfpruch verjährt in 
30 Jahren! 

6. Der Schuldner hat vom PVerzuge an die Nußungen des ge— 
ſchuldeten Gegenitandes zu erjtatten, joweit er jie gewonnen hat, oder 
infolge eigenen Berjchuldens nicht gewann. 

Dies gilt nach gemeinem Rechte. Es iſt nicht minder als Folge 
des $ 286 Abi. 1 nach B.G.B. anzunehmen. 

7. Hat der Schuldner infolge des Verzuges Erja des Wertes 
eines untergegangenen gejchuldeten Gegenjtandes zu leiiten, jo hat er 
deiien Betrag von der Zeit an, welche der Wertbejtimmung zu Grunde 
gelegt wird, zu verzinjen. Gntiprechendes gilt bezüglich des Wert: 
eriages eines während des Verzuges verjchlechterten Gegenitandes, 
3 290. 

8. Sit die Geltendmachung einer Forderung durch Endtermin 
beichränft, jo fällt diefe Bejchränfung weg, wenn der Schuldner vor 
dejien Eintritt in Verzug fommt.1% Auch Dies ergiebt fich aus der 
Verpflichtung zum Erjage jedes durch Verzug entitandenen Schadens, 
$ 286 Abi. 1 

9, Die Kojten der Mahnung, durch welche der Schuldner in Verzug 
gejegt wurde, hat der Gläubiger zu tragen, wenn nicht bejondere Gründe 


15) Der Umjtand allein, daß der landesübliche Zinsfuh zur Zeit des Verzuges 
am Marfte ein höherer war, wind freilich nicht genügen, um den höheren Zins zu 
beanjpruchen. Der Nahmweis muß binzufommen, das der Gläubiger Geſchäfte zu 
dieſem höheren Zinſe mit dem gejchuldeten Gelde vorausjichtlid gemacht hätte, 

16) Bal. 1.3 85 1 und 2 D. de adim. leg. 34, 4; Dernburg, Pand. Bd. 2 


841 Ziff. 4. 
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beitehen, welche rechtfertigen, dab der Gläubiger für alle Nachteile ſchad— 
los gehalten wird, die ihm aus dem Schuldverhältnijje erwachjen. Für 
Mahnungen, die an den im Verzuge befindlichen Schuldner gerichtet 
werden, 3.38. jeitens des Anwaltes des Gläubigers in deſſen Auftrage, 
hatder Schuldner ‚die Stojten, 3. B. die Anmwaltsgebühren zu erjtatten, 
wenn dies ein den Umjtänden nach gerechtfertigter Verſuch des Gläu- 
bigers war, zu jeinem Gelde zu gelangen. 


IH. Grfüllungsverzug gab nach römischen und gemeinem echte 
dem anderen Teile fein Rücktrittsrecht vom Bertrage. 

Dies gilt nah) B. G. B. grumdjäglich gleichfalls. Bei gegenfeitigen 
Berträgen bejtehen jedoch bejondere Vorjchriften, $ 326. 

Aber auch bei einfeitigen Verpflichtungen kann nad) $ 256 Abj.2 
der Gläubiger jtatt der Leiftung, wenn dieſe infolge des Verzuges für 
ihn kein Intereſſe hat, Schadenserjag wegen Nichterfüllung verlangen. 
Dies z. B. auch bei Schenkungen und Vermächtniſſen. 

Wer Schadenserjag wegen Nichterfüllung im Falle des Verzuges 
des Schuldners beanjprucht, bat jelbitverftändlich zu beweijen, daß Die 
an ſich geichuldete Leiltung wegen jenes Verzuges fein Intereſſe mehr 
für ihn hat. Dem Gläubiger 3. B. war ein Pferd verjprochen, Damit 
er es als Nejerveleutnant im Manöver brauchen jollte, während es ihm 
im Civilftande nur zur Laſt wäre. 

Der Anjpruch auf Schadenserjaß wegen Nichterfüllung beruht nicht 
auf Rüdtritt vom Vertrage, jondern will denjelben nur in anderer Form 
verwirklicht haben. Gleichwohl jollen die für das vertragsmäßige Rüd- 
trittörecht der SS 346 bis 356 nach 8 286 Abſ. 2 Say 2 entiprechende 
Anwendung finden. 


873. Beendigung des Verzuges des Schuldners. 


I. Über die Beendigung des Verzuges des Schuldners trifft das 
B. G. B. feine VBorjchriften. Es jind daher die allgemeinen Grundſätze, 
wie jie vorzugsweile das gemeine Necht entwicelte,! maßgebend. 

II. Der Verzug des Schuldners hört hiernach auf: 

1. durch volljtändiges Zahlungsangebot zu pajjender Zeit 
und am paljenden Orte. 


17) Bl. für Rechtspflege 1897 ©. 92, 1893 S. 28, 1890 ©. 43, 45. 
1) Vgl. Dernburg, Band. Bd.2 842. 
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Es macht feinen Unterjchied, ob der Schuldner jelbjt oder ein 
Dritter anbietet.? 


Nur das Angebot reicht aber aus, welches die volle Schuld um- 
fat, wie jie ſich infolge des Verzuges gejtaltet hat. 


In der Regel bedarf e3 richtiger Anſicht nach eines thatjäch- 
lihen Angebotes beim Gläubiger zur Beendigung des Schuldner: 
verzuges. Dies gilt jelbjt dann, wenn der Gläubiger den Schuldgegenftand 
nach dem Schuldvertrage abzuholen hat. Sollte der Gläubiger, welcher 
den Verſuch des Holens bereits vergeblich machte, fortwährend auf Grund 
bloßer wörtlicher Erflärungen des jäumigen Schuldners neue Verſuche 
diefer Art machen müjjen! Dann könnte man ihn leicht narren. Min: 
deſtens muß jich die Erfüllungsbereitichaft des Schuldners in Thatjachen 
ausiprechen, welche über dejjen ernjte Abficht jeiner Schuld zu genügen, 
feinen Zweifel lajjen. 

2. Einwilligung des Gläubigers in das Stehenbleiben 
der Schuld beendet ferner regelmäßig den Verzug des Schuldners. 
Sie geichieht durch einen Bertrag über Stundung der Schuld, nicht 
minder durch ein neues Gejchäft jelbit, wenn dasjelbe ein bedingtes 
jein jollte, welches an die Stelle der verjäumten Schuld tritt. Auch 
durch Annahme einer Sicherjtellung oder eines fälligen Wechjels wird 
der Verzug bejeitigt. 

Der Berzug Hört in jolchen Fällen zwar auf, die Erweiterungen 
und Beränderungen, welche die Forderung bereits erfuhr, bleiben aber 
unberührt. Natürlich kann aber der Gläubiger auch auf alle Anjprüche, 
welche ihm durch den Verzug erwachjen find, verzichten. 


Er fann ferner eine Stundung in dem Sinne gewähren, dab bei 
Verabjäumung der Nachfrift der Verzug als nicht bejeitigt gilt.® 


2) 1.72 82 D.de sol. 46,3. 8.6.8. $267 fommt bezüglich; Beendigung des 
Berzuges des Schuldners nicht in Betraht. Denn der Gläubiger, welcher volle 
Leiſtung ablehnt, kann Verzugsfolgen weiter nicht geltend machen. 


3) Jur. Woch. 1888 ©. 235 n.16: „An ſich muB es im Zweifel ald der Natur 
einer gewährten Nachfriſt entjprechend betrachtet werden, daß nad) fruchtlofem Ab— 
laufe derjelben die Wirkungen des Verzuges wegen Berabfäumung des uriprünglichen 
Erfüllungstermines geltend gemacht werden können. Denn die Gewährung einer 
Nachfriſt Hat im Zweifel den Sinn, dat dem Säumigen die Möglichleit einer nad): 
trägliden purgatio morae eröffnet wird. Macht er davon feinen Gebraud), jo fommt 
er nicht erit jept in Verzug, jondern er ijt von vornherein in demfelben geblieben.“ 
— [ber Stundung im 8.6.8. j. 88509, 542, 641 Abſ. 2. 


Dernburg, Bürgerl. Recht. 11.1. 11 
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II. Berzug des Glänbigers, ' 

874. Die Abnahmepfliht des Gläubigers und jein Verzug. 

1. Die einjeitige Forderung erzeugt Rechte des Gläubigers, Feine 
Pflichten desjelben, Pflichten des Schuldners feine Rechte. 

Dies gilt auch für die Abnahme des Schuldgegenitandes. Der 
Schenfer 3. B. fann nicht verlangen, daß ihm der Beichenkte den Gegen: 
itand der Schenkung abnehme, wenn es ihn auch fränfen mag, daß dies 
nicht geichieht; der Darlehensſchuldner ferner hat fein Mittel, den Gläu- 
biger zur Entgegennahme der Darlehensjumme zu nötigen. Er Fam 
Befreiung von feiner Schuld beanspruchen, nicht, daß der Gläubiger dazu 
mitwirfe, daß erfüllt wird. 

Dies liegt anders bei gegenjeitigen Obligationen. Hier jteht Recht 
gegen Recht, Pflicht gegen Pflicht. Und daraus kann fich ergeben, daß 
der Teil, welcher Gläubiger einer Leiftung ift, andererjeit3 zu Deren 
Abnahme verbunden wird. 

So iſt e8 namentlich beim Kaufvertrage. Nach gemeinem Rechte 
war es allerdings ftreitig, ob der Käufer die gefaufte Ware abnehmen 
müfje; man bejahte dies meijt nur für den Fall, daß der Verfäufer 
ein Intereſſe hieran darthun fönne.? Nah A.L. R. nahm man aber 
die Verpflichtung zur Abnahme der Ware ohne weiteres an.® Ihm folgt 
das B. G. B. $ 433 Abi. 2 durd) die augdrüdliche Beitimmung, daß 
der Käufer zur Zahlung des Kaufpreiſes und zur Abnahme der ge: 
kauften Sache verpflichtet jet. 

Der Schriftiteller, welcher jich mit dem Verzuge des Gläubigers 
neuerdings bejonders beichäftigt hat, läßt dies nicht gelten. Er führt 
Fälle an, in welchen die Ware für den Käufer nicht brauchbar und 
deren Abnahme für ihn Höchjt läftig ift. Doch Hierdurch fann man eine 
unzweideutige Beitimmung des Gejeges nicht wegräumen. 

Abnahmepflicht hat ferner der Bejteller beim Werkvertrage nad 
$ 640 Abi. 1. Sie joll aber nicht Pla greifen, wenn nach der Be- 


1) Mommijen, Beitr. Bd. 3 1855 ©. 284; Schey, mora creditoris 1884; 
Kohler in Iherings Jahrb. Bd.17 S.262 und in feinem Arhiv Bd.13 ©. 149; 
Munk, Weien und Vorausſetzungen der mora creditoris im gemeinen Redte und 


im B. G. B. 

2) Bgl. Barkhauſen in Goldſchmidts Zeitſchrift Bd. 30 S. 30; Dernburg, Band. 
Bd.2 897 Anm. 8. — R.G. Bd. 30 S. 117, Bd. 14 S. 247. — Zur. Woch. 1887 
S. 68 n. 17. 

3) VBgl. R.G. Bd. 26 S. 215, Bd. 5 S. 392; Zur. Woch. 1889 ©. 436 n. 22 
u. S. 365 n.45. 

4) Kohler in ſeinem Archiv Bd. 13 S. 174. 
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ihaffenheit des Werfes die Abnahme ausgeſchloſſen ift. Überhaupt wird 
jie häufig als der Abficht der Beteiligten zuwider nicht anzunehmen fein, 
z. B. falls der Beſteller Bauten auf feinem Boden bedungen hat, Die 
er hinterher, weil jie ihm nicht pafjen, abbejtellt. 5 

Eine Abnahmepflicht hat ferner der Auftraggeber und der Dienft- 
herr, wenn der Beauftragte oder Angejtellte etwas für ihn erworben 
hat,“ nicht minder der Vermieter, Berleiher, Dinterleger, wenn ihnen 
der andere Teil die gemietete, geliehene oder verwahrte Sache zurüd- 
geben will. 

Die Abnahmepflicht ijt jedoch feineswegs bei allen gegenfeitigen 
Verträgen anzunehmen. Es kann namentlich der Dienjtherr nicht ge- 
nötigt werden, die verjprochenen Dienjte anzumehmen. Auch der Ber: 
mieter einer Wohnung kann nicht verlangen, daß der Mieter die Miet- 
jache etwa während der ganzen Dauer der Mietzeit bewohne. Er kann 
dies nicht, troßdem er ein Intereſſe daran haben fann, daß die Miet: 
wohnung nicht leer bleibt. 


Wo eine Abnahmepflicht bejteht, fann auf deren Erfüllung geklagt 
werden. Es fann daher der Gläubiger, welcher zu derjelben verpflichtet 
ift und fie verabjäumt, in Verzug des Schuldners fommen, wonach 
dann die weitgehenden Folgen, die ein folcher hat, insbejondere zum 
vollen Erjage des dem anderen Teile ertwachjenden Schadens, $ 286 
Abj. 1, eintreten. 

H. Auch abgejehen von der nur unter befonderen Borausjeßungen 
eintretenden Berpflichtung zur Abnahme joll der Gläubiger durch Ver— 
jagung feiner Mitwirkung die Löſung des Schuldverhältniffes nicht ver- 
hindern. Er kommt daher in Verzug — des Gläubiger! oder Ab— 
nahmeverzug —, wenn er die ihm angebotene Leijtung nicht 
annimmt, $ 293.° Infolgedejien treffen ihn erhebliche Nachteile. 
Denn der Schuldner joll nicht dadurch leiden, daß ihn der Gläubiger 
hinhält. 

III. Nicht ſelten bildet dieſelbe Handlung zugleich Gläubigerverzug 
und Schuldnerverzug. Fallen fie aber auch thatjächlich zujammen, fo 
iſt beides doch rechtlich zu unterjcheiden. Es bleibt dem verlegten Teile 


5) Anders allerdings R.O. H. G. Bd. 11 ©. 155. Dagegen mit Net Kohler, 
Annahmeverzug in Jherings Jahrb. a. a. O. S. 267 fi. 
6) 1.12 89 D. mandati 17,1. 
7) gl. E.I $254; Mot. Bd.2 6.68; Kom. Brot. ©. 659, 8414. 
11* 
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überlafjen, welchen Gejichtspunft cr vorfehrt, um die entjprechenden 
rechtlichen Folgerungen daraus zu ziehen. 


IV. Der Gläubigerverzug ſtellt jich als Gegenjtüd zum Schuldner: 
verzuge dar. Bei dieſem iſt das Berhalten des Schuldners der Grund, 
daß die Löſung des Schuldverhältnijjes nicht erfolgt, bei jenem das 
Verhalten des Gläubigers. 


Das B. G. B. juchte jedoch diejen im Wejen der Dinge begründeten 
Parallelismus zurüdzudrängen. Um dies äußerlich zur Anjchauung zu 
bringen, hat es dem Verzuge des Gläubigers einen bejonderen Titel, 
8 293 7f., gewidmet und ihn hierdurch vom Verzuge des Schuldners 
getrennt. 

Eine erhebliche jachliche Verjchiedenheit liegt nach B. G. B. darin, 
daß zwar Verzug des Schuldners grundjäglich Verſchulden desjelben 
fordert, Berzug des Gläubigers aber ohne Rüdjicht auf Ver— 
ſchulden desjelben eintritt. Dies aljo auch dann, wenn der Gläu- 
biger infolge entichuldbaren Irrtumes die Leiltung nicht abnimmt, nicht 
minder, wenn Dies infolge höherer Gewalt gejchehen ijt.® 


Natürlich kommt der Gläubiger aber nicht in Verzug, falls Argliſt 
de3 Schuldners die Nichtabnahme der Leiftung herbeigeführt hat. 


875. VBorausiekungen des VBerzuges des Gläubigers. 

I. Fundamentale Borausjegung Des Verzuges des Gläubigers iſt. 
daß der Schuldner zur Erfüllung befugt, im jtande und bereit 
ilt, SS 294 und 297. 

1. Nicht notwendig iſt Fälligkeit der Schul, daß aljo der 
Schuldner bereits zur Erfüllung verpflichtet war. Soweit der Schuldner 
berechtigt ijt, vorher zu erfüllen, was bei betagten Forderungen nach 
9.9.3. $ 271 Abi. 2 im Zweifel gilt, kann er den Gläubiger in 
Verzug jeßen. 

2. Der Schuldner muß zur Erfüllung im ftande und willig fein. 
Von einem Verzuge des Gläubigers it daher nicht die Rede, wenn Die 


8) Bemeinrechtlih war die Frage fehr beftritten. Gegen das Erfordernis der 
Berihuldung zum Verzuge des Gläubiger Mommien, Beiträge Bd.3 $ 17; insbe: 
fondere aber Kohler S. 409. Dafür Windiheid Bd.2 $ 345 Anm. 8; Dermburg, 
Band. Bd.2 843 Anm. 9: Shen ©. 80. 
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Erfüllung unmöglich ijt.! Dies jelbjt dann, wenn die Unmöglichkeit in 
Ereigniſſen beruht, welche die Perſon des Gläubigers betreffen. 

IH. Die bloge Erklärung des Schuldners, die Erfüllung vornehmen 
zu wollen, genügt feineswegs immer, um den Berzug des Gläubigers 
herbeizuführen. Denn Worte jind wohlfeil und oft täufchend. Nicht 
jelten legen es böswillige Schuldner darauf an, durch vorgebliche Er- 
tüllungsbereitichaft den Gläubiger wenigitens jcheinbar in Verzug zu 
ſetzen, um hierdurch eine günjtige Nechtslage für jich zu gewinnen. 

1. Für die Negel bedarf es daher eines thatjädhlichen Ange 
botes der Leitung jeitens des Schuldners — der Nealoblation 
— 5 294,2 und zwar volljtändig®, jowie am gehörigen Orte, z.B. nicht 
in der Kirche, und zu gehöriger Zeit, z. B. nicht jo, daß man den Gläu— 
biger nachts aus dem Schlafe fchellt. 

2. Es wäre aber unpraftiiche Vergeudung von Zeit und Straft, 
auch dann den Verſuch thatjächlicher Erfüllung zu fordern, wenn er 
offenbar vergeblich wäre. Daher ijt wörtliches Angebot — Berbal- 
oblation — ausreichend, * 8 295, 

a) wenn der Gläubiger dem Schuldner unzweideutig erklärt hat, 
daß er die Leiftung nicht annehmen werde.5 Dies muß nicht ausdrüclich 
geichehen jein. Erflärungen des Gläubigerd, wie die, dab er das Ge— 
ihätt annulliere, oder daß er fich auf dasjelbe nur in anderer Art ein- 
lajien werde, als der Schuldner dem Schuldverhältniffe entiprechend 
will, ermächtigen den Schuldner, es bei wörtlichem Angebote beivenden 
zu lajien. Erklärt ſich darnach der Gläubiger bereit, vertragsgemäß 
anzunehmen, jo muß natürlich daraufhin thatjächliches Angebot erfolgen. 

b) Hat der Gläubiger den Schuldgegenitand abzuholen, jo genügt 
wörtliches Angebot des Schuldners gleichfalls. 

c) Hat der Gläubiger eine Handlung anderer Art, welche der 
Leitung vorhergehen muß, vorzunehmen, und unterläßt er fie, 3.8. 


1) Kohler jedoch in feinem Ardiv Bd. 13 ©. 258 nimmt Berzug des Gläu— 
bigers auch an, wenn Leiftungsunmöglidfeit vorhanden ift. Dies jcheint weder mit 
dem Begriffe des Verzuges, noch mit 8297 zu jtimmen. 

2) E.1 8255; Mot. Bd.2 ©.69; Kom. Brot. S. 660. 

3) Geringfügige Unvollitändigkeit, 3. B. einige zerbrochene Glasſcheiben oder 
fehlende Schlüfjel fünnen die Verweigerung der Abnahme eines Gebäudes nicht recht: 
fertigen. Auch die Frage der VBolljtändigfeit ift „ex bono et aequo* zu beurteilen 
gemäß $ 226. Entſprechender Abzug am Preije muß genügen. 

4) Vgl. R. O. H. G. Bd. 10 ©. 238, Bd. 13 ©.59; R.G. Bd. 1 ©. 311ff.; 
R. Leift, Archiv für civ. Pr. Bd.83 ©. 183. 

HRG. Bd. 4 S.190: Grudot Bd.42 ©. 502. 
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eine ihm obliegende Wahl oder die Spezififation der ‚zorm des Schuld- 
gegenitandes, oder eine von ihm aufzuftellende Berechnung, jo genügt 
wörtliches Angebot des Schuldners nicht minder. ® 

In derartigen Fällen wird der Schuldner an den Gläubiger meift 
eine Aufforderung zur Vornahme der von demselben vorzunehmenden 
Handlung richten. Sie jteht dem Angebote gleich, wie $ 295 bejonders 
bervorhebt. ' 

3. Obne ein auch nur wörtliches Angebot oder eine Auf— 
forderung tritt endlich Verzug des Gläubigerd dann ein, falls für die 
erforderliche Handlung des Gläubigers eine Falendermäßige Friſt feſt— 
gejtellt ift, wenn der Gläubiger dieſelbe nicht einhält. Nicht anders it 
es, wenn die ihm obliegende Handlung nach einer kalendermäßig be— 
jtimuten Kündigungsfrijt erfolgen jollte und die Kündigung geſchah, $ 296. 

IH. It der Schuldner nur gegen eine Leiſtung des Gläubigers 
zur Erfüllung verpflichtet, jo fommt der Gläubiger in Verzug, wenn 
er zur Gegenleiltung nicht bereit ift, auch wenn er die Annahme nicht 
verweigert, $ 298. Hierher gehört, daß er die Quittung — $$ 369, 
371 —, auf welche der Schuldner ein Necht hat, nidjt ausitellt. 

IV. Eine Milderung der jtrengen Grundjäße über den Gläubiger: 
verzug tritt ein, wenn die Leiltungszeit nicht beftimmt war, oder wenn 
der Schuldner vor der beitimmten Zeit zu leijten berechtigt und gewillt ift. 

In Diefen Fällen kommt der Gläubiger durch Nichtannahme nur 
in Verzug, wenn ihm der Schuldner die Bornahme der Leiltung eine 
angemejjene Zeit vorher angekündigt hat, 8 299. 


876. Wirkungen des Verzuges des Gläubigers. 


I. Der Schuldner joll durch den Verzug des Gläubiger nicht 
leiden, aber auch dem Gläubiger, der ja ohne Berjchulden in Verzug 
jein kann, joll nicht allzu wehe gethan werden, daher eritrebt das B. G. B. 
eine Vermittelung der Interejien und Anfprüche. Im wejentlichen ſchließt 
es jich dem römischen Nechte an. 

Die Folgen des Verzuges des Gläubigers find teild unmittelbare, 
teils mittelbare. 


6) Dertmann im Archiv für civ. Br. Bd. 85 n. 10. 

7) In den Fällen der Verbaloblation hat der Schuldner das wörtliche An- 
bieten zu beweifen, dem Gläubiger liegt ob, darzuthun, dat der Schuldner nicht im 
itande oder nicht gemwillt war, zu leiten. 
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I. Unmittelbar tritt mit dem VBerzuge des Gläubigers ein 

1. Herabminderung der Haftung des Schuldners für eigenes Ver— 
ichulden oder das feines gejeglichen Vertreter8 auf Vorſatz und grobe 
Fahrläſſigkeit. Denn dem Schuldner ift nicht zuzumuten, für den 
Gläubiger noch bejondere Sorgfalt aufzumwenden.! Dies gilt namentlich) 
bezüglich des im Beſitze des Schuldners befindlichen Schuldgegenftandes. ® 

2. Übergang der Gefahr auf den Gläubiger. Dies gilt 
aber nicht unbedingt, hat jeine bejonderen Vorausſetzungen und verjchie- 
denen Sinn. 

a) Eine Gattungsjchuld erlischt, wenn der Schuldner behufs der 
Erfüllung bejtimmte Sachen ausgejchieden hat, und der Gläubiger durch 
deren Nichtannahme in Verzug gerät, falls die angebotene und getrennt 
gehaltene Sache untergeht oder dem Schuldner abhanden kommt, $ 300 
Abi. 2. 

Entjtand der Berzug des Gläubiger durch wörtliches Angebot nach 
$ 295, jo geht die Gefahr folglich auf ihn nur über, wenn außerdem 
thatjächliches Ausjcheiden der zur Erfüllung bejtunmten Sache vorge- 
nommen war. Gleiches gilt, wenn der Verzug ohne Angebot nad) 
$ 296 durch Zeitablauf entjtand, fall der Schuldner das zu Leijtende 
bereit geitellt hat. 

b) Bei gegenjeitigen Verträgen bedeutet der Übergang der Gefahr 
durch den Verzug, daß der Schuldner, obgleich er durch denjelben jeiner- 
jeit3 befreit ijt, noch die Gegenleiftung zu beanjpruchen hat, $ 324 Ab}. 2. 

3. Während des Verzuges des Gläubigers füllt die Verpflichtung 
des Schuldners zur Zahlung von Zinjen für Geldjchulden weg, und 
zwar gilt dies nicht bloß für gejegliche Zinjen, worauf fich dies gemein- 
rechtlich? und nach A. L. R. bejchränfte, jondern auch, worin eine Neue: 
rung des B. G. B. liegt, für bedungene. 

Dies rechtfertigte man dadurch, daß der Schuldner das Geld für 
den Fall der Anforderung des Gläubigers bereit halten müſſe, daß er 
es alfo nicht für jeine Zwecke mit Zuverficht verrvenden könne. Immerhin 
fann für den Gläubiger die Beitimmung hart fein, vornehmlich, weil er 
ohne Berichulden in Verzug kommen kann. Für den Schuldner aber 
liegt hierin ein Anreiz, den Verzug des Gläubigers durch jein Gebahren 
jcheinbar herbeizuführen. 


1) So 1.5 D. de per. et com. 18, 6, 1.72 pr. D. de sotut. 46, 3. 
2), Dies hob E.I 8300 Abj. 1 bejonders hervor. 
3) Dernburg, Band. Bd.2 843 Anm. 11. 
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4. War der Schuldner zu Erjtattung von Nußungen des Schuld: 
gegenjtandes vertragsmäßig oder gejeglich verbunden, jo beſchränken ſich 
jeine Verpflichtungen auf die Nutungen, welche er während des PVet- 
zuges des Gläubigers zieht, $ 302. 

Da zu den Nußungen nach $ 100 auch Zinjen gehören, jo üt 
anzunehmen, daß der Schuldner, welcher während des Gläubigerverzuges 
Zinſen von der Schuldjumme gewann, z. B. durch Hinterlegung bei 
jeiner Bank, ſolche Zinſen als Nutzungen dem Gläubiger zu 
erjtatten hat. Der furzen Verjährung der Zinfen unterliegt dieſer 
Anjpruch nicht. 

Auf die Nugungen verwendete Kojten find von Ddenjelben jelbit- 
verjtändlich abzuziehen. 

5. Dem Schuldner ift vom Gläubiger nach $ 304 Erſatz der Mehr: 
aufwendungen zu leisten, und zwar mit Binjen, $ 256, die er für das 
erfolglofe Angebot, jowie für die Aufbewahrung, Unterhaltung, Cr 
haltung des Schuldgegenitandes machen mußte. 

Wegen diefer Mehraufiwendungen hat er ein Klagerecht, nicht minder 
ein Zurücdbehaltungsrecht nach $ 273, wenn der Gläubiger die früher 
zurücgewiejene Leiftung jpäter fordert. * 

Der Gläubiger wird durd) den Verzug nicht zum Erjage anderen 
Schadens verpflichtet, welcher dem Schuldner infolge des Beſitzes der 
Sache noch erwächjt, z. B. wenn ihm das gejchuldete Tier nicht abge 
nommen wurde, und er als Tierhalter wegen des von dem Tiere ver: 
übten Schadens einem Dritten erjagpflichtig wird; anders, wenn der 
Gläubiger zur Abnahme verpflichtet war, 3. B. als Käufer, $ 433 Abj. 2, 
da er dann infolge der Nichtabnahme auch in Schuldnerverzug iſt und 
dem anderen Teile infolgedejien jeden hierauf zurüctührenden Schaden 
erjegen muß. 

III. Der Berzug des Gläubigers giebt dem Schuldner Rechte, 
durch welche er obne Mitwirkung des Gläubigers feine Befreiung 
herbeiführt. Darin liegen mittelbare Folgen des Berzuges. 

1. Nach älterem Rechte war der Schuldner befugt, fall der Gläu— 
biger in Verzug fam, die gejchuldete Sache preiszugeben und ſich hier: 
durch von jeiner Schuld loszumachen. Sp durfte er in Nom den ver— 





4) So lange ihm der Erfag jener Aufwendungen nicht geleijtet wird, fommt er 
nicht in Verzug. Anders entichied — jchwerlich mit Necht — nadı preußiichem Rechte 
R. G. bei Gruchot Bd. 27 ©. 462. 
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fauften Wein im Falle der Nichtabnahime durch den Gläubiger maßweiſe 
auf die Straße jchütten und jich dadurch befreien. | 

Das B.G.B. weiß hiervon bezüglich beweglicher Sachen nichts. 

Iſt aber der Schuldner zur Herausgabe des Beſitzes einer unbe: 
weglichen Sache verpflichtet, jo Fann er nach dem Eintritte des Ver— 
zuges des Gläubigerd den Beſitz aufgeben, $ 303. Er wird alſo — 
dies ijt offenbar der Sinn — von der Pflicht zur Herausgabe frei. 
Es gilt dies z. B. für Pächter und Mieter, wenn der Vermieter oder 
Berpächter ihnen den Beſitz des Miet- oder Pachtgrundſtückes nicht 
abnimmt. Das Aufgeben muß dem Gläubiger vorher angedroht werden, 
e3 jei denn, daß die Androhung unthunlich it. 

Bewegliches Zubehör darf der Schuldner aber nicht preisgeben. 
Für dejien Verwahrung hat er aljo zu jorgen. 

Fit der Schuldner zur Übereignung des Grunditüces verbunden, jo 
bleibt dieje Pflicht troß des VBerzuges des Gläubigers beitehen. Er kann 
jich derjelben nicht durch Aufgabe des Eigentumes nad) $ 928 entziehen. 

In allen Fällen, in welchen der Gläubiger dem Schuldner zur 
Abnahme verpflichtet iſt, aljo namentlich im Falle des Grundſtücks— 
faufes wird der Schuldner, fall ihm das Grundſtück läjtig iſt, zweck— 
mäßiger auf Abnahme flagen, als den Beſitz aufgeben. 

2. Hat der Schuldner bewegliche Sachen herauszugeben, jo fann 
er ſich dadurch befreien, daß er die geichuldeten Sachen öffentlich hinter: 
legt, $ 372 Abi. 1. | 

Sit Die geichuldete bewegliche Sache zur Hinterlegung nicht ge— 
eignet, jo fann er fie im Falle des Berzuges des Gläubigers, und 
zwar in der Regel am Leijtungsorte verjteigern laſſen und den Erlös 
hinterlegen, 8 383. 

Wie aber, wenn die Sache wertlos geworden iſt und die Koſten 
der Verjteigerung offenbar nicht lohnt, oder wern niemand bietet? Dann 
bleibt doch nichts übrig, als fie wegzufchütten oder fie jonft los zu 
werden. 

Beim Handelsfaufe treten im Falle des Berzuges des Käufers in 
der Annahme die befonderen Grundjäge des H.G.B. $ 373 ein. Darüber 
ipäter. 

$ 77, Beendigung des Verzuges des Gläubigers. 

1. Der Verzug des Gläubigerd endigt, wenn er die früher ver: 
jagte Mitwirfung zur Schuldtilgung eintreten läßt. Dies bat aber 
nur Bedeutung, wenn er fich gleichzeitig zum Erjage der von ihm zu 
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erfüllenden Aufwendungen und der ihm obliegenden Gegenleijtungen 
bereit erklärt. 

Muß ihm der Schuldgegenjtand gebracht werden, jo genügt jeine 
wörtliche Erflärung, um den Schuldner zum Bringen zu verpflichten. 
Hat er den Schuldgegenitand zu holen, jo hat er fich beim Schulöner 
zu dieſem Zwede einzufinden. Diejer wird jedoch nur dann durch Nicht: 
leiſtung in Verzug jeinerjeits kommen, wenn ihm eine angemejjene Zeit 
vorher angekündigt war, daß der Gläubiger zum Abholen bereit ſei. 

2. Der Berzug des Gläubiger endet ferner Durch jede weitere 
Vereinbarung über Stehenbleiben der Schuld. 


Zweiter Abſchnitt. 
Die Schuldverhältniffe aus Berträgen. 
Erites Kapitel. 
Der Schuldvertrag. 

878. Begründung des Schuldverhältnijies durh Vertrag. 

1. Der hauptjächliche Faktor der Oeftaltung der Obligation üt 
der Vertrag. 

Der Schuldvertrag, alfo Einigung zwijchen Gläubiger und Schuldner 
über Begründung der Schuld, ruft die Obligation in das Leben, $ 305; 
die Abänderung, $ 305, die Ubertragung, $ 398, der Erlaß derjelben 
geichieht durch Vertrag, $ 397. 

2. Im Gebiete der Obligation herricht VBertragsfreiheit. Das 
B. G. B. regelt zwar die häufigeren Arten, aber zum größeren Teile 
durch nicht zwingende Nechtsjäge. Den Beteiligten jteht außerdem offen, 
Obligationen anderer Art zu begründen, z. B. durch einen Trödelvertrag,! 
welchen das B. G. B. nicht erwähnt. Worausgejegt iſt nur, daß Die 
allgemeinen Vorjchriften über Obligationen gewahrt find. 

3. Im Gejchäftsieben iſt freilich bei Begründung der Obligation 
der individuelle Wille nur in beſchränktem Maße jchöpferiich thätig. 

Denn zum nicht geringen Teile beruhen im heutigen Leben, wie dies 
in Rom der Fall war, die Gejchäfte auf jtändigen ‚Formularen, 3. B. 


1) Bgl. Motive Bd.2 S. 516. 
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von Bauverträgen, Anjtellungs= und Arbeiterverträgen, Miet» und 
Transportverträgen, Berjicherungsverträgen, jo daß das Formular im 
einzelnen Falle der Sachlage nach ausgefüllt wird.? 

4. BZwingend greifen in die Vertragsfreiheit Nechtsfäge ein, twelche 
im allgemeinen und öffentlichen Intereſſe unabänderlich find. Und zwar 
geichieht died nad) der Gefinnung der Zeiten bald in höherem, bald 
in niederem Maße. 

In der Mitte des 19. Jahrhunderts juchte man aus dem älteren 
Rechte, insbejondere dem römijchen, ſtammende Beichränfungen der Ver- 
tragsfreiheit zu bejeitigen, vor allem durch das alte Handelsgejegbud) 
beit Handelögeichäften. Aufgehoben wurde durch dasjelbe die Anfechtung 
wegen Verlegung über die Hälfte, die Eingrenzungen der Vertrags- 
itrafen, die lex Anastasiana. Die allgemeine Aufhebung des gejeß- 
lichen Höcdjtbetrages der Zinjen durch) das Bundesgejeg vom 4. No- 
vember 1867 jchloß jich dem an.® 

Aber bald änderte jich die Tendenz. Bejchränfungen der Vertrags 
freiheit in den Arbeiterverhältnijjen ergaben jich als unerläßlih und 
wurden ein fich mehrender Bejtandteil der deutjchen Gewerbeordnung, 
Wuchergejege wurden erlajjen, die Bedingungen der Abzahlungsgejchäfte 
eingeengt. 


2) Über jolhe Formulare bemerft Leſchinsky, Preuß. — S. 200: Im 
allgemeinen wird der Wille der Parteien, daß die Formularbeſtimmungen gelten ſollen, 
durch die Unterzeichnung des Formulars zum Ausdruck gebracht werden. Finden ſich 
aber Lücken im Formulare, deren Ausfüllung unterblieben iſt, ſo erlangen die lücken— 
haften Stellen durch die Unterſchrift des geſamten Formulares feine Wirkſamleit. Iſt 
die Ausfüllung ſolcher Lücke unterblieben, ſo kann der Grund darin liegen, daß die 
Parteien über die Art der Ausfüllung nicht einig geworden, oder daß die Parteien 
die lückenhafte Stelle überſehen haben. Jedenfalls iſt ſchriftlich die Art der Aus— 
füllung nicht vereinbart, und deshalb gilt, ſoweit die Schriftlichkeit erforderlich iſt, 
die lückenhafte Stelle überhaupt nicht. Es iſt nicht erkennbar, daß der Wille der 
Parteien auch der lückenhaften Stelle hat Wirkſamkeit beilegen wollen, Striethorſt Arch. 
Bd. 91 S. 85: Bl. f. Rechtspfl. 1891 S. 6; jedoch BI. f. Rechtspfl. 1892 ©. 18; z. B. 
$1 des benutzten Formulares lautete: „Die... monatlichen ... vierteljährlichen ... 
Mietsraten im Betrage von ... hat Mieter ... numerando pünktlich an jedem 
Erſten des ... Monats ... Quartals in der Wohnung des Vermieters zu zahlen. 
Fall der Mieter die... monatlichen ... vierteljährlihen ... Mietsraten nicht 
pünttlich bis . . . gezahlt hat, kann der Bermieter die jofortige Räumung der Woh: 
mung verlangen.” Haben die Barteien zwar den erjten Abſaß ordnungsmäßig aus- 
gefüllt und das nicht Gewollte durchftrichen, hingegen den zweiten Abſatz jo belajien, 
wie er oben verzeichnet ift, jo fann auf dieje lüdenhafte Beitimmung eine Räumungs- 
Hage nicht geftüßt werden. Eine Ergänzung aus dem erjten Abjage iſt unzuläflig. 
In Anjehbung des Mietvertrages ift bejonders hervorzuheben, daß nicht felten der 
Zag der Fälligkeit des Mietzinjed und der Tag, bis zu welchem ſpäteſtens bei 
Bermeidung der Ermijjion gezahlt werden muß, auseinanderfallen. 


3) Bgl. oben $ 23. 
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Das B.G.B. geht in diefer Richtung weiter. Kreditwucher und 
Sachwucher machen nach $ 138 Abſ. 2 Verträge nichtig. Zahlreiche 
Einzelbejtimmungen des B.G.B. z. B. bei der Wohnungsmiete, S 541, 
beim Dienjtvertrage, S 614 bis $ 619, $ 624, ferner bezüglich der Herab- 
jegung der Vertragsitrafen, $ 343, des Maklerlohnes bei Vermittelung 
von Dienftverträgen, $ 665, jollten der Ausbeutung der wenig Be: 
güterten entgegentreten. 

Doch Anfechtung wegen Verlegung über die Hälfte wurde nicht in 
das B.G.B. übernommen, ebenjowenig die lex Anastasiana. 

5. Der Schuldvertrag ift zwar grundfäßlich nach B. G. B. formfrei. 
Aber Gejeg, wie Parteiwille geben gewijjen Gejchäften eine bejondere 
Form. Darnach laſſen ich in Anlehnung an das römische Recht unter- 
jcheiden: 

a) Realverträge, welche durch Hingabe einer Sache zum Abſchluß 
fommen. 

Nealvertrag it gejeglich daS Darlehen, denn der Empfang von 
Geld oder anderen vertretbaren Sachen iſt ihm wejentlich, $ 607. Auch 
der Berwahrungsvertrag iſt nach $ 688 Realvertrag. 

Einen gewillfürten Realvertrag bildet der jog. Handkauf, d. h. der 
unmittelbare Austaufch von Waren gegen Geld. * 

b) Sfripturobligationen jind die Verpflichtungen aus dem 
Wechjel, aus der Zeichnung einer Aktie, 9.6.8. $ 189, auch Bürg- 
ſchaft, z 766, Berjprechen einer Yeibrente, F 761, Anweilung, 8 783, 
Schuldveriprechen und Schuldanerfenntnis, SS 781 und 783. 


$79. Begründung durd einfeitiges Berjpreden. 

I. Das einjeitige Berjprechen einer Leiſtung jeitens des Schuld- 
ners war nach einer älteren weitverbreiteten deutſchen Rechtsanſchauung 
Berpflichtungsgrund. ! 

Nah B. G. B. verpflichtet das nicht angenommene Verjprechen des 
Schuldners nur in beitimmten Fällen:? 


4) Bähr, Urteile des Reihsgerichtes ©. 34. Gegen Bähr freilih Ring in 
Kohlers Archiv Bd. 1 5.203 und Dertmann, a.a.D. VBorbemerfung zum Kauf 1. a. 

1) Siegel, Das Verſprechen als Berpflichtungsgrund 1873. Vgl. die bei Ja— 
cobi in Iherings Jahrb. Bd. 35 S.44 zufammengejtellten deutichen Rechtsſprüchwörter. 

2) E.1 $ 342 fchrieb ausdrüdlih vor: „Das einjeitige, nicht angenommene 
Verſprechen iſt unverbindlich, ſoſern nicht das Geſetz ein anderes beftimmt.“ Bei 
der jpäteren Beratung ſtrich man den Ausipruc als jelbjtverjtändlich. 
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a) bei Stiftungsgejchäften unter Lebenden, B.G. B. $ 82. 

Man mag ſich Hierbet an die einjeitige Verbindungsfraft der rö- 
mijchen pollicitationes zu Gunjten der Stadtgemeinden und der vota zu 
frommen Zweden erinnern, die aber nicht in das B. G. B. überging. 

b) Die Auslobung, d. h. das einjeitige öffentliche Ausjeßen einer 
Belohnung für eine Leitung verpflichtet nicht minder, B. G. B. $ 657. 

c) Die Schuldverjchreibung auf den Inhaber verbindet den 
Aussteller jogar dann, wenn fie unfreiwillig aus dejien Hand fam, zu 
der dem Inhaber zugejagten Leiltung, B. G. B. $ 794. 

d) Bei jonjtigen Inhaberpapieren, 3. B. Aktien, beim Wechjel und 
anderen indojjabeln Urkunden wird man Entjprechendes anzunehmen haben. 

I. Bejondere Beitimmungen über Verpflichtungen aus einjeitigen 
Verſprechen trifit das B.G.B. nicht. Die Vorichriften der Vertrags: 
ichulden ſind entiprechend anzumenden. 3 


880. Beiondere Beihränfungen obligatorijdher Verträge. 


I. Die Übernahme der Verpflichtung, fein fünftiges Vermögen 
oder einen Bruchteil desielben zu übertragen, oder einen Nießbrauch an 
jeinem fünftigen Vermögen, oder an einem Bruchteile desjelben zu bes 
itellen, ijt nach B. G. B. $ 310! unzuläſſig und nichtig. ? 

Nach den Motiven liegt der Grund des Verbotes darin, daß es 
dem öftentlichen Nuten widerjtreitet, durch jolche Geſchäfte den Antrieb 
zum Erwerb zu unterbinden. Doch die Beitimmung des Gejeßes führt 
über dieſen Gedanken hinaus. Insbeſondere iſt infolge desſelben eine 
Geſellſchaft des jetigen und des fünftigen Bermögens nichtig, obgleich 
jie den Erwerbstrieb nicht notwendig unterbindet. 

Eheverträge und Erbverträge ſind nicht getroffen. 

Es iſt zweifelhaft, ob Vereinbarungen, nach welchen man jich ver- 
pflichtet, die jetzigen und fünftigen Bejtandteile eines Sonderver: 
mögens, z. B. des einem Gewerbe gewidmeten, zu übertragen. Hierin 
läge aber eine Ausdehnung der gejeglichen VBorjchrift, welche ihrer ſingu— 
lären Natur nicht entipricht. 

3) E.I 5343 hatte dies bejonders bejtimmt, vgl. Motive Bd. 2 S. 175. Später 
lie man die Vorſchrift als ſelbſtverſtändlich weg. 

1) E.1 8350 Abſ. 13 Mot. Bd.2 ©. 186; Kom. Brot. ©. 909. 

2) Iſt entgegen dem $310 ein Vertrag auf das gegenwärtige und zufünftige 
Vermögen gerichtet, jo iſt derfelbe gemäß $ 139 B. G. B. bezüglich des gegenwärtigen 
Bermögens gültig, jofern anzunehmen ift, daß der Vertrag aud) in diejer Beſchränkung 
von den Beteiligten abgeſchloſſen worden wäre. 
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II. Sein gegenwärtiges Vermögen oder einen Bruchteil Des: 
jelben zu übertragen oder mit einem Nießbrauch zu belaften, kann man 
gültigerweife verjprechen. Jedoch bedarf ein jolcher Vertrag nach $ 311 
gerichtlicher oder notarieller Beurkundung. Dies ohne Unter- 
ichied, ob es fich um ein entgeltliches oder unentgeltliches Geſchäft handelt. 

Auch diefe Beitimmung bezieht ſich nach richtiger Anficht nur auf 
die Übertragung des ganzen Vermögens oder eines Bruchteiles des: 
jelben. Verträge über ein Sondervermögen, z.B. eines Erwerbsgejchäftes, 
gehören nicht hierher. Allerdings führen die Motive Altenteilsverträge 
an. Solche Verträge beziehen fich aber in der Regel nur auf Grund: 
jtüde und deren Zubehör; Grundjtüde aber jind bloße Vermögens: 
beitandteile, und bilden nicht da8 Vermögen des Auszüglers im Recht: 
finne. Hieran fann nichts ändern, wenn etwa thatjächlich dev Auszügler 
andere Gegenjtände als die durch den Auszugsvertrag überlajjenen nicht 
hat. Sonft würde z. B. auch die Übertragung eines Patentes, wenn 
der Patentierte zufälligerweije nicht® amderes befigt, der Form S 311 
unterjtehen, was unannehmbar wäre. Daß im 1. Entwurf $ 350 Abi. 2 
vom „ganzen gegenwärtigen Vermögen“, das Geſetz jelbjt nur vom 
gegenwärtigen Vermögen jpricht, ijt unerheblich, denn wo von gegen: 
wärtigem Vermögen die Rede ilt, ift, jofern fein Zuſatz gemacht it, 
jelbjtverjtändlich das ganze Vermögen zu verjtehen. 

III. Berträge über die Erbjchaft eines noch lebenden Dritten 
ohne deſſen Zuftimmung galten den Römern als unfittlih und deshalb 
als nichtig. Wieweit dies gemeinrechtlic) zu gelten habe, war nicht 
unbejtritten. 

Das A.L. R. J, 12 $ 649 ff. ließ ſolche Verträge unbedingt unter 
den gejeglichen Erben zu; zu Gunſten eines Dritten waren jie unter 
Zuftimmung des Erblafjers gültig; wenn derjelbe willensunfähig war, 
genügte gerichtlicher Abſchluß. 

Mit großer Strenge erklärte dagegen der erjte Entwurf $ 349 Ver: 
träge über den Nachlaß eines lebenden Dritten für nichtig. Und doch 
giebt es Fälle, in welchen fie praftifch Bedürfnis, jittlich unbedenklich 
jind. Daher milderte die zweite Kommiljion und hiernach B. G. B. $ 312 
die Borjchrift. 


3) Scherer, Recht der Schuldverhältnifie S.135 will dagegen Gutsüberlaſſungs-, 
Leibrenten= und Altenteildverträge der form des $ 311 unterwerfen. 


4) Dernburg, Pandelten Bd.3 $127 Ziff. 2. 
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Zwar gilt auch hiernach der bei Lebzeiten des Erblafjers gejchlojfene 
Vertrag über dejien Nachlaß, über einen Pflichtteil, jowie über ein 
Vermächtnis aus dem Nachlafje als nichtig, es find jedoch nicht betroffen 
Verträge diefer Art unter den gejeglichen Erben über Erbteil und 
Prlictteil, mögen jie einen Verzicht, Verkauf oder Auseinanderſetzung 
enthalten. Nur gerichtliche oder notarielle Beurkundung wird für 
jie gefordert. 

Der Veräußerer jeines Erbteiles verliert nicht, wie nach preußiſchem 
Rechte, 5 jeine Eigenschaft als Erbe, vielmehr entjtehen nur obligatorijche 
Verpflichtungen zu Gunjten des Miterben. 

Die Einwilligung des Erblajjers heilt die Nichtigkeit des Vertrages 
über jeinen Nachlaß nicht. Der wirtjchaftliche Erfolg des im $ 312 
verbotenen Vertrages fann aber, falls der Erblafjer zujtimmt, durch 
einen Erbvertrag oder einen Erbverzicht unter feiner Mitwirkung herbei- 
geführt werden. 

IV. Die wichtigfte Einjchränfung trifft die Verpflihtung zur 
Übereignung eines Grundjtüdes. 

Gemeinrechtlich bejtand auch für jolche Verträge Formfreiheit, da— 
gegen forderten die meiſten deutſchen Landesgejege für Diejelben eine 
‚form, jet es die einfache Schriftform, jei es gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung. 

Nah A.L. R. I, 10 8 15ff. I, 11 $ 75 insbefondere war jchrift- 
liche Beurkundung erforderlich und gemügend. 

Das B. G. B. $ 3136 verlangt für den Vertrag, durch den man 
fih verpflichtet, Eigentum an einem Grundftüce zu übertragen, gericht- 
lihe oder notarielle Beurkundung. Dies joll leichtfertige Ein- 
gehung jolcher Verträge verhindern, eine zweifelfreie und jelbjtändige 
Feſtſtellung der PBarteiberedungen verbürgen und namentlich die minder 
gewandte Bevölferung vor übereilten Käufen und Berfäufen bewahren, 
was erfahrungsgemäß durch das Erfordernis bloßer Schriftform nicht 
genügend erreicht werde.” Freilich Liegt die Beſorgnis nahe, dab die 
Koiten derartiger Beurfundungen die Parteien oft gerade dahin Drängen 
werden, die Veräußerungsverträge bloß mündlich zu jchliegen und es 
bei deren Bekräftigung durch die Auflaffung bewenden zu lafjen. 


5) D.Trib. Bd. 57 ©. 47. 
6) E.1 8351; Mot. Bbd.2 ©. 189; Kom. Prot. ©. 921, 7367. 
7) Dentichrift des Bundesrates Buch 2 ©. 47. 
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Die gerichtliche oder notarielle Beurkundung ift auch dann zur 
Übereignung eines Grundſtückes erforderlich, wenn der Vertrag noch 
andere Beitimmungen, und zwar als Hauptinhalt hat.® Dies 5.3. im 
Falle des Verfaufes eines gejamten Handelsgejchäftes mit Lager- und 
Gejchäftshaus, ferner bei einem Gejellichaftövertrage, in welchen Die 
Übereignung eines Grundftüces zu Gunften der Gejellfchaft bedungen 
it, jowie bei der Auseinanderjegung über einen Nachlaß, in welchem 
jih Grundſtücke befinden. 

Auch Anträge bezüglich eines Vertrages, welcher die Übereignung 
eines Grundjtüdes zum Gegenjtande hat oder in jich ſchließt, binden 
den Antragiteller trotz $ 145 ff. nur dann, wenn die Anträge gerichtlich 
oder notariell beurkundet find. Es iſt dies notwendige Folge des $ 313, 
derjelbe wäre ſonſt auf das leichtejte zu umgehen. 

Nach $ 1117 gilt S 313 auch für die Verpflichtung zur Über- 
tragung des Erbbaurechtes. 

Zweifelhaft kann fein, ob die Form des 8 313 auch erfordert wird, 
wenn der Käufer eines Grundjtüdes jeine Nechte aus dem Staufvertrage 
abtritt. Dem Zwede der Beitimmung, die Beteiligten vor Übereilung 
zu bejchügen, jcheint dies zu entjprechen.”? Dennoch ijt die Trage zu 
verneinen, denn der Gejjionar erwirbt vom Gedenten nur ein echt, 
nicht aber ein Grundjtüc. 10 

Eine Vollmacht zur Vollziehung der in den SS 311 bis 313 
geregelten Gejchäfte bedarf nach S 167 Abi. 2 der Form des Nechts- 
gejchäftes nicht, auf welche jich die Bollmacht bezieht. Dies kann freilic 
den Schuß, welchen $ 313 unerfahrenen Landleuten geben will, Leicht 
illujorijch machen. Denn wenn der Bauer dem A., dem Gejchäftsfreunde 
des N., formlos Vollmacht giebt, jein Bauerngut an den N. zu ver: 
äußern, jo wird das Bauerngut meijt fort jein. 

Entiprechend dem bisherigen preußijchen Nechte !! wird der Vertrag 
nad) $ 313 Ab}. 2 in allen jeinen Teilen rechtsgültig, wenn das 
Grundſtück, zu deſſen Übereignung man ſich ohne die gejeßliche Form 
verpflichtet hatte, aufgelajjien und im Grundbuche überjchrieben 
ijt. Sind mehrere Grundjtüde Gegenjtand des Vertrages, jo genügt 


8) Vgl. jedod; Grudyot Bd. 28 ©. 1035. 

9, So Scherer, Recht der Schuldverhältnifje ©. 141. 

10) Wiederfauf eines Grundſtückes fordert die yorm nicht, $ 497 Abſ. 1 Sag 2, 
ebenjowenig Bertauf, $ 505 Abſ. 1 Sap 2. 

11) E. E. Geſ. vom 5. Mai 1872; R.®. Bd. 16 ©. 267. 
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die Auflaffung und die Überfchreibung eines derjelben, um den ganzen 
Bertrag gültig zu machen. 

Iſt das Grundjtüd einmal dem Vertrage gemäß aufgelafjen, fo 
bedarf die Aufhebung des Vertrages, auch wenn er formlos war, ge- 
richtlicher oder notarieller Form. 

Nach Einführungsgejeg Art. 142 find die Landesgejege befugt, für 
die Beurkundung des Vertrages über die Übereignung von Grundftücen 
außer Gerichten und Notaren auch andere Behörden zu bejtimmen. !1 


V. Das Auswanderungsgejeg vom 9. Juni 1897 8 22 bejtimmt, 
daß der Auswanderungsunternehmer nur auf Grund vorher abgejchloffener 
jchriftlicher Verträge Auswanderer befördern darf und bedroht die Über- 
tretung dieſer Vorjchrift mit öffentlicher Strafe, $$ 43 und 44 bes 
Geſetzes. Der bloß mündlich abgejchlojjene Transportvertrag ift gleich- 
wohl privatrechtlich gültig, da nicht der Abjchluß des mündlichen Aus— 
wanderungsvertrages verboten ijt, vielmehr nur die Beförderung ohne 
jchriftlichen Vertrag. 


881. Verträge mit unbejtimmten Dritten. 


I. Berträge mit noch unbeitimmten Dritten find dem älteren deut: 
ichen Rechte nicht fremd.! Sie bilden auch jett eine im Handelsverfehre 
nicht jeltene Art von Gejchäften. Es ijt anzunehmen, daß das B. G. B. 
jolchen Verträgen nicht entgegenjteht, wenn es diejelben auch nicht be— 
jonders regelt, denn die Abjicht, eine gefchichtlich gebildete, den Ver— 


11) Hiervon wird die preußifche Gefeßgebung Gebraudy machen. Nach dem Ent: 
wurfe des Geſetzes über die freiwillige Gerichtöbarkeit Art. 32 bleiben die bisherigen 
Beitimmungen über BZujtändigfeit von Behörden für Beurfundungen bejtehen, 3. B. 
der Yandiynmditen für Beurfundungen innerhalb des Geichäftskreifed der Landicaft. 
Rad) dem Abgeordnetenentwurfe des Ausführungsgejeßes zum B. G. B. Art. 12 82 
ferner jind für Verträge, durch welche ſich der eine Teil verpflichtet, da Eigentum 
an eimem in Preußen liegenden Grunditüde zu übertragen, wenn einer der Vertrags 
ichließenden durch eine öffentliche Behörde vertreten ift, für die Beurkundung kan 
Richter oder Notar auch Beamte zujtändig, welche von dem Borftande der zur Ber- 
tretung berufenen oder der vorgejeßten Behörde bejtimmt find. Für Nentenguts- 
verträge joll jogar nad Art. 12 & 1 bei den durch die Vermittelung der General— 
fommiljion und bei den vom Staate auögegebenen Rentengütern die Schriftform 
genügen und das Gleiche für freiwillige Verkäufe gelten, die dad Enteignungsgeieh 
vom 11. Juni 1874 88 16 und 17 bezeichnet. Hierzu giebt Einf. Gef. zum 8.0. B. 
Art. 62 und Art. 109 der Landesgeſetzgebung die Berechtigung. Eine gewiſſe Zus 
ftändigfeit giebt endlich $ 3 des Entwurfes den Bürgermeijtern Nafjaus. 

1) Bgl. Brunner in Goldſchmidts Zeitichrift Bd. 22 S.510ff. Das römiiche 
Recht kannie freilich ſolche Verträge nicht, Savigny, Obligationenreht Bd.2 ©. 88; 
Ihering, Zahrb. Bd.4 S. 93. Dagegen Sohm in Goldſchmidts Zeitichrift Bd.17 S. 5. 


Dernburg, Bürgerl. Recht. 11.1. 12 
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fehrsbedürfnifien entiprechende Form von Verträgen zu unterdrüden, it 
nicht zu unterjtellen. Exfennt doch das B.G.B. Verträge zu Gunſten 
noch unbejtimmter Dritter an. Es ijt nur folgerecht, daß es auch 
Verträge mit unbejtimmten Dritten zuläßt. 


Bei den Verträgen mit unbejtimmten Dritten nimmt ein Mittels— 
mann, 3.B. ein Makler, den Bertrag gleichjam entgegen, um ihn dem 
von ihm bejtimmten Dritten zu übermitteln. 


Bon den Verträgen zu Gunſten Dritter unterjcheiden fich Geichäfte 
dDiefer Art dadurch, daß der Vertragsempfänger nach dem Eintritte des 
vorbehaltenen Dritten völlig aus dem Berpflichtungsverhältnifie aus- 
icheidet, jo daß der Dritte ausſchließlich als Gläubiger und ausschließlich 
al3 Schuldner eintritt. 

I. Zu Berträgen mit einem unbejtimmten Dritten gehören na— 
mentlich Kaufgejchäfte, bei welchen jich ein Makler oder ſonſtiger Ver— 
mittler die „Aufgabe“ eines Käufers vorbehält.? Die Franzoſen nennen 
jolche Gejchäfte Kauf mit d6claration de command oder &lection d’ami.® 

Als Käufer wird berechtigt und verpflichtet die vom Vermittler auf: 
gegebene Perſon, ſowie diejelbe in das Gejchäft einzutreten erklärt. 

Der Berfäufer iſt befugt, den Dritten zurüczuweiien, wenn derielbe 
unficher ift. 

Erfolgt die Aufgabe nicht innerhalb vereinbarter oder angemejjener 
Friſt, oder wird Diejelbe mit Fug zurücgewiejen, jo gilt der Makler 
als Käufer.+ 5 

II. Es fommt vor, daß man fich gegenüber einem von einem 
Bermittler zu juchenden Gläubiger verbürgt, indem man dem Ber- 
mittler eine Bürgjchaftsurkunde für den Fall des Eintrittes des Gläu- 
biger3 einhändigt. Auch jolche Verträge find im Leben und in der 
deutſchen Praxis anerkannt. $ 


e 2) Solche Verträge Fennen die Hamburger Maklerordnungen, ferner U.L.R. 
‚11 813. 

3) Schon der codex Fabrianus (a. 1615) tit. 34 def. 1 behandelt ſolche Ver— 
träge: quum quis emit sibi et amico aut electo aut eligendo, ac postea eligit, 
una venditio est, dummodo fiat electio intra dies 40 et eodem pretio. Ehren— 
eig, Die zweigliederigen Verträge 1895 $3 giebt über die Litteratur wertvolle 

itteilungen. 

4) Beurteilungen jolcher Geichäfte fiehe bei R.G. Bd.20 ©. 37, Bd.24 ©. 64. 

5) gl. auch Ehrenziweig, Zweigl. Verträge 83; Hellwig, Berträge zu Gunſten 
Dritter S. 249. Man fonjtruiert diefe Gejchäfte meiſt anders, ohne daß die Ergebniſſe 
— Erachtens befriedigen. 

R.G. Bd. 11 ©. 248. 
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IV. Es gehört ferner hierher die Seeverficherung für fremde Nech- 
nung, wenn der Kommiljtonär, Spediteur für einen nicht genannten 
Dritten die Waren desjelben verjichert, jowie die Verficherung „für 
Rechnung, wem es angeht“, bei welcher offen gelajien wird, ob der 
Verjicherer für jich oder für einen Dritten handelt, 9.6.8. 88 781, 782. 

Der unbefannte Verficherte ijt hierbei der Gläubiger der Verſiche— 
rungsjumme, 9.6.8. $886. Der Verficherungsnehmer jchließt aljo das 
Geſchäft für den noch ungewiljen Berficherten — die persona incerta — ab. 

V. Die Reichsgerichte haben anerfannt, daß der Vertrag, wodurd) 
der Inhaber einer Bühne das Recht der Aufführung eines dramatijchen 
Werfes für dieſe erwirbt, im Zweifel zu gute fommt dem derzeitigen 
Inhaber nur in diejer Eigenfchaft — aljo nicht bei der Leitung anderer 
Bühnen — aber auch allen jeinen Nachfolgern in der Verwaltung jener 
Bühne.” Sie jtügen fich dabei auf den Grundjag, daß man zu Gunften 
eines Unternehmens, d. h. des unbejtimmten Perſonenkreiſes der Leiter 
desjelben Forderungen erwerben fann. Dies entjpricht in der That 
deutichen Rechtsanjchauungen. Nur muß — und dies ijt bejchränfend 
hinzuzufügen — das Unternehmen eine Konjtanz und Dauerhaftigfeit 
haben, wie dies bei einer Bühne, welche ein beitimmtes Lokal und einen 
dauernden Apparat hat, der Fall ijt. Für Erwerbsgejchäfte anderer Art 
fönnen dagegen Forderungen nicht erivorben werden, da bei ihnen die 
Frage, wer Gläubiger jet, ſonſt ganz in der Luft ſchweben würde. Der 
ipätere Leiter der Bühne iſt Rechtsnachtolger des früheren. Sein Recht 
wurzelt im Bertrage des eriten Vertragsſchließenden. 


882, Berjteigerung.! 

I. Die Berjteigerung bereitet den Abjchluß eines zweijeitigen Ge— 
ichäftes dadurch vor, daß der Verjteigerer, indem er dejjen Inhalt im 
übrigen bezeichnet, das Publikum oder einen bejtimmten Kreis von Per- 
onen auffordert, Preisgebote einzulegen. Bei Verkäufen und Verpach— 
tungen joll die Berjteigerung den möglichjt hohen Preis erzielen, bei 


7) R.O. H.G. Bd. 12 ©. 319. Es handelte ſich um das Leipziger Stadttheater. 
Die Motive des Erkenntniſſes des R.O. H. G. ftügen ſich aber nicht jowohl auf 10 
fihes Hecht, ald auf allgemeine für ganz Deutichland anwendbare Grundſätze. dgl 
noch Niſſen, Goldſchmidts Zeitſchr. f. —— R. Bd. 18 ©. 352 ff.; R.O. H.G. Bd. 23 
S. 359; R.G. Bd. 3 S. 156, Bd. 6 S. 28. 

1) Aus der Litteratur des gemeinen Rechtes vgl. Kindervater in Iherings Jahrb. 
Bd. 7 S. Aff. Hering hierzu ebendaſelbſt S. 166; Kindervater ©. 356 und Ihering 
376; Unger daſelbſt Bd.8 S. 134; ferner Reuling in Iherings Jahrb. Bd. 10 
. 355 ff. 


7) Mi 


12* 
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Vergebung von Lieferungen hat der Mindejtfordernde den Vorzug. Ob 
die Gebote in einem Termine mündlich einzulegen find, oder — bei 
fog. Submijfionen — jchriftlic) bis zum Ablaufe einer Frift, ijt für das 
Weſen einer Verfteigerung gleichgültig. 

Die Römer kannten Verjteigerungen, ohne bejondere Rechtsſätze für 
fie zu entwideln. Es war Sache des Verfteigernden, mit dem Bieter, 
wenn ihm dag Gebot zujagte, auf Grund desjelben einen Vertrag zu 
Schließen. Bis zu deſſen Abſchluſſe blieb alles im Gebiete der Vorbe— 
reitung des Gejchäftes.? 

Il. Im heutigen Leben find freiwillige und Zwangsverjteigerungen 
häufig. 

Freiwillige Verjteigerungen haben nicht jelten ein jchwindelhaftes 
Gepräge. Hierbei fann das Geſetz über unlauteren Wettbewerb vom 
27. Mai 1896 SS 1 und 2 eingreifen und gemäß B. G. B. 8138 Abj.1 
den Abjchluß des Gejchäftes nichtig machen. 

BZwangsverjteigerungen regelt des näheren C. P.O. $ 817, ſowie 
BZwangdverjteigerungsgejeg vom 24. Mai 1897. 

Im allgemeinen ijt hervorzuheben: 

1. Im Zweifel ift der Anjteigerer an jein Gebot gebunden, B. G. B. 
$ 1563 Ab. 2. Es iſt dies ein Fall der Verpflichtungskraft eines ein: 
jeitigen Verſprechens. 

2. Der Berjteigerer kann der Regel nad) die Berjteigerung fallen 
lajjien, bi8 er durch den Zujchlag das Gebot angenommen hat. Denn 
erit der Zujchlag vollendet im Zweifel das Gejchäft, B. G. B. 8 156 
Satz 1. Die Verjteigerungsanzeige jteht alſo in einer Linie mit einer 
allgemeinen noch unverbindlichen Aufforderung zum KKontrabieren.* Doc) 
it es zuläjlig, wenn auch nicht Regel, daß der Verjteigerer jich dazu 
verbindet, die verjteigerte Sache dem Meijtbietenden abzulajjen. Am 


2) Dies ergiebt fid) daraus, daß die Römer, obgleich fie Verjteigerungen kannten, 
nirgend3 bejondere Süße bezüglich der Verpflihtung der Bieter aufitellten. 

3) Die Motive Bd. 1 ©. 176 heben mit Recht hervor, daß die Beltimmungen 
des $ 156 durchweg nur dispojitive find. 

4) Zwei Auffafjungen bejtanden. Nach der einen liegt in dem Ausbieten des 
Verfteigerers ein Antrag an die Bieter, dur Einlegung eines Gebotes wird der 
Vertrag aber unter der auflöjenden Bedingung abgeichlojien, daß fein höheres Gebot 
eingelegt wird. So Puchta, Band. 8252; Kindervater S. 4ff. Der Zuichlag wäre 
hiernach überflüſſig. Die andere Anficht ging dahin, daß regelmäßig der Vertrag 
erſt durch den Zuſchlag geichloffen werde, jo daß der Verjteigerer nicht gebunden ijt, 
der Anjteigerer aber ſich an jein Gebot für den Fall bindet, dab der Zuſchlag recht: 
zeitig erfolgt. So Ihering in jeinem Jahrb. Bd.7 S.172ff. und andere. Dieje 

Infiht hat B.G. B. $ 156 Satz 1 angenonmen. 
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eheſten mag dies vorfommen, wo unter einem Mindejtpreife nicht geboten 
werden ſoll. Es liegt dann etwas der Auslobung Verwandtes, ein 
Antrag zu Gunſten einer unbejtimmten Berjon unter gewiſſen Bedin- 
gungen vor.d-® 


3. Wie lange der Anfteigerer an jein Gebot gebunden bleibt, ift 
eine Frage, die ich nach den bejonders fejtgeftellten Verſteigerungs— 
bedingungen oder den einjchlagenden Verkehrsgewohnheiten beantwortet. 
Bejonders jtreitig war, ob der Anjteigerer durch das höhere Gebot eines 
anderen frei wird oder ob der Verjteigerer die Wahl hat, welchen der 
Bieter er verhaften will.* Das Erjtere ijt in der Hegel als die Abficht 
der Beteiligten anzujehen. Danach bejtimmt B. G. B. $ 156, daß das 
Gebot erlischt, wenn ein Übergebot abgegeben oder die Verfteigerung 
ohne Erteilung des Zujchlages abgebrochen wird. Daß andere Verein: 
barungen getroffen werden fünnen, iſt auch Hierbei jelbitverjtändlich.? 

E3 genügt die Abgabe des Übergebotes. Nechtögültig muß es nicht 
jein. Aber der Ausruf eines Gejchäftsunfähigen, eines Geiſteskranken 
oder eines Kindes ijt fein Übergebot, weil finnlojes Handeln. ® 


III. Nicht jelten fommen bei Verfteigerungen jog. Winfelverträge 
vor, mittel3 deren Auffäufer Bietungsluftige gegen ein Abftandsgeld 
oder gegen andere Vorteile vom Mietbieten abhalten. Sie vereiteln 
damit den Zwed, durch Eröffnung einer Konkurrenz annähernd jach- 
gemäße Preiie zu erzielen. Bei Jwangsverjteigerungen, bei welchen der 
Zuſchlag erfolgen muß, find fie beſonders gefährlich. 


5) Die Möglichkeit einer folchen Geftaltung — welche Ihering a.a.D. für das 
emeine Recht —J nete — wurde von den meiſten Neueren zugeſtanden. Unger in 
Iherings Jahrb. — 8 ©. 135 findet eine bindende Offerte des Berjteigererd in 

incertam personam ſchlechthin, falls das Ausgebot mit einem Mindejtpreije erfolgt. 
Allein es iſt ſtets Frage des einzelnen Falles, ob fi) der Verſtei ir gegenüber 
den ae en Anfteigerern binden wollte. Hieran ändert das B. G. B. nichts. 
omweit der Ausbietende die freie Beitimmung hat, ob er einen Zuſchlag 
auf — Gebot erteilt oder nicht, wird auch die Aufſſtellung fog. Strohmänner, mwelce 
im Auftrage des Verſteigerers bis zum Betrage mitbieten, zu welchem ihm die Sache 
rel n nicht als unerlaubt anzujehen jein. Anders Regelsberger, Vorverhandlungen 
er Dafür, daf ein höheres Gebot den Anjteigerer entlafte, waren unter anderen 
Kinderwater S. 11ff., S. 360ff.; Regeläberger ©. 175ff., Windicheid, Band. Bd. 2 
8308 Anm. 13. Dagegen Shering 0.0.0. 388.7 ©. 170; ferner Reuling a. a. O. 
Bd. —* S. 361ff. 

5) gt durch die Berfteigerungsbedingungen feitgeftellt, daß der Bieter Sicher: 
heit zu etlen bat, jo fann hieraus gefolgert werden, daß ein Gebot ohne Sicher: 
beitättellung wie nicht geichehen zurückgewieſen werden fann, nicht aber, daß der 
Bieter, deiien Gebot F Sicherſtellung angenommen iſt, die Verpflichtung über— 
nommen hat, ſolche nachträglich zu leiſten. 
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Solche Winfelverträge find nicht jelten ausbeutende und dann un— 
fittliche, deshalb nach $ 138 Abſ. 1 nichtige.? 

Der Zuſchlag aber läßt ſich um deswillen nicht anfechten, jelbit 
dann nicht, wenn der Verjteigerer vom Winfelvertrage nichts. wußte. 
Denn er irrte jolchenfall® höchſtens im Beweggrunde. Dies genügt 
nad) B. G. B. $ 119 feineswegs zur Anfechtung des Gejchäftes. 

Die preußiiche Verordnung vom 14. Juli 1797 begegnete durch 
befondere Borichriften dem Mißſtande der Winkelverträge. Sie belegte 
Berabredungen, welche bei öffentlichen — d. h. durch Behörden !0 gelei- 
teten — Verjteigerungen mittel$ geleijteter oder verjprochener Abſtands— 
gelder oder anderer Vorteile vom Bieten abhalten, mit Öffentlicher Strafe. 
Dies übernahm das preußiſche Strafgefegbuch vom 21. April 1851 
$ 270 und gilt auch nach dem Reichsſtrafgeſetzbuche, weil dasjelbe dieje 
Materie nicht regelte.t! 

Die Verordnung beitimmte außerdem, daß alles, was der Zurüd- 
tretende durch jolchen Winfelvertrag gewonnen hat, dem früheren Eigen- 
tümer des verjteigerten Gegenjtandes oder dejjen Gläubigern, zu deren 
Befriedigung die Verjteigerung veranlagt war, als Entjchädigung heraus: 
zugeben jei. Dies hat als privatrechtliche Vorjchrift mit Inkrafttreten 
des B. G. B. feine Geltung verloren. 1? 

Soweit aber durch jene Winfelverträge in einer gegen die guten 
Eitten verjtoßenden Weiſe dem Eigentümer und Hypothekengläubiger vor- 
jäglich Schaden zugefügt wird, ift denjelben nach S 826 Schadenserjaß zu 
leijten. Gemäß E.B.D.$ 289 Hat der Richter nach jeinem Ermeſſen 
den Schaden und feine Höhe feitzuftellen. Dabei wird er ich zwed: 
mäßigerweiſe an die Beitimmung der Entjchädigung durch die preußiſche 
Verordnung vom 14. Juli 1792 anlehnen können. 


9) Allerdings find aber Verträge diefer Art nicht ſchlechthin und allgemein ala 
unfittliche zu verwerten, es fommt vielmehr auf die Beichaffenheit des einzelnen Falles, 
feinen Anlaß, Inhalt und Zweck an, R.G. bei Seuffert Archiv Bd. 42, 102. 10; 
Lotmar, Unmoraliiche Berträge S. 179; weiter geht Kohler in jeinem Archiv für bürg. 
Recht Bd. 5 S. 225. 

10) Bal. R.O. H.G. Bd. 19 ©. 273. 

11) R.G. in Strafiachen Bd. 10 S. 220 und R.G. in Civil. Bd. 18 S.219, 
Bd. 26 S. 314; Zur. Woch. 1894 S. 59 n. 22. 

12) über die es Deshalich der Verordnung vom 14. Juli 1797 val. 
R.G. BD. 18 ©.219, Bd. 2 49, Bd. 26 ©. 312, Bd. 32 ©. 258; Strieth. Ar. 
Do. 40 S S. 151, Bd. 100 ©. 1: ©. Trib, Bd. 26 ©. 246, Bd. 64 S. 395, Bd. 72 

.74; — Woch. 1894 S. 59 n. 22, 1895 S. 182 n.6, 1897 &.407 n. 16; Bolze 
9 17 n. 208, 
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Es wäre gegen das öffentliche Intereſſe, ſolchen Winkelverträgen 
auf dem Gebiete des Privatrechtes einen Freibrief zu geben. 


$ 83. Verpflichtung zur Eingehung von VBerträgen.! 

1. Es fommt vor, daß die Lage augenblidlich noch nicht zum 
Abihlu eines Vertrages reif ijt, Daß aber ein Interejje der Beteiligten 
daran bejteht, fi) den Fünftigen Abjchluß von Verträgen zu 
jichern. 

Dann fann e3 zu jog. pacta de contrahendo fommen, die man 
neuerdings als VBorverträge bezeichnet. 

Sie find als jolche im B. G. B. nicht bejonders geregelt, aber um 
deswillen jelbftverjtändlich nicht unwirfjam.? 

1. DVorverträge find häufig 

a) zur Vorbereitung von Realverträgen, vor allem über Geben 
oder Nehmen eines Darlehens, B. G. B. 8 610, aber auch bezüglich einer 
Yeihe oder einer Pfandhingabe;* 

b) zur Vorbereitung einer Sfripturobligation, 3. B. über Geben 
‚oder Nehmen eines Wechiels. 

c) Auch Borverträge über fünftiges Abſchließen von Konjenjual- 
verträgen jind möglich.* 

Allerdings können die Beteiligten hier für fünftige Eventualitäten 
auch durch bedingte Verträge, z. B. einen bedingten Kaufvertrag vor: 
jorgen. Immerhin entjpricht es oft mehr den Intereſſen, Auffafjungen, 
Abſichten der Beteiligten, erit fünftig miteinander der jeweiligen Lage an: 
gepaßte Kaufverträge abzujchliegen, als jchon jet einen bedingten Ver— 
trag abzufajien. Es bejteht fein Grund dafür, fie hieran zu Dindern. 

2. Der Borvertrag kann die Einzelheiten des Fünftig abzufchliegen- 
den Gejchäftes volljtändig regeln, 3. B. die Bedingungen des künftigen 
Darlehens. Es genügt aber auch, daß er ausreichendes Material an 
die Hand giebt, um die Einzelheiten des Vertrages in einer den ein= 
verständlich erklärten Abfichten des Vorvertrages entiprechenden Weile 
fünftig im Streitfall richterlich feitzuftellend, vgl. B. G. B. $ 315. 

1) Degentolb im Archiv für civ. Praris Bd. 71 S. 69; Bechmann, Kauf Bd. 2 
€. 270; Endemann, Einführung Bd.2 ©. 456. 

2) Motive Bd.1 ©.178, ©. 184. 

3) E. I ſprach $ 551 von Borverträgen bei der Leihe, $$ 681 und 682 beim 


BVerpfändungsvertrag. 
4) Das Gegenteil nahm O. Trib. Bd. 69 S. 98 an. Dagegen aber R.G. Bd. 35 


€. 187. 
5) Bol. R. G. 3.35 S. 187; R. O. H. G. B.l1 ©. 1. 
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3. Der Vorvertrag muß keineswegs notwendig die Form des künf— 
tigen Gejchäftes haben. Dies liegt 3.3. auf der Hand, wenn er bie 
Ausftellung eines Wechſels zum Gegenſtand hat. 


Handelt e3 fi aber um Formen, welche dazu bejtimmt find, den 
jenigen, welcher die Verpflichtung übernimmt, vor Übereilung und Über- 
vorteilung zu jchügen, jo unterliegt auch der Vorvertrag den Formen 
de3 Hauptvertrages. Dies gilt namentlich von dem Worvertrag über 
Übereignung von Grundftücen.® 

II. &3 giebt Fälle, in welchen eine gejegliche Verpflichtung zur 
Eingehung von Verträgen bejteht. ? 

Snsbejondere find die dem Öffentlichen Güterverkehr dienenden Eiſen— 
bahnen nad H. G. B 8 453 zur Übernahme von Gütern nad) einer für 
den Güterverkehr eingerichteten Station des Deutjchen Reiches verpflichtet. 
Entjprechendes beitimmt das PBojtgeie vom 28. Dftober 1871 $ 3 für 
Poſtſendungen und das Telegraphengejeg vom 6. April 1892 $5 für 
Telegramme. 


Der Grund diefer Beitimmungen liegt darin, daß das Vorrecht, 
welches durch dieſe Geſetze geichaffen oder bejtätigt iſt, gerechterweile 
Auflage der Verpflichtung verlangt, die monopolijierten Dienjte jedem 
zu leiften, welcher zu den gejeßlich bejtimmten Gegenleiftungen bereit ilt. 
Man wird daher Gleiches in allen Fällen anzunehmen haben, in wel 
chen ein ſtaatliches Monopol bejteht.8 


Sa es iſt zuläffig, den in den gedachten Reichsgeſetzen enthaltenen 
Gedanken noch weiter anzumenden bezüglich der Anjtalten, welche ihre 
Dienfte dem geſamten Publitum anbieten und zu diefem Zweck kon— 
zejfioniert find, wie die der Straßenbahnen, Drojchken, öffentlichen 
Theater.? Sie dürfen hiernach die bezüglichen Gejchäfte nicht willkürlich, 


6) Endemann a.a.D. ©. 457. 


= — Biermann, Rechtszwang zum Kontrahieren in Iherings Jahrb. Bd. 32 

8) Gerichtövollzieher müſſen, fofern nicht gejeglihe Hinderungsgründe vorliegen, 
die ihnen erteilten Aufträge annehmen. Hingegen bejteht eine „‚olche Verpflichtung 
bei Anwälten nit. Hier fommt die gerichtlihe Veiordnung in Frage, $ 33 Redts- 
anmwalt3ordnung. Zu verneinen ift die Gtreitjrage, ob ein Angellagter, der einen 
Anwalt zu feiner Verteidigung nicht findet, auf rund des $ 33 Rechtsanwaltsord⸗ 
nung die Beiordnung eine Anwaltes verlangen fann. Im Strafprozeh giebt es 
feine „Partei“, auch iſt hier die Vertretung durch „Anwälte“ niemals geboten. 


9, Nah A. L. R. I, 11 8552 find die UInternehmer von öffentlichen Yotterieen 
und Glüdsipielen jedem fich meldenden Einfeger zur Abgabe von Lojen verpflichtet. 
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jondern nur aus guten Gründen verweigern. Dies entjpricht auch den 
Berfehrsbedürfnifjen und der Gerechtigkeit. 10 

Die Verpflichtung jolcher Anftalten zur Eingehung von Verträgen 
ift nicht bloß öffentlich rechtlich. Vielmehr erwächſt unter den geeigneten 
Vorausfegungen zu Gunſten eines jeden, der fich meldet, ein privat- 
rechtlich Hagbarer Anſpruch auf Bertragsichluß oder geeignetenfalla auf 
Scadenserjag. Nur wenn man dies annimmt, bejteht ein genügender 
Schub des Publikums. Denn der Rechtsweg Hilft ficherer und nach- 
drüdlicher al3 etwaige Makregeln der Auffichtsbehörden. 


Zweites Kapitel. 
Erforderniffe des Schuldvertrages. 
8 84. Redhtspfliht, Vermögenswert.! 

I. Unzählige Berjprechen werden im Leben gegeben und angenommen, 
welche feine rechtlichen und keinesfalls klagbare Verbindlichfeiten begrün- 
den können, 3. B. das Verſprechen an den Freund, rechtzeitig zum Stat 
zu fommen, oder an die rau, vor Mitternacht zu Haufe zu fein, oder 
an den Arzt, zwei Stunden täglich jpazieren zu gehen, oder an den 
Apostel des blauen Kreuzes, geijtige Getränfe nicht mehr zu genießen 
und dergleichen Dinge mehr. 

Worin dag unterjcheidende Merkmal von bloß fozialen und von 
rechtlichen Berbindlichkeiten liegt, darüber bejtimmt das B. G. B. nichts.? 

Manche juchen das Unterjcheidungsmerfmal darin, ob die Betei- 
ligten das Verjprechen nicht bloß als ein erntliches, jondern auch als 
ein rechtlich bindendes abgaben.? Dies joll für jeden Einzelfall durch 


10) So Reuling in Goldſchmidts Zeitichrift Bd. 16 ©. 672. 

1) Kobler im Arc. f. Bürgerl. Recht Bd. 12 ©. 11; Hellwig, Arc. f. civile 
Pratis Bd.86 ©. 223; Ihering, Jahrb. f. Dogm. Bd. 18 S.43; Kuhlenbeck in Zur. 
Woch. 1897 ©. 361. 

2) E.I 8 206 ſchrieb vor, „Begenjtand eines Schulöveriprechens kann ein Thun 
oder ein Unterlafjen fein“. Die Motive Bd.2 ©. 225 deuten dies dahin, da jedes 
Thum oder Unterlafjen deſſen Gegenjtand bilden fünne, damit jei „der große Grunde 
ſatz“ zum Ausdrud gebracht, daß ein vermögensrechtliches Anterefje nicht zum Wejen 
der bligation gehöre. Die zweite Kommilfion trat dem bei, wenn jie aud) den 
$ 206 umgeftaltete, doc verlangte man bei der Beratung ein „ſchutzwürdiges In— 
terefie“, ohne ſich darüber zu erklären, was dahin gehöre. Das B. G. B. jelbit 
ihweigt über die Frage. Denn daß $ 206 erklärt, Fraft des Schuldverhältnifies 
jei man berechtigt, eine Xeiftung zu fordern, führt nicht zu dem Schluß, daß jede 
Art von Leiftung jein Gegenstand jein fünne. 

3) So Coſack Bd.1 $ 80. 
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Auslegung der Parteierflärungen beantwortet werden, bilde aljo eine 
Thatfrage, feine Nechtöfrage. 

Aber dieſe Löfung ijt unzureichend und unbefriedigend. * Sehr häufig 
werden die Beteiligten jich bei Abgabe ihres Verſprechens über die Frage 
feinerlei Rechenjchaft geben. Wenn dies aber auch der Fall jein jollte, 
wenn 3.8. jemand jchriftlich erklärt hatte, daß fein Gelübde, Feine geiſtigen 
Getränke zu genießen, für ihm rechtlich bindend jein joll, jo wäre 
dies bedeutungslos. Ein deutjcher Nichter wird ſich nicht leicht finden, 
welcher denjenigen verurteilt, der ein jolches Gelübde als rechtlich bin- 
dend abgab, damit es durch Geldjtrafe und Haft erzwingbar wird. Das 
würde der Volksüberzeugung in das Gejicht jchlagen. > 

Daher meint Pland zu 8 241, es fomme darauf an, ob die ver: 
jprochenen Leiftungen nicht einer Sphäre des Lebens angehören, 
die nicht geichäftsmäßig iſt und nicht geſchäftsmäßig jein joll. 
Und zwar jollen Religion, Liebe, Anjtand die Gebiete bilden, in 
betreff deren Berabredungen dem Nechtöverfehr entzogen jeien. ® 

Danach) wäre das Verjprechen, eine Kirche zu bauen oder zu repa= 
rieren, nicht Hagbar. Dies ijt unannehmbar! 

Das regelmäßige Merkmal dafür, ob eine Leiltung gejchäftsmähig 
iit, liegt vielmehr darin, ob fie einen Geldwert hat oder ob fie 
wenigitens für Geld im Verkehr bejchaffbar ijt. 

Zu welchem Zwed der Gläubiger das Geleijtete benugen will, ob 
zur Mebrung feines Vermögens, zum Verbrauch oder zum Verthun, ift 
natürlich unerheblich. ? 

Das römische und das gemeine Recht verlangte in dem ausgeführten 
Sinn Geldwert der Obligation.® Das Schuldverhältnis des B. G. B. 
aber jollte und konnte nichts wejentlich Anderes jein, als die gemein- 
rechtliche Obligation.® 


4) Bol. Hellwig a. a. O. 

5) rare zum Schutze bloß jozialer ee entbehren der Klag— 
barfeit nicht; vgl. unten: Unzuläffige Vertragsitrafen $ 101 I 

6) Pland ſchließt ſich Dabei an Kohler in deſſen Ardiv 0. 12 S. 1 an. Dod 
geht rg nicht ganz jo weit als Planck. 

) Bal. Seuffert, Ar. Bd. 53 Heft 4. Der Klage auf Rückgabe des gegebenen 
Wechſel⸗ kann nicht entgegengeſtellt werden, daß der Wechſel keine Wirkſamkeit und 
Kläger demgemäß ein Intereſſe am Rückempfange desjelben nicht habe. 

8) Dedenjalld war dies die herrichende Anficht. Dagegen freilih Windſcheid 
Bd.2 8 251 Anm. 3, $ 314 Arm. 3; Ihering, Jahrb. Bd. 18 & 43; Regelöberger 
bei Endemann, Handbuch Bd. 2 ©. 472; Pernice, Labeo Bd. 36 &. 172; vgl. aber 
Dernburg, Band. 9.2 817 Anm. 6; Helhwig a. a. O. und die dort Angei. 

9) So Endemann ©. 468; Derimann zu 8241; Hellwig a. a. O. 


885. Beitimmbarkeit der Leiftung. 187 


Nicht jedes Verjprechen, welches einen Vermögenswert hat, ijt 
übrigens rechtlich verbindlich. Die allgemeine Verkehrsauffaſſung fann 
vielmehr jehr wohl ergeben, daß dies nicht der Fall jein jollte, 3.2. 
bei einer Einladung zu einem Diner, troßdem daß der Gajt durch das— 
jelbe die Kojten des Mittagsbrots jparen wird. 


$ 85. Beftimmbarleit der Leiftung. 

I. Verträge fünnen bejtimmt jein, jo daß Inhalt und Umfang 
der Leiſtung laut derjelben volljtändig unmittelbar fejtgejtellt werden. 

Das mag in älteren Zeiten für den Schuldvertrag jchlechthin not- 
wendig gewejen jein. Nach jetigem Recht iſt es nicht Bedingung der 
Gültigkeit des Gejchäftes. Nur die Wechjeljchuld muß eine völlig be- 
jtimmte jein. 

Immerhin find bejtimmte Verträge häufig und prozejjualiich zum 
Teil bevorzugt. Insbeſondere können Anjprüche, welche auf Zahlung 
einer beitimmten Summe Geldes oder anderer vertretbarer Sachen lauten, 
im Urkundenprozeß — C. P.O. $ 592 — ſowie im Mahnverfahren — 
C. P.O. $ 688 — verhandelt werden. 

I. An jich genügt es, daß die Verpflichtungen der Bertragjchliegen- 
den beitimmbar find. Der Begründungsaft muß hiernach Inhalt und 
Umfang der aus ihm entipringenden Verpflichtungen nicht unmittelbar 
vollitändig enthalten, wohl aber Feitjegungen treffen, wonach jie be— 
mejien werden fünnen. Und zwar fanır fein: 

1. Die Beteiligten waren über alle wejentlichen und für jie erheb- 
lichen Punkte bezüglich des Inhaltes und des Umfanges der Verpflich- 
tung einig, aber ihre Willensmeinung hat feinen vollitändigen Aus— 
drud im Vertrag gefunden. Hier liegt dem Richter, ſoweit möglich, 
die Ermittelung des Willens der Beteiligten aus begleitenden Umjtänden 
und Thatjachen ob. Es Handelt fich dabei blog um die Auslegung der 
Vereinbarung. ! 

2, Nicht jelten haben die Beteiligten Bejtandteile des Ver— 
trages noch nicht geregelt, aber feitgejet, wie fie zu bejtimmen 





1) Bgl. Bolze Bd.4 n.517. X. hatte jein 17 Jahre altes Mündel geihwängert. 
As Entihädigung für die verlorene Ehre veriprad; X. derjelben ein Stapital, von 
deſſen Zinien fie anjtändig leben könne X. ift unter Berüdjihtigung feiner Ver— 
mögenslage zu 25000 Mark verurteilt worden. — Die Vereinbarung ferner, dab in 
einer beitimmten Gegend eine Fahrſtraße in angemefjener Breite angelegt werde, ijt 
genügend bejtimmt Volze Bbd.1 n. 805. 
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find.? Nicht bloß um weniger Wichtiges, auch um Wefentliches kann 
e3 fich hierbet handeln, 3. B. um die Höhe der Gejellichaftsanteile der 
Gejellichafter. 

E3 genügt namentlich, daß der Umfang der Anfprüche zur Zeit der 
Fälligkeit beftimmt werden kann. Man handelt 3. B. zu einem fünftigen 
Markt» oder Börjenpreis, oder man verjpricht, ohne daß neue Vertrag: 
Ichlüffe in Ausficht genommen werden, einem Fabrikanten zu angemejjenen 
Preiſen für Jahre Materialien, joweit er jolche zum Betrieb feiner Fabrik 
brauchen wird. Hiernach ift auch der Vertrag möglich, durch welchen 
man fich verpflichtet, Geldvorjchüfje zu machen, joweit dies zur Begrün— 
dung eines bejtimmt bezeichneten Gejchäftes des anderen Teiles nötig 
ift. Erforderlich ift dabei freilich, dat ſich aus den Umſtänden der un 
gefähre Betrag erkennen läßt. Selbjtverjtändlich kann eine jolche Ver— 
pflichtung auch nicht für alle Zeiten, jondern höchſtens für die nächſte 
Beit übernommen werden.* 

Dies alles ergeben allgemeine Grundſätze. Worjchriften trifft das 
B. G. B. 8 315 ift für die Beftimmung durch einen der Vertragſchließen— 
den, jowie durch Vertrauensmänner, jog. Arbitratoren. 


$ 86. Bejtimmung durd einen der Vertragihließenden. 

I. Die Ausgejtaltung eines Vertrages insbejondere nach Umfang, 
Art, Zeit und Ort der Leijtung darf nach heutigem Rechte einem der 
Bertragjchließenden überlajjen jein und zwar entweder jeiner belie- 
bigen Bejtimmung oder jeinem billigen Ermejjen.!-? 


2) Iſt der Inhalt der Leiftung nicht zu beftimmen, fo ift eine Obligation nicht 
vorhanden oder wenigitens nicht bei Gericht zur Geltung zu bringen 1. 71 pr. D. de 
leg. I: magis derisorium est, quam utile legatum. Unverbindlich ift 3. B. die Zu: 
* eines anſtändigen Gejcentes, aber das Berjprechen einer anjtändigen Entichädi- 
gung g für eine Seifhun g, it gültig. Sie kann nad dem Werte der Leiftung mit 

eridjichtigung der ehe et der Beteiligten und ” x Dbigen bemefjen werden, 
Bolze Bd. 16 n. 275 Bd.8 S.230, oben Anm. 1 

3) Zur. W. 1887 "< v8 n. 19. 

4) Ein Bertrag, in welchem ein Grundjtücdseigentümer dem Bergwerksbeſitzer 
das Recht einräumt, die zu bergbaulichen Zweden erforderlichen Ländereien zu 
offupieren, iſt genügend beitimmt, Zur. Wod. 1889 ©. 146 n.39. Die Vereins 
barung, daß der Darlehensgläubiger an Stelle der baren Rückzahlung Möbel aus 
dem oͤbellage des Darlehensſchuldners a ARE jeiner fieben Kinder ent⸗ 
nehmen könne, ift gültig, Bolze Bd.21 n. 323 

1) Die 88 315—319 B. G. B. entfprechen im wefentlichen den in der bid- 
herigen Rechtſprechung entmwidelten en Bol. Zur. Woch. 1887 ©. 72. n.32, 

1888 ©. 259 n. 35; D.Trib. Bd. 74 ©. 1; Strieth. Arch. Bd.58 ©.344; R. O. H. G. 
8. 13 ©. 306, vo. 16 ©. 427, 8* 18 ©. 258; R.G. Bd. 1 ©. 338, 35.8 ©. 230, 
Bd. 34 ©. 302; Sur. Woch. 1889 ©. 148 n. 46, 1895 ©. 49 n. 34. 
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1. Dies kann nicht ſchrankenlos gejchehen. Die Freiheit und Selbit- 
beitimmung des Schuldner8 darf nicht in übertriebener Weile verlegt 
werden. 

Auch wenn die Ergänzung nad billigem Ermejjen des einen 
Teiles gejchehen joll, muß Richtung und Ziel überjehbar fein. Sonſt 
wäre der Vertrag als eine drückende Einſchränkung der Selbſtbeſtimmung 
gegen die guten Sitten. Die bisherige Rechtiprechung erachtete in dieſem 
Sinne das Verſprechen der Beteiligung an einer Aftiengejellichaft, deren 
Gegenſtand zwar fejtgeitellt, deren Statut aber noch nicht bejtimmt ift, 
auch dann als unverbindlich, wenn das Statut nach billigem Ermeſſen 
der Gründer entworfen werden jollte. 


Solche Berjprechen gelten hiernach nur als verpflichtend, wenn dag 
bereitö vertragsmäßig FFeitgejtellte oder das Verfehrsgebräuchliche dem 
Richter Anhaltspunkte bieten, um die Ergänzung vorzunehmen. 3 

Hieran Hat das B. G. B. nichts geändert. t 


II. Das 3.6.8. $ 315 Abſ. 35 jchreibt nur vor, wenn die nähere 
Beitimmung einem der Bertragjchließenden überlafjen ift, jei im Zweifel 
anzunehmen, daß jein billige® Ermeſſen in Bezug genommen ijt. 

IH. Die vorbehaltene Beftimmung — mag fie dem Belieben oder 
billigem Ermejjen anheimgejtellt jein — geichieht durch Erklärung an 
den Mitkontrahenten. Sie iſt formfrei, fann aljo mündlich wie jchriftlich 
jein, auch in einer Klageerhebung kann fie liegen. 

Einmal dem anderen Teil zugelommen, darf fie nicht zu deſſen 
Ungunften geändert werden, jelbit wenn dieſer fie zurücdgewiejen hat. 
Anfechtung der Erflärung wegen Irrtums, Betrugd, Zwang iſt zuläjlig. 

IV. Iſt der Vertrag vom billigen Ermejjen des einen Teiles ab- 
bängig, jo hat er im Streitfall jeinerjeits darzuthun, daß jeine 
Beitimmung der Billigfeit entjpricht. Dabei muß vorzugsweije 


2) Meiſt lehrt man, daß der Vertrag unwirkſam ift, wenn die Beitimmung 
von bem freien Belieben einer Bartei abhängt, jofern es fi) um den unmittelbaren 
Gegenitand der Leiſtung handele, bezüglich) einzelner Modalitäten jeien die Umſtände 
des alles maßgebend, jo Goldmann und Lilienjtein S.104. Das B. G. B. enthält 
bierüber nichts. Einen Bertrag, wonach man fich nach freiem Belieben Saden, 
>. 8. Kunitwerfe, zu den Berlaufspreifen aus einem Mtelier entnehmen darf, halte 
ih für gültig. nn ihm liegt nichts gegen „die guten Sitten“. 

3) R. O. H· G. 3.7 ©.267, Bd. 11 ©.372, Bd. 18 S. 354. Vol. Wiener 
in Goldſchmidts Beitjchr. 22.24 ©. 43. 

4) Anderer Anſicht aber irrtümlich Pland S.88. Dagegen Dertmann zu $ 315. 

5) E.I $ 353; Mot. Bd.2 ©. 192. 
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das für gleichartige Verhältniffe Ortsübliche maßgebend jein, jo daß z. B. 
in teueren Badeorten auch jehr hohe Preiſe billig jein fünnen. 

V. An Stelle der Beitimmung der Partei nach billigem Er- 
meſſen tritt jolche durch Urteil ein, $ 315 Abj. 3 letter Sat, 

a) wenn die Parteibeftimmung nicht der Billigfeit entjpricht, ſowie 

b) wenn fie verzögert wird, 

Wie in diejen Fällen die richterliche Beitimmung herbeizuführen ift, 
ob durch Leiſtungs- oder durch Feſtſtellungsklage, ergiebt jich aus all- 
gemeinen prozejjualiichen Grundfägen. Der Beitimmende jelbjt wird in 
der Negel die Leiftungsklage zu erheben haben. Wird hierbei die Billig: 
feit jeiner Beſtimmung beftritten und ift fie nicht darzuthun, fo hat der 
Richter, jo weit er es billig findet, zu verurteilen. Sit die Leiſtungs— 
Hage noch nicht zuläjfig und beiteht ein Intereſſe an jofortiger Aner- 
fennung der beitrittenen Beftimmung, jo fann der Beitimmende die Feſt— 
jtellungstlage erheben, C. P.O. 8 256. Der Gegner des Beitimmenden, 
welcher jeinerjeit3 die richterliche Beitimmung herbeiführen will, muß 
die Feititellungsklage erheben mit dem Antrag, was er als billig be- 
zeichnet, durch Urteil als jolches anzuerkennen. 

V. Die Beitimmung, welche vom bloßen Ermejjen eines Ver— 
tragsichliegenden abhängig iſt, kann nicht Durch richterliches Urteil erjegt 
werden. Das Gejchäft ijt alfo als durch die Parteibeitimmung bedingt 
zu behandeln. Nach Treu und Glauben iſt es in der Regel jo auszu— 
legen, daß die Bedingung als ausgefallen gilt, wenn die Beſtimmung 
unverhältnismäßig verzögert wird. ® 

VI. Häufig wird im heutigen Verkehr der Umfang der für eine 
Leiltung zu gewährenden Gegenletjtung nicht ausdrüdlich beim Ges 
ichäftsichluß feitgeitellt. 

Dann it in der Regel das Verfehrsübliche als vereinbart anzu— 
jehen. Insbeſondere gilt beim Kauf von börjen= oder marktgängigen 
Waren der Börjenfurd oder Marktpreis als vereinbart. Apothekerwaren 
ferner gelten als nach der ſtaatlichen Taxe jeitens des Apothefers ver- 
äußert. Bei Dienjtverträgen — $ 612 — Werfverträgen — $ 632 — 
und dem Maflervertrag gilt ebenfo in erjter Linie eine beitehende Taxe, 
in zweiter die übliche Vergütung als vereinbart. 

Wenn aber weder ausdrüdlich noch jtillichweigend eine Bereinba- 
rung getroffen ift, jo hat fie die Partei, welche die Gegenleijtung 


6) Pland S. 87. 
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zu fordern hat, nach billigem Ermejjen feitzuftellen, $ 316, vgl. 8 315 
Abi. 1. Dies gilt namentlich auch, joweit die maßgebende Tare — z.B. 
beim Arzt — einen Spielraum läßt.? 


$ 87. Beftimmung durd Dritte! 

I. Die nähere Bejtimmung des Vertrages kann Dritten überlaffen 
werden. 

Dies kann in verjchiedener Weile, zu verjchiedenen Zweden, mit 
verſchiedenen juritiichen Folgen gejchehen. 

Denn ganz etivad Anderes ijt es, wenn die Beitimmung dem freien 
Belieben und wenn es dem billigen Ermejjen des Dritten überlaſſen ift.? 
In beiden Fällen übrigens erfolgt die Beitimmung in der Regel durch) 
Erklärung an einen der Bertragfchliegenden — $ 318 Abj. 1 —, muß 
perjönlich gejchehen, it formlos und iſt ummwiderruflich, wenn einmal 
mitgeteilt.3 

I. Die Beitimmung wird dem freien Belieben eines Dritten z.B. 
überlajjen, wenn die Frau des Käufers zwilchen Schmudjachen wählen 
joll, welche der Mann zu ihrem Gebrauch erwirbt. 

Ein derartiges Geſchäft ift durch die Beſtimmung des Dritten bedingt. 
Daher wird der Vertrag unwirkſam, wenn der Dritte die Beitimmung 
nicht treffen kann oder will oder wenn er fie verzögert, $ 319 Abi. 2. 

Nichterliches Urteil kann die Beitimmung in diejem Falle nicht er- 
jegen. Ob die Beitimmung des Dritten der Sachlage nad) als unbillige 
anzuſehen iſt, fommt hier nicht in Betracht. 

III. Die Beitimmung fann dem billigen Ermejjen des Dritten 
berfajjen jein.*+5 Dies ijt im Zweifel anzunehmen, $ 317 Abj. 1. 

Solches Geichäft it unbedingt. 

1. Der Dritte ift jog. Arbitrator. Das ijt nicht Schiedsrichter, denn 
das Schiedsgericht jet einen Rechtsſtreit voraus, welcher hier nicht vor— 


7) Goldmann und Lilienthal S. 105. 

1) Weismann, Das Schiedsgutachten im Archiv für civ. Praxis Bd. 72 ©. 269; 
Demburg, Band. Bd.2 8 15. 

2) ®gl. zu 8 317ff.; E.I 8 355 bis 357; Mot. Bd.2 S. 193; Prot. ©. 939. 

3) RO. H. G. Bd. 11 ©. 247. 


4) So ſchon 1. 76 D. pro socio 17, 2. 

5) Hierher gehört die Arbitragellaujel im Getreidehandel, wonach bei etwaigen 
Sachmängeln des gelieferten Getreide3 die Ware zwar empfangen werden muß, aber 
nur gegen den von einer Kommilfion tarierten Minderwert. Bat, Zeitſchr. für 
Handelsrecht Bd. 39 ©. 326. 
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liegt. Vielmehr Handelt e3 ſich um billige Ergänzung des Bertrages 
in die Seele der Beteiligten hinein. 7 

2. Die Beitimmung ift immerhin fein Rechtsgejchäft, wie Pland 
5.89 meint, fo wenig wie ein Urteil, denn der Beitimmende ift am 
Geſchäft nicht beteiligt. 

3. Selbftverftändlich it daher der Bejtimmende zur Anfechtung 
feiner Beitimmung wegen Irrtums, Täufchung, Drohung nicht befugt. 

Wohl aber hat der durch die beeinflußte Beitimmung Verletzte das 
Necht der Anfechtung. Diejelbe hat unmittelbar nach Kenntnis des An- 
fechtungsgrundes zu gejchehen; mit Ablauf von 30 Jahren wird fie uns 
anfechtbar, $ 318 Abi. 2. 

Die mit Grund angefochtene Beſtimmung des Arbitratorg iſt nichtig. 
Sit fie dann von ihm nachzuholen? Das nimmt Pland S.89 an. Im 
Sinne des Gejchäftes ijt dies aber jchwerlich, würden doch hierdurch 
unabjehbare Weiterungen entjtehen. Entjprechend dem Fall der Ber: 
zögerung durch den Arbitrator, wird daher richterliche Beitimmung ein: 
zutreten haben. 

4. Soll die Beitimmung durch mehrere gejchehen, jo bedarf es im 
Zweifel der Einjtimmigfeit, handelt e8 fich aber um Feſtſetzung von Sum: 
men, jo ijt im Zweifel die Durchjchnittsfumme maßgebend, $ 317 Abi. 2. 

5. Der Arbitrator ift zur Bejtimmung verpflichtet, wenn er fi 
Hierzu den Beteiligten verbunden hat. Die Übernahme des Spruches 
genügt noch nicht zur Unterjtellung einer jolchen Verbindlichkeit. 

6. Die Beitimmung des Arbitrators wird durch richterliches Urteil 
erjebt, ® 

a) wenn fie verzögert wird, namentlich aljo auch wenn jich Die 
Arbitratoren nicht einigen; 

b) wenn die Beitimmung offenbar der Billigfeit nicht entjpricht. 

Vorausgeſetzt iſt, daß Die verlegte Partei um deswillen Erjegung 
Durch richterliches Urteil begehrt. Beflagter ist nicht der Arbitrator, 
jondern der Mitfontrahent. Der Kläger hat die Unbilligfeit oder Ver: 
zögerung im Streitfall darzuthun. 


6) Vgl. R.D.H.G. Bd. 18 ©. 343. 

7) Der Arbitrator braucht nicht benannt zu fein, es genügt, daß er durch be- 
reits bejtehende oder aud künftige Umftände bezeichnet wird, 3.8. der jegige, Hünftige 
Stadtbaumeiiter, Börſenvorſtand. Soll die Perſon des Nrbitratord erft noch von 
den Beteiligten vereinbart werden, jo bejteht noch fein bindender Vertrag, B. G. 8. 
5154; Dertmann zu $ 317 Ziff.1. 

8) Bol. 1.79 D. pro socio 17, 2. 
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Drittes Kapitel. 


Abftrakte Sehuldverträge.! 
$ 88. Abſtrakte Schuldverträge. Einleitung. 

I. Abſtrakte Schuldverträge und Schuldverjprechen find nach B. G. B. 
und den neben ihm geltenden Neichsgejegen möglich und häufig. 

Die Benennung „abjtrafte Obligation“ iſt freilich diejen Gejegen 
fremd. Sie gehört der Sprache der Wiljenjchaft an. Dagegen wird von 
„velbjtändiger“ Begründung der Schuldverjprechen B. G. B. $ 780 ge- 
Iprochen. 

Diefe Selbitändigfeit beruht darin, daß Durch Vertrag Die 
Schuldverpflichtung von dem Beftimmungsgrunde — causa —, 
welcher zu ihrer Begründung führte, losgelöjt wird, jo daß jie ohne 
Beziehung auf denjelben geltend gemacht werden fann. 

Undenfbar iſt es, daß ein Schuldverhältnis ohne Grund entjteht. 
Ties widerjpricht den Geſetzen des vernünftigen Handelns. Möglich aber 
üt, den Schuldverhältnijjen eine Geſtalt zu geben, wonad) jie unabhängig 
von ihrem Grunde geltend gemacht werden fünnen. 

Dies hat erhebliche Vorteile für den Gläubiger, denn die Abhängig- 
feit der Schuldverpflichtung von ihrem Bejtimmungsgrunde bildet eine 
Schwäche derjelben, welche deren Geltendmachung und Verwertung be- 
hindert. 

Der Anjpruch des Verkäufers 3. B. auf den Kaufpreis ijt abhängig 
von der vertragsgemäßen Lieferung der Waren. Er hat diejelbe zu be- 
weiten, wenn der Käufer der Klage auf den Preis die Einrede des nicht 
errüllten Vertrages entgegenitellt. Dieje Einrede jteht auch dem Gejjionar 
entgegen, welchem der Kaufpreis abgetreien ift. Anders, wenn der Ver: 
fäufer ein abjtraftes Forderungsrecht auf den Staufpreis — 3.3. durch 
einen Wechjel — erhält. Damit ift er des jchiwierigen Beweijes, daß 
er vertragsgemäß geliefert hat, entledigt, find die Chifanen des Käufers, 
welche jich hieran fnüpfen und den Prozeß verzögern können, abgejchnitten. 

Aber dem Gläubiger joll doch auf diefem Wege nur vajcher, be- 
quemer und ficherer zu teil werden, was ihm gebührt. Keineswegs 
joll er erhalten, was ihm nicht gebührt. Kann aljo, um bei jenem 
Beripiel zu bleiben, der Käufer jeinerjeit3 darthun, daß er die Ware 
nicht erhielt, um derentwillen er ſich abjtraft verpflichtete, jo darf er 


1) Die gemeinrechtliche Litteratur j. bei Denburg, Band. Bd.2 $ 22 Anm. ꝛff. 
Ternmbdburg, Bürgerl. Recht. II. 1. 13 
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das von ihm Geleiftete zurücfordern. Zu diefem Zwed jteht ihm der 
Anjpruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung zu, $ 812 Abi. 1. Nicht 
minder hat er eine Einrede, die er freilich feinerfeitS beweifen muß und 
die er nicht immer Dritten entgegenstellen fann, welche die abjtrafte Ob— 
figation erworben Haben. 

Il. Die Gejchichte der abjtraften Verträge fteht in engem Zuſammen— 
hange mit den das Schuldrecht beherrjchenden Richtungen, die bald im 
Interejfe des Kredits jchneidige Geltendmachung der Forderung, bald 
im Namen der Humanität größeren Schu des Schuldners fordern. 

Das altrömische Schuldrecht hatte in der Stipulation C. dare spon- 
des, C. dare spondeo ein vollendetes Mujter für abjtrafte Verbindlich- 
feiten. Warum das Berjprechen erteilt war, darüber gab fie feine Aus: 
funft ımd in der actio certae pecuniae, welche aus folcher Stipulation 
entjprungen, wurde danach nicht gefragt. Dies änderte fid) erjt mit der 
Kaiſerzeit, jeit Die exceptio non numeratae pecuniae oder „doli* gene- 
ralis dem Schuldner die Möglichkeit gab, im Prozeſſe vorzubringen, dat 
ihm die Gegenleijtung nicht gewährt war, um deventwillen er promit- 
tiert hatte. 

Als man jpäter einen Schritt weiter that und dem Gläubiger im 
alle des Vorjchügens jener Einrede den Beweis auflegte, dab er 
die Leiſtung, um derentwillen der Schuldner promittiert hatte, bewirkt 
habe, verlor die Stipulation im Grunde ihre abjtrafte Natur. Dies ent- 
jprach den Auffafjungen der jpäteren Zeit, welche die Schuldner mög— 
lichſt zu ſchützen juchte auf die Gefahr hin, den Kredit in Frage zu jtellen. 

Dem gemeinen Rechte waren nad) der Rezeption abjtrafte Schuld- 
verträge fremd.? Man nahm hiernach an, eine jog. cautio indiscreta, 
d.h. der Schuldjchein, in welchem der Bejtimmungsgrund Der 
Verpflichtung nicht angegeben jei, entbehre der Beweisfraft. Nırr 
im Kreife der Kaufleute erzeugte der Wechjel eine Geldjchuld unabhängig 
von ihrer causa. 

Dies hat ſich in der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts 
jehr geändert, da man jeitdem die Nüdjicht auf Verkehr und Kredit und 
möglichit rajche Beitreibbarfeit der Schuldverjprechen vorzugswerie betont. 

Der Wechjel und damit das abjtrafte Verjprechen wurde infolge Der 
deutjchen Wechjelordnung Nichtlaufleuten zugänglich. 





2) Das ältere deutiche Recht forderte die Darlegung des Schuldgrundes in der 
Schuldflage nicht. 
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Das Buch von Bähr „Die Anerkennung als Verpflichtungsgrund“? 
entwidelte und rechtfertigte eine in der deutichen Praxis angebahnte 
Gewohnheit, wonach Schuldjcheine und Anerfenntnijje abſtrakte Verpflich- 
tungen erzeugen fonnten, jo daß fie ohne Beziehung auf ihren Bejtim- 
mungsgrund klagbar wurden. 

Auch im Gebiete des preußifchen Nechtes verſchloß man jich dem 
nicht. Daher erachtete man namentlich den Anerfeunungsvertrag auf 
Grund einer Abrechnung als vechtsverbindlich.® Damit war jelbitver- 
ſtändlich dem Anerfennenden die Einrede, daß die zu Grunde liegenden 
Geſchäfte nichtig jeien, z. B. Differenzgeichäfte bildeten, feineswegs ab- 
geichnitten.* 5 


$ 89. Fälle abſtrakter Verbindlichkeiten im heutigen Redt. 

I. Die vollendetjte abitrafte Obligation ijt die Wechjelforderung; 
dem Wechjel iſt die abjtrafte Verbindlichkeit wejentlich; nur ein abjtraftes 
Summenverjprechen fann einen Wechjel bilden. 

1I. Schriftliche Berpflichtungsjcheine, welche Kaufleute über 
Geld, andere vertretbare Sachen, Wertpapiere jeder Art unabhängig von 
einer Gegenleiftung ausjtellen, ferner Anweijungen auf Kaufleute 
über jene Gegenjtände fünnen nad) 9.6.8. 88 363 und 364 abjtrafte 
Katur haben. Dies nicht bloß, wenn der Schein auf Order geftellt ift, 
ſondern auch, wenn er ein Neftapapier bildet. 

Wejentlich iſt dem faufmännijchen Berpflichtungsichein die abjtrafte 
Natur nicht, er kann auch faufal, 3. B. bezüglich geichuldeter Kaufgelder, 
ausgejtellt jein. In beiden Fällen iſt er indojjabel, jo daß dem Indoj- 
jatar Einreden aus der Perjon jeines Nechtsvorgängers nicht entgegen= 
jtehen. ! 

II. Auch Schuldverjchreibungen auf den Inhaber künnen abitrafte 
Berbindlichkeiten begründen. Dies ijt bei weiten das häufigjte. Sie 
fönnen aber auch die Verpflichtung von dem ihr unterliegenden Be— 
ſtimmungsgrund in der Urkunde abhängig machen, B. G. B. $ 796. 


2) Erjte Auflage 1855, dritte Auflage 1895. 

3) R. O. H. G. Bd. 4 S. 73, Bd. 16 ©. 136; R. G. Bd. 2 5.388, Bd. 26 
S.77; Jur. Woch. 1895 S. 304 n, 41, 1896 S. 113 n. 67; Gruchot Bd. 39 ©. 910 
bis 940, ©. 375; Jurift. wo J Poien, Djt= u. Weitpr. 1898 ©. 25 u. ©.83; 
Srudot Bd. 39 S 912, Bd. 42 

4) Gruchot Bd. 36 ©. —— 

5) Der code civil art. 1108, 1131ff., 1137 kennt zwar abſtrakte Schuldver— 
ſprechen nicht; dennoch haben fie ſich in der franzöfiichen graris eingebürgert. 

1) R. G. Bd. 13 ©.92, Bd. 14 ©. 101. 

13* 
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IV. Nah B. G. B. fünnen Schuldverjpredhen, $ 780°, um 
Schuldanerfenntnijje, 8 781, jelbjtändig Verpflichtungen begründen: 

Schuldverjprechen und Schuldanerfenntnifje unterjcheiven jich nicht 
in ihrem Wejen, jondern nur im Ausdrud. Sachlich macht es feinen 
Unterjchied, ob man jagt: Ich verjpreche dir 100 Mark zu zahlen, oder 
ich befenne, dir 100 Mark jchuldig zu fein. 

1. Notwendig ist, daß die Beteiligten eine jelbjtändige Verpflid- 
tung begründen wollten und daß dieſe Abjicht aus ihrer Erklärung 
unter Berücjichtigung der Umſtände zu entnehmen it. 

Unzweideutig tritt fie hervor, wenn fich die Beteiligten im ıhrer 
Erklärung nicht auf einen Beitimmungsgrund beziehen, z. B. der 
Unterzeichnete verpflichtet jich hiermit, dem A. 1000 Darf am 1. April 
1900 zu zahlen, oder erfennt an, 1000 Mark, zahlbar am 1. April 1900, 
dem A. zu jchulden, oder auch, er erfennt an, dem A. 1000 Mark zu 
jchulden und verpflichtet fich, diejelben dem A. am 1. April zu zahlen. 

Im Berfehr liebt man aber nicht in folcher Weije zu jtilifteren, 
vielmehr giebt man in den meiſten Fällen im Schuldjchein einen Be 
timmungsgrund an, nicht in der Abjicht, hiervon die Verpflichtung ab- 
bängig zu machen, und nicht zu dem Zweck, Damit den wahren Grund 
der Schuld zu bezeichnen, jondern als eine Flosfel, jo daß man jte nicht 
jelten gerade zu dem Zwed braucht, den wahren Hergang zu verhüllen. 

Gejchteht dies bloß in allgemeinen Redensarten, 3. B. ich erfenne 
an, „aus Darlehen“ oder „zur Schadloshaltung“ zu jchulden, jo fit 
an dem Willen nicht zu zweifeln, durch das VBerjprechen eine jelbjtän 
dige Verpflichtung zu begründen. * 

Wenn aber das dem Verjprechen zu Grunde liegende Gejchäft ſpe— 
ziell angegeben wird, 3. B. ich jchulde dem A. 100 Mark als Kauf 
preis für dag mir gejtern verfaufte und übergebene Pferd, jo wird Feines 
wegs ohne weiteres ein abjtraftes Schuldverjprechen anzunehmen jetn, 
dem Ausjteller fteht alio die Einrede des nicht oder nicht gehörig er: 
füllten Bertrags zur Seite.d° Allerdings kann fich aber aus der Faſſung 





2) E.18683; Mot. Bd.2 ©.687; Kom. Prot. ©. 2574. 

3) Dertmann, Das abitratte Geſchäft im B. G. B.; Allgemeine djterr. Gerichte: 
Zeitung 1897 ©. 252; Collag in Iherings Jahrb. Bd.40 ©. 141. 

4) E.1 8683 hob dies bejonders hewvor. 

5) Collatz a. a. O. S. 128 meint, nadı E.I $ 683 fünne es jcheinen, ala ob 
die vollitändige Angabe des PVerpflihtungsgrundes das Schuldverjprehen ungültig 
machen jolle. Es fei aber nicht abzujehen, warum die Erflärung, welche den Schuld: 
grund fpeziell angebe, eine andere Bedeutung haben jolle als diejenige, welche dies 
generell thue. Es liegt doch auf dev Hand, dab die Abjicht, eine vom Schuldgrund 
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eine andere Abjicht ergeben, z. B. durc Vertrag vom 20. Januar 1900 
habe ich von A. zwei Pferde für den Preis von 1000 Mark gekauft, 
und mich verpflichtet, hiervon je 500 Marf am 1. April und 1. Dftober 
1900 dem A. zu zahlen; „ich erfenne hiermit an, daß ich die erjten 
500 Mark am 1. April 1900 zu zahlen habe.*® Die bejondere Her- 
vorhebung der eriten Schuldrate legt hier nahe, dat das Anerfenntnis 
zu dem Zweck erfolgte, dem A. die Möglichkeit zu geben, dasjelbe als 
ein abitraftes jofort zu verwerten. 

2. Das jelbitändige Schuldveriprechen und Schuldanerfenntnis iſt 
gejeglich nicht auf vertretbare Sachen bejchränft. Es fann jich auch auf 
andere Gegenjtände beziehen, z.B. Unterzeichneter erfennt an, daß er 
jein Rennpferd X. dem A. zu liefern bat. Da es jedoch nicht verfehrs- 
üblich it, abitrafte Werbmdlichkeiten jolcher Art zu übernehmen, jo darf 
eine hierauf gehende Abjicht im Zweifel nicht angenommen werden. 

3. Die jelbjtändige Berpflihtung durch Schuldverjprechen oder 
Schuldanerkenntnis verlangt jchriftliche Erklärung feitens des Schuld» 
ners, während die Annahme formlos, z. B. durch Entgegennahme der 
Schuldurkunde gejchehen kann. Jedoch it 

a) Schriftlichkeit des Schuldverſprechens oder des Schuldanerfennt- 
niſſes nicht erforderlich, wenn dasjelbe auf Grund einer Abrechnung oder 
eines Vergleichs erfolgte, $ 782. 

Ein Abrechnungsvertrag iſt gegeben, wenn aus verjchiedenen Schuld» 
poiten ein Paſſivſaldo ermittelt wird, welchen der Schuldner anerfennt 
oder zu zahlen verjpricht. 

b) Schuldverjprechen und Schuldanerfenntniffe eines Bollfaufmannes 
unterliegen der Schriftlichfeit nicht, H. G. B. S$ 350, 351. 

4. Iſt für die Begründung des Schufdverhältnijies, defien Beſtehen 
anerfannt wird, eine befondere Form vorgejchrieben, jo bedarf die An— 
erfennung Diejer Form. Der Vertrag 3. B., durch welchen man an- 
erfennt, zur Übernahme eines Grundftüces verpflichtet zu fein, fordert, 
um eine jelbjtändige Verpflichtung zu erzeugen, gerichtliche oder nota- 
rielle Form, $ 313. 

Y. Eine abjtrafte Schuldverpflichtung übernimmt der Angewiejene 
durch ſchriftlichen Vermerk der Annahme auf der Anweiſung gegen- 
über dem Anweijungsempfänger, $ 734. 





unabhängige Verpflichtung zu begründen, im letzteren Falle nicht ohne weiteres her- 
vortritt. 
6) Beiipiel von Goldmann und Lilienthal. 
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SW. Die abſtrakte Obligation und ihr Grundverhältnis. 

I. Häufig liegt der abjtraften Obligation eine bereits ermachjene 
Verpflichtung desjenigen, welcher fie übernimmt, zu Grunde, 3.8. eine 
Kaufgelderjchuld. Dieje Verpflichtung wird feineswegs, wie jpäter näher 
auszuführen ift, im Zweifel durch die Übernahme der jelbtändigen Ver- 
bindlichfeitt aufgehoben, vielmehr fonfurrieren in der Regel beide Ver: 
pflichtungen bis zur vollitändigen Erfüllung. 

Wird jedoch die jelbitändige Verpflichtung nach einer Abrechnung 
mittels Anerfenntnis des Ergebnifjes derjelben begründet, jo enthält das: 
jelbe zugleich ein jogenanntes negatives Anerfenntnis, dab das Schuld- 
verhältnis nicht weiter bejteht, jo da die zu Grunde liegenden Ber: 
bindlichkeiten nicht in höherem Betrag geltend gemacht werden können. 

II. Die abitratte Verbindlichkeit hat ausjchlieglich den Zweck — 
vom Wechjel und indojjabeln Papieren anderer Art jehen wir ab — 
ein Mittel zu geben, um das wahre Recht in bequemijter umd 
rajchejter Weije zur Geltung zu bringen. 

Zu diefem Zwed gewährt fie einen neuen Klagegrund einfachiter 
Art und jchneidet jie Einwendungen ab. Natürlich bringt dies 
aber die Gefahr mit jich, daß ein in der That Nichtberechtigter die ab- 
jtrafte Verbindlichkeit mißbraucht, um fich zu verichaffen, was ihm nicht 
gebührt. 

Diefem Mißbrauch begegnet der Anjpruch wegen ungeredt: 
fertigter Bereicherung, $ 812 Abj. 2. Derjelbe fann im Wege der 
Klage oder der Einrede geltend gemacht werden. Allerdings aber iſt die 
Folge, daß der Schuldner ſeinerſeits darzuthun und zu beweijen bat, 
dag ein Fall ungerechtfertigter Bereicherung vorliegt. Diejen Nachteil, 
aber nur diejen, nimmt der Schuldner auf jich, wenn er eine abſtrakte 
Verbindlichkeit eingeht, welcher der rechtfertigende Grund fehlt. 

III. Die Verweiſung auf die Zurüdforderung wegen ungerecht— 
fertigter Bereicherung tritt nur joweit ein, als es jich um Einwendungen 
handelt, welche dem Verzicht des Schuldners unterliegen. Zwingende 
Nechtsvorichriften dagegen verlieren dadurd ihre Wirfung 
nicht, daß die Verpflichtung, welche ſie ausjchließen oder be- 
jchränfen, in die Geitalt einer abitraften Berbindlichleit ge- 
fleidet wird. Dies bewährt fich 

1. darin, daß nach $ 518 ein Schuldverjprechen oder ein Schuld- 
anerfenntnis, welches ſchenkweiſe erteilt wird, gerichtlicher oder nota- 
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rieller Beurkundung bedarf, nicht ander3 wie das gewöhnliche Schen- 
kungsverſprechen. 

Es iſt nicht gefordert, daß der Zweck der Schenkung im ſchriftlichen 
Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis hervorgehoben ijt.! Dies 
wird vielmehr für die Negel nicht der Fall fein. Natürlich) muß aber 
dem Richter feititehen, daß es jich um eine Schenkung handelt, was der 
Schuldner Elarzuftellen hat, wenn es zweifelhaft und jtreitig iſt. 

2. Eine zum Zwed der Erfüllung einer Spiel=- oder Wettjchuld 
insbejondere auch eines Differenzgejchäftes abgegebene verjelbitän- 
digte Verbindlichkeit entbehrt, wie $ 762 hervorhebt, ebenjo der Stlag- 
barkeit wie das zu Grunde liegende Spielgejchäft. 

Natürlich mu auch die dem Richter feſtſtehen. Iſt dies nicht der 
all, jo liegt der Beweis dem Schuldner ob. 

3. Folgerecht ift anzunehmen, daß auch der Ehemaflerlohn nach 
S 656 flaglos ijt, troßdem er in der Gejtalt einer jelbjtändigen Ber: 
bindlichfeit verjprochen wurde. 

4. Ebenſo it es zweifellos, daß ein zum Zweck einer Vertragsſtrafe 
erteilteg, wenn auch jeinem Wortlaut nach unbedingtes Schuldverjprechen 
nach $ 344 der richterlichen Ermäßigung unterliegt, wie dies auch — 
$ 655 — bei einem in jolcher Gejtalt verfprochenen unverhältnismäßig 
hohen Maflerlohn für Vermittelung eines Dienjtvertrages der 
Fall iſt. 

5. Ein gegen die guten Sitten verſtoßendes Schuldver— 
ſprechen oder Schuldanerkenntnis iſt gemäß $ 138 nichtig. 

Dies iſt unzweifelhaft dann anzunehmen, wenn der Verſtoß gegen 
die guten Sitten aus dem Schuldſchein ſelbſt hervorgeht, wenn z. B. in 
demjelben ausdrücdlich erklärt wird, da für den Verrat militäriicher Ge: 
heimniſſe oder jo lange ein ehebrecheriiches Verhältnis dauert, eine Summe 
zu zahlen ift. 

Dasjelbe muß aber gelten, wenn, wie dies natürlich in der Negel 
der Fall jein wird, der umjfittliche Beitimmungsgrund im Schuldichein 
nicht hervorgehoben iſt. Denn die Frage, ob ein Gejchäft jittlich oder 
unfittlich iſt, kann von dieſem zufälligen und rein äußerlichen Umftande 
nicht abhängig jein. 


1) Das Gegenteil behauptet Eollaß a.a.D. S. 145. Er will dritte redliche 
Erwerber folder Schuldverſprechen geihüßt haben. Diefen Schuß haben fie, wenn 
fie einen Wechſel oder ein anderes indofiabeled Papier erwerben. Im Falle einer 
Ceſſion unterliegen fie den Einreden aus der Perfon des Eedenten, B. G. B. 8 404. 


200 Gegenfeitige Verträge. 


Allerdings ſtimmt hiermit $ 817 nicht, denn hier wird gegenüber 
einem Schuldverjprechen, welches gegen die guten Sitten verftößt, nur 
ein Anſpruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung zugeitanden. 

Da aber $ 817 im Widerfpruch mit $ 138 ſteht, jo ift die letztere, 
als die prinzipielle und innerlich allein gerechtfertigte Vorſchrift als maß— 
gebend zu erachten. ? 


Viertes Kapitel. 
Gegenfeitige Berträge. 
I. Ihre Natur im allgemeinen, 
8 91. Unvollfommene und volllommene gegenfeitige Verträge. 

I. Die Obligation ist in ihrer einfachjten Gejtalt eine einjeitige, 
d. h. fie berechtigt nur den einen und verbindet nur den anderen Teil. 

Einjeitig jind Deliktsobligationen und diefen verwandte Verbindlich: 
feiten, jowie die aus ungerechtfertigter Bereicherung erwachjenden Ver: 
pflichtungen. 

Auch manche Schuldverträge verbinden einjeitig, 3. B. Darlehens: 
ihulden, Berbürgungen. Einfeitig it die Schuld aus dem Wechjel. 

II. Meiſt begeünden Schuldverträge gegenjeitige Verpflid- 
tungen, jo daß jeder Teil zugleich Gläubiger und Schuldner wird. 

Die Gegenjeitigfeit ijt eine unvollkommene oder vollfommene. 

1. Aus unvollflommen gegenjeitigen Verträgen entjpringt 
eine Hauptverbindlichfeit des einen Teils, an welche fich die 
Gegenverpflichtung des anderen Vertragsteils anjchließt. Die Haupt: 
verbindlichfeit dient vorzugsweije dem Zweck des Gejchäftes, 88 662, 669. 

Ausdrud fand dies Berhältnis im römischen Aktionenrecht, indem 
man dem Hauptberechtigten, 3. B. den Mandanten, eine actio directa, 
dem jefundär Berechtigten, 3. B. dem Mandatar, eine actio contraria 
gewährte. 

2. Vollkommene gegenjeitige Verpflichtungen dienen beide 
in gleicher Weije dem Zweck des Geichäftes. Sie entjpringen aus gegen: 
jeitigen — jog. jgnallagmatifchen — Berträgen, insbejondere Kauf-, 
Tauſch-, Miet-, Dienjtverträgen, Werfverdingung. 

Nur Gejchäfte dieſer Art bezeichnet das B. G. B. als gegenjeitige 
und unterwirft e8 den Vorjchriften der 88 320 bis 327. 





2) Anderer Anjiht Dertmann a. a. O. S. 205; Collatz S.141. Dagegen Rotmar, 
Der unmoraliihe Vertrag ©. 63. 
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Die aus einem Gemeinjchaftsverhältnijje entjpringenden Verbindlich: 
feiten jind entjprechend zu behandeln. 


8 92. Das Weſen der zweijeitigen Geſchäfte. 


I. Das Weſen des zwetjeitigen Gejchäftes liegt vor allem darin, 
dat aus demfelben Vertrag gegenjeitige Verbindlichfeiten hervorgehen. 

Hieraus ergiebt jich, dab, falls zur Zeit des Vertragsſchluſſes 
die eine der Leijtungen unmöglich it, auch eine Gegenverpflichtung nicht 
entiteht. War 3.B. das verkaufte Pferd zur Zeit der Abjchliegung des 
Kaufvertrages bereits zu Grunde gegangen, jo entiteht feine Verpflich— 
tung des Käufers zur Zahlung des bedungenen Slaufpreijes. ! 

Mar ferner die Leiltung der einen Partei ohne Wiſſen der anderen 
zur Zeit des Bertragsichlufies teilweije unmöglich, 3.8. das verfaufte 
Haus teilweije abgebrannt, jo kommt das Kaufgeſchäft nicht zu ftande, 
der Käufer jchuldet alſo den Kaufpreis nicht. it freilich anzunehmen, 
daß das Gejchäft auch abgejchlojjen worden wäre, wenn der Käufer den 
Zujtand des Haujes gekannt hätte, jo iſt das Gejchäft teilweije gültig, 
$ 139; der Kaufpreis vermindert jich dann verhältnismäßig. ? 

Hat freilich die Partei, welche die unmögliche Leiſtung veriprach, 
gewußt oder wiljen müſſen, dab dies der Fall war, jo haftet fie dem 
bejchädigten anderen Teile nach) Maßgabe des 8 307 für den durch 
culpa in contrahendo entjtandenen Schaden. 

II. Die NRechtsgeichichte zeigt eine zwiefache Behandlung der gegen: 
jeitigen Berbindlichkeiten. 

Die eine geht von der Selbitändigfeit der beiderjeitigen Ber- 
bindlichfeiten aus. Hiernach danken jie zwar demjelben Vertrag ihre 
Entitehung, Berbindlichkeit wird gegen Verbindlichkeit ausgetaujcht; ein: 
mal entitanden, iſt aber jede der Gegenverpflichtungen von der anderen 
unabhängig und jelbitändig. 


1) 1. 15 pr. D. de contr. emt. 18,1. 

2) ®al. 1.57 pr. D. de contr. 18,1. Domum emi, cum eam et ego et ven- 
ditor combustam ignoraremus ... nihil venisse, quamvis area maneat, pecuniam- 
que solutam condici posse. Neratius ait multum interesse, quanta pars domus 
eonsumpta sit, quanta permaneat. Gewiß! nur ob gerade die Hälfte jtehen ge- 
blieben ijt, wie der Schlußfaß der Stelle befagt, kann nicht entjcheiden. Leicht mög- 
lih, dab der Käufer, welder dad Haus nicht aus Spekulation erwarb, dasjelbe, 
aud; wenn e3 zum geringeren Zeil ruiniert war, nicht erworben hätte und denfbar, 
daß der Käufer, welcher da Haus für einen Neubau zum Abbrudy kaufte, auch das 
völlig ruinirte Haus erworben hätte. 
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Dagegen gelten nach einer anderen Auffafjung die Gegenverpflich- 
tungen dauernd als zujammengehörende Bejtandteile eines ein- 
heitlichen Schuldverhältnijjes. Man hat dies jo ausgedrüdt, daß 
egorderungen und Gegenforderungen miteinander verwachjen jeien, wie 
Glieder eines Leibes. > 

Unbedingt durchführen läßt fich feine dieſer Auffaftungen. Mag 
man auf dem einen oder dem anderen Standpunfte jtehen, jo jind Kon— 
zejlionen an den entgegengejegten unvermeidlich. 

III. Das römische Necht* ftattete grundjäglich Die Gegenforderungen 
mit voller Selbjtändigfeit aus; jeder der Vertragsjchliegenden hatte eine 
jelbjtändige Klage auf die bedungene Leiftung. Der Untergang der Gegen: 
verpflichtung nad) Perfektion des Gejchäftes durch Zufall zog die Auf- 
bebung der Verpflichtung des anderen Teiles in der Negel nicht nad) 
ſich. Immerhin wurde, wer vertragswidrig aus dem zweiſeitigen Ge: 
ſchäfte jeinerjeitS nicht erfüllte, durch exceptio non adimpleti contractus 
zurüdgewiejen, fall® er vom anderen Teile Erfüllung einflagte. 

IV. Die neueren Gejeßgebungen, in&bejondere das A.L.R. und der 
code eivil, beruhen auf dem Gedanken dauernder Zujammengehörigfeit 
der Gegenforderungen. 

Das B. G. B. jteht in der Mitte zwiichen dem Syſtem des römi- 
jchen Rechtes und der neueren Gejeggebungen. 

Einerjeit3 find die Anfprüche der Beteiligten als jelbjtändige ge- 
italtet. Sie begründen Klagen, Die unabhängig von den gegnerijchen An- 
jprüchen und nicht durch diejelben bedingt find. Nur aus Billigfeit er: 
wächſt gegen fie die Einrede des nicht erfüllten Vertrages, auf Grund 
deren der Beklagte zur Leiftung Zug um Zug zu verurteilen it. 

Daher wird auch die Verjährung der Anjprüche durch die Einrede 
des nicht erfüllten Vertrages nicht gehemmt, $ 202 Abi. 2. Wäre der 
Anspruch durch Die Gegenleijtung bedingt, jo wäre dies nicht folgerecht. 

Andererjeits ijt aber Beendigung der Verbindlichkeit des einen Teiles 
Folge der Unmöglichkeit der Leiftung des anderen Teiles. Dies it 
offenbar aus der Vorjtellung dauernder Zuſammengehörigkeit der Ber: 
pflichtungen hervorgegangen. Auch die Ordnung der Verzugsfolgen bei 
zweijeitigen Berbindlichfeiten beruht auf dieſer Annahme. 





3) Scheurl, Beiträge Bd.1 ©. 151. 
4) Dernburg, Kompenfation 2. Aufl. ©. 63; Bechmann, Kauf Bd.1 ©. 540. 
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I. Die Klage and gegenjeitigen Verträgen. 
$ 93. Die Einrede des nicht erfüllten Vertrages.! 

I. Aus der Zujammengehörigfeit der Gegenverpflichtungen zog das 
A.L. R. 1,5 827, die Konjequenz für die Klage. Danach) verlangte 
es zur Begründung der Klage auf Leitung aus dem zweijeitigen Ge- 
ichäfte die Anführung, daß Kläger jeinerjeits erfüllt habe oder nur Er- 
füllung Zug um Zug verlange, oder daß dem Beklagten Vorleiſtung 
obliege. Eine Klage ohne dieje Anführungen galt als unſchlüſſig. Ein 
Verſäumnisurteil fonnte auf Grund Derjelben nicht erlajjen werden. 

Im gemeinen Rechte war dieſe Behandlung der Frage gleichfalls 
in der Praris vielfach vertreten, ohne jedoch, da fie dem römiſchen 
Rechte nicht entiprach, allgemein durchdringen zu fünnen.? 

I. Das B. G. B. hat die Auffafjung des A.L.R. verworfen. Kläger 
fann aus dem gegenjeitigen Vertrag auf die ihm gejchuldete Leiftung 
klagen, ohne der ihm obliegenden Gegenleiitung zu gedenfen. Es ift 
Sache des Beklagten, die Einrede des nicht erfüllten Ver: 
trages vorzujchügen, $ 320 Abj. 1°, $ 322 Abi. 1. 

Hat aljo Kläger, ohne in der Klage feiner noch rüdjtändigen Gegen: 
leiſtung zu gedenten, Verurteilung des Beklagten auf Leitung aus dem 
zweijeitigen Vertrage beantragt und verteidigt jich der Beklagte nicht, 
jo wird er durch Berfäumnisurteil zur Leiltung unbedingt verurteilt. Er 
mag dann in jelbjtändiger Klage die ihm gejchuldete Gegenleiftung ver: 
langen. 

III. Die Einrede des nicht erfüllten Vertrages ijt der Einrede 
der Zurüdbehaltung verwandt, jie kann als eine Nebenart derjelben be: 
zeichnet werdent. Jedenfalls gehört fie wie dieje zu Den verzögerlichen 
Einreden. Sie untericheidet jich aber von anderen Einreden diejer Art 
wejentlich. 

1. Bor allem führt fie nicht zur Abweifung der Klage, bewirkt viel- 
mehr wie die Einrede des Zurücdbehaltungsrechtes Verurteilung Zug 
um Zug, $ 322 Abi. 1. Dabei ijt die Gegenleijtung genau zu be- 


1) Andre, Die Einrede des nicht erfüllten Vertrages 1890; Stammler a. a. O. 
00. 


2) Bgl. Dernburg, Pand. Bd. 2 $ 20 Anm. 4 und dort Anger. 

3) E.I 8362ff.; Mot. Bd.2 ©. 200ff. 

4) Bgl. oben $ 57 8.122. Eine Verſchiedenheit liegt darin, daß das Zurück— 
behaltungsrecht durch Sicherftellung ausgeichlofjen werden kann, $ 273 Abi. 3, nicht 
aber die Einrede des nicht erfüllten Vertrages. 


0 
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zeichnen, gegen welche die Berurteilung erfolgen joll. Val. C. P. O. 
$ 253 Abi. 2 und $ 139. 

2. Ganz eigenartig ijt die Einrede des nicht erfüllten Vertrages 
darin, daß Beklagter die Thatſachen, auf welche fie ſich ſtützt, nicht 
zu beweijen hat. Vielmehr hat Kläger nach ihrem Vorſchützen — 
wie man jagt replicando — zu behaupten und im Streitfall zu beweiſen, 
entiveder 

a) dab Beflagter nach der Natur des Gejchäftes oder bejonderer 
Barteivereinbarung vorleijten muß oder 

b) daß Kläger jeinerjeits vollftändig erfüllt hat oder auch 

c) daß er nur eine mindere Leitung jchuldet als Beklagter bean- 
ſprucht. 

IV. Bezüglich der Einrede iſt noch hervorzuheben: 

1. Sie ſteht dem Beklagten auch zu, wenn die Gegenleiſtung ganz 
oder teilweiſe anderen Perſonen obliegt ala dem Beklagten. 

Hat daher die Leiltung mehrerer zu erfolgen, jo kann dem Ein- 
zelnen der ihm gebühvende Teil bis zur Bewirfung der ganzen Gegen: 
[eiltung verweigert werden, $ 320 Abj. 1 Sat 2. 

2. Annahmeverzug des Beklagten nimmt ihm nicht das Recht, die 
Einrede vorzujchügen. $ 

3. Sollte der Beflagte, wie Kläger darthut, vorleijten, jo greift 
zwar die Einrede des nicht erfüllten Vertrages nicht ein, 5 320 Abj. 1 
Satz 1. Aber der Beklagte hat eine Einrede, wenn in den Vermögens- 
verhältnifjen desjenigen, welcher die Gegenleijtung zu machen hat, eine 
die Erfüllung gefährdende wejentliche Verjchlechterung eintritt, $ 321. 
Diefer Einwand wird nicht blog durch Bewirfung der Gegenleijtung, 
jondern auch durch Sicherjtellung bejeitigt.? 


5) Ausdrüdlic iſt Died im B. ©. B. nicht audgejproden, dennoch zweifellos. 
Nach gemeinem Rechte war Gleiches allgemein anerfannt. E. I $ 360 itellte den 
Sat ausdrüdlih auf; man jtridy die Beitimmung nur, weil man fie für jelbjtver- 
jtändlich eradhtete; vgl. auch Dertmann $ 320 Ziff. 2. Es wird eben bei zweijeitigen 
Geichäften davon ausgegangen, daß fie in der Negel Zug um %8 zu erfüllen find, 
daher in der Regel aud) nur Zug um Zug erfüllt werden. Die Einrede ded Mangels 
der Rechtsverſchaffung hat aber Beflagter zu beweijen, $ 442, fiehe unten beim Kauf. 

6) Nur auf die Prozektojten kann der Annahmeverzug Einfluß haben. Andre 
©. 140. 
7) Beweift der Bellagte, daß der Kläger vorzuleiiten hat, jo muß zwar in der 
Regel Abweifung erfolgen, doch kann Kläger replizieren, daß er die Borleiftung nicht 
bewirtt habe, weil diejelbe im Sinne des $ 321 gefährdet gewefen jei. Beflagter fann, 
falls er diefe Behauptung zugiebt, erwidern, daß er dem Kläger Sicherheit geleitet 
habe. Dann würde wiederum Abweiſung erfolgen müſſen. 
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4. Hat der Kläger, was der Beklagte darzuthun hat, vorzuleijten, 
jo ijt er abzumweijen. Verurteilung zur Leitung Zug um Zug fann er 
in diefem Falle nicht verlangen. 

Troß der Borleijtungspflicht des Klägers kann aber nicht Abwei- 
jung erfolgen, wenn Kläger Annahmeverzug des Beklagten beweilt. Dann 
bat vielmehr Verurteilung Zug um Zug zu gejchehen. 


894. Einrede der unzulängliden Erfüllung. 

1. Bejonders häufig jchügt der aus dem zweileitigen Gejchäft Be- 
langte vor, daß Kläger in ungenügender Weije erfüllt habe, ſei eg, 
daß Dies unvolljtändig geſchah, oder daß anderes als vertragsmäßig 
geichuldet war, geleijtet wurde, oder daß das Geleijtete mangelhaft jei. 

In derartigen Fällen pflegt man von der Einrede der unzuläng- 
lichen Erfüllung — exceptio non rite adimpleti contractus — zu jprechen. 

II. Wurde vom Kläger Erfüllung angeboten, diejelde aber vom 
Beklagten, weil nicht volljtändig oder jonjt nicht vertragsmäßig, zurüd- 
gewiejen, jo iſt nicht erfüllt. Es handelt fich dann jchlechthin um 
die Einrede des nicht erjüllten Vertrages. Die geringite Unvollitändig- 
feit, der geringfügigite Mangel der angebotenen Leiſtung berechtigt in 
dieſem Falle den Beklagten zur Zurüdbebaltung der vollen Gegen- 
leiitung, bis ihm das Gebührende vertragsgemäß angeboten wird. 

Dagegen erhält die Einrede eine bejondere Natur, wenn der Be— 
Hagte die Erfüllung als vertragsmäßig angenommen Hat und fic 
dann auf deren Unzulänglichfeit beruft, um die Gegenleiſtung zurüdzu- 
halten. Dies gilt 

1. bezüglich der Beweislajt; hat nämlich der Beklagte die Leiſtung 
als eine vertragsgemäße angenommen, jo liegt ihm der Beweis 
ob, daß fie unzulänglich war, $ 363.1 

2. Wurde jeitens des Klägers teilweije geleijtet?, jo darf ihm 
nach $ 320 Ab}. 2 die Gegenleiftung injorweit nicht verweigert werden, 
als die Verweigerung nach den Umständen insbejondere wegen 
verhältnismäßiger Geringfügigfeit des rüdjtändigen Teiles 
gegen Treu und Glauben verjtogen würde. 

Dasjelbe muß wegen Gleichheit des Grundes auch für den Fall 
iehlerhafter Leiltung gelten, welche ſich nach der Annahme derjelben 


1) Bgl. das Nähere unten bei der Endigung des Schuldverhäftnifjes durd) Erfüllung. 

2) Läßt die teilweije Annahme auf Einverjftändnis in eine Teilung des Schuld: 
verhältnifjes ſchließen, jo kann jelbjtverjtändlic der Empfänger die Zahlung des ent- 
iorechenden Betrages nidjt verweigern, Dertmann $ 320 air. 7 n. a. 
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herausstellt. Dies entfpricht der bisherigen Rechtsübung® und der Rück— 
jicht auf Treu und Glauben.* 


IV. Stellen ji) nach der Erftattung der Kaufjache verborgene 
Mängel derjelben heraus, jo hat der Käufer 

a) in der Negel nur Anfprüche auf Wandelung und auf Minderung 
des Kaufpreiſes, $ 462. Die Einreden, welche er hierauf ſtützt, jind 
durchaus verjchieden von der Einrede des nicht erfüllten Vertrages. 

it jein Necht auf Wandelung begründet und diefe vollzogen, jo 
fann der Kaufpreis nicht mehr beanjprucht werden, hat er das Recht 
auf Minderung des SKaufpreijes, jo mindert fic) dag echt des Ber- 
fäufer®. 

In dieſen Fällen ift eine Einrede des nicht gehörig erfüllten Ver- 
trages nicht begründet. 

b) Der Käufer hat wegen verborgener Mängel oder fehlender Eigen: 
ichaften in bejtimmten Fällen noc) andere Anjprüche gegen den Verkäufer. 

Denn er kann nach $ 463 wegen fehlender verjprochener Eigen: 
ichaften und arglijtigen Berjchweigens von Fehlern Schadenserjag wegen 
Nichterfüllung beanjpruchen. Ferner kann der Käufer im Fall des Gat- 
tungsfaufes jtatt Wandelung oder Minderung Nachlieferung einer mangel- 
haften Sache, unter gewiſſen Borausjegungen Schadenserjag wegen Nicht- 
erfüllung fordern, $ 480. 

Der Käufer, welcher jich für dieſe Anſprüche entjcheidet, hat Die 
Einrede des nicht erfüllten Bertrages. 


II. Unmöglichkeit der Leiftung bei gegenfeitigen Verträgen. 
8 95. Unmöglichkeit der Leijtung ſeitens des einen Teiles. 
Einleitung. 
I. Der Einfluß einer nach dem VBertragsichluß für den einen Teil 
eintretenden Unmöglichkeit der Leiftung! auf die Gegenleiftung iſt nad) 
den verjchiedenen Rechten verjchieden. 


1. Das römifche und gemeine Recht fannte in diejer Hinficht feine 
für alle gegenjeitigen Verträge durchgreifenden Regeln. 


3) R. O. H. G. Bd. 6 S. 102, Bd. 13 S. 352; R. G. Bd. 4 ©. 198. 

4) Die entgegengeſetzte Anſicht von Coſack Bd.1 S.301 beruht auf —— 
licher Wortauslegung. Zu demſelben Ergebnis wie unſer Text kommen Planck ©. 93, 
Dertmann $ 320 Anm. 7b und andere. 


1) Ueber Unmöglichkeit der Erfüllung fiehe oben $ 60. 
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Beim Kauf galt der Grundjak periculum est emtoris?. Hiernach 
hatte der Käufer den Kaufpreis zu bezahlen, wenn die Kaufjache nach 
Perfektion des Kaufvertrages zufälligerweife untergegangen war. Ent: 
jprechendes war für andere entgeltliche Sacjleiftungen Rechtens. Es 
(ag hierin eine Folge der Selbjtändigfeit gegenjeitiger Obligationen. Aber 
volljtändig ließ fie fich nicht durchführen. Vor allem nicht bei den Miet- 
verträgen. Der Mieter war von der Zahlung des Mietzinjes frei, wenn 
ihm die Mietjache infolge Zufalles während der Mietzeit nicht weiter 
gewährt werden Eonnte — periculum est locatoris?. Nicht anders war 
es bei- der. Dienjtmiete®. 

2. Das A.L. R.J, 5 $ 364 brach grundjäglich mit dem römischen 
Recht und jtellte den allgemeinen Sa auf, daß bei gegenjeitigen Ver— 
trägen die nach dem Vertragsſchluß eintretende Unmöglichkeit der Er- 
füllung auf der einen Seite, die Aufhebung des Vertrages auch für den 
anderen Teil zur Folge hat. 

Der code eivil jchloß jich zwar dem römischen Necht grundjäglich 
an. Da er aber den Eigentumgübergang bereit3 an den Abjchluß des 
Kaufvertrages fnüpft, nähert er ſich praktiſch in dem wichtigiten Bezie- 
dungen dem A. L. R. 

II. Das B. G. B. 3 323ff. folgt dem A. L. R. grundſätzlich. Cs 
ſtellt allgemeine Regeln für die gegenſeitigen Verträge auf, mag es ſich 
um Kauf-, Tauſchvertrag, Miete, Dienſtvertrag, Geſellſchaftsvertrag oder 
ein anderes gegenſeitiges Geſchäft handeln, ſo jedoch, daß für einzelne 
Verträge noch beſondere, vorwiegend auf den allgemeinen ruhende Vor— 
ſchriften getroffen ſind«. 

Der Grundgedanke iſt, daß die Unmöglichkeit der Erfüllung der 
einen Verpflichtung auch die Gegenverpflichtung beendet. 

Dies gilt ſchlechthin, wenn feiner der Vertragſchließenden die Un— 
möglichfeit zu vertreten hat. Wir bezeichnen diefen Fall als reinen 
Zufall. Hat einer der Vertragjchliegenden die Unmöglichkeit zu ver- 
treten, jo treten erhebliche Modifikationen ein. 


2) ®gl. Demburg, Band. Bd. 2 $ 96 und dort Angef. 

3) Dernburg, Band. Bd.2 $ 112 Anm. 23. 

4) R.G. Bd. 3 S. 170. 

5) 3.8. 8 446 für den Kauf, $ 537 für die Sachenmiete. 
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$ 96. Unmöglidfeit der Leiftung ſeitens des einen Teiles 
nah B. G. B. 

J. Wird die einem der Vertragſchließenden obliegende Leiſtung durch 
reinen Zufall betroffen!, ſo iſt zu unterſcheiden, ob er völlige oder nur 
teilweiſe Unmöglichkeit derſelben bewirkt. 

1. Völlige Unmöglichkeit liegt vor, wenn die Leiſtung im 
Sinne des Vertrages vollitändig unerfüllbar iſt. Brennt 3.8. das 
verfaufte Haus derart ab, daß nur noch Ruinen jtehen, jo iſt die Leiſtung 
des Verfäufers völlig unmöglich, obgleich der Bauplag übrig it, und 
übereignet werden könnte. Denn einen Bauplag wollte der Käufer wenig- 
Itens in der Regel nicht erwerben. 

Im Falle völliger Unmöglichkeit der Leijtung durch reinen Zufall 
erlijcht der Anſpruch auf die Gegenleiftung volljtändig, $ 323 Abſ. 1° 
erster Satzteil. 

2. Iſt die Leitung teilweife möglich geworden, jo mindert 
jich die Gegenleiftung verhältnismäßig, $ 323 Ab}. 1 zweiter Saß- 
teil. Iſt aljo z.B. ein Teil des verfauften Haujes nad) Abichluß Des 
Kaufvertrages vor der Erfüllung abgebrannt, jo wird der Kaufpreis um 
jo viel niedriger als das Haus durch den Unfall weniger wert it. 

Der Berechtigte muß jich im Falle teilweijer Unmöglichkeit teilweiſe 
Erfüllung gefallen lajjen ohne Rückſicht darauf, ob diejelbe für ihn ein 
Intereſſe hat. Objektiv muß fie freilich einen Wert haben, jonjt liegt 
völlige Unmöglichkeit vor. 

Die Schägung des Wertes der übriggebliebenen Leiltung und damit 
das Maß der Minderung der Gegenleiltung wird oft nicht leicht jein- 
Die Schwierigkeit wird aber nicht dadurch gemindert, dal das B. G. B. 
hierfür jeine Borjchriften in den SS 472 und 473 über Breisminderung 
im Falle verborgener Fehler als maßgebend erklärt. Hiernach joll nämlich 
die Zeit des Bertragsabjichlujjes zu Grunde gelegt werden und 


1) 8323 Ubi. 1 Sag 1 beitimmt: „Wird die aus einem gegenjeitigen Bertrage 
dem einen Teile obliegende Leiltung infolge eines Umftandes unmöglid, den weder 
er noch der andere Teil zu vertreten bat, jo verliert er den Anſpruch auf die Gegen- 
leiſtung.“ Muh Kläger jeinerjeits, was allerdings aus der Fafjung diefes Satzes 
gefolgert werden könnte, beweijen, dab der Zufall weder von ihm nod dem Gegner 
zu vertreten ijt, wenn er fi) auf $ 323 Abſ. 1 ftügen will? Dies wäre ſachlich jo 
verfehrt als möglich, auch Pland nimmt dies nicht an. Es ergiebt ſich auch hier 
wieder, dab die Beweislajt vorzugsweile nad inneren Gründen zu regeln ift und 
keineswegs jchlechthin von der Fafjung abhängt, welche das Geſetz feinen materiell= 
rechtlichen Beitimmungen gegeben bat. 

2) E.18368; Mot. Bd.2 5.205; Kom. Brot. ©. 1278. 
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der damalige Unterjchied des Wertes der unbejchädigten und ver be— 
ihädigten Sache die Minderung der Gegenleijtung bejtimmen. Offenbar 
wird die Schäßung durch die Berweilung auf eine möglicherweije bereits 
entfernte Vergangenheit und die Beziehung auf das, was die Beteiligten 
damals gemeint hatten, erjchwert. 

Die Schwierigfeiten wachjen, wenn die Gegenleijtung nicht in Geld 
beiteht, z. B. Dienfte gegen Dienjte, ein Wohnrecht gegen Dienjte be- 
dungen war. 

In derartigen Fällen wird man anzunehmen haben, daß die Gegen- 
leiitung volljtändig zu entrichten it und die infolge des Zufalles un— 
vollftändige Leiltung durch Vergütung in Geld ergänzt werden muß, 
um das Gleichgewicht herzujtellen. ® 

3. War die nach den gedachten VBorjchriften nicht gejchuldete Gegen— 
leijtung bereits bewirkt, als die völlige oder teilweije Unmöglichkeit 
der Leiſtung eintrat, jo entitehen weitere Verwickelungen. 

Laut $ 323 Abj. 3 ift dann das Geleijtete nach den Vorjchriften 
über ungerechtfertigte Bereicherung zurüdzugewähren Es 
erwächit aljo eine Kondiktion wegen Wegfalles des urjprünglichen Grundes 
der Leiſtung — ob causam finitam — $ 812 bj. 1 Satz 2. Die 
Berpflihtung zur Nüderjtattung des Geleiſteten fällt dabei weg, joweit 
der Empfänger nicht mehr bereichert ijt, $ 818 Abi. 3, abgejehen na- 
türlih von Rechtshängigfeit oder böjem Glauben. Die Anwendung auf 
unjeren ‚Fall fann hart jein. 

Hat z.B. A. fein Pferd lieferbar nach dem Manöver an B. verkauft 
und eine Anzahlung erhalten, die er verjpielt, jo hat er dem B. nichts 
zurüczugeben, wenn das Pferd vor der Übergabe zufälligerweije fällt! 

Noch weniger erwünjcht it, daß der Mieter den praenumerando 
gezahlten Mietzins, welcher beim Vermieter zu Grunde ging, nicht zurück— 
erhalten joll, wenn die Mietsjache zufälligerweife nicht gewährt werden 
fann, 3. B. infolge ihrer Zerjtörung durch Wajjersnot oder ein Erd— 
beben während der Mietsepoche, für die vorausgezahlt war. Vielleicht 


3) Beilpiel: Ein Landgut ijt gegen ein Haus vertauscht. Durch Naturereignifie 
wird nach Abſchluß des Geihäftes aber vor der Übergabe der auf dem Landgute 
itebende Wald vernichtet. Dann ijt der Wert des Landgutes zur Zeit des Vertrags— 
abichlufjes mit (50 000 .#) und ohne Wald (45 000 „#) feitzuftellen. Da das Landgut 
*/, weniger wert geworden ift, jo fann der Erwerber desjelben als Erſatz des ver- 
nichteten Waldes '/,. des Wertes des Haufes zur Zeit des Vertragsabſchluſſes be— 
anipruchen. 

Derndurg, Bürgerl. Reit. II.1, 14 
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verjucht man aber durch 8 537, in welchem fich eine derartige Verweiſung 
auf ungerechtfertigte Bereicherung nicht findet, dem Mieter zu helfen. 

4. Wenn der Vertragsteil, welchem die Leiſtung unmöglich wird, 
infolge des den Unfall verurjachenden Ereignijjes Erjat oder Erſatz— 
anjprüche erlangt, jo ift Dies dem Gegenteile nach $ 281 herauszu— 
geben oder abzutreten. 

Dafür liegt demjelben zwar die vertragsmäßige Gegenleiltung ob, 
aber jie mindert jich joweit, al3 der Wert des ihm zugewendeten Er— 
jates hinter dem der urjprünglich gejchuldeten Leiſtung zurücdbleibt, 
S 326 Abi. 2. Auch dies joll nach den VBorjchriften der SS 472 und 
473 bemefjen werden. 

II. Die Unmöglichkeit der Leiltung fan durch Verſchulden Des 
Gläubigers derjelben verurjacht oder ſonſt von ihm zu vertreten jein. 
Der Käufer eines Pferdes z. B. hat dasjelbe bei einer Probe vor der 
Übergabe zu Schanden geritten, oder der Dienftherr hat jeinen Diener 
jo ſchwer bejchädigt, daß derſelbe dienjtunfähig wird, oder der Mieter 
hat das Abbrennen der Mietwohnung verjchuldet. 

Der jchuldfreie Teil wird dann von der Verpflichtung zur Leiftung 
befreit, joweit jtie unmöglich geworden iſt und behält dennoch Den 
vollen Anjpruch auf die Gegenleijtung, $ 324 Abi. 1 Sag 1. 

Jedoch muß er fich nach $ 324 Abi. 1 Sa 2 auf dieſelbe an- 
rechnen lafjen: 

a) was er infolge jeiner Befreiung an Aufwendungen eripart, 

b) was er durch anderweite Verwendung feiner Arbeitsfraft er- 
langt bat, 

c) was er zu erwerben böswillig unterläßt. 

Auch Faulheit und grobe Nachläjjigkeit in Aufluchung von Arbeits- 
gelegenheit it hier böswillig, weil gegen Treu und Glauben. 

III. Berjchuldet der Schuldner der Leijtung deren Unmög— 
lichkeit oder hat er fie jonjt zu vertreten, jo ijt wieder völlige und 
teilweile Unmöglichkeit zu unterjcheiden. 

1. Bei völliger Unmöglichkeit fann der ſchuldfreie Vertragsteil 
entweder Schadenserjak wegen der Nichterfüllung verlangen — be- 
ziehungsweile Herausgabe des vom anderen Teile gewonnenen Erſatzes 
oder Erſatzanſpruches — oder vom Gejchäfte zurüdtreten, $ 325 
Abi. 1 Sap 1. 

Der Schadenserjag jteht an Stelle der Erfüllung. Es liegt dem 
Beichädigten daher die Gegenleiftung ob. welche Zug um Zug zu ge= 
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ihehen hat. Beiderjeitige Geldjchulden werden jich bis zum entjprechenden 
Betrage aufrechnen. 

2. Mannigfach find die Nechte des jchuldfreien Teiles ausgeitattet, 
wenn die ihm gebührende Leiltung durch Verjchulden des zur Leiſtung 
Verpflichteten teilweije unmöglich geworden ift. 

a) Hat die teilweife Erfüllung für den jchuldfreien Teil fein In- 
tereiie, jo kann er von derjelben abjtehend Schadenserjat wegen totaler 
Nichterfüllung fordern, $S 325 Abſ. 1 Sat 2 eriter Satteil. 

b) Er kann aber auch in folchem Falle ohne weiteres von dem 
ganzen Vertrage zurüdtreten, $ 325 Abſ. 1 Sat 2 zweiter Saßteil. 

c) Hiervon abgejehen kann der jchuldfreie Teil Minderung jeiner 
Gegenleiſtung nach Maßgabe dejjen, was von der Leiltung des ſchul— 
digen Bertragsteiles möglich geworden ijt, beanjpruchen, $ 325 Abj. 1 
unter Verwerjung auf 8 323 mit Beziehung auf SS 472 und 473. 


IV. Leiſtungsverzug im Falle gegenfeitiger Verträge. 

$97. Die Redhtsentwidelung bezüglich des Leijtungsverzuges. 

I. Nach römischem und gemeinem Nechte fonnte der Vertrag— 
ichließende bei gegenfeitigen Verträgen, wenn der andere Teil im Verzuge 
war, von demjelben nur Erfüllung und Schadenserjat wegen Ver— 
'pätung der Erfüllung beanjpruchen.? Nur dann hatte er ein Rück— 
trittsrecht, wenn er jich dasſelbe beionders vertraggmäßig vorbe— 
halten hatte. Dies kam beim Berfaufe häufig vor, jo daß ſich der 
Verkäufer durch lex commissoria das Necht der Aufhebung des Kauf: 
vertrages für den Fall nicht rechtzeitiger Zahlung des Kaufpreiſes vor— 
behielt. ? 

Bei Mietverträgen hatte der Mieter ohne weiteres das Nücktritts- 
recht, wenn ihm der Vermieter die gemietete Sache? oder die gemieteten 
Dienste nicht rechtzeitig gewährte. Dies ergab fich zwingend aus dem 
wirtihaftlichen Zwecke jolcher Gejchäfte. 

II. Bereinzelte Spuren eines Rücktrittsrechtes des Verfäufers, auch 
wenn es nicht befonders vorbehalten war, finden fich für den Fall nicht 
rechtzeitiger Zahlung des Kaufpreijes in alten deutjchen Stadtrechten. t 


11.8 C.de a. emti 4,49. 

.. 2 Der Verkäufer bedang fih bei Zufügung einer lex commissoria häufig ein 
dreifahes Wahlrecht, ähnlich wie jetzt nach B.G. B. $326; 1.4 $3 D. de lege comm, 
18,3,16 82 D.de o.,e. 18,1. 

3)1.24 84 D. locati 19,2. 
4) Stobbe- Lehmann, Deutiches PR. Bd. 3 ©. 302, 
14* 
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Aber erit in der neueren Geſetzgebung erhielt dasjelbe allgemeine An- 
erfennung. 

Nah A.L. R. I, 5 $ 393 war dies noch nicht der Fall.“ Zwar 
hatte man bei der Beratung vorgejchlagen, dem nichtjäumigen Teile den 
Nücktritt offen zu jtellen, verwarf dies aber jpäter grundjäglich und 
verjtattete ihn — von der Miete abgejehen — nur im bejchränfter Weile. 

Der code civil art. 1184 brad) eine neue Bahn. Denn darnadı 
joll Sich die Auflöfungsklaufel bei allen ſynallagmatiſchen Verträgen für 
den Fall des Erfüllungsverzuges des anderen Teiles von jelbjt ver: 
jtehen; immerhin muß die Auflöjung des Vertrages bei Gericht klag— 
weile nachgejucht werden, das Gericht fann dem Bellagten eine Nach— 
friſt zur Erfüllung gewähren. 

III. Dieje Beitimmung ging in den preußiichen Entwurf des alten 
H. G. B. Art. 250 über. Bet den Nürnberger Kommijfionsberatungen 
erhielt zwar der Grundgedanfe Annahme, erlitt aber wejentliche Um: 
bildungen. Bor allem trat an die Stelle der Auflöjungsklage ein Rüd: 
trittsrecht. Nicht das Gericht hat aljo auf Vertragsaufhebung zu er: 
fennen, vielmehr Die nichtfäumige Partei diejelbe zu erklären. ® 

Und zivar gab man im Art. 355 dem Käufer, wenn der Verkäufer 
im Verzuge war, ein dreifaches Wahlrecht. Er jollte nämlich 

1. das Recht auf Erfüllung nebjt Schadenserjat wegen verjpäteter 
Erfüllung oder 

2. das Recht auf Schadenserfag wegen Nichterfüllung an Stelle 
der Erfüllung, oder 

3. auf Rücktritt haben. Nach Art. 356 mußte der SKontrahent, 
welcher eine der beiden legten Alternativen wählen wollte, die dem 
anderen Teile anzeigen, und ihm, wenn dies der Zweck des Gejchäftes 
zulieg, eine angemejjene Nachfrijt zur Erfüllung gewähren. Bet jur 
geichäften traf Art. 357 jchärfere Beitimmungen. Gin ähnliches drei: 
faches Wahlrecht hatte auch der Verfäufer, wenn der Käufer mit der 
Zahlung des Naufpreifes in Verzug und die Ware noch nicht über: 
geben war, Art. 354. 


5) Das Grundprinzip des A.L. R. enthält $S393 1,5. Ausnahmen hiervon 
finden fi in $$229, 230 I, 11 (Kauf), 8408 I, 5 (Berträge über Handlungen), 
8273 1, 21 (Miete), $655 I, 11 (Darlehen). 

6) Vgl. über die Entjtehungägejcichte diejer Beſtimmungen Anſchütz und Böl- 
derndorfi H. G. B. Bd. 3 zu Art. 354, über das Einzelne des H. G. B. Etaub, Kom: 
mentar zum alten H. G. B. Art. 354ff. 
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898. Der Leijtungdverzug bei gegenfeitigen Berträgen nah B. G. B. 

I. Das B. G. B. $ 326 verallgemeinert die Vorjchriften des alten 
9.6.3. Es giebt dem nichtjäumigen Teile bei allen gegenjeitigen 
Verträgen das dreifache Necht entweder auf Erfüllung und Scha- 
denserjat wegen Berzögerung oder auf Schadenserjag jtatt 
der Erfüllung oder auf Nüdtritt vom Gejchäfte.! 

II. Das Recht auf Erfüllung erwächjt mit der Fälligkeit der Ver- 
pflihtung, dasjenige auf Zögerungsintereſſe ijt die gewöhnliche Folge 
des Verzuges. Dieje Rechte treten alſo ohne weiteres ein; fie beitehen 
bis der Berechtigte jie aufgiebt. Dies kann mittel der Friſtſetzung des 
s 326 geichehen. 

Unter Umjtänden liegt die Aufgabe des Anjpruches auf Erfüllung 
auch darin, daß der Berechtigte längere Zeit die Erfüllung nicht verlangt, 
jo daß es Treu und Glauben widerjpricht, wenn er auf diejelbe unter 
veränderten Berhältnijfen zurückkommen will.? 

III. Schadenserjag wegen Nichterfüllung oder Rücktrittsrecht erwächſt 
dem nichtjäumigen Teile in doppelter Weiſe. 

a) Einmal durch Ablehnung der Erfüllung unter Segen einer an- 
gemejjenen Nachfriit, $ 326 Abi. 1. | 

b) Ferner falls die Yeiltung infolge der Verzögerung ohne 
Interejje für ihn ift, worunter verjtanden wird, daß die Ausführung 
des Geichäftes in jeiner Ganzheit ihm feinen Vorteil mehr bietet, 
x 326 Abi. 2.3 

IV. Das Gejet geht im 8 326 Ab. 1 davon aus, dat der nicht: 
jäumige Teil, wenn er Schadenserfag wegen Nichterfüllung oder Rücktritt 
will, dem Säumigen zur Bewirkung der Leiltung eine angemejjene 
Friſt — Nachfrist — mit der Erklärung bejtimmt, daß er die Annahme 
der Leiltung nad) dem Ablaufe der Friſt ablehnt. 

Dies läht manche Zweifel offen, für deren Löjung vorzugsweiſe 
die bisherige handelsrechtliche Nechtsiprechung mahgebend jein muß. 


1) Bgl. Eojad, Deutiches B. Recht $123, wo die einjchlagenden Grundfäße 
mit Beziehung auf den Verkauf dargejtellt ind. Auch wir werden beim Kaufe auf 
einzelne Punkte zurüdfommen, wo jie fich konkreter darjtellen laſſen. 

2) Dies gilt namentlih im Handelöverfehre, R.O. H. G. Bd. 23 ©.85, dod) 
iſt es hierauf nicht zu bejchränten. 

3) Coſack a.a.D. bemerkt: Ob der Säumige vorausfehen fonnte, daß die ver: 
ipätete Lieferung für den anderen Teil ohne Intereſſe ift, iſt unerheblich, für den 
Schadenderjat aber fann $ 254 Abi. 2 von Bedeutung jein. — Freilich kann auch der 
bloße Rüdtritt des Nihtfäumigen für den Säumigen unerwarteten, großen Schaden 
bringen. 
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1. Die wichtigite Frage nach dem alten Handelsgejegbuche war, 
ob die Ablehnung der Erfüllung auch ohne Setzen einer Nachfriit dann 
genügt, wenn der jäumige Teil, nachdem ihm das Abjtehen von Er— 
füllung jeitens des nichtjäumigen Teiles mitgeteilt ift, weiter noch Die 
zur Erfüllung angemefiene Zeit verjtreichen läßt, ohne diejelbe zu leijten. 
Die Nechtsiprechung hat dies bejaht, troßdem der Wortlaut des H. G. B. 
Art. 354 ff. eine Stütze hierfür nicht bot. Sie wurde hierzu vorzugs: 
weile durch innere Gründe beftimmt, welche eine entgegengeiegte Be- 
handlung als wenig zwecmäßig ericheinen lajjen.* Diejelben Gründe 
treffen für eine entiprechende Behandlung des $ 326 zu, diejelben werden 
dadurch verjtärkt, day fich eine feite Praxis für die Anwendung des 
Handelsgejeßbuches gebildet hatte, und es nicht anzunehmen tt, daß das 
B. G. B. ſich in diefem Punkte mit der bisherigen Nechtsbildung in 
Widerſpruch jegen wollte. 5 

2, Nimmt man dies an, jo erledigen fich auch die Zweifel für 
den Fall, daß die feitens des Nichtläumigen gejegte Nachfriit unbe: 
jtimmt oder unangemefjen kurz war. Es genügt aljo, daß nach Empfang 
der Erklärung eine zur Erfüllung ausreichende Zeit unbenußt ver— 
ſtrichen iſt. 

3. Die Erklärung der Ablehnung der Erfüllung it eine empfangs- 
bedürftige einjeitige Willenserklärung, fommt fie daher dem jüumigen 
Teile infolge Zufalles nicht zu, jo iſt jie wirkungslos. Unter der Herr— 
ichaft des alten H. G.B. nahm man das Gegenteil an, weil den Säu— 
migen auch zufällige Nachteile zur Laſt fallen, welche ji) an den Verzug 
fnipfen. 6 

Die Erflärung muß zwar laut $ 326 nach Eintritt des Verzuges 
geichehen, dennoch werden vorher gegebene Erklärungen, wenn fie nicht 


4) R. O. H. G. Bd. 8 ©. 127, Bd. 9 &.126, Bd. 12 ©. 62; R. G. Bd.1 ©. 241, 
35.7 S. 79; Gruchot Bd. 33 &.1045. Das O. H. G. a. a. O. Bd. 8 hebt hervor: 
„Aus der Gegenanficht folge a) daß auch dann eine Friſtſetzung zu verlangen jet, 
wenn der jäumige Teil die Erfüllung verweigert habe, b) daß nad) derjelben folge: 
recht eine angemefjene Frift gejept fein müſſe. Würde z.B. in einem alle, in 
welchem nach richterlichem Ermejjen eine l4tägige Friſt angemefjen wäre, der Nicht 
ſäumige eine Stägige geießt, aber 3 Wochen gewartet haben, ehe er von jeinem Rechte 
Gebrauch machte, jo würde die Friſtſetzung vergeblich fein, obgleich der Säumige ſich 
fortdauernd bloß paſſiv verhielt, c) auch würde es nicht genügen, daß eine unbe: 
ſtimmte Friſt gejebt werde, ja die Dauer der Friſt müßte eine ausdrüdliche jein; es 
würde nicht genügen, daß die Abſicht des Nichtjäumigen Hinfichtlich der Dauer der 
Friſt anderweit erfennbar jei. Die notwendigen Konſequenzen der formalen Auffaſſung 
der Bejtimmung wirden mit ihrem Grundgedanken nicht ſtimmen.“ 

5) So aud) Coſack, Lehrb. Bd.1 ©. 305. 

6) R.O. H. G. Bd. 8 ©. 80. 
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zurüdgenommen wurden, als nach Eintritt des DVerzuges fortwirkend 
anzujehen ſein. 

Die Erklärung der Ablehnung und der Erfüllung muß feineswegs 
ausdrüdlich fein. Es genügt, daß man unzweideutig das Abjehen von 
Errüllung zu erkennen giebt. Dagegen it die Androhung, dag Interejje 
zu beanfpruchen, wenn nicht innerhalb bejtimmter Zeit erfüllt werde, allein 
nicht ausreichend, da jie auch auf bloßes Zögerungsinterejie abzielen kann. 

4. Auch wenn der nichtjäumige Teil bereit$ nach dein Verzuge 
Erfüllung verlangt, ja Diejelbe eingeflagt Hat, ift er gleichwohl noch 
befugt, die Erfüllung unter Berjtattung der Nachfrijt abzulehnen. In 
der ‚Forderung der Erfüllung liegt Feineswegs eine endgültige Wahl 
zwiichen den gejeglichen Alternativen, vielmehr Geltendmachung der ge— 
wöhnlichen Bertragsbefugnifie; dies Hat die Rechtsſprechung ſelbſt unter 
der Herrichaft des alten H. G.B. angenommen, wo die Frage viel 
zweifelhafter jein Eonnte. 

V. Zwiſchen Schadenserfag wegen Nichterfüllung und Rücktritt 
bat der Nichtſäumige gegebenenfalls die Wahl. Sie iſt, einmal erklärt, 
endgültig. 

Die beiden Alternativen haben rechtlich eine jehr verjchiedene Natur. 

1. Im Anjpruche auf Schadenserfag wegen Nichterfüllung liegt 
Geltendmachung einer vertragsmäßigen Berpflichtung, denn der Vertrag 
begründet zwar an erjter Stelle den Anjpruch auf den bedungenen Ver— 
tragsgegenitand, in zweiter Linie hat er aber Schadenserjag wegen Nicht- 
erfüllung zum Inhalt. Wer Schadenserjag wegen Nichterfüllung fordert, 
verlangt aljo rechtlich nur eine bejondere Art der Vertragserfüllung. 
Der Säumige fann daher mit der Einrede des nicht erfüllten Vertrages 
von den Nichtjäumigen die vertragsmäßige Gegenleijtung fordern, welche 
in der Negel Zug um Bug zu leiften ijt. 

Diefe Nechtsauffafjung wurde bei der Beratung des alten H. G. B. 
beitimmt hervorgehoben und entſprach der handelsrechtlichen Praxis; es be- 
jteht fein Grund für die Annahıne, daß fie nah B. G. B. nicht gelten ſoll. 

2. Der Rücktritt vom Vertrage bezwedt dagegen, die Folgen des 
Vertrages zu bejeitigen; die Beteiligten jollen thunlichit wieder in den 
früheren Stand zurücgejegt werden. | 

a) Für dieſe Art des Rücktrittes find die Beitimmungen der SS 346 
bi3 356 über vertragsmäßigen Rücktritt maßgebend, $ 327 Sat 1.7 


7) Der zweite Sag des Paragraphen hat auf den Fall des Rücktrittes wegen 
Berzuges feinen Bezug. 


216 Draufgabe, Vertragsſtrafe. 


Die Folge des Nücktrittes ift hiernach, dat die Parteien verpflichtet 
jind, einander die empfangenen Leiſtungen zurüdzugewähren, $ 346, 
alfo feineswegs bloß nach den Vorjchriften über ungerechtfertigte Be 
reicherung. Die fich aus dem Rücktritte ergebenden Verpflichtungen der 
Parteien find Zug um Zug zu erfüllen, $ 348. 

Nach) S 354 wird der Nüdtritt unwirkſam, wenn der Zurücktretende 
mit der Nüdgewähr des Empfangenen in Verzug it, und die ihm 
daraufhin vom anderen Teile gejegte Frift zur Rückgewähr verabjäumt. 
Wie dies auf den Fall des Rücktrittes wegen Verzuges in der Yeiftung 
anzuwenden ift, bleibt dunfel. Am nächiten liegt, anzunehmen, daß 
dann dag ziveileitige Gejchäft wieder vertragsgemäß zu erfüllen tt. 
Hieraus müſſen ſich aber erhebliche Schwierigfeiten ergeben. 

b) Der nichtjäumige Teil, welcher den Rücktritt erwählt, fann 
Schadenserjag nicht beanfpruchen, insbejondere auch nicht das negative 
Bertragsinterejje. 


Fünftes Kapitel. 
Draufgabe, Vertragsſtrafe. 


$ 99. Die Traufgabe.! 

I. Die Arra — Handgeld, Draufgabe —, im römischen Verkehr 
bei Käufen, Mieten und anderen Gejchäften häufig, galt den Römern 
als Zeichen des Gejchäftsabichlujjes. Ste gab zugleich eine gewiſſe 
thatjächliche Gewähr für die Erfüllung. War das Gejchäft erfüllt oder 
durch EinverjtändniS der Parteien wieder aufgehoben, jo fonnte der 
Geber die Arra zurücfordern und zwar regelmäßig mit perjönlichen 
Slagen,? da man annahın, fie gehe in das Eigentum des Empfängers 


8) Brot. des H. G. B. 4593. Man fand, der Sinn der Nüdtrittserflärung des 
Verkäufers fünne kein anderer jein, als daß er die verfaufte Ware wieder auf jeine 
Gefahr und Spekulation übernehmen wolle; ev mache von einem Neurechte Gebraud). 
Daraus folge von jelbjt, dab der Vertrag jo angejehen werden müfje, als wenn er 
nie geichlojien worden wäre; ſonſt müjje man in Betracht ziehen, wieviel die Ware 
bis zur Auflöfung des Kontraftes durch Änderung der Konjunktur, durch den Trand- 
port an den Lieferungsort und dergleichen mehr wert geworden wäre, man würde 
ſomit zu großen Verwidelungen fommen. Ein Antrag auf Entihädigung, insbe: 
jondere wegen Lagerungsfoiten, Kojten für den Transport der Waren an den Er- 
füllungsort, wurde daher mit allen gegen eine Stimme abgelehnt. 


1) Dernburg, Pand. Bd.2 812; Stobbe, Zeitichrift für Rechtsgeſchichte Bd. 13 
> ff 


—— 


< 


2) Daher eondictio sine causa, actio emti im Fall einer bei Abſchluß eines 
Kaufgeichäftes gegebenen Arra. 1.11 $6 D.de a. e.v.19,1,1.5 $15 D. de inst. 
a. 14, 3. 
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mit der Übergabe über. Die Arra hatte häufig neben dem Zweck, Zeichen 
des Vertrages zu jein, den Zweck einer Strafe. Ja in einigen Fällen 
hatte fie bloß Diefen Zweck für denjenigen, welcher fich der zur Vollendung 
des Gejchäftes notwendigen Handlungen, insbejondere der hierfür noch 
erforderlichen jchriftlichen Vollziehung des Vertrages weigerte. 

Im älteren deutichen Rechte hatte das Handgeld, der Gottespfennig, 
der Weinfauft eine andere Bedeutung als die römische Arra, denn Der 
formloje Vertrag war nach der urjprünglichen deutjchen, ich vielfach im 
Mittelalter erhaltenden Anficht noch nicht bindend, jo lange er nicht von 
einer Seite erfüllt war. Das Handgeld aber erjegte die Erfüllung 
und gab dem Bertragsjchluß jo die Vollendung.5 Es war aljo 
Form des Abſchluſſes, nicht bloßes Zeichen desjelben, wejentlich für 
die Vertragsgeltung, nicht bloße Beweismittel. ES wurde häufig auch 
nicht vom SKaufpreife abgezogen, jondern galt als eine Zugabe. Doc) 
nicht durchgängig erachtete man die Draufgabe als genügend zur Voll- 
endung des Gejchäftsichluffes. Nach manchen Statuten blieb die Ver: 
einbarung troß derjelben nach wie vor widerruflic. Der Geber verlor 
ſie nur, wenn er die Vereinbarung nicht hielt. Die Arra hatte hier die 
Natur eines Reugeldes. Im code Napol6on art. 1590 hat dieje Auf: 
faſſung nachgewirft. 

Das A.L.R. 15 $205, wie auch das alte Handelsgejegbuch Art.285, 
haben aber ihre Bejtimmungen im ganzen denen des römijchen Rechtes 
angeichlofjen. 

II. Der nämlichen Rechtsanſchauung folgt das B. G.B.® 

1. Das bei den Bertragsverhandlungen als Draufgabe Gegebene 
gilt als Zeichen des Abjchlufjes des Vertrages, $ 336 Abj. 1, der Öegen- 
beweis des Nichtabjchluffes bleibt offen. 

2. Draufgeld fann auch vor dem Abſchluß des Vertrages in der 
Meinung gegeben werden, daß der Geber dasjelbe verlieren joll, wenn 


3) Dernburg, Band. Bd.2 $ 12 Anm. 2 und 5. 

4) Das Handgeld ijt Gottespfennig, wenn es frommem Zwed, es macht Wein- 
fauf, wenn es dem Trunk der Vertragichliehenden und Zeugen dient. Stobbe, Zeit: 
Ihrift für Rechtsgeſchichte Bd. 13 ©. 231}. 

5) Auf dieje Bedeutung der Arra im älteren deutichen Recht ift in nenerer Zeit 
en, wenn auch leineswegs alle Beziehungen gleichmäßig erhellendes Licht gefallen 
durch die Arbeiten von Siegel, Das Berjprechen ald Verpflihtungsgrund ©. 33ff.; 
Sohm, Tas Recht der Eheſchließung, Weimar 1875, ©. 24ff.; Stobbe, Reurecht und 
Tertragsichluf nad älterem deutjchen Recht, Beitfchrift für Rechtögejchichte Bd. 13 
2.235. Bgl. auch Brunner in Holkendorfis Encyklopädie Bd. 1 3. Aufl. S.2 

6) Zu B. G. B. $ 336— 338 vgl. E.I $417—419, Mot. Bd.2 ©. 274, Brot. 
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er ich dem in Aussicht genommenen Abſchluß des Vertrages entzieht — 
jog. arra pacto imperfecto data —; daß dies der Sachverhalt war, hat, 
wer es behauptet, im Streitfalle zu erweilen. ? 

3. Die preußifche Gejindeordnung vom 8. November 1810 8 23 
behandelt die Draufgabe nicht als bloßes Zeichen, jondern al® Form 
des Gejindevertrages, jo da ohne den „Dingpfennig“ der Vertrag nicht 
zu jtande fommt, er jei denn jchriftlich geichlojjen. Dies bat ich nad) 
Einf.-Geſ. Art. 95 Nbj. 1 erhalten. 

4. Körperliche Übergabe der Draufgabe ift im Verkehr Regel. Dent- 
bar ijt aber auch libergabeerfag durch traditio brevi manu, $ 929 
Sat 2, und jelbjt constitutum possessorium, $ 930.° 

5. Die Draufgabe iſt im Zweifel auf das vom Geber Gejchuldete 
anzurechnen als jog. Angeld.? Doch nicht jede Anzahlung iſt 
Draufgabe. Hierüber enticheidet die Abjicht bei der Hingabe. 

Eine nicht aufrechenbare Draufgabe, 3. B. ein Ring, iſt bei Er: 
füllung des Vertrages zurüdzugeben. 

6. Die Draufgabe geht, wenn fie in Geld bejteht und die dem Geber 
obliegende Leiſtung auf Eigentumsübertragung gerichtet it, im Zweifel als 
antizipierte Erfüllung in das Eigentum des Empfängers über. Das 
römische Recht und das A.L. R. I5 8 216 nimmt allgemein im Zweifel 
Eigentumsübergang an. Man wird aber, wenn die Draufgabe nicht 
Geld it, die Frage nach den Umjtänden des alles zu beurteilen haben. 
7. Dit der Vertrag nichtig — z.B. wegen Formmangels oder infolge 
Anfechtung wegen Jrrtums, Betrugs, Zwangs —, jo iſt das Drauf— 
geld, wenn es übereignet ijt, in der Negel wegen ungerechtfertigter Be- 
reicherung zurückzugewähren. 

8. Die Draufgabe ift im Zweifel nicht Neugeld, $ 336 Abj. 2.1° 
Sie hat aber Strafnatur, $ 338. 

Wird nämlich die dem Geber obliegende Leiftung infolge eines Um— 
ſtandes, den er zu vertreten hat, unmöglich oder verjchuldet er die Auf- 


7) Auch das A. L. R. erwähnte diejes Geichäft nicht, es galt gleichwohl als 
zuläfiig, Jur. Woch. 1886 ©. 22 n.5l. 

3) Anderer Anjicht Dertmann zu $ 336 Ziff. 5. 

9), O. Tr. Bd.58 ©. 27. — Auch nach der preukifchen Geiindeordnung 8 25 
darf der Pingpfennig auf den Kohn angerechnet werden, nur ausdrücklich ſoll anderes 
gültig vereinbart werden. Die Verfehrsfitte ſtimmt aber hiermit nicht überein. 

10) So auh A.L. R. 15 8210. Altes H. G. B. Art. 285 Abſ. 1. Anders 
code civil art. 1590, 1715. 
er m So auch nach bisherigem Recht A. L. R. I5 $ 218; Dernburg, Band. 

‚2812. 
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hebung des Vertrages, jo it der Empfänger zum Behalten der Drauf- 
gabe befugt.” So wenn der Empfänger wegen Verzuges des Gebers 
zurädtritt. Die Draufgabe ijt feine „VBertragsleiftung“ im Sinne des 
$ 326. 

Schadengerjag kann der Empfänger gleichwohl geltend machen. Aber 
die Traufgabe iſt anzurechnen; wenn dies unthunlich iſt, inSbejondere 
wegen Ungleichheit des Gegenjtandes, gegen den Schadenserjag Zug um 
Zug zurüdzugewähren, $ 338 Ab}. 2. 
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I. Dem Bertragsbruch joll die Vertragsitrafe begegnen. 

Bertragsitrafe — Konventionalitrafe — it eine behufs Siche— 
rung einer Verbindlichkeit auf den Fall ihrer Nichterfüllung 
oder nicht gehörigen Erfüllung bedungene Bermögensleijtung. 

Solche Vertragsſtrafe ift der öffentlichen Strafe dadurd ähnlich, 
dat; ſie durch Androhung eines Übels dem Unrecht entgegenzutreten fucht. 
Doch nicht das Interejje der Allgemeinheit zu wahren it jie bejtimmt, 
wie die öffentliche Strafe, jondern nur das private des Gläubigers. 

Die PBrivatitrafe hat nicht bloß die Aufgabe, einen Drud zur Er: 
rullung zu üben. Kaum minder wichtig it es, daß ſie die bejondere 
Liquidierung des Schadens im Falle der Nichterfüllung oder nicht ge- 
börigen Erfüllung entbehrlich machen fann. Nah A.L. R. 15 $ 292 
galt die Privatjtrafe jogar geradezu als gejchägtes Intereſſe,“ was auf 
die Geſtaltung derjelben von erheblichem Einfluß war. Im Sinne des 
2.6.8. $ 3398 verfolgt die Vertragsitrafe beide Zwecke. 

Die Vertragsitrafe fördert die Ordnung und Pünktlichkeit des Ber: 
fehrs und dient infolge dejien feiner Gejundheit. Aber fie ift auch argen 
Mißbrauchs fähig und kann zu einem Mittel der Ausbeutung ausarten.t 


12) Um desmwillen ijt der Unterichied einer Draufgabe und einer bloßen An— 
zahlung bejonders wichtig. O. Trib. Bd.58 ©. 27; Striethorjt Archiv Bd. 67 ©. 215. 

1) Über gemeines Recht Dernburg, Rand. Bd. 2 $ 46 umd dort Angef. Über 
* B. G. B. Stammler, Schuldverhältniſſe S. 159; Kuhlenbeck, Bon den Pandekten 

‚2418, 

2) Bol. jedoch R.G. Bd. 33 ©. 219; R. O. H. G. Bd. 16 ©. 397; Jur. Woch. 
1880 &.186; R. G. Bd. 26 ©. 93. 

3) Zu 8 339ff. E.I 8422; Mot. Bd.2 S. 278; Prot. ©. 1561. 

4) R. O. H. G. Bd. 13 S. 387, Bd. 14 S. 267 nahm daher an, daß die Ver— 
abtedung einer Vertragsſtrafe einſchränkend zu Gunſten des Verpflichteten aus: 
zulegen jei; vgl. Jur. Woch. 1891 S. 560 n. 31. 
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II. Die Bertragsitrafe jest voraus 

1. in der Regel eine Vereinbarung über die Strafe.“ Doc fann 
die Strafe auch in einfeitigen Verjprechen übernommen werden, joweit 
diejelben obligationsbegründend find, z. B. in Inhaberpapieren. Auch 
durch leßtwillige Verfügung kann entiprechend Strafe angedroht werden.® 

2. Die Vertragsitrafe dient einer Werbindlichett. In der Regel 
handelt es ſich um vertragliche Berbindlichfeiten. Ausgeſchloſſen iſt aber, 
nicht gejegliche Verbindlichkeiten, 3. B. bei Gelegenheit einer Stundung 
der Schuld, durch PVertragsitrafe zu fichern. 

Berjpricht man eine Strafe für den Fall, daß man eine Handlung 
vornimmt oder unterläßt, ohne die Verpflichtung zur Unterlajjung oder 
Bornahme diefer Handlung zu übernehmen, jo liegt hierin feine Ver— 
tragsitrafe. Aber jolche Vereinbarungen — wir bezeichnen fie als ſtraf— 
ähnliche Verſprechen — find, wenn ihr Zwed darin beiteht, das 
bedingende Thun oder Unterlajjen zu bewirken, in wichtigen Beziehungen 
wie Bertragsitrafen zu behandeln, vgl. $ 343 Ab}. 2.7 

3. Die Vertragsitrafe muß eine Vermögensleiſtung ausbedingen. 

Meiſt ijt fie Gelditrafe; diejelbe regelt B. G. B. $ 339 ff. zunächſt. 
Sie kann aber auch in anderen Leijtungen bejtehen, $ 342. Dann finden 
die Beitimmungen über Gelditrafen entiprechende Anwendung. 

Nicht jeder Nachteil, welcher an den Fall der Nichterfüllung eines 
Verſprechens gefnüpft ift, bildet eine Vertragsſtrafe. Dieje liegt nur 
vor, wenn dem Gläubiger im Straffall ein von der Hauptverbind- 
lichkeit verjchtedener Anjpruch auf eine Leiſtung eingeräumt wird, 
vol. B. G. B. 88 339, 342. Als Vertragsjtrafe it dagegen nicht an— 
zujehen, wenn ſich bei vertragswidrigem Handeln des Verpflichteten der 
Hauptanſpruch jelbit umgejtaltet.? Daher ift eine jog. kaſſato— 


5) Der zum Abjchlug eines Vertrages Bevollmächtigte, welcher ohne bejondere 
Ermächtigung in denfelben zu Lajten des Machtgeber das Verſprechen einer Ver- 
tragsſtrafe aufnahm, verbindet hierdurch den Machtgeber nicht; es fei denn, daß es 
fih um Verträge handelt, bei denen derartige Strafveriprechen üblich find und aljo 
der Vermutung nad) im Willen des Machtgebers liegen. Vgl. O. Trib. Bd. 80 ©. 284. 

6) Val. R. G. Bd. 19 ©. 232. 

7) Ein ſtrafähnliches Verfprehen behandelt R. ®. Bd.19 S. 232. Der Vater 
verfaufte feinen Bauernhof feinem Sohne mit der Maßgabe, da der Sohn jeiner 
Ehefrau nicht mehr als die Hälfte feines Vermögens leptwillig zumenden dürfte, 
widrigenfall® er eine Strafe von 1000 Thlr. zu zahlen babe. In dem nad dem 
Tode des Sohnes eröffneten Tejtament war die Ehefrau des Sohnes als Univerſal— 
erbin eingeſetzt. Die Strafe galt als verfallen. 

3) In diefem Sinne DO. Trib. Bd. 65 ©. 38; Striethorit, Archiv Bd. 45 ©. 13, 
Bd. 57 S. 277. Ganz anders DO. Trib. in Ulrichs Archiv Bd. 13 ©. 176ff., ſowie 
Entih. Bd. 15 ©. 264. 
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riſche Klauſel oder eine lex commissoria feine Vertragsitrafe im 
gejeglichen Sinne, ebenjowenig wenn dem Vermieter das Necht der Aus- 
weilung des Mieter8 oder der Kündigung bei Berfehlungen gegen den 
Vertrag ,? falld den Gejellichaftern das Necht der Ausſtoßung des Ge- 
jellichafters gegeben wird, oder eine Verficherung wegen eines Verſtoßes 
gegen die Verjicherungsbedingungen verwirkt wird. Auch ijt es micht 
als Bertragsitrafe aufzufafien, wenn fich der Kaufpreis im Falle der 
Verzögerung der Lieferung der Kaufſache um gewijje Prozente vermin- 
dern,!® der Lohn des Arbeiterd wegen Verfehlungen desjelben verkürzen 
oder die Höhe des bedungenen Zinjes im Falle nicht vechtzeitiger Zins- 
zahlung fteigen joll.!%- 1! Die Unterjcheidung iſt namentlich wichtig wegen 
der Befugnis des Richters, eine unverhältnismäßig hohe verwirkte Strafe 
berabzujegen, $ 343, eine Sonderbejtimmung, die auf andere Berein- 
barungen feine Anwendung finden fann.!? 

4. Die Bertragsitrafe muß nicht notwendig dem Gläubiger der 
geficherten Verbindlichkeit zufommen. Sie fann einem Dritten, z.B. 
einer Arbeiterhilfsfajie, beitimmt werden. Liegt hierin ein Vertrag zu 
Guniten des Dritten in dem Sinne, daß der Dritte ein jelbjtändiges Klage— 
recht erhält?!s Im Zweifel ift dies nicht anzunehmen. In derRegel wird 
jich der Gläubiger, dem nicht oder nicht gehörig erfüllt iſt, die eigene Ent— 
ihliegung Darüber, ob die Vertragsitrafe beigetrieben werden joll, vor: 
behalten; er wird das eigene Urteil darüber nicht aufgeben, ob er jich durch 
den Berpflichteten gejchädigt oder verlegt fühlt, ob rigorojes Beitreiben der 
Strafe die Fortſetzung einer ihm nüßlichen Gejchäftsverbindung bedroht. 

III. Das Recht auf die Bertragsitrafe hat zwar feine jelbjtändige 
Grundlage im Vertrag, ijt aber vom Hauptanjpruch abhängig, da es 
deſſen Sicherung dienen ſoll. Hieraus ergeben jich folgende Süße: 


9) Es mag aber hervorgehoben werden, daß die Gerichte mit Recht geneigt 
sind, troß der fajjatoriichen Klauſel eine Berwirkung bei geringen Berfehlungen nicht 
anzunehmen, weil jie für unbedeutende Berjtöhe nicht als bejtimmt gilt. Gleiches 
it bei Berzögerung der Zahlung um — — der Fall, wenn coulante Behand: 
{ung zugejagt war. Bgl. Bolze Bd.1 ©. 1 

10) Anders Jur. Woch. 1881 S. 172. 

11) Im Anſchluß an die Nechtiprechung ded DO. Trib. Bd. 76 S. 99 Hatte das 
Reihägeriht, Gruchot Bd. 28 S.242, Bd.29 S. 881, die Vereinbarung einer Kon- 
ventionalftrafe für den Fall nicht pünltlicher Zinszahlung für unzuläffig erklärt, da 
jolche Bereinbarung gegen das Verbot des Anotocismus verjtoße. Val. dagegen 9 Mar- 
unius bei Gruchot Bd. 39 ©. 542; Entid. ded Kam. Ger. Bd.1 ©.130, Bd.7 ©. 76. 
Das R.G. bat jene — aufgegeben und die Vereinbarung für zuläſſig er— 
achtet, Juſt. Min. Bl. S. 6. 

12) Bol. ferner 8 Rechtepfi. 1898 ©. 41. 

13} Bgl. unten $ 105. 
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1. Iſt der Hauptanfpruch von vornherein ungültig, z. B. wegen Un- 
möglichkeit der Leiftung, jo iſt auch die Vertragsitrafe nicht geſchuldet,“ 
$ 344. 

2. Erliicht der Hauptanfpruch vor Verfall der VBertragsitrafe, 
3. B. infolge einer Aufrechnung, oder tritt ihr eine zeritörliche Einrede 
entgegen, jo erledigt jich damit auch die noch nicht verfallene Vertrags- 
jtrafe. 15 

Anders wenn die Strafe bereit3 verfallen tt, dann erhält ſie ſich 
in der Negel troß des Erlöjchens des Hauptanjpruches. 

3. Im weiteren Sinne bildet die noch nicht verfallene Vertrags: 
itrafe mit dem Hauptanſpruch ein Schuldverhältnis. Daher ijt im 
Zweifel anzunehmen, daß mit Abtretung des Hauptanjpruches auch der 
Anſpruch auf die nicht verfallene Vertragsitrafe abgetreten wird. 

Diefe Bermutung tritt nicht ein, wenn die Vertragsſtrafe bereits 
verfallen iſt. 

4, Nach preußiichem Recht nahm man an, daß die jelbjtändige 
Abtretung einer noch nicht verfallenen Bertragsftrafe ungültig, des— 
gleichen die Zurückbehaltung des Anſpruches auf eine noch nicht ver- 
fallene Bertragsitrafe bei Abtretung des Hauptanjpruches unzuläſſig jei.!‘ 
Dies um deswillen, weil die VBertragsitrafe nach preußiichem Necht vor: 
zugsweiſe als vereinbartes Vertragsintereſſe anzujehen war. 

Für das B. G. B. beiteht fein Grund, die jelbjtändige Abtretung 
einer Vertragsftrafe auszufchliegen. 17 

5. Dit der Gläubiger befugt, die Erfüllung des Hauptanjpruches 
ſeitens des Schuldners jo lange zurückzuweiſen, falls derjelbe die ver- 
fallene Vertragsitrafe nicht gleichfalls anbietet? Man fann dies aus 
S 266 nicht ableiten, trogdem der Gläubiger Erfüllung ohne gleichzeitiges 
Angebot des Zögerungsinterefjes nicht annehmen muß. Denn es handelt 
jich bei der Vertragsſtrafe um eine jelbjtändige, wenn auch verbundene 
Verbindlichkeit. 

$ 101. Unzuläjiige Bertragsitrafe. 

I. Jus publicum privatorum pactis mutari non potest. Rechts: 

normen, deren Aufrechterhaltung und allgemeine Durchführung im öffent- 


14) 1.69 D. de V, DO: 45,1; Dernburg, Band. Bd.2 $46 Anm. 5 und 6. 
15) R.G. Bd. 33 S 22 20, 
16) ©. Trib. Bd. 38 S.36, Bd. 54 ©. 30. — Selbjtändige — ver⸗ 
— Vertragsitrafen galt dagegen als gültig, DO. Trib. Bd.82 ©. 11ff. 
17) Das Gegenteil nimmt Dertmann zu $ 399 Ziff. 2b an. 
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lichen Intereſſe liegt, dürfen daher nicht mittel® Vertragsſtrafen um: 
gangen werden. ! 

Was für Vertragsftrafen, gilt auch für vertragsähnliche Ver— 
einbarungen. 

I. Das B. G. B. 8 344 bejtimmt die Unwirffamfeit von Vertrags: 
itrafen zur Sicherung von Verfprechen, welche das Gejeß für unwirf- 
am erklärt, und zwar ohne Rüdficht darauf, ob die Vertragichliegenden 
die Unwirfjamfeit des Verſprechens fennen oder nicht. 

Damit iſt keineswegs gejagt, dab das Verjprechen, welches Durch 
Vertragsitrafe gefichert wird, Elagbar jein muß.“ Denn nicht jede 
Hagloje Verpflichtung iſt rechtlich unwirfjam. Daß Stlaglofig- 
feit nicht entjcheidet, geht, wenn es des Beweiſes bedürfte, bejonders 
aus $ 1297 und feiner Entitehungsgejchichte hervor. Im eriten Ent: 
wurf galten Verlöbniſſe als „unwirkſam“. Daher war für fie eine 
Vorichrift, welche die Beſtärkung derjelben durch Privatitrafe befonders 
ausſchloß, unnötig und wurde nicht getroffen. Der zweite Entwurf er- 
Härte Verlöbnijfe nur für „Eaglos“. Danach mußte die Nichtverbind- 
lichkeit der auf den Bruch des Verlöbniſſes gejegten Vertragsitrafe, wenn 
man vie feſtſtellen wollte, beſonders vorgejchrieben werden, wie auch geichab. 

Es jteht hiernach an jich nichts im Wege, bloß joziale Verpflich- 
tungen durch Vertragsitrafen erziwingbar zu machen. ® 

II. Erjchöpfende Aufzählung der Fälle, in welchen Vertragsitrafen 
unwirkſam jind, ijt nicht möglich. Einzelnes mag hervorgehoben werden. 

1. Soweit das Necht Formen für die Übernahme von Verbind- 
lichleiten im allgemeinen Intereſſe vorjchreibt, z. B. bezüglich der Über- 
eignung von Grundjtüden, $ 313% — ſ. ferner $ 311 —, find Ver: 
tragsitrafen und jtrafähnliche Verjprechen unwirkſam, welche den 
Zweck diefer Formvorfchriften vereiteln würden, z.B. N. verjpricht dem 
A. formlos 20000 ME. für den Fall, daß er diefem fein Grundſtück 
nicht übereignet. 

2. Vertragsftrafen jind ungültig, welche gegen die guten Sitten 
ind, $ 138, namentlich die unveräufßerliche Freiheit der Individuen, 

1) Der Vertragsſtrafe iſt namentlih der Rechtsihug zu verjagen, wenn die 
Forderung derjelben als argliftig auf eigene Bereicherung und fediglih zum Schaden 
des Gegners gerichtet und deshalb als wider die guten Sitten laufend anzujehen 
wäre, Zur. Woch. 1895 ©. 25 2.78; Bl. f. Nechtöpfl. 1892 ©. 85. 

2) Anders Coſack ©. 323; Endemann &.601. Dagegen aber Dertmann zu $ 344. 

3) 3.8. die Mitglieder eines Kegelklubs verpflichten fich, für jeden Fall des 


Richtericheinend 10 — an die gemeinſame Kaſſe zu entrichten. 
4) Vgl. oben $ 80 ©. 175. 
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den jozialen Frieden, die grundlegenden Einrichtungen der Gejellichatt, 
insbejondere das Inſtitut der Ehe antaiten. 

3. Im heutigen Verkehrsieben gewinnen eine immer jteigende Be- 
deutung die jog. „Kartelle“ oder „Syndikate“, oder „Ringe“, durch welche 
fich die Producenten von Waren vereinigen, um die Preije der von 
ihnen hergeitellten Waren auf einer gewilien Höhe zu halten, jei es 
durch Einfchränfung der Produftion, jei es durch die Verabredung, nicht 
unter einem gewiſſen Mindeitpreis zu verfaufen, ſei es Durch ausſchließ— 
lichen Verkauf ihrer Produkte mittel8 einer gemeinjamen Stelle. Dieſe 
Vereinbarungen werden vorzugsweile durch Vertragsſtrafen gegen die: 
jenigen, welche ihnen zumwiderhandeln, gejichert. 

In ausländischen Gejeggebungen find jolche Ringe vielfach verboten, 
zum Teil jogar durch öffentliche Strafe bedroht.“ Dies alles Freilich 
mit geringem praftischen Erfolg. In Deutjchland gelten derartige Ringe 
überwiegend als volfswirtjchaftlich nütlich, weil fie die Produktion gegen 
die Nachteile zügellojer Konkurrenz fichern, wobei freilich niemand ver- 
fennt, daß fie dem Mißbrauch ausgejegt find. Daher iſt weder die 
deutjche Geſetzgebung noch die deutiche Nechtiprechung den Ringen als 
jolchen entgegengetreten. ® 

Kohler in jeinem Archiv Bd. 5 ©.221, nimmt an Vereinbarungen 
diefer Art jeten zwar an und für fich nicht nichtig, es müſſe aber jedem 
Teilnehmer jederzeit der Austritt geftattet jein; vorher verfallene 
Vertragsitrafen jeien daher Hagbar, nach der Austrittserflärung verfielen 
VBertragsitrafen gegenüber dem Austretenden nicht mehr. 

Dies geht zu weit. Es iſt hierbei auch feine Rückſicht auf die recht: 
liche Form genommen, welche die Ringbildung annehmen fann. 

Die Form jehr wichtiger Syndifate ift, daß die beteiligten Produ— 
zenten eine Gejellfchaft mit bejchränfter Haftung gemäß des Ge- 
fees vom 20. April 1892 begründen, welche den Verkauf der Produfte 
der beteiligten Firmen augjchlieglich vorzunehmen hat. Durch jog. Lie— 
ferungsverträge verpflichten fich dieje Firmen, ihre gefamte Produktion 


5) Val. Kohler in feinem Archiv für bürgerl. Recht, Bd. 5 ©. 218. 

6) Der bayeriiche oberjte Landesgerichtshof, Seuffert, BI. für Rechtsanwendung 
53. Jahrg. S. 191, bat ſich für die Gewährung des Rechtsſchutzes für die Straf: 
leiftungen auegeſprochen. Auch R. G. Bd. 28 S. 238 lehnt ihn nicht grundjäglich ab. 
Ganz verſchieden iſt die Frage, ob tie öffentliche Sperrung des Geſchäftsverkehrs mit 
men _ Vereinigung nicht angehörenden Mitgliede rechtsverlepend it, was R.®. 
a. a ejaht. 
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jur Veräußerung der Gejellichaft zu übertragen und zwar unter Ber: 
tragsitrafen. 

Dat die Gejellichaft nur auf bejtimmte Zeit gejchlojjen wird, daß 
jede der beteiligten Firmen unter gewifien, wenn auch längeren Friiten 
findigen fann, wird nach der Natur des Gejchäftes wohl ausnahmslos 
vereinbart. Die Gejellichaft kann aber auch nad) dem Geſetz $ 63 auf 
Srund einer Auflöjungsklage jeitens der mit mindejtens ?/,, des Stamm— 
fapitale8 Beteiligten durch richterliches Urteil aufgelöjt werden, wenn in 
den Berhältnifjen der Gejellichaft liegende wichtige Gründe für die Auf: 
löſung vorhanden jind. Ein jolcher Grund kann darin liegen, dab ſich 
der Ring als wirtjchaftlich jchädlich erweilt. 

Gehen die Beteiligten einfach eine Gejellichaft des B. G. B. ein, jo 
muß fie auf bejtimmte Zeit abgejchlojjen fein, wenn fie nicht jederzeit 
fimdbar fein foll; aus wichtigen Gründen, zu welchen der wirtjchaftliche 
Nachteil des Ringes gehört, ift fie jederzeit kündbar; Bertragsitrafen, 
welhe das Kündigungsrecht bejchränfen, find nichtig, $ 723. 

5. Das vertragsmäßige Konfurrenzverbot, durch welches man 
feinen Gewerbebetrieb gegen Konkurrenz jchügen will, erhält gleichfalls 
vorzugsweije durch Vertragsſtrafen praftiiche Wirkung. 

Über die Zuläffigfeit folcher Verbote gingen die Anfichten ausein- 
ander”-®, da die einen diejelben als Verſtoß gegen die gejeglich gewähr: 
leijtete Gewerbefreiheit und als ungehörige Beſchränkung der Berjünlich- 
feit anfahen, andere aber in denjelben an ſich nichts Gejegwidriges oder 
Verwerfliches erblicten, unter Umftänden in ihnen jogar einen zweck— 
mäßigen Schuß gegen unlauteren Wettbewerb fanden. 

a) Die Nechtiprechung Hat ſich im allgemeinen auf den letteren 
Standpunkt geftellt. Doch läßt fie jolche Verbote nicht unbejchränft zu. 
Ste prüft vielmehr im Einzelfall, ob das Sonfurrenzverbot nach feiner 
Art und Dauer, jowie nach den jonftigen Umständen die Erwerbsfähig- 
feit, perjönfiche ‘Freiheit und Selbitändigfeit des Verpflichteten in einem 
der guten Sitte zumwiderlaufenden Umfange antajtet. 


) D. Trib. Bd. 80 ©. 1 eg über Konkurrenz: Ausichlußverträge 
.Bd. 9 5. 36, 45, Bb. 2 0€. 106, Bd. 31 S. 97, ®d. 33 ©. 141, Bb. 37 ©. 176, 
©. 97; Srucot 85.24 ©. 946, Bd. 37 ©. 964 u. 1205; Bolze Bd. 16. n. 385, 
n. 422, 423, Bd. 18.n. 408, 30.19 n. 494, 495; Yu. Woch. 1897 ©. 255 
. 38 353 n. 35, ©. 402 n.7, 1898 ©. 17 n. 45, &. 231. 57, 8.77 n.41u.42, 
2.36, ©. 649 n. 25, ©. 665 n. 28. 

9 V gl. auc Kohler, Ideale in feinem Archiv Bd.5 ©. 208. 
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Auch behandelte man die Härten des Verbot3 mildernd, im Zweifel 
die an diejelben gefnüpfte Vertragsitrafe als Wandelpön.? 

b) Bejondere Gefahren hat das Konkurrenzverbot in Anſtellungs— 
verträgen, um die Angejtellten zu hindern, nach Beendigung ihres 
Dienjtvertrages ihre Kenntnis der Verbindungen und der Gejchäfts- 
geheimnifje ihres ehemaligen Dienſtherrn zu deſſen Nachteil auszunutzen. 
Sp ungehörig jolche Ausnugung fein kann, jo wenig jind doch Verträge 
anzuerkennen, deren Folge wäre, die ehemaligen Angejtellten an der Ber: 
wertung ihrer Arbeitsfraft und ihrer berufsmäßigen Kenntniſſe ganz oder 
in jehr erheblicher Weile zu hindern. 

Um dem Richter beitimmte Handhaben zu geben, verfügt H. G. B. 
ss 74 und 75 bezüglich der Handlungsgehilfen, das Konkurrenz— 
verbot jolle für fie nur ſoweit verbindlich jein, als die Beichränfung nad) 
Zeit, Ort und Gegenjtand die Grenzen nicht überjchreitet, durch welche 
eine unbillige Erjchwerung des Fortkommens des Handlungsgehilfen 
ausgejchlojjen wird; es jolle längitens nur auf die Zeit von drei Jahren 
nach Beendigung des Dienjtverhältnifjes gelten, und unverbindlich fein, 
wenn der Gejchäftsherr die Beendigung des Dienſtverhältniſſes ver: 
ihuldet — Näheres $ 75 Abi. 1 —, es jolle endlich nichtig fein, wenn 
der Handlungsgehilfe zur Zeit des Vertragsjchluffes minderjährig tit.19 

Iſt eine Strafe veriprochen, jo joll nach 8 75 Abi. 2 nur Diele 
beanjprucht werden können; fie ijt aljo bei Handlungsgehilfen geſetzlich 
Wandelpön. 

Alles dies joll auch für Handlungslehrlinge gelten, $ 76 Ab}. 1. 
Ein Konfurrenzverbot gegenüber Lehrlingen iſt freilich bedenklich; denn 
wozu lernen, was man nicht verwerten darf; da aber der Vertrag mit 
minderjährigen Lehrlingen nichtig ist, Großjährige jelten in die Lehre 
treten, jo iit damit das Stonfurrenzverbot gegenüber Lehrlingen nahezu 
bejeitigt. 

Schlechthin verwerflich iſt es, Fabrikarbeiter umd ähnliche Anz 
gejtellte durch Konkurrenzverbote feſſeln zu wollen. } 


9, R. G. Bd. 33 ©. 141, Bd. 40 ©. 97 

10) Über —, des S 75 H. G. B. auf Rechtsgeſchäfte, welche vor In— 
Erafttreten des H. G. B. a aeichloffen find, vgl. oben S.7; Deutiche Jur. Ztg. 1898 

304 u. 312; Bl. für Redtspil. 1898 ©. 100; fiehe auch) Deutihe Zur. Big. 1599 
S. 116. 

11) Kohler, Ardiv für civ. Pr. Bd,84 ©.1. 
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$ 102. Beichräntungen der Vertragsitrafe. 


S 102. Beihränfungen der Vertragsitrafe. 


I. Das römische Recht hatte die Höhe der Vertragsitrafe der freien 
Vereinbarung der Vertragichliegenden überlajjen. Dagegen bezogen manche 
ältere gemeinrechtliche Schriftiteller die Verordnung Juſtinians!, wonach 
die Interejjeforderungen ihre Grenzen im Doppelten des Sachwertes der 
zu leitenden Sache finden jollen, auch auf die Vertragsjtrafe.? Im 
Anſchluß hieran gejtattete das A.L. R. JI, 5 $ 301, damit Strafe und 
Schaden proportional jei, die Ermäßigung der höheren Bertragsitrafe 
auf den Doppelten Betrag des unmittelbaren Interejjes. Sache 
des Schuldners war es, die Überjchreitung zu behaupten und zu beweifen, 
da der Gläubiger jeinen Anjpruch durch Berufung auf das Strafgeding 
genügend begründet.? Der Einwand fonnte nicht Platz greifen, wenn 
die Höhe des Interejjes nicht feitzuftellen ift.* Das A.L. R. I, 5 $304 
verbot außerdem, weitere Strafen auf den Fall der Nichterfüllung der 
Vertragsitrafe zu jeßen, ferner die Verzinſung der Strafe vorzubedingen. 

Nach dem code civil art. 1231 durfte der Richter im Falle teil 
weiier Erfüllung die Strafe ermäßigen. 

Alle dieje Beichränfungen der Vertragsfreiheit hob das alte H. G. B. 
Art. 284 bei Handelsgejchäften auf. Überhaupt juchte man der Ver: 
tragsfreiheit auch in dieſer Hinjicht möglichit Raum zu lajjen. 

II. Anders wieder das B. G. B. 

1. Ein Radikalmittel giebt $ 138 Abſ.2. Die übermäßige, unter 
Ausbeutung der Notlage, der Unerfahrenheit oder des Leichtfinnes des 
anderen Teiles vereinbarte Vertragsjtrafe ift hiernach von Rechtswegen 
nichtig, auch wenn fie von einem Kaufmanne in feinem Handelsgewerbe 
zugeſagt war. 

2. Selbjt wenn wucherische Ausbeutung nicht vorliegt, verjtattet 
s 343 richterlihe Herabjegung übermäßig hoher Vertrags: 


1) 1. un. C. de sententüs 7, 47. 

2) Lauterbach de contr. emt. 18, 1 äußert: moralistae tradunt hanc poenam 
et culpam proportionatam esse debere; vgl. Seuffert, Archiv Bd. 11 n. 224; Stobbe= 
Yehmann Bd.3 $ 218 ©. 171. 

3) Die Frage war beitritten. Suarez ſprach fi nicht eben klar über fie aus, 
wenn er auch der Meinung geweien zu fein jcheint, dab dem Kläger der Beweis der 
Angemefjenheit der bedungenen Strafe aufzulegen ſei. Vgl. Bornemann, Givilrecht 
Bd.2 S. 356. Das Obertribunal hat den allgemeinen Grundſätzen der Beweislaſt 
entiprechend dem Beklagten den Beweis der Überichreitung als einer Einrede aufgelegt 
durch Blenarbeihluß vom 23. Januar 1846. Bol. Grudot Bd.2 ©. 145. 

44.2.R.1,5 $ 302; vgl. R. G. bei Gruchot Bd.28 ©. 901. 
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jtrafen.° Hierfür ift die Zeit des Urteiles maßgebend. Der Fall, in 
welchem teilweije erfüllt, die Strafe aber ganz verwirft ijt — code 
civil art. 1231 — gehört bejonders hierher. 

Jedes berechtigte Interejfe, nicht bloß Vermögensintereſſe ift bet 
der Würdigung der Höhe der Strafe in Betracht zu ziehen. 

Der Schuldner fann den Antrag auf Ermäßigung im Wege der 
Einrede oder mitteld Klage geltend machen. Notwendig iſt, dak Die 
Strafe bereit3 verwirkft und daß fie noch nicht entrichtet ijt.® 

Dem Schuldner liegt ob, die Gründe anzuführen und zu beweilen, 
welche die Herabjegung der Strafe rechtfertigen. Gehört zu denjelben 
Armut des Schuldners, Reichtum des Gläubiger? Das Necht ſoll für 
arm und reich gleich fein. 

Den Herabjegungen unterliegen nicht bloß Gelditrafen, jondern aud) 
Vermögensſtrafen anderer Art, ferner auch jtrafähnliche Verſprechen; 
nicht aber von einem Kaufmanne im Betriebe jeines Handelsgewerbes 
ausbedungene Strafen und jtrafähnliche Verjprechen, 9.6.8. $ 348. 


$ 103. Berfallen der Vertragsitrafe. 

I. Die Bertragsjtrafe joll auf den Willen des Schuldners zu pflicht: 
mäßigen Handeln wirken, ähnlich wie die öffentliche Strafe. Deshalb 
genügt zu ihrem Verfallen nicht der Umjtand, dag dem Vertrage zuwider! 
“nicht erfüllt iſt?, vielmehr ift erforderlich, daß die dem Schuldner zu: 


zurechnen ijt. 
1. Das B. G. B. $ 339 Abf. 1 erfennt dies für Fälle an, in wel- 
chen der ara: eine pojitive Handlung zum Inhalt hat, in- 


5) Die Herabjeßung der Bertragsitrafe war bereit? nach dem Geſetze betr. Ab: 
aablungbgeimäite vom 16, Mai 1894 8 34 Ab. 1 zuläſſ tig. 

Nach der Entrihtung der Strafe ijt die” Herabjegung ausgeſchloſſen. Die 
Enteichtung jet die Fälligkeit der Strafe voraus. Jit demgemäh bei einem Vertrage 
eine Anzahlung geleitet mit der Vereinbarung, daß bei Nichterfüllung oder nicht 
gehöriger Erfüllung die Anzahlung als VBertragsitrafe un fein ſoll, jo ijt die 
Herabjegung nicht ausgeſchloſſen. Vgl. R. G. Bd.38 ©. 2 

1) Iſt ein Teil vom Vertrage zurüdgetreten, jo kann er J Vertragsſtrafe nicht 
mehr beanſpruchen, da der Anſpruch auf Vertragsſtrafe auf dem Vertrage beruht. 
Doch ift ſtets zu prüfen, ob der den Rüdtritt Erklärende unter Nüdtritt etwa nur 
die Aufgabe des Erfüllungsanjpruches gemeint bat, und dies aud nad Lage des 
Falles dem Gegenfontrahenten erfennbar war. Sn joldem Falle wäre Freilich der 
Aniprud auf Vertragsitrafe nicht verloren. Bolze Bd. 3 n. 527. 

2) Stehen gegenjeitige Verbindlichkeiten unter Bertragsitrafe, jo ſteht jedem 
der Zeteiligten wegen Vertragsverlegung des Gegners der Anipruh auf die Strafe 
zu. Cine Aufrehnung fann eintreten. Badifche Annalen Bd. 50 ©. 23; Puchelt: 
Heinsheimer Zeitſchr. — franz. Recht Bd. 15 S. 384. 
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dem es hierbei Verzug des Schuldners zum Verfallen der Strafe fordert. 
Alſo ift notwendig: 

a) ‚zälligkeit der Schuld. Die Zeit, in welcher der Gläubiger die 
Leiſtung fordern kann, muß herangefommen jein. Es genügt aljo nicht, 
daß mit Sicherheit bereit3 vorausjehbar ift, daß die Leiftung, z.B. ein 
Hausbau, nicht friitgemäß vollzogen werden fanın.® 

b) Mahnung des Gläubiger oder Heranfommen der beftimmten 
Kalenderzeit und 

c) daß der Schuldner die Nichtleiftung oder die nicht rechtzeitige 
Leiſtung zu vertreten hat.* 

Daher können unerwartete Streif3 der Arbeiter, außergwöhnlicher 
Mangel an Transportmitteln der Eijenbahn Berfallen der Strafe ab- 
wenden. Der Beweis des Entjchuldigungsgrundes liegt dem Schuldner auf. 

2. Bei Unterlafjungen fol dagegen nach $ 339 Abf. 2 die Strafe 
ſchlechthin verwirkt jein, falls Zumwiderhandlung eintritt.5 Das Gejeh 
unterfcheidet nicht, ob dies dem Schuldner jubjeftiv zuzurechnen iſt oder nicht. 

Dennoch ijt nach Treu und Glauben anzunehmen, dat die Strafe 
wenigſtens dann nicht verfällt, wenn der Gläubiger jelbit die Zuwider— 
handlung verjchuldet, ferner wenn diefe durch höhere Pflichten geboten 
war, 3. DB. auf Befehl eines Oberen, dem man fchlechthin zu gehorchen 
hatte oder behufs Rettung eines Menjchen.S- 7 

II. Die Bertragsitrafe joll vollitändige Erfüllung bewirken. 

Daher wird die Strafe in der Regel ganz verwirft, wenn nur un= 
vollitändig geleiſtet iſt. 

III. Die Vertragsſtrafe ſoll die Befriedigung des Gläubigers her— 
beiführen. Doppelte Befriedigung ſoll ſie ihm nicht verſchaffen. In 
dieſem Sinne find die Beſtimmungen der 88 340 — 342 getroffen. $ 

Zu unterſcheiden iſt die Strafe, welche für den Fall der Nicht— 
erfüllung und diejenige, welche für die nicht gehörige Erfüllung verein— 
bart iſt. 


3) Die Frage war unter den römiſchen Juriſten itreitig ‚ vgl. Dernburg, Band. 
Bd.2 846 Ann. 8; Kohler im Ard). f. civ. Praxis Bd. 84 ©. 29. 

4) Vgl. oben ©. 144. 

5) 1.122 86 D. de V.O. 45,1. 

6) Anders Cojad ©. 324. 

7) Fit die Nichterfüllung des Vertrages auf Handlungen oder Unterlafjungen 
des Gläubiger zurüdzuführen, fo kann derjelbe in der Regel die Vertragsitrafe nicht 
fordern nach Seuffert, Arch. Bd. 21 n. 227, Bd. 22 n.127; O. Trib. Bd. 34 ©. 71; 
8.0.9.6. 38.22 ©. 168; Jur.Wod. 1885 S. 336 n. 21; Bolze Bd. 4 ©. 178n.589. 

8) E.1 8$ 420, 421; Mot. Bd.2 S.275; Kom. Brot. 5.1554, 8416. 
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1. Die Strafe ift für den Fall der Nichterfüllung bedungen. 
Ihr Berfallen nimmt dem Gläubiger das Recht nicht, vertragsgemäf 
die Erfüllung der Hauptleiitung zu fordern. Wenn der Gläubiger aber 
einmal die Strafe wegen der Nichterfüllung gefordert hat, jo fann er 
die Erfüllung der Hauptleijtung nicht mehr beanjpruchen. Er itt 
fortan von ihr durch Einrede ausgejchlojien, ohne Unterjchied, ob er 
die Strafe gerichtlich oder außergerichtlich, mündlich oder jchriftlich ver: 
langt bat, $ 340 Abi. 1. 

Steht dem Gläubiger ein Anfpruch auf Schadenserjag wegen 
Nichterfüllung zu, und beanjpruchte er die wegen der Nichterfüllung 
verwirkte Geldjtrafe, jo wird diejelbe als Mindeftbetrag jeines Schadens 
behandelt. Die Geltendmachung weiteren Schadens iſt daneben nicht 
ausgeichlojien, $ 340 Abi. 2. Beiteht die Strafe aber nicht in Geld, 
jo iſt der Anſpruch auf Schadenserjab ausgeichlojjen, wenn der Gläubiger 
die Strafe verlangt. Auch in dieſer Hinficht fommt es nicht darauf an, in 
welcher Form das Verlangen gegenüber dem Schuldner erklärt iſt, $ 342. 

2. War die Strafe für den Fall verjprochen, daß der Schuldner 
jeine Verbindlichkeit nicht in gehöriger Weije, insbejondere daß 
er jie nicht rechtzeitig erfüllt, jo fann der Gläubiger deren Er— 
füllung, und außerdem die verwirkte Strafe verlangen. 

In dieſem Falle konkurriert die Strafe nur mit dem accejjori: 
ichen, insbejondere dem Zögerungsinterejje. 

Die verwirfte Gelditrafe wird als Mindeitbetrag des accejjortichen 
Intereſſes angejeben. 

Soweit dasjelbe höher it, fann das Mehr außerdem gefordert 
werden, $ 343 Abj.2. Geht die Strafe auf etwas anderes als Geld, 
jo verliert der Gläubiger, welcher die Strafe verlangt, das Recht der 
Geltendmachung des accejjoriichen Interefies. 

IV. Die Erfüllung der Schuld beeinträchtigt an ſich den Anjpruch 
des Gläubiger auf die wegen verjpäteter oder nicht gehöriger Leiſtung 
verwirkte Bertragsitrafe nicht. Aber nach dem Vorgang einer gemein- 
rechtlich häufig verteidigten, im A. L. R. 1,5 $ 307° angenommenen 
Auffaffung fällt er weg, wenn der Gläubiger die Erfüllung annimmt, 
ohne fi) das Necht auf die Strafe vorzubehalten, $ 341 Abj. 3.10 

a Bal. für das > biöherige preuhiiche Recht Gruchot Bd. 37 ©. 1256; Jur. Won. 
1881 &.197, 1893 ©. 241 n. 30. 

10) Ein Nechtsjap aber, daß derjenige, dem der Anſpruch auf Bertragsitraie 


zuſteht, dieſen Anſpruch aladann verliert, wenn er ſeinerſeits weitere Erfüllung dem 
Gegenkontrahenten gewährt, beſteht nicht, Jur. Woch. 1896 S. 379 n. 49. 
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Denn die Erfüllung joll das Dahinterliegende möglichjt abthun. 11 

Der Borbehalt mu „bei der Annahme“ erfolgen, doch wird ein 
früherer Vorbehalt, wenn nicht zurückgenommen, als fortwirfend anzu— 
jehen jein. Keinenfalls muß der Vorbehalt augdrüdlich jein. Auch un— 
bedingt muß er nicht gerade jein. 

Erfolgt die Erfüllung durch einen Bevollmächtigten, 3. B. einen 
Handlungsbevollmächtigten, jo iſt der Vorbehalt ihm gegenüber zu er: 
Hären. Gejchieht fie durch einen bloßen Gehilfen, 3. B. Frachtführer, 
Poſt, Boten, jo hat er unverzüglich gegenüber dem Gejchäftsheren zu ge— 
ſchehen. Erklärung an den Gehilfen hat nur Wirkung, wenn diejer den 
Vorbehalt dem Gejchäftsheren mitteilt. 

Sit der Empfänger gejeßlicher Vertreter des Gläubigers, Pro— 
furiit oder jonjt zur Annahme jelbjtändig bevollmächtigt, jo hat er den 
Vorbehalt einzulegen. War der Empfänger blog zur thatjädhlichen 
Annahme befugt, z.B. ein Hausdiener, jo hat der Gejchäftsherr den 
Vorbehalt zu erklären, jowie er von dem Empfang Kunde erhält. 

Treibt der Gläubiger die Leiltung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
bei, jo bedarf es des Vorbehaltes der Strafe nicht. Denn hierin liegt 
feine Annahme. 

Der Gläubiger ijt befugt, den Vorbehalt in die Quittung über Die 
Leiſtung aufzunehmen. 

Der Berpflichtete hat, um den Anfpruch auf die Strafe abzuwehren, 
die Annahme der Hauptleijtung durch den Gläubiger darzuthun; diejer 
bat die Einlegung des Borbehaltes zu beweijen. 


Sechſtes Kapitel. 
Derfprechen der Leiſtung au einen Dritten. 
$ 104. Die Berträge zu Öunjten Dritter im allgemeinen.! 

I. Der dritte Titel des zweiten Abjchnittes ift überjchrieben: Ver: 
Iprechen der Leiltung an einen Dritten. 

Derartige Gejchäfte haben aber nur thatjächlich etwas Gemein— 
james. Es wird hiermit die Stelle bezeichnet, bei welcher die Leiſtung 
zu machen ijt. Rechtliche Eigenart haben nur die jog. Verträge zu 


11) Es muß fi) um die vollitändige Erfüllung handeln. Annahme einer Ab- 
Külagkjahlung fteht nicht gleich. 

1) Bal. über das ältere Recht namentlich Gareis, Die Verträge zu Gumjten 
Dritter 1873; Bähr, Urteile des R.G. ©. 70: Regelsberger im Archiv f, civ. Praxis 
95.67 n.1 und Bähr daj.n.5. — Über das B.G.B. Stammler ©. 165, vor allem 
aber Hellwig, Die Verträge auf Leiftung an Dritte 1899. 
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Gunſten Dritter, aus welchen der Dritte jelbitändig Gläubiger 
und klageberechtigt wird. 

II. Das römische Necht wies grundjäglich jolche Verträge zurück? 
Nur im eigenen Interefje fonnte man jtipulieren. Verträge zu Guniten 
Dritter waren ungültig, denn der Stipulant ermangelte des Interejjes, 
welches man für die Klage forderte, dem Dritten aber fehlte die Befugnis, 
aus dem fremden Gefchäft Klage zu erheben.® Ihm jtand entgegen, 
daß der Vertrag res inter alios acta war. Bon diefen Sägen Fannte 
das römische Recht nur vereinzelte Ausnahmen. * 

Das deutjche Recht war weitherzige. Man hat für Weib und 
Kind und für andere, die uns naheftehen, zu forgen. Warum joll man 
ihnen nicht jelbitändige Gläubigerrechte durch feine Verträge verichaffen? 

Schon das ältere deutjche Necht erfannte Verträge zu Guniten 
Dritter an,5 dies hat ich in Deutjchland erhalten. 

Verträge zu Gunften Dritter beruhen nicht auf Stellvertretung. 
Man handelt in eigenem Namen. Man hat daher auch die Opfer, 
welche regelmäßig für die bedungenen Vorteile zu bringen find, aus 
eigenen Mitteln zu bejtreiten. Man jchließt den Vertrag nicht auf Grund 
einer Vollmacht und auch nicht als unbeauftragter Gejchäftsführer, jo 
daß die Genehmigung des Dritten erforderlich wäre, um den Vertrag 
zu jtande zu bringen. 

III. Die Konftruftion des Vertrages zu Gunsten Dritter machte 
den älteren, romaniftijch gebildeten Juristen Sorge. Der Grundſatz, daß 
fremde Gejchäfte nicht ohme weiteres Dritten Rechte geben können, jchien 
zu natürlich! 

Daher forderten die Juristen einen Beitritt zum Vertrage durch 
den Dritten auf Aufforderung der Vertragsſchließenden,“ mindejtens des 
Berjprechensempfängers. 

Dies ging in die modernen Gejeggebungen über, den code civil 
art. 1121, das ÜL.R.1,5 $ 75, auch Sächſ. C. G. B. $ 83. 

Aber gerade im preußiichen Nechte litt die Syſtem Schiffbruch. 
Bei den Gutsüberlajjungsperträgen werden gewöhnlich Abfindungen 

2)1.11 D. de obl. et act. 447, 1.38 817 D. de V. O. 45,1. 

3) 1.26 C. de jure dotium 5, 12. 

4) Über die einzelnen Fälle vgl. Gareis a. a. O. S. 53; Dernburg, Band. Bd.2 18. 

5) Nach) Brunner in Holpendorffs Enchflopädie Bd. 1 &. 253 fennt das deutiche 
Recht Verträge zu Gunften Dritter fchon in der fränfiichen Zeit, vgl. Brunner in 
Goldſchmidts Zeitichrift Bd. 22 ©. 96 ff. 


6) Vgl. die Dogmengeichichte bei Gareiß® S.58. Zuerſt Hugo Grotius de jure 
belli et pacis lib. II cap. 9 n.18 und 19 nad) Gareiß ©. 70. 
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für die Miterben des Gutsübernehmers ausbedungen und wenn danıt 
dıe Abfindlinge, wie häufig, nicht bejonders zum Beitritt aufgefordert 
waren, jollten jie nach dem Tode des Gutsüberlafjers nicht auf ihre Ab- 
findung Hagen können? Sehr gezwungen wußte fich die preußiſche Rechts— 
Iprechung zu helfen. Der Vater, der Ehemann, welcher die Abfindungen 
ausbedungen Hatte, jollte als Vertreter der Abfindlinge gelten und als 
Vater und Ehemann zu jolcher Vertretung ermächtigt jein. Ähnliches 
nahm man dann auch bei Lebensveriicherungen zu Gunſten anderer An— 
gehörigen an. ? 

Die neuere gemeinrechtliche Praris, nicht durch pofitives Geſetz ein- 
geengt, jah von Aufforderung zum Beitritt und Beitritt de3 Dritten ab. 
Man erflärte aljo den Vertrag zu Gunjten des Dritten als nad) deutſchem 
Rechte ausreichend, um dem Dritten ein jelbitändiges Klagerecht zu ver- 
ſchaffen. 

IV. Damit entſtand indeſſen eine neue Schwierigkeit. Wie ſoll 
der Vertrag zu Gunſten Dritter, aus welchem für den Dritten ſelb— 
ſtändige Gläubigerrechte entſpringen, von dem Verſprechen der 
Leiſtung an den Dritten unterſchieden werden, bei welchem der Dritte 
bloß die Stelle bezeichnet, an welcher zu leiſten iſt? 

Man antwortete: das ergiebt ſich aus Abſicht und Willen der Ver— 
tragsſchließenden. Aber hierüber wird faſt nie beim Vertragsſchluß etwas 
ausgeſprochen. Die Vertragsſchließenden ordnen den Inhalt der Partei— 
verpflichtungen und ſehen deren Erfüllung vertrauensvoll entgegen; wer 
das Klagerecht haben ſoll, wenn nicht erfüllt wird, darüber beſtimmen 
ſie fait nie etwas. 

Die Zwecke des Vertrages, vor allem aber die Übung der Rechts— 
ſprechung gaben der Praxis an die Hand, welche Verſprechen der Leiſtung 
an Dritte, als Verträge zu Gunſten des Dritten zu gelten haben, ſo 
daß dieſer einen ſelbſtändigen Klageanſpruch erhält. 


8105. Die Fälle des Vertrages zu Gunſten Dritter nach B. G. B. 
J. Das B. G. B. g 328ff.a ſchließt ſich der neueren Entwickelung 
des gemeinen Rechtes an. 





7) Plenarbeſchluß des O. Trib. vom 25. Auguſt 1846, Entſch. Bd. 14 ©. 69. 
Ten Rechtsſatz, nicht die Begründung des O. Trib. übernahm R.G. Bd.2 ©. 272, 
%.29 &.173. Die Begründung war gegenüber dem Geſeß ein Notbehelf für den 
Rechtsſaß geweſen; nachdem ſich derielbe in der Praxis feſt eingebürgert hatte, ließ 
man den Notbehelf fallen. 

1} E.I8 412; Mot. Bd.2 ©. 265; Prot. S. 1501. 
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Der Dritte kann aljo bloß Leiftungsitelle oder jelbjtändig klag— 
berechtigt jein. Er fann dies Recht jofort und unwiderruflich mit dem 
Vertrage erlangen, es fann auch von weiteren Thatjachen abhängig jein. 
Die Vertragsichlieenden oder der Vertragsempfänger können auch die 
Befugnis erhalten, daS Recht des Dritten ohne dejien Zujtimmung auf: 
zubeben oder zu ändern, $ 328 Abj. 1. 

II. Damit eröffnet das Gejeg blog Möglichkeiten. 

Welche rechtliche Bedeutung ein Verſprechen auf Leijtung an einen 
Dritten im Einzelfall hat, hängt zunächit von den bejonderen Verein: 
barungen der Beteiligten ab. In Ermangelung jolcher — und Verein— 
barungen werden bezüglich) der Frage höchſt jelten getroffen — ent: 
jicheidet, was nach der Auffaſſung des Verkehrs und des Nechtslebens 
bei Gejchäften der einjchlagenden Art üblich iſt. 

Ein jelbitändiges Klagerecht hat der Dritte namentlich dann, wenn 
die Leiftung an ihn bloß in jeinem Interejje feitgeitellt iit.? 

III. Braktiich werden vorzugsweije die Vermutungen in das Ge— 
wicht fallen, welche da3 B. G. B. in den 88 329— 331 aufitellt. 

1. Verpflichtet man jich, Schulden eines anderen zu berichtigen, 
ohne dag man die Schuld gegenüber dem Gläubiger übernimmt, jo er- 
wächit nach $ 329 dem Gläubiger im Zweifel ein unmittelbares Klage: 
recht gegen den Verjprechenden nicht. 

Natürlich! Seinen Gläubigern Wohlthaten zu erzeigen, iſt nicht 
jedermanns Sache. Oft joll auch der Verjprechende zugleich durch eine 
Vermittelung den Gläubiger thunlichjt zu Nachläjjen bejtimmen. Das 
wäre vereitelt, wenn der Gläubiger ein Klagerecht gegen ihn erlangte. 

Wenn aber jemand nach fernen Landen auswandert und jeinem Be: 
vollmächtigten eine Summe aushändigt, um jeine zurücbleibenden Gläu— 
biger zu befriedigen, jo wird oft ala Abficht zu unterjtellen jein, daß 
die Gläubiger ein unmittelbares Klagerecht gegen den Bevollmächtigten 
erlangen jollen. Da $ 329 nur im Zweifel Anwendung finden joll, jo 
jteht dem nicht3 entgegen. 

2. Der Dritte erhält im Zweifel na 8 330 ein unmittelbares 
Klagerecht 

a) wenn in einem Lebensverficherungsvertrage oder Leibrentenvertrage 
Zahlung der Verficherungsfumme oder der Leibrente an den Dritten be- 
dungen it. 


2) Hellwig a.a. O. ©. 151. 
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Dabei it vorzugsweile an eine unentgeltliche Zuwendung an den 
Tritten gedacht.® 

Iſt der Dritte ein Gläubiger des Verjicherers, jo ijt nach den Um— 
jtänden zu beurteilen, ob derjelbe ein unmittelbares Klagerecht haben joll. 

b) Wenn bei einer unentgeltlichen Zuwendung dem Bedachten eine 
Leitung an einen Dritten auferlegt wird, gilt der Dritte gleichfalls un- 
mittelbar als flageberechtigt. 

Hierbei ijt vollends offenbar, daß die Vermutung nur für Fälle 
einer unentgeltlichen Zuwendung an den Dritten bejtimmt ijt.* 

c) Endlich ift der Dritte auch dann jelbjtändig berechtigt, wenn bei 
einer Vermögens- oder Gutsübernahme die Leitung an denjelben zum 
Swed der Abfindung für mögliche Erb» oder Unterhaltsanfprüche ver: 
Iprochen iſt. 

IV. Nach 9.6.8. $ 435 ijt der in dem Frachtbrief bejtimmte 
Areſſat einer Frachtiendung nach Ankunft des Gutes am. Orte der Ab- 
lieferung berechtigt, die Durch den Frachtvertrag begründeten Rechte gegen 
Erfüllung der hieraus ich ergebenden Berpflichtungen in eigenem Namen 
gegen den Frachtführer geltend zu machen, ohne Unterjchied, ob er hierbei 
in eigenem oder fremdem Interejje handelt.d- © 

Der tiefere Grund diejer Beitimmung iſt — Hellwig a.a.D. S. 152 
— dab e8 hier wegen der Berjchiedenheit des Ablieferungsortes von dem 
Aufgabeort in der Negel für den Abjender von Intereſſe ijt, wenn der 
am Orte befindliche Adrejiat gegenüber dem Transporteur nicht nur als 
zum Empfange ermächtigt, jondern auch als Forderungsberechtigter auf: 
treten fann und jomit in der Lage ijt, mit jeinen Interejjen die Inter: 
eiien des Abſenders zu wahren. ? 


$ 106. Nehtsverhältnifje infolge des Vertrages zu Gunften Dritter. 
I. Der Erwerb des Dritten tritt unmittelbar mit dem Abſchluſſe 
des Vertrages zu jeinen Gunjten ein. it das bedungene Recht betagt 


3) Hellwig a.a.D. ©. 154. 

4) Hellwig ©. 155. 

5) Hellwig a.a.D. ©. 476. 

6) Nach Art. 12 Abf. 1 des Einf. Ge. zum H. G. B. gelten die Beitimmungen 
auch für die Binnenſchiffahrt. 

7) Gilt dies auch für Poſtſendungen, in&befondere fir Geldbriefe? Können fie 
von Gläubigern des Adreſſaten nad dem Einlauf bei dejien Rojtanjtalt gepfändet 
werden? Das R.G. hat dies nach dem Archiv für Bot und Telegraphie auf Grund 
des 8 6 des Poſtgeſetzes vom 28. Oktober 1871 und des $ 35 der Poſtordnung 
verneint. Anderer Anfiht Hellwig a. a. O. ©. 516. 
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oder bedingt, jo erwirbt er es von jenem Beitpunfte an als betagtes 
oder bedingtes.! 

Der Erwerb de Dritten wird häufig noch von weiteren Voraus: 
jegungen abhängig gemacht fein. Vor deren Eintritt fann eine blofe 
Snausjichtnahme fünftigen Erwerbes vorliegen; der Erwerb kann ſich 
aber auch mit dem Vertragsichluffe als aufjchiebend bedingter vollziehen. 

Widerruf des Rechtes durch die Vertragsichliegenden, insbeſondere 
auch jelbjtändig durch den Verjprechensempfänger kann gleichfalls vor: 
behalten jein. 

I. Wie fich hiernach das Recht des Dritten im Einzelfalle geitaltet, 
it nac) den Vereinbarungen, in zweiter Linie den Zweden und der Art 
des Gejchäftes gemäß zu bemejjen. 

Das B. G. B. jtellt für einige Fälle Vermutungen auf. 

1. Soll die Leiltung an den Dritten nach dem Tode des Ber: 
iprechengempfängers erfolgen, jo erwirbt der Dritte das Recht auf Die 
Leiltung im Zweifel erſt mit diefem Tode, 8 331 Ab}. 1. 

Vorher hat aljo der Dritte nur eine Hoffnung, fein bedingtes Recht. 

Die Folge it, daß die Bertragsichließenden bis zum Tode des Ver: 
Iprechensempfängers durch Anderung ihres Vertrages das Necht des 
Dritten vereiteln fünnen, auch wenn dies nicht bejonders vorbehalten war. 

Eine weitere Folge ift, daß die Erben des Dritten feinen An- 
jpruch haben, wenn derjelbe vor dem Vertragsempfänger ftirbt. 

Auf Verficherungen zu Gunften Dritter ift dies allgemein anzu— 
wenden. 

Muß man aber nicht für Abfindungen bei Gutsüberlaſſungs— 
verträgen, welche das Erbteil des Abfindlings erjegen jollen, jagen, dat 
umgefehrt der Übergang auf den Erben des Abfindlings unzweifelhaft 
it? Dies iſt entichieden anzunehmen. ? 

Spweit die Abfindung das Erbteil erjegen joll, muß jie wie 
ein jolches den Erben des Abfindlings zu qute fommen. Die 
entgegengejegte Behandlung wäre hart und kann nicht als Abficht des 
Gutsüberlaſſers erachtet werden. 

2. Stirbt der Verfprechensempfänger vor der Geburt des Dritten, 
jo fann das Verjprechen, an den Dritten zu leijten, nur dann noch von 
den Erben aufgehoben werden, wenn die Befugnis dazu beſonders vor- 
behalten wurde, $ 331 Ab}. 2. 


1) Hellwig a.a.D. ©. 211. 
2) Anders Hellwig a.a.D. ©. 217. 
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3. Hat fich der Verjprechensempfänger vorbehalten, ohne Zuftim- 
mung des Verjprechenden, — insbejondere des Verſicherers — das Recht 
des Dritten aufzuheben, jo wird dies in der Regel durch eine Mitteilung 
an den Verjprechenden zu gejchehen haben.* Dies entjpricht der Natur 
und den Zwecken des Gejchäftes. 

Die jeitens des Verjprechensempfängers vorbehaltene Erjegung des 
begünftigten Dritten durch einen anderen kann mittels Verfügung 
von Todes wegen geichehen, $ 332. 

III. Das Recht des Dritten iſt davon abhängig, daß der Vertrag, 
welcher das Verjprechen zu jeinen Gunjten enthält, gültig iſt. Dit 
der Vertrag nichtig, 3. B. als unfittlich, wucherijch, jo erlangt auch der 
Tritte fein Net. Das Gleiche gilt, wenn der Vertrag gegenüber dem 
Veriprechensempfänger wegen Irrtums, Täuſchung, Drohung angefochten 
und infolgedejien vernichtet wird. 

IV. Der Erwerb des Dritten vollzieht jich ohne Willen und Willen. 

Es kommt folgerecht hierfür nichts darauf an, ob der Dritte ge: 
Ihäftsfähig iſt oder nicht.* 

Der Erwerb wird endgültig, wenn er den Anfall, jet es ausdrüd- 
lich, jei es durch jchlüffige Handlungen, angenommen hat. 

Sp lange dies nicht gefchah, fteht dem Dritten Zurückweiſung offen. 
Cie mu gegenüber dem Berjprechenden gejchehen, $ 333. Zurückweiſung 
gegenüber dem Verjprechensempfänger it aljo unwirkſam. 

Y. Einwendungen aus dem Bertrage jtehen den Verſprechenden auch 
gegen den Dritten zu, 8 334. 

Dies gilt bei ——— Verträgen, namentlich für die Einrede 
des nicht erfüllten Vertrages, ſowie für die Einwendungen, welche aus 
der Unmöglichkeit der Leiſtung auf ſeiten des Verſprechensempfängers 
fließen. 

VI. Nicht bloß der Dritte hat das Klagerecht aus dem Vertrag 
zu feinen Gunsten; auch der Verjprechensempfänger jelbit kann, jofern 
ch nicht ein anderer Wille der Vertragsichliegenden ergiebt, auf Leiftung 
an den Dritten klagen, 8 335. 

Demnach entiteht eine jog. Gejamtforderung des Verjprechens: 
empfängers und des Dritten. 5 

3) Bgl. Pland ©. 111. 

4) Wie fieht ed mit dem Bertrage zu Gunjten einer noch nicht geborenen Perſon? 
Ans B.G.B. $1 jcheint ſich zu ergeben, daß der a von feiner Geburt an er: 


wirbt; doch vgl. 8 331 Abi. 7 1 auch $ 2101 Abi. 2 
5) Hellwig a.a.D. $ 47 





238 Das Rüdtrittörect. 


VII. Der Dritte kann vom Berjprechengempfänger wie dem Ber: 
iprechenden Einficht der in deren Beſitz befindlichen Vertragsurfunde 
nach $ 810 verlangen, jowie ihm das Necht angefallen ift. 

Er erwirbt das Eigentum an der dem Verſprechensempfänger aus— 
gejtellten Schuldurfunde nach $ 952 dann, wenn dem Berjprechens- 
empfänger feine Nechte aus demjelben mehr zuftehen. 

VIII. Erwirbt der Dritte das ihm Zugedachte nicht oder weiit er 
den Anfall zurüd, jo entjteht die Frage, ob der Verjprechensempfänger 
die Leiltung zu feinen Gunsten beanjpruchen kann.“ Died wird im der 
Regel der Vertragsabſicht entiprechen, wenn der Berjprechensempfänger 
die Yeiltung an den Dritten gegen Entgelt ausbedungen hat. Hat er eine 
Schenkung mit der Auflage einer Leiltung an einen Dritten vorgenommen, 
jo wird es meiſt der Vertragsabficht gemäß jein, da das dem Dritten 
Beitimmte dem Bejchentten verbleibt. 


Siebentes Kapitel. 


Das Rüktrittsregt, 
$ 107. Das Nüdtrittsreht im allgemeinen. ! 

I. Aus verjchiedenen Gründen und zu verjchtedenen Zweden be- 
halten ſich Vertragsjchliegende ein Rücktrittsrecht vor. 

Dft fehlt noch der endgültige Entſchluß, das Gejchäft zu ver- 
wirklichen, der Käufer z. B. will erit eines Dritten Meinung über den 
Kauf hören und der Verkäufer geiteht ihm den Nüdtritt zu, um Das 
Geichäft überhaupt zu ftande zu bringen, hoffend, dal der Käufer von 
dem Borbehalt feinen Gebrauch machen wird. 

Nicht jelten ift Vorbehalt des Nücdtrittes gegen ein Neugeld, um 
die Gefahren einer Spekulation zu begrenzen. ? 

Häufig behält man fich den Nüdtritt für den Fall vor, dab das 
Geſchäft von der anderen Seite nicht erfüllt wird. Dahin gehört nach 
$ 360 die jog. kaſſatoriſche Klaufel, nämlich die Vereinbarung, Daß der 
andere Teil jeiner Rechte aus dem Vertrage verlujtig jein joll, wenn er 
jeine Verpflichtungen nicht rechtzeitig erfüllt. 


6) Bol. Pland ©. 114. 

1) Wendt, NReuverträge 1879 Heft 2; Bechmann, Kauf Bd. 2 ©. 487; Kublen- 
bet, Bon den Bandetten zum B. G. B. II, 1 S. 197; Strohal in Iherings Jahre. 
Bd. 33 ©. 367; Eretihmar, Archiv f. civ. Praris Bd. 82 ©. 127; Hruza, ſächſ. Archiv 
3.5 S. 70; Stammler &.88 und 129. 

2) Vgl. umten $110. 
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Bildet ein zweileitiger Vertrag ein jog. Firgejchäft, bei welchem 
abredegemäß die Leijtung des einen Teile8 genau zu einer fejt be— 
itimmten Zeit oder binnen bejtimmter Friſt bewirft werden 
und hierin ein wejentlicher Bejtandteil der Leijtung liegen? 
joll, jo gilt im Zweifel das Nücktrittsrecht für den Fall der Nicht- 
emhaltung der Zeit vereinbart, $ 361.* 

Für den Handelsfauf, welcher ein Fixgeſchäft bildet, gelten die be- 
jonderen Beitimmungen des H. G. B. $ 376. 

I. Zahlreich find die Fälle gejeglihen Rüdtrittsrechtes nach 
BG.B. Dies namentlich bei gegenfeitigen Verträgen, wenn der Leitungs: 
prlihtige die Unmöglichkeit der Leiſtung zu vertreten hat, $ 325, oder 
in Verzug mit der Leitung iſt, $ 326. Auch die Wandlung wegen 
Mängel der Kaufjache, $ 459, gehört im wejentlichen hierher. 5 

IH. Das B. G. B. regelt in den 88 346 ff. das vertragsmäßige 
KRüdtrittsrecht in einheitlicher Weile. Es berüdjichtigt hierbei die Ver— 
ihiedenheiten der Gründe des Nücktritte8 nur wenig, Doch find feine Be- 
ſtimmungen bloß dispojfitive. ® 

Dieſe Vorjchriften haben dadurch bejondere Bedeutung, dab fie ent— 
iprechend auf die meilten Fälle des gejeglichen NRüdtrittsrechtes 
Anwendung finden jollen. 

IV. Der Nücdtritt Hat nur obligatorische Wirkungen, mag es 
ich um ein vorbehaltenes oder um ein gejegliches Nücktrittsrecht handeln. 

Es jteht aber nichts im Wege, dat die Vertragsſchließenden 
dem an jich obligatorischen Rücktrittsrecht dingliche Wirkung geben. 

Dies gejchieht bei Beräußerungen von Grundjtüden mittel Ein— 
tragung einer Vormerkung im Grundbuche, laut welcher in dem Rück— 
trittöfalle, 3. B. der nicht rechtzeitigen Zahlung des Kaufpreiſes, das 
Grundſtück zurüdzugewähren ift. Bei beweglichen Sachen genügt es, daß 
die Übereignung unter entiprechender auflöfender Bedingung gejchieht. 

V. Bon jolcher bejonderen Verdinglichung abgejehen, hat der Rück— 
tritt nur obligatorifche Folgen. 


3) Bol. oben $56 ©. 120. 

4) Die Beitimmung ijt durch den Bundesrat geiiafien. Die Vorausjegungen 
des „Berzuges“ müſſen nicht vorhanden fein. Iſt das Geſchäft fein Fixgeſchäft im 
Sinne des 8 361, fo entiteht ein gejegliches Rüdtrittsrecht im Falle des Verzuges des 
Schuldners nad) Maßgabe des $ 326. 
ö an die Vorichriften über Rüdtritt wird ferner verwieien in den $$ 280 
um 2 k 
in A Sningene Vorſchriften über den Nüdtritt enthält das Abzahlungsgeſetz vom 

a 
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Ob dies Verhältnis jo aufzufajjen it, daß nach dem Rücktritte 
das obligatorische Gejchäft al$ aufgehoben zu denfen iſt oder ob aus 
dem Rücktritte Gegenverpflichtungen erwachjen, durch welche die aus 
dem obligatoriichen Geſchäfte erwachjenen Verpflichtungen entfräftet 
werden, darüber waren die beiden Kommiſſionen nicht einig. Man über: 
lieg der Wifjenjchaft die Entjcheidung. ? 

Allein der praktiiche Kern der Frage iſt erledigt. Aus der Auf: 
tafjung des Nücdtrittes al3 Aufhebung des Gejchäftes wäre zu fol- 
gern, dab das, was die Parteien infolge des Gejchäftes empfingen — 
causa finita — mit der Klage wegen ungerechtfertigter Bereiche: 
rung zurüdzugewähren jei. Dies hat aber $ 347 abgelehnt. Der Rück— 
tritt erzeugt hiernach anders geartete, neue Verpflichtungen auf Rück— 
gewähr. Hieraus ergiebt ich, daß das Geſetz von der zweiten Auffajjung 
ausgeht, welche die erjte Kommijjion, von welcher der Paragraph her: 
rührte, teilte. 

Folgerecht nahm die erite Kommiſſion an, daß die aus dem Ver: 
trage entipringenden Verpflichtungen infolge des Rücktrittes nur Durch 
Einrede entfräftet, nicht von Nechts wegen aufgehoben werden. Das 
liegt in der Konjequenz, hat aber praftiich nur geringe Bedeutung. 

VI. Der Rüdtritt im Sinne des Geſetzes zielt darauf ab, auch 
die Folgen, welche das Geichäft in der Vergangenheit hatte, nicht 
minder zu bejeitigen, wie die, welche e8 in der Zukunft haben fünnte. 

Dabei ijt aber zu beachten, daß die Abjicht der Parteien oft 
weniger weit geht, wenn fie auch von „Rüdtritt“ reden. Wird z. B. 
bei einem Auszugsvertrage der Rücktritt wegen jchlechter Behandlung des 
Auszüglers bedungen, jo liegt den Beteiligten in der Regel die Meinung 
fern, daß der Gutsübernehmer die inzwijchen gezogenen Nußungen, der 
Auszügler die inzwilchen genofjenen Gutserträgnifje und Nenten zurück— 
gewähren joll. Sie wollen jog. Bejeitigung ex nune, nimmermehr 
ex tunc. 

Daß die Barteiabjicht im gegebenen Falle, und nicht die dispoſitive 
Vorſchrift des Geſetzes mahgebend jein mug, it jelbitverjtändlich. 


$ 108. Die Ausübung des Rüdtrittsrehtes. 
I. Unter welchen Borausjegungen und zu welcher Zeit das Rück— 
trittörecht ausgeübt werden fann, ergeben die Beitimmungen des Ver- 


7) Siehe hierüber land S. 127. 
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trage3, durch welche der Rüdtritt vorbehalten wurde, jowie des Geſetzes, 
welches dasſelbe gewährt.t-? 

II. Der Rüdtritt vollzieht fich durch Erklärung gegenüber dem 
anderen Teil, $ 349. Er bildet aljo eine einjeitige, empfangsbedürftige 
BVillenserflärung. Er ijt nach der allgemeinen Negel des B.G.B. form: 
frei. Er ift unwiderruflich, wenn nicht der Vertrag, welcher ihn vor- 
behält, Entſchlußwechſel veritattet. 

III. Der Rücdtritt it aftiv und paſſiv unteilbar. 

Steht daher das Rücktrittsrecht mehreren zu, jo muß der Rücktritt 
ſeitens aller, richtet e8 jich gegen mehrere, jedem gegenüber erklärt werden. 
Erliſcht das Nüdtrittsrecht für einen der Berechtigten, jo erlifcht es auch 
für Die übrigen, $ 356. 

IV. Unterjchieden wird Erlöſchen des Rüdtrittsrechtes und 
Ausſchließung feiner Ausübung. Dit e8 erlojchen, jo iſt es un- 
wiederbringlich verloren. Trat nur Ausjchliegung der Ausübung ein, 
jo fann dies Hindernis bejeitigt werden, jo dat der Rücktritt wieder 
offen ſteht. 

Y. Das NRüdtrittsrecht erliicht, wenn es an eine Friſt gebunden 
iſt und dieje nicht gewahrt wird. 

War aber eine Friſt nicht vereinbart, jo kann dem Rücktrittsberech— 
tigten von dem anderen Teil eine angemejjene Friſt für deſſen 
Ausübung bejtimmt werden. Wird fie nicht gewahrt, jo erlijcht das 
Rücktrittsrecht. 

VI Laut $ 350 wird der Rücktritt nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß der Gegenstand, welchen der Berechtigte empfangen hat, zufälliger- 
weile untergegangen oder verjchlechtert ült. 

Hierfür war die römische actio redhibitoria des Käufers wegen 
verborgener Mängel der Kaufjache vorbildlich. Denn dieje lage auf 
Bandelung erlojch nicht, wenn die vom Verkäufer gelieferte mangelhafte 
Sache zufällig beim Käufer unterging. Dies hatte für die actio redhibi- 
toria guten Grund, da dem Berfäufer, welcher Fehlerhaftes lieferte, 
der ji anfnüpfende Schaden eher zur Lajt zu legen iſt als dem Käufer. 
Bas für diefen Fall nicht unbillig war, verallgemeinerte man nun bei 


N, Über $357 vgl. unten bei den Wirkungen der Aufrechnung. 

2) Ob der Rüdtrıtt ein Verſchulden vorausjeßt, ift nad) — zu Grunde liegen— 
den Geichäft zu beurteilen. Anderer Anſicht Cofad B.1 6.3 

3)1.31 $1,1.38 $3 D. de aed. ed. 21,1 „mortuus — Anders 
A.L i, 88327 und 308, code civil art. 1647. 


dernburg, Bürgerl. Net. 1.1. 16 
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Abfaſſung des B. G. B. Freilich wird es nicht immer gleich gut paſſen. 
Der Verkäufer z. B., welcher ſich das Riſiko des Entſchlußwechſels des 
Käufers gefallen läßt, wird damit faum beabfichtigen, die Gefahr des 
Unterganges der Kauffache tro deren Übergabe für die Dauer der Rüd- 
trittöfrift auf fich zu nehmen.* Zwar ijt die Vorjchrift nur eine dis— 
pofitive Aber jelten werden die Beteiligten den Fall des zufälligen 
Unterganges bejonders in das Auge fallen. 

Wie der Untergang, ijt zufällige Verjchlechterung zu behandeln, 

VII. Der Rüdtritt iſt ausgejchlojfen, wenn der Rücktrittsberech— 
tigte eine wejentliche Berjchlechterung, den Untergang oder die ander: 
weitige Unmöglichkeit der Herausgabe des empfangenen Gegenjtandes 
verjchuldet hat, $ 351 Sap 1.5 

Verſchulden des gejeglichen Vertreters oder der Hilfsperjon bei der 
Erfüllung jteht entiprechend $ 274 eigenem Verſchulden des NRücktritts- 
berechtigten gleich. 

Untergang eines erheblichen Teiles iſt weientliche Verjchlechterung, 
8 351 Satz 2. 

Der Rücdtrittsberechtigte, bei welchem die herauszugebende Sache 
unterging oder verjchlechtert wurde, hat zu beweijen, daß dies ohne ihm 
zuzurechnendes Verjchulden geſchah. Dies entipricht allgemeinen Grund: 
ſätzen. 

Iſt der Rücktritt einmal erklärt, ſo wird er nicht dadurch beſeitigt, 
daß ſich der Rücktrittsberechtigte durch Verſchulden in die Lage verſetzt. 
das Empfangene nicht mehr zurückgeben zu können. Nur Schadenserjat 
ilt die Folge, 8 347. 

VII. Hat der RüdtrittSberechtigte, fein gejetlicher Vertreter oder 
eine bei der Erfüllung verwendete Hilfsperjon die empfangene Sache, 
ganz oder zu einem erheblichen Teil, durch Verarbeitung oder Umbildung 
in eine Sache anderer Art verwandelt, jo tt der Nüdtritt gleich: 
fall8 ausgeichlojjen. Die jo entjtandene Unmöglichkeit der Rüdgewähr 
des Empfangenen wird wie eine verjchuldete behandelt, 8 352. 


4) Goldmann umd Lilienthal, ©. 163, bilden folgenden Fall. U. taujcht ein 
Pierd von B. gegen ein Rad ein und behält fi) den Rücdtritt binnen vier Wochen 
vor; das Pferd fällt, das Rad kann er ohne Gegenleiftung zurüdverlangen. Er bat 
aber das Pferd an C. verfauft und ſich auch hierbei den Rüdtritt binnen vier Wochen 
vorbehalten, das Pferd geht bei E. zufällig unter. Dabei behält A. den von E. ge- 
zahlten Kaufpreis und erhält das von B. geleijtete Rad ohne Gegenteiftung. “ 

5) Vgl. Ed in der Feſtſchrift für Bejeler 1885 ©. 161. 
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IX. Sit der NücktrittSberechtigte außer ftande, den empfangenen 
Segenitand oder einen erheblichen Teil desjelben, wie er ihn empfing, 
zurädzugewähren, weil er ihn veräußert, oder weiter mit Rechten 
Tritter belaftet hat, die er nicht zu bejeitigen vermag, jo liegt nahe, 
daß der Nüdtritt ausgejchlojien if. So beitimmten auch die beiden 
eriten Entwürfe. € 

Das wurde jpäter geändert und verfeinert. ? 

Jener Veräußerung oder Belaftung ungeachtet, joll der Rücktritt 
nicht ausgeichlojjen fein, weil es möglich bleibt, daß der Rücktritts— 
berechtigte den Gegenjtand ſich nach der Rücktrittserklärung in dem Beit- 
punkte zurücverichafft hat, in welchem derjelbe zurüdzugewähren ift. 

Die Ausſchließung erfolgt daher nur, wenn der fragliche Gegen- 
jtand infolge Verjchuldens des dritten Erwerber oder Umwandlung nad) 
58351 und 352 nicht mehr zurüditellbar it. 

X. Der erklärte Rücktritt fann unwirkfjam werden, wenn der 
Küdtrittöberechtigte mit der Rüdgewähr des empfangenen Gegenjtandes 
oder eines wejentlichen Teiles desjelben in Verzug fommt. 

Und zwar gejchieht die, wenn ihm der andere Teil eine ange- 
mejjene Friſt zur Rückgewähr unter der Erklärung bejtimmt hat, daß 
er die Annahme nach Ablauf der Friſt ablehne, falls die Rüdgewähr 
nicht friitgemäß erfolgt, $ 354. 

Auf dieje Weile hat ſich der andere Teil namentlich dann zu helfen, 
wenn der Nücdtrittöberechtigte den empfangenen zurüdzugewährenden 
Gegenjtand veräußert oder belajtet und ihn nicht zurückgewährt. 

XI. Wer auf Grund eines Vorbehaltes des Nücktrittsrechtes zu— 
rüdtrat, hat im Streitfall den Vorbehalt zu beweijen. 

Iſt der Rücktritt für den Fall der Nichterfüllung einer Verbind— 
lichkeit vorbehalten, jo hat im Streitfall die Erfüllung zu beweifen, wer 
erfüllt zu haben behauptet, und um deswillen die Zuläffigfeit des Rück— 
trittes beitreitet, $ 358.8 

Daß der Nüdtritt erklärt ift, Hat zu beweiſen, wer aus der Er— 
klärung Rechte herleiten will. Dies muß nicht notwendig der Teil fein, 
welcher zurüdgetreten ijt, denn der Nücdtritt giebt beiden Teilen Rechte. 


6) E. I 8430 Abj.2, II $ 303; Mot. Bd.2 ©. 283. 

7) Bal. Küngel in Gruchot Bd. 40 ©. 139ff.; R. G. Bd.17 S. 67; Ed a. a. O. 

8) Bejteht aber die gejchuldete Leiſtung in einem Unterlaſſen, 3. B. Verntieter 
bat ſich verpflichtet, andere Läden im Mietshauje nicht an einen Konkurrenten zu 
vermieten, jo muß der Kläger, der von dem vereinbarten Rüdtrittsreht Gebraud) 
madıt, bemweijen, daß der Vermieter an einen Konkurrenten vermietet habe. 


16* 
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8 109. Wirkung des NRüdtritte®. 

I. Mit dem Rücktritt erwachſen, wie bereit3 hervorgehoben, für 
jeden Bertragsteil perjünliche Forderungen gegen den anderen Teil, welde 
dazu beitimmt find, die Folgen des Gejchäftes zu bejeitigen. 

Dabei ijt nicht die Auffaffung zu Grunde gelegt, daß der Vertrag 
wie nicht gejchlojien gilt und wegen des bereits Geleijteten Anſprüche 
infolge ungerechtfertigter Bereicherung — causa finita — erwachien, 
vielmehr it der Inhalt der Rücktrittsobligationen bejonders bejtimmt 
und zwar jo: 

1. Ieder hat das Empfangene zurücdzugewähren, joweit es in Natur 
vorhanden ijt, $ 346 Satz 1. 

Handelt e8 jich aber um Leijtungen, die ſich nicht in Natur er: 
halten, Dienjte, Benugung einer Sache und dem entjprechend eines 
anderen Gegenjtandes, z. B. eines Patentes, jo ijt der gemeine Wer 
des Zugewendeten zu erjtatten, war für die Leiltung vertragsmäßig eine 
Vergütung feitgeitellt, deren Betrag, $ 346 Satz 2. 

2. Ferner wird der Empfänger jo behandelt, wie wenn von Em: 
pfang der Leiſtung an Nehtshängigfeit und zivar eines Eigen: 
tumsanjpruchet eingetreten wäre, $ 347. 

Darnach richten jich die Verpflichtungen zum Schadenserſatz wegen 
Berjchlechterung, Unterganges, anderer Unmöglichkeit der Leiſtung, ferner 
wegen Nugungen, andererjeitS die Gegenanjprüche wegen Verwendungen. 
Geldſummen jind vom Empfang an — zu 4%, — zu verzinfen. 

II. Die gegenjeitigen Rücktrittsobligationen find — entiprechend 
den Vorjchriften über gegenjeitige Obligationen — Zug um Zug zu 
erfüllen, $ 348. 

III. Die Anfprüche, welche aus der Erklärung des Nücktrittes 
erwachjen, unterliegen der 3O jährigen Verjährung. 


$ 110. Das Reugeld — die Wandelpön. 


J. Der Vertrag fann Rüdtritt gegen Reugeld vorbehalten — ſog— 
Wandelpün. 


1. Die Wandelpön iſt feine Bertragsitrafe, denn fie ijt nicht ge 
jchuldet,! der Schuldner iſt nur berechtigt, fich durch ihre Erlegung zu 


1) Nach der bisherigen preußiſchen Redtiprechung hat man demnach auch dıe 
Beitimmung, dab die Vertragsftrafe das Doppelte des Intereſſes nicht überſteigen 
dürfe, auf die, Wandelpön nicht angewandt. Gruchot Bd.2 ©. 156, Bd.39 ©. 903. 
— Auch die Überjchrift des vierten Titels jtellt Draufgabe der Vertragsſtrafe gegen: 
über und behandelt bei der Draufgabe die Wandelpön. 
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befreien. Sie unterjteht den Grundfägen der Vertragsitrafe nicht. Auch 
das richterliche Ermäßigungsrecht jteht bet ihr nicht offen.? Es ijt aljo 
etwas Bejonderes, dab dasſelbe bezüglich der an das Konfurrenzverbot 
der Handlungsgehilfen angefnüpften Vertragsitrafe, welche H. G. B. $ 75 
im wejentlichen zur Wandelpön gejtaltet hat, anerkannt wird. 

2. Die Wandelpön verfällt nur bei willfürlichem Nüdtritt.? Sie 
verfällt alfo nicht, wenn man aus einem gejeglichen Grund zuvücktritt, 
auch nicht im Fall des Erlöſchens der Hauptverpflichtung aus anderen 
Gründen. 

3. Die Erklärung des Rücktrittes beendet die Hauptverpflichtung, 
5 349. Sie liegt in der Erklärung, das Reugeld zahlen zu wollen.* 

Doch muß fich der andere Teil mit Worten nicht abfinden lafien. 
Daher iſt nach $ 359 die Rücktrittserklärung unwirkſam, falls das Reu— 
geld nicht vor oder bei der Erklärung entrichtet wird, jofern der andere 
Teil diejelbe aus diefem Grunde unverzüglich zurüchveift. Unverzügliche 
Entrihtung des Neugeldes nad) der Zurückweiſung jtellt aber die Gel: 
tung der NRüdtrittserflärung ber. 

Der Beweis der Entrichtung wie der Rüdtrittgerflärung liegt dem 
ob, welcher den Rücktritt geltend macht. 

4. Das Recht des Nüdktrittes gegen Reugeld fällt weg, wenn jich 
der Schuldner für Erfüllung der Hauptverpflichtung erklärt hat. 

Dies kann im Beginn der Erfüllung zu finden jein. 

5. Die Vorjchriften des B. G. B. über Rücktritt, insbejondere die 
des $ 355 über Friſtſetzung, gelten auch für den Rücktritt gegen Reugeld. 

6. Der Gläubiger fann, wenn der Schuldner nicht leitete, aber 
fich auch nicht für den Rücktritt erklärte, nicht auf das Neugeld Hagen. 
Er Hat vielmehr die Erfüllung der Hauptverpflichtung einzuflagen und 
für den Fall, daß der andere Teil den Rücktritt erklärt, das Neugeld.® 

II. Berjchieden von der Vereinbarung des Nüdtrittes gegen Reu- 
geld iit die andere, wonach man ſich gegen eine Geldleiftung beliebigen 
Rücktritt vorbehält. 


— — — 


2) Bgl. oben 8 102 ©.227. 

3) Gruchot Bd.2 ©. 159. 

4) Die Erklärung des Rüdtrittes kann in willfürliher Nichterfüllung der Haupt— 
leitung liegen, während nad) = Abficht beim re ee deren rechtzeitige Vor— 
nabme unverichiebbar jein joll, R.O. H. G. Bd. 24 ©. 110. 

5) E.I 8 435; Mot. Bd.2 ©. 285. 

6) Dal. O. Trib. Bd.34 ©. böff. 
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III. Im Börjengejchäft kommen beide Formen bei Zeitfäufen mit 
Prämien vor. Sie jollen das Wagnis begrenzen, welches darin liegt, 
daß man zu feitem Preis Effekten oder Waren mit jchwanfendem Kurs 
fünftig lieferbar verkauft oder Fauft. Die Prämie fann fein 

1. Aquivalent für das Recht zum Rücktritt, ohne Rückſicht darauf, 
ob der PBrämienzahler von diefem Necht Gebrauch macht. Es liegt dann 
im Rechtsſinn nichts anderes vor, al3 ein um die Prämie erhöhter oder 
erniedrigter Kaufpreis, wogegen derjenige, welchem die Prämie zur Yajt 
liegt, daS Nüdtrittsrecht hat. 

2. Die Prämie fann Wandelpön fein, jo daß jie nur im Fall des 
Nücktrittes zu entrichten ift.? 

Hauptfälle jind das Worprämiengefchäft und das Rückprämien— 
gejchäft. 

a) Bei der Borprämie oder Lieferungsprämie fann Jich der Käufer 
von der Erfüllung des Gejchäftes durch Leitung der Prämie frei machen. 
Der Käufer — welcher ä la hausse fpefuliert — hat, für den Fall, 
daß der Kurs des Wertgegenjtande® am Stichtag geitiegen iſt, unbe- 
grenzt eine Gewinnchance; für den Fall der Baiſſe fann er Höchitens 
die Prämie verlieren. 

b) Eine Rüdprämie bildet die vom Verkäufer für jeinen Rüd: 
tritt zu zahlende Prämie Sie joll für ihn die Gefahr begrenzen, wenn 
er Gegenitände verkauft hat, welche er nicht befigt, in der Hoffnung, 
fie wohlfeiler zu erwerben, fall3 jeiner Erwartung entgegen eine Hauſſe 
derjelben eintritt. 


8 111. Rüdtritt wegen veränderter Umjtände.! 

I. Fürſt Bismard in jeinen „Gedanken und Erinnerungen“ Bd. 2 
©. 258 bezeugt: „Die clausula rebus sie stantibus wird bei Staats: 
verträgen, welche Leiltungen bedingen, angenommen.“ Ebenſo erachtete 
die ältere Theorie auch für Privatverträge, fie würden geichlojjen „rebus 
sie stantibus“ und lehrte danad) pactum obligatorium esse desinit, si 
facies rerum prorsus immutetur.? Doc) was die jtaatliche Notwendig: 


7) So iſt die Behandlung nad) den Bedingungen der Berliner Yondsbörie 
8 12. Die Prämie verfällt, wenn der zur Prämtenzahlung eventuell Verpflichtete 
ſich nicht ausdrüdlih und rechtzeitig für die Erfüllung des Lieferungsgeicäftes er: 
flärt; e8 ergebe fih denn aus dem Kurje der Erflärunggzeit die Entiheidung für 
die Erfüllung des Lieferungsgejcäftes zweifellos. Näheres in den angeführten Be- 
dingungen. 

1) Stammiler, Schuldverhältniiie ©. 88. 

2) Leyser med. 5 sp. 40 m. 4. 
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feit bei Verträgen des öffentlichen Rechtes fordert, gilt auf dem Gebiete 
des Privatrechtes nicht. 

Das neuere gemeine Recht will daher Hier von der Klauſel rebus 
sic stantibus nichts wiljen. Im allgemeinen mit Recht. Aber zum Fall: 
itrid jollen Verträge infolgedejjen nicht werden. Auch damit wiirde 
Treu und Glauben verlegt. 

Das ÜL.R.I, 5 $ 378 juchte die Löſung in der Berjtattung des 
Nücktrittes, wenn es fich um unvorhergejehene Veränderungen handelte, 
welche die Erreichung des ausdrüdlich erklärten oder aus der Natur des 
Gejchäftes fich ergebenden Endzweckes beiden Teilen oder eines von beiden 
unmöglich machen. Dies gab feine unzweideutige Richticehnur. ® 

U. Im 8.6.8. finden ſich feine allgemeinen Borjchriften über 
Nücdtritt wegen veränderter Umjtände.* Jedoch darf namentlich 

1. wer Geben eined Darlehens verjpricht, nach S 610 zurüdtreten, 
wenn in den Vermögensverhältnijjen des anderen Teiles eine die Nüd- 
eritattung des Darlehens gefährdende Verjchlechterung eintritt. 

Dies iſt auf alle Fälle, in welchen man zu freditieren verjpricht, 
wegen Gleichheit des Grundes auszudehnen. 

Bei der Leihe ift nach $ 605 Ziff. 1 Kündigung zuläffig, wenn 
der Berleiher der Sache infolge eines unvorgejehenen Umftandes bedarf. 

2. Bei Dienjtverträgen ijt nach $ 626, bei Gejellichaften nach $ 723 
Kündigung zuläflig, wenn ein wichtiger Grund zu derjelben vorliegt. 
Dahın fann eine wejentliche Veränderung der Umjtände gehören. 

3. Die Beitimmungen der Konk. Ord. $ 17 ff. bezüglich der Erfüllung 
der Nechtsgejchäfte find auf die veränderten Umftände durch Eröffnung 
des Konfurjes zurüdzuführen. 

III. Hiervon abgejehen, ijt die Zuläſſigkeit des Rücktrittes wegen 
Beränderung der Umstände nad) Treu und Glauben zu bemeſſen, B. G. B. 
$ 157. Darnach wird der Rüdtritt zuläffig jein 

1. wenn von der anderen Seite widerrechtlich oder doch illoyal 
bewirft wird, daß der ausdrüdlich erklärte wirtjchaftliche End- 
zwed des Gejchäftes vereitelt wird; 3. B. ein Arzt mietet eine 
Wohnung unter der Mitteilung an den Vermieter, daß dies geichehe, 
um in der unmittelbaren Nähe jeiner in dem Sanatorium desjelben 


3) Bol. R.G. Bd. 22 ©. 87. 
4) Bgl. aud) Motive Bd. 2 ©. 199. 
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Haufes wohnenden Kranken zu jein. Der Wirt fündigt dem Befiter des 
Sanatoriumg, dies giebt dem Arzt ein Kündigungsrecht. > 

2. wenn fich infolge der neuen Umſtände die Natur des Gejchäftes 
derart ändert, daß das Feſthalten an demjelben zur Ausbeutung führen 
würde, ® 


Dritter Abſchnitt. 
Erlöihen der Forderungen. 


$ 112, Erlöjhen der Forderungen im allgemeinen. 

I. Das B. G. B. hebt in vier Titeln fünf Erlöfchungsgründe der 
Schuldverhältnijie hervor, nämlich: Erfüllung, Leiltung an Erfüllungs- 
Itatt, Hinterlegung, Aufrechnung, Erlap. 

Hiermit find die Erlöjchungsgründe jedoch nicht erjchöpft,! Er- 
löſchungsgrund ijt unter anderen Bereinigung — Konfuſion —, ferner 
Tod des Schuldners bei höchjtperjönlichen Verbindlichkeiten, Novation, 
Unmöglichkeit der Leiltung. Nach den allgemeinen VBorjchriften des 
B. G. B. bewirkt eine auflöjende Bedingung, die Nüdtrittserflärung, die 
Anfechtung einer anfechtbaren Verpflichtung deren Beendigung. 

IH. Da das B. G. B. die römiſche Einrede übernommen bat, jo 
giebt es neben den Erlöjchungsgründen Fälle der Entkräftbarkeit durch 
zerjtörliche Einrede, 3. B. wegen ungerechtfertigter Bereicherung. 

Dann iſt, jofern die Einrede geltend gemacht wird, die Forderung 
wirkungslos. Sie iſt aber auch vor der Geltendmachung der Einrede, 


5) Gruchot Bd. 37 ©. 993. 

6) Das Branntweinfteuergejeg vom 24. Juni 1887 hat eine hohe Verbrauchs— 
abgabe auf den in den freien Verkehr gebrachten Branntwein vom 1. Oktober 1887 
an gelegt und eine entiprechende Nachveriteuerung auf bereit damals im freien Ber: 
fehr befindlichen Branntwein angeordnet. Es fam vor, daß vorher Verkäufe von 
Branntwein, nad dem 1. Oftober lieferbar, abgejchlofjen waren, bei deren Abſchluß 
jenes Steuergeje noch nicht vorausgeiehen war, noch vorausgejchen werden konnte. 
Mußte infolge folder Berträge der Verkäufer die Ware zum freien Gebraudı des 
Käufers alſo nachverſteuert liefern, jo hätte er infolge der Steueraufwendung fein 
oder nur eim ganz ungenügende3 Äquivalent erhalten. Daher hätte das Geſchäft 
jeine wejentliche Natur verloren und das Beftehen auf feiner Ausführung eine Aus- 
beutung des Verkäufers durch den Käufer mit fich geführt. Daher nahm das Reichs— 
gericht auf Grund des preußiichen Rechts — Entſch. Bd.22 S. 81 — ein Rücktritts— 
recht des Verkäufers an, während das R. G. — Entih. Bd. 21 S. 178 — in ge= 
meinrechtliher Sache ein joldes verwarf. Die erjtere Enticheidung it für die richtige 
zu ae die letztere entſprach der bona fides nicht, welche auch gemeinrechtlich zu 
walten hatte. 


1) gl. code civil art. 1234. 
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iowie diefelbe erwachjen ijt, in wirtichaftlichem Sinne feine Forderung, 
feine Verbindlichkeit mehr.? Sie bildet weder im Vermögen des Gläu- 
bigers ein Aktivum, noch in dem des Schuldners ein Paſſivum, ift alfo 
in die Bermögensbilang nicht aufzunehmen. 

Rechtlich beitehen allerdings Verjchiedenheiten. It eine Forderung 
erloichen, jo ijt fie endgültig vernichtet. Iſt z. B. eine Darlehensichuld 
einmal gezahlt, jo wird fie durch Vereinbarung von Gläubiger und 
Schuldner nicht wieder hergeftellt, auch wenn die gezahlten Geldſtücke 
in Natur unverzüglich zurücgegeben werden. Sit die Forderung nur 
einredebehaftet, jo gewinnt fie Durch Verzicht auf die Einrede ihre ur- 
iprüngliche Geltung zurüd. 

III. Unter dem Erlöjchen des Schuldverhältnifjes verjteht das 
8.6.8. das Erlöjchen der einzelnen Forderung. 

Anderen Grundjägen unterliegt das Erlöjchen des Schuldverhält- 
nijjes in einem anderen Sinne al3 ein Verhältnis, aus welchem fich 
sorderungen und Schulden entwideln können, 3. B. ein Auftrag, vgl. 
8 6725. 

Erites Kapitel. 
Die Erfüllung. 
$ 113. Erfüllung und Zahlung. 

I. Den Endzwed der Obligatton bildet deren Erfüllung. Mit ihr 
findet jie ihr Ziel, ihr Ende. Demzufolge bejtimmt $ 362 Abſ. 1: Das 
Schuldverhältnis erliicht, wenn die geichuldete Leiftung an den Gläubiger 
bewirft wird. 

1. Die Erfüllung fordert Leiftung des Gegenjtandes der bezüglichen 
Schuld. Werterfag muß fich der Gläubiger nicht aufdrängen lafjen.? Er 
kann alio 3.8. ein ihm gefchuldetes, mit beftimmter Nummer bezeich- 


2) Die Römer iprehen aus 1.66 D. de R. I. 50, 17: desinit debitor esse, 
qui nactus est exceptionem. Das gilt aucd für das B. G. B. in demfelben Sinne 
wie in Rom. Es wird damit nicht geleugnet, dab an und für fi) der Gläubiger 
ein Forderungsrecht, der Schuldner eine Schuldverpflichtung hat, ſonſt hätte der Glaͤu— 
biger feine actio gehabt und der Schuldner keiner exceptio bedunft. Aber ein Leijten- 
müfien feiten® des Schuldners befteht gleichwohl nicht mehr, in diefem Sinne ift er 
nicht mehr Schuldner, da ihm die Einrede das Recht giebt, die Leiftung zu ver: 
weisen, 8.6.8. $ 222 Abſ. 1, da fie die Geltendmachung des Anipruches aufhebt, 
8813 Abi. 1, 88886, 1169, 1254. 

l) Gruchot, Die Lehre von der Geldzahlung nad heutigem Recht 1871; Römer, 
Erfüllung der Obligation in Goldſchmidts Zeitichrift Bd. 23 ©. 1; Stammler a. a. O. 
<.214; Kuhlenbeck, Bon den Pandelten Bd.2 8 23. 

2}1L.281 D.der.cr. 12,1: aliud pro alio invito creditore solvi non potest. 
— Nur der Geſichtspunkt der Chikane $ 226 ift zu berüdiichtigen. 
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netes, noch nicht gezogenes Lospapier fordern, jo daß er ein anderes, 
wenn auch gleichwertiges, nicht jtatt jeiner annehmen muß,“ auch wenn 
der Schuldner die zugejagten Nummern nicht zu bejchaffen vermag. Der 
Schuldner hat daher den auf die gejchuldete Nummer etwa jpäter fallen- 
den Gewinn zu erjegen, ohne daß ihm zu gute kommt, dag er dem 
Gläubiger ein anderes gleichartiges Papier angeboten hatte. * 

2. Notwendig ift ferner die auf die Schuldtilgung gerichtete 
Abjicht des Erfüllenden. 

Allerdings hebt dies S 362 Abſ. 1 nicht hervor. Infolgedeſſen liegt 
der Schluß nahe, daß jene Abjicht zur Schuldtilgung nicht erforderlich 
jei, um jo mehr, weil im Abſ. 2 für einen bejonderen Fall verlangt wird, 
daß die Leiltung zum Zweck der Erfüllung gejchehe. Es ijt gleichwohl 
nicht zu bezweifeln, daß die Abficht der Erfüllung zur Schuldtilgung 
notwendig it. Schuldet N. dem A. 1000 ME. und jchidt er ihm die 
Summe von 1000 ME. zu anderen Zweden, 3. B. damit A. Waren für 
ihn kaufe, jo liegt hierin feine Schuldtilgung; dies entjpricht der Natur 
der Sache und der bisherigen Rechtsjprechung. 

II. Für die Erfüllung ift feineswegs in allen Fällen ein Ver— 
trag zwilchen dem Erfüllenden und dem Gläubiger erforderlich. ® 

E3 giebt vielmehr Fälle, in welchen der Schuldner ohne Mitwir- 
fung der Gläubiger erfüllt; jo vor allem bei Unterlaffungen; auch bei 
Dienften fommt es vor, daß fie erfüllt werden, ohne daß fie der Gläu- 
biger in Empfang zu nehmen hat, oder auch nur von ihrer Vornahme 
zur Zeit der Erfüllung weiß. 

Allerdings aber it jehr häufig die Mitwirkung des Gläubigers 
nad) der bejonderen Art der Erfüllungshandlung notwendig; insbejondere 
wenn die Übereignung von Sachen gejchuldet wird. Es beruht dann 
die Übereignung auf Vertrag, nicht die Erfüllung als jolche.? 

III. Eine Unterart der Erfüllung it die Zahlung. 

Im weiteren Sinne bedeutet Zahlung jede Übereignung von Geld- 
jummen, jei e8 zur Begründung einer Schuld, jei es zu deren Tilgung, 





3) Striethorit Ardiv Bd. 19 ©. 57. R 

4) In der Regel hat der Schuldner die Koften der Erfüllung zu tragen. Uber die 
Koſten beim Kauf vgl. 88 448, 449. Der Gejchäftsherr hat im Falle eines Auftrages, 
Dienſtvertrages, Hinterlegung in der Regel alle often, aud) die der Erfüllung zu tragen. 

5) Sur. Woch 1882 ©. 264 n.50, 1897 ©. 372 n. 18. 

6) Stammler a. a. O. ©. 221; dagegen Matthiad, B. R. Bd. 1 S. 375. 

7) Der Inhalt der Erfüllung beſtimmt ſich nach dem 1 Januar 1900 für ältere 
Sculdverhältnijie nad) altem Recht, Form und Wirfung des Erfüllungsgeicäftes nadı 
dem neuen, Habicht, Einwirkung des B. G. B. S. 144. 
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jet e8 zu anderen Sweden. Im bejonderen Sinne verjteht man unter 
Zahlung im Leben wie nad) dem Geſetz 88 244 und 245 B. G. B. Til- 
gung einer Schuld durch Geld. 

Zur Zahlung gehört, dab das Gezahlte Eigentum des Gläubigers 
wird. Auch Zahlung mit dem Gelde eines Dritten genügt, ſofern der 
Gläubiger beim Empfang im guten Glauben war, weil er der Eigen: 
tümer des Gezahlten wird und zwar in unanfechtbarer Weije, B. G. B. 
ss 932, 935.9 it er beim Empfang nicht in gutem Glauben, jo wird 
die Schuld durch Zahlung mit fremdem Gelde nicht getilgt, da der Gläu— 
biger dann der Eigentumgflage, oder wenn das Geld nicht mehr erfennbar 
bet ihm vorhanden ift, der Klage wegen unerlaubter Handlung unter- 
liegt, aljo nicht befriedigt ijt.® 

IV. Sit der Gläubiger gehalten, Erfüllung unter Vorbehalt von 
Einwendungen anzunehmen, welche der Schuldner dem Gläubiger 
gegenüber zu haben glaubt? Die Frage ijt zu verneinen.1? Wenn der 
Gläubiger ſich durch Vertrag eine Leiltung ausbedingt, wenn ihm das 
Geſetz jolche zubilligt, jo wird damit Leiſtung in verfehrsüblicher Weije 
in Ausficht genommen. Dies ijt jie aber nur, wenn jie vorbehaltlos 
it. Zahlung unter Vorbehalt giebt feine gleichitehende Nechtspojition. 
Denn fie entzieht dem Gläubiger die thatjächliche Anerkennung der Schuld, 
welche in der vorbehaltlojen Erfüllung zu jehen ift. Ein deutſches Rechts— 
\prichwort lautet: Zahlung macht Frieden. Zutreffend hat man bemerft, 
dag Zahlung unter Vorbehalt nicht Frieden macht, jondern Streit pro= 
voziert. 1 

Iſt jedoch der angebliche Schuldner zur Leiſtung verurteilt, ſo daß 
er ſeine illiquiden Einreden noch geltend machen darf, ſo iſt ihm Zahlung 
unter Borbedalt verjtattet.!? 


8) Das römiſche Recht verlangte auch feiten® des gutgläubigen Empfängers 
Konjumtion des Geldes, um die Vindikation des Eigentümers desjelben auszuſchließen, 
1.14 $8D. de sol. 46,3. Anders ſchon A. L. R. 1,15 845. 

9) Die Übermweijun durch Girofonto, welche im Verkehr häufig it und aud) 
bei der Poſt eingeführt if ‚tt nicht Zahlung. Doch kann die Überweifung ald Er: 
fülung vereinbart werden, dann ijt mit der Umſchreibung erfüllt. Hat die angemiejene 
Bank einmal umgejchrieben, fo ift fie zur Änderung nicht berechtigt, Badiſche Annal. 
32.58 S. 357, 373. Iſt Zahlung durch Vermittelung des Girofontos nicht vereinbart, 
jo kann fie vom Schuldner zurüdgemwiejen werden, Jur. Woch. 1892 S. 483 n. 22. 

10) Anderer Anſicht Stölzel, —— v. 2o dagegen Liebknecht, Vor— 
behaltszahlung und Eventualaufrehnung 1899 ©. 61 und dort Angef., Oertmann 
8 363 Bifl. 6. 

11) Liebknecht a.a.D. ©. 64. 

12) Durch Zahlung unter Vorbehalt wird die Beweislajt nicht. verändert nad) 
Jur. Monatsihr. 1898 ©. 56, 57; R.G. Bd. 26 ©.55, Bd.30 S. 174; anderer 
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$ 114. Der Empfangsberechtigte. Fähigkeit zur Leiſtung. 

I. An den Gläubiger muß die Leiftung gejchehen, $ 362 Abi. 1, 
jet dies der urjprüngliche, jei es dejien allgemeiner NRechtsnachfolger oder 
ein Sondernachfolger. 

Wer Die Forderung geltend macht, hat daher jeine Legitimation, 
wenn jie bejtritten wird, Darzuthun. ! 

Der Schuldner kommt folglich nicht in Verzug, jo lange er ſich 
hierüber in entichuldbarer Ungewißheit befindet, B. G. B. $ 285; er iit 
zur öffentlichen Hinterlegung befugt, wenn er entichuldbarerweije über 
die Perjon des Gläubiger im Ungewiffen ilt, $ 372. 

1. Leiſtung an einen Nichtgläubiger befreit den Schuldner aud) dann 
nicht, wenn er denjelben entjchuldbar für den Gläubiger hielt.? Es bleibt 
ihm nur der Anjpruch auf Nüderjtattung wegen ungerechtfertigter Be: 
veicherung gegen den Empfänger, $ 812, und wegen unerlaubter Dand- 
fung, wenn diejer ſich als Gläubiger ausgab und ihn ſchuldhafterweiſe 
täujchte, auf Schadenserjag. Liegt freilich) dem Gläubiger jelbit zu— 
rechenbares Verſchulden an dem Irrtume des Leijtenden zur Laft, jo 
jteht ihm eine Einrede entgegen, wenn er Die Forderung gleichwohl gel- 
tend macht, $ 823. 

Wer gutgläubig an den vermeintlichen Erben ſeines Gläubigers 
leiftet, welcher einen gerichtlichen Erbichein erlangt Hat, iſt gefichert, 
ss 2366 und 2367. 

Nicht minder wird der Schuldner durch Leijtung an den Inhaber 
eines jog. Legitimationspapteres befreit, trogdem derjelbe der Gläubiger 
nicht iſt, $ 808 Abi. 1.3 

2. Nur die Leiltung an den volljtändig gejchäftsfähigen Gläubiger 
befreit in der Regel den Schuldner. Denn da der Gejchäftsunfähige oder 
in der Gejchäftsfühigfeit Beſchränkte ſeine Forderung durch jeine Rechts— 
handlungen nicht aufheben kann, fann er dies auch nicht durch Annahme 
der Leiftung. Dagegen erhält der Schuldner eine Einrede, falld das 
dem nicht verfügungsfähigen Gläubiger ©eleijtete an den Vertreter Des: 





Anfiht R.G. Bd.7 ©. 172; Bolje Bd. 13 S. 231, 232. — Bol. Neiffer, Der Bor: 
behalt des Zahlenden nad) A. L. R.; bei Gruchot Bd. 34 S. 275ff. 

1) 1.19 D. de R. I. 50,17. 

2) 3.8. es nimmt jemand auf Grund eines Loſes mit gefälichter Nummer 
Zahlung des Gewinnes in Empfang, welcher auf ein anderes Los gefallen if. Der 
Inhaber des echten Lojes kann Zahlung verlangen, ungeachtet der dem Fälſcher be- 
reit$ gewährten Zahlung. 

3) Über die Einziehung der Forderung durch den Niehbraucher fiehe SS 1074 
und 1077, durch den Piandgläubiger SS 1281 und 1282. 
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jelben gelangt oder beim Empfänger nad) Erlangung jeiner Fähigkeit 
nod vorhanden, oder wenigjtens in deſſen Vorteil verwendet it. 

Handelt es fich jedoch um eine Leiſtung des Schuldners, bei welcher 
eine Willensthätigfeit des Gläubigers nicht Play greift, z.B. um eine 
Leiſtung an Dritte, um Arbeiten an Gegenftänden des Gläubigers oder 
um Unterlajjen, jo kommt die Gejchäftsfähigfeit des Gläubigers nicht 
in Frage.“ 

3. Dem Gläubiger darf nicht durch gerichtliche Beichlagnahme das 
Recht der Annahme der Leiftung entzogen jein. Die Bejchlagnahme 
wirkt im allgemeinen gegen den Schuldner, den ſog. Drittichuldner erſt 
mit der Zuftellung des Gerichtsbejchlufjes an ihn. Nach der Beichlag- 
nahme iſt der Schuldner berechtigt, er iſt aber auf Verlangen jeines 
Gläubigers auch verpflichtet, das Gejchuldete bei der Hinterlegungs- 
ſtelle zu Hinterlegen. 

II. Die Erfüllung kann an den gefehlichen Vertreter des Gläu— 
bigers gejchehen, micht minder an den zu deren Annahme Bevoll- 
mädtigten. 

Die Vollmacht zur Zahlungsannahme it für Verkehr und Leben 
beionder8 wichtig. Nah A.L. R. J, 13 $ 105 lag fie in einer General- 
vollmacht allein nicht; das B.G.B. fennt aber einen derartigen Rechts- 
ja nicht; es ijt aljo Frage der Auslegung und nach den Umftänden 
zu beurteilen, ob jich eine allgemeine Vollmacht auf Annahme von 
Leijtungen zum Zwed einer Schuldtilgung erjtredt. 

Der Überbringer einer Quittung, welche von dem zum Em: 
prange der Leiltung Legitimierten ausgeſtellt wurde, gilt nah B. G. B. 
5 370 als ermächtigt, dtejelbe zu empfangen, ſofern nicht die Dem 
Leiſtenden befannten Umftände der Annahme einer jolchen Ermächtigung 
entgegenjtehen.® Dies findet jelbit Anwendung, wenn eine vom Gläubiger 
in Erwartung der Zahlung ausgeftellte Quittung vom Überbringer ent: 
wendet war, immer vorausgejegt, daß der Leiftende die im Verkehr ge- 
wöhnliche Sorgfalt nicht verabfäumte, ebenſo wenn eine Blankounterjchrift 
des Gläubiger in äußerlich umverdächtiger Weije durch eine Quittung 
ausgefüllt war,? nicht aber im Falle einer Fälſchung der Unterjchrift des 
Släubigers. 8 

4) Dertmann ©. 362 ; 

5) Striethorft Archiv 8 100 6 .1; R.G. Bd. 17 ©. 291; unten $ 121. 

6) So ſchon altes H. G. B. Art. 296. 

7) Auch der Überbringer einer — in blanco iſt zur Empfangnahme als 
legitimiert erachtet, R.O. H. G. Bd. 11 S. 3 
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Einem Brofuriften kann wie dem Geſchäftsherrn ſelbſt geletitet wer: 
den; Dandlungsbevollmächtigten und Agenten, wenn dies der ihnen an- 
gewiejenen gejchäftlichen Stellung entſpricht, H. G. B. $ 54.° Handlungs: 
reijende gelten insbejondere al3 ermächtigt, den Kaufpreis aus den von 
ihnen abgejchlofjenen Verkäufen einzuziehen. Dies bezieht ſich auch auf 
jog. Stadtreifende. 1%. 11 Die befondere Vermutung hat nur Anwendung 
auf Neijende, die in Ddienjtlicher Abhängigkeit vom Gläubiger ftehen.!? 
Die Leiftung an den Reiſenden fann durch den Prinzipal verboten werden, 
auch in der Faktura. Das Verbot muß aber dem Schuldner derart 
angezeigt jein, daß er es kannte oder fennen mußte, ehe er Zahlung an 
den Reiſenden letjtete, vgl. $ 173. 

Die Prozegvollmacht berechtigt nicht zur Empfangnahme des ein: 
geklagten Gegenjtandes, vielmehr nur zur Empfangnahme der von dem 
Schuldner zu erjtattenden Koſten, C. P.O. 8 81.13.14 

Gerichtsvollzieher gelten dem Schuldner gegenüber durch den 
Beſitz der vollitrebaren Ausfertigung des Schuldtitel3 zur Annahme 
der gejchuldeten Leiltung und Auslieferung der Ausfertigung des Schuld: 
titel8 nebjt Quittung ermöglicht, ohne daß der Gläubiger den Mangel 
oder die Beichränfung des Auftrages geltend machen kann, C. P. O. 
ss 754 und 755. 

Das einem Bertreter Geleijtete wird Eigentum des Gejchäfts- 
herrn, auch wenn der Vertreter „unmittelbarer Beſitzer“ des Einge— 
nommenen wird. Nach bejonderer Vereinbarung oder Verkehrsübung 
fann zwar der Bevollmächtigte auch bloßer Summenjchuldner werden, 


8) Die Vollmacht zur Be fann die nk zur Empfang- 
nahme des Geldes enthalten, Zur. Woch. 1898 ©. 682 n. 
9) Bol. alte H. G. B. Art. 49. 

10) Anders altes 9. ©. B. Art. 49; RO.H. Bd.1 ©. 151, Bd.9 S. 104, Bb.15 
©. 405. 

11) Ob er aud) andere Forderungen, namentlich aus Gejchäften eines Vorgängers, 
einziehen darf, bejtimmt ſich danad), ob feine geichäftliche Stellung den Schuldner zur 
Annahme führen konnte, dab er hierzu Vollmacht habe. 

12) Hierüber hat ſich alſo der Leiſtende zu vergewiſſern. 

13) Der Prozeßvertreter iſt aber legitimiert, dem Gerichtsvollzieher den Zwangs 
vollſtreckungstitel zur Vollſtreckung zu übergeben. Dadurch wird der Gerichtsvollzieher 
zur Empfangnahme des Streitgegenſtandes legitimiert. Muß dann der Gerichtsvoll— 
zieher den Streitgegenjtand der Prozeßpartei herausgeben oder iſt er berechtigt und 
verpflichtet, daS Empfangene dem Prozehvertreter, von dem er den Auftrag zur Voll— 
itredung erhalten, herauszugeben? Nimmt man das letztere an, jo erlangt indirekt 
der Prozehvertreter die Streitiumme. 

14) Iſt in der Prozeßvollmacht dem Vertreter die Befugnis zur Empfangnabme 
der Streitfumme gegeben, jo ift der gewöhnliche Vollmachtsſtempel zu verwenden, 
DL. f. Rechtepflege 1598 ©. 78. 
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jo dab er nur zur Aushändigung eines entiprechenden Betrages an den 
Rollmachtgeber verpflichtet wird. An fich ijt dies aber nicht anzunehmen. 
Verwendet daher der Bevollmächtigte das Eingenommene zu eigenen 
Sweden, jo liegt darin in der Negel eine Unterjchlagung. 

Die Ermächtigung zur Annahme des Gejchuldeten jchliekt die Voll— 
macht zur Annahme anderer Befriedigunggmittel, 3. B. von Wechieln, 
Cheds jtatt Geld an jich nicht in fich. Auch zu Verfügungen über die 
Forderung befugt jie in der Regel nicht, aljo namentlich nicht zur Be— 
willigung einer Stundung oder eines teilweijen Erlaſſes. Der angeftellte 
Reiſende des Kaufmannes gilt jedoch als befugt, Zahlungsfriiten be- 
züglich der Kaufpreiſe aus den von ihm abgejchlofjenen Verkäufen zu 
bewilligen, H. G. B. $ 55 Abi. 2. 

IN. Die Vollmacht zur Annahme der Erfüllung ijt in der Regel 
widerruffich, $ 168. 

Schon nach römischem Rechte fonnte aber der Gläubiger dem 
Schuldner ummwiderruflich das Recht einräumen, einem bejtimmten Dritten 
— dem solutionis causa adjectus — zu zahlen, was nach römijchem 
Gebrauche durch die Formel der Stipulation „mibi aut Titio dure 
spontes“ gejchah. 15 
Tas A.L. R. 1, 16 $ 31ff. veritattete in ſolchem Falle den Widerruf, 
wenn der Gläubiger den Schuldner wegen des hieraus erivachjenen Nach: 
teiles entichädigte, nicht minder wegen veränderter Umjtände, wohin jeden- 
tall3 der Konkurs oder jonjtiger Vermögensverfall des Dritten gehört.!s 
Entiprechendes wird man auch nach B. G. B. als Barteiabjicht anzujehen 
haben, da der Gläubiger durch jolche Berjtattung dem Schuldner die 
Leiſtung erleichtern, feineswegs aber die Erfüllung ernjtlich gefährden 
will. Die Ermächtigung bezieht jich nicht auf die Erben des Ermäch— 
tigten, 1? es jei denn, daß ſie mehr dem Gejchäft als der Perjon des 
Ermächtigten galt und jeine Erben das Gejchäft fortjegen. 

IV. Die Berechtigung zur Annahme des Schuldgegenjtandes kann 
dem Ermächtigten auch in dejjen eigenem Intereſſe — in rem suam 
— erteilt jein, dann erwirbt er Eigentum des Geleijteten; er fann ſich 
ferner mit Leiltung an Erfüllungsjtatt begnügen und die Schuld erlafjen. 
Dies Recht iſt vererblid). 


15) Dernburg, Pandelten Bd.2 855 Anm. 17. 
16) ®gl. auch 1.38 pr. D. de sol. 46, 3. 
17) 1.81 pr. D. de sol. 46, 3. 


256 Die Erfüllung. 


Der Gläubiger, welchem die Forderung jeine® Schuldners nad 
deren Pfändung gerichtlich zur Einziehung überwiejen iſt, C. P. O. $ 835 
Abi. 1, kann eine Geldforderung nur injoweit einziehen, als Dies zu 
jeiner Befriedigung erforderlich iſt, $ 1282 Abi. 1. Injoweit wird er 
Eigentümer des Eingezogenen. 

V. Im Falle einer Anweifung auf Schuld wird der Angewieſene 
durch die Leiftung in deren Höhe von jeiner Schuld befreit, $ 787 Abi.1. 

Der Anweifungsempfänger erhebt die Schuldjumme in eigenem 
Namen, $ 783 Abſ. 1, und wird Eigentümer des Eingezogenen. Aber 
dies gilt doch nur im Zweifel. Iſt er nach innen hin nur Bertreter, 
3. B. ein bloßer Diener des Anweijenden, jo erwirbt er diejem das Cr: 
hobene unmittelbar. 

VI. Die Annahme einer geichuldeten Leiltung wird vom B. G. B. 
als eine Verfügung über die Forderung behandelt; $ 362 Abi. ? 
erflärt nach diefem Gefichtspunfte $ 185 als ammwendbar. Demgemäß nit 

a) die Leiltung an einen Nichtberechtigten wirfjam, wenn jte mit 
Einwilligung des Gläubigers gejchieht und 

b) jte wird wirkſam, wenn fie der Gläubiger nachträglich ge: 
nehmigt, nicht minder dann, wenn der Empfänger der Leiltung nad) 
träglich die Forderung erwirbt oder wenn er vom Gläubiger beerbt wird. 

VII. Leiſtung an den Gläubiger des Gläubigers befreit den Schuldner 
an und für jich nicht. 18 

Der Schuldner fann aber nach) den Grundjäßen der Gejchäftsführung 
ohne Auftrag — $ 678 ff. — Erſatz des Ausgelegten fordern und jeinem 
Gläubiger den bezüglichen Betrag aufrechnen. 

VIII. Leiten fann in der Regel nicht bloß der Schuldner, jondern 
jeder Dritte, wie oben — in $ 49 — ausgeführt wurde. — 

Handelt es ſich um bloß perjönliches Thun, insbejondere um Dienſte, 
jo kann auch der gejchäftsunfähige Schuldner rechtsgültig erfüllen. 1° 

Hat die Erfüllung durch Nechtsgeichäft zu geichehen, jo bedarf es 
der vollen Gejchäftsfähigfeit des Leiftenden zur Geltung des Gejchäftes.?® 
War freilich die Schuld fällig, jo läßt jich eine Rückforderung nad) 
8812 Abſ. 1 nicht begründen, es habe denn eine unerlaubte Handlung 
des Gläubigers eingewirkft, welcher 3. B. den Minderjährigen durch 








18) Es bildete dies eine gemeinrechtliche Streitfrage, vgl. VBangerow Bd. 3 
$ 582 Anm. 1; Dernburg, Pand. Bd.2 S. 55 Anm. 15. 

19) Motive Bd.2 ©.81; Dertmann 8 362 Ziff. 4*. 

20) 1.14 D. de sol. 46, 3. 
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Täuſchung zur Zahlung feiner Schuld beſtimmte. War die Schuld nicht 
fällig, fo ijt Nüdforderung zuläffig. Die Beitimmung des $ 813 Abj. 2, 
wonach die Rücforderung bei vorzeitiger Erfüllung betagter Verbindlich» 
feiten und die Erjtattung von Zwifchenzinjen nicht beanfprucht werden 
fann, iſt auf den Fall der Erfüllung durch einen geſchäftsfähigen Schuldner 
zu beichränfen. Man denke, der Gejchäftsunfähige tilge ein nach fünf 
oder zehn Jahren fälliges unverzinsliches Kapital, während er präjenter 
Mittel bedarf. 21 


$ 115. Beweis der Erfüllung. Quittung! 

IL. Die Behauptung der Erfüllung ift eine Einwendung, welche 
der Schuldner im Leugnungsfalle zu beweijen hat. Leugnung der Er- 
füllung liegt auch dann vor, wenn der Gläubiger zwar Empfangnahme 
zugeitedt, aber behauptet, e8 habe ſich um Tilgung einer anderen als 
der geltend gemachten Forderung gehandelt. 2 

I. An und für fich Hat der Schuldner nicht bloß zu beweijen, daß 
er erfüllt, jondern auch, daß er gehörig erfüllt hat 

In diejer Hinjicht ändert fich aber die Beweislaſt nach 5 3633, 
wenn, wie jich das Geſetz ausdrüdt, „der Gläubiger eine ihm als Er- 
füllung angebotene Leiftung als Erfüllung angenommen hat“. Dann ift 
es Sache des Gläubigers, wenn er die angenommene Leiftung gleich: 
wohl nicht als Erfüllung gelten lafjen will, darzuthun, daß fie eine 
andere als die gejchuldete oder daß fie eine unvollitändige gewefen jei. 

Die gejegliche Formulierung ift freilich feine ganz zutreffende, denn 
nicht darauf allein fommt es an, daß der Gläubiger die Leiftung als 
Erfüllung, jondern darauf, daß er fie als richtige, namentlich ala 
vertragsgemäße annahm. Nichts anderes iſt Die Meinung des Geſetzes. 

Die Abficht jolcher Annahme fann aus ausdrüdlichen Erklärungen 
des Gläubiger hervorgehen, 3. B. durch das Bekenntnis „richtig em— 
pfangen“ zu haben. Dft ergiebt fie ſich aber erjt aus den Umftänden, 
# B. duch Annahme einer Geldrolle, welche die Umfchrift eines be- 
ftimmten Betrages an fich trägt, für diejen Betrag ohne Nachzählung. 


21) A.L. R. J, 16 8171 giebt Anſpruch auf Vergütung der Zinſen der Zwiſchen⸗ 
zeit, ſchließt aber der herrichenden Anficht nad die Rüdforderung des Kapitales aus. 
Dieje Beitiinmungen, welche weder grundfäglic richtig, noch zwedmäßig find, dürfen 
nicht vorbildlich fein. 

1) Üttered Recht fiehe bei Gruchot, Zur Lehre von der Quittung in jeinen 
Beiträgen Bd.7 ©. 1. 

) R.G. bei Gruchot Bd. 25 S. 949, vgl. Gruchot Bd. 28 ©. 936. 
3) E.1 8 367; Mot. Bd.2 S. 204; Kom. Brot. S. 1274. 


Terndurg, Bürger. Recht. IL. 1. 17 
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Die bloße Annahme zugejendeter Waren reicht in der Regel nod) 
nicht aus. Wohl aber wird vorbehaltlofe jchriftlihe Empfangsanzeige, 
längere® Behalten der Ware ohne Rüge, Verfügung über die Ware, 
das Anerkennen richtigen Empfanges in jich jchliegen. * 

III. Dem Beweije der Erfüllung dient vorzugsweiſe die Quittung, 
d.h. ein zum Zwed des Beweijes jeitens des Empfängers dem 
Leiſtenden erjtattetes jchriftliches Empfangsbefenntnis,5 S 368 
Sat 1. 

Die Quittung fordert nach 8 126, daß fie von dem Ausiteller 
eigenhändig durch Namensunterjchrift® oder mittel3 gerichtlich oder nota— 
riell beglaubigten Handzeicheng unterzeichnet wird, durch die gerichtliche 
oder notarielle Beurkundung wird die jchriftliche Form erjegt, $ 126 
Ab. 3. Was fonjt zum Inhalt der Quittung gehört, ergiebt die Ver: 
fehrsübung; A.L. R. I, 16 $ 87 verlangte die Benennung der ge 
tilgten Schuld, des Schuldners, Ort und Zeitdatum außer der Unter: 
Ichrift. Dies entjpricht dem Gebrauche und kann daher auch jegt verlangt 
werden; felbjtverjtändlich beweijt aber eine erteilte Quittung, welche in 
den genannten Beziehungen unvollitändig ift, dennoch, was in ihr ent: 
halten ift. 


IV. Der Schuldner hatte nach römiſchem Rechte fich jelbjt Beweis: 
mittel über die Erfüllung zu beichaffen, 3. B. durch Zuziehung von 
Zeugen. Rechtlich verpflichtet war der Gläubiger zur Uuittungsaus- 
jtellung nicht.” Das A. L. R. J, 16 $ 86 gewährte dagegen im Einklange 
mit der Verkehrsgewohnheit demjenigen, welcher Zahlung leijtet, ein 


4) Vgl. R.G. Bd. 4 S. 195; Pland ©. 143. 

5) Neuejtens erfahren wir freilih von Collatz in Iherings Jahrb. Bd. 40 ©. 137: 
„Die Quittung fann nimmermehr Beweismittel fein. Sie ijt fein natürliches Be— 
weißmittel, weil die Duittungen in der Regel der Wahrheit zum va ausgejtellt 
werden und Unrichtiges bezeugen. Sie ift aber aud) fein gejeplihes Beweismittel, 
weil feine gejegliche VBorfchrift bejtimmt, dab fie Beweis liefern.“ Letzteres ift richtig. 
Wir haben keine gejegliche Beweistheorie, erjteres ift verfehlt. Daß außergerichtliche 
Geſtändniſſe gegen den Gejtehenden beweiſen, ijt ein Satz, welder den Anſchauungen 
der bürgerlichen Gejellichaft entipricht und von jeher durch die Gerichte mit Fug zu 
Grunde gelegt wurde, Unmwahrheit derjelben ift möglich — daß fie die Regel bei 
Quittungen bilde, iſt Übertreibung —, aber diefe Unwahrheit muß bei einer gefitteten 
Nation dargethan werden. 

6) Eine mittels Firmenftempel3 unterzeichnete Quittung muß alfo der Erfüllende 
nicht als Quittung gelten lafjen. Daß ſie die Zahlung der Schuld beweifen kann, 
iit feine Frage. 

7) Linde in Giehener Zeitichrift Bd.1 n. 10; Bush, Archiv f. civ. Praris Bd. 31 
n. 1; Rudloff ebendaj. Bd.45 n.7. 
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Recht auf Quittung. Dies ijt in das B. G. B. $ 368 Sat 1% über- 
gegangen. 

Nicht bloß für Zahlungen, für Leiftungen jeder Art bejteht nad) 
28.6.8. Quittungspflicht.? 

Ein in der zweiten Kommiſſion gejtellter Antrag, von der Vorjchrift 
eine Ausnahme für Zahlungen zu machen, bei denen nach der Verkehrs— 
jitte die Erteilung von Duittungen ausgeichlojjen ift, wurde dort zwar 
abgelehnt. Allein fie verjteht fich von ſelbſt; mindejtens bei vertrags- 
mäßigen Verbindlichfeiten. Denn bloß zur Chikane den Anjpruch geltend 
ju machen, ift nach $ 226 unzuläfjig. !° 

Die Quittung darf nicht durch Zuſätze die Beweiskraft des Em— 
pfangsbefenntnifjes in Frage jtellen, andere Vorbehalte in der Quittung 
iind zuläflig. | 

Hat der Schuldner ein rechtlicheg Interejje daran, daß die Quittung 
in befonderer Form erteilt wird, jo fann er die Erteilung in diefer 
Form verlangen, $ 368 Sat 2. Solches Interefje hat der Schuldner, 
namentlih wenn Die Quittung für eine Eintragung in das Grundbuch 
erforderlich ijt und hierzu öffentlich beglaubigter Form bedarf, B. G. B. 
$$ 1144 und 1192, G. B.O. 8 29. 

Der Anſpruch auf Quittung ijt fein vertragsmäßiger. Er beiteht 
au bei augervertraglichen Verbindlichkeiten. !! 

Der Schuldner it nur gehalten, Erfüllung Zug um Zug gegen 
die Quittung zu leiften, und ift entjprechend zu verurteilen, wenn ein 
bezüglicher Antrag geftellt wird.1? Er kann auf Erteilung einer Quittung, 
wenn er ohne Solche erfüllt hat, klagen!s und die Ausjtellung, ſowie 


8) E.I 8 269; Mot. Bd.2 ©.88; Prot. S. 674, 8429. 

9), Die Duittungspflicht hat, wer die Forderung für ſich eingezogen hat, nament= 
fi alio au) der Gläubiger des Gläubiger, welchem fie im Wege der Zwangsvoll— 
fredung zur Einziehung nad C. P.O. $ 835 überwiejen war, R.G. Bd. 28 ©. 437. 
zit a Grund einer Anweifung Zahlung erfolgt, jo hat der Anweifungsempfänger 
nicht die beweijende Quittung zu leiften, Jur. Woch. 1892 S. 102 n.32. Hat ein 
Bevollmädhtigter des Gläubigerd ung Vene jo kann er quittieren. 

10) Soll das jchreibensunfundige Marftweib auf die Bezahlung für ihre ge— 
Iieferten Höferwaren zu warten haben, bis fie eine durch „gerichtlich oder notariell 
beglaubigted Handzeihen“ nad) $ 126 Abſ. 1 unterzeichnete Quittung beibringt? Das 
bieke jie rechtlos maden. Für Pland freilich ift die Frage durch die Ablehnung des 
Antrages in der zweiten Kommiljion erledigt, zu $ 368 Ziff.3. Anders Dertmann 
3368 Ziff. 1 am Schluß. 

11) R.G. Bd. 28 S. 434. 

12) Gruchot Bd. 38 ©. 991; vgl. auch Jur. Woch. 1894 ©. 479. 

13) Über den Gerichtöftand der Klage fiche R.G. Bd. 28 5.436; oben $ 50 
.2. 


Si 
17* 
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andere Handlungen im Wege der Zwangsvollitrefung erzwingen, jofern 
nicht die Verurteilung des Gläubigers jchon die Quittung erjegt. 

V. Die Koſten der Quittung, 3. B. ihres Stempel3, dem Gläu— 
biger, wie oft gejchah, aufzulegen, war nicht gerechtfertigt. Da die Quit— 
tungsleiſtung im Intereffe des Schuldners erfolgt, hat fie vielmehr der 
Schuldner zu tragen und vorzufchiegen, $ 369 Abi. 1 erſter Saßteil.\* 
Anders wenn nach der Bejonderheit des Rechtöverhältnijjes der Gläubiger 
3: 2. der Auftraggeber oder Hinterleger, Mündel, alle infolge der Ber: 
waltung entjtandenen Kojten zu tragen hat, $ 369 Abf. 1 zweiter Satteil. 


Treten infolge einer Übertragung der Forderung oder im Wege der 
Erbfolge an die Stelle des urjprünglichen Gläubiger mehrere Gläubiger, 
jo fallen die Mehrfojten dem Gläubiger zur Lajt, $ 369 Abi. 2. Wie 
Dies praftiich durchzuführen ift, kann freilich zweifelhaft jein. Im Leben 
wird es vorzugsweiſe darauf ankommen, welchem Teile daran liegt, daß 
die Schuld erfüllt wird. Sit es der Gläubiger, jo wird er bezüglid) 
der angeblichen Mehrfojten der Quittung fulant jein, um ohne Weite 
rungen die Erfüllung zu erlangen. Will der Gläubiger die Leijtung 
nicht und fich nur mit mehr oder weniger guter Manier vom Borwurf 
des Berzuges losmachen, jo wird jich der Schuldner bereit finden lajien, 
die Kojten der Quittung ganz zu tragen, um dem Gläubiger den Vor— 
wand zu benehmen. Sind beide Teile Zänfer, dann Glüd auf den Weg 
mit dem $ 369 Abj. 2! Sie fünnen Bland ©. 152 vergleichen, werden 
damit aber nicht weit kommen. 


VI War über die Forderung ein Schuldichein ausgeitellt, jo 
kann der Schuldner außer der Quittung Rückgabe des Schuldjcheines 
verlangen, $ 371 Sat 115, jelbjtverjtändlich auch die® Zug um Zug 
gegen die Leijtung. It Die Frage der Ausſtellung eines Schuldjcheines 
jtreitig, jo hat jie der Schuldner zu beweijen. 

Der Schuldner kann das öffentlich beglaubigte Anerfenntnis, dab 
die Schuld erlojchen fei, vom Gläubiger!‘ verlangen, wenn der Gläubiger 


14) ®gl. $ 61 des preußifchen Eigentumserwerbagejeßes vom 5. Mai 1872. 

15) Rüdgabe des Schuldicheines kann auch außer dem Falle der Erfüllung 
beanjprucht werden, wenn die Forderung in anderer Weije erloſch oder von vorn: 
herein unwirkſam war. Es ijt dies ein Fall der condictio sine causa, insbeſondere 
der c. causa finita, B.G.B. $ 812 Abſ. 1. 

16) Iſt eine Forderung im Wege der Zwangdvollitredung zur Einziehung oder 
an BZahlungsitatt überwiejen, jo hat der Zwangsvollſtreckungsſchuldner das Aner— 
fenntnis auszuitellen. Vgl. E.B.D. $ 836 Abſ. 3; Jur. Monatsihr. 1898 ©. 84. 
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behauptet, zur Rüdgabe außer jtande zu fein. Daneben bedarf es feiner 
Cuittung. 17. 18 

Ob der Schuldner, wenn er die Wahrheit der Behauptung des 
Gläubiger bejtreitet, die Rückgabe des Schuldicheine® Zug um Zug 
gegen Erfüllung jeiner Schuld verlangen kann, und ob der Gläubiger 
in diefem Falle, um dieje Einrede der Zurücdbehaltung wegzuräumen 
beweilen muß, daß er infolge eines von ihm nicht zu vertretenden Um— 
itandes zur Rückgabe außer ftande fei, ijt nicht ausdrücklich entjchieden. 
Plan jcheint die Frage ausnahmslos zu bejahen. Das eröffnet die 
Ausfiht auf höchſt chifanöfe, weitläufige und koſtſpielige Prozeſſe. 

Für die Regel wird man nad) $ 226 das Begehren des Schuldners 
auf Rückgabe des Schuldicheines als unzuläjjig anzujehen haben, wenn 
der Gläubiger das jchriftliche Anerfenntnig der Nichtichuld anbietet. Nur 
wenn der Schuldner ein Interejje an der Rückgabe des Schuldicheines 
darthun kann, wird jich dies anders verhalten. Das Interefje muß nicht 
notwendig ein pefuniäres fein. Es gemügt 3. B., daß die Gefahr bejteht, 
dab der Gläubiger den Schuldichein zu Verdächtigungen bei politiichen 
Aktionen benugen wird. 

Die Kojten des Anerkenntniſſes hat der Gläubiger zu tragen. Dies 
üt jelbjtverjtändlich. 

VII. Die Wirfung der Quittung tritt unmittelbar mit ihrer Aus— 
händigung an den Schuldner ein. Der Sat des juſtinianiſchen Rechtes, 
wonach der Gläubiger die von ihm ausgeftellte Quittung binnen 30 Tagen 
durch einfache Verwahrung entkräften fonnte!%- 2° — querella non nume- 
ratae pecuniae — ijt längit bejeitigt. 

Der in der Quittung enthaltenen Empfangsbefenntnis gegenüber 
it der Gegenbeweis jederzeit zuläffig, z. B. durch Neverje oder durch 
Erd, daß troß der Quittung Erfüllung nicht geleijtet iſt. Daß die 
Quittung, wie namentlich bei ftaatlichen Kafjen oder auch großen Privat- 


; 17) Erflärt fi) der Gläubiger vor Ausſtellung des Anerkenntnifjes wieder im 
Hande, den Schuldihein audzuliefern und bietet er denjelben an, jo genügt dies, 
wenn er die inziviichen aufgelaufenen Koſten erjegt. Iſt er zur Ausſtellung des Ans 
erlenntniſſes rechtöfräftig verurteilt, jo wird basjelbe hierdurch erjegt, E.B.O. 8 894, 
_. „18) Bei indofjabeln jowie bei Inhaberpapieren bedarf es der Rückgabe des 
Schuldſcheines oder dejjen geridhtlicher Straftloserflärung, 9.0.8. $ 365 Abi. 2. 

19) 1.14 $2 C. de non num. pec. 4, 30; Gneijt, Formelle Verträge S. 25. — 
Dagegen ſchon A. L. R. I, 16 8 104; A. H. G. Art. 295; Einf. G. zur C. P.O. 8 17. 

20) Über die exceptio non numeratae pecunise im falle des 8 1139 vgl. 
ımten Bd. 3 $ 232 III. 
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injtituten üblich ijt, im voraus eingejendet wurde, genügt allein hierzu 
meijt nicht. 

VIII. Quittungen bilden keineswegs bloß Empfangsbekenntniſſe 
häufig ijt ihr Zwed vielmehr, ein Anerkenntnis des Nichtbeitehen! 
der Schuld zu geben, durch welches die Schuld nad $ 397 Abi. 2 
erliicht, ohne daß es zunächſt auf den Grund ankommt, welcher dieſes 
Anerfenntnis hervorruft. 

Ob dies der Zweck der Duittung ift, muß aus den Umjtänden ent- 
nommen werden. Dahin gehört, daß unzweifelhaft feine Zahlung erfolgt 
ijt, die Quittung auch nicht in Erwartung einer Zahlung ausgeitellt 
wurde. 21 

Nicht wenige gehen weiter. Sie jehen in der modernen Quittung 
ein Abbild der römijchen acceptilatio, aljo eine formelle abjtrafte Geld: 
tilgung. Anerfenntnis des Nichtbeiteheng der Schuld jei ihre notwendige, 
ihre einzige Funktion. 2? 

Dies iſt unrichtig. Der zur Zahlungsannahme Bevollmächtigte ii: 
nicht jelten nicht dazu ermächtigt, über die {Forderung anderweit zu ver: 
fügen, fie zu erlaffen. Wäre Quittung nichts als Crlaßvertrag, jo 
fünnte er nicht quittieren. Dies Hat aber noch niemand behauptet. 

Das B. G. B. bezeichnet die Quittung als „Empfangsbefenntnis“, 
$ 368. Dies ſtimmt nicht mit der Lehre, daß fie notwendig einen Erlahe 
vertrag bildet. Kann der Schuldjchein vom Gläubiger nicht zurückgegeben 
werden, jo bat er Quittung und öffentlich beglaubigtes Aner— 
fenntnis zu leiten, daß Die Schuld erlofchen fei, $ 371. Das wäre 
nach der Gegenanficht Doppelte Erklärung desjelben Inhaltes. Nach jener 
Theorie könnte höchitens Öffentlich beglaubigte Quittung gefordert werden. 


$ 116. Thatjählihe Vermutungen für die Schuldtilgung. 

I. Schon in der römijchen Jurisprudenz finden fich thatjächliche 
Vermutungen für die Zahlung einer Schuld, welche Ergebnijje der Be- 
obachtung des Lebens waren, und den römischen Richtern Anhaltspunfte 
zur Beurteilung gaben. Gemeinrechtlich, im code civil art. 1282 ff. und 
inöbejondere im ÜL.R. I, 16 8 97ff. haben fich diejelben zu Rechts: 


21) So R.®. Bd.14 ©. 242. 

22) Am jchärfiten fpricht dies Collatz in Iherings Jahrb. Bd.40 S.135 aus. 
Da die Quittung keinen Beweis des Empfanges der Zahlung bilde, fünne fie nichts 
fein als negatives Schuldanerfenntnig! Vornehmlich tritt für dieſe Funktion der 
Quittung ein Bähr, Anertennung al® Verpflihtungsgrund ©. 255. Siehe auch Dillo, 
Die Quittung 1895. 
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vermutungen geitaltet, welche den Richter banden, jo dat dem Gläubiger 
jedoch der Gegenbeweis offen jtand, wonach die fraglichen Thatjachen 
im gegebenen Falle eine andere Bedeutung Hatten. 

II. Das B. G. B. kennt jolche Rechtsvermutungen nicht. Aber die 
TIhatjachen, welche ihnen zu Grunde liegen, wird der Richter auch unter 
jeiner Herrichaft beachten und damit die Erfahrungen vergangener Zeiten 
auch für das Heutige Leben verwerten. 

1. Eine thatjächliche Vermutung der Schuldtilgung wird durch Rück— 
gabe des Schuldicheines jeitens des Gläubiger an den Schuldner be- 
gründet. Sie wird nicht leicht anders als durch den Nachweis eines 
anderen Zwedes der Rüdgabe zu entfräften fein. Iſt der Schuldner 
im Bejige der Schuldurfunde ohne darthun zu können, daß fie ihm 
vom Gläubiger zurüdgegeben wurde, jo kann auch dies ein, wenn auch 
Ichwächeres Anzeichen jein,? worüber der Richter je nach den Umſtänden 
befinden wird. Zurückgabe eine von mehreren Exemplaren der Schuld» 
urkunde unter Zurüdbehaltung eines anderen wird in der Regel nichts 
für die Schuldtilgung beweijen. 

2. Eine thatjächliche Vermutung der Tilgung wird in der Negel 
auch darin liegen, daß die Schuldurfunde beim Gläubiger oder in dejjen 
Nachlaß — und zwar entweder das einzige oder alle Eremplare — zer— 
riſſen, zerichnitten oder jonjt Fajjiert vorgefunden wird.® Gemeinrecht- 
liche Juriſten jtritten darüber, ob der Schuldner zur Begründung der 
Vermutung beweijen müjje, daß die Vernichtung der Urkunde mit Willen 
deö Gläubigerd gejchah, oder ob der Gläubiger zur Entkräftung der 
Bermutung darzuthun habe, wie die Zerjtörung der Urkunde gejchah. 
Tas ÜL.R. ſchloß ſich der legteren Anſicht an. Ihr wird fich auch 
unter der Herrichaft des B. G. B. der Richter in der Negel zuneigen. 
Selbitverjtändlich Handelt es jich aber überhaupt nur um Fälle, in wel 
chen die Urkunde offenbar abjichtlich zeritört wurde, nicht, wenn dies 
infolge eine Unfalles oder Abnugung geſchah. 

3. Bei terminlichen Leitungen erzeugte nach A.L.R. I, 16 8 133ff. 
der Nachweis einer zu verjchiedenen Zeiten und vorbehaltlo8 durch Zah- 
lung oder in anderer Weile erfolgten Berichtiguug zweier aufeinander- 

1) 1.2 81 D. de pactis 2,14; U.L.R.I, 16 8 97ff.; code civil art. 1282 ff. 

2) Bgl. die allerdings viel weitergehende Bejtimmung von $ 1117 Abſ. 3, mo= 


nad) bie Übergabe des Hypothefenbriefes an den Gläubiger vermutet wird, wenn diefer 


fih im Beſitze des Briefes befindet. 
3) 1.24 D. de probat. 22,3; vgl. U.L.R.I, 16 $$ 102, 103; O. Trib. Bd. 45 


©. 141. 
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folgenden Raten die gejegliche Vermutung der Tilgung älterer Raten. 
Folgten die Termine nicht unmittelbar aufeinander, jo follten die Um: 
ſtände des Falles für die richterliche Überzeugung beftimmend jein. Auch 
nah B. G. B. wird der Richter in ähnlicher Weiſe zu urteilen haben. 

4. Aus der Quittung über eine jüngere Schuld war nach früherem 
Nechte die Tilgung einer älteren nicht zu folgern. Auch inzfünftige 
wird vom Nichter in der Regel ein folcher Schluß nicht gemacht werden. 

Wenn aber Kaufleute über die Nechnungspojten des legten Jahres 
am Schluffe desjelben quittiert haben, jo lag hierin nah A.L. R. TI, 16 
88 147, 148* die Vermutung begründet, daß auch die Rechnungspojten 
früherer Jahre erledigt jeien. Dies entiprach den Lebensverhältnijien. 
Wird Doch das Saldo des früheren Jahres ordnungsmäßig in die fpätere 
Rechnung gejtellt, daher wird auch insfünftige die gleiche Vermutung 
als thatjächliche in allen Füllen Pla greifen, in welchen fich Gejchäfts- 
leute jo mit ihren Kunden jährlich auseinander zu jegen pflegen. 


8 117, UAnrehnung der Zahlung bei mehreren Forderungen.! 

I. Bweifel können über die Anrechnung entjtehen, wenn derſelbe 
Schuldner demjelben Gläubiger verjchiedene gleichartige Leiſtungen, ins- 
befondere Geldjummen jchuldet, fall3 das zum Zweck der Befriedigung 
des Gläubigerd Geleijtete nicht für alle Forderungen ausreicht. 

Nach römiſchem Nechte gejchah die Beitimmung der zu tilgenden 
Schuld mittels einjeitiger Erklärung des Schuldners, welcher fich der 
Gläubiger unterordnen mußte? Für den Fall, daß der Schuldner feine 
Beitimmungen traf, durfte fie der Gläubiger zwar nachholen, aber nur 
jo, wie dies ein jorgfältig feine Interefjen twahrender Schuldner gethan 
hätte, aljo zunächſt auf die dem Schuldner läſtigſte Schul. 

Dies Hatte etwas Hartes für den Gläubiger, da die Interejien der 
bei der Zahlung Beteiligten häufig entgegengejegte find. 

Das A.L. R. I, 16 8 150ff. behandelte die Zahlung als zweijeitiges 
Geſchäft und entwidelte hiernach zum Teil abweichende Süße. 

II.. Das B. G. B. 88 366 und 3673 teilt den römischen Standpunft, 
jchleift aber vermittelnd defjen Härten ab und nähert jich hierdurch dem 
preußifchen Rechte. 


4) Bol. Deutiche Jur.-Ftg. 1898 ©. 249 n. 32. 

1) Henrici in Iherings Jahrb. Bd. 14 ©. 428; Strudmann daſ. Bd. 15 ©. 251. 
m 2) 1.1 C. de sol. 8,43, 1.1, 1.2,1.3 D. de sol. 46, 3; Dernburg, Pand. 
Bd.2 855. 

3) El. 8 267; Mot. Bd. 2 ©. 86; Kom. Brot. Bd.2 ©. 671. 
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1. Die Barteien können im voraus vereinbart haben, daß künftige 
Zahlungen auf eine bejtimmte Forderung anzurechnen find. 

Das Geſetz ſieht diefen Fall nicht bejonders vor. Es iſt aber nicht 
zu bezweifeln, daß eine folche Vereinbarung maßgebend iſt. Es liegt in 
ihr ein Verzicht jorwohl des Gläubigers wie des Schuldners auf $ 366. 
Beitimmt alfo der Schuldner gleichwohl bei einer Zahlung Anrechnung 
auf eine andere Forderung, jo muß der Gläubiger hierauf nicht ein- 
gehen. Beitimmt der Schuldner nichts beim Letjtungsafte, jo kommt 
ihm $ 366 Ab. 2 nicht zu gute, die Vereinbarung entjcheidet.* 

2. Bon diefem Falle abgejehen, wird diejenige Schuld getilgt, welche 
der Schuldner bei der Leiſtung bejtimmt,5 $ 366 Abi. 1. 

Die Beftimmung ijt ein einjeitiges, empfangsbedürftiges Nechts- 
geihäft. Sie muß nicht ausdrüdlich fein, ergiebt ſich vielmehr häufig 
aus den Umftänden. Wenn 3. B. der Schuldner einer fälligen Dar- 
[ehenstorderung von jeinem Gläubiger fortlaufend Waren bezieht, und 
dieſem regelmäßig den Fakturen über die Waren entiprechende Summen 
ſchickt, müſſen die Warenfchulden als getilgt gelten. 

Hat der Gläubiger und zwar längjtens bei der Quittungslegung 
die Anrechnung auf eine beftimmte Schuld erklärt und hat der Schuldner 
nicht unverzüglich widerjprochen, jo wird dies in der Regel zugleich als 
Beitimmung des Schuldners anzufehen fein. 

3. Fand feine Beitimmung des Schuldners jtatt — oder iſt folche 
nicht nachweisbar —, fo joll die Anrechnung fo gejchehen, wie fie billiger: 
weile mit Nückjicht auf die beiderjeitigen Interefjen zu machen war. 

In diefem Sinne trifft $ 366 Abſ. 2 und 8 367 PVorfchriften und 
zwar nicht bloß für Zahlungen, ſondern für Leiftungen jeder Art.® 

Vorausgejett ift eine Mehrheit von Verbindlichfeiten,? Teilleiftungen 
iind nicht betroffen. ® 


4) Planck S.146 behauptet dagegen jehr künſtlich, eine im voraus getroffene 
Vereinbarung der Parteien jei nicht maßgebend, wenn der Schuldner bei der ann 
eine abweichende Beitimmung träfe; fie mache den Schuldner nur verantwortlich. Vgl. 
dagegen Oertmann zu 8 366 Biff.1. 

...  d Nur für freiwillige a gelten die Vorjchriften des $ 366, keineswegs 
für zwangsweiſe Beitreibung, vgl. R.®. Bd. 13 ©.191; 1.96 $3 D. de sol. 46,3. 

6) U.L.R. I, 16 8 150ff. ſpricht nur von Zahlungen. 

7) Daß mehrere Forderungen bejtehen, bat der —— daß eine beſtimmte 
davon getilgt iſt, der Schuldner zu beweiſen, Gruchot Bd. 28 ©. 936. 

8) Zur, Woch. 1887 S. 441 n. 27. 
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Im einzelnen gilt folgendes: 

a) Zuvörderſt ift auf etwaige Kojten, dann auf Zinfen und zwar 
auf gejetliche wie Vertragszinjen, welche zur Zeit der Zahlung bereits 
verfallen waren, abzurechnen, B.G. B. $ 367 Abj.1. Ältere Zingrüd: 
jtände haben vor |päteren den Vorzug. Verjährte Zinjen fommen nicht 
in Betracht. 

b) Unter mehreren Kapitalspoften ijt die Leiftung auf die fällige 
Schuld zu rechnen. 

c) Dann fann der Gläubiger auf die Poſt anrechnen, welche am 
wenigften Sicherheit bietet. Diejenige aljo jteht mach, welche durd 
Hypothek, durch Pfand, durch Bürgen oder wenigſtens durch perjünliches 
Borrecht begünjtigt ift. Auch die einer kurzen Verjährung unterivorfenen 
Forderungen gelten al3 weniger ficher als der ordentlichen Verjährung 
unterliegende. ? 

d) Sind die Forderungen von gleicher Sicherheit, jo gejchieht die 
Anrechnung auf diejenige Poſt, welche dem Schuldner läſtiger ijt, 3. B. 
jchwerere Zinsbedingungen enthält, oder durch Vertragsſtrafen belajtet üt. 

e) In Ermangelung der bisher angegebenen Bejtimmungsgründe hat 
die ältere Forderung den Borzug. Damit ift wohl gemeint die früher fällige. 

f) Legtlich ijt auf alle Schuldpojten verhältnismäßig abzurechnen.!? 

4. Geht der Gläubiger auf die Beitimmung des Schuldners nicht 
ein oder trifft er ohne Zujtimmung des Schuldners eine von den geſetz— 
lichen Regeln abweichende Beitimmung, jo fommt er in Annahmeverzug. 

Die Anrechnung auf Kojten und Zinfen vor der Hauptleijtung gilt 
aber al3 eine derart natürliche, daß der Gläubiger nicht in Annahme: 
verzug kommt, wenn er eine hiervon abweichende Beitimmung des Schuld- 
ners nicht gelten läßt und die mit jolcher Beſtimmung angebotene Leitung 
zurückweiſt, 8.6.8. $ 367 Abi. 2. 


9) Schon dad D. Trib. erfannte im Sinne des A. L. R. J, 15 $56, wonach 
„der Gläubiger die gezahlte Summe auf diejenige Pot anrechnen kann, bei welcher 
ihrer Dualität nad die wenigſte Sicherheit ijt“, daß eine in zwei Jahren verjährende 
Warenforderung als minder ficher = halten jei ald eine Darlehensforderung, Striet- 
horſt Archiv Bd. 61 ©. 139. Das R.G. hat ſich dem O. Trib. angeichloffen, Gruchot 
Bd. 29 S. 686; Bolze Bd.1 n.406 und 411. Es ijt anzunehmen, daß gleiches nach 
B.G.B. gilt, welches fich die Beftimmung des A.L.R. nad) den Beſchlüſſen der zweiten 
—— aneignete; Planck freilich, S. 178, iſt anderer Anſicht, jedoch ohne Gründe 
anzuführen. 

10) Hat der Schuldner eine Beſtimmung nicht getroffen, und würde gemäß der 
geſetzlichen Beſtimmung die durch Bürgſchaft geſicherte Forderung untergegangen ſein, 
ſo kann durch nachträgliche Veränderung zwiſchen Gläubiger und Schuldner des In— 
haltes, daß eine andere Forderung als getilgt gelten ſolle, der einmal befreite Bürge 
nicht wieder verpflichtet werden, R.G. 9* 29 110. 
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Zweites Kapitel. 


Leiſtung an Grfüllungsfatt. Bovation. 
$ 118. Leiftung an Erfüllungsftatt.! 

I. Die Obligation erlifcht, wern der Gläubiger durch Leiftung 
an Erfüllungsijtatt etwas anderes als das Geſchuldete als Er- 
füllung annimmt, $ 364 Abf. 1.2 

1. Gemeinrechtlich jprach man von datio in solutum, nach) A.L. R. 
II, 16 $ 233 von Angabe an Zahlungsftatt. Leijtung an Erfüllung: 
ftatt ift genauer. Denn diefe Schnldtilgung fann fich nicht bloß durch 
Hingabe von Sachen vollziehen, jondern durch Werte jeder Art, nament: 
fi durch Abtretung von Rechten, 3. B. eines Forderungsrechtes, eines 
Patentrechtes, Begründung einer Gerechtigkeit, Überlaffung eines Niep- 
brauches. 

Auch die Begründung einer neuen Schuld, ſei es ſeitens des bis— 
herigen Schuldners, ſei es eines Dritten, kann Leiſtung an Erfüllungs- 
ſtatt bilden, 5 364 Abſ. 2. Doch iſt dies beſonderer Art. 

2. Die Leiſtung muß Schuldtilgung bezwecken. Wird dies, wie 
oft, nicht beſonders ausgeſprochen, ſo kann es ſich aus den Umſtänden 
ergeben. Bei Übernahme einer neuen Verbindlichkeit iſt dieſe Abſicht 
im Zweifel nicht anzunehmen, $ 364 Abſ. 2. 

Zur Vollendung der Vereinbarung ift Einigung über den Betrag 
erforderlich, zu welchem das Geleiftete angerechnet werden joll. Aus- 
drüdlich muß auch diefe Feitjtellung jelbjtverftändlich nicht fein. 

I. Die Leiltung an Erfüllungsitatt tilgt die Schuld jchlechthin. 
Vürgen, Mitjchuldner werden durd) fie befreit, Pfandrechte erlöfchen. 

War die Leiltung an Erfüllungsftatt nichtig, z. B. wegen Wucher, 
$ 138 Abf. 2, — eine Nichtigkeit, die bei Gejchäften diefer Art nicht 
fern liegt —, jo bleibt felbftverftändlich die Forderung als nur fcheinbar 
getilgt beftehen und die Befreiung der Bürgen wie anderer Acceſſionen 
iſt nicht erfolgt. Nicht anders iſt e8, wenn die Leiftung an Erfüllungs- 
tatt wegen Irrtums, Betrug oder widerrechtlicher Drohung anfechtbar 
war und angefochten wurde, $ 142 Abj. 1. 





1) Römer, Die Leiftung an Zahlungsftatt 1866; Cohn in Endemanns Hand: 
buch des H.R. III, S.1075; Unger in Grünhuts Zeitfchrift Bd. 15 S. 540ff.; R. Ernſt, 
Rangelpafte Beichaffenheit der Leiitung an Zahlungsitatt 1890. 

2) E.I 8 264; Mot. Bd. 2 S. 82; Prot. ©. 668. 
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III. Gemeinrechtlich bejtand Streit darüber, ob im Falle der Ent- 
währung einer in Zahlung gegebenen Sache der Gläubiger nur einen 
Eviktionsanſpruch habe oder ob die urjprüngliche Forderung auflebe, oder 
ob der Gläubiger die Wahl zwifchen beiden Anjprüchen habe.? Nach 
A.L. R. J, 16 $ 242 galt die Forderung an fich als getilgt, jo jedoch, 
daß der Gläubiger im Falle gerichtlicher Inanjpruchnahme des An— 
gegebenen durch einen Dritten, wenn fie innerhalb eines Jahres erfolgte, 
den urjprünglichen Schuldgegenjtand gegen Nüdgabe des Angegebenen 
fordern fonnte.* 

Nach) B.G.B.$ 365 hat der Schuldner wegen Mangels im Rechte 
oder wegen Mangels der Sache wie ein VBerfäufer zu haften. Auf 
die alte Schuld kann er aljo nicht zurüdgreifen, es jet denn die Leiſtung 
an Erfüllungsstatt durch auflöfende Bedingung davon abhängig gemacht, 
daß dem Gläubiger das Geleijtete dauernd !und im vertragsmäßigen 
Stande zu teil wird. 


Da der an Erfüllungsitatt Leijtende wie ein Verkäufer haftet, jo 
erwirbt der Gläubiger die Anjprüche aus $ 433 insbejondere auf Ver— 
ichaffung des Eigentumes5 der angegebenen Sache, ferner das Recht 
auf Wandlung und auf Minderung wegen Sachmängel. War eine For— 
derung oder ein jonjtiges Necht geleiftet, jo haftet der Schuldner für 
deren rechtlichen Beſtand. 

IV. Die bloße Vereinbarung über eine Leitung an Erfüllungsitatt 
hebt die urjprüngliche Obligation nicht von Rechts wegen auf, giebt 
aber dem Schuldner eine Einrede gegenüber der Forderung des urjprüng- 
lichen Schuldgegenjtandes. 


$ 119. Die Novaltion. 
I. Für das römische Necht war die Novation von größter Be- 
deutung. ! 


3) 1.24 pr. D. de pign. a. x 7; 1.4 C. de eviot 8,45; 1.46 pr. $1D.'de 
sol. 46, 3; Dernburg, Pand. Bd. 2 858 

4) Dies gilt noch für eine vor dem 1. Januar 1900 vollzogene Leijtung an Er: 
füllungsftatt. 

5) Nadı den Grundſätzen über die Gewährleiftungspflicht des Verkäufers kann 
der Gläubiger wegen Mangel im Recht das Gemwährte zurüdtreten. Aber auch da— 
durch lebt die getilgte Forderung nicht wieder auf, vielmehr hat der Gläubiger dann 
nur einen Anſpruch auf Wiederherjtellung der —— Forderung, und ſoweit dies 
nicht erreichbar iſt, nach den allgemeinen Grundſätzen auf Schadenserſatz. 

1) Vgl. die bei Dernburg, Pand. Bd.2 859 Angeführten. 
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1. Denn die römiſche Obligation, einmal begründet, nahm grund- 
ſätzich WBeränderungen durch jpätere Vereinbarung der Parteien nicht 
auf. Sollten jolche dennoch vorgenommen werden, jo bedurfte es der 
Schaffung einer neuen Obligation an Stelle der alten. 

Dies war die Novation: Aufhebung einer Forderung durd) 
Begründung einer neuen, auf dDasjelbe Biel gerichteten. 

Vom juriftiichen Standpunkte aus lag in der Novation Neufchaffung, 
eine wwirtjchaftliche Umwandlung. Das einmal begründete Kreditverhältnis 
wurde in veränderter Nechtsgeitalt fortgejegt, der Vermögensausſtand 
blieb derjelbe. | 

Die Beränderung fonnte darin liegen, daß die neue Obligation 
anderer Art war als die bisherige, insbejondere ein günjtigeres Klage— 
recht gewährte, z.B. eine Saufgelderjchuld wurde durch Stipulation er- 
ſetzt; es konnte ferner der Gegenſtand umgewandelt werden, während 
der Wert als identifch galt, z. B. durch das Verjprechen von Geld ftatt 
Ware. Insbefondere wurde durch Novation Veränderung der Perjon 
vermittelt, nämlich 

a) jo daß ein neuer Gläubiger eintrat auf Grund einer Forderungs- 
überweifung — aktiven Delegation — des bisherigen Gläubigers; 

b) ferner daß ein neuer Schuldner die Berpflichtung übernahm, 
jog. Erpromiffion. 

Auch die Erpromiffion gründete fich meift auf die Überweifung des 
bisherigen Schuldner? — Schuldüberweilung, paffive Delegation. 
Notwendig war dies nicht. 

2. Die römiſche Novation feste voraus 

a) eine ältere Obligation, mindeſtens eine naturale, 

b) eine neue Obligation. Sie wurde mittel3 Stipulation in das 
Leben gerufen. 

c) Endlih war die Abficht zu movieren — animus novandi — 
erforderlich. 

Dieje Abficht muß nad) jujtinianischem Rechte? bejonders erklärt 
fein. Sonjt bejtehen konkurrierende Obligationen, die auf dasjelbe 
Ziel gerichtet find. 

II. Nach heutiger Nechtsauffaffung ift das Rechtsverhältnis fähig, 
unbeihadet jeines Bejtandes, Veränderungen durch die Be- 
teiligten anzunehmen. Dies gilt für feinen Inhalt, für den Wechjel 





2)1.8 C. de novat. 8,41. 
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des Gläubigers, welcher fich mittel3 Abtretung vollzieht, endlich jelbit 
bezüglich des Wechjeld des Schuldners mitteld Schuldübernahme. 

Daher ift weniger Veranlaſſung dazu, beitehende Obligationen ganz 
aufzuheben und durch neue zu erjegen, worin das Wejen der Nova- 
tion liegt. 

Dennoch werden die Beteiligten nicht jelten Intereſſe und Abſicht 
haben, an die Stelle einer alten Verbindlichkeit eine neue zu jegen. Da: 
bei wird ihnen Häufig nicht die Tilgung der alten Obligation, jondern 
die Begründung der neuen im erjter Linie jtehen, 3. B. ein Verkäufer, 
welcher Zahlung an einem dritten Orte zu machen hat, zieht vor, jtatt 
des Kaufpreifes einen Wechjel auf diefen Ort vom Käufer zu nehmen. 

Da das B. G. B. die Vertragsfreiheit anerkennt, jo find auch No: 
vationen zuläjfig, wenn fie die Beteiligten wollen, obgleich fie das B.G. B. 
nicht beſonders erwähnt. Sie find auch keineswegs als Leiſtung an Er: 
füllungsftatt zu denken, wenn auch 8 364 Abi. 2 darauf hinzuweiſen 
icheint. Denn es fällt jchwer in das Gewicht, daß fich im Falle der 
Novation das Kreditverhältnis fortiegt und nicht, wie bei Leiftung an 
Erfüllungsftatt jchlechthin getilgt wird. 

Dies tritt im B. G. B., bejonders bei Spielgejchäften, $ 762, und 
Differenzgefchäften, $ 764, hervor. 

Das Geſetz mißbilligt jolche Geichäfte, es verjchließt daher jeden 
Meg zu deren Erzwingung. Hat aber der Schuldner erfüllt, jo kann 
das Geleiftete nicht zurüdgefordert werden. Gleiches gilt für die jad: 
liche Leiftung an Erfüllungsitatt, vgl. Ss 364 Abf. 1. Soll dagegen nur 
die Verbindlichkeit durch eine andere erjegt werden, geſchah aljo bloße 
Novation, jo wird die neue Verbindlichkeit nicht begründet; der Makel, 
welcher dem Ktreditverhältnis als jolchem anflebt, bleibt aljo beitehen, 
jo lange dasjelbe nicht jachlich getilgt iſt, $ 762. 

Wenn wir auch den Nechtsbegriff der Novation fejthalten, jo laſſen 
jich gleichförmige, für alle Fälle unbedingt anwendbare Nechtsjäge für 
diejelbe nicht aufitellen. 


$ 120. Einzelne Fälle der Novation. 


I. Wer Geld oder andere vertretbare Sachen aus einem anderen 
Grunde jchuldet, kann mit dem Gläubiger laut B. G. B. $ 607 Abi. 2 
vereinbaren, das das Geld oder die Sachen als Darlehen gejchuldet 
werden jollen. 
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Dies iſt der reinſte Fall einer Umwandelung. 

Vorausgeſetzt iſt, daß eine ältere Schuld beſteht. Sie kann auch 
eine klagloſe ſein; eine vom Geſetz mißbilligte darf fie nicht fein. 

Die bisherige Schuld wird durch die Umwandelung in das Dar: 
lehen volljtändig getilgt. Daher gehen Vorrechte unter, desgleichen 
Sicherheiten; natürlich können diejelben für die neue Schuld wieder be— 
jtellt werden, wobei aber die Vorausjegungen einer Neubejtellung vor— 
handen jein müjjen. Die Tilgung iſt davon abhängig, daß die Berein- 
barımg über die Ummwandelung in ein Darlehen gültig ift, jo daß aus 
ihr eine neue Forderung entipringt. 

Tie neue Forderung hat rechtlich diefelben Eigenschaften, wie eine 
durch Auszahlung begründete Darlehensforderung. Insbeſondere unter- 
jteht fie der Verjährung von 30 Jahren, wenn auch die zu Grunde 
liegende Forderung furz verjährbar war. 

Es ſteht nichts im Wege, daß ein neuer Gläubiger der Darlehens: 
gläubiger, ein neuer Schuldner der Darlehenzjchuldner wird. 

I. Nach bisherigem Rechte wurde angenommen, daß im Falle 
eines Kontoforrentvertrages die zwijchen den Beteiligten begründeten 
Forderungen, welche in den Kontoforrent gehören, noviert wurden, wenn 
ſie in die Rechnung gejtellt und in den Saldo aufgenommen waren, jo= 
ten der Saldo beiderjeit3 anerkannt und auf neue Rechnung vorgetragen 
war. Daher nahm man an, daß Borrechte, Pfandrechte, jowie Sicher: 
heiten anderer Art, welche für die urfprüngliche Forderung bejtanden, 
infolge der Aufnahme in den Kontoforrent erlojchen.? 

Das neue H. G. B. $ 356 Abf. 2 bejtimmt dagegen, daß Pfand» 
rechte, Bürgjchaften, jowie andere Sicherheiten, welche für einzelne in 
den Ktontoforrent aufgenommene Forderungen bejtanden, durch das Anz 
erfenntnis des Kontoforrentjaldo nicht aufgehoben werden. Daß dies 
auch nicht durch Vortrag auf neue Rechnung gejchieht, iſt Folgerecht.® 


I) Nur wenn die Darlehensvaluta durh Tilgung der alten Schuld berid)- 
tigt werden follte, kann von einem „Darlehen“, einer „Berwandelung der alten Schuld 
in em Darlehen“, Motive Bd. 2 ©. 312, gejprochen werden. Freilich fann aber die 
Ertläning des Schuldners, darlehensweife zu ſchulden, eine geringere Tragweite haben 
und im Grunde nur bedeuten, es joll die Schuld jtehen bleiben, es jolle länger 
freditiert werden. So hat R. G. bei Gruchot Bd.36 S. 688 in preußiſcher Sache 
angenommen, daß aus einem Schuldfcein, in welchem der Gläubiger erklärte, eine 
geihuldete Summe „darlehensweiſe“ jtehen zu lafjen und der Schuldner ſich zu Zinjen 
verpflichtete, eine Ummandelung der Schuld in ein —— nicht zu finden ſei. Dies 
war Auslegungsſrage vgl. auch Gruchot Bd. 35 ©.1 

2 R. G. Bd. 10 S. 53. 

3) Anderer Anſicht iſt jedoch Coſack, Handelsrecht ©. 352. 
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Aufnahme einer Forderung in den Kontokorrent bewirkt aljo feine 
Novation mehr. 

III. Schuldverjprechen und; Schuldanerfenntnijfe, welche nach SS 780 
und 781 felbjtändige Verbindlichkeiten begründen, fünnen die zu Grunde 
liegenden Forderungen nodieren, wenn die die Abjicht iſt. 

In der Regel treten fie jedoch fonkurrierend neben die alte Obli— 
gation, welche ſich erhält. Der Gläubiger kann aljo beide Forderungen 
geltend machen; ihn jchliegt die Einrede der Rechtshängigfeit nicht aus, 
wenn er aus dem einen Schuldgrund geklagt hat und nachher aus dem 
anderen Grunde Klage erhebt. Eine Zahlung aber tilgt beide Obli— 
gationen. 

IV. Novation kann auch gejchehen durch Wechjel, wenn fie in 
der deutlich erklärten Abjicht jofortiger und endgültiger Begleichung einer 
Schuld angenommen wurden, was in den Ausdrüden „durch Accept 
beglichen“, „Betrag mit Accept erhalten“ wohl liegen mag. 

Aber in der Regel nimmt man die Eingehung einer Wechjelichul, 
insbejondere die Übermachung einer Tratte gegenüber feinem Gläubiger 
nur „zahlungshalber* vor. 

Dem Gläubiger liegt dann Sorgfalt zur Erhaltung des Wechſel— 
anjpruches ob. Welches Mat von Thätigkeit ihm bei Einziehung des 
Wechjels obliegt, hängt von der Art der Gejchäftsverbindung ab. Wird 
vom Bezogenen die Annahme des Wechſels verweigert, jo darf er in 
der Regel aus der urjprünglichen Forderung unter Rüdgabe des Wech— 
jel3 die Klage erheben. 

Erhält der Gläubiger die Wechjelfumme vom Bezogenen oder einem 
anderen Wechjeljchuldner oder erlangt er den Wert des Wechjels durd) 
Veräußerung in dauernder Weije, jo ijt die urjprüngliche Forderung 
getilgt. 

Sehr häufig werden auch Anweijungen an den Gläubiger des 
Anweifenden zahlungshalber begeben. Selbjt die Annahme durch den 
Angewiejenen tilgt die Forderung des Amweifungsempfängers gegenüber 
dem Anweiſenden nicht. Erſt Zahlung durch den Angewiejenen hat dieje 
Wirkung. 


4) Bgl. oben $ 90. Für das Abrechnungsgeſchäft fiehe aber auch dort I, Abi. 2. 
5) R.O.H. G. Bd.5 S. 206, Bd.4 S,365; Bolze Bd. 23 n. 391. 
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Drittes Kapitel. 
Die öffentliche Hinterlegung. 
$ 121. Die Hinterlegung im allgemeinen.* 

I. Wenn e8 am Gläubiger liegt, daß fich der Schuldner nicht 
durch Erfüllung befreien kann, jo öffnet die Hinterlegung dem: 
jelben einen Weg, jich zu entlaften.? 

Die Hinterlegung gehört teils dem öffentlichen, teil dem bürger- 
lichen Rechte zu. 

Dem bürgerlichen Rechte unterliegt unter anderem die Frage, unter 
welchen Vorausjegungen die Hinterlegung zuläffig ift, in welchem Maße 
die Schuld auf diefem Wege getilgt wird, endlich inwiefern dem Hinter: 
fegenden noch Rüdforderung des Hinterlegten geftattet ift. Über dieje 
Punkte beitimmt daher B. G. B. 88 372 — 386. 

Die Ordnung des Hinterlegungswejend im allgemeinen iſt dagegen 
Sache des öffentlichen Rechtes. Sie iſt daher durch Einführungsgejeh 
Art. 144 und 145 den Landesrechten vorbehalten. 

Die für die preußiſche Monarchie erlafjene Hinterlegungsordnnung 
vom 14. März 1879 blieb demzufolge, joweit fie öffentlich rechtlicher Natur 
it, im weſentlichen durch das B. G. B. unberührt; fie wird aber im preußi— 
schen Ausführungsgejeg zum B. G. B., Entwurf Art. 82, mehrfach geändert. 

II. Öffentliche Hinterlegung kann feitens des Gläubigers unter 
gewiſſen Borausjegungen verlangt werden, weil jein Recht zwar hierzu, 
aber nicht zur Beitreibung der Leiltung ausreicht. Dahin gehört, daß 
Mitberechtigte vorhanden jind, die Leiltung aber unteilbar iſt, B. G. B. 
$ 432 Abi. 1 Sag 2, H. G. B. $ 646; fernere Fälle finden fich beim 
Niepbrauch, 8 1077, und bei Verpfändung einer Forderung, $ 1281 
Sat 2. Entjprechend bleibt dem Gläubiger, wenn jeine Forderung mit 
Arreit belegt ilt, das Recht offen, Dinterlegung der Schuldfumme zu 
verlangen,? E.B.D. $ 930 Abſ. 1 Sat 2. 


1) Ulrih, Die Depofition und die Derelittion behufs Befreiung des Schuldners, 
Züri 1877; Czyhlarz gerichtliche Depofition in Grünhuts Zeitſchrift Bb.6 ©. 657; 
Stammier, Schuldverhälmifje S.233; Hellwig, Verträge auf Leitung an Dritte ©. 442. 

2) Dritte Berjonen, welche als Vertreter des Schuldners zur Leitung ermäd)- 
tigt find, find gegebenenfalls auch zur Hinterlegung befugt. Dritte, welche gur Leiſtung 
in eigenem Intereſſe berechtigt ſind, ſind zur Hinterlegung nur auf Grund bejonderer 
en. nr: jo $8 268, 1142, 1171, 1224 B. G. B., vgl. Hellwig a. a. O. 
©.42 4 

3) So Pr} O. Trib. Präj. n. 718. Das En — Stammler S. 234 
für das jetzige Recht, vgl. er Hellwig a.a.D. ©. 44 

Dernmburg, Bürgerl. Recht. I. 1 18 
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II. In den SS 372ff. finden fich nur Vorfchriften über die Hinter: 
legung, welche der Schuldner vornimmt. Nur hiervon ift im folgenden 
die Rede. 

Die Hinterlegung des Schuldners fegt voraus: 

1. daß er zur Erfüllung feiner Schuld befugt tft, ſei es, daß 
fie fällig ift, jet e8, daß er die Leijtung vor ihrer Fälligkeit bewirken 
darf, 8 271 Abi. 2. 

2. Der Erfüllung muß ein Hindernis aus der Perſon des 
Gläubigers entgegenstehen, BVerfchulden des Gläubigers ijt mict 
erforderlich. + Solche Hindernifje bilden laut $ 372: 

a) Verzug des Gläubigers, 


b) andere Gründe, welche in der Perjon des Gläubigers Liegen 
und die Erfüllung unthunlich machen, 3. B. Geſchäftsunfähigkeit und 
Mangel einer Bertretung des Gläubigers. Endlich genügt 

ec) Ungewißheit des Schuldners über die Perſon des Gläubigers, 
jei e8, dab ihm die Thatjachen, auf welche ſich die Legitimation des 
Gläubigers zu ſtützen hat, nicht volljtändig befannt find, jei es, daß er 
begründete Zweifel über deren rechtliche Bedeutung hat. Die Ungewiß— 
heit de3 Schuldners darf aber nicht auf deſſen Fahrläffigkeit beruhen. Über: 
ängjtlichkeit rechtfertigt jelbitverjtändlich die Hinterlegung nicht. ® 

IV. Nach gemeinem Rechte galten Sachen jeder Art als hinter: 
legungsfähig. Die neueren Hinterlegungsordnungen haben aber den 
Kreis der hinterlegungsfähigen Gegenitände eng gezogen. 

Nah B. G. B. $ 372 find hinterlegbar: Geld, Wertpapiere, 
jonftige Urkunden, jowie Koſtbarkeiten. 

Neichsgejeglich hinterlegbar find hiernach feineswegs bloß Wert- 
papiere, die auf den Inhaber lauten oder an den Inhaber zahlbar ſind, 
fondern auch Wertpapiere auf Namen, wie auch Urkunden jeder Art. 

Als Kostbarkeiten haben zu gelten Sachen von geringem Umfang 
und verhältnismäßig großem Wert, 3. B. Gold- und Silber-, ſowie 
Schmudjachen, jeltene Münzen oder Briefmarken, Kunjtwerfe, nicht aber 
Tiere, wenn auch noch jo teuer, nicht Fahrräder. 


4) Anders code civil art. 1252. 

5) Vgl. über früheres Recht R.O.H. G. Bd.10 S. 431; Kühne in Iherings 
Jahrb. Bd. 17 S. 1; Jeß daſelbſt Bd. 17 S. 158; Gruchot Bd. 37 S. 10413 R.G. 
Bd. 30 S. 199; Jur. Woch. 1890 ©. 171 n.55; Bolze Bd. 17 n. 330. 
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Die Landesgefege dürfen den Kreis der hinterlegbaren Sachen weiter 
ziehen al3 die B. G. B. thut, Einf. Gef. Art. 146.6 

Nicht Hinterlegbare bewegliche Sachen hat der Schuldner, um fich 
zu befreien, im Wege des Gelbjthilfeverfaufes zu veräußern und den 
Erlös zu hinterlegen, $ 383. 


$ 122. Die Hinterlegungsftellen und die Hinterlegung. 


I. In Rom gejchah die Hinterlegung vorzugsweile in Tempeln. 
Lie Heiligkeit des Ortes jchien die Sicherheit zu verbürgen. Nach ge- 
meinem wie nach älterem preußischen Rechte erfolgte die Hinterlegung 
bei Gericht. In Frankreich dagegen waren adminijtrative Kafjen Hinter: 
legungsjtellen. Im Anjchlug hieran gejchieht jegt auch in Deutjchland 
die öffentliche Hinterlegung vorzugsweije bei Verwaltungsjtellen, jo in 
Preußen, in Bayern und anderen Bundesitaaten. 

U. Nach dem Einführungsgejeß zum B.G.B. haben die Landes- 
geſetze über Die fachliche und örtliche Zuständigkeit der Hinterlegungs- 
itellen zu beitimmen. 

In Preußen find nach der Hinterlegungsordnung vom 14. März 
1879 8 1ff. für Geld, Wertpapiere, die auf den Inhaber lauten oder 
an den Inhaber zahlbar jind, und für Kojtbarfeiten die Bezirksregie- 
tungen die Hinterlegungsitellen; die Negierungshauptfafien dienen als 
Kaſſen derjelben, die Kafjenbezirfe find nach den Gerichtsbezirfen ab- 
gegrenzt.!- 2 

Nach dem Entwurfe des preußiichen Ausführungsgejeges Art. 82 
$ 87 find fire Wertpapiere und fonjtige Urkunden, die hiernach bei den 
adminiſtrativen Hinterlequngsstellen nicht hinterlegt werden können, die 
Amtsgerichte Hinterlegungsitellen. 

In dringenden Fällen iſt auch vorläufige Verwahrung bei den 
Antsgerichten zuläffig, preußiiche Hinterlegungsordnung $ 70ff. Die- 
jelbe bezeichnet Fälle, in welchen Dringlichkeit anzunehmen it. Soweit 





6) Das preußiiche Ausführungsgefeg — Entwurf Art. 82 889 — erflärt andere 
Sahen als Geld, Wertpapiere, jomtige Urkunden und Kojtbarfeiten als zur Hinter: 
legung nicht geeignet. — A.L.R. 1, 16 $ 234 fällt mit der allgemeinen Aufhebung 
des eriten Teiles des A. L. R. durd jenes Ausf. Gej., Entwurf $ 87, weg. 
.. . 2 In den Fällen der $$ 1082, 1392, 1667, 1814, 1818, 2116 des B. G. B. 
NM aud die Reichsbank Hinterlegungsitelle. 

.. 2 In Berlin bejteht nah Hinterlegungsordnung $ 2 für die Hinterlegung eine 
beiondere Behö de. 

18* 
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dies nicht der Fall ift, entjcheidet über die Dringlichkeit dag Ermeſſen 
des Amtögerichtes.3- * 

III. Die Hinterlegung kann laut Einführungsgejeg Art. 145 Abi. 2 
nicht jeitens der Landesgeſetzgebung von einer vorgängigen, gerichtlichen 
Anordnung abhängig gemacht werden, wie folche gemeinrechtlich vieltad 
üblich und jeinerzeit in Preußen nah A.L. R. J, 16 8 214ff. vorge: 
jchrieben war. Für Preußen war die vorgängige gerichtliche Anordnung 
ſchon durch die preußijche Hinterlegungsordnung $ 19 Abi. 2 befeitigt. 

Nach diefer Ordnung gejchieht die Einzahlung ſeitens des Schuld: 
ners bei der Hinterlegungsitelle unmittelbar oder durch die Poſt. Der 
Einzahlende hat eine jchriftliche Erklärung abzugeben, welche den Hinter: 
leger, das Hinterlegte, die Veranlaffung der Hinterlegung genau zu be 
zeichnen bat; insbefondere Hat fie die Perjon zu benennen, für 
welche die Hinterlegung erfolgt, $ 14 Abi. 3. Gejchieht dies nicht, 
jo ift anzugeben, infolge welcher Umſtände der Schuldner feine Berbind- 
lichfeit nicht oder nicht mit Sicherheit erfüllen kann, Entwurf des Aus: 
führungsgejeges zum B. G. B. Art. 82. 

Ob die Erklärungen des Hinterlegers thatſächlich begründet find, 
bleibt bei Vornahme der Hinterlegung dahingeſtellt. 

IV. Der Schuldner iſt befugt, das Recht des Gläubigers auf Aus— 
zahlung von einer Gegenleiſtung abhängig zu machen, 8 373 Abſ. 2.° 

Dahin gehört z. B., wenn die Schuldfumme im Grundbuche einge 
tragen ift, eine fogenannte [öfchungsfähige Quittung, um die Überjchreibung 
im Grundbuche bewirken zu können, ferner die dem Gläubiger obliegende 
Gegenleistung im Falle eines gegenjeitigen Bertrages. 

V. Die Hinterlegung, welche mittel3 Zufendung durch die Poſt 
erfolgt, wirkt auf die Aufgabe zu der Poſt zurücd, $ 375. 

VI Das Einführungsgefeß zum B. G. B. Art. 145 gejtattet den 
Zandesgeiegen zu beitimmen, daß die hinterlegten Gelder und Wert: 
papiere gegen Verpflichtung der Nüderftattung in gleichem Betrage in 


3) R.G. Bd. 26 ©. 241. 

4) Nad) dem Abgeordnetenentmwurfe des preuß. Ausf. Gef. zum B. G. B. Art. 83 
fönnen für die Hinterlegung von Wertpapieren in den Fällen der 88 1082, 1392, 
1667, 1814, 1818, 2116 des B. G. B. durd) Anordnung der zujtändigen Minijter 
auch die Eeehandlung, die Preußiſche Centralgenoſſenſchaftskaſſe oder eine ſonſtige 
öffentliche Banfanftalt, und im Falle des Bedürfniſſes auch Preußiſche Brivatbanten 
als Hinterlegungsitellen bejtimmt merden. 

5) Geſchieht dies, jo iſt die nach preußiſchem Landesrecht unter Bezeichnung 
der Segenleiftung in der Erklärung bei der Hinterlegung anzugeben, Entwurf des 
preußiſchen Ausführungsgejepes zum B. G. B. Art. 82 $ 18 Abf. 2. 
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dad Eigentum des Fiskus oder der als Hinterlegungsjtelle ſonſt 
landesrechtlich bejtimmten Anftalt übergehen. E3 liegt dann ein fog. 
irreguläre8 Depofitum vor, vgl. B. G. B. 8 700. | 

Nach der preußiichen Hinterlegungsordnung $ 7 ff. geht nur Hinter: 
legtes Geld in das Eigentum des Staates über. Die Staatskaſſe 
haftet dem Empfangsberechtigten für Kapital und für Zinfen, die fog. 
Depofitalzinfen. Königliche Verordnung beftimmt deren Höhe Nach 
Verordnung vom 21. Mai 1879 werden 21/,%/, vergütet. Erhöhung 
oder Erniedrigung des Zinsjages kann durch Königliche Verordnung 
vorgeichrieben werden. 

VII. Der Schuldner ijt verpflichtet dem Gläubiger, dem gegen- 
über er hinterlegt hat, die Hinterlegung anzuzeigen, andernfalld wird er 
ihm jchadenserjagpflichtig, die Hinterlegung aber bleibt wirfjam. Die 
Pit zur Anzeige bejteht nur, wenn Diejelbe thunli war, $ 374 
Ab). 2. Die Unthunlichfeit Hat der Schuldner im Streitfalle zu beweifen. 


$ 123. Die Rechtsfolgen der Hinterlegung. 

I. Da die Hinterlegung ohne Prüfung der Frage ftattfindet, ob 
deren gejegliche Borausfegungen vorhanden find, jo muß rechtsgültige 
und rechtsungültige Hinterlegung unterjchieden werden. Zur 
Gültigkeit der Hinterlegung ift erforderlich, 

a) daß ſie der Schuldverpflichtung entipricht, insbejondere auch, 
dag ſie vollftändig gejchieht, 

b) daß einer der Gründe vorhanden ijt, welche jie nach $ 372 
rechtfertigen. 

c) Grundjäglich müßte die Hinterlegung, um wirkſam zu fein, an 
der Hinterlegungsitelle des Leiftungsortes gejchehen. B.©.B.$ 374 
Abi. 1 beitimmt jedoch aus Billigfeitsrücfichten, daß auch Hinterlegung 
bei einer anderen Stelle wirkjam ift, der Schuldner aber dem Gläubiger 
den aus der Hinterlegung an anderem Orte entjtehenden Schaden zu 
erſetzen bat. 

Nur die rechtsgültige Hinterlegung kann an fich befreiende Wirkung 
haben. Nimmt jedoch der Gläubiger das Hinterlegte freiwillig unan- 
fehtbarerweije in Empfang, jo tritt jelbftverftändlich hiermit Befreiung 
des Schuldners ein. 

Var die Hinterlegung nicht rechtsgültig, jo fann der Schuldner 
das Hinterlegte von der Hinterlegungsitelle jeder Zeit abfordern, ins— 
beiondere auch, wenn er der Hinterlegungsftelle erklärt hat, daß er auf 
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die Rüdnahme verzichte, $ 376 3.1. Erforderlich ijt aber, daß die 
Nechtsungültigfeit der Hinterlegung von dem als Gläubiger bezeichneten 
in gehöriger Form anerfannt! oder daß fie ihm gegenüber rechtskräftig 
feſtgeſtellt ift.? 

II. Indem der Schuldner Hinterlegt, fchließt er mit der Hinter: 
legungsitelle einen Berwahrungsvertrag. Die Bedingungen dieſes Ver— 
trages unterliegen aber nicht dem freien Belieben der Vertragsichliegenden. 
Sie richten fich vielmehr nach den Beitimmungen des Neichörechtes umd 
der Landesgeſetze. Nur ſoweit diejelben dem Hinterlegenden einen Spiel- 
raum verftatten, kann er dem Bertrage eine befondere Geitalt geben. 

Der Anjpruch des Hinterlegenden geht auf Nüderjtattung, er ent- 
jpricht der actio depositi; zugleich gefchieht die Hinterlegung für den 
Gläubiger. Aus dem Gejege folgt, unter welchen VBorausjegungen dem 
Hinterlegenden, unter welchen dem Gläubiger das Hinterlegte auszuliefern 
ilt. Treffen die gejeglichen Borausjegungen in feiner Perſon zu, jo hat 
der Gläubiger unmittelbar das Recht auf das Hinterlegte. Es liegt in 
der Hinterlegung durch den Schuldner ein Bertrag zu Gunſten 
eines Dritten.®- 4 

In der Hinterlegung iſt keineswegs ein bloßer Antrag an den 
Gläubiger zu jehen, wie dies manche annehmen. Erwirbt doch der 
Gläubiger infolge der Hinterlegung Rechte, auch ohne Wiſſen und Willen. 

II. Die Hinterlegung fann eine feitens des Schuldners wider: 
rufliche oder eine unmwiderrufliche fein. 

Gemäß B. ©. B.$ 376 Ab. 1 iſt fie in der Negel widerruflic). 
Sie bildet dann nur einen Verſuch des Schuldners, ich auf diejem 
Wege von feiner Schuld zu befreien. 


1) Selbjtverjtändlih hat der Hinterlegende die Lajten zu tragen, beziebungs- 
weile vorzuichießen. 

2) Die Klage it eine FFejtitellungsklage auf Grund von E. P. DO. 8256, melde 
negatoriiche Natur hat. Bergl. B. ©. ® $ 894. In ähnlicher Weiſe ift dem Gläubiger, 
welcher jemanden als Ceſſionar dem Schuldner unrichtigermweife bezeichnet bat, eime 
Kla ö ge wenn der Angezeigte nicht in die Zurüdnahme der Anzeige willigt, 
8409 U 

3) Hellwig a.a. D. ©. 444. 

4) Über die Vorausfegungen, unter welden die Aushändigung des Hinter- 
legten an den Gläubiger zu erfolgen hat, giebt dad B. G. B. feine VBorichriften. 
Aber die Beitimmungen der preußiichen Hinterlegungsordnung $ 30 entipreden der 
Natur der Sache und werden allenthalben maßgebend jein. Danach hat jie zu ge 
jchehen: a) wenn durch vechtsfräftige Enticheidung die Berechtigung zum Empfange 
fejtgejtellt oder die NAushändigung von der yuftändi en Behörde angeordnet fit, 
b) wenn der Antrag auf eine von der zuftändigen Behörde ergangene Anweiſung 
fi) gründet, und c) wenn die Aushändigung von Yamtlichen Intereſſenten bewilligt iit. 
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Der Widerruf ift gegenüber der Hinterlegungsftelle vorzunehmen. 
Er erfolgt Teineswegs nur durch Rücdnahme Er geichieht ſchon durch 
Rüdforderung des Hinterlegten.d 

Der Widerruf ift ausgejchloffen, $ 376 Ab}. 2, 

1. wenn der Schuldner ber Hinterlegungsstelle erklärt, daß er auf 
die Rücknahme verzichtet.® Dies kann bei der Hinterlegung erklärt 
werden, wie auch ſpäter. Annahme des Widerrufes durch den Gläubiger 
it nicht erforderlich. 

2. Die Rücknahme ift ferner ausgejchlofien, wenn der Gläubiger 
der Hinterlegungsitelle die Annahme erflärt. Erklärung gegenüber 
dem Schuldner genügt nicht. 

3. Endlich wird die Hinterlegung unwiderruflich, falls der Hinter- 
legungsftelle ein zwijchen dem Gläubiger und dem Schuldner ergangenes 
rehtsfräftiges Urteil vorgelegt wird, welches die Hinterlegung für 
rechtmäßig erflärt. Das Urteil kann namentlich gegenüber einer Klage 
des Gläubigers auf Leiftung des Schuldgegenftandes über die Einrede 
des Schuldners, daß er rechtögültig hinterlegt habe, ergangen jein, 
nicht minder auf Grund einer FFejtitellungsflage des Schuldnerd. Die 
Vorlegung des Urteile kann vom Gläubiger oder dem Schuldner ge- 
ſchehen. 

Die Unwiderruflichkeit fällt wieder weg 

a) wenn der Gläubiger auf dieſelbe verzichtet; deun es beſteht kein 
Grund dafür, dem Verzicht in dieſem Falle die Wirkung zu verſagen. 

Annahme der geſchuldeten Leiſtung ſeitens des Gläubigers in 
Kenntnis der Hinterlegung kann als ſolcher Verzicht aufzufaſſen ſein. 
b Der Rücknahmeverzicht verliert ferner feine Kraft laut 8 382 
mit Ablauf von 30 Jahren jeit Empfang der Anzeige der Hinterlegung 
durch den Gläubiger. 

IV. Das Nücnahmerecht jteht nur dem Schuldner und feinen 
Erben zu, zum Borteil Dritter, insbejondere der Gläubiger des 
Schuldners joll e8 nach 8 377 nicht dienen.” Hiernach iſt es 


5) Hellwig a. a.D. ©. 447. 

6) Solcher Berziht muß in beftimmten Fällen erfolgen, damit bie Hinterlegung 
wirkſam ift, E.B.D.8 75, Zm.®.®.$ 49 Abf. 3. 

7) Dan nahm bei der — nachdem der Schuldner dem Hinterlegten 
die Beſtimmung gegeben habe, zur Befriedigung eines beſtimmten Gläubigers zu 
dienen, dürften andere Gläubiger in dieſe ——— nicht eingreifen. Daß hierin 
fein zureihender Grund lag, darüber vgl. Hellwig a.a.D. ©. 456. Jedenfalls ift 
es beiremdend, daß der Gläubiger, der in in Annahmeverzug befindet, vor anderen 
Släubigern den Vorzug erhalten ſoll. gl. hierüber Hellwig ©. 483. 
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1. der Pfändung nicht unterworfen, $ 377 bj. 1.8 

2. Es fällt nit in die Konkursmaſſe des Schuldners. 
Konk. O. 8 1 Abi. 4. 

An und für fich wäre die Folge, dat der Gemeinjchuldner während 
des Konfurjes die Rüdnahme des Hinterlegten vornehmen und über 
dasjelbe nach jeinem Belieben verfügen könnte. Um dem zu begegnen 
beftimmt 8 377 Abſ. 2 bejonders, daß auch der Schuldner während des 
Konkurjes das Necht der Rücknahme nicht ausüben darf. 

Offenbar haben alle diefe Beitimmungen feinen Bezug auf Fälle 
rehtsungültiger Hinterlegung; ebenjowenig find fie dann anwendbar, 
wenn das Necht des Gläubigers auf das Hinterlegte erlojchen iſt. Daher 
kann der Konfursverwalter in jolchen Fällen das Hinterlegte von der 
Hinterlegungsitelle zur Konkursmaſſe herausfordern.? 


V. Die Wirkung der widerruflichen und der unmwiderruflichen 
Hinterlegung gegenüber dem Gläubiger ift wejentlich verjchieden. 

1. Iſt die Hinterlegung widerruflich, jo geht die Schuld noch 
nicht unter. Nur eine Einrede erwirbt der Schuldner gegenüber dem 
Gläubiger, welcher die Leiltung des Schuldgegenjtandes troß Derjelben 
noch beanjprucht, $ 379 Abi. 1. Dieje Einrede kommt auch Bürgen 
und Drittbefigern verpfändeter Sachen zu, 8 768, $ 1211, vgl. aud) 
8 1137. 

Während der Dauer der Hinterlegung trägt der Gläubiger Die 
Gefahr. Der Schuldner ijt auch nicht verpflichtet, Zinjen zu zahlen oder 
Erſatz für nicht bezogene Nutzungen zu leijten. 

Nimmt aber der Schuldner das Hinterlegie zurüd, jo gilt die 
Hinterlegung als nicht erfolgt, $ 379 Abi. 3. Die Schuld lebt 
aljo rüdwirfend wieder auf!‘ Auch die Zinjen der Zwilchenzeit 
werden gejchuldet, wie wenn der Schuldner nicht hinterlegt hätte. Hat 
Annahmeverzug die Zinjenpflicht bejeitigt, $ 301, jo bleibt dies natürlich 
durch die Rücknahme des Hinterlegten unberührt. 

2. Dit Dagegen die Rücknahme des Dinterlegten ausgejchlofjen, jo 
wird der Schuldner von feiner Schuld befreit, wie wenn er zur Zeit 


8) Pland folgert — ab der Schuldner jein Recht auf Rüdnahme aud 
nicht cedieren könne, vgl. $ 400 B. G. B. Dies wäre höchſt wunderbar. Siebe 
Hingegen Hellwig a. a. O. ©. 4 

9) Über die Pfändung durch einen Drittgläubiger vgl . Helliwig a. a. O. ©. 461. 

10) Bgl. Planck zu 8379 Ziff. 3; Oertmann $ 379 if 3. Einzelne vertreten 
die Anficht, daß Die Ging der Hinterlegung ex nunc eintritt, wofür man ſich, 
jedoch nicht zutreffend, auf $ 2143 beruft 
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der Hinterlegung dem Gläubiger geleijtet hätte, $ 378. Dies 
gilt auch für den Fall, daß das Rücknahmerecht erſt nach der Hinter- 
legung erlojchen ift. | 

Bürgen und Pfänder find von der Hinterlegung an befreit. 

VI. Der Gläubiger ift berechtigt, von dem Schuldner im Falle 
der zu feinen Gunsten erfolgten Hinterlegung eine Erklärung zum Nach— 
weis jeiner Empfangsberechtigung zu fordern, welche nad) den für die 
Hinterlegungsftelle geltenden Beitimmungen zur Wushändigung des 
Hinterlegten genügt, $ 380.11 

Dies Recht jest voraus, daß der Gläubiger die Leijtung fordern 
dürfte, wenn die Hinterlegung nicht gejchehen wäre, dagegen ijt es von 
einer vorgängigen Annahme der Hinterlegung durch den Gläubiger nicht 
abhängig gemacht. Dies namentlich), um im Prozejje über die Wirk— 
famfeit der Hinterlegung dem fie bejtreitenden Gläubiger das Recht zu 
geben, eine Verurteilung des Schuldner zur Erklärung über jeine 
Empfangsberechtigung für den Fall herbeizuführen, daß die Hinterleguug 
für rechtmäßig erflärt wird. 

VII. Die Koften der Hinterlegung fallen dem Gläubiger zur Lait, 
$ 381, da durch) ein in feiner Perſon liegendes Hindernis die Hinter: 
legung erforderlich wurde. 

Im Falle der Zurücdnahme der Hinterlegung hat aber der Schuldner 
die Koften zu tragen. Gilt fie doch für diefen Fall als dem Gläubiger 
gegenüber nicht erfolgt, $ 379 Abi. 3. 

VIII. Meldet fich der Gläubiger nicht bei der Hinterlegungsitelle 
und jind jeit dem Empfange der Anzeige der Hinterlegung an 
den Gläubiger 30 Jahre verflofjen,!? jo erlifcht dag Recht des 
Gläubiger auf das Hinterlegte, $ 382. 

Aber auch der alte Anfpruch des Gläubigers ijt hiermit erlojchen. 
Allerdings ſpricht dies das Geſetz nicht ausdrücklich aus; es it 
aber jelbitverftändliche Folge. Würde doch ſonſt die Unthätigfeit des 
Gläubigerd während 30 Jahren, an welche das Gejeg einen Rechts— 





11) gl. preußifche Hinterlegungsordnung vom 14. März 1879 $ 30 Biff. 3. 

12) Damit diefe Anzeige erfolgt und ihr Beitpuntt in der Folgezeit fiher gejtellt 
Bleibt, bejtimmt Entwurf des Preuß. Ausführungsgejeßes Art. 82 8 18 Abi. 3: „die 
Hinterlegungäftelle hat den Schuldner unter Bezugnahme auf $ 382 de8 B. G. 8. 
zu dem Nachweis aufzufordern, dag und wann der Gläubiger die im $ 374 Abj. 2 
des B. G. B. vorgeichriebene Anzeige von der Hinterlegung empfangen hat. War der 
Nachweis nicht vor dem Ablaur von drei Monaten nad) der Aufforderung geführt, 
o iſt die Hinterlegungsſtelle ermächtigt, im Namen und auf Koſten des Schuldners 
dem Gläubiger die Anzeige zu machen.” 
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nachteil nüpfen wollte, ihm den Vorteil gewähren, feinen Anſpruch 
wieder ohne die Hinterlegung fürchten zu müfjen, durchjegen zu können. 

Wie aber, wenn die Anzeige an den Gläubiger unthunlich war? 
Dann wird man die dreißigjährige Frift von der Hinterlegung an 
rechnen müfjen, entiprechend $ 1128.18 Gerade in Fällen folder 
Art wird fie meiſt beſonders zweckmäßig fein. 

Der Schuldner erlangt das Nüdnahmerecht nad) Ablauf der Frift 
auch wenn er degjelben verluftig war, denn die Ausjchliegung der Rüd- 
nahme geichah nur zu Gunjten des Gläubigers. 

Nach Einführungsgefeg Art. 145 kann die Landesgejeggebung an- 
ordnen, daß der Anſpruch auf Nüderitattung mit dem Ablauf einer 
gewilfen Zeit zu Gunſten des Fiskus oder der Hinterlegungsanitalt 
erlifcht, jedoch) muß dem Hinterleger die Rücknahme des Hinterlegten 
mindejtend während eines Jahres von der Zeit an gejtattet werden, 
mit welcher das Recht des Gläubigers erlifcht. 

Nach preuß. Hinterlegungsordnung $ 53 it regelrecht die Verzinſung 
hinterlegten Geldes mit dem Ablauf von 10 Jahren, von Beginn der 
Verzinfung am gerechnet, einzuftellen. Dies wird durch die Reichs— 
gejeßgebung nicht berührt. 


Viertes Kapitel. 
Aufrechnung. 


$ 124. Das Weſen der Aufrednung.' 

I. Gegenfeitige, gleichartige Forderungen werden durch Er: 
tlärung der Aufrechnung ſeitens eines der Beteiligten getilgt, 
8.6.8.8 387.2 

Aufrechnung ift nicht Zahlung. Sie ift ihr auch keineswegs völlig 
gleichwertig. Denn dem Gläubiger giebt das Erlangen barer Mittel 
wirtichaftlich eine größere Macht, da es Berwendung zu beliebigen 
Bweden ermöglicht. 

Zwei Gejichtspunfte find es, welche gleichwohl dahin führten, 
Tilgung der Schuld durch Aufrechnung ftatt durch) Zahlung anzuerkennen: 


13) So Dertmann $ 382 Ziff. 2; anders Pland $ 382 Ziff. 2. 

1) Dernburg, Die Bonbeniatior nad) römiſchem Recht 2. Aufl. 1868; ferner die 
bei Demburg, Band. Bd. 2862 Angeführten ſowie Franz Leonhard, Die Aufrechnung 
1896; Stammiler, Schuldverhäftnifi e ©. 240; Liebknecht, Kompenfationsvollzug 1897, 
Een und Eventualaufrehnung 1898; Kuhlenbed, Bon den Bandeften 

d. 26; — er, Kompenſation 1899. 
18 281; Mot. Bd. 2 S. 104; Kom. Brot. ©. 725. 
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einmal ein ethischer; man joll vom anderen nicht® fordern, wa® man 
ihm nicht Jeiftet: dolo facit, qui petit, quod redditurus est; dann ein 
öfonomifcher: die Aufrechnung fteuert dem Hin» und Herjchiden von 
Tilgungsmitteln, welches Vergeudnng von Zeit und Kraft wäre. 

II. Der Rechtsſatz, daß der Gläubiger fich gefallen laſſen muß, 
durh Aufrechnung befriedigt zu werden, war dem altrömijchen, wie 
dem alten deutichen Rechte fremd. 

Allmählich erit hat er fih in Rom Bahn gebrochen und zwar im 
Prozeſſe. Zuerſt in Sonderfällen, nämlich gegenüber der Klage des 
Wechslers gegen jeinen Gejchäftsfreund und im Konkurſe gegenüber der 
Klage dejjen, welcher die Konkursmaſſe vertrat. Dann führte bei den 
bonae fidei judieia Rüdficht auf Billigfeit und Zweckmäßigkeit dahin, 
dak der Richter zufolge Antrags des Beklagten gleichartige Gegen- 
forderungen des Beklagten aus demfelben Nechtsgrunde auf die Klage— 
forderung aufrechnete. Schliehlich hatte Der Richter auch bei strieti juris 
judieia infolge Vorſchützens einer exceptio doli aufzurechnen. Die 
Kompenjation wurde damit allgemeines Recht in Rom.“ 

IH. Die Kompenjation entwidelte ſich im Prozejie. 

Auch im heutigen Leben fommt fie vorzugsweile im Prozefje zur 
Sprahe und findet ihre Anerkennung im richterlichen Urteile, welches 
der Aufrechnung Raum giebt. 

Allein die Verbindung der Aufrechnung mit dem Prozefje iſt feine 
notwendige. Nicht jelten tritt das Bedürfnis hervor, mittel3 einjeitiger 
Erklärung außerhalb eines Prozejjes durch Aufrechnung eine Tilgung 
von Gegenforderungen herbeizuführen. Sp wenn man für eine Schuld 
geitellte Sicherheiten zurüderlangen will unter der Erklärung, daß die 
verjicherte Forderung fich mit einer Gegenforderung des Schuldners 
aufrehne und damit getilgt ſei. Außergerichtliche Erklärung der Auf: 
rechnung kann ferner Bedürfnis fein, wenn Die ‘Forderung, mit der 
man aufrechnen will, an eine Friſt gebunden ift. Daher entſchied ſich 
Praris und Theorie im gemeinen und im preußijchen Rechte neuerdings 
dahin, Aufrechnung durch außergerichtliche Erklärung anzuerkennen. 

Das B. G. B. folgt der neueren Richtung grundjäglich. 


3)1. 8 pr. D. de doli mali exceptione 44, 3. 
4) Über älteres deutiches Recht fiehe Dernburg Komp. S. 265. 


5) R. G. Bd. 11 ©. Ber — ein Iherings Jahrb. Bd. 20 ©. 285; Fran 
Leonhard, Die Aufrechnung 18 es : 
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Laut S 3886 vollzieht jich die Tilgung der Gegenforderungen durch 
Aufrechnung mittels Erklärung gegenüber dem anderen Teil 
So richtig dies iſt, jo wird gleichwohl auch in Zukunft die im Prozeſſe 
abgegebene Erflärnng der Aufrechnung bei weiten die häufigite 
und praftijch das Regelmäßige jein. 

Denn der Schuldner wird in der Regel vom Grundſatze ausgehen: 
quieta non movere. Sp lange jich der Gläubiger nicht rührt, figt er 
ſtill. Erſt wenn diefer Elagt, tritt er mit &egenforderungen, die ja 
nicht immer zweifellos find, hervor. 

Die Erklärung im Prozeſſe hat feine andere Natur als die aufer- 
prozefjualiiche. Sie iſt wie dieſe ein einfeitiges, empfangsbedürftiges 
Rechtsgefchäft, und unterjteht wie diefe den Vorjchriften des B. ©. 2. 
Ss 387 ff. über Aufrechnung. Nur verbindet jich mit der Aufrechnung 
im Prozeſſe der Antrag, fie richterlich anzuerkennen. 

Ein hervorragender Nechtslehrer? hat dies geleugnet. Wer im 
Prozeſſe aufrechne, vollziehe eine Nechtshandlung, die auf den Prozeß 
gebaut jei und durch den Prozeß getragen werde; er rechne nur auf 
als Prozekpartei und für den Prozeßbetrieb. Mit dem Prozeßverhältniſſe 
falle auch dieje Aufrechnung. Gejchehe fie in der Klage, jo erlöjche jie, 
wenn die Klage rechtsgültig zurücdgenommen werde; werde fie ala Ein: 
rede vorgebracht, jo könne fie wie jede Einrede zurüdgezogen werden, 
ebenjo werde jie wirkungslos, wenn jie erit in der Berufungsinjtanz 
vorgebracht war, falls eine rechtögültige Zurüdnahme der Berufung 
itattfinde. Die Anfechtung richte fich) nach den Regeln des Prozekrechtes, 
nicht des bürgerlichen Rechtes. 

Doh dad B. G. B. trifft feine Vorjchriften für die Aufrechnung 
ohne die im Prozefje erklärte von der außerprozejjualiichen zu unter: 
icheiden. Es wäre auch befremdend, wenn es jeine Bejtimmungen für 
Die prozejjualiiche Aufrechnung, welche wie bemerkt, die bei weiten 
häufigſte iſt, nicht getroffen hätte. 

Wir erachten daher eine im Prozefje abgegebene Erklärung wie jede 
andere als unwiderruflich gültig, und als nicht vom Prozeßverhältniſſe 
abhängig. Allerdings ift die im Prozeſſe erflärte Aufrechnung jehr häufig 
nur eine eventuelle für den Fall des Beitehens der Klage beitimmte. 

Dies hat man für unvereinbar mit $ 388 Abi. 2 erachtet, wonad) 
die Erklärung der Aufrechnung unbedingt abzugeben if. Doch mit 


6) E. I$ 282, Mot. Bd. 2 ©. 106; Kom. Brot. S . 132. 
7) Kohler, Beitichrift für Civilprozeß 8. 24 ©. IT 


$ 125. Die Erklärung der Aufrechnung. 285 


Verwerfung bedingter Aufrechnung ift nicht ausgefchlofien, daß fie 
eventuell für den Fall erklärt werden kann, daß eine Forderung, auf 
welhe aufgerechnet werden joll, bejteht; denn dies iſt nichts als die 
begriffliche und gejegliche Vorausjegnng der Aufrechnung. Zu einer 
Bedingung aber gehört, daß die rechtliche Wirkung durch den Partei— 
willen von künftigen Umjtänden abhängig gemacht wird.®-° 


$ 125. Die Erklärung der Aufredhnung. 

L Die Aufrechnung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen 
Teile, $ 388. Sie iſt einfeitiges Nechtsgejchäft. Sie kann formlos fein, 
Vedingungen läßt fie nicht zu. 

II. Häufig gejchieht die Erklärung in den von den Parteien im 
Prozejje gewvechjelten vorbereitenden Schriftjägen. Man hat be- 
hauptet, daß hierin nicht eine Aufrechnungserflärung, jondern die bloße 
Ankündigung diefe Erklärung demnächit in der mündlichen Verhandlung 
abgeben zu wollen, liege! Dies wird aber in der Regel der Abjicht 
der Beteiligten nicht entjprechen, und iſt Daher nicht anzunehmen. 
Die beiden Zwede, welche die Aufrechnungserflärungen der Beteiligten 


8) Auf die Frage der zwedmähigen und entjprechenden prozejjualiichen Be— 

bandlung des Einwandes eventueller Aufrechnung joll bier nicht eingegangen werden. 
Es iſt hier nur hervorzuheben, daß nach der — des Reichsgerichtes, wenn die 
Klageforderung beſtritten iſt, hingegen die Gegenforderung feſtſteht, die Klage nicht mit 
folgender Begründung abgewieſen werden darf: Entweder beſteht die Klageforderung, 
dann greift die Abweiſung Platz, oder die Klageſorderung beſteht nicht, dann recht— 
fertigt ſich von ſelbſt die Abweiſung, daß vielmehr der Richter die beſtrittene 
Forderung zunächſt prüfen ſoll und nicht unentſchieden laſſen darf, ob die Klage— 
forderung beſteht. Gruchot Bd. 43 ©. 209. Hiergegen aber entſchieden: Stölzel, 
Schulung Teil 2 und Zeitichr. f. D. Civilpr. Bd. 24 ©. 50; vgl. noch Eceius bei 
Gruchot Bd. 42 ©, 15 u. 233; Förtich bei Gruchot Bd. 42 ©. 225; Mansfeld in 
Deutiher Zur. Zeitg. 1898 S. 255; Liebfnecht, Vorbehaltszahlung und Eventual- 
aufrehnung. 
9 9 Steeitig ift, ob der Gläubiger, welcher nur einen Teil feiner Forderung 
einflagt, einen von dem Schuldner erhobenen Kompenjationseinwand durch die Neplif 
bejeitigen kann, dab er die Gegenforderung des Schuldner auf den nicht eingeklagten 
Zeil feiner Forderung verrechnen wolle; die hat R. G. Bd. 7 ©. 243 zurückgewieſen, jo 
aufgefaßt, allerdings mit Recht. Dennod iſt die Nlageforderung, wie Oberlandes: 
geriht in Poſen, Sur. Monatsſchrift 1899 S. 27 ausführt, auf Grund folgender Er- 
mögungen zuzujprechen. Kläger ijt berechtigt, den Klageantrag auf die volle Schuld- 
umme zu erweitern. Verweiſt er die Segenforderung auf den nicht —— Teil, 
ohne den Antrag zu ändern, ſo iſt dies wie ein Antrag aufzufaſſen, den Beklagten 
für den Fall der nachgewieſenen Tilgung des zunächſt geltend gemachten Forderungs— 
teiles wegen des Rechtes der Forderung in den Grenzen des Klageantrages zu ver— 
urteilen. Jene ſogenannte Replik bildet alſo eine eventuelle Erweiterung des Antrages, 
welcher unbedenklich zuläſſig iſt. 


1) So Pland $ 388 Ziff. J. 
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im Prozejje verfolgen, der prozefjualiiche und der materiell rechtliche, 
jind auch hier zu unterjcheiden und unterliegen einer verjchiedenen Be— 
urteilung. 

IH. Die Erklärung der Aufrechnung kann jelbitverjtändfich durch 
Bevollmächtigte eines der Gegengläubiger abgegeben werden. 

Zweifelhaft iſt aber, ob die Prozeßvollmacht gemäß C. P. O. $ 81 
den Prozeßbevollmächtigten auch zur Aufrechnung ermächtigt. Man hat 
biergegen eingewendet, daß Sich die Ermächtigung nur auf Prozeß— 
handlungen beziehe, eine jolche jei aber die Aufrechnung nad) B. G. B. 
nicht mehr,? vielmehr bilde fie ein einjeitiges Nechtsgejchäft. In Wirklichkeit 
iſt jie beides. Da die Prozeßvollmacht zu einer Widerflage, zum Vergleich 
und zur Verzichtleiftung auf den Streitgegenitand berechtigt, iſt anzu— 
nehmen, daß der Vollmachtgeber auch zur Aufrechnung ermächtigen wollte. 


8 126. Borausfegungen der Aufrehnung. 

I. Die Erklärung der Aufrechnung ift nur wirkſam, wenn deren 
Vorausjegungen zur Zeit ihrer Abgabe vorhanden find. 

Nach einer Gegenanficht tilgt die Erflärung, eine Forderung zur 
Aufrechnung zu verwenden, diejelbe jelbjt für den all, dat die Gegen- 
forderung nicht beiteht oder der Aufrechnung nicht unterliegt. Sie 
bilde eine Verfügung über die Forderung des Aufrechnenden, welche nur 
wie die Zahlung einer Nichtjchuld wegen ungerechtiertigter Verweigerung 
anfechtbar! jei. Mit dem Geſetze läht jich dies unſeres Erachtens nicht 
vereinigen. 

11. Die Borausjegungen der Aufrechenbarkeit find, $ 387: 

1. Gegenjeitigfeit der Korderungen. 

Auc wenn ein Dritter eine Schuld anjtatt des Schuldners durch 
Zahlung tilgen darf, $ 267 Abi. 1, fann er dies aljo keineswegs mittels 
Aufrechnung mit einer eigenen Forderung. Nur in einigen bejonderen 
sällen it ihm ſelbſt dies verjtattet. So namentlich wenn es jich für den 
Dritten darum handelt, eine Gefährdung jeines Nechtes oder jeines Beſitzes 
durch Zwangsvollitredung dadurch abzuwenden, daß er den betreibenden 
Gläubiger befriedigt, $ 268 Abi. 2. Gleiches gilt für Gefährdung eines 
Rechtes an einem Pfand durch deſſen Veräußerung, $ 1249, und für 





2) So Pland $ 358 Ziff. 1; Dertmann $ 388 Si 1. Dagegen mit Recht 
Hellmann | in der fritiichen Vierteljahrsichrift Bd. 41 © 

1) So Kohler, Zeitſchrift für €. = Bd. 24 ©. a * I. Stölzel, Schulung 
©. 138. Dagegen Planck $ 387 Ziff. 2; Liebtnecht, Borbehaltsgahlung ©. 120; 
Dertmann $ 357 Ziff. 3. 
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den Eigenthümer einer hypothekariſch belafteten Sache, welcher nicht der 
perjönliche Schuldner iſt, $ 1142. 

Der Bürge war nach römischen Rechte? und nah ÜL.R.I, 16 
$ 328 befugt, mit Gegenforderungen des Hauptjchuldners auf feine 
Shuld aus der Bürgjchaft aufzurechnen. Nah) B. G. B. hat er 
dies Recht nicht mehr. Es jteht ihm nur eine Einrede gegen den 
Gläubiger jo lange zu, als diejer jich durch Aufrechnung gegen eine 
jällige Forderung des Hauptjchuldners befriedigen fann, $ 770 Ab}. 2.3 

2. Die Gegenforderungen müſſen gleichartig jein.t Meiſt 
handelt es fich um Geldforderungen, aber auch Forderungen anderer 
Art, namentlich auf vertretbare Sachen, jind aufrechenbar. 

Es macht feinen Unterjchied, ob die Forderungen urſprünglich gleich- 
artig waren oder ob fie Dies erſt jpäter, 3. B. weil fie ſich als Schadens— 
erjaganiprüche in Geldforderungen verwandelten, wurden.> | 

Tie Aufrechnung wird nicht dadurch ausgejchlojjen, daß für die 
BADEN FUNBER verichiedene Leiſtungs- oder Ablieferungsorte bejtehen, 
jo $ 391 Abi. 1 entiprechend dem gemeinen Nechte.* Der Aufrechnende 
hat den Schaden zu erjegen, den der Gegenteil dadurch erleidet, daß 
er infolge der Aufrechnung die Leiftung nicht an dem bejtimmten Orte 
erhält, vor allem aljo die Überjendungsfoften nach diefem Orte, wie 
auc die dadurch erwachſenden Nachteile, daß er am Erfüllungsorte ge— 
plante Anichaffungen nicht bewirfen oder gegen Dritte übernommene 
Verbindlichfeiten nicht erfüllen kann. 

Ging jedoch die Vereinbarung dahin, daß die Leiftung am be= 
ſtimmten Orte zu einer bejtimmten Zeit erfolgen jollte, jo gilt im 
Zweifel die Aufrechnung einer Forderung mit anderem Leijtungsorte als 
ausgeichlojfen, S 391 Ab}. 2. 

3. Nur mit einer gültigen Elagbaren Forderung kann man 
aufrechnen, 3. B. nicht mit einer Forderung aus einem Spiele.” Dagegen 
üt Aufrechnung auf eine Elagloje Forderung, alſo auch aus einem Spiele 
gültig. 


2,1. 5 D. de comp. 16, 2. 

3) Der Nebenintervenient kann dem Prozeßgegner eigene Forderungen nicht 
entgegenſtellen. Bol. N. ®. Bd. 17 ©. 34, Bd. 18 ©. 417; Gruchot Bd. 39 
©. 49; Jur. Wod. 1888 ©. 195 n. 1. 

4) Dal. R. 6.8.6 ©. 72. 

5) Die Möglichkeit, dab jich die Gegenforderung in einen gleichartigen Anz 
ipruch verwandeln kann, genügt nicht, Jur. Woch. 1897 ©. 178 n. 47. 

6) 1. 15 D. de comp. 16, 2. 

7) Bat. R. ©. Bb.1 5. 130. 
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Aufrechnen kann man auch nur mit Forderungen, denen feine Ein— 
rede entgegeniteht, $ 390 Sat 1. Es bezieht fich dies auf vernichtende 
wie aufjchiebende Einreden. 

Die Verjährung fchließt jedoch die Aufrechnung nicht aus, wenn 
nur die verjährte Forderung zu der Zeit noch nicht verjährt war, zu 
welcher fie gegen die andere Forderung aufgerechnet werden konnte, 
8 390 Sat 2.8 

Gegen eine mit einer Einrede behaftete Forderung aufzurechnen, 
ſteht dem Schuldner frei. Ob dann Rüdforderung wegen unberechtigter 
Bereicherung zuläjlig ijt, bejtimmt fich nach deren Grundſätzen, 88 813, 814. 

III. Wer Befreiung von feiner Schuld durch Aufrechnung be= 
hauptet, hat die Erklärung der Aufrechnung nachzuweifen. Da aber 
die Erklärung der Aufrechnung in der Negel jtet3 nachgeholt werden 
fann, iſt die frühere Abgabe der Erklärung nur erheblich und zu be= 
weijen, wenn ſich ein bejonderes rechtliches Interefje daran fnüpft, daß 
fie zu einer bejtimmten Zeit erfolgte. 

IV. Die Aufrechnung wird nicht dadurch gehindert, daß Die 
Forderung, welche man aufrechnet, bereit3 rechtshängig ijt.® 

Die rechtshängige Forderung wird natürlich in diejem Falle getilgt 
jedoch nur wenn die Vorausjegungen der Aufrechnung vorhanden jind 


8 127. Wirkung der Aufrehnung. 

I. Nach code eivil Art. 1289 u. 1290 vollzieht jich die Kompen- 
fation durch die Kraft des Gejeges von jelbjt ohne Willen der Schuldner, 
erlöjchen aljo die beiderjeitigen Schulden im Augenblide, in welchem fie 
ſich gegenübertreten, ſoweit fich ihre Summe dedt.! 

In Deutjchland iſt diefe Auffafjung längft aufgegeben. Insbeſondere 
faßte auch die preußiſche Praris das A. L. R. in dem Sinne auf, daß 
das Gegenübertreten der Forderungen vernichtende Wirfung nur unter 
der Bedingung babe, daß es von der einen oder der anderen Bartei 
geltend gemacht wurde. ? 


8) Eine Ausnahme gilt jedoch bezüglich des Anſpruches auf Schadenserſatz wegen 
Mängel, $ 479 
9) Früher war dies bejtritten, Geib im Archiv für civ. Pr. Bd. 85, ©. 161. 
1) Died war die Anficht de3 Glofjatord Martinus, welche die berrichende 
im Mittelalter und auch noch in jpäterer Zeit war. 
JUL M.I 16 8 301 fcheint der vnftaifung des Martinus zu buldigen. 
Bol. —— Trib. Bd. 4 ©. 207; R. O. H. G. Bd. 7 ©. 86. 
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Noch eine dritte Auffaſſung ift denkbar. Darnach erwächft die 
Tilgung der Gegenforderungen erjt mit der Erklärung der Aufrechnung 
und datiert erjt von deren Abgabe an. Sollte fie diejenige des B. G. B. 
jein? Spricht fie jich im $ 388 aus? Man wird Died nicht anzu— 
nehmen haben. Die Rüchvirkung, welche $ 339 vorjchreibt, iſt darauf 
zurüdzuführen, daß dem Geſetze die zweite der hervorgehobenen Auf: 
faffungen zu Grunde liegt. 

II. Es ijt hiernach zu unterjcheiden die Erflärung der Partei, 
welche die Aufrechnung vollzieht und das Gegenübertreten auf- 
rechenbarer Forderungen, welches die Aufrechnung begründet. 

Von der Zeit der Aufrechenbarfeit — der jog. Kompenfabilität 
an — haben die Gegenforderungen nur noch bedingte Straft. 

Die Rechtslage hat von diefer Zeit an Ähnlichkeit mit der, in 
welcher der ‚Forderung eine zeritörliche Einrede entgegentritt. Denn Die 
‚sorderung fann auch dann nur in dem Falle Wirkung haben und zur 
Geltung fommen, wenn das Gegenrecht nicht entgegengeitellt wird. 
Gleichwohl unterjcheidet das B. G. B. beide Verhältniſſe nachdrücdlich 
und häufig, 3. B.$$ 404 und 406, jowie SS 768 u. 770 Abi. 2. 

Die Aufrechenbarfeit gilt dem B. G. B. als jchwebender Tilgungs: 
grund der Forderung, eine Einrede als ſchwebender Enkräftungs— 
grund. Hierin liegen allerdings ſehr feine juriſtiſche Nuancen, welche 
aber im B. G. B. zu verjchtedenen rechtlichen Geftaltungen führen. 

11. Aus dem Grundjag des 8 389, wonach die aufgerechneten 
Forderungen in dem Zeitpunfte als erlofchen gelten, in welchem ſie ſich 
aurrechenbar gegenübertreten, iſt zu jchliegen: 

1. dat, joweit Aufrechnung erfolgt, von der Aufrechenbarfeit an 
feine Zinjen mehr laufen, 

2. daß feiner der Gegenjchuldner von diefer Zeit an in Berzug 
gerät. Dies folgt auch daraus, daß die Nichtleiftung jeitens des 
Schuldners, welcher aufrechnen fann, nicht von ihm zu vertreten ijt, da 
bei Nichtleiitung in ſolchem Falle von einem Verſchulden nicht die Nede 
jein fann, $ 285 Abi. 1. 

3. Nach der Aufrechenbarfeit verfällt eine Vertragsitrafe nicht 
mehr. Dies jchon um deswillen nicht, weil laut $ 339 Sat 1 das 
Berwirken der Strafe durch Verzug des Schuldners bedingt iſt. 

4. Aus der NRüdziehung der Aufrechnung ließe fich folgern, daß 
das für den Fall der Nichterfüllung einer Verbindlichkeit vorbehaltene 
Küdtrittsrecht des Gläubigers wegfiele, wenn dem Schuldner eine 

Ternburg, Bürger. Recht. IL 1. 19 
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aufrechenbare Gegenforderung zur Seite jtand, jofern er nur ſpäter die 
Aufrechnung erklärt. Das B. G. B. $ 357 Hat dies jedoch nicht unbe 
dingt angenommen, erklärt den Rücktritt vielmehr nur dann für umwirk- 
jam, wenn der Schuldner unverzüglich nach dem Nüdtritte die Auf 
rechnung erklärt. Hierin iſt eine durch praftiiche Erwägungen begründete 
Beichränfung des Grundjages der Nüdziehung zu jehen. 

IV. Mit der Aufrechenbarkeit der Gegenforderungen jind zwar die 
jelben nicht getilgt, aber es ijt eine Rechtslage geſchaffen, wonach der 
Schuldner dieje Tilgung jederzeit durch feine Erklärung rüchvirfend vor- 
nehmen fann; dieſe Nechtslage joll ihm nicht ohne jein Zuthun 
verfümmert werden. Hieraus ergiebt fich: 

1. Die Verjährung jchließt die Aufrechnung nicht aus, wenn die 
verjährte Forderung zu der Zeit noch nicht verjährt war, in wel: 
cher jie der Öegentorderung aufrechenbar gegenüberjtand, $ 3% 
Sat 2. 

2. Der Schuldner fann nach S 406 eine ihm gegen die Gedenten 
zustehende Forderung auch dem Ceſſionar gegenüber aufrechnen. 

3. Durch die Beichlagnahme einer Forderung joll dem Schuldner 
das Recht der Aufrechnung mit einer ihm gegen feinen Gläubiger zu- 
jtehenden Forderung nicht verfümmert werden, $ 492. 

Dagegen iſt Aufrechnung ausgejchlojjen 

a) wenn die der bejchlagnahmten Forderung gegenüberitehende For— 
derung exit nach der Beſchlagnahme erworben it; 

b) wenn Die gegenüberitehende Forderung erſt nach der Bejchlag- 
nahme und zwar jpäter als die bejchlagnahmte Forderung fällig wird.? 


$ 128. Ausihliegung der Aufrehnung. 

I. Da Aufrechnung nicht Erfüllung it, jondern nur aus Billig: 
feitgrückjichten wie eine jolche wirft, jo erklärt ſich, daß fie in zahl: 
reichen Fällen ausgeſchloſſen iſt. 

Es iſt aber zu unterſcheiden Ausſchließung der Aufrechnung als 
ſolche und Ausſchließung ihrer Berückſichtigung in einem anhängigen 
Prozeſſe. 


3) 3. B. eine Kaufpreisforderung iſt am 1. Januar 1900 fällig, eine gegen— 
überſtehende Darlehensforderuug am 1. Februar 1900, die Kauſpreisforderung wird 
am 1. März 1900 mit Beichlag belegt. Der Schuldner ift zur Aufrechnung befugt, 
wäre die Beichlagnahme am 15. Januar erfolgt, jo wäre dies nicht der Fall. 
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U. Die Ausnahmen von der Zuläjligfeit der Aufrechnung 
ſtammen im wejentlichen aus dem gemeinen Nechte. 

1. Die Aufrechnung fann durch Vereinbarung der Beteiligten 
ausgeſchloſſen werden. Dies entjpricht der gemeinrechtlichen Lehre ſowie 
dem A.L.R. I, 16 $ 372. 

Das B. G. B. jpricht gleiches zwar nicht ausdrüdlich aus, deutet 
es aber durch den Schlußjat des 8 391 Abi. 2 an. 

Eine derartige Entjagung kann unter Umftänden in dem Verfprechen 
„bar zu zahlen“ liegen, 3. B. einem Schriftiteller jorort nach Ablieferung 
des Manujfriptes. 

In der Regel wird die Entjagung auf Aufrechnung im Falle des 
Konkurjes des Gläubigerd unwirkffam fein, da jie für diefen Fall nicht 
gemeint jein wird. 

2. Ausgejchlofjen iſt Aufrechnung jtatt Zahlung der verjprochenen 
Einlagen bei den Stapitalajjociationen der Aftiengejellichaften, H. G. B. 
$ 221, der Kommanditgejellichaft auf Aktien, 9.6.8. $ 320 Ab}. 3, auch 
bei Gejellichaften mit bejchränfter Haftung, $ 12 des Geſetzes, und ein— 
getragenen wirtjchaftlichen Genofjenichaften, $ 22 des Geſetzes. Dies ſo— 
weit jie zur Verfürzung des Grundfapitales führen würde. Vgl. R. ©. 
Bd. 18 ©. 2. 

3. Schon Juftinian verordnete, daß man der Forderung auf Heraus: 
gabe dejjen, was man jich durch ungerechtfertigte Eigenmacht verjchafft 
hatte, Kompenſation nicht entgegenstellen könne. Dies ift namentlich für 
den all wichtig, dag man ſich widerrechtlich des Befiges von Sachen 
zudem Zwede bemächtigt hatte, um jich hierdurch eine Kompenſation 
zu verichaffen. ! 

8.6.8. $ 393 bejtimmt weitergehend, daß die Mufrechnung gegen- 
über einer zzorderung aus einer vorjfäßlich begangenen unerlaubten 
Handlung unzuläffig jei.? Damit find Anfprüche aus $ 823ff. be 
günitigt; Anfprüche aus vorjäglichen Verlegungen bejtehender Schuld- 
verhältnijje haben diefe Begünstigung nicht. 

Die Beitimmungen des Älteren Nechtes, wonach eine Kompenſation 
gegenüber einer Forderung aus einem DVerwahrungsvertrag unzuläffig 
war, jind in das B. G. B. nicht übergegangen. Hat aber der Verwahrer 
die verwahrte Sache unterjchlagen oder vorjäglich beichädigt, jo kann 


1) 8.8. 88.3 ©. 116. 
2) Entjprechendes gilt bei der Zurüdbehaltung, $ 273 Abi. 2 B. G. B. 
19* 
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dem Hinterleger, welcher auf Grund der unerlaubten Handlung Flagt, 
Aufrechnung nicht entgegengeitellt werben. 

4. Soweit eine Forderung der Pfändung nicht unterworfen 
ist, findet die Aufrechnung gegen die Forderung nicht jtatt, $S394 Sat 1.3 
Hiervon macht Sat 2 die Ausnahme, daß gegen die aus Kranken-, 
Hilfs- oder Sterbefafjen, inSbejondere aus Knappſchaftskaſſen und Knapp— 
ſchaftsvereinen zu beziehenden Hebungen gejchuldete Beiträge aufgerechnet 
werden fünnen. 

Das Geſetz unterjcheidet bezüglich der Ausjchliegung der Aufrech- 
nung auf unpfändbare Forderungen nicht zwiſchen Gegenforderungen aus 
demjelben Nechtsgrumde und jolchen aus anderem Grunde. Dies wurde 
mehrfach beanftandet. Es ſchien insbejondere bedenklich, daß der Arbeits- 
berr, welchen der Arbeiter böswillig jchädigt, ficy nicht mehr durch Auf- 
rechnung auf deſſen Lohn jchadlos halten fünne, und nur auf eine Klage 
gegen denjelben verwiejen ſei, welche in vielen Fällen, da oft der Arbeiter 
pfändbare Gegenſtände nicht befitt, ergebnislos bleiben muß. Indeſſen 
jteht, wie oben — $ 59 — gezeigt wurde, nah B. G. B. $ 273 dem 
Arbeitgeber das Recht der Zurüchehaltung des Lohnes wegen der aus 
demjelben rechtlichen Verhältnis entjpringenden Berpflichtungen zu, To 
daß dasselbe jchlieglich in eine Art der Aufrechnung ausläuft.* 

5. Es bleiben ferner nach Art. 81 des Einführungsgejeges landes- 
gejeßliche VBorjchriften unberührt, welche die Aufrechnung der Anjprüche 
von öffentlichen Angeitellten auf Bejoldung, Wartegeld, Ruhegehalt, 
Witwen- und Waijengeld der Aufrechnung unterwerfen. 

6. Schon nach römischen Nechte und A.L.R. I, 16 $ 368 war 
Aufrechnung gegenüber einer Forderung des Staates nur mit Forde— 
rungen zuläjfig, welche dieſelbe Kaſſe zu berichtigen bat. 


3) E8 gehören hierher die Forderungen der C. P.O. SS 850— 852, val. G. O. 
vom 1. Juli 1853 $ 100c; Gef. vom 1. Juni 1884, betr. die Abänderung des Gei. 
über die eingejchriebenen Hilfskafjen vom 7. April 1876, Art.8; Gel. vom 16. Juni 
1883, betr. die Krankenverſicherung der Arbeiter, $ 56; Gel. vom 10. April 1892, 
betr. die Abänderung des vorjtehenden Geſetzes, $ 56; Unfallverfiherungsgeieß vom 
6. Juli 1884 $ 68; Gel. vom 28. Mai 1885 über die Ausdehnung der Unfalls umd 
Srankenverficherung $ 1; Gel. vom 5. Mai 1886, betr. die Unfall» und Kranken— 
verficherung, 8 73; Gef. vom 11. Zuli 1887, betr. die Unfallverfiherung der bei Bauten 
beichäftigten Perſonen, $ 38; Gef. vom 13. Juli 1887, betr. die Unfallverficherung der 
Seeleute, 8 76; Gej. vom 22, Juni 1889, betr. die Invaliditäts= und Alteräverjiche- 
rung, $ 40. 

; 4) Nach dem Abgeordnetenentiwurfe des preußischen Nusführungsgefeßes zum 
B. G. B. Art. 14 kann der Dienjtberechtigte feine Entihädigungsaniprüche gegen das 
Geſinde aus dem Dienjtverhältnis auf dejien Lohnforderung aufrechnen. 
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Dies Hat $ 395 nicht bloß für Forderungen des Neiches oder eines 
Bundesjtaates vorgefchrieben, jondern auch auf Forderungen einer Ge— 
meinde oder anderer Kommunalverbände anwendbar erklärt. > 

IM. Jujtinian® forderte für die Berüdjichtigung der Kompenſation 
Liquidität der Gegenforderung, damit nicht die Erledigung des einge- 
Hagten Anjpruches durch Vorſchützen einer ihrem Bejtehen und ihrer 
Höhen nach ungewijjen Gegenforderung ungebührlich verzögert werde. 

1. Schon im gemeinen Recht wurde aber von der herrichenden Mei- 
nung die prozejjualiiche Frage der Nichtberücdjichtigung der Kompen— 
ſationseinrede wegen Slliquidität und die materielle Frage der Zuläſſig— 
feit der Aufrechnung unterjchieden. 

2. Das jebige Necht thut dies gleichfall3 und zwar in jchärfiter 
Weiſe. IJlliquidität der Gegenforderung fann nur die einjtweilige Nicht- 
berädjihtigung im anhängigen Prozejje herbeiführen, nicht aber das 
Recht der Aufrechnung an fich verfümmern. In diefem Sinne treten 
der Prozekverjchleppung durch Berufung auf Aufrechnung folgende pro- 
zeſſualiſche Beſtimmungen entgegen. 

a) Steht der eingeklagten Forderung eine Gegenforderung entgegen, 
welche keinen rechtlichen Zuſammenhang mit derſelben hat, ſo kann das 
Gericht getrennte Verhandlung über die Forderungen anordnen, C. P. O. 
5 145 Abi. 3. Das Gericht kann ferner, wenn die Verhandlung über 
die nicht fonnere Forderung zur Entjcheidung reif ijt, diefe unter Vor: 
behalt der Entjcheidung über die Aufrechnung fällen, C. P.O. $ 302 Ab}. 1. 

b) Das Urteil, welches unter Vorbehalt über die Enticheidung der 
Aufrehnung ergeht, gilt in betreff der Nechtsmittel und der Zwangs— 
vollſtreckung als Endurteil. 

In betreff der Aufrechnung bleibt aber der Rechtsſtreit anhängig. 
Ergiebt ſich infolgedeſſen, daß der Anſpruch des Klägers der Aufrechnung 
unterlag, ſo iſt das frühere Urteil aufzuheben, der Beklagte hat Anſpruch 
auf Erſatz des Schadens, der ihm durch die Vollſtreckung des Urteiles 
oder eine zur Abwendung der Vollſtreckung gemachte Leiſtung entſtand; er 
kann den Schadensanſpruch in dem anhängigen Rechtsſtreite geltend machen. 
Diejer Anjpruch gilt als zur Zeit der Leitung rechtshängig geworden. ? 


59 Hingegen fteht dem Reiche, Bundesitaate und Kommunalverbande die Be- 
tugnis zur Aufrechnung zu. 

6) 1. ult. ©. de Comp. 4,32. 

7) Die Rechtſprechung war auf Grund der 88 136 und 274 der alten C. P. O. 
vom 30. Januar 1877 im —— zu den nämlichen Grundſätzen gelangt. Vgl. 
R.G. 8.31 S. 1; Gruchot Bd. 37 S3094; Beilage z. Reichsanzeiger 189° ©. 13. 
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$ 129. Borhandenjein mehrerer Forderungen.! 

I. Nach den neueren Gejeggebungen, insbejondere nah A.L. R. 
I, 16 8 375 und code civil art. 1297 follen bei einer Aufrechnung 
—— einer Mehrzahl von Forderungen dieſelben Grundſätze wie 
bei der Zahlung eintreten. 

Dies führte nach A.L. R. F 151 dahin, daß der Schuldner dem 
Gläubiger gegemüber die Anrechnung auf eine beitunmte Forderung er: 
flären durfte, daß dies als ein Antrag behandelt wurde, welcher als 
angenommen galt, wenn der Gläubiger Widerjpruch innerhalb der geſetz— 
lichen Annahmefriften nicht äußerte. Kam e8 nicht zu jolchem wirklichen 
oder fingierten Übereintommen unter den Parteien, jo waren die geſetz— 
lichen Regeln über Aufrechnung einer Zahlung zur Anwendung zu bringen.? 

1. Das B. G. B. $ 396% jtimmt hiermit im wefentlichen überein. 

1. Derjenige Teil, welcher die Aufrechnung erflärt, iſt befugt, zu 
bejtimmen, auf welche der mehreren ihm gegemüberjtehenden 
Forderungen er aufrechnen will. Dies bildet aber nur einen An: 
trag zu einer Einigung, welcher die Eigentümlichkeit hat, daß er als 
angenommen gilt, wenn der andere Teil nicht unverzüglich widerspricht. 

2. Wurde die Aufrechnung ohne eine folche Beitimmung erflärt 
oder wurde unverzüglich Widerjpruch eingelegt, jo gelten für die Auf: 
rechnung die Vorjchriften des $ 366 Abi. 2 über die Anrechnung einer 
Zahlung Es it alfo 

a) zunächit auf die fällige Forderung, dann 

b) auf diejenige, welche dem Gläubiger geringere Sicherheit bietet, 
aufzurechnen. Dahin gehört namentlich eine bereits verjährte Forderung. 

c) Des weiteren iſt auf die dem Schuldner läjtigere, bei mehreren 
gleich Läjtigen auf die ältere ;zorderung, bei gleichem Alter auf jede 
‚sorderung verhältnismäßig anzurechnen. 

3. Sculdet der aufrechnende Teil dem anderen außer der Haupt: 
leiſtung Zinſen und Koſten, jo ijt zunächit auf die Kojten, dann auf die 
Zinſen aufzurechnen. Cine Aufrechnung anderer Art darf der Gläubiger 
abfehnen, $ 396 Ab}. 2. Dieje Ablehnung muß nicht unverzüglich ge 
ſchehen. 

4. Hat der aufrechnende Teil mehrere Forderungen, ſo unter— 
liegt es ſeiner freien Beſtimmung, welche derſelben er zur Aufrechnung 





1) James Goldihmidt, ehr Aldi gegen die Aufrechnungserlärung 1898. 
2) R.O. . G. 38.9 S 
3. EB.I $ 284; Mot. 8.2 e. 110; Kom. Brot. &.739, 8433. 
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verwenden will. Dies fiegt im Wejen der Sache. Wenn $ 396 feinem 
Vortlaut nach auch den Fall der Aufrechnung mit einer von mehreren 
jorderungen trifft, jo kann dies nur als ungenaue Faſſung angejehen 
werden. 

Sollte der Schuldner erklären, dab er aufrechne, ohne die Forderung 
zu bezeichnen, mit welcher dies gejchehen joll, und läßt fich auch nicht 
erkennen, welche jeiner mehreren Gegenforderungen zur Aufrechnung ver: 
wendet werden joll, jo iſt jeine Erklärung bis zu ihrer Vervollftändigung 
unwirkſam.“ 


Fünftes Kapitel. 
Andere Endigungsgründe. 
g 130. Erlaß. 


J. Das Schuldverhältnis erliſcht, wenn der Gläubiger dem Schuldner 
durch Vertrag die Schuld erläßt. 

Solcher Vertrag entſpricht der römiſchen Acceptilation. Indeſſen 
beſtehen erhebliche Unterſchiede. Vor allem war die Acceptilation an 
eine beſtimmte Form gebunden. Der heutige Erlaßvertrag iſt formlos,) 
der Erlaß kann alſo ftillichweigend erklärt werden. Es iſt auch uner- 
heblich, ob der Schuldner zuerſt den Antrag auf Erlaß ſtellt und der 
Gläubiger ihm zuſtimmt, oder ob der Gläubiger dem Schuldner den Erlaß 
erflärte und der Schuldner dieſe Erklärung annahm. 

Notwendig ijt ein Vertrag. Der bloße Verzicht des Gläubigers, 
welcher ſeitens des Schuldners nicht angenommen wurde, it ohne Wirkung. 

Ein weiterer Unterjchied des heutigen Erlapvertrages von der Ae— 
ceptilation liegt darin, daß leßtere unbedingt und unbetagt erklärt fein 
mußte, während der Erlahvertrag des B. G. B. $ 397 befrijtet, aber 
aud an Bedingungen gefnüpft fein fann. 

Die römijche Acceptilation war ein notwendig abjtraftes Gejchäft. 
Von dem Beitimmungsgrunde, welcher zu ihr führte, konnte fie nicht ab- 
bängig gemacht werden. Auch der Erlafvertrag des B.G.B. ijt an ſich 
abitraft. Aber da er an Bedingungen gefnüpft jein fan, jo kann folche 
Bedingung namentlich auch die Rechtsbejtändigkeit feines Beitimmungs- 


4) Anders jedoch Dertmann a.a.D. $ 396 Ziff. 3 Abi. 2. 
1) Der Erlaß eines dinglichen Rechtes bedarf jedoch der Beobachtung der Form 
87. 
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grundes fein. Dies wird im Leben häufig beabjichtigt jein. Abſtrakt 
iit der Erlafvertrag namentlich, wenn er in die Form der Quittung 
gekleidet it. Dah die Quittung einen Erlaßvertrag in fich jchliepen 
fann, daß dies aber feineswegs unter allen Umftänden anzunehmen it, 
wurde bereit3 ausgeführt. ? 

Der Erlaßvertrag kann wie die römische Acceptilation die Wirkung 
der Zahlung des Gejchuldeten haben, jo daß das Schuldverhältnis 
ſchlechthin getilgt ift. Seine Wirkung fann aber auc) eine begrenztere 
jein.® Insbeſondere wirkt ein zwijchen dem Gläubiger und einem Ge- 
jamtjchuldner vereinbarter Erlaß für die übrigen Schuldner nur, wenn 
dies die Vertragsjchließenden wollten, $ 423. Gntiprechendes gilt auch 
für den Erlaß jeitens eines Gejamtgläubigers, $ 429 Abſ. 3. 

II. Der Gläubiger fann nicht bloß die Schuld völlig erlafjen; er 
kann fich auch verpflichten, mehr oder minder Diejelbe nicht zur Geltung 
zu bringen — das römijche pactum de non petendo — 3. B. von dem 
Schuldner, jo lange er lebt, die Leiftung nicht zu verlangen. Dann 
erwächit dem Schuldner eine Einrede, die Forderung ift aber nicht jchlecht- 
Din getilgt. 

III. Die Forderung erlifcht wie durch Erlaß, wenn der Gläubiger 
durch Vertrag mit dem Schuldner anerkennt, daß das Schuldver- 
hältnis nicht mehr bejteht, $ 397 Abi. 2. 

Diefe jogenannte negative Anerkennung iſt gedanfenmäßig vom Er: 
laß verjchieden. Denn diefer unterjtellt ein bisher beitehendes Forde— 
rungsrecht; das negative Anerfenntnis thut dies nicht, erklärt vielmehr 
nur deſſen Nichtbeitehen und läßt es dahingeftellt, ob dasjelbe rechtlich 
begründet war oder nicht, bereit3 früher getilgt wurde, oder bis zu jeiner 
Erklärung Geltung hatte. 

Das negative Anerfenntnis iſt Willenserklärung, wirkt aljo fon- 
jtitutiv und hat feineswegs bloß die Bedeutung eines außergerichtlichen 
Geftändnifjes. Eine Form, wie fie für das pofitive Schuldanerfenntnis 
in $ 781 gefordert wird, bedarf die negative Anerkennung nicht. 

Es muß fich aber jelbjtverjtändlich aus feinem Inhalt oder den 
Umftänden ergeben, daß der Wille se3 Gläubiger in feiner Erklärung 
auf einen dispofitiven Akt gerichtet war, dab es jich alfo nicht bloß um 
ein Gejtändnis handelte. 


2) Val. oben $ 115 Ziff. VIII. 
3) Vgl. R.G. Bd.9 S. 309; Zeitſchr. f. Elſaß-Lothr. Bd. 14 ©. 198. 


$ 131. Tod eines Beteiligten. 297 


Ein Hauptfall liegt in der Entlaftung — Decharge — nad) ge 
jtellter Nechnung; derjelbe wurde bereit3 oben behandelt. * 


$ 131. Tod eines Beteiligten. 

I. Die Obligation überdauert in der Negel das Leben des Gläu- 
bigers, wie des Schuldners. Sie iſt Beitandteil ihres Nachlafjes und 
geht Daher auf deren Erben über.! Insbejondere gilt dies für die Ver- 
bindlichfeiten des Erblafjers, $ 1967. Darin liegt ein umentbehrlicher 
Sa des modernen Verfehrsrechtes, welcher jich infolge der Neception 
des römtichen Nechtes im Gegenjag zum älteren deutjchen Rechte fejt- 
geitellt hat. 

Es giebt aber Obligationen, welche nur der individuellen Perſon 
des Gläubigers dienen, ſowie jolche, welche nur die individuelle Perſon 
des Schuldners verbinden und mit dem Tode des Gläubigers oder des 
Schuldners untergehen. 

Namentlich verbinden die Anſprüche des $ 847 in Fällen der Ver— 
legung des Körpers oder der Gejundheit oder der weiblichen Ehre, ſo 
weit fie Geldentichädigung über dem Bermögensjchaden hinaus in jich 
ihliegen, den Erben des Beleidigers nicht, ie jeten denn durch Vertrag 
anerfannt oder rechtshängig geworden. Auch der Anjpruch auf Buße 
it umvererblich. Dasjelbe gilt für den Entjchädigungsanjpruch einer 
unbejcholtenen Verlobten nach $ 1300. 

Sind Handlungen gejchuldet, bei welchen es auf bejtimmte Eigen- 
Ihaften und ‚Fühigfeiten des Schuldners anfommt, jo geht die Verpflich- 
tung zu denfelben gleichfalls auf die Erben des Schuldners nicht über, 
>. B. im alle der Verpflichtung der Herjtellung eines Gemäldes. 

U. Etwas anderes iſt es, dab Häufig obligationsbegründende Ver— 
hältniſſe — Schuldverhältnijje im weiteren Sinne — durch den Tod 
eines Beteiligten aufgehoben oder infolge desjelben lösbar find. 

Unter anderem erliicht der Auftrag im Zweifel durch den Tod des 
Beauftragten, $ 673, nicht minder ein Dienjtvertrag oder ein Werfver- 
trag, jofern derjelbe eine Gejchäftsbejorgung zum Gegenitande hat, 8 673. 
Eine Gefellichaftsfirma wird im Zweifel durch den Tod eines der Gejell- 
ſchafter aufgelöft, $ 727, vgl. 736. Dies gilt auch für die offene Handel3- 


4) Oben $ 40. 
) Es wird fogar das Zuftandelommen eines Vertrages nicht dadurch gehindert, 
dab der Antragende vor der Annahme jtirbt, $ 153; vgl. $ 130, ferner $$ 791 u. 794. 
2) al. jerner 88 520, 605 Abi. 3. 
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geſellſchaft nach H. G. B. $ 131 Ziff. 4, während der Tod des Komman- 
bitiiten nach H. G. B. $ 177 und des stillen Gejellichafters nach 9. G. B. 
$ 339 die Auflöfung der Gejellichaft nicht zur Folge hat. Iſt die Auf: 
hebung einer Gemeinſchaft auf Zeit ausgeſchloſſen, jo tritt dies im Zweifel 
mit dem Tode eines Teilhabers außer Kraft, $ 750. Die Miete wird 
mit dem Tode des Mieters kündbar, $ 569, und zwar jowohl ſeitens 
des Erben als des Vermieters. Der Verpächter hat beim Tode des Päd 
ters Dies Necht nicht, $ 596 Abſ. 2. 

Die Aufhebung des Schuldverhältniiies hat auf die bereits begrün- 
deten einzelnen Verpflichtungen feinen Einfluß, ohne Unterjchted, ob jte 
fällig oder betagt oder bedingt find. 


$ 132. Bereinigung.' 


I. Entiprechend dem römischen Nechte geht nad B. G. B. die Obli— 
gation durch Vereinigung — Konfuſion — unter, wenn jich die Eigen: 
Ichaft als Gläubiger und Schuldner in derjelben Perſon vereinigt. Aller: 
dings Ipricht dies das B. G. B. nicht allgemein aus, es ergiebt jich aber 
aus dem Wejen der Obligation und wird in einzelnen Vorjchriften voraus: 
gejeßt. 

1. Konfufion tritt vor allem infolge der Erbfolge ein. Sie voll: 
zieht jich ferner, wenn eine Forderung auf deren Schuldner dur Ab- 
tretung überging. 

2. Der Untergang der Forderung durch Konfufion rechtfertigt ſich 
dadurch, daß ihr damit die Bedingung ihres Beſtehens entzogen iſt. Tie 
Konfufion ijt in der Negel der Zahlung gleichwertig,? da der, im deſſen 
Perſon fie fich vollzieht, durch fie das Aufbringen der Mittel zur Er— 
füllung, welches ihm ſonſt obgelegen hätte, eripart. Doc) folgt daraus 
feine durchgreifende Sleichitellung. 

Dies tritt namentlich bei der Gejamtjchuld hervor.®? Im Zweifel 
hebt die Vereinigung der Forderung des Gläubigers mit der Verpflich— 
tung eines Geſamtſchuldners die Forderung gegen die übrigen Gejamt- 
ichuldner feineswegs, wie dies durch Erfüllung geichieht, auf, $ 425 
Abſ. 2. Im Falle der Bereinigung einer Gejamtforderung und der Schuld 


1) Bei Dernburg, Band. Bd. 2 $ 67 Anm. 3 Angef.; Schwedler, Erlöſchen 
durch Vereinigung 1897 S.71; Sachs, Konfufion 1898; Kretſchmar, Konfufion 199. 

2) 1.21 81 D. de lib. leg. 34,3 confusione perinde extinguitur obligatio 
ac solutione. 


3) Bol. 1.71 pr. D. de fidej. 46,1. 
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in der Perjon eines der Gejamtgläubiger erlischt dagegen die Geſamtſchuld 
ſchlechthin, $ 429 Abſ. 2. Beerbt ferner der Gläubiger den Bürgen, jo 
wird nur die Bürgschaftsjchuld, nicht die Hauptichuld konfundiert. Da- 
gegen erlifcht die Bürgjchaft bei einer Konfuſion des Gläubigerd und 
des Hauptjchuldners, 8 767. 

II. Die Vernichtung durch Konfufion ift grumdjäglich endgültig, 
denn der Regel nach kann eine einmal erlojchene Obligation nicht wieder 
zur Geltung kommen. 

Die Obligation bleibt jedoch bejtehen, wenn das Gläubigerrecht 
auflöjend bedingt an den Schuldner gelangt, nicht minder, wenn dies 
blog auf Zeit geichah. Hiernach tritt im Falle einer Nacherbfolge die 
infolge des Erbfalles eingetretene Konfufion außer Kraft, $ 2143. Ent- 
iprechendes gilt beim Vermächtnis einer dem Erblafjer gegen den Erben 
zuitehenden Forderung, 8 2175. Im Falle eines Erbichaftsfaufes treten 
ähnliche Sätze ein, $ 2377. | 

Dauernder Untergang der Forderung durch Konfufion tritt endlich 
nicht ein, wenn ein Drdre= oder Inhaberpapier an den Schuldner gelangt. 

IV. Die Konfufion von Forderungen des Erben mit Nachlaß— 
verbindlichfeiten wird ausgejchlojjen, wenn fich die Zahlung des Erben 
auf den Nachlaß beichränft, $ 1975. 


Vierter Abſchnitt. 
Übertragung der Forderungen.“ 


$ 133. Die geihihtlide Bildung der Forderungsübertragung. 


I. Dem älteren Rechte galt die Obligation als unübertragbar. 

Nur der Mitkontrahent fonnte nach altrömischem Recht die Kon- 
traftsflage, nur der Berlegte die Deliktsflage anjtellen. Dieg war jchon 
durch die Form der Klage geboten, welche typiich und ein für allemal 
geordnet nur ın der Perſon des urjprünglichen Gläubigerz zutraf. Dazu 
fam, daß bei der Strenge des alten Erefutiongrechtes die Perjon des 
Gläubigers für den Schuldner nichts weniger als gleichgültig war. 


1) Bgl. Dernburg, Pand. Bd.2 $47 Anm. 1 und dort Angef.; 2. Affolter in 
Kohlers Arhiv Bd. 13 ©. 296; Stammler, Schuldverhältnifje S. 181; Kublenbed, 
Von den Bandelten Bd.2 88 19 und 20. 
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II. Seit der Herrichaft des Merkantilſyſtems und der Geldwirt- 
schaft — etwa vom Ausgang der punischen Kriege an? — erichienen 
dem römischen Verkehr die Forderungen als Ware und die Möglichkeit 
ihrer Verwertung geboten. 

Doch nur jchwerfällig fam dag römische Recht dem Bedürfnis ent- 
gegen. Man Half fich durch Novation, bedurfte hierzu aber der Mit- 
wirkung des Schuldners. Da dieje nicht immer zu erlangen war, griff 
man zu einem Notbehelfe, jo daß man dem, welcher die Forderung er— 
werben jollte, eine unentziehbare Ermädtigung zur Erflagung 
und Einfaffierung gab, ihn zum procurator in rem suam machte; das 
Forderungsrecht verblieb danach an fich dem urjprünglichen Gläubiger, 
aber die Geltendmachung des Nechtes jollte der Gejjionar haben. 
Da fi) ergab, da dag Prozeßmandat doch nicht für alle Fälle aus- 
reichte, näherte man jich dem Ziele der Forderungsübertragung durch 
andere Behelfe. Dahin gehörte die Denuntiation der Ceſſion an den 
Schuldner, welche ihn Hinderte, jeinem urjprünglichen Gläubiger fortan 
noch zu zahlen, jchlieglich die actio utilis, welche da eingriff, wo das 
Prozeßmandat nicht genügte. 

III. Dem älteren deutjchen Nechte war die allgemeine Übertragbar- 
feit der Obligationen gleichfalls grundjäglid) fremd.* Immerhin eröffnete 
e3 für die Begebung von Bertragsforderungen frühzeitig einen Weg 
dadurch, day der Schuldner in der Schuldurkunde verſprach, Zahlung 
zu letjten, nicht bloß dem benannten Öläubiger, jondern aud) Drit— 
ten, welche derjelbe Fünftig bejtimmen werde. Häufig verpflichtete 
er jich dem Ddereinjtigen Präjentanten der Urkunde ohne weiteres, jei es 
mit oder ohne bejondere Legitimation. Urkunden diefer Art hatten alſo 
den Zweck, die Begebung der Forderung zu ermöglichen. Der Ge— 
danke, durch die Inhaberklaujel die Begebbarfeit der Forderung zu er- 
leichtern, gehört erſt der jpäteren Zeit an. 

IV. Die Übertragung der Forderungen im heutigen Recht erwuchs 
aus römiſchem und aus deutjchem Recht. Sie ijt dreifacher Art: 

1. Die allgemeine Weife der Übertragung von Forderungen durch 
Vertrag it die Abtretung der Forderung. Sie lehnt ſich an die 
römische Cejiion an. Der Ceſſionar erhält durch die Abtretung das 


2) Vgl. Stammler a. a. O. ©. 182. 

3) 63). Inst. II, $ 38. 

4) Dies hat namentlich Brunner, inßbejonbere in — — Zeitſchrift Bb. 2 
S. 518ff. nachgewieſen. Vgl. aud) Siobbe. Lehmann Bd.3 S.2 
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Gläubigerreht, B. G. B. $ 398. Aber weitgehende Berüdfichtigung des 
Schuldners ſchränkt dies Necht ein. 

Eine entiprechende Stellung erlangt, wer durch richterliche Über- 
wetjung das Gläubigerrecht erhält. Nicht jelten geht e8 auch von 
Rechts wegen auf einen neuen Gläubiger über. 

2. Sprößlinge des deutjchen Rechtes bilden die Übertragung der 
‚sorderung durch Indojjament bei den Ordrepapieren und Die 
Begebung durch) Übergabe der Urkunde bei Inhaberpapieren. 

Hier iit das Gläubigerrecht des Erwerbers ein weit Durchgreifenderes. 


Erjtes Kapitel. 
Die Abtretung der Lorderung und die gleichgeftellten Zälle. 
$ 154. Die Abtretung der Forderung und ihr Redtsgrund. 


I. Übertragung einer Forderung durch Vertrag nennt das 
B. G. B. Abtretung, $ 398. 

Den Abtretenden bezeichnet e8 als den „urjprünglichen Gläu— 
biger“, auch wenn derjelbe die Forderung von einem früheren Gläu— 
biger, dem urjprünglichen, oder dejjen Nechtsnachfolger erlangt hat. Zu— 
weilen pricht e8 genauer vom „bisherigen“ Gläubiger, den Gegenteil 
nennt e3 den „neuen Gläubiger“, auch wenn derjelbe Feine Gläubiger: 
rechte erwirbt, 3. B. weil der Abtretende die Forderung bereits einem 
anderen übertragen hatte. 

Für die Abtretung der Forderung iſt die Bezeichnung als Ceſſion, 
welche gemeinrechtlich üblich war, im Verkehr derart eingebürgert, daß 
ſie ſich neben der geſetzlichen Terminologie erhalten wird. Auch die Be— 
nennung des Abtretenden als des „Cedenten“, ſeines Mitkontrahenten 
als des „Ceſſionars“, und des Schuldners der abgetretenen Forderung 
als des „Ceſſus“ wird in der Rechtsſprache fortgebraucht werden. Iſt 
ſie doch häufig nicht entbehrlich, wenn man deutlich ſein oder unver— 
hältnismäßige Weitläufigkeit vermeiden will. 

II. Die frühere Lehre unterſchied nicht ſcharf die „Abtretung“ 
— „Ceſſion“ — und deren „Rechtsgrund“. 

Dies tritt auffallend im WL.R. I, 11 $ 376 hervor, welches jeine 
Borjchriften über die Abtretung der Nechte in einem Unterabjchnitt der 
Kauf- und Verkaufsgeſchäfte trifft und in jeine Begriffsbeitimmung der 
Abtretung aufnimmt, daß fie „gegen eine beſtimmte Vergeltung gejchehe”. 
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Die Wiſſenſchaft iſt fortgejchritten! 

Sie erfannte, daß die Abtretung als Übertragung von Rechten 
parallel der Übereignung durd) Übergabe körperlicher Saden 
(äuft und weiß, daß dieje Übertragung grundiäglich unabhängig von 
dem Nechtsgrunde der Abtretung, z. B. dem Verkauf, der Schenkung, 
der Angabe an Zahlungsitatt jtattfinden kann. 


Im Leben freilich vollzieht jich mit dem Verkauf der Forderung 
meiſt unmittelbar und jtillichweigend auch deren Abtretung. Den Laien 
fommt es daher nicht leicht zum Bewuhtjein, daß fie zwei rechtlich zu 
icheidende Nechtsgejchäfte vollziehen. Dies hindert das B. G. B. nicht, 
die Abtretung der Forderung als abjtraftes Rechtsgeichäft zu behandeln, 
welches Nechtsbejtand auch hat, wenn der vermeinte Nechtsgrund, z. B. 
der Verfauf, nicht bejteht oder ungültig ijt.! 

Da jedoch die Abtretung bedingt geichehen kann, jo iſt fie feines- 
wegs ein notwendig abjtraftes Gejchäft. Vielmehr kann fie nad) 
dem Willen der Beteiligten von ihrem Rechtsgrunde abhängig gemacht 
werden. Und dies muß feineswegs ausdrüdlich geichehen. 

III. Einjt galt es im gemeinen Nechte als jichere Wahrheit, dab 
der Eedent der Forderung für deren Nechtsbeitändigfeit, nicht 
aber für deren thatjächliche Beitreibbarfeit hafte. Doch mit Fug 
verwarf den Sak die neuere Wifjenjchaft.? Nicht die Abtretung verbindet 
den Gedenten zur Gewährleiftung, dieje beſtimmt fich vielmehr nach dem 
zu Grunde liegenden Gejchäft. 

Nach dem erjten Entwurf, $ 298, follte dem Ceſſionar für den recht- 
lichen Beſtand der Forderung jeder haften, welcher ſich durch Vertrag 
zur Abtretung der Forderung verpflichtet hatte. 

Aber das wurde infolge des zweiten Entwurfes im B. G. B. $ 437 
nur für den Verkauf der ‚Forderung übernommen. Gleiches gilt nach 
$ 445, vgl. auch $ 518 für alle entgeltlichen Verträge. Inwieweit 
im übrigen eine Haftung für Gewährleiſtung eintritt, muB aus allgemeinen 
Grundjägen entnommen werden. ? 


1) E. I $ 294 bj. 2 jpracd dies aus und wurde ſpäter nur als entbehrlich 
gejtrichen. 


2) Nady dem Vorgange von Scliemann, Die Haftung des Cedenten 1848. 
3) Bgl. Stammler a. a. O. ©. 197. 
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$ 135. Die Abtretung und ihre Form. 


I. Die Abtretung gejchieht mitteld Vereinbarung des bisherigen 
Gläubiger und des Erwerbers über den Übergang der For— 
derung, $ 398.1-? 

Bloße Übernahme der Verpflichtung zur Abtretung einer For— 
derung iſt möglich. Häufig ift fie nicht. Denn da die Beteiligten durch 
ihre Übereinjtinunung unmittelbar den Übergang vollziehen fünnen, wer: 
den Sie jelten eine bloße Verpflichtung übernehmen, welche noch ein 
neues Gejchäft zu ihrer Verwirklichung verlangt. 

U. Die Forderung, welche abgetreten werden joll, muß bei der 
Übertragung derart individualifiert fein, daß beitimmbar ift, was der 
Ceſſionar erhalten joll.3 Es ift aber nicht notwendig, dab der Betrag 
der Forderung, ja nicht einmal daß die Perſon des Schuldners bereits 
feſtſteht. Insbejondere kann eine Schadenserjagforderung abgetreten wer: 
den, obgleich den Beteiligten deren Umfang und die Perjon des Schä- 
digers noch nicht befannt ift. Daher ijt die Beitimmung eines Ber: 
Jicherungsvertrages rechtswirkſam, vermöge deren der Verficherer ohne 
weitere Abtretung in die Rechte des Verficherten gegen Dritte eintritt, 
welche den verficherten Schaden verurjachen. * 

IH. Ob jog. Blanfocejfionen zu Gunſten einer Perſon, deren 
Kamen in der Ceilionsurfunde offen gelajjen wird, wenn der Name des 
Ceſſionars jpäter vom Empfänger der Urkunde ausgefüllt wurde, gitltig 
jeien, war nach früherem Nechte bejtritten. 5 

Gemeinrechtlich erachtete man Blanfoceffionen überwiegend als zu— 
läſſig.“ Im der preußiichen Rechtiprechung wurden fie vorzugsweiſe um 


)EI 5 398; Mot. Bd.2 ©. 118; Kom. Prot. ©. 757 

2} Die Frage, ob eine Forderung abtretbar iit, beftimmt fich bezüglich älterer 
Schuldverhältniſſe nach dem 1. Januar 1900 nach dem alten Recht, Form und Wir— 
fung der Abtretung nach dem neuen. Habicht, Einwirkung ©. 174. 

3) Seuffert Arhiv Bd.7 n.20. Bei Striethorit Archiv Bd. 30 S. 7 wurde „die 
Abtretung von 100 Thlr. des dem Abtretenden aus der G.ichen Vermögensmafje 
zuitehenden Anteils“ wegen Unbeitimmtheit des Gegenitandes für unzulällig erachtet. 
R.G. 38.20 S. 235 erflärte nicht minder die Abtretung des Betrages von 4200 Mt. 
von den dem — zuſtehenden Erbanſprüchen für unwirkſam, „weil der Gegen— 
ſtand der Übereignung unbeſtimmt und nach Lage der Sache auch nicht beftimmbar 
je.“ Bol. auch Gruchot Bd.26 S. 956 über Abtretungen von Rechten aus einem 
noch nicht beitehenden Rechtsverhältnis. 

4) Gruchot Bd. 23 ©. 981; R.O. H. G. Bd. 9 S. 165. 

5) Über Blankette vgl. R. 6. Bd. 14 ©. 297, Bd. 27 ©. 272; Jur. Woch. 1886 
u S. 45 n.30, 1891 ©. 303 n. 9; N.DO.9.6. Bd. 8 S. 55, Bd. 11 ©.31, 

12 ©. 244. 
6) Vgl. R.G. Bd.4 ©. 175. 
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deswillen angezweifelt, weil nach preußifchem Rechte die Ceſſion in der 
Hegel jchriftlich jein mußte, eine Ceſſionsurkunde aber, in welcher die 
Berjon des Erwerbers offen gelaifen war, das Gejchäft nur umvoll— 
ſtändig beurkundete und formalijterte.° Unter der Herrichaft des B. G. B. 
Jind Blanfocejjionen anzuerfennen. Dies zweifellos, wenn die Ab- 
tretung an den Nehmer des Blanketts mündlich geſchah, alfo nur die 
Urkunde unvollitändig war. Aber auch dann, wenn deren Empfänger 
nicht der Gejjionar fein jollte, jondern nur die Ermächtigung erhielt. 
einen jolchen zu juchen und ihn unter Einhändigung des Blanfetts zum 
Släubiger zu machen. Dann liegt ein Vertrag zu Guniten eines nod) 
unbejtimmten und unbenannten Gläubigers vor, welcher als gültig zu 
erachten ift.° Es jteht Daher nichts entgegen, dab der Empfänger des 
Dlanketts durch Eintragung des Cejftonars die jchriftliche Abtretungs- 
erklärung vervolljtändigt.® 

IV. Ein häufig vorfommendes Gejchäft it die jog. fiduciariſche 
Abtretung einer Forderung, welche in der Meinung vorgenommen wird, 
daß zwar der Erwerber gegenüber dem Schuldner die Nechtsjtellung 
eines Gläubigers haben jo, im Verhältnis zum lÜbertragenden aber 
nur jog. Treuhänder tft, derart, daß er dieſem das Beigetriebene zu 
eritatten und deſſen Anweilungen bezüglich der Geltendmachung der For— 
derung nachzufommen Dat. 

Ein jolches Gejchäft ijt gültig! Da dem Schuldner gegemüber der 
Gejfionar Gläubiger it, jo hat der Schuldner weder ein Interejje noch 
ein Recht daran, eine derartige Ceſſion anzufechten. Sie iſt auch Feines- 
wegs „jimuliert“, wie man oft einmwendet, jondern ernjt gemeint, joweit es 
ſich um die Einräumung der Öläubigerjtellung gegenüber dem Schuldner 
handelt.11- 12.13 


7) D. Trib. Bd.1 ©. 161 verneinte die Befugnis des Nehmers des Blantetts 
zur Ausfüllung; vgl. auch Eccius, Bd.1 $ 99 Anm. 48, Sieh aber auh R. G. Bd. 16 
©. 88 und dort Angef. 

8) Bal. oben $ 81. 

9) Gilt dies auch für Fälle, in welchen die Erteilung der Abtretungserklärung 
ſchriftlich zu geichehen hat, insbejondere bei hypothefariich verficherten Forderungen, 
$ 1154, und danad) bei Grumdichulden, $ 1192. Umjerer Anficht nad jtebt dem 
nichts entgegen. Das preußiſche Ausf. Gef. zum B.G.B. Abgeordnetenentwurf Art. 34 
iheint von anderer Auffaſſung auszugehen. 

10) R. G. Bd. 22 ©.163 führt aus: „Vereinbarungen zwiichen Cedenten und 
Ceſſionar über Ausübung des übertragenen Gläubigerrecdytes berühren das Schuld— 
verhältnis ſelbſt nicht, fünnen daher aud) nicht vom Ceſſus gegen den legitimierten 
Geijionar geltend gemadjt werden.“ 

11) So namentli R.G. Bd.25 ©. 210 in preußifcher Sadıe. „Sobald nur 
eine formell ordnungsmäßige Erklärung des bisherigen Gläubiger vorliegt, daß der 
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Bedenklich ift nur die Frage, ob die Gläubiger des Ceſſionars be- 
rechtigt find, die ihm bloß fiduciariich übertragene Forderung für fich 
zu pfänden, und ob die Konkursgläubiger eines jolchen Ceſſionars die 
Forderung als Beitandteil der Konkursmaſſe verwerten dürfen. Es iſt 
aber anzunehmen, daß der Cedent die Rückgewähr der Forderung oder 
ihres Wertes von den Gläubigern ſeines Treuhänders beanſpruchen darf. 
Anderenfalls würden ſie ſich, geſtützt auf das bloß formale Recht des- 
ſelben, zum Nachteil desjenigen, welchem die Forderung materiell gehört, 
ohne zureichenden rechtlichen Grund bereichern. Vergl. B. G. B. 812.6 


V. Die Abtretung kann unter Nebenbeſtimmungen jeder Art 
geſchehen, insbeſondere unter einer aufſchiebenden Bedingung. 

Geſchieht die Abtretung einer Forderung aufſchiebend bedingt, ſo 
iſt im Falle des Ausfalles der Bedingung die vereinbarte Gegenleiſtung 
nicht geſchuldet. Wird dagegen eine bedingte Forderung unbedingt ver— 
äußert, ſo iſt die Gegenleiſtung auch bei Ausfall der Bedingung geſchuldet. 
Es liegt ein dem Hoffnungskauf ähnliches Geſchäft vor.!> 

VI. Von beſonderer Bedeutung iſt die Form der Abtretung. 
Es hätte viel für ſich, die Abtretungserklärung an die Schriftlichkeit 


andere das Recht als das ſeinige auszuüben befugt ſein ſoll, kann der Schuldner 
die Legitimation dieſes andern auf Grund von Abmachungen, welche neben der Aus— 
ftellung und Aushändigung diejer Erklärung etroffen find, nicht in Frage ftellen. 
Dieſe erweiterte Auffafiung des Ceſſionsbegriffes, nad) welcher unter derfelben auch 
die Ermädtigung zur Einziehung der Forderung auf eigenem Namen ohne Abtretung 
des materiellen Gläubigerrechtes begriffen wird, führt zur Zurückweiſung der Einrede 
der Simulation.“ Bgl. weiter R.G. Bd. 37 ©. 106, Bd.39 S.167. In diejem 
Sinne wird bäufig in der Redtiprehung die Einrede der Simulation, welche der 
Ceſſus vorichügt, zurüdgemwieien, R.®. Bd. 25 ©. 207, Bd. 14 n. 336; Gruchot Bd. 37 
&.119; Jur. Wod. 1892 ©. 381 n.37; Bolze Bd.8 n.387, Bd. 1 n. 868. 

12} Der Ceſſus hat jedoch nad) R.G. Bd. 39 ©.166 eine „Einrede der Arg- 
fit“ gegen ben Gejfionar, dem die Forderung materiell nur al® einem Inkaſſoman— 
datar erteilt war, wenn inzwijchen der Auftrag zur Einziehung widerrufen ift; nicht 
minder, wern ſich der Ceſſus inzwilchen mit dem Gedenten verglichen hat, Bolze 
Bd. 1I n.853. Die Einrede der Arglift fann auch dann begründet fein, wenn der 
Ceſſionar nicht vermögend ift, Die Wrogehtoften zu bezahlen, während der Cedent 
hierzu im jtande wäre. Mit Unrecht ijt die mehrfad in der Rechtſprechung ab- 
elehbnt worden; Bolze Bd.8 n. 378, 379; Jur. Woch. 1889 S. 521 n.22; Grudot 

».34 S. 464; Jur. Monatsſchr. 1898 ©. 29. 

13) Ein Bertrag zwiſchen Cedenten und dem Ceifionar, wonach die Gläubiger- 
rechte auf den Ceſſionar übergehen jollen, aber der Gedent weiter ald Gläubiger nad) 
augen bin gelten jolle, ift zuläffig. Dem klagenden Cedenten kann mangelnde Attiv- 
legitimation nicht entgegengejept werden, R.G. Bd. 27 S. 339; Badiſche Ann. Bd.57 
©. 376; Grudot Bd. 30 ©. 1005. 

14) Stammler a.a. O. S. 196 nimmt an: „Nah B. G. B. ift eine fiduciariiche 
Ceſſion nicht zuläffig.“ 

15) I. 19 D.de a. vel her. vend. 18, 4. 


Dernburg, Bürgerl. Recht. II. 1. 20 
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zu binden. Soll fie doch gegen den Dritten, den Schuldner wirfen, 
welchem von einer bloß mündlichen und formlojen Abtretung fichere 
Kenntnis häufig fehlen wird. 

Gemeinrechtlich ging die Forderung formlos auf den Ceſſionar über; 
der Schuldner erjchien dadurch genügend gefichert, daß er bis zur An— 
zeige der Abtretung noch an den Gedenten zahlen durfte. Nah A. L. R. 
war dagegen fajt immer Schriftlichfeit der Abtretung nötig, nämlich bei 
Forderungen über 150 Mark, jowie bei verbrieften Forderungen, über 
welche dem Gläubiger jchriftliche Urkunden ausgeftellt waren. Das alte 
9. ©. 8. bejeitigte freilich bezüglich der Handelsgeichäfte die land» 
rechtliche Form der Abtretung. 16 

Das B. G. B. hat ein verwideltes Syſtem. 

Die Abtretung vollzieht ji) grundjäglich formlos; auch mündlich, 
jelbjt durch ſchlüſſige Handlungen. 

Aber die formloje Abtretung allein gewährt dem Gejjtonar bloß 
ein unfertiges Necht, denn der Schuldner iſt nur verpflichtet, dem 
neuen Gläubiger gegen Aushändigung einer ſchriſtlichen Abtretungs- 
erflärung oder im Falle einer jchriftlichen Anzeige der Abtretung jeitens 
des Gedenten zu leilten. Er kann auch, wenn es hieran fehlt, eine 
Kündigung oder Mahnung des neuen Gläubiger zurücweilen, 8 410. 

Der Erwerber der Forderung wird daher nicht leicht den Preis 
für die abgetretene Forderung zahlen, ehe er die Ichriftliche Abtretungs- 
erklärung erhält oder fich mindeſtens der jchriftlichen Mitteilung des 
Gedenten an den Schuldner vergewifjert hat. Der Cedent wiederum 
wird feine Forderung in der Negel nicht abtreten, wenn ihm die Gegen: 
leiftung nicht Hierfür Zug um Zug zu teil wird. Im Leben wird 
aljo die Schriftlichfeit der Abtretungserflärung die fajt aus: 
nahmsloſe Regel bilden.!? 

Die Formlofigkeit der Abtretung gilt nicht für hypothekariſch 
verjicherte Forderungen. Sie verlangen jchriftliche Abtretungs- 
erflärung oder Eintragung der Abtretung in das Grundbuch; außer— 
dem iſt Übergabe des Hypothefenbriefes notwendig, falls defien Erteilung 
nicht ausgejchlojien iſt, $ 1154.18 


16) Gruchot Bd. 28 ©. 1049. 

17) Ein teicht durchſichtiges Recht der Forderungsabtretung hat das B. ©. B. 
nicht geſchaffen. Daraus entitehen für die wiſſenſchaftliche Darlegung und die Be— 
herrſchung der Lehre Schwierigkeiten. Doch wird man ſich der Hoffnung hingeben, 
daß ſich im Leben und in der Praxis die Sache einfacher geſtaltet. 

18) Vgl. unten Bd.3 $ 2311. 


$ 136. Der Gegenftand der Abtretung. 307 


Formloſe Abtretung reicht auch nicht aus bei Forderungen aus 
Wechſeln und anderen Wertpapieren, die cediert werden follen, denn 
es folgt aus dem Weſen dieſer Forderungen, daß fie nur mit dem 
Papiere auf den Erwerber übergehen. 19 20 


$ 136. Der Gegenitand der Abtretung. 


I. Die Abtretung bejchränft ſich nicht auf Forderungsrechte. 

Abtretbar find vielmehr auch Klaganjprüche, insbejondere Eigentums: 
Hagen, B. G. B. $ 931, nicht minder Beligklagen, namentlich auf Wieder: 
gewinnung verlorenen Bejiges.! 

Es bejtimmt fich aud) die Übertragung von Rechten anderer Art, 
joweit nichts Abweichendes gejeglich vorgejchrieben ift,? nach den Grund— 
lügen über Abtretung der Forderungen, 8 413. Dies gilt 3. B. für 
litterarijche Urheberrechte und Batentrechte.® 

Selbjtverjtändlich find nur Vermögensrechte abtretbar; nicht Per— 
jonenrechte, nicht reine Familienrechte. Der kaufmänniſche Name, die 
Firma ift abtretbar, aber nur mit dem Handelsgejchäfte, für welches fie 
geführt ward, 9. G. B. 8 23. Nicht abtretbar find öffentlich rechtliche 
Befugnifie. 

U. Forderungen aus zweijeitigen Verträgen find jelbjit dann ab— 
tretbar, wenn der Gedent noch nicht, oder nicht volljtändig, oder nicht 
gehörig geleistet hatt Dem Schuldner bleiben zwar jeine Einwendungen 
wegen Nichterfüllung des Vertrages auch dem Gejjionar gegenüber. Das 
gegen fann er die Gegenleijtung nur dem Gedenten, nicht dem Gejfionar 
gegenüber einklagen. 

Der Eintritt in ein Schuldverhältnis, z.B. in eine Ge 
jellichaft, Miet-, Pachtverhältnis an Stelle des urjprünglich Beteiligten, 

195 R. O. H. G. Bd. 11 ©. 251; R. G. Bd. 3 ©. 329. 

20) Abtretung des Anſpruches auf Ülbereignung eines Grundftücdes unterliegt 
der Vorſchrift des $ 313 nicht, da diefe als Sonderredht nicht auszudehnen ift; fie 
farın alio formlos geſchehen. 

1) A. Anficht Eccius, Preuß. Pr. R. Bd.1 899 Anm. 63. Die „Wiedereinräumung“ 
geidriebt in der Perjon des Geifionard. Nicht abtretbar iſt der Anſpruch wegen 
Beiisitörung, $ 862, fofern nicht auc der Beſitz dem Gefjionar überlafjen wird. 

2) Bejondere Vorſchriften finden fih u.a. 88 792, 2033. 

3) Anders bei dem nad) dem preußiichen Berggejege von 1865 begründeten 
Kuren, R. ©. Bd. 28 ©. 252. 

4) Plenarbeſchluß des O. Trib. Entſch. Bd.12 ©. 10; R. O. H. 6. Bd. 12 ©. 77; 
R. G. Bd. 6 ©. 377; Motive Bd. 2 ©. 121; Dertmann zu 8 399, 1b. Anders zum 
Teil Stammler ©. 186. Es find z. B. in diejem Sinne die jog. Engagementsbrieie 
über Zeitgeſchüfte an der Börfe abtretbar. ber Abtretung des Rechtes aus dem 
Meiitgebot im Zmwangöverjteigerungsverfahren vgl. Gej. über Zwangsverſteigerung 
$ 81, unten Bd. 3 $ 259 Ziff. 2. 

20* 
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kann nur unter Einwilligung aller Mitbeteiligten, 3. B. aller Gejellichafter, 
geichehen. 

II. Das Juftinianische Recht verbot die Abtretung rechts— 
hängiger Forderungen unter Strafe der Nichtigkeit. Man fürchtete 
unlautere Einwirkung auf Den fchwebenden Prozeß durch Einjchiebung 
eine3 einflußreichen Cedenten. 

Nach C. P. O. 8 265 Abi. 2 joll nur die prozejjualiiche Lage durch 
die Abtretung einer rechtshängigen Forderung nicht geändert werden, 
die Abtretung jelbit ijt aber gültig, da die Gefahr, welche Juſtinian 
fürchtete, unter den heutigen Verhältniffen nicht mehr beiteht. 

Die Folge der E.P.D.$ 265 ift, dab der Rechtönachfolger die Befugnis 
nicht hat, den Prozeß ohne Zuftimmung des Beklagten als Hauptpartei 
zu übernehmen oder in denjelben ala Hauptintervenient einzutreten, Neben- 
intervention ijt ihm geitattet. Da aber die Forderung auf den Gejjionar 
übergegangen iſt, jo ijt er berechtigt vom Gedenten zu fordern, daß er 
unter Änderung feines Slagantrages Verurteilung zu Gunften des 
Ceſſionars begehrt. Ferner fann der Schuldner auch während der 
Dauer eines Prozeſſes, wenn ihm die Abtretung bekannt wird, feine 
Einwendung aus der Perſon des Eedenten mehr erlangen, wohl aber 
jolche aus der Perſon des Ceſſionars erwerben, da diejer der prozeflua- 
liſchen Beſtimmung unerachtet jein Gläubiger geworden ijt.® 

IV. Das Recht auf den Pflichtteil it übertragbar, $'2317 Abj. 2 
der Pfändung iſt dasjelbe aber nur unterworfen, wenn es durch Vertrag 
anerkannt oder wenn es rechtshängig geworden ift, C. P.O. $ 852 Abi. 1. 

Das Gleiche gilt für den Anjpruch des verarmten Schenkers auf 
Herausgabe des Gejchenfes nach B. G. B. $ 528, C. P.O. $ 852 Abi. 2. 

V. Das gemeinrechtliche Verbot der Abtretung von Forderungen 
an mächtigere Perjonen und die VBorjchrift des A. L. R. J, 11$ 385, 
wonach richterliche Perſonen jtreitige Rechte nicht erwerben —— 
wenn deren Entſcheidung an das Gericht, dem ſie zugehörten, fallen 
würde, iſt dem B. G. B. fremd. 


8 137. Fortſetzung. Ausſchließung der Übertragbarkeit. 
J. Die Abtretbarkeit iſt keine notwendige Eigenſchaft der 
Forderung. 
5) Val. Eeciuß, Preuß. Pr. R. Bo. 18 99; — bei Gruchot Bd. 40 S. 71. 


Anderer Anſicht Wach bei Gruchot Bd. 30 ©. 779. Über — ſiehe 
Seuffert, Archiv Bd. 11 n. 102. — Vergl. an N. ®. 32.39 ©. 
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Tielmehr kann fie durch Vereinbarung zwiſchen Gläubiger 
und Schuldner ausgeichlojjen werden.! 

Der erite Entwurf, $ 295 Abj. 2, wollte dies nicht anerkennen. 
Liegt hierin doch ein privates Veräußerungsverbot, welches vom B. G. B. 
grundfäglich al unwirkſſam angejehen wird. B. G. B. 8 399 letzter 
Satzteil läßt aber Vereinbarung der Ausſchließung gemäß der Beſchlüſſe 
der zweiten Kommiſſion zu. Dies entſpricht berechtigten Verkehrs— 
intereſſen und war vom bisherigen Recht überwiegend anerfannt.? 

Die Ausjchliegung der Abtretung gejchieht meiſt bei Begründung 
des Schuldverhältniffes; es iſt auch zuläflig, daß fie nachher ver: 
einbart wird. Durch Zuftimmung des Schuldners zu einer Abtretung 
verliert das Verbot jeine Sraft. 

Tritt der Gläubiger ohne jolche Zuftimmung eine Forderung ab, 
deren Unabtretbarfeit vereinbart war, jo wird hierin nicht felten eine 
ummiderrufliche — $ 168 Sa 2 — Bevollmächtigung zur Geltend- 
machung der Forderung zu jehen jein, vergl. B. G. B. $ 1403 In 
diejem Sinne iſt die Forderung jtet3 pfändbar, C. P.D. $ 857 Abf. 3. 
Auch bejtimmt im Interejje des gutgläubigen Verkehrs $ 406: Hat der 
Schuldner dem Gläubiger eine Schuldurfunde ausgeitellt, welche die 
Unabtretbarfeit der Forderung nicht erwähnt, und gejchah die Abtretung 
unter Borlegung der Schuldurfunde, jo iſt die Abtretung gültig, es jei 
denn dag der Erwerber bei der Abtretung die Ausjchließung derjelben 
fannte oder fennen mußte. 

IH. Gewiſſe Anjprüche jind höchſtperſönliche, derart, daß ihre Ab- 
tretung unzuläſſig it. 

Hierher gehört der Anjpruch aus einem Vorkaufsrechte, $ 514, 
das Recht eines Gejellichafters gegen die Mitgejellichafter gemäß $ 717, 
ferner der Anjpruch auf eine noch nicht zuerfannte Buße, der Anjpruch 
der Verlobten auf Abfindung nach) 8 1300, jowie der Anfpruch aus 
5 847 wegen Verlegung des Körpers, der Öefundheit, der weiblichen Ehre 
und wegen ?Freiheitsentziehung. 


1) Brot. S. 771 führen an, daß in den Statuten vieler Verſicherungsgeſell— 
ſchaften die Abtretung der dem Berficherten zuftchenden Forderungen verboten wird, 
dak die Abtretung der Retour-, Rundreiſe- und Abonnementsfarten der Eifenbahnen, 
der Rechte aus Depoticheinen der Reichsbank verboten ijt. 

2) Gemeinrechtlid; erfannte man die Geltung des pactum de non cedendo über: 
wiegend an, vergl. Dernburg, Band. Bd. 2 $ 50; Stegemann im Arhiv für civ. 
Broris Bd. 67 ©. 315; R. ©. Bd. 31 ©. 167; anders R. G. Bd. 27 ©. 340 für 
Ttanzöfiiches Recht. 

3) Anders freilicd für das gemeine Recht R. G. Bd. 31 ©. 166. 
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Der Anfpruch auf Buße wird abtretbar, wenn fie zuerkannt tit, der 
auf die im $ 847 erwähnte Entjchädigung, wenn fie durch Vertrag an 
erfannt oder rechtshängig geworden iſt.“ 

III. Soweit eine Forderung nicht pfändbar tft, ijt fie auch nicht 
abtretbar,5 $ 400; umgekehrt ijt in Ermangelung bejonderer Borjchriften, 
was nicht übertragbar iſt, auch nicht pfändbar, E.P.D.$ 851 Abſ. 1.8 

IV. Nicht abtretbar ijt eine Forderung, wenn die Leiltung an 
einen andern als den urjprünglichen Gläubiger ihren Inhalt ver: 
ändern müßte, $ 399. SHierüber entjcheiden die Lebensverhältnifie 
und die Zwede des Geſchäftes. Zum Teil finden fich befondere ge- 
jegliche Vorſchriften: 

1. Im Zweifel jollen Anjprüche auf Dienjte? nach $ 613 Sab 2, 
jowie jolche auf Ausführung eines Auftrages nach $ 664 unübertragbar 
fein. Immerhin ift die Übertragbarkeit derartiger Anſprüche nicht jelten.s 
Namentlich jind Anſprüche auf Dienite, welche jedem aus dem Publikum 
geleitet zu werden pflegen, als übertragbar anzuſehen. Rechte 5. B. 
auf Werjonenbeförderung gegen Anjtalten, die hieraus ein Gewerbe 
machen, find für die Negel als übertragbar zu erachten. Bezüglich des 
Perfonentransportes über See verjagt zwar H. G. B. $ 664 die Über- 
tragbarfeit, wenn der Reiſende in dem Überfahrtsvertrage genannt iſt. 
Dies ijt eine befondere, durch die Interefien der Transportgejellichaften 
nicht geforderte, ihren Gründen nach veraltete Beitimmung. 

Liegen in der Perjon des Meifenden bejondere Gründe, welche 
deſſen Ausjchliegung von dem Transporte nach den Berkehrsanichauungen 
rechtfertigen, jo iſt Diejelbe jelbitverjtändlich bei See- und Landtransport 
gegenüber dem urjprünglichen Gläubiger ‚wie jeinem NechtSnachtolger 
zuläflig. 

2. Nicht abtretbar find Anjprüche auf Unterhalt, denn es find 
weder abtretbar die Fünftig fälligen Raten, da deren Zweck der 


4) Andere höchſtperſönliche, nicht übertragbare Aniprüche fiehe B. G. B. $$ 1427, 
1585, 1623, 1658, 1408. Auch Anſprüche auf Entihädigung der im Wiederaufnahme: 
verfahren freigeiprochenen Perſonen vor endgültiger Feititellung find nicht übertragbar, 
Geſetz vom 20, Mai 1898 85 Abſ. 4. 

5) Anders früher, R. G. Bd. 4 ©. 143. 

6) Bezüglich der Übertragbarfeit der vermögensrechtlichen Anfprüche von Beamten, 
Geiftlihen, öffentlihen Lehrern und ihrer Hinterbliebenen infolge des öffentlichen 
Dienjtes macht Einf. Gej. zum B. G. B. Art. 80 und 81 einen Vorbehalt für die 
Landesgeſetzgebung. 

7) Auch das Recht auf Geſindedienſte iſt nicht übertragbar. 
mr 8) Bol. auch R. ©. bei Seuffert Bd. 45 n. 177 ©. 285; Dertmann zu $ 399 

iff. la. 
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Unterhalt der bejtimmten Perjon des Gläubigers ift, val. $ 1614 Abi. 1, 
noch die nicht erhobenen rüdjtändigen Raten, da fie erjpart find. Val. 
jedoch $ 1613. 

Nicht alle Anjprüche, die als Unterhaltsforderungen bezeichnet werden, 
haben diefe Natur rein. 19 So namentlich, wenn es fich um feite 
Leitungen handelt, die zwar zunächit, aber nicht ausschließlich dem 
Unterhalt des Berechtigten bejtimmt find, jo daß fie, wenn jie rüd- 
jtändig jind, nachgezahlt werden müſſen. Solche Rüdjtände find ab» 
tretbar. 

3. Nicht abtretbar find in der Regel Anjprüche aus VBorverträgen 
verınöge deren man dem anderen Teile freditieren joll, weil jonjt für 
den künftigen Hauptvertrag ein anderer Kontrahent eingejchoben würde, 
womit die Verpflichtung eine von der urfprünglichen verjchiedene wirt— 
ſchaftliche Natur erhielte.t! j 

V. Bejtimmte oder bejtimmbare Teile einer Forderung find in 
der Regel abtretbar. 1? 

Es giebt jedoch Forderungen, deren Inhalt es widerjpricht, daß 
die Leitung zum Teil dem einen, zum Teil einem anderen gejchieft. 
Man kann 3. B. ein Eijenbahnbillet für eine Strede nicht zum Teil 
abjahren und zum Teil abtreten. Entiprechendes gilt für die Abtretung 
eines Eijenbahnretourbillet3 oder Rundreijebillets, denn Die Leiftung, 
welche durch Jolche Billet3 zugejagt wird, ift für eine Perſon beftimmt.!$ 
Ebenjo iſt es bezüglich eines Theater» oder Ballbillet3; man ift 
nicht befugt, fie für einige Zeit zu benußen, für den Reſt der Zeit 
abzutreten. 14 

VI. Setzt eine Forderung eine gewiſſe Eigenjchaft des Gläubigers 
voraus, 3. B. die Zugehörigkeit zu einer Klorporation, jo kann fie jelbft- 


HRG. Bd. 4 ©. 143. 

10) Ob Altenteilsleiſtungen die eine oder die andere Natur 'haben, iſt Sade 
der Auslegung im einzelnen Falle; Striethorit, Archiv Bd. 84 ©. 316, Bd. 86 ©. 94. 

11) Bgl. Dertmann zu $ 399 Ziff. la am Ende. Mber der Anſpruch auf 
Zahlung der Darlehensvaluta ift abtretbar; Darlehensſchuldner wird infolgedeifen 
der Abtretende, nicht der Empfänger des Geldes. 

12) Abtretbar ift auch der Anfpruch auf Übereignung eine® Teiles eines ge- 
— Grundſtückes. Über die Gewährleiſtungspflicht in ſolchem Falle vgl. Gruchot 

.36 ©. 982. 

13) So de Zonge, Die Inübertragbarfeit des Retourbillet3 1888, Entich. des Kam. 
Ger. Bd. 5 S. 404; Altsmann bei Gruchot Bd. 30 S. 110; dagegen Ihering in 
feinem Jahrb. Bd. 23 ©. 329. 

14) Ebenjowenig fann man Speifemarfen für ein Mittageffen nad Genuß ber 
halben Mahlzeit einem anderen für die Folge der Gerichte gültig abtreten. 
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verftändfih nur an Perſonen abgetreten werden, welche diefe Eigen- 
ſchaft haben. 15 

VII. Nicht jelbjtändig übertragbar find Rechte, welche einem 
anderen Anjpruche zugehören, ohne einen jelbftändigen Wert 
zu bejigen. 

Daher iſt 3. B. eine Feſtſtellungsklage nicht jelbjtändig abtretbar; 
ferner nicht das duch $ 7 Abſ. 2 des Haftpflichtgejeges gewährte 
Recht auf Aufhebung oder Minderung einer zuerfannten Rente zu 
klagen.i« Nicht jelbjtändig abtretbar find auch die Nechte auf Aus— 
funfterteilung nad) $ 259 ff., jowie die Rechte auf Vorlegung von 
Sachen oder Urkunden nach $ 809, 810. 

Gleiches gilt von zur Sicherung dienenden Nechten, Hypotheken, 
Pfandrechten im engeren Sinne, Zurüdbehaltungsrechten, Anjprüchen 
aus Bürgichaften. 

Was aber einen bejonderen Wert hat, kann allerdings, wenn es 
auch einem anderen Anjpruche zugehört, jelbjtändig abgetreten werden, 
3. B. Zinſen, auch gejeliche, auch noch nicht verfallene,1” wie auch ver= 
fallene und noch) nicht verfallene Vertragsſtrafen. 18 


$ 138. Inhalt und Umfang des abgetretenen Redtes. 

I. Bei der Abtretung handelt es fich den Beteiligten in der Regel 
um einen gewijjen Bermögensausjtand. Auf die juriftiiche Form 
des Anſpruches legen die Beteiligten im Verkehre meijt fein Gewicht. 

Entbehrt daher der Anſpruch, jo wie er abgetreten wird, der 
rechtlichen Gültigkeit, hat aber der Abtretende aus deſſen thatſäch— 
liher Grundlage Anjprüche anderer Art gegen den Ceſſus, 3. B. 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung, jo find diefe Anjprüche im Zweifel 
als eventuell abgetreten anzujehen. 

1I. Wird eine Forderung ohne bejondere Beichränfung abgetreten, 
jo ijt weiter im Zweifel anzunehmen, daß nach der Abjicht der Be— 
teiligten alles, was ihr wirtjchaftlich zugehört und mit ihr eine wirt= 


15) Das Recht auf ein Warenzeihen fann — wie die Firma, oben S. 307 — 
nur mit dem Gejchäjtsbetriebe, zu welchem basjelbe gehört, übertragen werden, 
Geſetz zum oe: der — — vom 12. Mai 1894 87. 

16) R. G. Bd. 1 ©. 3 

17) Eccius, Br. Pr. 3 nn. 1 $ 99 erachtet die jelbjtändige Ceſſion künftiger 
Verzugszinſen als unzuläſſig. Das wäre allerdings ein ſehr unpraltiſches Geſchäft, 
welches kaum je vorkommen wird. un unzu äjfig würde es nicht jein. 

18) Bol. oben $ 100 Ziff. 4 ©. 222 
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ihaftlihe Einheit bildet, abgetreten werden jollte.t Hieraus ift zu 
ſchließen: 

1. Anſprüche auf künftig verfallende bedungene Zinſen, ferner 
Anſprüche auf bereits verfallene Vertragsſtrafen gelten in der Regel 
als mit der Forderung abgetreten. 

2. Auf Zinſen, welche zur Zeit der Abtretung rückſtändig,? und 
auf Bertragsftrafen, welche damals bereit verfallen waren, bezieht fich 
dies nicht. Sie gelten dem Verkehre als bejondere dem Gläubiger zu- 
gehörende VBermögensausjtände. 

3. Anders iſt es bezüglich gejeglicher Zinſen, insbejondere der 
Verzugszinfen, jorwie bezüglich bereit3 erwachjener Schadenserjagansprüche, 
da jie im Leben und im Verkehre nicht als jelbitändige Ausſtände, jondern 
als Erweiterung des Hauptanfpruches angejehen werden. 3 

4. Hat ein früherer Gläubiger feine Forderung unter dem Ber: 
Iprechen der Gewährleijtung für die Nichtigkeit der Forderung und die 
Zahlungsfähigkeit des Schuldners abgetreten, und tritt der Ceſſionar 
die Forderung einem neuen Ceſſionar ab, jo hat diejer nicht ohne 
weiteres das Recht, den erjten Cedenten aus deſſen Garantieverjprechen 
in Anjpruch zu nehmen.* Dasjelbe wird nicht wirtichaftlich als ein 
Zubehör der abgetretenen Forderung angejehen, es bedarf daher einer 
ausdrüdlichen Abtretung des Anſpruches aus jenem Garantieveriprechen, 
damit dasjelbe auf den Gejjionar des Ceſſionars übergeht. 

III. Mit der abgetretenen Forderung gehen jelbjtverjtändlich ſolche 
Rechte auf den Ceſſionar über, welche jich nach dem Gejege notwendig 
an jene Forderung fnüpfen. Dies gilt nach 8 1153 Abj. 2 für eine 
zu Gunſten der Forderung begründete Hypothef. 

IV. Im Bweifel geben auf den Ceſſionar alle Hilfsrechte über, 
welhe zu Gunsten der Forderung beitehen und einen jelbjtändigen 
Bert haben. Dies gilt unter anderen 


1) Das Gejep enthält feine Beſtimmung. Nah den Mot. Bd. 2 S. 125, joll 
es Sache der Auslegung in jedem einzelnen Falle fein, wie es fich mit dem Über: 
gange ſolcher Rechte verhält. Natürlich ift der Anhalt des Abtretungsvertraged in 
eriter Linie entjcheidend. Für den Fall, daß derjelbe aber den Umfang der Abtretung 
nicht ergiebt, was u muß ihn Wiſſenſchaft und Praxis nad der Natur der 
Sache entwideln. Vgl. A. L. R. J, 11 8 107. — Anfechtungsrechte gehen mit über, 
8.6. 88.39 ©. 38; Zur. Woch. 1897 ©. 240 n. 44. 

2) D. Trib. Bd. 82 ©. 138 umd dort Angef. 

3) Zur. Woch. 1881 ©. 172; Gruchot Bd. 26 ©. 420. 

4) Grudiot Bd.11 ©. 21, Bd.2 ©. 419. 
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a) für Pfandrechte im engeren Sinne, für Wormerfungen, für 
Bürgschaften, $ 401 Abi. 1. 

Schließt der Cedent den Übergang folcher Rechte aus, jo würde 
fie zwar der Ceſſionar nicht erwerben, aber fie würden unwirkſam. Nach— 
trägliche Abtretung an den Ceſſionar iſt als gültig zu erachten. 

b) Zurüdbehaltungsrechte gehen entiprechend dem 8 401 Abi. 1 
auf den Gejjionar des Anjpruches über, wenn demjelben der Beſitz des 
zurücdbehaltenen Gegenjtandes übertragen wird. Ob der Gedent zu 
diejer Übertragung verpflichtet ift, ergiebt das Abtretungsgefchäft und 
dejjen Auslegung. 

Zur Abtretung eines kaufmänniſchen Zurücbehaltungsrechtes beitcht 
eine Berpflichtung in der Regel nicht; da bei demjelben eine bejondere 
Beziehung der zurücdbehaltenen Gegenjtände zum abgetretenen Rechte 
fehlt. Händigt der Cedent jedoch die zurückhehaltenen Gegenjtände dem 
Gefjionar ein, jo kann man im Zweifel die Abjicht der Abtretung 
auch dieſes Zurüdbehaltungsrechtes unteritellen.> 

Der Ceſſionar kann nach $ 401 Abſ. 2% die mit der Forderung 
im Falle der Zwangsvollitrefung oder des Konkurſes verbundenen 
Vorzugsrechte geltend machen. Dies war bisher bejtritten, entiprict 
aber der früher herrichenden und richtigen Anficht.’ 

Perſönliche VBorrechte, welche der Gedent bei Geltendmachung der 
Forderung gehabt hätte, z. B. Ktojtenfreiheit, fommen dem Ceſſionar 
nicht zu gute. 

V. Der abgetretene Anſpruch geht auf den Ceſſionar über ohne 
Nücficht darauf, was er für denjelben dem bisherigen Gläubiger ae 
währt bat. 

Das gemeine Necht hatte bekanntlich nach der lex Anastasiana 
— 1.22 C. mandati 4, 35 — das Recht des Käufers einer Forderung 
für Die Regel eingejchränft, jo daß er feinen höheren Betrag vom Schuldner 
einklagen fonnte, als der Kaufpreis, für den er die Forderung erwart, 
mit Zinſen betrug. Damit wollte man ſchmutzigen Gefchäften entgegen: 
treten, mittels deren habgierige Spekulanten für geringen Preis Forde— 
rungen gegen zweifelhafte Schuldner erwarben, um diejelben auszupreijen. 
Was aber jo dem Mikbrauche der Spekulation begegnen follte, wurd 


5) Vgl. aber R. O. H. G. Bd. 5 ©. 305. 
6) E.I $ 297; Mot. Bd. 2 . 124; Kom. ©. 777. 4795. 
7) Vgl. Dernburg, Band. 8.2 8 51 Ann. 6 
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zugleich ein Hindernis des berechtigten Verfehres. Daher übernahm jchon 
das A.L. R.J, 11 $$ 390, 391 die lex Anastasiana nicht, das H. G. B. 
Art. 299 befeitigte fie für Handelsgejchäfte; die bei weiten meijten 
deutichen Handelörechte hoben fie auch für Nichthandelögeichäfte auf. 
Das B. G. B. fennt diefe Beſchränkung nicht mehr. 


$ 139. Der Übergang der Forderung. 

I. Unmittelbar mit dem Abſchluſſe des Abtretungsvertrages 
geht die Forderung auf den Ceſſionar über.! 

Dies iit das Grundprinzip de B. G. B. 398 Cab 2. Hieraus 
folgt namentlich: 

1. Die Gläubiger de8 Cedenten haben vom Zeitpunfte der Ab- 
tretung der Forderung an nicht mehr das Necht ſich aus ihr zu 
befriedigen. Daher unterliegt der Gläubiger, welcher fie verpfändet, der 
Intervention des Ceſſionars; gerät der Cedent nad) dem Abtretungs- 
vertrage in Konkurs, jo erjtredt fich das Recht der Konkursgläubiger 
nicht auf die abgetretene Forderung. 

2. Tritt der Cedent die dem einen abgetretene Forderung noch 
einmal an einen anderen ab, jo erhält diejer zweite Gejfionar nichts, 
auch wenn er zur Zeit der Abtretung von der Abtretung an den erjten 
nicht? wußte. 

3. Der Cedent fann nach der Abtretung der abgetretenen Forderung 
Vorteile nur noch als Vertreter des Ceſſionars erwerben und nur foweit 
er befugt ift, denjelben zu vertreten. 

4, Da die Forderung von der Abtretung an Bejtandteil des Ver: 
mögens de3 Ceſſionars geworden iſt, jo fann er fortan über jie gültig 
verfügen, fie namentlich einflagen. Seine Gläubiger find befugt fie zu 
pfänden, fie gehört zu feiner Konkursmaſſe. Dies alle auch wenn 
eine jchriftliche Abtretungserflärung, Aushändigung des Schuldjcheins, 
eine Anzeige an den Schuldner noch nicht erfolgt iſt. 

IH. Das grundjägliche Recht iſt im Interejje des Schuldners jehr 
weientlich abgejchwächt. 

Tor allem gilt der bisherige Gläubiger zu Gunſten des 
Schuldners noch als dejjen Gläubiger bis der Schuldner 
Kenntnis von der Abtretung erlangt hat. In diefer Hinficht ift 
hervorzuheben: 


1) Die war aud) der Standpumft der er Rechtsſprechung, vgl. nament= 
ih 8.2.9. ©. Bd. 23 n. 104; R.G.Bd.4 ©. 1 
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a) Erfüllung der Schuld an den bisherigen Gläubiger 
befreit den Schuldner noch nach $ 407 Abſ. 1 eriter Sagteil, 

b) Rechtsgejchäfte des Schuldners mit dem bisherigen 
Gläubiger wirken noch gegen den Ceſſionar. 

Unter Nechtsgeichäften find auch hier nicht bloß zweijeitige Ge- 
ichäfte, 3. B. Erlaß- und Stundungsverträge, Verwandlung der Schuld 
in ein Darlehen, zu verstehen, jondern nicht minder einjeitige, mögen 
fie von dem bisherigen Gläubiger oder von dem Eejjus ausgehen, z. B. 
Kündigungen, Mahnungen. Auch das Seten des bisherigen Gläubiger 
in Verzug gehört hierher. 

c) Die Kenntnis des Schuldners von der Abtretung muß eine 
fichere jein. Bloßes Hörenfagen fann im der Regel nicht ausreichen. 

d) Kennenmüjien fteht dem Kennen hier nicht gleich. 

e) Der Cejjionar muß, wen er die Verhandlungen zwiſchen dem 
. Gedenten und dem Schuldner nicht gelten lajjen will, die Kenntnis des 
Schuldners bei ihrer Vornahme beweijen. 

Er wird daher veranlaßt fein, jich für dieſe Kenntnis möglichſt 
bald Beweis zu verjchaffen. Eine nachweisbare Anzeige der Abtretung 
an den Gefjus dient dieſem Zwecke. 

f) Kenntnis der gejeßlichen Vertreter des Schuldners jteht der 
eigenen gleich, ebenjo Kenntnis eines freiwilligen Vertreters, welchen 
die Verwaltung der bezüglichen Angelegenheiten überlaſſen ijt. 

g) Ein rechtsfräftiges Urteil zwiſchen Cedenten und Ceſſus wirft 
gegen den Gejjionar, es habe denn der Ceſſus zur Zeit, in welcher die 
‚Forderung rechtshängig wurde, die Abtretung bereit gefannt, $ 407 
Abi. 2. 

III. Die Abtretung der Forderung kann für den Schuldner den 
Nachteil Haben, daß, nachdem er dem Gejjionar erfüllt hat, oder recht— 
tiche Verhandlungen mit demjelben jtattfanden, der Cedent die Abtretung 
in Abrede ftellt und die Forderung geltend macht, wie wenn diejelbe 
nicht geichehen wäre, jo daß der Schuldner in die Lage verjegt wird, 
dem urjprünglichen Gläubiger gegenüber beweilen zu müſſen, daß derjelbe 
die Forderung abgetreten hat. 

Das B. G. B. hat, um diefe dem Schuldner nachteilige Folge der 
Abtretung abzufchwächen, Vorkehrungen getroffen. 

1. Der Schuldner iſt dem Gejjionar gegenüber zur Leiftung nur 
gegen Aushändigung einer von dem bisherigen Gläubiger über die Ab- 
tretung ausgeitellte Urkunde verpflichtet, 5 410 Abi. 1 Sag 1. 
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63 genügt auch, da der bisherige Gläubiger dem Schuldner Die 
Abtretung jchriftlich angezeigt hat, $ 410 Abi. 2. 

Der Schuldner Hat aljo dem Gefjionar nicht zu erfüllen, ehe ihm 
Beweismittel in die Hand gegeben werden, Durch welche er erneute An- 
iprüche, die der Cedent etwa erhebt, zurückweiſt. 

2. Eine Kündigung oder Mahnung jeitens des Ceſſionars iſt ferner 
unwirkſam, wenn jie ohne VBorlegung der Abtretungsurfunde erfolgt und 
der Schuldner fie aus diefem Grunde unverzüglich zurücdweilt, $ 410 
Abi. 1 Satz 2. 

Schriftliche Anzeige der Abtretung jeitens des bisherigen Gläubigers 
an den Schuldner erjegt auch in Diejer Hinficht die Borlegung der 
Urkunde. 

Der Schuldner, welcher die Mahnung oder Kündigung des Ceſſionars 
nicht gelten lafjen will, Hat deren unverzügliche Zurückweiſung darzuthun. 
Der Ceſſionar hat zu beweilen, daß er die Abtretungsurfunde dem 
Schuldner vorlegte oder daß Ddiefem die Abtretung vom Gedenten 
Ichriftlich angezeigt war, als die Mahnung oder Kündigung gejichah. 

IV. Die entwidelten Grundjäße kommen entiprechend zur An- 
wendung, wenn der uriprüngliche Gläubiger eine Forderung, die er dem 
einen abgetreten Hat, noch einmal einem anderen abtritt, 8 408. 

Zwar gehört in ſolchem Falle die ‚Forderung, wie oben ausgeführt,? 
dem eriten Gejjionar, jo dat der zweite Ceſſionar nicht? erwirbt. Hat 
aber der Schuldner von der Abtretung an diejen Kenntnis erhalten, 
obne von der vorgängigen Abtretung an einen anderen zu 
wiſſen, jo gilt zu feinen Guniten der zweite Ceſſionar als jein 
Gläubiger. Erfüllt er diefem, fommen Nechtsgejchäfte mit demjelben 
in Anſehung der Forderung zu jtande, jo fann ſich der Schuldner 
dem eriten Gejjionar gegenüber hierauf berufen, $ 408 Abj. 1.3 

Entiprechende Folgen treten ein, falls die ‚Forderung bereit vor 
der Abtretung kraft Geſetzes auf einen neuen Gläubiger übergegangen 
war, der Schuldner aber hiervon nicht3 wußte, jo daß er ihre Abtretung 
als rechtsitändig anjah, $ 412. War aber die Forderung durch Gerichts: 


2) 8135. | 

3) Der Schuldner hat z.B. dem zweiten Ceſſionar gegen teilmeifen Erlaß der 
dorderung ein Erfüllumgsveriprechen geleiitet. Obgleich der Schuldner diefem Er— 
füllungsverfprechen, meil es ohne rechtlichen Grund erteilt war, nad) $ 812 eine 
Einrede entgegenftellen kann, jo jteht es doch dem eriten Ceſſionar entgegen, jolange 
feine Unverbindlichkeit nicht rechtskräftig zwiichen dem Schuldner und dem ziveiten 
Ceſſionar feſtſteht. 





318 Die Abtretung der Forderung und die gleichgeftellten Fälle. 


beichluß gepfändet und dem Gläubiger des urjprünglichen Gläubigers 
überwiejen, jo muß dies der Schuldner wijjen, weil die Pfändung der 
Forderung mit Zuftellung des Gericht3bejchlußes an ihn bewirkt wurde, 
C. P. O. 8 835 Abi. 3, 8 829 Abi. 3. Der Schuldner kann daher, 
fall3 der bisherige Gläubiger die Forderung gleichwohl noch abtritt, 
nicht vorjchügen, er Habe von der früheren Pfändung derjelben nichts 
gewußt. 

V. Für öffentliche Kaſſen gilt ein Sonderrecht bezüglich des Dienit- 
einfommens, welches jie einem öffentlich Angejtellten jchulden. 

Tritt nämlich eine Militärperfon, ein Beamter, ein Geijtlicher oder 
ein Lehrer einer öffentlichen Unterrichtsanjtalt den übertragbaren Teil 
jeines Dienjteinfommens, Wartegeldes oder Ruhegehaltes ab, jo ailt 
die Abtretung nad) $ 411 als der Kaſſe nicht befannt, bis fie mittels 
Aushändigung einer Öffentlich beglaubigten Abtretungsurfunde von der: 
jelben benachrichtigt ijt.* 


$ 140. Gebredlidleit des Rechtes des Ceſſionars. Nnertennung. 


1. Ob der Eefjionar etwas durch die Abtretung erlangt, und was 
er durch fie erlangt, ijt mehr oder minder problematijch. 


War die Forderung, welche den Gegenjtand der Abtretung bildete, 
nicht rechtsgültig oder bereits abgetreten oder getilgt, jo emvirbt der 
Gejfionar feinen Anjpruch gegen den Ceſſus troß etwaigen guten 
Glaubens zur Zeit der Abtretung. 

Hiervon trifft $ 405! nad) den Vorjchlägen der zweiten Kommiſſion 
eine Ausnahme. 

Sit nämlich eine Schuld beurfundet, und unter Vorlegung der 
Urkunde abgetreten, jo kann dem Ceſſionar nicht entgegengejtellt werden, 
daß die Schub nur zum Schein eingegangen jei; es ſei denn, dab 
der Ceſſionar bei der Abtretung deren Scheinnatur kannte oder kennen 
mubte.? Gleiches gilt für Die zum Schein erteilte Anerkennung einer 
Schuld. 


4) Vgl. Reichsbeamtengeſetz vom 31. März 1873 $ 45, Reichsmilitärgeſetz vom 
2, Mai 1874 8 45. 

1) tom. ®rot. ©. 782, 8435. 

2) Die Rechtsnachfolger der verbrieften Schuldforderung jind, da fie in bie 
Mechte ihres Vorgängers eintreten, gleichfalls geihügt, auch wenn fie beim Erwerb 
die Simulation fannten, wie man dies in der Kommiſſion bervorhob. 
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63 liegt Hierin eine Sondervorjchrift, welche nicht ausgedehnt 
werden fann.® War aljo z.B. in Erwartung der Auszahlung 
der Darlehensvaluta im voraus ein Darlehensſchuldſchein aus— 
gejtellt, und tritt deſſen Empfänger feine angebliche Darlehensforderung 
gleihwohl ab, jo greift $ 405 micht ein, denn ein Scheingejchäft war 
in diefem Falle nicht beabjichtigt. 

H. Vom Falle des S 405 abgejehen, kann der Schuldner dem 
Geiltonar alle Einwendungen entgegenjegen, welche zur Zeit der 
Abtretung der Forderung gegen den bisherigen Gläubiger be— 
gründet waren, $ 404; nicht minder Diejenigen, welche er gegen 
diejen erwarb, che er Kenntnis der Abtretung erhielt, $ 407. 

a) Unter Einwendungen find Einreden im civilrechtlichen wie im 
prozejjualiichen Sinne zu verjtehen. | 

b) Nicht bloß diejenigen Einwendungen wirken gegen den Gejfionar, 
welche dem Gedenten bereits zur Zeit der Abtretung entgegenitanden, 
ſondern auch Diejenigen, welche jich infolge der damaligen Be— 
ichaffenheit des Schuldverhältnifjes Später entwidelt haben. 
Daher fann dem Gejjionar gegenüber unter anderem entgegengejtellt 
werden, daß eine auflöjende Bedingung, welche der Forderung zur Zeit 
der Abtretung anhaftete, nad) derjelben eintrat. Ferner ftehen bei Ab- 
tretung einer Forderung aus einem gegenjeitigen Vertrage dem Ceſſionar 
alle Einwendungen entgegen, welche dein Schuldner daraus erwachjen, 
daß die ihn gebührende Gegenleiftung nach der Abtretung unmöglich 
wird, oder daß der Eedent mit ihr in Verzug fommt,* 88 323 — 327. 

c) Einwendungen, welche eine ausjchliegliche Beziehung auf Die 
Perion des bisherigen Gläubiger haben, treffen jelbjtverjtändlich den 
Gejltonar nicht, z. B. wenn der bisherige Gläubiger verjprochen hat, 
die Forderung, Jo lange er fie nicht weiterbegiebt, nicht zu Fündigen, 
und Fih mit dem Zinsgenuſſe zu begnügen. 

III. Bejonders gefährlich für den Ceſſionar ijt, daß der Schuldner 
auf die abgetretene Forderung Gegenforderungen aufrechnen darf 
welde ihm gegen den Cedenten zujtanden. 


3) Der Ceſſionar fann fi) daher nicht darauf verlafien, daß ein ernſtlich ges 
meintes Rechtögejchäft den Bertragswillen vollftändig enthält, daß nicht noch andere 
Abreden zwiichen den Parteien getroffen find, und noch weniger fann die Ausjtellung 
der Urkunde die Annahme rechtfertigen, daß keine Änderung des beurfundeten Rechts: 
verhältnifjes vereinbart wurde, feine Tilgung der vereinbarten Schuld erfolgt, ohne 
auf der Urfunde erfichtlic; gemacht zu werden. So die Kommiſion. 

4) Bland ©. 187. 
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Nah B.G.B.$ 406 iſt die Aufrechnung zuläffig: 

a) mit jolchen Forderungen, welche dem Schuldner zur Zeit der 
Abtretung gegenüber dem Cedenten zujtanden, und ihm das Necht zur 
Aufrechnung gegeben hätten, wenn die Abtretung nicht jtattgefunden hätte. 

Dies gilt nicht bloß für Forderungen des Schuldners, welche zur 
Beit der Abtretung fällig waren, fondern auch für diejenigen, die zwar 
damals noch nicht fällig waren, die aber auch nicht jpäter als die ab- 
getretenen Forderungen fällig wurden. 

b) Die Aufrechnung iſt ferner zuläſſig mit Forderungen, welche 
der Schuldner gegen den Gedenten erjt nach der Abtretung Der 
Forderung erlangte, aber ehe er Kenntnis von der Abtretung 
hatte. Dies ift die Grundbedingung dieſer Aufrechnung. Der Schuldner 
kann nie mit Forderungen, welche er gegen den Cedenten nach Kenntnis 
der Abtretung erwarb, dem Ceſſionar gegenüber aufrechnen. Aber auch 
wenn er die Forderung gegen den Gedenten bereit3 erwarb, ehe er von 
der Abtretung Kenntnis hatte, fann er dem Ceſſionar gegenüber Dann 
nicht aufrechnen, wenn die Forderung gegen den Gedenten jpäter fällig 
wird, als diejenige des Ceſſionars. 

Der Schuldner hat dem Ceſſionar gegenüber den Erwerb von 
Gegenforderungen gegen den Gedenten zu beweilen. Dem Gejitonar 
Dagegen liegt ob, darzuthun, daß der Schuldner beim Erwerbe der 
Gegenforderung bereit? Kenntnis der Abtretung hatte, oder dab die 
Gegenforderung jpäter fällig wird als die abgetretene Forderung. Die 
Faſſung des $ 406 iſt Durch die Rückſicht auf dieſe Verteilung der 
Beweislajt bedingt. 

IV. Der Schuldner iſt befugt, die etwaige Nichtigkeit der Ab- 
tretung dem Ceſſionar gegenüber geltend zu machen, da er damit 
dejjen Legitimation als Gläubiger befämpft. 

Sit die Nbtretungserflärung wegen Irrtumes, Betruges oder 
Zwanges anfechtbar, jo fann der Schuldner hieraus zunächit feine 
Rechte herleiten. Wenn aber der Cedent dem Ceſſionar gegenüber die 
Anfechtung erklärt hat, und damit den Abtretungsvertrag vernichtet, iſt 
es nicht anders, als wenn derjelbe von vornherein nichtig gewejen wäre. 

V. Der Schuldner kann jelbjtverjtändlich aus der Perſon des 
Ceſſionars Einwendungen eriverben. 

Er kaun Gegenforderungen, welche er ihm gegenüber hat, auf: 
rechnen. 
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Geht die Forderung mittel3 aufeinander folgender Abtretungen durch 
mehrere Hände, fo fann der Schuldner dem legten Gejjionar gegenüber 
alle Einwendungen entgegenjtellen, welche ijm gegen die Zwijchen- 
cejjionare erwachſen find, und die Gegenforderungen aufrechnen, welche 
er gegen fie Hatte,5 vol. $ 406. 

VI. Aus alledem ergiebt fi, wie zahlreich die Einwendungen 
find, welche dem Rechte eines Ceſſionars entgegentreten fünnen. 

Ein gefichertes Necht kann ſich der Ceſſionar durd) ein Schuld- 
anerfenntnis verichaffen, jo daß der Schuldner ihm gegenüber das 
Beitehen des Schuldverhältnijjes amerfennt,* $ 781. Dasjelbe 
muß, abgejehen vom Falle des Vergleiches, $ 782 — jchriftlich erteilt 
jein —, Annahme durch den Ceſſionar ijt notwendig, kann aber form— 
los gejchehen. 

Die Anerkennung muß das Beitehen des Schuldverhältniijes 
betreffen. Nicht genügend ijt die Anerkennung der Abtretung als 
folcher, daher genügt in der Regel die Erklärung „angenommen“ 
noch nicht, da hiermit die Abficht ausgedrüct fein fann, die Abtretung 
als jolche nicht zu bejtreiten.” Im der bloßen Bitte des Schuldners an 
den ihm befannt gewordenen Cejjionar um Gewährung von Zahlungs: 
friiten iſt vollends die Anerkennung des Beſtehens des Schuldverhältnifjes 
nicht zu finden.® 

Hat der Ceſſus in dein Glauben des Beſtehens einer Schuld Die 
Anerkennung des Schuldverhältnifjes geleiitet, jo fann ihm ein Anſpruch 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung nad) $ 812 Abſ. 2 dem Ceſſionar 
gegenüber nicht zugeitanden werden. 

Dies wideripräche den Zwecken diefer Art von Anerkennung. Wohl 
aber ijt er befugt, gegenüber dem Cedenten einen Anjpruch auf Heraus 
gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung geltend zu machen. 





5) Anders früher für das preußiiche Recht NR. G. Bd. 4 ©. 330. Danach durfte 
der Schuldner dem Ceſſionar Gegenforderungen aus der Perſon der Zwiichencedenten 
nur entgegenitellen, wenn dieje bereits die Anrechnung erklärt hatten, da der Schuldner 
vorher feinen redtlihen Einwand Hatte, vielmehr nur die Möglichkeit, diefen durch 
Geltendmadung feiner Öegenforderung für fich zu begründen. Gegenüber dem $ 406 
wird dieje Enticheidung für das Recht ded B. G. B. nicht feſtzuhalten fein. 

6) Damit ift die Berufung auf Einwendungen und auf uses aug 
der Perſon des biäherigen Gläubigers abgejchnitten, vgl. WU NR. I 412, 

7) R. G. bei Gruchot Bd. 39 ©. 658. 

8) O. Trib. Bd. 11 ©. 251. 


Dermburg, Bürgerl. Recht. I. 1. 21 
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$141. Die Anzeige der Abtretung durch den Gedenten und ihre Kraft. 

I. Eigenartige Folgen hat die Anzeige einer Abtretung durch den 
Gläubiger an den Schuldner nad) B. ©. B. 

Sie hat nicht die Bedeutung der gemeinrechtlichen Denunziation, 
denn diefe war grunmdjäglich eine Handlung des Gefjionars, wenn jie 
auch für ihn vom Cedenten vorgenommen werden fonnte; jie jollte den 
Ceſſionar dagegen jchügen, daß noch dem Cedenten geleiitet wurde; fie 
hatte endlich nur dann Wirkung, wenn ihr eine rechtsgültige Abficht zu 
Grunde lag. 

II. Anders bei der Anzeige des B.G.B. $ 409.1 

1. Die Anzeige bildet ein jelbitändiges, einfeitiges, empfangs: 
bedürftiges Nechtsgejchäft jeitend des Gläubiger an den Schuldner.? 
Sie fann mündlich und formlos erfolgen. 

Der Anzeige Steht gleich die vom Ceſſionar bewirkte Vorlegung 
einer vom Gläubiger ausgejtellten Abtretungsurfunde, in welcher der 
neue Gläubiger bezeichnet iſt. 

2. Der Gläubiger muß die dem Schuldner angezeigte Abtretung 
ichlechthin gegen jich gelten lajjen, auch wenn die Abtretung micht 
zu jtande fam, auch wenn der Abtretungsvertrag ungültig war. Die 
Anzeige ist zu Gunsten des Schuldners folgerecht auch maßgebend, falls 
ihr Inhalt von dem Abtretungsvertrage abweicht, 3. B. wenn die Ceſſion 
bedingt geichah, die Anzeige aber die Bedingung nicht erwähnt, oder 
wenn die Abtretung auf einen geringeren Betrag ging, die Anzeige auf 
einen höheren. 

3. Dieje Wirkung hat die Anzeige jelbjt dann, wenn der Schuldner 
deren Unrichtigfeit Fannte; auch dann, wenn fie der Anzeigende 
nicht gefannt hat.® 

4. Die unrichtige Anzeige macht gleichwohl den Angezeigten nicht 
zum Gläubiger. 

Der Schuldner iſt daher berechtigt die Zegitimation des Angezeigten 
troß der Anzeige zu bejtreiten. Die Anzeige wirkt zu Guniten des 
Schuldners, jie wirft nicht gegen ihn. 


1) E.1$ 306; Mot. Bd.2 &.135; Kom. Brot. S.794, 801. 

2) Bgl. $ 171 über die Mitteilung einer Bollmadt. 

3) Die Motive fügen jedoch Hinzu: „unbejchadet der Berantwortlichkeit bes 
Schuldner3 wegen Betelligung an einer unerlaubten Handlung nadı allgemeinen 
Grundſätzen.“ Die Motive erflären weiter: „Dieſe Regelung der Anzeige entiprid: 
augenscheinlich dem Zwecke einer folhen und dem praftiihen Bedürfniſſe, wie fie 
andererjeit3 mit allgemeinen Grundiägen im Einklange bleibt.“ Darüber läßt ſich ftreiten. 
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Dies giebt ihm eine Rechtslage, die er mißbrauchen fann. Bös— 
willige Schuldner fünnen „marchandieren” und demjenigen leijten, jei 
es dem Angezeigten oder dem wahren Gläubiger, welcher ich Dies 
etwas fojten läßt. Immerhin fann dem wahren Gläubiger in jchreienden 
Fällen 8 826 Schuß geben, wenn der Schuldner demjelben gegen die 
guten Ei durch jeine Abmachungen mit dem Angezeigten wiſſentlich 
und vorfäglih Schaden zufügt. 

5. Die Anzeige ift wirkungslos, wenn fie jelbjt ein nichtiges 
Rechtsgeſchäft bildet, 3. B. wegen Gejchäftsunfähigfeit des Anzeigenden. 
Sie wird wirkungslos, wenn fie 3. B. wegen Irrtumes, Betruges, 
Zwanges anfechtbar ijt und vom Anzeigenden angefochten wird. Hat der 
Schuldner auf Grund jolcher Anzeige gezahlt, ohne daß die Forderung 
dem Anzeigenden in der That abgetreten war, jo ijt er jeinem wahren 
Gläubiger gegenüber nicht befreit. Liegt dem Gläubiger aber bei jeiner 
ungültigen Anzeige ein Berjchulden zur Lait, jo iſt er nach $ 823 
\hadenserjagpflichtig. 

6. Die Zurüdnahme der Anzeige jeitens des Anzeigenden ijt nur 
unter Zuftimmung des Angezeigten wirkfjam, $ 409 Abj. 2. 
Es iſt anzunehmen, daß ihn der Anzeigende auf Erteilung diejer Zus 
itimmung verklagen kann, obgleich das Gejet dies nicht bejonders vor- 
ichreibt. Man fann ſich hierfür auf die Analogie des 8 894 berufen. 
Die Verurteilung zur Zujtimmung erjegt die Zuftimmung. 5 

Die Zurüdnahme hat Kraft von dem Zeitpunkte an, mit welchem 
ſie dem Schuldner wirfjam mitgeteilt it; hat der Schuldner vorher dem 
Bezeichneten erfüllt oder iſt ein Nechtögejchäft mit ihm vorgenommen, 
\o bleibt dies troß der Zurücknahme der Anzeige in Straft. 

7. Nur die Anzeige des Gläubigers hat die bejondere Wirkung 
des 8 409. 

Hieraus ergiebt jich, daß 8 409 nicht eingreift, wenn der Gläubiger 
jeine Forderungen zunächit dem A. abgetreten hat und darauf den B. 
dem Schuldner fäljchlich als Ceſſionar anzeigte®, denn zur Zeit diejer 
Anzeige war er nicht mehr der Gläubiger, Gläubiger war bereit$ der A. 

Dagegen jchüßt den Schuldner jeine Unfenntnig der Abtretung 
an den A., wenn er dem DB. als jeinem vermeintlichen Gläubiger nad) 


4) Dies ift ein Zuſatz der zweiten Kommiſſion. 
5) Der Gläubiger fann ſich vorher durch einjtweilige BEN Berfügung 
ihügen, wenn es ihm gelingt, jolde zu erlangen. Kom. Brot. a. a. 
6; Dies heben die Motive a. a. D. bejonders hervor. 
21* 
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der Anzeige geleijtet hat; denn A. muß nach 8 407 Rechtsgeichäfte, 
welche jein Cedent nad) der Abtretung gegenüber dem Schuldner vor- 
nahm, und daher jene Anzeige des DB. gegen jich gelten lajjen. wenn 
der Schuldner die Abtretung bei Vornahme des NRechtsgeichäftes mict 
fannte. 

8. Gegen Fäljchungen, jet es der Ceſſionsurkunde, jei es der Ceſ— 
fionganzeige, ijt der Schuldner auch nad) B. G. B. nicht geichüßt.? 


$ 142. Hilfsrehte des Ceſſionars. 

I. Der Cedent hat dem Ceſſionar nach gejeglicher Vorſchrift Hilfe 
zu leijten, um die Forderung beizutreiben, $ 402. Auf den Grund 
der Abtretung fommt es hierbei nicht an.? 

1. Er ijt verpflichtet, dem neuen Gläubiger die zur Geltendmachung 
der Forderung nötige Auskunft zu erteilen, $ 402 1. Sapteil. 

E3 ijt anzunehmen, da diefe Verpflichtung auch zu Gunjten der 
etwaigen Sondernachfolger des Ceſſionars begründet ijt, weil ſie nicht 
auf dem Vertrage beruht, vielmehr dem Nechtänachfolger als jolchem 
nach dem Gejete zukommt. 

2. Der Gedent hat ferner die zum Beweiſe der ‘Forderung dienenden 
“ Urkunden, joweit fie fich in jeinem Beſitze befinden, jeinem Rechtsnach— 
folger auszuliefern, $ 402 2. Sapteil. 

Dies kann aber nur für jolche Urkunden gelten, an welchen der 
Gedent nach der Abtretung der Forderung fein Interejje mehr hat.“ Daher 
bezieht es ich nicht auf den Fall einer bloßen Teilabtretung. Auch Erb: 
bejcheinigungen und ähnliche Urkunden, welche für den Cedenten Intereſſe 
haben können, hat er jeinem Rechtsnachfolger nicht auszuliefern. 

In derartigen Fällen kann der Ceſſionar nur beglaubigte Abjchrirten 
verlangen und zwar auf jeine Stojten. Es iſt alfo $ 402 einjchränten 
zu interpretieren. 

3. Der Gedent hat endlich dem neuen Gläubiger auf Berlangen 
eine öffentlich beglaubigte Urkunde über die Abtretung auszujtellen. Die 
Koiten hat der neue Gläubiger zu tragen und vorzuſchießen, $ 403. 


7) Bgl. R.O. H.G. Bd. 2 ©. 306. 

1) E.I 8 301; Mot. Bd. 2 ©. 128. 

2) Die Mot. a.a.D. heben hervor, daß die Verpflihtung an die Thatiat: 
der Übertragung, nicht an die zu Grunde liegende obligatoriiche causa gefnüpft, alio | 
in allen Fällen der Übertragung begründet jet. 

3) Bol. $ 444 Sap 2. 
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Auch diefen Anſpruch wird der entferntere Rechtsnachfolger ohne 
beiondere Abtretung jeitens des unmittelbaren Ceſſionars geltend machen 
fünnen. 

11. Nach $ 952 jteht dem Gläubiger das Eigentum an dem über 
eine Forderung ausgeitellten Schuldjcheine unmittelbar zu. Er ift daher 
befugt, denjelben vom Cedenten zu vindizieren. Dies Necht jteht zweifels- 
ohne auch einem Sondernachfolger des Ceſſionars gegen den Gedenten 
ohne weiteres zu. 

Der Gedent hat das Recht zur Zurüdhaltung des Schuldjcheines, 
wenn er an der Zurückbehaltung ein rechtliches Interejje hat, denn es 
ft nicht anzunehmen, daß $ 952 dem bisherigen Eigentümer des Schuld— 
icheines materielle Rechtsverlegungen zufügen wollte. 

Wird die Forderung, auf welche jich der Schuldichein bezieht, nur 
teilweije abgetreten, jo tritt Eigentumsübergang nicht ein; $ 952 ent- 
hält eine Sondervorjchrift für den Fall eines Gläubigerd, aus welcher 
man füglich ein Miteigentum am Schuldjcheine beim Borhandenjein 
mehrerer Gläubiger nicht folgern fann. 


$ 143. Übergang der Forderung von Rechts wegen, jowie infolge 
gerichtlicher Überweijung.! 

I. In zahlreichen Fällen geht eine Forderung von Nechts wegen 
auf einen neuen Gläubiger über. 

Die ältere gemeinrechtliche Lehre nannte dies „fingierte“ oder 
„notwendige” Gejlion. Damit jollte ausgedrücdt werden, daß Die 
Rechtsfolgen einer freiwilligen Abtretung auch in den Fällen des gejeß- 
fichen Überganges eintreten. Neuerdings wurde die Vorjtellung einer 
fingierten Gejjion im gemeinen Rechte befämpft.? Sie iſt daher in das 
B. G. B. nicht aufgenommen. Aber auch) das B. G. B. läßt die wichtigjten 
Rechtsfolgen freiwilliger Abtretung bei der Übertragung der Forderung 
fraft Gejeßes eintreten. Nach $ 412 joll dies für die 88 399— 404 
jowie 88 406—410 gelten; ausgeſchloſſen iſt die entiprechende An— 
wendung für SS 398 und 405. 

II. Häufig lehrte man gemeinrechtlich, da der Übergang der For: 
derung jtet3 dann von Rechts wegen eintrete, wenn die Gejjion rechtlich 


3) 8372 trifft freilich nicht zu. 

1) Stammiler, Schuldverhältnifje S. 200. 

2) Regelöberger im Archiv f. civ. Praxis Bd. 63 ©. 158; vgl. Dernburg, Band. 
38.2 8 49 Anm. 7. 
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erzwingbar jei.® Dies war nicht gerechtfertigt, und wurde neuerdings 
allgemein zurückgewieſen.“ 

Nah B.G.B. iſt zweifeldohne die gejegliche Verpflichtung zur 
Abtretung einer Forderung von ihrem gejeglichen Übergange zu 
jcheiden, vgl. $ 1251 Abi. 2 am Schluffe. 

Der bloß zur Abtretung VBerpflichtete bleibt der Gläubiger, er üt 
berechtigt, mit voller Nechtswirkjamfeit über die Forderung zu verfügen 
und jie dem Schuldner gegenüber geltend zu machen. Derjelbe fann 
feinen Einwand daraus entnehmen, daß Kläger zur Abtretung der For— 
derung an einen Dritten gejeglich verbunden ift. 

Wer einen gejeglichen Anſpruch auf Abtretung der Forderung bat, 
muß alfo auf deren Vornahme gegen den Verpflichteten, der fich hierzu 
nicht freiwillig berbeiläßt, Hagen. Die Abtretung gilt als vollzogen, 
wenn die Verurteilung Rechtskraft erlangt hat, E.P.D.$ 894. Bis zu 
dieſem Zeitpunkte fann, je nach Umjtänden, einjtweilige gerichtliche Ver- 
fügung Schuß gewähren. 

II. Der unmittelbare Übergang einer Forderung kraft Geſetzes 
tritt namentlich ein: 

a) infolge des ehelichen Güterrechtes bei der allgemeinen und bei 
der Errungenjchaftsgemeinjchaft, $ 1438 Abj. 2, $ 1519 Abi. 2; 

b) in Fällen, in welchen ein Dritter den Gläubiger befriedigt, 
namentlich al3 Mitgefamtjchuldner, $ 426, als Bürge, $ 774, ala Eigen: 
tümer einer für eine fremde Schuld haftenden Pfandjache, SS 1143, 
1225, dann auch, wenn man Gefahr läuft, durch Zwangsvollitredung 
Nechte oder Befig an dem Gegenjtand derjelben zu verlieren und die- 
jelbe durch Befriedigung des Bollitredungsgläubigerd abwendet, $ 268. 
Auch die Gewährung des Unterhaltes an Stelle des zu demjelben ge- 
jeglich Verpflichteten gehört hierher, 88 1607, 1709. 

ec) Im Falle der Fortfegung eines unter Lebenden erworbenen 
Handelsgejchäftes unter der bisherigen Firma mit Bewilligung des bis— 
herigen Inhabers gelten die in dem Betriebe begründeten Forderungen 
den Schuldnern gegenüber als auf den Erwerber übergegangen, 
9.6.8. 8 25 Abf. 1.* 


3) So Puchta, Pand. $ 281, und Savigny, O.R. Bd. 1 ©. 243. 

4) ) Bol_ u. An "inf 8 330 n. 3; Dernburg, Rand. Bd. 2 $ 49 Anm. 6; 
R.G. Bd. ©. 

5) ae a.0.0. zieht im ganzen 9 Fälle gejeplichen Überganges in Betracht. 

6) Düringer und Hachenburg, H. G. B. Bd. 1S. 117 verjtehen dies als einen gut 
des gefeglichen Überganges der Forderung ſchlechthin. Anders Staub zu H.G.B. $ 
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IV. Der gejegliche Übergang der Forderung im Falle der Befrie- 
digung des bisherigen Gläubigers hat bloß den Zwed, demjenigen, wel- 
cher die Befriedigung leijtet, einen Erjaganjpruch wegen derjelben zu 
verichaffen, oder wenn ein jolcher ohnehin bejteht, ihn günſtiger zu ge- 
jtalten, indem Sicherheiten, Vorrechte, Hilfsrechte, welche der abgezahlten 
Forderung zu gute famen, auf ihn übergehen. 

Es ergiebt ſich hieraus, daß ein Übergang der Forderung bloß ftatt- 
findet, joweit ein Erjaganjpruch des Zahlenden materiell begründet ijt. 
Eine Anwendung macht $ 474 Abi. 1 am Ende bezüglich des gejeßlichen 
Überganges der Forderung des Gläubiger auf den erfüllenden Bürgen 
durch die Vorichrift, daß Einwendungen des Hauptſchuldners aus dem 
zwilchen ihm und dem Bürgen beitehenden Rechtsverhältnis auch der 
abgetretenen Forderung entgegenjtehen. Dies gilt für alle gleichgearteten 
Fälle, wenn auch die entjprechende Anwendung nur für 88 1143 und 
1225 beſonders vorgejchrieben iſt. 

V. Aus den Zweden des geſetzlichen Überganges der Forderung 
ergiebt jich auch die Vorſchrift des B. G. B., daß dasjelbe „nicht zum 
Nachteil des bisherigen Gläubiger“ fein darf.? 

Hieraus lafjen fich folgende Sätze ableiten: 

a) Der Gläubiger hat weder für das Beſtehen der Forderung noch 
für die Zahlungsfähigkeit des Schuldners zu haften. 

b) Wenn der Gläubiger an der Zurüdhaltung der zum Beweiſe 
der Forderung dienenden Urkunden ein Interejje hat, jo ijt er zu der: 
jelben befugt. Auch zur Verweigerung der Auskunft it er berechtigt, 
wenn fie ihm Nachteile droht, 3. B. durch Preisgebung von Gejchäfts- 
geheimmijen des Gläubigers. 

ec) Erfüllt der Dritte nur einen Teil der Schuld, jo geht die For— 
derung auf ihn zwar zu dieſem Zeile über, wenn die gejeglichen Voraus: 
jegumgen des Überganges vorliegen, aber die NReftforderung des Gläu- 
bigers hat den Vorzug vor dem auf den Befriedigenden übergegangenen 
Teile der Forderung. 

VI. Ft eine Forderung im Wege der Zwangsvollitrefung ge- 
pfändet, jo fann der VBollftrefungsgläubiger gerichtliche Überweifung 


Ziff. 2bß. Im der That gilt die Forderung, wenn fie vereinbarterweife nicht über— 
gehen follte, im Verhältnis zwiichen dem Weräußerer des Geſchäftes und defien Er— 
werber noch ald dem erjteren gehörig, ihre „Ausſonderung“ kann alfo zu feinem 
Guniten, wenn der Erwerber in Son 118 gerät, verlangt werden. 

7) Stammler ©. 205. 
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derjelben an Zahlungsitatt zum Nennwerte verlangen, C. P. O. $ 835 
Abf. 1. Dadurch geht diefe Forderung auf ihn über, $ 835 Ab}. 2. 

Der Übergang durch gerichtliche Überweifung ift zwar dem Über- 
gange durch freiwillige Abtretung gleichfalls verwandt. Aber eine ent- 
jprechende Anwendung der Grundjäße der letzteren auf diefen Fall it 
nicht vorgejchrieben. Auch finden fich nicht unerhebliche Verichiedenheiten. 
Hauptſätze jind: 

1. Der Übergang vollzieht fich infolge des Überweifungsbeichlufies 
und zwar in dem Beitpunfte, in welchem derjelbe dem Drittichuldner 
zugeftellt wird, C. P.O. $ 835 Abi. 3, 8 836 Abſ. 1. 

2. Der Überweifungsbeihluß gilt, auch wenn er zu Unrecht er- 
gangen iſt, im Verhältnis zum Drittjchuldner als vechtsbejtändig, bis er 
aufgehoben und die Aufhebung dem Drittichuldner angezeigt ist, C. P. O. 
$ 836 Abi. 2. 

3. Dem Drittjchuldner jtehen gegenüber dem Pfändungsgläubiger 
alle Einwendungen offen, die ihm gegen jeinen bisherigen Gläubiger 
erwachſen waren, ehe ihm der Überweiſungsbeſchluß zugejtellt war, vgl. 
8 404. 

4. Der Piändungsgläubiger kann von jeinem Schuldner die zur 
Geltendmachung der Forderung nötige Auskunft verlangen, nicht minder 
die Herausgabe der Schuldurfunden. Beides kann durch Zwangsvoll- 
jtredung erzwungen werden, C. P.O. $ 836 Abi. 3. 


Zweites Kapitel. 
Die allgemeinen Lehren des Indoffaments. 
$ 144. Indoſſament. VBorausfepungen. 


I. Im Kreiſe der Kaufleute hat ich unter Anlehnung an das ältere 
Inhaberpapier! das „indofjable* oder „Ordrepapier“ ausgebildet, 
zunächjt im Wechjel, dann aber auch in anderen kaufmänniſchen Handele- 
billet3 und Alfignationen.? Nach jegigem Rechte ijt die Ausstellung von 
Drdrepapieren nicht mehr auf Kaufleute bejchräntt, wenn auch diejem 
Stande vorzugsweile geläufig. 


1) Brunner, Wertpapiere in Endemanns Handbud Bd.2 S. 186. Bol. aud 
Stoniepfi bei Gruchot Bd.29 ©. 79. 
2) Bl. WER. II, 8 88 805, 1299; vgl. A.L. R. I,11 88 736, 737. 
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II. Indojiabel it der Wechſel, W.O. 8 9, ferner die Aktie auf 
Namens, H. G. B. $ 222 Abi. 3, ſowie die Interimsjcheine, $ 224, die 
den Aktionären vor der Ausgabe der Aktien erteilt werden, $ 179. Es 
fönnen auch auf Ordre gejtellt werden fchriftliche Anweifungen, die 
auf einen Kaufmann über die Leiftung von Geld, Wertpapieren oder 
andere vertretbare Sachen ausgeitellt jind, jowie Verpflichtungs— 
heine, die ein Kaufmann über derartige Sachen ausitellt, jedoch nur, 
wenn die Anweiſung oder der Berpflichtungsichein nicht von einer Gegen— 
leiitung abhängig gemacht ist, 9. G. B. $ 363 Abi. 1; ferner können Kon— 
nojiemente der Seejchiffer, Yadejcheine der Frachtführer, Lagerjcheine der 
jtaatlich zur Ausstellung folcher Urkunden ermächtigten Anftalten, ſowie 
Bodmereibriefe und Transportverjicherungspolicen an Ordre gejtellt wer: 
den, H. G. B. $ 363 Abi. 2.* 

II. Hervorzuheben ift: 

1. Die Eigenjchaft der Indofjabilität gewinnt das Papier durch) 
den Willen des Ausjtellers. Dieſer Wille iſt unterjtellt bei wechjel- 
mäsigen Ansprüchen, bei Namensaktien und bei Interimsjcheinen. Solche 
Papiere entbehren daher der Indofjabilität nur dann, wenn diejelbe in 
fonngerechter Weiſe ausgeſchloſſen ift, jei e8 durch den Vermerk „nicht 
an Ordre“, jei es durch andere gleichbedeutende Ausdrüded, W. O. Art. 9, 
Art. 96, Art. 98. Bei Urkunden anderer Art muß der Ausfteller die 
Indoſſabilität bejonders feititellen durch die Worte „an deſſen Ordre“ 
oder durch dem Verkehr gleichgeltende Ausdrüde, 3.B. „auf Verfügung“, 
oder „an den Inhaber“, oder „an den getreuen Inhaber“. 


2. Ein auf Drdre geitelltes Papier kann regelmäßig durch jeden 
Berechtigten indofliert werden, aljo nicht bloß durch den urjprünglichen 
Öläubiger, jondern auch durch Indojfatare, wie auch durch die Erben 
und etwaige Ceſſionare diejer Perjonen, vorausgejegt, dat die Ceſſion 
auf dem Papiere beurfundet ift. 


3) Es gehört hierher auch der Reich3banfanteilihein, Statut der Reichsbank $ 5. 
Die Wirkung des Indoſſaments bei Reichsbankanteilſcheinen ift jedoch von der ſonſtigen 
Birktung eines Indoſſaments vericieden, R.G. Bd.22 ©. 185. 
4) Andere Forderungen, z. B. auf Übereignung eines Hauſes gegen Zahlung 
einer gewiffen Summe, fünnen nicht gültigerweije an Ordre gejtellt werden. 
. 5) Die Inbofjabilität des Papieres wird nicht aufgehoben, wenn ein Indoſſant 
eines Wechſels diejelbe ausſchließt; es hat die nur Bedeutung für den Regreßanſpruch 
feiner Nachmänner gegen ihn. Bei den Bapieren, bei welchen der Indoſſant feinen 
Nachmännern nicht durch Indoffament regrehpflichtig wird, hat die Ausſchließung 
durch einen Indoſſanten folgerecht feine Bedeutung. 


330 Die allgemeinen Lehren des Indofjaments. 


3. Das indoffable Papier fann nicht bloß indojjiert, jondern auch 
cediert werden. ® 


4. Die Indoffierung geichieht, entiprechend W. O. Art. 11 und 12, 
durch einen jchriftlichen Vermerk auf dem Papiere oder auf einem an 
geflebten Blatte, der jog. Allonge. Das Indofjament befindet fich feiner 
Benennung entjprechend meiſt auf der Rückjeite der Urkunde, es iſt dies 
aber feineöwegs notwendig. Die Indoffierung fann erfolgen durch be 
zügliche Erklärung, in welcher der Name des Indofjatard angegeben 
und die Unterfchrift des Indofjanten hinzugefügt iſt. Es genügt aber 
auch ftatt jeder anderen Erklärung die bloße Unterjchrift des Indoſſanten 
auf dem Nüden des Papieres oder auf der Allonge, das jog. Blanko— 
indofjament. — Das Indofjament fordert zu feiner Gültigkeit nicht 
Ortöbezeichnung oder Datierung, W. O. Art. 47. 

5. Das Indoffament kann fein entweder Vollindojjament oder 
Profuraindojjament. Ein Profuraindojjament im technijchen Sinne 
liegt nur vor, wenn dem Indofjament in der Urkunde ausdrüdlic ein 
die Bevollmädhtigung andeutender Zufag hinzugefügt it, W.O. 
Art. 17. Der Profuraimdofjatar im technischen Sinne hat fein jelbjtän- 
diges Necht, jondern nur eine Vollmacht zur Einziehung, Wahrung —, 
insbejondere durch Protejterhebung, Notifitation — jowie Einklagung 
der Forderung in fremdem Namen.” Der Profuraindojjatar muß ſich 
daher alle dem Schuldner gegen den Indofjanten zuftehenden Einveden 
gefallen lajjen, der Schuldner kann dagegen feine materiellen Einreden 
aus der Berjon des Indojjatars geltend machen. Verſchieden von diejem 
technijchen, jog. formellen Prokuraindoſſament ift der häufige Fall, dat 
jemand, welcher materiell nur Bevollmächtigter fein ſoll, ein Vollindoſſa— 
ment zur Geltendinachung der Forderung erhält. Ein jolcher Indofjatar 
hat nach augen hin alle Nechte des Vollindojjatars. Auf das materille 
Verhältnis können fich die Schuldner nur berufen, jofern fie hierdurch 
die Einrede der Arglift zu begründen im ftande find ®, worüber im Wedhiel- 
rechte das Nähere. 


6) Vgl. oben $ 135 Anm. 14. 

7) Ertenntnijie, welche für oder gegen den Profuraindojjatar gefällt werden, 
machen Nechtöfraft für oder gegen den Indoſſanten, — — PER: der 
Profuraindoffatar nur Bevollmädtigter, R.O. H. G. Bd. 22 ©.1 


el: R. O. H. G. Bd. 6 ©. 55; RG. * ce — 1896 
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$ 145. Redtsitellung des Vollindoſſatars. 

I. Der Gefjionar leitet jeine Anſprüche vom Gedenten ber und 
empfängt fie jo, wie fie fich bei diejem gejtaltet Haben. Ob aber das 
uriprüngliche Forderungsrecht noch zur Zeit der Ceſſion bejteht, welchen 
Umfang dasjelbe angenommen hat, wird oft ſchwer fejtzuftellen jein. 
Zudem wird häufig die Berechtigung des Ceſſionars, wenn die Forde— 
rung durch mehrere Hände lief, oder durch Bollmachtsträger begeben 
wurde, zweifelhaft jein. Beim Bollindojjament — wovon tm folgenden 
die Rede iſt — beitehen dieſe Schwierigkeiten nicht. Durch) das In— 
dofjament gehen alle Rechte aus dem indofjierten Papiere auf den In— 
dofjatar über, H. G. B. $ 364 Abi. 1. Der Schuldner jelbit Hat ſich hier 
den fünftigen Indoſſataren bei Begründung der Obligation in 
im voraus feitgeitellter Weile verpflichtet. Rechtliche Ereignifje der 
Zwiichenzeit, welche nicht formgerecht in der indojjierten Urkunde zum 
Ausdrud famen, berühren aljo regelmäßig den Indoſſatar nicht.‘ 

II. Es gelten folgende Säge: 

1. Für die Legitimation des Indofjatars iſt erforderlich, aber auch 
genügend, daß er Bejiter der Urkunde ijt und durch eine zufammen= 
hängende, auf ihn herumtergehende Reihe von Indojjamenten als 
berechtigt bezeichnet wird.? Ob dieſe Indofjamente an und für ich ge: 
hörig waren oder nicht, ob fie 3. B. von einer handlungsunfähigen 
Perjon ausgingen, ja geradezu gefäljcht waren, fommt dem gutgläubigen 
Erwerber gegenüber nicht in Betracht.° Nur wer bösgläubig oder in 
grober Nachläſſigkeit durch Indojjament erwarb, unterliegt der Einrede 
des unberechtigten Indoſſaments. Der Indofjatar muß jeine Identität 
mit der legtlich in der Urkunde bezeichneten Perſon nachweijen.* Der 
Schuldner hat dieſe Identität bei der Zahlung zu prüfen. 

2. Der Schuldner fann gegenüber dem Indoſſatar nur ſolche Ein— 
wendungen entgegenjegen, welche die Gültigkeit jeiner Erklärung in 


1) Eine andere Konitruftion giebt Brunner, Wertpapiere a. a. O. S. 168ff. Er 
erachtet den derzeitigen Inhaber als Rechtönachfolger jeiner jämtlichen Bormänner und 
erklärt die Musjchliegung der ihm beim Erwerb nicht befannten Einreden aus der 
Perion der Vormänner durd den öffentlihen Glauben der Ordre- und Inhaber: 
papiere, welcher auf dem öffentlihen Nutzen beruhe. Dagegen Goldſchmidt, Zeitſchrift 
für Handeläreht Bd. 28 ©. 71. 

21 Die Geltendmahung des Anfpruches ift daher durch den Befit der Urkunde 
oder deren Amortijation bedingt. 

3) R.O. H.G. Bd.2 ©. 282, 

4) Dies geichieht aber ſchon durch den Nachweis, daß der Kläger den im Papiere 
angegebenen Namen führt. Wer gleichwohl die Identität der Perſon bejtreitet, muß 
dies beweifen, R.O. H. G. Bd.9 ©. 25. 
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der Urkunde betreffen, oder jich aus dem Inhalte der Urkunde ergeben, 
oder ihm unmittelbar gegen den Beliter zuitehen. So beitimmt H. G. B. 
S 364 Abj.2, bezüglich des Wechjels gilt W.D. Art. 82.5 

3. Eine andere Bedeutung hat das Indofjament bei Namens: 
aktien und Interimsſcheinen. Es joll hier nur den Nachweis der Legiti- 
mation des Erwerbers erleichtern. Die Gefellichaft iſt zur Prüfung der 
Echtheit der auf der Aktie oder dem Interimsſcheine befindlichen In— 
dofjamente oder Abtretungserklärungen nicht verpflichtet, H. G. B. 88 223 
und 224, wohl aber iſt jie hierzu berechtigt. Vorſätzliches und bös- 
liche Handeln macht jie haftbar. ® 

4. Iſt die Urkunde vernichtet oder abhanden gefonmen, jo unterliegt 
ſie der Straftloserffärung im Wege des Aufgebotsverfahrens, H. G. B. 
$ 365 Abi. 2. 

III. An die Hauptwirfung des Indofjaments, die Übermittelung 
des Anſpruches, jchließt fich beim Wechjel an, daß der Indojjant durd 
das Indoſſament jedem jpäteren Erwerber des Wechiels für dejjen An- 
nahme und Zahlung wechjelmäßig haftbar wird, W. O. Art. 14. Um 
deswillen hat man das Indofjament als eine neue Tratte aufgefaßt. 
Diefe Wirkung iſt jedoch nur eine accejforische. Der Indoſſant des 
Wechjels kann die Haftung ablehnen durch die feinem Indojiament zu: 
gefügte Bemerkung „ohne Gewährleiſtung“ oder gleichbedeutende Aus: 
drüde.” Der Indoſſant einer Urkunde, die nicht Wechjel ijt, haftet 
nicht aus dem Indoſſament. Er jteht feinem Nachmanne für Gewähr 
nur ein aus dem Nechtsgejchäfte, welches dem Indofjament zu Grunde 
liegt. Während der NRüdgriff beim Wechjel ein jpringender ijt, jo daß 
der Nachmann auch entferntere Vormänner in Anspruch nehmen kann, 
ijt Dies bei anderen indofjabeln Papieren nicht der Fall. Vielmehr haftet 
nur der unmittelbare Bormann dem jedesmaligen Nachmanne nach Maß— 
gabe des Vertrages über die Übertragung. 

IV. Liegt in einem ungültigen Indofjament eine Ceſſion? Die Frage 
it zu bejahen, trogdem daß Indoffieren und Cedieren verichiedene Dinge 
find.® Denn die Abficht beim Indofiament ift auf die Übereignung de3 


5) Weiteres ift beim Wechjelrechte auszuführen. 

6) Diejes Indofiament iteht alfo auf einer Linie mit den Legitimationspapieren, 
vgl. unten $ 146 Ziff. II. — 

7) Umgekehrt kann Übernahme der Garantie ohne Übertragung nicht durch In: 
doſſament geichehen, R.O. H. G. Bd. 15 ©. 168. 

8) Gleiche Entiheidung A.L. R. 11,8 88 813, 826 ff. 
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Rechtes gerichtet, die Weije derjelben iſt den Beteiligten von untergeord- 
netem Gewicht. Es ijt daher anzunehmen, daß fie die Gejjion bei 
Kenntnis der Nichtigkeit des Indojjaments gewollt hätten, B. G. B. 8 140. 


Drittes Kapitel. 
Inhaberpapiere, Legitimationspapiere. 
$ 146. Weſen des Inhaberpapieres. 

I. Die Eigenart des Inhaberpapieres beiteht darin, daß das 
in ihm verbriefte Necht dem rechtmäßigen Beſitzer des Pa— 
pieres zujteht, und mit dejjen Bejig übergeht. 

Ein uraltes, germaniſches Rechtsinſtitut hat hier eine höchſt moderne 
Sejtalt angenommen. Wie bereits hervorgehoben wurde?, bezwedten 
die germanischen Urkunden auf den Inhaber urjprünglich die Ermög- 
(hung der Übertragung eines Forderungsrechtes, welche dem Gläubiger 
ſonſt in alter Zeit verjchloffen war. Damals war die jog. alternative 
Inhaberklauſel zu Gunjten des benannten Gläubiger oder des Inhabers 
die häufigſte Form jolcher Gejchäfte. 

Nachdem die romanijtiiche Doktrin das Inhaberpapier zeitweije 
zurüdgedrängt hatte, hat das Inſtitut in neuerer Zeit für den Verkehr 
und das Necht fteigende Bedeutung gewonnen. Das A. L. R. I, 15 $ 47 
regelte bereit3 einzelnes, das W.H.G. Art. 307 bejtimmte die Aus- 
Ihliegung der Vindifation gegen den Beſitzer. Das ſächſiſche B. G. B. 
ss 1039— 1048 fodifizierte das Inhaberpapier. Eine eingehende Rege— 
lung für Schuldverjchreibungen auf den Inhaber trifft jet B. G. B. 
g 793 F. 

U. In zwiefacher Hinficht dient das Inhaberpapier den Bedürf- 
nijien des Verkehres. 

a) Es jchafft die bequemfte und ficherjte Übertragungsform, denn 
die Veräußerung gejchieht durch bloße Übergabe. Damit erleichtert und 


1) Kunge, Die Lehre von Inhaberpapieren 1857; Savigny, Obligationenredht 
8.2 S. 3ff.; Brunner, Die Inhaberpapiere bei Endemann, Handbud) Bd.2 S.196; 
Fuchs, Die Karten und Marten des täglichen Vertehres 1851. über die Gejchichte 
des Inhaberpapieres vergleiche namentlidy Brunner in Goldihmidts Zeitichrift Bd. 22 
©. 1f,, S. 50ff., S. 505ff., Bd. 23 S. 225, ſowie das franzöfiihe Inhaberpapier 
des Mittelalter, Feſtſchrift 1879; fieh auch H. Lehmann, Wertpapiere 1890. Zur 
Vorgeſchichte des B.G.B. vgl. Goldſchmidt in feiner Zeitichrift Bd. 36 ©. 124ff., 
597; Kohler in feinem Arhiv Bd. 6 ©. 316ff.; Strohal in Iherings Jahrbuch) 
B. 33 ©. 375; Cordes, Wertpapiere mit Berüdfihtigung des B. G. B., Kieler 
Jnaug. = Difj. 1898. 

2) ©. 309. 
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fördert es die Negociabilität der Rechte. So iſt es vorzugsweile ge: 
eignet zum Börjenwert, bei welchem es auf leichte und fichere Begeb— 
barkeit bejonders ankommt. Doc) find nicht alle Inhaberpapiere Börjen- 
werte und nicht alle Forderungen, welche Börjenwerte find, haben die 
‚sorm der Inhaberpapiere. 

b) Die Inhaberklaujel fommt ferner dem Schuldner zu gute. 

Während bei gewöhnlichen Forderungen dem Schuldner, ehe er er: 
füllt, oder jich jonjt in Verhandlungen mit einem angeblichen Gläubiger 
einläßt, die oft ſchwierige Prüfung der Frage obliegt, wer jein Gläu— 
biger ijt, erübrigt ihm das Inhaberpapier eine eingehende Brüfung, weil 
der Beji des Papieres dieje Frage unmittelbar erledigt. 

III. Es giebt Rechte, bei welchen die rajche und bequeme Nego— 
ciabilität fein Bedürfnis ijt, vielleicht jogar bedenklich wäre, bei denen 
aber der Schuldner ein großes Intereſſe dabei hat, daß er den Be- 
jiger der Urkunde als zur Geltendmachung des Rechtes legitimiert be: 
trachten darf. 

Dieſem Bedürfnis fommen die jog. Legitimationspapiere nad), 
welche man auch, freilich wenig glüdlich, unvolllommene oder hinkende 
Inhaberpapiere genannt hat. 

IV. Das Feld der Inhaberpapiere ijt ein weitgeitedtes. 

E3 gehören hierhin namentlich Forderungen. Auf ihre Regelung 
beſchränkt fih B. G.B. $ 793 ff. im allgemeinen. 

Sm großen Berfehre treten namentlich die Snhaberobligationen auf 
bejtimmte Geldjummen hervor. Inbhaberpapiere fünnen aber auch An- 
jprüche auf Leiſtung von anderen vertretbaren Sachen, jowie einer Spezies 
und jelbjt von Handlungen gewähren. 

Nah B.G.B.$ 1195 dürfen auch Grumdfchuldbriefe auf den In- 
haber gejtellt werden. Auf Inhabergrundjchuldbriefe find die VBorjchriften 
des 8 793ff. entiprechend anzuwenden. ® 

Ferner iſt es zuläjfig, Aktien auf den Inhaber zu jtellen, H. G. B. 
88 179, 183, nicht minder Kommanditaktien, H. G. B. $ 320 Abi. 3. 
Für Inhaberaktien find die Vorjchriften über 8 793 ff. nicht unmittelbar 
beitimmt. Inwieweit diejelben dennoch wegen Gleichheit des Grundes 
auf Inhaberaktien anzuwenden find, iſt nad) der Beichaffenheit der ein: 
zelnen gejeglichen Regeln zu enticheiden. 


3) Bgl. unten Bd.3 $ 245. 
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Wechſel auf den Inhaber find gejeglich nicht anerkannt. Aktien 
dürfen vor der vollen Leiltung des Nennwertes nicht auf den Inhaber 
lauten. Das Gleiche gilt von den Interimsfcheinen über Aktien, d. h. den 
Anteiljcheinen, die den Aktionären vor der Ausgabe der Aktien aus— 
gestellt werden, H.G.B. $ 179 Abj. 3. Auf den Namen müjjen Konnoffe- 
mente, H. G. B. $ 643 Biff. 4, und Ladeicheine, $ 445 Ziff. 4, lauten. 
Auch Kurfcheine müſſen nach dem preußischen Berggejege vom Juni 1865 
auf Namen geitellt jein. 
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I. Streitig war nach früherem Rechte, ob die Forderungen auf den 
Inhaber durch Vertrag oder einjeitig durch dag in der Urkunde fund» 
gegebene Verſprechen des Ausjtellers, die jog. Kreation, begründet 
werden. ! 

Die früher Herrichende Anjicht war, daß die Urkunde nur durch 
den „Begebungsvertrag“ rechtsverbindlich werde, d. h. durch Geben und 
Nehmen des Papieres mit dem Willen des einen Teiles Schuldner und 
des anderen Teiles Gläubiger zu werden. Sp mag man in der ältejten 
Zeit die Sache behandelt haben. Doch die Verkehrszwede, welchen das 
Inhaberpapier dient, drängten hierüber hinaus. Zwar wird das Papier 
in der Negel mitteld Begebung in den Verkehr gebracht; gejchieht Dies 
aber in anderer, unregelmäßiger Weife, jo ließ Jich die Verbindungsfraft 
der Urkunde zu Gunſten redlicher Inhaber nicht füglich in Abrede jtellen. 
Daher mußte die Praris anerkennen, daß fich der Erwerb rechtsgültig 
auch in Fällen vollzog, in welchen das fertiggejtellte Inhaberpapier vor 
feiner Begebung veruntreut wurde und in die Hände gutgläubiger Er— 
werber gelangte. ? 


Damit war der jog. Streationstheorie der Boden bereitet, und zwar 
in dem Sinne, dab die Ausfertigung genügt, jo daß die jog. Emijjion, 
wenn auch durch fie regelmäßig das Papier in den Verkehr gelangt, 
feineswegs unumgänglich und weſentlich iſt. 


1) Hauptvertreter der jog. Kreationstheorie war Kuntze, Inhaberpapiere 88 53, 
78—83. Bal. ferner Siegel, Das Verſprechen als Verpflihtungsgrund ©. 124; 
Aftollter in Goldſchmidts Zeitichrift Bd. 39 S.375. Gegner war u.a. Gareiß, Die 
Streationstheorie 1868 und in Goldihmidts Zeitichr. Bd. 21 ©. 356, vor allem Gold— 
ihmidt in jeiner Zeitichriitt Bd.23 ©. 306, Bd. 28 S. 100, Bd. 36 S. 128, endlich 
Lehmann, Wecielrecht 1886. Dort finden fich zahlreiche Litteraturnachweife. 

2) Bgl. namentlich R.O. H.G. Bd. 17 ©. 150ff. 
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11. Das B.©.B. hat die VBertragstheorie Durch) zwei Bejtimmungen 
zurückgewieſen und jich der Streationstheorie angejchlojjen. 

a) Nach 8 794 Abi. 1 wird der Ausiteller einer Inhaberjchuld- 
verichreibung, wenn fie infolge Diebjtahles oder jonjt ohne jeinen Willen 
in den Berfehr gelangt ijt, dem berechtigten Inhaber® verpflichtet. 

b) Auf die Wirkſamkeit einer Inhaberjchuldverjchreibung iſt es nach 
$ 794 Abi. 2 ohne Einfluß, wenn die Urkunde ausgegeben wird, nach- 
dem der Ausiteller gejtorben oder gejchäftsunfähig geworden ijt. 

Das Inhaberpapier ijt hiernach ein ftreng einjeitiges Nechtsgejchäft.* 
Es gehört nicht zu den ſog. empfangsbedürftigen Rechtsgejchäften. 

Hieraus ergiebt jich folgende Entjcheidung. N. fertigt 500000 ME. 
Snhaberpapiere aus, 300000 bringt er in den Verkehr, 200000 hat 
er noch nicht emittiert; N. verfällt in Konkurs; gehören die 200000 ME. 
jeiner Konkursmaſſe? Hat diejelbe, wenn für die 500000 Mk. ein Prand 
bejtellt ijt, ein anteiliges Recht an dem Pfanderlös? Dafür jpricht das 
gejunde Rechtsgefühl. Aber nur die Kreationstheorie kann dies Ergebnis 
juriſtiſch begründen. 

Es iſt anzunehmen, dab, was für die Inhaberforderungen durd) 
$ 794 verordnet iſt, auch für andere Inhaberpapiere gilt. Denn ein 
Grund für eine verjchiedene rechtliche Behandlung in dieſer Hinficht it 
nicht zu entdeden. 

III. Die Urkunden, welche die Inhaberforderung begründen, jind 
verjchtedener Geſtalt. 

Man muß unterjcheiden Inhaberjchuldverichreibungen und Inhaber: 
marfen. 

1. Vollkommene Inhaberforderungen werden durch formgeredte 
Schuldverjchreibungen auf den Inhaber begründet, $ 793. 

a) Diefe Schuldverjchreibungen müjjen gemäß $ 126 durch Namens 
unterjchrift oder, was freilich bei Inhaberpapieren jehr jelten vorfommen 
wird, mittels gerichtlich oder notariell beglaubigten Handzeichens unter- 
zeichnet werden. Gerichtlihe oder notarielle Form kann die Privat: 
unterjchrift erjegen. 


3) Aljo natürlich nicht dem Diebe, auch nicht demjenigen, welcher die Papiere 
wijjentlic) vom Diebe erwarb. 

4) Vgl. Motive Bd.2 S.695. — Cordes freilih a. a. O. will die Vertrags: 
theorie für die Inhaberichuldverfchreibungen auch nah B. G. B. feithalten. Er fieht 
in den Beitimmungen des $ 794 „Sondervorfchriften”! Vgl. hierüber Dertmann, 
Borbem. zum 22. Titel dd. 
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Während nach der jtrengen Negel des $ 126 die Unterjchrift eine 
eigenhändige und perjönliche jein muß, genügt nach $ 793 Abj.2 Sat 2 
bei Inhaberjchuldverjchreibungen eine im Wege der mechanifchen Ber- 
vielfältigung bergejtellte Namensunterjchrift des Ausſtellers. Dies 
vorzufchreiben war durch das Verkehrsbedürfnis unumgänglich geboten. 

b) Bei der Abfaffung der Inhaberjchuldverjchreibungen find in vielen 
Fällen zwei zeitlich auseinanderliegende Momente zu unterjcheiden, nämlich 
die Herjtellung des Effeftenformulars und die Ausfertigung der Inhaber: 
ſchuldverſchreibung. 

Die Herſtellung umfaßt gewöhnlich das Datum der Ausſtellung, 
die Bezeichnung des Emittenten und die fakſimilierten Unterſchriften des— 
ſelben oder ſeiner Vertreter. 

Gleichwohl wird die Vollendung der Urkunde — die Ausfertigung 
— noch von einer beſonderen Erklärung, welche in Worten oder Buch— 
ſtaben oder Zeichen beſtehen kann, mittels eines auf der Urkunde anzu— 
bringenden Vermerkes abhängig gemacht.“ Dann entbehrt die Urkunde, 
ehe die Ausfertigung geſchieht, der Verbindungskraft, $ 793 Ab). 2 Satz 1. 

c) Selbftverjtändlich muß aus der Urkunde zweifellos erhellen, daß 
der Ausjteller die in ihr bezeichnete Leijtung dem Inhaber der Urkunde 
ihulden will. Eine bejondere Form bedarf dieje Erklärung aber nicht. 

2. Unter Inhabermarfen verjtehen wir Karten, Marfen, Billete 
und ähnliche Urkunden, welche zwar eine ausdrüdfiche Schuldverjchreibung 
auf den Inhaber nicht enthalten, welchen aber nach der Berfehrs- 
auffafjung einem jeden Inhaber das Recht auf die Leiftung 
geben, welche an die Urkunde geknüpft ift. 

Solcher Art jind freilich feineswegs alle im Verfehre vorfommenden 
Karten und Marken, an welche eine Leiftung gefnüpft wird. Häufig 
haben diejelben nur den Zwed, die Legitimation des benannten Gläu— 
biger zu erleichtern und den Schuldner zu berechtigen, an den Inhaber 
ohne Legitimationsprüfung zu leiiten. Zu jolchen bloßen Legitimation: 
papieren gehören z. B. Marken, welche Garderobeanjtalten ausgeben, 
Gepäckſcheine der Eifenbahnen über aufgegebenes Gepäd, bei denen nie- 


5) Motive Bd.2 S.694 ff. Unberührt bleiben nah Einf. Gef. Art. 100 Ziff. 1 
die landesgeſetzlichen Vorſchriſten, nach welchen bei Schuldverjchreibungen des Bundes— 
ftaate8 oder ihm angehöriger Körperjchaften oder Anstalten des öffentlichen Rechtes 
die Gültigkeit von der Beobachtung einer bejonderen Form abhängt, auch wenn die 
Beitimmung in die Urkunde nicht aufgenommen ift. Über die Ausfertigun der vom 
Staate oder einem Kommunalverbande in Preußen ausgeſtellten Inhaberichuldverjchrei: 
bungen vgl. Preuß. Ausführungsgeſetz Art. 17 — Abgeordnetenentiwurf. 

Dernburg, Bürgerl. Recht. IL. 1. 22 
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mand daran denkt, daß ſie jelbjtändig Gegenjtand des Verkehres jein 
jollen. Ganz anders iſt es 3.8. bei Briefmarken, Speijemarfen. 

Hat die Marke die Natur einer Urkunde auf den Inhaber, jo teilt 
jte nach $ 807 die wejentlichiten Eigentümlichfeiten, welche die Inhaber: 
jchuldverfchreibungen auszeichnen, wie jie in den 88 793 Abj. 1, 794, 
796 und 797 geregelt find. 

Andere, immerhin bedeutjame BVorjchriften über Inhaberſchuldver— 
ichreibungen find den Inhabermarfen fremd, insbejondere ijt die Staat: 
genehmigung nicht erforderlich, welche für Inhaberjchuldverjchreibungen 
auf eine bejtimmte Geldſumme notwendig it, $ 795. Dem Ausiteller 
liegt ferner nicht, wie bei Inhaberjchuldverfchreibungen nad) 8 798, im 
Falle ihrer Beichädigung eine Erneuerungspflicht ob, die Kraftloserklä- 
rung im Wege des Aufgebotverfahrens nach $ 799 bezieht ſich nicht auf 
abhanden gekommene oder vernichtete Karten und Marken; die Präkluſiv— 
frijt der $S$ 801 und 802 für die Vorlegung der Inhaberichuldverichreis 
bungen zur Einlöjung ift auf Karten und Marken nicht anwendbar. 

Diefe Vorjchriften erjchienen bier nicht notwendig, denn die In: 
habermarfen gehören dem täglichen Leben an, und wie fie das Verkehr: 
leben immer wieder erzeugt, jo jtöht fie diejelben in kurzer Zeit wieder ab. 


$ 148. Beihränfung der Ausstellung von Inhaberfhuldverjhreibungen. 


I. Inhaberjchuldverjchreibungen fünnen von jedem ausgefertigt wer: 
den, jei er natürliche oder juriſtiſche Perſon.“ Daß die Ausgabe von 
Snhaberpapieren, wie früher zuweilen behauptet wurde?, ein bejonderes 
Vorrecht bilde, welches an obrigfeitliche Genehmigung geknüpft jet, wider: 
jpricht der Gejchichte wie der Entwidelung des deutjchen Rechtes. 

II. Beichränftungen bejtehen aber für Inhaberjchuldverjchreibungen, 
welche die Zahlung einer beftimmten Geldjumme zujagen. 

Aus Finanzpolitischen und wirtjchaftlichen Gründen verbot das 
preußiiche Gejeg vom 17. Juni 1833 derartige Geldpaptere ohne jtaat- 
liche Genehmigung in den Berfehr zu bringen. Das Verbot wurde auf 
die neuerworbenen Landesteile Preußens ausgedehnt; ähnliche Verbote 





1) Die Beichräntungen, welche kraft bejonderer geleplicher Beltimmungen polis 
zeilichen, verwaltungsrechtlichen oder finanzpolitifchen Charafter für gewifie Unter- 
nehmungen, z. B. Lotterien, gejept find, werden jelbftverftändlich nicht berührt, Mot. 
Bd.2 S. 695. 

2) Savigny, Obligat. Recht Bd. 2 ©. 126; vgl. aber R.O. H. G. Bd. 17 ©. 151; 
Poſchinger, Befugnis zur Ausſtellung von Anhaberpapieren 1870. 
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trafen mehrere andere deutiche Staaten, 3. B. das ſächſiſche B. G. B. 
$ 1040. 

Nah B. G. B. 5 795 Abſ. 13 gilt jegt für ganz Deutjchland, daß 
im Inlande ausgeitellte Inhaberjchuldverichreibungen über 
bejtimmte Geldſummen nur mit jtaatlicher Genehmigung in 
den Berfehr gebracht werden dürfen. 

HI. Im einzelnen iſt hervorzuheben: 

1. Das Geſetz hat vorzugsweile den Zweck, Maſſenemiſſionen von 
Snhaberjchuldverjchreibungen, die auf Geld lauten, von der Staats: 
genehmigung abhängig zu machen. Aber das Geſetz beſchränkt fich hierauf 
nicht. Auch ein einzelnes bejtinmtes Geldveriprechen auf den Inhaber 
iit daher nur unter Staatsgenehmigung gültig. 

2. Nur im Inlande ausgeitellte Inhaberjchuldverjchreibungen find 
betroffen. Würde aber z.B. die Londoner Filiale einer deutjchen Banf 
in England jolche Papiere ausitellen, und diefelben in Deutjchland in 
den Verfehr bringen laſſen, jo wäre $ 795 nicht anwendbar, feinesfalls 
fönnte jich das an das Verbot gefnüpfte Strafgejeg auf diejen Fall be- 
ziehen. 

3. Die Genehmigung it durch die Gentralbehörde des Bundes- 
ſtaates“ zu erteilen, in deſſen Gebiet der Aussteller jeinen Wohnſitz — 
vgl. B. G. B. 88 7—11 — oder jeine gewerbliche Niederlafjung bat, 
$ 795 Ab}. 2.5 Hat jemand in verjchiedenen Bundesstaaten jeinen Wohnfit 
oder jeine Niederlajjung, jo genügt die Genehmigung eines jener Bundes- 
Itaaten. Es kommt nicht darauf an, wo die Papiere in den Verkehr 
kommen jollen oder in den Verkehr gebracht werden. 

4. Eine ohne jtaatliche Genehmigung in den Verkehr gejegte In— 
haberjchuldverjchreibung auf Geld iſt nach $ 795 Ab}. 3 Satz 1 nichtig ®, 
dennoch it anzunehmen, daß, wenn die jtaatliche Genehmigung nad): 
träglich erfolgt, die Urkunde gültig und wirkſam wird. 





3) E.I 8 701; Mot. Bd.2 ©.718; Kom. Brot. S. 2687, 8232, 8451. 

4) Zu den Bundesjtaaten gehört im Sinne des B. G. B. Elijah: Lothringen, 
Einf. Gej. Art. 7. 

5) Die Erteilung der Genehmigung und die Beitimmungen, unter denen jie 
erfolgt, jollen durch den deutichen Reichsanzeiger bekannt gemacht werden, $ 795 
Abi. 2 Sap 2. Dies ift bloße „Ordnungsvorichrift”. Weicht die Befanntmachung von 
Inhalte der Urkunde ab, jo ift fie nicht mahgebend, Mot. Bd. 2 5.720; Oertmann 
$ 795 Biff. 2. 

6) Uber das frühere Recht vol. namentlich R.G. Bd. 14 5.94, Bd. 19 ©.282; 
Inſt. Min. Bl. 1895 ©. 11. 


I 


— — 
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Der Aussteller ſelbſt kann die Nichtigkeit geltend machen, aber hat 
dem Inhaber den durch die Ausgabe der wegen Mangel der Genehmigung 
nichtigen Urkunde verurjachten Schaden zu erjegen, $ 795 Ab}. 3 Cat 2. 

Dies gilt auch dann, wenn der Inhaber nicht der erite Nehmer des 
Papieres, vielmehr dejjen Nechtsnachtolger iſt. Ob der Inhaber beim 
Erwerb hätte wijien müjjen, daß die Genehmigung nicht erteilt ist, kommt 
nicht in Betracht. Wer aber beim Erwerb wußte, daß die Genehmigung 
fehlt, fann nicht geltend machen, daß er durch den Erwerb Schaden 
erlitt.” Das Gejeg unterjcheidet nicht, ob der Ausiteller die nicht ge- 
nehmigten Bapiere in Verkehr brachte, oder ob ſie etwa infolge einer 
Beruntreuung ohne und gegen jeinen Willen in den Verkehr gelangt 
find. Er mußte eben die hergeftellten Papiere hüten, gefchieht dies nicht, 
jo machen jie ihn verantwortlich. $ 

Der Schaden beträgt nach allgemeinen Grundjägen nicht bloß den 
jog. pofitiven Berlujt, jondern auch entgangenen Gewinn, z. B. wenn 
der Erwerber die nicht genehmigten Papiere zum Parifurs genommen 
hat, und jpäter jtaatlich genehmigte Serien derjelben Anleihe über Bari 
geſtiegen ſind.“ 

5. Um das Verbot zur Durchführung zu bringen, nahm man auch 
das Strafgeſetz zu Hilfe Nach Einf. Geſ. zum B. G. B. Art. 34 n.IV 
wurde in das St. G. B. ein 8 1454 eingeſtellt, wonach, wer ſolche 
Papiere im Inlande ohne die erforderliche Genehmigung ausſtellt und in 
den Verkehr bringt, mit Geldſtrafe belegt wird. Beides iſt Vorausſetzung 
der Strafe, das bloße in den Verkehr ſetzen im Inlande genügt nicht. 

6. Schuldverſchreibungen, die von dem Reiche oder einem Bundes— 
ſtaate ausgegeben werden, unterliegen den dargeſtellten Vorſchriften nicht, 
8 795 Abi. 4. 

7. Die Sondervorichrift des $ 795 gilt bloß für Schuldverjchrei- 
bungen auf den Inhaber, Ordrepapiere find nicht betroffen. " 

Allerdings können Kaufleute und kaufmänniſche Imititute, 3. B. 
Aktiengeſellſchaften, Schuldjcheine über beſtimmte Geldſummen, welche jie 
zwar auf Namen aber zugleich an Ordre stellen und mit Blanfoindojia- 





7) Anderer Anfiht Motive Bd. 2 ©. 790; vgl. aber Dertmann $ 795 Ziff. 3b. 

8) Anderer Anficht Dertmann 8 795c gegen den Wortlaut des Geieges und 
ohne inneren Grund. 

9) Dertmann $ 795 Ziff. 3b will nur das negative Vertragsinterefie im inne 
von $ 122, nicht das Erfüllungdinterefje vergüten lajjen. Dem $ 795 Abſ. 3 dürfte 
dies nicht entiprechen. 
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ment verjehen, mafjenhaft ausgeben.!? Genießt der Emittent allgemeinen 
Kredit, gewährt er vielleicht für jolche Schuldjcheine ausreichende hypo— 
thefariiche Sicherheit, B. G. B. $ 1187, jo nimmt der Verkehr und der 
Geldmarkt jolche Papiere willig auf. Dennoch rechtfertigt dies nicht, 
aus dem Zwecke des $ 795 zu folgern, daß auch jolche Ordrepapiere 
jtaatlicher Genehmigung bedürfen. Das Geſetz will nicht allzu tief in die 
Bewegung des Verfehres eingreifen, und erachtet jeine Zwecke genügend 
gewahrt dadurch, daß Inhaberpapiere über beitimmte Geldjummen 
an die jtaatliche Genehmigung gefmüpft werden. 

IV. Bejonderer reichsgejeglicher Bejchränfung unterliegen infolge des 
Geſetzes vom 8. Juni 1871 die Prämienanleihen, d.h. Geldjchuld- 
verichreibungen auf den Inhaber, in welchen dem Gläubiger außer dem 
Kapital eine durd) Los oder jonjtigen Zufall zu ermittelnde Prämie in 
Ausjicht geitellt ift. Sie dürfen innerhalb des deutjchen Reiches nur auf 
Grund eines Reichsgeſetzes und zu Anleihen des Neiches oder eines 
Bundesjtaates ausgegeben werden. Dies um unberechtigter Spielluft 
entgegenzutreten. Ältere inländifche Prämienanleihen blieben unberührt. 
Die jpätere Ausgabe, ſowie der Handel mit jpäter ausgegebenen Papieren 
jolcher Art unterliegt öffentlicher Strafe. Ebenjo wurde der Handel mit 
ausländischen Prämienſcheinen bei Strafe verboten, joweit dieſelben nicht 
innerhalb der gejeglich bejtimmten Friſten durch Abjtempelung der Reichs— 
behörden als alter deutjcher Bejig anerkannt wurden. 

V. Das Necht zur Ausgabe von Banknoten endlich, d. 5. von un- 
verzinslichen Schuldjcheinen über beſtimmte Geldbeträge, welche eine Bank 
unter dem Berjprechen jederzeitiger Einlöjung an den präfentierenden 
Inhaber ausgiebt, kann nur durch Neichsgejege und nach Maßgabe der- 
jelben erworben werden. Wer ohne jolche Ermächtigung Banfnoten aus: 
giebt, iſt ſtraffällig. Gleiches gilt von der Ausgabe jonjtiger auf den 
Inhaber lautender unverzinslicher Geldjchuldverichreibungen. 1? 


8 149. Die Rechte aus dem Inhaberpapiere. 
1. Der jeweilige Inhaber der Schuldverjchreibung ift Gläubiger der 
in ihm verbrieften Forderung. 


10) Oben $ 144. 

11) Bol. R.O. H. G. Bd. 20 ©. 419. 

12) Bankgeſetz vom 14. März 1875 88 1,55, vgl. auch SS 11, 57, wonach aus— 
ländijche Banknoten und auf den Inhaber lautende unverzinsliche Schuldicheine von 
Ausländern in deutſcher Währung bei Strafe innerhalb des Reichsgebietes zu Zah: 
lungen nit gebraucht werden dürfen. 
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Sit dies jeder Inhaber, auch derjenige, welcher die Schuldverichret: 
bung unredlicherweije erworben hat? Ausdrücdlich bejtimmte der erite 
Entwurf, $ 687, daß Gläubiger auch jei, wer die Schuldverjchreibung 
unredlicherweije erworben babe! 

Nach diejem Entwurfe ist, klagte Goldjchmidt in jeiner Zeitichrift 
30.36 ©.136, die Dienjtinagd, welche die Banknote, den Coupon zum 
Auswechjeln oder zur Bezahlung des Kaufmannes in Händen hat, it 
jeder Kaſſenbeamte, Verwahrer, Finder, der Dieb, der Räuber Gläu- 
biger aus dem Inhaberpapiere. In dem Augenblide, in welchem das 
Papier aus der Hand des Berechtigten, gleichviel wie, an einen Dritten 
gerät, erliicht das Gläubigerrecht des erjteren, obgleich dejjen Eigentum 
am Papiere bejtehen bleibt, wenn dem Dritten der qute Glaube fehlt. 

Dieſen Vorjtellungen fügte fich die zweite Kommiſſion; fie knüpfte, 
wie vielfach gefordert war!, das Gläubigerrecht an ein jachenrechtliches 
Verhältnis des Inhabers zum Papiere. Der Erwerb des Nechtes am 
Bapiere bedingt hiernach das Recht aus dem Papiere. 

Dabei trennte man aber $ 793 Abj. 1, das Necht, die Leiſtung zu 
beanjpruchen, und die Befugnis des Ausitellers, dem Inhaber zu letiten. 

1. Der Inhaber hat das Necht, die Leiſtung aus dem Papiere 
zu fordern, nur wenn er zur Verfügung über dasjelbe berech— 
tigt ijt. Daß er hierzu nicht berechtigt ift, hat, wie Die Faſſung des 
$ 793 Abſ. 1 ergiebt, zu beweijen, wer die Berechtigung des Inhabers 
bejtreitet. 

Zur Verfügung berechtigt iſt grumdjäglich der Eigentümer des Pa- 
pieres.? Eigentümer wird, wer das Inhaberpapier gutgläubig durch 
Übertragung erlangt, auch wenn der Übertragende nicht Eigentümer war, 
jelbjt wenn das Papier jeinem bisherigen Eigentümer gejtohlen iſt, oder 
ihm ſonſt ohne jeinen Willen abhanden fam, B. G. B. 88 932, 935 Abi. 2. 


1) So namentlich Gierfe, Der — und das deutſche Recht S. 228ff. Vgl. 
Gutachtliche Zuſammenſtellung Bd. 2 

2) Es iſt ſcharf die Frage zu — Wer hat das Gläubigerrecht aus 
dem Snhaberpapiere ? und wer ijt berechtigt, die Erfüllung aus demjelben zu ver: 
langen? Das Gläubigerredht hat der Eigentümer des Papiered. Er iſt es, im deſſen 
Bermögensbilanz die Jnhaberforderung als Aktivum zu ericheinen hat. Dennoch iſt 
es möglich, daß er die Leiſtung nicht verlangen tann, z. B. weil eine Beſchlagnahme 
über die Inhaberforderung ausgebracht iſt. Die Erfüllung zu verlangen find anderer: 
jeit3 auch Perſonen berechtigt, weldye fein Eigentum am Papiere und demnad das 
Släubigerrecht nicht haben, namentlich wer vom Eigentümer unter libergabe des 
Bapieres zur Einziehung bevollmädhtigt ift, ferner wer als Nießbraucher oder Pfand— 
gläubiger hierzu befugt tjt. 
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2. Der Ausjteller wird auch durch die Leiftung an einen nicht 
berechtigten Inhaber von jeiner Berpflichtung befreit, $ 793 
Abi. 1 Sab 2. 

Der Aussteller des Inhaberpapieres iſt aljo zur Prüfung der Legiti- 
mation des Inhabers nicht verpflichtet. Iſt er hierzu berechtigt? Sein 
Geſetz jpricht ihm das Recht ab. E38 ift dies jelbjtveritändfih. Wenn 
er weiß, daß der Inhaber nicht berechtigt ijt, muß er ihm auch nicht 
erfüllen. 

Hiervon ging auch die zweite Kommiljion aus. Jeder Mangel im 
Verfügungsrechte des Inhabers, erklärte man, muß den Ausiteller berech- 
tigen, die Leiltung zu verweigern, auch wenn der Mangel darin jeinen 
Grund hat, daß die Vollmacht des mit der Einziehung eines Inhaber: 
papieres Beauftragten vor der VBorlegung der Urkunde durch eine an 
den Ausiteller gerichtete Mitteilung widerrufen wird.® 

Dagegen nahmen die Nedaktoren an, daß der Schuldner nicht ver- 
pflichtet jei, dem jeines Wiſſens nach unredlichen Inhaber die Zah— 
[ung zu verweigern. * Der Schuldner handle nicht dolos, wenn er wijjent- 
lich an den nichtberechtigten Inhaber leilte, er übe damit nur jein Necht 
aus. Seine Sache jei es nicht, die Interejjen des Eigentümers wahr: 
zunehmen. Der Eigentümer möge ſich rühren, wenn er die ihm abhanden 
gefommenen Inhaberpapiere von dem unredlichen Erwerber wieder er- 
langen will. In der Erwirkung der gerichtlichen Zahlungsſperre 
werde ihm das geeignete Mittel hierzu gewährt. 

Diejer Auffafjung ſchließen ſich die meisten Schriftiteller an. Wir 
können diejelbe jedoch nicht teilen. 

Daß der Schuldner, welcher wifjentlich einem Diebe der Inhaber: 
verjchreibung oder einer Inhabermarfe, wenn auch vielleicht nur um jeiner 
Bequemlichkeit willen leijtet, gegen die guten Sitten verftößt, ift 
doch kaum zu leugnen; daß er hierdurch den wahren Gläubiger jchädigt, 
iſt jicher. Folglich wird er demjelben nach 8 826 jchadenserjagpflichtig. 
Dies ijt vor allem für die bloßen Legitimationspapiere wichtig. 





3) Kom. Brot. S. 2631 ff. 

4) So auch Coſack-Gerber $ 237. Mit Necht bemerkt Dertmann zu $ 793 
Ziff. 4: „Eine ſolche Yeiltung wiirde einen Verſtoß ſchlimmſter Art gegen Treu und 
Glauben bilden. Anders nur, wenn der Ausjteller zwar die Nichtberechtigung fennt, 
aber nicht durch Beweismittel erhärten fann, daher in der Zwangslage iſt, zahlen 
zu müſſen.“ Ob in diefem Falle Unzeige an den Berechtigten und Aufforderung, 
den Ausiteller zu vertreten, das Entiprechende iſt, hängt von den Umſtänden ab. 
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Wer wollte annehmen, daß der Garderobier, welcher weiß, Daß die zur 
Legitimation ausgehändigte Marke gejtohlen ijt, von jeder Verantwort— 
lichfeit frei jei, wenn er die ihm amvertrauten Gegenjtände wiljentlich 
dem Diebe übergiebt, weil er damit jeder Weitläufigfeit aus dem Wege 
zu gehen hofft? Inhaberpapiere können aber in diefem Punkte nicht 
anders behandelt werden wie Legitimationspapiere. 


IH. Der Ausjteller fann — 8 796 — dem Inhaber gegenüber Ein- 
wendungen nur in beichränfter Weije geltend machen; nämlich 


a) jolche, welche die Ausjtellung der Schuldverjchreibung 
oder auch der Marke betreffen. Dahin gehört, dat die Urkunde gefälicht 
it, jet es im Kontexte, jei es in der Unterjchrift, oder daß dem Aus— 
jteller die Gejchäftsfähigkeit fehlte. Aber mit der Beitimmung des In— 
haberpapieres als eined dem Umlaufe dienenden Wertpapieres wäre es 
unvereinbar, Einwendungen wegen Mangels der Exrnitlichfeit, Irrtumes, 
Betruges, Zwanges unbejchränft nach den allgemeinen Grundjägen über 
Willenserklärungen zuzulafien.® 

b) Zuläffig find ferner Einwendungen, die jih aus dem In— 
halte der Urkunde ergeben, z. B. aus den in ihr aufgenommenen 
Bedingungen. Das Inhaberpapier muß nicht notwendig abjtraft jein, 
es fann vielmehr die Verpflichtung des Ausſtellers vom Schuldgrunde 
abhängig machen, jo daß er jich alle vder je nach dem Inhalte der Ur— 
funde wenigitens® gewiſſe aus dem Schuldgrunde hervorgehende Ein- 
wendungen vorbehält. 


c) Auch Einwendungen, welche dem Ausjteller unmittelbar gegen 
den Inhaber zuftehen, find zuläffig. 

Dem Aussteller ftehen dagegen im allgemeinen gegenüber dem In— 
haber Einwendungen nicht zu, die ihm gegen dejien Vorbejiger zu: 
Itanden, auch wenn jie der Erwerber beim Erwerbe fannte. Hat der: 
jelbe jedoch das Papier zu dem Zwede erivorben, um dem Ausjteller 
Einreden abzujchneiden, jo liegt hierin eine Schädigung gegen die guten 
Sitten, welche nach $ 826 jchadenserjagpflichtig macht. ? 


5) E.I $ 689; Mot. Bd. 2 ©. 699; Kom. Brot. ©. 2656; Jeggi, Die Einreden 
gegen Forderungen aus Inhaberpapieren 1894. 

6) Es find diefelben Grundjäge wie bei den Einwendungen gegen einen Wechſel 
zu befolgen. Darüber unten. 

7) Auch in diefer Beziehung find die Sätze maßgebend, welche die Praxis be- 
züglih der Einwendungen gegen einen Wechjel entiwidelt hat. 
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III. Werden mit der Inhaberjchuldverjchreibung Zinsjcheine aus— 
gegeben, jo begründen diejelben Zinsjchulden. Nur bleiben die Zing- 
icheine im Zweifel in Kraft, auch wenn die Hauptforderung erlifcht.® 

Eine andere Bejchaffenheit haben die Gewinnanteilicheine, — ſog. 
Dividendenjcheine. Sie haben nur Inhalt, wenn Reingewinn zu ver: 
teilen it; erliicht dag Hauptrecht, jo werden ſie daher gegenjtandglos. 

IV. Zur Erhebung neuer Zins: und Nentenjcheine werden häufig 
den Inhaberjchuldverjchreibungen auf den Inhaber lautende Erneuerungs: 
icheine, jog. Talons beigegeben. 

Dieje Erneuerungsicheine find, wenn nicht auf der Urkunde anderes 
beitimmt ift, feineswegs Inhaberpapiere, jondern bloße und zwar eigen 
artig bejchränfte Legitimationspapiere. Denn die neuen Zins = oder Renten— 
icheine dürfen nad) $ 805 an den Inhaber des Erneuerungsjcheines nicht 
ausgegeben werden, wenn der Inhaber der Schuldverjchreibung der Aus— 
gabe widerjprochen hat. Was der Anlak zum Widerjpruche iſt, ſei es 
Verluſt des Erneuerungsjcheines, jei es ein anderer Umſtand, ijt gleich- 
gültig. Die Scheine find im Falle des Widerjpruches dem Inhaber der 
Schuldverjchreibung auszuhändigen, wenn er der Ausgabeitelle die 
Schuldverjchreibung vorlegt. 

Entiprechende Beitimmungen trifft H. G. B. $ 230 für Erneuerungs— 
icheine über die Dividenden auf Aktien und Interimsjcheine. 9 10 


$ 150. Erlöſchen durch Zeitablauf. 


I. Nach früherem Rechte jtand dem Anjpruche aus Inhaberichuld- 
verjchreibungen Verjährung nach den allgemeinen Verjährungsgeießen 
entgegen. Dazu kamen aber Spezialvorjchriften für gewijie Arten von 
Snhaberjchuldicheinen, namentlich für Staatsjchuldjcheine und für Zins- 
icheine; e8 waren auch die bejonderen Bejtimmungen zahlreicher Privi- 
legien und Statuten bezüglich der Verjährung in Betracht zu ziehen. 


8) Vol. das Nähere oben $ 18 Biff. 5. 

9, Im wejentlichen entjpricht die Beitimmung des B. G. B. dem bisherigen 
Rechte, RO. H. G. Bd. 10 ©. 313; R.G. Bd.3 ©. 153, Bd. 4 ©. 141: vgl. Mar 
König, Die Haftpflicht des Verkäufers von Inhaberpapieren 1892, dazu Bappenheim 
in Goldihmidts Zeitihrift Bd. 40 ©. 617. 

10) Es jteht freilich nichts im Wege, den Anfpruch auf die künftig verfallenden 
Zinjen und Dividenden ohne das Hauptreht abzutreten oder dad Hauptredt ohne 
die künftigen Dividendenjheine. Dann gebühren dem Nutznießer Dividendenjcheine 
und Talond, und dann geht der Inhaber des Talons hinfichtlic des Bezuges der 
Dividendenjceine dem Inhaber — — — vor. Vgl. R.G. Bd. 23 ©. 268; 
Brunner, Wertpapiere a.a.D. 
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II. Das B. G. B. Hat für künftig auszugebende Inhaberjchuldver: 
jchreibungen einheitliche Vorfchriften getroffen, und zwar hat es in den 
SS 801 und 802! eine Ausſchlußfriſt angeordnet. 

1. Der Anjpruch aus der Inhaberjchuldverjchreibung erlischt hier: 
nach mit dem Ablauf von 30 Jahren? nach dem Eintritte der für die 
Erfüllung bejtimmten Zeit, wenn nicht die Urkunde vor dem Ablaufe der 
Friſt dem Aussteller zur Einlöfung vorgelegt wird, $ 801 Abj.1 Sal. 

2. Für Zins-, Nenten- und Gewinnanteiljcheine beträgt die Vor- 
legungsfrift vier Jahre, die Friſt beginnt mit dem Schluſſe des Jahres, 
in welchem die Leijtung fällig wurde, $ 801 Abi. 2. 

Dies gilt auch für Dividendenjcheine von Aktien und ähnlichen In— 
haberpapieren. 

3. Iſt die Vorlegung geichehen, jo verjährt der Anjpruch in zwei 
Jahren, von dem Ende der VBorlegungsfrijt an, 8801 Abj. 1 Satz 2.° 

4, Der Vorlegung jteht die gerichtliche Geltendmachung des 
Anjpruches aus der Urkunde gleih. Dies gilt aber wohl nur für den 
Anipruch auf Leiftung, nicht für eine etwaige Feſtſtellungsklage. 

Die Geltendmachung kann durch) Klageerhebung, nicht minder durch 
gerichtliche Schritte geichehen, welche $ 209 bezüglich der Unterbrechung 
der Anjpruchsverjährung einer Klageerhebung gleichitellt. 

5. Der Ausjteller iſt nicht befugt, jchlechthin auf die Vorlegung 
der Urfunde innerhalb einer Friſt zu verzichten, wohl aber berechtigt, 
durch Vermerk auf der Urkunde die Ausichlußfriit zu verlängern oder 
zu verkürzen, $ 801 Abi. 3. 

6. Nach Ablauf der Vorlegungsfriſt muß der Gläubiger, um jein 
Necht zur Geltung zu bringen, beweilen, daß die Vorlegung oder Die 
Geltendmachung des Anſpruches innerhalb der Vorlegungsfriit gejchah. 
Sein Interejje zwingt ihn aljo dazu, ſich, wenn die Einlöjung nicht 
unmittelbar nach der Vorlegung gejchieht, einen Beweis über diejelbe zu 
Jichern. 





1) E. I 8 691ff.; Mot. Bd. 2 ©. 703 heben hervor, eine Verjährung anzuordnen 
wäre deshalb bedenklich, weil ein neuer Erwerber nicht Rechtsnachfolger jeines Bor: 
mannes it, jo daß fich die Fortjegung der gegen den Vormann begonnenen Ber: 
jährung gegenüber feinem Nachmanne nicht rechtfertigen würde, 

2) Für die Berechnung der Friſt gelten die allgemeinen Regeln des 8 186 ff. 
Dazu kommen aber bejondere Vorjchriften bezüglich der Hemmung des Friltablaufes 
im Falle der Zahlungsiperre, $ 802. 

3) Aljo nicht etwa von der Vorlegung der Urkunde an. 
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7. Nach den bisherigen Landesgejegen knüpfte fich die Hemmung 
der Verjährung bei Inhaberpapieren fajt durchgängig an das Aufgebots- 
verfahren, behufs Amortijation des Inhaberpapieres. 

Nah 8.6.3 8802 fnüpft fich die Hemmung der Vorlegungsfriiten 
wie der Verjährungsfriiten an die gerichtliche Zahlungsſperre, welche 
auf Antrag nad Einleitung des Aufgebotsverfahrens — E.P.OD.$ 1019 —, 
in dem Falle des $ 1020 aber auch jchon vorher anzuordnen it. 

Die Hemmung beginnt mit dem Antrage auf Bahlungsiperre und 
endigt mit der Erledigung des Aufgebotsverfahrens. Falls die Zahlungs- 
ſperre vor Einleitung des Berfahrens verfügt war, endigt fie mit Ab- 
lauf von 6 Monaten jeit Bejeittgung des der Einleitung entgegenjtehenden 
Hinderniſſes. 


$ 151. Umwandlung der Juhaberpapiere in Namenpapiere. 


I. Nach dem bisherigen preußijchen wie nach gemeinem Rechte jtand 
dem Inhaber des Bapieres frei, dasjelbe durch Außerfursjegung 
in ein Namenpapier zu verwandeln. ! 

Dies fonnte wenigitens in Preußen grundjäglich jelbjt durch pri— 
vaten Bermerf auf der Urkunde gejchehen. Eine Wiederinfurg- 
jegung war möglich, aber nur durch eine zujtändige Behörde, weil Die 
Legitimation des Inkursſetzenden feitgejtellt jein mußte. 

Die Befugnis zur Außerkursſetzung war namentlich in Fällen wichtig, 
in welchen man die Inbhaberpapiere Dritten, 3. B. VBormündern, Be: 
amten, Boritänden und Vertretern von Storporationen und von Stif- 
tungen anvertrauen mußte. 

Aber fie war für den Verkehr läſtig. Außer Kurs und wieder in 
Kurs geſetzte Papiere wurden häufig nicht als vollwertige angejehen. 
Die Vertreter des Handelsjtandes befürworteten daher die Befeitigung 
des Inſtitutes der Außerkursſetzung jehr entjchieden. 

II. Dem folgte das B.G.B. Dies Institut gehört für Deutjch- 
land der Nechtögeichichte an. Denn $ 806 Sat 1 beitimmt: Die Um: 
jchreibung einer auf den Inhaber lautenden Schuldverjchreibung auf den 
Namen eines bejtimmten Berechtigten fanın nur noch durch den Aus: 
jteller gejchehen.? 


1) Marfion, Die Außerkursſetzung der Inhaberpapiere 1887. 
2) Bol. Einf. Gej. Art. 176. 
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Selbitverjtändlich bedarf ſolche Umschreibung des Einverjtändnijjes 
mit dem Inhaber. 

Eine gejegliche Verpflichtung des Ausſtellers zu solcher Um: 
ichreibung bejteht nicht, joweit nicht ein anderes aus der Urfunde folgt, 
$ 806 Satz 2.3 

Das Papier bleibt nach der Umschreibung auf Namen Wertpapier. 
Erfüllung kann nur gegen Vorlegung des Papieres beanjprucht werden. 

Die Borjchriften über die Ausjchliegungszeit greifen gegenüber 
jolchen Namenspapieren nicht ein. 


$ 152. Verknüpfung der Schuld mit dem Papiere, Kraftloserflärung. 

I. Die Inhaberforderung ijt mit dem Papiere verfmüpft, ſie iſt 
nad einem häufig gebrauchten bildlichen Ausdruck in ihm verkörpert. 
Mit Ausjtellung der Urkunde entjteht fte, mit dem Papiere geht fie über, 
nur gegen Aushändigung derjelben ijt der Aussteller zur Leiſtung ver: 
prlichtet, $ 797 Sat 1. Er fann fordern, daß dies im Falle feiner 
Verurteilung zur Leiſtung im Urteilstenor ausgejprochen wird. 

Der Aussteller envirbt das Eigentum an der Urkunde infolge 
Befriedigung des Inhabers, auch wenn der Inhaber zur Verfügung 
über die Urfunde nicht berechtigt war, weil er fie 3. B. entwendet oder 
veruntreut hat, S 797 Sag 2. Dies damit nicht der bisherige Eigen: 
tümer des Papieres, 3. DB. der Bejtohlene, dasjelbe nachträglich vom 
Ausjteller vindizieren fann, um dann in dem Bejite desjelben neue 
Grfüllung zu fordern. Der $ 797 Cab 2 ergänzt aljo und erweitert 
die im $ 935 getroffenen WVorjchriften über den redlichen Erwerb ge: 
jtohlener oder abhanden gefommener Inhaberpapiere, unterjcheidet aber 
nicht, ob der Ausjteller bei der Zahlung an den nichtberechtigten In: 
haber den Mangel der Verfügungsberechtigung desjelben fannte oder nicht. 

II. Das Bapier iſt nur Mittel, um dem Verfehre mit Inhaber: 
papieren zu dienen, daher kann es durch ein anderes Papier erjeßt 
werden; daher kann unter Umjtänden das Gläubigerrecht die Inhabung 
des Papieres überdauern. 


3) Nah Art. 17a des Abgeordnetenentwurſes des Ausführungsgeſetzes zum 
B. G. B. kann der Inhaber bei Inhaberſchuldverſchreibungen, welche von einer 
preußiſchen Körperſchaft, Stiftung oder Anjtalt des öffentlichen Rechtes ausgeſlellt 
ſind, auf ſeine Koſten vom Ausſteller Umſchreibung auf den Namen, ſowie Rück— 
verwandelung in ein Inhaberpapier fordern. 
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II. Das Papier, an welches ſich die Forderung knüpft, kann 
derart verunitaltet oder bejchädigt fein, dat es Jich zum Umlaufe im 
Verkehre nicht mehr eignet, jo daß gleichwohl der wejentliche Inhalt des 
Papieres und jeine Unterjcheidungsmerfmale noch erfennbar find. Dann 
hat der Inhaber das Necht, gegen Aushändigung der nicht mehr um: 
laufsfähigen Urkunde eine neue vom Aussteller zu fordern. Die Kloften 
hat der Inhaber zu tragen und vorzufchiehen, $ 798. Dies Recht hat der 
Inhaber als jolcher, nicht alſo bloß der verfügungsberechtigte Inhaber. 

Bei Aktien oder Interimsicheinen kann der Berechtigte nach H. G. B. 
$ 229 entiprechend Aushändigung einer neuen Urfunde fordern. 

IV. Die verlorene oder vernichtete Urkunde kann endlich gerichtlich 
für fraftlos erflärt — amortijiert — werden, B. G. B. 88 799, 800. 

Die Straftloserflärung des Inhaberpapieres geichieht im Aufgebots=- 
verfahren, jie findet in C. P.O. 8 1004 ff. bejondere Regelung. 

Zur Sicherung des Erfolges des Verfahrens dient vorzugsweiſe 
die Zahlungsiperre. Diejelbe enthält das Verbot, an den Aussteller wie 
auc) an die in dem Papiere und an die vom Antragiteller bezeichneten 
BZahlungsitellen, dem Inhaber des Papiers eine Leitung zu machen, 
insbejondere neue Zins-, Renten- oder Gewinnanteilicheine oder einen 
Erneuerungsjchein auszugeben. Die Zahlungsiperre it vom Gerichte 
auf Antrag zu erlajjen. In der Regel jegt fie die Einleitung des 
Aufgebotsverfahreng voraus, C. P.O. $ 1019. Iſt diefe Einleitung aber 
um deswillen noch nicht zuläſſig, weil der Aufgebot3termin über ein 
Sahr hinaus bejtimmt werden mußte, weil vorher die Zeit der Ausgabe 
neuer Zinsjcheine abzuwarten iſt, jo fann die Zahlungsiperre auch jchon 
vor Einleitung des Aufgebotsverfahrens jtatthaft jein, $ 1020. 

Die Zahlungsiperre it von Amts wegen aufzuheben, wenn das 
Aufgebotsverfahren erledigt wird, ohne daß es zum Erlajje eines Aus- 
ihlußurteiles führt, C. P.O. & 1022. 

Im einzelnen it Hervorzuheben: 

1. Die Kraftloserklärung ift nah) B. G. B. allgemein bei Inhaber: 
ſchuldverſchreibungen zuläſſig. Sie bejchränft jich aljo feineswegs bloß 
auf die Geldzahlung verheienden Bapiere. 

Für Aktien oder Interimsfcheine find die VBorichriften des B. G. B. 
Ss 799 Abf. 2 u. $ 800 entiprechend anzuwenden, H. G. B. 8 228. 

2. Dem Ausjteller der Urkunde, jei e8 der Staat, eine juriitiiche 
Perſon oder ein Privater, bleibt es überlafjen, die Zuläſſigkeit der Kraft— 
(oserflärung in der Urkunde auszujchliegen, $ 799 Abi. 1 Sab 1. 
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3. Der Kraftloserflärung unterliegen nicht 

a) Zins, Nenten- und Gewinnanteilicheine, jedoch ijt der 
Verlierer nicht ganz ohne Schuß, $ 804, worüber unten — unter Ziff. 6 
— das Nähere. 

b) Ferner jind nicht amortifierbar auf Sicht zahlbare unver— 
zinsliche Schuldverjchreibungen. Dies entjpricht dem Ausſchluſſe 
der Amortijation der Banknoten durch Neichsbanfgejeg vom 14. März 
1875 $ 4, und hat jeinen Grund im öffentlichen Intereſſe an der Er- 
leichterung des Umlaufes jolcher Papiere. 

4, Der Ausjteller ift verpflichtet, dem bisherigen Inhaber auf 
Berlangen die zur Erwirkung des Aufgebotes oder der Zahlungssperre 
erforderliche Auskunft zu erteilen und die erforderlichen Zeugnijje aus- 
zuftellen. Der bisherige Inhaber hat die Koſten der Zeugniſſe zu 
tragen und vorzujchteßen, $ 799 Abi. 2. 

5. Wer das Ausſchlußurteil zu feinen Gunjten erwirkt hat, it 
befugt die Rechte, welche durch die Urkunde verbrieft waren, gegemüber 
dem durch die Urkunde BVBerpflichteten geltend zu machen, wie wenn er 
der Inhaber der Urkunde wäre, C. P.O. 8 1018 Ab. 2. Er kann aber 
auch die Erteilung eines neuen Inhaberpapieres an Stelle des für fraft- 
(08 erklärten verlangen. Die Koſten hat er zu tragen und vorzuſchießen. 
Er hat dies Necht, mag die Schuld bereits fällig jein oder nicht. 

Es ijt nicht unerläßlich, daß das neue Inhaberpapier diefelbe Form 
wie das alte bat, der Ausjteller ift namentlich im Falle einer noch nicht 
beendigten Maſſenemiſſion befugt, an Stelle der amortijierten Ver- 
ichreibung eine neue, aus der Zahl der noch nicht emittierten Ver— 
Ichreibungen zu geben. Bei Lospapieren wird dies aber nicht an- 
zunehmen jein, weil hier ein, wenn auch nur tmaginäres Intereſſe an 
der Nummer des verlorenen Papieres bejtehen fann. 

6. Wenn auch Zins, Nenten- oder Sewinnanteiljcheine 
der Sraftloserflärung nicht unterliegen, jo joll der Ausſteller Doc) 
nicht ihren Betrag auf Koften des A gewinnen. 

Zu diefem Zwede eröffnet $ 804 dem Berlierer einfache Wege, um 
jich das Recht auf den geichuldeten Betrag zu erhalten.* Es wird von 


4) Der Ausjteller kann dies Necht durch Vermerk auf den Schein ausfchlieken, 
$ 804 Abi. 2; das Landesrecht darf dies bei Schuldverichreibungen des Staates oder 
jeiner iuvitifchen Perſonen öffentlihen Rechtes aucd ohne Vermerk, Einf. Gef. Art. 100 
3.2. Das preußiihe Ausführungsgefeg zum B. G. B. Urt. 17 macht hiervon Ge— 
braud). 
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ihm nur gefordert, daß er dem Ausjteller den Verluft des Scheines vor 
dem Ablaufe der Borlegungsfrijt, 8 801 Abſ. 1 Satz 2, anzeigt. 

Der Anjpruch des Verlierer ift ausgejchloffen, wenn der abhanden 
gekommene Schein dem Ausiteller vorgelegt oder der Anjpruch aus dem 
Scheine gerichtlich geltend gemacht wurde, es fei dies denn erſt nach 
Ablauf der Vorlegungsfriit geichehen. 

Man jollte erwarten, dab der Aussteller auch den Nachweis der 
Einlöfung des Scheines führen müjje, wenn er fich der Erfüllung an 
den Berlierer weigert. Man cerachtete dies aber als unpraftisch, 
namentlich um deswillen, weil größere Streditinjtitute die Nummern der 
von ihnen eingezogenen Zinsjcheine nicht zu buchen pflegen, weil es auch 
dem Ausſteller nicht zuzumuten fei, die Quittungen über die Zahlung 
bis zum Ablaufe der Verjährung von vier Jahren aufzubewahren. 

Iſt die Vorlegung des Scheines oder Die gerichtliche Geltendmachung 
innerhalb der VBorlegungsfriit erfolgt, jo kann der Aussteller demjenigen, 
welcher ihm den Verluſt des Papieres angezeigt hat, Mitteilung von 
der Vorlegung machen. Der angebliche Verluitträger mag dann dem 
zeitigen Inhaber der Urkunde gegenüber fein befjeres Necht ertreiten 
und thunlichit eine einjtweilige gerichtliche Verfügung zu jeinem Schuße 
erwirfen. Der Aussteller ift jedoch zu jener Mitteilung an den an— 
geblichen Verlierer keineswegs verpflichtet. 

Der Berlierer hat dem Ausjteller gegenüber, auch wenn die Vor: 
legungsfrijt ohne Vorlegung des Scheines verjtrichen ijt, jeinen Verlust 
nachzuweiſen, im Streitfalle zu beweifen. 

Der Anſpruch des Verlierers verjährt in vier Jahren, die Ver— 
jährung beginnt mit dem Ablaufe der Vorlegungsfriſt. 


$ 153. Die Legitimationspapiere. 

I. Zegitimationspapieregebendem Inhaber fein Gläubiger: 
recht; te jind den Inbaberpapieren nur Dadurch verwandt, da der 
Aussteller berechtigt tjt, dem Präſentanten des Papieres zu 
leijten, ohne verpflichtet zu jein, dejien Legitimation zu prüfen. ! 

U. Solche Papiere fünnen Schuldverjchreibungen jein, $ 808. 
E3 gehören dahin in der Regel Sparkafjenbücher,? Verſicherungs— 
policen,3 Depotjcheine. 





1) Oben $ 146. 
2) D. Trib. Bd.47 ©. 419. 
3) R. 2.9.0. 3.3 ©. 342. 
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Man fanıı auch Checks hierher zählen, wenn fie, wie meijt gejchiebt, 
auf den Namen „oder Überbringer” lauten. 

Sie fünnen ferner zweifelgohne in Karten und Marfen bejtehen, 
3. B. Garderobenbillets, Poſtablieferungsſcheine der Reichspoſt.“ 

II. Mit den Inhaberpapieren haben die Legitimationspapiere 
nicht bloß gemein, daß der Schuldner berechtigt ift, dem Inhaber zu 
erfüllen, jondern auch, daß fie Holſchulden jind, daß der Schuldner 
nur gegen Aushändigung des Papieres erfüllen muß, dab das 
Papier wie Inhaberpapiere im Wege des Aufgebotsverfahrens für fraft- 
[083 erflärt werden fann. Nah Einf. Ge. Art. 102 Abſ. 2 fann 
anderes bejtimmt werden. 

Die Verjährung des Anipruches iſt die gewöhnliche. Die Zahlungs: 
iperre hemmt aber nach) $ 802 Beginn und Lauf der Verjährung. 

IV. Die übrigen Nechtsregeln der Inhaberpapiere finden auf 
Legitimationspapiere feine Anwendung. 

Auch die SKraftloserflärung des Papieres verpflichtet den Aus— 
jtelfer nicht, dem Inhaber, welcher es erwirft hat, zu leijten, jo daß cr 
vielmehr den Nachweis des Gläubigerrechtes desjelben fordern kann. 
Sie giebt dem Ausjteller aber das Necht, dem legten Inhaber zu leiten. 

Die Forderung geht nicht durch Übergabe über, fordert vielmehr 
vechtsgültige Abtretung außer der Übergabe. Dem Schuldner bleiben 
die Einreden, welche ihm gegen jeinen urjprünglichen Gläubiger zu: 
Itanden und die Einreden gegen Zwilchengläubiger jchlechthin nach den 
Grundſätzen der Abtretung. 


$ 154. Die vordem 1. Januar 1900 ausgeſtellten Inhaberpapiere.! 


I. Maſſenhaft finden ſich im deutſchen Neiche zur Zeit des In— 
frafttretens des B. ©. B. Inhaberjchuldverfchreibungen, welche zum Teil 
noch für lange Zeiten hinaus Geltung haben und umlaufen werden. 

Nach allgemeinen Grundjägen wären jolche Inhaberpapiere dauernd 
nach dem Rechte ihrer Entjtehungszeit zu beurteilen. ? 

Doc konnte dies nicht ausnahmslos durchgeführt werden, da jonit 
im Berfehre der Inhaberpapiere im Laufe des Jahrhunderts böje Ber: 
wirrung und NRechtsverdunfelung die unausbleibliche Folge geweſen wäre. 

4) Poſtgeſetz vom 28. Oktober 1871 $ 28. 


1) Habicht, Einwirkung des B. G. B. ©. 247. 
2) Bgl. Einf. Gef. Art. 170 oben ©. 6. 
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II. Nah B. G. B. Art. 174— 1783 gelten daher folgende Normen: 

1. Das Recht der Zeit der Ausstellung des Papierest iſt im 
allgemeinen für die Frage der Begründung des Inhaberpapieres be- 
züglich der Form wie der materiellen Bedingungen des Entitehens 
maßgebend. Auch für die Rechte und Pflichten aus dem Inhaber: 
papiere bleibt jene Zeit enticheidend. Daher namentlich für die Frage, 
wer aus dem Popiere berechtigt ilt, und welche Einwendungen dem 
Inhaber entgegengejtellt werden können. 

Auch die Verjährung der Anſprüche aus den älteren Inhaber: 
jchuldverjchreibungen beſtimmt fich nach den bisherigen Geſetzen, Einf. 
Gef. Art. 174 Abf. 2. Im Diefer Hinficht tritt jedoch die neue Be— 
ſtimmung ein, daß die Verjährung im Beginn und im Lauf durch die 
gewöhnliche Zahlungsiperre zu Gunjten des Antragftellers gehemmt 
wird, $ 802 Einf. Ge). Art. 174 Abi. 2. 

Das bisherige Recht wird noch über die allgemeinen Grundjäße 
hinaus durch die Beſtimmung des Einf. Gef. Art. 175 erhalten, wonach 
Zins-, Renten und Gewinnanteilicheine, die nach dem Inkrafttreten 
des B. G. B. für ein älteres Inhaberpapier — aljo auch für Aktien 5 — 
ausgegeben werden, den Normen des alten Rechtes unterjtehen. ® 

2. Das neue Recht findet aber nach Einf. Ge). Art. 174 Ab}. 1 
auf ältere Inhaberpapiere Anwendung 

a) Hinjichtlich der Kraftloserflärung abhanden gefommener oder 
vernichteter Inhaberjchuldverjchreibungen, 88 799, 800. Entjprechendes 
gilt nach Einf. Gejeg zum 9. G. B. Art. 25 für ältere Aktien. 

Mit Necht erjchien die fofortige Einführung eines einheitlichen 
Nechtes bei diefer für den Verkehr mit Inhaberpapieren jo wichtigen 
Materie dringendes Bedürfnis. 

Ein zur Zeit des Inkrafttretens des B. G. B. anhängiges Amorti- 
jationgverfahren auf die Wirkung des Verfahrens richtet ſich dagegen 
noch nach dem alten Gejete, Einf. Gef. Art. 178. 


3) E.I Art. 105, welcher von „Inhaberpapieren“ handelte, bildete nur im all: 
gemeinen die Grundlage. 

4) Vgl. Habidt a.a. D. S. 248. Als Zeit der Ausftellung it das in ber 
Urkunde angegebene Datum anzufehen. 

5) Habidt a. a.D. ©. 256. 

6) Das alte Recht gilt nach Art. 174 Abi. 1 Satz 2 aud für die Kraftlos— 
erflärung und Zahlungsiperre Hinfichtlih der auf Sicht zahlbaren unverzinslichen 
Schuldverjhreibungen, jowie der Zins-, Renten- und Gewinnanteilſcheine; Habicht 
a. a. O. ©. 257. Für jolde Scheine gelten außerdem die Begünftigungen des Ver: 
lierer3 nad $ 804. 


Derndurg, Bürgerl. Recht. II. 1. 23 
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b) Die Vorfchriften der SS 798, 806 Sat 1 hinfichtlich der Ver- 
pflichtung des Ausſtellers zur Erteilung einer neuen Schuldver- 
Ichreibung, wie auch zur Umfchreibung einer Inhaberjchuld- 
verjchreibung auf Namen find gleichfalls für ältere Inhaberpapiere 
in Geltung gejegt, Art. 174 Sag l. 

c) Den tiefiten Eingriff in das beitehende Recht macht der Art. 176 
de3 Einf. Geſ., wonach die Außerkursjegung von Schuldverjchreibungen 
auf den Inhaber nad) dem 1. Januar 1900 nicht mehr jtattfindet, ja 
eine vorher erfolgte Außerkursjehung mit dem Inkrafttreten des B. G. B. 
ihre Wirkung verliert.” Entiprechendes gilt nach) Einf. Gef. zum H. G. B. 
Art. 26 auch für Inhaberaftien. 

Dies wird jedoch nach den Grundjäßen des internationalen Privat: 
rechtes nur auf jolche Papiere zu beziehen jein, welche innerhalb des 
deutjchen Reiches ausgejtellt find. ® 

Die Außerkursjegung von Sparkaffenbüchern, welche von den 
preußischen VBormundjchaftsgerichten bisher Häufig angeordnet wurde, 
it Durch das B. G. B. nad) Einf. Gef. Art. 99 nicht berührt.? 


Fünfter Abſchnitt. 
Die Schuldübernahme. 


8155. Die Shuldübernahme im allgemeinen.’ 
I. Im Gegenjage zum römischen Rechte entwidelte fich auf deutſchem 
Boden die Schuldübernahme, bei welcher der Schuldner wechjelt, das 
Schuldverhältnis aber gleichwohl als das alte gilt. 


7) E.I des €. ©. $ 105 Abſ. 2 Sag 2 wollte ältere Außerkursjegungen in 
Kraft belafjen. Bei der zweiten Lefung wurde deren Unwirkſamkeit beichlofien, vor: 
zugsweiſe um deswillen, weil den älteren Außerkursſetzungen häufig dad Datum 
I daher fich jpäter nicht feſtſtellen lajje, vb jie vor oder nad) dem 1. Januar 1900 
erfolgten. 

Bol. Habiht a. a. OD. ©. 253 Anm. 1; R. G. Bd. 4 ©. 139. 

9) Nach Art. 73 des Entwurfes des Rreußiichen Ausführ. Gef. zum B. 6. B. 
s 2 ilt, wenn vor dem Snkrafttreten des B. G. B. ein Sparkaſſenbuch außer Kurs 
gejeßt ijt, zur Erhebung des Geldes die Genehmigung des Gegenvormundes oder 
des VBormundichaftsgerichtes erforderlih. Sind Papiere anderer Art, welche dein 
Miündel gehören, vor amiraftireien des B. G. B. außer Kurs gejeßt, io hat fie der 
Bormund fortan nach $ 1814 zu hinterlegen oder die fonftigen dort vorgeichriebenent 
Sicherheitmahregeln zu treffen. Das Vormundſchaftsgericht ijt bei eigener Ver— 
antiwortung verpflichtet, die Ausführung diefer Mahregeln zu überwachen. — Vg.l 
Deutihe Zur. Zeitſchr. 1899 ©. 110. 

1) Delbrüd, Die Übernahme fremder Schulden 1853; Regelöberger in Ende— 
manns Handbuch Bd.2 5.532; Blume, Schuldiübernahme in Iherings Jahrb. Bd. 39 
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Demzufolge fennt auch das B. G. B. die Schuldübernahme, 
mittels deren ein neuer Schuldner in ein beitehendes Schuld: 
verhältnis eintritt. 

Meiſt bildet die Schuldübernahme Beitandteil eine Gejchäftes, 
welches dem Schuldübernehmer Werte verjchafft, aus denen nach der 
Berfehrsauffafiung die übernommene Schuld zu tilgen iſt. Doch Hat 
das Gejet jeine Vorjchriften nicht auf jolche Fälle beichränft. 

Die Schuldübernahme zerfällt in zwei Arten: in Die befreiende 
— privative — und in die bejtärfende — fumulative Bei der be= 
freienden Schuldübernahme tritt der neue Schuldner an die Stelle 
des bisherigen Schuldners, des fog. Urſchuldners, als Sonder- 
nachtolger, bei der bejtärfenden wird er neben demjelben ver=- 
pflichtet, jo dah eine Geſamtſchuld entiteht. 

Die Vereinbarung einer bloß fumulativen Schuldübernahme ijt 
jelten. Dagegen tritt jolche häufig von Rechts wegen ein.? 

Nur von der befreienden Schuldübernahme handelt das B. G. B. 8414ff. 

1I. Schuldübernahme im Sinne des B. G. B. ift das Geichäft, 
durch welches man fich dem Gläubiger ala Schuldner an Stelle des 
bisherigen verbindet. 

Andere Natur Hat der Vertrag, Durch welchen fich jemand nur 
dem Schuldner verpflichtet, jtatt desſelben in das Schuldverhältnis 
einzutreten. Es veripricht 3. B. der Schwiegervater dem Bräutigam 
jeiner Tochter defjen Schulden zu übernehmen. 

Diejes Gejchäft bezeichnet man als „Erfüllungsgeihäft”. Man 
nennt e8 auch interne Schuldübernahme im Gegenjage zur eigentlichen 
der „erternen“. 

Bei der Erfüllungsübernahme nehmen die Beteiligten, wie der 
Wortlaut des Gejchäftes zeigt, zunächit in Ausficht, daß der Eintritt 
des ſich Berpflichtenden in die Schuld an Stelle des Urſchuldners er— 
folgt. Doch liegt Hierin nur ein den Beteiligten beſonders nahe liegendes 
Mittel der Entlajtung des Schuldners. Die Abjicht iſt einzig die feiner 


©. 390; Regeläberger dajelbit ©. 463; delliin, — auf Leiſtung an Dritte 
S. 159, dort Anm. 33 weitere Litteratur; Brettner, Die Schuldübernahme bei 
Gruchot Bd. 42 S. 790. 

2) Bgl. namentlich die unten 8 158 beſprochenen Fälle. Eine andere Vor— 
ſtellung tritt bei Planck zu $ 419 Ziff. 1 in den Worten zu Tage: „es handelt ſich 
nicht um eine Schuldübernahme, jondern um Begründung eines Gejamtichuldver- 
bältnifies.“ Das find feine Gegenſätze. Richtiger hätte Pland geſagt: es handelt 
jih um eine Schuldübernahme, welche ein Gejamtichuldverhältnis begründet. 

23* 


356 Die Schuldübernahme. 


Befreiung. Ste fann daher auf jede andere Weiſe gejchehen, jei es 
durch Erfüllung, durch Aufrechnung oder jonjtige Schuldtilgung. 


8 156. Die Schuldübernahme im engeren Sinne. 


I. Ohne Villen des Gläubigers kann ihm ein neuer Schuldner 
an Stelle des alten Schuldners nicht aufgedrängt werden. Es muß aljo 
notwendig für die privative Schuldübernahme vorhanden fein einmal 
Wille des Schuldübernehmers jtatt des bisherigen Schuldners in Die 
Schuld einzutreten, zweiteng der Wille des Gläubigers ihn als den 
Schuldner anzunehmen. 

Das B. G. B. fennt eine doppelte Form, mittels derer dieſer beid- 
jeitige Wille erklärt wird. 


I. Der einfache Weg iſt der eines Vertrages des Gläubigers 
und des Übernehmers über deſſen Eintritt in die Schuld, $ 414. 

Der bisherige Schuldner hat hierbei feine Mitwirkung. Allerdings 
wird meiſt eine vorgängige Vereinbarung zwifchen Schuldner und Über: 
nehmer zu ©runde liegen. Wejentlich it dies dem Gejchäfte nicht; es 
ift möglich, daß die Schuldübernahme ohne Wiljen, ja gegen den Willen 
des Urſchuldners gejchieht. 

III. Der andere Weg, welchen B. G. B. 5 415! ordnet, iſt eigen- 
artig. 

Dabei erklärt fich der Übernehmer mit dem Urjchuldner mittels 
Bertrages zum Schuldner des Gläubigers desjelben. 

Die Übernahme vollzieht ſich auf Grund der Mitteilung diejes 
Gejchäftes durch den Urfchuldner oder den Übernehmer der Schuld 
an den Gläubiger und durch deſſen Genehmigung.? 

Das Bejondere liegt vorzugsweile darin, daß der Urjchuldner 
legitimiert ijt, die Mitteilung zu machen und die Genehmigung des 
Gläubigers einzuholen. 


1) E.I Mot. Bd. 2 ©. 413; Prot. S.815. Diefes Mittel ift ein Angebinde, 
welches Windicheid $ 338 n. 6 der neuen Gejeggebung gemadt Hat. Der Erfinder 
der Konftrultion war Gürgens in Iherings Jahrb. Bd. 8 ©. 221. Aber auch 
Negelsberger, Archiv für civ. Praxis Bd. 67 ©. 24 vertrat fie. 

2) Gegen bieje Konftruktion des Geſetzes hat fich lebhafter Wideripruch erhoben. 
Died neuerdings noch von Blume in Iherings Jahrb. Bd. 39 S. 390; Hellwig a. a. O. 
S. 159. Sie ift in der That eine bedenkliche. Doc ſchwerlich läßt fie ſich einfach 
beiſeite ſchieben. Man muß fi) wohl damit begnügen, ungejunde Folgerungen, 
weldhe aus ihr gezogen werden fünnen, abzulehnen. 
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Soweit die Mitteilung durch den Übernehmer ſelbſt gejchieht, ift 
in derjelben zugleic; ein Antrag an den Gläubiger enthalten, in die 
Schuldübernahme zu willigen, welcher durch die Genehmigung des 
Gläubigers zum Bertrage wird. 3 

In dem Gejchäfte liegt im Zweifel zugleich Erfüllungsübernahme, 
welche den Übernehmer und den Urfchuldner zur Befreiung verbindet, 
$ 415 Abi. 2. 


IV. Ob der Vertrag zwifchen Urjchuldner und lÜbernehmer den 
Beginn einer externen Schuldübernahme — im Sinne des $ 415 — 
bildet, jo da auch der Urjchulöner diejelbe durch Mitteilung an den 
Gläubiger, welcher diejelbe genehmigt, fie vollenden fanıı, oder ob eine 
bloß interne Erfüllungsübernahme vorliegt, ijt lediglich Frage der 
Parteiabjicht und der Auslegung des Vertrages. 


V. Die Genehmigung des Gläubigers kann formlos gejchehen, 
$ 182 Abi. 2. 

Die Erteilung wie die Verweigerung der Genehmigung kann ſowohl 
dem Urjchuldner wie dem Übernehmer gegenüber erflärt werden, $ 182 
Satz 1. 

Hat der Gläubiger die Schuldübernahme im voraus gebilligt, jo 
bedarf es feiner Genehmigung. > 


3) Hält man daran feit, daß neben dem $ 415 auch $ 414 im gegebenen 
Falle zur Anwendung zu bringen it, jo fommt man in folgenden Fällen zu zweck— 
entiprechenden Ergebniffen. Der Gläubiger hat die Genehmigung verweigert. Aber 
der Übernehmer erneuert, ohne mit dem Schuldner einen neuen Übernahmevertrag 
geichlofien zu haben, das Gejuh an den Gläubiger, er möge genehmigen, daß er 
gemäß der ihm früher gemachten Mitteilung an Stelle des Schuldners trete. Pland 
zu $ 415 Ziff. 2 meint, die emeute Aufforderung an den Gläubiger und deſſen 
Genehmigung jei dann ohne Wirkung! Obgleich aljo die Beteiligten über die 
Schuldübernahme einig find, foll ihre Einigung nichts gelten. Das wäre widerfinnig! 
Die Schuldübernahme ift vielmehr nach S 414 zu jtande gefommen, vgl. Hellwig 
a.a.D. ©. 168. Ferner: unabhängig voneinander teilen Urſchuldner und Über: 
nehmer dem Gläubiger die Schuldübernahme mit, der Übernehmer fept dabei eine 
längere Frift für die Genehmigung ald der Urſchuldner. Der Gläubiger ges 
nehmigt nad Ablauf der eriteren, aber binnen der legteren Friſt. Nach Pland 
8 415 Ziff. 3 Abſ. 3 fol die Genehmigung ungültig fein, nachdem fie durch 
Schweigen innerhalb der vom Urſchuldner gejegten Friſt als verweigert gilt. Und 
doch ift Gläubiger und Schuldübernehmer über den Übergang nachher einig geworden! 
Da muß doch $ 414 helfen. Bol. Hellwig a. a. O. 

4) Das Geſetz jpricht Folgen des Grundſatzes aus. Solange nicht der Gläubiger 
die Genehmigung erteilt hat, ir im Zweifel der Übernehmer dem Schuldner gegen- 
über verpflichtet, den Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen. Das Gleiche gilt, wenn 
der Bläubiger die Genehmigung verweigert. 


5) So auch Pland zu $ 415 Ziff. 1 am Schluſſe. 
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Bis zur Öenehmigung können die Bertragichliegenden den Vertrag 
ändern oder aufheben, $ 415 Abi. 1 am Schluſſe. Er iſt fein Vertrag 
zu Gunſten des Dritten, jo daß die Gläubiger aus ihm unmittelbar 
vor der Mitteilung und Genehmigung Rechte erlangen. 

Der Gläubiger erwirbt Rechte nur, wenn jeine Genehmigung voll- 
fommen mit den in der Mitteilung enthaltenen Bejtimmungen über: 
einftinmt. 


8 157. Wirkungen der Shuldübernahme. 

I. Der Schuldübernehmer übernimmt die Schuld, wie fie ſich in 
der Perſon des Urſchuldners geitaltet hat. 

Er fann daher dem Gläubiger alle Einwendungen entgegenitellen, 
welche fich aus dem NRechtsverhältnijje zwiſchen dem Gläubiger und dem 
bisherigen Schuldner ergeben, $ 417 Abi. 1 Satz 1.! 

Dies gilt auch für die Einwendungen, welche dem Schuldner bis 
zur Genehmigung des Übernahmevertrages duch den Gläubiger erwachjen. 


II. Zur Aufrechnung von Gegenforderungen des bisherigen Schuldners 
ift der Übernehmer nicht befugt, $ 417 Abſ. 1 Sag 2. Er würde jonit 
vertragswidrig aus dejjen Mitteln, nicht aus den eigenen leiſten. Auf 
eine vom bisherigen Schuldner vor der Übernahme erklärte — etwa 
teilmeije — Aufrechnung fann er jich berufen. 

III. Bezüglich der Frage, inwieweit die Gültigkeit der Nechts- 
nachfolge in die Schuld von der Gültigkeit des Vertrages zwijchen 
dem Schuldner und dem Übernehmer abhängt, fpricht ſich das 
Geſetz nicht aus. 

Geſchah die Nechtsnachfolge nach $ 414 durch Vertrag zwiſchen 
dem Schuldübernehmer und dem Gläubiger, jo fommt es auf die Rechts— 
beftändigfeit eine® etwaigen Vertrages des Übernehmers mit dem Ur— 
ichulöner, welcher den Eintritt des Übernehmers veranlafte, nicht an. 
Derjelbe hat hier nur die Bedeutung eines Beweggrundes. Tollte 
aber die Rechtsnachfolge nach $ 415 gejchehen, jo da der Gläubiger 
nur den zwiſchen dem Urjchuldner und dem Schuldübernehmer ge— 
ichlofjenen Vertrag genehmigte, jo iſt diejelbe von der Rechtsbeſtändigkeit 
dieſes Vertrages allerdings abhängig. 

Aus dem der Schuldübernahme zu Grunde liegenden Rechts— 
verhäftniffe — feiner causa — zwifchen dem Übernehmer und dem 


1) E.I$ 316 lautete wejentlidy andere. 
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bisherigen Schuldner kann der Übernehmer dem Gläubiger gegenüber 
aber auch in dieſem Falle Einreden nicht herleiten, $ 417 Abi. 2.° 

Hat daher der Käufer einer Sache im Kaufvertrage Schulden des 
Verkäufers übernommen und der Gläubiger des legteren auf Mitteilung 
dies genehmigt, jo kann der Käufer dem Gläubiger die Einrede des 
nicht erfüllten Vertrages, wie auch Einreden wegen Mangels der Kauf: 
jache nicht entgegenjtellen. 3 

IV. Da die Schuld, in welche der Schuldübernehmer eintritt, die 
alte bleibt, jo erjcheint folgerecht, daß Jich die ihr zugehörigen Sicher: 
heiten erhalten. 4 

Allein allgemein ließ ſich dies nicht feithalten. Der Bürge namentlich 
leijtet die Bürgſchaft unter Berücdjichtigung der Zuverläfligfeit und der 
Zahlungsfähigfeit des Schuldners. Tritt an deſſen Stelle ein anderer, 
jo würde die Haftung des Bürgen, wenn fie fortbejtehen jollte, auch) 
ohne jein Zuthun eine wejentlich veränderte jein, was unzuläſſig iſt. 

Daher erlöjchen infolge der Schuldübernahme Bürgichaften; aber 
auch bejtellte — nicht gejeliche — Pfandrechte, wenn die verhaftete 
Sache einem Dritten oder auch dem Schuldner ſelbſt gehört, $ 418.5 
Dies gilt nicht minder für VBormerkungen. 

Willigt der Bürge oder der Eigentümer der verhafteten Sache in 
die Schuldübernahme, jo erhalten ſich die Sicherheiten, welche ihn ver— 
binden oder belaften. Iſt der Schuldner Eigentümer der verhafteten 
Sache und gründet jich die Schuldübernahme auf einen Vertrag mit 
ihm — insbejondere nad) $ 415 —, jo liegt hierin natürlich jeine Ein- 
willigung in die Schuldübernahme. ® 

Daß ein mit der Forderung im Falle des Konkurſes des Schuldners 
verbundenes Vorrecht nicht im Konkurſe über das Vermögen des Über- 
nehmerg geltend gemacht werden kann — $ 418 Abſ. 3 — iſt ſelbſt— 
verjtändlich. Died wäre ein ganz anderes Vorrecht. 


2) Enger lautete E.I $ 316 Sapß 3. 

3) Einwendungen aus dem Rechtsverhältniſſe zwiichen dem Schuldübernehmer 
und dem Gläubiger find zuläffig. Hat z. B. der Übernehmer die Schuld in der irrigen 
übernommen dem Gläubiger hierzu verpflichtet zu fein, jo kann er ihm die 

inrede wegen —— — ereicherung entgegenſtellen. Näheres hierüber 
Planck $ 417 Ziff. 3 am Schluſſe. 

4) E.I $ 317 jprad) dies grundiäglih aus. Der Sab wurde gejtrihen. Es 
folfe in jedem einzelnen alle aus der Natur des in Frage fommenden Rechtes in 
Verbindung mit dem Wejen der Schuldübernahme zu An fein, inwieweit das 
bejtärtende Recht bejitehen bleibt. 

5) E.1$ 417; Mot. Bd.2 ©. 147; Prot. 85.2 ©. 847, 4795. 

6) So auch Pland zu $ 418 Ziff. 3. 
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8158. Übernahme eines Vermögens, eines faufmännifhen Geſchäftes. 


I. Alte deutjche Auffaffung war, daß die Schulden dem Vermögen 
des Schuldners jowie, daß gewiſſe Schulden gewiſſen VBermögensteilen 
zugehören. 

Dies wirkte im preußifchen Rechte nach. Beim Vitalitienvertrage 
bejtimmte And. 8 19 zu WL.R.I, 11 $ 646, daß im Falle ein Ver: 
mögen übertragen werde, der Übernehmer für die Schulden hafte;! gleiches 
nahm man für die Schenkung eines Vermögens an.? Nach demjelben 
Grundgedanken haftete der Käufer einer Erbjchaft den Erbichaftsgläubigern, 
A.L. R.J, 11 8 463. 

I. Das B. G. B. 8 419 ſchreibt für alle Fälle der Übernahme 
eined Vermögens vor, da der Übernehmer vom Abſchluſſe des Ver: 
trage an für alle zu dieſer Zeit beitehenden Anjprüche gegen 
den Veräußerer neben demſelben hafte.® 

Der Rechtsſatz gilt felbjtverftändlich auch im Falle der Übernahme 
eines DBermögensbruchteild und findet Anwendung auch, wenn einzelne 
Gegenftände von der Übertragung ausgeichlofjen find. 

Die Berpflichtung knüpft fich lediglich an den Vertrag. Sie tritt 
ohne und jelbit gegen den Willen der Vertragichliegenden ein. 

Iſt der Vertrag nichtig, jo entiteht fie nicht, wird er angefochten 
und Damit vernichtet, jo fällt fie weg. 

Die Schuldübernahme ift eine fumulative. Die Haftung des Über- 
nehmers bejchränft fich auf den Bejtand des von ihm übernommenen 
Vermögen? und der ihm aus dem Bertrage erwachjenden Anſprüche.“ 


III. Im Falle der Übernahme eine® Sondervermögen gelten 
entiprechende Grundjäße. 

Dies iſt namentlich bei der Veräußerung einer Erbjchaft der Fall, 
SS 2382, 2385.5 


1) Gruchot Bd. 35 ©. 980, Bd. 37 ©.1024. — R. G. Bd. 28 ©. 358. — 
Sur. Woch. 1891 ©. 212 n. 45, 1892 ©. 127 n. 14. 

2) Striethorit, Archiv Bd. 52 ©. 259, Bd. 63 S. 166, Bd. 97 ©. 218; R. O. 
9.6. Bd. 13 ©. 383. 

3) E.1$ 213; Motive Bd. 2 ©. 151; Hellmig a. a. O. ©. 391. Die Ver— 
mögensübernahme begründet nad B. ©. B. feine Univerjalfucceflion. Nur Sonder: 
nadtolge in die einzelnen Bermögensbeftandteile tritt ein — aud) beim Erbicaftsfauf. 

4) Die für die Haftung des Erben nad) 88 1990, 1991 geltenden Grundſätze 
finden entiprechende Anwendung $ 419 Abſ. 2 Sap 2. 

5) gl. weiter Hellwig a. a. O. ©. 396. 
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IV. Weitergehend it die Schuldenhaftung des Erwerbers eines 
faufmännijchen Gejchäftes mit feiner Firma. 

Früher war bejtritten, ob der Erwerber hierdurch unmittelbar in 
die Gejchäftsjchulden eintrete, wie feiner Zeit das preußiſche Obertribunal 
annahm,® oder ob es, wofür jich das Reichsoberhandelsgericht entjchied, 
der Erklärung der Übernahme gegenüber den Släubigern bedürfe. 7 

Nach) dem neuen H. G. B. 8 25 haftet, wer ein unter Yebenden 
erworbenes Handelsgejchäft unter der bisherigen Firma fort=- 
führt für alle im Betriebe des Gejchäftes begründeten Ber- 
bindlichfeiten des früheren Inhabers, aljo nicht bloß für ver- 
traglihde — auch aus Nichthandelsgejchäften entitandene z. B. wegen 
LZadenmiete —, jondern auch außervertragliche, 3. B. aus dem Haftpflicht- 
geſetz entiprungene. 8 

Es gilt die auch, wenn die Fortführung der Firma gegen bie 
Vereinbarung verftößt, und jelbjt wenn die Vereinbarung ungültig war. 

Die Haftung ijt im Gegenjage zu 8 419 eine unbeſchränkte. 

Abweichende Bereinbarung zwilchen Beräußerer und Erwerber ijt 
zwar zuläſſig. Sie iſt aber gegenüber Dritten nur wirkſam, went fie 
in das Handelsregifter eingetragen und befannt gemacht oder von dem 
Erwerber oder Veräußerer dem Dritten mitgeteilt worden ijt. 

Wird die Firma nicht fortgeführt, jo Haftet der Erwerber eines 
Handelsgejchäftes für die früheren Verbindlichkeiten nur, wenn ein be= 
jonderer Verpflichtungsgrund vorliegt. Er ijt im der Übernahme diefer 
Verbindlichkeiten und deren handelsüblicher Bekanntmachung zu jehen, 
9.6.8. $ 25 Abſ. 3.? 

Der Veräußerer wird durch fünfjährige Verjährung befreit. 19 


8 159. Übernahme der hypothekariſch eingetragenen Schulden 
duch den Grunbdftüdserwerber. 


1. Im Falle der Veräußerung eines Grunditüdes, auf welchem 
perjönliche Schulden hypothekariſch eingetragen find, berichtigt der Käufer 
jehr häufig den Kaufpreis teilweije, möglicherweije auch ganz - Durch 
Übernahme der eingetragenen Schulden. 


6) — Archiv Bd. 70 S. 353. 

7) R. O. H. ©. Bd. 1 S. 66 und a. a. O. Vach R. G. Bd. 17 ©. 96 follte 
jedoch eine "allgemeine Erklärung der Ubermaheıs, * Paſſiva genügen. — Vgl. Gruchot 
Bd. 37 S. 1151; Jur. Woch —* 1897 S. 24 

8) Vgl. R.®. Bb.13 ©. 54. ed Staub zu 9.6.8.8 22 Anm. 21. 

9) Bol. Grudjot Bd. 37 ©. 

10) Das Nähere 9.0.8. 8 —* 





362 Die Schuldübernahme. 


Das Bedürfnis des Verfehres fordert, daß im folchem Falle der 
Käufer möglichſt raſch und durchgreifend an Stelle des Verkäufers auch 
perjönlicher Schuldner des Hypothefariichen Gläubiger wird, wie ihn 
die dingliche Belajtung trifft. 

Es ift dies wichtig für den Gläubiger, damit er die dingliche und 
die perjönliche Klage gegen den Grundjtücserwerber verbinden kann. 
Eine noch größere Bedeutung Hat dies aber für den Verkäufer des 
Grundſtückes, welcher mit der Veräußerung desjelben unter Anrechnung 
der eingetragenen Schulden auf den Kaufpreis ſich dieſer Schulden zu 
entichlagen hofft, und jehr getäujcht ift, wenn er gleichwohl hinterher, 
namentlich dann, wenn der Hypothefengläubiger bei der Zwangsver— 
jteigerung des verpfändeten Grundjtüdes einen Ausfall erleidet, vom 
Gläubiger noch in Anjpruch genommen wird. 

II. Das preußifche Eigentumserwerbsgejeg vom 5. Mat 1872 
S 41 traf Vorjchriften, welche zwar die Interefien des hypothefariichen 
Gläubigers in höchſtem Maße wahrten, die Intereſſen des Ver— 
äußerers des Grundftückes aber feineswegs in entjprechender Weije 
berüdjichtigten.! 

Denn der bypothefariiche Gläubiger erhielt zwar, wenn der Er— 
werber die Hypothek in Anrechnung auf den Staufpreis übernahm, ohne 
weiteres die perjünliche Klage gegen den Örundftüdserwerber, 
der Veräußerer des Grundftüdes aber wurde hierdurd) von jeiner per- 
jönlichen Schuld noch nicht befreit, jo daß der Gläubiger bei mehrfacher 
Übernahme der eingetragenen HYypothefen jogar eine ganze Neihe von 
Geſamtſchuldnern erhielt. 

Die Befreiung des Verkäufers von feiner perjönlihen Schuld war 
allerdings vom Geſetze auch vorgejehen, aber vielfach eine weitausjehende. 
Sie forderte, daß der Verkäufer dem Gläubiger die Schuldübernahme 
befannt machte, jowie daß nicht eine Kündigung innerhalb eines Jahres 
nach der Bekanntmachung, beziehungsweije der Kündbarkeit der Hypothek 
er*olgte, endlich daß der Gläubiger nicht innerhalb jech Monaten nad) 
Fälligfeit der Schuld die Klage auf die Leiltung erhob. ? 

Da Hypotheten häufig längere Zeit hindurch unfündbar find, jo 
fonnte jich hiernach die Befreiung des Verkäufers von der perjönlichen 


1) Qgl. Dernburg, Preuß. —— Bd. 2 S.68. 
2) Vergl. Gruchot Bd. 26 ©. 111. 
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Schuld, trotzdem daß auch der Erwerber des Grundjtüdes für Diejelbe 
baftete, lange hinausziehen. 

Zwedmäßiger waren die Beitimmungen des bayriichen Geſetzes 
vom 29. Mai 1886 Art. 1 Nr. 2. Ihnen folgt das B. G. B. 8 416 
gemäß der Beichlüffe der zweiten Kommijfion. ® 


III. Der Hypothefarische Gläubiger hat hiernach keineswegs ohne 
weiteres gegen den Grundſtückserwerber, welcher die perjönliche Schuld 
in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen hat, das Recht, aus 
der perjönlichen Forderung zu lagen. Derjelbe haftet ihm zunächſt nur 
dinglich mit dem Grunditüde. Vielmehr erlangt der Hypothefengläubiger 
die perjönliche Forderung gegen den Erwerber des Grundjtüdes nur 
gleichzeitig mit der Befreiung des Beräußerers von feiner 
perjfönlihen Schuld. Es bedarf hierzu der Mitteilung des Ver: 
äußererd über die Schuldübernahine und der Genehmigung der 
Übernahme durch den Hypothefengläubiger. Dieſe Genehmigung gilt 
als erteilt, wenn jeit dem Empfange jener Mitteilung ſechs Monate 
verjtrichen find, jorern der Gläubiger die Genehmigung dem Veräußerer 
gegenüber nicht vorher verweigert hat. 

Die Scheu vieler Menjchen vor einem aktiven Entſchluſſe, ihre 
Schwäche und Trägheit wird hierbei in Nechnung gezogen. Auf fie 
baut die Vorſchrift, um ein den Berfehrsinterejien entjprechendes Er: 
gebnis thunlichjt vajch herbeizuführen. Werden wirkliche Interefjen des 
Hypothekars durch den Schuldübergang verlegt, jo mag ihn dies zur 
Verweigerung feiner Genehmigung innerhalb der jechdmonatlichen Friſt 
beitimmen. 

Im einzelnen gilt folgendes: 

1. Die Mitteilung des Veräußerers bezüglich der Schuldübernahme 
fann wirkſam erit erfolgen, wenn der Erwerber als Eigentümer im 
Grundbuche eingetragen üt, $ 416 Abſ. 2 Sap 1. 

Man wird hieraus jchliegen müſſen, jo jtreng dies iſt, daß jelbjt eine 
nach der Auflajjung, aber vor der Eintragung des Erwerbers ſeitens des 


3) Über die Frage, immieweit 8 416 auf Verträge anwendbar, ift, in denen 
fich der Erwerber eines Grunbdjtücdes vor dem 1. Januar 1900 zur Übernahme der 
auf ihm laftenden Hypotheken verpflichtet hat, inwieweit namentlich noch $ 41 des 
preuß. Einf. Gef. vom 5. Mai 1872 auf jie zur Anwendung fommt, fiehe Habicht, Ein 
wirkung des B. G. B. S. 183. Ich ftimme ihm bei, wenn er jich dafür entjcheidet, 
dab der Zeitpunkt der Auflafjung des Grundjtüdes, welchem ſich die Eintragung 
namentlich bei Geichäften, die fid) zur Zeit der Wende der Gejepgebung vollziehen, 
unmittelbar anzujchliegen hat, maßgebend jein muß. 
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Veräußerers gejchehene Mitteilung die Rechtsfolgen des $ 416 nicht hat. 
Dies Hat aber nur die Bedeutung, dab das Schweigen des 
Gläubiger? auf die Mitteilung nicht als Genehmigung gilt. Erfolgt 
jeitend des Gläubigers wirkliche Genehmigung der Schuldübernahme, 
jet e8 durch Reden oder jchlüffige Handlungen, jo kann diejelbe nicht 
um deöwillen in Frage geitellt. werden, weil der Veräußerer die Mit- 
teilung machte, ehe der Erwerber im Grumdbuche eingetragen war. 

2. Die Mitteilung muß Schriftlich geichehen, bedarf alſo der im 
$ 126 vorgejchriebenen Form. Fehlt daher die Eigenhändigfeit der 
Unterjchrift, jo it fie unverbindlich. Die Mitteilung muß den Hinweis 
enthalten, daß der Übernehmer an die Stelle des bisherigen Schuldners 
tritt, falls der Gläubiger nicht innerhalb jech® Monaten die Verweigerung 
erflärt.* Hierzu genügt, dab auf $ 416 B. G. B. Bezug genommen wird. 

3. Der Veräußerer ijt verpflichtet, dem Gläubiger auf Verlangen 
des Erwerberd die Schuldübernahme mitzuteilen, $ 416 Abj. 3, und 
zwar natürlich in der gejeglich erforderten Weile. 

Der Erwerber fann jeinerjeit3 dem Gläubiger die Schuldübernahme 
unmittelbar mitteilen; dies hat die Nechtsfolge des 8 416 nicht. 
Genehmigt aber der Öläubiger auf Mitteilung des Erwerbers 
den Schuldübergang, jo iſt Dies nach $ 414 vollwirfjam. 

4, Die Genehmigung des Gläubigers kann formlos gejchehen, fie 
fann nad) $ 182 nicht bloß gegenüber dem Veräußerer, jondern auch 
gegenüber dem Erwerber erklärt werden. 

5. Dagegen muß die Verweigerung innerhalb der Friſt dem Ber: 
äußerer gegenüber erklärt jein, $ 416 Abi. 1. 

Auch die Verweigerung der Genehmigung fann formlos gejchehen. 
Der Gläubiger ‚wird ich aber einen Beweis für Ddiejelbe zu jichern 
haben. Denn er hat den Beweis rechtzeitiger Verweigerung der Ge— 
nehmigung zu führen, wenn er nach Ablauf der jechdmonatlichen Frijt 
den Veräußerer noch mit der perjünlichen Klage belangen will. 

6. Der Veräußerer iſt verpflichtet, den Erwerber zu benachrichtigen, 
jobald die Erteilung oder Verweigerung der Genehmigung feititeht, 
$ 416 Abf. 3 ©. 2. Er haftet ihm für den aus der Nichtbenach- 
richtigung entipringenden Schaden. 

7. Bet den Beitimmungen des $ 416 ift vorzugsweile an den im 
Leben häufigen Fall gedacht, daß das „Grundjtüd, auf welchem die 





4) gl. Gruchot Bd. 37 ©. 1116. 
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Forderung eingetragen ift, verfauft wird, und die Übernahme der Schuld 
jeiten® des Käufers auf den Kaufpreis gejchieht. Aber jene Beitimmungen 
gelten nicht minder, wenn die Veräußerung auf Grund eines anderen 
Gejchäftes, z. B. eines Auszugsvertrages oder einer Schenfung, geichah 
und der Erwerber eingetragene Schulden übernahm. 

8. Die Vorſchrift des $ 416 tritt nicht ein, wenn auf dem ver— 
äußerten Grundftüde eine Grundſchuld laftet, mit welcher eine perſön— 
liche Forderung verbunden ift, alfo auch nicht, wenn der Grundſtücks— 
fäufer dieje Forderung auf den Slaufpreis übernahm. 5 

9, Im Falle einer Zmwangsverjteigerung finden aber nach $ 53 
des Bwangsverjteigerungsgejeges vom 24. März 1897 die Vorjchriften 
des $ 416 nicht bloß bei Hypotheken, jondern auch bei Grundjchulden 
und Rentengrundfchulden Anwendung, falls der Subhajtat für dieſelben 
perjönlich Haftete, und der Beräußerer und der Erjteher die Schuld» 
übernahme vereinbaren. Bei Grundjchulden gilt dies jedoch nur dann, 
wenn der Subhajtat vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten 
die perjönliche Forderung angemeldet hat. 

10. Der Anfpruch, welchen der Gläubiger infolge des $ 416 gegen 
den Grundftücserwerber erlangt Hat, kann ihm nicht mehr durch 
Weiterveräußerung des Grundjtüdes, auch nicht durch Aufhebung des 
Veräußerungsgejchäftes entzogen werden. 

War aber der Erwerb des Grunditüces, insbejondere dejjen Auf: 
laffung nichtig, oder wird derjelbe infolge einer Anfechtung vernichtet, 
jo verliert auch die Schuldübernahme ihre Kraft. 

11. Unter der Herrichaft des preußifchen Rechtes war jtreitig: ob 
der Grundjtücserwerber befugt jei, dem Gläubiger Einwendungen ent- 
gegenzuftellen, welche der übernommenen Schuld zur Zeit der Übernahme 
der Schuld anhafteten.® Man führte dagegen vorzugsweile an, daß 
der Übernehmer bei deren Entgegenitellung fein eigenes Interefie habe, 
denn was er dem Gläubiger auf Grund jener Einrede verjage, müſſe 
er dem Verkäufer als Kaufpreis berichtigen. Nah B. G. B. 8 417 
kann der Üibernehmer auch in dem hier bejprochenen Falle dem Gläubiger 


5) Beitand für die Hypothek eine perjünliche Forderung nicht, jo erlangt der 
Hypothefengläubiger auch bei Übernahme des Grundſtückes unter Anrechnung der 
en auf den Kaufpreis eine perjönliche Forderung gegen den Erwerber nidt, 

R. G. Bd. 22 ©. 237, Bd. 23 ©. 252; Jur. Woch. 1896 S. 366 n. 66, 67. 

6) So N. ©. 3.1 ©. 103, 3.76. 219; bagegen Gruchot Bd. 256€. 23, 

vgl. aber Raſſor dajelbit S. 32, fiehe wiederum ©. 410. 
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die Einwendungen entgegenjegen, welche der übernommenen Forderung 
bis jeßt entgegenjtanden. 

Dagegen hat er nach $ 417 Abſ. 2 fein Recht, dem Hypotheken— 
gläubiger Einwendungen aus dem Übernahmevertrage entgegen- 
zujtellen. Er muß denjelben z. B. auch dann befriedigen, wenn es fich 
herausstellt, daß die gefaufte Sache Mängel hat, welche eine Minderung 
des Kaufpreiſes rechtfertigen. 

Sit die vom Käufer übernommene Schuld nichtig, oder jtehen ihr 
Einreden entgegen, jo iſt er verpflichtet, Dem Verkäufer ihren Betrag als 
Kaufpreis zu entrichten, denn die Übernahme der Schuld follte nur die 
Mopdalität bilden, mitteld deren der Kaufpreis berichtigt werden ſollte. 
Entjprechend iſt es in anderen Fällen entgeltlicher Veräußerung. Das 
gegen it im Falle der jchenfungsweiien Veräußerung des Grundftüces 
im Zweifel die Ungültigfeit der Schuld zum Vorteile des Beſchenkten, 
jo daß der Schenfgeber um deswillen nicht von ihm verlangen fann. 

12. Solange der Gläubiger die Genehmigung des Schuldüber- 
ganges nicht erteilt hat, fo ift der Grundjtüdserwerber dem Veräußerer 
gegenüber verpflichtet, für rechtzeitige Befriedigung des Gläubigers 
Sorge zu tragen. Erteilt er die Genehmigung oder gilt fie als erteilt, 
jo erledigt ich die Verpflichtung gegenüber dem Veräußerer, $ 416 
Abi. 1 am Schlufje. 


Sechſter Abſchnitt. 


Geſamtſchulden und Geſamtforderungen.“ 
$ 160. Die Geſamtſchuld im allgemeinen. 


I. Die Obligation bezwedt einen Erfolg mittel3 der Verpflichtung 
des Schuldners zu einer Leiſtung. Mehrere Obligationen können fid) 
demjelben Erfolge widmen. Cie jtreben dann alle auf ihn hin, ſie er— 
Öffnen damit verjchiedene Wege zu demjelben Ziele. 

In dieſer Weiſe kann ein und derjelbe Schuldner mehrfach ver: 
pflichtet werden. Oft findet fich z. B. eine Kaufgelderichuld und eine 


1) Hruza, Sächſ. 0 Bd.5 S. 193 ff., 273ff., 401 ff. 1896; Erome in Iherings 
Jahrb. Bd. 35 ©. 100 fi. 1897; Stammier, Das Recht der Schuldverhältniſſe. 
Leme inrechttich vgl. die bei Dernburg, Pand. 3.2 8 70 ff. Angeführten und Binder, 
Die Korrealobligationen im römischen und heutigen Rechte. 
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behufs Berichtigung derjelben eingegangene Wechjelichuld nebeneinander, 
jo daß verjchiedene Berbindlichfeiten des Käufers wegen desjelben Ver— 
mögensausjtandes bejtehen. 

In entiprechender Art fünnen mehrere PBerjonen ala Gejamt- 
ſchuldner verpflichtet jein, jo daß jeder den Vermögensausjtand voll und 
ganz jchuldet, daß derjelbe aber nur einmal zu leisten iſt. Nicht minder 
fennen Verkehr und Recht Gejamtforderungen, jo daß jeder Gläubiger 
voll und ganz berechtigt it, der Vermögensausjtand aber dennoch nur 
einmal zu berichtigen iſt. 

Geſamtſchulden und Gejamtforderungen find in ihrer Rechtsbildung 
miteinander verwandt. Ihre Stellung im Berfehre iſt aber eine 
wejentlich verjchiedene, demnach ijt auch ihre rechtliche Gejtaltung keines— 
wegs eine gleiche. 

Beide find daher zwedmäßigerweile getrennt zu behandeln. Dies 
thut auch B. G. B. in den 88 420 ff. einesteild und in den 88 428 ff. 
andernteils. 

Praktiſch bei weiten am wichtigiten ilt die Geſamtſchuld. Zu ihr 
wenden wir uns zunäcdhit. 

IH. Die Gefamtjchuld ift mit nichten ein einheitliches Rechtsinftitut. 
E3 handelt fich vielmehr bei ihr um eine bejondere Eigenichaft, 
welche Obligationen von ganz verichiedener Art und Natur annehmen 
fann. Gejchäftsobligationen, wie beiſpielsweiſe Darlehenjchulden, Kauf: 
gelderjchulden, Obligationen aus unerlaubten Handlungen, welche 
mehreren zur Laſt fallen, auch zahlreiche andere gejegliche Obligationen 
fünnen Gejamtjchulden bilden. 

Die Gejamtjchuld kann die Leiltung von Sachen bezweden. Be— 
jonders Häufig geht fie auf Geld. Auch Handlungen fünnen von 
mehreren als Gejamtjchuldnern übernommen werden, 3.8. ein Hausbau 
durch mehrere Baumeijter.? 

Es jteht natürlic; auch nichts im Wege, daß fich mehrere ins— 
gejamt etwa durch einen Vertrag zu denjelben Unterlajjungen ver— 
binden, daß ſie jich z.B. jämtlich demjelben Konfurrenzverbote unter: 
werfen. Solche Obligationen haben aber eine andere Natur wie Gejamt- 
ihulden. Denn die Unterlafjung des einen, aljo die Erfüllung von 
jeiner Seite, entlajtet den Mitjchuldner nicht von der ihm obliegenden 


2) 1.5 D. de duobus reis 45, 2. 
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Unterlaffung, aljo der Erfüllung feinerfeits, wie dies dem Wejen einer 
Geſamtſchuld entiprechen würde. 

IH. Zu unterjcheiden find die gewillfürten Gejamtjchulden, 
welche diefe Eigenfchaft durch den bejonderen Willen der Beteiligten 
erhalten haben, und die gejeglichen Gejamtjchulden, welche un- 
mittelbar infolge der Rechtslage dieſe Eigenjchaft annehmen. 

IV. Die gewillfürten Gejamtjchulden werden nicht jelten Durch 
ein einheitliche Rechtsgejchäft in das Leben gerufen. Sie fünnen ſich 
aber auch durch getrennte, ſelbſtſtändige, zeitlich auseinander liegende 
Alte bilden. 

1. Geſamtſchulden, welche durch ein einheitliches Nechtögejchäft 
— einen Gejamtatt? — gejchaffen werden, haben wirtjchaftlich und 
rechtlich eine bejondere Stellung. 

Sie follen planmäßig dem Gläubiger Sicherung verjchaffen, und 
ihm die Nechtsverfolgung erleichtern. Denn die Bervielfältigung der 
Obligationen durch Verpflichtung mehrerer ſchützt ihn vor der Gefahr, 
wegen Zahlungsunfähigkeit eines Schuldners Befriedigung nicht erlangen 
zu können, nicht minder dagegen, daß die Abwejenheit des Schuldners 
der Erhebung der Klage Hindernijje in den Weg legt. 

Die regelmäßige Form des Gejamtaftes behufs Begründung von 
Geſamtſchulden war in Rom die Stipulation. Diejelbe vollzog ſich 
dadurch), dat mehrere als Gejamtjchuldner — correi promittendi, d. h. 
Mitbeteiligte am Verſprechen — dem jtipulierenden Gläubiger dieſelbe 
Leiſtung promittierten.* Hiernach nennt man auch in der deutjchen 
Juriftensprache die durch einen Geſamtakt begründete Geſamtſchuld 
häufig Korrealobligatton, und zwar pafjive, weil es fich um Schuldner 
handelt, während man bei entjprechender Begründung einer Geſamt— 
forderung von aktiver Storrealobligation redet. 

Herkömmliche Worte, durch welche man im heutigen Leben Gejamt- 
ichulden durch einen Gejamtaft begründet, jind „Haftung insgeſamt“ oder 
„einer für alle”, oder „jamt und jonders“. 

Natürlich kann die Geſamthaftung auch bei obligationsbegründenden 
einjeitigen Berjprechen, 3. B. mittel3 Ausjtellung einer Inhaberjchuld, 
gejchaffen werden. 


3) Kunke, Der Gefamtaft ein neuer Nechtäbegriff in den Feſtgaben für 
D. Miller 1892. 
4) 1.4 D. duobus reis 45, 2, 
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2. Eine gewillfürte Gejamtichuld kann ferner durch mehrere 
jelbjtändige Geſchäfte entitehen, namentlich dadurch, daß man Die be- 
jtehende Berpflichtung eines Schuldners neben ihm — fumulativ — 
übernimmt. 5 

3. Im weiteren Sinne ijt zu den Gejamtjchulden auch die Bürg- 
Ichaft zu zählen, bei welcher man fich dem Gläubiger gegenüber als 
bloßer Nebenjchuldner — Bürge — für die Erfüllung einer Hauptjchuld 
verbindet. Die Bürgjchaft jedoch iſt ein eigenartiges Nechtöinftitut und 
hat erhebliche rechtliche Bejonderheiten. Demzufolge hebt fie fich von 
der „reinen Geſamtſchuld“ oder der Gejamtjchuld im engeren Sinne 
ab, und ijt getrennt zu behandeln. 

Auch die reine Gefamtjchuld kann von dem einen Teile übernommen 
werden, um dem anderen Teile Stredit zu verichaffen, aljo der Sache 
nach eine VBerbürgung bezweden. Dies tritt aber hierbei dem Gläubiger 
gegenüber nicht hervor, ihm gegenüber verpflichten ſich alle Schuldner 
ohne Rückſicht auf das unter ihnen bejtchende Verhältnis in gleichem 
und vollem Maße. Daher gehört ein derartiges Geſchäft nicht zur 
Berbürgung. 

V. Wie die gewillfürten Gejamtjchulden, jo entipringen auch 
die gejeglichen teilg einem ntitehungsgrunde, 3. B. einem gemeinjam 
geplanten und verübten Delikte, teils ſind es verjchiedene und jelbjtändige 
Gründe, welche ſie hervorrufen. 

Ein Hauptfall der gejeglichen Gejamtjchuld it die Verpflichtung 
mehrerer zum Erjaße eines bejtimmten Schadens, ſei e8 aus unerlaubten 
Handlungen, $ 840 Ab. 1, jei es aus anderen Gründen. Denn iſt 
der Schaden erjeßt, jo ift weiterer Schadenserjat und die Verpflichtung 
zur Leijtung eines jolchen nicht möglid). 

Nicht jelten fommt es vor. daß mehrere aus ganz verjchiedenen 
Rechtsgründen zum Schadenserjage verpflichtet find. Hat z. B. der 
Mieter die vermietete Sache nachläjfig verwahrt, jo daß ein Dritter 
Gelegenheit fand, fie böswillig zu bejchädigen, jo jtehen fie beide für 
den Schaden ein, der eine wegen Nichterfüllung jeiner vertragsmähigen 
Verpflichtung, der andere wegen feiner unerlaubten Handlung. Nicht 
minder ijt der Brandjtifter für den Brandichaden haftbar, und gleich: 
zeitig der gegen Feuersgefahr Verfichernde. 


5) Oben ©. 354. 
Dernburg, Bürgerl. Recht. II. 1. 24 
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Neuerdings jprechen manche in Fällen, in welchen der Schadens= 
erſatzanſpruch auf verjchiedenen Entitehungsgründen beruht, von „un= 
echter Solidarität“, und nehmen an, Daß ſich diejelbe der Bezeichnung 
und dem Begriffe der Gejamtjchuld nicht unterordne.® So wenig man 
aber für die gewillfürte Gejamtichuld Einheit des Entjtehungsgrundes 
fordert, jo wenig iſt dies für die gejegliche zuläſſig. Auch jtimmt dies 
nicht mit dem allgemeinen Begriffe des $ 420. Wichtig it nur, daß 
die Fälle der unechten Solidarobligationen bejonderer Behandlung unter= 
liegen müſſen. 

Unter den zahlreichen anderen Fällen gejeglicher Gejamtjchulden 
iſt namentlich diejenige der Miterben des Schuldners nach $ 258 
hervorzubeben. 

Ferner haften mehrere, welche eine unteilbare Leitung jchulden, 
nach $ 431 als Geſamtſchuldner. Diefe Gejamtichuld bleibt beitehen, 
wenn an Stelle der unteilbaren Leiſtung eine teilbare tritt, aljo ins— 
bejondere eine jolche auf Schadenserjag.? 

VI. Schulden mehrere eine teilbare Leiſtung, jo iſt möglich, daß 
fie geteilt haften jollen, und zwar entweder zu gleichen oder auch zu 
ungleichen Anteilen, nicht minder aber, daß Geſamtſchuld beabjichtigt ijt. 

Nah B. G. B. $ 420 find im Zweifel, Verpflichtungen zum 
gleichen Anteile anzunehmen. ® 

Dieſe Teilung iſt aber nicht bloß dann ausgeichlofien, wenn jie 
dem ausgejprochenen Parteiwillen zumiderläuft, jondern auch dann, 
wenn die Nechtslage, hiervon abgejehen, ergiebt, dab eine Teilung zu 
gleichen Anteilen jachwidrig ift. So iſt hier das „um Zweifel“ aufzu— 
fajien. Bejonders wichtig it dies für Die jog. Fälle unechter Solidarität. 
Der Brandftifter 3. B. und der gegen Feuersgefahr Verſichernde können 
unmöglich für den Schaden je bloß zur Hälfte haften. ® 


6) Eifele im Archiv Für civiliſtiſche Praxis Bd. 77 ©. 478; Oertmann, Vor— 
bem. zum jechiten Abichnitt Sc. 

7) Anders E.I $ 341. Die zweite Kommiſſion lehnte denjelben aber ab. 

8) Gemeinrechtlih war die Frage beftritten, vgl. Windicheid Bd. 2 8 209 Ziff. 7; 
Dernburg, Band. Bd.2 $ 24 Ziff. 7. 

9) Für den Fall, daß mehrere in einem Urteile zu derjelben Summte verurteilt 
werden, nahmen die Römer Verhaftung nad Sopfteilen an, 1. 43 D. de re judicata 
42,1, 1.2 C. si plures 7,55. Nach heutigem Rechte kann died nicht gelten, viel— 
mehr iſt aus den Entiheidungsgründen zu entnehmen, in welhem Sinne eine jolde 
Verurteilung erfolgte; wenn jid) dies nicht beftimmt aus denjelben ergiebt, bedarf 
es einer Entjcheidung in einem neuen Prozeſſe. Es empfiehlt fid) daher, daß der 
Kläger in der Klage Anträge bezüglich der Art und Weije der Verpflichtung der ein— 
zelnen von mehreren Beklagten }tellt. Ja der Richter hat dies nah C. P.O. $ 253 
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Eine beſondere Regelung trifft $ 427 für die gemeinſchaftliche 
Verpflichtung mehrerer durch —— Sie erzeugt im Zweifel 
Geſamtſchuld. Darüber ſogleich das Nähere. 


8 161. Die Vertragsgeſamtſchuld. 


J. Im gemeinen Rechte ſtellt man die Korrealſchulden — die 
wir als Vertragsgeſamtſchulden bezeichnen! — in Gegenſatz zu 
anderen Geſamtſchulden, den ſog. Solidarſchulden. 

Ein ſolcher Gegenſatz beſteht nach der Natur der Sache. Die Ver— 
tragsgeſamtſchuld, welche als ſolche durch einen Geſamtakt planmäßig 
begründet wird, hat im Leben und im Verkehre eine beſondere Stellung, 
und hebt ſich daher auch im Rechte von anderen Geſamtſchulden ab. 

Aber die prinzipielle Unterſcheidung, welche die herrſchende Lehre 
des gemeinen Rechtes machte, iſt unhaltbar. Man lehrte gemeinrechtlich, 
die römische Korrealobligation bilde eine einzige Obligation, welche 
objektive Einheit, aber ſubjektive Verſchiedenheit habe; die Solidar— 
obligation dagegen bilde verſchiedene Obligationen mehrerer auf 
dieſelbe Leiſtung. Dieſes Dogma, welches Keller und nach ihm Ribben— 
trop zur Geltung brachten, iſt wenig klar, und läßt nicht erkennen, wo 
die objektive Einheit der Korrealobligation und die ſubjektive Mehrheit 
beginnt.“ Nach B. G. B. gelten Geſamtſchulden ohne Unterſchied als 
mehrere Verpflichtungen, welche auf einen Zweck gerichtet ſind, 
mögen ſie durch einen Vertrag in das Leben gerufen werden oder 
in anderer Weiſe.?* 

II. Nach römischen Rechte trat im Falle gemeinjchaftlicher Ein- 
gehung einer teilbaren Schuld durch mehrere im Zweifel Teilung und 
zwar nach Sopfteilen ein.* Much nach code civil art. 1202 wird die 
Solidarität nicht vermutet, iſt vielmehr ausdrücdlich zu jtipulieren. Da— 
gegen entjchied ich, älterem deutichen Nechte entiprechend, das A. L. R. 





a „beitimmten Antrag“ — zu verlangen. Vgl. v. Kräwel bei Gruchot Bd. 23 
©. 997. 


1) Genauer gejprochen: durd einheitlichen Rechtsalt — aud) Vermächtnis — 
er Obligationen. 

) Bol. Dernburg, Pand. Bd.2 $ 72. 

3) Allerdings vermeidet das B. G. B., wie die Motive Bd.2 ©. 156 hervor- 
heben, prinzipiell ji für ein bejtimmtes Prinzip, das jog. Einheits- oder das jog. 
Mehrheitsprinzip auszufprehen. Indem es aber einen grundiäßlichen Unterfchied 
zwiſchen Korrealobligation und Solidarjchulden nicht anerfennt, verwirft es die Keller— 
MRIBEEDER Theorie mit ihren onjequenzen. 

) 1.11 $$1 und 2 D. de duobus reis 45,2. 
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1,5 88 424, 425 im Zweifel für Geſamtverpflichtung, ebenſo das alte 
9.6.8. Art. 280. 


Der erite Entwurf folgte dem römischen Nechte, F 337, der zweites 
und das B. G. B. dem A. L. R. 

Verpflichten ſich mehrere durch Vertrag gemeinſchaftlich 
zu einer teilbaren Leiſtung, ſo haften ſie im Zweifel als Ge— 
ſamtſchuldner nach $ 427 

Bei einjeitigen Verträgen ergiebt jich die Anwendung leicht. Mehrere 
Darlehensichuldner haften 3. B. ſolidariſch, ohne Rückſicht darauf, ob 
und was fie aus dem Darlehen empfangen haben.* Bei zweiſeitigen Ge— 
ichäften, insbejondere Berfäufen an mehrere, wird Die erkennbare Ab: 
jicht oft eine andere fein. Haben mehrere einen teilbaren Gegenjtand, 
z. B. eine Schiffsladung Getreide, zuſammen für einen Preis gefauft, 
jo daß jeder nur einen Teil der Ladung zu fordern bat, jo wird nicht 
leicht die Abſicht jein, dat die Gegenleiltung, der Kaufpreis, ſolidariſch 
gejchuldet werden joll.” Schr häufig wird vielmehr offenbar nur eme 
Verbindung ziveier jelbjtändiger Staufgelchäfte vorliegen. 

Was für den gemeinjchaftlichen Vertrag bejtimmt iit, muß aud) für 
das eimjeitige VBerjprechen gelten, joweit es obligattionsbegründend 
it, 3. B. im alle der Ausjtellung einer Schuldverjchreibung auf den 
un durch mehrere. 

Berpflichten ſich mehrere mittel8 getrennter und Eee > Ver⸗ 
träge für dieſelbe Schuld unbeſchränkt, jo trifft zwar 8 427 nicht zu 
allein es iſt hiermit ohne weiteres die Abjicht, für das Ganze zu haften, 
erflärt. 

III. Cine Gejamtvertragsijchuld kann, wie dies bereit für die 
römische Ktorrealobligation angenommen wurde, derart eingegangen wer: 
den, dab die Modalitäten der Schuld für jeden der Schuldner verichiedene 
find. Es kann z.B. der Leiſtungsort für jeden der Schuldner ein an— 
derer jein, nicht minder die Zahlungszeit. Der eine Geſamtſchuldner 


5) Kom. Brot. ©. 566. 

6) Val. DO. Trib. Bd. 32 ©. 349; Striethorft Ardiv Bd. 19 S. 246; O. Trib. 
Bd. 21 ©. 421. 

7) So jedod Goldmann und Lilienthal S.178. — Die Miteigentümer eines 
Grumdjtüdes haben diejes an X. verfauft. Da der einzelne nicht iiber das ganze 
Grundſtück zu verfügen berechtigt ijt, jo ijt die übernommene Verpflichtung dahin 
auszulegen, daß jeder der Verpflichteten, ſoweit er fraft feines Miteigentumes über 
das gemeinichaftlihe Grundſtück verfügen kann, zur Auflaſſung an &. beitragen wolle, 
Eine Solidawerpflichtung ift in jolhem Falle nicht anzunehmen, Gruchot Bd. 35 ©. 115. 


$ 162. Das Recht der Geſamtſchuld. 373 


kann ferner unbedingt, der andere bedingt haften.” Der erite Entwurf, 
$ 322, erflärte dies ausdrücdlich. Nur weil die Bertimmung felbjtver- 
jtändlich jchien, ließ man fie jpäter weg. Hiernach hört eine Schuld 
auch dann nicht auf Geſamtſchuld zu fein, wenn ausgemacht wird, dat 
der eine Schuldner erit in Anjpruch genommen werden darf, wenn der 
andere vergeblich ausgeflagt iſt. 

IV. Sollte durch einen Gelamtaft eine Gejamtichuld begründet 
werden, jo entſteht die Frage, ob die Unwirkſamkeit der VBerpflich- 
tung des einen der Schuldner, 3. B. wegen feiner Minderjährigfeit 
oder infolge der Anfechtung wegen Irrtumes, Betruges oder Drohung 
die Ungültigfeit der Verpflichtung des anderen Schuldners zur Folge 
hat. Es iſt dies zu verneinen,“ꝰ denn die Mitverpflichtung bezweckte, 
das Necht des Gläubigers zu fteigern, micht abzuichwächen. Da dies 
dem Zwecke des Geichäftes entipricht, darf man annehmen, daß es die 
Beteiligten auch wollten; hiernach jteht S 139 nicht entgegen. 


$ 162. Das Recht der Sejamtichuld. 


I. Der Gläubiger iſt jedem Geſamtſchuldner gegenüber auf das 
Ganze berechtigt. Er iſt daher befugt, den einzelnen Schuldner auf das 
Ganze zu belangen, oder auch, wenn er e8 vorzieht, jeden auf einen 
Teil;t er darf auch alle auf das Ganze oder auf Teile als Streit: 
genojjen verklagen, $ 421.”3 Der Gläubiger ijt berechtigt, nach) Aus: 
klagung des einen den anderen zu belangen, ohne daß ihm die Einrede 
der Nechtshängigfeit entgegenjteht;* ja er darf Dies jelbit dann, wenn 
ein anderer Schuldner bereits verurteilt tt. 


75) 82J. h. t. 3, 16, 1..7 D. h. t. 8,2 

8) Vgl. 1.6 pr. D. de duobus reis 45, 2 neque enim sub condicione inter- 
rogatio in utriusque persona fit, ut ita demum obligetur, si alter quoque respon- 
derit. R.G. Bd. 32 ©. 333. 

9) So ausdrüdlih E.I $ 322 Abi. 2; gejtrichen nur, weil als jelbitverjtändlich 
erachtet. 

1) ®al. 1.3 $ 1 D. de duobus reis 45, 2. Das beneficium divisionis, von 
AJuitinian in unglüdlicher Stunde durch die nov. 99 eingeführt, welches jo viele Streit- 
fragen veranlahte, wurde gemeinvechtlich durh R.G. Bd. 12 S. 219 nicht mehr an- 
erfannt. Dem AL.R. war e8 fremd. Das B. G. B. weiß nicht! von ſolchem Rechts: 
behelf. 

2) E.1 8332; Mot. Bd.2 ©. 158. 

3) Sind die Sefamtichuldner als Streitgenoſſen — C. P. O. $ 59 — verklagt, 
jo ftehen fie nad E.B.O.$ 61 dem Gläubiger dergeitalt als einzelne gegenüber, daß 
die Handlung des einen Streitgenofien dem anderen weder zum Borteil noch zum 
Nachteil gereiht. Es gilt dies namentlich bezüglich der Verſäumnis, ſowie Einlegung 
der Berufung, D.Trib. Bd. 49 ©. 56. 

4) Vgl. code civil art. 1204. 
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Anders war es nach vorjuftinianischen Nechte, wenigſtens bei den 
Korrealſchulden.“ Damals befreite die Litisfontejtation mit dem einen 
Korrealjchuldner die übrigen. Denn mehrfache Verurteilungen auf das 
Ganze legte im der älteren Zeit die Gefahr doppelter Beitreibung der 
Schuldjumme nahe. Um diejelbe abzujchneiden, entſchloß ſich die alt: 
römische Jurisprudenz, Befreiung ſämtlicher Korrealſchuldner im Falle 
der Litisfonteftation mit einem Derjelben anzunehmen. Damit wurde 
freilich der Zwed voller Sicherung des Gläubiger weſentlich beein- 
trächtigt. Bet der Ausbildung der Solidarobligation im engeren Sinne 
nahm man daher an, dab die Mitjchuldner erit durch die Erfüllung 
jeiteng des Mitſchuldners, nicht durch die Litisfontejtation mit demjelben 
befreit wurden, Jujtinian endlich Hat dies auch für die Korrealjchuld 
bejtimmt. Die Glajtizität des jpäteren und insbeſondere auch des Heu- 
tigen Prozejjes, die Nechtsbehelfe, welche auch gegen rechtsfräftige Ur: 
teile offen jtehen, laſſen die Gefahr gering ericheinen, daß die jelbitändige 
Verurteilung der mehreren Schuldner zur doppelten Beitreibung des Ge— 
jchuldeten führen fann. 

II. Der Zwed der Gejamtjchuld bringt es mit ſich, daß gewiſſe 
Rechtsthatjachen ſämtliche Gejamtichulden betreffen — gejamtwirfend 
find, daß aber andere Ereignifje nur die Schuld desjenigen Schuldners 
betreffen, dem gegenüber fie ſich vollziehen, jo daß fie nicht geſamtwirkend 
find, 88 422 — 424.6 

1. Gejamtwirfend ijt vor allem die Erfüllung eines der Gejant- 
ſchuldner. 

Sie tilgt das Recht des Gläubigers gegen alle Geſamtſchuldner, 
aber freilich geht nach $ 426 Abſ. 3, ſoweit der erfüllende Schuldner 
Ausgleihung von den Mitjchuldnern verlangen kann, die Forderung auf 
den Erfüllenden über, $ 426 Abi. 2. 

Auch die Erfüllung durch Dritte beendigt das Necht des Gläubigers 
allen Gejamtjchuldnern gegenüber. Es geht aber auf den Erfüllenden 
über, joweit dies nach den allgemeinen gejeglichen Beitimmungen — vgl. 
z. B. $ 268 — Rechtens ijt. 

2. Wie die Erfüllung ift auch die Leiftung an Erfüllungsitatt 
geſamtwirkend. 


5) Siehe das Nähere bei | — Er Bd.2 872. 
6) E.I8325F.; Mot. 0.2 2 ©.1 
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3. Das Gleiche gilt von der Novation.?” Diejelbe wird zwar im 
B. G. B. nicht erwähnt, daß fie aber die Gejamtjchuld tilgt, ergiebt ihr 
Begriff. So it e8 3. B., wenn gemäß $ 607 Abi. 2 eine der Gejant- 
ichulden durch Vereinbarung mit dem Gläubiger in eine Darlehensjchuld 
verwandelt wird. 

4. Geſamtwirkend ijt auch die Hinterlegung. So lange Diejelbe 
widerruflich iſt, hat jte freilich nur Entfräftung ſämtlicher Gejamtjchulden 
durch Einrede zur Folge, jo daß fie ſämtlich wieder geltend gemacht 
werden fünnen, wenn der Hinterlegende das Hinterlegte zurücknimmt.“ 

5. Die Erklärung der Aufrechnung wirft gleichfalls wie Er: 
füllung, nicht bloß zu Gunſten des Aufrechnenden, jondern jämtlicher 
Gejamtichulöner. 

Nach römischen Rechte konnte der Geſamtſchuldner dem Gläubiger 
gegenüber auch Forderungen jeines Mitgefamtichuldners aufrechnen, wenn 
beide Gejellichafter waren.1° Hiervon weiß das preußische Necht!! und 
der code civil art. 1294 nichts, dem B. G. B. iſt dies gleichfalls fremd. 
Ein Gejamtjchuldner ijt daher nur befugt, dasjenige aufzurechnen, was 
er, nicht was die anderen Gejamtichuldner vom Gläubiger zu fordern 
haben, auch wenn er mit ihnen in einem Gejellichaftsverhältnifie ſteht. 


6. Ein Erlafvertrag zwiichen dem Gläubiger und einem der Ge— 
famtjchuldner kann verjchieden wirfen. Er kann entweder bloß diejen 
oder auch die übrigen Schuldner befreien.12-13 Aber das lehtere ijt nur 
der Fall, wenn die Vertragichliegenden das ganze Schuldverhältnis 
aufheben wollen. Daß dies beabfichtigt war, hat zu beweiſen, wer ſich 
auf die umfafjendere Kraft des Erlajjes beruft. Vorbehaltloſe Quittung 
und Rückgabe der Schuldurfunden wird den Schluß auf jolche Abjicht 
nahe legen. 

7. Unmöglichkeit der Leiſtung für alle Schuldner muß fie notwendig 
alle befreien; insbejondere gilt Dies für den Untergang der gejchuldeten 


7) Bgl. 1.31 D. de novat. 46,3. 

8) Bgl. oben $ 119. 

9) Anders Dertmann 8 429 Ziff. 2a. 

10) 1.10 D. de duobus reis 45, 2. 

11) R. G. bei Gruchot Bd. 28 ©. 1022. 

12) In Rom nahm man an, daß der formale Erlafvertrag, die Acceptilation, 
gejamttilgende Wirkung babe, bei dem pactum de non petendo entichied die Abficht 
der Bertragichließenden darüber, wie weit es wirfte, l.2 D. de duobus reis 45, 2, 
1.21 85 D. de pactis 2, 14; Mitteid in Grünhuts Zeitichrift Bd. 14 5.445. 

13) Entiprechendes gilt von einer Schuldübernahme, welche fowohl zu Guniten 
eines Schuldners als aller Schuldner erfolgen kann. 
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Sache. Hat einer der Schuldner die Unmöglichkeit zu vertreten, jo trifft 
dies den anderen, an und für fich, nach B. G. B. nicht. 

8. Der Verzug der Annahme jeitens des Gläubigers fommt 
nicht bloß demjenigen Gejamtjchuldner zu gute, welcher die Leiltung an— 
geboten hat, vielmehr wirkt er zu Gunsten aller Geſamtſchuldner, 
$ 424.18 

Mahnt der Gläubiger, nachdem er durch Angebot eines der Geſamt— 
ichuldner in Verzug der Annahme verjegt war, den anderen Gejamt- 
ichuldner zur Leiftung, ohne daß dieſe erfolgt, jo kommt derjelbe in Ver: 
zug des Schuldners. Dies hat aber nad) $ 425 Abſ. 2 feine Wirkung 
gegenüber den übrigen Schuldnern, insbejondere alſo auch nicht gegen— 
über dem Gejamtjchuldner, welcher jeinerzeit die Yeiltung erfolglos anbot. 
Sp ergiebt ſich, daß gleichzeitig für eine der Geſamtſchulden Verzug des 
Gläubigers, und für die andere Gejamtjchuld Verzug des Schuldners 
vorhanden jein fann, 4 

III. Andere als die bezeichneten Thatjachen wirken in der Regel 
nur für und gegen den Gejamtjchuldner, in deſſen Perſon ſie eintreten, 
$ 425 Abi. 1. 

Snöbejondere wird dies für die Kündigung, für Verzug,“ Ber- 
ſchulden,“ Unmöglichkeit der Leiltung in der Perſon eines 
Gejamtjchuldners, für die Berjährung, deren Unterbrechung und 
Hemmung, 1? für die Bereinigung der Forderung mit dev Schuld !® 
und für das rechtsfräftige Urteil ausgefprochen, 1? $ 425 Abi. 2. 

Dieſe Sätze haben jedoch Feine ausnahmsloſe Geltung, vielmehr 
fann ſich nach 8 425 Abi. 1 aus dem Schuldverhältnis eine weiter- 
gehende Wirkung ergeben. Vorzugsweiſe kann dies für die Vertrags- 
gelamtjchulden von Bedeutung werden. 


13) E.I 8 326; Mot. Bd.2 ©. 159. 

14) Dagegen Dertmann $ 424 Ziff. 2. Er findet das Ergebnis „wunderſam“. 
Mag fein. Indeſſen folgt es aus den Vorjchriften des B. G. B. und it praftijch nicht 
unerträglich. 

15) Die herrichende Lehre des gemeinen Mechtes ſtimmt hiermit infolge der 
1.32 $4 D. de usuris 22,1 überein. Vgl. neuerdings Binder S. 266. 

16) Anders die berrichende gemeinrechtliche Xehre nad) 1.18 D. de duobus reis 
45,2; vgl. Binder a.a.D.; ebenſo code civil art. 1205. Das A. L. R. 1,5 $435 
entfchied jich gegen die Gefamtwirkung. 

17) Aujtinian nahm an, daß die Unterbrechung der Verjährung durch einen der 
Korrealgläubiger oder gegen einen der Storrealichulöner für und gegen alle wirfe, 
1.4C.h.t.8,39. So auch noch A. L. R. I. 5 $ 490; code civil art. 1199, 1206, 2249. 

18) Sp aud) 1.71 pr. D. de fidejuss. 46,1. 

19) Gemeinrechtlich war die herrichende Lehre entgegengeießt. Vgl. hierüber 
Dernburg, Band. Bd,.2 873 Ann. 16. 
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Es iſt 3.2. eine Vereinbarung denkbar, wonach die Kündigung 
an einen der Gejamtichuldner die Schuld gegenüber allen fällig macht. 

Es wird ferner wechjeljeitige Haftung für Berjchulden eines Der 
Geſamtſchuldner bei gewillfürten Gejamtichuldverhältnifien oft anzunehmen 
fein, wenn Handlungen veriprochen werden, welche die Mitſchuldner ge— 
meinjam übernehmen, 3. B. wenn jich zwei Baumeister gemeinichaftlich 
zur Errichtung eines Gebäudes verpflichten. Much wenn zwei Perjonen 
gemeinjam mieten, 3. B. eine möblierte Stube, wird man nach der Natur 
des Schuldverhältniffes und den Verfehrsanichauungen annehmen, dal 
jeder Mieter Berjchulden des anderen zu vertreten bat. 

Hiernach schließt Tich das B. G. B. namentlich für die Frage, ob 
Sejamtjchuldner für Verſchulden ihrer Mitichuldner einitchen, weder der 
berrichenden Anjicht des gemeinen Nechtes an, wonach Storrealichuldner 
allgemein für das Verſchulden ihrer Mitichuldner bafteten,?° noch folgt 
es dem A.L. R. 1,5 $ 438, welches jolche Haftung ſchlechthin verwirft. 


$ 163. Die Ausgleihung unter den Geſamtſchuldnern. 


I. Hat einer der Gejamtichuldner hierzu genötigt oder freiwillig 
den Gläubiger befriedigt, jo fommt dies den übrigen Gejamtjchuldnern 
zu qute Es frägt ſich, ob er hierauf einen Anſpruch gegen Ddiejelben 
gründen fann? Mach jtrengem Nechte iit dies zu verneinen. Jener 
Schuldner hat jeine Verpflichtung erfüllt; er hat für jich gehandelt, um 
jich zu befreien, feinesiwegd um die Gejchäfte anderer zu bejorgen. 

Hiervon ging das römische Necht uriprünglich aus. Es gab daher 
dem Erfüllenden einen Rüdgriff, nur wenn er jolchen aus jeinem Ver: 
hältnis zu den übrigen Geſamtſchuldnern begründen fonnte.! So nament: 
lich, wenn jie Gejellichafter waren, oder wenn der Erfüllende als Mit- 
ſchuldner nur eingetreten war, um dem Mitgeſamtſchuldner Kredit zu 
verichaffen. 

Dies Syitem entiprach der Logik, bildete aber eine Härte. Daher 
finden jich bereit$ im jpäteren römischen Rechte Anjäge, um eine Aus- 
gleichung zwiſchen den Klorrealichuldnern herbeizuführen, wenn einer der: 
jelben den Gläubiger befriedigt hatte. Auf diefem Wege find neuere Geſetz— 
gebungen, insbejondere A.L. R. I,5 $ 436 und code civil art. 1213 


20) 1.18 D. de duobus reis 45.2; Dermburg, Band. Bd.2 873 Anm. 5. 


1) Neuejtend Binder a. a. O. $ 18. Anderer Anficht jedoch Savigny, Obliga= 
tionenreht Bd. 1 ©. 240; vgl. bei Dernburg, Band. Bd.2 873 Anm. 17 Unger. 
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weiter gegangen. Am entjchiedenjten gejchieht dies aber durch B. G. B. 
8 426.? 

II. Nach $ 426 Abj.1 jind in der Regel die Gejamtichuldner 
„untereinander zu gleichen Anteilen verpflichtet“. 

Durch das Geſetz wird aljo eine rechtliche Gemeinjchaft aller 
Geſamtſchuldner hergeitellt, ohne Unterjchied, ob die Geſamtſchuld auf 
einem einheitlichen Rechtögeichäfte beruht, oder auf jelbftändigen Nechts- 
aften. Dies namentlich auch, wenn jie fich aus unerlaubten Handlungen 
ergiebt, mögen fie gemeinjchaftlich oder getrennt vorgenommen fein. Nicht 
einmal vorjägliche und jtrafwiürdige Schädigungen, an welchen mehrere 
beteiligt waren, jind ausgenommen. 

Für die Herjtellung einer jolchen Rechtsgemeinjchaft durch das Geſetz 
fehlt e8 nicht an Analogien. Dahin gehört die große Haverei, welche 
ih im Anſchluß an die römische lex Rhodia de jactu ausgebildet hat; 
denn auch hierbei wird eine rechtliche Gemeinjchaft von Perſonen her: 
geitellt, welche derjelben Gefahr ausgeſetzt jind, jo daß derjenige, dejjen 
Habe zur Erhaltung von Schiff und Ladung geopfert wurde, Aus: 
gleichungsaniprüche gegen diejenigen bat, welchen jenes Opfer Rettung 
gebracht hat. 

Die rechtliche Gemeinschaft zwiichen den Gejamtichuldnern bildet 
einen twejentlichen Fortichritt gegenüber dem ftarren Recht. Schade, daß 
die Ausgleichung, welche man bei den Schuldverhältnijien jelbit Näubern 
und Branditiftern nicht verjagt, im Falle einer jog. Korrealhypothek Be: 
fitern und Gläubigern nicht gewährt werden fonnte.® 

II. Die Folgen der Rechtsgemeinſchaft zwifchen den Gejamtjchuld- 
nern find tiefgreifende. 

1. Ieder der Mitgejamtjchuldner hat dafür zu jorgen, daß der andere 
nicht mehr zu leilten hat als auf dejien Anteil entfällt. Er kann daher 
nach Fälligfeit der Gejamtichuld von jeinen Mitgefamtjchuldnern darauf 
belangt werden, daß er anteilig dem Gläubiger leijtet. 

2. Hat einer der Mitjchuldner die ganze Schuld oder einen Teil 
berjelben® erfüllt, jo Hat er einen Nüdgriff gegen die Mitgeſamt— 





2) E.18 337; Mot. Bd.2 &.169; Kom. Brot. S.885, 2531. 

3) Vgl. unten Bd. 3. 

4) Motive Bd.2 ©. 170. 

5) Es iſt anzunehmen, daß der Anjpruch nicht davon abhängig it, dab der 
Mitihuldner mehr als jein Anteil beträgt, geleitet hat, bei vielmehr jede Leiſtung 
zu einer ſelbſtändigen a a bereditigt. So R.O. H. G. Bd. 24 ©.99; Gold- 
mann und Lilienthal S. 18 
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ichuldner auf Erjtattung, jedoch nur geteilt, falls mehrere Mitgejamt- 
ſchuldner vorhanden find. 

3. Soweit von einem der Gejamtichuldner der von ihm zu eritat- 
tende Betrag nicht zu erlangen it, ſei es wegen Zahlungsunfähigkeit, 
jei e8 aus anderen Gründen, iſt nach $ 426 Abſ. 1 der Ausfall von 
den übrigen zur Ausgleichung verpflichteten Schuldnern zu tragen. Es 
it jelbjtverjtändlich, dab dies nur unter Berüdjichtigung des Anteiles, 
welcher auf den Rüdgriffsberechtigten fällt, zu geichehen hat, wenn aud) 
das Geſetz hierüber nichts Bejonderes beitimmt. 

4, Hat der Nüdgriffsberechtigte den Ausfall des auf einen jeiner 
Mitgefamtichuldner fallenden Anteiles jelbjt verjchuldet, z. B. infolge nach» 
läſſiger Prozekführung, oder einer Stundung, welche nicht jachlich ge- 
rechtfertigt war, jo fann er dejien Erjat von den übrigen Gejamtjchuld- 
nern nicht beanjpruchen. ® 

IV. Die anteilige Verhaftung unter den Geſamtſchuldnern tritt nach 
$ 426 Abſ. 1 Sa 1 nur ein, „ſoweit nichts anderes bejtimmt ijt”. 

Dies beichränft ſich keineswegs auf den Fall einer ausdrüdlichen 
Vereinbarung der Barteien. Anteilige Ausgleichung fann auch dann nicht 
beanjprucht werden, wenn jie dem Verhältnifje, welches der Ge— 
jamtichuld zu Grunde liegt, widerjpricht, 3.8. weil der Erfüllende 
in der That der am Gejchäfte materiell Beteiligte war, der Mitjchuldner 
nur für ihn eintrat, um ihm Kredit zu verjchaffen. 

In einigen Fällen iſt die Ausgleichungspflicht durch bejondere Ge— 
jegesbeitimmungen ausgejchlojien, 3. B. durch $ 840 Abj.2 und 3, $ 841 
und $ 1833 Ab}. 2, wo ein Teil wegen fchuldhafter Schädigung, der 
andere nur wegen Mangels der Aufficht jchadenserfagpflichtig it. Es 
it aber überhaupt die anteilige Haftung unter den Gejamtjchuldnern 
überall da zu verneinen, wo jie der Billigfeit widerjtreitet, denn es 
Handelt jich bei der Ausgleichung um einen Nechtsjaß, welcher in der 
Billigfeit jeinen Grund hat. 

Kein Zweifel alfo, dat in Fällen jog. unechter Solidarität die Aus— 
gleichung feinen Boden findet, fo daß 3. B. der Branditifter, welcher 
den Brandichaden erjegte, feinesivegs vom Berficherer, welcher infolge: 
dejjen den Schaden zu vergüten hat, die Hälfte des Aufgewendeten be- 
anjpruchen fan. 


6) Pland $ 426 Ziff. 2; Dertmann daſelbſt Ziff. 3 am Schluffe. 
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Es iſt auch anzunehmen, day der Thäter, welcher den Schaden 
erjett hat, Der durch feine unerlaubte Handlung entitanden it, von ſeinem 
Gehilfen oder Begünitiger feinen Anteil zu fordern bat. Das Gegen- 
teil würde die Billigfeit des Geſetzes in Unrecht verkehren. 

V. Sit der Gläubiger von einem Gejamtjchuldner nicht durch Leiſtung 
des Schuldgegenitandes, jondern durch Angabe an Errüllungsitatt be- 
friedigt, jo hat er gleichfalls zweifelsohne einen Anjpruch gegen die Mit: 
ichuldner auf Ausgleihung. Derſelbe geht aber jelbitveritändlich nie auf 
einen höheren Betrag, als er bei Erfüllung des Schuldgegenftandes zu 
beanjpruchen hätte, auch wenn das Angegebene etwa mehr wert geweſen 
wäre. Aber auc) mehr als der Wert des Angegebenen betrug, wird der 
an Errüllungsitatt Leiſtende von den übrigen Gejamtjchuldnern nicht zu 
fordern haben. 

Entjprechend wird der Fall zu behandeln jein, in welchen einer der 
Geſamtſchuldner Erlaß der Gejamtichuld für alle gegen ein Vermögens: 
opfer erwirkte. Hat er ein jolches Opfer nicht gebracht, jo wird der Um— 
itand allein, daß der Gläubiger ihm gegenüber die Schuld zu Guniten 
aller erließ, einen Anſpruch gegen die Mitgefamtjchulöner nicht begründen. 

VI. Soweit ein Geſamtſchuldner den Gläubiger befriedigt hat, und 
von den Übrigen Schuldnern Ausgleichung verlangen kann, geht die ‚For: 
derung des abgefundenen Gläubigers gegen die übrigen Schuldner auf 
ihn über, $ 426 Ab}. 2 Satz 1. Dies hat den Zweck, dem Erfüllenden 
Sicherheiten, welche den Gläubiger deckten, behufs Geltendmachung jeines 
Ausgleihungsanjpruches zu verichaffen. 

Duantitativ joll ihm der Übergang der Gläubigerforderung nicht 
mehr gewähren, als ihm der Ausgleichungsanfpruch verichafft. Daher 
it anzunchmen, daß die Forderung des abgefundenen Gläubigers nicht 
als ein jolidarischer, jondern als ein unter jeinen Mitſchuldnern geteilter, 
auf ihn gelangt. 

Zum Nachteil des Gläubigers kann der Übergang nicht geltend ge- 
macht werden, $ 426 Abi. 2 Sab 2. 

$ 164. Gejamtjorderungen. 

I. Von Gejamtgläubigern Ipricht das B.G.8.$ 428, falls jeder 
von mehreren Gläubigern eine Leiltung jelbitändig zu fordern bat, 
die Leiſtung aber gegenüber allen die Schuld tilgt.! 





1) Das römische Recht launte die Gefamtforderung, insbeſondere die aftive 
Norrealobligation in ähnlicher Weiſe wie das B. G. B. Tas A. L. R. 1,5 $ 450 
kannte nur die gemeinſchaftliche Obligation. 
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Die Bezeichnung als Geſamtgläubiger it auffallend. Denn nicht ein 
Sejamtrecht liegt vor, jondern ein völlig jelbitändiges Necht eines jeden 
der Gläubiger. Nach innen kann ein Geſamtrecht beitehen, aber not: 
wendig iſt auch dies nicht. 

Sehr verichieden it das gemeinschaftliche Gläubigerrecht, wel— 
ches mehreren Gläubigern zujammen zuſteht. Dies Necht it praktijch 
von größerer Bedeutung als das der Öejamtgläubigerichaft. 

II. Das Berhältnis der Gejamtgläubiger fann 

a) Durch Vertrag begründet werden. Es kann dies vorkommen in 
‚sällen ſog. Innengejellichaft. Denkbar it es auch, daß es auf Ver: 
tretung beruht, indem man dem Vertreter nad) außen bin die volle 
Yegitimation als Gläubiger einräumt. 

Wenn aber mehrere mittels Vertrages ein Forderungsrecht gemein: 
Jam begründen, jo werden jie im Zweifel nicht Gejamtgläubiger, 
s 420. Ob fie Teilgläubiger oder gemeinjchaftliche Gläubiger werden, 
it nach dem unterliegenden Verhältnis zu beurteilen. 

b) Gelamtgläubiger werden mehrere infolge Vermächtniſſes nach 
$ 2151, wenn mehrere derart mit dem Vermächtniſſe bedacht find, dal; 
der Beichwerte oder ein Dritter zu beitimmen hat, wem von ihnen das 
Bermachte zufommen joll und dieje Beſtimmung unterbleibt. Der Ber: 
mächtnisnehmer, welcher das VBermachte bezieht, iſt im Zweifel nicht zur 
Teilung verpflichtet. 

c) Es fommt auc vor, dab das Geſetz mehrere zu Geſamtgläu— 
bigern macht. ? 


$ 165. NRedtsverhältniiie der Gejamtforderung. 


I. Ieder der mehreren Gläubiger it befugt, jelbitändig die volle 
Leiltung einzuflagen oder nach jeinem Belieben auch nur einen Teil der: 
jelben. 

Nach gemeinem Rechte jchloß die Nlageerhebung des einen der 
Gläubiger die übrigen Gläubiger aus, es galt alſo das jog. Präven— 
tionsprinzip. Der Schuldner konnte fortan nur noch demjenigen Gläu— 
biger erfüllen, welcher die Klage erhoben hatte. ! 

Anders nah B. G. B. Die Stlageerhebung feitens des einen Gläu— 
bigers hindert den anderen nicht, vom Schuldner auch jeinerjeits den 

2) Fälle, die hierher gehören, begründen 88 525 Abſ. 2, 2194. 

1) 1.16 D. de duobus reis 45, 2, 
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Schuldgegenjtand einzuffagen. Es fünnen daher auch vechtsfräftige Er- 
fenntniife zu Gunſten eines jeden der Gejamtgläubiger ergehen und jeder 
fann die Zwangsvollitredung betreiben. 

Andererjeit3 fann der Schuldner nach jeinem Belieben an jeden der 
Gläubiger leiſten. Dies gilt auch dann, wenn ein anderer Gläubiger 
bereit Klage auf die Leiltung erhoben hat, 8 428. 

Unerwünschte Folgen müfjen fich hieraus namentlich) dann ergeben, 
wenn die Gejamtgläubiger nicht untereinander zur Ausgleichung ver- 
pflichtet find, denn der Schuldner kann dann die Gläubiger in Schach 
halten, durch die Drohung, daß er nicht demjenigen erfüllt, welcher Elagt, 
jondern demjenigen, welcher nicht Elagt. 

Selbitverständlich ift das Necht des Schuldner, nach feinem Be— 
lieben an einen der Gläubiger zu leiften, dadurch nicht ausgejchlofjen, 
daß er einem anderen Gläubiger bereits eine Teilleiftung machte. 

II. Für die Frage, welche Ereignifje bezüglich der Gejamtforderung 
gefamtwirfend find, welche nicht, find im allgemeinen dieſelben Rechts— 
jüe wie bei der Gefamtichuld mahgebend, $ 429 Abi. 3. Hieraus er- 
giebt ſich, daß geſamtwirkend tt 

1. die Erfüllung und die Hingabe an Erfüllungsitatt, 

2. die Aufrechnung. Entiprechend $ 422 Abj. 2 kann der Schuldner 
zwar einem Gejamtgläubiger gegenüber nur die ihm gegen diejen, nicht 
die gegen einen anderen Gejamtgläubiger zujtehende Forderung aufrechnen. 
Er ijt aber befugt, gegenüber diefem anderen Gläubiger die Aufrechnung 
zu erflären, $ 388. Damit ijt jeine Schuld gegenüber allen Gläubigern 
erlojchen. ? 

3. Nicht minder ift die Hinterlegung gefamttilgend, wenn die Zurück— 
nahme der hinterlegten Sache ausgeſchloſſen iſt. Aber auch die zurüd- 
nehmbare Hinterlegung muß notwendig, jolange dag Hinterlegte nicht 
zurücgenommen ijt, eine Einrede gegenüber allen Gejamtgläubigern geben, 
jonjt wäre der Rechtsjag, daß der Schuldner nach feinem Belieben an 
jeden der Gläubiger leijten kann, illujoriich.® 


2) Anders Planck $ 429 3 ff.2 

3 Anderer Anficht Pland $ N 429 Ziff. 1, welcher ausführt: „Das dem Schuldner 
nah $ 379 zujtehende Recht, den Gläubiger auf die hinterlegte Sache zu verweiſen, 
fann ihm nur gegen denjenigen Gläubiger zuſtehen, für welchen die Hinterlegung 
erfolgt ift; die anderen Geſamtgläubiger jind nicht berechtigt, das Hinterlegte anzu— 
nehmen, jie können daher aud nicht darauf verwiejen werden.“ Dies iſt unzweifel— 
haft richtig, bleibt aber bei dem Wortlaute des 8 379 jtehen umd trifft den Kern der 
Sache nicht. 
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4. Ein mit dem Schuldner und einem der Gejamtgläubiger ab- 
gejchlojjener Erlaßvertrag wirkt je nach der Abjicht der Vertragichliegen- 
den entweder nur unter ihnen oder auch gegenüber den übrigen Gläubigern. 

5. Gejamtwirfend iſt notwendig auch eine in diefem Sinne abge: 
ichlofjene Novation, 3. B. die Vereinbarung mit einem der Gläubiger, 
daß diejem das infolge der Gejamtforderung gejchuldete Geld als Dar- 
lehen gejchuldet werden jolle, $ 607 Ab}. 2. 

III. Nicht für und gegen die übrigen Gläubiger wirft 

1. die Kündigung ſeitens eines Gejamtgläubigerd. Seine Forde— 
rung wird durch Diejelbe fällig, diejenige der Mitgläubiger wird dies nicht. 

2. Gleiches gilt für die Mahnung feitens eines der Gläubiger. 

Der nur einem Öejamtgläubiger gegenüber eingetretene Verzug des 
Schuldners giebt den übrigen Gläubigern feine Nechte. Der Schuldner 
ist befugt, ihmen gegenüber die geichuldete Leijtung zu bewirken, wie 
wenn ein Verzug nicht vorgefommen wäre. Der Anfpruch des Gläu— 
bigers, welcher vergeblich gemahnt hat, iſt freilich damit erledigt.* Die 
ohnehin geringe praftiiche Brauchbarkeit unjeres Nechtsgebildes wird hier- 
mit noch weiter vermindert. 

3. Die Verjährung des Rechtes eines Gejamtgläubigers, deren 
Hemmung und Unterbrechung ift für die übrigen Gläubiger ohne Wirkung. 

4. Das zwilchen einem der Gejamtgläubiger und dem Schuldner 
ergangene rechtsfräftige Urteil wirft weder für noch gegen die übrigen 
Gläubiger. 

Wie bezüglich der Geſamtſchuld fönnen bezüglich der Gefamtforderung 
durch das Schuldverhältnis Ereignifje, welche in der Regel nur jubjektiv 
wirfen, zu gejamtwirfenden gemacht werden. 

IV. In doppelter Hinficht ift für die Gejamtforderung von den 
Vorjchriften über die Gefamtjchuld Abweichendes angeordnet. 

1. Gerät einer der Gejamtgläubiger in Berzug, jo jchadet dies 
auch den übrigen Gejamtjchuldgläubigern, $ 429 Abj. 1. 

Sind die Gejamtgläubiger untereinander, 3. B. durch Gejellichafts- 
verhältnis, verbunden, jo it dies wohl gerechtfertigt, andernfalls kann 
hierin eine Härte liegen. So namentlich, wenn der Erbe einem der 
alternativ berechtigten Vermächtnisnehmer das Vermachte, z. B. ein Pferd, 
vergeblich angeboten hat, und dasjelbe nachher infolge Fahrläſſigkeit des 
Erben zu Grunde ging. 


4) Pland $ 429 Biff. 7. 
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2. Vereinigen jich Forderungen und Schuld in der Perſon 
eines Gejamtgläubigers, jo erlöjchen die Rechte der übrigen Gläubiger 
gegen den Schuldner, $ 429 Abi. 2. Vom praktischen Standpunkte aus 
läßt ich hiergegen nichts erinnern. Daß bei Gelamtjchuldverhältniiien 
die Behandlung die entgegengelegte it, iſt gleichfalls in der Sache wohl 
begründet. 

Die Vereinigung fann übrigens auch durch Abtretung der Geſamt— 
forderung an den Schuldner eintreten. ® 

V. Nach $ 430 joll eine Nechtögemeinjchaft unter den Geſamt— 
gläubigern angenommen werden, jofern nicht durch Geſetz oder Mechts- 
geichäft ein Anderes beitimmt ist. Dies iſt namentlich im Falle eines 
mehreren wahlweiſe zugewendeten VBermächtnifjes nach SS 2151, 2152 
der all. 

In der Negel iſt aber der Geſamtgläubiger, welcher die Leiitung 
erhalten hat, verpflichtet, den anderen Gejamtgläubigern einen verhältnis: 
mäßigen Anteil des Erhaltenen herauszugeben. 

Hat ein Geſamtgläubiger bloß feinen Anjpruch erlaſſen, jo berührt 
dies die übrigen Gläubiger an umd für jich nicht. Dat er das Gejamt- 
recht erlaſſen, ſo wird er ihnen in der Regel auf den Anteil haftbar, 
welcher auf jie ohne den Erlaß entfallen wäre, 

Im Falle einer Annahme an Zablungsitatt durch einen der Gläu— 
biger fünnen die übrigen ihren Anteil am urſprünglich Gejchuldeten 
berausverlangen, wie wenn Erfüllung geleiltet wäre. Dies kann aber 
nach den Grundjäßen der Gejchäftsführung ohne Aufträge, 88 677 und 
680, erhebliche Einſchränkung erfahren. 


$ 166. Gemeinſchaftliche Forderungsrechte. 


I. In zahlreichen Fällen ſind Forderungsrechte gemeinjchaftlich. 
Dies iſt z. B. bei der Gejellichaft des B. G. B. 88 709, 718, der Erben: 
gemeinjchaft, $S 2039, bei der Gütergemeinjchaft nach deren Auflöſung bis 
zur Auseinanderſetzung, 8 1472, der Fall. 

UI. Ein gemeinfames Forderungsrecht beiteht ferner, wenn mehrere 
Gläubiger, ohne Sejamtgläubiger zu fein, eine unteilbare Leijtung 
zu fordern haben.t Für Dielen Fall giebt S 432? nähere Beitimmungen. 


5) Val. Stammler a.a.D. ©. 261. 
1) Vgl. hierüber oben & 47. 
2) E.1 8339; Mot. W.2 &.171; Kom. Brot. S. 898. 
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1. Der Schuldner kann nur an die Gläubiger gemeinschaftlich Leiften, 
jeder Gläubiger nur die Leitung an alle fordern. 

2. Es wird aber nicht verlangt, daß jämtliche Gläubiger gemein- 
Ihaftlich klagen. Bielmehr ift jeder jelbjtändig zur lage auf Leistung 
berechtigt, aber auf Leiſtung an alle. 

3. Es kann jein, daß die Leijtung ohne weiteres, wenn vollzogen, 
allen zu gute fommt, 3. B. die Reinigung oder Neparatur eines gemein- 
jamen Haujes. Sonſt ift dafür bejondere Vorfehrung zu treffen, daß 
die Leiſtung allen zu gute fommt. 

Handelt es ſich um Herausgabe einer Sache, fo ijt fie für alle 
Gläubiger zu hinterlegen. Soweit jie nicht hinterlegungsfähig ift, ijt fie 
an einen gemeinjamen Verwahrer abzuliefern. 

4, Eine Thatjache, die nur in der Perſon eines der Gläubiger ein- 
tritt, wirft nach $ 432 Abſ. 2 nicht für und gegen die übrigen Gläubiger. 

Daher it insbejondere Kündigung bloß an einen Gläubiger nicht 
ausreichend; ebenjowenig Kündigung wie auch Erlaß durch einen der 
Gläubiger. Es muß Kündigung der übrigen Gläubiger, Erlaß durch die 
jelben, Kündigung an die übrigen Gläubiger Hinzufommen, damit die 
beabjichtigte Rechtswirkung eintritt. 

Auch Annahmeverzug des einen Gläubigers fchadet den übrigen 
Släubigern nicht. 4 

Ein rechtöfräftiges Urteil zu Gunften eines der Gläubiger ferner 
giebt nur ihm das Recht, die Leiſtung an alle beizutreiben, das Urteil 
zu Ungunjten des einen Gläubiger behindert die übrigen Gläubiger 
nicht, die Leiſtung an alle einzuflagen. 

5. Die Berhältnifje zwischen den gemeinchaftlichen Gläubigern be- 
jtimmen jich nach dem zu Grunde liegenden Verhältnifje. 

Daß im Zweifel gleiche Anteile anzunehmen find, entjpricht $ 742. 
Wie jollte die auch anders jein? 

6. Tritt an Stelle der unteilbaren Leiftung ein Erjaganfpruch in Geld, 
jo tritt Teilung ein. Jeder Gläubiger kann nur fein Interejje verlangen.S 


3) Anders Coſack ©. 383; Goldmann und ra S. 178. Dagegen Pland 
zu 8432 Biff. 2 u.3 und Dertmann $ 432 Ziff. 3: „Bei dem allgemeinen Wort: 
Ki des Abſ.2 wird die bloß jubjeftive Wirkung anzunehmen fein.“ 

4) Bietet aber der Schuldner die Leiftung an alle an, fo geraten alle Gläubiger 
in Verzug, wenn auch nur ein Gläubiger nicht annimmt. 

5) E.I 8 341. bejtimmte jo ausdrüdlid. Died wurde zwar von der zweiten 
Kommiljion, Prot. S. 895, geitrichen, jedoch nur mit Rüdfiht auf die Schuld, nicht 
auf die Forderung einer unteilbaren Zeiftung. 
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Zweite Abteilung: 
Einzelne Obligationen. 


— 


Erite und zweite Auflage. 


Halle a. S., 
Berlag der Buhhandlung des Waifenhaufes. 
1901. 


Vorrede zur zweiten Abteilung. 


Dem allgemeinen Teile der Schuldverhältnijie folgt hiermit die 
Daritellung der einzelnen Obligationen. Nicht bloß die dem bürgerlichen 
Rechte angehörenden, jondern auch die handelsrechtlichen Obligationen 
ind behandelt. Insbeſondere hat auch das Wechjelvecht, ähnlich wie 
früher in meinem Preußischen Privatrecht, jeinen Platz gefunden. Solche 
Zuſammenfaſſung iſt nach meiner Ansicht für Wiſſenſchaft und Praxis 
nützlich. 

Verſicherungsrecht und Verlagsrecht fehlen, da ſie vorausſichtlich 
in kurzer Zeit reichsrechtlich neu geordnet werden. 


Weſtend, 1. September 1900. 


Der Verfaſſer. 
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Erfter Titel. 
Die Veräußerungsgeſchäfte. 


Erſtes Kapitel. 
Die grundlegenden Lehren des Raufes.! 


$ 167. Einleitung. Der Kauf im allgemeinen. 

I. Nach wirtjchaftlichen Gefichtspunften gliedern fic die Vertrags: 
obligationen. Einige bezwecden den Umſatz der Güter, andere regeln die 
Organijation der menschlichen Arbeit; dazu kommen jolche, welche den 
Kredit, jeine Förderung und Sicherung beziwveden. Unabhängig vom 
Barteiwillen erwachſen um der Gerechtigkeit willen Anfprüche aus uns 
erlaubten Handlungen und ungerechtfertigter Bereicherung. ? 


1) liber römiiches Recht vgl. Behmann, Kauf 1. Teil 1876, 2. Teil 1. Abt. 
1584. Bezügli des B.G.B. Bernhöft, Kauf, Miete in den Beiträgen zur Er: 
läuterung des B. G. B. von Belter und Fiſcher 12. Heft, Ernſt Zimmermann in den 
bad. Annalen Jahrg. 1897 S. 205. 

2) Die Anordnung des fiebenten Abjchnittes des zweiten Buches ift zwar feine 
jtreng ſyſtematiſch gegliederte, entbehrt aber nicht eines leitenden Yadend. Er be: 
ginnt mit den Beräußerungdverträgen, Kauf, Tauſch — im Titel 1 —, Schen— 
fung — im Titel 2 —, die Verträge über Überlafiung von Gebrauch und 
Nußungen, „Miete, Pacht und Leihe“ folgen in Titel 3 und 4; ihnen ift in Titel 5 
das Darlehen zugejellt. Eine ausgedehnte Gruppe bilden dann Geſchäfte, welche zu 
einer Thätigfeit verpflicdyten oder jolche herbeiführen jollen, Dienjtverträge, Wert: 
verträge, Mäklergeſchäfte, Auslobung und Auftrag in den Titeln 6—10, welden 
fi) die Gejchäftsführung ohne Auftrag im 11. Titel angliedert. Diefer Gruppe ge— 
hören auch Verwahrung, Titel 12 und Einbringung von Sacen bei Gajtiwirten, 
Titel 13 zu. Dann vegeln Titel 14 und 15 Gejellihaft und Gemeinſchaft. 
Als gewagte Geſchäfte jcheint darauf Titel 16 und 17 Leibrente, Spiel und Wette 
zujammenzuijtellen. Es folgen Gejchäfte zur Sicherung und zur Feititellung von 
Anſprüchen, nämlid im 18. Titel Bürgichaft, im 19. Vergleich, im 20. Schuld— 
verfprechen und Sculdanerfenntni®, an deren Seite die Anweifung im 21. Titel 
tritt. Übrig blieben Schuldverichreibungen auf den Inhaber im 22., und Vorlegung 


Dernburg, Bürgerl. Recht. 11. 2. 1 


2 Die grundlegenden Lehren des Kaufes. 


An der Spige der Beräußerungsgejchäfte jteht der Kauf, welcher 
Umfaß der veräußerlichen Güter gegen Geld bezwedt. 

Die Zweifeitigfeit ift dem Kauf innewohnend; daher ſprechen die 
Römer von emtio, venditio; der deutſche Sprachgebrauc) betont die eine 
Seite, „den Kauf“, der franzöfiiche die andere, „vente“. 

Die Regeln des Kaufes jind vorbildlich. Sie gelten großenteils 
auch für entgeltlihe VBeräußerungsgejchäfte anderer Art, B. G. B. 
SS 454, 493. 

II. Ter Kaufvertrag über eine Sache verpflichtet nad) B. G. B. 
$ 433 einerjeitS den Verkäufer, dem Käufer die Sache zu übergeben 
und ihm das Eigentum an derjelben zu verschaffen, andererfeits 
den Käufer zur Zahlung des Kaufpreijes und zur Abnahme der 
Sache. 

Die Verpflichtung des Verkäufers iſt hiermit anders geſtaltet als 
nach römischen Recht. Denn nach diefem Recht lag dem Berfäufer nur 
ob, die Sache dem Käufer zu übergeben und ihm für das Behalten 
einzuftehen® — rem habere praestare. Nach römiſchem Recht hatte 
alfo der Verkäufer feine Verpflichtung mit der Übergabe und der Über: 
nahme der Gewährjchaftspflicht erfüllt. Wurde dem Käufer die Sache 
jpäter von einem Dritten mittels vechtsfräftigen Urteiles entwährt, jo 
fonnte er das Intereſſe — oder die vereinbarte dupla — beanjpruchen; 
darin lag aber nicht Erfüllung des Nlaufvertrages, jondern Er— 
füllung der übernommenen Gewährleijtungspflicht. 

Das B. G. B. jegt nach dem Borgange des ÜUL.R.I,I11$S1 an 
die Stelle des römischen Eviktionsprinzipes das Verſchaffungsprinzip. 

Der Verkäufer erfüllt daher jeine Verpflichtung aus dem Kauf— 
vertrage nicht durch die Übergabe der Sache und bei Grundjtücen durch 
die Auflaffung allein, er muß hierdurch auch Eigentum verjchafft 
haben und zwar lajtenfrei. So lange dies nicht der Fall iſt, hat 
er nicht volljtändig, vielmehr nur „teilweiſe“ — jo drüdt ſich das B.G.B. 
s$ 325, 326 aus — erfüllt. 

Immerhin haben die Verpflichtungen zur Übergabe beziehungsweije 
zur Auflaſſung eimerjeitS und zur Nechtsverichaffung andererjeit3 ver: 
von Sachen im 23. Titel. Die ungerechtfertigte Bereicherung im 24. und die uner- 
laubte Handlung im 25. Titel jchliegen den Abjchnitt. Vgl. Mathias, B. R. Bo. 1 
©. 431. Unſere Darftellung muß in einzelnen Beziehungen von diefem Gange ab- 


3) L11 82 D.dea.ev.19,1; 1.25 $1D.dec.e. 18,1. Vgl. Übrigens 
auch Er, Die Verpflichtung des Verkäufers 1874. 
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ichiedene Natur. Übergabe und Auflaffung geichehen fichtbar, die Rechts: 
verichaffung vollzieht jich unfichtbar. Dies macht jich bei der Einrede 
des nicht erfüllten Vertrages geltend. Denn die Übergabe beziehungs- 
weile die Auflafjung hat der Verkäufer diejer Einrede gegenüber zu 
beweifen, um mit jeiner Klage auf den Kaufpreis durchzudringen; daß 
ihm durch jene Akte das volle Recht nicht verjchafft ift, muß aber der 
Käufer darthun, um die Einrede des nicht erfüllten Vertrages durch- 
zujegen, $ 442. Ferner knüpft fich der Übergang der Gefahr auf 
den Käufer an die Übergabe — bei Grundjtüden auch an die Ein- 
tragung im Grundbuche — feineswegs erit an die Nechtsver- 
ſchaffung. 

III. Kauf und Tauſch bildeten zweifellos in den Anfängen der 
Rechtsentwidelung bloße Realgejchäfte Man taufchte Ware gegen 
Ware, dann gegen Geld, lange, ehe von Kredit und gegenfeitigen obli- 
gatorischen Verpflichtungen die Rede fein konnte. * 

Auf höheren Kulturjtufen handelt es fich bei Kauf und Taufch in 
der Regel um Übernahme gegenfeitiger obligatorifcher Ver- 
bindlichkeiten, jo daß die Lieferung der Ware und die Zahlung des 
Preiſes die Erfüllung diefer Verbindlichkeiten bilden. Dies iſt die Regel 
des römischen und des heutigen Rechtes; doch iſt Fein Grund erfichtlich, 
warum ein bloßes Realgeſchäft — Handfauf —, wenn die Abjicht 
der Parteien Hierauf geht, nicht anerkannt werden follte.5 Solche Ab- 
jicht kann der Gejchäftshergang 3. B. beim Erwerb von Haufierern auf 
der Straße oder durch den Automaten® erjichtlich machen. 

Dies ijt für die Beweislaft wichtig. Klagt der Berfäufer auf Zah: 
lung des Kaufpreijes und giebt der Käufer den Gejchäftsjchluß zu, führt 
aber an, daß es ſich um bloßen Handkauf handelte, jo hat er die Über- 
nahme einer obligatorischen Verbindlichkeit nicht zugeitanden, welche ihn 


Bol. über das alte römiſche Necht Rernice, Yabeo Bd. 1 &.456, Behmann 
a. a. * * eil. a des deutichen Rechtes fiehe Heusler, Inſt. des deutichen 
Privatrechtes Bb.2 © „In einer Gejellichaft, deren Bertrauen auf die öffent- 
lihe Gewalt ala — eh vermögendrechtlicher Intereſſen noch gleich Null ift, find 
alle Geſchäfte Bargeſchäfte; auch Tauſch und Kauf, die reiner Austausch von Werten 
find. Die Währſchaftsanſprüche betrachtete man von feinem anderen Gefichtspunfte, 
un Diebjtahl oder Raub, ald Schädigungen, für welche man den Erjaß durd) Fehde 
uchte.“ 

5) Bähr, Krit. Vierteljahrsſchrift 1888 Bd. 30 ©. 386. Gegen Bähr u. a. Ring 
in Kohlers Zeitſchrift Bd. 1 S. 103; Oertmann, Vorbemerk. zum Kauf Fiff. La. 

6) Der Kaufluſtige wirft das Geld ein, der Automat die Waren aus. Ein 
Vertragsſchluß über UÜbernahme von Berbindlicteiten zwiſchen dem Nuffteller 
des Automaten und dem Benußer desjelben erjcheint gefünjtelt. 

1* 
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zum Beweis ihrer Tilgung nötigen würde. Vielmehr muß Kläger den 
Abschluß eines obligatorischen Kaufvertrages dem gegenüber darthun, 
welcher aber anzunehmen ift, wenn fich das Gejchäft nicht nach jeinem 
Hergange offenbar als bloßer Handfauf darjtellt.? 

IV. Die gejchichtliche Wurzel der Vorjchriften des B. G. B. über 
den Kauf liegt im römischen Recht, welches fich ſeinerſeits nach den 
Nechtsanfchauungen der Handeltreibenden Nationen des Altertums — 
dem antifen jus gentium — gebildet hatte. 

Aber auch deutichrechtliche Gedanken und Sätze des modernen Han- 
delsrechtes haben auf die Negelung des Staufvertrages im B. G. B. er— 
heblich eingewirft. 

V. Seit dem Inkrafttreten des allgemeinen deutjchen Handelsgejeg- 
buches gab es im den deutſchen Landen eine doppelte Reihe von gejeh- 
lichen Vorjchriften über Kaufgejchäfte. 

Die Handelsfäufe wurden vorzugsweile durch das H. G. B. ge 
regelt, ſowohl durch deſſen zahlreiche und eingreifende Borfchriften über 
Handelsgejchäfte im allgemeinen, in den Art. 271Ff., wie durch die be- 
jonderen Normen für Handelskäufe in den Art. 337 ff.; für Nichthandels- 
fäufe galt das bürgerliche Recht allein. Diejes Nebeneinanderbeitehen 
eines handelsrechtlichen und bürgerlichen Kaufrechtes hatte erhebliche 
Übeljtände im Gefolge, namentlich auch weil die Frage, welches Recht 
im einzelnen Falle anwendbar jei, nicht jelten zweifelhaft war. 

Seit dem 1. Januar 1900 it diefer Mißſtand befeitigt. Seitdem 
wird auch der Handelsfauf überwiegend durch VBorjchriften des B. G. B. 
bejtimmt. Nur in wenigen Einzelheiten iſt nach dem jegigen H. G. 8. 
ss 373— 382 der Handelsfauf, d. h. der durch einen Kaufmann im Be- 
triebe jeines Handelsgewerbes gejchlofiene Kauf — H.©.B.$ 343 ff. —, 
bejonders geregelt, und zwar vorzugsweile bezüglich des Annahme— 
verzuges, des Erfüllungsverzuges bei Firgeichäften und bezüglich der 
Beanitandung mangelhafter Waren. 

Die Einfchränfung der Handelsrechtlichen Regeln bedeutet aber nicht 
eine Ausmerzung der Grundjäge des alten 9. G. B., dieſelben wurden 
vielmehr großenteild in das B.G.B. übernommen. Um deswillen be- 
durfte es eines handelsrechtlichen Sonderrechtes für den Kauf nur noch 
in geringem Umfange. 


7) Gewährleiſtung wegen Sahmängel gemäß der Boricriften des B. G. B. 
findet nach 5 493 auch auf den bloßen Handfauf Anwendung. 
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VI. Auf Treu und Glauben beruht Handel und Wandel. Schon 
die Römer haben daher die Verpflichtung von Verkäufer und Käufer 
nad) bona fides bemeſſen und beurteilt.® Dies muß ſelbſtverſtändlich 
auch nah B. G. B. $ 242 gelten. 

E3 ijt aber zu betonen, daß Treu und Glauben beim Kauf und 
anderen entgeltlichen VBeräußerungsverträgen eine andere Tragweite hat, 
wie bei Dienjtverträgen, bei dem Auftrage, der unbeauftragten Gejchäfts- 
führung, der Verwahrung, der Leihe und der Gejellichaft. 

Denn bei diejen und ähnlichen Gejchäften bejteht ein bejonderes 
Treueverhältnis, welches Hingebung für fremde Interejjen fordert. Hier: 
von kann beim Kauf nicht die Nede jein. Beim Kauf treten fich ent- 
gegengejette Interejjen gegenüber. Jeder der Vertragichliegenden it be- 
rechtigt, diejelben einjeitig zu wahren. In diefem Sinne erklären die 
römischen Juriften, es ſei nach der Natur des Kaufes verjtattet, um 
geringen Preis zu faufen, was mehr wert ift, und teuer zu verkaufen, 
was weniger wert ijt, aljo die Gegenpartei zu benachteiligen.? Treu 
und Glauben beim Kaufgejchäft fordern nur, daß man nicht mit Waffen 
fämpft, die im Verkehr als unanftändig angejehen werden. Damit ift 
Täuſchung und wucheriſche Ausbeutung ausgejchlojjen. !® 


$168. Das verfäuflihe Gut.“ 

I. Der Verkauf bezwedt Veräußerung. Nur veräußerliche Dinge 
jind alſo Berfaufsgegenjtände. Der urjprüngliche, der auch im ent- 
widelten Verkehr häufigite Kaufgegenjtand find Sachen, bewegliche? 
wie unbewegliche.?° Auf Sachen beziehen fich daher die gefeglichen Vor— 





8) 1.11 81 D.dea. e. v. 19,1. 

9) 1.2283 D. locati 19,2. 

10) Dies ijt nicht im engen Sinne zu nehmen. Eine Täuſchung fann ind- 
bejondere aud in der Berficherung einer objeftiv unmahren Thatjache liegen, wenn 
man fi) von der Nichtigkeit defjen, was man verfichert, nicht vergewiffert hat; aljo 
eine Thatſache als wahr hinftellt, ohne fi von ihrer Wahrheit — zu haben, 
Bolze Bd.7 n.175; Jur. Woch. 1895 ©. 341 n.53, 1896 ©. 346 n. 79, 1897 
©. 176 n.37, 1897 ©. 253 n.81. gl. ferner Zur. Woch. 1898 ©. 397 n. 41. 

1) Bol. Behmann a.a.D. Bd.2 ©. 116. 

2) Geld wird im Berfehr nicht jelten von den Beteiligten als Ware erworben. 
Dies gilt nicht bloß für ausländiiches und bloß verfegrsübliches Geld, es fommt auch 
bezüglich inländiihen Geldes vor, man ſchließt z. B. einen Kaufvertrag über Gold- 
jtüde mit dem Bildnis Kaifer Friedrichs III., vgl. unten beim Taufh. Dann find 
m. Vgl. aber Bedymann Bd.2 S.153, Rießer in Iherings Jahrb. 


3) Auch Kauf eines ideellen Unteiles an einer Sade ift Sachkauf. Nah 
Neumann zu B.G.B. 8433 Ziff. 1b foll es Rechtskauf fein! 
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ichriften über den Kauf zunächit. Aber auch andere Güter, welche der 
Verkehr als ſelbſtändige auffaht, find verfäuflich, vor allem geld- 
werte Rechte, insbejondere Forderungsrechte, dingliche Nutungsrechte, 
Bergwerkseigentum, jonjtige jelbitändige Gerechtigfeiten, Urheberrechte, 
Batentrechte. 

Bon Sachen und Rechten allein handelt B.G.B.$ 433. Es giebt 
indejjen auch Güter anderer Art, welche im Verkehr gegen Geld ver- 
äußert werden, 3. B. nicht patentierte Erfindungen, geheime Heilmittel, 
der Kundenkreis eines Gewerbetreibenden, eines Arztes. Die Nechts- 
läge des Kaufes find, joweit jie auf jolche Gejchäfte paſſen, auf die- 
jelben entjprechend anzuwenden. 4 

II. Die Übernahme der Verpflichtung zur Gewährung des Ge- 
brauches und der Nutung von Sachen oder Rechten oder jonjtigen ver- 
mögensrechtlichen Gütern Durch Miete oder Bacht fällt nicht unter den 
Kauf, weil hiermit nicht eine Veräußerung, jondern ein fortgejeßtes Thun 
verjprochen wird. Eine andere Beivandtnis hat es aber mit der Ver— 
pflichtung zur Überlaffung einzelner fünftiger Nutzungen. Die Überlafjung 
der Erträgnifje einer Sache während eines Zeitraumes, z.B. eines Stein- 
bruches, Bergwerfes, einer Forjt, kann fich entweder als Pacht oder 
Kauf darftellen. Die Frage ift weniger nach dem Namen, welchen die 
Beteiligten dem Gejchäft beilegen, als nach der Gefamtheit jeiner Be- 
jtimmungen zu beurteilen. Kauf wird namentlich anzunehmen jein, wenn 
der Erwerber nicht in den Belit der auszubeutenden Sache gejegt wird.’ 
Die Übernahme der Verpflichtung zur Übertragung eines dinglichen 
Nugungsrechtes gegen einen Geldpreis it Verfauf. 

Nicht unter den Kauf fällt die Übernahme von Dienjten gegen 
Entgelt. Solche Gejchäfte werden mit Necht nicht als Veräußerung der 
Arbeitskraft behandelt. Sie jtehen unter dem Geſichtspunkte, daß es 
jih um Organifation der menjchlichen Arbeit handelt. Diejer Ge- 
jichtspunft beherrjcht auch den „Werfvertrag*. Er iſt ein Gejchäft, 
welches die Produktion zum Hauptinhalte hat, und danach bejtimmt 


4) Behmann a. a.D. Bd.2 ©. 140 jieht in diefen Gittern feine Verkaufs— 
gegenjtände. Ob man indeijen in ihrer Überlajjung gegen Entgelt wahre Käufe findet 
oder unbenannte verfaufsähnliche Gefchäfte, ift im Grunde ohne praftiichen Belang. 

5) R. G. W.6 S. 4, Bd. 26 ©. 219, Bd. 27 ©. 279; bei Gruchet Bd. 37 
©. 923; Striethorft Bd. 27 S. 149, Bd. 59 S. 79. Die Unterfchiede, je nachdem 
Pacht oder Kauf angenommen wird, find erheblich, namentlich wegen des Kindigungs- 
rechtes bei der Padıt. 
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wird. Daß er auch Umſatz von Werten mit fich führt, fteht ext in 
zweiter Linie. ® 

III. Dinge, welche dauernd derart unveräußerlich find, dab aud) 
nicht einmal die Ausübung übertragbar ift, find nicht Gegenjtand des 
Kaufvertrages. Insbeſondere find dem Verkehr entzogene Sachen der 
Negel nach nicht verfäuflich.” Dffentlichrechtliche Befugniſſe fowie 
Familienrechte find jchlechthin unverfäuflich. 

IV. Man bezeichnet den SKaufgegenjtand nicht jelten als Ware. 
Das H.G.B. nennt dagegen Waren nur diejenigen beweglichen Sachen, 
welche verfehrsüblich Gegenstand des Handels find. E3 jtellt 
den Waren in diefem Sinne die Wertpapiere zur Seite. Gewerbsmäßig 
betriebene Anjchaffung oder Weiterveräußerung von Waren in dem ge— 
dachten Sinne oder von Wertpapieren begründet an erjter Stelle das 
Handelögewerbe eines Kaufmannes, 9.6.8. $1 Ziff. 1. 
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I. Der Berfauf der Sache eines anderen gilt nach code civil 
art. 1599 als nichtig. Das A.L. R. I, 11 $ 139 wollte wenigitens in 
Fällen des ausdrüdlichen Kontrahierens über eine fremde Sache Ver— 
fäufe nicht annehmen. Die römischen Juristen erachteten dagegen Ver: 
fäufe über fremde Sachen als unbedenklich gültig.” Das B. G. B. giebt 
feine ausdrüdliche Beſtimmung, teilt aber zweifelsohne den Standpunft 
des römischen Rechtes. 

Denn an und für fich ift es nicht unzuläflig, fremde Sachen zu 
verfaufen.®? Insbejondere dann nicht, wenn dies der Verkäufer in der 
Erwartung thut, daß es ihm gelingen wird, den Kaufgegenjtand anzu= 
ichaffen, 3. B. ein Kunſthändler verfauft einem Liebhaber das Gemälde 
eined Malers, welches fich auf der Ausftellung befindet und dort ver- 





6) Vom Kauf verichieden find auch Geichäfte, welche den Zwed haben, Waren 
* vertreiben, ſelbſt wenn fie eventuell in einen Kauf auslaufen können, 3. B. 
— — Konditionsgeſchäfte des Sortimenters, vgl. auch Jur. Woch. 1890 

.415 n. 21. 

7) Die Bedingungen ihrer Berkäuflichkeit fiehe oben Bd. 2 I, 861 Ziff. I, 2. 

1) Bol. R.G. bei Gruchot Bd. 37 5.979 und dort angef. Extenntniffe. 

2) 128 de c. e. 18,1 rem alienam distrahere quem posse, nulla dubi- 
tatio est. 

3) Nach Neumann 8433 Ziff. I, 1b joll hierin Vertrag über eine fubjeftiv 
beziehungsweiſe bupothetiih unmöglihe Leiftung liegen, eine unflare Voritellung, 
a * eine breite Gaſſe eröffnet. Vgl. hiergegen oben & 60 
Ziff. nm. 3. 
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käuflich ift. Auch Hiervon abgejehen bejteht fein Grund dafür, dem 
Käufer, welcher beim Abjchlu eines Kaufes nicht wußte, daß die Kauf— 
fache dem Verkäufer nicht gehörte, die Klagerechte aus dem Kauf zu 
verjagen. Selbitverjtändlich ijt aber der Verkauf der fremden Sache 
nichtig, wenn er gegen die guten Sitten verjtößt, $ 138 Abi. 1, z.B. 
wenn ein Hehler die gejtohlenen Sachen dem Diebe abfauft.* 

1. Die Römer erklärten den Kauf der eigenen Sache durch den 
Käufer als nichtig.“ Das B. G. B. bejtimmt hierüber nichts. Hat ein 
jolches Gejchäft einen vernünftigen, nicht unerlaubten Zwed, jo ijt es 
unferes Erachtens als gültig anzujehen. Kauft man aljo die eigene 
Sache, um fich den unmittelbaren Befit derjelben zu verjchaffen, wiſſent— 
ich, 3. B. der Bejtohlene von einem Händler, bei dem er fie zufälliger- 
weile trifft, um fie ohne Weitläufigfeit zurück zu erhalten, jo ift die 
Nechtsbeftändigfeit des Gejchäftes nicht in Frage zu jtellen. ‘Ferner ver« 
ftattet $ 1239 Sat 1 ausdrüdlich dem Eigentümer einer Pfandjache, bei 
der Berfteigerung derjelben durch den Pfandgläubiger mitzubieten, und 
nicht anders ift e8 bei der Zwangsverfteigerung, Zwangsverjteigerungs- 
gejeg vom 24. März 1897 8 68 Ziff. 3.67 

Liegt aber dem Kauf der eigenen Sache ein Irrtum über das Eigen- 
tum zu Grunde, jo fann das Gejchäft nach $ 119 anfechtbar fein. 


III. Iſt die verkaufte Sache zur Zeit des Abjchlufjes des Kauf— 
vertrages zu Grunde gegangen, 3.B. das verkaufte Pferd ohne Willen 
der Vertragsjchliegenden bereits gefallen, jo fommt fein Kauf zu ftande, 
denn es fehlt ein Kaufgegenſtand; der Käufer jchuldet aljo den be= 


4) Iſt der Verkauf einer Sache, welche der Verkäufer irrtümlich für jeine 
eigene hielt, feitend des Verläufers wegen des Irrtums nad) $ 119 anfechtbar? Mit 
guten Gründen bejaht PBrofefior Seeler in Kiew in der Deutichen Juriftenzeitung 
1899 Seite 16 dieje Frage, indem er ausführt, dab die Verpflichtungen „das Eigen 
tum an der eigenen Sache zu übertragen und das Eigentum an der fremden Sache 
zu verſchaffen“ inhaltlich verfhieden jeien, jo daß der Verkäufer, wenn er nur die 
erfte wollte, jene Erklärung anfechten fann, jo weit fie ihm die andere nicht gewollte 
auflegen würde. Bol. auch Rehbein, B.6.B. ©.138. Anderer Anfiht Burdardt, 
D. Jur. Ztg. 1898 ©. 487. 

5) So 1.16 pr. D. de c. e. 18,1: suae rei emtio non valet, sive sciens sive 
ignorans emi, vgl. aber ſchon 1. 34 $4, 1. 61 D. eod. fieh Bechmann, Kauf Bd. 2 

.74 


6) Iſt der freihändige Pfandverkauf des Piandgläubigerd an den Verpfänder 
ſchlechthin nichtig? Dies behauptet Stammler, Gutachten in Sachen der Boden= 
freditanjtalt Bern, 1899, ©. 15. Unſeres Eradıtens geht dies zu weit. Es fteht 
für die Regel nichts im Wege, dab der Verpfänder nah B.G.B. $ 1221 zum Ber: 
fauf gebrachte Sachen kauft und dadurd vor Verfchleuderung bewahrt. 

7) Bol. ferner für den jog. Selbithilfeverfauf H. ©. B. $ 373 Abi. 3. 
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dungenen Kaufpreis nicht. Inwieweit gleiches bei teilweijem Untergange 
der Kauffache anzunehmen ift, wurde oben erörtert. $ 


IV. Künftige Sachen fünnen im voraus gefauft werden, eine 
Nübenfabrif z.B. kauft die zu erwartende Nübenernte der ihr benach— 
barten Grundftüce. 

Ein Kauf diefer Art iſt ein bedingter!‘, d. h. abhängig von dem 
fünftigen Entjtehen der gefauften Sache als einer jelbftändigen. Meiſtens 
hat gemäß der Vereinbarung der Verkäufer fich um die Entjtehung und 
Erhaltung des verfauften Gegenſtandes zu bemühen, widrigenfalls er 
haftbar wird. Notwendig iſt dies nicht, z. B. eine Gemeinde verfauft 
den Ertrag der Objtbäume an ihren Gemeindejtraßen, ohne bejondere 
Verpflichtungen bezüglich der Bäume zu übernehmen. + 

Der Preis künftiger Sachen wird meiſtens nach der Quantität 
bemefjen, er kann auch von deren Qualität abhängig gemacht werden, 
3. B. dem Zudergehalt der Rüben. Er fann endlich ohne Rückſicht auf 
Uuantität oder Dualität im voraus in Pauſch und Bogen feitgeftellt jein.!? 

Schon die römifchen Juriſten berichten von Gejchäften, bei welchen 
Fiſcher den Ertrag ihres Filchfanges im voraus für eine fejte Summe 
verfauften, welche auch zu zahlen it, wenn der Fang völlig, 3.8. in— 
folge eines Sturmes, fehlichlägt.1? Solche Gejchäfte werden noch heute, 
wie Endemann, Einf. Bd. 1 ©. 711 erzählt, an der Oſtſee gejchloffen. 
Die Fiicher fichern ſich durch fie ihren Lebensunterhalt auch für den 
ungünftigen Fall, der Auffäufer macht eine Spekulation. Nicht die zu 
erbeutenden Fiſche find hier der Kaufgegenitand, denn der Kauf ift ver- 


8) Vgl. oben Bb.2 I, 892 Ziff.1. 

9) 1.8 pr. D. de c. e. 18,1. Dahin gehört unter anderem der Kauf von 
noch nicht abgetrennten Haarflechten eines Mädchens für den Fall des Abjchneidens. 
Aber eine Verpflichtung zur Abtrennung kann das Mädchen nicht gültig eingehen; 
das wäre unzulälfige Einwirkung auf die Perjönlichkeit. 

10) Neumann, $ 433 Ziff. 1b, betvadıtet auch dies Geſchäft als einen Vertrag 
über eine jubjettiv beziehungsmeife hypothetiich „unmöglihe” Leitung. Vgl. hier- 
gegen oben 8 60 Ziff. I Anm. 3. 

11) Bgl. aber 1. 8 pr. in fine D. de c.e. 18,1... sed si id egerit venditor, 
ne nascantur aut fiant ex empto agi posse. 

12) Nach der Reich&polizeiordnung von 1577 Tit. 19 83 durften Früchte auf 
dem Holme nur um ihren jeßigen Marktpreis oder ihren Marftprei® 14 Tage nah 
ber Ernte vertauft werben. ah A. L. R. I,11 8 594 durften Verkäufe über fünf- 
tigen Zuwachs nur zum Marktpreiſe der Ernte mit Ben Landleuten abgeichlofien 
werden, vgl. II,7 8 12, was die Kab. Ordre vom 9. November 1843 aufhob. Zur 
Zeit ift im Deutfchen Reiche von ſolchen Beichräntungen nicht mehr die Rede. Iſt 
das Geſchäft wucheriſch, jo ift e8 nah B. G. B. $ 138 Abſ. 2 nichtig. 

33) 1.8 81 D. de contr. emt. 18,1. 
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bindlich, auch wenn feine Fiſche gefangen werden. Die Gegenleijtung 
joll die Gewinnchance vergelten.!* Gemeinrechtlich jpricht man beim 
Kauf einer Gewinnchance von einem Hoffnungskauf.!“ Der Aus: 
druck ijt nicht genau, wird fich aber als anjchaulich auch unter der Herr- 
ichaft des B. G. B. erhalten. 

Ob Kauf der fünftigen Sachen oder Hoffnungsfauf vorliegt, ob 
aljo der Slaufpreis auch zu entrichten ijt, wenn die Hoffnung fehl ichlägt, 
it Frage der Auslegung des Vertrages. 

V. Der Verkäufer, welcher raſch, vollftändig und unter möglichjt 
geringer Berantwortlichfeit mit feinen Sachen räumen will, verkauft 
nicht jelten in Baujch und Bogen, jo daß er Mengen von Sachen, 
3. B. von unmodern gewordenen Waren, von Bildern und Büchern, oder 
auch eine einzelne Sache, 3. B. ein Grundftüd — „wie es jteht umd 
liegt” — mit dem, was fich auf ihr oder bei ihr befindet, für einen 
Gejamtpreis Losjchlägt. 

Das B. G. B. giebt bejondere Bejtimmungen über Gejchäfte diejer 
Art nicht; die Abficht im Einzelfall joll über das Maß der Rechte und 
der Verbindlichfeiten der Beteiligten entjcheiden. Jedoch wird fich die 
Entwidelung gewiſſer Durchichnittsregeln durch Wiljenichaft und Praris 
nicht entbehren lajien, wie fie das Wejen des Gejchäftes und das Ver: 
fehrsübliche an die Hand giebt. Die Negeln des A.L.R. I, 11 884ff. 
hierüber haben ihre gejegliche Kraft verloren; immerhin geben fie Finger: 
zeige, welche zu beachten find. 

Der Kauf in Pauſch und Bogen unterjcheidet ji vom gewöhn— 
lichen Kauf negativ und pofitiv. 

1. Der Käufer iſt nicht berechtigt zu verlangen, daß ihm Zubehör- 
jtücfe jo weit mitgeliefert werden, als dies verfehrsüblich ift, vielmehr 
fann er nur auf Borhandenes Anjpruch machen. 

Hat der Verkäufer beim Verkauf in Pauſch und Bogen über An: 
zahl und Eigenschaften der verfauften PBartieen oder Sachen Angaben 
gemacht, jo Find diejelben keineswegs jchlechthin verbindlich, vielmehr 
verlieren jie, joweit das Gegenteil nicht ausdrücdlich erklärt ijt, durch 
den Borbehalt, daß er nur verfaufe, wie die Sache Steht und liegt, ihre 


14) Anders Behmann Bd. 2 S. 143. Er fieht in dem Geichäft einen eigen- 
tümlich bedingten Sachentauf, wobei der Käufer die Gefahr der Nichtgewinnung der 
Sache übernimmt. So auch Fr. Endemann in Grünhuts Zeitichrift Bd. 12 ©. 345 
und viele Neuere. Val. aber Dertmann, Borbem. zum Kauf, Braun, emtio spei 1896. 

15) emtio spei im Gegenjaß zur emtio rei speratae. 
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Bedeutung als Zujicherungen. Selbjtverjtändlich giebt dies feinen Frei— 
brief gegen Arglift. 

Der Verkäufer hat ferner bis zur Übergabe zwar die Gefahr des 
Unterganges der gejamten gekauften Bartie zu tragen, nicht aber die 
Gefahr des Unterganges einzelner Stüde. 

Auch für Mängel einzelner mitverfaufter Sachen jteht der Ver: 
fäufer nicht ein, cbenjowenig für etwaige Mängel im Necht an ein- 
zelnen Stüden, auch dies vorbehältlich etwaiger befonderer Vereinbarungen 
oder Arglijt des Verkäufers. 

2. Poſitiv erjtredt ſich das Necht des Käufers beim Kauf in Pauſch 
und Bogen feineswegs bloß auf das Zubehör der verfauften Sache, 
vielmehr auf alles, was thatjächlich zur Zeit des Berfaufsab- 
Ichlufjes bei der Sache vorhanden war und was zu ihr noch vor 
der Übergabe hinzugekommen ift. 16 

Dei einem Landgute ingbejondere, welches in Pauſch und Bogen 
verfauft wird, kann der Käufer verfehrsüblicherweije alle auf demjelben 
fagernden Früchte und Nutzungen, jämtliches auf dem Gute vorhandene 
Zug-, Nutz- und Jungvieh, wie andere Inventarſtücke beanſpruchen, 
ohne Rückſicht auf deren Eigenjchaft als Zubehör. Bei einem Haufe 
werden alle dort vorhandenen in und mit demjelben benußten Möbel, 
Bilder als mitverfauft gelten, bei einer Fabrik oder Werkſtatt Werf- 
zeuge und Vorräte 17, nicht aber in der Negel fertiggeftellte, dort lagernde 
Waren. Selbjtverjtändlich iſt der Nachweis einer entgegengejegten Abficht 
der Beteiligten zuläjlig. 

VI. Nach heutigem Rechte können nicht bloß individuell bejtimmte 
Sachen oder Quantitäten aus einer beitimmten Maſſe Gegenjtände des 
Kaufes jein. Vielmehr find auch Gattungsfäufe anerfannt und außer: 
ordentlich häufig umd wichtig.!:* Notwendig ijt die Feititellung der ver: 
fauften Quantität. Es gelten hierfür die allgemeinen Grundſätze der 
Gattungsjchuld. 19 


16) Bgl. Gruchot Bd. 38 ©. 959, Bd. 28 ©. 1171. J 

17) Nah B. G. B. $ 926 erſtreckt ſich die Auflaſſung und damit die Über— 
eignung eines Grundjtüdes — im Zweifel — auf dejien Zubehör. Entſprechendes 
wird man bei einem Verfaufe eines Grundftüdes in Pauſch und Bogen bezüglich der 
nicht zum Zubehör gehörenden mitverfauften Sachen anzunehmen haben. 

18) Ob das römijche Recht Gattungsfäufe fannte, ift beftritten; vgl. hierüber 
Behmann, Kauf Bd.2 ©. 331 umd dort Angef. 

19) Einen befonderen Lieferungsvertrag wie A. L. R. I, 11 $ 981, kennt 
B. G. B. nit. Im Verkehr ſpricht man von Lieferungsgeichäften, bei Verkäufen 
von generifh bejtimmten Waren oder Wertpapieren, bei welchen die Zeit des Ab— 
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VI. Verkauft werden kann das ganze gegenwärtige Vermögen oder 
ein Bruchteil desjelben in den Formen des $ 311, nicht minder eine 
Erbichaft nach 8 2371 ff. 


$ 170. Der Kaufprei®. 

I. Weſentlich ift dem Kauf ein Geldpreis! als Gegenleijtung 
für den Kaufgegenstand. Nicht wejentlich ift?, daß der Preis in deut: 
jchem ftaatlichen Gelde beſteht, vielmehr kann verfehrsübliches und jelbit 
ausländiiches Geld als Kaufpreis bedungen werden. 3 

II. Zuläſſig it die Berichtigung des Kaufpreijes in anderen 
Werten als in Geld zu vereinbaren, z. B. in Wechjeln, Anweifungen, 
Hypotheken; und Grundjchulden, in Aktien oder ſonſt in Inhaberpapieren. 
Die Papiere fünnen zum Nennwert oder zum Börjenfurd oder nad) 
einer anderen Wertung angerechnet werden, jei e8 mit oder ohne Ga- 
rantie des Einganges. 5 

Häufig ift die Vereinbarung der Berichtigung des Kaufpreijes eines 
Grundſtückes durch Übernahme der auf ihm lajtenden Hypotheken.“ Cine 
ſolche Vereinbarung bezieht jich nicht auf Fälle, in welchen die Liber: 
nahme der Hypothek nicht dem Bertrage gemäß thunlich ift?, weil 3. 2. 
die Hypotefenjchuld bereits getilgt war, ebenjowenig wenn der Käufer 
in Anrechnung auf das Kaufgeld eine Schuld übernommen hat, zu deren 
Tilgung der Verkäufer, was diejer nicht wußte, jchon anderweit ver- 
pflichtet war.® In ſolchen Fällen ijt der Kaufpreis ftatt durch die Hypo- 
thefenübernahme bar zu entrichten; er ift auch entiprechend S 482 von 
dem Zeitpunfte an zu verzinjen, von welchem an die Nubungen des 
ſchluſſes des Geſchäftes und die Zeit der Lieferung auseinanderfallen und der Ber- 
Fünfer zum Bringen des Kaufgegenftandes verpflichtet ift. 

I) Sol.181D.dee.e 18,1; A. L. R. L,11 81, 46; Striethorit Archiv 
30.37 ©. 181. Das B. G. B. ſetzt gleiches voraus, indem es $ 515 Tauſch vom 
Kaufe jcheidet. j 

2) Der Preis muß als Aquivalent der Ware gedacht fein; daß er ihrem Werte 
entipricht, ift nicht unumgänglich. Gemiſchte Schenkung liegt nur bei Bereicherungs— 
abficht der Parteien vor, R.G. Bd. 29 5.167; vgl. unten bei der Schenkung. 

3) Anders Behmann, Kauf Bd.2 S. 146. 

4) Über die betrügeriiche Hingabe wertlofer Hypotheten Gruchot Bd. 37 ©. 1016. 
Unter der Herricaft des B. G. B. ift die Emticheidung feinenfalls zutrefiend. 

5) Auch im Falle der Ablehnung der Garantie kann der Verläufer, welcher 
Papiere, deren Wertlojigfeit der Käufer nicht fannte, unter Verſchweigung des ihm 
befannten Sacdverhaltes ald Zahlungsmittel annehmen tieß, wegen argliftiger Täu— 
Ihung haftbar werden. Diefelbe kann nach $ 143 Anfechtung des Geſchäftes begrün- 
den; vgl. Striethorft Archiv Bd.2 ©. 93. 

6) Val. hierüber oben Bd. 2 I, 8 159. 

7) ©. Trib. ®d.7 ©. 298, Bd. 50 ©. 120; Striethorft Archiv Bd. 92 S. 2366. 

8) Strietgorft Archiv Bd. 81 S. 39ff.; vgl. dafelbit Bd. 59 ©. 40. 
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Faufgegenjtandes dem Käufer gebühren. War die Hypothek gejtundet, fo 
ift Dies auf die Barzahlung an Stelle der Hypothefenjchuld zu übertragen. 

III. Dem SKaufpreije können, ohne daß das Wejen des Kauf— 
gejchäftes Hierdurch beeinträchtigt wird, Nebenverpflichtungen hinzu— 
treten®, 3. B. auf Lieferung von Naturalien, auf Einräumung eines 
Miet: oder Pachtrechtes zu Gunſten des Käufers oder eines Dritten. 
Nur muß die Geldleiltung den hauptlächlichen Inhalt der Verpflichtung 
bilden, wenn das Gejchäft Kauf jein ſoll.“ 

IV. Nach römischen Recht mußte der Preis bei der Verfaufs- 
abrede grundjäglich ein bejtimmter jein — pretium certum esse debet.' 
Für dag neuere Necht iſt der Sat bedeutungslos. Es genügt wie bei 
Verpflichtungen anderer Art, daß der Betrag des Kaufpreiſes auf Grund 
des Vertrages bejtimmbar ijt, vgl. oben Bd.2 I, $85—87. Hier: 
nad) gilt in der Regel, wenn feine ausdrücliche Vereinbarung über die 
Höhe des Kaufpreijes getroffen wurde, der auf aber feſt jein jollte, der 
verfehrsübliche Preis als jtillichweigend bedungen. 1? 13 

V. Der Preis fann nach der finftig zu ermittelnden Quantität 
der Kaufjache, 3. B. der Zahl der Duadratruten des verkauften Grund: 
jtüdes oder dem Gewicht der verkauften Waren bejtinmt werden. In 
legterem Fulle fommt, wie H. G. B. $ 380 für Handelsfäufe ausdrückich 


9) 1.79 D. de c.e 18,1;16 88 1 und 2D.deae.v. 19.1. 

10) Natürlich kommt der Kauf erit zum Abjchluß, wenn auch über die Neben- 
leiftungen GEimverjtändnis bejteht; iſt z.B. bei Vorbehalt eines Bachtrechtes im 
Kaufvertrag, über die Dauer der Pacht oder den Betrag des Pachtzinſes Feine Eini- 

ung erzielt, jo ift der Kaufvertrag nicht zu ftande gelommen. Anders wenn die 
bfidht war, daß fi) der Inhalt der Nebenleiſtung nad) der Übung oder jachverftän: 
digem Ermeſſen beftimme, wie dies 3. B. bei Vorbehalt eines Altenteils der Fall 
fein fann, vgl. Striethorjt Archiv Bd. 14 5. 16. 

11) Bgl. Dernburg, Band. Bd.2 894 Anm. 21. 

12) Man jpridt zur Zeit vorzugsweife davon, dak der Verkäufer in Ermange- 
lung befonderer Abrede über den Preis den „angemejjenen“ Preis zu fordern be= 
echtigt fei. Worin derjelbe bejteht, fann zweifelhaft fein. Kann hierbei die jubjet- 
tive Lage des Verkäufers in Betracht gezogen werden? Er bat die Ware 3. B. teuer 
getauft, die einen allgemeinen Preisabſchlag erfuhr. Um Zweifel abzujchneiden, ziehe 
ih den Ausdrud „verfehrsüblihen” Preis vor. Diejen Preis hat der Käuſer nach 
Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verklehrsſitte in Ermangelung anderer Ab— 
rede zu leiſten, $ 242. Ihn kann der Verkäufer fordern. 

13) Hier erhebt ſich die praftiich höchſt wichtige Frage, ob der Verkäufer, welcher 
den vertehr&üblidien Preis fordert, wenn Käufer behauptet, daß ein niederer Kauf: 
prei3 vereinbart war, jeinerjeits nachzumweijen bat, daß diefe Behauptung unbegründet 
it. Stölzel, Schulung Teil I 3. Auflage S. 122, 127, 142 hat dies in bejtedyender 
Weiſe auf den Grund gejtüpt, daf das Beftreiten einer negativen, Hagbegründenden 
Thatjache der Behauptung und des Beweijes der entgegenjtehenden pofitiven That: 
fache bedürje, vgl. aud Staub, Allg. H. G. B. 6. Aufl. Einf. S. 12 und dort Angef. 
Für Die a bat jich v. Sinierim, Beweislaft und Beweispflicht 1896 und 
neuerdings E. Koffta in der Deutichen Zuriften: Zeitung 1899 ©. 173 erflärt. Man 
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vorjchreibt, aber auch außerhalb des Handelöverfehres anzunehmen ift, 
das Gewicht der Verpadung (Taragewicht) in Abzug, wenn fich nicht 
aus bejonderer Beitimmung des Vertrages oder nach dem Handels- 
gebrauch des Ortes, an welchem der Verkäufer zu erfüllen hat, ein 
anderes ergiebt. 

Berfehrsüblicherweie ift zuweilen das Taragewicht nach einem be: 
Ttimmten Anja oder Verhältnis jtatt genauer Ermittelung abzuziehen, 
oder fommt dem Käufer Gutgewicht, d. h. eine unentgeltliche Zugabe 
jeiten® des Verkäufers zu, oder fann Nefaktie, d. h. ein Abzug als Ver- 
gütung für etivaige jchadhafte oder unbrauchbare Teile der Ware bean- 
jprucht werden. Gemäß H. G. B. $ 380 Ab. 2 ijt hierfür bei Handels- 
fäufen der — vertragsmäßige — Erfüllungsort des Berfäufers map: 
gebend. Auf Nichthandelstäufe find diefe Säße, wenn ihre thatjächlichen 
Vorausjegungen vorliegen, gleichfalls anzuwenden. 

v1. Häufig wird als Kaufpreis der Marktpreis der Ware ver- 
einbart, entiveder ausdrücklich oder verfehrsüblicherweife. Dann gilt nach 
B. G. B. $ 453 im Zweifel der für den Erfüllungsort des Ver: 
fäufers zur Erjüllungszeit mahgebende Marktpreis als ver: 
einbart. Damit ijt gemeint der Marktpreis des Erfüllungsortes jelbit, 
wenn dort in Bezug auf Waren der verfauften Art ein Markt bejteht, 
und der Marktpreis des Ortes, nach welchem man ſich am Erfüllungs- 
orte im Verkehr bei jolchen Waren zu richten pflegt. Marktpreis ift 
der Durchjchnittspreis, welcher jich aus einer größeren Zahl von Ge— 
ſchäften ergiebt, die innerhalb der in Frage fommenden Zeit gejchlofien 
wurden. Er ijt an erjter Stelle aus veröffentlichten Preisnotierungen 
zu entnehmen, feien es amtliche, jeien es außeramtliche, welche im 
Berfehr als maßgebend erachtet werden. Aber der Gegenbeweis der 
Unrichtigfeit jolcher Preisnotierungen bleibt offen, und zwar feineswegs 
bloß in Fällen einer arglijtigen Täufchung, eines Verſehens oder Schreib- 
fehlers, jondern auch im Falle unzureichender Kenntnis der Thatjachen 
bei der zzeitjegung. 15 


wird fich den Gründen praltiiher Zwedmäßigfeit, welche namentlich Kofjta energiich 
betont, nicht füglic entziehen fünnen. Denn bei der Verteilung der Beweislajt fommt 
es nicht einfeitig auf Durchführung logijher Sätze an; e8 muß vielmehr in das Ge— 
wicht fallen, welche Regeln dazu führen, durchſchnittlich am ſicherſten dem materiellen 
Recht zum Siege zu verhelfen. Dieſem Ziele dient es nicht, ſchlechthin dem Kläger 
den Beweis jog. negativer Hagbegründender Thatſachen aufzulegen. 

14) R. O. H. G. Bd. 2 ©. 95; Börjengej. vom 22. Juni 1896 88 29 ff. 

15) Goldihmidt, H. R. Bd.1 ©. 589 ff. 
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VII. Über den Kaufpreis bejtimmt der einverftändliche Parteiwille, 
auch wenn er in dem Wortlaute der Vertragsbeitimmungen feinen ge- 
nauen Ausdrud findet. Daher können verfehrsübliche Zujchläge 
zum Preiſe, auch wenn jie nicht ausdrüdlich bedungen waren, in der 
Regel verlangt werden. Sie jind im Handelsverfehr unter verjchiedenen 
Namen Häufig, z. B. für Packung, Aſſekuranz, Kommiſſion, Stempel. 
Andererjeit3 fönnen Abzüge vom Kaufpreiſe als jog. Rabatt oder Sconto 
verfehrsüblich und verbindlich jein, bald für den Fall der Zahlung vor 
der Zeit der Fälligkeit, bald als eine unbedingte Befugnis des Käufers, 
wonach aljo der Kaufpreis einen minderen Betrag hat, als ausgedrüdt ift. 

VIII. Es bedarf faum der Hervorhebung, daß ein Kaufpreis nicht 
geichuldet wird, wenn er einverjtändlich nur zum Schein feitgejtellt war, 
$ 117. Es iſt dann fein Kauf geichlojjen, jondern ein Scheingejchäft !* 
— pretium verum esse debet. Sollte dasjelbe ein anderes Gejchäft 
verdeden, z. B. eine Schenkung, und liegen deren Borausjegungen vor, 
jo ijt dies gültig. 

IX. Ein Anfechtungsrecht wegen Verlegung über die Hälfte, wie 
jolches zu Gunjten der Verfäufer das römische Necht, zu Gunſten des 
Käufers das A.L.R. I, 11 $59 und zu Gunſten des Verkäufers eines 
Grundjtüdes der code civil art. 1674 fannte, it vom B. G. B. nicht 
angenommen. Die Beitimmung des Preifes unterliegt alſo unbejchränft 
freier Vereinbarung, Sachwucher jedoch macht den Verkauf nichtig, $ 138 
Abf. 2. 
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I. Der Kauf iſt abgejchlojjen, wenn die Vertragjchliegenden über 
Preis und Ware einig jind oder die Faktoren, nach welchen dieje 
fich ergeben, vereinbart haben. So lange jte ſich dagegen noch weitere 
Bereinbarung vorbehalten haben, ehe fie ich endgültig binden 
wollen, ift der Kauf nicht zu jtande gefommen?, z. B. fie find zwar 
Hinfichtlich der Höhe des Preiſes einig, behalten aber die Art jeiner 
Berichtigung weiterer Vereinbarung vor, ob in bar oder in Wechjeln, 





16) 1.36 D. de c.e. Cum in venditione quis pretium rei ponit donationis 
causa non exacturus, non videtur vendere. 


1) pr. I. de empt. 3,23; Dernburg, Band. Bd.2 8 94 Anm. 7. 

2) $ 154 B. G. B.; vgl. Zur. Woch. 1881 S. 94. Für Grundftüdsfäufe 
nahm da3 R.G. an, daß die bloße Berjtändigung über Gegenjtand und Preis regel- 
mäßig nur eine vorläufige Verabredung .bilden werde, welcher die Feititellung der 
meiter erforderlichen Bertragsbedingungen über Tradition, Art und Weije der Kauf: 
gelderberichtigung u. j. w. nachfolgen folle, Zur. Woch 1882 ©. 227 n. 35. 
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oder jie find micht über die Zeit der Fälligfeit des Preiſes einig, ob 
in drei oder ſechs Monaten, oder nicht über deſſen Verzinſung oder 
über die Höhe des Zinsſatzes. 

Käufe mit der Beitinunung „Verladung und Lieferung vorbehalten“ 
find noch nicht zu ftande gekommen. Erſt mit der Verladung ift dies 
der all. 3 

I. Einjeitige beim Bertragsfchluß nicht vorbehaltene 
Feſtſetzungen der Bertragsbedingungen, welche die eine Partei nad) 
dem Geichäftsjchluß der anderen fund thut, ohne daß dieje wider: 
jpricht, werden unter Umftänden zu Vertragsbejtandteilen. 

Formuliert namentlich nach mündlichem Abſchluß die eine Partei 
den Inhalt des Gejchäftes jchriftlich und teilt jeine Feſtſtellung der 
anderen Partei als Inhalt der Vereinbarung mit, jo wird in der Negel 
deren Stilljchweigen als Ginverjtändnig anzufehen fein. Denn Treu 
und Glauben verlangt, daß man widerjpricht, wenn man jene jchrifte 
liche Formulierung unter ſolchen Umftänden nicht anerkennen will. 

Bermerfe des Verkäufers auf der Rechnung — Faktura“ —, welche 
er dem Käufer bei Gelegenheit der Erfüllung zuftellt, werden in der 
Hegel, jelbjt wenn diejer nicht unverzüglich widerjpricht, nicht zu Ber: 
tragsbejtandteilen.” Doch wird dies dann anzunehmen jein, wenn der 
Vermerk dem Verkäufer ungünjtig it, 3. B. er giebt drei Monate Ziel, 
worüber mündlich nichts vereinbart war. Auch jolcde Vermerke der 
Faktura, welche Lüden des Vertrages in einer der verfehrs- 
üblichen angepaßten Weile ausfüllen, fönnen, wenn widerjpruchslos 
angenommen, zu Bertragsbejtandteilen werden. ® 

III. Der Kauf kann aufjchiebend oder auflöjend bedingt ſein. 


3) Über Käufe unter Vorbehalt des Käufers „durch den Makler“ vgl. oben 
Bd.2 1,881 n. II. 

4) R.O. H. G. Bd. 17 S. 228, Bd. 19 S. 123. 

5) Hanaufel, Fakturen und Fakturenklauſeln, Wien 1891. 

6) Anderö code de commerce art. 109. 

7) Ein auf die Faltura gefeßter Vermerk über den Erfüllungsort ijt für den 
Käufer aud dann nicht bindend, wenn in anderen Geſchäften Zwiſchen den nämlichen 
Beteiligten ſich der nämliche Vermeri auf den bezüglichen Falturen findet, R. ©. 
Bd. 5 S.394; * Bd. 12 ©. 642; Jur. Woch. 1856 S. 231n. 23; Bl. f. Rechtspfl. 
1899 ©.7 und 57; vol. jedoch BE. j. Rechtspfl. 1896 S. 88 und R. ®. 8d.33 ©.24. 

8) Daher find die Preisanjfäge der Faktura dann als vereinbart anzufehen, 
wenn Waren ohne Preisbejtimmung bejtellt waren und mit der Faktura an: 
genommen wurden, ohne daß unverzüglich gegen diejeibe Widerſpruch erhoben wurde. 
Steiches gilt von Vermerten der Faktura binfichtlich der Nüdjendung der Emballage, 
— hierüber nichts vereinbart war und wenn ſie nichts Außerordentliches bean— 
pruchen. 
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Nicht jelten ift in Kaufverträgen über bewegliche Sachen ein Vor: 
behalt, wonach der Verkäufer bis zur Zahlung des Kaufpreijes deren 
Eigentümer bleiben fol, trog der Übergabe der Kaufjache. Solcher 
Borbehalt — jog. pactum reservati domini — bedingt nicht das 
Kaufgeſchäft an und für fich, fondern bloß die Übereignung.? 

Der Vorbehalt kann aufjchiebend oder auflöjend bedingt fein. Im 
Zweifel gilt er nach 8 455, wie auch bisher herrichende Anficht war, 
als aufichiebend bedingend. !9- ! 

Beim aufjchiebend bedingten Vorbehalt joll nach $ 455 ferner im 
Zweifel angenommen werden, daß der Verkäufer zum Rücktritt vom Ber- 
trag berechtigt ift, wenn der Käufer in Verzug kommt. 


Fordert der Verkäufer auf Grund des PVorbehaltes wegen nicht 
rechtzeitiger Zahlung die übergebene Sache heraus, ohne vom Kauf— 
geichäft zurückzutreten, — was praktisch nur die Bedeutung haben Tann, 
daß er den Beſitz zu feiner Sicherung an ſich nehmen will — jo iſt 
er nicht verpflichtet, die etwaige Anzahlung des Käufers gegen die lauf: 
jache zurüczugeben; wohl aber ijt der Käufer berechtigt, gegen Angebot 
des vollen Preiſes die Kaufjache wieder zu beanfpruchen, jo lange der 
Berkäufer nicht zurücktritt.12 1 


Bei Grundjtüden ijt nach B. G. B. der Vorbehalt des Eigentumes 
bis zur Zahlung des Kaufpreifes neben der Auflafjung nicht möglich, 
da die Auflafjung unbedingt fein muß. Der Verkäufer kann jich aber 
Nücübereignung für den Fall der Nichtzahlung des Kaufpreiſes ver: 
iprechen lajjen und vereinbaren, daß diefer Anjpruch durch Eintragung 


9) Bolze Bd. 16 n.29 ©.15, Bd. 23 n.491 ©. 255. 

10) Der Eigentumsvorbehalt des Verkäufers verliert jeine Kraft, wenn die Kauf: 
jahe wejentlicher Bejtandteil einer anderen Sache des Käufers oder auch eines 
Dritten wird, Brlze Bd. 23 n.96 S.46; Grudot Bd. 35 S. 892; Bl. f. Rechtspfl. 
1897 ©.83, 84; R. G. Bd. 35 ©. 255; Jur. Woch. 1898 ©. 394 n. 30. 

11) Gebt im Falle des aufichiebend bedingten Eigentumsvorbehaltes die Gefahr 
mit der Übergabe der Kaufſache auf den Käufer über? Der Wortlaut des 8 446 
8.6.8. ſcheint hierfür zu fprechen. Aber die Übergabe ijt noch feine endgültige, 
wie fie $ 446 vorausſetzt. Sie giebt dem Käufer noch feine volle rechtliche Ver— 
fügungsmadt über die Sade, vgl. Zur. Woch. 1899 ©. 501 n. 55. Der Übergang 
der Gefahr ift daher noch nicht anzunehmen. 

12) gl. Bolze Bd.23 n.491 ©. 255. 

13) 8.6. 3b. 7 ©. 151 nimmt jedod) an, wenn der Wert der Kauffache zur 
Zeit ihrer Herausgabe den noch rüdjtändigen Teil des Kaufpreifes überjteige, könne 
der Käufer einen Anfpruch gegen den Verkäufer auf Erftattung der Bereicherung 
erheben. Dies ericheint nicht unbıllig, ift aber nicht leicht jurijtifch zu begründen. 

Dernburg, Dürgerl. Recht. II. 2, 2 


— 
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einer Vormerkung gleichzeitig mit der Eintragung des Cigentumes des 
Käufers dingliche Kraft erhält. !+ 
IV. Der Abſchluß des Kaufvertrages it formlos; doch fordert der 
Grundſtücksverkauf gerichtliche oder notarielle Beurkundung, 8 313. 
Die Parteien können Schriftlichkeit des Kaufes bei deſſen Abſchluß 
vereinbaren, dann fommt er im Zweifel erſt durch die jchriftliche Er- 
richtung zu jtande, $ 154 Abi. 2.15 


V. Die Kojten der Beurkundung des Kaufes von Grundjtüden 
und von Rechten an denjelben fallen dem Käufer zur Laſt, $ 449 Sat 2. 
Gleiches gilt für die Koften der Auflaffung und Eintragung des Eigen» 
tumes, wie auch der Koſten der Begründung oder Übertragung eines 
anderen dinglichen Rechtes, $ 449 Sat 3. 

Man wird dies der Verfehrsübung entiprechend auch auf Stempel- 
iteuer und Umjaßjteuer anzuwenden haben.!% Bol. $ 426 Abi. 1. 

Bezüglich der Koſten der Beurkundung anderer Käufe ijt gejeglich 
nichts bejtimmt. Sie werden, falls nicht® anderes vereinbart ift, zu 
gleichen Teilen von Käufer und Verkäufer zu tragen jein. 

VL Bei notwendigen Verkäufen bejtchen zum Schuß der als 
Schuldner, Eigentümer, Gläubiger dabei Beteiligten bejondere Ver- 
bote, 88 456 ff. 

1. Bei einem Berfauf — von beweglichen Gegenjtänden wie von 
Srundjtüden — im Wege der Zwangsvollitrefung darf der mit 
Vornahme oder Leitung des Verkaufes Beauftragte — insbejondere der 
Verfteigerungsrichter, Gerichtsvollzieher — und dürfen die zugezogenen 
Gehilfen einschließlich des Prototollführers weder für ſich perjünlich oder 





14) Ein Eigentumsvorbehalt an einer Quelle, welche auf dem vertauften Grund- 
jtüd entipringt, wurde — Jur. Woch. 1503 ©. 282 n.57 — für unzuläffig erklärt, 
weil die Quelle feine bejondere Sache ſei. Man hätte aber den Borbehalt als den 
einer Grundgerectigfeit auffafjen follen, welche, wenn unter dev Herrichaft des 
B. G. B. vereinbart, der Eintragung bedarf. 

15) Der Handelsmäller bat, ſoweit ihn nicht befondere Vereinbarung oder Orts: 
gebraud; hiervon entbindet, jeder Partei nad; dem Geſchäftsſchluß eine von ihm unter- 
zeichnete Schluhnote zuzuitellen, weldhe die Gefchäftsbedingungen enthält, H. G. B. 
$94. Er bat, ſofern das Gefchäft nicht ſofort erfüllt werden foll, von jeder Bartei 
die ihr zugeftellte Schlußnote unterichreiben zu laſſen und die Schlußnoten unter 
ihnen auszuwechſeln. Bon Berweigerung der Annahme und Unterichrift durch eine 
Partei hat er der anderen unverzüglicd) Anzeige zu machen, 9.6.8. $ 94 Nbj. 3. 
Bedingt ift zwar der Abſchluß nicht etwa nach $ 154 Abſ. 2 durch die Unterichrift 
der Schlußnoten. Unterbleibt diejelbe aber von der einen Seite, ohne unverzüglichen 
Widerſpruch der anderen, jo ift die thatlächliche Vermutung begründet, dak das Ge— 
Ichäft nicht zu ſtande Fam. 

16) Vgl. BL. f. Rechtäpflege 1899 S. 39; Breslauer Anwalts: Ztg. 1898 S. 8. 
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durch einen anderen, noch als Vertreter eines anderen die zum Verkauf 
geftellten Gegenjtände kaufen. 

Es macht feinen Unterjchied, ob der Verkauf im Wege öffentlicher 
Berjteigerung — C. B.D. $ 814 — oder aus freier Hand — EBD. 
88 821, 825 — gejchieht. 

2. Gleiches gilt außerhalb der Zwangsvollitredung, wenn 
der Auftrag zum Verkauf auf Grund einer gejeßlichen Vorſchrift erteilt 
wurde, die den Auftraggeber ermächtigt, den Gegenjtand für Rechnung 
eined anderen verfaufen zu laſſen. Dahin gehört der Pfandverkauf, 
$ 1233, der Selbithilfeverfauf, $ 383. 

Der Auftraggeber darf kaufen. 

Der Konfursverwalter darf die Mafjejachen nicht kaufen, mag er 
jelbjt verfaufen!? oder einen anderen, z. B. einen Gerichtövollzieher, mit 
der Veräußerung beauftragt haben. 

3. Der Kauf und die Übertragung der Kaufjache gegen dieje Ver- 
bote ijt nicht, wie der Regel des 8 134 entjpräche, unheilbar nichtig. 
Vielmehr ift er gültig, wenn er von vornherein unter Zuftimmung der 
jämtlichen Beteiligten, zu deren Schuß das Verbot erlaffen ijt, geichab, 
und wird gültig, wenn deren Genehmigung nach dem Verkaufe erfolgt, 
$ 458 Abi. 1. 

Der Käufer fann die Beteiligten zur Erklärung über die Genehmi— 
gung auffordern. Solche Aufforderung hat die abjonderliche Folge, daß 
jie eine vorher erklärte Genehmigung oder Verweigerung der Genehmigung 
unwirkſam macht. Die Beantwortung der Aufforderung muß binnen zwei 
Wochen nach deren Empfang dem Auffordernden gegenüber gejchehen, 
widrigenfall3 fie als verweigert gilt, $ 458 Abſ. 1 Sat 2. 

Wird infolge der erklärten oder vom Geſetz unterftellten Verwei— 
gerung der Genehmigung ein neuer Berfauf vorgenommen, jo hat der 
frühere Käufer für die Koſten des neuen Berfaufes, jowie für einen 
Minderwert aufzulonmmen, $ 458 Ab]. 2. 


$ 172. Der Leijtungsort, Fernverfauf, Berjendungsperfauf.! 


I. Den Leijtungsort für Käufer und Verkäufer beitimmen die all- 
gemeinen Vorſchriften, 88 269, 270. 


17) Man wird den nicht unzweideutigen Schlußſatz des Paragraphen fo aus 
inneren Gründen auszulegen haben. Anderer Anfigt Pland zu $ 457 Ziff. 2. 
1) Bol. Coſack, Bürgerl. Recht Bb.1 $ 124. 


2* 
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Hiernach iſt für die Zahlung des Kaufpreijes Leiftungsort 
der Wohnſitz des Käufers, und bei gewerblichen Käufen der Ort feiner 
gewerblichen Niederlajjung?, alſo jein Gejchäftsiig. Er hat aber den 
Kaufpreis dem Verkäufer nach deſſen Wohnſitz und bei dejien gewerb- 
lichen Verkäufen nach dejjen Geichäftsfig zu überjenden. Der Leijtungsort 
für die Lieferung der Ware ijt der Wohnjig des Verkäufers, und 
bei jeinen gewerblichen Verkäufen fein Geſchäftsſitz. Verkaufte Grund- 
ſtücke hat er jelbjtverjtändfich beim Gericht ihres Bezirkes aufzulafjen, 
und wo fie liegen, zu übergeben. Für individuell bejtimmte bewegliche 
Kaufſachen it in der Negel gemäß der Parteiabficht an deren Lagerungs— 
ort m erfüllen, wenn er dem Käufer beim Kaufabſchluß befannt war. 3 

I. Bejonders in Betracht zu ziehen find die Berkaufsgefchäfte, 
bei — der Verkäufer den Kaufgegenſtand entfernt von ſeinem 
Wohnſitz oder Geſchäftsſitz dem Käufer oder einem von dieſem bezeich— 
neten Dritten abzuliefern hat. Solche Geſchäfte ſind von verſchiedener 
Natur. Es handelt ſich um zwei Hauptarten, von denen die eine Ver— 
jendungsverfauf — Dijtanceverfauf — allgemein genannt wird. Für 
die andere fehlt ein bejtimmter Name Wir jchlagen den Ausdruck 
Fernverkauf“ vor. 

1. Die Vereinbarung kann dahin gehen, daß der dritte Ort, an 
welchen die Ware zu liefern it, den Erfüllungsort für den Verfäufer 
bilden joll. Hier jprechen wir vom Fernverfauf. 

Aus der Natur eines jolchen Gejchäftes ergiebt fich, daß erſt mit 
Übergabe am Ablieferungsorte die Gefahr und die Nugung der 
Kaufjache auf den Käufer übergeht, jo daß dies aljo keineswegs jchon 
mit der Abjendung gefchieht; nicht minder folgt von ſelbſt, daß dort, 


2) Gemäß $21 E.P.O. wird durch die Rieberlaffung ein beionderer Gerichts 
jtand begründet. Vom R.G. wird in der J Jur. Woch. 1897 S. 381n. 1 ausgeführt, daß 
zu dem Begriff der Niederlaſſung im Sinne des 3216 CH D. jowohl ein gewijjes 
Maß der Beitändigkeit und eine gewifje Dauer der Einrichtung, als aud) eine Selbſt— 
jtändigfeit der Gelchäftsführung gehört. In legterer Beziehung wird eine Geſchäfts— 
jtelle verlangt, von welcher aus vegelmähig jelbjtändig Seichärte abgeſchloſſen werden. 
Wird z.B. ein Sägewerf an dem einen Orte von einem anderen Orte aus geleitet, 
fo liegt an dem Orte des Sägewerfes feine Niederlafjung vor, wenn vielleicht aud) 
von dort aus im geringem Umfange Holz an die nächſten Nachbarn verkauft wird. 
Gleiches wird für die gewerbliche Niederlaffung im Sinne des $ 269 Abſ. 2 anzu: 
nehnen fein. Für Bmeigniederlafjungen gilt ibre — Geſchäftsſtelle. 

3) Val. über dies alles oben Bd.2 I, 8113. 

4) Häufig ſpricht man auch hierbei von Beriendungsverfauf mit dem Zuſatz 
„gualifizierter”. Dieje Bezeichnung fordert im einzelnen Falle befondere Erklärung, 
von welcher Art des Berfendungäverlaufed gehandelt wird, und iſt deshalb nicht 
zwedmäßig. 
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was für den Käufer praftiich jehr wichtig und vorteilhaft, für den Ver— 
fäufer freilich oft befchwerlich tjt, der Gericht3jtand des Erfüllungs= 
ortes begründet ift. 

2. Ein derartiges Gejchäft ift feineswegs, wie $ 269 Abj. 3 aus: 
drüdlich hervorhebt, jchon dann anzunehmen, wenn der Verkäufer Die 
Berjendung der Ware, welche er nach auswärts zu verjchiden hat, ver— 
tragsgemäß auf feine Koſten übernahm, ja auch dann nicht, wie wir 
hinzufügen dürfen, wenn er außerdem die Transportgefahr übernahm. 
Dies gejchieht häufig, wenn die Ware zur See verjendet wird, wofür 
fi) die Buchitaben f. ec. i., d. h. freight, cost includet, eingebürgert 
haben. 

Aus ſolchen Bereinbarungen folgt eben noch nicht, daß der Ort 
der Aushändigung der Ware Erfüllungsort, namentlich aljo auch Ge- 
richtsstand des Erfüllungsortes fein fol. Daher fallen Beſtimmungs— 
ort und Erfüllungsort auseinander. Dies ijt das Eigentümliche der 
Verjendungsverfäufe. 

Die Verpflichtung zur Verjendung nad) auswärts fann vom Ver: 
fäufer ausdrücklich übernommen werden. Häufig aber muß die hierauf 
gerichtete Abficht erit aus den Umftänden gemäß der Berfehrsübung 
entnommen werden. Solche Abficht iſt namentlich bei gewerbsmäßig 
betriebenen Berfäufen durch Kaufleute oder fonjtige Gewerbe: 
treibende, 3. B. auch Landwirte anzunehmen, wenn der Bejteller feinen 
Wohnſitz oder jeinen Gejchäftsfig dem Verkäufer beim VBertragsjchluß 
angegeben hat, oder wenn dieſem jonjt befannt war, daß der Beſteller 
auswärts wohnt und die Zufendung erwartet. Sie ijt aber feinesiwegs 
ohne weiteres bei Bejtellungen Auswärtiger zu unterftellen, 3. B. nicht, 
wenn die Erben die Nachlaigegenitände auf Grund eines Kataloges zum 
Berfauf ausbieten und auswärtige Beitellungen eintrafen. 

Daß bei Verjendungsverfäufen der Käufer die Koſten des 
Zransportes und nicht minder die Transportgefahr regelmäßig trägt, 
erflärte das alte H. G. B. für Verfendungshandelsfäufe Art. 345 und 
beftimmt jetzt B. G. B. $ 447 für Verfendungsverfäufe allgemein. Indem 
es den Hauptfall in das Auge faßt, jchreibt e8 den Übergang der Ge— 
fahr auf den Käufer von den Zeitpunfte an vor, mit welchem der Ver: 
fäufer die Sache dem Spediteur, dem Frachtführer oder der jonjt zur 
Ausführung der Sendung bejtimmten Perjon oder Anjtalt ausgeliefert 
hat. Entjprechendes muß aber nach dem Grundgedanken des Gejehes 
auch gelten, wenn der Verfäufer die Sendung in eigener Perſon oder 
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durch fein Dienjtperjonal bejorgt, und zwar von dem Augenblide an, 
in welchem die Reiſe der Sache beginnt.d-® 

Hat der Käufer eine befondere Anweiſung über die Art der Ber- 
jendung erteilt, und weicht der Verfäufer ohne dringenden Grund hier- 
von ab, jo ijt er dem Käufer für den hieraus entjtehenden Schaden 
haftbar. So früher das A.H.G.B. Art. 344, jebt B. G. B. $ 447 
Abi. 2. 


$ 173. Beitbeftimmungen beim Kaufgefchäft. 


I. Die Regel ift, daß von beiden Seiten jofortige Erfüllung 
gefordert werden kann. Solche unbetagte Käufe nennt man im Handels» 
verfehr Kaſſageſchäfte. 

Es kann aber auch vereinbart fein, daß erſt in einer jpäteren Zeit 
jeitens beider Teile geleiftet werden joll, 3. B. die Übereignung des ver- 
fauften Grundjtüdes joll erjt jech® Monate nach dem Abjchluß geichehen. 

Hierher gehören die Zeitfäufe an der Börfe über Waren und 
Wertpapiere mit veränderlichem Kurs, die Termingejchäfte! Die 
Zeit der Leijtung ift bei denjelben bald eine im voraus feſt bejtimumte, 
3. B. Ultimo des Monates (Kauf auf fire Lieferung), bald ift eine Frijt 
feitgejeßt, innerhalb derer der Lieferungstag nach Wahl des Käufers 
(Kauf auf tägliche Lieferung) oder des Verkäufers (Kauf auf Ankün— 
digung) bejtimmt wird. ? 


5) Coſack a.a.D. 8 124 IIb. 

6) Wird die Verfendung infolge eines Verſchuldens des Verkäufers unterbroden, 
. B. weil der Berfäufer die zur Zollabfertigung nötigen Papiere nicht mitgejchidt 
at, jo trifft ihn jelbjtverjtändlicdh von da an die Gefahr. Coſack a. a.D. nimmt 

leihes an, wenn die Unterbredung auf einem der bejonderen Snterefieniphäre des 

Bertäufers entipringenden Zufall beruht, 3. B. N. hat eine Ladung Dynamit durd) 
Kahn an den Käufer B. abgejendet, unterwegs wird Schiff und Yadung auf Grund 
einer faljhen gegen A. gerichteten Anzeige eines Dritten polizeilich mit Beſchlag be— 
legt; ehe die Beichlagnahme aufgehoben wird, finft der Kahn und die Ladung geht 
verloren. In der That entipricht es der Billigfeit, daß ein Zufall, welder den 
perjönfihen Verbältnijjen des Verfäufers entipringt, diefem zur Lajt fällt 
und nicht zur Transportgefahr gerechnet wird. 

1) Bol. Karl Adler, Termingeihäft in Kohler Archiv Bd. 17 S. 132; Wdler 
in Arch. f. bürgerl. Recht Bd. 17 Heft 1 „Zum Rechte der Termingejchäfte”. 

2) Der Kurs ber Kafiageihäfte differiert meijt mit demjenigen ber Zeit: 
geihäfte über diejelbe Ware. Und zwar it in der Negel der Kurs für Kaſſageſchäfte 
niedriger, dann jpricht man von einem Report; zuweilen aber iſt ev wegen Stüde- 
mangel an der Börſe zur Zeit höher, dann bejteht ein jog. Deport. Bejonderer Art 
jind die jog. Neportgejhäfte im eigentlihen Sinne. Mittels diejes Gejchäftes 
fann ein Spefulant auf Haufie, welcher Beitfäufe abgefichlofjen hat, um am Liefe— 
rungstage mit Gewinn zu verlaufen, im alle ungünftiger Konjunktur am Lieferungss 
tage die Spekulation fortjegen. Er vertauft nämlich die ihm zu liefernden Effeften 
ver Kaſſa zum Tagesfurje an einen Kapitaliften — den Reporteur —, welcher darauf- 
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I. Als Börjentermingejchäfte® bezeichnet das Börſengeſetz vom 
22. Juni 1896 $ 48 Kauf- oder jonjtige Anjchaffungsgefchäfte in Waren 
oder Wertpapieren auf eine fejt beitimmte Lieferungszeit oder mit einer 
feit bejtimmten Lieferungsfrift, welche nad) den Gejchäftsbedingungen 
abgejchlojjen werden, die von dem Börjenvorjtand für den Terininhandel 
feitgejegt find, jofern für die an der betreffenden Börje geſchloſſenen 
Geichäfte jolcher Art eine amtliche Feſtſtellung von Terminpreiſen erfolgt. 

Solche Gejchäfte eignen ich beſonders zur Spekulation auf die 
Differenz, indem man im voraus zu bejtimmtem Preis verkauft, was 
man nicht bejitt, oder fauft, was man nicht zu erwerben gedenft. Iſt 
dann am Lieferungstage — am jog. Stichtag — der Kurs niedriger 
al3 der vereinbarte Preis, jo gewinnt der Verkäufer, welcher ä la baisse 
jpefulierte, die Differenz desjelben gegen den Kurs, ijt der Kurs höher 
al3 der vereinbarte Preis, jo gewinnt der Käufer, welcher à la hausse 
jpefulierte, die Differenz. * 

Um von derartigen Gejchäften das geichäftsunfundige Publikum 
möglichjt abzuhalten, hat das Börſengeſetz die Börjentermingejchäfte 


bin die Effeften vom Verkäufer des Spekulanten gegen bar abnimmt. Gleichzeitig 
jchließt der Neporteur mit jenem Spekulanten, dem Reportierten, ein Wiederverfaufg- 
geichäft, jo daß er dieſem die Effekten zu demfelben Kurſe, aber einjchliehlic eines 
Zufchlages, welcher die Zinsvergütung darjtellt, zum Ultimo des Monates verkauft. 
Die Spekulation des Neportierten iſt gelungen, wenn die Effeften am Lieferungstage 
höher jtehen, als der Betrag defjen, was er dem Reporteur zu leilten bat. Der 
BZwed des Gejchäftes ijt Kreditgewährung zur Fortſetzung der Spekulation unter 
Sicherung des Reporteurs, die juriftiihe Yorm jedoch Kauf per Kaſſa und Wieder: 
verfauf per Ultimo. Daher liegen dem Reporteur die gejeglihen und ujancemäßigen 
Pflichten eines Wiedervertäufers ob. Übrigens kann das Reportgeſchäft, ohne jeine 
Natur zu Ändern, gerade mit dem Verkäufer gefchloffen werden, von weldjem der 
Spekulant die Effekten abzunehmen hatte. Ein Gegenjtüd ijt möglich, wenn der auf 
Baifje Spefulierende ungededt Verkäufe von Effekten auf Zeit vorgenommen hat und, 
am Lieferungstage in feinen Erwartungen der Baijje getäujcht, die Baifjejpefulation 
fortjeßen will. Der Spefulant — der Reportierte — erwirbt nämlid dann die 
Effekten, welche er zu liefern bat, von dem Neporteur, jo daß dieſer fie gegen Preis— 
zahlung dem Verkäufer des Neportierten abliefert, gleichzeitig verkauft der Neporteur 
dem Neportierten die Effekten wieder auf Zeit um einen Preis, welcher niedriger ift 
als der Tagespreis, um den er kaufte — Deportgeihäft. Steht dann der Preis 
am Lieferumngstage nod tiefer, jo it dem Baifjeipefulanten die PBrolongation von 
Nupen geweien. Vgl. Grünhut in feiner Zeitichrift Bd. 2 ©. 606 und in Endemanns 
Handbuch Bd.3 S. 28; Goldjhmidts Zeitichrift Bd. 26 ©. 248. 

3) Staub, Der Begriff der Börjentermingeihäfte, Berlin 1899. 

4) R.G. Bd. 42 S. 43 will in entjprechender Weije ſolche dem Börſenverkehr 
angebörende Termingeihäfte behandeln, bei welchen die vom Börjenvorjtand für den 
ZTerminhandel feitgejegten Geſchäftsbedingungen ausgeſchloſſen find, die aljo im Sinne 
des $ 66 feine Börfentermingeichäfte find. Gewiß werden auch ſolche Geſchäfte oft 
bloß dazu beſtimmt fein, auf die Differenz zu jpefulieren. Sie unterftehen dann dem 
8 764 des B. G. B. Aber die bejondere Vorſchrift des Börſengeſetzes $ 66 auf fie 
anzuwenden, läßt fich nach dem Karen Wortlaut des Börfengefepes 5 48 nicht recht: 
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für einen Gejchäftszweig, in welchem nicht beide Parteien in einem 
Börjenregifter eingetragen find, als flaglos erklärt. Ferner ift nach 8 50 
des Börjengefeges der Börjenterminhandel unterjagt 

a) bezüglich der Anteile von Bergwerks- und Fabriksunternehmungen, 

b) bezüglich der Anteile an Erwerbsgejellichaften, deren Kapital 
unter 20 Millionen Mark ift, 

ce) in ®etreide und Mühlenfabrifaten. 

III. Regel iſt — mag nun die Erfüllung jofort nach Abſchluß des 
Gejchäftes oder jpäter zu erfolgen haben — daß Zug um Zug zu 
leisten ijt.>-® 

Die Leiftung des Käufers oder des Verkäufers kann indefjen auch 
auf eine verjchiedene Zeit gejegt jein. Hat der Käufer vor dem Ber: 
fäufer zu leiten, jo jpricht man vom Bränumerationsfauf, ijt dem 
Käufer Friſt gegeben, z. B. drei Monate Ziel nach der Erfüllung, 
von einem Kreditfauf.? 
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I. Wen zufälliger Untergang oder Berjchlechterung der Kaufſache 
trifft, wenn der Kaufvertrag abgeichlojjen, aber noch nicht erfüllt ift, 
wen, wie man jagt, die Gefahr trifft, darüber find im Laufe der Zeiten 


fertigen. Bgl. Heinemann, Termingejchäfte 1899; Adler a.a.D. ©.145. Die Ent: 
ſcheidung des R. G. ijt nad) Art des prätoriichen Edikte® supplendi, ja corrigendi 
juris civilis gratia erlaſſen. Sie macht Recht, wenn fie allgemein bei den Gerichten 
Anerkennung findet. 

5) Thatjächlich ftehen der Leiftung Zug um Zug nicht felten Schwierigkeiten 
entgegen, deren Befeitigung die Aufgabe des Verkehres ift. Bein PVerjendungsfauf 
fann der Berkäufer Zahlung des Preifes noch nicht nach der Abfendung fordern, 
trogdem daß er durch diefelbe erfüllt hat, da er ihre Ablieferung noch einhalten kann. 
Die Leiitung Zug um Hug geichieht bier dadurch, daß der Verfäufer gegen Nach— 
nahme jendet, wozu er berechtigt ijt, jofern nicht Ufance oder Bertrag entgegenftehen. 
Soll die Übergabe durch Einhändigung von Transport= oder von Lagerpapieren ge: 
ihehen, jo fann der Berkäufer jchon gegen Übermachung der Papiere den Preis 
fordern, da der Käufer hierdurch rechtlich und thatfäckhlich die Verfügung über die 
Ware erhält; die Zahlung geſchieht aber jelbjtverftändfic unter dem Vorbehalt ver- 
tragsmäßiger Beichaffenheit der Ware, R.G. Bd.4 S. 87. — Auch bei Grundftücen 
bat die Leiftung Zug um Zug feit Annahme des Auflafjungsiyftemes erhebliche that- 
ſächliche Schwierigkeiten. 

6) Die Berurteilung muß zur Leiftung Zug um Zug geichehen, und zwar 
auch dann, wenn fich der Hagende Teil zur VBertragserfüllung erboten bat. 

7) Iſt ein Kaufvertrag über Waren von bedeutendem Werte abgeſchloſſen, mit 
der Maßgabe, dab die Lieferung ratenweije zu erfolgen hat, fo ift als verkehrsüblich 
anzunehmen, dab für jede Natenlieferung jofortige Bezahlung zu erfolgen hat. Er- 
folgt ſolche Zahlung nicht, jo ift auch der Verkäufer nicht verpflichtet, weiter zu 
liefern, Jur. Woch. 1880 ©. 130. 

1) Martinius, Gefahr beim Kauf in Kohler Arhiv Bd. 17 S. 50. 
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jehr verjchtedene Grundjäge aufgejtellt und bejtehen noch jegt in der 
europäiſchen Kulturwelt voneinander abweichende Regelungen. 

DBezeichnend für die Schwierigkeit einer gerechten Löfung iſt, daß 
die ganz folgerechte Durchführung eines aufgeitellten Grundjates kaum 
bei einem der aufgeftellten Syſteme Pla greift. 

Das römische Necht entichied ich für den Satz: periculum est 
emtoris, d. 5. der Kaufpreis war vom Käufer zu zahlen, auch 
wenn die Kaufjache vor ihrer Übergabe nach Perfektion des Kaufper— 
trages zufällig untergegangen oder verjchlechtert war.? Aber 
man knüpfte dieſe Perfektion nicht jtet3 an den Abſchluß des Kaufes, 
wie es dem Grundprinzip entiprochen hätte, vielmehr nahm man fie 
bei bedingten Käufen wenigitens bezüglic) des Unterganges der Sache 
erjt mit Eintritt der Bedingung an, ferner beim Verkauf einer Quantität 
aus einer Mafje heraus erjt mit dem Ausjcheiden der dem Stäufer be- 
jtimmten Quantität, und falls der Preis für eine Mafje nach der Quan— 
tität bemefjen war, erjt nach der Feſtſtellung der Quantität. ? 

Das ältere deutjche Recht knüpfte dem naiven Nechtsgefühl ent- 
jprechend den Übergang der Gefahr an die Übergabe der Kaufſache, aber 
beim Verjendungsfauf jollte die Abjendung genügen. * 

Nach preußiſchem Recht waltete der Gedanfe casum sentit dominus. 
Daher traf nah A.L.R. I, 11 8 95 den Verkäufer die Gefahr, folange 
er Eigentümer blieb, den Käufer, nachdem er Eigentümer wurde Da 
die Übergabe der Sache Eigentum übertrug, war das Ergebnis fein 
anderes als nach deutichem Recht. Beim Verſendungskauf nüpfte man 
Übergang des Eigentumes und zugleich der Gefahr an die Abjendung, 
AL.R.I,11 $ 128. Als man aber die freiwillige Übereignung der 
Grundſtücke an die Auflafjung und die Überfchreibung auf den Käufer 
fnüpfte, entjchloß man ſich nicht auf diefen Zeitpunkt allein auch den 
Übergang der Gefahr zu jegen. 

2) 83 J. de empt. 3,23... quum autem emtio et venditio contracta sit, 
periculum rei venditae et traditae ad emtorem pertinet tametsi ea res emtori 
tradita non sit. Dernburg, Band. Bd. 2 8 20 Anm. 6, 8 96 Anm. 1; Petrazydi, Ein- 
fommen Bd. 2 S. 42 Anm. 2; Negelöberger, Krit. Vierteljahrsichrift Bd. 13 ©. WM. 


3) Vgl. Dernburg, Pand. Bd.2 $ 96 Anm. 5ff. 
4) Stobbe- Lehmann Bd.3 $ 231 Ziff.6; Cojad, Bürgerl. Recht Bd.1 $ 122 


II, 2a. 

5) Hierfür ſprach ſich Dernburg, Preuß. PR. Bd.1 $ 242 Anm. 9 aus; vgl. 
auch Martinius a.a.D. ©. 64; dagegen aber R.G. Bd. 7 ©. 241; Eccius, Pr. Pr. R. 
Bd.1 $ 108 Anm. 13 ließ die Gefahr ſowohl mit der Auflafjung als der etwaigen 
früheren Übergabe auf den Käufer übergehen. 
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II. Das B. G. B. ftellt im $ 323 allgemeine Grundjäge über die 
Gefahr bei gegenjeitigen Verträgen auf. Wird der eine Vertragsteil 
Durch zufällige Unmöglichkeit der Erfüllung befreit, jo joll dies die Be- 
freiung auch des anderen nad) ich ziehen, und Entiprechendes joll bei 
teilweifer Unmöglichkeit eintreten. ® 

Man möchte erwarten, daß dies vor alleın beim Kauf, dem wich— 
tigjten gegenfeitigen Vertrag, zur Durchführung füme. So ijt es aber 
feineswegd. Der allgemeine Grundſatz mag einen gewijjen Einfluß auf 
dejjen Regelung gehabt haben. Durchgeführt iſt er aber beim Kauf nicht. 
Die SS 446 umd 447 jchließen fich vielmehr an die Gejtaltung der 
preußijchen Praxis an. Doch dem Grundjage casum sentit dominus 
huldigen fie um deswillen nicht. 

III. Hauptregel des B. G. B. it, daß die Gefahr des zufälligen 
Unterganges und zufälliger Verjchlechterung mit der Übergabe der 
verfauften Sache auf den Käufer übergeht. 

Was aber ift unter Übergabe zu verftehen? Nach Pland zu $ 446 
nur körperliche Übergabe und ſolche kurzer Hand nach $ 929 Abſ. 2, 
nicht aber constitutum possessorium, nicht Abtretung des Eigentums: 
anjpruches nach 88 930 und 931; denn das jei nicht Übergabe, ſon— 
dern nur Erſatz der Übergabe Hinfichtfich der Übereignung. Danach 
würde der Bankier, welcher die feinem Gejchäftsfreunde gehörenden Pa— 
piere in das Depot nimmt, fie damit übereignet und vielleicht Jahre 
lang verwahrt, bis zu deren endlicher Aushändigung die Gefahr des 
Kaufes tragen! Man wird anzunehmen haben, daß der Erſatz der Über: 
gabe durch jene Akte auch bezüglich des Überganges der Gefahr gelte. ? 

IV. Bejonderes iſt vorgefchrieben 

1. für den Übergang der Gefahr im Falle des Verfaufes von 
Grundſtücken. 

Die Gefahr geht über mit der Übergabe ſowie dem Übergabe— 
erſatz, auch wenn das Grundſtück noch nicht aufgelaſſen iſt, aber auch 
mit der Auflaſſung und der Überſchreibung im Grundbuche, wenn 
es noch nicht übergeben iſt, $ 446 Abſ. 2.8.9 

6) Vgl. oben $ 96 ©. 208, 

7) So auch Gojad, — Recht Bd. 18 122 IL, Ziff. 63 Oertmann zu $ 446 
Ziff. 1a; Martinius a. a. O. 

8) Sp bereits Eccius, Fr. Kr R. 3d.1 8108 Anm. 13; vgl. oben Anm. 4. 

9) Lebhaft wird die unerfreuliche Streitfrage verhandelt, wie es mit der Ge— 
fahr ſteht, wenn ein Grundſtück verfchiedenen verkauft ift und einem der Käufer über- 


geben, dem anderen aufgelaffen wurde, 3. B. wenn da8 dem einen Käufer übergebene, 
dem anderen aufgelajjene Haus zufälligerweije abbrennt. Haben dann beide Käufer 
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2. Beim Verſendungskauf tritt der Übergang der Gefahr mit 
der Abjendung ein. 1° 

3. Bei der Zwangsverjteigerung von Grundſtücken geht die 
Gefahr auf den Erfteher vor der Übergabe oder Überjchreibung über 
und zwar bezüglich des Grundjtüces jelbjt mit dem Zujchlag, in An- 
jehung der übrigen Gegenjtände mit dem Schluß der Verſteigerung, 
Zwangsverſteigerungsgeſetz $ 56. 

4. Bei dem Erbjchaftsfauf geht die Gefahr des zufälligen Unter- 
ganges wie der zufälligen Berjchlechterung der |Erbichaftsgegenjtände 
mit dem Abſchluß des Kaufes auf den Käufer über, $ 2380.11 

V. Zweifelhaft ift die Frage des Überganges der Gefahr, wenn 
der Kaufvertrag über eine bewegliche Sache aufjchiebend bedingt!? ift, 
der Kaufgegenjtand während Schwebens der Bedingung übergeben ward 
und während diejer Zeit unterging. Der Grundgedanke der Behandlung 
der gegenjeitigen Verträge, daß nicht bloß die Verpflichtungen ausge: 
taujcht werden, jondern die gegenjeitig zugejagten Werte, rechtfertigt die 
Annahme, daß der Käufer auch in diefem Falle befreit wird. Da er 
nicht3 endgültig erhält, Hat er auch nichts zu leijten. Auf teilweiſen 
Untergang ijt dies entiprechend anzınvenden. !+ 


den Kaufpreis zu zahlen? oder keiner? oder einer derjelben und welher? Damit 
beichäftigten ſich * die Motive Bd.2 zu 8463 und es find bereits die allerver— 
ſchiedenſten Anſichten aufgejtellt, vgl. Martinius a.a.D. ©. 72ff. und dort Angef. 
Nach den Nechtsjägen des B.G.B. find zwar beide Käufer zur Zahlung des Kauf: 
preijes verpflichtet, jo daß hiernach der Verkäufer denjelben doppelt erhielte. Aber 
in der Mehrzahl der Fälle wird der Anſpruch des Verkäufers vor allem gegen 
den zweiten Käufer als gegen die guten Sitten verftoßend zurückzuweiſen fein. Doc 
it die von der bejonderen Geftaltung des Falles abhängig, die hier nicht weiter 
beſprochen werden kann. Much im gemeinen Recht war die Frage der Gefahr bei 
mehrfahem Verkauf derjelben Sache jehr beftritten, vgl. Windfcheid Bd.2 8 390 
Ziff. 3 Anm. 17; Demburg, Band. Bd.2 896 Anm. 5. 

10) Bgl. oben $ 172 ©. 20. 

11) Über den Übergang der Gefahr beim Kauf in Paufh und Bogen vgl. 
oben $ 169 ©. 10ff. 

12) Nach römiſchem Rechte hatte der Käufer die Gefahr der Verſchlechterung, 
nicht aber des Unterganged. Dertmann zu $ 446 Ziff. 5a jcheint ſich für die römifche 
Löſung zu enticheiden. 

13) Auch nad preußiſchem Recht nahm man an, obgleich nah A.L. R. I, 11 
$ 95 den Übergang der Gefahr ähnlich wie $ 446 von der Übergabe der Kaufſache 
abhängig macht, daß troß der Übergabe bei bedingten oder noch von einer Genehmi- 
gung abhängigen Kaufverträgen die Gefahr nicht auf den Käufer übergegangen jei, 
ehe der Vertrag perfett wird, O. Trib. Bd. 50 ©. 128. 

14) Coſack, Bürgerl. Recht $ 122 Ziff. 2 will unterjcheiden, ob die Parteien 
dem Eintritte der Bedingung rückwirkende Kraft zujchrieben, dann ſoll der Käufer 
bezahlen müſſen, oder ob dies nicht der Fall war, dann foll er befreit fein. Als 
Beifpiel führt er an, daß A. dem B. fein Wirtichafttinventar verfauft unter der auf: 
Ihiebenden Bedingung, daß B. die von ihm erbetene Erlaubnis zum Wirtichafte- 
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VI. Mit dem Annahmeverzug geht die Gefahr des angebotenen 
Kaufgegenſtandes auf den Käufer über, $ 300. 

VI. Die Beteiligten können felbftverftändlich bezüglich des Über— 
ganges der Gefahr von den gejeglichen Beitimmungen abweichende Bor: 
Ichriften treffen. 

VIII. Schließlich ift zu unterfuchen, was unter Untergang und Ber: 
Ichlechterung zu verjtehen ift. 

Untergang bei Grundjtüden ift Feineswegs bloß völlige Vernich— 
tung. Sie ift möglich durch Wegreißen oder Überſchwemmung feitens 
des Stromes oder des Meeres, durch Erdbeben oder Erdichlupf; der: 
gleichen find feltene Ereigniffe. Untergang im Sinne des Geſetzes iſt 
aber auch völlige Entwertung, insbejondere Niederbrennen des verkauften 
Hauſes. 

Verſchlechterung iſt keinesfalls bloß ſachliche. Auch Verluſt von 
Gerechtſamen und Auflegung nicht vorſehbarer außerordentlicher öffent— 
licher Laſten kann hierher gezählt werden. Dagegen iſt keineswegs jede 
ungünſtige Änderung der bisherigen wirtſchaftlichen Lage als Ver— 
ſchlechterung im Sinne des Geſetzes anzuſehen, z. B. nicht die Verlegung 
eines bisher benachbarten Bahnhofes nach Abſchluß des Kaufvertrages, 
jelbjt wenn der Kauf des Grundſtückes mit Rückſicht auf dejjen Nähe 
erfolgt war. !5 

s 175. Nutzungen der Kauffade.! 

I. Die Römer bildeten den Sag: cujus periculum, ejus est com- 
modum. Insbeſondere galt er für den Kauf. Da der Käufer von Per- 
jeftion des Verkaufes an die Gefahr trug, ergab fich die Folge, daß 
ihm fortan Ertrag und fonjtige Vorteile der Kaufjache gebührten. Auf 
Vorteile, die man mit der Sache durch Spekulation erzielte, wurde dies 
aber nicht bezogen. 


Betriebe erhält; B. wird das Anventar übergeben, am 10. Tage erhält er die Er— 
kaubnis, durch einen Zufall geht das Inventar am Tage vorher zu Grunde. B. müjfe 
den Kaufprei3 berichtigen, denn dadurd, daß 4. dem B. das Inventar übergeben 
und B. die Übergabe angenommen babe, hätten die Parteien zu erkennen gegeben, 
dah fie dem Eintritte der Bedingung rüdwirfende Kraft verleihen wollten; das fei 
aber nicht anzunehmen, wenn der Verläufer die Übergabe nur deshalb fo beichleunigt 
hätte, weil er die Sache nicht aufheben oder weil er deren Prüfung durch B. ermög— 
lihen wollte. Was die Parteien nad) B. G. B. nicht alles gedacht haben jollen und 
was ber Richter danad) für ein Gedankenfejer werden fol! Da der Käufer nichts 
— endgültig — erhielt, hat er auch nichts zu bezahlen, 

15) Vgl. Bernhöft in Belter und Fiſchers Beiträgen zum Entwurf Heft 12 ©.47. 

1) Pr. J. de emt. vend. 3,23. gl. die bei Dernburg, Pand. Bd.2 $ 23 
Anm, 9 Angel. 
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Auh im B.G.B. bewährte der römische Spruch jeine Kraft, doch 
jeine Folgen find hier andere als in Nom. Da den Käufer in der Negel 
erft von der Übergabe die Gefahr trifft, gebühren ihm die Nugungen 
in der Regel exit jeit der Übergabe, $ 446 Abſ. 1 Sat 2. 

Da ferner bei Grundjtüden jowohl von der Übergabe der Kauffache 
als ihrer Überfchreibung im Grundbuche die Gefahr auf den Käufer 
übergeht, gebühren ihm auch die Nugungen von dem Zeitpunkte an, in 
welchem das eine oder das andere gejchieht, $ 446 Abf. 2. 

Vereinbarungen der Beteiligten fünnen Abweichendes beſtimmen. 

1. Die gejegliche Regel hat nach 8 100ff. folgende Ergebnifje: 

1. Die vor dem Übergange der Gefahr von der Sache getrennten 
Erzeugnijie und die beftimmungsmäßige Ausbeute aus derjelben, $ 99, 
gebühren dem Verkäufer. 

Dies kann aber nur jo weit gelten, al3 der Verkäufer nach dem 
Vertragsichlug gemäß den Regeln einer ordentlichen Wirtjchaft verfuhr, 
vgl. $ 581. Denn daß der Verkäufer nach dem Verkaufsſchluß im weiteren 
Make Erträgnijie aus der Sache zieht, 3. B. den Waldbejtand ganz für 
jich verwertet, widerjpricht Treu und Glauben und macht ihn erſatz— 
pflichtig. 

2. Miet: und Bachtzinjen verbleiben dem Verkäufer, wenn fich Die 
entjprechende Miet- und Pachtperiode vor der Übergabe oder Über- 
jchreibung der Kaufſache vollendet hat. 

3. Nach dem Übergange der Gefahr getrennte Früchte und Erzeug- 
nijje gebühren dem Käufer. Gleiches gilt für Miet: und Bachtzinjen, 
wenn die Miet- und Pachtperiode nachher beginnt. 

4. Vollzieht fich die Übergabe oder Überjchreibung auf den Käufer 
während des Laufes einer Miet: und Pachtperiode, jo find die Miet- 
oder Pachtzinſen zwilchen Berfäufer und Käufer nach Berhältnis der 
Zeit zu teilen. 

III. Dem Käufer kommen außerdem nad) allgemeinen Grundſätzen 
notwendig Erweiterungen der Kaufjache zu, mögen jie ihr vor 
oder nach) dem Übergange der Gefahr hinzugetreten fein, insbejondere 
alſo, was eingepflanzt und eingebaut ijt, foweit es fich um wejentliche 
Beitandteile handelt. Gleiches gilt für Anlandungen und ganze an: 
getriebene Stüde, vgl. B. G. B. 88 94, 95. 

Es ijt aber auch anzunehmen, dat dem Käufer alles gebührt, was 
der Verfäufer noch als Surrogat des Kaufgegenitandes nach Abſchluß 
des Kaufes erhielt, 3. B. für abgelöfte Berechtigungen gegebene Ab— 
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findungen. Was der Verkäufer ſonſt in feiner Eigenfchaft als Eigen 
tümer erhielt, 3. B. die Eigentumshälfte eines im Grundjtüd noch ge— 
fundenen Schaßes, oder eine ihm als Eigentümer zugefallene im Fluſſe 
entitandene Injel, gehört dagegen nicht zu den Nutzungen der Kaufjache 
und wird ihm daher verbleiben müſſen, jelbjt wenn die Gefahr, aber 
nicht das Eigentum der Kaufjache bereit? zur Zeit des Erwerbes des 
Schates oder der Inſel auf den Käufer übergegangen ijt. 

IV. Der Parallelismus von Gefahr und Nubungen ift nad) B.G. B. 
$ 447 beim Berjendungsfauf durchbrochen. 

Obgleich die Gefahr während des Transporte auf den Käufer 
übergeht, verbleiben die Nutungen noch dem Berfäufer. Der Grund 
liegt darin, daß 8 447 nur eine Ausnahme in Anſehung der Trans 
portgefahr enthält, ſo daß im übrigen die Regel des $ 446 Anwendung 
finden muß. SHiernach gebührt dem Verkäufer 3. B. noch die Milch der 
abgejendeten Kuh jowie dag von derjelben auf dem Transport geworfene 
Kalb.” Wenn aber die trächtige Kuh fällt, nachdem fie ein Kalb ge— 
worfen bat, widerspricht e83 dem Nechtögefühl, dab der Käufer die ver: 
endete Kuh bezahlen joll und dem Berfäufer das Kalb bleibt. Daher 
wird man fich gedrungen fühlen, in jolchen Fällen aus Billigfeit eine 
Ausnahme zu machen. 3 

V. Nach Berzug des Verkäufers gebühren dem Käufer Die 
Nutzungen, welche ihm infolgedejien entgehen, $ 286 Abi. 1. 


Zweites Kapitel. 
Die Derpflictungen des Käufers und des Verkäufers. 
$ 176. Die Berpflihtungen des Käufers. 


I. Die beiden Verpflichtungen, welche nach $ 433 Ab}. 2 dem Käufer 
aufliegen, zur Zahlung des Kaufpreiſes und zur Abnahme des 
Kaufgegenſtandes, haben für den Begriff des Kaufes verſchiedene 
Bedeutung. 

Die eritere iſt wejentlich. Ohne Kaufpreis fein Kauf. Die zweite 
it nicht weientlih. ES fann vereinbart werden, daß dem Käufer freis 


2) Dies it natürlich ander, wenn ausdrüdlich oder ftillichweigend das Kalb 
für den Fall, daß ein ſolches geworfen wird, mitverfauft iſt. Dann läßt fich mit 
Ob. Trib. Bd. 73 S. 37 jagen, das Kalb bildet mit der Kuh den Bertragägegenitand. 

3) So wenigjtens Coſack Bd.1 $ 124 Ziff. 2d. 
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ſteht, die Kaufſache nicht abzunehmen. Auch aus den Umſtänden kann 
ſich dieſe Abſicht ergeben.! 

II. Der Kaufpreis iſt zu verzinſen nach Vereinbarung oder Geſetz. 
Letzteres nach den allgemeinen Grundſätzen bei Verzug des Käufers, 
$ 288, wie auch von Rechtshängigkeit des Anſpruches an $ 291. Außer— 
dem erwächſt die gefegliche Verpflichtung der Verzinfung des Kaufpreiſes, 
jofern er nicht geitundet ift, von dem Zeitpunfte an, in welchem dem 
Käufer die Nutzungen gebühren, $ 452.2 Es iſt dies ein Nachklang 
der römischen Anfchauung, wonach der Käufer nicht zugleich die Sache 
und den Preis nuben joll.® Jener Zeitpunkt ift, wie oben in $ 175 ent- 
widelt wurde, abgejehen von Fällen befonderer Vereinbarung, die Über- 
gabe der Kaufjache jowie Erſatz der Ubergabe nach 88 930 und 931, 
endlich Auflafjung und Eintragung. Dies aljo auch, wenn das Grund- 
jtüd zwar aufgelafjen, aber’ nicht übergeben, oder übergeben, nicht aber 
aufgelafjen ijt. Der Käufer hat dann zwar noch die Einrede des nicht 
erfüllten Vertrages. Dies giebt aber nur das Recht auf Zurückhal— 
tung der Zinjen, die gleichwohl verfallen. * 

Die Pflicht zur Verzinſung iſt nicht davon abhängig, daß die Kauf: 
jache dem Käufer im gegebenen Falle Nutungen erbrachte oder thatjächlich 
erbringen konnte; find aber dem Käufer infolge des älteren Nubungs- 
rechtes eines Dritten die Nußungen entzogen, jo erwächſt fie nicht. 

Daß Zinſen im Falle der Stundung des Kaufpreifes nicht laufen, 
hat jeinen Grund darin, daß die Nutzungen dann als im Slaufpreis 
vergolten gelten. Daher iſt anzunehmen, daß der Lauf der Zinjen von 
der Zeit an beginnt, mit welcher die Stundung aufhört, ohne Rückſicht 
darauf, ob der Käufer in Verzug gerät.®° Auch it nur die beim Ab— 
ichluß des Kaufvertrages vereinbarte Stundung keineswegs aber eine 
nachträglich bewilligte in Betracht zu ziehen. ® 

1) Nach gemeinem Recht wurde ein Recht des Verkäufers auf Abnahme nur 
anerfannt, wenn der Berläufer ein nterefie an der Abnahme dartbun fonnte, wäh— 
vend nah A.L.R. I, 11 8215 dem Berfäufer jtet3 eine en. auf Abnahme gegeben 
war. Im alten H. G. B. war dieje Frage nicht entichieden. Bgl. R.G. Bd.5 ©. 392, 
Bd. 14 S. 247, Bd. 26 ©. 215; Jur. Woch. 1887 ©. 68 n.17, S. 365 n.45, 1889 
©. 436 n. 22. 

2) Vgl. A.L. R. I,11 88 109, 127. 

3) 1.13 820 D. de a.e. v. 19,1. 

4) R.G. bei Gruchot Bd. 85 ©. 973. 

5) Anderer Anficht Pland $ 452 Ziff. 3 Abi. 2, ohne Gründe wider den Wort: 


laut und Zwed der Beitimmung. 
6) gl. oben Bd.2 I, S.161 Anm. 3 über die bewifligte Nachfriſt. 
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Die gefeglichen Kaufgelderzinfen find die gewöhnlichen von vier 
Prozent. 

Bei Kaufleuten kommt noch in Betracht, daß diejelben nad) 9. G. B. 
$ 353 berechtigt find, für ihre Forderungen aus beiderfeitigen Handels- 
gejchäften vom Tage der Fälligkeit an fünf Prozent Zinjen zu fordern. 

IH. Berwendungen, welche nach dem SKaufabjchlu zur Er- 
haltung der Kauffache vor dem Übergange der Gefahr notwendig wer- 
den, hat der Verkäufer vorzunehmen, ohne berechtigt zu jein, Deren 
Erſatz vom Käufer zu verlangen.” Die nicht notwendigen Berwen- 
dungen find dem Verkäufer nach den Negeln der Gejchäftsführung ohne 
Auftrag zu eritatten. 

Erjag der Verwendungen, die nach dem Übergange der Gefahr 
notwendig geworden Jind, kann der WVerfäufer laut $ 450 von dem 
Käufer verlangen, wie wenn der Käufer ihn mit der Verwaltung der 
Sache beauftragt hätte. 

Wie weit aber hierbei die Grundjäße des Auftrages anwendbar 
find, bleibt dunkel. Vorzugsweiſe kann 8 670 wichtig werden, wonach 
zur Verpflichtung des Erſatzes genügt, dal der Verwendende die ge: 
machten Aufwendungen den Umftänden nach für erforderlich Halten durfte, 
wenn jie auch objektiv nicht notwendig gewejen wären. 

Für Diefe Beitimmungen fommt in Betracht, einmal der Verſen— 
dungsverfauf, jo daß der Käufer dem Verkäufer die von diefem während 
des Transportes auf die Ware gemachten notwendigen Aufwendungen 
wie einem Beauftragten zu erjegen hat, weiter der Fall, in welchem 
der Verkäufer das verkaufte Grundſtück aufließ und im Grundbuche über- 
jchreiben ließ, ehe er es dem Stäufer übergab, $ 446 Ab}. 2; ferner, 
wenn vertragsmäßig die Gefahr vor der Übergabe auf den Käufer über: 
geht, endlich, daß der Käufer in Verzug mit der Abnahme der Kauf: 
lache war. 

IV. Beanjtandet beim Verſendungskauf, welcher für beide Teile 
ein Handelsgeſchäft it, der Käufer die ihm zugejendete Ware, fo 
hat er nad) H. G. B. $ 379 für deren einstweilige Aufbewahrung 
zu ſorgen. Dies gilt für Qualitäts- wie QuantitätSmängel, wie auch, 
wenn die Ware wegen eines anderen Grundes, z.B. verjpäteter Liefrung, 


7) Nach gemeinem Recht hatte der Käufer dem Verkäufer die nad Abſchluß 
des Kaufes gemaditen Verwendungen zu erjeßen, wenn fie notivendig waren oder 
in jenem Intereſſe Sagen, 1.13 822 D. de a. e. v. 19,1. 
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nicht angenommen wird. Die Verwahrung darf bei Dritten® oder auf 
dem eigenen Lager des Käufers geichehen; in legterem Falle kann der- 
jelbe Qagergeld berechnen, $ 354 Ab. 1 H. G. B. Die Sorge für die Auf: 
bewahrung liegt ihn od, mag die Beanftandung eine gerechtfertigte oder 
unberechtigte jein. Vorausſetzung iſt aber, daß der Verkäufer thatjächlich 
auf die Fürforge des Käufers angewiefen iſt. Beligt der Berfäufer 
3: B. eine zur Aufnahme geeignete Vertretung am Beltimmungsorte, 
welche von der Sachlage unterrichtet it, jo Fällt die Verantwortlichkeit 
des Käufer weg.” Sie dauert auch nur jo lange, bis der Verkäufer 
in der Lage ift, ſelbſt geeignete Vorkehrungen zu treffen.!“ Nachher haftet 
der Käufer nur für Arglift und grobe Fahrläſſigkeit. 

Der Käufer als jolcher ift zu weitergehenden Maßnahmen weder be— 
rechtigt noch verpflichtet, namentlich nicht zur Zurücjendung der bean- 
Itandeten Waren ohne Genehmigung des Verkäufers. Ob fich dies oder 
andere Maßnahmen, z. B. Berficherung der Waren!! als Gejchäfts- 
führung ohne Auftrag rechtfertigen läßt, it nach deren Grundfägen zu 
beurteilen. 1? 

Der Käufer kann die Ware, wenn fie dem Verderben ausgejegt und 
Gefahr im Verzuge ift, unter Beobachtung der Vorjchrift des H. G. B. 
$ 373 verkaufen lafjen; der Beweis der gejeßlichen Vorausſetzungen 
liegt ihm natürlich ob. 

V. Der Käufer fteht für Schaden ein, welcher durch jeine Schuld 
oder die Schuld derjenigen Perſonen, deren er fich zur Erfüllung feiner - 
Berpflichtungen bediente, dem Verkäufer erwachjen ist, insbejondere im 
‚Falle von Beichädigungen, die dem VBerfäufer bei Abnahme der Ware 
zugefügt wurden. 

Es liegt ihm ferner in der Regel ob, auf feine often die Em— 
ballage zurückzujenden, joweit jie nicht ausdrüdlich, oder wie nad) der 
Übung anzunchmen ift, mitverfauft iſt. Er haftet auch Hierbei für eigene 
Sorgfalt und die Berjehen derjenigen, deren er jich zur Erfüllung dieſer 
Verpflichtung bediente, die Gefahr des Zufalles trägt aber der Ber- 
fäufer, jo lange der Käufer nicht mit der Rückſendung im Verzuge ift.13 


2 a Bol. R.O.HJG. 35.20 ©. 202; Hanauſek, Haftung; des Verkäufers Bd. 2 


9) R.O. H.G. Bd. 17 ©. 171. 

10) R.O. H.G. Bd. 1 ©. 207. 

11) R. O. H. G. Bd. 7, ©. 360ff. 

12) Für etwaige Speſen und Sem lann der Käufer die Ware ge: 
mäß $ 369 9.6.8. retinieren, R.G. Bd. 26 ©. 58; Jur. Wod). 1896 ©. 306 n. 37. 

13) R.O. H. G. Bd.1 ©. 270. 


Dernburg, Bürgerl. Recht. II. 2. 3 


34 Die Verpflihtungen des Käufers und des Verkäufers. 


$ 177. Folgen des Berzuges des Käufers. 


I. Der Käufer kann durch Nichtzahlung des Kaufpreijes in Verzug 
fommen, nicht minder durch Nichtabnahme des Kaufgegenſtandes. Häufig 
wird beides zufammentreffen. Der Verkäufer fann fich dann bei feinen 
Anjprüchen wegen des VBerzuges auf eines oder das andere, oder auf 
beides jtüßen. 

Mannigfach find entiprechend den VBorjchriften des B. G. B. $ 326 
die Anjprüche des Verkäufers bei jolchem VBerzuge. Im allgemeinen bat 
er ein dreifaches Necht, nämlich auf Erfüllung — aljo auf Zahlung 
de3 Preijes und Abnahme der Waren — und daneben Schadenserjat 
wegen Verzögerung, ferner auf Schadenserjaß jtatt der Erfül- 
lung, endlich auf Rüdtritt vom Gejchäfte, vgl. oben Bd.2 I, 8 98. 

TH. Was insbejondere den Fall der Nichtzahlung des Kaufpreijes 
anlangt, jo hat der Verfäufer 

1. das Necht, unmittelbar mit der Fälligkeit Zahlung des Kauf: 
preijes zu fordern, und auf Grund des Verzuges des Käufers daneben 
Verzinſung und Schadenserjat zu liquidieren, jo daß aber der Käufer 
auch jeinerjeitS vom Berkäufer im Wege der Einrede oder klagweiſe 
Erfüllung beanjpruchen fann. 

Bei Firgeichäften, welche Handelsfäufe bilden, ijt das Necht 
des Verkäufers auf Erfüllung aber davon abhängig, daß er dem Käufer 
jofort nach Ablauf der Zeit oder der Friſt anzeigt, daß er auf Erfül- 
fung beiteht!, 9.6.8. $ 376 Abi. 1 Sat 2. 

2. Recht auf Schadenserjag wegen Nichterfüllung, jowie das 
NRüdtrittsrecht erwächſt in der Regel dem Verfäufer gemäß $ 326 erſt 
nach Ablauf einer von ihm gejegten angemejjenen Nachfrijt, und außer: 
dem, wenn das Gejchäft infolge des Verzuges des Käufers fein Interefje 
für ihn hat. Bei Firgejchäften aber, welche Handelskäufe bilden, 


1) Diele Anzeige ift entbehrlih, wenn Verkäufer vor der Fälligkeit erklärt hat, 
daß er auf Erfüllung beitehen wid, R.O.H.G. Bd. 13 ©. 136; Goldjchmidts Zeit: 
ichrift Bd. 38 ©. 321. 

2) Wer Schadenserfaß wegen Nichterfüllung beanjprucht, hat feinerfjeit3 die 
vertragsmäßige Gegenleiſtung zu leilten, der Verkäufer alfo die Ware — oben Bd. 2 
Abt. 1895, V ©. 215. Jedoch gi nah 9.8.8. $376 Abſ. 1 als genügendes 
Surrogat der Erfüllung durch den Verkäufer, welcher Schadenderias wegen 
Nichterfüllung beaniprucht, daß er unter den dort aufgeführten Borausjegungen einen 
Selbithilfeverlanf vornimmt und den erlöiten Betrag auf jeine Schadenderjaß- 
jorderung aufrechnet. — Die Anfichten find jehr geteilt, vgl. Bland zu 88 325, 326: 
Adler, D. Zur. Zeitg. 1897 ©. 106; Kaufmann, dal. 1899 ©. 152; Oswald, daj. 1899 
©. 213; Götte, ebenda ©. 399. 
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erivirbt der Verkäufer das Rücktrittsrecht unmittelbar infolge Nichtleiftung 
zu bejtimmter Zeit, ohne Rüdjicht auf Berzug des Käufers, das Recht 
auf Schadenserjag wegen Nichterfüllung mit dem Verzuge des Käufers. 

3. Hinfichtlich der Bemejjung des Schadenserfages wegen Nicht- 
erfüllung giebt 9.©.B. für Handelskäufe, welche Firgejchäfte jind, 
befondere Bejtimmungen. 

a) Nach 8 376 Ab}. 1 ift bei jolchen Berfäufen der Berkäufer, wenn 
die Ware einen Börſen- oder Marktpreis hat, zu der jog. abjtraften 
Berechnung befugt, d.h. er kann ohne weiteres den Unterjchied des 
Kaufpreijes und des Börſen- oder Marktpreijes zur Zeit 
und am Orte der gefchuldeten Leiftung fordern. 

b) Er kann aber auch jeinem Erjaganjpruch nach $ 376 Abj.3 das 
Ergebnis eines anderweit vorgenommenen Verkaufes — des jog. Selbjt- 
hilfeverfaufes — zu Grunde legen, jo daß er die Differenz des 
Erlöjes desjelben und des Verkaufspreiſes als Betrag jeines Schadens 
beanjprucht. 

Hat die Ware einen Markt: oder Börjenpreis, jo iſt dies nur 
dann der Fall, wenn der Selbjthilfeverfauf jofort nach Ablauf der 
bedungenen Leiftungszeit oder Lieferungsfriit erfolgt. Bei Waren anderer 
Art dagegen ijt jofortige Bewirfung des Berkaufes nicht vorausgefett, 
$ 376 Abſ. 3 Saß 1. 

Der Selbithilfeverfauf kann entweder 

a) mittels öffentlicher Verſteigerung erfolgen oder 

b) aus freier Hand durch einen öffentlichen Handelsmäfler 
oder Öffentlichen Auftionator zum laufenden PBreife geichehen. 

Für den Fall der öffentlichen Verſteigerung iſt vorgejchrieben, daß 
Berfäufer und Käufer mitbieten dürfen, $ 376 Abſ. 4 Sat 1 mittels 
Berweifung auf $ 373 Abi. 4. 

Nach jtattgehabtem Verkaufe bedarf es unverzüglicher Anzeige an 
den Käufer bei Vermeidung von Schadenserjaganjprüchen, $ 376 Abj. 4 
Sat 2. Es ijt dies nicht bloß auf öffentliche Verfteigerung, jondern 
auch auf den Verkauf aus freier Hand zu bezichen. 

4. Iſt die gleiche Berechnung ohne weiteres bei Nichtfirgejchäften 
und Nichthandelsfäufen zuläſſig, und zwar ohne daß die befonderen Schuß- 
maßregeln des Käufers, welche das Geſetz bei Firgejchäften vorjchreibt, 
eingehalten werden müfjen.® Dies anzunehmen ijt bedenklich. 


3) So Coſack Bd. 1 $ 130. 
3% 
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Wie hoch ein Schaden ijt, hat der Richter nach jeinem Ermejjen 
zu bejtimmen. Ob ein Schaden des Berfäuferd darin liegt, dab Die 
Kaufjache, welche ihm nicht abgenommen wird und bei ihm verbleibt, 
zur Zeit auf dem Markte einen niedrigeren Preis hat, als der Kauf— 
preis beträgt, ob aljo im gegebenen Falle die jog. abjtrafte Berech— 
nung Pla greift, ijt demzufolge nach den Umjtänden zu bemejjen. Das 
ungünftige Ergebnis eines Selbjthilfeverfaufes nicht minder wird 
nur dann dem Schadensanjpruche zu Grunde zu legen jein, wenn der 
Gelbjthilfeverfauf unter möglichiter Berücjichtigung der Interejjen des 
Käufers geſchah und den Umftänden nach gerechtfertigt war. 

5. Nach dem Borbilde des alten Handelsgejegbuches hat der Ver— 
fäufer laut $ 454 B. G. B. das in dem $ 325 Abi. 2 und 326 B. G. B. 
vorgejehene Rücktrittsrecht nicht, wenn er den Vertrag erfüllt 
und den Slaufpreis gejtundet hat. 

Das Geſetz ſpricht ſich nicht darüber aus, ob der Rüdtritt bloß 
dann ausgejchlofien ijt, wenn der Verfäufer bereits volljtändig, oder 
auch dann, wenn er nur teilweije erfüllt hat, 3. B. wenn das verkaufte 
Grundſtück zwar noch nicht aufgelafjen, aber doch übergeben, oder zwar 
nicht übergeben, doch aufgelajjen ij. Mit Unrecht will man meiſt“ 
bei bloß teilweijer Erfüllung den Rücktritt noch zulafjen. 

Das Geſetz ſchließt die Nücktrittserflärung nur aus, wenn troß 
Erfüllung des Verkäufers der Kaufpreis gejtundet war. Dies ijt in 
jeinem Sinne jchon dann anzunehmen, wenn nad) der Vereinbarung der 
Parteien der Kaufpreis nicht Zug um Zug gezahlt werden jollte. 

Sit der Kaufpreis nur teilweiſe gejtundet, jo wird der Rücktritt 
dem Berfäufer noch offen ftehen. 

In dem Falle, in welchem der Verkäufer den Vertrag erfüllt und 
den Kaufpreis gejtundet Hat, giebt ihm das Geſetz jowohl Recht auf 
nachträgliche Zahlung des Kaufpreijes nebjt Schadenserjag wegen der 
Berzögerung, als auch auf Abjtehen vom Kaufpreiſe und Schadenserjat 
wegen Nichterfüllung. ES iſt jedoch nicht einzufehen, wie jich dieſe 
Ansprüche praftiich unterjcheiden, in der That bleibt nur der erjte An- 
ipruch übrig. > 

4) Pland $ 454 Ziff. 2a; Coſack Bd.1 5.447. Der gefeßgeberiiche Gedanke, 
dab ein einfacher Weg zur Beendigung der Angelegenheit durd den Rüdtritt eröffnet 
werden joll, führt zur gegenteiligen Entjcheidung, denn im falle einer teilweijen 
Erfüllung vereinfacht der Rücktritt keineswegs die Sadjlage, fondern begründet uner- 


wünſchte Verwidelungen. 
5) Cojad Bd.1 ©.447 81301 Ziff. 3. 
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8178. Berpflidtungen des Verkäufers. 


I. Die Hauptverpflichtung des Berfäufers ift, die Kaufſache voll- 
tändig in bedungener Weiſe zu übergeben und zu übereignen, 8 433 
Abi. 1 Satz 1. 

Diefe Pflicht erſtreckt ſich im Zweifel auf das zur Zeit des Ab- 
jchlufjes des. .Kaufes vorhandene Zubehör, $ 314, nicht minder auf 
Zubehör, welches dem Käufer zugefagt war, oder welches er nach 
Treu und Glauben und gemäß der Übung des Verkehres erwarten 
durfte! Wurde ein Grundſtück nad) einem Inventar verkauft, fo 
werden in der Regel die Angaben des Inventar als bedungen anzu— 
jehen fein.? | 

Die Koften der Übergabe, insbejondere auch des Meffens und 
MWägens der Ware hat der Verkäufer, die Koſten der Abnahme der 
Käufer zu tragen. So $448 B.G.B. entfprechend dem alten H. G. B. 
Art. 351. 

Sit ein Recht verkauft, jo fallen die Koiten der Begründung oder 
Übertragung des Nechtes dem Verkäufer zur Laft, 8 448 Abi. 2. 

Der Käufer eines Grundſtückes hat die Koften der Auflafiung 
und der Eintragung, der Käufer des Nechtes an einem Grundſtücke die 
Kojten der zur Begründung oder Übertragung des Nechtes nötigen Ein- 
tragung mit Einjchluß der Koſten der hierzu nötigen Erflärungen zu 
tragen, 8 449.° 

I. Im Sinne des Kaufvertrages und nach Treu und Glauben, 
z 242, ijt der Verkäufer zur Obhut über die Kauffache bis zur Über— 
gabe*, bei Grundſtücken auch noch nach deren Auflaffung verpflichtet, 
jo daß er in diefer Hinficht für das eigene Verſchulden, wie dasjenige 
jeiner Hilfsperjonen zu haften hat. 

Beim Verjendungsfaufe ift jedoch der Verkäufer nach dem Sinne 
dieſes Gejchäftes wohl für jorgfältige Auswahl des Transporteurs haft- 
bar, feineswegs aber fteht er für deſſen Verjchulden und für das Ver: 
ichulden der Leute desjelben, wie für das eigene nad) 8 278 ein. 


1) Ein verfauftes® Haus 3.8. ift mit den Schlüſſeln, wo dies üblich iſt, den 
Sommerläden, zu übergeben, auch wenn fie zur Zeit des Kaufichluffes nicht vor: 
handen waren. 

2) Über den Berkauf in Pauſch und Bogen vgl. oben $169 ©. 10. 

3) Des weiteren ſiehe oben $ 171 Ziff. V. 

4) Bgl.1.35 $4 de c. emt. 18,1; 1.181.1.281,1.3 D.de per. et com. 18, 6. 
Franz Leonhard, Die Haftung des Verfäufers für Verſchuldung 1896. 
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Il. Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem Käufer über die rechtlichen 
Verhältniſſe des Kaufgegenſtandes die nötige Auskunft zu erteilen, ins- 
bejondere über Grenzen, Gerechtjame und Laſten eines verfauften Grund- 
jtüdes, $ 444 erjter Satzteil.“ Irrtümer und Lücken bei diefen An- 
gaben machen ihn zwar nicht jchlechthin jchadenserjagpflichtig, wohl aber 
dann, wenn er jie bei gehöriger Corgfalt vermeiden konnte. 

Die zum Beweije jeines Rechtes dienenden, in jeinem Befite be- 
findlichen Urkunden hat er dem Käufer auszuliefern; joweit fie fich auf 
andere Angelegenheiten beziehen, wenigſtens einen öffentlich beglaubigten 
Auszug zu erteilen. Da das Gejeß nicht bejtimmt, daß der Käufer die 
Koſten zu tragen hat, jo werden fie den Berfäufer treffen, $ 444 zweiter 
Satzteil. 

Zweifelsohne hat der Verkäufer auch über die thatjächliche Be— 
Ichaffenheit der Kaufſache, z.B. eines verfauften Landgutes, joweit es 
nach den Verkehrsanſchauungen recht und billig ift, Auskunft zu geben. 

IV. Nicht jelten verpflichtet jich der Verkäufer zu befonderen Neben— 
leiftungen, z. B. die verkaufte Fabrik als Gefchäftsführer des Käufers 
noch eine bejtimmte Zeit zu leiten, oder dem Käufer feines Gejchäftes 
feine Konkurrenz zu machen. 


$ 179. Verzug des Verkäufers. 


I. Kommt der Verkäufer mit der Erfüllung in Verzug, fo treten 
wiederum die Regeln des $ 326 — vgl. oben $ 98 — über das drei: 
fache Recht des anderen Teiles ein, jo daß der Käufer Erfüllung und 
Schadenserjag wegen Berzögerung, Schadenserjag ſtatt der Erfüllung, 
oder Nüdtritt vom Gejchäfte erwählen kann. 

II. Hierzu iſt hervorzuheben: 

1. Fordert der Käufer Erfüllung nebjt Schadenserfag wegen der 
Verzögerung, jo Hat er jeinen Schaden nach den bejtehenden Um: 
jtänden darzuthun. Er Tann 3.8. nachweijen, daß er infolge der Ber: 
zögerung der Lieferung der gekauften Maſchine zeitweile weniger pro- 
duzierte, oder darthun, daß er die gekaufte Sache unter Feſtſetzung einer 
Strafe für den Fall der Nichtlieferung weiter verfauft hatte, und daß 
dieſe Strafe verfallen iſt. 


5) 3. B. aud) darüber, ob etwa eine Hypothek, die auf den Kaufpreis über 
nommen werden fol, gekündigt it oder ob für diejelbe ein vollſtreckbarer Titel 
bejtebt. 
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2. Fordert der Käufer Schadenserjah wegen Nichterfüllung bei 
einem Handelsfaufe, welcher Firgeichäft ijt, jo fann er nad) 9.6.8. 
$ 376 entweder 

a) die jog. abjtrafte Berechnung geltend machen, jo daß er Die 
Differenz des Marktpreijes der Kaufſache gegenüber dem von ihm ver: 
jprochenen Slaufpreije fordert, oder 

b) jich durch Dedungsfauf die Ware verichaffen und die Diffe- 
renz mit dem von ihm anzulegenden Kaufpreiſe als Betrag feines Scha- 
dens beanfpruchen. ! 

Diefe Weiſe der Berechnung iſt bei Käufen anderer Art dann zus 
läffig, wenn fie nach richterlicher Überzeugung den Umſtänden gemäß ift. 


8180. Fortjegung Mängel im Redte. 

I. Bejteht ein Recht Dritter an der Kaufſache, jo liegt nach dem 
Sprachgebrauche des B. G. B. ein Mangel im Nechte vor, welchen der 
Verkäufer zu vertreten hat. Diefer Mangel ergiebt na) B.©.B. Un— 
volljtändigfeit der Erfüllung, er iſt ſcharf geichteden von Mängeln 
der Sade, gegen welche der Verkäufer Gewähr leijtet.! Ein be- 
jonders wichtiger Gegenjag liegt darin, daß die Haftung für Mängel 
der Sache, abgejehen von arglijtigem Berjchweigen einer Furzen Ber- 
jährung unterliegt, die lage wegen eines Mangels im Rechte dagegen 
nur der dreifigjährigen Verjährung unterjteht. Diejelbe läuft von Ent- 
ſtehung des Anfpruches — $ 198 — aljo regelmäßig jchon vom Ab— 
Ihlufje des Kaufgeſchäftes an, feineswegs erſt von der Stenntnis des 
Ktäufers. ? 

II. Grundjag it, dat der Verkäufer dem Käufer den Staufgegen- 
Itand frei von Rechten jeder Art zu verjchaften Hat, die von Dritten 
geltend gemacht werden können, $ 434. 

1. Es gehören dahin dingliche Nechte jeder Art. 

Nach römischen Nechte jtand der Verkäufer allerdings für Freiheit 
des verkauften Grundſtückes von Örundgerecdhtigfeiten nur ein, wenn 
er Diejelbe bejonders zujagte oder die Grundgerechtigkeit abjichtlich 


1) Das Nähere fiehe H.G. B. $376 und oben 8 177. 

I) Nah A. L. R. wurden die ſog. Mängel im Recht unter dem Gejichtspunfte der 
Gewährleiitung behandelt, im B. G. B. ift der Geſichtspunkt der mangelnden Erfül- 
lung zu Grumde gelegt. Im A. L. R. find demgemäß die kurz verjährbaren Gewähr: 
leiftungstlagen — actio redhibitoria und actio quanti minoris — aud) für Mängel 
im Rechte geneben, im B. G. B. ijt die Vertragstlage — actio emti — anzujtellen. 

2) Die legtere Anficht vertritt Scherer II S. 461 Ziff. 6. 
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verſchwieg.“ Schon das A.L.R.1,11 $ 183 ließ aber den Verkäufer 
für Nichtbejtehen von Grundgerechtigfeit ohne weiteres haften. So ijt 
e3 auch nach B. G. B. 

Der Berfäufer haftet ferner wegen privatrechtlicher Reallaſten, 
insbeſondere auch für Rückſtände von Reallaften, welche gemäß 8 1107 
gegen den Erwerber des Grundjtücdes geltend gemacht werden fünnen. 
Er ſteht nicht minder für Freiheit der Kaufſache von Pfandrechten, ins- 
befondere auch Immobiliarpfandrechten ein, mit Inbegriff rüdjtändiger 
Zingleiftungen, auch wenn jie nicht aus jeiner Belitzeit jtammen. 

2. Die Haftung des Verfäufers betrifft auch perjfünliche An- 
jprüche, welche gegen den Käufer geltend gemacht werden fünnen. 
Dahin gehören namentlich die Rechte des Mieters, $ 571, und des 
Pächters, $ 581, bezüglich des gemieteten, ihm bereit3 überlajjenen 
Grundjtüdes. 

3. Auch jolche im Grundbuche eingetragene Rechte, welche rechtlich 
nicht bejtehen, hat der Verkäufer des Grundjtücdes oder des Rechtes 
an dem Grundſtücke auf jeine Koften zur Lölchung zu bringen, jofern 
jie im Falle ihres Beſtehens das Necht des Käufers beeinträchtigen 
würden, $ 435 Abſ. 1. Er hat demjelben aljo ein jog. reines Grund- 
buchblatt zu verjchaffen. * 

Entiprechendes gilt für den Käufer eines im Schiffsregiiter einge- 
tragenen Schiffes, $ 435 Abi. 2. 

III. Der Verkäufer eines Grundftücdes5 haftet nicht für Die Frei— 
heit des Grundjtüdes von öffentlichen Abgaben und von anderen 
öffentlichen Laften, die zur Eintragung in das Grundbud 
nicht geeignet find, S 436.6 

Welche Laſten öffentliche find, richtet fich nach dem öffentlichen 
Rechte, und zwar nach der Verfaſſung des Landesteiles, in welchem 
das Grundſtück gelegen ijt.? 

3) Bgl. Demmburg, Band. Bd.2 $99 Anm. 20 und 21. 

4) Da der Berkäufer zur, Bejeitigung folcher Laſten verpflichtet ijt, wird er 
nad erfolgter Auflafiung und Überjchreibung der Kaufjache noh zum Aufgebot und 
zur Berichtigungäflage aus $894 B. G. B. befugt fein. 

5) Auch auf beweglichen Sadjen können öffentliche Laſten ruhen, 3. B. auf Schiffen, 
Buden. Fr bewegliche Sachen ift $ 436 entiprechend anzuwenden. Denn die öffent: 
lihen Laſten hat jeder Erwerber zu fennen. 


6) Auf Rüdjtände von öffentlihen Laften wird fich aber $ 436 nicht er- 
jtreden. 

7) Der Grund des $436 liegt darin, daß öffentliche Laſten öffentlich bekannt 
find. Es befteht aljo eine gejeblihe Fiktion der Kenntnie. Deshalb kann ſich der 
Käufer auch nicht auf einen Jrrtum über das Nichtbeftehen der öffentlichen Laſt berufen. 


$ 180. Fortjegung. Mängel im Rechte. 41 


Nach bisherigem preußiichen Nechte waren zwar die ftaatlichen 
Steuern von der Eintragung im Grundbuche ausgeſchloſſen, keineswegs 
aber alle anderen öffentlichen Laften der Grundftüde. Vielmehr wurden 
diefelben jehr Häufig, namentlich im Intereſſe der Korporationen in die 
Grundbücher eingetragen. 

Das preußiiche Ausführungsgejeg zur Grundbuchordnung, Art. 10, 
hat jetzt die öffentlichen Lajten gleichfalls von der Eintragung in das 
Grundbuch ausgejchlojjen, hierfür war vorzugsweije beftimmend, daß 
ſonſt der Verkäufer nach) B. G. B. $ 436 vom Käufer wegen ihres Be- 
Itehens in Anſpruch genommen werden fünnte.®-° 

IV. Kennt der Käufer den Mangel im Rechte beim Ver— 
kaufsſchluſſe, jo ift ihm der Verkäufer wegen des Mangels nicht 
haftbar. 

Der Kenntnis fteht Nichtfennen aus grober Fahrläſſigkeit feines- 
wegs gleich. Dagegen kann der Käufer, welcher die ihm gebotene Ge- 
(egenheit zur Kenntnisnahme der Mängel in unentjchuldbarer Weije 
vereitelt hat, wegen derjelben feinen Anſpruch erheben. 

Dem Käufer jteht micht entgegen, dab das fragliche Recht im 
Grundbuche eingetragen war. 

Entjprechend der Verkehrsauffaſſung, welche bereits AU.L.R. I, 11 
$ 184 zu Grunde legte, hat der Verkäufer eine Hypothek, Grund— 
Ichuld, Rentenſchuld oder ein Pfandrecht zu befeitigen, auch 
wenn der Käufer die Belajtung beim Kaufabjchlufe kannte. Dies gilt 
auch von einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruches auf eines 
diejer Rechte, $ 439 Ab). 2. Nicht anders ift es bezüglich rückſtändiger 
Leiftungen aus jolchen Rechten. !° 

V. Der Käufer fann jeiner Befugnis auf Haftung des Verkäufers 
wegen Mangel im Rechte entjagen oder Diejelbe beichränten, wie dies 
auch bisher Nechtens war. Im Falle folcher Entjagung hat er den 
Kaufpreis unverkfürzt zu berichtigen, auch wenn ihm die Kauffache ent- 
währt wird. !1 


8) Daß der Verläufer im Falle bejonderer Zuſicherung der Abweſenheit 
öffentlicher Laſten haftet, iſt jelbjtverftändlic. 

9) Nah Art. 10 Abf. 2 des preuß. Ausführungsgeſetzes bleiben 8 17 Abſ. 4 
und $39 des Geſetzes betr. Schupwaldungen vom 6. Juli 1875 unberührt. 

10) Eccius bei Gruchot Bd. 41 S. 302. 

11) 1.11 $18 D.dea.e.v. 19,1. gl. die bei Windfcheid, Rand. Bd. 28391 
Anm. 38 Anger. 
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Nichtig iſt aber der Erlaß oder die Beſchränkung feiner VBerpflich- 
tung, wenn der Verkäufer den Mangel arglitig verjchwiegen hat, $ 443. 
Bloßes Verjchweigen eines dem Verkäufer bekannten Mangels genügt 
freilich nicht, doch wird die Annahme der Argkiit oft nahe liegen, wenn 
fi der Verkäufer, welcher den Mangel im echte kennt und nicht an— 
zeigt, zugleich von der Verpflichtung zur Haftung für denjelben ent- 
binden läßt. 


$181. Die Rechtshilfen wegen Mängel im Redte. 


I. Die Rechte des Käufers bei Nechtsmängeln ergeben ſich aus 
den Beitimmungen der $$ 320 big 327, und zwar bejonders aus den- 
jenigen über teilweije Nichterfüllung bei gegenjeitigen Verträgen. ! 

Dieje Rechte jtehen dem Käufer zu ohne Unterjchted, ob der Dritte, 
welchem die den Mangel begründende Berechtigung zufommt, mit feinen 
Anfprüchen hervorgetreten ijt oder nicht, aljo auch dann, wenn die 
Geltendmachung derjelben noch in der Ferne fteht und nicht wahrjchein- 
lid) iſt. 

Die bezüglichen Ansprüche jtehen dem Käufer zu, mag der Ver— 
fäufer, abgejehen von den Nechtsmängeln, erfüllt haben oder nicht. 

Doc) fann, falls der Käufer zur Zeit der Übergabe Kenntnis von 
dem Mangel hatte, unter Umſtänden in der vorbehaltlichen Annahme 
ein Berzicht liegen. 

II. Nach $ 320 jteht dem auf den Kaufpreis befangten Käufer 
wegen des Mangels im Rechte die Einrede des nicht erfüllten Vertrages, 
trog lÜibereignung der Kaufjache zu, es jei denn daß die Zurückbehal— 
tung des Kaufpreiſes nach den Umständen, insbefondere wegen Gering— 
fügigfeit des Mangels wider Treu und Glauben verjtößt. 

III. Rechtsbehelfe, die einen Angriff bilden, find: 

1. Klage auf Erfüllung, d.h. auf Bejeitigung des Nechtsmangels 
nebjt Schadenserjag im Falle des Verzuges; 

2. Anſpruch auf Schadenserjaß wegen Nichterfüllung oder 
Rücktritt, wenn entweder 

a) die Bejeitigung des Mangels dem Berfäufer unmöglich it, 
s 325 Ab). 1 Sab 2, vder 


1) Bei den Anjprüchen wegen Rehtsmängel handelt e8 jich vegelredht bloß um 
teilweife Nichterfüllung im Sinne der $S 320ff., weil fie im Verkehr meijt nur in 
Betracht kommen, wenn die Kauſſache oder das gelaufte Recht auf den Käufer über: 
tragen iſt oder deſſen Übertragung mindeitens angeboten iſt. 
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b) wenn der Verkäufer im Verzuge und eine ihm geſetzte Nach- 
friſt abgelaufen iſt, $ 326 Abi. 1. 

Hat die Erfüllung des Vertrages infolge des Rechtsmangels fein 
Snterejie für den Käufer, jo kann er Schadenserfag wegen Nichterfül- 
lung der ganzen Verbindlichkeit verlangen, $ 326 Abi. 2. 


3. Auch Minderung jeiner Gegenleiltung nach Mahgabe der 
s$ 472 und 473 fann der Käufer wegen Mängel im Rechte bean: 
ipruchen, laut $ 325 Abi. 1 Satz 1. 


IV. Der Käufer hat, um einen diejer Anjprüche geltend zu machen, 
den Mangel des Nechtes zu beweilen, $ 442. 

Dies ijt leicht, wenn eine Eintragung im Örundbuche oder im 
Schiffsregifter den Mangel im Rechte darthut. Im dieſem Falle jteht 
daher nichts im Wege, gegen den Verkäufer zu flagen, aud; ehe der 
Drittberechtigte Aniprüche geltend macht. 


In anderen Fällen ijt der Beweis des Mangels des Rechtes feines- 
wegs leicht zu führen, jo lange der Drittberechtigte jene Anſprüche nicht 
gerichtlich geltend gemacht und ein rechtöfräftiges Urteil erjtritten hat. 
Daher wird der Käufer in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle Die 
gerichtliche Entwährung der Staufjache abwarten, che er gegen jeinen 
Verkäufer wegen des angeblichen Mangels im Rechte mit Klagen 
vorgeht. 


1. Der Käufer, welchem die Kaufſache übergeben und das gekaufte 
Grundſtück aufgelaffen ijt, wird aljo in der Negel über den angeblichen 
Mangel jeines Rechtes hinwegjehen, jolange jich derjelbe nicht in jeinen 
praftiichen Folgen fühlbar macht. Allerdings muß er aber hierauf 
feineswegs warten. 


2. Erhebt der Dritte Klage gegen den Käufer, jo wird er in der 
Regel jeinem Verkäufer gerichtlich) und rechtzeitig den Streit nad 
C. P. O. 88 72. verkünden Die Streitverfündung ijt rechtzeitig, 
jolange dem Berfäufer noch offen jteht, im Prozeſſe neue Thatjachen 
vorzubringen. Iſt der Streit dem Verkäufer gehörig verkündet, jo muß 
derjelbe das rechtskräftige Erfenntnis, welches das Recht des Dritten 
fejtjtellt, gegen jich gelten lajjen, mag er am Prozeſſe teilgenommen 
haben vder nicht. Diejelben Folgen treten ein, wenn der Verfäufer 
ohne Streitverfündung dem Nechtsitreite als Nebenintervenient beitritt, 
C. P.O. 8 68. 
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3, Unterblieb die Streitverfündung, fo verliert der Käufer 
nach jebigem Nechte um deswillen feine Anfprüche gegen den Verkäufer 
nicht, wie dies viele fiir das römische Recht annahmen.? 

Er mu dann aber dem Verkäufer gegenüber darthun, dab das 
Recht, welches der Dritte gegen ihn erjtritten hat, begründet war, ohne 
daß ihm die formelle Rechtskraft des gegen ihn im Prozeſſe mit dem 
Dritten gefällten Urteiles zu gute kommt. Der Käufer wird dies vor— 
zugsweife in der Weiſe thun, daß er die Beweisgründe, welche der 
Dritte ihm gegenüber vorbrachte, jebt jeinem Verkäufer gegenüber geltend 
macht. Diefer kann fich unter anderm dadurch verteidigen, dab er deren 
Unſchlüſſigkeit darzuthun ſucht, ſowie dadurch, dat er Berveißmittel vor: 
bringt, welche er dem Käufer zu dejjen Verteidigung gegenüber den 
Anfprüchen Dritter im Falle einer Streitverfündung hätte an die Hand 
geben fönnen. 

Die Lage ijt feine andere, wenn der Käufer ohne Zuziehung des 
Verfäufers mit dem Dritten einen Schiedövertrag abjchloß und beim 
Schiedsrichter unterlag. ® 


V. Der Weg, daß der Käufer ohne die Entwährung durch den 
Dritten abzuwarten, wegen des angeblichen Mangels eines Nechtes an 
der Kaufjache gegen feinen Verkäufer Hagt, ohnehin bedenklich, iſt zum 
Teil noch bejonders erjchwert. 

Iſt nämlich eine bewegliche Sache verkauft, und dem Käufer 
zum Zwecke der Übereignung übergeben, jo ſoll der Käufer nach $ 440 
jolange er die Kaufjache zurüdbehält und damit in deren Genuß 
bleibt, Schadenserjag wegen Nichterfüllung noch nicht bean 
Ipruchen können.“ Dies Necht eröffnet fich ihm daher nur, wenn er 
entweder 


1. die Sache dem Dritten mit Rüdficht auf deſſen Recht heraus- 
gegeben hat. Wernünftigerweile wird er dies, jolange er nicht hierzu 
recht3fräftig verurteilt ift, nicht leicht thun, denn er jetzt fich ſonſt der 
Gefahr aus, die Sache dem Dritten zu überlafjfen, und hinterher vom 
Verkäufer, dem gegenüber er das beſſere Necht des Dritten nicht dar- 
zuthun vermag, nicht® zu erlangen, oder 


2) gl. Dernburg, Band. Bd.2 899 Anm. 14, 

3) Im Falle eines jchiedsrichterfihen Verfahrens ift Streitverfündung nicht in 
Gemäßheit von C. P. O. 8 72 ſchlechthin zuläffig und C. P.O. $68 nicht anwendbar. 

4) Nur die Schadenserſatzanſprüche wegen Nichterfüllung, nicht aber die wei— 
teren Anjprüche des Käufers werden durd SS 440, 441 beichräntt. 
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2. wenn er die Sache dem Verkäufer zurüdgewährt hat. 
Thut er dies, jo geht ihm jedenfall3 der Beſitz der Kaufſache verloren, 
ob er dagegen Schadenscriag erhält, wird thatjächlich mehr oder minder 
fraglich fein. 

3. Endlich kann der Käufer Echadenserjag wegen Nichterfüllung 
auch dann verlangen, wenn die Kaufjache, bezüglich deren ein Mangel 
im Rechte bejteht, zufälligerweife unterging. Dies freilich it ihm 
jehr vorteilhaft.’ 

4. Schadenserjah wegen Nichterfüllung kann troß der Zurüd- 
haltung der beweglichen Kaufjache beanjprucht werden, wenn der Dritte, 
dem an ihr ein Necht zufteht, den Käufer oder diejer den Dritten beerbt, 
oder wenn der Käufer das Recht des Dritten anderweit erwirbt oder 
den Dritten abfindet, $ 440 Abi. 3. 

5. Steht dem Käufer ein Anjpruch gegen einen Dritten zu, jo 
genügt an Stelle der Rüdgewähr die Abtretung des Anjpruches, $ 440 
Abſ. 4. Hat er z. B. die Kaufjache bei einem Dritten Hinterlegt, fo 
reicht e8 aus, daß er feinen Anjpruch gegen den Verwahrer abtritt, 
um jich den Anſpruch auf Schadenserjag wegen Nichterfüllung zu eröffnen. 


$182. Haftung des Berläufers einer Forderung, eines Nedtes. 


I. Wie nach römischen Nechte haftet nach B.G.B. $ 437 der 
Verkäufer einer Forderung, abgejehen von anderweiter Vereinbarnng 
für den rechtlichen Bejtand derjelben — nomen verum esse —, 
nicht aber auch, wie nah A.L. R. J, 11 $ 420, für die Zahlungs: 
fähigfeit des Cefjus — nomen bonum esse —. 

Der Anjpruch wegen des Nichtbejtehens der Forderung unterliegt 
der regelmäßigen Verjährung von 30 Jahren. 

I. Die Haftung für dem Nechtsbejtand der Forderung begreift 
nicht nur in fich, daß diejelbe an ich begründet und zur Zeit des 
Verfaufes noch nicht getilgt ift, vielmehr nicht minder, daß Derjelben 
feine zerjtörliche oder auch aufſchiebende Einrede entgegenitand. 

Der Verfäufer haftet auch dafür, daß der Schuldner feine auf: 
rechenbare Gegenforderung gegenüber der abgetretenen Forderung hatte, 





5) Es fragt ſich jedodh, wie lange der Käufer eim ſolches Recht hat. Man 
fauft ein Roß, nußt e8 5 Jahre, dann frepiert es. Sept Hagt man auf Schadens: 
erjag wegen des Nichtrechtes des Verkäufers zur Zeit des Verkaufe und der Über: 
gabe. Unter Umftänden wird man jagen künnen, dab ein Schaden nicht bejteht, 
denn Pferde find jterblic. 


46 Die Verpflihtungen des Käufers und des Berfäufers. 


vorausgejeßt, daß derſelbe, wenn auch erjt nach der Abtretung, die 
Aufrechnung erflärte. 

III. Der Verkäufer haftet jelbitveritändlich nicht, wenn der Käufer 
den Nichtbeitand der Forderung, insbejondere auch die dem Schuldner 
etwa zuftehende Einrede beim Abjchlufje des Kaufes kannte, 8439 Ab}. 1, 
ferner nicht, wenn der Käufer die Forderung als eine rechtlich zweifel- 
hafte erwarb; endlich dann nicht, wenn der Verkäufer Haftung für den 
Rechtsſtand beim Verkaufe ablehnte, von Argliſt abgejehen. 

IV. Schliemann in jeiner Abhandlung, Die Haftung des Gedenten, 
verteidigte die Anficht, daß in den Fällen, in welchen die abgetretene 
Forderung von Nechtswegen nicht beitehe, der Verkauf ohne Gegenftand, 
aljo nichtig jet, jo daß dem Käufer uur ein Anfpruch wegen ungerecht- 
fertigte Bereicherung erwachje, nicht aber auf das gejamte Intereſſe, 
welches er an der Erfüllung des Kaufes gehabt hätte. Die herrichende 
Ansicht im gemeinen Nechte folgte dem aber nicht, nahm vielmehr an, 
daß der Verkäufer im Falle des Berfaufes einer Forderung verjichere, 
diefelbe zu haben, daß er für diefe Verficherung einitehen und für allen 
Nachteil auffommen müſſe, welcher dem diejer Berjicherung vertrauenden 
Käufer dadurch entitehe, daß dieſelbe den Thatſachen nicht entjpricht. 
Dies muß auch für das B. G. B. gelten. Anerfannt iſt, daß der Erſatz 
des Interejjes des Käufers feineswegs immer mit dem Nennwerte der 
abgetretenen Forderung übereinftimmt, insbejondere dann nicht, wenn 
der Schuldner nicht oder nicht vollftändig zahlungsfähig it.! 

V. War die Zeit des Kaufichlufjes über die Forderung und Die 
der Abtretung eine verjchiedene, jo haftet der Verkäufer nicht für Scha- 
denserjag, wenn die ‚Forderung vor der Zeit, in welcher die Abtretung 
gejchehen jollte, unterging oder unwirkſam wurde, es ſei Dies Denn 
infolge eines Umſtandes, den der Verkäufer zu vertreten bat, gejchehen, 
S8 275 ff., 3. B. weil er die Erfüllung der Forderung noch angenommen 
oder mit der Forderung aufgerechnet hat. 

VI. Bezüglich der Wertpapiere ?, über welche im Augenblide ihrer Ber: 
äuperung ein Aufgebotsverfahren behufs ihrer Kraftloserflärung jchwebt, 
war früher bejtritten, ob das gefaufte Papier als mangelhaftes anzu— 
jehen ſei. Manche ftellten dies in Abrede, wenn der Käufer durch 





1) Vgl. R.G. Bd.8 S. 107 und dort Anm. 1 angef. Litteratur. 

2) Der Verkäufer von Wertpapieren haftet, wie aus $437 hervorgeht, wegen 
Mängel der Forderung. Aber da es fich auch um den Verkauf einer Sache handelt, 
tommen auch $S$459 ff. in Betracht. 
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rechtzeitige Schritte die Kraftloserflärung des Papieres noch abwenden 
fonnte. Mit Recht galt dies der herrichenden Anficht für unrichtig, 
denn die Forderung verlangt in diefem Falle zu ihrer Erhaltung einen 
Aufwand von Thätigfeit und von Kojten, welcher ſonſt nicht zu machen 
wäre. Das Papier ijt um deswillen nicht mehr lieferbar und kurs— 
fähig, aljo mit einem Fehler behaftet, welcher jeinen Wert mindert, 
vgl. $ 459 Abi. 1. 

Das B. G. B. 8 437 Abi. 2 Hat fich diefer Auffaſſung angejchlojfen. 

Vorausgeſetzt ift, daß zur Zeit des Verfaufes die öffentliche Be— 
fanntmachung des Aufgebotes bereits gejchehen iſt, C. P.O. $ 948.3 

VII. Selbjtverjtändlich Tann der Verkäufer einer Forderung durch 
Vereinbarung auch die Haftung für die Zahlungsfähigfeit des Schuldners 
übernehmen. * 

Nach 8 438 gewährleistet damit der Verkäufer im Zweifel nur die 
Zahlungsfähigfeit zur Zeit der Abtretung. Iſt aber die abgetretene 
Forderung noch nicht fällig, jo wird die Barteiabjicht häufig auf die 
Bahlungsfähigkeit des Schuldners zur Zeit der Fälligkeit gehen. Dies 
ift nach den Umftänden zu beurteilen. Die Höhe des Ceſſionspreiſes 
fann dabei einen Anhalt geben. 

Der Ceſſionar hat darzuthun, daß der Schuldner zur Zeit der 
Abtretung zahlungsunfähig war. Diejer Beweis fordert feineswegs not- 
wendig, daß er den Schuldner verklagt und Zwangsvollſtreckung gegen 
ihn betrieben hat, welche nicht zu feiner vollen Befriedigung führte. 
Andererjeit3 genügt dies nicht fchlechthin; die Zahlungsunfähigfeit zur 
Zeit der Ziwangsvolljtredung beweijt noch nicht zwingend die Zahlungs- 
unfähigfeit zur Zeit der Abtretung der Forderung. Aber fie ermöglicht 
dem Richter den Schluß hierauf, wenn der Cedent feine Thatjachen an- 
zuführen vermag, welche die Berarmung des Schuldners nach der Zeit 
der Abtretung einleuchtend machen. 

VIII. Die Grundjäge über die Haftung beim Verkaufe von For: 
derungen gelten entiprechend beim Verkaufe anderer Nechte, $ 437 Ab}. 1. 

Sie find bei allen entgeltlichen Veräußerungsverträgen entjprechend 
anzuwenden, $ 445, 3. B. auch bei Überlaffung einer Forderung an 
Erfüllungsitatt. 

3) Bol. Hanaufel, Haftung des Verkäufers Bd.2 ©. 366, R.G. Bd. 5 ©. 204. 

4) Der Cedent fann ſowohl eine Garantie fir die Zahlungsfähigfeit als eine 
Bürgichaft für die abgetretene Forderung übernehmen. Am eriteren Falle liegt eine 


befondere Bertragsmodalität der Ceſſion vor, im leßteren Falle die Begründung eines 
jeibftändigen Rechtsgeichäftes, vgl. Zur. Woch. 1896 ©. 364 n.55; O. Tr. 59 ©. 108. 
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Dagegen greifen bei ſchenkweiſer Hingabe einer Forderung oder 
eines Nechtes die Grundſätze der 88 521, 523 Platz. Auch wenn fraft 
Gejeßes eine Forderung auf einen andern übergeht, fünnen die 88 437, 
438 Anwendung nicht finden. 


Drittes Kapitel. 
Mängel der Kaufſache. 


8183. Gewähr wegen Mängel der Kaufjahe im allgemeinen.‘ 


I. Auf älteren Kulturftufen ijt die Haftung des Verkäufers für 
Mängel der verkauften Sache eng begrenzt. 

Insbeſondere nach altdeutichem Nechte? konnte der Käufer den 
Berfäufer nur wegen bejonders jchwerer Mängel in Anfpruch nehmen 
und zwar bloß auf NRüdgängigmachen des Kaufes — auf Wandelung. 
Auch verwirfte er jeden Anjpruch durch vorbehaltlofe Annahme des 
Kaufgegenftandes. Beim Viehkaufe jedoch litt dies Ausnahmen. 

I. In engen Grenzen hielt jic) die Haftung des Verkäufers wegen 
Mängel auch nad) altem römischen Rechte?; denn nur für die Unwahr- 
heit ausdrüdlicher Zuficherungen fonnte er urjprünglich in Anſpruch 
genommen werden.* Später ließ man den Verkäufer mit der actio 
emti auch haften, wenn er verborgene Mängel gefannt und abſicht— 
lich verjchwiegen hatte. Die Ädilen aber forderten vom Verkäufer 
von Sklaven und Vieh Anzeige der Mängel der Kaufſache und gaben 
bei ihrer Marktgerichtsbarkeit, wenn die Angaben unzutreffend waren, 
dem verlegten Käufer kurz verjährbare, bejondere Klagen auf Wandelung 
oder auf Preisminderung. 

In der Staiferzeit übernahm die römische Nechtsiprechung die ädi- 
liziichen Klagen auf Käufe jeder Artd und erweiterte auch ſonſt das 
ädiliziſche Sonderrecht erheblich. 

Die hochgejteigerte Haftung des Berfäufers jchärft ihm das Ge- 
wiljen und verleiht dem Verkehre Zuverläfigkeit. Ste giebt dem Käufer 





1) Hanaufef, Die Haftung des Verkäufers für die Beichhaffenheit der Ware 
1883 ff.; Eccius bei Gruchot Bd.43 S. 305, Die Gewährleiftung wegen Mängel der 
Sache nad) dem B.G.B.; Kloß im Sächſ. Arch. Bd.9 Heft 5, Gemährleiftung wegen 
Mängel und Febler der Kaufjache; Goldmann und Lilienthal, Das B. G. B. ©. 150 ff. 

2) Cofad Bd.1 $126 ©. 423, 

3) Bal. bierüber namentlid Behmann, Kauf Bd.1 S. 192; fiehe ferner bei 
Dernburg, Band. Bd. 2 $ 100 Anger. 

4) Cicero de officiis III cap. 16 $ 65. 

5) l.1 pr., 1.63 D. de aedil. edieto 21,1. 
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aber auch Mittel, jich von einem unbequem gewordenen Kaufe los zu 
machen. Iſt namentlich der Preis der Ware nach Abjchluß des Ge- 
jchäftes gejunfen, jo jucht oft der wenig jfrupulöje Käufer Fehler hervor, 
hinfichtlich deren er unter anderen Umjtänden ein Auge zugedrüct hätte. 

Daher entjtehen zahlreiche, oft erbitterte Prozeſſe. 

III. Mit der Rezeption des römischen Rechtes wurden auch deſſen 
Vorjchriften über Sachmängel in Deutjchland übernommen. Für Vieh: 
mängel erhielten jich jedoch in vielen Gegenden Deutſchlands ältere 
Nechtsjäge landesrechtlich. 

Auch das B. G. B. SS 459 ff. beruht im allgemeinen bezüglich der 
Gewähr für Mängel auf dem römijchen Rechte, abgejehen von der 
Haftung für Mängel verkauften Viehes. 


$184. Gewähr wegen Sahmängel nah B. G. B. 


I. Die Gewährleiitung wegen Sachmängel umfaßt nah B. G. B. 
ein Doppeltes.t Sie betrifft 

a) einmal, was nach den Berfehrsanjchauungen lals Feh— 
ler gilt; 

b) und zweiten® das Nichtvorhandenjein bejonders zugeſicherter 
Eigenjchaften. 

Nicht als Zuficherung iſt zu behandeln die allgemeine Erflä- 
rung des Verfäuferd, dal die Sache frei von Fehlern jei. Hierin liegt 
nicht als eine Hervorhebung dejjen, wofür er ohnedem haftet. Wird 
dagegen dad Vorhandenſein einer Eigenjchaft zugelichert, für welche der 
Verfäufer an jich nach der Verfehrsüblichfeit nich haften würde, 
oder wird auch das Nichtvorhandenjein eines einzelnen Fehlers be- 
jonders betont, für welchen der Berfäufer verfehrsüblicherweije zu 
haften hat, jo iſt dies eine zugeficherte Eigenjchaft. 

II. Fehler, welcher einer Sache nach der allgemeinen Ber: 
fehrsanjchauung anhaften, bezeichnet $ 459 als jolche, „Die den Wert 
oder die Tauglichkeit der Sache zu dem gewöhnlichen oder dem nach 
dem Vertrage vorausgejegten Gebrauche aufheben oder mindern“. 


1) E.I behandelte die Pflicht zur Gemwährleiftung in den 88 381 bis 411 als 
allgemeine Folge der auf Veräußerung oder Belaftung abzielenden Verträge. In— 
folge der Bejichlüjje der zweiten Kommiſſion wurde die Sewährleiftungspflicht zunächit 
bezüglich des Kaufes, 88459ff., geregelt und die entiprechende Anwendung auf andere 
entgeltlihe Beräußerungsverträge, $ 493, vorgeichrieben. 


Dernburg, Bürger. Recht. 1. 2. 4 
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Fehler iſt alſo nicht bloß, was die Brauchbarfeit der Sache 
beeinträchtigt, wie dies nach dem ädiliziichen Edift der Fall war?, viel- 
mehr auch was deren Verfaufswert jchmälert. Denn oft legt der 
Verkehr auf Dinge Wert, welche für den Gebrauch und die Nutzbarkeit 
der Sache nicht erheblich find, an die fich aber das Publikum derart 
gewöhnt hat, dab, wo jte fehlen, die Ware nicht oder nur unter Verluſt 
abjegbar und handelbar iſt. Dahin fann die Farbe der Ware, die 
Form der Emballage, die Etikette gehören, welche im Berfehr üblich 
it und ihm als Kennzeichen guter Ware gilt, auch wenn ſie für die 
Brauchbarfeit nach dem Urteile der Kenner unerheblich fein ſollte. In 
der Regel wird in diefer Richtung die Auffafiung am vertragsmäßigen 
Erfüllungsorte maßgebend jein. 

Nicht bloß zu beachten it, was bei einer Sache der verkauften 
Art überhaupt und jchlechthin ein ‚Fehler ift, Jondern auch was ich zu 
dem Zwecke nicht eignet, zu welchem die Sache nad) dem Bertrage 
erworben wird, und Deshalb im gegebenen Falle nach der Ber: 
febrsanichauung als Fehler anzujehen it. Wird z. B. ein Garten: 
grundſtück nach den Vertragsabreden, wie ſie ich namentlich auch im 
Preiſe ausjprechen können, als Baugrundftüd erworben, jo liegt in dem 
außergewöhnlich unficheren Baugrund ein ‚Fehler. Wenn das Grund: 
ſtück bloß behufs einer Handelsgärtneret erworben wird, muß dies nicht 
der Fall jein. 

Ein Fehler iſt es nicht, werın die Sache im übrigen tauglich, aber 
einjeitig gehegten und jelbit außsgeiprochenen Erwartungen des Käufers 
nicht entipricht; hierin tft nicht eine nach dem Bertrage ———— 
Beſchaffenheit zu ſehen.** 

Nur dann liegt ein Fehler im Sinne des B. G. B. vor, wenn es 
ſich um die thatſächliche Beſchaffenheit der Sache handelt; Rechts— 
mängel find nach andern Grundjägen zu beurteilen. 


2) Bol. Dernburg, Band. Bd.2 8 100 Anm. 9 Angef. 

3) Der redjelige Käufer kaufte z. B. ein Reitpferd und erklärte bei der Ber- 
handlung, er wolle e& aud als Kutichpferd einipannen. Hierzu will fich aber das 
Pferd nicht gewöhnen. Dafür haftet der Verkäufer nicht, denn der nad dem Ver— 
trage vorausgeſetzte Gebrauch; war doch nur die Eigenjchaft eines brauchbaren Reit— 
pferde®. 
4) Schon das A. L. R. 1,5 $319 verlangt, daß der Berfäufer die bei der 
Sache gewöhnlid) vorausgeiepten Eigenichaften zu vertreten hat. B. G. B. $459 it 
nicht ander® aufzufaſſen. Im Sinne der „Vorausſetzung“ von Windicheid, Band. 
935.2 8395 ift er nicht zu erffären. Allerdings befürchtete dies Crome im Ardiv 
für civ. Praris Bd. 78 n. 4; vgl. aber jegt Crome, Partiarifche Rechtsgeſchäfte S. 281. 
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Unerhebliche Minderung des Wertes oder der Tauglichkeit der 
Sache kommt nicht in Betracht.5- © 

III. Auch das Nichtvorhandenjein zugejicherter Eigenjchaften 
bildet einen Mangel nach dem Sprachgebrauch des Gejebes. 

Die Eigenjchaften Liegen nicht bloß in dem körperlichen Zuftande 
der Sache, jondern in ihrer Beichaffenheit überhaupt. Daher gehört 
hierher unter anderem der Ertrag und die Ertragsfähigfeit der Sache”, 
angeblich ihr zuftehende jubjeftive dingliche Rechte. 

Für zugeficherte Eigenjchaften haftet der Verkäufer, auch wenn ihr 
Nichtvorhandenjein eine Minderung des Wertes oder der Tauglichkeit 
der Sache an jich nicht herbeiführt, der Käufer will 3. B. eine Muſter— 
jammlung von Abnormitäten anlegen. 

Zweifelhaft it, ob in den ‚Fällen. in welchen der Kaufvertrag eine 
beitimmte Form fordert, insbejondere beim Kauf von Grundftücen, nur 
jolche Zuficherungen in Betracht kommen, welche in der gejeglichen Ver— 
tragsform abgegeben finds, beim Grundſtückskauf aljo gerichtlich oder 
notariell beurfundet wurden, oder ob auch formloje Zuficherungen bei 
jolchen Käufen den Verkäufer haftbar machen. Für das legtere ſpricht 
die Rücjicht auf Treu und Glauben, und daß das Geſetz ohne Unter: 
icheidung von Zuſicherungen redet. 

Die Zuficherung des Verkäufers muß feineswegs ausdrüdlich fein, 
ie muß auch nicht beim Verkaufsabſchluß jelbjt abgegeben werden, e3 
genügt, daß der Verkäufer vor und bei den Verhandlungen der Kauf- 
jache dem Käufer gegenüber eine gewiſſe Bejchaffenheit derart zufchrieb, 
daß der Käufer Grund Hatte, hierauf zu bauen. 

Auch die in öffentlichen Ankündigungen und Proſpekten den aus: 
gebotenen Gegenjtänden beigelegten Eigenjchaften find zu gemwährleiiten, 
wenn fie zur Grundlage des Vertrages gemacht wurden. 

Nur bejtimmte Zuficherungen find aber zu berüchichtigen. Allgemeine 
Anpreifungen, auf welche man im Berfehr fein Gewicht legt, kommen 
nicht in Betracht. Was hierhin gehört, läßt ſich nur nach den Umjtänden 
beurteilen. Die Verficherung z. B., die Ware jet gut, brauchbar, modern, 
wird bald bloße Redensart jein, bald ernit genommen werden fünnen.® 


5) So aud 1.188 D. de aed. ed. 21,1. 

6) Anderes bei zugefiherten Eigenjchaften. 

7) R.G. bei Seuffert Bd. 40 n. 102, Bd. 48 un. 15. 

8) So Eccius bei Gruchot Bd. 43 ©. 309. 

9) Bal. Striethorit Ar. Bd.4 ©. 16; Jur. Wod. 1886 ©. 280 n. 44, 1506 
©.401 n. 28; 1. 19 pr. D. de aed. ed. 21,1. Sciendum tamen est quaedam et si 


4* 
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IV. Der Verkäufer jtand nach römiſchem und gemeinem Nechte nur 
für Fehler ein, welche zur Zeit des Vertragsſchluſſes beitanden, 
und nur dafür, daß damals die zugejicherten Eigenjchaften vorhanden 
waren. 

Nah B. G. B. 8 459 haftet der VBerfäufer dafür, daß die Cache 
zur Zeit des Überganges der Gefahr nicht mit Fehlern behaftet 
iſt.io Entiprechendes gilt für zugeficherte Eigenjchaften; es handle ſich 
denn um gegenwärtige Verhältnifje, 3. B. der Verkäufer erklärt, daß der 
Mietsertrag eines verkauften Haufe einen bejtimmten Betrag erreicht; 
dann haftet er nicht dafür, daß z. B. infolge des Konkurſes eines Mie- 
ter8 vor der Übergabe oder Auflafjung des Hauſes der Mietsertrag 
geringer wurde. 

Wenn der Fehler, welcher zur Zeit des Überganges der Gefahr 
vorhanden war, vor der Übergabe der Sache bejeitigt it, z. B. das 
franfe verjendete Vieh gejundet volljtändig, ehe e8 am Beitimmungs- 
orte ankommt, jo kann der Käufer nach richtiger Ansicht feine Anjprüche 
erheben, die Gegenanficht widerjpräche den Zwecken, um derentwillen 
die Gewährjchaftspflicht geichaffen it. 1! 

V. Der Beweis des Nichtvorhandenjeing von Mängeln liegt dem 
Verkäufer ob1?, denn er hat vertragsmäßige Erfüllung darzuthun. Hat 
aber der Käufer die Kaufſache als vertragsmäßig angenommen, jo ändert 
jich die Beweislaſt nach) $ 363. Wie oben 8 115 ©. 257 ausgeführt, 
reicht hierfür zwar die bloße Annahme der Kaufjache in der Regel nicht 
aus, wohl aber wird im Zweifel vorbehaltiojfe jchriftliche Empfangs- 
anzeige, längeres Behalten der Ware ohne Rüge, Verfügung über die 
Ware ein Anerkennen des richtigen Empfanges in fich jchliegen. 

Behauptet der Käufer, daß die Sache vertragsmähig befonderer Art 
jein jollte, jo muß er dies darthun, ehe der Verkäufer zu beweijen hat, 
daß diejelbe auch jenen bejonderen Anforderungen entjprach. 13 


dixerit praestare eum non debere, scilicet ea quae ad nudam laudem servi per- 
tinent, veluti si dixerit, frugi, probum dieto audientem, ut enim Pedius scribit, 
multum interest commendandi servi causa quid dixerit, an vero praestaturum 
se promiserit quod dixit. 

10) Doch ijt der Umſtand, daß der Fehler ichon zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
vorhanden war, nicht ohne Erheblichkeit, $ 463. 

11) So auch Coſack BR. Bd. 1 $ 127 Anm. 6. 

12) Coſack Bd.1 8127 VII,1 ©. 439 will aus der negativen Faſſung des 
Geſetzes herleiten, daß der Käufer einer individuell beftimmten Kaufſache beweispflichtig 
jet, alio ohne Unterichied, ob er die Naufiache bereits angenommen hat oder nic. 

13) Hat der Kläger die Vereinbarung über Preis und Ware bewiejen, jo ut 
der Kauf als abgeſchloſſen anzujehen, der hierauf geftüßte Klageantrag begründet. 
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VI. Der Verkäufer hat nach gemeinem Rechte offenfundige 
Mängel nicht zu vertreten. B.G.B. $ 460 unterjcheidet nach diejer 
Richtung im Anjchluffe an WL.R.I,5 88 329f.: 


a) Mängel der verfehrsüblichen Eigenichaften und 
b) Fehlen der bejonderen Zuficherungen. 


1. Wegen der erjteren hat der Käufer feine Anjprüche, wenn er 
diejelben beim Kaufabjchluffe gekannt hat, oder wenn fie ihm infolge 
grober Fahrläſſigkeit unbekannt geblieben waren. !4 

Grobe Fahrläffigkeit ift e3 namentlich, wenn die Kauffache beim 
Kaufabjchluffe gegenwärtig war und der Käufer fie leichtfinnigerweije 
nicht bejichtigte, jo daß er Fehler nicht erkannte, welche er bei der Be- 
jichtigung hätte jehen müjjen; nicht minder, wenn er leichtfinnigermweije 
nicht auf Herbeiihaffung zur Belichtigung bejtand!5, 3.9. beim Kaufe 
eines Pferdes. 

2. Hat der Verkäufer die Zuficherung einer bejfonderen Eigen- 
ichaft oder die bejondere Zuficherung des Nichtvorhandenfeing eines be— 
ſtimmten Fehler gemacht, jo hat der Käufer nur dann Feine Anjprüche, 
wenn er die Unrichtigfeit der Zuficherung fannte, er verliert aljo jeine 
Anjprüche nicht, wenn er grobfahrläjfig in blinder VBertrauensfeligfeit 
unterfieß, Jich von der Nichtigkeit der Zuficherung zu überzeugen. 


3. Auch abgejehen von Zuficherungen, haftet der Verkäufer, wenn 
er Mängel der gewöhnlich vorausgejegten Eigenjchaften in der Abjicht, 
den Käufer zu täujchen, verjchtwiegen hat, troßdem daß der Käufer dies 
Nichtvorhandenjein aus grober Fahrläfjigfeit nicht erkennt. 


4. Der Verfäufer hat zu bewetien, daß der Käufer beim Kauf: 
abjchlufje den Mangel fannte, oder aus grober Fahrläſſigkeit nicht er- 
fannte, dagegen der Käufer die Behauptung der Argliſt des Verkäufers 
oder der Zuficherung des Nichtbeitehens des Fehlers. 


VI. Notwendiger Verkauf entbindet von der Haftung für Mängel, 


Wendet der Bellagte ein, dab die Zufiherung einer Eigenichaft gemacht kei, Ag * 
er dies als beſonderen Zuſab zu beweiſen. Vgl. freilich R.O.H.G. Bd. 15 S. 533. 

14) Handelt es ſich freilich um Mängel, die verkehrsüblich der Verläuſer vor der 
Ablieferung zu beſeitigen pflegt, ſo haftet der Verläufer, wenn dies nicht geſchieht, 
auch im Falle der Kenntnis, z. B. — Coſack $ 127 Ziff. 3a — bei Schrammen in 
der Politur eines als neu gekauften Tiſches. 


15) Vgl. Gruchot Bd. 37 ©. 994. 
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1. wenn er zur Verwirklichung eines Pfandrechtes mittels öffent: 
licher Verjteigerung unter der Bezeichnung als Pfandverkauf erfolgte, 
B. G. B. 8 461.16 

2. Im Falle der Veräußerung auf Grund einer Pfändung erlangt 
nach C. P. O. $ 806 der Erwerber weder wegen eines Mangels im Rechte 
noch eines Sachmangels Anipruch auf Gewährleiitung. !? 

3. Auch im Falle der Zwangsveriteigerung eines Grundjtüdes 
it nach $ 56 des Ziwangsveriteigerungsgeleges vom 24. März; 1897 
der Anjpruch auf Gewährleiitung ausgeichlofien. 

Ob ſich dies alles auch auf die Zuſicherung einer Eigenschaft 
bezieht, welche der betreibende Gläubiger bei der Verjteigerung machte, 
iſt ftreitig. Der Wortlaut fpricht hierfür, da das B. G. B. unter Mangel 
auch das Fehlen einer zugelicherten Eigenjchaft veriteht. Dennoch iſt 
hier Mangel im engeren Sinne als Fehler zu nehmen. Die Zuficherung 
von Eigenschaften, welche nicht leicht anders als auf Grund der An— 
gaben des Schuldnerd vorkommt, hat bei öffentlichen Berjteigerungen 
den Zwed, ein günjtigeres Ergebnis der Berjteigerung als gewöhnlich 
herbeizuführen, und wird diefen Erfolg unter Umjtänden auch erzielen. 
E3 wäre unzwedmähig und zum Nachteil aller Beteiligten, namentlic) 
auch des Schuldners, eine jolche Möglichkeit abzujchneiden. Dies kann 
daher nicht als die Abficht des Geſetzes angejehen werden. 18 

Der Anipruch des Käufers auf Gewährleijtung geht gegen den: 
jenigen, welcher die Zuficherung erteilte. War dies der Gläubiger, jv 
fann er gegen den Schuldner feinen NRüdgriff nehmen, wenn er gemäß 
des Willens desſelben handelte. 

VIII. Die gejeglichen Beitimmungen über Sachmängel find bloß 
dispofitive. 

Es jteht den Beteiligten alſo frei, die Haftpflicht des Verkäufers 
zu mindern, ja jede Verpflichtung wegen Mängel zu erlafjen, was 3. 2. 
durch die Klauſel wie „bejehen“, „Beſicht erklärt“, „auf Beſicht“, „Em: 
pfang erklärt“ gejchieht. Dies gilt auch bezüglich jolcher Mängel, die 
zur Zeit der Erklärung nicht für den Käufer erfennbar waren. 


16) Im Falle des Pfandverkaufes aus freier Hand, 88 1221, 1235 Abſ. 2, 
1245 tritt die regelmäßige Gemährleiftungspflicht ein. 

17) Dem 8806 E. P. O. entipricht wörtlich $ 20 der Verordnung vom 15. Nos 
vember 1899 über die Beitreibung von Seldbeträgen im Verwaltungszwangsverfahren. 

18) So auch Pland zu $ 461 Ziff. 1. Anderer Anfiht Goldmann und Lilien: 
thal B. G. B. ©. 152, ferner Eccius bei Gruchot Bd.43 ©. 313, welcher die Unwirk— 
fanıfeit dev Zujage in keineswegs überzeugender Weile auf das Intereſſe des Schuld: 
ners zurüczuführen fucht. 
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Hat aber der Verfäufer den Mangel argliitig verfchwiegen, jo iſt 
jede Vereinbarung nichtig, durch welche er fich gegen Verantwortlichkeit 
zu deden jucht, $ 476. Einem Verzicht des Käufers nach erlangter 
Kenntnis des Mangels auf dejjen Geltendmachung jteht dies nicht entgegen. 

Erlaß der Gewährleijtung kann auch jtilljchweigend jtattfinden, na= 
mentlich ſich aus dem Berfehrsüblichen nach der Natur des Gejchäftes 
ergeben. 

Die Beteiligten können die Haftpflicht des Verkäufers über das 
gejegliche Ma hinaus erweitern, insbejondere die Berjährungsfrijt ver- 
längern, $ 477 Sat 2. Sie fünnen auch dem Verkäufer eine Ver: 
pflichtung zur Nachbeſſerung der mangelhaften Sache auflegen, welche 
ihm an ſich nicht obliegt. 

Nicht jelten fommt ein jog. Garantievertrag vor, laut dejjen der 
Berfäufer bezüglich gewiljer Eigenjchaften innerhalb bejtimmter Zeit zu 
haften verjpricht. Hierin wird meijt ein Vertrag über Verlängerung der 
Verjährung innerhalb der Garantiefriit liegen. 

Daß in dem Verkaufe in Baufch und Bogen in der Regel ein 
Verzicht auf Mängel der einzelmen Stüde liegt, wurde oben — $ 169 V — 
ausgeführt. 

$ 155. Rechtsmittel wegen Sahmängel. 

I. So lange der Verkäufer die Kaufjache noch nicht übergeben, 
wenn es ſich um Grunditüde, handelt, auch, aufgelaffen hat, darf der 
Käufer im Falle von Mängeln derjelben ihre Entgegennahne verweigern, 
weil jolches Angebot fein dem Vertrage entiprechendes iſt. 

St dem Verkäufer Die Leitung der Sache in mangelfreiem Zus 
jtande unmöglich, jo fonımen dem Käufer die Nechte zu, welche dem 
einen gegenfeitigen Vertrag jchliegenden zuitehen, wenn die jeinem Mit- 
fontrahenten obliegende Leijtung unmöglich ift und derjelbe dieje Un— 
möglichfeit zu vertreten hat. 

Die bejonderen Rechtsmittel wegen Mängel — die Ge- 
währjchaftsflagen — erwachſen dem Käufer erit, nachdem ihm die 
Kaufjache joweit geleijtet iſt, daß die Gefahr derjelben auf ihm über: 
ging, $ 459, aljo nach der Übergabe, beim Verfendungsfauf nach der 
Abjendung!, bei Grunditücden auch nach der Auflaſſung. 


1) Beim Verſendungskauf hat der Käufer die ſog. aediliciſchen Anjprüche, alfo 
auch wenn er die Annahme der an ihn abgejendeten Ware verweigert. Coſack Bd. 1 
$ 127 II, 1 nimmt an, daß der Käufer in jedem Falle der Annahmeverweigerung 
die aediliciichen Anjprüche Habe. Died entſpricht $ 459 nicht. 
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I. Schon das römiſche Recht unterfchied von den gewöhnlichen 
Fällen der Gewähr für Mängel das doloje Verjchtweigen durch den Ver— 
fäufer, da er infolgedejjen mit der actio emti zu vollem Schadenserjate 
und zwar ohne die kurze ädiliziiche Verjährung verpflichtet wurde. ? 

Ebenjo zeichnet das B. G. B. argliitiges Verſchweigen von 
Mängeln aus. Zur Argliit genügt nicht Kenntnis des Mangels beim 
Berläufer; er muß namentlich auch wijjen, daß der Käufer den Mangel 
nicht kennt und daß er auf ihn im Falle der Kenntnis Gewicht legen 
wiirde. ® 

Im Falle der Argliit des Verkäufers hat der Käufer Anſpruch auf 
vollen Schadenserjag, wie auf Minderung und Wandelung, $463. Diele 
Anfprüche unterliegen alle nur der dreißigjährigen Verjährung, S 477; 
die Vereinbarung, welche die Verpflichtung des argliitigen Verkäufers 
beichränft oder erläßt, ift nichtig*, $ 476. 

III. Auch die Anfprüche, welche der Käufer, von der Argliſt des 
Berfäufers abgejehen, wegen Sachmängel nad) B. G. B. hat, entiprechen 
dem gemeinen Rechte. 

Wie die römischen ädiliziichen Klagen unterliegen jie einer kurzen 
Verjährung — wir nennen fie Gewährjchaftsverjährung —; wie 
die aedilicischen Klagen gehen fie in der Negel nicht auf Schadens: 
erjag® und auch nicht auf nachträgliche VBerbejjerung, ſondern auf 
Wandelung oder Preisminderung. Nur wenn zugeficherte Eigenjchaften 
bereits zur Zeit des Kaufabſchluſſes fehlen, hat der Käufer nach 
$ 463 Sat 1 eine Schadensklage, die aber der Gewährjchaftsverjährung 
unterliegt. 

IV. Die Pegel it, daß dem Käufer wegen Sachmängel ſowohl 
der Anfpruch auf Wandelung wie der auf Breisminderung offen 
iteht. Dies leidet aber Ausnahmen. 








2) 1.13 pr. D. de act. e. v. 19,1. 

3) Cojad B.R. Bd.1 $ 127 Ziff. 3d fordert zur Argliit, da der Verkäufer dem 
Käufer wider Treu und Glauben die Prüfung der Sache erſchwert, 3. B. er feilt 
dem verlauften Pferde die Zähne, um es jünger erfcheinen zu laſſen, oder daß er 
den Käufer durch die Mängel der Sache boshait zu ſchädigen beabfichtigt, 3. B. er 
verfauft ibm gefundheinsichädliches Tierfutter aus Niedertracht. Dies find zweifellos 
Fälle der Arglift, aber nicht die einzigen. 

4) Bei dolofem Berfchweigen ijt der Käufer auch zur Anfechtung des Geichäftes 
nach 8 123 befugt und kann in Gemäßheit der 88 523 ff. Schadenderjaß verlangen. 

5) Wer alfo ohne Arglift krankes Vieh verfauft, haftet nicht, wenn dasjelbe 
das Vieh des Käufers anjtedt; wer ſchwammige Balken verfauft, nicht für den Ruin 
des Haufes, in weiches fie verbaut find, vgl. 1. 13 pr. D. dea e.v. 19,1, fofern 
nicht Freiheit von diejen Fehlern zugejagt war. 
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1. Hat der Verkäufer eines Grundjtücdes eine Angabe über deſſen 
‚Slächeninhalt gemacht, jo fann dies zur bloßen Orientierung über das 
Geſchäft geichehen jein, namentlich wenn fich der Preis nach der Zahl 
der Nuten, Meter u. |. w. richten joll, oder es kann Zuficherung einer 
Eigenjchaft bilden.e Ob das eine oder das andere gemeint ift, muß 
nach der Abjicht der PVertragichließenden und den Umständen des Ge- 
ichäftes beurteilt werden; eine Vermutung bejteht weder für das eine 
noch für das andere.” Gejchah die Größenangabe aber im Sinne der 
Zufiherung einer Eigenjchaft, jo hat der Käufer nach) 8 468 das Necht 
auf Wandelung nur, wenn dev Mangel jo erheblich ift, dag die Er- 
füllung des Bertrages jür den Käufer fein Intereſſe hat, z. B. ein ge 
faufter Bauplat kann dem geplanten Bau nicht dienen, weil er die hier: 
für erforderliche zugeficherte Größe nicht hat. 

2. Beim Viehhandel kann der Käufer nur Wandelung, nicht Min- 
derung beanjpruchen, $ 487. 

V. Ob der Käufer, welcher jich dem Verkäufer gegenüber insbe— 
jondere durch Klageerhebung für einen der ihm infolge eines Sachmangels 
zufommenden Anjprüche erklärt hat, von dieſem Anjpruche abgehen und 
auf den anderen zurücdgreifen kann, it nach gemeinem Nechte zweifel— 
haft.? Der erjte Entwurf, $ 384, nahm Ummwiderruflichfeit, die zweite 
Kommilfion das Necht zum Entfchlugwechjel an.? Erſt dann jollte 
der Entichlugmwechjel verloren gehen, wenn ſich der Verkäufer mit der 
vom Käufer verlangten Wandelung oder Minderung einverjtanden 
erklärt oder wenn er dazu rechtskräftig verurteilt wurde.1° Um dies 
zu erreichen, entichlog man ſich zu einer ganz neuen NRechtsbildung. 
Man geitaltete das Recht des Käufers als einen Anspruch, Fraft deiien 
er vom Werfäufer die Einwilligung in einen Vertrag über 
Wandelung oder Minderung verlangen fönne, welche gemäß all: 
gemeiner prozejjualiicher Grundſätze durch vechtsfräftige Verurteilung er: 
jegt wird. Hiernach lautet $ 465: Die Wandelung oder die Minderung 


5) Gemeinrechtlid) nimmt man das or im Zweifel an, Behmann, Kauf 
5. 408; Dernburg, Band. Bd.2 8 100 Anm. 7 

7) Anders Coſack B.R. Bd.1 8 128 Ziff. 4 Vgl. dagegen Pland zu $ 468, 

8) Bal. 1.25 $1D. de exc. rei jud. 44 

9) Kann aber der Käufer, wie Coſack Bd. 1 gi 127 II, 1 annimmt, beide Rechte 
„alternativ“ zufammen eintlagen? Dies ift nicht zuläffig. Es fehlt dann ein be- 
ſtimmter Untrag. Hat der Käufer zuerjt den einen Klageantrag geitellt, und jpäter 
den anderen, jo nimmt er den eriten zurüd. Alle dieje Fragen Find jedoch, jo wichtig 
jie nn find, höchſt zweifelhaft. 

10) Kom. Prot. S. 1375, 1402, 1421. 
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it vollzogen, wenn jich der Berfäufer auf Verlangen des 
Käufers mit ihr einveritanden erklärt. 

Dies Einverjtändnis kann natürlich auch jtilljchtweigend, 3.8. da- 
durch geichehen, daß der Verkäufer fich einen Abzug am Kaufpreiſe wegen 
des Mangels bei dejien Zahlung gefallen lieh. 

Die Durchführung des Vertragsgedanfens ſtößt auf erhebliche praf- 
tiiche Bedenken. t 

Wenn erjt der Vertrag oder die rechtsfräftige Verurteilung die Rück— 
gängigmachung des Gejchäftes begründet, jo kann grundjäglich auf Die 
Nüdgabe des Kaufpreijes nicht geklagt werden, ehe diejer Vertrag ge- 
jchlofjen oder jenes Urteil gefällt iſt, welches dieſen Anjpruch begründet. 
Demnach bedürfte es, um die Wandelung gegen den widerjtrebenden 
Verkäufer durchzuführen ſtets zweier Prozejie, einen auf Abſchluß des 
Vertrages, einen zweiten auf deſſen Verwirklichung. Darauf wird jich 
die Praris indejjen mit Recht nicht einlajjen. 1?- 13 


11) Eccius bei Gruchot Bd.43 ©. 305 hebt mit Necht die Anomalien der Kon: 
jiruftion hervor. Er bemerkt, das das Verlangen des Käufers jich nicht daritellen ſoll 
wie dies der übliche Hergang eines Vertragsſchluſſes iſt, als ein rechtsgeichäftliches 
Anbieten, das den Anbietenden dazu binden foll, eine Antivort abzuwarten, und 
dad darauf abzielt, vorher nicht vorhandene Nechte, unter Umjtänden auch eigene 
Prlihten zu begründen; dab das Verlangen des $ 465 vielmehr nur der Ausfluß 
eines nad) der Anjicht des Verlangenden ihm bereit zujtehenden Nechtes iſt, dem 
der andere Teil ji) beugen joll und muß. Er betont, daß mit der Klage auf Ab— 
ichluß des Wandelungsvertrages die lage auf Ausführung diejes Vertrages zu ver: 
binden, aus Gründen rechtlicher Logik unmöglich jei. Er weilt auf die Schwierig: 
feiten bei der Minderungsflage bin, wenn 3. B. auf Minderung des Kaufpreijes 
un ’/, geklagt wird, das Gericht aber findet, Minderung um '/, wäre gerecht. Min: 
derung um "/, bat Kläger nicht al& Inhalt eines Vertrages gefordert, den er ſchließen 
will, vielleicht würde er auch damit gar nicht einverjtanden jein. Soll der Richter 
um bdeswillen die Klage abweijen, jo daß dem Kläger aber offen jteht, auf einen 
neuen Minderungsvertrag zu Hagen. Darauf wird die Praxis nicht eingehen, viels 
mehr zur Minderung um */, verurteilen, die Mehrforderung abweifen. Ein folder 
durch Zwaug gegen den Bellagten zu jtande gebrachter Vertrag, defien Inhalt weder 
Kläger noch Bellagter will, wäre, meint Eccius, eine Karrifatur des Vertrags: 
begrifies. Das mag jein, aber e3 hHindert nicht, daß $ 465 ſolche geichaffen bat. 
Der Verſuch von Eccius, dem $ 465 einen anderen Sinn unterzulegen, denjelben 
nämlid) jo zu erklären, Wandelung oder Minderung iſt auch vollzogen, wenn ein 
Wandelungs- oder Minderungsvertrag abgeichlojjen it — ©. 325 —, fie geichieht 
aber auch jchon durch die einfeitige Erklärung des Käufers gegenüber dem Verkäufer, 
iſt gut gemeint, aber gewaltiam, und der zweifellofen Abjicht bei Formulierung der 
Sejegesvorichrift zuwider, Er wird daher nicht leicht Anerkennung finden. 

12) Die Begründung der Klage auf die künftige Leitung läht ſich aus $ 250 
E.B.DO. entnehmen. Wenn der Beklagte jih zur Abgabe der Einwilligung in Wan— 
delung oder Minderung weigert, jo iſt jtet3 die Bejorgnis gerehnfertigt, daß er ſich 
der rechtzeitigen Leiſtung entziehen werde. Kuhlenbeck, Pandekten II S. 260. 

13) Es dürfte ſich folgender Antrag bei der Bandelung empfehlen: Den Be: 
klagten zu verurteilen, in die Wandelung des Kaufvertrages einzumwilligen, und dem: 
gemäß an Kläger den Kaufpreis gegen Rückgabe der Sache zuriidzuzahlen. Bei 
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Noch eine andere Folge des Vertragsgedanfens iſt abzuweijen. 
Viele, 3. B. Pland zu $ 465, folgern aus demjelben, dab die Erflärung 
des Käufers, Wandelung zu erlangen, als VBertragsantrag anzujehen 
jet, jo daß der Käufer an diejen Antrag nach $ 145 während der Antrags: 
frift gebunden jet, wenn er nicht dieſe Gebundenheit ausdrüdlich aus— 
ſchloß. Damit wirde aber dem Käufer das Necht des Entſchlußwechſels, 
um deswillen die Konſtruktion als Wandelungs- und Minderungsvertrag 
auftauchte, wieder in erheblichem Maße genommen. Dies entipricht nicht 
dem Sinne des Geſetzes. In der That pajjen die Gründe, welche das 
B. G. B. zur Bindung des Antragsteller im Falle des Antrages zu 
einem freiwilligen Vertrage bejtimmt haben, auf den bier gejchaffenen 
gejeglich notwendigen Bertrag nicht im mindeiten. 

Es wird nichts übrig bleiben, als die gejeßliche Konſtruktion eines 
Wandelungs» und Minderungsvertrages anzuerkennen, aber alle Folge: 
rungen daraus abzulehnen, welche ungejund und unpraftiich find. 


VI. Das Recht des Käufers auf Wandelung oder Preisminderung 
giebt ihm die Möglichkeit, die Enticheidung hinauszuziehen und je nach 
der Konjunktur zu wählen und zu wechieln, aljo auf Koſten des Ber- 
fäufers zu fpefulieren. Um den Berfäufer dagegen tdunlichit zu jchügen, 
veritattet ihm $ 466, den Käufer, welcher einen Mangel behauptet, unter 
dem Erbieten zur Wandelung und unter Bejtimmung einer angemejjenen 
Friſt zur Erklärung aufzufordern, ob er fich für Wandelung entjcheide. 
Der Käufer, welcher dieje Erklärung nicht rechtzeitig abgiebt, verliert 
das Recht auf Wandelung und iſt daher fortan auf jeine anderen Nechts- 
anjprüche, insbejondere auf Preisminderung verwiejen. 

Da der Käufer in feinem eigenen Interejje in der Regel die Mängel- 
anzeige thunlichit vajch machen wird, jchon um der kurzen Verjährung 
zu begegnen, jo wird die Beitimmung des $ 466 nützlich wirken können.!“ 


$ 186. Die Wirkung der Walndelung. 


I. Der Zwed der Wandelung iſt in erjter Linie, den Käufer in 
den Zuſtand zu verjegen, wie wenn er den Kauf nicht ge- 
ichlofjen hätte. Auch zu Guniten des Verkäufers iſt der frühere Zu- 


der Minderung würde der Antrag zu lauten haben: Den Beklagten zu verurteilen, 
jih mit der Minderung des Staufpreijes einverjtanden zu erklären und demgemäß 
an Kläger ... Mark zahlen. 


14) Bgl. Dertmann zu $ 466. 
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ſtand herzuftellen, jedoch nur joweit dies mit jenem Nechte des 
Käufers vereinbar ift. 

Dieſe Grundgedanfen jucht B.©.B. $ 467 dadurch durchzuführen, 
daß es die Vorichriften über das vertragsmäßige Rücktrittsrecht, SS 348 
bi8 359 mit Ausnahme von 88 349 und 355, auf die Wandelung für 
anwendbar erflärt.! 


II. Der leitende Gedanfe ergiebt, daß die Wandelung feineswegs 
ichlechthin davon abhängig ilt, daß der Käufer die Kaufſache zurück— 
erjtatten und vollends nicht, daß er fie in dem Zuſtande zurüdgewähren 
fann, in welchem er fie empfing. 

1. Namentlich benimmt zufälliger Untergang der Kaufſache dem 
Käufer das Recht der Wandelung nicht.? Sarkajtiich drüden dies die 
Römer aus: mortuus redhibetur, d. h. nicht? wird dem Berfäufer 
zurüdgegeben, der Käufer erhält aber den Kaufpreis dennoch zurüd. 

Die Gefahr der Sache bleibt aljo beim Berfäufer; hierfür jpricht 
bezüglich der Wandelung, daß es jeine Sache war, mangelfrei zu leiften, 
das A.L.R.I, 5 $327 entichted ſich ohne gute Gründe für das Gegenteil.® 

2. Dagegen it nach 88 351, 467 die Wandelung ausgejchlofjen, 
wenn der Käufer eine wejentliche Verichlechterung oder den Untergang 
der Kaufſache oder eines erheblichen Teiles derjelben, oder die ander- 
weite Unmöglichkeit ihrer Herausgabe verjchuldet hat. Gleiches gilt 
bei einem nach $ 278 zu vertretenden Verſchulden einer Hilfsperſon.“ 


1) Dies Verfahren war freilih wenig glüdlib. Was für die Wandelung paßt, 
ift für den vertragsmäßigen Rücktritt nicht immer angemejjen, die Rorichriften, welche 
für den vertragsmäßigen Rüdtritt getroffen find, paſſen zum Teil nicht recht für die 
Bandelung; vgl. unten II, 3. — Eine Verſchiedenheit nach dem Geſetz ijt vorzugs— 
weile, daß fi die Wandelung, wie oben ausgeführt, erit durch einen „Vertrag“ 
vollzieht. 


2) Hat der Käufer zunächſt ein vechtäfräftiges Urteil auf Rüdzahlung des Kauf: 
preife8 gegen NRüdgabe der fehlerhaften Sache erjtritten und iſt dann die 
Sache durd; Zufall untergegangen, jo muß der Käufer, um die bloße Rüdzahlung 
des Saufpreiies durcdhzufegen, eine neue Klage auf Zahlung erheben, Jur. Woch. 
1897 ©. 254 n. 83. 

3) Doc Hat $ 327 in der preußiichen Praxis eine Auslegung erfahren, welche 
den Grundjägen des B.G.B. nahe fam. Namentlich legte man dem Berfäufer die 
Gefahr auf, falls er in Verzug geriet, O.Trib. Bd. 41 S. 40, ferner wenn er die 
Veränderung der Kaufſache veranlakt hat, R.G. Bd.3 ©. 215, endlich wurde die 
Wandelungsflage auch dann gegeben, wenn der Untergang der Sache gerade durd) 
den Fehler, wegen dejien Gewährleifiung gefordert werden fonnte, unterging, O. Tr. 
B.65 8.60: R. O. H. G. Bd. 3 ©.151, Bd.5 8.239, Bd. 8 ©. 246 u. 393, Bd. 9 
S.132, Bd. 10 ©. 275, Bd. 12 ©. 417. 

4) Bgl. 1.31 88 11 und 12 D. de aed. ed. 21,1; vgl. Dernburg, Band. Bd. 2 
s 101 Anm. 6. 
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3. Umgejtaltung der Slaufjache zu einer anderen Art durch Be- 
arbeitung oder Umbildung nimmt dem Rücktrittsberechtigten fein Rück— 
trittSvecht nach $ 352. Für die Wandelung joll dies aber nach $ 467 
nicht gelten, wenn jich der Mangel erſt bei der Umgejtaltung der Sache 
gezeigt hat. Dies reicht nicht aus. Entjprechendes ijt anzunehmen, wenn 
der Mangel erſt nach der Umgejtaltung bervortritt, 3. B. das gefaufte 
und bearbeitete Holz erweijt jich erit nach der Bearbeitung als ſchwamm— 
haltig. ® 

4. Beräußerung oder Belaftung des gefauften Gegenjtandes ſchließt 
gemäß $ 353 den Rücktritt nicht aus. Die Anwendung dieſes Sabes ift 
bei der Wandelung jachgemäß und den Interejjen der Beteiligten ent- 
iprechend. Kann der Käufer die Sache troß ihres Mangeld verwerten, 
jo erledigt jich oft der Streit mit dem Verkäufer. Wird fie ihm aber 
Ipäter von feinem Abkäufer zurückgeftellt, jo beiteht fein Grund dafür, 
ihm das Recht auf Wandelung gegen jeinen Vertreter zu verjagen. Sind 
freilich bei demjenigen, welchem der Kaufgegenjtand überlaſſen war, Er: 
eignijje eingetreten, welche dem Käufer das Necht auf Wandelung be- 
nommen hätten, wenn ſie jich bei ihm vollzogen hätten, jo fällt jein 
Recht auf Wandelung weg, $ 353. 

III. Die allgemeine Folge der vollzogenen Wandelung it, dab 
jeder Teil, joweit er noch nicht erfüllt hat, von jeiner Verpflichtung 
befreit wird, namentlich aljo der Käufer, welcher den Kaufpreis noch nicht 
berichtigt hat, ferner daf jeder das, was bereit geleistet iſt, zurüdzu- 
gewähren hat. Die Zurüdgewähr hat Zug um Zug zu geichehen, $ 348. 

Im einzelnen gejtalten jich dieſe Anjprüche: 

1. Dem Käufer gebührt Nüdgewähr des gezahlten Kaufpreifes, 
$ 346, mit vier Prozent Zinſen von der Zeit des Empfanges durch den 
Verkäufer an, $ 347 letter Sap. | 

Hat der Käufer den Kaufpreis noch nicht gezahlt, jo kann er Rück— 
gabe eines etwa darüber ausgeitellten Schuldicheines oder Wechjels for- 
dern, nicht minder etwa geitellter Sicherheiten und in allen Fällen jchrift- 
liche Anerkennung jeiner Befreiung von der Kaufgelderichuld. 

2. Der Verkäufer hat dem Käufer auch die von demjelben auf: 
gewendeten Bertragsfojten zu eritatten, $ 467 Satz 2. Dies entjpricht 


5) In gleicher Weife ift nach bisherigem Rechte entichteden worden, 3. B. der 
Verkäufer bat Saatlupinen, das find Qupinen, die keimfähig find, verfauft. Die 
Lupinen gehen aber nicht auf. Dem Käufer wurde das Recht der vr zuge: 
jtanden, Jur. Monatsichr. 1895 S. 136; vgl. Striethorit Arch. Bd. 4 ©. 2 
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dem Grundjage der Wiederheritellung des früheren Zujtandes.* Folge— 
vecht find dem Käufer ungeachtet der Nichtregelung der Frage im Gejeg 
auch die Kojten, welche er bei der Auflafiung trug, wie auch die ihm 
zur Laſt fallende Umſatzſteuer und Stempelfoften? zu vergüten. 


3. Hat der Käufer auf die Kaufjache Berwendungen gemacht, 
jo haftet ihm der Verkäufer nur nach den Vorjchriften über die Ge- 
ihäftsführung ohne Auftrag®, S 347 Sat 1, $ 994 Sat 2.° Bezüglich 
der Berwendungen, welche der Käufer machte, ehe er den Mangel fannte 
oder kennen fonnte, iſt Dies freilich keineswegs ausreichend; es wird 
ihn unter Umständen veranlajien, PBreisminderung zu beanjpruchen. 

4. Wo ift der Erfüllungsort bezüglich der Anfprüche des Käufers 
im Falle der Wandelung? Zwei Fragen find zu untericheiden. Die 
eine ift, wo ift die Kaufſache zurüdzugeben? Dies muß nur da geichehen, 
wo jie jich ohne Argliit des Käufers befindet. Nichts Ipricht dafür, dem 
Käufer Verjendung und Koſten und Gefahr der Verjendung aufzulegen.!® 
Die andere ift, wo ijt dem Käufer der Kaufpreis zumücdzugeben, wo ijt 
aljo der Gerichtsitand des Erfüllungsortes für denfelben? Da die Wan: 
delung Zug um Zug zu geichehen hat, ift auch dies der Ort, wo jich 
die Ware befindet. Dies ift namentlich dann der Fall, wenn die Ware 
an den Gewerbeiit des Käufers gebracht ift, da es als Regel gelten 
muß, daß die gefaufte Ware an den Niederlafjungsort des Käufers 
geichafft wird, damit dieſer dort über fie verfügen fann.!ı 

5. Der Käufer kann auf Grund der Wandelung vollen Schadens= 
erjaß nicht beanipruchen, insbejondere aljo auch dann nicht, wenn Die 
gelieferte fehlerhafte Sache, 3. B. das kranke Vieh eine Seuche in dejjen 
Stalle verbreitet hat.!? 

IV. Die Verpflichtungen des Käufers jeinerjeits find: 


6) 1.27 D.h. ©. 21,1 „quod emtionis causa erogatum est“. 

7) Bal. Zur. Woch. 1897 S.259 n. 97; Gruchot Bd.41 S.49; D. Zur. Zeitg. 
1899 ©. 441. 

8) ee Windicheid, Pand. Bd.2 $ 394 Anm. 8; dagegen Dernburg, Pand. 
Bd. 2 810 

9) Magebend find alfo namentlid) 88 683 bis 684, 

10) Wohl aber wird der Verkäufer verlangen dürfen, dab ihm die Kaufſache 
auf jeine Gefahr und feine often zugeiendet wird. 

11) Grudjot Bd. 37 ©. 1209; vgl. auch R.G. Bd. 20 ©. 360; dagegen aber 
R.G. Bd.27 ©. 398. 

12) Siehe oben $ 185 Anm. 5. Eine Verbindung der auf Verſchulden geitügten 
a mit „der Wandelungsklage ift aber, ſoweit die prozefiualen Erfor- 
dernifie, $ 8260 C. P. O., vorliegen, zuläffig. Vgl. Jur. Woch. 1897 ©. 259 n. 97. 
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1. Die empfangene Kaufſache tdunlichjt zurüdzugewähren und joweit 
ihm dies unmöglich ift, dem Verkäufer den Erja oder den Erſatzanſpruch 
zu überlajien, welchen er für den Kaufgegenſtand erlangt hat, $ 281. 

2. Der Käufer hat ferner den Betrag der Nutzungen zu erjtatten, 
welche er aus der Kaufſache gewonnen hat, nicht minder denjenigen, welchen 
er al3 ordentlicher Wirt aus ihr ziehen konnte, $ 347 Satz 2, $ 987. 

Selbitverjtändlich ſind Acceſſionen, welche Nichtnugungen bilden, 
3. DB. die Eigentümerhälfte eines gefundenen Schates, wie Nugungen zu 
behandeln und dem Verkäufer herauszugeben. 

V. Sit die Wandelung durch Einwilligung des Verkäufers in das 
Verlangen des Käufers oder mittels rechtsfräftiger Verurteilung zu 
diejer Einwilligung vollzogen, jo iſt damit ein neuer Rechtszuſtand her: 
geitellt. Hieraus ergiebt jich, dat der Verkäufer, welcher zur Wandelung 
verurteilt it, auch jeinerjeit8® auf Grund dieſes Urteiles die Verwirk— 
(ichung der Wandelung fordern und auf fie lagen fann. 13 

Der Berfäufer iſt befugt, dem Käufer, welcher mit der Rückgewähr 
nach vollzogenem Bertrage über die Wandelung in Verzug kommt, eine 
Friſt zu bejtimmen, unter der Erklärung, daß er die Annahme der 
Kaufjache nach Ablauf der Friſt ablehne. Erfolgt die Rüdgewähr nicht 
der ‚zrijt gemäß, jo wird die Wandelung unwirfiam, $ 354. 

Was hieraus folgt, läßt das Gejeg im Dunkeln. Pland zu $ 467 
Ziff. 9 nimmt an, daß dann der Käufer wieder Minderung des Kauf— 
preijes fordern fünne. Zweckmäßig wäre dies nicht. Vielleicht reut 
die Wandelung den Käufer, weil die Ware inzwiſchen gejtiegen ist, nun 
jucht er neue Vorteile mittels Preisminderung und erhebt neue Klage 
auf dieſelbe. Soll denn das Streiten fein Ende finden! Wir nehmen 
an, day der Stäufer, welcher zunächjt die Wandelung gefordert und er: 
itritten hat, dann aber, nachdem ihm die Friit für die Rückgewähr ge- 
jegt war, diefe verjäumt, damit nach guten Treuen erklärt, daß er jett 
mit dem Kaufe zufrieden ſei.“ Nach der Gegenanficht könnte ſich der 
Käufer Durch jeinen Verzug Vorteile verjchaffen. 

VI. Das Recht zur Wandelung kann nur ungeteilt — im ganzen 
— ausgeübt werden; find aljo mehrere beteiligt, nur von allen und 
gegen alle. Erlifcht das Necht für einen der Beteiligten, jo erlischt es 
auch für die übrigen, $ 356. 


13) Anders nad) früherem Rechte vgl. Gruchot Bd. 37 ©. 1210. 
14) Bgl. auch Coſack Bb.1 $ 127 Bin. 3 a. €. 
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VI. Sind von mehreren zujammen verfauften Sachen nur ein— 
zelne mangelhaft, jo fann in der Regel nach $ 469 Satz 1 nur in An= 
jehung diefer Wandelung verlangt werden. Hieran ändert auch nichts, 
wofür jich jchon das römische Necht!5 unter Ablehnung abweichender 
Anfichten entjchied, daß ein Gejammtpreis für alle Sachen fejtgejegt iſt. 

Findet die Wandelung nur in Anjehung einzelner der um einen 
Gejamtpreis verkauften Sachen jtatt, jo it der Gejamtpreis in dem Ver— 
bältnis herabzujegen, in welchem zur Zeit des Verkaufes der Geſamt— 
wert der Sachen in mangelfreiem Zujtande zu dem Werte der von der 
Wandelung nicht betroffenen Sachen bejtanden haben würde. 16 

Sind jedoch mehrere Sachen als zujammengehörig, als eine Ein- 
heit verfauft, 3. B. ein Zweigeipann, Kunftwerfe, die Pendants bilden, 
jo fann jeder Teil verlangen, dat die Wandelung auf alle Sachen er- 
jtredft wird, wenn die mangelhaften Sachen nicht ohne Nachteil für ihn 
von den übrigen getrennt werden fünnen. 

Die Wandelung wegen Mangel der Hauptiache erjtredt fich auch 
auf deren Nebenjache. it die Nebenjache mangelhaft, jo kann nur 
in Anjehung diefer Wandelung verlangt werden. Dann findet Herab- 
jegung des Preijes in der Weije ftatt, wie wenn mehrere nicht zujammen- 
gehörende Sachen anderer Art verfauft wurden, $ 471. 

Was Nebenjache iſt, muß nach dem Sinne und den Zwecken des 
Bertrages beurteilt werden. Vor allem wird dies das gejepliche Zu— 
behör jein, 8 97, aber hierauf iſt der Begriff nicht beſchränkt. Es ent- 
jcheidet die Abficht beim Vertragsſchluſſe, z. B. die mangelhafte Kuh 
wird mit ihrem Salbe verkauft. Aber beim Berfaufe von zwölf Ferkeln 
mit dem Mutterjchwein it leßteres Nebenjache. 


$ 187. Die Preißminderung. 
I. Bei der Minderungsklage verbleibt dem Käufer die mangelhafte 
Kaufſache gegen einen geminderten Preis. 
Die Berechnung war nach gemeinem und nach preußijchem Rechte 
ſtreitig. 





15) Vgl. Dernburg, Pand. Bd.2 8101 Anm. 15. 

16) Zwei Bilder jind fiir 3000 Mark verkauft. Nach der Übergabe jteflt ſich 
heraus, daß das eine der Bilder nur eine Kopie ift, während es nach dem Vertrage 
ein Original fein ſollte. Es it dann der Wert des fehlerhaften Bildes und der 
Wert des anderen Bildes, falls Teteres ein Original geweien wäre, zu ermitteln. 
Wird der eritere auf 1000, der letztere auf 500 Mart geihägt, jo kann der Käufer 
Rüdzabtung von 1000 Marf gegen Rüdgabe der Kopie verlangen, weil 500 Mark 
ein Dritteil von 1500 Mark daritellt. 


$ 187. Die Preisminderung. 65 


Am nächiten liegt es, den Wert der Sache, wie er ſich nad) Auf: 
dedung des Fehlers jtellt, zu jchägen, und den Kaufpreis um jo viel 
zu mindern, als er diefen Betrag überfteigt, jog. abjolute Berechnung. 
Wurde für den gemeinen Wert verfauft, was ja jehr häufig der Fall 
it, jo trifft Dies zu, und erledigt die Sache einfach." Doch grundjäglich 
ijt die abjolute Berechnungsweiſe nicht haltbar. Hat jemand 3. B. zur 
Erweiterung feiner Wirtichaft das Nachbarhaus, welches 10000 Mark 
wert fchien, für 20000 Mark gekauft, weil es der Nachbar jonjt nicht 
verfauft hätte, und nur durch einen bejonders hohen Preis zum Ber: 
fauf bewogen wurde, findet jich aber hinterher Schwamm im Haufe, wo— 
nach es auf dem Markte nur 8000 Mark wert ijt, jo kann num der 
Käufer unmöglich Erniedrigung des Kaufpreiſes auf 8000 Mark fordern, 
wodurch dem Verkäufer für den Mangel, der 2000 Mark betrug, 12000 
abgezogen würden. Daher fchreibt $ 472 in Übereinjtimmung mit der 
jest herrjchenden, gemeinrechtlichen Anjicht? als grundfägliche Berechnung 
vor, daß der Kaufpreis in dem Verhältnis herabzujegen ijt, in wel— 
chem zur Zeit des VBerfaufes? der Wert der Sache in mangel: 
freiem Zujtande zu dem wirklichen Werte beitanden haben 
wirde.t-5 


1) Mit Rüdjicht hierauf genügt es zur Begründung der Minderungstlage, 
wenn der Kläger in der Klageichrift den Minderwert der Sache angiebt und den 
entiprechenden Teil des Kaufpreiſes erjtattet verlangt, Jur. Woch. 1897 ©. 197 n. 36. 

2) Vgl. Dernburg, Band. Bd.2 8 101 Anın. 18; ebenjo die neuere preußiſch— 
rechtliche Braris; R.O. H. G. Bd. 15 ©. 329; Jur. Wod. 1882 ©. 133, 1590 ©. 208, 
Im ©. 22; anders D.Trib. Bd.69 S. 51; Striethorſt Ard. Bd. 37 S. 129, Bd. 82 

.38, 

3) Sollte gemäß des Vertrages der Kaufpreis nad) einer jpäteren Beit, ins 
bejondere einem künftigen Marktpreiſe bemefjen werden, jo iſt auf diefen Zeitpunkt 
zurüdgugeben, Cojad Bd. 1 8 127 Ziff. 5, dies ergiebt der Grundgedante des Geſetzes. 

4) Es ijt unerheblich, welchen Betrag der Empfänger bei der Weiterveräußerung 
erzielt bat. 3.8. N. Hat dem B. ein Pferd verkauft und übergeben; DB. erhebt 
die Minderungsllage und behauptet, dab der Wert des mit dem Fehler behafteten 
Pierdes nur auf 100 Mark zu ſchätzen fei. Der Beklagte wendet ein, daß B. das 
iehlerhafte Pferd für 150 Mart an &. verfauft habe, und daß deshalb dieje Summe 
als Wert des fehlerhaften Pferdes zu Grunde zu legen fei. Diejer Einwand ijt 
nicht begründet. Der Weiterverfauf von B. an &. enthält ein actum inter alios, 
R.O. H.G. Bd.22 ©. 36 gem. R.; R.G. Bd. 17 ©. 65. 

5) Es ergiebt fich des weiteren, dai der Empfänger aud dann die act. quanti 
minoris erheben fann, wenn der objektive Wert der fehlerhaften Sache noch den ver— 
einbarten Preis überjteigen würde, Jur. Woch. 1893 ©. 187 n. 24; Seuffert Arch. 
Bd. 46 n.87. 3. B. ein Haus ift für 100000 Mark verkauft; wegen des im Hauſe 
vorhandenen Hausſchwammes erbebt der Käufer die act. quanti minoris. Die Sach— 
verjtändigen erklären, dak dad Haus derart billig verlauft jei, daß dasjelbe nod in 
fehlerhaften AZuftande 120000 Darf wert jei. Wenn das Haus einen objektiven Wert 
von 160000 Mark gehabt hat, jo lann der Käufer Minderung um 25000 Mark 
verlangen. 


TDernburg, Bürgerl. Recht. U. 2. 5 
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II. Sind neben dem Geldpreife andere Leitungen des Käufers 
bedungen, jo muß zum Zwede der Berechnung der geſamte Wert der 
Gegenleijtung des Käufers in Geld angeichlagen werden. Die Herab- 
jegung der Gegenleiftung des Käufers erfolgt aber nur an dem vertrags- 
mäßig vereinbarten Geldpreife. Die vom Käufer übernommenen jonftigen 
Leistungen muß der Käufer unverfürzt erfüllen. Hierfür hat aber der 
Berfäufer dem Käufer eine Geldleiftung zu machen, $ 473 Sat 2.6 


III. Der Anſpruch auf Minderung ift vom Käufer mit dem Über: 
gange der Gefahr erworben. Er kann ihn geltend machen, auch wenn 
nachher die Sache unterging oder verbraucht wurde. 


IV. Sind auf der einen oder anderen Seite mehrere beteiligt, jo 
fann von jedem und gegen jeden Minderung verlangt werden, $ 474 
Abi. 1. 

V. Die wegen eines Mangels erfolgte Minderung jchliegt das 
Necht des Käufers nicht aus, wegen eines anderen Mangels Wandelung 
oder von neuem Minderung zu verlangen. ? 

Im Gegenjage zum erjten Entwurfe 8 393 it dies nicht auf den 
Tall bejchränft, dat der jpäter gerügte Mangel erjt nach Geltendmachung 
des zuerjt gerügten entdeckt ift.® 


6) Eine Sache ift verkauft; 500 Mark find bar zu zahlen, außerdem hat der 
Käufer Arbeiten im Werte von 500 Mark zu leiſten. Das Geld ift gezahlt, die 
Arbeiten find geleijtet. Dann zeigt ſich an der verfauften Eade ein Fehler, wodurch 
diefelbe um *,, minderwertig ilt. Der Käufer fann nun mit der Minderungsflage 
?/, von 1000 Mark — 666°), Mark zurüdjordern. Demgemäß wird der bare Geld- 
preis auf O herabgeſetzt und der Käufer kann mit Nüdficht auf die gewährten Ar- 
beiten noch 166 Markt 66°/, Pig. verlangen. Wie aber verhält es fih, wenn der 
Käufer 500 Mark gezahlt hat und daneben vertretbare Sadıen, 3. B. Getreide im 
Werte von 500 Mark gegeben hat? Gemäß $ 473 würde wohl der Käufer einen 
Teil des gelieferten Getreides zurücverlangen können. 

7) Neumann zu $ 477 nimmt an, dab durch die Minderung dem Vertrage ein 
anderweiter Bertragsinhalt hinſichtlich des Kaufpreiies gegeben ſei; für eine erneute 
Minderung joll daher nunmehr der abgeänderte, nicht der uriprüngliche Vertrag zu 
Grunde zu legen fein! Das heißt die Vertragstonftruftion des 8 465 zu Tode hetzen. 
Zu Grunde zu legen bleibt der urjprüngliche Bertrag $ 472. Der Kaufpreis ift nadı 
dem Verhältnis zu mindern, als die Sache damals wegen beider Mängel weniger 
wert geweien wäre, jo daß die bereits jtattgefundene Minderung zu beachten ift. War 
der Breis von 1000 Mark wegen des einen Mangels auf 500 herabgemindert und 
ergiebt fich, daf wegen beider Mängel zufammen nach der Zeit des Bertrageichlufies 
die Minderung auch nicht mehr hätte betragen dürfen, jo fann nichts mehr gemindert 
werden. 

8) Nach Pland zu $ 475 Ziff. 1 bleibt zu prüfen, ob nicht darin, dak der Käufer 
diejen Mangel nicht gleichzeitig mit dem erften Mangel geltend gemad)t hat, ein Ber: 
zicht auf die Aniprüche aus diefem Mangel zu finden ift. Ein Verzicht kann aber nur 
unter ganz bejonderen Umständen daraus hergeleitet werden, daß Kläger nur einen von 
mehreren ihm zuftehenden fagbaren Ansprüchen im Wege der Klage geltend gemacht hat. 


$ 188. Mängel der gelieferten Sache bei Gattungsfäufen. 67 


VI. Findet beim Verkauf mehrerer Sachen die Minderung nur 
wegen einzelner Sachen jtatt, jo ijt bei der Herabjeßung des Preiſes 
der Gejamtwert aller zu Grunde zu legen, $ 472 Abj.2. Es 
fommt hierdurch, wenn die Sachen zujammengebören und der Mangel 
einer Sache auch auf den Wert der anderen einwirkt, auch deren Preis- 
minderung in Berechnung; 3. B. zwei Pferde waren zujammen als Ge— 
jpann mangelfrei 3000 Marf wert und find für diefen Preis verkauft; 
das eine ergiebt jich al8 lahm und ijt nur 500 Marf wert, das andere 
hat, weil es micht mit ihm zu benußen it, nur noch den Wert von 
1200, jo wird dies berüdjichtigt, da der Gejamtwert nur 1700 Mark ift. 
Auf diefen Betrag iſt der Kaufpreis auch herabzumindern, wenn die 
Stüde zwar zufammengehören, aber der Preis für jedes Pferd auf 
1500 Mark feitgefegt war. Denn ob die Parteien die eine oder Die 
andere Faſſung wählen, ift etwas Zufällige und kann füglich verjchie- 
dene Folgen nicht haben.® 


$ 188. Mängel der gelieferten Sade bei Gattungsfäufen.! 


I. Bei einem Gattungsfaufe, jo führte THöl, Handelsrecht Bd. 1 
S 275 aus, ijt die fehlerhafte, aljo vertragswidrig gelieferte Ware ein 
anderes Objekt als das konſentirte, das gekaufte, das Recht des 
Käufers bejchränfe fich Folglich bei jolchen Käufen darauf, neue ver: 
tragsmäßige Lieferung zu verlangen; er fünne außerdem jein Intereſſe, 
daß ihm zuvor eine nicht empfangbare Ware geliefert worden ift, geltend 
machen; die ädiliziichen Klagen habe er aber nicht. 

Dies wurde das Signal einer großen Streitfrage. Auch die Senate 
des R. O. H. G. waren verjchiedener Anjicht. Ein Plenarbejchluß diejes 
Gerichtes entichied fich jedoch für die Zuläfligfeit der ädilizischen Klagen 
bei Gattungsfkäufen.? 


9) Das Gegenteil behauptet Cojad, B.R. Bd. 1 $ 127 mit dem Beijpiel: Zwei 
zufammengehörige Delfter Krüge jind für je 300 Mark verkauft; dies entiprechend 
deren Wert bei tadellojer Beſchaffenheit. Indeſſen ijt der eine Krug jo beichädigt, 
dab er nur 50 Marf wert ift, dadurch fintt auch der Wert des anderen Kruges auf 
200 Markt. Dennoch könnte der Käufer nur den Preis des ſchadhaften Kruges er- 
mäßigen und zwar um 250 Mark. Wäre dagegen für beide Krüge ein Geſamtpreis 
von 600 Mark vereinbart, jo könne der Käufer dieſen Gejamtpreis berabfeßen und 
zwar um 350 Mart. Das wäre eine Sonderbarfeit. Bei der Auslegung des Ge- 
ſetzes müſſen wir aber unterjtellen, daß ed Sonderbarfeiten nicht beabjichtigte. 

1) Vgl. auch Kiehl bei Gruchot Bd. 42 ©. 591. 

2) Vgl. einerjeits R.O. H. G. Bd. 4 ©. 181, andererjeits Bd. 5 ©. 353 u. 399; 
Goldſchmidt in feiner Zeitichrift Bd. 19 ©. 98Ff.; N... Bd.6C. 189, Bd. 1 ve. 84. 

5* 
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Die Anficht von THöl iſt in der That nicht haltbar. Iſt eine der 
bedungenen nach Gattung und Art entiprechende, wenn auch fehlerhafte 
Sache geliefert und angenommen, jo ijt feineswegs etwas anderes als 
vereinbart war geliefert, vielmehr iſt erfüllt, nur ift mangelhaft erfüllt. 

11. Much das B. G. B. $ 480 jcheint dies grundjäglich anzunehmen. 
Denn es giebt dem Käufer bei Gattungsfäufen im Falle von Mängeln 
der gelieferten Sache diejelben Rechte wie bei Speziesfäufen, jo daß er 
das Recht auf Wandelung oder Minderung, nicht minder auf Schadens- 
erjat bei Fehlen einer zugejicherten Eigenjchaft over bei arglijtigem Ber: 
jchweigen des Mangels hat. Nur joll es Hierfür, nicht wie beim Spezies- 
fauf auf die Zeit des Kaufabjchluffes, $ 463, jondern auf die Zeit, mit 
welcher auf den Stäufer die Gefahr übergeht, ankommen, $ 480 Abi. 2. 

111. Nicht ausjchließlich ift jedoch nach B. ©. B. der Gattungsfäufer 
auf die Nechtsmittel des Speziesfäufers verwiejen. Da doch dem Käufer 
das Gejchuldete noch nicht richtig geavorden fei, meinte man, müjje er 
auch Lieferung einer mangelfreien Sache beanspruchen fünnen. Der 
Käufer kann ſich aljo entweder auf den Standpunkt jtellen, es ſei ihm 
geleijtet, was er zu fordern hat, aber mangelhaft, oder es jei ihm, was 
er zu fordern hat, noch nicht geleijtet. Die Folge it, daß er ein drei- 
faches Necht erlangt, nämlich auf Wandelung, auf Minderung und endlic) 
auf Lieferung einer mangelfreien Sache. Wo die VBorausjegungen für 
einen Schadenserjag bejtehen, erwächſt ihm ſogar ein vierfaches Recht. 

IV. Der dem Gattungsfäufer zugeitandene Anſpruch auf Lieferung 
einer mangelfreien Sache richtet jich zwar im allgemeinen nach dem In— 
halte des Kaufvertrages und den gewöhnlichen Negeln über deſſen Er- 
füllung. Dem Grundgedanken nad ijt er fein Gewährichaftsanjpruch, 
dennoch wird er im B. G. B. $ 480 Ab. 1 durch jeine Verweiſungen wie 
ein Gewährichaftsanipruch geitaltet. Insbejondere wird ihm die Natur 
des Anjpruches auf Wandelung gegeben, welchen er durch die Pflicht 
zur Nücgabe der mangelhaften Sache ähnlich ilt. 

1. Vor allem wird der Anjpruch auf Lieferung der mangelfreien 
Cache der kurzen Gewährjchaftsverjährung unterworfen. 

2. Hat der Käufer die mangelhafte Sache in Kenutnis des Mangels 
angenommen, jo Hat er Rechte auf neue Lieferung nur, wenn er jich 
bet der Annahme feine Nechte wegen des Mangels vorbehielt, 8 464. 

3. Der Käufer bat jogar das Recht des Entſchlußwechſels, den 
Negeln über die wahren Gewährichaftsaniprüche entiprechend, alſo bis 
die Wahl durch Einverjtändnis mit dem Berkäufer vollzogen ift. 


$ 189. Rügepflicht. 69 


4. Wie im Falle der Wandelung fann die Nachlieferung nur Zug 
um Zug gegen Nücgabe der empfangenen Ware beanjprucht werden. 

Der Anjpruch iſt unter denjelben Vorausſetzungen ausgejchlofien, 
wie der auf Wandelung. 

Er ijt wie der auf Wandelung unteilbar.® 


$ 189. NRügepflidt. 

I. Für den Verkäufer und für den Verfehr überhaupt ijt bedenklich, 
wenn es verjtattet iſt, daß Bemängelung verfaufter Sachen erſt lange 
nach deren Ablieferung an den Käufer erfolgt und wenn es zuläjlig it, 
erit lange nach jenem Zeitpunfte etwaige Mängel im Prozeſſe geltend 
zu machen. 

Um dem zu begegnen, hat das Necht zwei Mittel, einmal Nötigung 
des Käufers zu unverzüglicher Prüfung und Mängelanzeige nach der 
Ablieferung der Ware und zweitens kurze Verjährung der Gewährichaftg- 
lagen oder auch Setzen von Ausjchlußfriiten für jolche Klagen. 

Eine allgemeine Verpflichtung zur unmittelbaren Prüfung 
der Waren beim Empfang und unverzüglicher Rüge ijt dem 
B. G. B. fremd. Daß aber in dem längeren Behalten und Benußen 
der gelieferten Kaufſache ein Verzicht auf die Geltendmachung erfenn= 
barer Mängel liegen kann, it jelbjtverjtändlich. 

II. Da ſich bei Verjendungsfäufen der Verkäufer, defjen Ware 
an einem dritten Orte liegt, in bejonders ungünftiger Lage befindet, 
wenn der Käufer nachträglich die Lieferung wegen Mängel beanjtandet, 
verlangte Art. 347 des alten H. G. B. in Übereinftimmung mit einem 
weit verbreiteten Handelsbrauche unverzügliche Unterfuchung und Rüge 
von Mängeln bei Berjendungsfäufen nach der Ablieferung, widrigenfalls 
die Ware als genehmigt galt; ferner ſchloß Art. 349 bei Verjendungs- 
fäufen die Geltendmachung von Mängeln nach jechs Monaten jeit der 
Ablieferung der Ware jchlechthin aus." Dieje Vorfchriften galten auch 
für einjeitige Handelsgejchäfte, aljo auch im Falle des Verfaufes 
an Nichtfaufleute. 


3) Der Verkäufer ijt nicht berechtigt, an Stelle der gelieferten mangelhaften 
Sache eine andere, von Fehlern freie Sache zu liefern und hierdurch dem Käufer die 
weiteren Anjprüce auf Wandelung, Minderung und Schadenserſatz abzuichneiden. 
Der Berfäufer bat durch Lieferung der Sache den Gattungstauf fonkfretifiert und 
fann ſich jeinerfeit8 auf eigene Fehler nicht berufen, um die Konfretifierung wieder 
zu befeitigen. Es erhellt hiernach, daß die Anficht von Thöl nicht in das B. G. B. 
übergegangen ijt. 

1) Die Einrede blieb unter gewiſſen Vorausſetzungen beitehen. 
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III. Das neue H. G. B. hat dies geändert. 

a) Die jechSmonatliche Ausſchlußfriſt it gefallen, nur die Ver- 
jährung der Gewährjchaftsklagen ijt geblieben. 

b) Die bejonderen Bejtimmungen ferner über Rüge: und Mängel: 
anzeige gelten nur noch für Käufe, welche für beide Teile ein Han- 
delsgejchäft bilden, aljo nicht mehr für Gejchäfte von Kaufleuten mit 
Nichtkaufleuten. 

c) Andererfeit3 macht das H. G. B. feinen Unterjchied mehr 
zwiichen Verſendungs- und Plabfäufen. Der Käufer hat nad) 
9.6.8. 8 377 bei zweifeitigen Handelzfäufen ſtets die Ware unmittelbar 
nach der Abfieferung zu unterfuchen und deren Mängel dem BBerfäufer 
anzuzeigen, widrigenfall3 diejelbe als genehmigt gilt. 

IV. Die Rechtsjäge, welche Wijjenjichaft und Praxis aus dem 
alten H. G. B. Art. 347 entwidelten, find auch für die Auslegung des 
9.6.8. $ 377 beachtenswert. 

1. Dies gilt vor allem für den Begriff der Ablieferung der 
Ware Es iſt hierfür erforderlich, daß die thatjächliche Verfügung über 
diejelbe dem Käufer offen jteht, und zwar jo, daß er jte in gejchäfts- 
ordnungsmäßiger Weile unterjuchen fan. Nicht unumgänglich it, daß 
jie bereits in feinen förperlichen Gewahrjam gelangte, e3 genügt, 
daß fie 3. B. Durch Aushändigung der Papiere über ein im Zollhaus 
oder im Güterbahnhof lagerndes Gut zu feiner Verfügung jtand.? Der 
Erwerb des Beſitzes, felbit des unmittelbaren nach B. G. B. $ 855, 
3 B. durch einen zur Abholung abgejendeten Knecht genügt dagegen 
nicht. ° Die Unterjuchungspflicht beiteht nicht, falls der Käufer die am 
Beitimmungsorte angebotene Ware zurüchveiit, wenn er auch in der 
Lage war, die Ware zu prüfen, und fich Über deren Empfangbarkeit zu 
äußern. 4 

Sendet der Käufer die Ware jofort, ohne fie zu unterjuchen, weiter 
an einen Abfäufer derjelben, jo gilt die Ware als genehmigt, wenn 
nicht nach Vereinbarung mit feinem Verkäufer Die Unterfuchung erjt bei 
jenem Abfäufer geichehen ſollte. 

2. Es genügt keineswegs bloß ſtets äußerliche Befichtigung, die 
Unterfuchung hat ſich auf die innere Beichaffenheit zu erjtreden, joweit 


2) Gruchot Bd. 43 ©. 762; R.D.H.G. Bd. 3 S. 392, Bd. 6 ©. 167. 
3) R.G. Bd. 5 ©. 28; Hanaufef a. a. O. Bd.2 ©. 2 
4) R.O. H. G. Bd. 6 S. 324. 
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dies bezüglich der betreffenden Warenart im Verkehr üblich ift, Daher 
kann unter Umjtänden jelbjt eine Bearbeitung oder Verarbeitung von 
Teilen nötig werden, um die Fehlerloſigkeit des Ganzen fejtzujtellen. 
Sind mehrere Stüde geliefert, jo fann die Unterfuchung einzelner ge- 
nügen, wenn anzunehmen ijt, 3. B. weil fie aus derjelben Produftions- 
quelle jtammen, daß die jämtlichen Stüde von gleicher Beichaffenheit 
jein werden.* Die Unterjuchung der inneren Bejchaffenheit ijt nicht 
vorzunehmen, wenn fie die Brauchbarkeit oder den Wert der Ware jchä- 
digen müßte. 

3. Zuziehung von Sacverjtändigen bei der Prüfung ift nicht er— 
forderlich, insbejondere nicht Unterjuchung des gekauften Tieres durch 
einen Tierarzt. ? 

4. Der Drt der Unterfuchung jteht an jich im Ermejjen des Käu— 
fers, jofern die Prüfung an einem anderen als dem Ablieferungsorte 
feine erhebliche Verzögerung mit fich führt oder den Umjtänden nad) 
notwendig ijt, 3. B. der gelieferte Guano wird zur Prüfung nach einem 
Laboratorium gejendet. 

5. Die Zeit, innerhalb der die Unterfuchung und die hierauf ge- 
jtügte Nüge rechtzeitig ift, ergiebt jich aus der Sachlage. Der Käufer 
muß fie, joweit tdunlich, unmittelbar in Angriff nehmen. Außergewöhn- 
lihe Maßnahmen, um die Unterfuchung vajch zu bewältigen, hat er aber 
nicht zu treffen. Wenige Tage jind wohl regelmäßig dem Käufer ver: 
stattet; einſeitige VBorjchriften des Verkäufers, welche fie begrenzen jollen, 
3. B. durch Vermerk in der Rechnung „Reklamationsfriſt 24 Stunden“, 
find micht bindend, wenn fich der Käufer ihnen nicht, wenn auch jtill- 
jchweigend, in längerem Gejchäftsverfehr unterwarf. 

6. Die Unterfuhungs: und Anzeigepflicht kann vom Berfäufer 
erlajjen werden, ausdrücklich oder jtilljchweigend.® Lebteres iſt der Fall, 
wenn die Unterfuchung mit der dem anderen Teile befannten Abficht, die 
Driginalverpadung unverjehrt zu erhalten, jchlechthin unverträglich wäre.” 

5) R.G. Bd. 25 9.27. 

6) R.O.9.8. 3.7 ©. 427. 

7) Werden im etwaigen Gewährleiftungsprozefie die Kojten dem Verkäufer auf: 
erlegt, jo kann der Käufer im SUIRAMEESEEIE RN, auch die Kojten des Sad): 
verftändigen, joweit die Zuziehung desfelben nad der Sachlage gerechtfertigt war, 
liquidieren. Bol. Zur. Woch. 1898 ©. 114 n.4. 

8) Desgleichen kann zwiichen den Parteien ausdrüdlich oder ſtillſchweigend ver: 
einbart werben, daß ber Keitpuntt der Ablieferung binausgejchoben und erit nad 
Eintritt bejtimmter Thatjahen als bewirkt angejehen werden ſoll, Jur. Woch. 1898 


©. 16 0.41. 
9) R.O. H. G. Bb.10 ©. 147, Bd. 2 ©. 214. 
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7. Für die Nügeanzeige ift die bloße Erflärung der Unzufrieden- 
heit nicht genügend.!° Der Grund der Beanſtandung muß vielmehr 
wenigitens im allgemeinen angegeben werden, Detailangaben können aber 
nachgeholt werden. !! 

Die Erflärung kann nicht bloß an den Verkäufer, jondern auch an 
Bevollmächtigte desjelben geichehen, welche für deſſen Angelegenheiten 
überhaupt, oder wenigitens für die Erledigung des bezüglichen Gejchäftes 
Vollmacht haben.!? Anzeige an einen nichtlegitimierten Vertreter des 
Käufers genügt nur, wenn derjelbe die Anzeige rechtzeitig dem Ver— 
fäufer übermittelt hat. 13 

Nechtzeitige Abjendung der Nüge genügt, 9.6.8. $ 377. 

8. Die jofortige Anzeige it Bedingung der Anjprüche des Käufers, 
denn nicht eine Vermutung der Genehmigung ift vorgejchrieben, jon- 
dern Gleichitellung mit einer Genehmigung, eine Fiktion. Es 
fommt daher nicht darauf an, ob infolge der jubjektiven Verhältniſſe 
des Käufers, 3. B. feiner Abweienheit, jeines Todes bei Ankunft der 
Ware, die Unterfuchung unterblieb, denn das Geſetz bezweckt, den Ver— 
fäufer möglichit vollftändig zu fichern. 

9, Mängel, welche bei der jofortigen Unterjuchung nach ordnungs- 
mäßigem Gejchäftsgange nicht erfennbar waren, gelten nicht als ge— 
nehmigt.“ Ergeben fie fich ſpäter, jo muß die Anzeige unverzüglich 
der Entdeckung nachfolgen, widrigenfalls die Rüge gleichfall® ausge: 
ſchloſſen ift. 

10. Da die rechtzeitige Rüge Bedingung der Anjprüche des Käu— 
fers ift, jo hat er fie zur Begründung ſeiner Klage oder Einrede wegen 
Mängel anzuführen und im Streitfalle zu beweijen. !5 

11. Die Unterfuchungs- und Nügepflicht tritt auch ein, wenn eine 
andere als die bedungene Ware, oder eine andere als die bedungene 


10) Die Mängelanzeige muß nicht nur ergeben, dak und welche Fehler gerügt 
werden, jondern auch den Willen des Käufers erkennen lafien, daß er fich die be- 
wirkte Leiſtung nicht gefallen lafien wolle, Jur. Woch. 1898 ©. 646 n. 18. 

11) R.O. H. G. Bd. 5 5.261, Bd. 10 ©. 269, Bd. 14 S. 663 R. G. Bd. 18 
S. 55. 

12) Die Mängelanzeige kann an Handlungsagenten geſchehen, H. G. B. $ 86 
Abſ. 2, vgl. Bolze Bd. 21 n. 495; nicht minder an den anweſenden Reiſenden, H. G. B. 
855 Abi. 3. 

13) R.O. H. G. Bd. 14 ©. 155. 

14) Bol. Römer in Goldſchmidts Zeitichrift Bd. 23 S. 64; Hanauſek a. a. O. 
3.2 5.61; R.O. H.G. Bd.2 ©. 337. 

15) Nicht erforderlich ift der Nachweis unverzüglicher Unterfuchung, wenn nur 
die Nüge rechtzeitig geſchah. 
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Menge von Waren geliefert iſt.is Nur dann tjt dies nicht der Fall, 
wenn die Abweichung von der Beitellung jo erheblich iſt, daß der Ver— 
fäufer die Genehmigung des Käufers als ausgejchlofjen betrachten mußte, 
H. G. B. 85 378. it dies der Fall, jo fommt es darauf nicht an, daß 
er jelbit die Vertragswidrigkeit des Gelieferten nicht gefannt hat. 

12. Hat der Verfäufer den Mangel argliitig verjchwiegen, fo 
fommt ihm dejien Nichtanzeige nicht zu gute, 9.6.8. $ 377 Abi. 5. 

Mußte dem Verkäufer, welcher den Mangel kannte, klar jein, daß 
die Ware für den Käufer unannehmbar jei, jo findet fich jolche Argliſt, 
da hierin argliitig eine Spekulation darauf liegt, daß der Käufer Die 
rechtzeitige Unterfuchung und Rüge verjäumen werde, !7 

Auch Spätere Handlungen des Verkäufers, durch welche er 
den Käufer von Unterfuchung und Rüge der Mängel abhält, können arg: 
fijtige jein. Man wird fie argliftiger Verjchtveigung der Mängel gleich 
zu halten haben. 


$ 190. Gewährjhaftsverjährung. 


1. Nach dem äpdilizischen Edift verjährte die Klage des Käufers 
auf Wandelung — redhibitoria — binnen ſechs Monaten!, die Klage 
auf Preisminderung — quanti minoris — binnen eines Jahres. Das 
B.G. B. $ 477 hat die furze Verjährung übernommen, unterjcheidet 
aber nicht zwiichen den Stlagen auf Wandelung oder auf Minderung 
oder auf Echadenserfag wegen Mangel einer zugelicherten Eigenjchaft, 
wohl aber dem Borbilde des A. L. R. 1,5 88 343 ff. entiprechend nach 
dem Gegenjtande des Kaufes. 

1. Die Berjährungszeit beträgt bei beweglichen Sachen ſechs Mo— 
nate, bei Grundjtücen ein Jahr. 

Der Beginn follte an den Zeitpunft gefnüpft werden, von welchen 
an dem Käufer regelmäßig die Möglichkeit gegeben iſt, die Sache 
zu unterjuchen und etwaige Mängel zu entdecden. 

1. Daher wird die Gewährjchaftöverjährung bei beweglichen 
Sachen nicht an deren Übergabe, wie nach dem eriten Entwurf — 


16) Die herrichende Ansicht Hinfichtlih des Art. 347 des alten H. G. B. nahm 
dies nicht an, vgl. aber Schlottmann in Goldſchmidts Zeitichrift Bd. 37 ©. 1; ferner 
Zur. Woch. 1898 ©. 668 n. 34. 


17) 8.8. Bd. 1 ©. 299. 
1)1.19 86 D.h.t. 21,2; Demburg, Band. Bd.2 $ 101. 
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$ 397 —, vielmehr an deren Ablieferung gefmüpft. Dies jchließt ſich 
an das alte H. G. B. Art. 349 an. 

In der Negel vollzieht fich die Ablieferung immerhin mit der körper— 
lichen Übergabe an den Käufer oder an einen Dritten für ihn. 

Bweifelsohne ſteht auch Übergabe kurzer Hand — 8 929 Sap 2 — 
gleich.” Dagegen läuft die Berjährung noch nicht, wenn die Sache 
durch constitutum possessorium, $ 930, oder Abtretung des Anjpruches 
auf Herausgabe, $ 931, oder Übergabe eines Lagerfcheines, eines Lade- 
Icheines oder eines Konnoſſements, H. G. B. 88 424, 450, 647, über- 
eignet it. Bor allem genügt Abjendung im Falle eines Verſendungs— 
kaufes nicht. 

2. Bei Grundjtüden fnüpft fich der Beginn der Verjährung an 
deren Übergabe. Zweifelsohne genügt nicht minder Übergabe furzer 
Hand. Ob constitutum possessorium, iſt bejtritten.? Man wird dies 
bejahen müffen, da dasjelbe nach $ 931 die Übergabe erjegen full, da 
jonjt auch der beabfichtigte Gegenſatz gegen die Ablieferung bei beweg— 
lichen Sachen bedeutungslos würde. 

III. Die Gewährjchaftsverjährung iſt ausgejchlofjen, wenn der 
Berkäufer wie Käufer zu beweilen hat, da er den Mangel arglijtig 
verjchwieg. 

IV. Daß vertragsmäßige BVBerlängerung der a zu⸗ 
läſſig iſt, wurde bereits oben ausgeführt. 


V. Die Hemmung ſowie die Unterbrechung der kurzen Verjährung 
geſchieht nach den allgemeinen Regeln, 88 202ff. Jedoch giebt 8 474 
Abſ. 2 und 3 außerdem beſondere Beſtimmungen. 

1. Die Verjährung wird durch den Antrag des Käufers auf 
gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweiſes des 
Mangels unterbrochen. 

2. Hemmung oder Unterbrechung der Berjährung eines der An— 
jprüche wegen Mängel bewirkt auch die Hemmung oder Unterbredung 
der Verjährung der anderen Anſprüche.“ 


2) Bgl. R.G. Bd. 5 ©. 31. 

3) Dagegen Pland $ 477 Ziff. 2b; dafür Dertmann $ 477 Ziff. 2b. 

4) 3.8. ber Käufer ift mit der Schadenserjapflage aus $ 463 Abſ. 1 abge— 
wiejen, weil er nicht den Beweis zu erbringen vermochte, daß Die auge fiherte Eigen= 
haft ſchon zur Beit des Vertragsabſchluſſes gefehlt hat. Mit der Erhebung biejer 
erde it aud die Verjährung des Anfpruches auf Wandelung oder Minderung unter: 

rochen. 
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$ 191. Die Einrede wegen Mängel und deren Berjährung. 


I. Der Käufer fann jeine Anfprüche wegen Mängel im Wege der 
Einrede gegenüber der Klage auf Zahlung des Kaufpreijes geltend 
machen, $ 478 Abi. 1 Sap 1. 

Erachtet der Nichter die Einrede der Minderung des Kaufpreijes 
al3 begründet, jo hat er fie in das Werk zu jeßen und den Käufer auf 
den entiprechend geminderten Kaufpreis zu verurteilen. Entjprechendes 
muß folgerecht für die Einrede der Wandelung gelten, das Gericht hat 
jie anzuerkennen und die Klage auf den Kaufpreis abzuweiſen, jo daß 
auf Grund des rechtsfräftigen Urteils der Verkäufer Rüdgewähr des 
von ihm Geleijteten beanjpruchen kann.! 

II. Troß des allgemeinen Grundjages der Unverjährbarfeit der 
Einreden beftimmte der erjte Entwurf $ 397 Abſ. 1, dab der Käufer 
Wandelung oder Minderung nach Ablauf der Verjährungszeit auch nicht 
einredeweije geltend machen könne. 

Hierin lag eine Härte gegen den Käufer, welche die zweite Kom— 
mijjion entfprechend dem alten H. G. B. Art. 349 Abj. 3 bejeitigte. Dem: 
gemäß behält der Käufer auch nad) Vollendung der Verjährung der 
Wandelung oder Minderungsklage die Einrede gegenüber der lage 
auf den Kaufpreis. Dies ift aber davon abhängig, dab entiveder 

1. der Käufer vor Ablauf der VBerjährungszeit dem Verkäufer den 
Mangel anzeigt oder wenigjtens die Mängelanzeige an ihn abgejendet 
bat, oder 

2. daß er gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung des 
Beweijes beantragt hat. 

Dieſe Beweisaufnahme hat nach 8 488 C. P. O. zu erfolgen, und 
zwar ohne Rückſicht darauf, ob Beſorgnis bejteht, daß das Beweismittel 
verloren oder die Benutzung desjelben erjchwert wird. 

3. Endlich genügt zur Erhaltung der Einrede, daß der Käufer 
in einem zwiſchen ihm und einem jpäteren Erwerber der Sache wegen 
des Mangels anhängigen Rechtsftreite dem Verkäufer den Streit ver- 
findet bat. 


1) Bgl. Eccius bei Gruchot Bb.43 S. 322. Anders, aber mit wenig praf: 
tiihen Komplikationen, Planck $478 Ziff. 3a. 

2) Nah) $209 Abſ. 1 unterbricht die Streitverfündung in dem Prozefje, von 
deffen Ausgang der Anfpruch abhängt, die Verjährung. Hier liegt ein anderer Fall 
vor, da der Anjpruc des Käufers gegen jeinen Berläufer von dem Ausgange de$ 
Prozeſſes zwiſchen Käufer und dem weiteren Erwerber nit abhängig iſt. 
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III. Das Einrederecht des Käufers it ſchlechthin unverjährbar, 
wenn der Berkäufer den Mangel argliitig verfchwieg, S 478 Ab}. 2. 

Dies alles bezieht ſich auf die dreifigjährige wie auf die bejondere 
Verjährung wegen Mängel. 

IV. Unter denjelben VBorausjeßungen, unter denen jich das Ein— 
rederecht des Käufers wegen der Sachmängel erhält, erhält jich auch 
das Necht der Aufrechnung wegen Schadenserjages trotz Voll- 
endung der Verjährung, $ 479.3 


$192. Biehhandel.! 

I. Zwei Syjteme fanden jich in Deutjchland bezüglich der Mängel 
beim Viehhandel. 

Das aus älterem deutjchen Nechte ftammende jog. deutſchrecht— 
liche Syſtem ließ den Verfäufer nur bei bejtimmten jchweren jog. 
Hauptmängeln haften, und das nur, wenn diejelben innerhalb der 
gejeglich bejtimmten Gewährfriften auftraten.” Auch außerhalb Deutich- 
lands weit verbreitet, galt dies Syitem namentlich in Staaten Süd— 
deutjchlands und im Königreich Sachſen. 

Nach gemeinem Rechte dagegen jtand der Verkäufer auch beim 
Biehhandel für Mängel jeder Art ein; micht anders war es nach) 
A. L. R. I, 11 88 199 ff; doch kannte dasjelbe bei Hauptmängeln in 
dem Sinne eine Gewährfriit, daß das Hervortreten der Krankheit inner: 
halb Dderjelben die Vermutung ihres Beſtehens zur Zeit des Kauf— 
abjchlufjes begründete. 

Trotz lebhafter Bekämpfung namentlich jeitens der Tierärzte fiegte 
das deutjchrechtliche Syſtem im B. G. B. 88 481 ff. 

Die allgemeinen Nechtsjäge über Gewähr für Mängel gelten jedoch 
auch für den Viehhandel, joweit deſſen Sonderbeitimmungen nicht ein— 
greifen, neben denjelben. ® 

Die bejonderen Beichränfungen der Haftung für verfauftes Nich 
Jind bei arglijtigem Verſchweigen des Mangels durch den Berfäufer 


3) Grundjäglich jept die Aufrechnung voraus, dab zur Zeit der erjten Auf- 
rehnungsmöglichfeit die gegenüberjtehenden Forderungen noch nicht verjährt waren. 
Die Schadenserjagforderung wegen Mängel kann aber verjährt fein umd ift doch 
aufrechenbar geblieben, jofern nur das Einrederecht beitehen geblieben iſt. 

1) Bol. namentlich Dieckerhoff, Gerichtliche Tierarzneitunde 2. Aufl. 1899 ©. 67. 

2) Stobbe: Lehmann Bd.3 S.307 und dort Angef. 

3) E8 gilt dies umter anderem für die Ausichliehung der Gewähr, fall® der 
Käufer den Mangel kannte oder nur infolge grober Fahrläffigkeit nicht kannte. 
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bedeutungslos*, da dem Käufer dann die Anfechtung des Gejchäftes 
wegen arglijtiger Täufchung offen fteht. Sie wird der Käufer daher oft 
behaupten, aber er muß fie beweilen. 

II. Die bejonderen Rechtsjäge über die Hauptmängel und die Ge- 
währleijtung beim Viehhandel treffen nur 7 Tierarten, allerdings die im 
Handel bei weiten wichtigjten, nämlich Bferde, Ejel, Maulejel und 
Maultiere, Rindvieh, Schafe und Schweine, nicht aber andere 
Tiere, aljo 3. B. nicht Ziegen, Hunde, Katzen, Tauben, Hühner, Enten, 
Gänſe und nicht wilde Tiere. 

11. Die Feitjegung der Hauptmängel und der Gewährfrijten, 
jowie die etwaige Ergänzung oder Abänderung der Feitiegung hat durch 
faiferliche Verordnung mit Zuftimmung des Bundesrates zu geichehen, 
$ 482. Die hiernach unterm 27. März 1899 erlajjene Verordnung be- 
jtimmt die Hauptmängel verjchieden für Schlachtvich, welches zu 
menschlicher Nahrung ſofort gejchlachtet werden joll, und für Nutz- umd 
Zucdtvieh, und jet die Gewährfrift überwiegend auf 14 Tage, in 
einigen Fällen auf 3, 10, 28 Tage feit. 

IV. Die Gewährfrijt beginnt mit Ablauf des Tages, an welchem 
die Gefahr auf den Käufer übergeht, $ 483. 

Zeigt fich ein Hauptmangel innerhalb der Gewährfriſt — ſelbſt— 
verjtändlich auch vorher —, jo wird vermutet, daß der Mangel zu 
der Zeit vorhanden gewejen jei, zu welcher die Gefahr auf den Käufer 
überging, $ 484. Dem Berfäufer jteht zwar der Gegenbeweis offen, 
daß der Mangel erſt nach der Zeit des Gefahrüberganges entitand, 
E.BP.D. $ 292; praktisch wird er aber nicht leicht zu erbringen jein. 

V. Das Necht des Käufers iſt an eine Anzeige gebunden, 8 485. 
Die Anzeige des Mangels an den Verkäufer hat innerhalb einer Aus: 
Ihlußfrift von zwei Tagen feit Ablauf der Gewährfrift oder vom 
etwaigen früheren Tode des Tieres zu gejchehen. Zur Wahrung des 
Nechtes genügt Abjendung der Anzeige innerhalb der Friſt, ferner 
Erhebung der Klage gegen den Berfäufer wegen des Mangels, Streit: 
verfündung an denjelben, endlich jelbjt Antrag auf gerichtliche Beweis— 
aufnahme beim Ortsgericht des Ortes, wo fich das Tier findet. Nicht: 
wahrung der Frijt hat den Verluit des Gewährjchaftsrechtes des Käufers 
zur Folge. Die Wahrung hat Käufer zu beweijen. In Fällen arg- 

4) Dagegen behauptet Cojnd Bd.1 8129, daß der Verkäufer für Mängel, 


deren der Katalog nicht gedenkt, nicht einmal im Falle der Argliſt haftet. Allein 
dann treten $$ 123. ein, welche durch $ 481 nicht außer Kraft gejept find. 
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liſtiger Verſchweigung des Mangels ift die Nichtanzeige unjchädlich, $ 485 
am Schlufje. 

VI. Die Gewährfrift kann durch Vertrag verlängert oder auch ab- 
gekürzt werden; argliftige, dem Zwecke der Gewährfriſt widerjprechende 
Berfürzung kommt nicht in Betracht, $ 486. 

VII. Beim Biehhandel kann der Käufer Preisminderung nicht 
verlangen, er iſt auf die übrigen Nechtöbehelfe wegen Mängel ver: 
wieſen, namentlich auf Wandelung. Außerdem kann er im Falle des 
Gattungskaufes Lieferung eines mangelfreien Tieres an Stelle des 
mangelhaften, $ 491, und Scadenserjag wegen zugeficherter Eigen: 
Ichaften beanjpruchen. 

Hinfichtlich der Wandelung find die allgemeinen Regeln mehrfach 
geändert. 

1. Die Wandelung jteht dem Käufer des Viehes auch offen, falls 
eine wejentliche Verjchlechterung oder Untergang des Tieres oder ander: 
weitige Unmöglichkeit der Rückgewähr des Tieres entgegenfteht, jelbjt 
wenn dies der Käufer verjchuldet hat, wenn er 3.B. das Pferd 
jchuldhafterweile dem Roßſchlächter überlieferte, $ 487 Abi. 2. 

Der Käufer Hat im Falle der Berichuldung den Wert des Tieres 
zu vergüten, und zwar zur Zeit der jchuldhaften Handlung. Das volle 
Intereſſe hat er dem Verkäufer aljo nicht zu erjtatten. 

2, Iſt vor der Vollziehung der Wandelung eine ummelentliche 
Verichlechterung des Tieres, d.h. eine folche, welche die Wandelung 
ausschließt, infolge eines von dem Käufer zu vertretenden Umſtandes 
eingetreten, jo legt dem Käufer Vergütung der Wertverminderung ob, 
$ 487 Abi. 3. 

3. Nutzungen bat der Käufer nur infoweit zu erfeßen, als er fie 
gezogen bat. Nicht in Betracht kommt, was ein ordentlicher Wirt hätte 
gewinnen können, weil man dem Käufer nicht zumuten will, mit dem 
franfen Tiere zu wirtjchaften, $ 487 Abj. 4.® 

4. Der BVerfäufer hat im Falle der Wandelung nicht bloß wie 
bei anderen Käufen in bejchränfter Weile Verwendungen zu erjegen, 
jondern jchlechthin die Koften der Fütterung und Pflege des Tieres, 
ferner die angemefjenen Koſten der tierärztlichen Unterjuchung und Be— 





5) Vgl. aber unten Ziff. XT. 

6) Verſtößt die Nichtbenutzung gegen guten Glauben, 3.8. in Fällen, in 
welchen eine Milchtuh mit einem vertragsmähig vom Berkäufer zu vertretenden 
Mangel behaftet iſt, unterbleibt das jehr wohl thunliche Ausmelfen, jo wird der 
Käufer doch hierfür zu haften haben. 
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handlung, endlich auch die Kojten der notwendig gewordenen Tötung 
und Wegichaffung des Tieres, $ 488. Andere Aufwendungen, ins- 
bejondere für bejondere Schugmaßregeln gegen Seuchengefahr, hat der 
Verfäufer nur zu erfegen, wenn er jchadenserjagpflichtig ift. 

5. Im Falle der Anhängigfeit eines Rechtsftreites über Wandelung 
iſt auf Antrag einer der Parteien durch das Prozehgericht öffentliche 
Verjteigerung des Tiered und Hinterlegung des Erlöſes durch einft- 
weilige Verfügung anzuordnen, jobald die Befichtigung des Tieres nicht 
mehr erforderlich ift. Dies um dem Anjchwellen der Unterhaltskoſten 
zu begegnen. Die regelmäßigen VBorausfegungen {für den Erlaß einſt— 
weiliger Verfügungen — aljo namentlich die Notwendigkeit der Maß— 
nahme C. P.O. $ 940 — müſſen nicht vorhanden fein. 

VII. Hinfichtlih der Verjährung gelten bei Viehmängeln be- 
jondere Beitimmungen. 

1. Die Zeit ift auf ſechs Wochen herabgejeßt.? 

2. Die Verjährung beginnt nicht wie gewöhnlich mit Ablieferung 
des Tieres, jondern mit Ablauf der gejeglichen oder vereinbarten Ge- 
währsfrift. 

3. Den allgemeinen Grundjäßen entjpricht, daß die Einrede wegen 
des Mangels, insbejondere gegenüber der Klage auf Zahlung des Kauf- 
preijes nicht verjährt®, auch für die Aufrechnung des Anipruches auf 
Schadenserjag gilt nichts Beſonderes. 

IX. Bei Gattungskäufen finden die Beitimmungen der SS 488 
bis 490 über Wandelung auf den Anſpruch auf Nachlieferung eines 
mangelfreien Tieres jtatt des mangelhaften entiprechende Anwendung, 
$ 491. 

X. Auch die gejeglichen Beftimmungen über Mängelgewähr beim 
Viehhandel find bloß dispofitive; vereinbarte fünnen daher — von 
Argliit abgejehen — an deren Stelle treten. 

Im Leben werden fie nicht jelten fein, denn häufig wird der Käufer 
ichlechthin auf Lieferung fehlerfreier Ware beitehen und fich mit der 
Haftung für Hauptmängel nicht begnügen; notgedrungen muß daher der 
Berfäufer, um den Abjchluß zu erzielen, weitere Gewähr als die ge: 
jegliche übernehmen. 


7) E.1 8407 hatte zwei Wochen. — Wegen arglijtig verichwiegener Mängel 
bfeibt die Verjährung von 30 Jahren. 

8) Denn die behufs Perpetuation der Einrede befonders erforderte Anzeige iit 
beim Viehhandel ohnedem notwendig, wenn Aniprüche wegen Mängel erwachien follen. 
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Sp übernimmt er oft volle Fehlerfreiheit. Die Entwürfe wollten 
dies allerdings im Zweifel nur auf Haftung für Hauptmängel bezichen, 
um die gejegliche Borjchrift thunlichjt vor Abänderungen zu bewahren; 
doch die Neichstagsfommijfion verwarf dies, weil der mutmaßlichen 
Abficht der Beteiligten nicht entjprechend, und dem gejchäftsunfundigen 
Käufer gefährlich.” Häufig auch wird der Verkäufer jich veranlaßt jehen, 
Haftung wegen Nichtvorhandenjein bejtimmter einzelner Mängel, die 
nicht zu den Hauptmängeln gehören, zu übernehmen oder auch Haftung 
für beſtimmte nicht verfehrsübliche Eigenjchaften. 

Die Grumdjäge bezüglich der gejeglichen Haftung für Hauptmängel 
fommen nach $ 492 auch zur Amvendung bezüglich der vereinbarten 
Haftung für andere Mängel und für Eigenschaften. Dies gilt 
namentlich für den Ausſchluß des Anjpruches auf Preisminderung wegen 
des Mangels, wie auch für die Negelung der Wandelungsklage, endlich 
für die VBorjchriften über Gewährfriſt, wenn eine jolche vereinbart wird. 
Iſt eine Gewährleijtung nicht vereinbart, jo beginnt die Verjährung des 
Gewährjchaftsanipruches mit der Ablieferung des Tieres. 

XI. In den Beitimmungen über den Viehhandel, 88 490, 492, 
tritt bejunders der Gegenjag zwilchen den zwei Arten der Haftung des 
Verfäufers hervor. 

1. Der Verkäufer übernimmt die Gewährleijtung, jet es nad 
dem Geſetz wegen Hauptmängel, jei es nach Vereinbarung wegen Mängel 
anderer Art, $ 492. 

2. Er macht eine Zuficherung, jei es des Nichtvorhandenjeins 
eines bejtimmten Hauptmangels, 8 490, jei es wegen einer anderen Eigen: 
jchaft des Tieres, $ 492. ; 

Im Falle jolcher Zuficherung it er zum Grjage des vollen 
Schadens des Käufers verpflichtet, alſo ſowohl des unmittelbaren, wie 
des mittelbaren, und jelbjt des nicht vorausjehbaren. 

Dieje Unterfcheidung liegt freilich vollfommen außerhalb des Hori— 
zontes des „gewöhnlichen Biehverfäufers"; es iſt ihm unmöglich, Die 
Tragweite feiner Haftung nach diejer Richtung hin Far zu jtellen.!° Den 
Berfehrsgewohnheiten beim Vichhandel, den Meinungen des Berkäufers 
und den billigen Erwartungen des Käufers entjpricht es aber in Der 
Negel nicht, den Verkäufer beim Fehlen von Eigenschaften des verkauften 


9) Aus diejen Gründen jtrich die Kommiſſion den $ 475 der Bundesvorlage. 
Vgl. auch die jtenographiichen Berichte über die Plenarverhandlung S. 60 Spalte. 
10) Bgl. Diederhofi a. a. O. ©. 116. 


$193. Kauf auf Probe. 81 


Tieres zum vollen Schadenserſatze zu verpflichten. Man muß daher 
im Zweifel jeine Erklärungen nur als Bejtätigung oder als Übernahme 
der Gewährleijtung auffafjen, und nur, wenn offenbar Haftung für 
volle Schadloshaltung beabjichtigt ift, als Zuficherung im gejeglichen 
Sinne. 


Viertes Kapitel. 
Befondere Arten des Kaufes. 
I. Kauf auf Probe, nad) Probe, zur Probe. 
$ 193. Kauf auf Probe. 


I. Schon die Römer erfannten Käufe unter der Bedingung an: 
si Stichus intra certum diem tibi placuerit, erit! tibi emtus. Käufe 
unter der Bedingung der Billigung der Ware durch den 
Käufer — Käufe auf Probe — fommen auch im modernen Rechte 
vielfach vor. 

Solche Gejchäfte erregen freilich logiſche Bedenken.“ Abſchluß eines 
bindenden Gejchäftes durch den Käufer und dennoch feine Gebundenheit 
des Käufers jcheint Widerjpruch in fich ſelbſt. Doch der Verkehr bedarf 
jolcher Geſchäfte und will fie; jie haben auch guten Sinn. Die jpätere 
Billigung des Kaufes ift nicht der Vertragsſchluß, vielmehr Bedingung 
des Vertrages, eine einjeitige Erklärung, nicht an die Annahme jeitens 
des Verkäufers gebunden, nicht, was bei Grundjtücsverkäufen wichtig 
üt, von der Form des Kaufes abhängig. Dies alles wäre anders, 
wenn der Vertrag noch nicht vorhanden wäre und erjt durch die Er- 
flärung der Billigung zu ſtande käme. 

II. Durch Billigung der Ware ſeitens des Käufers bedingte Käufe 
nennt B. G. B., in Übereinjtimmung mit der Sprache der Wiſſenſchaft, 
dem Ü.L.R. I, 11 $ 332 und dem alten H. G. B. Käufe auf Probe 
oder Belicht. ES iſt jedod) feineswegs immer genügend und feinesfalls 
notwendig, daß die Parteien diefe Ausdrüde angewendet haben. 

Dft bedienen ſich die Beteiligten, wenn jie Kauf auf Probe wollen, 
der Wendung „jenden Sie probeweije“ oder „als Probejendung“ oder 
„zur Anſicht“ oder „auf Koſten“ oder „auf Nachziehen“. Auch die Ver- 


1) 84 J. de emt. vend. 3, 23. 

2) Die wichtigere Litteratur über die Frage fiehe bei Dernburg, Pand. 7. Aufl. 
Bd. 1 8108 Anm. 1. Bol. aud Adler, Realtontratt und Vorvertrag ©. 65. 

3) Bol. R.G. Bd. 34 ©. 305. 


Dernburg, Bürgerl. Recht. II. 2, 6 
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einbarung, wonach dem Käufer frei fteht, „nicht Sionvenierendes* ein- 
zutaufchen, ift Kauf auf Probe; das hierin liegende Berlangen, daß 
der Käufer anderes nehme, ift ohne rechtliche Bedeutung, wenn es an 
genügendem Anhalt über die Beichaffenheit des Einzutaufchenden wie 
deſſen Preis fehlt.* 

An manchen Orten ijt für beftimmte Waren Kauf auf Probe ver- 
fehrsüblich, Dann gilt ein jolcher im Zweifel als gewollt. 

III. Die Billigung des Kaufgegenitandes gilt in der Negel als 
in die Willkür des Käufers geftellt. Es kann aber auch vereinbart 
jein, daß nicht bloße Willfür des Käufers, jondern fein jachgemäßes 
Ermejjen entjcheiden joll, 3.3. je nach der Brauchbarfeit der Ware 
für einen gewiſſen Fabrifationszweig, oder je nachdem fie den Kunden 
des Käufers zufagt. In folchen Fällen hat der Käufer das Abgehen 
vom Gejchäft durch Gründe zu rechtfertigen, die er im Streitfalle zu 
beweilen bat, und über welche richterliches Urteil entjcheidet. 5 

IV. Die Bedingung des Kaufes auf Probe iſt im Zweifel auf- 
Ichiebend nach $ 495 Abſ. 1 Sat 2, entiprechend dem alten H. G. B. 
Art. 339 Abi. 1. ES gilt dies jelbjt für Den Fall, daß die Ware dem 
Käufer bereits übergeben it. 

Auch als auflöjend kann die Bedingung vereinbart fein. Dies 
muß aber im Streitfalle beiwiefen werden. Dafür kann jprechen, day 
Ware und Kaufpreis unmittelbar geleiftet find; ein untrügliches Kenn— 
zeichen iſt auch dies nicht. 

Die Einwendung eines auffchiebend bedingten Kaufes auf Probe 
gegenüber der Behauptung eines unbedingten Kaufes ift Leugnung des 
Klagegrundes. Daher hat der Kläger den unbedingten Abſchluß zu 
beweifen. Behauptet der Beklagte auflöjende Bedingung, jo hat er 
deren Einfügung darzuthun. Er giebt dann die Klagebehauptung zu. 


V. Wie bei anderen auffchiebend bedingten Kaufgejchäften trägt 
auch bei aufichiebend bedingten Probefäufen der Verkäufer die Gefahr 


4) Striethorft Archiv Bd. 77 ©. 308. Andere Auffafjung bei Coſack Bd. 1 
$132],1, welcher den „Kauf auf Umtauſch“ von dem „auf Probe“ unterjcheidet. Hier: 
bei, findet er, ift der Käufer nicht völlig frei, jondern darf den Kaufgegenſtand nur 
dann zurücdmweilen, wenn er ſich mit dem Werfäufer über einen Erjagfauf einigt. 
Ein ſolches Geſchäft ift aber in der Regel der Abjicht der Parteien nicht entiprechend. 
E83 läge hierin in der That ein völlig feiter Kauf. Der Vorbehalt des Umtauſches 
hätte Feine juriftiihe Bedeutung. Denn über etwas anderes einigen fünnen ſich die 
Parteien ſtets auch ohne Vorbehalt. 


5) R.O. H. G. Bd. 14 ©. 204. 
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der Ware. Dies troß ihrer Übergabe. Im Falle einer auflöjenden 
Bedingung trifft die Gefahr den Käufer. ® 

VI Für die Erklärung des Käufers kann eine Friſt vereinbart 
oder verfehrsüblich jein. In Ermangelung deſſen it der Verkäufer 
befugt, dem Käufer eine angemejjene Friſt zu bejtimmen. 

Nichterflärung binnen der Friſt gilt in der Negel als Per: 
werfung des Gejchäftes. War aber die Ware bereitö dem Käufer zum 
Zwede der Probe übergeben, als Billigung, $ 496. 

Die Billigung kann ftillfchweigend geſchehen. Unter Umftänden 
fiegt fie darin, daß der Käufer das Kaufgeld oder Äquivalente des- 
jelben ohne Vorbehalt volljtändig leitet, namentlich wenn er bereits 
ausreichende Zeit und Gelegenheit hatte, die Ware zu prüfen. 

VII. Der Berfäufer ift verpflichtet, dem Käufer die Unterfuchung 
des Gegenjtandes zu gejtatten, $ 495 Abi. 2. 

VII. Auch wenn der Kauf infolge der Nichtbilligung unwirkſam 
wird, jteht der Käufer für jedes Verjehen in Bewahrung und Behand- 
(ung der Sache ein, und ijt zu deren Rückgabe gehalten. it fie unter- 
gegangen oder verjchlechtert, jo hat er nach allgemeinen Grundſätzen 
jeine Schuldlofigfeit darzuthun. 

Hat der Käufer dem Verkäufer auf feine Kojten die empfangene 
Sache zurüdzujenden? Es it Dies im Zweifel als VBertragsabficht 
anzujehen. Auch die Kojten, welche der Stäufer behufs des Empfanges, 
der Aufbewahrung und der Niücjendung der Ware aufgewendet hat, 
überhaupt die Koiten der Probe, müfjen im Zweifel dem Käufer zur 
Laſt fallen. Es beiteht fein Grund dafür, diejelben, von bejonderer 
Vereinbarung abgejehen, dem Verkäufer aufzulegen.$ 

Andererjeit3 hat der Käufer dem Berfäufer für den durch Die 
Probe gewonnenen Nuten auch im Falle der Mipbilligung feine Ver- 


6) Staub, H. G. B. Art. 339 zu Sap 3. 

7) Muß der Verkäufer, welcher die Sache übergeben hatte, und aus dem Kauf 
auf Erfüllung Magt, ſeinerſeits beweiſen, daß der Käufer bis zum Frijtablauf ge- 
ichwiegen habe? Zweifelsohne gehört dies zum Klagegrund. Deshalb legt man ihm 
mehrfach diefen Beweis auf, Staub zu 9.6.8. Art. 339 $7 &.819; anders Thoel 
8259 Nr. 3. Nach den Anforderungen des praltiihen Lebens hat fi der Käufer, 
weicher innerhalb der Friſt die Mikbilligung erllärte, hierfür den Beweis zu fichern. 
Er kann dies und er muß died; das gehört zum Wejen ded Gejchäftes, muB alio 
mit ihm als vereinbart gelten. — Nimmt man died nicht an, jo muß der Käufer 
mindeſtens jubftantiiert angeben, wann und in welcher Weife er die Ablehnung erklärt 
habe, um dem Verkäufer möglich zu machen, den Beweis dadurch zu führen, daß er 
die jubjtantiierten Behauptungen des Käufers widerlegt. 

8) Staub, H. G. B. Art. 339 zu Sag 2. 

6* 


84 Bejondere Arten de3 Kaufes. 


gütung zu leiften, wenn er ſich innerhalb der Schranken hielt, welche 
die Vereinbarung oder das Verfehrsübliche vorzeichneten. Darüber 
hinausgehende Benugung macht ihn erjagpflichtig.? 

IX. Die Billigung der Ware hat zur Folge, daß der Släufer 
Mängel, welche er fannte oder erfennen mußte, nicht mehr rügen darf, 
falls er jich nicht wegen derjelben feine Rechte vorbehielt, vgl. $ 464. 
Anjprüche wegen Mängel, welche nicht erfennbar waren, werden durch 
die Billigung nicht berührt. 


8194. Kauf nad Probe und zur Probe! 


I. Bei einem Kauf nach Probe oder nach Muſter find die 
Eigenichaften der Probe oder des Mufter® als zugelichert an- 
zuſehen. 

Solcher Verkauf iſt an und für ſich unbedingt, enthält aber das 
Verſprechen der Probemäßigkeit. Allerdings kann die Abſicht der Be— 
teiligten dahin gehen, den Kauf durch die Probemäßigkeit der Ware 
auch zu bedingen, aber im Zweifel iſt dies nicht anzunehmen. ? 

Die Verbindung eines Kaufes nach Probe mit der Zujage anderer 
Eigenjchaften iſt zuläjlig. Nichts hindert, dat Eigenjchaften der Ware 
teils Durch Beziehung auf die Probe, teild durch wirkliche Zuficherungen 
bezeichnet und verjprochen werden. 

II. Die Frage, ob ein Kauf nach Probe abgeichlofjen ſei, tt 
häufig zweifelhaft, da der Verkäufer nicht felten durch Vorlegung von 
Proben und Muftern den anderen Teil nur über die von ihm feil- 
gehaltenen Artikel zu orientieren beabfichtigt, ohme für volle Überein- 
jtimmung mit der Probe Gewähr leiten zu wollen. Die Einhän- 
digung einer Probe an den Käufer oder an den vermittelnden Makler 
wird nach Umständen für den Berfauf nach Probe jprechen.* 


9) Bol. Striethorft Ardhiv Bd. 85 ©. 350. 

1) Eropp in Heiſe und Cropp Abb. Bd.1 S. 208. Altes H. G. B. Art. 340. 
Staub, H.R. zu Art. 340. 

2) Anders code civ. art. 1587. 

3) R.O. H.G. Bd. 8 S. 250, Bd. 14 ©. 290; R.G. Bo. 27 ©.20; Bolze 
98.7 0.583, Bd. 10 n.470. Siehe aber auch fir den Tall, daß der Käufer em 
Sadiveritändiger iſt, R.G. Bd.20 ©. 38; vgl. Kur. Wod. 1889 ©. 173 n. 21. 

4) Bon einer Vermutung fann nicht Die Nede fein, die Erflärungen der Be— 
teifigten und die Umftände des Vertragsichlufies müſſen die richterliche Überzeugung 
begründen, R.D.9.G. Bd. 15 ©. 171. Ein Kauf nach Probe ift nicht anzunehmen, 
wenn die Ware, 5. B. junger Wein, welcher künftig als Flaſchenwein abgeliefert 
werden joll, jich derart vor der Ablieferung ändern muß, daß eine Übereinjtimmung 
mit der Probe nicht möglih it, R.O. H. G. Bd. 20 ©. 329. 
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Es kommt übrigens auch vor, daß die Probe jeitend des Käufers 
dem Verkäufer eingehändigt wird. 

1. Daß Kauf nach Probe beabjichtigt war, hat gemäß allge- 
meiner Grundjäße im Streitfalle der Käufer zu beweilen. An und für 
ich Hat er auch darzuthun, welches die Probe ijt, nach der ge— 
fauft wurde. 

Iſt ihm aber eine Probe vom Berfäufer eingehändigt, legt er 
dann eine Probe als die ihm eingehändigte vor, fo hat er nicht, wie 
man neuerdings mehrfach behauptet hat, jeinerjeit3 die Identität des 
Vorgelegten und des Eingehändigten zu beweilen, jo dab, wenn ihm 
dies nicht gelingt, der Kauf wie ein nicht auf Probe gejchloffener zu 
behandeln ijt.° Wie joll der Käufer, wenn es fich nicht gerade um 
verjchloffene, verjiegelte, mit Auffchrift verjehene Proben handelt, die 
Soentität beweilen? Indem der Verfäufer dem Käufer die Probe beim 
Kaufe auf Probe einhändigt, vertraut er ihm und erfärt mittel- 
bar die von demſelben Ddereinjt vorgelegte Probe, Gegen- 
beweis vorbehaltlich, als die richtige anerfennen zu wollen.® 
Sache des Verkäufers ift daher der Beweis behaupteter Berwechjelung 
der vorgelegten Probe oder ihrer Verfälfchung oder fonjtiger Ber: 
derbnis. 

IV. Dem Verkäufer liegt grundſätzlich der Beweis der Probe— 
mäßigkeit der Ware ob, es ſei denn die Ware vom Käufer als ver— 
tragsmäßig angenommen. Hat der Verkäufer dem Käufer die Ware 
zur Aufbewahrung eingehändigt, ſo kann er zum Zwecke des Beweiſes 
deren Vorlegung verlangen. 

Die Partei, welche die Probe in ihrem Gewahrſam behält, iſt nach 
Treu und Glauben verpflichtet, dafür zu jorgen, daß ſie unverjehrt 
bleibt, und ſie jo vorzulegen.” Gejchieht dies nicht und trifft den Em— 
pfänger der Probe ein Verjchulden, jo joll er hierdurch die Beweislaft, 
weiche der anderen Partei obliegt, nicht erjchweren; die Behauptungen 
derjelben find daher als richtig anzuerfennen, joweit nicht demjenigen, 


5) Sp Staub a.a.D. zu Art. 340. 

6) Dies ift im Ergebnis die Praris des R.O. H. G. Bd.6 S.327, Bd. 12 ©.9, 
vgl. Martinius, Beweis der Fdentität beim Kauf nad Brobe; bei Gruchot Bd. 19 
©. 469. Gemeinrechtliche Juriſten legten dem Käufer meift auf, die eidliche Ver— 
jiherung der Zdentität der von ihm vorgelegten mit der ihm übergebenen Brobe auf 
Verlangen des Verkäufers abzugeben. — Cropp ©. 218; R.O. H. G. Bd. 20 ©. 62. 

7) Nicht jo weit geht R.G. Bd. 11 ©. 36; vgl. aber auch R.O. H. G. Bd. 14 
©. 23, 308 und dort angef. Erfenntniffe. 
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welcher jeiner Aufbewahrungs- und Vorlegungspflicht nicht genügt hat, 
der Beweis ihrer Unvichtigfeit gelingt. 

Sit niemand jchuld, dal die Probe nicht mehr unverjehrt vorhanden 
it, jo trifft der Nachteil den, welcher die Beweislaſt hat.® 

Dieje Grundſätze ſind maßgebend, mag der Verkäufer auf den Preis 
klagen oder der Käufer wegen Mangeis der Probemäßigkeit feinerjeits 
Anfprüche erheben. ’° 

V. Nicht jelten find Käufe, bei welchen der Bejteller in Aussicht 
ftellt, weitere Bejtellungen machen zu wollen, wenn ihn die Ware ge- 
fallen jollte. Man ſpricht im Leben wie in der Wiſſenſchaft hierbei 
von Kauf zur Probe! So that auch das alte H. G. B. Art. 341, 
indem es jolche Käufe als umbedingte unter Hervorhebung eines Be— 
weggrundes definierte. 

Ob aber im gegebenen Falle der Ausdrud Kauf zur Probe gerade 
ein jolches Gejchäft bezeichnen jollte, ift Frage der Auslegung des 
Barteiwillens. 


I. Vorkaufsrecht. Wiederlaufsredt. 
$195. Vorkaufsrecht im allgemeinen.! 


I. Die Wurzeln des Vorfaufsrechtes, wie es fich im heutigen 
Nechte geitaltet hat, d.h. der Befugnis zum Eintritt in einen 
Kaufvertrag an Stelle des Käufers liegen teild im römijchen, 
teils im deutſchen Rechte. 

Das römische Vorfaufsrecht, joweit es vertragsmäßig vereinbart 
war, begründete nur einen perjönlichen Anſpruch des Borfaufs- 
berechtigten gegen den Mitfontrahenten auf Vertragsſchluß. 

Das ältere deutjche Recht fannte in großer Zahl gejegliche 
Näherrechte auf Eintritt in einen Verfauf, insbejondere von Grund: 
jtüden. Dahin gehörte unter anderem die Nachbarlojung, d. h. das 


vol. R.O.H.G. Bd.9 S. 27, Bd. 23 


8) Eon zu H. G. B. Art. 306 .823; 
88; O. L. G. Karlsruhe in Goldjchmidts Zeit: 


©. 308; . 38.20 ©.5, 3.29 S 
ſchrift —* S.2%01. 

9 Bal. N.D.9.6. Bd. 11 ©. 21. 

10) Im Zweifel wird die vom Berfäufer dem Käufer gegebene Probe nicht als 
Zeil der Erfüllung gelten. 

11) Ein Beiſpiel fiche R.O.9.®. Bd.2 S. 186. Über eine Kombination des 
Kaufes zur Probe mit dem Kauf auf Probe und nad) Probe vgl. R.G. Bd. 11 S. 39. 


1) ‚Dgl. Ad. Kap, Zur Lehre vom Vorkaufsrechte nach dem B.G.B. Diff. Er- 
langen (Leipzig, Buchhandlung Fod); insbejondere aber — Das dingliche 
Vorkaufsrecht des B.G.B. in Iherings Jahrb. Bd. 40 ©. 


— 
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Recht der Grundſtücksnachbarn zum Eintritt in den Verkauf benach— 
barter Grundjtüde, die Familienlojung, d. h. das Necht der Familien: 
genoſſen bezüglich der Familiengüter, die Erblojung, aljo entiprechende 
Rechte der Miterben, nicht minder der gutsherrliche wie der Lehens- 
retraft. Alle dieje Rechte waren dinglich. 

Die gemeinrechtliche Praris juchte das römijche Vorfaufsrecht und 
das deutjche Näherrecht zu verichmeßen. So fam es, daß man über- 
wiegend auch dem durch Nechtsgeichäft an unbeweglichen Sachen 
bewilligten Borkaufsrechte Dinglichkeit zujchrieb. Dies galt auch nad) 
AÜLNR.?, jo jedoch, daß zur Wirkffamfeit gegen Dritte die Eintragung 
im Hypothekenbuche erforderlich war. 

1. Seit dem Beginn des 19. Jahrhunderts gelten Näherrechte 
und Vorkaufsrechte als volfswirtichaftlich ſchädlich, weil fie den freien 
Verkehr unterbinden. Daher wurden fie in den Landesgejeken teils 
bejeitigt, teils eingejchränft. 3 

Sn Preußen hob das Edift vom 9. Oftober 1807 $ 3 zahlreiche 
gejegliche Vorfaufsrechte auf; insbefondere das auf Familiengüter; wei- 
tere Vorfaufsrechte bejeitigte das Ablöjungsgeleg vom 2. März 1850 
Abſ.2 Ziff. 6 S4 ES erhielt fich nur das Vorfaufsrecht der Mit- 
eigentümer, jowie dasjenige des Enteigneten für den Fall, dab 
der Enteignende den enteigneten Teil eine Grunditüdes als zu feinen 
Sweden nicht mehr erforderlich verkaufte. Neugejchaffen hat das Gejet 
betreffend das Anerbenrecht bei Renten» und Anjiedelungsgütern vom 
8. Juni 1896 $ 27 ein Vorfaufsrecht zu Gunſten der anerbenberec)- 
tigten Miterben des Anerben, wenn das Anerbengut innerhalb 20 Jahren 
nach dem Tode des Erblaſſers verfauft wird. 

III. Infolge des B. G. B. iſt das gejeßliche Vorkaufsrecht der 
Miteigentüimer weggefallen. Dagegen haben nach $ 2034 die Miterben 
ein gejegliches VBorkaufsrecht für den Fall, daß ein Miterbe jeinen An— 
teil am Nachlaſſe einem Dritten verkauft. Das landesgefegliche Vor: 
faufsrecht des Enteigneten bleibt infolge Art. 109 des Einf. Gef. zum 
B. G. B. unberührt; nicht minder bleibt das Vorfaufsrecht des Anerben- 
geſetzes beitehen. 

IV. Bereinbarte Vorkaufsrechte find nach B. G. B. in der Negel 
bloß obligatorisch. Sie werden daher unter den Schuldverhältnijjen als 


2) Bal. jedod; Rehbein, Entich. des preuß. O. Trib. Bd.3 ©. 726 Anm. 
3) Bgl. über die Bejeitigung der gejeglicen Näherrehte in den beutjchen 
Staaten Motive Bd. 3 5.447 Ann. 2. 
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befondere Art des Kaufes in den 88 504 bis 514 behandelt. Nach 
$$ 1094 bis 1104 ijt aber auch die dingliche Belastung eines 
Grundftücdes mit einem Vorfaufsrechte zuläſſig. 

V. Bezüglich des PVorfaufsrechtes find drei Stadien zu unter- 
jcheiden. 

1. Einräumung des Vorfaufsrechtes. Hierdurch erlangt der 
Borfaufsberechtigte eine durch den Verfauf des Gegenstandes des Vor— 
faufes bedingte Befugnis; e8 wird begründet. 

2. Das Vorkaufsrecht wird infolge der Vornahme eines Ver— 
faufes jeitens des Worfaufsverpflichteten zu einer gegenwärtigen 
Befugnis; es reift heran. Der Vorfaufsfall ijt eingetreten. 

3. Der Vorkauf gejchieht infolge der Erklärung des Vorkaufs— 
berechtigten gegenüber dem Verpflichteten, $ 505; der Vorfauf voll— 
zieht ſich. 

Beim Borfaufe find felbjtverjtändlich drei Berfonen beteiligt. Einmal 
der Vorfaufsberechtigte, dann der Vorkaufsverpflichtete, endlich 
der Käufer des Gegenstandes des Vorkaufsrechtes, welcher das- 
jelbe durch jeinen Kauf reif macht. Ihn nennt das B. G. B. vorzugs— 
weile den Dritten. 

Iſt der Vorkauf durch die Erklärung des Berechtigten vollzogen, 
jo kann der Vorkaufsberechtigte „Vorkäufer“, der Borfaufsverpflichtete 
„Vorverfäufer“ pafjend genannt werden. 


$196. Das obligatorifhe Vorkaufsrecht. 


I. Die Begründung des obligatorischen Borkaufsrechtes gejchieht 
in der Regel durch Vereinbarung. Sie bildet einen VBorvertrag 
über einen Borkauf. Auch durch Vermächtnis ift fie möglich. 

1. Die Bereinbarung des Vorfaufes kann Nebenvertrag eines 
Berkaufes fein, jei es schlechthin, ſei es auch bloß für bejondere Fälle, 
3. B. für den ‚Fall des Weiterverfaufes des Grundftüdes an einen Kon— 
furrenten des Verkäufers. Auch Vereinbarung eines Vorkaufsrechtes bei 
Abſchluß eines Pachtvertrages zu Gunsten des Pächter kommt vor. 
Zuläſſig iſt endlich, eine völlig jelbjtändige Vereinbarung über ein Vor— 
faufsrecht abzuschließen. 

2. Die Vereinbarung über das Vorkaufsrecht bedarf der Form, 
welche für den Verkauf des Gegenftandes erforderlich wäre, insbeſon— 
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dere aljo nach $ 313 bei Grundftücden der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung. ! 

3. Das Vorfaufsrecht giebt in der Negel nach $ 514 nur eine 
höchſt perjönliche Befugnie.? Es ift, fofern nicht ein anderes be- 
ſtimmt ist, nicht übertragbar und altiv unvererblich. Iſt jedoch 
das Recht auf eine bejtimmte Zeit befchränft, jo iſt es im Zweifel 
vererblich.®- * 

4. Gegenitand des perjönlichen Vorkaufsrechtes fünnen alle ver- 
fäuflichen Gegenstände fein, Grundſtücke, bewegliche Sachen, Rechte. 

II. Das Borfaufsrecht wird eine reife Befugnis durch den Verkauf 
jeines Gegenitandes jeitens des VBorfaufsverpflichteten an einen Dritten. 


1. Der Verkauf muß abgejchlofjen fein. Angebahnte Unter: 
bandlungen genügen nicht. 5 


2. Er muß gültig fein. Iſt er nichtig, 3. B. wegen Wuchers, fo 
entjteht daS Vorkaufsrecht nicht. Nicht anders ift e8, wenn ihm die 
gejegliche Form, 3. B. bei Grundftücen die gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung fehlt. Wird aber der Formmangel durch die Auflafjung 
und die Eintragung in das Grundbuch geheilt, $ 313, jo erwächjt das 
Vorfaufsrecht. War der Verkauf anfechtbar und wird er angefochten, 
jo fällt damit auch die Befugnis des Vorfaufsberechtigten, $ 142. 


3. Nur im Falle des Verfaufes erwächſt das PVorfaufsrecht. 
Andere unentgeltliche oder entgeltliche Veräußerungsverträge, 3. B. Taufch, 
Angabe an Zahlungstatt?, bringen es nicht zur Reife, ohne daß den 
Borkaufsberechtigten ein Anſpruch auf Schadenserſatz zuſteht. 


1) Nach Pland Vorbem. zu 8496 Ziff. 3 liegt ein unwiderruflicher „Vertrags- 
antrag* des Vorverfäuferd vor. Eine gekünſtelte Konftruktion! — Bgl. unten Ziff. V 
©. 9. 

2) Nah U.L.R.I,20 8595, vgl. O. Trib. Bd. 72 ©.54, galt die Erklärung 
des Borkaufes als unverbindlich, wenn fie nadıweisbar in der Abficht geihah, die 
erworbene Sache einem Dritten abzulajien. Nah B.G.B. wird dies nicht anzu— 
an fein. 

3) Hit das Vorkaufsrecht ausgeübt, jo iſt der daraus entjtehende Anſpruch 
a und übertragbar. 
Das Vorkaufsrecht der Miterben Fraft Geſetzes ift vererblich, $ 2034 Abſ. 2, 

5 Freilich wird ſich der Vorkaufsberechtigte häufig nicht erflären wollen, ehe der 
Berfauf abgeichloffen wird, der Käufer ſich feinerjeits nicht binden wollen, ehe nicht die 
Beleitigung des Bortaufsrechtes feſtſteht. Dies läht ſich aber nicht füglic) ändern; 
— gehört zu den Mihftänden, die fid) an das Vorlaufsrecht heften; vgl. Inmewahr 


Bei einem ſimulierten Kaufvertrage fann dad Vorkaufsrecht nicht geltend 
gemacht werden nad) Strieth. Archiv Bd. 23 ©. 260. 
7) Anders nah A.L. R. I, 20 $ 576. 
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4. Dagegen iſt eine Vereinbarung des Berpflichteten mit dem 
dritten Käufer, durch welche der Kauf von der Nichtausübung des 
Vorfaufsrechtes abhängig gemacht oder dem Berpflichteten für den Fall 
der Ausübung des Borfaufsrechtes der Rücktritt vorbehalten wird, dem 
VBorfaufsberechtigten gegenüber unwirkſam, $ 506, weil hier offenbar 
die Abjicht der Vereitelung des VBorfaufsrechtes Hervortritt.-9 

5. Daß ein fog. Freundfchaftsfauf abgejchlojien it, d. h. hervor: 
gegangen aus bejonderer Zuneigung der Perſon des Käufers, jteht 
dem Borfaufgrechte nicht entgegen. Wurde aber mit Rückſicht auf Die 
Perſon des Käufers nachweisbar der Preis gekürzt, jo wird der Vor: 
faufsberechtigte entjprechend zuzuzahlen haben. 

6. Das Vorkaufsrecht erwächit nicht beim jog. Kindsfauf, d. h. 
einem Verkauf, der mit Rückſicht auf ein fünftiges Erbrecht an einen 
gejeglichen Erben erfolgt, $ 511. Darunter ift verjtanden, dab der 
Käufer gejeglicher Erbe des Verfäufers wäre, wenn diefer zur Zeit des 
Verkaufes jtürbe.1° Im Falle des Verfaufes an den gejeplichen Erben 
wird thatjächlicd im Zweifel anzunehmen jein, daß der Berfauf mit 
Rückſicht auf das künftige Erbrecht des Käufers erfolgte. 

7. Beitritten war gemeinrechtlich die Negelung beim jog. Menge: 
fauf, wenn nämlich der Verpflichtete das dem Vorkauf Unterworfene 
mit anderen Gegenjtänden zu einem Geſamtpreis verfauft hat. Nach 
$ 508 hat dann der Vorfaufsberechtigte für den Gegenitand feines Vor: 
faufsrcchtes einen verhältnismäßigen Teil des Geſamtpreiſes zu ent: 
richten; der PVerpflichtete fann aber verlangen, daß der Vorfauf auf 
alle Sachen erjtredt wird, die nicht ohne Nachteil für ihn getrennt 
werden fünnen. Dies Necht wird für ihn begründet, ſowie ſich Der 
Borfaufsberechtigte für die Ausübung des Vorfaufsrechtes erklärt hat; 
derjelbe kann fich alfo von der jo entjtehenden Verbindlichkeit nicht mehr 
einjeitig dadurch befreien, dab er nachträglich auf die Ausübung des 
Vorkaufsrechtes verzichtet. 11 


8) Zwiſchen den Kontrahenten ift diefer Vorbehalt gültig. 

9 Nah A.L. R. 1,20 $618 konnten der Verkäufer und Käufer Nüdtritt vom 
Verlauf vereinbaren, folange ſich der Vorkaufsberechtigte über die Ausübung feines 
Rechtes noch nicht erflärt hat. Das B. G. B. ift ftrenger; es fennt diefen Sag nicht. 

10) Hat der nächite geſetzliche Erbe auf jein Erbrecht verzichtet, jo würde bei 
einem Berfauf an diejen das BVorkaufsrecht ausgeübt werden können. Vgl. Strieth. 
Archiv Bd. 100 ©. 208, 

11) Selbitveritändlih muß aber der Vorkaufsverpflichtete bei der Anzeige des 
Verkaufes defien Natur als Mengelauf und feinen Anjpruch auf Mitübernahme der 
nicht befafteten Gegenjtände hervorgehoben haben, IJmmerwahr a. a. O. ©. 315. 
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8. Im Falle des Verfaufes im Wege der Zmwangsvollitredung 
jowie durch den SKonfursverwalter, jelbjt wenn er freihändig erfolgt, 
erwächit dem VBorfaufsberechtigten das Necht zur Ausübung des Vor— 
faufes nicht, $ 512.12 Die Verpflichtung des Vorkaufsverpflichteten 
joll deſſen Gläubiger nicht binden! 

9. Dem Borkaufsberechtigten Ttcht die Ausübung des Vorfaufs- 
rechte auch bezüglich verfaufter Eörperlicher wie ideeller Teile des 
Gegenjtandes des VBorfaufsrechtes zu.13 Dies gilt aber nicht für den 
Fall des Verkaufes von Nutungsrechten und jelbit eines Erbbaurechtes 
oder einer landesgejeglichen zuläfligen Erbpachtes, val. Einf. Geſ. Art. 63. 
Hierfür Spricht, dag in diefem Falle ein anderer Gegenftand verfauft 
wird, als der dem Borfaufe unterworfene, umſomehr als die Richtung 
der Gejeggebung auf thunlichjte Einengung des Vorkaufsrechtes geht. 1* 

Kteinenfalls bezieht ich das Vorkaufsrecht auf den Verkauf ein- 
zelner Nußungen aus dem Gegenitande des VBorfaufsrechtes, 3. B. 
des im Grundſtücke vorhandenen Torfes. 


III. Sit der Fall der Ausübung des Vorkaufsrechtes eingetreten, 
jo Hat der PVorkaufsverpflichtete dem Borfaufsberechtigten den Inhalt 
de3 mit dem Dritten gejchlojjenen Kaufvertrages unverzüglich mitzu— 
teilen. Es fann dies formlos, aljo mündlich wie jchriftlich gejchehen. * 
Der Tert des Vertrages muß nicht wörtlich mitgeteilt werden, wohl 
aber muß der Inhalt vollitändig und genau zur Kenntnis des Berech— 
tigten gebracht werden.!° Es hat dies unverzüglich, alfo ohne jchuld- 
haftes Zögern zu gejchehen, $ 121 Abſ. 1 Sag ll. 

Unterbleibt die Mitteilung, geichteht fie nicht unverzüglich, wicht 
im wejentlichen vollftändig und genau, jo hat der Berpflichtete den hieraus 
entjtchenden Schaden zu erjegen. Für die Mitteilung gelten 88 130 
bis 132. 

12) In der gerichtlihen Nachlaß- ſowie in der Teilungdverfteigerung fann aber 


der Vorkaufsberechtigte den Zuſchlag an Stelle des Meiftbietenden verlangen. 

13) Nach preußiihen Nechte hatte dies zwar das O. Trib. verneint, Entſch. 
Bd. 55 S. 58; Strieth. Archiv Bd. 1 5.273; in der Litteratur fand diefe Anficht 
aber feinen Anklang; vgl. die bei Jmmerwahr a. a. O. S. 313 Angef. 

14) Allerdings anders A.L.R.I,20 8576. 

15) Das A.L. R. I, 20 8611 forderte gerichtliche oder notarielle Belannt: 
machung. 

16) Muß der Vorkaufsverpflichtete den Mamen des Dritten dem Vorkaufs— 
berechtigten anzeigen? Matthias, B.R. Bd. 1 ©. 468 unter B. verlangt dies. — 
Da Rechtöbeziehungen durd Ausübung des Vorlaufsrechtes zwiihen dem Vorkaufs— 
berechtigten und dem Dritten begründet werden, ift der Anficht beizutreten. 
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Die Mitteilung des dritten Käufers erjet diejenige des Verpflichteten. 

IV. Die Ausübung des Vorfaufsrechtes unterliegt einer Aus— 
Ihlußfrift. 

a) Die Dauer derjelben beſtimmt fich in erjter Linie nach einer 
etwaigen Verfügung, welche in dem das Vorkaufsrecht begründenden 
Nechtögejchäfte getroffen it. In Ermangelung jolcher Beſtimmung 
beträgt die Friſt bei Grundſtücken zwei Monate, bei anderen Gegen: 
jtänden eine Woche. 

b) Der Lauf der Friſt beginnt mit dem Beitpunfte, in welchem 
der Berechtigte die vorgejchriebene Mitteilung vom Verkaufe empfängt. 

c) Unterbleibt die Mitteilung, jo ijt die Ausübung des Vorkaufs— 
rechtes zeitlich unbejchränft, ſofern es nicht aus anderen Gründen, z.B. 
durch den Tod des Berechtigten, $ 514, endigt. Einer Verjährung 
unterliegt e8 nicht, da das Borfaufsrecht zwar das Necht eines Ein- 
tritts in den Verkauf, nicht aber unmittelbar einen „Anſpruch“ im Sinne 
des $ 194 Abſ. 1 begründet. 17 

V. Durch die Erklärung des Vorkaufsberechtigten an den Vor- 
faufsverpflichteten, daß er in den Verkauf eintrete, fommt der Vor— 
fauf zu jtande. 

Allerdings müßte nach den allgemeinen Nechtsgrundjägen der Vor— 
faufgverpflichtete erit in das Verlangen des Borfaufsberechtigten, dat 
e3 zum Vorkaufe fomme, willigen; wenn er diefe Einwilligung nicht 
erteilte, müßte er hierzu verurteilt werden, wonad) denn das rechts- 
fräftige Urteil die Einwilligung erjegen würde. In der That würde 
jedoch diefer Weg ein höchſt zwechvidriger Umweg fein. Aus praf- 
tiichen Gründen bejtimmt daher B. G. B. $ 505 Abi. 2, daß mit der Aus- 
übung des Vorkaufsrechtes durch Erklärung gegenüber dem Verpflich— 
teten der Kauf zwijchen diefem und dem Berechtigten unter 
den Beftimmungen zu ftande fomme, welche der Verpflichtete mit 
dem Käufer vereinbart hatte. Das Geſetz erjegt alſo durch feine 
Vorſchrift die Einwilligung, zu welcher der Verpflichtete verbunden 
ist, nicht anders wie nah C. P.O. $ 894 das rechtsfräftige Urteil die 
Einwilligung des Berurteilten erſetzt. 

Der Vorkaufsberechtigte hat fortan den Anfpruch auf Übergabe 
und Übereignung der dem Vorkauf unterivorfenen Sache, nicht minder 
die Aniprüche wegen Fehler der Kaufjache und zugeſagter Eigenfchaften. 


17) Andere Anficht wird von Matthias a. a. DO. S.467, Bendir ©. 391 vertreten. 
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Andererjeit3 ijt er verpflichtet, den mit dem dritten Käufer vereinbarten 
Kaufpreis zu berichtigen und die Kaufſache abzunehmen. Dieje Rechte 
Jind vererblich und veräußerlich. E83 gelten mehrere bejondere Rechtsſätze. 

1. War dem Dritten der Kaufpreis gejtundet, jo kann der Vor: 
faufsberechtigte, da die Stundung auf perfünlichem Vertrauen beruht, 
die Stundung nicht jchlechthin in Anfpruch nehmen, vielmehr nur dann, 
wenn er gemäß der 88 232 bis 240 Sicherheit leiſtet. 

Died leidet wiederum bei Grumdjtüdsverfäufen Einjchränfungen, 
denn hierbei bedarf e3 der Sicherheitsleiftung injoweit nicht, $ 509 
Ab}. 2, als 

a) für den gejtundeten Kaufpreis die Beſtellung einer Hypothek 
an dem Grundjtüce vereinbart iſt; es it alſo nicht erforderlich, daß 
die Hypothek den Anforderungen des $ 238 entjpricht, es genügt na= 
mentlich auch eine jog. Sicherungshypothef. 

b) Auch joweit fommt dem Vorfaufsberechtigten die dem Dritten 
bewilligte Stundung ohne weiteres zu gute, als in Anrechnung auf den 
Kaufpreis eine Schuld, für die eine Hypothef an dem Grundjtücde 
beiteht, übernommen wurde. 

2. Der Borfaufsberechtigte iſt jelbjtverjtändlich auch zu den Neben- 
leiftungen verpflichtet, welche der Dritte neben dem Kaufpreiſe über- 
nommen hatte. Bejtehen diejelben jedoch in Nebenleiftungen, die der 
Vorfaufsberechtigte zu bewirken außer jtande ift, jo hat der Vorkaufs— 
berechtigte jtatt der Nebenleiftung deren Wert zu entrichten. 

Sit die Nebenleiitung in Geld nicht jchäßbar, jo it die Ausübung 
des Borkaufsrechtes ausgejchlojfen. Würde aber der Bertrag mit dem 
Dritten ohne fie gejchlojjen fein, was freilich der Richter nur ſchwer 
wird erraten können, jo bleibt die Vereinbarung der Nebenleijtung 
außer Betracht. 


VI Im Falle des bloß perjönlichen Vorkaufsrechtes erhält der 
Berechtigte durch den Vorkauf jelbjtverjtändlich Feine Rechte gegen den 
Dritten, den Käufer, auch wenn diefem der Gegenjtand des Vorfaufes 
übereignet ift. 

Der Vorkaufsberechtigte ift dann auf die Rechte gegen den Bor: 
faufsverpflichteten verwiejen, welche ein Käufer nach den allgemeinen 
Grundjägen gegen jeinen vertragsbrüchigen Verkäufer hat. j 

VII. Steht das Vorkaufsrecht mehreren gemeinschaftlich zu jo 
fann es nur im ganzen ausgeübt werden. 
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Iſt es fiir einen der Berechtigten erlojchen, oder verzichtet einer 
derjelben auf jein Necht, jo find die übrigen berechtigt, das Vorkaufs— 
recht im ganzen auszuüben!s, $ 513. 


8197. Das dinglihe Vorkaufsrecht. 


I. In jeine geichlojiene Zahl von dinglichen Nechten nahm jchon 
der erite Entwurf das dingliche Vorfaufsrecht auf. Den dinglichen 
liegt zwar ein perjönliches Vorfaufsrecht zu Grunde, aber jeine Wirkung 
it auf das erheblichite verſtärkt. Es kann hierdurch wirtichaftliche Auf: 
gaben Löjen, welchen das perjünliche Vorkaufsrecht nicht gewachlen ijt. 
Insbeſondere nahın man in Ausficht, durch dasjelbe Beligern größerer 
Güter die Veräußerung von Trennitellen als Heimjtätten ländlicher Ar: 
beiter zu ermöglichen, ohne dat die Veräußerer fürchten müjjen, daß 
die neugejchaffenen Stellen durch Weiterverfauf an Spekulanten, Fabri- 
fanten oder jonjt unliebjame Dritte gelangen. 


I. Das dingliche Vorkaufsrecht kann nicht nur ſubjektiv perfünlich 
jein, d. h. zu Gunjten der Berfon dejien, welcher ſich dasſelbe vorbehält, 
wie auch jeiner Erben!-?, jondern auch jubjektiv dinglich, d. b. zu Gunſten 
des jeweiligen Eigentümers eines Grundſtückes, 3. B. des Nittergutes, 
von welchem Zrennjtüde mit dem Vorbehalt des Vorkaufes abverfauft 
werden, $ 1094 Abi. 2. 

Der Borfaufsberechtigte fann ein jubjeftiv perjünliches Vorkaufs— 
recht nicht mit emem Grundſtücke verbinden, ebenjowenig ein jubjektiv 
dingliches zu einem bloß jubjektiv perjönlichen machen, $ 1103. 

II. Nur an Grundjtüden it ein dingliches Vorfaufsrecht möglich. 
Nicht minder bezüglich derjenigen Rechte, z. B. Erbbaurechte, Bergwerks— 


18) Dies nad dem Borbilde des ſächſ. B. G. B. $1128. Bol. Immerwahr 
0.0.0. ©. 304. 


1) Die Beitimmung des $ 514 trifft auch das verdinglichte Vorkaufsrecht. 
Anderer Anfiht Jmmerwahr a. a. O. S. 290, 3017. 

2) Die zweite Kommilfion — Brot. S. 4798. — erkannte für das Vorkaufs— 
recht das Bedürfnis an, im Wege des Aufgebotes die Möglichkeit feiner Bejeitigung, 
wie andere im Grumdbuche eingetragene Rechte zu erwirfen, fall® e$ nur eine pa= 
pierene Eriftenz führt und aus dem Leben geichwunden ift. Iſt der Berechtigte 
unbefannt, jo kann er daher nach $ 1104 unter den Borausjehungen, weldye für die 
Ausſchließungen eines Hypothekengläubigers im $ 1170 bejtimmt find, im Wege des 
Aufgebotes ausgeſchloſſen werden. Died bezieht ſich aber nur auf jubjeltiv perfön- 
liche, feineswegs auf ſubjektiv dingliche Vorkaufsrechte. Ihrem Zwecke nad) wird die 
Vorſchrift des $ 1104 aud für vor dem 1. Januar 1900 eingetragene Vorkaufsrechte 
gelten. 
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eigentum, welche, wie Grundjtüde, Grundbuchobjefte jein können, und 
wie dieſe dinglichen Belajtungen unterliegen. > 

Der ideelle Teil eines Grundjtüdes kann jeitens des Miteigen- 
tümers, dem er zugehört, einem dinglichen Borfaufsrechte unterrvorfen 
werden; es fommt dies namentlich zu Gunften der vorigen Miteigen- 
tümer vor, als ein Mittel, den Eintritt eines Fremden in die Gemein: 
Ichaft zu hindern. Die Bewilligung des Borfaufsrechtes an dem ideellen 
Teil eines Grundſtückes durch dejjen Alleineigentümer it unzuläffig, 
$ 1095. Es wäre dies auch ein ſehr unpraftiiches Geichäft. 

Das Vorfaufsrecht am Grumdjtüde erſtreckt ſich im Zweifel auf 
deſſen Zubehör*, $ 1096, vgl. auch $ 314. 

Nach den allgemeinen Grundfägen über die Begründung von ding— 
lichen Rechten und Grumditüden, $ 873, wird das dingliche Borfaufs: 
recht durch Einigung der Beteiligten und Eintragung des Nechtes im 
Grundbuche begründet. 

IV. Die dingliche Natur des Vorkaufsrechtes tritt in zweifacher 
Richtung hervor: 

1. Der Vorkaufsverpflichtete ijt nicht ſowohl der Beiteller für 
jeine Perſon, vielmehr der jeweilige Eigentümer des Grundjtüdes, 
welches dem dinglichen Vorkaufsrechte unterworfen wird, $ 1094 Abi. 1. 

Dies hat namentlich praktische Bedeutung, wenn ſich das einge: 
tragene VBorfaufsrecht dauernd auf mehrere oder auf alle Berfaufsfälle 
erjtredt. Hat der Beiteller eines jolchen dauernden Vorkaufsrechtes das 
Grundſtück verkauft und einem Dritten übereignet, ohne daß bei dieſem 
Verfaufsfalle das Vorfaufsrecht ausgeübt wurde, jo ijt der Erwerber 
des Grundjtüces bei einem fpäteren VBeräußerungsfalle verpflichtet. Ent— 
Iprechendes gilt für weitere Rechtsnachfolger. 

Hierin liegt die Ähnlichkeit des dinglichen Vorkaufsrechtes mit der 
Reallait; ein Anjpruch, der an und für ſich perjönliche Natur hat, iſt 
beim dinglichen Borfaufsrechte wie bei einer Neallajt auf dag Grund— 
ſtück radiziert, 

2. Nach den Beichlüffen der zweiten Kommiſſion beitimmt 8 1098 
Abi. 2, daß das Vorfaufsrecht Dritten gegenüber die Wirkung einer Bor: 
merfung zur Sicherung des durch die Ausführung des echtes ent- 
stehenden Anjpruches auf Übertragung des Eigentumes hat. 


— Unten Bd.383. 
ber Zubehör, weiches dem Vorlaufsverpflichteten nicht zu eigen war, fiehe 
——— a. a. O. S.3 
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Während aljo bei dem bloß perjönlichen Vorkaufsrecht der Käufer 
des dem Vorfauf unterwworfenen Gegenjtandes dem VBorkaufsberechtigten 
nicht haftet, jo daß fich derjelbe ausjchlieglich auf jeinen Anjpruch gegen 
den Vorfaufgverpflichteten verwiejen ſieht, ift Dies hier durchaus anders, 
$ 883. Der Vorfaufsberechtigte fann von dem dritten Erwerber Die 
Zujtimmung zu jeiner Eintragung als Eigentümer verlangen, wenn 
ihn der Borfaufsverpflichtete, wozu er befugt und verpflichtet bleibt, 
das mit dem Vorkauf belajtete Grundſtück aufläßt, $ 888.5 

Die Verweiſung auf das Necht der Vormerkung jcheint eine noch 
weitergehende Wirkung zu haben, denn nach $ 883 Abi. 2 Cap 1 iſt 
jede Verfügung, die nach deren Eintragung über das Grundſtück ge— 
troffen wird, inſoweit unwirkſam, als jie den Anjpruch vereiteln oder 
beeinträchtigen würde. Das jcheint fich auf Belajtungen mit nachher 
eingetragenen Altenteilen, Grundgerechtigfeiten, Hypothefen u. ſ. w. zu 
beziehen.® Doch dies kann unmöglich die Abjicht fein. Schon die Mo- 
tive des eriten Entwurfes, Bd. 3 S. 451 erklären, daß der Kredit des 
Berpflichteten durch das dingliche Vorkaufsrecht nicht behindert werden 
jol. Hiernach enthielt $ 957 des erjten Entivurfes die Beitimmung, 
der Dritte habe das Grundſtück von jolchen Belaftungen zu befreien, 
die nach Ausübung des Vorfaufsrechtes von ihm bewilligt find. 
Etwas anderes kann auch $ 1098 Abj. 2 nicht gewollt haben, denn der 
Preis, zu welchem das dem Borfauf unterworfene Grundjtüd an den 
Dritten veräußert wird, iſt geſchäftsüblicherweiſe um jo viel geringer, 
als dag Grundſtück durch die Belaftung, z. B. mit einem Nießbrauch, 
einem Altenteil, weniger wert ijt. Unmöglich kann der Vorkaufsberech— 
tigte befugt fein, das Grundſtück für diefen geringeren Preis zu er- 
werben, und dann doch von den Belaftungen, welche die Verringerung 
des Preiſes herbeiführten, frei werden. Man muß aljo annehmen, daß 
das Vorfaufsrecht weitere Belaftungen des ihm unterworfenen Grund: 
ſtückes nicht hindert, welche den Rechten des Vorkaufsberech— 
tigten nicht jchaden.? 


5) Vgl. unten Bd. 3 $ 50 Biff. 5. 

6) In der That nimmt dies Immerwahr a.a.D. S. 329 an. 

7) Cofad, B.R. Bd. 28248 Anm. 19 ſcheint derjelben Anficht, indem er lehrt: 
Hypotheken, Dienjtbarfeiten u. dgl., die auf dad Borkaufsgrundjtüd nah Eintritt 
des Borkaufsfalles gelegt werden, find dem Borfäufer gegenüber unwirkſam, 
hierzu führt er freilih nur B.G.8. 8 1098 Abf. 2, 8 883 Abi. 2 an, ohne anzu 
merken, daß dieje Stellen dem Wortlaute nad etwas anderes beſagen. Endemann 
Bd.2 $ 111 Anm. 18 fpricht fich über die Frage nicht aus, ebenjowenig wie es ſcheint 
Biermann zu $ 1098 Ziff. 2. 
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V. Da das dingliche Vorfaufgrecht nach B. G. B. nur eine eigen- 
tümlich geartete und gejicherte Abart des obligatoriichen ift, jo beſtimmt 
fich das Nechtverhältnis zwijchen den Berechtigten und BVerpflichteten 
im allgemeinen nach dejjen Borfchriften — $ 1098 Abi. 1 —, wie die- 
jelben oben dargejtellt wurden. Es ijt aber hervorzuheben: 

1. Zwar jtellt das Geſetz die Negel auf, daß ſich das dingliche 
Vorkaufsrecht auf einen Verfaufsfall beichränft, aber es läßt, wie jchon 
angedeutet, zu, dab es auch für mehrere oder alle Verkaufsfälle bejtellt 
wird, $ 1097, und die wird, wenn man überhaupt zu jolcher Ber- 
dinglichung jchreitet, thatjächlic) das häufigste jein. 

2. Wie das perjönliche VBorkaufsrecht nach $ 512, jo fällt auch 
das dingliche bei Verfauf im Wege der Zwangspollitredung weg, 
denn die Möglichkeit für den Vorkaufsberechtigten, im Falle der Zwangs— 
verjteigerung mit zu bieten, macht ihm dasjelbe entbehrlich. Verkauft 
aber ein Konfurdverwalter aus freier Hand, fehlt alfo diejer Erjag, jo 
bleibt dem dinglich VBorkaufsberechtigten abweichend von $ 512 fein Vor: 
faufsrecht, $ 1098 Abj. 1. 

3. Da der dritte Käufer der Wirkung der Vormerkung unterjteht, 
welche im dinglichen Vorkaufsrechte liegt, jo wird ihm durch $ 1098 
Abi. 1 die Befugnis gegeben, dem Worfaufsberechtigten Mitteilung 
vom Verkauf zu machen, welche diejelbe Wirkung hat, wie eine vom 
Borfaufsverpflichteten ausgehende. 


4. Der Borfaufsverpflichtete Hat den neuen Eigentümer zu benad)- 
richtigen, jobald die Ausübung des Vorfaufsrechtes erfolgt oder aus— 
geſchloſſen iſt, $ 1098 Abi. 2. 

VI. Recht und Pflicht zwiichen dem Borfaufsverpflichteten — wie 
gejagt —, dem Eigentümer des Grundſtückes zur Zeit der Vornahme 
des PVerfaufes und dem Vorfaufsberechtigten richten ich durchaus nach 
den allgemeinen Grundfägen des Kaufes, wenn der Vorfaufgverpflichtete 
dem Käufer noch nicht aufgelaffen und übergeben hat. 

An und für fich könnte fich dies nicht ändern, wenn auch dem 
Käufer bereits aufgelaſſen und der Befit übergeben iſt. Es mühte aljo 
der Vorfaufsberechtigte gegen den Vorfaufsverpflichteten auf die Auf: 
lafjung klagen, zu welcher der Käufer nach $ 1888 jeine Zujtimmung 
zu geben hat, der Vorfaufsberechtigte müßte dem Borfaufgverpflichteten 
den Preis berichtigen; der Käufer jeinerjeit3 wäre darauf verwieſen, 
von jeinem Berfäufer den etwa für das Grundjtüd — bezahlten 

Dernburg, Bürgerl. Recht. 11.2, 
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Preis zurücdzufordern; jelbjtverjtändlich fünnte er auch Zahlung des nicht 
entrichteten Kaufpreiles verweigern. 

Im Intereſſe des Käufers und zur Vereinfachung der Angelegen- 
heit find jedoch bejondere Beitimmungen getroffen: 

Der Vorkaufsberechtigte joll dem Käufer, welchem aufgelafjen iit, 
beziehungsweije deſſen Nechtsnachfolger und nicht dem Vorkaufsverpflich— 
teten den Kaufpreis, falls derjelbe beveits berichtigt it, eritatten. Der 
Käufer hat daher bis zu dieſer Erjtattung eine Einrede gegenüber der 
Klage auf Zuſtimmung zur Eintragung des Borkaufsberechtigten als 
Eigentümer nicht minder gegen die Sllage auf Herausgabe des Grund— 
ſtückes an den Verlaufsberechtigten, $ 1100 Sag 1. Er kann auch, wenn 
der Vorfaufsberechtigte jeine Eintragung als Eigentümer bereits erlangt 
hat, von demjelben die Erjtattung des bereits berichtigten Kaufpreiſes 
gegen Herausgabe des Grundjtüdes fordern, $ 1100 Sat 2. 

Soweit der Borfaufsberechtigte dem Käufer oder deſſen Nechts- 
nachfolger den Kaufpreis zu eritatten hat, wird er von jeiner Verpflich— 
tung zur Erjtattung des Kaufpreijes gegenüber dem Borfaufsverpflich: 
teten frei, $ 1101. 

Berliert der Käufer oder fein Rechtsnachfolger infolge der Geltend- 
machung des Vorkaufsrechtes das Eigentum, jo wird er von jeiner 
Verpflichtung, feinem Berfäufer den noch nicht entrichteten Kaufpreis 
zu berichtigen, befreit. Hat er denſelben bereit3 berichtigt, jo kann er 
ihn von jenem Berkäufer nicht zurücordern, da er die Eritattung von 
dem Borfaufsberechtigten zu verlangen hat, $ 1102. 


$ 198. VBorbehalt des Wiederfaujeg.’ 
I. Wenig hold iſt das B.G.B. dem Vorbehalt des Wieder: 
faufes, durch welches jich der Käufer eines Gegenitandes zu 
dejjen Rüdverfauf an den Berfäufer verbindet. 





1) Geſetzliche Wiederfanfsrechte fünnen in den Materien, welche der Landes— 
geießgebung vorbehalten find, landesrechtlih vortommen Nach preußischen Rechte 
bejteht ein gejepliches Wiederfaufsrecht nicht. Allerdings beftinnmt preußiſches Berg- 
gejeg vom 24. Juni 1865 $ 141 Abi. 1, dak wegen aller zu Zwecken des Bergbaues 
veräußerten Teile von Grumdjtücden ein Vorkaufs- und Wiederfaufsrecht Ttattfindet, 
wenn in der Folge das Grundjtüd zu den Zweden des Bergbaues entbehrlich wird. 
Nah Abi. 2 joll dies aber nad denielben Grundjägen zuſtehen, welche in diefer Hin— 
ficht den Eifenbahnen gegenüber gelten. Da nun nach $ 57 des Enteignungsgejeßes 
vom 11. Juni 1874 bezüglich enteigneter Grundſtücke, alfo auch der für den Betrieb 
von Eiſenbahnen bejtimmten, das Wiederkaufsrecht aufgehoben ift, fo ſchließt man 
hieraus, dab es auch bezüglich der zum Bergbau bejtimmten Grundſtücke nicht mehr 
beiteht, DO. Trib. Bd. 79 ©. 45. 
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In der That handelt es ich hierbei nicht immer um ganz rein— 
liche Geichäfte. Denn wenn auch jener Vorbehalt zu jehr verjchiedenen 
Zweden benußt werden fann, jo ijt doch jeine häufigste Funktion die 
eines oft bedrüdenden Geldgejchäftes. Im Sinne des Verkäufers 
handelt es jich dabei um ein Darlehen, welches ihm im Kaufpreije ver- 
Ichafft wird. Der Käufer jeinerjeit jucht in der gefauften Sache nichts 
anderes, als Sicherheit für die Rüderjtattung feines Geldes. Dies kann 
leicht wucherijche Operationen verdeden, jo daß die Nichtigkeit des S$ 138 
Abi. 2 droht. ? 

Nach der Gewerbeordnung $ 34 Abf.2 werden denn auch die Rück— 
faufshändler, welche gewerbsmäßig Geldgeichäfte durch Kauf mit Wieder: 
fauf machen, den gewerblichen Pfandleihern gleich erachtet. Der Vor: 
behalt für die Yandesgejeggebung im Einf. Gef. Art. 94 trifft Rückkaufs— 
händler wie die gewerblichen Pfandleiher. 

Die Mißgunſt des B. G. B. gegen den Kauf mit Wiederfauf zeigt 
ſich vorzugsweile darin, daß die Nechte des Wiederfäufers auf das 
engite begrenzt werden. Wollte man damit die Geldjuchenden von diefer 
Form des Geldgejchäftes abjchreden? Leider haben jie oft feine Wahl 
und müſſen jich dem Verlangen des Stapitaliften fügen. 

Mit dem Nechte des Wiederfaufes kann die Verpflichtung des 
Verkäufers zum Wiederfauf verbunden jein. Sie fteigert die Macht 
des Geldgebers. 

Der Vorbehalt des Wiederfaufes eines Grundftüdes muß wie 
der Berfauf desjelben nach $ 313 gerichtlich oder notariell beurfundet 
jein. Indeſſen genügt der mündliche Wiederfaufsvorbehalt, wenn die 
Auflaffung auf Grund des Verkaufes an den Käufer gejchehen ift, denn 
ſie macht den vorgehenden Vertrag nad) jeinem ganzen Inhalte gültig. 

1. Da der Vorbehalt des Wiederfaufes nad) B.G.B. nur eine 
perfönliche Verpflichtung erzeugt, jo erlangt der Wiederfaufsberechtigte 
feinen Anſpruch gegen den Dritten, welcher die wiederfäufliche Sache 
vom Wiederverfaufsverpflichteten erworben hat, jelbit wenn derjelbe beim 
Erwerb das Recht der Wiederfaufsberechtigten gefannt hatte. Beſon— 
ders jcharf betonen die Motive Bd. 2 ©. 339, daß der Wiederfaufs- 
berechtigte gegen dritte Erwerber weder einen Anjpruch auf Übergabe 
des Gegenitandes noch auf Schadenserfag habe. Hiergegen wendet fich 
Scherer B.G. Bd.2 ©.602: niemand dürfe einen Vertragsbruch begün- 


2) Bgl. Strafgeſetzbuch $ 302: Kofffa, Das Reichswuchergeſetz ©. 34. 
7* 
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jtigen, indem er als Mitthäter aufträte; er handle nicht befjer als der— 
jenige, welche dem Diebe die Leiter hielte. Scherer ift injoweit recht zu 
geben, als in Fällen bejonderer Aralift nach $ 826 Schadenserjagpflicht 
des Dritten eintritt, aljo namentlich wenn ev weiß, daß der Berfauf 
an ihn bezwecte, den Anſpruch des Wiederverfaufsberechtigten auf Rück— 
übereignung zu vereiteln und er hierzu die Hand bietet. ® 

Selbitverjtändlich beiteht im ‘Falle des Konkurſes des Käufers fein 
Ausſonderungsrecht des Wiederkaufberechtigten, vielmehr nur ein An: 
ſpruch auf Echadenserjaß, mit welchem er als Konkursgläubiger in das 
Theil geht, ebenjo ift der Wicderfaufsberechtigte gegenüber der Prändung 
der wiederfäuflichen Sache durch den Gläubiger des Wiederverfäufers 
wehrlos. 

III. Das Recht des Wiederkaufes iſt nicht wie dasjenige des Vor— 
kaufes im Zweifel höchſtperſönlich, vielmehr in der Regel vererblich, ab— 
tretbar, pfändbar und kann vom Konkursverwalter ausgeübt werden.“ 

IV. Die Ausübung des Wiederkaufsrechtes iſt notwendig an eine 
Friſt gebunden, 8 503. 

a) Dieſelbe kann vereinbart werden, die Dauer der Friſt liegt dann 
im Belieben der Vertragsſchließenden. 

b) Iſt fie nicht vereinbart, jo kann das Wiederfaufsrecht bei Grund- 
jtüden nur innerhalb 30, bei anderen Gegenſtänden nur innerhalb 
3 Jahren nach der Vereinbarung des Vorbehaltes ausgeübt werden. 

V. Der Wiederfauf vollzieht ich mit der Erflärung des Be- 
rechtigten gegenüber dem WVerpflichteten®, daß er das Wiederfaufsrccht 
ausübe, 8 497 Abſ. 1 Sab 1; vorausgejeßt ift, daß Die Zeit für die 
Ausübung des Wiederfaufes herangefommen und die etwaigen bejon- 
deren Bedingungen für diejelbe eingetreten find. 

Die Erklärung bedarf nicht der für den Slaufvertrag bejtimmten 
Form, $ 497 Abi. 1 Sab 2. Hierin liegt eine auf Zwedmäßigfeit be- 
ruhende bejondere Vorjchrift, welche jich dadurch rechtfertigt, dab beim 
Wiederfauf die Gefahr einer Übereilung in der Regel nicht beiteht. 

Der Wiederfaufspreis beftimmt jich nach der Vereinbarung. Er 
fann Höher fein al$ der Preis, welchen der Wiederfäufer empfangen 
bat; dies ift jehr häufig der Fall, namentlich wenn der Kauf mit Wieder: 
fauf einen Geldvorſchuß bezweckte. Das Mehr des Wiederfaufspreijes 


3) Bgl. unten Bd.3 862 Ziff. 4. 
4) Nah A.L. R. I,11 8312 war es nicht abtretbar. 
5) Bali. E.I $ 482; oben ©. 9. 
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bildet dann die Vergütung für die zeitweije Überlafjung des Geldes. 
E3 kann auch der Schätungswert zur Zeit der Ausübung des Wieder: 
faufes als WiederfaufspreiS vereinbart werden, $ 501. 

Iſt aber über den Wiederfaufspreis nichts bejtimmt, jo bejteht er 
in dem Betrage des Kaufpreiſes, welchen der Wiederfäufer beim Ber: 
fauf erhalten hat, $ 497 Abi. 2. 

VI. Die Erklärung des Wiederfaufes begründet, wie wenn 
ein Kaufvertrag abgeſchloſſen wäre, gegenjeitige Verbindlichkeiten, 
welche der allgemeinen Regel des Kaufvertrages zufolge Zug um Zug 
zu erfüllen find. 

Der Wiederfäufer wird alfo hiermit zur Zahlung des Wiederfaufs- 
preifes und Abnahme der Sache verpflichtet; dagegen hat der Wieder: 
verfäufer dem Wiederfäufer die wiederfäufliche Sache, jo wie fie ſich 
zur Zeit der Ausübung des Wiederfaufes befindet, zu übertragen und 
zu übereignen, $3 433 Abſ. 1 und 2, 498. 

Es entitehen aber auf beiden Seiten auch Anjprüche, aus der Zeit 
zwilchen dem urjprünglichen Berfaufe und dem Wiederfaufe. 

1. Der Wiederfäufer, welcher in jener Zeit eine Verjchlechterung, 
den Untergang, oder eine aus einem anderen Grunde eingetretene Un- 
möglichkeit der Herausgabe des wiederfäuflichen Gegenstandes verjchuldet 
oder den Gegenjtand wejentlich verändert hat, ijt dem Wiederfäufer für 
den hieraus entjtehenden Schaden verantwortlich. 

Daß der Gegenstand ohne Verſchulden des Wiederverkäufers ver- 
Ichlechtert, oder daß er umwejentlich verändert ift, begründet für Den 
Wiederfäufer weder Anjpruch auf Schadenserfag noch Minderung des 
Kaufpreiſes, $ 498. Übt er aljo das Wicderfaufsrecht in jolchem Falle 
aus, jo muß er die Sache nehmen wie fie ift, zu einem Abzug vom 
Kaufpreiſe iſt er nicht befugt. 

2. Hat der Wiederverkäufer in jener Zeit über den twiederfäuflichen 
Gegenſtand verfügt, jo ift er verpflichtet, die dadurch begründeten Nechte 
Dritter zu bejeitigen, widrigenfalls er auf Schadenserjag haftet. Gleiches 


6) Hat er einen Teil verändert, fo bleibt das Wiederfaufsrecht in Anjehung 
des übrigen Teile bejtehen, während bezüglich des veränderten Teiles der Wieder: 
füufer Schadenderjag geltend maden fann. 

7) Hat der Wiederfäufer, wenn der Gegenitand etwa teilweiſe durd) Brand 
untergegangen ift, gegen den Wiederverkäufer Anipruh auf Verſicherungsgelder? 
Bol. Sriethorjt Arch. Bd. 55 ©. 295. Dies nicht, wenn der Wiederverfäufer den 
Brand nicht verichuldet hat. Anders aber, wenn das Feuer durch Schuld des Wieder: 
verläufers entitanden ift, $ 281. 
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gilt für Verfügungen, die in der Zwilchenzeit auf Grund einer Ywangs- 
vollftredung oder Arreitvollziehung oder durch den Konfkursverwalter 
erfolgten. 

3. Der Wiederverkäufer kann für Verwendungen, die er während 
der Zwiſchenzeit machte, joweit Erjab verlangen, als der Wert des 
Gegenſtandes durch fie erhöht it, $ 500 Abſ. 1. Hierfür kann er auch 
ein Zurücbehaltungsrecht gemäß $ 273 ausüben. Dies gilt nicht bloß 
für notwendige, jondern auch für nügliche Verwendungen. Hierdurch) 
kann freilich dem unbemittelten Wiederfäufer die Nüderlangung der Sache 
leicht abgejchnitten werden. 

Der Wiederverkäufer hat auch das Necht der Wegnahme von Ein- 
richtungen, mit welchen er die wiederfäufliche Sache verjehen hat. 

4. Zit als Wiederfaufspreis der Schäßungswert des wiederfäuf- 
lichen Gegenjtandes, wie er ji) zur Zeit des Wiederfaufes jtellt, ver- 
einbart, jo ijt der Wiederverkäufer auch für verjchuldete Verjchlechterungen 
oder Unmöglichkeit der Herausgabe nicht verantwortlich, 8 501 erfter 
Satzteil. Auf den Fall der Arglift darf dies aber nicht bezogen werden, 
denn es ijt nicht anzunehmen, daß das Geſetz die Argliſt freigeben wollte.* 

Andererjeits it auch der Wiederfäufer zum Erjat von Verwen— 
dungen nicht verpflichtet, wenn der Wiederkfaufspreis in dem Schäßungs- 
wert der Zeit des Wiederfaufes beiteht. Sie find dann in dem Wieder- 
faufspreig vergütet. 

VII. Das Wiederfaufsrecht, welches mehreren gemeinschaftlich zu- 
jteht, Fann nur im ganzen ausgeübt werden; ijt es für einzelne er- 
lojchen oder wird es von ihnen nicht ausgeübt, jo haben die übrigen 
das Recht jeiner Ausübung im ganzen, $ 502. 

VIII. Bei der Abfaflung des Gejegbuches wehrte man energiſch 
ab, daß ſich das Wiederfaufsrecht in den Kreis der geſchloſſenen ding- 
lichen Nechte dränge. Nur ein perjönlicher Anipruch gegen den Wieder- 
faufsverpflichteten jollte dem Wiederfäufer offen ſtehen.“ 

Doch ohne daß man fich der Konſequenzen für das Wiederkaufs— 
recht bewuht war, änderte man dies als man den jeßigen $ 883 an- 
nahm. Denn biernad) fann für jeden Anſpruch auf Übereignung 
eines Grundſtückes eine VBormerkung im Grundbuche auf Grund einft- 
weiliger Verfügung oder Bewilligung des Grundeigentümers eingetragen 


8) Anderer Anſicht die Motive Bd.2 ©. 344. 
9) Motive Bd.2 ©. 339. 
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werden. Warum jollte dies nicht auch für den Anjpruch des Wieder- 
faufsberechtigten auf Nücübereignung gelten! 

Der Wiederfaufsberechtigte wird aus 8 883 jogar größere Vor— 
teile ziehen als ein VBorfaufsberechtigter. Denn wahricheinlich wird der 
Nichter die einjtweilige Verfügung, auf Grund deren eine Vormerkung 
eingetragen werden fann, einem Wiederfaufsberechtigten, bei dem es fich 
thatjächlich darum handelt, daß ihm das Seine erhalten wird, geneigter 
erteilen als einem Borfaufsberechtigten. Insbeſondere aber fichert zwei— 
felsohne die Vormerkung den Wiederfaufsberechtigten auch gegenüber 
den nach der Vormerkung entitehenden dinglichen Belaftungen; den 
Borfaufsberechtigten fichert fie nur gegen den Erwerb des Eigentums 
durch Dritte, ' 

Darin jedoch ijt der Wiederfauf dem Borkauf nicht qleichgeitellt, 
daß eine Belaftung des Grundſtückes, wonach der jeweilige Eigen- 
tümer desſeben zum Wiederverfauf verpflichtet it, dem B. G. B. 
fremd, während fie dem dinglichen Vorkauf zu eigen tft. 

Wohl aber ift — auf Grund des Vorbehaltes des Einf. Ge). zum 
B. G. B. Art. 62 — eine derartige Belajtung der Rentengüter in 
Preußen nad) den Vorjchriften des Art. 29 des preußiichen Ausf. Gel. 
zum B. G. B. dem Eigentümer gegenüber ebenfo zugelafjen wie ein Bor- 
faufsrecht nach) B.G. B. 8 1094 ff. 

Dies dingliche Wiederfaufsrecht bejchränft fich auf die Fälle, daß 
der Eigentümer das Nentengut verfauft oder fich durch fonjtigen Ver— 
trag zur Übergabe des Eigentumes verpflichtet, oder daß er ſtirbt; es 
fann auch für den Fall bejtellt werden, daß der Eigentümer eine im 
Nentengutsvertrage fejtgeitellte Verpflichtung nicht erfüllt, ange}. Geſetz 
Art. 29 $ 3. 


Fünftes Kapitel. 
Kaufäühnliche Geſchäfte. 
8199. Tauſchvertrag.“ Andere entgeltliche Veräußerungsverträge. 


I. Beim Tauſch wird Ware gegen Ware verſprochen.? Es wird 
aljo nicht, wie beim Kauf, der Gegenwert einer Ware an fich, ſondern 
der Gegenwert in einer mit Nüdficht auf das individuelle Bedürfnis 





10) Vgl. oben ©. 96. 


1) Lucas über den Tauich 1899. 
2) Als kaufmännischer Name für Tauſch fommt Barattohandel vor. 
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ausgewählten Sachform erjtrebt. Vertauſcht werden kann, was ver: 
fäuflich ift, namentlich alſo Grundjtüce, bewegliche Sachen, Rechte, 5. B. 
Forderungen, auch zukünftige Dinge. Gelöwechjeln iſt Tauſch, wenn 
beiderjeit3 das Geld nicht als Währung, jondern als Gegenjtand von 
individueller Beichaffenheit in Betracht gezogen wird.®? Wurde für eine 
Sade als Gegenleijtung eine Sache und Geld verjprochen, jo liegt ein 
Taufch vor, wenn die Sache den hauptjächlichen Gegenwert bildete und 
das Geld nur zur Ausgleichung zugeichoffen ift, jonit ift Kauf vor- 
handen. 

Kein Tausch ijt anzunehmen, wenn zwar von beiden Seiten Ware 
verjprochen ift, die Leiltung eines jeden Teiles aber zu Geld angeſchlagen 
iſt und die Preiſe mit einander aufgehoben wurden; es find dann zwei 
Kaufverträge mit einem Kompenjationsvertrag zu unterstellen. * 

Der Taufchvertrag unterjchied fich nach römijchem Rechte vom Kauf: 
fontrafte in erheblicher Weiſe. Einmal wurde er nicht, wie der Kauf, 
durch Willensübereinjtimmung abgejchlojjen, jondern wurde — als jog. 
Snnominatkontraft — erſt Hagbar durch die Borleiftung des einen Teiles.’ 
Dann führte der Taufch im Gegenjage zum Kaufe die Pflicht mit ich, 
Eigentum zu übertragen, aljo nicht bloß für das Behalten der Sache 
einzuftehen. Nah B. G. B. finden die Vorjchriften über den Kauf ent— 
jprechende Anwendung auf den Tauſch. Hiernach iſt jeder Teil in Anz 
jehung der Sache, die er giebt als Verkäufer, und in Anjehung derer, 
die er empfängt, als Käufer anzujehen.®- ? 

II. Außer Kauf und Taujch giebt es zahlreiche Verträge, die auf 
Veräußerung oder Belaftung eines Gegenjtandes gegen Entgelt gerichtet 
find, jei e8, daß dies den Hauptzwec des Gejchäftes ausmacht, 3. B. 
das Verjprechen der Veräußerung einer Sache gegen Leiltung eines 


3) Es wird z. B. ein Taufch von Goldmünzen mit dem Bildnis des Kaijers 
Friedrich III. gegen jolhe mit dem Bildnis Wilhelms 1. aus deſſen Sterbejahr ver- 
einbart. Beide Teile erjtreben nicht Währung, jondern Ware, Lucas a. a. O. 

4) Sogenannter umeigentliher Barattohandel. Val. R.O. H. G. Bd.5 ©. 418 ff. 
Am Sur ätg. 1898 ©. 212. 

1.182 D. de perm. 19,4; 1.3 C. eod. 4,64; 1.16 D. de cond. 12,4. 
an wurde diejer Sap infot ge der allgemeinen Klagbarteit der formlofen 
Verträge überwunden. Aber in der Nezeptiondzeit umd auch jpäter ſchwankte man, 
vgl. übrigens Bernhöft, Kauf, Miete in Belfer und Fiſchers Beiträgen Heit 12 ©. 9. 

6) So auch A. L. R. I, 11 8 364. 

7) Erhebliche Schwierigfeiten kann freilich die analoge Anwendung haben, wenn 
einer der vertauichten Gegenjtände Mängel hat. Dies gilt für den Anjprud auf 


. Minderung des Preiſes, ferner bei dem auf Wandelung, wenn die dem Wandelungs- 


berechtigten übereignete Sache zufälligerweije unterging, vgl. Lucas a.a.D. S. 49 
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Dienftes, jet eg auch, daß es jich, wie z. B. im Falle der Einlage von 
Sachen bei Gründung einer Aftiengefellichaft jorwie behufs Abjchliegung 
eines Bergleiches um ein Mittel zur Verwirklichung weiterer Bertrags- 
zwecke handelt. 


Für alle diefe Veräußerungen wird entjprechende Anwendung von 
Vorjchriften über den Kauf, SS 445, 493, angeordnet. ® 


$ 200. Abzahlungsgefhäfte.! 


I. Die fapitalarmen Klafjen der Bevölferung jind zum großen Teil 
darauf verwieſen, jich die beweglichen Sachen, welche fie bedürfen oder 
ſonſt begehren, durch Abzahlungsgejchäfte zu verjchaffen. 

Abzahlungsgejchäft it der Kauf einer beweglichen Sache, welche 
dem Käufer — meilt gegen eine Anzahlung — übergeben wird, jo 
daß der Kaufpreis durch Teilzahlungen zu berichtigen ilt, der Ver: 
fäufer aber fich das Recht vorbehält, wegen Nichterfüllung der dem 
Käufer obliegenden Verpflichtungen vom Vertrag zuriidzutreten. 

Meiit behält jich der Berkäufer das Eigentum bis zur vollitändigen 
Berichtigung des Staufpreiles vor, vgl. B.G.B. $ 455. Dann hat er 
den civilrechtlichen und jtrafrechtlichen Schuß eines Eigentümers, ins: 
bejondere wenn der Abzahlungsfäufer die ihm übergebene Ware unter: 
ſchlägt. Wejentlich ift diefer Vorbehalt für den Begriff des Abzahlungs: 
geichäftes nicht. ? 

Die Zwede des Abzahlungsgejchäftes fünnen in anderen Formen 
erreicht werden. Insbeſondere gejchieht dies durch jog. Möbelleih— 
verträge, wonach jemanden gegen einen regelmäßig — meiſt wöchent- 
lich oder monatlich — zu entrichtenden Mietzins bewegliche Sachen 
unter der Bejtimmung übergeben werden, daß Diejelben in das Eigen: 
tum des Leihenden übergehen follen, wenn der im Vertrag feitgejegte 
Wert unter Anrechnung der Mietszahlungen voll gezahlt ift. Auch 
ein ſolches Geichäft bezweckt jchlieglich einen Verkauf. Der Entnehmer 
fann daher, falls jich Mängel herausitellen, Preisminderung, Wande— 


8) Für die Hingabe an Erfilllungsitatt, $ 365, und Zuteilung eines gemein- 
idhaftlihen Gegenjtandes bei der Auseinanderießung, $ 757, ijt die Anwendung der 
Borichriften über die Gewähr des Verkäufers nod) beſonders ausgeſprochen. 

1) Reichsgeſetz über die Abzahlungsgeichäfte vom 16. Mai 1894, dazu Haus: 
mann, Kommentar 1894, desgl. Schmitt 1894, Lazarus 1898, vgl. auch Fulda, 
Streitfragen bei Gruchot Bd. 39 ©. 504. 

2) $ 1 des angef. Reichsgeſetzes. 
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lung, bei Verſchulden des Vermieters auch Schadenserſatz fordern wie 
beim ordentlichen Kauf. ® 

II. Regel bei den Abzahlungsgejchäften war früher die Verwir— 
fungsflaujel, wonach der Verkäufer bei Nichterfüllung der Verpflich- 
tungen des Käufers vom Gejchäft zurücktreten, dennoch aber die be 
reits gezahlten Naten behalten fonnte. 

Dieje Klauſel führte zur Ausbeutung des Abzahlungsfäufers, wenn 
die zurücgehende Ware nicht erheblich im Werte vermindert war, Die 
bereits bezahlten Naten aber den größeren Teil des Kaufpreiſes aus- 
machten. 

Dem Mißbrauch juchte das Meichsgejeß über das Abzahlungs- 
geichäft vom 16. Mai 1894 entgegenzutreten. Nach demjelben it tm 
‚alle des Nücktrittes vom Gejchäft jeder Teil verpflichtet, dem 
Mitkontrahenten die von ihm empfangenen Xeiltungen zurück— 
zugewähren, insbejondere alſo auch dem Käufer die Teil: 
zahlungen. Eine entgegengejegte Bereinbarung it nichtig. 

Dagegen bat der Käufer dem Verkäufer im Falle des Nücdtrittes 
zu gewähren: 

a) Die infolge des Bertrages gemachten Aufwendungen; 

b) Desgleichen Bejchädigungen, welche durch VBerjchulden des 
Käufers oder einen von ihm zu vertretenden Umſtand entitanden jind, 
zu erjeßen. 

c) Für die Überlafjung des Gebrauches der Kaufjache oder der 
Benutzung derjelben den Wert zu vergüten. Dabei joll auf die einge- 
tretene Wertverminderung Nüchicht genommen werden. * 


3) Nachdem $ 6 des Gejebes alle Gejchäfte mit dem Zweck der Abzahlungs- 
geichäfte jenen Beſtimmungen unterwarf, find die Möbelleihverträge jeltener geworden. 

4) Man hat einen großen Anlauf gegen die Ausichreitungen der Abzahlungs— 
gejchäfte genommen. Am Grunde iſt aber wenig gewonnen. Ganz folide Firmen 
bejtimmen „der Verkäufer hat dem Käufer die empfangenen ZTeilzahlungen zurüdzu: 
gewähren; er ijt jedoch berechtigt von dem Betrage derjelben in Abzug zu bringen 
1) für gemachte Aunvendungen 10°, des Kaufpreifes, 2) wegen des Unterichiedes 
wilchen alt und neu 25°, des Kaufpreiſes, 3) als Erjaß für die gewöhnliche Abnugung 
Ar jeden angejangenen Monat 5 °%, des Kaufpreiſes, 4) auperdem Schadenserjag 
wegen der vom Näufer zu vertretenden Beſchädigungen, endlich 5) wenn der Rüdtritt 
des Verkäufers innerhalb der eriten Monate der Bertragsdauer erfolgt eine Konven- 
tionalitrafe. Lief aljo dev Vertrag vor dem Müdtritte bereit3 13 Monate, jo ift der 
Abzug beim Rüdtritte 25 + 10 + 65 —= 100°/, des Kaufpreiſes; von den Teilzgahlungen 
it in dieſem Falle nichts zurüdzugeben, man nehme denn B.G. B. $ 138 Abi. 2 
zu Hilfe! Alle ausgeflügelten Beitimmungen wie die des $ 2 unſeres Gejeges find 
vom Übel. Man hätte ſich das Verbot der Verwirkungsklauſel jparen und einfach 
bejtimmen jollen, entiprehend der Borichrift für die Vertragsitrafe: „Sind die ver- 
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IT. Die Abrede, daß die Nichterfüllung der Verpflichtungen des 
Stäufers die Fälligkeit der Nejtichuld zur Folge haben joll, ift nur für 
den Fall gültig, daß der Käufer mit mindejtens zwei aufeinander fol- 
genden Teilzahlungen in Verzug iſt, und daß der Nückitand mindeitens 
1, des Kaufpreiſes beträgt. ® 

IV. Verkauf von Lotterielojen, Inhaberpapieren mit Prämien, Be- 
zugs- oder Anteiljcheinen auf jolche Papiere gegen Teilzahlungen ilt 
— und nichtig. 

. Iſt der Empfänger der Ware als Kaufmann in das Handels— 
— eingetragen, ſo treten die Beſtimmungen des Geſetzes über Ab— 
zahlungsgeſchäfte nicht ein. 


$ 201. Leibrenten und Leibrentenvertrag.1.2 


I. Der Vertrag über Leiſtung einer Leibrente fordert Schriftliche 
Erteilung des Verjprechens, $ 761.3 

Dies vorzugsweiſe macht es wichtig, den Begriff der Leibrente feit 
abzugrenzen.* Aber die Abgrenzung it micht leicht, weil das Geſetz 
einen Begriff der Leibrente nicht gegeben hat und über deren Begriff 
auch bisher Streit bejtand. 

1. Vorausgejet ijt eine periodisch wiederfehrende Leiſtung. 
Nach 8 759 iſt fie im Zweifel für die Lebensdauer des Gläu— 
bigers zu entrichten; es ergtebt ſich hieraus, daß der Zeitraum auc) 
anders bejtimmt jein fann. Jedenfalls muß aber die Entrichtung der 
Rente für eine geraume Zeit in Ausſicht genommen ſein. 


wirkten Zeilgaslungen unverhältnismäßig hoch, jo ift, ein angemefjener Betrag auf 
Antrag des Käufers richterlich fejtzuitellen, welcher zurüdzugewähren ijt.“ 

5) Die Rechte, welche der Abzahlungskäufer aus dem Abzahlungsgeſchäfte er: 
wirbt, unterliegen auch vor der Zahlung aller Raten der Pfändung feines Gläubigers. 
Derjelbe fann ih nad) C. P.O. $ 857 insbeſondere das Recht zur Zahlung der rüd- 
jtändigen Raten troß Widerjpruches feines Schuldners — B. G. B. $ 267 — ver- 
ihaffen, womit diefer Eigentümer wird, Lazarus a.a.D. S. 122, vgl. Zeitichr. f. Rechts— 
pflege 1898 ©. 53. 

1) Rüdert, LZeibrentenvertrag 1857. 

2) Die ipftematifche Stellung des Leibrentenvertrages ift zweifelhaft und be— 
—— Nach ſeiner gewöhnlichen Erſcheinung iſt er hier den Veräußerungsgeſchäften 
angereiht. 

3) Die ſchriftliche Form genügt ſelbſtverſtändlich nicht, wenn nach der beſonderen 
Art des Vertrages erhöhte Formvorſchriften erfordert werden. Wird z. B. die Leib— 
rente gegen Überlafjung des Vermögens des Rentenbezügers oder eines Grundjtüdes 
verjprochen, fo bedarf der Bertrag gerichtliher oder notarieller Beurkundung nad) 
88 311, 313; bildet das Beriprechen der Yeibrente ein Schentungsveriprechen, jo ijt 
die Form des Schenkungsverſprechens erforderlich. 

4) Vgl. auch preuß. Stempelgeje vom 31. Juli 1895, Tarif n. 36. 
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2. Es muß ſich um eine beſtimmte periodiſche Abgabe von Geld 
oder Naturalien handeln. Durch die Übernahme von lebensläng- 
lichen Dienjten wird eine Leibrente nicht begründet. Die Leibrente ver: 
liert aber ihre Natur nicht, wenn Dienjte neben einer Abgabe ver- 
Iprochen find. 

Auch das Berjprechen Lebenslänglichen Unterhaltes bildet feine 
Leibrente, weil die Beltimmtheit der wiederkehrenden Leiſtungen fehlt. 

3. Eine Leibrente verfällt nicht länger als der Leibrentenbezüger 
lebt. Auch dies ergiebt ihr Begriff. 

Sie ijt, wie hervorgehoben, im Zweifel während der Lebensdauer 
des Rentners zu entrichten. Sie kann auch vom Leben des Renten 
gebers oder eines Dritten abhängig jein. 

4, Auch zu Gunften eines Dritten kann eine Xeibrente verjprochen 
werden. Es gelten dann die Regeln der Verträge zu Gunjten Dritter. 

II. Bezüglich der Entrichtung der Leibrente giebt $ 760 Vorſchriften, 
die freilich nicht zwingend find. 6 

1. Die Entrihtung hat im voraus zu gejchehen, $ 760 Abf. 1, 
d.h. mit Beginn des Zeitabfchnittes, für welchen die betreffende Rate 
geschuldet iſt. Dies entipricht ihrem Zwecke. 

2, Eine Geldrente ift für drei Monate voraus zu zahlen. Bei 
anderen Renten ift der Zeitabjchnitt für Die Vorauszahlung nad) Be- 
Ihaffenheit und Zweck der Rente zu bemejjen, $ 760 Abſ. 2. 

3. Erlebt der Nentenbezüger den Beginn des Zeitabfchnittes, für 
welchen die Nente voraus zu entrichten it”, jo gebührt ihm die volle 
Rate, $ 760 Abi. 3. 

III. In der Regel bedarf die LYeibrente der Schriftlichfeit, $ 761. 

Gilt dies auch in Fällen, im welchen das Verjprechen der Leibrente 
nur ein Nebenbejtandteil eines anderen Vertrages, insbejondere eines 


5) Da3 A.L. R. 1,11 8 606 forderte eine bejtimmte Abgabe. Dennoch nahm 
die preußiiche Nechtiprehung an, daß eine Leibrente auch in anderen Leiltungen als 
Geld beſtehen fünne, Präj. des O. Trib. 2508. Hierin gründen die Motive Bd. 2 
©. 637 im Zweifel, ob die Leibrente auf Geld oder vertretbare Sachen zu beichränfen 
jei. Allein dies entipridt dem Begriffe des Lebens, welcher zu Grunde zu legen 
ift, nicht minder d.r Auffafjung der germanijtiihen Wiſſenſchaft, vgl. Maurenbrecer, 
Brivatreht 8 250; Gengler $ 82 gif. 2; Stobbes Lehmann Bd.2 II $ 142 Anm. 3, 
Auch nach Franzöfiichem Nechte wird angenommen, dab die Yeibrente — rente via- 
gere — in Geld oder Naturalien zu bejtehen hat, Grome- Zachariae Bd. 2 8 368 
Anm. 10. 

6) Die Vorſchriften 759, 760 gelten auch für die Altenteildpräftationen nach 
preuß. Ausf. Gef. zum B. G. B. Art. 15 $ 2. 

7) Stläger hat darzuthun, daß der Rentengläubiger den Anfang des bezüglichen 
Zeitabichnittes erlebt hat. Er kann fich hierbei auf B.G. B. $ 19 berufen. 


$ 201. Leibrenten und Leibrentenvertrag. 109 


Dienjtvertrages iſt, laut dejjen nach der Beendigung der Dienstzeit eine 
Penſion geleiftet werden joll?® Man wird dies nad) dem Zwecke der 
Vorichrift zu verneinen haben. ? 

IV. Die Leibrente wird häufig durch ein Kaufgejchäft oder ein 
anderes entgeltliches Gejchäft begründet, welches mit einzelnen Berjonen 
oder mit Verſicherungsanſtalten abgejchlojien wird. Auch auf einer Schen- 
fung oder einem Vermächtnis kann aber die Leibrente beruhen. 

V. Eine für mehrere Perſonen gemeinjchaftlid; bedungene Leibrente 
gilt, jofern nicht ein anderes bejtimmt it, unter ihnen als nach Köpfen 
geteilt, jo daß mit dem Tode der einzelnen je ein Kopfteil zum Vorteil 
des Nentenjchuldners wegfällt, $ 420. Es kann aber auch verabredet 
werden, daß der Anteil der verjterbenden Nentenbeziiger den Überlebenden 
zuwachien joll. Dieje Gejchäftsform wurde von Lorenzo Tonti unter 
Ludwig XIV. in großem Umfang nach Weije einer Lotterie verwertet. 
Daher der Name Tontine. Site kommt derzeit nicht mehr leicht vor.!® 

VI Das B. G. B. enthält feine bejonderen Beitimmungen für den 
Fall, daß der Rentenjchuldner den’ Rentenbezüger vorfäglich oder fahr: 
läſſigerweiſe tötet. Es iſt aber nach $ 823 Ab. 1 anzunehmen, daß den 
Erben des Getöten in diefem Falle Schadengerjag zu leijten ijt. Dabei 
wird die mutmaßliche Dauer des Lebens des Getöteten, vgl. $ 844 
Abi. 2 zu Grunde zu legen fein. Ob dasjenige, was der Rentenbezüger, 
wenn er gelebt hätte, von der Nente voraussichtlich verbraucht Hätte, 
abzuziehen ſei, mag zweifelhaft fein und unterliegt richterlichem Ermefjen 
im Einzelfalle. Bei fahrläfjiger Tötung würden wir dies eher bejahen, 
bei vorjäßlicher verneinen. 

War die Rente an das Leben des Rentenſchuldners gefnüpft, und 
hat jich derjelbe jelbit getötet, ohne daß er in unzurechnungsfähigem 
Buftande handelte, jo wird man fich für die FFortentrichtung der Rente 
ducch die Erben entjcheiden fünnen, indem man B. G. B. $ 162 Abi. 1 
allerdings in freier Weiſe entiprechend anwendet. Die mutmaßliche 
Lebenszeit des Schuldners der Nente ift Dabei zu Grunde zu legen. 


— 8) Striethorſt Archiv Bd. 86 ©. 213 betrachtet Penſionsanſprüche nicht ala 
eibrenten. 

9) Die Reichstagskommiſſion, S. 54, nahm die Schriftlichfeit an mit Rüdficht 
auf die Wichtigfeit des „Leibrentenvertrages*. Daran wurde nicht gedadjt, bloße 
Beitandteile eines anderen Vertrages zu treffen. 

10) Iſt die Rente nad dem Leibrentenvertrage auf die Lebenszeit nıchrerer 
Rentengeber oder mehrerer Dritter gejtellt, jo wird fie im Zweifel jo ge a 
— ſein, als einer von ihnen lebt. So A.L. R. I, 11 8617, vgl. B. G. B. 
5 4 
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Sechſtes Kapitel. 


Vergleich.! 
$ 202. Weſen des Vergleiches. Abſchluß. Arten. 

J. Der Vertrag, durch welchen der Streit oder die Ungewißheit 
der Parteien über ein Rechtsverhältnis im Wege gegenſeitigen Nach— 
gebens beſeitigt wird, iſt Vergleich So 8779. 

1. Nicht notwendig iſt, daß es ſich um ein ſtreitiges Rechts— 
verhältnis handelt.“ Erforderlich iſt nur, daß das Rechtsverhältnis 
ungewiß iſt. Der Ungewißheit ſteht es auch gleich, daß die Ver 
wirklichung des Anſpruches unſicher iſt, $ 779 Abſ. 2.° 

Es genügt, daß Ungewißheit bei den Parteien beſteht. Nicht 
erheblich iſt, ob ſie in der Sachlage begründet war, etwa nach der Auf— 
faſſung eines dritten unbefangenen Beurteilers nicht vorhanden iſt. 

2. Unumgänglich für den Vergleichsbegriff iſt gegenſeitiges Nach— 
geben der Vertragsſchließenden; der Vergleich bildet alſo einen gegen— 
jeitigen Vertrag, hinsichtlich deſſen SS 320ff. anwendbar. üft. 

Am nächſten liegt Nachgeben bezüglich des zu Grunde liegen: 
den Verhältniſſes. Es fann fein, daß dasjelbe zum Teil anerfannt, 
zum Teil mittel® Erlaſſes bejeitigt wird, ferner daß es ganz anerkannt 
wird, daß ich aber der Berechtigte zur Milderung jeiner Anjprüche, 
insbejondere zur Stundung verjteht.* Vergleiche können nicht minder 


1) Dertmann, Vergleich des gemeinen Givilrechtes 1895 und dort Angeführte. 
— Das B.G. B. jtellt den Vergleich unter die befonderen Schuldverhältnifje im $ 779. 
Dem wird man aus Gründen der Zweckmäßigkeit zu folgen haben, obgleich der Ber- 
gleich eine allgemeine Natur hat. 

2) Andere Begriffsbejtimmungen bei Dertmann a. a. O. S.9ff. 

3) So insbejondere Bülow, Abjolute Nechtöfraft des Urteiles im Archiv für 
civile Praris Bd. 53 S. 83; fiehe ferner die bei Dertmann, Vergleich S.60 Anger. 

4) Ein taugliches Objekt eines Vergleiches bilden ſtets Terminleijtungen, deren 
Anzahl von dem Eintritte ungewifjer Ereignifje wie dem früheren oder ipäteren Tode 
des Berechtigten abhängig find, z.B. Alimenten-, Penſions- und ähnliche Anfprüche. 
Denn diefe Aniprüce jind bezüglich der Dauer und der Gejamtleiftung ſtets unge— 
wife. Bol. Zur. Woch. 1891 ©. 559 n. 30. 

5) Eine Nachlaßregulierung jtellt einen Vergleid; dar, wenn die Grundlagen 
und Grundiäge der Auseinanderjegung unter den Beteiligten nicht fejtitanden. Not: 
wendig ijt dies feineswegs, Jur. Woch. 1895 ©. 249 n. 34. 

6) Inhalt eines Vergleiches über einen bejtrittenen Anſpruch kann auch jein, 
daß die Parteien einen Teil desfelben durd; Vereinbarung zu einem unbejtrittenen 
und fofort zahlbaren machen, während fie wegen des Reſtes richterliche Enticheidung 
vorbehalten, R.O. H. G. Bd. 8 ©. 143. Das Nachgeben des Gläubigerd liegt bier 
in der Berjtattung teilweiler Zahlung auf jeine, wenigitens nad jeiner Behauptung, 
größere Forderung. 
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anitandeten Nechtes geſetzt wird, insbejondere jo, daß durch Geld oder 
andere Werte eine Abfindung für den Anfpruch gewährt wird, 3.8. 
für einen angeblichen Erbjchaftsanipruch. ? 

3. Der Bergleich als jolcher iſt formlos. Gejchieht derjelbe mittels 
eined Schuldverjprechens oder eines Schuldanerfenntnifjes, jo iſt die 
jchriftliche Form, welche für Gejchäfte diefer Art in 88 780 und 781 
vorgejchrieben iſt, nicht erforderlich, $ 782, denn nur für abitrafte Schuld- 
veriprechen it jene Form bejtimmt, dahin gehört aber der Vergleich nicht. 
Dagegen bedarf ein Vergleich, wodurch behufs Abfindung für einen An- 
jpruch die Übereignung eines Grundſtückes verjprochen wird, der 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung nach $ 313. Denn dieje Form 
wird allgemein gefordert ohne Rückſicht auf das dem lÜlbereignungs- 
verjprechen zu Grunde liegende Gejchäft. 

II. Vergleiche find nur gültig bezüglich jolcher Nechtsverhältniiie, 
welche der Berfügung der Bergleichsjchliegenden unterjtehen. Ein Ver: 
gleich 3. B., wonach eine Ehe getrennt werden joll, wäre nichtig. Nichtig 
it jelbjtverjtändlich jeder VBergieich, welcher gegen die guten Sitten ver- 
ſtößt, $ 138 Abſ. 1. Ein Vergleich über die Nichtverfolgung eines Ver: 
geheng, welches nur auf Antrag des Berlegten verfolgt werden darf, 
iſt als gültig zu erachten, jofern nicht in dem gegebenen Falle eine Un— 
jittlichkeit in ihm liegt, oder eine Erprejjung zu finden ijt.® 

Nichtig Find über noch zu begehende Delikte im voraus gejchlofiene 
Vergleiche. 


7) Bol. R.G. Bd. 33 ©. 338; Gruchot Bd. 43 ©. 747; Jur. Wod. 1894 ©. 490 
n.3; 3.0.9.6. Bd. 23 S. 226; Striethorjt Arch. Bd. 12 ©. 18; unklar Bolze Bd. 5 
n. 483. 


8) Zwei Fragen find zu untericheiden: a) Wird bei Antragsdeliften durd) einen 
von den Berlegten ausgeſprochenen Berzicht auf den Strafverfolgungdantrag die nad)- 
herige Stellung dieſes Antrages innerhalb der Antragsfriit ausgeichlofien? Dieje 
Frage ijt nad) St. G.B. 88 61, 64 zu verneinen, vgl. R.G. in Strafſachen Bd. 3 
©. 221, denn das Strafgejepbucd kennt als Gründe der Erlöjhung des Antrags- 
rechtes nur Ablauf der gejeplihen Friſt und in den geſetzlich vorgejehenen Fällen 
Zurüdnahme de3 Antrages. Anders nur bei dem vor dem Schiedämann gejchlofjenen 
Vergleich über Beleidigungen, Str. P.D. $ 420. b) Die andere Frage it, ob ein 
Vergleich über Nichtjtellen des Antrages gegen eine an wirkungslos ijt? Dies 
ift keineswegs der Fall, die Abfindung wird in der Regel geichuldet, jedoch nur 
unter der Bedingung, daß der Antrag nicht nachträglich binnen der gejeglihen Frijt 
gejtellt wird. ubtile Erörterungen über die Frage enthalten die Motive Bd. 2 
©. 652. Das R.G. nimmt jogar an — Deutiche Jur. Ztg. 1899 ©.133 —, daß 
im ordentlichen Prozejje auf Rücknahme des Strafantrages Klage erhoben werden 
fann, jofern der Vergleich wirkſam ift; das Urteil jei dann nad) $ 888 C. P. O. (nicht 
894 C. P. O.) zu vollitreden. 
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II. Bejondere Beichränfungen der Vergleiche, welche man nach 
früherem Rechte annahm, ind dem B. G. B. fremd. ® 

Fraglich ift geblieben, ob ein Vergleich unzuläjfig ift, wenn er be- 
zweckt, die Nechtäfraft eines Urteiles beijeite zu jegen. Man behauptet, 
daß dies aus öffentlich rechtlichen Rückſichten nicht anzuerfennen jei!", 
doch fehlt hierfür die gejegliche Grundlage und genügende innere Recht: 
fertigung. 

Nach gemeinem Rechte bedürfen Vergleiche über fünftige Alimente 
gerichtlicher Beſtätigung.!!“ Das B. G. B. fennt eine derartige bejondere 
Beitimmung nicht, läßt aber Abmachungen aller Art über die Ver- 
wandten und Chegatten zuftehenden Unterhaltsanjprüche nur in be— 
Ichränfter Weiſe zu, 88 1614, 1714. 

IV. Nach der gemeinrechtlich herrichenden Anjicht genügte eine 
Generalvollmacht zum Abſchluſſe eines VBergleiches nur, wenn fie mit 
der Klauſel „cum libera* erteilt wurde.?? Auch A.L. R. I, 13 $ 102 
verlangte zum Bergleichsichluffe durch einen Vertreter in der Regel eine 
Spezialvollmacdjt. Dies ijt dem B. G. B. fremd. Der Umfang der Voll: 
macht ijt vielmehr Abjichtsfrage. Da aber der Abjchluß des Ber: 
gleiches immerhin einen außerordentlichen über die gewöhnliche Ge- 
ihärtswaltung binausgehenden Alt bildet, jo wird es bejonderer 
Umftände zur Annahme bedürfen, daß der Vertreter, welchem bloß die 
Verwaltung im allgemeinen übertragen ift, auch das Recht zu VBergleichs- 
ſchlüſſen hat. 

Die Prozepvollmacht ermächtigt nach E.P.D.$ 81, vol. aud) $ 83, 
zur Bejeitigung des Nechtsjtreites durch Vergleich, alfo nicht bloß zu 
Vergleichen beim Prozeßgericht. Die Vergleichsbefugnis hat aber rich- 
tiger Anficht nach ihre Grenze im Gegenitande des Prozeſſes. Der Be- 
vollmächtigte fann daher nicht etwa andere Anjprüche des Vollmacht: 
gebers aufgeben, Abfindungen zufagen, um zu einem günftigen Vergleiche 
über den Prozehgegenitand zu gelangen. Dem Prozehbevollmächtigten 
darf die regelmäßige Vollmacht zum Bergleichsjchluffe entzogen werden, 


9) Dahin gehört die angebliche Ungültigkeit eines Vergleiches über ein noch 
nicht eingejehenes Tejtament nach mn. ne vgl. Gierüber Dernburg, Band. 
Bd. 2 8109 Anm. 8: Dertmann a.a.D. 

10) Billow a.a.D., Dertmann, he n.7a. 

11) Dernburg, Band. Bd.28 31 Anm. 6. 

12) Siche Oertmann, Vergleich ©. 97. 

13) Es wird Hierbei in das Gewicht fallen, ob ber a nur verhältnit- 
mäßig Geringwertiges betrifft oder Erheblidyes, Dertmann a.a.0D. ©. 98. 
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die Beichränfung muß aber, um Dritte zu binden, in die Vollmacht 
aufgenommen, oder ihnen befannt jein, vgl. B.G.B. 88 172, 173. 

Prokuriſten find zu Vergleichen ermächtigt, joweit dieje in den Betrieb 
eines Handelsgewerbes fallen, H.©.B.$ 49, Handlungsbevollmächtigte 
ohne Profura, foweit dies ihre Handlungsvollmacht gemäß H. G. B. 8 54 
mit fich bringt, Handlungsreifende insbejondere zu vergleichgweijer Stun- 
dung der Kaufpreiſe der von ihnen abgejchlojjenen Verkäufe, H. G. B. 
$ 55 Abi. 2, Handlungsagenten auch hierzu nur im Falle befonderer 
Ermädtigung, 9.6.8. $ 86 Ab}. 1. 

V. Das Recht der Vormünder zu Vergleichen ift bejchränft. Falls 
der Gegenftand nicht in Geld ſchätzbar oder über 300 Mark ijt, bedürfen 
fie der Genehmigung des VBormundjchaftsgerichtes, $ 1822 Ziff. 12; für 
den Gewalthaber eines Kindes gilt dies nicht, $ 1643 Abi. 1. Ferner 
hat der Klonfuröverwalter zu Vergleichen über mehr als 300 Mark die 
Genehmigung des etwa bejtellten Gläubigerausſchuſſes einzuholen, K. O. 
$ 133 Ziff. 2. 

VI. Eine bejondere Art des Vergleiches ijt der Zwangsvergleich 
im Konkurſe, 8.D. 88 173 ff. Hierauf ift an diefem Orte nicht einzu- 
geben. 

$ 203. Wirfungen des Bergleihes. Umfang. 

I. Der Umfang des Bergleiches beſtimmt fich nach der Abficht der 
Vertragsichliegenden, Feinesiwegs bloß nach dem Wortlaute ihrer Verein: 
barung, B. G. B. 5 133. Nach A.L. R. I, 16 88 426 FF. jollten Vergleiche 
über alle wechjeljeitigen Forderungen der Bertragsjchliegenden auf jolche 
Posten nicht bezogen werden, welche dem Berechtigten zur Zeit des Ver— 
gleichsjchlufjes unbekannt waren; es jei denn die voraussichtliche Abficht 
gewejen, jich über Bekanntes und Unbekanntes zu vergleichen.! it dies 
auch nicht mehr bejonders gejeßlich bejtimmt, jo entipricht e3 doch dem 
Wejen der Sache. 

Eine zwedmäßige pofitive Beſtimmung trifft C. P.O. $ 98. Da- 
nach find die Koſten eines abgejchlojjenen Prozeivergleiches als gegen 
einander aufgerechnet anzujehen, wenn nichts anderes vereinbart ift. 

II. Geht der Inhalt eines Vergleiches dahin, daß eine beanjpruchte 
Befugnis ganz oder teilweije anerkannt wird, jo liegt hierin feineswegs 


1) Denfelben Gedanken ſpricht PBapinian jchlagend in 1.5 D.h.t. 2,15 aus: 
..lites, de quibus non est cogitatum, in suo statu retinentur: liberalitem enim 
captiosam interpretatio prudentium fregit, vgl. 1.9 1.12 D. h. t., vgl. ferner Bolze 
Bd. 1 n.884, Bd.6 n. 426. 


Dernburg, Bürgerl. Recht. II. 2. 8 
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eine Novation des anerkannten Anſpruches, es bleiben alſo, ſoweit die 
alte Schuld ſich nach dem Vergleiche erhalten ſoll, die für dieſelbe be— 
ſtellten Bürgen und Pfänder verhaftet, und ſonſtige Hilfsrechte beſtehen. 

III. Dagegen kann der Vergleich Dritte nicht binden, welche ihm 
nicht zuſtimmten.“s Er kann daher insbeſondere nicht gegen Bürgen 
geltend gemacht werden, welche dem Abſchluſſe desſelben nicht zuſtimmten, 
dagegen können dieſe die Einwendung eines im Vergleiche liegenden Er— 
laſſes wie andere Einwendungen des Hauptſchuldners vorſchützen, $ 768 
Abi. 1 Sat 1.* War ferner für die urjprüngliche im Vergleiche aner- 
fannte Forderung Hypothek beitellt und der Vergleichichliegende der 
Eigentümer der verpfändeten Sache, jo kann zwar der Inhalt des Ver- 
gleiches, joweit er die Forderungen bejtimmt, im Grundbuche vermerft 
werden, bereit bejtehenden Rechten Dritter kann jedoch dieje Eintragung 


nicht ſchaden. 

IV. Der Vergleich hat eine allgemeine Ähnlichkeit mit dem Urteils, 
da er wie diejes, bejtrittene Nechte zur Anerkennung bringt. Diejer Ge- 
danfe Hat im neueren Nechte eine beitimmte Geftalt gewonnen, denn aus 
dem über rechtshängige Gegenftände vor einem deutjchen Gericht, wie 
auch aus den vor gewijjen anderen Behörden gejchlojjenen Vergleichen 
findet Zwangsvollitredung jtatt, C. P.O. $ 794 Ziff. 1 und 2.6.7 

V. Die Grundjäge des Kaufes wegen Mängel im Rechte oder der 
Sache finden entiprechende Anwendung auf Vergleiche, 88 445, 493. 


2) 1.2784 D. de pactis 2,14; 1.3 pr. D. h. t. 2,15. 

3) Val. auh R.O. H. G. Bd. 16 ©. 417. 

4) Der Bürge fann aljo die Einwendungen aus der uriprünglicen Obligation 
wie auch die Einrede des Vergleiches geltend machen. Soweit die Einwendungen aus 
der uriprünglichen Obligation nach richterlichem Urteil begründet find, fommt der 
Bergleich für den Bürgen nicht in Betracht. Soweit der Bürge aber, geftügt auf 
den Vergleih, Abweilung der Klage erlangt, muß er fich unjeres Ermeſſens auch 
den Bergleih gefallen lajien. Er hat ihn wenigiten® eventuell für den Fall, dab 
Einwendungen aus der urjprünglichen Obligation nicht durchichlagen, anerfannt. War 
alfo 3. B. —* der Verpflichtung zur Leiſtung eines Pferdes vergleichsweiſe Zahlung 
von 500 Mark mit dem Hauptſchuldner vereinbart, fo kann der Bürge auf die 500 Mark 
in Anjpruc genommen werden, wenn er auf Grund des Bergleihes von der ur— 
iprünglichen Verpflichtung losgeſprochen wird. 

5) 1.20 C. de transact. 2,4; Oertmann a. a. O. ©. 192. 

6) Siche Paul Kretichmar, Der Vergleich im Prozefie 1896. Der Anipruch 
aus einem volljtredbaren Vergleich verjährt in 30 Jahren, aud) wenn der Anſpruch 
an ſich furz verjährbar war, B. G. B. $ 218 Abj.1. 

7) Der gerichtlihe Vergleich ift dem gerichtlichen Urteil nur in der einen Be— 
ziehung gleich geitellt, dab er zu einem Titel für die Zwangsvollftredung erhoben 
it. Dagegen erzeugt er nad) den Grundjäßen des materiellen Rechtes feine andere 
Wirkung als ein außergerichtlicher Vergleich, R.G. Bd. 21 S. 349, Bd. 37 ©. 418. 
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Dies bezieht fich auf Gegenjtände, welche vergleichsweije zur Ab- 
findung gegeben werden. Wird aber der Vergleich durch Verzicht auf 
einen vom anderen Teile beanjpruchten Gegenjtand geſchloſſen, jo liegt 
dem Verzichtenden jelbjt dann feine Haftung wegen Sachmängel oder 
etwaiger Rechte Dritter ob, wenn er für jeinen Verzicht eine Abfindung 
erhielt. 8 

8 204. Ungültigleit des Vergleides. 

I. Nach der Art der Menjchen erhebt jich über einen Vergleich 
und dejien Tragweite leicht neuer Streit, da jie meinen, ich übereilt 
zu haben und übervorteilt zu fein, jo daß fie der Vergleich reut. 

Dann kann es ich namentlich fragen, ob eine Anfechtung des Ver— 
gleiches um deswillen zuläſſig it, weil die Punkte, über welche Streit 
herrichte, und über die man fich verglich, durch jpäter aufgefundene 
Beweije, insbejondere durch Urkunden zu Gunſten des einen Teiles 
aufgehellt wurden. Das römische Necht verwarf dies!; das Ü.LN. 
I, 16 $$ 420ff. war weniger jtreng und ließ Anfechtung unter den 
Vorausjegungen zu, unter denen ein vechtsfräftiges Urteil wegen neu 
aufgefundener Urkunden angefochten werden fonnte.? Dem B.G.B. iſt 
eine Anfechtung des Vergleiches aus dieſem Grunde nicht bekannt. Waren 
die Urkunden argliftig verheimlicht, jo Fann wegen der Täufchung An— 
fechtung zuläſſig fein. 

II. Liefen beim Vergleich Nechnungsfehler unter, jo ift deren Be— 
richtigung, wie nicht zu bezweifeln it, jederzeit zuläfjig. ® 

III. Vergleiche find wie andere Verträge wegen Zwanges, Be: 
truges und wejentlichen Irrtumes anfechtbar, 88 119ff., desgleichen wegen 
Mangels ernitlichen Willens nichtig, 88 117, 118. 

Nach $ 779 Abi. 1 find fie aber auch unwirkſam, wenn der nad) 
dem Inhalte des Vertrages als fejtitehend zu Grunde gelegte Sad) 
verhalt der Wirklichkeit nicht entipricht, jofern der Streit oder die Un: 
gewißheit bei Kenntnis der Sachlage nicht entjtanden fein würde.“ 5-6 


8) Vgl. Bekker in feinen und Muthers Jahrbüchern Bd.6 ©. 238. 

1) 1.19 C.h.t.2,4 sub praetextu instrumenti post reperti transactionem 
bona fide finitam reseindi jura non patiuntur. 

2) Vgl. jetzt E.P.D. 5 580 Ziff. 7 

3) Bejondere Bejtimmungen, wie ſolche A.L. R. I, 16 $$ 431ff. lannte, hat 
das B. G. B. nicht getroffen. 

4) Über das ältere Recht in dieſer Hinſicht und die verſchiedenen Anſichten 
hierüber vgl. die bei Dertmann ©. 234 ff. Anger. 

5) Sehr viel weiter ging E. I $ 667 Abi. 2: Sit bei der Schließung des Ver: 
traged von den Vertragichliependen ausdrüdlid; oder jtillichweigeud das Nichtvor— 

8* 
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War z.B. die Höhe eines Anjpruches, etwa eines Vermächtnijjes, Itreitig, 
nach dem Vergleichsſchluſſe hierüber ergiebt fich aber, daß der Anſpruch 
jelbjt nicht beiteht, weil dag Vermächtnis vom Erblajjer wieder rechts- 
gültig aufgehoben war, jo Hat jener Vergleich) Feine Straft. Wenn ferner 
die Parteien darüber jtritten, ob ein Gejchäftsführer zur Anrechnung 
gewijjer Auslagen befugt jei, deren Höhe man nicht bezweifelte, es 
ergiebt ic) aber nach dem BVergleichsjchlufje über das Necht der An- 
rechnung, daß der Betrag jener Auslagen zu hoch angejeßt war, jo 
jteht der Bergleich einer Ermäßigung derjelben nicht entgegen. 

Dies rechtfertigt fich dadurch, daß Vergleiche nur die Streitpuntte 
erledigen, über welche fich die Bertragsichliegenden vergleichen wollten. 
Worin diejelben bejtanden, ergiebt jich eben nicht bloß aus den Worten 
des Vergleiches, jondern nicht minder aus den Umjtänden, unter denen 
er gejchlojjen war. Erforderlich iſt aber die Unrichtigfeit des nad) 
dem Bertrage zu Grunde gelegten Sachverhaltes. Die einjeitige 
Ansicht einer Partei über die Grundlage des VBergleiches kommt nicht 
in Betracht. 


Siebentes Kapitel. 


Die Schenkung. ! 
$ 205. Begriff der Schenfung.? 
I. Negel des VBerfehres ift do ut des, facio ut facias. Schen- 
fungen durchbrechen dieje Regel und heben ſich damit wirtjchaftlich und 
rechtlich von „Verkehrsgeſchäften“ ab. Die Schenkung kann Aus- 





bandenjein eines Umſtandes vorausgejeßt, welder den Streit oder die Ungewiß— 
heit ausgeichlojjen Haben würde, jo kann der Vertragjchliegende, welcher von einem 
ſolchen uͤmſiande erſt nad Schließung des Vergleiches Kenntnis erlangt hat, ver— 
langen, daß der Vergleich rückgängig gemacht wird. — Vgl. Kom. Prot. — Spahn — 
3.28. 519, Bd. 6 ©. 198. 

6) Vgl. Gruchot Bd. 36 ©. 1030; Jur. Woch. 1892 ©. 488 n. 31. 


1) Vgl. Burdhard, Stellung der Schenkung im Rechtsſyſtem 1891. AJuftinians 
Inftitutionen jtellten die Schenkung unter die civilen Eigentumsarten Tit. Inst. de 
donationibus 2,7, womit ſich die älteren gemeinvechtlihen Schriftiteller meijt be- 
rubigten. Seit Heiſes Grundriß reiht man die Schenkung überwiegend unter die 
Begründungsakte der Obligationen ein. Vom logiihen und jyitematifhen Stand- 
punfte erflärt Savigny, Syitem Bd.4 S. 3 nad) dem Vorgange von Puchta, daß 
beides gleich unbegründet fei. Die Schenkung ſei ein allgemeiner Charakter, welchen 
die verſchiedenſten Rechtsgeſchäfte annehmen könnten. Sie gehöre daher in den „all— 
gemeinen Teil“ des Syſtems. In der That iſt, wie Burckhard a. a. O. S. 32 be— 
merlt, die Schenkung, deren Weſen nicht in der juriſtiſchen Geſtalt der Vermögens— 
zumwendung, ſondern in der causa liegt, innerhalb der gerade auf der Verichiedenbeit 
der jurijtiichen Geſtalt beruhenden Klajfifitation des Syſtems, ein Fremdling überall, 
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fluß frommer, edler, humaner Gefinnung fein. Aber häufig dient ſie 
unlauteren Zweden, iſt Mittel der Korruption, verdedt Bejtechung. 
Nicht jelten erfolgen Schenkungen unter einem moralischen Drud, vor: 
zugsweife jo, daß die Hilflofigkeit altersjchwacher, franfer oder be- 
ichränfter Berjonen durch ihre Umgebung, ihre Pfleger ausgebeutet wird. 
Oft folgt ihnen Neue, wenn ſich der Schenker jeiner notwendigen pe- 
funtären Mittel entblößt, oder die Schenkung mit Undanf erwidert wird. 
Leicht werden die Angehörigen des Schenfers unbillig durch Schenkungen 
un Dritte geichädigt, die Gläubiger des Schenkers durch deſſen freigebige 
Verfügungen benachteiligt. 

Daher juchten jchon die Römer den Schenkungen entgegenzutreten. 
Biel weiter ging darin das A.L. R., dejien Verfaſſer Menfchen und 
Menfchenart kannten. Dagegen der erite Entwurf, von dem Gedanfen 
ausgehend: „tu l’as voulu George Dandin*, gab dem Schenfer, der auf 
die Schenkung eingegangen war, nur geringe Hilfe Humaner war na= 
mentlich der Neichdtag und ift das B.G.B. geworden. Ob die Bor: 
ichriften, die es trifft, ganz ausreichen, muß dabingeftellt bleiben. 


I. Welches die Grenzen des Schenkungsbegriffes find, war im 
früheren Nechte jehr ſtreitig. Das B. G. B. 8 516 Abſ. 1 gedachte die 
Zweifel durch eine Definition auszutilgen und bejtinmt: „eine Zu— 
wendung, durch die jemand aus feinem Vermögen einen anderen be— 
reichert, ift Schenkung, wenn beide Teile darüber einig find, daß die 
Zuwendung unentgeltlich erfolgt.“ ? 

Doc die Formel hat die Zweifel nicht bejeitigt. Die Streitfragen 
Ipriegen über ihr auf. Nur durch Feithalten an den Nechtsjäten des 
gemeinen Nechtes, welches man nicht verlajfen wollte, kann man ie 
jicher löjen. 


vgl. auch Dernburg, Band. Bd.2 8106 Anm. 2. Darum fann die Schenfung trog 
ihrer Wanderungen durch das Enjtem ihre Ruhe nicht finden. Ihre Stelle im B.G.B. 
wie in den neueren Bandektenbüchern bildet einen Notbehelf. Er iſt unjchäbfih, wenn 
wir erfennen, daß es ſich um etwas anderes nicht handelt. Endemann $1641 freilich 
will die Schentung ohne Ausnahme als obligatorischen Bertrag auffaſſen. Verpflichte 
ih mich alfo zu einer Leitung — $ 241 —, wenn id) einem Bedürftigen ein Zwanzig- 
markſtück gebe? Worin joll diejelbe beitehen? Nah Coſack 2. Aufl. Bd. ©. 488 
verpflichtet ji” der Schenker in jedem Falle, den Gegenitand der Zuwendung dem 
Empfänger zu lajien. Aber die Pflicht, einem anderen das Geine zu lafjen, ijt eine 
Folge jeined Eigentums und begründet fein bejonderes Schulöverhältnisrecht. 


2) Über gemeines Recht vgl. namentlih Savigny, Syſtem Bd.4 ©. 1ff.; 
Belker, Band. Bd.2 ©. 170; Burdhard, Begriff der Schenfung 1899. 


3) ®gl. E.1$437; Mot. Bd.2 ©. 286. 
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1. Unbezweifelt ift, daß die jchenfungsweile Zuwendung nicht bloß 
durch Übereignung von Sachen möglich iftt — dem einfachiten und 
bäufigiten Schenkungsfall, welchen man bei Bildung des Begriffes zu- 
nächjt im Auge hatte —, daß fie vielmehr durch Gejchäfte aller Art 
geichehen kann, die einen anderen bereichern fönnen, als da find Beſitz— 
überlafjung, Beitellung von dinglichen Gebrauchs- und Nutzungsrechten, 
Übertragung von Forderungen, Überlaffung von Rechten anderer Art, 
3. B. eines Urheberrechtes, Berzicht auf Vermögensrechte, vor allem 
auch Schentungsverjprechen, d. h. unentgeltliche Übernahme der Ver- 
pflichtung zu einer vermögenswerten Leitung, deren Entrichtung dann 
Erfüllung, nicht ſelbſt Schenkung. ilt. 

Auch das ift nicht bejtritten, daß die Zuwendung nicht unmit- 
telbar an den Bejchenkten gejchehen muß, daß fie z.B. auch durch 
eine im Intereſſe eines Schuldners jchenfungsweije erfolgende Zahlung 
an dejien Gläubiger vollzogen werden kann. Genügen aber auch Nicht- 
vechtögejchäfte? Nah Cojad Bd. 1 8 139 1a find fie als folche 
Nichtſchenkungen, 3. B. man verjäumt abjichtlich gegen ein materiell un- 
gerechtes Urteil Einfpruch zu erheben, protejtiert in Schenfungsabjicht 
einen Wechjel nicht, repariert das Haus feines Freundes in dejjen Ab- 
wejenheit. Bergeblich jucht man aber einen Beweis dafür, dat Nichtrechts- 
gefchäfte Nichtichenfungen jind. Worauf kann es dem Rechte bei der 
Auszeichnung der Schenkungen allein anfommen? Doc nur, dag man 
nicht leichthin aus jeinem Vermögen unentgeltlich andere bereichert. Ob 
dies durch Rechtsgeichäfte oder thatjächlich geichieht, macht hierfür feinen 
Unterjchied. Nicht die Form, jondern die Ihatjache der gewollten Zu: 
wendung muß entjcheiden. 5 

2. Die Zuwendung muß nad) $516 Abſ. 1 aus dem Ber- 
mögen des Schenfers geichehen; dazu erklärt $ 517: eine Schen— 
fung liegt nicht vor, wenn jemand zum Worteil eines anderen einen 
Bermögenserwerb unterläßt®, oder auf ein angefallenes, noch nicht end— 
gültig erworbenes Necht verzichtet, oder eine Erbichaft oder ein Ver— 
mächtnis ausjchlägt.” Es gemügt aljo nicht, dag man einem anderen 
die — eines Erwerbes verſchafft. 

) R. G. Bd. 28 ©. 202. 

— Über die Schenkung „durch bloße Unterlaſſungen“ vgl. Savigny a. a. O. 
Bd.4 S. 563. — Beilage IX 

ö vgol. 1.28 pr.D. de V. 8. 50, 16 qui occasione adquirendi non utitur, 
non intelligitur alienare. Es gehört hierher, dab man einen vorteilhaften „Antrag“ 


nicht annimmt, um ihn einem anderen zuzuwenden. 
7} Bgl. 1.5 $$ 13, 14 D. de don. i.v. et u. 24,1. 
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Sit hieraus zu folgern, daß es feine Schenfung ijt, wenn man 
einem anderen die Benugung einer Mietwohnung auf Jahre Hinaus 
unentgeltlich überläßt, oder wenn man ihm ein Geldfapital, welches 
derjelbe ung jchuldet, für die Zeit feines Lebens zinslos überläßt? Dies 
dürfte dem Gedanken des Gejeges nicht entiprechen. Derjelbe kann 
nur darin gefunden werden, daß es weniger bedenklich ijt, wenn man 
einen Zuwachs zu feinem Vermögen, ohne den man fich auch 
bisher behalf unentgeltlich aufgiebt, al3 wenn man jein bereits fonjoli- 
diertes Vermögen verkürzt. In jenen Fällen giebt man aber den Ertrag 
jeines bereit3 erworbenen Vermögens! auf, was etwas anderes iſt als 
neuer Zuwachs. Hiernach ift das Aufgeben einer künftigen jtän- 
digen Einnahme aus unjerem Vermögen als Schenkung zu erachten. 
Nur eine vorübergehende, gelegentliche Überlajiung ift feine Schenkung. ® 

Nach jenen Grundgedanten muß jelbjt angenommen werden, daß 
die unentgeltliche Leiſtung von Dienjten und die unentgeltliche 
Anfertigung von Arbeiten, aus denen man fonjt eine jtändige 
Einnahmegquelle zieht, wenn fie nicht bloß gelegentlich, jondern regel: 
mäßig dauernd gejchah, eine Schenkung der Vergütung bildet, welche 
man zu erwarten hatte. 

Die Schenkung reicht freilich mur joweit, al$ dem anderen Geld 
erjpart wird, welches er jonjt hätte ausgeben müfjen.I 10 


3. Man kann fein gejamtes Vermögen verjchenten, obgleich 
die Definition des $ 516 Abj. 1 nur eine Zuwendung aus dem Ber- 
mögen Schenkung nennt. Schenkung des gejamten jegigen und künf— 
tigen Vermögens oder eines Bruchteiles desſelben it aber nichtig nach 
g 310.10. 11 


8) 1.9 pr. D. de don. 39, 5: in aedibus alienis habitare gratis, donatio videtur, 
Tür zinsloje Überlaſſung eines Kapitales muß Entiprechendes gelten. Das vömijche 
Recht freilich fcheint dies nicht angenommen zu haben, Savigny a.a.D. ©. 38. 
Anders jedoch in 1.9 pr. D. de don. 39, 5. 

9 Savigny a.a.D. ©. 34ff., val. 1.65 $7 D.de cond. ind. 12,6 non quanti 
locare potui, sed quanti tu conducturus fuisses. 

10) Uber die Zuläfiigkeit der Schenfung des künftigen Vermögens gingen die 
Auffaſſungen bisher auseinander. Richtiger Anficht nad) war fie nach römiſchem Nechte 
möglih, R.G. Bd. 18 S.176. Dagegen Savigny a. a. O. S. 142 verwarf fie. Auch 
das preußiſche O.Trib. Bd.43 ©. 128 erkannte fie für das A.L.R. an, was freilich 
gleichfalls nicht unbejtritten blieb. Daß derartige Schenkungen im Leben nicht ohne 
diellbernahme der Verpflichtung vorfommen, dem Schenter lebenslänglicen Unterhalt 
zu reichen, liegt auf der Hand. Die Nichtigkeit der Schenfung des fünftigen Ber: 
mögen beitimmte code eiv. art. 943 Ihm folgt jetzt B.G. B. 8310. Die Schenkung 
des fünftigen Vermögens, welche vor dem Januar 1900 gültig abgeſchloſſen war, 
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4. Die Zuwendung muß eine freiwillige Bereicherung des 
anderen bezweden. 1? 

Dit e8 aber feine Schenkung, wenn man einem anderen jahrelang 
das Mittagejien reicht, die Stube unentgeltlich heizt, ihm unentgeltlich 
eleftriiche Kraft liefert? Bereichert wird auch, wer Ausgaben eripart! 

5. Es bedarf der Einigung über die Umentgeltlichkeit. Die 
Yeiltung darf alſo namentlich nicht zum Zwede der Erfüllung einer 
Berbindlichkeit, auch einer nicht Hagbaren — solvendi causa — und 
nicht um einer Gegenleiftung willen — credendi causa — gejcheben. !3 
Gehört zur Gegenleiftung notwendig, dab jie eine pefuniäre jei? Dies 
ift gejeglich nicht beitimmt und auch nicht anzunehmen. Ein Geld- 
verjprechen an eine uneheliche Mutter z. B. für ihre Einwilligung dazu, 
daß wir ihr Kind an Stindesjtatt annehmen Dürfen, ift feine Schenkung, 
alfo nicht wegen Mangels gerichtlicher und notarieller Beurkundung 
nichtig, nicht wegen Undankbarkeit widerruflih. Im gleichem Sinne 
ijt die häufig in der Praxis verhandelte Frage zu entjcheiden, ob das 
Berjprechen einer Zuwendung für den Fall des Abſchluſſes einer Che 
3. B. mit der Tochter des Beriprechenden Schenfung ijt und der Schen- 


erſtreckt ſich aber richtiger Anjicht nad) auch auf den Erwerb, welchen der Schenker 
nad) Sntrafttreten des B.6.B. macht. Dem $310 in diefer Beziehung rückwirkende 
Kraft zu geben, entipricht dem Einf. Gef. Art. 170 nicht, und mühte zur Rechts— 
verivirrung führen. Anders Habicht, Einwirfung S. 190. 

11) Das B. G. B. fpricht ſich nicht über die Frage aus, ob die Übernahme 
einer Bürgihaft oder die Beitellung eines Pfandes zu Guniten der Schuld eines 
Dritten eine Schenfung an den Gläubiger bildet. Ebenjowenig trifft es eine 
Entiheidung darüber, ob der Erlaß eines Pfandrechtes oder Verzicht auf eine 
Bürgihaft ald Schentung aufgefaht werden kann. Das römiſche Ban Io in jolchen 
Geſchäften feine Schenkung, 1.1 $9 si quid in fraudem 38,5, 1.181 D.q.m. 
pign. 20,6. Gleiches nahm für preußifches Recht an Dernburg, hreuß P. R. Bd.2 
8161 gif. 7. Es beiteht fein Grund nah B. G. B. in dieſer Hinficht vom gemeinen 
Rechte abzuweichen. Doc find die Meinungen geteilt. Endemann Bd. 1 5183 ficht 
in der Einräumung von Pfand- und Sicherheitsrechten für die Schuld eines Dritten 
eine Schenfung an den Gläubiger, dagegen nicht in der Übernahme einer Bürg- 
ſchaft. Wir erachten beides nicht als Schenkung, denn der Gläubiger foll hierdurch 
nicht bereichert, fondern gefichert werden, vgl. Dertmann zu $516 Ziff. 1, welcer 
bemerft, dab R.G. Bd. 10 S. 33, auf weldes ſich Endemann ftüßt, nicht davon 
ſpricht, daß eine Pfandbeſtellung eine Schenkung enthalte, jondern nur, dak fie unter 
Kont. O. 830 Ziff. 2 früher $23 Ziff. 2 fällt, weil der Gläubiger auf ſolche Siche— 
rung feinen Anjprud bat. 

12) R. G. Bd. 36 ©. 282. Freiwillig ift die Bereicherung nit, wenn fie ge- 
jeglich geboten war, 3.8. Leiftungen des OrtSarmenverbandes, wenn eine vertrags— 
mäßige Verpflichtung beitand oder wenigitens bei der geiftung von dem Leijtenden 
angenommen wurde Vgl. R.G. Bd. 14 ©. 192. 

3) Eine Schenkung unter einer Auflage bleibt Schenkung, R.G. Bd. 11 ©. 350, 
vgl. unten. 
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fungsform bedarf. Denn Schenkung und Ehejchliegung jtehen hier im 
Berhältnis von Leijtung und Gegenleijtung.+ 15 

Unentgeltlich ijt aber die Zuwendung, wenn ſich bloß die Hoff- 
nung, die Erwartung einer Öegenleiftung an fie fnüpft, 3. B. eines noch 
größeren Gegengejchentes. 

6. Von der Abjicht, den anderen Teil zu bereichern — animus 
donandi — ijt im Geſetze nicht die Rede. Sie muß feinesfalls bejon- 
ders bewiejen werden. 

III. Der Legalbegriff der Schenkung in 88 516 und 517 üt 
zunächjt für die im Titel „Schenfung” enthaltenen Rechtsregeln auf: 
geitellt. Als Negel muß er überall zu Grunde gelegt werden, wo das 
B. G. B. Nechtsregeln bezüglich von Schenkungen aufjtellt.1* 

Dennoch kann nach dem Zwede, welchen die einzelne VBorjchrift hat, 
eine andere Auslegung geboten fein. 17-18 


8206. Abſchluß. Form der Schenfung. 
1. Die Schenkung fordert nach 88 516, 518 einen Bertrag!, aljv 
Annahme der Schenkung durch den Bejchenften. 


14) So R.G. Bd. 17 S. 252 und dort Angef.; Gruchot Bd. 34 S. 965; Jur. 
Rod. 1881 S. 100, 1882 ©. 276 n. 17, 1893 ©. 549 n.44, 1887 ©.194 n. 21, 
S. 277 2.27 und 478 n.21, 1896 ©.194 n. 37; Strieth. Arch. Bd. 18 ©. 178; 
D.Trib. Bd. 12 S. 31; Bolze Bd. 9 n.358; beſchränkend Jur. Woch. 1885 ©. 20 
n. 14; vgl. Sur. Woch. 1895 ©. 23 n.71. 

15) Eine Ausstattung gilt nur infoweit als Schenkung, als diejelbe das ent— 
iprechende Maß überfteigt, $ 1624; Jur. Woch. 1897 ©. 189 n. 14. 

16) Eo Endemann Bd. 1 8164 Anm. 1. 

17) Die preuß. B. O. $ 38 verbot dem Bormund Schenkungen aus den Miündel- 
vermögen. Dies bezog man überwiegend auf Yiberalitäten jeder Art auf Koſten des 
Mündels, z.B. Verzichtleiſtung auf ein dem Mündel zujtehendes Pfandrecht, welches 
nur aus der Abjicht hervorging, den Eigentümer zu begünstigen, Dernburg-Schultzen— 
jtein, Preuß. Vorm. Recht S.270 und dort Anger.; R.G. Bd.33 ©. 211. B. G. B. 
$1804 verbietet in gleicher Weije dem Vormund Scenfungen aus dem Mündel- 
vermögen. Es ijt nicht anzunehmen, daß dad Verbot des B. G. B. in anderer Weiſe 
auszulegen iſt als nad) der preuß. V. O. zu geſchehen hatte. — Nicht von Schenkungen 
jpricht die Konk. D. und das Anfechtungsgejeß, vgl. unten $208. Von „Geſchenken oder 
anderen Vorteilen“ handelt Strafgeſetzbuch $$ 331 bis 335, ebenſo das Neich&beamten- 
gejeg vom 31. März 1873 $15 von „Beichenten“ ſowie von „Geſchenken oder Be— 
lohnungen“. Hierbei iſt der gejeßliche Begriff der Schenkungen keineswegs mahgebend. 

18) Vom bisherigen Schenkungsrecht untericeidet ji) dasjenige des B. G. B. 
unter anderem in folgenden Bunften: a) Schenkungen unter Ehegatten find nicht wie 
nad) gemeinem Rechte nichtig; b) die Vermutungen bezüglich der Schenkungen nad) 
AR. RL 11 88 1040 ff. find nicht übernommen; c) belohnende Schenfungen werden 
nicht mehr wie nah A.L. R. I, 11 88 1069 ff. beſonders behandelt; d) Schenfungen 
an Sinder kann nicht mehr wie nah A.L. R. I,11 $ 1060 jeder Dritte fir fie annehmen. 

1) Gemeinrechtlih war die Frage bejtritten. Gegen die Vertragsnatur war 
Saviguy a.a.D. ©.145; vgl. auch Lenel im Archiv für civ. Prari® Bd. 79 ©. 67; 
für diefelbe find Burdhard, Über Schentungsannahme 1892, Bekker, Rand. Bd. 2 
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Annahme des Zugewendeten allein genügt hierzu grundſätzlich 
nicht, vielmehr muß jich die Einigung über die Unentgeltlichkeit der 
Zuwendung mit ihr verbinden. Die Erklärung kann aber auch jtill- 
jchtweigend durch den Schenfnehmer gejchehen; unter Umſtänden liegt fie 
ichon in der Entgegennahme und dem Behalten des Zugewendeten. 
Nicht jeder hält es für notwendig zu danken, auch wenn er die Schen- 
fung nicht verſchmäht. 

Die Zuwendung kann, wie bereitS hervorgehoben, ohne Mitwirkung 
dejien erfolgen, welcher bejchenft werden joll, z. B. im Falle der Zah: 
fung der Schulden desjelben an deſſen Gläubiger. Für Fälle dieſer 
Art hielt daS B. G. B. $ 516 geboten vorzujchreiben, daß der Zuwen— 
dende demjenigen, welchen er jchenfen will, eine angemejjene Friſt zur 
Erklärung über die Annahme unter der Nechtöfolge beitinnmen darf, 
da bei Nichtantwort innerhalb der Frift die Schenfung al8 angenommen 
gilt.“ Lehnt der Aufgeforderte vor Ablauf der Friſt ab, jo wird er 
nach den Grundjägen der ungerechtfertigten Bereicherung zur Rüdgabe 
verpflichtet. 

II. Nach Art. 86 des Einf. Gel. find die landesgejeglichen Vor: 
ichriften, welche den Erwerb von Rechten durch juritiiche Perſonen be- 
jchränfen oder von ftaatlicher Genehmigung abhängig machen, injoweit 
aufrecht erhalten, als fie Gegenjtände von mehr als 5000 Mark betreffen. 

Dies veranlafte den Art. 6 des Preuß. Ausf. Geſ., welcher unter 
Bejeitigung des älteren Geſetzes vom 23. Februar 1870 vorichreibt, daß 
Schenfungen oder Zuwendungen von Todes wegen, welche Gegenstände 
im Werte von mehr als 5000 Mark betreffen, der Genehmigung des 
Königs oder der von ihm bejtimmten Behörde bedürfen, wobei wieder: 
fehrende Leiftungen mit 4%/, zu Kapital umgerechnet werden. * 


S. 182 und andere bei Dernburg, Band. Bd.2 $ 106 Anm. 14 Angef.; R.G. Bd. 26 
2.18. Vertrag forderte auh A.L. R. I, 11 $1058 und code civil art. 932. 

2) Endemann $ 164 Anm. erſcheint dies alles theoretisch, allzu jehr zugefpigt. 
Gewiß mit Net. Darauf würde ich freilich fein Gewicht legen, dag man den Be- 
ſchenkten nicht in die oft peinliche Lage verjegen dürfe, noch bejonders ablehnen zu 
müſſen. Einer indisfreten Schenkung gegenüber braucht er ſich nicht zu genieren. 
Wie kommt aber der mit der Schenkung Zudringliche dazu, von Rechts wegen an: 
gemejiene Friften zur Erklärung über die Annahme zu ſtellen? Die ganze Sadıe ift 
unpraktiſch. 

3) Wenn die königliche Genehmigung verſagt wird, ſo iſt die Schenkung auch 
nicht bis 5000 Mark wirkſam, wie aus den Worten des Art.6 81 „ihrem vollen 
Betrag nach“ hervorgeht. 

4) Wird aus einem noch nicht genehmigten Schenfungsverfprechen auf Leiſtung 
geklagt, To ift, falls die Genehmigung zu erwarten ſteht, nicht ſogleich abzuweiſen, 
jondern dem Kläger zunächſt eine Frift zur Beibringung der Genehmigung zu be= 
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IH. Das juftinianische Recht forderte für Schenkungen über 500 so- 
lidi5 gerichtliche Infinuation der Schenfungserflärung, Eleinere Schen- 
fungen waren formlos gültig. Nah A.L. R. I, 11 88 1063 ff. war all- 
gemein gerichtliche Erklärung des Schenfers erforderlich. Die 
aupergerichtliche Schenkung wurde zwar durch vollftändige Ausführung 
gültig, unterlag aber binnen einer Frijt von ſechs Monaten von der 
Vollziehung ab beliebigem Widerruf des Gejchenfgeberd. Der code 
eivil art. 931 fordert notarielle Errichtung. 

Das B. G. B. $ 518 kennt eine befondere Schenfungsform nur für 
Schenfungsverjprechen, und zwar gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung des Verſprechens.“ Die Annahmeerflärung des Be— 
ſchenkten iſt formfrei. 

Sofort vollzogene Schenkungen bedürfen keiner beſonderen Form. 
Daher iſt namentlich der Erlaß einer Schuld, 8 397, die Abtretung 
einer nicht verhypothecierten Forderung, $ 398, auch wenn fie jchenk- 
weile erfolgt, formfrei. Zur jchentungsweifen Übertragung des Eigen- 
tums am einer beweglichen Sache ferner genügt wie Übergabe jo 
Übergabeerjag, namentlich auch constitutum possessorium, aljo form- 
loſe Erklärung des Schenfers gegenüber dem Bejchenften. In folcher 
Weiſe gefchieht auch die Schenkung eines Inhaberpapieres. Die Über: 
eignung eines Grundjtüdes oder deſſen dingliche Belajtung vollzieht ſich 
jelbjtverftändlich erft mit der Eintragung im Örundbuche, mag es Sic) 
um entgeltliche oder unentgeltliche Zuwendungen handeln. ? 

Für ſchenkweiſe erteilte abitrafte Schuldverjprechen oder Schuld: 
anerfenntnifje beſtimmt $ 518 ausdrüdlich, daß fie wie andere Ver: 
jprechen der Form der Schenkung unterliegen. Dies war nicht un— 
zweckmäßig, notwendig war es nicht, denn der Schuldjchein bildet ein 
Schenkungsverjprechen auch dann, wenn der Schenkungszweck nicht in ihm 
hervorgehoben ijt. Entiprechendes gilt daher im Falle eines faufmännijchen 
Verpflichtungsfcheines und der Annahme einer Amweilung zum Zwecke 
ftimmen; denn die Genehmigung wirft ex tunc. Solches Berfahren entipricht dem 
Einne des 8296 E.P.D. Unnötige Prozeſſe jollen vermieden werden. 

5) Nach der Praxis des Neichägerichtes waren dies 4666 Mark und 67 Piennige. 
Siehe Dernburg, Band. Bd.2 $ 108 Anm. 4 

6) Nach Einf. Gef. Art. 141 iſt zuläſſig, dafı die Zandesgefehe, fall da8 B. G. B. 
gerichtliche oder notarielle Beurkundung vorschreibt, entweder nur die Gerichte oder 
nur die Notare für zuftändig erflären fünnen. Nach dem preuß. Ge. über die f. Ser. 
vom 21. September 1899 Art. 31 macht Preußen von diejer Befugnis feinen Gebrauch. 
Damit jind bereits aufgetauchte Streitfragen eritidt. 


7) Schon nad) der Auflaffung des Grundftüdes ift die Schenkung unwider— 
ruflich, 8873 Abf. 2. 
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der Schenfung, und jelbjt, worüber man bejonders jtreitet®, bei Ein— 
gehen einer Wechjelverbindlichfeit zu diefem Zwede. Begründet fie etwa 
fein Berjprechen? Kann ſie nicht ſchenkweiſe geichehen? Die Abſicht 
des zsormerfordernijjes, den Schenker bei Schenfungäverjprechen vor 
Übereilung zu jchügen, würde vereitelt, wenn man es im alle der 
Unterjchrirt eines Wechſels fallen ließe. 

Der Mangel der Form des Schenkungsverjprechens wird durch die 
Bewirkung der verjprochenen Leiftung geheilt. 

IV. Eine Schenfung des gefamten Vermögens oder eines Bruch— 
teiles desjelben wird Durch Einzelübertragungen verwirklicht. Daher find 
Grundſtücke aufzulajjen, bewegliche Sachen zu übergeben, Forderungen 
abzutreten. Ob dieje Abtretung, joweit fie formlos jein kann, jchon aus 
dem Schenfungsvertrage zu entnehmen it, muß nach der bejonderen 
Sachlage beantwortet werden. Die Gläubiger des Schenfers find un— 
bejchadet der Haftung desjelben von dem Abichlujje des Schenfungs- 
vertrages an befugt, ihre damals beitchenden Anſprüche auch gegen den 
Schenfnehmer geltend zu machen, jeine Haftung beichränft ſich aber auf 
den Beitand des übernommenen Vermögens und die ihm aus dem 
Schenfungsvertrage zuſtehenden Anjprüche, $ 419. 


$ 207. Berbindlichleiten des Schenkers. 

I. Das Schenfungsverjprechen begründet eine einjeitige Verpflichtung 
des Schenfers zur Leiftung des Gejchenkten.! Dem Beſchenkten liegen 
Gegenverpflichtungen nicht ob, joweit fie nicht bejonders übernommen 
wurden. ? 

Bezüglich des Inhaltes und Umfanges der Berpflichtung des Schenfers 
iſt in erjter Linie die Vereinbarung maßgebend, in zweiter das dem Welen 
der Schenkung Entjprechende, jowie die ergänzenden Regeln der Geſetze. 

1. Die Fälle jind nicht jelten, in welchen der Schenfer dem Be— 
ichenften eine Rente oder andere in wiederfehrenden Friſten zu ent: 


8) Anderer Anſicht freilich Pland 3518 Ziff. 2, Endemann $164, Dertmann 
8518 Biff. 3c; der hier vertretenen ijt Meisner zu $518 Ziff. 40. Die Rechte dritter 
Wechſelgläubiger richten fich jelbitveritändlich nadı den allgemeinen Grundiägen. Ob 
das auf preußiichem Rechte rubende Exfenntnis des R.G. Bd.2 ©. 6 für das B. G. B. 
maßgebend ift, dürfte zu bezweifeln jein. 

1) Die Verpflibtung des Scenferd kann gegen die Konkursmaſſe desjelben 
nicht geltend gemacht werden, Konk.O. $63 Abi. 4. 

2) Der Beſchenkte hat demgemäß nicht die Koſten der Beurkundung des Schen— 
fungsveripredhens, nicht die Stempelfoften zu tragen. Der Schenter kann nicht auf 
Abnahme der geichenften Sache Hagen. gl. Cojad Bbd.1 $139 IVa, 
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richtende Bezüge zum Lebensunterhalt zufichert, in denen es aber zweifel- 
haft fein kann, ob die Verbindlichkeit fich nach dem Tode des Schenfers 
fortjegen joll. Die Belajtung der Erben mit der Weiterentrichtung tft 
namentlich dann Hart, wenn das Einkommen des Schenferd ganz oder 
zum erheblichen Teile nicht fundiert war, jo daß e8 mit deſſen Tode fortfiel. 
Wie andere neuere Gejeßgebungen, namentlich das öſterreichiſche B. G. B. 
$ 955 bejtimmt daher B.G.B. $ 520, das Erlöſchen mit dem Tode 
des Schenfers, jofern nicht aus dem Verjprechen ein anderes fich ergiebt.® 

Zweifellos kann auch aus nachträglichen Erklärungen des Schenfers 
die Abjicht der Vererblichfeit der Verpflichtung erhellen. Daß die Erben 
rücjtändige. während der Lebzeiten des Schenfers verfallene Raten zu 
entrichten haben, bedarf faum der Hervorhebung. 

2. Gemeinrechtliche Streitfrage war, ob dann, wenn fich der Schenfer 
eines Gejamtvermögens einen Bejtandteil desjelben vorbehält, das 
Vorbehaltene nach jeinem Tode feinen Erben verbleibt oder nachträglic, 
an den Beichenkten fällt. Im Zweifel wird das erſtere anzunehmen 
jein, weil eben das PVorbehaltene nicht verjchenft ift. Nur wenn ſich 
aus den Umständen ergiebt, daß der Vorbehalt höchjt perjönlich zu 
Guniten des Schenfers fein jollte, muß anders entjchieden werden. * 

3. Sit mitteld Schenfungsverjprechens mehreren eine teilbare 
Leitung zugejagt, jo it im Zweifel jeder nur zu einem gleichen Anteil 
berechtigt; ein Anwachſungsrecht zwijchen den Bejchenkten findet nur 
jtatt, wenn dasſelbe bejonders vorgejehen war. > 

4. Wie früher hervorgehoben wurde — oben $ 52 Ziff. 4 — hat 
nach dem Wejen der Schenkung der Beſchenkte in der Regel das Ge: 
jchenf beim Schenfer abzuholen, aljo an deſſen gewöhnlichem Aufent- 
haltsort. Dies gilt auch für Geldgeichente. 

5. Entjprechend dem gemeinen Rechtes hat der Schenker nur Vor— 
ja und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten, $ 521. Dies gilt na- 
mentlich bezüglich der Beichädigung und der Obhut der gejchenkten Sache, 
nicht minder für die Schadenserjagpflicht des Schenfers, welcher eine 
unmögliche Leitung zugefichert hat, SS 307, 309. 

Auch zu Gunjten der Erben des Schenfers gilt der Satz. 


3) Bom Tode des Beſchenkten an läuft ſelbſtverſtändlich ſolche Verpflichtung 
des Schenlers nicht mehr. 

4) Die Vermutung des A. L. R. $$ 1087, 1088 iſt eine pofitive; für das B. G. B. 
hat ſie keine ee 
5) Bol. A.L. R. I, 11 81085. 
6) 1.22 D. de don. 39,5; Dernburg, Pand. Bd.2 $ 107 Ziff. 4. 
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6. Der Verzug des Schenfers hat die jtrengen Folgen nicht, wie 
bei Gejchäftsobligationen. Es ſoll mit dem, welcher jelbit nicht rechnete, 
nicht auf das Haar gerechnet werden. Demgemäß hatte jchon nad) 
römiſchem Rechte der Schenker VBerzugszinjen nicht zu entrichten, was 
freilich jeine Veranlafjung darin hatte, daß das Schenfungsveriprechen 
urjprünglich in Form einer strieti juris obligatio abgegeben werden mußte, 
aber auch al3 Forderung der Billigkeit erſchien. Das A.L. R.I, 11 $1075 
erachtete weitergehend den Schenfer auch nach dem Verzuge noch als 
redlichen Befiger, jo da dem Beſchenkten auch nachher die Gefahr zu— 
fülligen Unterganges oder Berjchlechterung der gejchenften Sache traf. 

Nah B. G. B. beſtimmen ſich die VBorausjegungen, unter welchen 
der Schenker in Verzug fommt, wie auch dejjen Wirkungen, nach den 
allgemeinen Vorjchriften über den Verzug des Schuldners. Jedoch fommt 
der Schenker nicht in Verzug, wenn das Unterbleiben der Leiſtung nicht 
auf dejien Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit zurücdzuführen iſt, 88 285, 
521. Ferner ijt der Schenfer nicht zur Entrichtung von Verzugszinjen 
verpflichtet. Dies gilt abweichend vom A.L.R. I, 11 $ 1081 auch zu 
Gunjten der Erben des Schenfers. 

Auch der Schenker aber hat gemäß $ 291 eine Geldjchuld von 
der Nechtshängigfeit an zu verzinfen. Nicht minder liegen ihm, wenn 
er einen bejtimmten Gegenjtand herauszugeben hat, von der Nechts- 
bängigfeit an die im $ 292 fejtgejtellten Berbindlichkeiten wie jedem 
andern Schuldner ob. 

II. Die Haftung für Mängel im Rechte und für Mängel der Sache 
iſt bejonders geordnet ohne Unterjchted, ob es jic um ein Handgejchenf 
oder ein Schenfungsveriprechen handelt. 

Dabei iſt nicht zu Grunde gelegt, daß der Schenker jchlechthin für 
grobes Verſchulden einzujtehen hat. 

1. Bezüglich der Mängel im Rechte trifft $ 523 Beltimmungen. 

a) Schenfungsverjprechen und unmittelbar vollzogene Schenfungen, 
deren Gegenjtand zu den vorhandenen Bejtandteilen des Ber: 
mögens des Schenfers gehörte, verbinden den Schenker nur zu ge: 
währen, was er hat. Nur wenn der Schenfer einen Mangel in 
jeinem Nechte bei der Schenkung fannte und argliitig verjchwieg, 
wird er eriabpflichtig, und zwar auch nur wegen des Schadens, den 
der Beſchenkte infolgedejjen erlitt, da ihm der Mangel im Rechte nicht 
befannt war. Der Schenker haftet aljo nur auf das negative Interejie, 
nicht auf das Erfüllungsinterejie. 
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b) Handelt es fich aber um ein Schenkungsverjprechen, deſſen 
Gegenjtand der Schenker erjt erwerben jollte?, jo haftet er für den 
Mangel im Rechte am erworbenen und geleijteten Gegenjtande dann, 
wenn ihm der Mangel bei dejjen Erwerb bekannt war, oder infolge 
grober Fahrläſſigkeit unbekannt blieb. 

In diefem Falle finden die für die Gewährleijtungspflicht eines 
Berfäufers geltenden Borjchriften entjprechende Anwendung. 

2. Ähnlich unterjcheidet $ 524 bezüglich der Sachmängel der 
verſchenkten Sache. 

a) In der Negel tritt Haftung nicht ein, dem Rechtsjprichworte 
entjprechend „einem gejchenften Gaul jieht man nicht ing Maul“. Nur 
arglijtiges Verſchweigen verpflichtet zum Erjaß des hieraus dem 
Beichenkten erwachjenden Schadens. $ 

b) Eine ausgedehntere Haftung für Sachmängel trifft den Schenker, 
wenn er die Leijtung einer nur der Gattung nach bejtimmten Sache 
verjprochen hat, die er erjt erwerben ſoll. 

War nämlich dem Schenker bei dem Erwerb der Sache der Fehler 
befannt oder infolge grober zahrläjfigfeit unbekannt, jo fann der Be- 
ſchenkte eine fehlerfreie Sache jtatt der fehlerhaften verlangen. 

Hat aber der Schenker einen ihm befannten Fehler dem Bejchenkten 
arglijtig verjchwiegen, jo fann diejer auch jtatt Lieferung einer fehler: 
freien Sache Schadenserjak wegen Nichterfüllung fordern. 

Auf diefe Anjprüche finden die Vorjchriften wegen Mängel einer 
verfauften Sache Anwendung. 


8208. Bedürftigfeit des Schenfers, fog. Kompetenz. 
I. Nach römischen Nechte hatte der Schenker gegen die Klage aus 
dem Schenfungsverjprechen die Einrede der Kompetenz.! Ältere gemein- 
rechtliche Schriftjteller erweiterten dies zu einer klagbaren Forderung 


7) Nach Coſack $ 139 IV 2d gilt die nur, wenn der Schuldner in der Schen= 
fungsurfunde erklärte, daß er den Schuldgegenjtand zur Zeit noch nicht im Beſitze 
hatte, jondern erjt zu Gunjten des Bejchentten erwerben wollte. Dies it zu eng. 
E3 genügt, daß die Beteiligten zur Zeit der Schenkung wijjen oder vorausſetzen, dat; 
der Segenitand derfelben erſt vom Schenker angeichafft werden joll. 

8) Es genügt nicht, daß der Schenker die Mängel fannte. Denn, jagt Ende- 
mann $165 Unm. 1, wenn A. dem B. einen Mantel, in welchen die Motten ge— 
raten find, jchenkt, kennt er den Mangel und pflegt ihn zu verichtweigen, dennoch 
haftet er nicht. Grobes Verſehen jchadet vollends nicht. Schenkt aljo der Schenter 
dem andern eine Kuh, welche krank ift, jo haftet der Schenter nicht, wenn der ge= 
famte Viehbeſtand des Beſchenkten angejtedt wird, ſofern nur grobes Verjehen vorlag. 


1) 1.12 D. de don. 39,5, 1.19 $1D.de re jud. 42,1; R.®. Bd. 36 ©. 284. 
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des Schenferd auf Unterhalt.” Hieran jchloß ſich das preußiſche Recht 
an, welches dem verarmten Schenfer einen Anſpruch auf 69%, des 
Wertes der gejchenkten Sache, nad) der Zeit der Schenkung bemejien, 
gewährte, joweit der Bejchenfte hierzu im jtande war, ohne fich und 
jeiner familie den nötigen Unterhalt zu entziehen, WL.R.I, 1188 1123 ff. 

II. Bon folchen Beitimmungen wollte der erjte Entwurf nichts 
wiſſen. Nicht einmal die Einrede der Kompetenz jollte dem Schenker 
zuſtehen. 

Anders das B. G. B. Dasſelbe gewährt dem bedürftigen Schenker 
nicht bloß die Einrede der Kompetenz, ſondern auch Klage auf 
Herausgabe. 

III. Die zweite Kommiſſion‘ ſchuf die Einrede der Kompetenz. 

1. Dieſelbe ſteht jedem ſchenkweiſe erteilten Verſprechen entgegen, 
alſo auch einem zum Zwecke der Schenkung abgegebenen abſtrakten 
Schuldverſprechen, ſelbſt wenn es in Wechſelform erteilt iſt. 

2. Vorausgeſetzt iſt entweder 

a) Gefährdung des eigenen ſtandesgemäßen Unterhaltes, wie ihn 
$ 1610 näher beſtimmt, oder 

b) Gefährdung der dem Schenfer gejeglich obliegenden Unterhalts— 
pflichten. 

3. Die Einrede wirkt nur ſoweit die Gefährdung reicht, kann alſo 
zu teilweiſer Abweiſung der Klage aus der Schenkung führen und greift 
nur ſolange ein, als jene Gefährdung beſteht. Iſt daher die Klage aus 
dem Schenkungsverſprechen rechtskräftig auf Grund der Kompetenzeinrede 
abgewieſen, ſo kann ſie der Beſchenkte gleichwohl, ohne die Rechtskraft 
fürchten zu müſſen, auf das neue erheben, ſofern er beweiſen kann, daß 
infolge veränderter Umſtände die Gefährdung nicht mehr beſteht. 

4. Bei Beurteilung der Gefährdung des Schenkers ſind ſeine ſon— 
ſtigen Verbindlichkeiten in Betracht zu ziehen. 

5. Beltehen mehrere Schenfungsverfprechen des Schenfers und find 

a) die Anfprüche daraus zu verfchiedenen Zeiten entjtanden, jo geht 
nach $ 519 Abſ. 2 der früher entjtandene vor. Es kann fich aljo der 
Schenker ihm gegenüber nicht darauf berufen, daß er gefährdet werde, 
wenn er auch das jpäter erteilte Schenfungsverfprechen ganz oder teil- 


2) Zauterbadh, coll. Pand. 39, 5 $39; Scdilter, exerc. ad Pand. h. t. 8 22. 
Dagegen Lenfer, med. sp. 494 med. 5. 

3) Dies gilt auch nah dem 1. Januar 1900 für vorher vollzogene Schenkungen. 

+} E.I]I $ 466; Kom. Brot. ©. 1648, 5826. 
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weite erfüllen würde. Dies muB auch dann gelten, wenn das jpätere 
Schenkungsverjprechen zu einer Zeit unbedingt und unbetagt erteilt war, 
als das frühere noch betagt oder bedingt war. Denn der Grundgedanfe 
ift, daß der Schenker durch ein jpäteres Schenfungsverjprechen ein früher 
erteiltes nicht beeinträchtigen joll. 

Hat der Schenker aber verjäumt, gegenüber dem zuerit Hagenden 
Nachbeichenkten die Kompetenz vorzujchügen, jo entzieht ihm dies gegen- 
über dem Erjtbejchenkten die Kompetenz nur, wenn er jo verfuhr, um 
diefen zu jchmälern, keineswegs aber, wenn er in faljcher Beurteilung 
der Lage fich nicht Für gefährdet erachtet Hatte. 5 

b) Sind die mehreren Schenkungsverjprechen gleichzeitig erteilt und 
it der Schenfer nur gefährdet, wenn alle erfüllt werden, jo wird dem— 
jenigen, welcher zuerjt Elagt, die Einrede nicht entgegenitehen, da der 
Schenker durch Erfüllung der Klagforderung noch nicht gefährdet it. 
Hat freilich der Schenker einen der Schenfnehmer befriedigt, jo unter: 
fiegt nunmehr die ‚Forderung des anderen Schenfnehmers der Kompetenz, 
da jet deren Erfüllung den Schenker gefährden würde. ® 

IV. Erit die Reichstagskommiſſion fügte der Einrede des Schenkers 
den Klaganjpruch auf Herausgabe des Gejchenkten hinzu, 8 528. 

1. Die Vorausjegungen find entweder, 

a) daß der Schenker nach Vollziehung der Schenkung außer jtande 
it, jeinen jtandesmäßigen Unterhalt zu bejtreiten, oder 

b) daß er die ihm gegenüber jeinen Verwandten, feinem Ehegatten, 
jowie feinem früheren Ehegatten gejeglich obliegenden Unterhaltspflichten 
nicht mehr erfüllen fann. Das Klagerecht wegen Bedürftigfeit iſt hier 
nach enger als die Einrede begrenzt. Insbeſondere bleibt die Unter: 
haltspflicht des unchelichen Vaters unberüdjichtigt. 

2. Nicht verlangt wird, daß das IInvermögen Folge der Schenkung 
ift, nicht einmal, daß es erſt nach der Schenkung eintrat. So dient 
der Anjpruch zugleich einigermaßen zum Erjat des Widerrufes wegen 
Übermaßes, welcher dem preußiichen Rechte zugehörte. ? 

3. Die Klage geht nicht auf Unterhalt, jondern auf Herausgabe 
des Gejchenkes nach den Vorjchriften ungerechtfertigter Bereicherung. ® 


5) Die Meinungen find geteilt, vgl. Pland 8 519 iff.2; te ae Biff.6a. 
7 Vgl. über die verichiedenen Anfichten Dertmann 8519 Biff. 6 
7) Das Rückforderungsrecht ift freilich fein Widerruf, wird diefem vielmehr 
—— vgl. 8 534. 
dem Wortlaute des 8529 fann nur der Schenter felbjt die Heraus— 
gabe End Wenn aber diefer fein Recht nicht geltend macht, jo lönnen die 


Dernburg, Bürgerl. Recht. II. 2, 9 
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Die Herausgabe erjtredt jich auch Feineswegs bloß auf das zur 
Unterhaltspflicht Erforderliche, jondern auf das ganze Gejchent, joweit 
der Beichenkte zur Zeit der Nechtshängigfeit des Anfpruches aus ihm 
bereichert it. 

Der Bejchenkte kann aber die Herausgabe durch Zahlung des 
für den Unterhalt erforderlichen Betrages abwenden.? Hierfür 
gilt, daß dem Schenker eine vierteljährig vorausbezahlbare Geldrente zu 
entrichten iſt, $ 760, und daß der Anfpruch mit dem Tode des Schenfers 
regelmäßig erlijcht, $ 1615.10 

4, Der Anjpruch auf Herausgabe des Gejchenkes iſt ausgejchlofien, 
8 529: 

a) wenn der Schenfer jeine Bedürftigfeit durch Vorſatz oder grobe 
Fahrläſſigkeit herbeigeführt hat, 3.B. durch Verjchwendung, Spiel, Lieder: 
lichkeit, 

b) wenn ſeit der Leiſtung des Geſchenkten bis zur Zeit des Ein— 
trittes der Bedürftigkeit des Schenkers 10 Jahre verſtrichen ſind. Trat 
die Bedürftigkeit innerhalb dieſer Friſt ein, ſo iſt der Anſpruch dauernd 
begründet und unterliegt nur der dreißigjährigen Verjährung. 

c) Auch ſoweit iſt der Anſpruch ausgeſchloſſen, als der Beſchenkte 
bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen zur Herausgabe des 
Geſchenkes nur unter Gefährdung ſeines eigenen Unterhaltes oder ſeiner 
geſetzlichen Unterhaltspflicht im ſtande wäre. 


bezüglichen Verwandten auf Alimentation klagen und ſich den Anſpruch auf Heraus— 
gabe des Geſchenkes pfänden und überweiſen laſſen. 

9) Mit Recht bemerkt Oertmann zu $ 528 Ziff. 3, daß ſich deſſen Satz 3 nicht 
auf die Herausgabe des Geſchenkes bezieht, vielmehr nur auf die nah) Sap 2 vom 
Beklagten an defjen Stelle übernommene Rente. Die entgegengejegte Anjicht von 
Planck n. 3 ftügt jih auf den Wortlaut, wonach die Vorjchriften des S 760 u. ſ. w. 
auf die Verpflichtung des Beſchenkten Anwendung finden jollen und dieje Berpflich- 
tung iſt in der That rechtlich nur die Herausgabe des Geſchenkes. Aber das Feſt— 
halten am Wortfinne führt zu Widerfinn. Wie fann fid) die Herausgabe des Ge— 
ichentes nad) den Grundſätzen ungerechtfertigter Bereicherung als eine Nentenpflicht 
gejtalten? E83 wird aljo der Beſchenkte, wenn er von der Abwendung jeiner Pflicht 
zur Herausgabe der Bereicherung Gebrauch machte und jich zu diefem Zwecke zur 
Leitung der Rente erbot, von deren Leiſtung keineswegs frei, wenn der Geſamt— 
betrag der geleijteten Rente die Höhe des Geſchenkes erreicht hat. Pland behauptet 
ferner Erlöfchen des Anjpruches mit dem Tode des Schenferö oder des Beſchenkten 
Ziff. 3 Abſ. 2. Much dies iſt unrichtig; $528 Abi. 1 Schluß fihert dem $ 1615 ent- 
jprechende Anwendung im Falle des Todes des Schenkers. Es liegt fein innerer 
Grund vor, das Erlöichen der Nente des Schenfers im Falle des Todes des Be- 
jchenften anzunehmen, da ja dejjen Erben das Gejchent bleibt. Vgl. Dertmann Ziff. 3 
Ubi. 3 am Schluß. 

10) Aud) der Rückgabeanſpruch erliiht mit dem Tode des Schenters. 
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Entjprechendes wird anzunehmen fein, wenn der Beichenfte jtatt 
Herausgabe des Geſchenkes Übernahme der Unterhaltspflicht gewählt hat. 

V. Die Beitimmungen über die Kompetenz jollen die Schenfer gegen 
die Folgen ihres Leichtjinneg und ihrer Unvorfichtigfeit, aljo gegen fich 
jelbft, jchügen. Es iſt daher anzunehmen, daß ein im voraus und ins— 
bejondere bei Vornahme der Schenkung abgegebener Verzicht auf die 
Rechtswohlthat unwirkſam iſt. 


$ 209. Widerruf der Schenfung.! 


I. Unentgeltliche Verfügungen unterliegen in höherem Maße als 
fäjtige der Anfechtung durch die Gläubigerichaft des Schenfers im Falle 
feines Konkurſes — Konk. O. $ 32 — jowie durch einzelne Gläubiger 
infolge des Anfechtungsgejeges vom 17. Mai 1898 8 3 Ziff. 3 und 4.? 
Ferner können Pflichtteilsberechtigte gemäß 88 2325Ff. von Schenf- 
nehmern unter den Vorausſetzungen des $ 2325ff. Ergänzung ihres 
Pflichtteiles verlangen und Bertragserben, welche durch Schenkungen 
des Vertragserblafjerd abfichtlich beeinträchtigt jind, haben das Necht 
auf deren Herausgabe, $ 2287.35 


I. Das gemeine Necht bildete den Widerruf von Schenkungen 
wegen nachgeborener Kinder aus. Das WER. I, 11 $ 1140 ver: 
jtattete jolchen Widerruf, wenigſtens bezüglich von Schenfungsverjprechen.t 
Das B. G. B. verwirft das Necht des Widerrufes wegen nachgeborener 
Kinder. 

Auch andere Gründe des Widerrufes, durch welche das A.L. R. 
dem Schenker gegen Übereilung und Kurzfichtigfeit Hilfe brachte, find 
dem B. G. B. fremd, da es grumdjäßlich, namentlich joweit e3 dem erjten 
Entwinfe folgt, wenig geneigt it, auf menjchliche Schwäche und Un: 
vorjichtigfeit befondere Rückſicht zu nehmen. Nicht übernommen jind 
daher auch die im A.L. R. gewährten Rechte des Schenfers auf Wider- 
ruf einer aufergerichtlich vollzogenen Schenfung wegen Mangels der 


1) Bgl. Bollad, Der Schenfungswiderruf 1886. 

2) Die Konk. O. ſpricht übrigens nicht von Schenfungen, jondern von „uns 
entgeltlihen Berfügungen“ in $ 32 Biff.3 und 8 37 Abi. 2. In $ 65 Ziff. 4 
jpricht fie von einer „Freigebigkeit“ des Gemeinſchuldners. Nicht anders das An— 
fechtungsgeſetz $ 3. 

3) Über Schenkungen unter Verlobten vgl. $ 1301, im Falle einer Ehefcheidung 
8 1584. 


4) Nach dem code civil art. 960 find Schentungen revoquses de plein droit 
par la survenance d’un enfant lögitime du donateur. Verzicht hierauf ift unzu— 
läffig art. 965. 

9* 
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gerichtlichen Form binnen ſechs Monaten, jowie auf Widerruf wegen 
Übermahes, wenn die Schenkung die Hälfte des Vermögens des Schenters 
überjtieg. 

III. Dagegen erhielt jich der Widerruf wegen groben Undanfes 
des Beſchenkten, $ 530. 

1. Hierzu ift gefordert eine jchwere Verfehlung gegen den Schenfer 
oder einen nahen Angehörigen desjelben. Der erite Entwurf $ 449 
hatte die Fälle, in welchen grober Undank angenommen werden jollte, 
wie dag römische Necht, das A.L. R. und der code eivild kaſuiſtiſch 
fejtgeftellt. Nachjtellungen nad) dem Leben des Schenkers, Verſuch der 
Entziehung der Freiheit, vorjägliche körperliche Mißhandlung, ſchwere 
Beleidigung desjelben, und vorjägliche Zufügung eines bedeutenden Ver: 
mögensverfuftes, jollten die Fälle jein. Mit Recht hat man jpäter dem 
freien richterlichen Ermefjen Spielraum gelajjen; man fand namentlic) 
nicht jede vorjägliche Mikhandlung des Schenker genügend, dagegen 
andere nicht erwähnte Fülle, z. B. widerrechtliche Herbeiführung der Ent: 
mündigung beachtenswert.° Dieſe Erwägungen fünnen Anhaltspunkte für 
die Rechtsiprechung bilden. 

Auch den Kreis der in Betracht zu ziehenden Angehörigen feſt zu 
begrenzen, jchien nicht vatjam. Denn die Frage, ob in einer ſchweren 
Berfehlung gegenüber einem der Angehörigen des Schenfers ein grober 
Undank gegen den legteren zu finden jei, laſſe fich nicht einfach nad 
der Gradesnähe der VBerwandtichaft, jondern nur unter Würdigung der 
zwilchen dem Schenfer und dem verlegten Angehörigen bejtehenden Be: 
ziehungen entiprechend entjcheiden. Immerhin kann $ 52 2bj. : 2 de 
Str. G. B. dem Nichter einen Anhalt bieten. 

2. Das Widerrufsrecht iſt umdererblich. ? 

Den Erben des Schenfers jteht aber das Necht des Widerrufes 
dann zu®, wenn 

a) der Beſchenkte vorjäglich und widerrechtlich den Schenfer ge: 
tötet hat. 

Dies iſt nach $ 227 unter anderem nicht der Fall, wenn die Hand: 
lung durch Notwehr geboten war, ſagt Planck. Doch nicht leicht wird 


5) 1.10 C. de revoc. don. 8,56; A.L. R. I, II 8 1153, code civil art. 955. 

6) Kom. Prot. ©. 1676 ff. 

7) Auch nad gemeinem Rechte war das Widerrufsrecht unvererblic, Dernburg, 
Band. Bd.2 5 108 Anm. 15. Gleiches war die Regel im franzöſiſchen Rechte, code 
eivil art. 957. Anders nah A.L. R. 1,11 $ 1162 

3) Das durd den Widerruf Zurüderlangte gehört zum Nachlaß. 


$ 209. Widerruf der Schenkung. 133 


vorjägliche Tötung die fchlechthin gebotene Verteidigung gegen eine 
rechtswidrigen Angriff des Schenfers, dem man verpflichtet ijt, bilden. 

b) Nicht minder fünnen die Erben widerrufen, falls der Beichenfte 
vorfäglich und widerrechtlich den Schenfer am Widerruf gehindert hat. 

Aus der Unvererblichkeit des Widerrufsrechtes ift zu jchließen, dat 
es ſich überhaupt um ein höchjtperjönliches Necht des Schenfers 
handelt, welches nicht abtretbar, nicht jeitens der Gläubiger des Schen— 
fers pfändbar ijt.? Dagegen iſt nicht anzunehmen, daß das Widerrufs: 
recht der Erben in gleichem Maße höchſtperſönlich iſt. Es beiteht 
namentlich fein Grund dafür, dasjelbe dem Erben des Erben zu ver: 
jagen, wenn der letztere das ihm nach $ 530 Ab). 2 angewachiene Wider: 
rufsrecht noch nicht ausgeübt hat, etwa weil er den Thatbejtand nicht 
fannte. 

3. Haben mehrere, z. B. Ehegatten zujammen gejchenft, jo hat jeder 
jelbftändig das Widerrufsrecht. Iſt der Gegenstand der Schenkung teil: 
bar, jo geht es auf jeinen Anteil; ift der Gegenstand unteilbar, auf das 
ganze, jo daß dann aber an alle Schenker gemeinjchaftlich zurüdzuer- 
itatten ijt, $ 432. 

Sind mehrere zujammen bejchenft, und iſt einer der Bejchenften 
undanfbar, jo fann ihm gegenüber der Widerruf zu feinem Teile erklärt 
werden. Iſt der Gegenjtand der Schenkung unteilbar, jo it Widerruf 
nur zuläjig, wenn alle Bejchenkten undanfbar waren. 

4. Der Widerruf erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Be— 
ſchenkten, $ 531 Abſ. 1. Die Erklärung fann formlos gejchehen. !° 

Das Nücdforderungsrecht auf Grund eines erklärten Widerrufes 
iſt vererblich, abtretbar, pfändbar. Es gewährt ein bloß obligatoriſches 
Necht; für die Herausgabe find die Vorjchriften wegen ungerechtfertigter 
Bereicherung maßgebend. }! 

5. Das Necht zum Widerruf fällt weg, 

a) wenn der Schenfer dem Bejchenften verziehen hat. Die Ver— 
zeihung muß feine ausdrüdliche jein, auch jtilljchweigend kann fie ge— 


9), Auch die Motive Bd.2 ©. 303 bezeichnen das Widerrufsrecht als ein jtreng 
perjünliches Recht. 

10) Klage, wie nad code civil art. 957 gerichtliche Erklärung, vgl. A. L. R. 
1,11 $ 1158 iſt nicht erforderlich. 

11) War eine Forderung jchenkungsweile abgetreten und wird die Scenfung 
widerrufen, jo wird hierdurch das Recht des Beichenkten auf Geltendmachung der 
geſchenkten Forderung gegen deren Schuldner an und für jich nicht berührt. Dieſer 
fann daher die Aftivlegitimation des Beſcheulten um des Widerrufes willen nicht 
beftreiten. Der Schenker fann nur vom Beichenften Rückceſſion beaniprucen. 
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Ichehen, 3. B. durch längeres Zujammenleben. Die Berzeihung it Willens: 
erklärung, daher kann fie z. B. ein Wahnfinniger nicht gültig erteilen. 
Sie fann wegen Irrtumes, Betruged, Zwanges nach 88 119ff. ange: 
fochten werden. 

Das durch den Widerruf begründete Rüdforderungsrecht er- 
fiicht zwar an und für fich nicht mehr durch Verzeihung, doch wird in 
voller Verzeihung meiſt ein Erlaß der Rückforderung zu finden fein.!? 

b) Der Widerruf iſt an den Ablauf eines Jahres von dem Zeit: 
punfte an, in welchem der Widerrufsberechtigte von den Borausjegungen 
jeines Nechtes Kenntnis erlangte, gebunden 3, ähnlich wie nach code 
eivil art. 957. 

Das durch den Widerruf begründete Rückforderungsrecht unterliegt 
der gewöhnlichen Verjährung. 

c) Nach dem Tode des Bejchenkten findet der Widerruf nicht 
mehr jtatt. 

Auf die Wirkſamkeit des Widerrufes ift es ohne Einfluß, wenn 
der Schenker jtirbt oder geſchäftsunfähig wird, che der Widerruf bei 
dem Beichenkten eingeht, $ 130 Abſ. 2. Iſt der Beſchenkte vor dem 
Eingange verftorbeu, jo iſt der Widerruf wirkungslos. 

6. Auf das Widerrufsrecht fann erjt verzichtet werden, nachdem 
der Undanf dem Widerrufsberechtigten befannt wurde, $ 533. Ein bei 
der Schenkung erflärter Verzicht ijt wirkungslos. 

IV. Die Widerrufsgründe jind als dem Schenfungsgejchäfte zu- 
gehörig anzujehen. Es erhalten fich daher für Schenkungen, die vor 
dem 1. Januar vechtsgültig vollzogen wurden, die Widerrufsgründe des 
alten Nechtes.* Die Form des Widerrufes wegen Undanfes wird aber 
nach dem 1. Januar 1900 auch bezüglich älterer Schenkungen die des 
neuen Rechtes jein, 1°. 16 

12) Motive Bd.2 ©. 305. 

13) Die Jahresfrift iſt eine Präkluſivfriſt. Die Vorichriften über Unterbredung 
der Hemmung der Verjährung finden feine Anwendung. 

A — Dies iſt auch für das internationale Privatrecht zu beachten, R.G. Bd. 36 
15) Habicht, Einwirkung S. 203. 
16) Iſt in formungültiger Weiſe vor dem 1. Januar 1900 eine Schenkung ver— 
jprochen, und wird diefe nad) dem 1. Janug 1900 außgeführt, fo ift, weil die 


Schenkung fih wirkſam erſt nach dem 1. Januar 1900 vollzogen hat, der landrecht— 
liche, binnen ſechs Monaten zu bewirtende Widerruf nicht gegeben. 
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$ 210. Abarten der Schentung.' 


I. Schenkungen unter einer Auflage an den Beichenkten find häufig. 
Sie unterliegen bejonderen Rechtsſätzen. 


1. Auflagen können im Intereſſe des Schenfers zugefügt fein; 
man verjchenft 3. B. jein Vermögen unter der Auflage lebenslänglicher 
Verpflegung. Sie fünnen nicht minder zu Gunften eines Dritten jein; 
man verschenkt jein Grundſtück feinem Sohne unter Auflage von Leiftungen 
an dejjen Gejchwijter, oder endlich im Intereſſe des Beſchenkten jelbit: 
man jchenft 3. B. jemandem eine Summe unter der Auflage, die Rechte 
zu ftudieren. 

Bei Beitimmungen der legten Art iſt leicht zweifelhaft, ob es fid) 
bloß um einen Nat Handelt, welcher rechtlich unverbindlich ift. Die Um- 
Itände der Schenkung, das Berhältnis, in welchem der Schenker zum 
Beichentten fteht, werden die Entjcheidung bejtinmen. 

Iſt die Auflage im Interefje des Schenfers oder eines Dritten 
getroffen, jo fann die Frage entjtehen, ob es ich nicht vielmehr um 
einen gegenjeitigen Vertrag handelt. Das A.L. R. I, 11 $ 1053 
wollte geradezu ſolche Gejchäfte im Zweifel als läſtige angejehen wifjen. 
Eine derartige Bermutung it dem B.G.B. fremd; die Willensmeinung 
der Beteiligten, wie fie fich in den Einzelbejtimmungen des Gejchäftes 
verförpert, it im gegebenen Falle zu ermitteln. Einen Anhalt kann das 
Verhältnis des Wertes der Zuwendung und der aufgelegten Gegen: 
feiftungen bilden. Betragen die legteren, wie die Beteiligten einjehen 
mußten, joviel oder mehr als die Zuwendung, jo läßt ſich das Gejchäft 
nicht leicht al3 Schenkung auffajjen. 

2. Die Auflage Mnüpft an die Schenkung ein zweites Gejchäft. 
Sie entjpricht nicht der Hauptabjicht des Gefchäftes, verbindet aber 
mit ihm einen Nebenzwed von rechtlicher Verbindungskraft. Sie gilt 
nicht als Entgelt für die Schenfung, womit dieje ihre Natur verlieren 
würde, jondern als eine ihr aufgelegte Belajtung. Hierin liegt ihr 
Grundweſen, welches ihre rechtliche Eigentümlichfeit beſtimmt. 

Da die Auflage nicht den Hauptzwed des Gejchäftes bildet, jo ijt 
Die EN auch dann rechtsgültig, wenn die Auflage rechtlich nicht 








1) Gemeinrechtlih Savigny Bd. 4 8173; Pernice, Labeo Bd. 3 5.196; Lamm— 
fromm, Teilung, Darlehen, Auflage 1897 &. 78. Zum B. G. B. vgl. Stammler, 
Schuldverhältniffe S.84: Crome, Bartiarische Rechtsgeihäfte S.529. Vgl. auch Strohal, 
Erbreht S.7 und 46. 
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anerkannt, insbejondere unfittlich oder wenn jie thatjächlich unmöglich, 
und deswegen unerfüllbar und nichtig it, vgl. $ 306.? 

Die Schenkung bleibt aus gleichem Grunde auch dann bejtehen, 
wenn die Erfüllung der Auflage nach dem Schenfungsvertrage, ohne daß 
dies der Beſchenkte zu vertreten hat, unmöglich wird, $ 275. Anders 
freilich, wenn die Umjtände ergeben, daß der Schenker nur für den Fall 
der Ausführung der Belaftung jchenfen wolle, $ 139. 

3. Da eine Schenkung unter einer Auflage einen einjeitigen Ber: 
trag bildet, jo kann der Schenker deren Erfüllung nicht Zug um Zug 
gegen die Zuwendung fordern. Erſt wenn er jeinerjeitS gelciftet hat, 
fan er die Bollziehung der Auflage verlangen. 

4. In der Regel kann der Schenfer, nicht minder fein Erbe auf 
die Vollziehung der Auflage flagen, $ 525 Abi. L, es ſei denn, 
daß erfichtlich eine Verpflichtung des Beſchenkten mit der Auflage 
nicht beabjichtigt war, was namentlich dann anzunehmen it, wenn die 
Auflage nur im Intereffe des Beichenkten lag. 

War dem Beichenkten die Leiltung an einen Dritten auferlegt, jo 
wird hierin im Zweifel ein Berjprechen zu Gunſten des Dritten 
gejehen, aus welchem derjelbe nad) Ausführung der Schenkung Flag» 
berechtigt ilt, $ 330 Sat 2. Dies jchließt nicht aus, daß auch der 
Schenker auf die Leiltung an den Dritten Flagen kann, $ 335. 

Liegt die Vollziehung der Auflage im öffentlichen Intereſſe, 
jo ift auch die zuftändige Behörde befugt, auf deren Erfüllung zu Klagen. 
Dies aber erjt nach dem Tode des Schenfers, $ 525 Abi. 2. Es iſt 
daraus zu folgern, daß der Schenker während jeiner Lebzeiten auf die 
Erfüllung einer jolchen Auflage verzichten fann. 

5. Ergiebt jich gegen die Erwartung der Beteiligten, daß die Koſten 
der Auflage den Wert der Schenkung aufzehren oder überjchreiten, jo 
erwächit gleichwohl nach dem Gejege fein Anſpruch auf Herabjegung der 
Auflage. Anders wenn dies Mikverhältnis durd) einen Mangel im Rechte 








2) Sp nad) gemeinem Rechte 1. 1 C. de his, quae sub modo 6, 45; Dern- 

burg, Band. Bd.1 8 115 Anm. 14. Gleiches beitimmt B. G. B. $ 2195 für letzt— 
willige Verfügungen, ſoweit nicht ein entgegenjtehender Wille des Verſügenden an- 
zunehmen ijt. Für Schenkungen unter einer Auflage iſt dasjelbe auh nah B. G. B. 
anzunehmen; denn daraus, dab nur eine Nebenbejtimmung einer Auflage zugefügt 
ift, und nicht eine Bedingung, ergiebt jid), dab die Partei eventuell da8 Haupt: 
eichäft aud) ohne den nichtigen Teil gewollt Hätte, $ 139. Bol. Erome, Bart. 
Rechtsgeſchäfte S.535, Dertmann $ 552 Ziff.5. Hit freilich wegen Unſittlichkeit der 
Auflage das ganze Geſchäft als unfittlich zu erachten, 3. B. man jchenft der A. unter 
der Auflage, Ei von ihrem Manne zu trennen, jo iſt es felbitverjtändlich ganz nichtig, 
Dertmann a. a. O. 
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oder der thatjächlichen Beichaffenheit der Zuwendung entiteht. Dann ijt 
der Beichenfte, joweit die Auflage noch nicht vollzogen iſt, bis zur Aus— 
gleihung des Fehlbetrages einredeberechtigt. Hat der Beſchenkte die Auf- 
lage bewirkt, jo ijt zu unterjcheiden: 

a) Er kannte den Mangel, dann kann er Erjag der Mehraufiven: 
dungen nicht verlangen. 

b) Er kannte den Mangel nicht, dann iſt ihm jolcher Anjpruch ge: 
geben, jofern er jeine Unkenntnis beweiit, $ 526. 

6. Unterbleibt die Vollziehung der Auflage, jo hat der Schenter 
wie jeine Erben auch ein Recht der Rüdforderung, es jei denn, daß 
ein Dritter bevechtigt ilt, die Vollziehung der Auflage zu verlangen. 3 
Aber dieje condictio sine causa iſt eigenartig gejtaltet und bejchränft, 
weil es fich doch nur um einen Nebenzwed des Schenfungsgejchäftes 
handelt, $ 527. 

Nicht die ganze Schenkung fann zurücgefordert werden. Gegen: 
ſtand der Nüdforderung ijt vielmehr das Geſchenkte injoweit, ala es 
zur Bollziehung der Auflage hätte verwendet werden müfjen. 

Die Vorausjegungen find denjenigen für das Nüdtrittsrecht bei 
gegenjeitigen Verträgen entjprechend geordnet. Erforderlich iſt 

a) daß ein vom Bejchenften zu vertretender Umſtand, aljo namentlich 
Fahrläſſigkeit desjelben, die Vollziehung der Auflage unmöglich machte. 
Bei teilweijer verjchuldeter Unmöglichkeit gilt die nur, wenn die teil- 
weile Bollziedung für den Schenker fein Intereſſe hat, $ 325 Ab}. 1. 

b) Entiprechend wird der Fall behandelt, wenn der Bejchenfte 
rechtskräftig verurteilt, die ihm nach 8 283 gejegte Nachfriit ohne Er- 
jüllung der Auflage ablaufen ließ, $ 325 Ab}. 2. 

c) Endlich ift die Rückforderung zuläjfig, wenn der Bejchenkte mit 
Bollziehung der Auflage im Verzug tit, und die ihm noch gejehte 
ausjchliegende Nachfriit des 8 326 ablief; der Nachfriit bedarf es nicht, 
wenn die Erfüllung der Auflage infolge des Verzuges für den Schenfer 
fein Interejje mehr hat, $ 326.4 

Daß aber Abreden zufällig find, wonach die ganze Schenfung wir: 
fungslos wird, wenn der Beichenkte die Vollziehung der Auflage, je 
es jchuldhaft, jet es auch jchuldlos verjäumt, ijt zweifellos. 

3) Ob der Dritte von jeinem Rechte Gebraud; macht, ijt gleichgiltig. 

4) Wie manche thun, abgejehen von $ 527, eine Kondiftion nad) $ 812 Abi. 1 
zuzulafjen, jtreitet mit dem Grundgedanten des $ 527. Eine NRiüdforderung findet 


aljo namentlich nicht itatt, wenn die Auflage keine Bermögensaufwendungen verlangt, 
3. B. bei linterlafjungen. Dann bleibt dem Schenker nur die Klage auf Erfüllung. 
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I. Schentungen können mit Verfehrsgeichäften, insbefondere Ber- 
fäufen verbunden jein. Es fann ſich hierbei um jelbjtändige Gejchäfte 
handeln, 3. B. der Verkäufer, welcher vorteilhaft verkauft, ſchenkt dem 
Käufer beim Abjchluß noc eine Partie Waren obendrein. Die Un 
gültigfeit der Schenkung wird hier in der Negel den Kauf nicht beein- 
fluſſen. 

Anderer Art iſt die jog. gemiſchte Schenkung, wenn der Kauf— 
prei3 für den Slaufgegenftand hinter dem wahren Werte desjelben 
zurüdbleibt, weil der Verkäufer dem Käufer, womit diefer einverftan- 
den ift, den überjchießenden Betrag zu ſchenken beabjichtigt. 


Ein jolches Gejchäft unterliegt teilweile den Nechtsregeln der Schen: 
fung, it aljo, joweit in ihm ein Schenfungsverjprechen liegt, mangels 
gerichtlicher oder notarieller Beurkundung nichtig. ES frägt fich, welche 
Wirkung dies auf den anderen Beltandteil des Gejchäftes, den Kauf, 
hat. Dabei ijt Davon auszugehen, daß es im der Negel den Parteien 
völlig fern liegt, den Saufgegenjtand, etwa ein Landgut, zu einem 
ideellen Teile zu verkaufen, zu einem anderen zu verichenfen. Was der 
Berkäufer jchenfen will, it ein Teil des Kaufpreifes, welchen er als 
dem Werte des Kaufgegenitandes entjprechend beanjpruchen fonnte. Es 
ift daher möglich, den Kauf fir diefen Gegenwert troß der Nichtigfeit 
des Schenfungsverjprechens aufrecht zu erhalten. Dies wird auch der 
Käufer verlangen können. Aber er kann jich auch darauf berufen, daß 
er dies Gejchäft ohne den nichtigen Teil nicht vorgenommen hätte und 
hiernach dasjelbe ganz als nichtig erklären, vgl. $ 139.5 

III. Mehrfach ausgezeichnet ſind Schenkungen, zu welchen der 
Schenfer jittlich oder jozial verpflichtet ift, $ 534. 

Sie unterliegen nicht der Nüdforderung wegen Dürftigfeit des 
Schenfers, S 528; die Einrede wegen Dürftigfeit it dem Schenker nicht 
verjagt, 8 519. 

Auch der Widerruf wegen Undanfbarfeit des Beſchenkten findet 
hierbei nicht jtatt, $ 530.6 Zu den Schenkungen, die einer jittlichen 
Pflicht entiprechen, werden in vielen Fällen die jog. remuneratori- 
ſchen, welche geleiltete Dienfte belohnen jollen, gehören. Dieje Schen: 


5) Sp wird man im wefentlichen die praftiiche Behandlung, welde R.G. Bd. 29 
S. 265 dem Falle angedeihen ließ, unter der Herrſchaft des B. G. B. erhalten können. 

6) Sittlich oder fozial geſchuldete Schenkungen find in zahlreichen Fällen durch 
das B. G. B. beſonders bevorzugt. 
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fungen find aber al3 jolche, micht wie dies nach gemeinem Rechte und 
A. L. R. geichah, ausgezeichnet. 

IV. Beſonderer Art iſt auch „das Schenkungsverſprechen von 
Todes wegen“, 8 2361. Darüber im Erbrechte. 


Achtes Kapitel. 


Spielgeſchüfte. 
$ 211. Begriff des Spieles und der Wette.“ 

I. Das Recht ift dem Spiele teils geradezu feindlich, teils wenig- 
ſtens verfagt es ihm feine Unterjtügung, denn die Spielluft artet leicht 
zum fozialen Krebsſchaden aus, untergräbt in weiten reifen Luft und 
Liebe zur Arbeit, nimmt ihnen jchlichlich die Fähigkeit zu erniter, der 
menschlichen Gejellichaft nüßlicher Thätigkeit. 

1. Feindlich verhält fich das Necht zu Unternehmungen, welche ge- 
eignet find, das Übel der Glücksſpiele, d. h. ſolcher Spiele, bei welchen 
der Ausgang weientlich vom Zufall abhängt, in weite Kreiſe zu tragen. 
Um deswillen ijt unter Strafe geitellt, Str. G.B. $ 360 n. 14, unbe« 
fugtes Halten von Glücdsjpielen an einem öffentlichen Orte. Strafbar 
find ferner Inhaber öffentlicher Verfanmlungsorte, welche Glücksſpiele 
dajelbjt geftatten, $ 285. Die ſchwerſte Strafe endlich trifft daS gewerbs— 
mäßige Glücksſpiel, um durch fortgejegtes Spielen einen Lebenserwerb 
zu juchen, Str. G. B. $ 284. Aber nur dämmen, nicht ausrotten kann 
das Geſetz die Spielluft. Daher ift namentlich die VBeranjtaltung obrig- 
feitlic) genehmigter Lotterien durch S 286 Str. G. B. freigegeben.? 


1) Krügelitein, Begrifflicher Unterjchied von Spiel und Wette 1869. 

2) Wenig Mar ijt die Rechtslage bezüglid des Totalijatord® beim Renniport, 
vgl. Bed, Die Wettgefchäfte im Rennſport, jowie Hirfchfeld, Wettrennen und Renn— 
werten, Bremen 1899. Der Totalifator ijt eine Veranjtaltung der Unternehmer von 
Wettrennen, wonach Einſätze auf die Rennpferde in bejtimmter Höhe bis zum Be- 
ginne des Rennens entgegengenommen werden, deren Gejamtbetrag nad Abzug einer 
Tantieme für den Veranjtalter und der Steuer unter diejenigen verhältnigmähig ver- 
teilt wird, deren Einſätze auf das gewinnende Pferd gingen. Geraume Beit waren 
dieje Unternehmen als Nennmwetten geduldet. Aber die Erkenntniſſe de O. Verw. G. 
Bd. 8 ©. 363 und das R.G. in Strafjaden Bd.7 S.21 erklärten den Totalifator 
als öffentliche Veranftaltung von Glüdsipielen für verboten und jtrafbar, weil es 
jich Hierbei um Spiel und nicht um Wetten handle. Sofort fanten die Einnahmen 
der Unternehmer von Nennen auf das tiefſte. In Preußen beitimmte danach die 
Kab.-Ordre vom 30. Auguſt 1886 im Intereſſe der heimifchen Pferdezucht und zur 
Verhinderung des heimlihen Wettens mit jog. Buchmadern, daß die Totalifatoren 
auf Antrag polizeilich geitattet werden jollen. Desungeachtet ſollen auch heute 
nad; Anfiht der Kriminaliiten die Unternehmer des Totalifator® gemäß Str. G. B. 
8 285, ja nad) 8 284 jtrafbar fein, da fie aus den Glüdsjpielen ein Gewerbe machen. 
Dem ijt keineswegs zuzuftimmen. Much für das Strafrecht gilt die derogatorische Kraft 
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Glücksſpiele, bei welchen die Spieler mit Strafe bedroht find, find 
nichtig, B.©.B. 88 134, 138. Das auf Grund jolchen Spieles Ge— 
leijtete ift daher nach S 812 als ungerechtfertigte Bereicherung zurüd- 
zuerjtatten, denn der Leiltung fehlt der rechtmäßige Grund. Hat aber 
auc) der Leiſtende gegen ein gejegliches Verbot gehandelt, jo it Die 
Rüdforderung ausgeichlojjen, S 817. 

2. Much durch nicht verbotenes Spielen wird eine Elagbare Ber: 
bindlichfeit nicht begründet, S 762 Abj. 1 Sat 1. Aber nichtig 
wie nachr ömiſchem Nechte ijt jolches Spielgejchäft nicht, vielmehr kann 
das auf Spiel oder Wette Geleijtete entiprechend der deutjchrechtlichen 
Auffafjung und dem A.L.R. I, 11 $ 578 nicht zurüdgefordert wer: 
den, $ 762 Abj. 1 Satz 2. 

Das gilt natürlich nicht im Falle des Falſchſpielens, z. B. mit ge- 
zeichneten Karten.* 

II. Der Begriff dies Spieles iſt weder durch die älteren Rechts— 
quellen noch auch durch das B. G. B. bejtimmt; er iſt aus der Lebens» 
auffaſſung zu ermitteln. 

Danach iſt Spiel die Vereinbarung von Gewinn und Verluit 
unter entgegengejegten Bedingungen zu dem Zwed, um durch 
Wagen Gewinn zu erhajchen, und die Zeit zu vertreiben. 

Coſack, B.R. Bd. 1 $ 156 Ib behauptet, die Spielbedingungen 
müßten derart bejtimmt jein, day fie ausschließlich oder doch überwiegend 
der VBergnügung der Bertragspartei dienen jollen. Dies iſt zu eng. 


der Gewohnheit, was die Hriminalijten, wenn fie ji) des Schidjales der Karolina 
erinnern, wohl nicht bejtreiten werden. Die Strafverfolgung iſt in Deutichland jeit 
1586 wegen der Totalijatoren objolet geworden; nicht bloß in Preußen, fondern aud) 
in den anderen Bundesjtaaten kommt fie nicht mehr vor, vgl. für Bremen Hirich- 
feld a. a. O., wonad) der Senat den Staatsanwalt aufforderte, ſich des Einjchreitens 
zu enthalten. Daher haben bei Beratung des Reicdhsjtempelgejeßes vom 27. April 
1894 $ 22 Tarif n. 5 die entjchiedenjten Gegner des Totalijators wohl jcharfe Be— 
jteuerung, nicht aber Bejtrafung wegen der Totalijatoren beanjprudt. Vgl. auch 
R.G. in Straffahen Bd. 28 S. 402. Immerhin iſt der Totalifator nur polizeilid) 
gejtattet, nicht ftaatlic genehmigt, und begründet nicht als genehmigte Lotterie nad 
8.6.8. $ 763 Klagerechte. Auch ift damit, daß der polizeilich gejtattete Totalifator 
nicht ftrafbar iſt, keineswegs geboten, die jog. Sporttommilfionsbureaus, welde ein 
Gewerbe aus dem Wetten auf Nennpferde machen, mit der Strafe des 8 284 zu 
verſchonen, vgl. Hirihfeld a.a.D. ©. 43. — Vom Totalifator verfchieden iſt Die 
Thätigfeit der „Buchmacher“, welche mit den fich meldenden Perſonen Wetten gegen 
ein Rennpferd abſchließen, welche, wie aud) das R.G. angenommen Hat, nichts 
anderes bilden als Glücksſpiele. Vgl. Gel a. a. O. ©. 12. 

3) Es wird in der Regel auch nicht für jog. Wetten A coup sur gelten, wenn 
über die Wahrheit einer Behauptung gemwettet wird, bezüglid deren der eine Teil 
wie er dem andern, welcher dies nicht willen fann, verichweigt, bejondere Informa— 
tion batte. 
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Nicht um Vergnügen, jondern um Gewinn handelt es jich gerade bei 
den gefährlichiten Spielen und zwar um Gewinn, welcher ohne nützliche 
Arbeit erzielt werden ſoll.“ Der Zufall muß auf den Ausgang Einfluß 
haben. Es iſt aber nicht ausgejchlofien, daß Gejchidlichfeit und Gewandt- 
heit der Spielenden in höherem oder minderem Grade mitbeftimmend find. 

III. Bom Spiel unterjcheidet ſich begrifflich die Wette. Der Unter- 
ſchied liegt nicht darin, daß die Parteien beim Spiel eine Thätigfeit 
entwiceln müjjen, bei der Wette nicht. Dies behauptete Thöl, H. R. I, 
Bd. 1 8304. Es wird aber heutzutage faum noch verteidigt. 5 

Wetten geichehen im Meinungskampfe zur Erhärtung des Ernites 
der entgegengejegten Behauptung® der Wettenden, jowie zur Herbei— 
führung einer Entjcheidung über die Nichtigkeit derjelben.” Was aber 
den Namen Wette führt, fann in Wahrheit Spiel jein, daher unter die 
Strafbeitimmungen über Spiele fallen. 

Wetten waren in Nom im Gegenjaß zu Spielen gültig und klagbar. 
Nah A.L. R. I, 11 $ 579 waren jie flagbar, wenn die Wettjumme bar 
eingejegt, und bei Gericht oder einem Dritten niedergelegt war. Nach 
B. G. B. $ 762 jteht die Wette dem Spiel rechtlich gleich. Sie gewährt 
eine Klage auf Erfüllung nicht mehr. Die Unterjcheidung von Wette 
und Spiel hat aljo zwar noch für das Strafrecht, nicht aber für das 
Givilrecht Bedeutung. 


s 212. Slaglofigteit von Spiel und Wette. 
I. Das Recht verjagt nicht bloß die Klage auf Erfüllung einer 
Spieljhuld wie der Wettjchuld, es verwirft jeden rechtlichen Zwang auf 
Grund derjelben. 


; 4) Hauptzwed, Endzweck und Selbjtzwed des Spieles ijt Erlangung eines 
Gewinnes. 

5) Thöl folgten u.a. Gerber, D. P. R. 8 194; Stobbe Bd. 3 $ 193; anders 
Stobbe-Lehmann Bd.3 $ 423. Bol. aber Wilda, Ztiſchr. f. deutſches Recht, Bd.8 
S. 209, insbeſondere auch die oben Anm. 2 angef. Erkennmiſſe des R.G. in Straf— 
ſachen und das O. V. G. 

6) Bei der Wette iſt das Weſentliche die Gegenüberſtellung von Behaup— 
tungen. Behauptung aber ift die Erklärung einer Thatſache auf Grund gemonnener 
Überzeugung. Eine Meinung als Ausdrud einer Hoffnung oder Badriheinlichfeit 
oder eine Anficht über die Geitaltung zukünftiger Verhältniſſe find nicht Behauptungen 
im Sinne der Wette. 3.8. zwei Sommergäjte jehen am Horizonte zwei Segel auf: 
tauchen. Der eine jogt, dag rechte Schiff wird zuerjt anfommen; der andere ent- 
gegnet, dat das Schiff links früher den Strand erreichen wird. Jeder ſetzt auf das 
von ihm bezeichnete Schiff einen Einſatz. Dies iſt Spiel, nicht Wette, 

7) Eine Wette liegt auch dann vor, wenn bloß ein Teil für den Fall der Un— 
tichtigfeit feiner Behauptung etwas verjpricht, 3.8. 1000 gegen nichts verwettet. 

8) Bal. oben $ 211 Anm. 2. 
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1. Dies gilt namentlich auch, wenn behufs Erfüllung der Spiel- 
Ihuld eine neue Verbindlichkeit jeiten® des Spielers eingegangen 
ijt!, insbejondere durch ein Schuldverjprechen oder dadurch, daß ein 
Wechjel auf ihren Betrag ausgeitellt wird, unvorgreiflicy natürlich der 
Rechte gutgläubiger Erwerber, $ 762 Abi. 2. 

2. Aus gleihem Grunde ift auch der Gewinnende zur zwangs— 
weilen Aufrechnung mit feiner Forderung aus Spiel oder Wette auf 
eine Schuld nicht befugt,! fie kann auch durch ein Zurücdbehaltungsrecht 
nicht erziwungen werden. ? 

3. Bweifelhaft ift die Rechtslage, wenn der Betrag des Verlujtes 
im voraus zu Gunjten des Gewinners bei einem Dritten hinterlegt 
oder dem Gegner übereignet iſt, falls nachher der Gewinn eintritt. 
Manche jchliegen die Nücforderung des im voraus Hinterlegten oder 
Übereigneten nach dem Wortlaute des $ 761 Abſ. 1 aus. Nach unjerer 
Anficht it eine Sicherung fünftigen Spielverluftes, wie fie namentlich 
auch in einer im voraus jtattfindenden Dedung desjelben liegt, eine 
‚Förderung des Spielwejens, welche den Zweden des Geſetzes wider: 
Ipricht. Nur das bei dem Spiel oder nach demfelben Geleijtete kann 
aljo nicht zurückgefordert werden, wohl aber das vorher auf den Spiel- 
oder Wettverluſt Gezahlte oder Hinterlegte. t 

II. Bejtritten it, welche Rechtsfolge ein Auftrag zum Spiel hat. 

Auch aus einem Auftrage zu nichtverbotenem Spiele kann der 
Auftraggeber feine Klage auf Ausführung erheben, denn es fehlt das 
ſchutzwürdige Interefje; folgerecht beiteht auch feine Klage auf Scha= 
denserjag wegen Nichterfüllung des Auftrages.“ Hat der Beauftragte 
den Auftrag aber ausgeführt, Jo kann der Auftraggeber auf Herausgabe 
deffen flagen, was der Beauftragte in Ausführung des Auftrages er- 
halten hat, $ 667. Der Beauftragte darf hiervon dasjenige abziehen, 
was er für Ausführung des Spielvertrage® an Spielprämien oder 
jonftigen Auslagen anfgewendet hat. Eine Klage wegen jeiner Aus: 
lagen fir das Spiel hat er, wenn fein Gewinn gemacht ijt, keineswegs. 





1) Bel. R.G. Bd. 5, ©. 124. 

2) Der Verlierer aber kann wirffan aus einer ihm gegen den Gewinner zu— 
itehenden Gegenforderung fompenjieren, R.G. Bd.1 ©. 129; vgl. Jur. Woch. 1596 
&.160 2.76. Nufredinung im Wege Vertrages ijt zuläfjig. 

3) Dertmann zu 762 la und b; Gojad Bd. 1 $ 106 II, 2b. 

HRG. Bd. 38 S. 232. Vgl. Börſ. Geſ. vom 22, Juni 1896 $ 66 Abi. 3 

5) R. G. Bd. 40 ©. 256. 
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Ein Auftrag zu einem unerlaubten Spiele ift nach $ 138 nichtig, 
da er gegen die guten Sitten verjtößt. Der Auftraggeber hat daher in 
diefem Falle, vgl. $ 817, feine Klage gegen den Beauftragten weder 
auf Herausgabe des von diefem gemachten Gewinnes noch auch nur auf 
Rückgabe der dem Beauftragten übermachten Spielprämie, ® 

Bezüglich eines Gejellichaftsvertrages, welchar Spiel zum Gegen: 
ftande hat, find entjprechende Sätze anzunehmen. ? 

II. Das 3.6.8. erklärt nicht jchlechthin wie ältere Statuten 
und das A.L. R. 1,11 8 585 Darlehen zum Zweck des Spieles als 
unflagbar. 

Sie find dies aber, wenn jie zur Ermöglichung des Spieles 
gegeben jind. Dann verjtoßen fie gegen die guten Sitten, $ 138, mag 
es jich um erlaubte oder unerlaubte Spiele handeln. Denn auch joweit 
das Spielen erlaubt iſt, it Förderung des Spield durch Darlehen ver: 
werflich.® Für ein Darlehen zur Bezahlung von Spieljchulden gilt dies 
nicht. Ein jolches wird häufig, wo es ſich um Bezahlung jog. Ehren- 
ichulden handelt, gerechtfertigt fein. 


$ 213. Der Spieleinwand gegen Differenzgeihäfte.! 

I. Ob jog. Differenzgejchäfte als Spielverträge zu behandeln jeien, 
wurde vor dem B. G. B. von Gejet, Nechtswifjenjchaft und Praxis der 
Gerichte in verjchiedener Weije beantwortet. 

Differenzgejchäfte jind reine, falls fich die Vertragsichliegenden von 
vornherein und ausdrüdlich zur Zahlung der Differenz des Kurſes von 
Börjeneffeften oder Waren zur Zeit des Gefchäftsjchluffes gegenüber dem 
Kurje eines jpäteren Tages — des jog. Stichtageg — verbinden. Ge— 
ichäfte ſolcher Art jind felten, und würden daher faum von der Gejeß- 
gebung bejonders beachtet werden. Dagegen jind jehr häufig und zweifels- 
ohne bedenklich jog. verdedte Differenzgejchäfte, bei welchen die 
Beteiligten Zeitfäufe über börjengängige Effekten oder Waren abjchließen, 
jo daß aber die Abjicht der Parteien erfennbareriweife nicht vorzugs— 
weile auf die Lieferung des Kaufgegenitandes geht, jondern auf Die 





6) Anders Hirfchfeld, Wettrennen S. 47. VBgl. noch Börf. Geſ. $ 66 Abſ. 2; 
Coſack Bd. 1 $ 156 II,2b; Dertmann 8 762 Biff. 2. 

7) Bal. freilich R.G. in Seuffert Archiv Bd. 54 n. 149. 

8) Anderer Anſicht Coſack Bd. 1 8 156 Anm. 13; vgl. aber Dertmann $ 762 
Ziff. 2. Sieh übrigens aud Mot. Bd.2 ©. 646; Kom. Ber. des Neichstages. 

1) Geller im Öſterr. Centralblatt f. d. jur. Praxis Bd. 17 Heft 2: Das Diffe- 
venzgeichäft giebt eine bericht der darauf bezüglichen öjterreihiihen und deutſchen 
höchſtrichterlichen Nechtiprechung. 
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Zahlung der Differenz zwiſchen dem vereinbarten Kaufpreije und dem 
Kurje des Stichtages. 

Das Neichsgericht, welches urjprünglich jolche Gejchäfte als klagbar 
anjah, hat jpäter mit fteigender Entjchiedenheit Gejchäfte dieſer Art, 
welche das Wejen eines Spieles haben, ala Spielverträge für Flaglos 
erklärt. ? 

II. Obgleich die Differenzgeichäfte durch das damals in der Be- 
ratung begriffene Börſengeſetz geregelt werden jollten, entſchloß jich die 
Neichstagstommijjion auch in das B.G.B. eine Beitimmung aufzunehmen, 
welche die neuere Praxis des Reichsgerichtes ſtützen ſollte. Co erwuchs 
8 764, wonach ein auf Lieferung von Waren oder Wertpapieren lau= 
tender Vertrag als Spiel anzufehen ift, wenn er in der Abjicht ge- 
ichlofjen wird, daß der Unterfchied in dem vereinbarten Preiſe nnd dem 
Börſen- oder Marktpreife der Lieferungszeit von dem Verlierer dem 
Gewinner gezahlt werden joll. 

Dieſe Abjicht freilich beiteht bei allen Lieferungsgeichäften. 
Sie beiteht auch, wenn die Parteien die effektive Erfüllung ihrer Ge— 
ichäfte ernjtlich beabfichtigen. Denn wo wäre, jagt Coſack Handelsrecht 
4. Aufl. S. 401, das Termingejchäft, bei welchem die Parteien nicht 
mindeitend nebenbei auf die Zahlung des Unterjchiedes zwiſchen dem 
vereinbarten Preiſe nnd dem Preiſe der Lieferungszeit abzielten? So— 
nach, behauptet Cojad, jeien jämtliche nicht durch das Börſengeſetz be— 
ſonders gejchüßte Termingejchäfte fortab dem Spieleinwand unterworfen, 
fie jeien ausnahmslos ungültig, denn das B. G. B. jage nicht, das Liefe- 
rungsgejchäft jei ein Spiel, wenn die Parteien nur die Zahlung einer 
Preisdifferenz beabfichtigen; es enthalte eben jenes bedeutjame Wört: 
lein nicht. 

Gewiß nicht! Die Einfchiebung des Wortes „nur“ würde den Sinn 
des Geſetzes nicht treffen. Aber um deswillen find wir nicht zu dem 
Satze gedrängt, daß nun, abgejehen von der Sonderbejtimmung des 
Börſengeſetzes, jedes, auch ernithafte Lieferungsgeichäft dem Spielein— 
wande unterliegt. Dies wäre faum erträglich für den Verkehr nnd war 
auch nicht die Meinung des Gejeges. Dasjelbe wollte die Praxis des 
Neichsgerichtes geleglich feititellen, jene Unterbindung des Verkehres lag 
ihm fern. Die Meinung war feine andere, als da dann, wenn die 
bauptjächliche Abjicht der Beteiligten einverjtändlich auf Zahlung 


2) Vgl. Gruchot Bd. 36 ©. 1067; Fur. Woch. 1897 ©. 171 n. 24. 
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der Differenz und nicht auf effektive Lieferung gehen müßte. Ob dies 
der Fall war, iſt nach den Umftänden zu beurteilen, wie auch nach den 
bei dem Gejchäfte abgegebenen Erklärungen, 3. B. wenn Agenten, welche 
geichäftsunfundige Perjonen zum Abſchluß von Zeitfauf verloden, den- 
jelben erklärt haben, daß es fich jchlieglich um die Zahlung der Differenz 
handle. Der Vertrag gilt auch dann als Spiel, wenn nur die Abficht 
des einen Teiles auf die Zahlung des Unterjchiedes gerichtet ijt®, der 
andere Teil aber diefe Abjicht kennt oder fennen muß, $ 764 Gab 2. 
III. Bezüglich der Börfentermingejchäfte — vgl. oben $ 173 — 
beitehen die bejonderen Beſtimmungen des Börjengejeges vom 22. Juni 
1896 88 48ff. Hiernach find Börjenregifter für Börjentermingejchäfte 
zu führen. Von dem für den betreffenden Geſchäftszweig eingetragenen 
fann gegen Anjprüche aus Börjentermingejchäften ein Einwand nicht 
darauf begründet werden, daß effektive Lieferung vertraggmäßig aus— 
geichlofjen war, $ 69 des Börjengejeges.* Zwiſchen Nichteingetragenen 
wird Durch das Börjentermingejchäft ein Schuldverhältmis nicht begründet, 
Rückforderung des bei oder nad) dem Gejchäfte Geleifteten ift aber nicht 


veritattet. 
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I. Eine Unterart des Spieles ift nach B. G. B. 8 763 die Lotterie. 

Der Begriff der Lotterie iſt gejeglich nicht bejtimmt. Wie fich Die 
Lotterie gegenüber anderen Spielverträgen abgrenzt, ijt daher in ein- 
zelnen Beziehungen zweifelhaft.? Als Lotterie iſt nach ihrer gejchicht- 
lichen Bildung und der Volfsauffafjung ein Unternehmen anzujchen, 
welches den Abjchluß von Verträgen mit mehreren Perſonen bezwedkt, 
vermöge deren fie eine bejtimmte Einzahlung zu leiften haben, wogegen 
ihnen gemäß des Lotterieplanes und je nach der Glüdschance Gewinne 
oder auch Nieten zu teil werden. Nicht notwendig iſt, daß Die Ent: 


3) Insbeſondere wird ein Differenzgeihäft dann angenommen werden fönnen, 
wenn jemand, der nad) feinem Beruf oder jeiner Bejchäftigung den Börſengeſchäften 
an ſich jern jteht, Waren und Wertpapiere, die befanntermaßen einen ſchwankenden 
Kurs haben, in ſolchem Umfange fauit, daß die Anichaffung offenfichtlid jeine Ber: 
mögensverhältniſſe weit überfteigt. 

4) Das Einf. Gel. zum 9.6.8. vom 10. Mai 1897 Art. 14 V giebt dem $ 69, 
um Zweifel abzujchneiden, den Zuſatz als Nbjag 2. „Dieje Vorſchrift wird durch 
$ 764 des B. G. B. nicht berührt“. 

1) Bender, Das Lotterierecht, Gießen 1841; Friedrich Endemann, Beiträge 
r Lotterie 1882; Georg Cohn, Die Lotteriegeichäfte in Endemanns Handbud) Bd. 3 

. 36, 

2) Ausführungen hierüber finden fi in den Reichögerichtserfenntnifjen, welche 

die Kommentare zum Str. G. B. von Oppenhoff und Dlshaujen zu $ 286 mitteilen. 


Dernburg, Bürgerl. Recht. 11.2. 10 
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jcheidung durch Loſen gejchieht. Auch in anderer Weile kann der Zufall 
den Gewinn bejtimmen. Aber feine Lotterie iſt es, wenn die Willkür 
des Einfagempfängers emtjcheiden ſoll. Nicht ausgejchlofjen it, dab 
perfönliche Gejchicflichkeit den Gewinn mit bejtimmt, nur muß der Zufall 
hauptſächlich entjcheiden. Der Einſatz muß ein bejtimmter jein, daß aber 
auch die Höhe des Gewinnes im voraus genau bejtimmt und begrenzt 
ift, ijt nicht erforderlich; dieſelbe kann jich je nach der größeren Zahl 
der Mitſpieler jteigern. 

Die Lotterieverträge werden nur zwijchen dem Unternehmer und 
den Spielern geichlojjen; eine rechtliche Gemeinjchaft beiteht zwiſchen den 
Spielern nicht. 

Unterjchieden werden eigentliche Zotterien, bei welchen die Gewinne 
in Geld bejtehen, und Ausjpielgeichäfte, bei welchen andere Gegen- 
jtände die Gewinne bilden. Nechtliche Unterjchiede find zwijchen diejen 
beiden Arten nicht. 

II. Die Lotterie ijt eine private, wenn fie nur unter Perſonen 
veranjtaltet wird, die Durch perjönliche Befanntichaft, gemeinjamen Beruf 
und ähnliche Verhältniſſe verbunden find; öffentlich, wenn jie allge- 
mein oder wenigitens weiteren Kreiſen offen gejtellt ilt; Bekanntmachung 
durch öffentliche Blätter oder öffentliche Anjchläge ift hierzu nicht un— 
umgänglich.3 

Die Beranjtaltung öffentlicher Lotterien oder Ausjpielungen fordert 
obrigfeitliche Erlaubnis, ohne ſolche unterliegt jie öffentlicher Strafe, 
Str. G. B. 5 286. Die Erlaubnis ijt Landesſache. Sie wird durch Ver: 
waltungsbehörden erteilt.* Staatliche Lotterien gelten ohne weiteres als 
erlaubt. 

In Preußen — preuß. Geſetz vom 29. Juli 1885 — wie in an— 
deren Bundesitaaten bejtehen Tandesgejeliche Verbote gegen das Spielen 
in auswärtigen Lotterien unter Androhung öffentlicher Strafe.“ Die 
Praxis hat entgegen der Anjicht zahlreicher Schriftiteller angenommen, 
daß diefe Verbote neben den Beitimmungen des R. Str. G. B. zu Recht 
beitehen, da deſſen $ 286 dieje „Materie“ nicht regele.* Keinenfalls 

3) Über den Begriff der öffentlichen Lotterie im Sinne des $ 286 R. Str. G. B. 
vgl. Zur. Woc. 1885 ©. 326 n. 27. 

4) In Preußen geichieht fie von den Oberpräfidenten für ihren Verwaltungs- 
bezirk, fir den ganzen Staat von dem Minifter des Innern, ausnahmsweiſe von den 
Ortöpolizeibehörden für Ausipielung geringfügiger Gegenftände bei VolfSbeluftigungen. 

5) Vgl. Brückmann in Zeitichr. f. d. geſ. Strafrecht Bd. 19 Heft 4—5. 


6) ul einerieit3 Liſzt, Lehrbuch $ 145; Olshauſen $ 2854 n. 6, andererjeits 
R.G. in Strafj. Entih. Bd.1 5.221. 
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jind fie durch) B. G. B. $ 763 bejeitigt, wie dies viele behaupten ?, denn 
das B.G.B. giebt nur eine privatrechtliche Norm; es liegt ihm fer, 
öffentlich vechtliche Beitimmungen, insbejondere des Landesitrafrechtes, 
zu regeln.® 

III. Der Lotterievertrag oder Ausſpielvertrag iſt nah B. G. B. 
$ 763 dann verbindlich, wenn die Lotterie oder die Ausjpielung jtaat- 
ih genehmigt ilt; jonjt treten die allgemeinen Borjchriften über 
Spiel ein. 

Damit find die Lotterieverträge civilrechtlih für vollgiltig erklärt. 
Der Unternehmer ijt daher berechtigt, auf Einzahlung der zugejagten, 
aber noch nicht entrichteten Einjäße zu Klagen, wie andererſeits der Spieler 
gegen den Unternehmer auf den Gewinn Elagen kann. Die Beſtimmung 
des A.L. R. 1,11 8558, welche die Klage auf die für das Los zu 
entrichtende Prämie verjagte, iſt damit leider bejeitigt. 

It gemeinjames Spiel desjelben Lojes einer jtaatlich genehmigten 
Lotterie zwiichen mehreren verabredet, jo entiteht fortan ein giltiger und 
Elagbarer Gejelljchaftsvertrag; der Auftrag, ein jolches Los für den Auf- 
traggeber zu nehmen, it nach $ 763 giltig und flagbar. 

IV. Die Lotterien, insbejondere die Staatslotterien pflegen ihre 
Loſe durch ſog. Collecteure abzuſetzen. Diejelben find in der Regel bloße 
Agenten, welche den Vertragsjchluß zwijchen dem Unternehmer und dem 
Spieler vermitteln, feine Vertreter der Lotterie. ? 

V. Eine bejondere Art der öffentlichen Lotterie it die Klaſſen— 
fotterie, wie namentlich die preußijche StaatSlotterie. Bei diefer fpielt 
diejelbe Nummer in mehreren Ziehungen — Klaſſen — mit. Der Ab- 
nehmer ijt nur verbunden, das Los für eine Ziehung zu nehmen und 
die hierfür bejtimmte Prämie zu entrichten; er hat aber binnen einer 
beitimmten Friſt gegen Entrichtung der weiteren Prämie das Recht auf 
ein Erneuerungslos über diejelbe Nummer für die jpätere Losziehung, 
in welche höhere Gewinne fallen. Der Fisfus ift alfo durch Vorvertrag 
gebunden, die Erneuerung jelbit aber neues Gejchäft. 


7) So Endemann, Einf. $ 188 Anm. 23; Oertmann $ 763 Ziff. 1; Liſzt a. a. O. 

8) Die entgegengejegte Anjicht ift auch nicht als zwedmähig zu eradjten, jo 
lange die Einrihtung von Lotterien und deren Genehmigung den Einzeljtaaten zu— 
jteht, und hierbei nach ganz verjchiedenen Grundſätzen und ausſchließlich im Intereſſe 
des Einzelſtaates verfahren wird. 

9) Das Geſetz vom 18. Auguſt 1891 verbietet den gewerbsmäßigen Privat- 
handel mit Loſen der preußiſchen Staatslotterie bei öffentlicher Strafe, dagegen find 
die bezüglihen Geſchäfte civilrechtlich gültig. 

10* 
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Bmweiter Titel. 
Überlafjung von Gebraud und Nutzungen. 


Erites Kapitel. 
Die Miete. 


$ 215. Rechtliche Natur von Miete und Pacht.“ 

I. Die Sachenmiete, jagt der römische Juriſt Gajus, jteht dem 
Kauf jehr nahe und unterliegt denjelben Negeln. Denn wie der Kauf 
mit der Einigung über den Preis, jo iſt die Miete mit der Einigung 
über den Mietzins gejchlofien.? 

Richtig iſt, daß Miete und Pacht wie Kauf gegenfeitige Verträge 
bilden, jo dah fie nah B. G. B. im allgemeinen den Regeln der 88 320ff. 
unterftehen; bei beiden Rechtsinftituten ferner handelt es fich um Über- 
lafjung von Bermögenswerten gegen Geld. Immerhin jind wie ihre 
wirtjchaftlichen Zwede jo auch ihre Nechtsnormen in jehr wichtigen Be- 
ziehungen verjchieden. 

Der Kauf einer Sache giebt das Necht auf deren Übereignung, die 
Miete nur auf thatfächliche Überlafjung und zwar nur auf Zeit. Nach 
3.6.8. $ 567 insbejondere fann jeder Teil eine für längere Zeit ge- 
ichlojjene Miete nach 30 Jahren Fündigen. Wer fich aljo den Gebrauch 
einer Sache länger fichern will, 3.8. eine Straßenbahngejelljchaft den 
Gebrauch der öffentlichen Straße, bedarf der Bejtellung eines Erbbau: 
rechtes, die Zulage eines ſolchen gegen Entgelt bildet Kauf. 

Vom Kauf unterjcheidet jich die Miete ferner bezüglich des Über— 
ganges der Gefahr. Bor allem war dies im römischen Nechte der Fall, 
denn Dort traf den Käufer die Gefahr, d. h. er jchuldete den Kaufpreis 
nach Perfektion des Kaufvertrages, auch wenn die Kaufſache zufälliger: 
weile nach dem Vertragsſchluſſe unterging; dagegen blieb die Gefahr 
beim Vermieter, trog des Abjchlujjes des Mietvertrages, d. h. e8 ge: 
bührte ihm fein Mietzins, wenn die Mietjache nachher zufälligerweife 
unterging. Im B. G. B. iſt der Unterſchied zurüdgetreten, nicht ver: 
ſchwunden, denn den Käufer trifft hier grundjäßlich die Gefahr von der 


1) Uber B. G. B. fiche Fräntel, Miete und Pachtrecht 1897; Vogel, Miete 
und Pachtreht 1897; Fuld, Mietrecht 1808; Bordyerdt, Mietrecht und Badıt 1899; 
Arnold, Wohnungsmiete 1899; Hefjelbah, Mieter und Bermueter nad) B.G. B. 1899; 
Brüdner, Die Miete 1900; Niendorf, Miete 5. Aufl. 1900. 

2) 1.2 D. locati 19,2. 
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Übergabe der Kaufjache an, dagegen bleibt die Gefahr beim Wermieter 
auch nach Überlafjung der Mietfache im Falle ihres zufälligen Unter- 
ganges, jo daß weiter Mietzins nicht läuft. 

Beim Kaufe endlich ift Erfüllung Zug um Zug die Negel. Jeder 
Teil hat aljo in Ermangelung anderweiter Vereinbarung, jo lange ihm 
die Gegenleiftung nicht gejchah, die Einrede des nichterfüllten Vertrages 
nach $ 320. Dagegen hat der Vermieter vorzuleiften, vol. $ 551. Selbſt 
wenn Borauszahlung des Mietzinjes bedungen ift, hat alfo deſſen Be- 
zahlung erſt nach Überlafjung der Mietjache zu geichehen.> 

II. Das deutjche Recht umterjcheidet ſcharf Miete und Pacht, die 
beide in Rom ein einheitliches Injtitut, die locatio conductio rei, bil- 
deten, jo daß fie nach römischen Nechte nur in wenig Einzelheiten ver- 
jchieden waren. Das B. G. B. folgt der deutſchen Rechtsauffafjung und 
regelt Bacht und Miete bejonders; doch find die Vorjchriften über Miete 
nach $ 581 Abſ. 2 auf die Pacht anzumenden, joweit nicht für fie be— 
jondere Normen getroffen jind. 

Der Mietvertrag verpflichtet den Vermieter nach) $ 535 zur Ge- 
währung des Gebrauches einer gemieteten Sache gegen den Mietzins, 
der Bachtvertrag den Verpächter zur Gewährung des Gebrauches und 
des Genufjes der ordnungsmäßig zu gewinnenden Früchte des 
verpachteten Gegenjtandes, 8 581 Ab}. 1.* 

Die Grundverjchiedenheit liegt alfo im Umfange der eingeräumten 
Befugniſſe. Aber eine erhebliche, rechtliche Verſchiedenheit bejteht nach 
B. G. B. auch bezüglich des Gegenitandes des Rechtes. 

Denn die Miete bejchränkt fich nad) B. G. B., abweichend vom 
früheren Rechte, auf förperlihe Sachen. Es unterliegen ihr beweg— 
fiche Sachen, z. B. Bücher, die man einer Leihbibliothef gegen Entgelt 
entnimmt, oder Mobilien, die man, ſei e8 für längere Zeit, jei es 
vorübergehend, 3. B. zum Gebrauch bei einer Feſtlichkeit mietet. Miete 
von verbrauchbaren Saden iſt natürlich jelten; daß fie ausgejchlofjen 
jei5, ijt aber unrichtig, z.B. man mietet vom Rejtaurateur, der ein Früh— 
jtück liefert, auch Flajchen mit Champagnerwein, die man zur Renommage 
aufjtellt, ohne die Abjicht zu haben, jie aufzuforfen. 


3) Bol. Striethorit Ardiv Bd. 89 ©. 354. 

4) Ähnlich A.L. R. I, 21 88 258ff. 

5) Dies behaupten die Motive Bd.2 ©. 371 und wiederholen die Kommen: 
tatoren. 
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Bei weitem am wichtigiten it die Miete von Grunditüden, für 
welche B. G. B. bejondere Vorfchriften trifft. Dieſe Vorjchriften jollen 
laut $ 580 auch für die Miete von Wohnräumen und anderen Räumen 
gelten; darunter find nur Räume in Grundftücden zu verjtehen. 

Pacht iſt an Vermögensgegenjtänden jeder Art möglich, welche einen 
Ertrag abwerfen fünnen. Dahin gehören bewegliche Sachen, 3. B. die 
Pacht von Milchkühen, ferner Grundjtüde, bezüglich deren das Pacht— 
verhältnis mehrfach bejonders geordnet it. Auch nugbare Nechte, 3. B. 
Dergwerfe, Patentrechte, Jagd und FFilcherei können gepachtet werden. 
Endlich iſt jelbjt die Bacht von Erwerbsgeichäften, 3. B. eines Handels- 
gejchäftes — H. G. B. $ 22 Abi. 2 — möglich.® Auch dem Verkehre 
entzogene Sachen, 3. B. öffentliche Straßen und Pläße?, Teile von 
Feſtungsterrains können gemietet oder gepachtet werden. 

Nicht jelten iſt zweifelhaft, ob ein Gejchäft Pacht oder Miete bildet. 
Auf die Benennung, welche die Parteien ihrem Bertrage geben, kommt 
es nicht an, maßgebend ijt vielmehr der Inhalt der eingeräumten Be- 
fugniffe und der Hauptzwed des Geſchäftes. Die Überlafjung von 
Lokalitäten, welche zum Betriebe einer Wirtjchaft dienen jollen, ijt an 
und für fich keineswegs Pacht, jondern Miete, denn die Einnahmen 
aus dem Wirtjchaftsbetriebe find Nugungen aus dem Gewerbe des Wirtes, 
nicht unmittelbar Einfünfte des Lokales; iſt aber ein eingerichtetes Ge— 
werbegeichäft, 3. B. das Wirtjchaftslofal mit feinen Utenfilien zum Be— 
triebe der Wirtjchaft überlaffen, jo wird in der Negel Pacht vorliegen.!? 
Miete ferner ift die Überlaffung eines Wohnhaufes mit einem frucht: 
tragenden Hausgarten, wenn der Wohnzwed die Hauptjache ijt!!; Pacht, 


6) Die bejondere foziale Wichtigkeit der Miete von Wohnräumen und anderen 
Räumen prägt ſich aud im progefjualiichen Beitimmungen aus. Die bezüglichen 
Streitigkeiten wegen Überlaſſung, Benutzung oder Räumen jowie wegen Zurüdhalten 
der eingebrachten Sachen gehören ohne Rüdjiht auf ihren Wert zur Zuftändigfeit 
der Amtägerichte, Ger. Bert. Geſ. 823 Ziff. 2, find FFerienfachen, Ger. Bert. Geſ. $ 202 
3iff.2, d’e Urteile über fie find auf Antrag vorläufig vollftredbar, E.P.D. $ 709 Ziff. 1. 

7) Abwegig ift, dab, wie Coſack Bd.1 8 134 annimmt, aud die Miete der 
Kajüte eines im Winterhafen verankerten Schiffes inbegriffen ift. Solde Wortaus— 
legung fünnte dahin führen, auch den im einem fremden Geldſchranke gemieteten 
Raume einem Grundſtücke gleich zu halten. 

8) Pacht einer NReftauration erwähnt Bolze Bd. 12 n. 72; D. Tr. Bd. 31 ©. 414; 
Striethorft Arch. Bd. 17 ©. 179; Theaterpacht Bolze Bd.5 n. 445; Zur. Woch. 1889 
©. 313 n. 39. 

9) Bol. Zur. Woch. 1884 ©. 225 n.31, 1888 &. 337 n. 4. 

10) D.Trib. Bd. 31 S. 414; Striethorft Archiv Bd. 3 ©. 351. 
11) Die Nutzung des Gartens iſt aber den Grundjägen der Pacht entſprechend 
zu behandeln; insbejondere wilrden 8$ 581, 582, 583 amwendbar jein. 
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die eines Landgutes mit zugehörigem Wohnhaus, wenn der landwirt- 
ichaftliche Betrieb den Hauptzwed des Gejchäftes bildet. 1? 


III. Der Miet- und Pachtzind kann nicht bloß in Geld bejtehen, 
was allerdings thatjächlich die Regel bildet, fondern auch in anderen 
vertretbaren Sachen. In Rom war die Teilpacdht, colonia partiaria, bei 
welcher der Pachtzins in einer Quote des Fruchtertrages beiteht, häufig, 
noch jeßt ijt dies Inſtitut in Italien und Frankreich, namentlich in Bezug 
auf Wein- und Objtgärten in lebendigem Gebrauch; in Deutjchland ift 
dieje Form jelten, aber jelbitverjtändlich zuläjfig. 1% 1 

Dft kommen Nebenleiftungen vor. Der Vermieter einer Wohnung 
3. B. verjpricht dem Mieter zugleich Beköftigung und Bedienung, der 
Mieter dem Vermieter Dienfte, z.B. Neinigung von Treppen und Gängen. 
Wenn e8 jich hierbei nach der Abjicht der Beteiligten um ein einheit- 
liches Gejchäft handelt, jo find die Grundſätze der Miete!5 auch auf 
dieje Nebenleiftungen thunlichſt anzuwenden, Daher erjtrect ſich namentlich 
richtiger Anficht nach, das gejegliche Pfandrecht des Vermieters auch 
auf jeine Forderungen aus Beföjtigung und Bedienung. 16 

Beiteht die Vergütung für die Überlaffung des Gebrauches oder der 
Nupung Hauptjählih in Dieniten, 3.8. als Portier oder Gärtner, 
jo liegt richtiger Anficht nach Miete oder Pacht nicht vor, denn Die 
bejonderen Rechtsjäge über Miete und Pacht, z.B. bezüglich der gejeß- 
lichen Kündigungsfriiten pafjen hier nicht. Auch dem Sprachgebrauche 
it e8 fremd, Dienjte als Mietzing zu bezeichnen. Der gejchichtliche 
Gang des Rechtsinititutes der Miete endlich widerjpricht der Einbeziehung 
jolcher Gejchäfte. 17 

IV. Das A.L. R. ficherte Mieter und Pächter, denen Die Miet- 
und Pachtjache vom Vermieter und Verpächter überlajjen war, in ihrer 
Rechtöftellung nachhaltig einmal durch Anerkennung ihres Befiges, 





12) Miete einer Wohnung zum Selbjtbewohnen bleibt Miete, wenn auch vor— 
behalten ift, einzelne Räume afterzudermieten; ijt vereinbartermweife der Hauptzwed 
des Gefchäftes, die Räume * Wohnung unterzuvermieten, jo liegt Pacht vor. — 
Die Vermutung von A.L. R. I, 21 8 261, wonad) im Zweifel bei ädrifchen Grund⸗ 
ſtücken Miete, bei Landgütern Hoc angenommen werden follte, war willfürlih und 
iſt die unter ber gg de8 B. G. B. geichlofjenen Verträge nicht anwendbar. 

13) Auch nah A. L. R. I, 21 $ 264 konnte der Pachtzins in einem Zeile der 
Früchte beitehen. 

14) gl. namentlich Crome, * — Rechtsgeſchäfte S. 137. 

15) Bl. f. Rechtspflege isoo ©. 3 

16) R.®. Bd. 33 ©. 46. Kader wenn derjelbe Vertrag mehrere Geſchäfte „von 
a 5 Charakter” zufammenfaßt, R.G. in Strafſachen Bd. 20 ©. 417. 

17) Bgl. Striethorft Arhiv Bd.61 ©. 62. Anders Erome a.a.D. ©. 69. 
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ferner aber durch Zuerkennung eines dDinglichen Nechtes. Damit trat 
es im jcharfen Gegenjag gegen das römijche Necht, nach welchem der 
Mieter nur ein Forderungsrecht gegen feinen Vermieter auf Über- 
lafjung der Mietjache Hatte und eines dinglichen Rechtes wie auch der 
Anerkennung jeines Beſitzes entbehrte. Denn das Hauptbejtreben war bei 
den Römern, zu verhindern, daß fich Mieter und Pächter in der Miet: 
lache gegen den Vermieter feſtſetzten. 

Das B. G. B. Hat die römische theoretijche Grundlage fejtgehalten. 
Mieter und Pächter haben fein dingliches Recht an der Mietjache, viel: 
mehr nur eine perjünliche Forderung gegen den Bermieter und Ber- 
pächter. Aber die deutjche Rechtsauffajjung und die Anforderungen des 
Lebens liegen es zu folgerechter Durchbildung diefer Grundanjchauung, 
wie in Rom, nicht fommen. Der Mieter und Pächter hat nicht nur Beſitz 
und Bejigesichug, auch die ‚Forderung des Mieters und Pächters auf Ge- 
brauch und Nutung der Mietjache wurde jo gejtaltet, daß fie wirtjchaft- 
(ich vor allem bei Grundjtüden ähnlich wie ein dingliches Necht wirkt. 15 

V. Die vor dem 1. Januar 1900 gejchlojjenen Miet» und Pacht: 
verträge unterliegen, auch wenn Miete und Pacht noch nicht angetreten 
waren, nach Art. 170 des Einf. Gel. den bisherigen Gejegen auch be- 
züglich ihrer fünftigen Wirkungen.” % Dies war umjomehr geboten, 


18) Infolge der Ausführung von Crome, die jurijtiihe Natur der Miete nad) 
B. G. B. in Iherings Jahrbüchern Bd. 37 ©. 1 ijt es herrichende Anſicht, daß Miete 
und Pacht nad) B. G. B. nur perfünlihe Verpflihtungen, feineswegs ein dingliches 
Recht an der Mietiahe begründen. Zweifelsohne war dies die Auffafjung des eriten 
Entwurfes. Der zweite hat zwar den Grundjag des erjten „Kauf bricht Miete“ ver: 
lafjen, aber ausjchließlih aus praftiichen Gründen und ohne Umgeftaltung der recht— 
lien Grundlage des Mietrechtes. Gegen die dingliche Natur der Miete im B. G. B. 
ift namentlich entjcheidend, daß $ 873, welcher die Erwerbung von dinglichen Rechten 
an Grundjtüden allgemein von der Eintragung im Grundbuche abhängig mad, 
Miete und Pacht nicht im fich begreift, ohne hierfür eine Ausnahmebeitimmung zu 
trefjen, offenbar weil man Miete und Pacht nicht zu den dinglichen Rechten zählte. 
Coſack, Lehrbuch Bd.2 ©. 282 verteidigt gleihmwohl die Dinglichkeit der Miete. Er 
begründet fie vorzugsweiſe dadurch, daß die Rechtslage des Mieterd ohne Annahme 
der Dinglichkeit feine durchaus befriedigende iſt. Lepteres iſt richtig. Es ijt nicht folge 
recht, dab der Mieter zwar gegen Störungen einer PBerjon, welche an dem Grund— 
jtüde ein Recht bat, nad $ 577 Gab 2 klageberechtigt ift, nicht aber gegen Stö— 
rungen eines völlig Unbefugten. Dies mag zu bedauern fein. Aber $ 577 gebt eben 
nicht weiter. Man kann es auch als unzwedmähig anjehen, da fiir den Prozeh 
auf Grumd des Mietsrechte® am Grumditüd gegen Dritte nicht ausſchließlich der ding— 
liche Gerichtäjtand gegeben it; man kann in diefen und ähnlichen Süßen einen NRüd- 
jchritt gegen da8 A.L. R. erbliden. Aber das B.G.B. glaubte genug zu thun, die 
prattiſch bedentlichiten Folgen der römijchen Theorie abzuftumpjen, im übrigen hält 
es dieſelbe fejt. Hierin müſſen wir uns finden. 

19) Doch konnten vor dem 1. Januar 1900 Miet: und Pachtverträge gültig 
unter der Verabredung abgejchlofien werden, dak das Mietverhältnis nad) dem B. G. B. 
beurteilt werden joll. 
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al8 die Verpflichtungen, welche das B. G. B. den Beteiligten, namentlich 
dem Vermieter auferlegt, jehr verjchärft find, jo daß e8 eine Härte bilden 
würde, fie den Kontraftichuldnern, welche fie bei Abfajjung des Miet: 
fontraftes nicht vorausjehen konnten, aufzulegen.?! Immerhin beftimmt 
Art. 171 des Einf. Geſ., daß dann, wenn nicht die Kündigung nach dem 
1. Januar 1900 für den erjten Termin erfolgt, für den fie nad) den 
bisherigen Gejegen zuläjjig war, von diefem Termine an die Vorjchriften 
des B.G.B. anzumenden jeien. Man nahm an, wenn es den Parteien 
frei fteht, durch Kündigung der Miete jich der Anwendung der neuen 
Nechtsregeln zu entziehen, und fie hiervon feinen Gebrauch machen, 
würde ihnen durch die Unterjtellung ihres Mietverhältnifjes unter das 
neue Recht fein Unrecht angethan. 

Irrig ijt die Behauptung, dab einzig die gejegliche Kündigungsfriſt 
hierbei maßgebend jei.2? Vielmehr fommt es darauf an, ob nach dem 
Rechte der Entjtehungszeit des Mietverhältniffes Kündigung, jei 
es auf Grund des Vertrages oder Geſetzes, zulälfig it. Dies ent- 
jpricht der Abficht des Art. 171, die Parteien nicht zu vergewaltigen. 

Zweifelhafter ijt, ob nur dann das neue Necht eintritt, wenn beide 
Teile das Kündigungsrecht hatten und feiner davon Gebrauch machte, 
oder auch dann, wenn die Miete für die eine Partei Fündbar war, 
für die andere aber nicht, z.B. ein Laden war auf 10 Fahre gemietet, 
dem Mieter aber jtand halbjährige Kündigung offen, oder der Vermieter 
darf nach dem Mietvertrage oder nach dem Gejege wegen nicht recht- 
zeitiger Zahlung des Mietzinjes dem Mieter kündigen. Nach dem Grund- 
gedanken des Art. 171 wird man das neue Necht erjt dann anwenden 


20) Nach neuem Rechte zu beurteilen iſt der Befig des Mieters und Pächters, 
auch) wenn derjelbe die Mietjahe auf Grund älterer Miet- und Pachtverträge inne 
hat, Einf. Geſ. Art. 180. Das am 1. Januar 1900 bereit erworbene Pfandrecht 
des Bermieterd und Verpächters ferner richtet fi) nach dem alten Recht, Einf. Sei. 
Art. 184, jpäterer Erwerb von Pfandrechten aud auf Grund älterer Miet- und Badıt: 
verträge nad) dem neuen Recht. 

21) Es gilt died auch in der Negel für „zwingende“ Vorjchriften. Sie zwingen 
die nad; dem 1. Januar 1900 gejchlofienen Mietverträge, nicht die alten, Ein früher 
auf länger als 30 Jahre eingegangener Miet- oder Pachtvertrag wird daher nicht 

emäß $ 567 nadı 30 Jahren kündbar, wie Arnold, Wohnungsmiete S.5 meint. 

ies wäre auch jehr unbillig. Die Beteiligten, welche langfrijtige Miet- oder Padıt: 
verträge abſchließen, wären dieje Gefchäfte vielleicht nicht eingegangen, wenn fie Kün— 
digung nach 30 Jahren vorausgefehen oder hätten andere Formen gemwählt. 

22) Fränkel, Miet- und Pachtrecht S. 105 Anm. 6 und Deutiche Juriftenzeitung 
1898 ©. 96. Dagegen Stadthagen dal. S. 185; Schuhmader in Kohlers Archiv 
Bd. 15 ©. 258; Habicht a. a. DO. ©. 202; O. Goertz, Zur Auslegung des Art. 171 1898. 
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können, wenn bereits beiden Teilen die Kündigung offen jtand und feiner 
kündigte. ?⸗ 

Das Geſetz jpricht nur von Kündigung zum erjten Termine, ent: 
iprechendes muß aber gelten, wenn jede der Parteien, jei es nach Ber- 
trag oder Gele ohne Kündigungsfrift Fündigen kann.“ 


8 216. Der Mietvertrag und fein Abſchluß. 

I. Die gejeglichen Regeln über den Mietvertrag jind zum bei weiten 
größeren Teile nicht zwingende. 

Daher jind die Mietverhältnijfe in erjter Linie nach den abge- 
ichloffenen Mietverträgen zu beurteilen. Diejelben richten ſich über- 
wiegend nach Formularen, die ein für allemal jtilifiert find; namentlich 
it dies bei Wohnungsmieten der Fall. Meijt werden fie von den 
Vermietern umd in ihrem Intereſſe entworfen.! Sind Wohnungen an- 
geboten, jo lajjen jich die Vermieter Abänderungen der Formulare ge: 
fallen. Doch der Mieter fieht meijt mehr auf niedrigen Zins und leichte 
Zahlungsbedingungen, als auf die rechtlichen Klaufeln, denen er bejon- 
deren Wert jelten beilegt. 

Häufig wird bei der Vermietung von Wohnungen in jog. Miets- 
fajernen auf die Hausordnung verwiejen, welche der Vermieter aufitellt. 
Auch nachträgliche Abänderungen derjelben find zuläffig, jedoch nur jo- 
weit jie verfehrsüblich find und den gemeinfamen Interejjen Entjprechen- 
de3 anordnen. ? 

Selbitverjtändlich find unfittliche und wucherijche Mietverträge nichtig, 
$ 138.3 Insbejondere iſt aber vom Geſetz hervorgehoben: 

a) Bereinbarungen, durch welche der Vermieter die Haftung für 
Suchmängel oder Recht3mängel ablehnt, die er kennt und arglijtig ver- 
jchweigt. find nichtig, SS 540, 541. 


23) So auch Habicht a.a.D. ©. 216. 

24) Eine weitere bejondere Beitimmung bezüglich des jog. Grundjaßes „Kauf 
bricht nicht Miete“ trifft Einf. Gel. zum B. G. B. Art. 172; darüber unten ©. 222 
Anm.5. Siehe ferner über die Anwendbarkeit des $ 544 auf ältere Mieten unten 
5.155 Anm. 4. 


1) Die Gerichtspraris wird die gemeinrechtlihe Regel, twonad) zweideutige Be- 
ftimmungen folder Verträge gegen den Vermieter auszulegen find, feftbaiten, da es 
Treu und Glauben entipricht, dak der Vermieter, was er vom Mieter bejonders 
— anz unzweideutig formuliert. 
PR Arnold a. a. O. ©. 24. 

3) % 3 für Einrichtung eine® Bordelld, einer Spielhölle. Der Vermieter 
muß aber den umfittlihen Zweck gefannt, zu ſolhem es alfo vermietet haben, 
R. G. Bd. 38 S. 199; Kohler in feinem Ardiv Bd.5 ©. 194. 
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b) Dem Mieter ift das Recht unbefrijteter Kündigung durch 8 544 
gegeben, wenn eine Wohnung oder ein zum Aufenthalt von Menfchen 
ſonſt bejtimmter Raum jo bejchaffen it, dab dejjen Benugung mit er- 
heblicher Gefährdung der Gejundheit verbunden ift*; die auch, wenn 
der Mieter die Beichaffenheit beim Vertragsichluffe kannte oder auf die 
Geltendmachung eine Anfpruches um deswillen verzichtete. Hierin ge- 
hört bei einer Wohnung auch, daß die für die Dienſtboten gemieteten 
Räume gejundheitsgefährlich find. Auf die Pacht ift Dies entjprechend 
anzumendend, wenn die Schlafjtellen für die Arbeiter gejundheitsgefähr- 
lich find. 

Aber das wird man fordern müjjen, daß es fich nicht bloß um 
eine bejondere Bejchaffenbeit des Mieters oder feiner Leute handelt, 
der Mieter 3. B. it länger lungenfranf, fo daß feine Gejundheit gefährdet 
it, wenn jein Schlafzimmer jonnenlos ift.6-° 

II. Miet: wie Pachtverträge werden formlos durch Willensüber- 
einjtimmung geichlofjen.®- ® 

Insbeſondere ijt ftillfchweigende Verlängerung der Miete wie der 
Pacht nach deren Ablauf zuläffig, z.B. durch Leiftung und Annahme 
des Mietzinjes für eine Fünftige Mietperiode. Das B. G. G. nimmt eine 
jtillfchweigende Verlängerung der Miete, $ 568, und der Pacht nach 
$ 581 auf unbejtimmte Zeit Schlechthin an, wenn einerjeits der Mieter 
oder Pächter den Gebrauch fortjegt ohne feinen entgegengejegten Willen 
binnen 2 Wochen von Fortſetzung des Gebrauches an den Bermieter 
oder Berpächter zu erklären und andererjeits der Bermieter oder Ver— 


4) Unterliegen auch Mietverträge, welche vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſen 
waren, dem 8544? Dies ift zu bejaben. Denn auch nad älterem Rechte hätte man 
das Verlangen des Vermieterd, da der Mieter folhe Miete auszuhalten habe, als 
unfittlich zurückweiſen müſſen. 

5) Die Behauptung von Planck $ 581 Ziff. 6, daß $ 544 auf die Pacht unan- 
wendbar it, ijt „grundlos“. 

6) Anders jreilih Dertmann zu $ 544. 

7) Bol. Schulpenftein in Deutiche Jur.: tg. 1899 S. 431 „Die polizeirechtliche. 
Bedeutung des $ 544”; vgl. 8 552. 

8) Stillihweigende Biete, 3. B. durd) Beziehen eines Zimmers in einem Gajt- 
hauſe ift möglich und kommt vor. 

9) Irrtum über die Zablungsfähigfeit des Mieters kann zu den @igen- 
ichaften desjelben gehören, welche im Verkehr als wefentlic; angejehen werden, B. G. B. 
$ 119 Ab}. 2, jo daß er Anfechtung des Mietabjchluffes begründet, wenn anzunehmen 
it, dab der Vermieter bei Kenntnis der Sachlage unter verjtändiger Würdigung bes 
Falles den Vertrag nicht geichloffen hätte, $ 119 Abſ. 1; vgl. R.®. bei Grudjot 
Bd. 28 ©. 892, Je nach den Bedingungen des Mietvertrages, z.B. bei Voraus: 
bezahlung und der Höhe der Sicherung durch die eingebrachten Sachen des Mieters, 
wird dies verjchieden zu beurteilen jein. Anders Pland zu $ 321. 
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pächter jolchen Willen nicht binnen 2 Wochen von der Kenntnis der 
Fortſetzung des Gebrauches an erflärt. 10 

III. Der Miet: oder Bachtvertrag über ein Grundjtüd, der für 
längere Zeit als ein Jahr gejchlojjen wird, bedarf der jchrift- 
lihen Form, $ 576. Dies gilt aud) für Wohnräume und andere 
Räume nach $ 580, nicht aber 3.3. für die VBerftattung des Anbringens 
eines Plakates an einem Haufe gegen einen fortlaufenden Zins. 

Die Vorjchriften des $ 126 find maßgebend. Bloße Korreſpondenz, 
telegraphifche Übermittelung genügt nicht, da fie nach $ 127 mur bei 
einer durch Nechtsgejchäft beſtimmten jchriftlichen Form ausreicht." Dies 
wird freilich der Verfehr jchwer fernen, nie begreifen. 

Sit ein Miet: oder Pachtvertrag für längere Zeit als ein Jahr 
über ein Grundſtück ohne die gejeglich erforderte Form geichlofjen, jo 
ift der Vertrag zwar nicht nichtig, was der Negel des $ 125 entiprechen 
würde, hier aber unbillig hart wäre; aber er gilt als Vertrag auf 
unbejtimmte geit, jo jedoch, daß er früheſtens auf den Schluß des 
eriten Jahres kündbar iſt. Dies Jahr ijt das erjte vereinbarte Vertrags- 
jahr. 12. 13. 14 

IV. Häufig wird bei Mietverträgen freiwillig jchriftliche Beurkun— 
dung vereinbart. Dann wird $ 154 bj. 2 wichtig, wonach im Zweifel 
der Bertrag als nicht geſchloſſen gilt, bi8 die Beurkundung erfolgt iſt. 
In diefem Falle genügen Briefe und Telegramme. 

V. Auch neben jchriftlihen Miet: und Wachtverträgen kommen 
mündliche Vereinbarungen vor. Namentlich ijt Dies der Fall, wenn 
Formulare benußgt und unterjchrieben werden, welche oft für den ge— 
gebenen Fall nicht Pafjendes und nicht Gewolltes enthalten, ohne daß 
es jorgfältig genug in der Urkunde ausgemerzt wird. E83 werden dann 


10) Hierüber unten bei Beendigung der Miete. 

11) Fränkel a. a. O. ©.5 Anm. 6 nimmt irrtümlich daß Gegenteil an. 

12) Zit die Wohnung mündlich für zwei Zahre, etwa vom 1. April 1900 an 
— hat aber der Vermieter dem Mieter die freiſtehende Wohnung vorher über: 

fien, jo bieibt der Vertrag vom 1. April auf ein Jahr gültig. Vgl. Striethorjt 
Arhiv Bd. 65 ©. 296. 

13) Vereinbarungen, welche mit Nüdjicht auf die vereinbarte Dauer getroffen 
waren, 5.8. der Mieter eines Yabens auf 12 Jahre verpflichtete ſich, denjelben auf 
feine Kolien auszubauen, fünnen nicht jchlechthin aufrecht erhalten bleiben, wenn fid 
der Bertrag in einen joldhen mit unbejtimmter Dauer verwandelt. 

14) Fräntel S. 6 IV behauptet, der Vertrag erreiche mit dem Ablaufe des erjten 
Bertragsjahres fein Ende, ohne daß es einer vorherigen Kündigung bedürfe. Dies 
iſt nicht zutreffend, vielmehr läuft der Bertrag weiter, wenn nicht gefündigt wird. 
an alfo nicht gekündigt, jo kann er fogar länger laufen, al® urjprünglid verein- 

art war. 
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die mündlichen Nebenabreden als maßgebend zu erachten fein, ſoweit fie 
die Bertragsbejtimmungen erläutern oder ergänzen oder untergeordnete 
Punkte betreffen.15 Stehen jie mit dem fchriftlichen Vertrage in wejent- 
lichen Punkten in Widerfpruch, jo verhält es fich jo, als wäre ein 
Scriftvertrag nicht vollzogen. 

VI. Formloje Aufhebung und Abänderungen auch jchriftlicher Miet- 
verträge find rechtsgültig, da nach B. G. B. Formlofigfeit für Verträge 
gilt, joweit es nicht eine Form bejonders vorjchreibt. 16. 17 

VII. Für die Gültigkeit des Miet- oder Pachtvertrages unter den 
Beteiligten iſt es unerheblich, ob der Vermieter oder Verpächter Eigen- 
tümer der Mietjache ift und ob derfelbe die Befugnis zur Überlaffung 
des Gebrauches oder des Fruchtgenuſſes an den Mieter oder Pächter 
hat. Insbeſondere verbindet daher ein Vertrag zwijchen dem Mieter oder 
Pächter und einem Aftermieter oder Afterpächter die Vertragſchließenden 
auch dann, wenn es an der gejeglich erforderlichen Erlaubnis des erjten 
Vermieters oder Verpächters fehlt. 18 

Bejondere Grundjäße gelten, wenn der Nießbraucher als jolcher 
ein Grundjtücd vermietet oder verpachtet hat, der Nießbrauch aber wäh- 
rend der Dauer der vereinbarten Zeit beendigt wird, $ 1056. 

Der Eigentümer tritt dann wie ein Käufer an die Stelle des Ber- 
mieterd; er ijt aber auch berechtigt, das Miet- oder Pachtverhältnis unter 
der gejeglichen Kündigungsfriit zu kündigen. Im Falle des Verzichtes 
des Nießbrauchers auf den Nießbrauch erhält fich dagegen die Miete 
nach dem Bertrage. Der Mieter oder der Pächter ijt berechtigt, vom 
Eigentümer eine Erklärung binnen angemejjener Friſt zu fordern, ob er 
von dem Kündigungsrechte Gebrauch macht; die Kündigung kann dann 
nur vor Ablauf der geſetzten Friſt erfolgen. 

Diefe Beitimmungen finden namentlic) auch Anwendung, wenn der 
Ehemann ein zum Eingebrachten feiner Frau gehörendes Grundjtüd vers 





15) Anders freilich viele. Borcherdt S. 29 nimmt an, die Geltung mündlicher 
Nebenabreden fei für die Fälle gefegliher Schriftform unbedingt zu verneinen. 

16) Nach Borderdt ©. 33 fol die formlofe Aufhebung eines beurfundeten 
Mietvertrages Geltung haben, nicht aber die ſormloſe Abänderung. Es liegen 
hierin nicht mehr pafjende Heminiscenzen des preußiſchen Rechtes. 

17) Über die Stempelpflichtigteit der Pacht-, Aſterpacht-, Miet» und Aftermiets 
verträge in Preußen; vgl. Stempeljteuergejeg vom 31. Juli 1895, Tarif n. 48 — 
Wenn der jährliche Zins 300 Mark überjteigt, beträgt der Stempel ’/,,°/, pom Zins. 

18) Selbſt die eigene Sache fann man mieten oder padhten, vorausgejegt, day 
man ſich hierdurd) einen Gebrauch verichafit, welchen man ſonſt entbehren würde. 
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mietet oder verpachtet hat, $ 1423; wenn dies Durch den Inhaber der 
elterlichen Gewalt geichah, $ 1663 Abſ. 1, oder ſeitens eines Vorerben, 
$ 2135. 

$ 217. Berpflihtungen des Bermietere. 


I. Aus dem Wejen der Miete folgt die Berpflichtung des Ver- 
mieters, die Mietjache dem Mieter in einem zu dem vertragsmäßigen 
Gebrauche geeigneten Zujtande zu überlajjen, und fie während 
der Mietzeit in dieſem Zujtande zu erhalten, wie $ 536 beitimmt.!-? 

1. Über den Umfang der Überlafiung entjcheiden in eriter Linie 
die ausdrüclichen Vereinbarungen der Parteien, in deren Ermangelung 
it das dem Zwecke der Miete Entjprechende und das Gemeingewöhn- 
liche als vereinbart anzujehen. 

Bei der Miete einer Wohnung insbejondere gilt der Mitgebrauch 
der Flure und Treppen, welche mit ihr die Verbindung heritellen, wie 
auch der zu gemeinfamer Benugung der Hausbewohner bejtimmten Räum— 
fichfeiten, 3.B. Wajchfüche, Brunnen als mitvermietet.?_ Desgleichen 
jind Zubehörftüce, welche den Mietern zuzuftehen pflegen, z. B. Schlüfiel, 
dem Mieter zu überlafjen. 

Auch für die Bejchaffenheit der Mietjache iſt der Vertrag und 
das bei Mieten jolcher Art Gewöhnliche maßgebend. 

2. Die Überlaffung der Mietfache hat rechtzeitig zu gejchehen. 
Iſt über den Zeitpunkt nichts vereinbart, jofort nach dem Vertragſchluß. 

Unbedeutende Verzögerungen bei der Übergabe find auf das Miets- 
verhältnis ohne Einfluß, $ 542 Abi. 2. 

Bur Überlafjung gehört in den bei weiten meijten Fällen die Ein- 
räumung des Mietbejiges. Immer ift dies feineswegs der all, z. B. 
nicht bei der Miete einer blogen Schlafitelle. 


1) Nah A.L. R. I, 21 $270 follte der Mieter „den gemeingewöhnlichen Ge: 
brauch“ der Mietjahe erbelten. Eine Berjchiedenheit vom Recht des B. G. B. be- 
iteht gleichwohl nicht. Denn daß nah W.L.R. in erjter Linie abweichende Verein: 
barungen galten, war nicht zweifelhaft, und daß in zweiter Linie nah B. G. B. das 
Gemeingewöhnliche als das Vertragsmäßige anzujehen ift, unterliegt ebenjo wenig 
einem Zweifel. 

2) Der Bermieter hat zu dulden, da der Mieter in der üblichen Weile an 
Thür oder Wand der gemieteten Wohnung ein Schild mit Angabe jeines Namens 
und Berufes anbringt; foweit die gemeingewöhnlich it, aud an der Außenwand 
des Haujed. Schreiende Reklameichilder muh er nicht geitatten, es beitänden denn 
hierüber befondere Vereinbarungen. Val. Blätter f. Rechtspflege 1899 S. 72. — UÜber 
Fernipredianlagen vol. R.G. Bd. 37 ©. 212; Jur. Woch. 1896 ©. 194 n. 39. 

3) Über die Beleuchtung von Hausfluren und Treppengängen vgl. R.G. Bd. 33 
5.226 und dort Angef. 
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3. Da dem Vermieter obliegt, die Sache während der Mietzeit 
in dem geeigneten Zuftande zu erhalten, jo nötigt ihn der Mietvertrag 
wie Störungen zu unterlajjen, jo auch die hierzu erforderlichen Hand» 
lungen vorzunehmen, aljo namentlic) Reparaturen, wenn die Sache 
infolge von Abnugung oder Zufall verjchlechtert oder bejchädigt dem 
vertragsmäßigen Gebrauche nicht mehr vollitändig dienen fann. Kann 
hiernach der Vermieter z. B., wenn das Haus, in welchem er Wohn 
räume vermietet hat, durch Wajjergewalt ruiniert it, von den Mietern 
zu einem fojtjpieligen Neubau genötigt werden? Sleineswegs; es muß 
ein angemefjenes Berhältnis zwijchen den Leijtungen, welche 
gegenüber dem Bermieter beanjprucht werden, und denje— 
nigen bejtehen, die ihm der Mieter zu gewähren bat; dies 
liegt im Sinne des Vertrages nad) Treu und Glauben. Welche Auf- 
wendungen der Vermieter zur Erhaltung oder Herjtellung der Sache 
zu machen hat, ijt hiernach im Einzelfalle nach) dem Wort und Sinn 
des Bertrages und den Umfjtänden zu bemejjen.t 

4. Der Vermieter hat für Sachmängel einzuftehen, welche den 
vertraggemäßen Gebrauch des Mieters beeinträchtigen, $ 537. Dies 
gilt auch, wenn eine zugejicherte Eigenjchaft fehlt; nicht minder, 
wenn jie wegfällt, e8 jei denn daß die Zuficherung — z. B. neuer 
Tapeten — ſich nur auf den Beginn der Miete bezog. Die Zufiche- 
rung einer bejtimmten Größe des vermieteten Grundjtüdes gilt als 
. Zuficherung einer Eigenjchaft, $ 537 Abi. 2. 

5. Was ſog. Rechtsmängel anlangt, jo fommen fie nur in 
Betracht, joweit jie dem Gebrauche des Mieters entgegenjtehen, und 
nur dann, wenn dem Mieter auf Grund derjelben der Gebrauch ganz 
oder zum Teil bereit3 entzogen iſt, $ 541. 

Der Bermieter muß den Mieter, jelbit gegenüber unberechtigten 
Eingriffen Dritter, vertreten. Dies folgt aus jeiner Verbindlichkeit, dem 
Mieter die Mietjache während der Meietzeit im vertraggmäßigen Zuftande 
zu gewähren. Der Mieter hat dem Vermieter von Eingriffen Dritter 
Anzeige zu machen. 


II. Der Vermieter iſt dem Mieter gegenüber verpflichtet, die auf 
der Sache ruhenden öffentlichen und privaten Lajten zu tragen, 
$ 546. 


4) Andere ziehen die Grenzen mehr formal. 
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Doc, nur joweit der Mieter hierbei ein gegemwärtiges Intereſſe 
hat, hat er um deswillen gegen den Vermieter Anſprüche. Eine Klage 
des Mieters gegen den Bermieter, daß diejer jeinem Gläubiger die 
fälligen Oypothefenzinjen zahlen jolle, könnte nur Verwunderung erregen! 

III. Der Vermieter hat dem Mieter Verwendungen zu erjegen, 
$ 547. Dies gilt jchlechthin 

a) für notwendige Verwendungen. Doch hat der Mieter jelbjt- 
verftändlich die durch den Gebrauch veranlagten Auslagen zu tragen. 
Schlechthin Liegen ihm die Fütterungskoſten eines gemieteten Tieres auf, 
$ 547 Abi. 1 Satz 2, 

b) wegen anderer Verwendungen hat der Mieter Anjprüche nur 
nach den Grundjägen der Gejchäftsführung ohne Auftrag, $ 547 Abj.2 
Satz 1,5 

c) Der Vermieter muß dulden, daß der Mieter eine Einrichtung, | 
die er der Mietjache einfügte, 3. B. feine neue Klochmajchine wegninmt, 
falls er den alten Zustand herftellt. Natürlich darf die Wegnahme 
nicht zur Chikane gejchehen, $ 226. 

Vorausgeſetzt ift ferner, daß der Mieter nicht durch Gejeg oder 
Bertrag zu der Einrichtung verpflichtet war. 


$218. Redtömittel des Mieters gegen ben Vermieter. 


I. Der Mieter hat nach B.G.B. ausgiebige und Scharfe Rechts— 
mittel gegen den Vermieter, welcher jeine Verpflichtungen nicht oder . 
nicht volljtändig erfüllt, jei es, daß ihm die gemietete Sache von vorn- 
herein, jei e8, daß jie ihm während der Dauer der Mietzeit nicht ver: 
tragsmäßig gewährt wird. Namentlich jtehen ihın jene Rechtsmittel auch 
zu Gebote, wenn ihm der vertragsmäßige Gebrauch wegen Mängel 
der Sache oder des Rechtes nicht voll zu teil wird. An eine kurze 
Berjährung wie beim Slaufvertrage find bei der Miete die Anjprüche 
wegen Sachmängel nicht gebunden, erjt die 3Ojährige Verjährung macht 
denjelben ein Ende; eine unverhältnismäßig lange Zeit! 

I. Der Mieter hat vor allem Anſpruch auf Erfüllung der 
Verpflichtungen des Vermieters, namentlich) auch auf Heritellung der 
Mietjache. ! 


5) Hiernad) steht dem Mieter ein Anſpruch auf Erjak nicht zu, wenn er bei 
Herftellung einer Einrichtung nicht die Abficht hatte, vom Vermieter Erjaß zu ver: 
langen, 8685 Abi. 1. 

1) Über den Umfang diejer Verpflichtung ſiehe oben $ 217 I, 3. 
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Gerät der Vermieter mit der Bejeitigung von Mängeln in Berzug, 
jo darf der Mieter ſelbſt hierzu jchreiten und Erjag der erforderlichen 
Aufwendungen verlangen, $ 538 Abi. 2. 

II. Sit die Mietfache zur Zeit der Überlaffung an den Mieter 
mit einem Fehler behaftet, oder entjteht während der Mietzeit ein jolcher 
Fehler, und hebt derjelbe die Tauglichkeit zu dem vertragsmäßigen 
Gebrauche auf oder mindert er Diejelbe, jo it der Mieter für Die 
Zeit der Aufhebung der Tauglichkeit vom Mietzins befreit; für 
die Zeit der Minderung jener Tauglichkeit nur zur Entrichtung eines 
geminderten Mietzinjes verpflichtet.? Die Minderung wird ent- 
Iprechend den Grundjägen der Preisminderung bezüglich der Sachmängel 
einer verfauften Sache berechnet. Sie tritt aber unmittelbar fraft des 
Geſetzes ein. 

Hat der Mieter den Mietzins im voraus entrichtet, jo hat er 
Anjpruch auf Rückgabe des zu viel Entrichteten nad) den Grundjägen 
der ungerechtfertigten Bereicherung, $ 323 Abi. 3, 88 812ff. Dies ift 
freilich eine Achillesferje des MNechtes des Mieters. Denn der Ver: 
mieter, welcher den Mietzins vor Kenntnis des Mangels verthan hat, 
iſt nicht mehr bereichert, hat aljo nichts zurüdzugewähren. 

IV. Der Mieter hat endlich ein unbefrijtetes Kündigungs— 
recht, wenn ihm der vertragsmäßige Gebrauch der Mietjache ganz oder 
zum Teil mit Beginn der Mietzeit nicht gewährt, oder jpäter entzogen 
ilt, alio auch wenn dies Folge eines Mangels der Sache oder des 
Rechtes ift. 

In der Negel muß er zwar dem Vermieter vorher zur Abhilfe 
eine angemefjene Nachfrijt jegen. Ihrer bedarf es aber nicht, wenn 
die Erfüllung des Vertrages infolge des die Kündigung rechtfertigenden 
Umstandes für den Mieter ohne Interejje iſt, oder wenn der Miet: 
vertrag ein Firgejchäft im Sinne des $ 361 bildet. 

Das Kündigungsrecht beiteht nicht, wenn der Gebrauch nur zu 
einem unerheblichen Teile? oder während unerheblicher Zeit nicht 


2) Läßt z.B. der Vermieter ein Gerüft zur Baureparatur aufitellen, welches 
den Zugang zu dem Laden des Mieters erjchwert, jo muß fich der Vermieter einen 
Abzug vom Mietzind gefallen lajjen. 

3) Für die Erheblichfeit fommt die Vereinbarung in Betracht, feinesiwegs aber 
Hiervon abgeichen die beiondere Individualität des Mieters. Betrieb lärmender Ge— 
werbe im Haufe iſt erheblich, ebenſo Einrichtung einer Klavierſchule. Klavieripielen, 
wenn auch von mehreren Barten im Haufe, iſt unerheblich, joweit es gemeinüblich ift, 
es werde denn zu jpäter Nachtzeit getrieben oder jei vertragsmäßig ausgeichlofjen. 

Derndburg, Bürgerl. Recht. 11.2. —11 
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gewährt wird, es jei denn, daß die Kündigung durch ein bejonderes 
Intereſſe des Mieters gerechtfertigt wird, $ 542 Abj. 2. Dies iſt aber 
natürlich nicht um deswillen anzunehmen, weil der Mieter anderswo 
eine wohlfeilere oder geräumigere Wohnung finden kann.“ 

V. Zu alledem hat der Mieter auch einen Anſpruch auf Scha= 
denserjat wegen Nichterfüllung gegen den Vermieter. 

Klagt er auf Erfüllung und insbejondere auf Bejeitigung des 
Mangels, jo hat er diefen Anſpruch nur bezüglich des Schadens bis 
zur Erfüllung, 3.3. wegen der Notwendigkeit zeitweilig anderweiter 
Unterkunft. Macht er aber von jeinem Kündigungsrechte Gebrauch, jo 
hat er nicht blog Anspruch wegen des während der ausgehaltenen 
Mietzeit erlittenen Schadens, jondern nicht minder wegen des Scha— 
dens, welchen er infolge der jpäteren Nichtaushaltung der Miete erleidet, 
3. B. wegen der Notwendigkeit eine teuerere Wohnung zu mieten. 

Nach allgemeinen Grundjägen könnte der Mieter Schadenserjag 
nur geltend machen, wenn der Vermieter ein Verſchulden zu vertreten 
hat, vgl. $ 325. Aber das B. G. B. $ 538 geht viel weiter. Hiernach 
fann der Mieter Schadenserjat wegen Nichterfüllung beanjpruchen 

1. jchlechthin und unbedingt, wenn die Mietjache zur Zeit ihrer 
Überlaffung an den Mieter mit einem die Tauglichkeit zu dem ver- 
tragsmäßigen Gebrauche aufhebenden oder mindernden Mangel behaftet 
war. Dies ohne Nüdficht darauf, ob der Vermieter zur Zeit des Ab— 
ichlufies de8 Mietvertrages den Fehler fannte oder fennen mußte. 

2, Entjteht der Mangel nach Abſchluß des Vertrages, jo haftet 
der Vermieter für Schadenserfag wegen Nichterfüllung nur, wenn er 
den Mangel wegen eigenen Verjchuldens oder des Verjchuldens Dritter, 
für welche er einjtchen muß, zu vertreten hat. 

3. Der Vermieter haftet endlich auch dann auf Schadenserjag, 
wenn er mit Bejeitigung des Mangels, joweit fie ihm obliegt, in 
Berzug üt. 

4. Kenntd der Mieter beim Bertragsichluffe den Mangel der 
Mietiache, jo hat er jeinetiwegen fein Recht auf zeitweiſe Befreiung vom 


4) Was die Beweislaft anlangt, fo bat der Mieter zu beweifen, daß er dem 
Vermieter die angemejiene Nachfriſt beitimmt babe und dab die Kündigung nad) 
deren Ablauf erfolgte, oder daß der Mietvertrag infolge des die Kündigung redht- 
jertigenden Umſtandes für ihn fein Intereſſe hat. 


5) Bol. Jur. Woch. 1897 ©. 178 n.49. 
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Mietzind oder auf dejien Minderung, ebenjowenig auf Schadenserſatz, 
8 539 Satz 1.* 

Bei Nichterfennen des Mangels durch grobe Fahrläffigkeit hat er 
dieſe Nechte nur, wenn ihn der Wermieter argliſtig verſchwieg oder 
jeine Abweſenheit zugefichert hat, $ 539 Sat 2. 

Gleiches gilt, wenn er die Sache in Kenntnis des Mangels vor: 
behaltlo8 annahm. 

Nechtsmängel werden wie Sachmängel behandelt. Doc Nicht 
fenntnis durch grobe Fahrläjligkeit und Annahme in Kenntnis des 
Mangels jchadet dem Mieter hierbei nichts, $ 541. 


$ 219. Berpflihtungen des Mieters. 

I. Die Hauptverpflichtung des Mieters ijt die Entrichtung des 
Mietzinjes.t In der Regel wird er nur gejchuldet im Verhältnis 
der Dauer der Miete. 

1. Der Mieter kann der Klage auf den Mietzind die Einrede 
entgegenjtellen, daß ihm die Mietjache nicht vertragsmäßig gewährt fei. 
Sache ded Vermieters ijt dann darzuthun, daß dies der ‘all war. 
Behauptet der Mieter, daß der Mietzins wegen eines die Brauchbarfeit 
mindernden Fehlers gemindert it, jo hat der Vermieter die volle ver- 
tragsmäßige Gewährung demgegenüber darzuthun, er jei denn nad) 
$ 363 von diejem Nachweiſe entbunden, weil der Mieter die Sache als 
eine dvertraggmäßige angenommen bat.? 


6) Selbjtverftändlich Hat der Mieter feinerlei Rechte, wenn er den Mangel 
ſelbſt jchuldhaft verurfachte oder dies jeine Leute thaten, ſoweit er fie zu vertreten 
hat, $324 Abi. 1 Sag. Auch die nicht rechtzeitige Anzeige de Mangels an den 
VBermieter nimmt ihm, wenn dieſer infolgedeilen nicht Abhilfe jchaffen kann, das 
Recht auf verhältnismäßige Befreiung vom Mietzin$ jeinetiwegen, wie auf unbefrijtete 
rar ohne Nachfriſt, ſowie auf Schadenserjag wegen Nichterfüllung, $ 545 

ſ.2 

1) Der Mieter iſt nicht verpflichtet, die Mietſache abzunehmen oder in Gebrauch 
zu haben, vgl. oben Abt. 8741a. E. Selbſtverſtändlich kann dies aber vereinbart 
werden. Hat der Mieter die Mietſache, insbeſondere die Mietwohnung abgenommen, 
ſo haftet er für deren Obhut, auch wenn er ſie nicht in Gebrauch nimmt und den— 
ſelben aufgiebt, bis er dem Vermieter die Aufgabe anzeigt. 

2) Der Mieter ift von der Entrichtung des Mietzinfed nicht befreit, wenn er 
infolge eines in feiner Perfon liegenden Umitandes die Mietſache nicht bemupt. 
Was der Vermieter eripart, 3. B. an Bad, Waffer, welche im Mietzind mitberednet 
waren, fann ihm abgezogen werden, $552 Sag 1 und 2, Dahin gehört aud, daß 
er die vermietete Wohnung ſelbſt bewohnt und hierdurch eine andere eripart. Solange 
der Vermieter infolge der Überlafjung der Mietjahe an einen Dritten außer ftande 
it, dem Mieter die Mietfache zu gewähren, ift diefer zur Entrihtung des Mietzines 
nicht verpflichtet, 8552 Saß 3. 

11* 
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2. Was die Fälligkeit des Mietzinſes anlangt, jo tritt fie ein 
— 8551 

a) grundjäglich erit am Ende der Mietzeit; 

b) wenn der Mietzins nach Zeitabjchnitten bemeſſen it, nach dem 
Verfluſſe der einzelnen Zeitabjchnitte; 

c) bezüglich eine® Grundſtückes, ſofern der Mietzins nicht nach 
fürzeren Zeitabjchnitten bemejjen ijt, nach dem Ablaufe je eines Ka— 
(endervierteljahres am eriten Werktag des folgenden Monats. Dies 
auch, wenn der Beginn der Miete nicht mit dem des Stalenderviertel- 
jahres zujammenfiel, und der Mietzind nach einem längeren Heitab- 
jchnitte, 3. B. einem Jahre bemejjen ijt.3 * 

3. Das gejchuldete Mietgeld iſt nach denjelben Grundjägen wie 
bei anderen Geldjchulden im Zweifel dem Vermieter nach deſſen Wohn- 
jig, bezw. deſſen gewerblicher Niederlajjung auf Gefahr und Stoiten 
de3 Mieter zu übermitteln, $ 270. In größeren Städten Preußens, 
insbejondere auch in Berlin, iſt es Verkehrsſitte, daß die Vermieter 
einer Wohnung die Zahlung im Miethaus entweder jelbjt oder durch 
einen Bevollmächtigten in Empfang nehmen, und dies ijt, wo eine 
jolche Verkehrsſitte beſteht, als vereinbart anzujehen.> 

II. Der Mieter darf nur den vertragsmäßigen Gebraud von 
der Meietjache machen, alfo 3. B. eine Wohnung zum Bewohnen nicht 
zur Werkitätte benußen. 

Er ift zur Obhut und Fürſorge bezüglich der gemieteten Sache 
verbunden. Er haftet für das Verſchulden jeiner Leute, deren er fich 
zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit bedient, wie für das eigene, $278. 

Veränderungen oder VBerjchlechterungen, die Durch den vertrags- 
mäßigen Gebrauch herbeigeführt werden®, hat er nicht zu vertreten, 
$ 548. 

3) Wenn 3.2. ein Speider auf ein Jahr vom 1. Februar 1900 ab gemietet 
wird, jo hat die erite Zahlung am 1. April zu erfolgen, natürlic im Verhältnis der 
bis dahin abgelaufenen Mietzeit. 

4) Wird während der Mietzeit ohne Kündigungsfriit gekündigt, 3.8. wegen 
Gejundheitsihädlichteit der Wohnung nah $544, jo ijt anzunehmen, da der Miet- 
zind gemäß 8551 Abſ. 1 Sag l am Ende der Miete — verhältnismäßig zu entrichten 
it — und nicht erit nac) Ablauf des Halendervierteljahres. Es ift nicht anzunehmen, 
dab 83551 Ubi. 2 für folhe Fälle beitimmt ift. Anderer Anficht Coſack, B.R. Bd. 1 
$135 Ill la, weicher aber den Bermieter auf das Pfandrecht an dem Eingebradıten, 
8559, verweilt. 

5) ©. Trib. Bd. 41 S. 30, Bd. 70 ©. 338; Striethorit Bd. 94 ©. 146. 

6, Einichlagen von Nägeln zur Beieftigung von Spiegeln, Bildern ijt verjtattet, 


foweit es innerbalb der Grenzen des Verkehrsüblichen bleibt und unter thunlichiter 
Schonung der Mietwohnung geichieht. 
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Hiervon abgejehen ift der Mieter zu Veränderungen der Miet: 
jache nicht befugt, jelbjt wenn diejelben Verbeſſerungen bilden würden. 
Nach der Nechtiprechung galt bisher das Neutapezieren einer Wohnung 
der Verkehrsauffaſſung entiprechend nicht als vertragswidrige Anderung.’ 
Dabei Hat es zu bleiben troß des Einjpruches mancher Schriftiteller.® 

Daß eine zufällige Verjchlechterung, ingbejondere auch eine Ver— 
ichlechterung durch Dritte, für welche der Mieter nicht einzujtehen hat, 
den Mieter erjagpflichtig macht, wird vom Gejege nicht beitimmt, und 
it nicht aus $ 548 heraugzulejen?, vorausgefegt iſt Verſchulden. 

III. Zeigt jih im Laufe der Miete ein Mangel der Mietjache, 
oder wird eine Vorfehrung zum Schuße der Sache gegen eine nicht 
vorgeſehene Gefahr erforderlich, jo hat der Mieter dem Vermieter un— 
verzüglich Anzeige zu machen. Das Gleiche gilt, wenn jich ein Dritter 
ein Recht an der Sadye anmaßt, $ 545 Ab. 1. 

Dies bezieht fi auf Mängel jeder Art, ohne Unterjchied, ob jie 
den Gebrauch der Mietiache beeinträchtigen oder nicht. Selbitverjtändlich 
beiteht die Anzeigepflicht aber nicht, wenn der Vermieter den Mangel 
fennt; desgleichen nicht, wenn der Mieter mit gutem Grund annehmen 
darf, dab dem Vermieter der Mangel nicht unbekannt it. Dann nur, 
wenn die Nichtanzeige des Mieters ein Berjchulden enthält, ift er für 
fie verantwortlich zu machen. Die Anzeige Hat unverzüglich zu ge: 
ichehen, aljo ohme jchuldhaftes Zögern, $ 121. Der Mangel muß 
„orten hervortreten“. Zu Nachforichungen iſt der Mieter nicht ver: 
pflichtet. 

IV. Der Mieter ift endlich verpflichtet, die gemietete Sache und 
ihr Zubehör nach Beendigung des Mietverhältnijjes in gutem Stande, 
joweit er ihn zu vertreten hat, zurüczugeben 0, $ 556 Abi. 1. 

Bezüglich beweglicher Sachen hat der Mieter ein Zurüdbehal- 
tungsrecht wegen ihm zuitehender Gegenansprüche, 3. B. wegen Ver— 


7) Seuffert Archiv Bd. 12 n.22 und 265; Striethorjt Arch. Bd. 28 ©. 162. 
8) Cojad, B.R. Bd. 1 $135 2. Auflage ©. 470. 


9) $ B. aufftändige Fabrifarbeiter zerftören die gemietete Wohnung des Leiters 
der Fabril. Dafür haftet derielbe nicht, der Richter hat dabei nicht zu unterfuchen, 
ob der Mieter mit Necht oder Unrecht bei den Arbeitern nicht beliebt war. 

10) Wenn bei der Rückgabe die Sache einen Fehler zeigt, 3. B. ein Fenſter der 
Mietwohnung zerbrochen ijt, jo hat der Mieter, da er an ſich die Sache in ordnungs- 
mäßigem Zuſtande zurüdgeben muß, den Beweis zu führen, daß etwa die Sache 
ihon fehlerhaft war, als jie ihm übergeben wurde, oder daß ohne jein und jeiner 
Leute Berichulden der Fehler entitanden ijt. 
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wendungen nad) $ 547, oder weil er geltend macht, daß die Mietjache 
ihm gehört. Dagegen jteht dem Mieter eine® Grundjtüdes ein Zus 
rücbehaltungsrecht nicht zu, $ 556 Abj. 2. Dies gilt namentlich) auch, 
wenn er behauptet, der Eigentümer der Mietjache zu fein. t1 


8220. Rechtsmittel des Vermieters gegenüber dem Mieter. 


I. Der Bermieter hat gegen den Mieter, wenn diejer jeine Ver— 
pflichtungen verlegt, im allgemeinen die Nechte, welche $ 326 bei gegen- 
feitigen Verträgen gewährt; jedoch nicht ohne bejondere Einwirkungen 
des Mietverhältnifies. 

II. Der Vermieter iſt jelbitverjtändlich befugt, auf Erfüllung 
des Mietvertrages zu klagen, wie auch Schadenserſatz zu fordern, 
wenn der Mieter im Verzuge ift; dies namentlich im Falle der Nicht: 
zahlung des Mietzinjes jowie der Nichtherausgabe der Mietjache nach 
beendeter Miete. 

Macht aber der Mieter von der Mietjache einen vertragsiwidrigen 
Gebrauch, jo joll der Vermieter ein Klagerecht auf Unterlajjung erit 
erlangen, wenn er eine Abmahnung vorausgehen ließ, und der Mieter 
gleichwohl den Gebrauch fortjegt, B. G. B. $ 550. Daß er hierbei noch 
eine genügende Frijt abwarten muß, um dem Mieter Gelegenheit zu 
geben, den vertragswidrigen Gebrauch abzujtellen, iſt jelbitverjtändlich. 

III. Der Vermieter kann ferner nach den Grundjägen der gegen- 
jeitigen Verträge Schadenserjag wegen Nichterfüllung fordern, 
inSbejondere wegen Beränderungen oder Verjchlechterungen der Miet: 
ſache. Dieſer Anjpruch verjährt in ſechs Monaten nach der Rück— 
gabe der Mietjache und längjteng mit der Verjährung des Anfpruches 
des Vermieters auf Rückgabe diefer Sache!, $ 558. 

Kann der Vermieter, wenn der Mieter nach Beendigung des Miet- 
verhältnifjeg mit der Rückgabe der Mietjache in Verzug kommt, 
unter Bejtimmung einer angemefjenen Nachfrijt die verjpätete Rückgabe 
zurüchweifen und Schadenserjag wegen der Nichterfüllung fordern?? 


11) Gleiches gift für den Pächter gemäß $ 581 Abſ. 2. Über das gemeine Recht 
vgl. Dernburg, Band. Bd.2 S111 Anm. 27. Das A.L. R. I,21 88396, 397 gab 
dem Pächter, nicht dem Mieter ein Zurüdhaltungsrecht wegen feiner Gegenanfprüche. 

1) Es beruht dies auf ähnlichen Gefichtspunften wie $ 224, wonach mit dem 
Hauptaniprucdhe die von ihm abhängenden Nebenleiftungen längjtens verjähren. 
2) So Coſack Bbd.1 $135 S.471. 
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Gewiß entjpricht dies dem $ 326, dennoch halte ich es nach der Eigenart 
der Miete für unzuläſſig. Sollte der Vermieter, wenn der nachläflige 
Mieter die gemietete Villa nicht räumt und auch die Nachfrift ver- 
ftreichen läßt, vom Mieter den Wert der Billa unter Belafjung der: 
jelben an den Mieter beanjpruchen können, jo daß er ihm deren Kauf 
anhängt. Das wäre eine höchſt übertriebene Verzugsfolge, die nicht im 
Willen des Geſetzes liegen kann. 

IV. Der Vermieter hat endlich in Fällen der BVertragsverlegung 
das Necht unbefrifteter Kündigung. Dies aber nur, 

1. wenn der Mieter für zwei aufeinander folgende Termine 
mit dem Mietzinfe ganz oder teilweije im Verzuge iſt, $ 554 Abi. 1 
Satz 1. 

Nach den Regeln des Verzuges tritt derſelbe ohne Mahnung ein, 
ſowie der an beſtimmten Kalendertagen zu leiſtende Zins an denſelben 
nicht geleiſtet wird, 5 284 Abſ. 2, jedoch nur, wenn dies der Mieter 
zu vertreten hat, $ 285. ntrichtet der Mieter den rücjtändigen Miet- 
zind vor der Kündigung, jo it diejelbe ausgeichlojien, $ 554 Abſ. 1 
Sat 2. Konnte fich der Mieter durch Aufrechnung befreien und erklärt 
er diejelbe unverzüglich nach der Kündigung, jo ift diejelbe nicht minder 
unwirkſam. Dies entjpricht $ 389, wonach die Aufrechnung bewirkt, 
daß die Forderungen bereit3 von ihrer Aufrechenbarfeit an als erlojchen 
gelten. Daß die Aufrechnung unverzüglich erfolgen muß, entipricht 
Treu und Glauben. 

2. Ein unbefriitetes Kündigungsrecht erwächit ferner, wenn der 
Mieter oder derjenige, welchem dieſer die Mietfache zum Gebrauche 
überließ, trog Abmahnung des Vermieters einen den Vermieter erheblich 
verlegenden vertragswidrigen Gebraud) fortjegt, oder wenn er Die 
Mietjache durch Vernachläffigung der Jchuldigen Sorgfalt erheblich 
gefährdet. 

Nach den für Mietverträge häufig benugten Formularen werden 
dem Mieter zahlreiche Beichränfungen, oft Eleinlichjter Art aufgelegt. 
Nach der dem $ 553 gegebenen Faſſung begründen fie die gelegliche 
Kündigungsfriit des Vermieterd dann nicht, wenn es jich nur um Uns 
erhebliches handelt. Iſt aber, was meiſt der Fall fein wird, an Die 
Verlegung jener Beichränfungen ein vertragsmäßiges Kündigungs- 
recht gefnüpft, jo Hilft $ 553 dem Mieter nichts, wohl aber fommt 
ihm $ 226, welcher die Ausübungen des Nechtes zur Chifane aus— 
ichliegt, in Fällen chikanöſer Kündigung zu gute. 
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8221. Berfnüpfung des Mietrehtes mit der Perſon des Mieters. 


I. Das deutjche Miet und Pachtrecht Hat nicht, wie das römiſche 
ein bloß fapitaliftiiches Gepräge, vielmehr machen fich perjünliche Be— 
ziehungen geltend, daher war jchon in manchen älteren Statuten Aiter- 
miete, ſowie jonjtige Gebrauchsüberlajiung an Dritte oder wenigſtens 
Aiterpacht nicht ohne Genehmigung des Vermieters gejtattet.l-? - 

Dies ift wie in das A.L. R. jo in das B. G. B. $ 549 über- 
gegangen. 

1. Der Erlaubnis des Vermieters oder Verpachters bedarf es zur 
gänzlichen oder teilweijen Untervermietung oder Unterverpadhtung, — auch 
Aftervermietung oder =verpachtung genannt —, jowie zur Abtretung des 
Miet: und Pachtrechtes. Sie ijt auch für bloßes Mitbevohnen not= 
wendig, z.B. das Einlegen von Schlafburjchen. Nicht unterjchieden wird 
entgeltfiche und unentgeltliche Überlafjung. Gemäß der Auffaffung des 
Berfehres ift der Mieter und Pächter jedoch nicht gehindert, Perſonen, 
welche dem Kreiſe jeiner Familie angehören, wie auch gelegentlich und 
unentgeltlich Dritte in jeine Wohnung aufzunehmen. 

2, Die Erlaubnis fann wie im urfprünglichen Mietvertrage, jo 
auch jpäter erteilt werden, allgemein fein oder einen Kreis von Fällen 
betreffen, oder endlich fich auf beitimmte Berjonen bejchränfen. Auch 
jtillichweigend fann fie gegeben fein, jelbit aus einem allgemeinen Orts- 
gebrauche geichlofien werden. 

3. Die Erlaubnis verichafft dem Vermieter grundjäglich fein 
Recht gegen den Untermieter aus dem Mietvertrage, aljo weder 
auf den Aftermietzing noch auf Schadenserjag, z. B. wenn der Unter: 
mieter ihm feine Anzeige von dem Eintritt eines Mangels der gemieteten 
Sache macht, $ 545.° Auch ein gejeßliches Pfandrecht an den Sachen 
des Untermieters erlangt der erite Vermieter nicht. Wegen Schädigung 
der Mietjache durch den Untermieter oder dejjen Leute hat er nur nad) 
$ 823 und $ 831 außervertraglihe Schadensanſprüche. 

Aber nad) Beendigung des Mietverhältnifjes darf der Ver— 
mieter laut $ 556 Ab}. 3 die Sache vom Dritten, den fie der Mieter 
überlajfen bat, zurücfordern, ohne Unterjchied, ob die Gebrauchsüber- 


1) Siehe die bei Stobbe- Lehmann $ 235 Ziff. 7 Angef,, vgl. namentlich 
A.L.R. 1,21 8309. 

2) Anders nach römiſchem Rechte, 1.6 C. locato 4,65. 

3) Wohl aber iſt der Untermieter verpfliditet, dem Nftervermieter Anzeige 
gemäß $545 zu eritatten und diejer dem eriten Vermieter. 
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laſſung mit oder ohne Erlaubnis des Vermieters gejchah. Die Klage 
fordert Nachweis der Vermietung, der Beendigung der Miete, und dab 
dem Beklagten der Gebrauch der Sache vom Mieter überlajjen war. 
Sie iſt wie eine Klage aus dem Mietvertrage zu behandeln, wurzelt 
aber in Erwägungen der Zweckmäßigkeit. 

4. Unbefugte Überlaffung der Mietjache an einen Dritten giebt 
dem Bermieter, wenn fie der Mieter dem Dritten trog Bermahnung 
des Vermieters beläßt, das Recht unbefrijteter Kündigung gegen 
den Mieter, $ 553. Damit erwäcit dem Vermieter auch die erörterte 
unmittelbare Klage gegen den Aftermieter oder jonjtigen Dritten. 

5. Verweigert der Vermieter die Erlaubnis, ohne daß in der 
Perſon des Dritten ein wichtiger Grund zur Verſagung liegt, jo iſt 
der Mieter zur Kündigung unter der gejeßlichen Kündigungsfriſt befugt, 
$ 549 Abf. 1. Über die Wichtigfeit des Grundes enticheidet im Streit: 
falle das richterliche Ermefien. Unehrenhaftigfeit oder Anrüchigkeit des 
Untermieters, Ungeeignetheit desjelben für das Bewohnen und Benutzen 
der vermteteten Sache können in Betracht fommen. Das B. G. B. ver: 
langt nicht ausdrücdlich, wie dies das preußiſche Recht that, daß der 
Vermieter dem Mieter den Grund der Verweigerung der Erlaubnis 
angebe, aber Treu und Glauben werden in der Regel fordern, daß 
dies geichieht. 

6. Der Mieter, welcher den Gebrauch einem Dritten überläßt, 
bat dejjen Verjchulden zu vertreten, mag der Vermieter die Erlaubnis 
erteilt haben oder nicht, $ 549 Abi. 2. | 

Auch wenn die Erlaubnis erteilt ijt, bleiben die vertraggmäßigen 
oder gejeßlichen Verpflichtungen des Mieters nach der Überlafjung an 
den Dritten bejtehen, vor allem zur Entrichtung des Mietzinſes, nicht 
minder zur Erjtattung der Anzeige von Mängeln oder einer Gefährdung 
der Mietjache nach $ 545. 

7. Zwiſchen dem Mieter und Aftermieter entjtehen gegenjeitige 
Verpflichtungen aus ihrem Mietvertrage, ohne Nücdjicht darauf, ob die 
Erlaubnis des Vermieters zu demjelben erteilt ift, es jei denn Die 
Aftervermietung mitteljt des Aftermietvertrage® von dieſer Erlaubnis 
abhängig gemacht. 

8. Mietverträge enthalten oft das Verbot des Aftervermietens, 
ohne daß die Folgen der Zuwiderhandlung ausdrüclich bejtimmt werden. 
Man wird in der Negel annehmen dürfen, dab hiermit nur die geſetz— 
lihen Bejtimmungen wiederholt und eingejchärft werden. 
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9. Da die Nechte des Mieters aus dem Mietvertrage ohne Er: 
laubnis des Vermieters nicht abtretbar find, jo find fie nah C. P. O. 
$ 851 auch nicht jeitens der Gläubiger des Mieters pfändbar. * 


TI. Nach römischem und gemeinem Rechte berührte der Tod des 
Mieters die Verpflichtungen aus dem Mietverhältnifje nicht. Dasjelbe 
jeste ich aljo gemäß der Beitimmungen des Mietvertrages mit den 
Erben fort.d Nah A.L.R.° gab dagegen der Tod des Mieters und 
Pächters beiden Teilen ein Kündigungsrecht. Ähnliches bejtimmt das 
B.G. B. $ 569. 

1. Das Kündigungsrecht wird gewährt: 

a) den Erben des Mieters. Miterben haben das Necht nur ge 
meinjchaftlich”, $ 2038 Abf. 1 Satz 1. 

Haben mehrere zujammen gemietet, jo giebt an und für jich der 
Tod des einen dem andern Mieter fein Kimdigungsrecht. Es frägt ſich 
aber, ob dies auch dann der Fall ijt, wenn, worauf die Vermieter in 
vielen Fällen bejtehen, die Ehefrau zujammen mit ihrem Ehemann den 
Mietvertrag abgejchlojien hat, und der Mann während der Dauer der 
Miete jtirbt. Nach meiner Anjicht kann dann auch die Ehefrau fün- 
digen, da dies der vermutlichen Abjicht, in welcher der Vertrag ge: 
Ichlofjen it, der Negel nach entipricht.® 

b) Auch der Vermieter kann im alle des Todes des Mieters 
fündigen. Mehrere Vermieter können nur gemeinfam kündigen. 

2. Die Kündigung bat unter der gejeßlichen Friſt zu gejchehen; 
fie kann nur für den eriten Termin erfolgen, für den jie zuläſſig iſt.“ 

4) Im Falle des Konkurfes greifen die SH 19, 20 K. O. Plap. 

5) 86 J.h.t. 3,24, 1.10 C.h.t. 4, 65. 


6) Über die Einzelheiten vgl. W.L.R.I,21 88371 bis 374. 


7) Auch der Verwalter im Nachlaßlonkurs hat das den Erben zujtehende 
Kündigungsredit, R.G. Bd. 18 ©. 269. 

8) Vgl. U.L.R. 1,21 8372. Anderer Anficht die Motive Bd.2 S.416. Allein 
die Motive finden, der Tod des Mieters ruft erfahrungsmäßig in der Regel eine 
jo eingreifende Änderung in den Verhältnifien hervor, daß die gewährte Kündi- 
gungsbefugnis meift denjenigen Intentionen der Parteien entiprechen wird, welche 
bei Eingehung des Vertrages für fie maßgebend waren. Das Gleiche liegt aber 
erfahrungsmähig auch dann vor, wenn beide Ehegatten mieten, was jehr häufig nur 
zu dem Zwecke geichieht, das Pfandreht an den eingebraditen Sachen der Ehefrau 
zu verihaffen und den Mietzing ficher zu ftellen, faum aber zu dem Zwecke, der 
Miete iiber das Leben des Mannes hinaus Dauer zu fichern. Ergeben die Um: 
ftände, da das legtere der Fall war, fo fällt natürlid das Kündigungsrecht weg. 


9) Über das Kündigungsrecht im Falle des Todes des Pächters ſiehe unten. 
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$ 222. Kauf bridt nicht Miete.! 


I. Auch nach Überlaffung des Mietbefites bleiben die Anfprüche 
des Mieter und des Pächter® nah B. G. B. bloß Forderungsrechte.? 
Sie lafjen daher eine Eintragung im Grundbuche nicht zu. Ebenſo 
unzuläſſig ijt die Eintragung einer Bormerfung auf Grund einer Ber: 
einbarung oder mittel3 gerichtlicher Verfügung, denn $ 883 gejtattet 
. Bormerkungen nur bezüglich des Anfpruches auf Rechte an einem 
Grundjtüd, und Rechte am Grundſtück begründen Miete und Pacht 
nad) B. G. B. nicht. 3 

Der Mieter und Pächter, welcher fich dinglich fichern will, muß 
jich daher eine Sicherungshypothef wegen jeiner Schadensan- 
jprüche und einer etwa bedungenen Bertragsitrafe für den Fall des 
Nichtaushaltes von Miete und Pacht bedingen und fie für fich ein- 
tragen lajjen, damit iſt er wenigſtens pekuniär dinglich gedeckt. 

II. Die logische Folge der Natur der Mietanjprüche als bloß 
obligatorischer war der Satz, welcher in der Sprache des Lebens, freilich 
juriftiich ungenau lautete Kauf bricht Miete, d. h. der Käufer oder 
jonjtige Erwerber, welcher vom Vermieter in den Beſitz der gemieteten 
Sache gejegt wird, iſt Durch deſſen Mietverträge nicht gebumden; dem 
Mieter, welchem der Mietvertrag vom Käufer nicht ausgehalten wird, 
bleiben nur Entjchädigungsanfprüche gegen jeinen DBermieter. 

Dagegen verordnete Ü.L.R.1, 21 $ 358: durch einen freiwilligen 
Berfauf wird in den Rechten und Pflichten des Mieter oder Pächters 
nichts geändert. Died ruhte auf dem juriftiichen Grunde, daß Das 
Recht des Mieters mit Überlaffung des Mietbefiges nach den allge- 
meinen Grundjägen des A. L. R. dingliche Kraft erhielt. Aber vor allem 
beitimmend waren wirtjchaftliche Erwägungen. Wie fann der Pächter 
das Pachtgrundſtück bejiern, wenn er Gefahr läuft, beim Wechjel des 
Eigentumes am Pachtgut aus demjelben getrieben zu werden?, wie 
unerfreufich tft es, wenn beim Steigen der Mieten und rajchem Wechjel 
des Eigentumes an Hausgrundjtücden zahlreiche Mieter vor Ablauf der 
vertraglichen Mietzeit ihre Wohnung räumen müſſen und ſich auf Ent- 
Ihädigungsflagen gegen ihre Vermieter angewiejen jehen? 


1) gl. Colberg, Die Nechtsparömie Kauf brict Miete in — Archiv 
Bd. 1 S. Uff.; Biebarth, — und Obligation S. 142ff., 316ff. 

2) Dal. oben 8214 Anm. 1 

3) Wer der Anſicht von Gojad BR. Bd. 2 S. 282 beitritt, muß ſich für die 
Gegenanſicht enticheiden. 
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III. Der erjte Entwurf folgte dem römischen Rechte; hiernach 
aljo galt „Kauf bricht Miete“. 

Bielfacher Widerjpruch hiergegen bejtimmte die zweite Kommiſſion, 
den entgegengejegten Grundjat bezüglich der Miete und der Pacht von 
Grundjtüden durchzuführen, jofern das Grundſtück dem Mieter über- 
lajjen iſt. Freilich war dies gegenüber der von ihr feitgehaltenen bloß 
obligatorischen Natur der Miete nicht folgerecht; aber es entiprach dem 
allgemeinen Nuten, der oberjten Rückſicht der Geſetzgeber. 

Wie die Ergebnis rechtlich zu erflären jet, darüber gehen Die 
Anfichten auseinander. * Man wird fich damit begnügen müſſen, daß 
das Geſetz die gegenjeitigen obligatorischen Rechte und Pflichten von 
Vermieter und Mieter unmittelbar an das Eigentum des dermieteten 
und verpachteten Grundjtüdes fnüpft, woraus jich die Nechte des Er: 
werber8 gegen den Mieter und Die Nechte des Mieters gegen den Er— 
werber ergeben. 

IV. Der Rechtsſatz „Kauf bricht nicht Miete“ iſt fein zwingender. 
Durch den Mietvertrag kann vielmehr dem Bermieter das Kündiqungsrecht 
für den all der Veräußerung jeines Grumdjtüdes vorbehalten werden. 
Manche bedauern dies, aber jolcher Borbehalt kann den Umftänden 
nach gute Gründe für jich haben. Daß der Grundſatz die gejegliche 
Pegel bildet, genügt den jozialen Bedürfnijien. 


V. Nur für die Miete von Grimditücen und gleichgeitellten Räu— 
men gilt nad) B. G. B. der Grundjag Kauf bricht nicht Miete, nicht für 
Miete an beweglichen Sachen. Der Mieter beweglicher Sachen aber 
hat das MNecht, wenn der Vermieter die Mietjache durch Abtretung 
jeines Anjpruches abgetreten bat, der Klage des neuen Eigentümers 
auf Herausgabe die Eimvendungen entgegenzujegen, welche ihm gegen 
den Anspruch feines Vermieters aus dem Mietvertrage zugeitanden hätten, 
$ 986 Abi. 2. 

VI. Mlle für die Miete bezüglich des Satzes Kauf bricht micht 
Miete gemäß SS 571 bis 579 zu entwidelnden Grundjäge gelten auch, 
wie von vornherein Hervorzuheben it, für die Pacht, $ 580.5 


4) Scharfjinnig Hellwig, Verträge zu Gunjten Dritter S. 424ff. 

5) Nach E. ©. gelten fie auch für die am 1. Januar 1900 vermieteten und 
verpachteten, nachher veräußerten Grumdjtüde. Weitergehende Rechte des Mieters oder 
Pächters nach bisherigem Rechte bleiben unberührt, unbejchadet des Art. 171. Bal. 
auch umten 5224 Unm. 3. 
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8 223. Der Eintritt des Ermwerbers des Grundjtüdes in dad 
Mietverhältnis nad B. G. B. 


J. Hat der Vermieter das vermietete und dem Mieter bereits über— 
laſſene Grundſtück einem Dritten veräußert, jo tritt dieſer nach $ 571 
Abi. 1 an Stelle des veräußernden Vermieters in die jich während der 
Dauer ſeines Eigentumes aus dem Mietverhältnis ergebenden echte 
und Berpflichtungen ein. 

Zu beachten ijt, daß das Geſetz denjenigen, welcher den Mlietver: 
trag abjchloß, als den Vermieter, den Dritten, welcher in die Rechts: 
jtellung desfelben durch den Eigentumserwerb eintritt, al3 den Erwerber 
bezeichnet. 

1. Der Eintritt vollzieht jich mit dem Eigentumgerwerb!-?, aljo 
im alle der freiwilligen Veräußerung des Grundjtüdes, nicht mit dem 
Zeitpunfte der Auflajjung desielben, vielmehr erjt mit der Eintragung 
im Grundbuch. 

Ob der Grund der Übereignung Kauf oder ein anderer Titel ift, 
jei e8 ein entgeltlicher, wie Taujch, Angabe an Erfüllungsitatt, jei es 
ein unentgeltlicher, wie Schenkung, Vermächtnis, iſt ohne rechtliche Be- 
deutung. 

2. Erforderlich it, daß der Eigentumserwerb des Grundſtückes „nach 
deſſen Überlajjung an den Mieter” erfolgt it. Darunter ift zu 
verjtehen, dab der Mieter bereits den Mlietebefig erlangt hat, daß er 
3. B. in die Mietwohnung eingezogen ijt, oder daß ihm die Schlüfjel 
zur Wohnung behufs des Einzuges übergeben wurden. Die Überlajjung 
muß jich auf die Hauptjächlichen Bejtandteile der Mietjache erſtreckt Haben, 


1) Berzidhtet der Vermieter auf das Eigentum des Grundſtückes und eignet 
jih der Fiskus dasjelbe an, $ 928, jo wird anzunehmen fein, daß diefer nad) Ana= 
logie des $ 571 Abſ. 1 in das Mietverhältnis eintritt. Bedenklich kann der Fall 
ericheinen, in welchem der Vermieter nach Veräußerung des Grundſtückes jeiner 
Haftpfliht gemäh $ 571 Abj. 2 entledigt iit, der Erwerber aber auf das Eigentum 
am Grundſtück nad) $ 928 verzichtet und der Fiskus ſich dasjelbe nicht angeeignet hat. 
Dann fehlt ed an einem Vermieter und an jemandem, der an deſſen Stelle jteht. 
Indeſſen der Fall wird gewiß jehr jelten fein. Der Mieter wäre auch nicht zu be- 
Hagen. Er würde den Bejig und Gebrauch der Mietjache behalten und keinen Miet: 
zins zu bezahlen haben. 

2) It der Erwerb des Eigentumes am Grundftüd nichtig oder infolge 
eined Anfehtungsgrundes nad) $ 142 angefochten, jo hat derjelbe an und für ſich 
feinen rechtlichen Einfluß auf die am Grundjtücde bejtehenden Mietverhältniije. Der 
Veräußerer bleibt alſo aus demjelben berechtigt und verpflichtet; für den Mieter gilt 
aber infolge des $ 593 der Inhalt des Grundbuches als richtig, es ſei denn, daß 
ein Widerjpruch gegen dasjelbe eingetragen, oder daß ihm die Unrichtigteit des Grund: 
buches befannt iſt. 
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daß fie einzelne Lofalitäten noch nicht ergriffen Hat, kann nicht in Be- 
tracht fommen. ® 


Streitfrage tjt, ob der Erwerber des Grundjtüdes nur dann in 
dag Mietverhältnis einrüct, wenn jich der Mieter zur Zeit des Er- 
werbes in der Miete befindet, oder ob jenes Einrüden auch anzu— 
nehmen ijt, wenn der Mieter zu jener Zeit nicht mehr in dem Miete: 
bejite ift, der ihm früher überlajjen war. Dies kann 3. B. der Fall 
jein, weil der Vermieter den Mieter mitteljt einjtweiliger gerichtlicher 
Verfügung grundfojerweife aus dem Beige gejegt hat, oder weil der 
Mieter durch Eigenmacht verdrängt ijt, oder auch freiwillig den Beſitz 
aufgab. Nach dem Wortlaute des 8 571 genügt die einmalige Über: 
laſſung. Durchichlagende innere Gründe für das Gegenteil fehlen.* Es 
it dabei zu beachten, daß es ich nicht bloß um Verpflichtungen, ſon— 
dern auch um Nechte des Grundjtücserwerberd handelt, und daß es 
befremdlich wäre, wenn der Mieter jich jeinen Verpflichtungen gegen den 
Grundjtücdserwerber durch einfeitige Befikaufgabe entziehen könnte. 


3. Der Erwerber tritt in das Mietverhältnis ein, wie dasſelbe 
zur Zeit feines Eigentumserwerbes zwijchen Vermieter und Mieter 
beitand. Es iſt feineswegd maßgebend, wie der urjprünglich ge- 
ſchloſſene Mietvertrag lautete. Auch Abänderungen, welche der Vermieter 
mit dem Mieter traf, binden den Erwerber jelbjt dann, wenn der ur: 
jprüngliche Mietvertrag jchriftlich, die jpäteren Beredungen nur mündlich 
waren. Hat jedoch der Mieter dem Erwerber derartige diefem nachteilige 
Abänderung argliitig verjchwiegen, jo kann er fie ihm gegenüber 
nicht geltend machen. 


4. Auf den Erwerber gehen für die Dauer jeines Eigentumes 
die Verpflichtungen über, welche der Bermieter aus dem Mietverhältnis 
noch zu erfüllen hatte. Er muß alſo feineswegs bloß den Mieter im 
Mietbejig bis zur Beendigung der Miete belajjen, er hat vielmehr alle 


3) Hellwig a.a.D. ©. 424 Anm. 881a. 

4) So auch Erome in Khering® Jahrb. Bd. 27 S.346. Dagegen Hellwig a.a.D. 
&.424. Pland 3. $ 571 Ziff. 2 verlangt zwar die Fortdauer des Beſitzes des Mieters 
nicht unbedingt, leugnet aber die Anwendbarfeit des $ 571 auf den Fall, dak, der 
Mieter dem Vermieter die Mietiache wieder überlafjen hat, weil hierdurch „die Uber— 
lafjung rüdgängig gemacht werde“. Richtig ift nur, daß wenn die Miete vor dem 
Eigentumsderwerb des Dritten durch Einverjtändnis der Kontrahenten aufgehoben it, 
der 8 571 nicht anwendbar ift. Hätte aber der Mieter dem Vermieter den Bejig 
etwa behufs Vornahme von Reparaturen wieder überlafjen, jo kann die Ausnahme, 
welche Pland beliebt, nicht Pla greifen. 
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Leitungen vorzunehmen, zu denen fich der Vermieter verpflichtet hat, 
3.B. Reparaturen, Neubauten. 


5. Andererjeit3 erlangt der Erwerber die während der Dauer feines 
Eigentumes aus dem Mietverhältnis ſich ergebenden Rechte gegen den 
Mieter. Dies bezieht ich vor allem auf Mietzinjen, welche nach der 
Übereignung der Mietfache fällig wurden. Üültere, damals rückſtändige 
Mietzinsraten kann der Erwerber vom Mieter nicht beanjpruchen. Dies 
gilt jelbjt dann, wenn das Grundſtück vor der Auflafjung und Ein- 
tragung dem Erwerber bereit3 übergeben war. Zwar gebühren dem 
Käufer in diefem alle nach $ 446 Abi. 1 Sat 2 vom Zeitpunfte der 
Übergabe an die Nußungen der Sache. Dies gewährt ihm aber nur 
Anjprüche gegen den Verkäufer, die Nechte des Erwerberd gegen den 
Mieter ergeben jich nur aus $ 571. 

Fällt die Übereignung in die Zeit einer Mietzinsperiode, jo 
ijt der Mietzing im Verhältnis der Zeit zwifchen dem Vermieter und 
Erwerber zu teilen. Dies berührt aber den Mieter nicht. War der Miet- 
zins praenumerando eingezogen, jo hat der Verkäufer den auf die Eigen- 
tumszeit des Erwerbers fallenden verhältnismäßigen Teil dieſem zu er- 
jtatten. Iſt der Mietzing postnumerando zu zahlen, jo fann ihn der 
Erwerber ganz vom Mieter einziehen und hat fich dann mit feinem Ver: 
fäufer auseinanderzufeßen. 


II. Die ausgeführten Grundſätze finden erhebliche Einjchränfungen, 
teil mit Rüdfiht auf Dritte, welche auf die Anjprüche an Mietzins 
Rechte erworben haben, teils mit Rüdjicht auf den Mieter, welcher 
vor Nachteilen behitet werden muß. 

1. Im allgemeinen gilt nach $ 573, daß Verfügungen, die der 
Vermieter vor dem Übergange des Eigentumes über den Mietzing 
getroffen hat, injoweit wirkſam find, als fie fich auf das zur Zeit des 
Überganges des Eigentumes laufende und das folgende Kalender- 
vierteljahr beziehen. Auch Verfügungen über den Mietzins für die 
jpätere Zeit jtehen dem Erwerber entgegen, wenn er fie zur Zeit 
des Eigentumserwerbes fannte. 

Unter Verfügung it jede rechtliche Handlung zu verjtehen, 
welche bezüglich des Mietzinjes getroffen iſt. Es gehört hierher 
Abtretung an einen Dritten, Verpfändung der Mietzinsforderung, 
es gehören dazu aber auch Gejchäfte mit dem Mieter, z.B. Annahme 
vorzeitiger Zahlung, Stundung oder Erlaß. 
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2. Dies ijt um Ddeswillen hervorzuheben, weil für Nechtsgeichäfte, 
welche zwijchen dem Mieter und Vermieter in Anjehung der Miet- 
zingforderungen vorgenommen werden, noch bejondere Bejtimmungen 
in $ 574 getroffen find. Sie jchliegen die Anwendung der allgemeinen 
Negeln bezüglich der Verfügungen über den Mietzins, Hinjichtlich der 
Gejchäfte mit dem Mieter nicht aus, jollen vielmehr nur den Mieter 
gegebenenfalls noch weiter begünjtigen. 

Hiernach jind nämlich Gejchäfte de8 Vermieters mit dem Mieter 
über den Mietzind dem Erwerber gegenüber wirkſam, ſoweit ſie jich nicht 
auf den Mietzind für eine jpätere Zeit als das Salendervierteljahr, 
in welchem der Mieter von dem Übergange des Eigentumes 
Kenntnis erlangt, und das folgende Vierteljahr beziehen. Dies gilt 
auch für Gejchäfte, welche zwilchen Mieter und Vermieter nach) dem 
Übergange des Eigentumes vorgenommen wurden, es haben denn 
der Mieter bei ihrer Vornahme von dem Eigentumgübergange Kenntnis 
gehabt. 

Den Beweis der Kenntnis muß der Erwerber führen. 

3. Auch aufrechnen fann der Mieter eine ihm gegen den Ver: 
mieter zuftehende Forderung gegenüber der Mietzinstorderung des Er: 
werbers. Dies gilt jowohl für Forderungen aus dem Mietvertrage 
als für andere Forderungen des Vermieters. Der Mieter kann aljo 
gegenüber den Mietzinsforderungen des Erwerbers jelbjt mit jolchen 
Forderungen aufrechnen, welche er erft nach der Übereignung des Grund- 
ftücfes gegen den Vermieter erworben hat. Die Aufrechnung it aber 
ausgeſchloſſen, 

a) wenn der Mieter die Forderung gegen ſeinen Vermieter erſt 
erwarb, nachdem er von der Übereignung des Grundſtückes Kenntnis 
erlangt hat, ſowie 

b) wenn die Forderung gegen den Vermieter erſt nach Erlangung 
der Kenntnis des Eigentumsüberganges des Grundſtückes und ſpäter 
als der Mietzins fällig geworden iſt. 

III. Die ausgeführten Sätze ſind den im Falle der Abtretung 
einer Forderung geltenden nachgebildet. 

Den Rechtsſätzen des B. G. B. bezüglich der Abtretung iſt aber auch 
entnommen, daß der Vermieter, wenn er dem Mieter die Übereignung 
des vermieteten Grundſtückes auf einen Dritten angezeigt hat, die an— 
gezeigte Übertragung dem Mieter gegenüber gegen ſich gelten laſſen muß, 
auch wenn ſie nicht erfolgte oder nicht wirkſam iſt. Entſprechend den 
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Grundfägen bei der Abtretung kann die Anzeige auch nur mit Zujtim- 
mung desjenigen zurücdgenommen werden, welcher als der neue Eigen 
tümer bezeichnet worden iltd, 8 576. 

IV. Durch den Eintritt des Erwerberd in das Mietverhältnis wird 
der Vermieter zwar von jeinen vertragsmäßigen Verpflichtungen gegen- 
über dem Mieter frei, keineswegs aber wird er aller Verpflichtung gegen 
über dem Mieter ledig. 

Vielmehr haftet er dem Mieter, wenn der Erwerber die Verpflich— 
tungen aus dem Mietsverhältnis nicht erfüllt, für den Hieraus ent- 
Ipringenden Schaden wie ein jelbjtfchuldneriicher Bürge, $ 571 
Abi. 2. Dies gilt wie für vertragsmäßig geichuldete Leijtungen, jo für 
Handlungen des Erwerbers, welche den Mieter jchädigen, und für ver: 
tragswidrige Unterlajjungen des Erwerbers.® 

Die Haftung des Bermieters endigt aber, wenn er den Mieter vom 
Übergange des Eigentumes in Kenntnis jeßte, dadurch, daß der Mieter 
die Miete nicht für den eriten Termin fündigt, für welchen dies ver- 
traglich oder geſetzlich zuläjfig ijt, $ 571 Abſ. 2 Sap 2. 

Die Befreiung im alle der Nichtfündigung bezieht ſich nur auf 
die Zukunft; als ein Verzicht wegen bereits begründeter Anfprüche gegen 
den Bermieter läßt fie ſich nicht auffajjen.” 

Wird das Grundſtück vom Erwerber weiter veräußert, jo wird 
damit dejjen Haftung begrenzt. Nur der Vermieter bleibt als Bürge 
für den Neuerwerber verhaftet. 


S 224. Einzelne Fälle der Kollijion des Mietrehtes und dinglidher 
Rechte am Grundſtücke. 

J. Nach der allgemeinen Regel mußte die bloß perſönliche For— 
derung des Mieters, obgleich älter und mit Beſitz bekleidet, einem 
dinglichen Rechte nachſtehen, welches an dem vermieteten Grundſtücke 
beſtellt wird. So war es nach römiſchem und gemeinem Rechte. Nach 
B. G. B. $ 577 aber ſoll es nicht jo fein. Dabei werden zwei Fälle 
unterjchieden: 

1. Würde die Geltendmachung des dinglichen Rechtes dahin führen, 
daß dem Mieter der vertragsmäßige Gebrauch des ihm überlafjenen 


5) Val. oben Bd.2 Abt.2 8 141. 
6) Nicht jo weit ging die preußiſche Praxis, O. Trib. Bd.39, S. 157, Bd. 53 
©. 142, 88.57 ©. 112; Striethorjt Archiv Bd. 25 ©. 28. 
7) Bol. Pland $ 571 Ziff. 4. 
Deruburg, Vürgerl. Recht. U. 2. 12 
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Grundftüces entzogen würde, wie dies bei einem Erbbaurechte, $ 1012, 
bei einem Nießbrauche, $ 1030, der Fall wäre, jo fol die Ausübung 
des Dinglichen Rechtes dem Mieter gegenüber unzuläſſig fein, der dinglich 
Berechtigte aber wie ein Grundſtückserwerber mit der Begründung feines 
Rechtes während deſſen Dauer in dag Mietverhältnis eintreten.! In— 
folgedejjen erlangt er namentlich den Anfpruch auf den Mietzing dem 
Mieter gegenüber. 

2. Würde die Ausübung des dinglichen Nechtes, wie 3. B. bei Be- 
jtellung einer Grunddienftbarkeit bloß zu einer Bejchränfung des 
vertraggmäßigen Gebrauches des Mieters führen, jo zieht dasſelbe gleich- 
fall3 der perjünlichen Forderung des Micterd gegenüber den Kürzeren. 
Der Mieter kann fich hiernach gegen dasjelbe einredeweije verteidigen; 
er fann mit jeiner Forderung aus der Miete die Nichtausübung des 
dinglichen Rechtes ihm gegenüber verlangen. Bon einem Eintritte eines 
derart dinglich Berechtigten in das Mietverhältnis iſt aber in dieſem 
Falle feine Rede, aljo auch nicht von einem Anfpruche desjelben gegen 
den Mieter auf einen Teil des Mietzinfes. Derjelbe ift vielmehr dem 
Eigentümer des Grundjtüces nach wie vor voll zu entrichten. Inwieweit 
diejer den dinglich Berechtigten zu entjchädigen hat, bejtimmt jich nach 
dem Verhältnis zwiſchen beiden. Für den Mieter iſt es ohne Intereſſe. 

II. Der Erwerber des Mietgrunditücdes kann, nachdem er durch 
den Erwerb in das Mietverhältnis eingetreten ift, das Grundjtüd weiter 
veräußern. Dies hat zur Folge, daß fortan der neue Erwerber 
des Eigentumes für die Dauer feines Rechtes in dag Mietverhältnis 
eintritt, $ 579 Sag 1. Natürlich iſt hierbei maßgebend, wie fich das 
Mietverhältnis zur Zeit feines Eigentumserwerbes gejtaltet hatte. 

Hat der Erwerber des Grundjtüdes an demſelben ein dingliches 
Necht bejtellt, jo ergiebt fic) das Verhältnis des dinglich Berechtigten 
nach den oben unter I. entwidelten Grundjägen. 

Der Erwerber des Grundjtüdes, welcher dasjelbe weiter übereignet, 
haftet feineswegs als Bürge für die Anjprüche des Mieter aus dem 
Mietverhältniffe gegen den neuen Erwerber. Denn er jelbit trat in 
das ihm urjprünglich fremde Mietverhältnis nur für die Dauer ſeines 
Rechtes am Grundjtücde ein. 

Anders jteht es mit dem urjprünglichen Bermieter. Er haftet 
dem Mieter als Bürge für dejjen Anjprüche auch gegenüber dem neuen 


1) gl. hierzu oben $ 215, V. 
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Erwerber, foweit diejelben in dem urjprünglichen Mietvertrag wurzeln, 
$ 579 Sat 2. 

III. Hat der Vermieter das vermietete Grundjtüd vor dejjen 
Überlajjung an den Mieter einem Dritten veräußert, oder das 
Grundftüc mit einem Rechte belaftet, durch welches der vertragsmäßige 
Gebrauch dem Mieter entzogen oder bejchränft wird, jo hat am ich der 
Mieter gegen jeinen Vermieter, falls der Erwerber nicht ihm gegenüber 
freiwillig in das Mietverhältnis eintritt, nur Schadenserjaganjprüche. 

Um diejelben auszujchließen, übernimmt aber der Erwerber gegen 
über dem Vermieter häufig die Erfüllung der ſich aus dem Mietver- 
hältnis ergebenden Berpflichtungen. Aus einem folchen Vertrage könnte 
grundjäglich weder der Mieter gegen den Erwerber, noch der Erwerber 
gegen den Mieter Anjprüche erlangen. 

Doch nach) 8 579 joll derjelbe Rechtszuftand eintreten, wie wenn 
der Erwerb des Grundſtückes oder des dinglichen Nechtes erjt erfolgt 
wäre, nachdem das vermietete Grundjtüd dem Mieter bereit3 überlajjen 
war. Folgerecht haftet der Vermieter dem Mieter in diefem Falle gleich: 
falls nur wie ein Bürge, falls der Erwerber feine Verpflichtungen nicht 
erfüllt, $ 579 Sat 2. 

IV. Wenn auch das A.L. R. den Sat ausbildete „Kauf bricht nicht 
Miete”, jo jah e3 fich doch bereits veranlaßt — I, 21 $ 350 — deſſen 
Wirkung erheblich abzujchwächen, wenn das dem Mieter überlafjene 
Grunditüd im Wege der Zwangsvollſtreckung veräußert wurde. 
Dies war in der That durch die Rückſicht auf ein möglichit günftiges 
Ergebnis der Zwangsverjteigerung geboten, welches der Gejegeber im 
Snterejje des allgemeinen Kredits zu fördern hat. 

Das Reichsrecht hat mittel® des Zwangsverjteigerungsgejeßes vom 
24. März 1897 ähnliche aber weiter dDurchgebildete Beitimmungen getroffen. 

a) War dem Mieter zur Zeit der Beichlagnahme, welche fich mit- 
tels des gerichtlichen Bejchlufjes der Anordnung der Zwangsverjteigerung 
vollzieht, das gemietete Grundſtück noch nicht überlajjen, jo ijt er 
bei dem Verfahren nicht beteiligt, er hat feine Anjprüche gegen den Er- 
jteher, fein Necht ijt ein lediglich obligatorisches gegenüber feinem Ver— 
mieter. Es entipricht dies der rechtlichen Gejtaltung bei der freiwilligen 
Beräußerung, falls das Grundjtüc dem Mieter noch nicht überlaffen war.? 








2) Da nad $ 24 des Zwangöverjteigerungs = Gejepes dem Schuldner die Ver— 
waltung des Grundſtückes innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft ver- 
bleibt, jo kann er dasjelbe injoweit aud) nad) der Beichlagnahme vermieten und dem 


12* 
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b) War dem Mieter daS zum Zwecke der Zivangsverfteigerung mit 
Beichlag belegte Grundſtück zur Zeit der Beichlagnahme überlafjen, jo 
tritt der Erjteher des Grundſtückes wie ein Erwerber im Falle einer 
freiwilligen Veräußerung in das Mietverhältnis ein und zwar mit dem 
Tage der Verkündung des Urteiles über den Zujchlag. Aber er iſt be— 
rechtigt, das Mietverhältnis unter Einhaltung der gejeglichen Friit 
zu kündigen, wenn diejelbe Fürzer als die vertragsmäßige iſt, Zwangs— 
verjteigerungsgejeg $ 57.3 Die Kündigung feitens des Erjtehers ijt aus- 
gejchloffen, wenn fie nicht für den erjten Termin erfolgt, für den fie 
zuläſſig iſt.“ 

Dem Mieter ſteht ein Kündigungsrecht gegenüber dem Erſteher 
nicht zu. 

c) Der Mieter endlich gilt als Beteiligter von Zwangsver— 
jteigerungsverfahren, falls er ein Mietrecht, auf Grund dejjen ihm 
das Grundſtück überlaſſen iſt, bei dem Bollitredungsgericht anmeldet, 
und auf Verlangen des Gerichtes oder eines Beteiligten glaubhaft macht, 
Zw. V. Geſ. $9 Ziff. 2, $ 41 Abi. 3. 

Dies hat die wichtige Folge, daß er bei zzeititellung der Verjteige- 
rung3bedingungen mitwirfen und insbejondere den Wegfall oder Ab— 
änderungen des geſetzlichen Kündigungsrechtes des Erjtehers für den 
all verlangen kann, daß dasjelbe den Beteiligten, inSbejondere den 
Gläubigern, unnachteilig iſt.“ Um dies fejtzujtellen, hat, wenn eine 
Einigung nicht erfolgt, ein doppeltes Ausgebot zu gejchehen, nämlic) 
Ausgebot des Grundjtücdes mit und ohne das gejegliche Kündigungs— 
recht des Erjtehers, Zw. V. G. $ 59 Abſ. 1 und 2,6 


8 225. Beendigung der Miete. Unmittelbare. 
I. Das Mietverhältnis endigt unmittelbar mit dem Ablauf der 





Vermieter defjen Beſitz überlafien. In dieſem Falle kann der Mieter gemäß 5 9 
Beteiligter des Verfahrens werden. 

3) Bezüglich der vor dem 1. Januar 1900 abgejchlofienen Mietverträge vgl. 
Preuß. Aust. Gef. zum Neichögejeg über die Zwangsverſteigerung Art. 7. 

4) Eine Kündigung jeitens des betreibenden Gläubigers, wie ſolche das preu— 
ßiſche Recht kannte, it dem Reichsgeſetz fremd. 

5) Begründung zum Entwurf des Zw. V. G. $ 9. 

6) Vgl. noch Konk.O. 8 21 Abſ. 3 „eine von dem Konkursverwalter vorgenom= 
mene jreiwillige Veräußerung des vermieteten oder verpadhteten Grumdjtüdes wirkt, 
fofern das Grundjtüd dem Mieter oder dem Pächter vor der Eröfifnung des Ver— 
fahren® überlafien war, auf das Miet- oder Pachtverhältnis wie eine Zwangsver— 
jteigerung.” 
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E3 macht hierbei feinen Unterjchied, ob der Endtermin der Miete 
genau bejtimmt ift, oder ob die Zeit jeined Eintritte von ungewiljen 
Ereignijjen abhängig. it. 

Nicht minder endet das Mietverhältnis, welches unter auflöjender 
Bedingung geichlojien ift, unmittelbar mit Entritt der Bedingung. 


II. Die Miete, welche nur zu einem bejtimmten Zwecke oder 
für eine bejtimmte Veranlaffung geſchloſſen war, endigt unmittelbar ſowie 
der Zweck erreicht oder dejjen Erreichung unmöglich wurde. 


III. Auch der Untergang der Mietjache, z.B. Abbrennen des 
Miethaufes, endigt die Miete unmittelbar, mag fie auf beitimmte oder auf 
unbejtimmte Zeit geichlofjen jein, SS 323ff. Dies auch dann, wenn der 
Bermieter die Unmöglichkeit zu vertreten hat. Der Mieter kann daher 
in jolchen Fällen nur Schadenserjag wegen Nichterfüllung beanjpruchen 
oder vom Vertrage zurüdtreten.! 

IV. Mit der Enteignung der Mietjache wird die Miete gleich- 
fall8 unmittelbar geendigt, es jei denn, daß der Unternehmer, welchem 
das Enteignungsrecht zuiteht, jich bereit erflärt, die Miete ganz aus— 
zubalten oder wenigitens bi! zum Ablaufe des Mietevierteljahres oder 
des Pachtjahres. Der Unternehmer hat den Mieter zu entjchädigen. 
Bol. preuß. Enteign. Gel. vom 11. Juni 1874 $ 45.° 


$ 226. Die Kündigung des Mietverhältnifjes. Stillſchweigende 
Berlängerung. 


I. Häufig endigt die Miete durch Kündigung. Diejelbe jteht bald 
bloß dem Vermieter, bald bloß dem Mieter, bald beiden Teilen offen. 
Sie fann unbefrijtet jein, oft bejtehen für fie Kündigungsfrijten und 
Kündigungszeiten. 


1) Bgl. Striethorft Ardiv Bd. 90 ©. 264. 

2) Nah $ 11 des preußifchen Gefeßes vom 11. Juni 1874 bat der Unternehmer 
den Schaden des Mieters, joweit derjelbe nicht in der für das enteignete Grundſtück 
auf Anſtehen des Eigentümers jejtgejegten Entſchädigung begriffen iſt, beſonders zu 
entichädigen. Soweit die Entſchädigung des Mieter nicht oder nicht volljtändig 
durch das nad) dem gedachten Gejege $ 29 zu erlafjiende Verwaltungsrejolut, welches 
den Anteil des Mebenberechtigten feftzuftellen hat, dem Mieter zugebilligt ift, fann 
derjelbe jeine Aniprüche binnen 6 Monaten von der AZuftellung des Reſoluts an 
den Grundeigentümer geredinet, im Nechtöwege geltend maden, R. G. Bd. 24 
©. 208. Ob der Grundeigentümer infolge des Mietverhältniffes und nach Treu und 
Glauben die Verpflichtung hat, die Aniprüche des Mieters zur Kenntnis der Behörde 
zu bringen, ijt bejtritten. Dernburg, Preuß. Privatrecht Bd. 2 $ 174 n.10 Abſ.2 
bejaht die Frage, Eccius Bd. 2 ©. 196a, 157d verneint diejelbe, R.G. Bd. 24 ©. 208 
läßt fie dahingejtellt. 
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Das Kündigungsrecht bei der Miete hat fich durch deutiche Ge- 
wohnheit, jeit Anfang des 15. Jahrhunderts ausgebildet!; das A.L. R. 
I, 21 $$ 341 ff. hat ihm eine ausgebildete Gejtalt gegeben. Seinen 
Borichriften folgt B. G.B. 8 564 überwiegend. 

In den Fällen, in welchen das Ende der Miete von einer Kün— 
digung abhängt, gehört die Behauptung der Kündigung zur Begründung 
der Klage auf Räumung der Mietjache.? 

II. Kündigung beendet die Miete, wenn die Mietzeit unbe: 
ſtimmt ijt, $ 564 Abi. 2; nach $ 565 gelten hierfür folgende Kündi— 
gungszeiten und Kündigungsfrüten. 

1. Im Falle der Grunditüdsmiete ijt 

a) im allgemeinen zum Schlujje eines Kalendervierteljahres und 
zwar jpätejten® am dritten Werktage des Vierteljahres zu kündigen; 

b) ijt der Zins nad Monaten bemejjen, zum Schlufje eines 
Kalendermonates, Tpätejtend am 15. de8 Monates; 

e) iſt der Zins nach Wochen bemejjen, zum Schlufje einer Slalender: 
woche, jpätejtens am eriten Werktage der Woche; 

d) ijt der Zins nad) Tagen bemejjen, jpätejtens an jedem Tage 
für den folgenden Tag. 

2, Bei beweglichen Sachen hat die gejegliche Kündigung 

a) im allgemeinen jpätejtens drei Tage vor dem Tage zu erfolgen, 
an welchem die Miete endigen joll; 

b) wenn der Zins aber nach Tagen bemejien it, jpätejtend am 
Tage vorher. 

III. In zahlreichen Fällen ijt Kündigung unter Einhaltung der 
geſetzlichen Friſt vor Ablauf der vereinbarten Mietzeit zuläſſig. 

Dann hat die Kündigung bei Grundjtüden für den Schluß eines 
Kalendervierteljahres jpäteltens am dritten Werktage des Viertel- 
jahres, bei beweglichen Sachen am dritten Tage vor dem Tage, mit 
welchem die Miete endigen foll, zu geichehen, $ 565 Abi. 4. 

Mus die Kündigung ihren Grund angeben? Dies fordert Das 
Geſetz nirgends. Geſchah die Kündigung unter Anführung eines be— 
jtimmten Grundes, welcher aber in der That nicht vorhanden iſt, bejtand 
Dagegen ein anderer Grund, welcher die Kündigung rechtfertigt, jo kann 
e3 fraglich werden, ob fie wirft? Es wird Dies zu bejahen jein, da der 


1) Immerwahr, Die Kündigung ©. 57. 
2) Inwieweit Klage auf fünftige Räumung vor Ablauf der Kündigungs frijt 
erhoben werden fann, ergiebt C. P.O. 88 257, 259. 
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Wille, das Mietverhältnis aufzuheben, genügt. Anders aber jteht es, 
wenn zu einem beftimmten Termine, 3. B. 1. Januar gekündigt ift, Die 
Kündigung aber nicht zum 1. Januar, fondern nur zum 1. März zus 
läfjig ift, denn im diefem Falle verlangt der Kündigende etwas anderes, 
ald wozu er berechtigt iſt. 

IV. Hierher gehörige, bereits bejprochene, Fälle find: 

1. Ablauf des 30. Jahres der Miete, wenn der Mietvertrag auf 
längere Zeit als 30 Jahre geichloffen war?; 

2. Tod de3 Mieterst; 

3. Konfurgeröffnung über das Vermögen des Mieters, Konf.D.$ 19; 

4. grundloje Verweigerung der Erlaubnis zur Überlaffung der Miet- 
jache an einen Dritten; 

5. Erwerb des Mietgrundftücdes durch den Erftcher in einer Zwangs- 
deriteigerung oder auf Grund einer freihändigen Veräußerung des Kon— 
fursverwalterg. ® 

V. Ein Kündigungsrecht unter Einhaltung der gejeglichen Friſt 
haben ferner öffentlich Angejtellte, d.h. Militärperjonen, Beamte, 
Geiftliche und Lehrer an öffentlichen Unterrichtsanftalten im Falle ihrer 
Berjegung nad) einem anderen Orte, in Anſehung der Räume, welche fie 
für fich oder ihre Familie an dem bisherigen Garniſon- oder Wohnorte 
gemietet haben. Die Kündigung kann nur für den erjten Termin er- 
folgen, für den fie nach diefer Vorſchrift zuläſſig ift, $ 570. 

Dies gilt zweifellos auch im Falle einer vom öffentlich Angeftellten 
jelbft beantragten Verjegung. ? 

Zweifelhaft iſt die Frage, ob 8 570 auch dann anzumenden ilt, 
wenn die öffentlich angejtellten Berjonen ihr Amt verlieren und in- 
folgedejien ihren Wohnort wechſeln. E3 liegt nahe, dies zu verneinen, 
wenn man in $ 570 eine bloß finguläre Vorſchrift findet, welche einer 
ausdehnenden Anwendung unfähig ilt.® Dem ift jedoch nicht beizuſtimmen, 
da der Zweck und Sinn des $ 570 eine derartige Ausdehnung wohl 
rechtfertigt. Wer einem Beamten vermietet, hat den Vorteil eines be- 
jonders zuverläjfigen Mieters, von dem er ein pünktliches Eingehen des 
Mietzinjes erwarten kann, dagegen nimmt er die Gefahr vorzeitiger Kün— 





3) Bol. oben $ 215 Ziff. I. 
4) Siche oben s 221 Ziff. I. 
5) a oben $ 221 Bi J. 
6) Oben 8 224 Ziff. Ivb. 

7) Bol. R.G. Bd. 21 ©. 283. 
8) 5 Pland $ 570 Biff. 2. 
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digung in Kauf, falls der öffentlich Angejtellte feinen Amtsſitz nicht mehr 
am Orte behält. Ob der Beamte jeinen bisherigen Amtsfig um des— 
willen verläßt, weil er verjeßt oder weil er penfioniert wird, oder ſonſt 
jein Amt verliert, ijt für den Vermieter ohne Intereſſe. Man wollte 
doch nicht bloß den Fiskus begünftigen, damit er an Umzugsfoiten 
part! Der Grundgedanke ift vielmehr, daß der Vermieter der Kün— 
digung des Beamten unterliegt, wenn diejer feinen Amtsſitz nicht be- 
hält und einen andern Wohnort nimmt? ine entgegengejegte Be- 
handlung der Frage erzeugt leicht Notzuftände und ift hart. 

VI. Die Parteien fönnen von den gejeßlichen Beitimmungen ab: 
weichende Beitimmungen über die Beendigung der Miete vereinbaren, 
fie können die gejeglichen Kündigungsgründe ausjchließen!%, Die gejeh- 
lichen Kündigungsfrijten verlängern oder verfürzen. Am häufigiten 
fommt vor, daß durch befondere Vereinbarung ein Vorbehalt zu Gunſten 
des Vermieters zugefügt wird, welcher ihn zu jofortiger Aufhebung des 
Mietvertrages meiſt ohne Kündigungsfriit ermächtigt", bald blog für 
den Fall der Nichtzahlung des Mietzinjes am Fälligkeitstermine, 
bald auch für andere Fälle, oft bei geringen Verſtößen des Mieters 
gegen feine Vertragspflicht, vgl. $S 360. Man hat im Zweifel zu unter: 
jtellen, daß folches Berluftiggehen nur für fchuldhaftes Benehmen des 
Mieters angedroht werden jollte, jo dak man den Mieter durch jolche 
Beitimmungen bloß zur treuen Erfüllung jeiner Pflichten nötigen will, 
der Nachweis von Entjchuldigungsgründen ift daher zuzulafjen.!? Auch 
muß der Vermieter die Aufhebung unmittelbar, nachdem der Fallz zu 


9) Namentlich ift die Beitimmung auch anzumenden, wenn ein Beamter aus 
dem Landesdienjte tritt, um in den Neichsdienft zu treten oder aus dem Kommunal— 
diente in den Landesdienft und umgekehrt. Won einer „Verſetzung“ nad) dem Wort- 
finne ift hier nicht die Nede. Aber nach feinem Grundgedanten trifft 8 570 zu. 

10) Dies gilt aber nicht bezüglich des Nechtes der Kündigung einer gejundheit- 
gefährdenden Miete, $ 544, nicht bezüglich des Kündigungsrechtes eines über 30 Jahre 
geichlofjenen Mietvertrages, $ 567, nicht gegenüber dem Rechte der Kündigung im 
Falle des Konkurjes des Mieters, Konk.O. 88 19, 21, noch aud) gegenüber dem 
Kündigungsrechte des Erjtchers im Falle der Zwangäverfteigerung. 

11) Geht die Yaflung des Mietvertrages dahin, daß der Bontratt bei Nicht: 
ee des Mieters oder bei einem jonjtigen Verſtoße aufgehoben jei, oder daß 

ichtzahlung der Kündigung gleichſteht u. |. w., jo wird der Vertrag gleihwohl nicht 
unmittelbar beendet, vielmehr bedarf es aucd in jolchen Füllen einer Kündigung 
jeitend des Vermieterd, denn zu feinen Gunſten ift eine joldhe fog. kaſſatoriſche Klauſel 
zugefügt, und nur ihm ſoll fie das Hecht geben, den Vertrag aufzuheben. Es ent: 
ſpräche nicht der Vertragsabjicht, da der Mieter in folhen Fällen durch Zuwider⸗ 
handlung gegen ſeine Verpflichtungen dem Willen des Vermieters entgegen die Miete 
zu Ende bringen könnte. Anders Gruchot Bd. 15 S. 122. 

12) Vgl. Striethorſt Archiv Bd.2 S. 312, Bd. 25 S. 72. 
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jeiner Kenntnis gekommen ift, dem Mieter erklären. Es entjpräche 
Treu und Glauben nicht, daß er bei einem Berjtoß gegen den Vertrag 
das Mietverhältnis dauernd in der Schwebe ließe. 

VII. Nach Einf. Ge. zum B. G. B. Art. 93 bleiben die andesrecht- 
lichen Vorſchriften über Friſten unberührt, bis zu deren Ablauf gemietete 
Räume bei Beendigung des Mietverhältnifjes zu räumen jind. 

In Preußen insbejondere fann nach dem Geſetz vom 30. Juni 1834 
$ 2 durch Bolizeiverordnung die Räumungsfrift bei größeren Wohnungen 
unter Berüdfichtigung des Ortsgebrauches verlängert werden. 

VIII. Alte Streitfrage war, inwieweit die Fortſetzung der Miete 
aus dem Berbleiben des Mieters in der Mietjache und dejjen Be— 
lafjung in derjelben durch den Vermieter zu folgern jei. 

Das römische Recht ſprach fich hierfür aus. Das A.L. R. L 21 
88 325 ff. forderte weitere Thatſachen, wohin namentlich die vorbehalt- 
loje Annahme des Mietzinjes für Meietperioden, welche dem Ablaufe der 
Miete folgen, gehören konnte. 

Das B. G. B. $ 568 jchließt fich der römischen Auffafiung an, jedoch 
mit einer wejentlichen Änderung. Es erachtet das Mietverhältnis als 
auf unbejtimmte Zeit verlängert, fofern nicht der Mieter oder Ver: 
mieter jeinen entgegenjtehenden Willen binnen einer Friſt von zwei Wochen 
dem anderen Teile gegenüber erklärt. Die Friſt beginnt für den Mieter 
mit der Fortjegung des Gebrauches, für den Vermieter mit dem Zeit: 
punfte, in welchem er von der TFortjegung Kenntnis erlangt. Dieje 
Fortſetzung it in allen Fällen der Beendigung der Miete anzunehmen, 
mag fie durch Zeitablauf oder durch Kündigung herbeigeführt jein. Sie 
gilt jelbjt für den Fall, daß die urjprüngliche Mietzeit Fürzer als zwei 
Wochen war. 

Der entgegengejegte Wille der Beteiligten muß nicht ausdrücklich 
erklärt werden, er fann in unzweideutigen Handlungen liegen. Es genügt 
auch, dag dem Mieter Fund gethan wird, die Wohnung jei anderiweit 
vermietet. In der Erklärung des Vermieters, die Miete für einen er= 
höhten Mietzins fortjegen zu wollen, liegt feine Zuficherung zur Fort: 
jegung des urjprünglichen Mietverhältniſſes, vielmehr ein Widerſpruch 
gegen diejelbe. 

Die jtilljchweigende Fortjegung fann auch im voraus durch den 
urjprünglichen Mietsvertrag ausgejchlofjen werden. 
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Zweites Kapitel. 
Die Pacht. Pfandredt des Vermieters und Berpädters. 


$ 227. Badtvertrag. 

1. Der Pachtvertrag unterjcheidet fich von der Miete vorzugsweije 
dadurch, daß er nicht bloß Gebrauch, jondern auch die Nutzungen ver— 
Ichafft, welche dag ordnungsmäßig zu gewinnende Einkommen 
der Sache bilden. Danach foll der PBachtvertrag der Produktion 
von Gütern dienen. Dies zeichnet ihn wirtjchaftlich aus und giebt 
ihm jeine bejondere Bedeutung für die menschliche Gejellichaft. Dies vor 
allem hat Rechtsjäge veranlaßt, welche von den Vorichriften über Miete 
abweichen, während diejelben im allgemeinen auf die Pacht anzuwenden 
find, $ 581 Abi. 2. 

Dabei war dem Geſetzgeber namentlich die landwirtjchaftliche 
Produktion wichtig, Die meiften der bejonderen Vorjchriften für die 
Pacht beziehen ſich daher auf die Bacht landwirtjchaftlicher Grundjtüde, 
d.h. jolcher, die dem Landbaue dienen, dem Getreide-, Obſt- und Wiejen- 
ertrage. Einige Nechtsjäge haben bloß Bezug auf Landgüter, aljo 
Srundjtüde, welche von einem gemeinjfamen wirtjchaftlich zugehörigen 
Mittelpunfte einheitlich bewirtichaftet werden." Bei der Frage, was hier— 
her gehört, fommt es auf den Hauptzwed an. Ein Landgut Ändert jeine 
Natur nicht, wenn in demfelben zugleich eine ländliche Gaftwirtichaft 
betrieben wird. 

I. Die Produftionsbedingungen landwirtichaftlider Grund- 
jtüde führen zu dem Saße, daß der nach) Jahren für folche Grundjtücke 
bemeſſene Bachtzins nach dem Ablaufe je eines Pachtjahres am erſten 
Werktage des folgenden Jahres zu entrichten ijt, $ 584. Denn 
die Ernte, aus deren Ertrag der Pachtzins regelrecht berichtigt wird, 
wächſt vorzugsweije gegen den Schluß des Jahres, in den Sommer= 
und Herbitmonaten. Die Entrichtung des Pachtzinſes wie bet der Miete, 
$ 551, an die Slalendervierteljahre zu binden, wäre daher nicht praftijch. 

Weiter noch geht die Bejtimmung des 8 595, bei welcher ähnliche 
Erwägungen maßgebend waren. Iſt bei der Pacht eines Grundftüdes 
oder eines Rechtes die Bachtzeit nicht bejtimmt, jo ijt die Kün— 
digung nur für den Schluß eines Pachtjahres zuläſſig. Sie hat 
jpätejtens am erjten Werktage des halben Jahres zu erfolgen, 


1) Unten 88.3 83. 
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mit dejjen Ablauf die Bacht endigen joll; dies gilt auch für Kündigungen, 
welche vorzeitig unter Einhaltung der gejeglichen Friſt zuläffig find. 

III. Die Interefjen der Produktion fordern, daß der Pächter eines 
landwirtijhaftlihen Grundftüdes auch ohne Erlaubnis des Ver: 
pächter® Änderungen in der wirtichaftlichen Beſtimmung des Grund» 
jtüdes vornehmen darf, daß er z. B. Viehzucht jtatt Körnerbau treibt. 
Nur ſolche Veränderungen find ihm unterjagt, welche auf die Art der 
Bewirtichaftung über die Pachtzeit hinaus von Einfluß find, 5.2. er 
legt an Stelle eines Getreidejeldes eine Ziegelfabrif an, $ 583. 

IV. Der Pächter eines landwirtichaftlihen Grundftüdes Hat 
die gewöhnlichen Ausbejjerungen, insbejondere die der Wohn- und Wirt: 
ichaft3gebäude, Der Wege, Gräben und Einfriedungen auf jeine Kojten 
zu bewirfen, $ 582. | 

Solche Aufwendungen bilden wirtjchaftlich eine Laft der Nutzungen, 
welche jie mindern. Es ijt daher natürlich, daß fie den Pächter treffen. 

Die Beitimmung wird nach diefem Gefichtspunfte entiprechend auch 
auf andere Bachtungen anzuwenden jein. 

V. Die Römer, jo ängjtlich jie bemüht waren, das Recht des Ver: 
pächter8 zu fichern, hatten doch ein Einfehen, falls der Fruchtertrag 
vor dem Einthun durch außerordentlihe Unfälle vernichtet oder 
erheblich geichädigt war und gewährten — gentlemanlike — dem Pächter 
einen entiprechenden Nachlaß am Pachtzind.? So auch das A. L. R. 
I, 21 88 478ff. und code civil art. 1770ff. Doc das B. G. B. ver: 
warf das Inſtitut als „des rechtlichen Fundamentes entbehrend und bloß 
auf Billigfeit beruhend“.3 

Iſt aber durch Zufall, insbefondere durch Überſchwemmung die 
Tauglichkeit des Pachtgegenitandes zu Nutzungen aufgehoben oder ge- 
mindert, jo fommen die $$ 323 und 473 zur Anwendung. Damit fommt 
man bis zu einem gewijfen Grade auf das römijche Recht zurüd. 
| VI. Die Beendigung der Pacht unterliegt zwar im allgemeinen 

denjelben Grundjägen wie die der Miete. In dreifacher Beziehung be- 
jtehen aber nad) B. G. B. Unterjchiede, $ 596.* 


2) Vgl. Dernburg, Band. Bd.2 8 111. 

3) Sollte nidyt gerade „Billigkeit“ der Leitſtern einer Geſetzgebung jein! 

4) Nach der preußijchen Gemeinheitöteilungsordnung vom 7. Juni 1821 88 158, 
159, Dellarationen vom 29. Mai 1816 Art. 112ff. hat der Pächter das Recht ein- 
jeitiger Kündigung, wenn eine Gemeinbeitsteilung während der Badıtzeit vorgenommen 
wird und fi) infolge dejien der Gegenſtand der Pachtung verändert hat; er kann 
aber auch die Uberlafjung der Abfindung für die Dauer der Pachtzeit fordern, vgl. 
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1. Verweigert der Verpächter die Erlaubnis zu einer Afterpacht, 
jo fann der Pächter die Pacht nicht kündigen, auch wenn für dieje Ber- 
weigerung ein Grund nicht geltend gemacht werden kann. 

2. Stirbt der Pächter, jo iſt zwar dejjen Erbe zur Kündigung 
unter der gejeßlichen Friſt berechtigt, der Verpächter ijt aber hierzu 
nicht befugt. 

3. Offentlich Angeftellte find zwar im Falle ihrer Verſetzung nad 
$ 570 zur Kündigung einer Miete für fich oder ihre Familie berechtigt, 
zur Kündigung einer Pacht aber find fie auch unter den entiprechenden 
Umftänden, 3.3. wenn es jih um die Pacht eines Gartens für die 
Familie des Beamten handelte, nicht befugt. 


VII. Nicht jelten giebt der Pächter den gepachteten Gegenjtand 
auch nach Beendigung der Pacht nicht zurüd. Dann kann der Ber: 
pächter als Entjchädigung den vereinbarten Pachtzins nach) dem Ber- 
hältnis verlangen, in welchem die Nußungen, die der Pächter 
während dieſer Zeit gezogen hat, oder hätte ziehen fünnen, 
zu den Nugungen des ganzen Bachtjahres jtehen. Es entjcheidet 
aljo feinesiwegs das Verhältnis der Zeit der Vorenthaltung zum Pacht: 
jahre, $ 597 Saßl. 

Der Verpächter ijt befugt, den Schaden, welcher ihm aus der Vor: 
enthaltung erwuchs, insbejondere im Falle des Verzuges des Pächters 
auch nach den gewöhnlichen Grundjägen geltend zu machen. So 
iſt $ 597 Sat 2 zu verjtehen. 


$ 228. Fortjegung Rückgewähr. 

I. Es entjpricht dem allgemeinen Intereſſe, daß die Pachtgegen- 
jtände, insbejondere die verpachteten Grundjtüde thunlichit in einem zu 
weiterer Broduftion vollfommen tauglichen Zuftande zurüd- 
gewährt werden. Dies hat auf die gejeglichen Beſtimmungen bezüglich 
der Rückgewähr des Pachtgegenjtandes erheblich eingewirft. 


auc über den Fall, daß die Abfindung des Grundeigentümers noch für andere Grund 
ftüde oder Gerechtigfeiten ald für den Pachtgegenſtand angemiejen ijt, Striethorft 
Archiv Bd. 80 S.64. Bei einer wirtichaftlihen AZujammenlegung von vermengten 
Grundjtüden außer dem alle der Gemeinheitsteilung ift die gedachte Kündigun 
gleichfalls zuläffig; jedoch fann hierfür als Einrede entgegengejtellt werden, daß ee 
dem Befinden der Auseinanderjegungsbehörde durch die Zufammenlegung weder dem 
Pächter ein erheblicher Nachteil erwächſt, noch eine erhebliche Veränderung der Wirt- 
—— des verpachteten Gutes zu erwarten iſt. Preuß. Geſetz vom 2. April 
1872 
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II. Der Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundjtüdes hat 
das Grundſtück nach Beendigung der Pacht in dem Zuſtande zurüdzus 
gewähren, der Sich bei einer während der Pachtzeit bis zur Rück— 
gewähr fortgejegten ordnungsmäßigen Bewirtjchaftung er- 
giebt. Dies gilt insbejondere auch für den Stand der Beltellung des 
Pachtgrundſtückes, $ 591. 

Es fommt dem Pächter aljo nicht zu gute, wenn er dasjelbe in 
vernachläjfigtem und wüſtem Zuftande übernahm. Natürlich kann aber 
der PBachtvertrag anders bejtimmen. 

III. Für das Landgut beitehen bejondere Beitimmungen im 
Snterejje der Landeskultur, $ 593. 

1. Der Pächter hat von den bei der Beendigung der Pacht vor- 
handenen landwirtichaftlichen Erzeugnijjen jo viel zurüdzulajfen, 
als zur Fortführung der Wirtjchaft bis zu derjenigen Zeit erforderlich 
ist, zu welcher gleiche oder ähnliche Erzeugnifje voraussichtlich gewonnen 
werden. Dies ohne Rückſicht darauf, ob er beim Antritte der Pacht 
jolche Erzeugnifje vorfand. 

2. Iſt aber der Pächter — vertragsmäßig oder geſetzlich — ver: 
pflichtet, Erzeugnifje in größerer oder bejferer Beſchaffenheit zurück— 
zulajjen, als er beim Antritte der Pacht übernommen hat, jo kann er 
vom Berpächter Erjag des höheren Wertes verlangen. Dies ift nicht 
nur gerecht, es ermuntert auch den Pächter, jolche Erzeugniffe feiner 
Berpflichtung entjprechend bei Beendigung der Pacht zurücdzulafien. 

3. Den vorhandenen, auf dem Gute gewonnenen Dünger hat 
der Pächter zurüdzulafien, ohne Werterjat beanjpruchen zu Dürfen. 

Dem Gute jeinen natürlichen Dünger zu nehmen, ijt im wirtjchaft- 
lichen Sinne Raub. 

IV. Bon erheblicher volfswirtichaftlicher Bedeutung tt die Erhal- 
tung des Inventars eines verpachteten Grundjtüdes, aljo derjenigen 
Sachen, welche jeiner wirtjchaftlichen Beitimmung dauernd dienen jollen. 
Sie hat nicht bloß für den Verpächter Bedeutung, jondern auch für 
andere am Grundjtüde Berechtigte, namentlich für Hypothefengläubiger. 
Sie liegt im allgemeinen Intereſſe. Vor allem gilt dies für landwirt— 
ſchaftliche Grundjtüde, bezüglich deren allein der erite Entwurf, 88 544, 
545, bejondere Borjchriften traf, aber verwandte Geſichtspunkte machen 
jich auch bei der Pacht anderer Grundjtüde, z.B. von Fabriken, einer 
Gajtwirtichaft geltend. Das B. G. B. 88 586 ff. jpricht daher von Grund- 
jtüden jchlechthin. 
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Es find aber verjchiedene Vereinbarungen zu unterjcheiden: i 

1. Das Grundjtücd kann ſamt Inventar verpacdhtet fein, $ 586. 

Der Verpächter bleibt dann der Eigentümer der Inventarjtüde, trägt 
grundjäglich die Gefahr ihres Unterganges oder ihrer Verfchlechterung 
durch Zufall und hat feinerjeit3 den zufälligen Abgang zu ergänzen. 
Der Pächter ijt folgerecht nicht befugt, Inventarjtüde zu veräußern. 

Dem Pächter liegt Sorgfalt für die Erhaltung des Inventars ob, 
nicht minder das durch fein Berjchulden ſowie durch das Verſchulden 
feiner Leute Abgehende oder Beichädigte wieder herzuftellen. Außerdem 
hat er den gewöhnlichen Abgang der zu dem Inventar gehörenden Tiere 
aus den Jungen injoweit zu erſetzen, als dies einer ordnungsmäßigen 
Bewirtichaftung entipricht. 

2. Ein jolches Verhältnis wird in vielen Fällen weder den Be— 
dürfnifjen des Pächters, welcher über die Inventarjtüde nicht verfügen 
fann, entiprechen, noch auch den Intereſſen des Berpächters Genüge 
thun, welchen fortgejeßt Neuanjchaffungen obliegen können. Daher find 
andere Vereinbarungen häufig. Insbeſondere fommt oft vor, dab der 
Pächter des Grundjtüdes das Inventar zum Schägungswerte übernimmt, 
mit der Verpflichtung, es bei der Beendigung der Bacht zum Schätungs- 
werte zurüczugewähren, $ 587. Über diefen Vertrag geben 88 588, 589 
bejondere Beitimmungen.t Hervorzuheben ijt: 

a) ES genügt nicht, daß das Inventar dem Pächter abgeſchätzt 
übergeben wird; es muß vielmehr auch die Abficht der Beteiligten er- 
fennbar jein, daß es nach dem Schäßungswerte zurüdzugewähren ift.? 

b) Der Berpächter bleibt der Eigentiimer der Inventarjtücde auch 
nach der Übergabe derjelden an den Pächter. ® 

c) Der Pächter kann über die einzelnen Stüde innerhalb der 
Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtichaft verfügen, $ 588 Ab]. 1 
Saß 2, aljo fie verbrauchen, veräußern. 

d) Der Pächter trägt die Gefahr des zufälligen Unterganges und 
zufälliger Verjchlechterung des Inventars, $ 588 Abſ. 1 Sap 1. Der 
Berpächter ijt nicht verpflichtet, jeinerjeit3 das abgängige Inventar zu 
erjegen, das verjchlechterte wieder herzuitellen. 


1) Bal. UE.R. I, 21 8 474— 476; code civil art. 1821 — 1826. 

2) Bol. A.L. R. I, 21 8 474ff.; Mot. Bd.2 ©. 434. 

3) Daher kann der Vewpachter von Dritten das ſeitens des Pächters geſetz⸗ 
widrig Veräußerte vindicieren. Dieſer kann ſich durch geſetzwidrige Veräußerung einer 
Unterſchlagung ſchuldig machen. 
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e) Dem Pächter liegt e8 ob, das Inventar nad) den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Wirtjchaft in dem Zujtande zu erhalten, in dem es 
ihm übergeben wurde. Der VBerpächter kann bereit3 während der Dauer 
der Pacht hierauf Hagen, er fann das PBachtverhältnis ohne Kündigungs- 
friſt kündigen, falls durch die treuloje oder liederliche Behandlung des 
Inventars die Bachtiache erheblich gefährdet wird, jofern eine Mahnung 
des Verpächters fruchtlos blieb, vgl. $ 553. 

f) Die von dem Bächter angejchafften Stücde werden mit deren 
Einverleibung in das Inventar Eigentum des Verpächters, $ 588 
Abi. 2 Say 2. Was zur Einverleibung gehört, iſt thatjächliche Frage; 
in der Regel muß das Angeichaffte auf das Pachtgut gebracht fein, es 
it dies aber feineswegs unter allen Umjtänden notivendig. Der Eigen- 
tumsübergang vollzieht ſich unmittelbar auf Grund des Gejetes, Dies 
auch, wenn der Pächter ihn etwa nicht wollen jollte.* Auf ein jog. 
constitutum possessorium, B. G. B. $ 930, ijt daher diefer Ubergang 
nicht zurüdzuführen. Dasjelbe reicht nicht aus und ift auch nicht nötig. 

g) Der Pächter hat das bei Beendigung der Pacht vorhandene 
Inventar dem Berpächter herauszugeben, $ 589 Ab}. 1, ohne Unterjchied, 
ob er dasjelbe von diejem erhielt oder jelbit anjchaffte. 

h) Dem Berpächter kann nicht zugemutet werden, jolche Stüde, 
welche nach einer ordnungsmäßigen Bewirtichaftung unter Berüdfich- 
tigung der Verhältniffe des Grundſtückes fich als überflüffig oder als 
zu wertvoll ergeben, vom Pächter gegen Bergütung des Tarwertes 
anzunehmen. Er darf fie vielmehr zurüdweijen. Daß die Voraus: 
jegungen der Zurückweiſung vorliegen, hat er zu beweijen. Die Zurüd- 
weilung genügt, um dem Pächter das Eigentum zu verjchaffen. 

i) Ergiebt die bei der Endigung der Pacht aufzunehmende neue 
Tare, da der Wert der vorhandenen, nicht zurüdgewiejenen Inventar- 
jtücfe hinter der Übergabetare zurücbleibt, jo muß der Pächter dem 
Verpächter die Differenz erjeßen, $ 589 Abj. 3. Die Folge ijt freilich, 
daß dem Pächter nicht bloß die Abnutzung des Inventars, jondern auch 
das etwaige Sinfen der Preije zur Laſt fällt.> 

k) Andererjeit3 hat aber der Verpächter den etwaigen Mehrwert 
des übernommenen Imventard zur Zeit der Beendigung zu vergüten, 
aljo auch für den Fall, daß die Inventarjtüde im Preiſe geitiegen find. 


4) Val. übrigens R.G. in Strafſ. Bd.7 ©.41; Mot. Bd.2 ©. 436. 
5) Vgl. hierüber Mot. Bd.2 ©. 437. 
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l) Bei der Schäßung it die Zeit der Beendigung der Pacht, 
keineswegs erit die der jpäteren Rückgewähr zu Grunde zu legen. ® 

V. Der Pächter eines Grundjtücdes hat für feine Forderungen 
gegen den Berpächter, die fich auf das mitgepachtete Inventar beziehen, 
ein Pfandrecht an den in jeinen Beſitz gelangten Inventarſtücken, 
$ 590. Der PVerpächter kann dasfelbe durch Sicherheitäleiitung ab— 
wenden. Er fann dies nicht bloß im ganzen, Darf vielmehr jedes 
einzelne Inventarjtüd dadurch pfandfrei machen, daß er in Höhe feines 
Wertes Sicherheit leiſtet, $ 590 Sap 2. 

VI. Übernimmt der Pächter eines Landgutes das Gut auf Grund 
der Schäßung feines wirtjchaftliden Zustandes mit der Beitim- 
mung, daß nach Beendigung der Pacht die Nüdgewähr gleichfalls 
auf Grund einer ſolchen Schägung zu erfolgen hat, jo gelten ähnliche 
Beitimmungen wie bei der Übernahme des Inventars zum Schägungs: 
werte, $ 594. Dies insbejondere Hinfichtlich des Rechtes des Wer: 
pächter® für das Grundſtück überflüflige oder zu wertvolle Inventar: 
jtüde abzulehnen und des Erjates des Unterjchiedes des Wertes Der 
jeinerzeit übernommenen und jpäter zurücdzugewährenden Stücke. 

Entjprechendes gilt auch bezüglich der Nüdgewähr der Vorräte, 
welche der Pächter auf Grund einer Schägung unter der Verpflichtung 
der Rüdgewähr nach einer Schägung übernahm, $ 594 Abi. 2. 


8229. Pfandrecht des Vermieters und des Verpädters 
eines Srundjtüdes. 


I. Aus dem römijchen Rechte jtammt das gejegliche Pfandrecht 
des Vermieters an den eingebrachten Sachen des Mieters und des 
Verpächter8 an den Früchten des Pachtqutes!, welches in mehr oder 
minder großem Umfange in die neueren Gejeggebungen überging.? 

Das Pfandrecht des Vermieters führte freilich erhebliche Härten 
mit ich. Dasjelbe wurde daher im neuerer Zeit vielfach und nad): 


6) Nicht beſonders geregelt find vom B. G. B. Viehverpachtungen fog. „Vieh— 
einſtellungsverträge“, d. h. Vieh beim andern einſtellen — bail a cheptel — Wo: 
tive Bd.2 ©. 441. Je nach der Vereinbarung erhält dabei der Pächter die Nutzung 
des Viehes ganz oder teilweile, hat auch nicht jelten vereinbartermweile die Gefahr zu 
tragen — Eifernviehvertrag. Solche Verträge find oft ausbeuteriih, dann kann 
8 138 Abi. 2 Hilfe bringen. — Wird eine Herde unter einer Schäßung verpadttet, 
jo daß fie nach Ende der Pacht nach einer Schätzung ET ie iit, jo fann 
8587 entiprechend angewendet werden, Motive a. a. O. ©. 443. 

1) 1.25. D.inq.c.p.t.c. 20,2; Dernburg, an Bd. 1 ©. 294. 

2) Insbeſondere A.L. R. I, 21 $ 395, code civil art. 2102. 
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drüclich bekämpft. Dies führte zum preußifchen Geſetz vom 12. Juni 
1894, wonach ſich das Pfandrecht des Vermieters auf die der Pfän— 
dung entzogene Sache nicht erjtredt, und Rechte, welche diejer Vor: 
jchrift zuwider bejtellt werden, unwirkſam find, fowie zum Reichsgejege 
vom 9. Mai 1894, welches die Nechte der Bermieter gegenüber den 
Konfursgläubigern einſchränkte. 

Das Pfandrecht des Verpächters dagegen blieb unangefochten. 
In der That ijt dasjelbe unentbehrlich; denn der Vermieter kann ſich 
bis zu eimem gewiljen Grade durch die Vereinbarung der Boraus- 
bezahlung des Mietzinjes ſicher itellen, der Verpächter muß dagegen 
in der Negel notwendig dem Pächter bis zum Einthun der Ernte kre— 
Ditieren. Er würde ohne das gejegliche Pfandrecht häufig leer aus: 
gehen. 

U. Das B. G. B. 8 559 hat das Pfandrecht des Vermieters 
eines Grundſtückes beibehalten, jedoch wejentlich eingejchränft. Hervor— 
zuheben it: 

1. Das Pfandrecht entiteht Fraft Geſetzes.“ Es beruht feineswegs 
auf einem unterstellten jtillichweigenden Bertrag. Daher unterjteht es 
den Beitimmungen des B. G. B. 88 1204 ff. über das durch Rechts: 
gejchäft bejtellte Pfandrecht nicht unmittelbar, vielmehr haben jene Be— 
jtimmungen nur nach $ 1257 entiprechende Anwendung zu finden. 
Soweit jie Beſitz durch den Pfandgläubiger vorausfegen, find fie jelbjt- 
verftändlich unanwendbar. 

2. Das Pfandrecht begreift alle eingebrachten Sachen, auch Die 
zum Verkaufe beitimmten in ein gemietetes Verkaufslokal eingebrachten 
Warent, ferner Geld und Wertpapiere®, nicht aber jchlichte Schuld» 
urkunden. 


3. Nur Sachen des Mieters ſind Gegenſtand des Pfandrechtes. 
Insbeſondere unterliegen daher der Haftung nicht 


3) Hingegen wurde das Pfandrecht des Vermieters nach A.L. R.I,21 8305 
als ein vertragsmäßiges angeſehen, welches kraft geſetzlicher Beſtimmung mit Ab— 
ſchluß des Mietvertrages ſtillſchweigend als vereinbart galt und durch die Einbringung 
der Sachen in das Mietgrundſtück wirkſam wurde, R.G. Bd. 33 ©. 224. 

4) RO. H. G. Bd. 6 ©. 282; Striethorſt Archiv Bd. 95 ©. 185. 

5) Nach Fränkel S. 49 erfaßt das Pfandrecht nicht baares Geld, einen Grund 
hat er hierfür nicht angeführt. 

6) Werden Coupons und Talons einerſeits und die Inhaberpapiere ſelbſt ge— 
trennt aufbewahrt, jo befindet ſich das Vermögen dort, wo das legtere aufbewahrt 
wird. Nur die fälligen Coupons haben eine Selbjtändigfeit und befinden ſich dort, 
wo jie aufbewahrt werden, D. Jur. Zeitg. 1899 S. 180, 


Derndburg, Bürgerl, Recht. U. 2. 13 
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a) Sachen, welche der Mieter auf Grund eines Abzahlungsgeichäftes 
im Bejig hat, jolange er das Eigentum’ an Denjelben nicht erlangt. 

b) Sachen, die der Ehefrau oder den Kindern des Mieters 
gehören. Anders natürlich, wenn fie den Mietvertrag jelbjt mit abge- 
ichloffen haben. Leben die Ehegatten in allgemeiner Gütergemeinjchaft, 
Errungenjchaft3= oder Fahrnisgemeinſchaft, jo erjtredt fich das Pfand— 
recht auf alle zum Gejamtgute gehörende Sachen, mögen jie von der 
Frau herfommen oder vom Manne.? 

c) Das Pfandrecht des eriten Vermieters erjtredt ſich auf die 
Sachen eines Untermieters nicht, fie find nur dem Untervermieter 
verpfänbdet. 

d) Der gute Glaube des Vermieters, daß die eingebrachten 
Sachen feinem Mieter gehören, begründet fein Pfandrecht für ihn an 
denjelben. Der $ 1207 ijt nicht amwendbar.® 

4. Sachen, welche nah C. P.O. $ 811 der Pfändung nicht 
unterworfen find, unterliegen auch dem gejeglichen Prandrechte des 
Vermieters nicht. 

5. Das Pfandrecht des Vermieters fichert ihn 

a) wegen des Mietzinjes, jedoch nicht unbejchränft. Wird nämlich 
eine dem Pfandrechte des Vermieters unterliegende Sache für einen 
andern Gläubiger gepfändet, jo fann diejem gegenüber dag Pfand- 
recht des Vermieters nach $ 563 nicht wegen des Mietzinjes für eine 
frühere Zeit als das legte Jahr vor der Pfändung geltend ge= 
macht werden. 

Das Pfandrecht fichert ferner den Bermieter allgemein nicht für 
den nach dem laufenden und dem folgenden Mietjahre dereinit 
verfallenden Mietzind, $ 559. 

b) Geſichert find außerdem bereits erwachjene Entſchädigungs— 
forderungen, nicht etwaige künftige Entjchädigungsforderungen. 

6. Das Piandrecht des Wermieterd entiteht mit dem Zeitpunfte, 
in welchem Sachen des Mieters in die Mietjache eingebracht werden. 
Sind Sachen eingebracht, deren Eigentum der Mieter jpäter erwirbt, 
jo entiteht es von der Zeit des Eigentumserwerbes an. 

7. Grundjäglich ift das Piandrecht des Vermieter an das Ver— 
bleiben der eingebrachten Sachen im vermieteten Grundjtüde 
gebunden, daher erlischt es mit deren Entfernung. Dies gilt aber 


7) 81443 Abſ. 1, 81530 Abi. 1, 81549; Planck $559 Ziff. 2a. 
8) Motive Bd.2 ©. 405. 


8229. Pfandrecht des Vermieters und des Verpächters eines Grundſtückes. 195 
N 


in der Negel nicht, wenn die Entfernung ohne Wiſſen oder unter 
Widerjpruch des Vermieters erfolgt. Der Widerjpruch des Vermieters 
it ohne rechtliche Bedeutung, 

a) wenn die Entfernung der Sachen im regelmäßigen Be- 
triebe des Gewerbes des Mieters erfolgt, insbejondere werden 
Maren, die er infolge ordentlichen Gejchäftsbetriebes aus jeinem Ver: 
faufsladen veräußert, mit der Entfernung pfandfrei. Veräußerung jeiner 
gefamten Vorräte in Baufch und Bogen muß fich aber der Vermieter 
nicht gefallen laſſen. 

b) Die Entfernung der eingebrachten Sachen iſt verjtattet, wenn 
jie den gewöhnlichen Lebensverhältniſſen entjpricht. 

c) Der Widerjpruch it wirkungslos, wenn die zurüchleibenden 
Sachen zur Sicherung des Vermieters offenbar ausreichen. 

d) Behauptet der Vermieter, daß Sich jein Pfandrecht troß der 
Entfernung der eingebrachten Sachen vom Grundjtüde erhalten habe, 
jo liegt ihm die Beweislaſt ob, daß er die Entfernung nicht gefannt 
oder ihr widerjprochen hat. Die Unwirkſamkeit des Widerjpruches hat 
zu beweiſen, wer diejelbe behauptet. 

e) Die Kenntnis des Bermieters fommt nur in Betracht, wenn er 
unbejchränft geichäftsfähig it. Dagegen genügt der Widerjpruch des 
minderjährigen oder jonjt in der Gejchäftsfähigkeit bejchränften Ber: 
mieterd, um ihm das Pfandrecht zu erhalten, $ 107. 

8. Der Vermieter hat das Recht der jog. Perflufion der einge: 
brachten Sachen. Er darf hiernacd die Entfernung derjelben, joweit er 
ihr zu widerjprechen berechtigt it, eigenmächtig verhindern umd, 
wenn der Mieter auszieht, die Sachen eigenmächtig in jeinen Beſitz 
nehmen.?° Er erlangt hiermit Pfandbejig; der Mieter bleibt mittel: 
barer Beſitzer. 

Sind die Sachen ohne Wiſſen oder unter Widerjpruch des Ver- 
mieters entfernt worden, jo fann er die Zurücichaffung und, wenn der 
Mieter ausgezogen ift, die Überlaffung des Befites verlangen. Dies 
Hecht iſt ein dingliches, es ſteht aljo auch gegen dritte Befiter zu, es 
jei denn, daß der Dritte die Sache infolge jeines guten Glaubens 
pfandfrei erworben hat, $ 936.19 


9) Das Pfandrecht des Vermieters ift außerdem nahdrüdlih durch Str. G. B. 
$ 289 geichüßt. 
10) Das Pfandrecht des Vermieters gewährt, wenn fich derjelbe zur Zeit einer 
Pfändung nit im Befige der Sachen ded Mieters befindet, gegenüber dem Zwangs— 
13* 
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Das Necht auf Zurücdichaffung erliicht, wenn es der Vermieter 
nicht innerhalb eines Monats von Kenntnis der Entfernung der Sachen 
gerichtlich geltend macht, $ 561 Abi. 2 Satz 1. 

9. Sicherheitsleiftung in Gemäßheit der 88 232 ff. kann die Gel- 
tendmachung des Pfandrechtes des Vermieter abwenden, $ 562.11 

a) Zur Abwendung des Pfandrechtes im ganzen genügt Sicher: 
heitsleiftung in Höhe der Gejamtforderung, wegen deren das Pfandrecht 
zuſteht. 

b) Befreiung einzelner Sachen tritt ein durch Sicherheitsſtellung 
in Höhe ihres Wertes. Was hiernach für die einzelne Sache gilt, 
muß auch für alle Sachen Anwendung finden. Sicherheitsleiſtung auf 
ihren Geſamtwert genügt daher auch, wenn er hinter dem Anſpruche des 
Vermieters zurückbleibt. 


Daß das Angebot der Sicherheit ein ausreichendes war, hat der 
Mieter im Streitfalle darzuthun. 


War es ausreichend, jo war die etwaige Selbſthilfe ſeitens Des 
Bermieters mindejtens objektiv widerrechtlich;; fie macht ihn ſchadenserſatz— 
pflichtig, wenn die Nichtberücdjichtigung der Sicherheit auf Fahrläſſigkeit 
beruht. Liegt feine Fahrläfligfeit zu Grunde, jo wird er feineswegs nad) 
8231 haftbar!?, da $ 231 eine Sondervorfchrift trifft, welche nicht aus— 
dehnend auszulegen ijt. 13 

III. Bei der Bacht anderer als landwirtichaftlicher Grundſtücke 
gelten die Grundjäge über das Prandrecht des Vermieters. Das Piand- 
recht des Verpächters eines landwirtjchaftlichen Grundſtückes da- 
gegen ijt, wenn es auch im allgemeinen denjelben Grundjägen unter: 
jteht, erweitert, $ 585. 





vollitredungsgläubiger ein Recht auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlöje. Hat 
aber der Vermieter dieſes Recht bis zur Beendigung der Zwangsvollitvefung, d. b. 
bis zur Abführung des Erlöſes durd den Gerichtsvollzieher an den Zwangsvoll— 
jtredungsgläubiger (D. Jur. Zeitg. 1899 S. 424) nicht geltend gemacht, jo fteht ihm 
ein Bereiherungsanjpruc gegen den Bivangsvollitredungsgläubiger nur zu, wenn 
er beweiit, daß diejer ein Necht auf den Erlös überhaupt nicht hatte, z. B. daß die 
bezügliche Forderung fimuliert war; vgl. Zur. Woch. 1897 S. 345 n. 18; GSeuffert 
Arch. Bd.43 n. 247, 248 Jahrg. 1888. 

11) Nach Pland $ 562 Ziff. 2 genügt auc die Stellung eines tauglihen Bürgen, 
nad) Mahgabe des $ 232 Abi. 2. Da diejelbe aber nur jubjidiär zuläjfig it, jo 
fann fie nicht dazu ausreichen, ein gelegliches Prandrecht zu erjegen. 

12) Hierfür Dertmann $ 562 Ziff. 2. 

13) Bezieht fte fih doc nur auf den $229 und nicht einmal auf den vorher: 
gehenden 8228. 
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a) Es erjtrecdt fich nicht bloß auf die in das Grundſtück einge: 
brachten Sachen, jondern auch auf die Früchte des Grundſtückes.“ 

b) Dies Prandrecht eritredt jich auch auf die einer Pfändung 
nicht unterworfenen Sachen des Pächterg. !5 

c) Es fann unbejchränft für alle Forderungen aus dem Pacht: 
verhältnifje geltend gemacht werden, $ 559 greift hier nicht ein. 

d) Auch gegen andere Gläubiger iſt es wirkſam, ohne daß Die 
Beichränktung des $ 563 eingreift. 16 


Drittes Kapitel. 
Leihnertrag. ! 
8 230. Begriff des Leihvertrages. 

I. Umentgeltliche Verjtattung des Gebrauches einer in— 
dDividuell bejtimmten Sache iſt Leihe, $ 598. Meiſt iſt fie ein 
Freundesgeſchäft. Es fommt aber auch vor, daß man zu eigenen Ziveden 
verleiht, 3. B. ein Schaufpieldireftor Dilettanten Koftüme, damit fie auf 
jeiner Bühne agieren.? Die Leihe geht jtets nur auf Zeit, auf bejtimmte 
oder auf unbejtimmte, $ 604. 

Beim Leihvertrage wird die Sache als Individuum geliehen, daher 
it fie Speziell zurüdzugewähren; beim Darlehen als Kapital, deſſen 
Rückgewähr hat daher nur in Sachen gleicher Art zu erfolgen. 

Der Berleiher verbleibt regelrecht der Eigentümer und Eigenbefißer, 
aber er wird mit der Übergabe bloß mittelbarer Beliter; der Entleiher 
wird ummittelbarer Beliger, aber Fremdbeliger. Nach römischen Nechte 
hatte er bloße Detention, dem Berleiher blieb der juriſtiſche Bejig.?- * 


14) Dies kann nur joweit gelten, als der Pächter die Früchte erwarb, vgl. 
88 956, 957, oder ein Dritter mit dejjen Berjtattung. 

15) Der $585 führt bier no die alte C. P.O. 8715 n.5 an; an die Stelle 
iit die C. P.O. neuer Faſſung 8811 n.4 getreten. 

16) Bgl. auch Konk. O. 8 49 Ziff. 2 am Schluffe. 

1) Schey, Obligationdverhältnifie I S. 187. 

2) 1.5 $10 D. commodati 13,6. Ein anderes Beifpiel giebt 1.18 pr. D. 
comm. 13,6: si communem amicum ad cenam invitaverimus tuque ejus rei curam 
suscepisses et ego tibi argentum commodaverim, oder man leiht ein Buch einem 
Freunde, damit diefer und über den Inhalt orientiere. 

3) Der Berleiher hat gegen den Gntleiher auch nach Endigung der Zeit der 
Leihe Befigrehtsmittel nicht, insbeiondere aud) nicht das Necht eigenmächtiger Weg— 
nahme, vgl. unten Bd. 3 $23 Biff 6. 

4) Die Nömer unterjhieden dad Kommodat und das Prefarium Das 
Kommodat galt ald Vertrag, vermöge dejjen fi) der Kommodant verpflichtete, bem 
Kommodatar den Gebrauch der geliehenen Sache zu überlaffen, das Prekarium als 
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Die Nechte des Entleihers find auch, nachdem er in den Beſitz 
der Sache gejegt ift, nah B.G.B. bloß obligatorische. Grundjäglich 
folgt es aljo dem römischen Nechte. Das preußische Necht dagegen 
hatte dem Entleiher ein dingliches Necht an der ihm überlafjenen Leih- 
jache gegeben. Obgleich das B. G. B. nicht jo weit geht, jo hat der 
Entleiher doch gegenüber dem Eigentumsanjpruche des Verleihers, wenn 
die geliehene Sache eine bewegliche war, nac) $ 986 Abi. 1 Satz 1 
eine Einrede; ferner hat er im Falle des Bejigverluftes die Klage gegen 
Dritte, welche nach $ 1007 dem früheren Befiger zufteht. Demnach 
finden jich doch jtarfe Anklänge an eine dingliche Nechtsgejtaltung. 

II. Die Leibe it Nealvertrag. Außer der Einigung der Be: 
teiligten fordert daher ihre Begründung, dat der Entleiher in den Beſitz 
der Sache gejeßt it. 

Allerdings ift dies bejtritten, da jich das B. G. B. $ 598 hierüber 
nicht ausdrüdlich ausjpricht.°_ Aber es fällt in das Gewicht, daß die 
Leibe auch nach bisherigem Nechte als Nealvertrag aufgefaßt wurde, 
nicht bloß gemeinrechtlich®, jondern auch nach A.L.NR. I, 21 $ 229. 
Vor allem aber entjpricht dies der Verfehrsauffaffung, nach welcher 
eine Verpflichtung des Verleihenden in der Negel erſt dann entiteht, 
wenn er dem Entleiher die Sache bereits thatjächlich überlaffen bat. ? 

Selbitverjtändlich fünnen VBorverträge über das Geben zur Leibe 
abgejchlojien werden.” Denfbar, wenn auch jelten vorfommend, it es 
auch, daß fich jemand verpflichtet, eine Sache zu entlehnen, wobei voraus: 
geſetzt iſt, daß die Leibe im Interejje des VBerleihers ift. 

III. Berliehen werden vorzugsiwetje bewegliche Sachen. Aber auch 
Leihe von Grundjtücden fommt vor, 3. B. in der Umgebung einer Groß: 
itadt, von ertraglojen wüjten Grundſtücken, welche zur fünftigen Be— 
jegung mit Gebäuden bejtimmt find. Auch verbrauchbare Sachen können 
Segenjtand der Leibe fein, 3.8. bares Geld, welches behufs einer 





ein thatlächliche® Verhältnis, bei welchem der Prekariſt zwar den ihm widerruflich 
belafjenen Gegenftand und zwar in der Regel in jurijtiihem Beſitz batte, der Geber 
aber keinerlei Bertragspflihten übernahm. Vgl. die bei Dernburg, Band. Bd.2 $91 
Angeführten. Das B.0.B. fennt dieje Unterfcheidung nicht. 

5) Die Nedaftoren wollten die „willenschaftliche Frage“ nicht entjcheiden. Für 
die Auffafjung als Konienjualvertrag u.a. Coſack B.R. Bd.1 5.492, für die als 
Realvertrag Bland zum Titel n. I; Endemann $ 183 n. II; Dertmann, Vorbemerkung 
zur Leibe 31.2. Vgl. auch Schey a.a.D. 5.189, 

6) Dernburg, Fand. Bd.2 890 Anm. 2; fiehe auch Schey a.a.D. ©. 190. 

7) Die Zujage zu leihen, z. B. ein Bud, wenn man es gelejen hat, wird 
jehr häufig nicht in der Abjicht erteilt, jich rechtlich zu verbinden. 
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Kafjenrevijion in eine fremde Kaffe unter Verpflichtung der Rückerſtat— 
tung derſelben Münzſtücke gelegt wird. $ 

Das B. G. B. behandelt nur die Leihe von Sachen, $ 598. Damit 
ift die Leihe von Nechten nicht ausgeichloffen, z. B. die Überlafjung 
des Gebrauches eines Patented. Sie ift der Sachleihe entjprechend zu 
behandeln. 

Leihe iſt auch an nicht verfehrsfähigen Gegenitänden möglich, z. B. 
an einem Fejtungsterrain. VBerliehen fann auch werden, was dem Ver— 
leiher nicht zu eigen ilt, e8 jei denn das Gejchäft, z. B. im Falle der 
Leibe geitohlenen Gutes an den Hehler, ein verbotene3 und unfittliches. 
Auch ein Leihvertrag an eigener Sache iſt gültig, wenn der Entlehner 
hieran ein Interejje Hat. Kannte er freilich jein Eigentum nicht, jo kann 
jein Irrtum das Gejchäft anfechtbar machen. 


$231. Berpflihtungen des Entleihbers und des Verleihers. 


I. Der Hauptverpflichtete ift der Entleiher, der in Rom mittels 
a. commodati directa belangbar war. 

1. Der Entleiher hat die Pflicht der Objorge für die geliehene 
Sacde. Er muß Borjag und Fahrläfjigkeit vertreten, $ 2761, wie auch 
die Verjehen der Perſonen, deren er fich zur Verwahrung der Sache 
bedient, $ 278. 

Nur den vertragsmäßigen Gebrauch darf er machen, $ 603 Satz 1. 
Wie weit derjelbe reicht, ergeben außer etwaigen Abmachungen die Um: 
jtände, der Zweck des Gejchäftes und die Verfehrsüblichfeit.? Auf 
Früchte und Nugungen hat der Entleiher nur Anjpruch, joweit fie ihm 
bejonders überlafjen find. Veränderungen oder BVerjchlechterungen der 
geliehenen Sache, die durch den vertragsmäßigen Gebraud) herbeigeführt 
werden, hat er nicht zu vertreten, $ 602. Unverzügliche Anzeige eines 
die entliehene Sache treffenden Zufalles an den Verleiher wird in der 
Negel durch Treu und Glauben geboten jein. 

Handelt der Entleiher pflichtiwidrig, wenn eine Gefahr die ge- 
liehene umd die eigene Sache zugleich bedrohte, und er die eigene rettete, 








8) Vgl. 1.3 86 D.h.t. 13, 6. 

1) War die Leihe bloß im Intereſſe des Verleihers, ſo wird der Entleiher 
wie nad 1.5 810 D. com. 13, 6 nur für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit einzu— 
ſtehen haben. 

2) Leihe einer Sache zum Zwecke ihrer Verpfändung rei vor, 1.5 $12 
D. comm. 13,6; Striethorjt Ardiv Bd.80 ©. 232; R.G. Bd. 13 ©. 128. 
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da nicht beide zu retten waren? Dies bejahten frühere Geſetze.“ Doch 
jtritt man darüber, wenn die eigene Sache wertvoller war, als die ge— 
liehene. Das B. G. B. überläßt e8 dem Ermefjen des Richters, ob den 
Umständen nach in der Bevorzugung der eigenen Sache eine Pflicht: 
widrigfeit lag. 

Im Falle vertragswidrigen Gebrauches haftet der Entleiher für 
Untergang oder Verfchlechterung durch Zufall, wenn fie die Sache ohne 
den ungehörigen Gebrauch nicht getroffen hätten. ® 

Der Entleiher ift nicht berechtigt, die Sache Dritten ohne Erlaubnis 
des Verleihers zu überlafjen, jei es zum Gebrauche, was $ 603 Sab 2 
hervorhebt, jet e8 auch zu anderen Zweden, 3. B. zur Anficht.® 

2. Nach Beendigung der Leihe iſt die Sache dem Verleiher zu— 
rüdzubringen.® 

Auch Zubehör, gewonnene Nugungen, die ihm nicht vertragsmähig 
verbleiben, und was er ſonſt infolge der Leihe erhielt, hat der Ent: 
leiher dem Verleiher herauszugeben. ? 

3. Wegen etwaiger Gegenansprüche — vgl. $ 601 — ijt dem Ent- 
leider das Zurückbehaltungsrecht gemäß $ 273 nicht verjagt.® 

4, Hat der Entleiher den Gebrauch der Sache einem Dritten über- 
fafjen, ſei es vertragswidrig, ſei es auch) verftatteterweile, jo kann jie 
der Berleiher nach Beendigung der Leihe auch von dem Dritten zurück— 
fordern, $ 604 Abi. 4. Geichah die Überlafjung vertragswidrig, jo 
fann der Berleiher die Leihe durch Kündigung beendigen, $ 605 Ziff. 2, 
und ſich jo unmittelbar das Rüdforderungsrecht gegenüber dein Dritten 
verichaffen. 

I. Der Berleiher it nach 8 598 verpflichtet, in Nom auf 
rund der a. commodati contraria 


3) 1.5 84 D.h.t. 13,5; WER.I,21 8250; dgl. Cchey a.a.D. ©. 233. 

4) Bat. 1. 18 pr. D.h.t. 13,6; WERL, 2 8251. 

5) Eine Berpflihtung zum Gebraud der Sadıe hat der Entleiher an und für 
ig nicht. Sie fann aber bejonderd ausgemacht fein oder im Zwecke des Geſchäftes liegen, 

B. daß ein verliehenes Pierd täglich bewegt wird. Auch in jolchen Fällen liegt 
ein Leihvertrag vor, falls mur die unentgeltliche Gebrauchsverſtattung den Hauptzweck 
bes Geſchäftes bildete. Es fommen aljo die Grundſätze des Leihvertrages, namentlich) 
für die Haftung des Verleihers $599 zur Anwendung. Anders, aber nicht zutreffend 
Pland 5598 Ziff. 6. 

6) Val. Windfcheid Bd. 2 $ 282 Anm. 4; Demburg, * Bd.2 890 Anm. 11. 
Es ergiebt dies die „Natur des Schuldverhältnifjes“, $ 269 

2) Bal. 1.38 N 10 D. de usuris 22,1. 

8) Anders nach — Rechte, Dernburg, Pand. Bd.2 890 Anm. 12. 
Val. auch Schey a. a. O. 
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1. dem Entleiher den Gebrauch der Sache zu geitatten. Bei der 
Vermietung wird dem Vermieter, $ 535, aufgelegt, den Gebrauch zu 
gewähren. Die Kommentatoren, 3. B. Pland zum Titel, finden hierin 
“einen rechtlichen Unterfchied. Das Gejtatten verpflichte den Verleiher 
nur, dem Entleiher den Gebrauch nicht zu entziehen, da8 Gewähren 
ſchließe auch eine pofitive Handlung, insbefondere zur Übergabe der 
Sache, in fich. Hierin liegt unſeres Erachtens eine im der Sache nicht 
begründete Spigfindigfeit. Würde z.B. der verliehene Jagdhund vor 
Endigung der Zeit der Leihe dem Berleiher wieder zulaufen, jo würde 
er den Hund nach den Sweden und im Sinne des Gejchäftes dem Ent- 
leiher auf deſſen Anfordern zweifellos herauszugeben haben. Es tt 
nicht anzunehmen, daß das B. G. B. etwas anderes will. 

2. Der Verleiher hat nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit 
zu vertreten, $ 599, ähnlich wie ein Schenfer, $ 521. Dies aus dem 
Grunde, weil auch die Leihe in der Negel eine Freigebigkeit bildet.® 
In Füllen, in welchen dies nicht zutrifft, die Leihe vielmehr im Inter: 
ejje des Verleihers liegt, iſt aud) nah B.G.B. anzunehmen, daß 
der Verleiher jedes Verſehen zu vertreten hat. 

Insbeſondere wird der Berleiher jchadenserjagpflichtig bei Störung 
des Entleihers tim Gebrauche durch vorzeitige Wegnahme der gelichenen 
Sache. 

Iſt der Schaden infolge Verſchweigens eines Mangels im Rechte 
oder eines Fehlers der verliehenen Sache entſtanden, ſo ſoll der Ver— 
leiher nach $ 600, wie der Schenker nach 88 523 und 524, nur bei 
Arglift Schadenserjagpflichtig jein. ES find dies jedenfalls ſehr auf- 
fallende Sonderbejtimmungen! 19 

3. Dem Berleiher liegt Erjab von Verwendungen ob, wenn 
fie unter feiner Zuftimmung gejchahen, oder nach den Grundſätzen un— 
beauftragter Geichäftsführung zu vergüten find, $ 601 Abi. 2. 

Der Entleiher hat jedoch die gewöhnlichen Kojten der Er- 
haltung der geliehenen Sache, bei der Leibe eines Tieres namentlich 
die Fütterungskoften zu tragen, $ 601 Abf. 1. 

Eine Einrichtung, mit welcher der Entleiher die Sache verjehen 
hat, darf er wegnehmen. 


* ” = auch nah WM.L.R.I,21 8257 und nad gemeinem Rechte; 1.17 $3 
.h.t. 13, 6. 

10) gl. 1.18 83, 1.22 D.h.t.13, 6. 

11) gl. 1.18 82 D.h.t.13, 6. 
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IH. Die Anfprüche aus der Leihe verjähren im allgemeinen in 
der gewöhnlichen Verjährungszeit, jedoch verjähren bereit? in ſechs 
Monaten 

a) die Erjaganfprüche des Verleihers wegen Veränderungen oder 
Verjchlechterungen der verliehenen Sache; 

b) die Anfprüche des Entleiherd auf Erfag von Verwendungen 
oder Öejtattung der Wegnahme einer Emrichtung, $ 606 Satz 1. 

c) Die fechömonatliche Verjährung der Erjaganiprüche des Ber- 
leihers beginnt mit der Zeit, im welcher er die Sache zurüderhält, die 
der Anfprüche des Entleihers mit der Beendigung der Leibe, $ 606 
Satz 2. 


8232. Endigung der Leibe. 

I. Die Leihe endigt, $ 604, 

1. mit Ablauf der vereinbarten Zeit; 

2. in Ermangelung jolcher Vereinbarung, nachdem der Entleiher 
den bei der Leihe bezwecdten Gebrauch gemacht hat; der Berleiher 
kann die Sache auch vorher zuriüctordern, wenn joviel Zeit veritrich, 
daß der Entleiher den Gebrauch hätte machen fünnen. 

3. Ergiebt ſich die Dauer der Leihe weder aus Bereinbarung, 
noch aus deren Zweck, jo kann der Verleiher die Sache jederzeit zurüd- 
fordern, $ 604 Ab). 3. 

II. Fälle, in welchen der Verleiher die Leihe, und zwar unbefriitet, 
fündigen kann, auch wenn die vereinbarte oder aus dem Zwecke der 
Leibe jich ergebende Endigung noch nicht eingetreten iſt, find 

1. wenn der Berleiher infolge eines bei der Leihe nicht vorher— 
gejehenen Umſtandes der verliehenen Sache bedarf!; 

2. wenn der Entleiher einen vertragswidrigen Gebraud) von 
der Sache macht, insbejondere unbefugt den Gebrauch einem Dritten 
überläßt; 

3. im Falle erheblicher Gefährdung der Sache durch Vernach— 
läſſigung der pflichtmäßigen Sorgfalt; 

4. im Falle des Todes des Entleihers. 

1) Vorbildlih war A.L. R. I,21 88235, 337. Das römiſche Recht ſprach 


Entiprechendes für die Miete aus, 1.3 C. de locato 4,65. Die gemeinvechtliche 
Praxis bezog dies auch auf die Leibe. 
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Dritter Titel. 
Kreditgeihäfte. 
Erites Kapitel 
Das Darlehen. ! 
$ 233. Begriff des Darlehens. 

1. Eine bejondere wirtjchaftliche Gruppe bilden die Kreditgeichäfte, ? 
dazu bejtimmt, jemandem Geld oder andere Umlaufmittel gegen Ber: 
pflichtung der Rückgewähr gleichartiger Gegenſtände zu verjchaffen.® Arm 
reinjten tritt dies beim Darlehen hervor. Auch andere Gejchäfte, ins- 
bejondere Anweiſungen und Wechjel dienen als Streditgejchäfte. 


Darlehen ijt die leihweife Verſchaffung von Geld oder 
von anderen vertretbaren Sachen gegen Verpflichtung der 
Rüdgewähr gleichartiger Werte, $ 607 Abi. 1. 

II. Der deutjche Ausdrud Darlehen bezeichnet fein Weſen treffend, 
indem er dejjen Berwandtichaft mit der Leihe zu erfennen giebt. 


Denn wefentlich it dem Darlehen der Zwed der Gebrauchs: 
überlajjung. Dies jcheidet es von äußerlich ähnlichen Geichäften, 
insbejondere von dem „offenen Gelddepot“ — depositum irregulare 
— und von der Einzahlung einer Barfaution. Das offene Geld» 
depot hat zum Hauptzwed Entlajtung von den Sorgen und den Ge— 
fahren der Berwahrung von Geldern. Wird es daher auch nach B. G. B. 
8 700 dem Darlehen im allgemeinen gleich behandelt, jo gejchieht dies 
doch unter erheblichen Abweichungen; die Barkaution ferner hat den 
Bwed der Berpfändung, jo daß fie nicht Kapitalleihe, jondern irregu— 
läres Pfandrecht begründet. 

III. Die Mehrzahl der Darlehen bezieht ſich auf Geld. Auch 
Darlehen von Geldpapieren, 3. B. von Staatsjchuldjcheinen, von 
Alten, bejonders von Pfandbriefen, kennt der Gejchäftsverfehr. Im 


1) Schey, Obligationsverhältnifie des öfterreichijchen Privatrechtes Bd. 1 5.15. 

2) Petrazycki, Einkommen Bd.2 8 25. Über den Begriff des Kredites vgl. 
ea De in Endemannd Handbuch des Handeldrechtes Bd. 2 Abjchnitt 6 und die 
dort Angef. Siehe auch Schey, Obligationsverh. I ©. 30. 

3) So ijt zu veritehen Reichsgeſetz vom 19. Juni 1893 Art. 4, wonach bei 
öffentliher Strafe „wer aus dem Betriebe von Geld- und Kreditgeichäften ein Ge— 
werbe macht“ verbunden ift, dem Schuldner jährlich über fie Rechnung zu legen. 

4) Vgl. unten Bd.3 $ 276. 
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Kleinverfehr finden fich auch Darlehen von anderen vertretbaren Sachen, 
z. B. von Saatgetreide, einem Schod Eier.d Auf Gejchäfte letzterer Art 
jind die gejeglichen Beſtimmungen über Darlehen jedoch zum großen 
Teile nicht berechnet, 3. B. nicht $ 609 Abſ. 2 über die Kündigungs- 
frijten. 


8234. Abſchluß des Darlehens. 


I. Das Darlehen ift Realvertrag. So war es nach römischen 
und preußiichem Nechte; jo it e8 nah B. G.B. $ 607 Abſ. 1. Ver— 
einbarungen über Geben oder Nehmen eines Darlehens bilden bejondere 
Berträge, jog. Vorverträge. 

Das Darlehen fordert demnach Einigung über das Darlehens- 
gefchäft und Übermahung der Darlchensfumme, der fog. Dar- 
lehensvaluta; die Darlehensklage hat beides zur Grundlage, beides 
muß im Streitfalle dargethan werden, damit der Kläger jtegt. 


I. Die Einigung über den Abjchluß eines Darlehens iſt feines- 
wegs immer eine ausdrüdliche. Kaufleute vermeiden gern die Bezeich- 
nung, jprechen von Vorſchuß oder Deponieren, oder brauchen andere 
Wendungen. E3 genügt, daß die Abjicht eines Darlehens erkennbar iſt. 


Ungeachtet unbedingter Übereignung der Darlehensſumme kann das 
Darlehensgejchäft dennoch bedingt geichlojien jein, 3.8. für den 
Tall eines bejtimmten Sreditbedürfnifieg des Empfängerd. Dann bat 
nach) Ausfallen der Bedingung Herausgabe des inzwijchen Übereigneten 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung zu erfolgen. 


Irrtum macht nach $ 119 das Darlehensgejchäft anfechtbar, wenn 
er nach) den Berfehrsauffafjungen wejentlich ift. Dahin gehört namentlich 
Irrtum über die Perſon des Darlchensnehmers, wie auch über Eigen- 
Ichaften desjelben, welche dem Darlehensgeber nach der Verkehrsauffafiung 
wejentlich waren. Zweifelhaft ilt, ob Irrtum über die Zahlungs: 
fähigfeit des Darlehensnehmers zur Zeit des Abjchlujjes des 
Darlehens dahın gehört. Die Praxis wird dies nur unter bejonderen 
Umständen annehmen. Bei arglijtiger Täufchung hierüber iſt die An— 
fechtbarfeit zweifellos. 


5) Das A. L. R. I, 11 8853 unterschied eigentliche Darlehen in Geld oder Wert: 
papieren und uneigentliche in anderen Sachen. 


1) Allerdings nahmen manche an, dab das Darlehen gemeinrehtlih Konfeniual- 
fontraft geworden jei. Wal. hierüber Dernburg, Band. Bd.2 87 Unm. 6. 
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Irrtum über die Berfon des Darlehensgebers fommt nicht in 
Betracht. Er iſt nach den heutigen Verfehrsanjchauungen unerheblich. ? 


IH. Die Übermahung der Darlehensjumme erfolgt in ein- 
fachiter Weije jo, daß der Darlchensgeber ihm gehörende vertretbare 
Sachen dem Darlehensnehmer durch Zuzählen oder Zujenden übereignet. 
Allein im entwidelten Nechte fommt es nicht darauf an, in welcher 
Weije der Darlehensgeber dem Darlehensnehmer das Darlehensfapital 
verfchaffte, jondern nur darauf, daß er es demjelben zugewendet hat. 3 
Dies geſchieht im verichiedener Art. 

1. Der Darlehensgeber hat fremdes Geld ohne Zujtimmung des 
Eigentümers desjelben in eigenem Namen verlichen.* 

Iſt in folchem Falle der Empfänger gutgläubig, jo wird er 
durch die Übergabe Eigentümer des Geldes, wie wenn der Geber defjen 
Eigentümer gewejen wäre, 88 932, 935 Ab}. 2. Ein Darlehen liegt 
dann zweifelsohne vor. War aber der Empfänger jchlehtgläubig, 
jo wird er nicht Eigentümer des Geldes; ein Darlehen fommt durch die 
Übergabe der Geldſtücke alfo nicht zu ſtande. Verbraucht fie der Em- 
pfünger, jo ift er deren bisherigem Eigentümer zur Nüderjtattung wegen 
feiner unerlaubten Handlung verpflichtet. Auch in diefem Falle erhält 
er aljo den Kapitalwert nicht durch den Darlehensgeber. 5 


2. Die Übermachung der Darfehensfumme fann ſeitens eines 
Dritten gejchehen, unter anderem jo, dat der Darleiher feinen Bankier 
anweiit, dem Buchfonto des Darlehensempfängers den Darlehensbetrag 
qutzujchreiben. Das Darlehen entiteht jolchenfall® mit der Gutjchrift 
zu Gunſten des Darlehensempfängers, wenn derjelbe mit Ddiejer Weije 
der Zuwendung der Darlehensvaluta einverjtanden war; folglich hat er 
den Schaden zu tragen, wenn der Bankier nac) der Gutjchrift zahlungs— 
unfähig wird. ® 

3. Nicht minder kann ſich das Darlehen durch Hingabe an 
einen Dritten verwirklichen, namentlich auch dadurch, daß der Dar 
feiher auf Anweiſung des Entlehners die Baluta dem Dritten zumendet. 


2) Savigny, Syitem Bd.3 S.272 Note J.; Schey a.a.D. S. 68 Anm. 11. 
Die jog. condıctio Juventiana, 1. 32 . B.C., weiche u.a. Dertmann 8606 Ziff. 6 
als praftiich anzuſehen ſcheint, wird ſchwerlich zur Anwendung kommen können. 

3) Schey a.a.D. S.71; Mot. Bd.2 ©. 307. 

4) Seichah dies ausdrüdlic), I hängt die Gültigkeit des Darlehens von der 
Genehmigung des Eigentümers ab, $ 185 Abi. 2. 

5) Abwegig iſt nach meiner Ansicht Schey a. a. O. ©.73. 

6) Planck $ 607 Ziff. d. 
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Im Einverjtändnis der Beteiligten kann dies jchon darin liegen, daß 
der Darleiher die Anweiſung des Darlehensnehmers zu Gunften des 
Anwetjungsempfängers acceptiert. 

4. Der Darleiher kann dem Entlehner eine Sache oder ein Necht 
unter der Verabredung übermachen, daß der Erlös, welchen fich der 
Empfänger aus dem Übermachten verichafft, Gegenftand des Darlehens 
jein joll. Hiermit wird dem Darlehensempfänger zunächjt nur ein Mittel 
zur Erlangung der Darlehensdvaluta gewährt. Erſt mit dem Eingange 
des Erlöjes entjtcht das Darlehen, umd zwar in dejien Höhe. Bis 
dahin bleibt im Zweifel das Eigentum des übermachten Gegenjtandes 
dem Geber, ihn trifft, falls nicht eine andere VBertragsabjicht erhellt, 
die Gefahr zufälligen Unterganges wie der Verjchlechterung desjelben.?- 8 
Der Empfänger hat ihm nur für Berjchulden einzuftehen. Im Rechts: 
ſinne liegt zunächjt ein Worvertrag über ein Darlehen vor, verbunden 
mit der ummwiderruflichen Ermächtigung — $ 168 — das libermachte 
behufs Begründung des Darlehens zu verwerten. ® 


IV. Nicht jelten kommt es vor, daß, wer Geld aus einem 
anderen Grunde jchuldet, einen Darlehensſchuldſchein über jeine 
Schuld ausftellt, oder in ſonſtiger Weiſe erklärt, darlehensweiſe jchulden 
zu wollen. Auch bezüglich von Schulden anderer vertretbarer Sachen 
it Gleiches möglich, allerdings aber nicht gebräuchlich. 

Die Parteiabficht bei Ausstellung eines derartigen Schuldjcheines 
geht feineswegs ftet3 auf Begründung eines wahren Darlehens. Oft 
handelt es jich nur darum, dem Gläubiger eine Beweisficherung oder 
außer dem alten einen neuen Schuldtitel zu verjchaffen, aljo um ein 
Zahlungsverjprechen oder eine Schuldanerfennung. Allerdings aber kann 
auch beabfichtigt fein, an die Stelle der alten Schuld eine Dar: 
lehensſchuld zu jegen, aljo eine Novation eintreten zu lafien. Wer 


7) Über die Frage jprechen fih 1.4 D.h.t., 1.11 pr. D.eod. 12,1 aus. Sie 
finden, daß den Empfänger die Gefahr treffen joll, wenn „non fui proposito hoe, ut 
venderem et maxime si sine usuris credidi*, Dies läht fih aus der vermutlichen 
Barteiabjiht wohl rechtfertigen. 

8) Ein wirtſchaftlich Ähnliches Geſchäft iſt Verkauf einer Sahe an einen Geld- 
bedürftigen auf Kredit mit fofortigem Rückkauf um einen Heineren, jofort bar bezahlten 
Preis, Ein Student kauft 3.8. von A., um Geld zu bekommen, eine Partie alter 
Kleider für 100, zahlbar in einem halben Jahre, und verfauft fie an B., der mit 
N. unter einer Dede jtedt, für bare 50. Dies iſt nah Schey a. a. O. ©.83 der 
contractus mohatrae, ein mittelalterlicdes, aus dem Arabiſchen ftammendes Wort. 
Ein „Darlehen“ liegt in diefem Gejchäfte nicht, wenn es auch ähnliche Zwecke ver- 
folgt. Meift wird es wucheriſch fein und ift dann nach B.G.B. 8 138 Abſ. 2 nichtig. 

9) Bl. Schey a. a. O. S.82; Mot. Bd.2 ©. 308. 
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dies als Parteiabficht behauptet, wird fie beweilen müfjen.1? Sie fann 
jih aus dem Inhalte der Schuldverjchreibung ergeben, z. B. wenn die 
unverzingliche Schuld zu einer verzinslichen gemacht und die Kündigung 
für längere Zeit ausgeſchloſſen wird. 

Ob folhe Umwandlung rechtlich möglich jei, ob man jie etwa 
nur anerfennen könne, wenn der Schuldner, ein Mandatar, Das ge: 
ſchuldete Geld effektiv beſaß, darüber gingen die Anjichten nach früheren 
Rechte auseinander. Schon die römischen Juriſten waren verjchiedener 
Anficht!!; gemeinrechtlich und nach preußijchem Rechte bejtand Streit. 
Das B. G. B. $ 607 Abſ. 2 erkennt die rechtliche Zuläffigfeit an, felbit- 
verjtändlich vorausgejeßt, daß die PBarteiabficht erweislich darauf 
ging, ein Darlehensgeichäft ins Leben zu rufen. 

Nur dann entjteht durch jolche Vereinbarung ein Darlehen, wenn 
die Schuld, welche zu Grunde liegt, rechtliche Exiſtenz hatte, jonjt fehlt 
die Darlehensvaluta. Die Nichteriitenz hat der Schuldner zu beweijen, 
welcher die alte Schuld mittels jolchen Gejchäftes anerfannt hat.1? 

Das Gejet fordert nicht, dat der Schuldner die gejchuldeten Gegen- 
jtände zur Zeit der Ausſtellung des Schuldjcheines effektiv bejap. 

V. Bur Begründung eines Darlehens genügt endlich jogar, daß 
dem Darlehensnehmer Waren unter einer Schätzung übergeben werden, 
welche die Darlehensjumme ausmachen jol. E3 ift dann jo, als wären 
die Waren an den Darlchensnehmer verkauft, und die gejchuldete Kauf: 
jumme dann zur Darlehensvaluta gemacht. Auch dies fann leicht wuche- 
riſche Ausbeutung verjchleiern, jo daß es nach $ 138 Abi. 2 nichtig ift. 

VI. Nichtig find Darlehen, welche Wuchergeichäfte bilden, 8 138 
Abſ. 2. Nichtig auch folche, deren vertragsmäßiger Endzwed gegen die 
guten Sitten verjtößt, $ 138 Abi. 1, z.B. Darlehen zu Zwecken des 
Landes- oder Hochverrateg. 13-14 

VII. Das frühere Recht traf zahlreiche befondere Beichränfungen 
der Darlehen, welche das B. G. B. nicht mehr fennt. Insbeſondere iſt 
die Nichtigkeit von Darlehen an Subalternoffiziere ohne jchriftlichen 
Konjens ihres Chefs befeitigt, welche dem preußiichen Nechte angehörte. 


10) Bal. oben Bd.2 Abt.1 $ 1201. 

11) 1.34 pr. D. mandati 17,1, 1.15 D. der. cr. 12, 1; Dernburg, Band. Bd. 2 
886 Anm. 9. 

12) Siehe oben 81201. 

13) Vgl. freilich Schey a.a.D. ©. 93. 

14) Über Darlehen behufs Förderung des Spieles vgl. oben $212 Ziff. I. 
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Daß jolche Darlehen immer noch disziplinarisch unterfagt find, berührt 
ihre civilrechtliche Gültigkeit nicht. 

Für Preußen blieb U.L.R. I, 11 $$ 676, 677 beitehen, wonach 
Angehörige des Königl. Haufes zur Klagbarkeit des Konſenſes des Königs 
bedürfen, Art. 57 des Einf. Gej., Preuß. Ausf. Ge). Art. 89 1b. 


$ 235. Die Berpflidtungen des Darlehensnehmers. 

I. Der Darlehensnehmer it zur Rückgabe der Darlehensjumme 
in gleichartigen Sachen verpflichtet, $ 607 Abi. 1. 

Verträge, wonach das Empfangene in vertretbaren Saden 
anderer Art zurüczuerjtatten it, 3. B. Inhaberpapiere in Geld, jind 
jelbjtverjtändlich gleichfalls vechtsgültig und als Darlehen zu behandeln.! 

Zuläjlig it ferner die Vereinbarung der Zurücleiftung einer ge— 
tingeren Summe als der geliehenen, nicht minder, was häufiger it, 
eines Zujchlages zum Gelichenen. Nur wenn es an jolcher Verein: 
barung fehlt, ift gemäß $ 607 Abi. 1 dag Empfangene in gleicher 
Menge zurüczueritatten.? 

II. Sind Binjen nicht vereinbart, jo it das Darlehen zinslos. 

Darlehenszinjen können in denjelben Sachen wie das Kapital be— 
dungen werden oder auch in Geld, wenn das Darlehen im anderen 
Dingen, 3. B. in Wertpapieren beiteht. 

Darlehenszinjen find in Ermangelung anderer Beitimmung nach 
dem Ablaufe je eines Jahres und, wenn das Darlehen vorher zurüc 
zu erjtatten ift, bei der Nüderjtattung zu entrichten, $ 608. 

Verzugs- jowie Prozeß» und andere gejegliche Zinſen find durch 
dieje Borjchriften nicht berührt. 

III. Gemeinrechtlich durfte das Darlehen jederzeit, ja unmittelbar 
nad) der Hingabe zurückgefordert werden, wenn nichts anderes bedungen 
war. Zweckmäßiger beitimmte auf Grund deutjchen Rechtes? das A. L. R. 
I, 11 SS 761 ff. eine Kündigungsfriit, welche nach dem Betrage des 
Darlehens abgejtuft war. Dem folgt das B. G. B. $ 609. 


1) $607 gedenkt diejer Verträge nicht, damit ijt aber micht gejagt, da fie 
feine Darlehen bilden. Anderer Anſicht Pland $ 607 Ziff. 4; Mot. Bd.2 ©. 310. 
Nach der Anfiht von Pland würden jolhe Darlehen nicht den VBorichriften über 
Kündigung von Darlehen unterliegen, ein unzwedmähiges Ergebnis, welches dem 
Geſetze nicht unterzuſchieben ift. 

2) Bland $607 Zıff. 4 führt aus: „das Mehr an Kapital wird meiſtens als 
Zins aufzufaffen fein“. Dies ift rechtlich unhaltbar, dann würde diefes Mehr des 
Kapital der furzen Verjährung der Zinfen unterliegen. 

3) Vgl. Immerwahr, Die Kündigung ©. 23. 
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a) In Ermangelung einer Vereinbarung über die Nüderjtattung 
wird das Darlehen erit durch Kündigung fällig, jei e8 des Gläu- 
biger3, jei es des Schuldners. 

b) Die Kündigungsfriit iſt bei Darlehen von mehr als 300 Mark 
die Zeit von drei Monaten, bei geringeren Summen ein Monat.* 

c) Zur Rüderftattung zinslojer Darlehen ijt der Schuldner auch 
ohne Kündigung im Zweifel berechtigt, $ 609 Ab}. 3. Hieraus ijt 
zu Schließen, daß er zur Rüderjtattung zinsbarer Darlehen nur 
nad) Kündigung und Ablauf der Kümdigungsfriit befugt ift.5 

d) Das Geſetz bejtimmt nichts Darüber, ob Darlehen unfündbar 
gemacht werden künnen. Dagegen, daß dem Gläubiger das Kündigungs- 
recht völlig entzogen wird, läßt jich nichts eimmwenden, dem Schuldner 
das Kündigungsrecht für alle Zeiten zu benehmen, ijt jchwerlich zuläfiig. 
Die Analogie der SS 567, 1202 rechtfertigt die Annahme, daß die 
Unfimdbarkeit höchitens auf die Dauer von 30 Jahren anzuerkennen ift.® 


IV. Den Darlchensjchuldner trifft als Gattungsjchuldner die Ge— 
fahr, vol. $ 279; der Darlehensgläubiger kann aber die Gefahr über- 
nehmen, wofür er fich in der Negel befondere Vorteile ausbedingen wird. 
Dies war der Fall beim römischen Seedarlehen”, bei welchem die Rück— 
zahlung der Darlehensjumme und der Darlehenszinfen von der Bedingung 
glüclicher Fahrt abhängig war. Seedarlehen in römischer Weije find 
dem heutigen Verkehre fremd. Wirtjchaftlich verwandt iſt die eigentliche 
Bodmerei, d.h. die Notbodmerei des Sciffers, H. G. B. 88 679ff., 
wonach jich der Darleiher nur an die verpfändeten Gegenjtände Schiff, 
Fracht, Ladung halten kann, ohne daß daneben eine perjönliche Ver- 
pflichtung eintritt, wonach das Necht des Darleiher8 mit dem zufälligen 
Untergange der verpfändeten Gegenſtände erliſcht. 


V. Dem Beweije der Darlehensſchuld dient meist der Darlehens: 
Ichuldjchein. Selbitveritändlich jteht dem Ausjteller Dagegen der Beweis 


4) Zweifelhaft it die frage der Beweislaft, wenn der Schuldner gegenüber 
der Klage behauptet, bei Aufnahme ded Darlehens fei der Rüdzahlungstermin auf 
eine jpätere Zeit vereinbart, oder es jei eine längere Kündigungsfriſt als die gejeßliche 
verabredet. Schey a.a.D. S.102 nimmt an, daß dies im Streitfalle der beklagte 
Schuldner zu beweiſen hat. Dies ift in der That das Natürliche und Zweckmäßige. 
E3 wäre zu bedauern, wenn jid) die Prarid mit Rückſicht auf die Fafjung des $ 609 
für da8 Gegenteil enticheiden jollte. 

5) Bol. oben Bd.2 Nbt.1 854 112. 

6) Vgl. Bland 8609 Ziff. 5; Oertmann 8 609 Ziff. 10. 

7) Demburg, Pand. Bd.2 389. 

Dernburg, Bürgerl. Recht. 11.2. 14 
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offen, daß er die Darlehensfumme nicht oder nicht in dem Betrage, den 
der Schein angiebt, empfangen habe. 

Diejem Gegenbeweis kann jedoch der Gläubiger durch Nachweis der 
wahren Sachlage die Spige abbrechen.® Er kann 3.8. anführen, daß 
andere Gegenjtände als die im Schuldjcheine angegebene Geldjumme die 
Baluta bildeten, oder daß zwar nicht foviel an Valuta gezahlt war, 
als der Schuldjchein anführt, aber die verjchriebene Summe gleichwohl 
vereinbarterweile gejchuldet fein jollte, oder daß ein Schuldanerfenntnis 
vorliegt, welches die Verpflichtung jelbjtändig begründen follte, $ 781.9 


8 236. Berpflidtung zur Kreditierung. 

I. Die Verhandlungen über Geben eines Darlehens bezweden nicht 
immer eine bindende Verpflichtung des Kapitaliiten Hierzu. Oft muß fich 
der Geldjuchende damit begnügen, eine Ausjicht auf ein Darlehen zu 
erhalten. Die Annahme eines Darlehensjchuldicheines durch den Kapi— 
taliften insbejondere ergiebt die Übernahme einer Verpflichtung zur Aus- 
zahlung der Darlehensjumme noch keineswegs. Selbſt wenn auf den 
Schuldſchein teilweije Valuta gegeben ijt, genügt dies allein noch nicht 
für den Geldberechtigten, den Reſt nachzufordern.' 

Das Berjprechen der Auszahlung der Darlehensfumme gilt als 
dadurch bedingt, daß nicht in den Vermögensverhältnifjen des Geld- 
fuchenden eine wejentliche Verichlechterung eintritt, welche die Rück— 
eritattung gefährdet. Der Verfprechende ift daher in ſolchem Falle zum 
Widerruf befugt, $ 610.2 Es ijt dies auch auf andere noch nicht zur 
Ausführung gefommene Kreditgejchäfte zur Anwendung zu bringen. $ 

Aus dem Verjprechen des Darlehens kann auf dejjen Erfüllung 
geklagt werden, im Falle des Verzuges außerdem auf Schadenserjag. 
Hat aber das Darlehen infolge des Verzuges fein Interefje mehr für 
den Geldfuchenden, jo kann derjelbe auch Schadenserjag wegen Nicht: 


8) R. ©. bei Gruchot Bd. 34 ©. 963. 

9) Nah A.L. R. I, 11 88 752 ff. erloſch die Beweisfraft eines Darlehens- 
fchuldfcheines, wenn derjelbe gegenüber den Erben des Ausſtellers innerhalb der 
Zeit von 10 Jahren, vom Todedtage des Erblafjferd oder dem jpäteren Fällig— 
feitötermine an gerechnet, nicht vorgelegt war. Dieje Vorſchrift iſt längit durch die 
Reichsgeſetzgebung befeitigt. Die thatlächlihe Vermutung der Tilgung der Schuld 
während der Lebenszeit des Erblaſſers, wenn die Schuld binnen langer Zeit dem 
Erben gegenüber nicht geltend gemacht wurde, fann aber je nach Umſtänden ſich 
immer noch dem Richter aufdrängen und feine Überzeugung bejtimmen. 

1) D. Trib. Bd. 6 ©. 313. 

2) So auh A.L.R. I, 11 88 656, 657. 

3) Vgl. R.O. H.G. Bd. 23 S. 137. 
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erfüllung verlangen, z. B. wenn er unter ungünjtigeren Bedingungen 
anderswo ein Darlehen aufnehmen mußte, $ 286. 

11. Das Berjprechen des Darlchenjuchers, das Darlehen zu neh— 
men, fann mit dem Versprechen des Kapitaliſten, ein jolches zu geben, 
verbunden fein. Aber auch eins ohne das andere iſt möglicd). 

Den Geldjuchenden verpflichtet die Aushändigung eines Schuld- 
Icheines an den Kapitaliften nicht ohne weiteres zur Annahme der Dar: 
lehensjumme. 

Die allgemeinen Regeln führen zu dem Schluß, daß aus dem Ver: 
trage über Annahme eine® Darlehens dem anderen Teile Klage auf 
Erfüllung des Vorvertrages erwächit, aljo auf Abſchluß des Darlehens: 
gejchäftes und Annahme der Darlehensjumme. Ein folcher Zwang zur 
Entnahme von Geld wäre aber nach der Verfehrsauffafjung befremdend. 
Es läßt fich daher unterjtellen, daß er auch der Abjicht der Parteien 
bei Eingehen des Gejchäftes nicht entjpricht, daß aljo eventuell nur 
Schadenserja wegen Nichterfüllung gewollt war und allein ge— 
fordert werden Fann. 5 

II. Tas Verjprechen zu freditieren, kann nicht bloß ein bejtimmtes 
Darlehen, jondern allgemein die Eröffnung von Kredit zum Gegen- 
itande haben. 

Solcher Art ijt der Hrediteröffnungsvertrag, wodurch jish der 
Bankier verpflichtet, bi3 zu einer gewiljen Zeit und gewiſſen Höhe 
einem anderen zu freditieren, und zwar je nach deſſen Begehr mittels 
Barzahlung oder in anderer Weile, z. B. Annahme von Wechjeln und 
Anmweilungen, oder Kreditierung für angeichaffte Geldpapiere. Die Höhe 
des Kredit und die Dauer der Kreditierung wird meift ausdrüclich ver: 
einbart; jonjt entjcheidet die mutmaßliche Abjicht der Beteiligten beim 
Vertragsichluffe. Ob und in welcher Weiſe dem Bankier Sicherftellung 
zu gewähren iſt, hängt jelbitverjtändfich gleichfalls von der Vereinbarung 
der Beteiligten ab, meijt wird fie Bedingung der Krediteröffnung fein. 
Nach 8 286 hat der Bankier, welcher mit der Kreditgewährung in Ver- 
zug ift, dem Sreditjuchenden den hieraus erwachjenden Schaden zu er: 
jegen. Der Kreditjuchende fann auch, wenn die Verbindung infolge 
des Berzuges für ihn ohne Interejje tft, zurüctreten und Schadenserjak 
wegen Nichterfüllung beanfpruchen. 


4) Bgl. Schey a.a.D. ©. 174, ander nad A.L.R. I, 11 $ 658. 
5) Died nahmen für das preußiiche Recht Eccius Bd. 2 $ 137 Anm. 20, Dein: 
burg, Preuß. Privatreht Bd.2 8 179 Anm.7 an. 
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Der Kreditjucher ift nicht verpflichtet, den Kredit anszunutzen. 
Nicht jelten wird aber vereinbart, daß ihn bis zu einer gewiljen Höhe 
Zinſen zur Lajt gejtellt werden, auch wenn er Kredit nicht in Anjpruch 
nimmt. Sie bilden feine Zinjen im wahren Sinne, jondern Kredit- 
preis, d. h. Vergütung dafür, daß der Stredit eröffnet wurde, und die 
nötigen Fonds dem Streditjucher bereit jtanden. 

IV. Häufig gejellt jich zum Strediteröffnungsvertrage ein Konto— 
forrentvertrag.® 

Nach dem Kontoforrentvertrage jollen die aus der Gejchäftsverbin= 
dung eines Kaufmannes mit einem Kaufmanne oder Nichtfaufmanne 
entipringenden beiderjeitigen an ſich jelbjtändigen Anjprücde als 
Glieder eines einheitlichen Rechtsverhältniſſes derart gelten, daß jie in 
regelmäßigen Beitabjchnitten gegeneinander durch Verrechnung aus— 
geglichen, und der fich ergebende Überjchuß, der Saldo, bar zu beric;- 
tigen iſt, joweit er nicht in ein neues Kontokorrent übernommen wird, 
H. G. B. $ 355 Abf. 1. 

Der Kontoforrentvertrag pflegt mit einer befonderen Form der Buch— 
führung verbunden zu fein. Doc iſt diefe Form für den Kontoforrent- 
vertrag nicht begrifflich wejentlich und feineswegs ausreichend zur 
Annahme und zum Nachweis des Abjchlufjes eines derartigen 
Bertrages. 

Welche Forderungen zur Kontoforrentverbindung gehören, bejtimmt 
die Vereinbarung und Berfehrsfitte. 

Nah 9.6.8. $ 355 Abi. 2 gejchieht der Abſchluß in Ermangelung 
anderer Beitimmung jährlich. Im Leben ijt halbjährlicher Abjchluß nach 
den Gejchäftsbedingungen der Bankiers und der Verfehrsübung die Regel. 

Im Zweifel kann der Sontoforrentvertrag jederzeit auch während 
der Dauer einer Nechnungsperiode durch einjeitige Kündigung be= 
endet werden, 9.6.8. $ 355 Ab. 3. 

Negelmäpig können Zinjen von den im die Kreditjeite jeder Partei 
eingetragenen Summen vom QTage des gewährten Kredit3 bis zu dem 
Tage, welcher dem Rechnungsabichluffe zu Grunde zu legen ist, gefordert 


6) Levy, Kontofurrent, deutiche Ausgabe von Rießer 1882; Grünhut in jeiner 
Zeitſchrift Bd.3 S. 472; R.O. H. G. Bd.3 ©. 148 und a. a. O. 

7) Über die Frage, ob der Teil, welcher einen Wechſel erhielt, wenn er dem 
andern den Betrag im Kontoforrent gut ſchrieb, im Falle der Nichthonorierung des— 
jelben feinen Wechjelregrekanipruch gegen den anderen Teil jelbjtändig geltend machen 
fann, vgl. R.O. H. G. Bd. 3 5.146. 
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werden als Preis des gewährten Kredits. Dies ift verfehrsüblich und 
gilt als vereinbart. Der Zinsfuß darf für beide Teile ein verjchie- 
dener fein. 

Derjenige, welchem bei dem Nechnungsabfchluffe ein Überſchuß ge: 
bührt, kann von dem Tage des Abjchluffes an Zinfen von dem Über: 
ſchuſſe verlangen, auch joweit in der Rechnung Zinſen enthalten find, 
9.6.8. $ 355 Abj. 1. 

Folgen der Aufnahme einer Forderung in den Kontoforrent find: 

a) Die einzelnen Poſten, auf welche fich der Kontoforrentvertrag 
bezieht, find nicht jelbitändig zur Klage oder Einrede verwertbar, noch 
auch abtretbar oder bejchlagnehmbar. Sie find hiernach auch nicht ſelbſt— 
ſtändig verjährbar. 

Auch der Saldo der früheren Periode verliert die jelbit- 
jtändige Klagbarfeit umd nimmt die Natur eines einzelnen Kredit— 
poſtens an, wenn der SKontoforrentverfehr fortgejegt, nach erfolgtem 
Nechnungsabichlufje alfo ein neuer Kontokorrent eröffnet, und der frühere 
Saldo einverftiändlich auf neue Rechnung übertragen wird. Der Saldo 
der }päteren Periode kann dann nicht ohme den Vortrag des Saldo der 
früheren geltend gemacht werden. ® 

b) Herrichende Anficht war bisher, daß die Aufnahme einer For: 
derung in den Kontoforrent Untergang der für fie geitellten Sicherheiten 
und Befreiung mithaftender Schuldner zur Folge habe, als Konſequenz 
der in der Aufnahme liegenden Novation. 

Nah H. G. B. 8 356 erhalten fich die Sicherheiten, joweit jich Die 
aufgenommene Forderung und der Saldo deden, auch wenn der Gläu— 
biger den Nechnungsabichluß anerkannt hat.? 

ec) Der Saldo wird durch beiderjeitige Anerkennung feitgejtellt, die 
auch eine jtillichweigende fein fan. Sie liegt namentlic) darin, daß 
man das Reſultat der von dem anderen Teile aufgeitellten und mit- 
geteilten Abrechnung widerſpruchslos in die neue Nechnung des fort- 
gefegten Kontoforrentverfehres aufnehmen läßt.!% Der Anspruch ift durch 
die Anerkennung jubjtantiiert, eines Zurückgehens auf die einzelnen zu 
Grunde liegenden Faktoren bedarf es nicht mehr. Die Anfechtung des 
Anerfenntnijjes wegen Irrtumes, Betruges u. . w. iſt Sache des Gegners. 


8) R.O. H. G. Bd. 20 ©. 104. 
9) Bol. oben Bd.2 Abt. 1 $ 120 II. 
10) R.D.9.®. 8.2 ©. 117; R.®. Bb.10 ©. 55. 
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Die freiwillige Anerkennung wird Durch die richterliche erjegt. Sie ilt 
bedingt durch die Subjtantiierung der einzelnen Pojten und den Nach— 
weis ihrer Richtigkeit. t 


Zweites Sapitel. 
Die Anweifung. 


$ 237. Die Anweijung im allgemeinen.! 

1. Eine Anweijung bildet jede Ermächtigung zur Entgegen: 
nahme einer Leijtung bei einem Dritten auf Rechnung des 
Anweijenden Sie kann mündlich oder jchriftlich fein. 

Doch die Anweilung des B. G. B. 88 783 ff.? hat einen engeren 
Begriff. Sie fordert eine Urkunde, welche der Anweiſende dem Ans 
weilungsempfänger aushändigt, wie auch, daß fie auf Geld, Wert: 
papiere oder andere vertretbare Saden gebt. 

Nur eine ſolche Anweiſung unterliegt den bejonderen Regeln des 
B. G. B. Anweiſungen anderer Art find nad) allgemeinen Grundjäßen 
zu beurteilen. Die Anweiſungen auf Geld find für den Verkehr die bei 
weiten wichtigiten. Mit ihnen haben wir ung vorzugsweile im folgen- 
den zu beichäftigen. 

II. Bei der Anweifung find drei Perſonen beteiligt,® nämlich ein- 
mal der Anmeijende, welcher die Anweiſung erteilt, zweitens der An— 
weilungsempfänger, dem jie erteilt wird, endlich drittens der An— 
gewiejene, welcher durch fie zur Leiltung aufgefordert wird.* 





11) R.O. H.G. Bd.9 ©. 216. 

1) Wendt, Das allgemeine Anweiſungsrecht 1895; fiehe auch Fritz Fid, Die 
Frage der Chedgejeßgebung 1897. 

2) E. I 8$ 605 ff.; Motive Bd. 2 ©. 555; Kom. Prot. — Spahn — Bd.2 
&.380, Bd.6 ©. 191. 

3) Iſt eine Anweiſung gültig, welche zwar deren Form Hat, aljo in ihrem 
Texte die drei Beteiligten aufführt, bei welcher aber in Wirklichkeit der Anweiſende 
und der Angewieſene identiich find, oder aud) der Amweifende und der Anweifungs- 
empfänger, was 3. B. in fällen vortommt, in welchen derjelbe Kaufmann mehrere 
Firmen bat, oder auch wenn die Firma des Einzellaufmannes eine Anmweifung zu 
Bunjten der Berion des Naufmannes ausftellt? Bol. O. Trib. Bd.19 ©.199, R. O. H. G. 
Bd. 20 S. 34. Daß eine joldye Anweiſung vechtlihe Wirkung haben fann, ijt nicht 
zu bezweifeln. Aber eine Annahme im Smne des $ 784, fo daß eine abjtrafte 
Verbindlichkeit erwächſt, wird auf Brund einer ſolchen Anweiſung nicht entjtehen können. 

4) Die Anweiſung des B. G B. kann nicht aufden Inhaber ausgeſtellt werden. 
Weder find im Verkehre bhoße Inhaberanweiſungen übtich, noch janftioniert fie das 
Geſetz — 8 793 ſpricht nur von Schuldverjhreibungen auf den Inhaber. Auch 
würde fi) die Annahme emer Geldanweilung auf den Inhaber mit $ 795 nicht ver: 
tragen. Auf einen Kaufmann ausgejtellte Anweijungen fünnen gemäß 9.6.8. $ 363 
an Ordre gejtellt werden. Auch im bürgerlichen Verkehr find Anweiſungen, ins 
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III. Für die Anweifung iſt wejentlicd): 

1. Sie muß demjenigen erteilt werden, welchem die Leiltung ge— 
ichehen joll. Deshalb ijt der Auftrag, welcher dem Beauftragten 
aufgiebt, einem Dritten etwas zu leijten, feine Anweijung. Ein jolcher 
Auftrag begründet im Zweifel feinen Vertrag zu Gunſten des Dritten, 
$ 329.5 Die deutiche Bojtanweijung, welche einen Auftrag des 
Abſenders an die Poſt enthält, dem Adreſſaten zu zahlen, iſt aljo feine 
Anweiſung im Rechtsfinne.® 

2. Wejentlich ijt ferner für die Anweifung, daß die Leiltung auf 
Rechnung des Anmweijenden erfolgen joll. 

Soll jemand auf eigene Nechnung, wenn auch unter Gewähr des 
hierzu Auffordernden, einem Dritten freditieren, jo liegt jog. qualifiziertes 
Mandat vor, $ 778. Der Streditgewährende erlangt dann Anſprüche 
gegen den Kreditnehmenden aus der Sreditgewährung als den Haupt: 
ſchuldner und gegen den Auftraggeber, ähnlich wie gegen einen Bürgen. 
Im Falle einer Anweifung Dagegen erwirbt er feine Rechte gegenüber 
demjenigen, welchen er leijtet, nur möglicherweile jolche gegen den An- 
weijendent. 

IV. Lange Zeit lehrte man, daß die Anweilung zwei Mandate 
enthalte, eines, an den Anweilungsempfänger, Zahlung zu erheben — 
mandatum aceipiendi —, ein anderes an den Angewiejenen, Zahlung 
zu leijten — mandatum solvendi —; noch das R.O. H. G. Bd. 22 
©. 142 ging hiervon aus. In neuerer Zeit nimmt man dies nicht mehr 
an, insbejondere gejchieht dies nicht durch da B.G.B.? Richtig ift, 
daß der Anweijende jich jowohl zum Anweijungsempfänger, als zum 
Angewiejenen in eine rechtliche Beziehung ſetzt; nicht minder, daß dies 
jelbe die eines Auftrages fein kann; aber notwendig it es nicht, daß 
fie ein Mandat bildet. Der Anweijungsempfänger vor allem joll häufig 
die Leiltung nicht al8 Inkafjomandatar, jondern im eigenen Interefje 


bejondere Cheds, häufig, die auf Namen mit dem Zuſatz „oder UÜberbringer“ lauten. 
Sie find feine Inhaberpapiere, fie jollen den Angewiejenen die Legitimationsprüfung 
erleichtern, vgl. unten beim Ched. 

5) Vgl. oben Bd.2 Abt. 1 $ 106 Ziff. III. 

6) Wendt a.a.D. ©. 11; Seuffert Archiv Bd. 44 ©. 257. — Der fog. rote 
Ched ferner, d.h. der Antrag eines beim Giroverfehr der Reichsbank Beteiligten an 
bie Reichsbank, einem anderen Girofunden derjelben eine Summe gutzuichreiben und 
dafür das Girolonto des Antragjteller8 zu belaiten, ijt weder wahrer Ched, noch 
auch nur Anweiſung, jondern ein Auftrag an die Reichsbank. 

2 Bgl. Kom. Brot. — Spahn — Bd. 6 ©. 192; fiehe auch Wendt a. a. O. 
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erheben, 3. B. behufs Tilgung einer ihm zuftehenden Forderung an den 
Anweijenden oder zum Zwecke einer Kreditierung oder behufs einer 
Schenkung. Auch der Angewiejene erhält keineswegs immer ein Mandat 
zur Leijtung, oft it vielmehr das unterliegende Geſchäft ein anderes, 
3. B. bei einer Einfaufsfommiffion unter der Vereinbarung, daß der 
Kommilfionär den Verkäufer auf den Kommitienten wegen der Kauf- 
preiſe anweiſen joll. 

V. Der Angewieſene iſt nicht ſelten Schuldner des Anweiſenden 
— Anweiſung auf Schuld —, es kann aber auch gemeint ſein, daß 
er durch ſeine Leiſtung an den Anweiſungsempfänger gegenüber dem 
Anweiſenden in Vorſchuß gehen ſoll — Anweiſung auf Kredit. 

Die Anweiſung auf Schuld ſchließt an ſich keine Abtretung der 
Forderungen des Anweiſenden an den Anweiſungsempfänger ein. Dieſer 
erhält daher durch die Anweiſung kein ſelbſtändiges Klagerecht gegen 
den Angewiejenen. ® 

Häufig geichieht die Anweilung an den Gläubiger des Ans 
weijenden, damit ihm infolge derjelben Befriedigung zu teil werde. 
Auch dies ijt nichts für die Anweiſung Wejentliches. 

VI, Die Anweilung fann entweder zu jorortiger Hebung der Leistung 
ermächtigen — ſog. Anweiſung auf Sicht — oder zur Erhebung der 
Leiſtung in künftiger Zeit. 

Sie fann bedingt fein, insbejondere von einer Gegenleiltung des 
Anmweiiungsempfängers abhängig gemacht werden. Die Bedingung einer 
Anweiſung des B.G.B. wirkt dem Angewiejenen gegenüber nur, wenn 
fie in der Anweilungsurfunde enthalten ift. 


$ 238. Die Annahme der Anweijung. 


1. Die Annahme einer jchriftlichen Anweifung über Geld oder 
Wertpapiere oder ſonſt verbrauchbare Sachen, welche ſeitens des An- 
gewiejenen erfolgt, begründet eine abitrafte Verpflichtung des Annehmen- 
den gegenüber dem Anmweilungsempfänger. 

Eine folche Annahme muß jchriftlich auf der Anweifung gejchehen, 
8 784 Abi. 2 Satz 1. Erfolgt jie in anderer Weije, 3. B. mündlich oder 
in einer befonderen Schrifturfunde, jo iſt fie zwar nicht unverbindlich, 
aber die bejonderen Wirkungen, welche das B. G. B. an die Annahme 
knüpft, treten nicht ein. 


8) Von einer anderen Auffafjung ging A.L. R. I, 16 88 262, 263 aus. 
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Die Annahmeerflärung muß keineswegs gegenüber dem Anweijungs- 
empfänger erfolgen, insbejondere ift fie dem Anweiſenden gegenüber auch 
vor der Aushändigung der Anweiſung bei dem Anmweilungsempfänger 
rechtsverbindlich. Diejem gegenüber wird eine jolche Annahme aber erſt 
mit der Aushändigung wirkſam, 8 784 Abi. 2 Sab 2. 

II. Der Angewiejene kann feiner Annahme beliebige Einfchrän: 
fungen Hinzufügen, insbejondere bezüglich der Höhe der Summe oder 
durch Hinzufügen von Bedingungen. Er haftet dann dem Anmweijungs- 
empfänger nur nach Maßgabe diejer Einjchränfungen. Dies auch dam, 
wenn fich der Angewiefene dem Anweijenden gegenüber zu unbejchränfter 
Annahme verpflichtet hatte. 

III. Die Annahme begründet eine abjtrafte Schuld des Angewie— 
jenen gegenüber dem Anweiſungsempfänger. Damit bildet fie ein ſchnei— 
dDiges Mittel des Verkehres, kaum minder als ein Wechjel. 


8 239. Der Ehed, der Kreditbrief. 

I. Eine Art der Anweiſung bildet der Check oder die Bankanweiſung. 

Der Check hat eine bejondere wirtjchaftlihe Aufgabe Er foll 
demjenigen, welcher bei einer Bank oder einem jonftigen Geldinjtitute, 
oder auch einem einzelnen Gejchäftsmanne ein offenes Gelddepot hat, 
ermöglichen, über jein Guthaben zu verfügen, oder den durch den Depot- 
verfehr vermittelten Kredit auszunugen. Es iſt nicht wejentlich, wie 
manche annehmen, daß der Ausiteller des Cheds zur Zeit der Aus— 
itellung ein Guthaben bei dem Angerwiejenen hat, wenn dies auch als 
das regelmäßige anzujehen iſt. Wejentlich für den Ched ijt aber, daß 
er zu jofortiger Abhebung der angewiejenen Geldjumme ermächtigt, aljo 
auf Sicht ift. 

Gewöhnlich lauten die Checks auf eine beſtimmte Perjon unter dem 
Bufage „oder Überbringer“. Dieſer Zufag macht den Check feineswegs 
zum Inhaberpapier. Derjelbe bezwedt vielmehr bloß, den Angewieſenen 
von der Prüfung der Legitimation des Inhabers des Cheds 
zum Empfange der Leiftung zu entbinden. 

Wer einen „Ched* ausſtellt, verfichert hiermit verfehrsüblicherweife 
— aljo im Zweifel — dem Empfänger, daß er bei dem Angewiejenen 
ein entiprechendes offenes Gelddepot befitt, oder wenigitens entiprechen- 
den Kredit. Ergiebt fich hinterher die Unrichtigfeit, jo it anzunehmen, 


1) Kuhlenbeck, Der Ched 1890; v. — in Kohlers Zeitichrift Bd. 4 ©. 203; 
Simonjohn Bd. 6 ©. 246; Fritz Fid a. 
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daß er dem Empfänger des Checks für den hieraus erwachjenden Schaden 
einzuftehen hat. Fällt ihm Betrug zur Lajt, jo fann er jtraffällig werden. 

Der Checkverkehr iſt von erheblicher volfswirtjchaftlicher Wichtigkeit. 
Ob aber um deswillen, wie es viele annehmen, ein bejonderes Ched: 
gefeg Bedürfnis oder auch nur zwedmäßig iſt, erjcheint zweifelhaft. 
Eine eingehende Regelung des Chedverfehres gejchah neuerdings durch 
das Schweizer Obligationenrecht. Sie hat jich nicht bewährt. Nur des- 
halb wirkt fie nicht beionders jchädlich für den Verkehr der Schweiz, 
weil dieſer Verkehr es nicht beachtet.? Das B. G. B. enthält feine be- 
jondere Regelung des Checkweſens. Landesrechtliche VBorfchriften über 
Checks bleiben aber nach Einf. Gel. zum H. G. B. Art. 17 unberührt. In— 
folgedejjen erhält fich in Elſaß-Lothringen das franzöfiiche Chedgeiet 
vom 14. Juni 1865. 

II. Wirtjchaftliche Zwede anderer Art verfolgt der Kreditbrief — 
Akkreditiv —, eine Anweifung, welche nicht auf eine feſtbeſtimmte Geld- 
jumme geht. Meiſt it im Streditbrief ein Höchjtbetrag feitgeitellt, doch 
kann auch der Betrag ganz offen gelajjen werden. Der Streditbrief bildet 
nicht felten ein jog. Cirkular-Akkreditiv, wonach mehrere an verschiedenen 
Orten Niedergelaffene zur Leitung angewieſen jind. 

Werden Teilzahlungen auf einen Kreditbrief beanjprucht, jo it 
$ 785, wonach die Leiltung jeitens des Angewiejenen nur gegen Ein— 
händigung der Anweiſung zu gejchehen Hat, nicht ammwendbar. Wohl 
aber iſt verfehrsüblich, day die Teilzahlungen auf dem Sreditbriefe ab- 
gejchrieben werden; erjt bei der Reſtzahlung iſt der Streditbrief dem jie 
Leiitenden auszuhändigen. Sollten die Angewiefenen dies verjäumen, 
jo würden fie dem Anweijenden für hieraus entipringenden Schaden 
haften. 

$ 240. Das NRehtsverhältnis zwifhen dem Anweifungsempfänger 
und dem Angewiejenen. 

I. Die Anweifung giebt dem Anmweilungsempfänger feine Rechte 
gegen den Angewiejenen, jo lange diejer nicht die Annahme auf der 
Anweiſung vermerkt hat. Dies auch dann nicht, wenn der Angewiejene 
dem Anmweijenden gegenüber zur Annahme oder zur Leiftung ver: 
pflichtet iſt. 

Man könnte daher bezweifeln, ob die Anweilung vor der Annahme 
ein Bejtandteil des Vermögens des Amveilungsempfängers tft, welcher 


2) Sid a. a. O. 5.125. 
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in die Konfursmafje des Anweilungsempfängers fällt, und von deſſen 
Gläubigern gepfändet werden fan. Doch die Berneinung wäre nicht 
zwedmäßig und der Verkehrsauffafjung nicht entjprechend. Man wird 
vielmehr davon auszugehen haben, daß die Anweifung, weil fie Quelle 
von Bermögensanjprüchen bildet, jchon jet einen, je nach den Umſtänden 
mehr oder minder erheblichen Vermögenswert hat und injoweit einen 
Bermögensbeitandteil bildet. Darauf beruht auch, daß ſie ſchon vor der 
Annahme übertragbar iſt, $ 792 Abi. 1 Satz 1. 

Il. Aus der Annahme wird der Angewiejene dem Anweiſungs— 
empfänger zur Leiltung jelbjtändig verpflichtet. Daher kann der An- 
geiwiejene dem Anwerlungsempfänger nur Einwendungen entgegenjeßen, 
welche entweder 

1. die Gültigkeit der Annahme betreffen, 3.8. weil der An- 
nehmende zur Zeit ihrer Bollziehung gejchäftsunfähig war, oder weil er 
durch twiderrechtliche Drohung zur Annahme gezwungen war und dieje 
angefochten hat, ferner 

2. folche Einwendungen, welche jich aus dem Inhalte der An- 
weilung oder dem Inhalte der Annahme ergeben, z. B. weil die 
Annahme von einer Gegenleiftung abhängig gemacht ijt; endlich kann 
der Angewiejene 

3. Eimvendungen, die ihm unmittelbar gegen den Anweiſungs— 
empfänger zuftehen, geltend machen, z. B. weil diejer mit ihm einen 
Stundungsvertrag abgejchlojjen Hat.! 

4. Dagegen kann der Angewiejene gegenüber dem Anweilungs- 
empfänger Eimvendungen nicht geltend machen, welche ihm gegenüber 
dem Anweijenden zuftehen. Der Käufer aljo, welcher mit Rüchkſicht 
auf die Lieferung der Ware durch den Verkäufer eine Anweifung des- 
jelben bis zum Betrage des Kaufpreiſes annahm, kann hieraus, wenn 
ihm vom Anweilenden nicht gehörig erfüllt wird, dem Anweijungs- 
empfänger gegenüber feine Einrede herleiten. Folgerecht muß der Ans 
nehmende dem Anweilungsempfänger jelbjt dann zahlen, wenn der An— 
weijende nach der Annahme in Konkurs geraten ift.? Die Annahme 


1) Der Angemiejene ijt befugt, mit einer Forderung, die ihm gegenüber dem 
Anmweilungsempfänger " ufteht, dieſem gegenüber aufzurechnen; es fei denn den Um— 
ftänden nad in der Annahme der Anweiſung ein Verzicht auf die Aufrehnung 
u jehen. 

: 2) R.O. H.G. Bd.22 ©. 142; R.G. bei un 30.22 ©.942. Vgl. Striet- 
horſt Ardiv Bd. 416. 74; O. Trib. Bd. 17 ©. 35 
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verbindet den jcheinbar Angewiejenen jelbjt dann, wenn jich die An— 
weilung hinterher als gefäljcht herausjtellt.3 

III. Der Angewiejene it nur gegen Aushändigung der Anweiſung 
zur Leiftung verpflichtet, $ 785. 

Dies gilt nicht bloß im Verhältnis zum Anweilungsempfänger. 
Auch dem Anweilenden gegenüber, dem er jich zur Honorierung der An- 
weijung verpflichtet hat, kann er fich auf deren Nichtaushändigung berufen. 

IV. Der Anfpruch des Anweilungsempfängers gegen den Ange- 
wiejenen aus der Annahme verjährt in 3 Jahren, $ 786. 

V. Hat der Angewiejene die Anweilung nicht angenommen, wohl 
aber auf Grund derjelben unmittelbar geleiftet, jo jteht ihm feine 
auf $ 813 gejtügte Zurüdforderung des Geleijteten gegenüber dem An— 
weilungsempfänger auf Grund einer Einrede zu, welche im Falle aus— 
drüdlicher Annahme ausgejchlojjen wäre Vielmehr iſt $ 784 
entjprechend anzumenden, denn die wirkliche Leiltung ift mehr wie die 
Übernahme der Leiftungspflicht durch Annahme. 

VI. Auf eine Anweifung, welche eine fpezielle Sache zum Gegen: 
ftande hat, find die Vorjchriften des B.G.B. über Anweiſungen nicht 
anzuwenden. Hat 3.3. der Anmweijende ein Pferd gekauft, welches er 
weiter verfauft, wobei er jeinen Abfäufer anweilt, dasjelbe bei jeinem 
— des Anweifenden — Verkäufer abzuholen, jo jtehen dem Angewie- 
jenen, jelbjt wenn er die Amweilung dem Anweifungsempfänger gegen- 
über annahın, gegen diejen die Einreden zu, welche ihm aus dem zu 
Grunde liegenden Nechtsverhältnis gegen den Anweiſenden erwachſen 
Jind, namentlich die Einrede des nicht erfüllten Vertrages. 


8 241. Der Anweiſende und ber Anweilungsempfänger. 

I. Die Erteilung der Anweifung begründet an und für jich 
feine Berpflichtungen des Anweifenden gegenüber dem Anweiſungs— 
empfänger, aljo namentlich auch nicht einen NRüdgriff wegen Nicht: 
honorierung der Anmweijung.! 

Nur auf das der Erteilung zu Grunde liegende Berhältnis 
fann der Anweifungsempfänger Anfprüche gegen den Anweijenden grün 
den, 3. B. wenn er dejjen Infafjomandatar war, wegen feiner Auslagen, 


3) Zweifellos fteht aber dem Fälſcher eine Einrede entgegen, nicht minder dem= 
jenigen, welcher die Fälſchung kannte. 


1) Bgl. R.O. H. G. Bd.13 ©. 313. 
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ferner wenn er die Anweiſung gegen Aquivalente erworben hatte, falls 
ihm Gewähr für die Leiltung des Angerwiejenen erteilt war, auf Scha- 
denserjag. 

H. Grundjäglich it es nicht anders bezüglich der Verpflichtungen 
des Anweijungsempfängers gegenüber dem Anweijenden, namentlich 
hinsichtlich rechtzeitiger Aufforderung des Angewiejenen zur Leitung. 
War der Anweiſungsempfänger z. B. Infajfomandatar, jo haftet er für 
Mangel an Diligenz in der Beitreibung; war ihm ein Streditbrief erteilt, 
jo hat er volle Freiheit, ob und inwieweit er von ihm Gebrauch macht. 

Jedoch bejtimmt $ 789 allgemein ohne Unterjchied des unterliegen- 
den Berhältnijjes der Ordnung wegen eine Berpflichtung des Anwei— 
jungsempfängers zu unverzüglicher Anzeige an den Anweilenden, 
wenn entweder 

a) der Angewiejene die Annahme der Anweifung oder die Leijtung 
verweigert, oder 

b) wenn der Anweifungsempfänger die Anweifung nicht geltend 
machen fann oder will. 

Die Berfäumnis macht den Anwerfungsempfänger jchadenserjaß- 
pflichtig. 

II. Ein alter Sprucd) iſt: Anweifung iſt feine Zahlung.? Dies 
gilt auch im Falle der Annahme der Anweilung, $ 788. 

Hat aljo der Schuldner feinem Gläubiger, um demfelben Befrie- 
digung zu verſchaffen, eine Anweiſung ausgeitellt, und iſt diejelbe an- 
genommen, jo hat der Empfänger zwei Forderungen wegen desjelben 
Schuldpoitens. Er ijt berechtigt, jowohl den Anweiſenden aus dem big: 
herigen Schuldverhältnis, als den Angewielenen aus jeiner Annahme 
zu verklagen, und zwar beide zu gleicher Zeit oder nacheinander, wie 
es ihm beliebt. Sit der Anweilungsempfänger einmal vollitändig be- 
friedigt, jo endigen beide Anjprüche.® Selbitveritändlich kann aber auch 
vereinbart werden, daß der Anweilungsempfänger den Angewiejenen 
an eriter Stelle zu betreiben hat. Nicht minder ift denkbar, daß der 
Anweifungsempfänger die Anweilung oder wenigitens die Annahme der: 
jelben an Zahlungsitatt nimmt, jo daß ſchon hierdurch jeine Forderung 
an den Anweiſenden erliſcht. 


2) In Rom dagegen nahm man an: qui debitorem suum delegat, pecuniam 
dare intellegitur, quanta ei debetur, 1.18 D. de fidej. 46, 1. 

3) Die Verpflichtung des Angewiejenen aus der Annahme endigt freilih, wenn 
der Unweijende dem Anweiſungsempfänger noc) zahlen jollte, nur durch Einrede. 
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$ 242. Der Angewiejene und der Anweifende. 

I. Der Angewiejene fann dem Anmeijenden gegenüber infolge 
der zwijchen ihnen bejtehenden Vereinbarungen verpflichtet jein, die An— 
weilung anzunehmen oder ohne Annahme zu bezahlen. Der An— 
gewiejene, welcher dem nicht nachfommt, wird dem Anweifenden gegen: 
über jelbjtverjtändlich ſchadenserſatzpflichtig. 

Sole Berpflichtung ift nicht ohne weiteres dadurch begründet, dat 
der Anweiſende eine fällige Forderung gegen den Angewiejenen 
in Höhe der Anweifung hat, wie dies jeinerzeit A.L.R. I, 16 88 256 ff. 
bejtimmte. 

Der Angewiejene wird im Falle der Anweiſung auf Schuld durch 
die Leiſtung in deren Höhe von jeiner Schuld befreit, B.G.B.$ 787 Abj. 1.1 

II. Ob der Angewiejene vom Anweilenden Erjag dejjen zu fordern 
hat, was er infolge der Anweilung ausgelegt hat, hängt von dem unter: 
liegenden Berhältnifje ab. Für den Fall, daß dasjelbe eine Erjtattungs- 
pflicht begründet, ift hervorzuheben: 

1. Der Angewiejene, welcher jeinen Rücdgriff gegen den Anweiſenden 
nehmen will, hat jich bei der Annahme oder Bezahlung an die Vor— 
Ichriften des Anweiſenden zu halten, 3. B. auch dejjen nähere Mit- 
teilungen zu erwarten, wenn auf jolche in der Anweilung Bezug ge- 
nommen tft, oder wenn ihm dies vor der Annahme bejonders aufgegeben 
war. Lautete die Anweilung auf Zahlung nach einer Friſt, ohne ſo— 
fortige Annahme, jo handelt der Angewiejene durch vorzeitige Zahlung 
oder Annahme auf eigene Gefahr, da der Anweiſende bis zum Ablaufe 
der Friſt widerrufen fann.?2 Denn der Angewiejene ift an einen ihm 
zugehenden Widerruf gebunden, jo lange er nicht auftragmäßig gezahlt 
oder angenommen hat. Dies gilt aud) dann, wenn der Anweifende durch 
den Widerruf feinen Verpflichtungen gegenüber dem Anweiſungsempfänger 
zuwiderhandelt, $ 790. 

2. Beiteht eine Erjtattungspflicht, jo begreift fie regelmäßig nicht 
bloß die bezahlten Summen, fondern auch Zinſen derjelben, $ 256 
Sag 1. Kaufleute jind nach H. G. B. $ 354 berechtigt, eine Provifion 
zu beanfpruchen. ® 


1) Durd) die Annahme erhält er eine Einrede gegen die Forderung bes An- 
weifenden, welche aber wegfällt, wenn er feiner Verpflihtung aus der Annahme 
nicht nachkommt. 

2) R.O. H.G. Bd. 1 ©. 71. 

3) Streitfrage iſt, ob es zur Begründung der Klage auf Erſtattung deſſen, was 
der Bezogene auf Grund eines gezogenen Wechſels, ſowie der Angewieſene auf Grund 
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3. Nach der auftraggemäßen Annahme der Anweifung kann der 
Angewiejene, welcher eventuell ein Necht auf Erjtattung hat, vom An— 
weilenden auch Vorjchuß behufs der Zahlungsleiftung fordern, $ 669. 

4. Schr jtreitig war bisher, ob, wer auf Grund einer gefäljchten 
oder verfäljchten Anweifung — auch eines Cheds — als angeblich 
Angewiejener bezahlt hat, gegen den vermeinten Anweijenden einen 
Nüdgriff hat. Man wird dies nad) B. G. B. 88 670, 675 zu bejahen 
haben, wenn zwijchen den Beteiligten eine Gejchäftsverbindung be- 
jtand, durch welche der eine Teil beauftragt war, Anweiſungen des andern 
Teiles zu honorieren. Denn dann war die Aufwendung auf den ge 
fäljchten Ched eine jolche, die der Beauftragte den Umständen nach für 
erforderlich halten durfte. Vorausgeſetzt ift aber, daß er es an der er- 
forderlichen Sorgfalt nicht fehlen ieh. 


8 243. Übertragung der Anweijung. 

I. Die Anweiſung iſt bereits vor der Annahme übertragbar. ! 

Die Übertragung der Anweiſung gejchieht durch Vertrag, die Über- 
tragungserklärung muß jchriftlich jein. Sie fann durch Vermerk auf 
der Anweijung oder in jelbjtändiger Urkunde gejchehen. Außerdem it 
zur Übertragung die Aushändigung der Anweilung an deren Erwerber 
notwendig, $ 792 Abi. 1. 

Bon einer Gegenleijtung unabhängige Anweijungen über vertret- 
bare Sachen auf einen Kaufmann, welche an Ordre lauten, fünnen durch 
Sndojjament übertragen werden, H.G. B. $ 363 Abſ. 1 Sag l. 

Der Anmweijende kann die Übertragung der Anweifung dem Anz 
weilungsempfänger gegenüber ausjchließen. Die Ausjchliegung ijt 
aber dem Angewiejenen gegenüber nur wirkſam, wenn fie aus der An: 
weilung zu entnehmen it, oder wenn fie von dem Anweiſenden dem 
Angewiejenen mitgeteilt wird, ehe diejer die Anweiſung annimmt oder 
die Leiſtung bewirft. 
der Anweijung berichtigt hat, genügt, die Berichtigung darzuthun, jo daß der Be— 
flagte — alſo derjenige, welcher den Wechjel gezogen oder die Anweifung ausgejtellt 
bat — jeinerjeitö den Gegenbeweis zu führen hat, daß ihm der Traſſat oder der 
Angewiejene den entiprehenden Betrag jchuldete. Die Reichsgerichte haben ſich dafür 
erklärt, daß es Sache des Klägers jei, das unterliegende Verhältnis offenzulegen 
und darzuthun, dab es ein Recht auf Erftattung begründe, R.O.H.G. Bd. IS. 71, 
32.7 ©. 351, Bb.10 ©. 110, 288; R. G. bei Seuffert Bd. 35 ©. 411; insbeſon— 
dere Wendt a.a.D. ©.105. Died nahm auch die zweite Kommiffion an, Prot. — 
Spahn — Bd.6 ©. 193. 

4) Vgl. Unger in Iherings Jahrb. Bd. 33 ©. 351. 

1) gl. oben ©. 219. 
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Die Anweifung fann von deren Erwerber weiter abgetreten werden 
und jo fortgejegt in Umlauf jein. Dies fann bejonders bequem bei 
indofjablen Anweiſungen auf Grund eines Blanfoindojjaments gejchehen. 

II. Durch den Erwerb der Anweiſung erlangt der Erwerber die 
Nechte aus der Annahme gegen den Angewiejenen, wenn dieje bereits 
erfolgt iſt. Es finden dann die für die Abtretung einer Forderung gelten- 
den Vorjchriften Amvendung, $ 792 Abſ. 3 a. E. Demgemäß fünnen 
dem Erwerber jeitens des Angewiejenen in der Negel alle Einreden 
entgegengeltellt werden, welche dem Angewiejenen gegen dejjen 
Nechtsporfahr, dem gegenüber er angenommen hat, zujtanden. 

War dagegen die Anweilung zur Zeit ihrer Übertragung noch nicht 
angenommen und nimmt der Angewiejene die Anweiſung erſt gegen: 
über dem Erwerber derjelben an, jo fann er aus einem zwiſchen ihm 
und dem urjprünglichen Anweiſungsempfänger bejtehenden Nechtsver- 
hältnig Einwendungen nicht herleiten, $ 792 Abi. 3 Sat 1. 

Geſchah die Übertragung durch Indoſſament, jo gelten deſſen 
Grundjäße. 

Der Erwerber der Anweilung hat Ansprüche jeines Nechtsvorfahrs 
gegenüber dem Anweijenden aus den zwilchen dieſen beitehenden Rechts— 
verhältniffen nur, falls fie ihm bejonders abgetreten jind. Sein 
Verhältnis zu feinem unmittelbaren Rechtsvorgänger bejtimmt ſich nach 
den mit Diefem getroffenen Bereinbarungen. ? 


8 244, Erlöſchen der Anweifung. 

I. Die Anweiſung wird nicht fraftlos durch den Tod oder den Ein- 
tritt der Gejchäftsunfädigfeit eines der Beteiligten, $ 791; ebenfo wenig 
dadurch, daß der Anweilende in Konkurs gerät, denn nur von einem 
Auftrage des Gemeinschuldners jpricht K.O. 8 23. Die Anweifung aber 
iſt mehr, fie ijt eine dem Anweiſungsempfänger erteilte Ermächtigung. 

11. Widerruf des Anweiſenden gegenüber dem Anweijungs: 
empfänger hebt die Anweiſung nicht auf, wohl aber Widerruf des 
Anweijenden gegenüber dem Angemwiejenen, vor der Annahme vder 
Leiltung.! Dies gilt auch dann, wenn der Anweiſende ducch den Wider: 
ruf feine Verpflichtungen gegen den Anweiſungsempfänger verlegt, $ 790. 

2) Es iſt als zuläffig anzuſehen, da der Anweiſungsempfänger die ange: 
nommene Anmweilung dem Anmeilenden ſelbſt abtritt, jo dab diejem die Rechte aus 
der Annahme gegen den Angemwiejenen ermwachlen. 

1) Das Schweizer Bundesgejeg Art. 412 beitimmt: „Wird über die Anweijenden 


der Konkurs eröffnet, jo gilt die — nicht angenommene — Anweiſung als wider: 
rufen.” Das B. G. B. enthält eine ſolche Beſtimmung nicht. 
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III. Abſichtliche Vernichtung der Urkunde durch den Amweijungs- 
empfänger hebt die Anweiſung auf. 

Sit die Anweilung abhanden gekommen oder zufällig vernichtet, jo 
fann ſie nah C. P.O. 88 1003 ff. im Wege des Aufgebotsverfahrens 
für fraftlos erklärt werden. Wer das Aufgebotsverfahren erwirkt hat, 
it nah C. P.O. $ 1018 nur gegenüber dem durch die Urkunde Ver- 
pflichteten befugt, die Rechte aus der Urkunde geltend zu machen. Voraus— 
gejegt ijt aljo, daß bereit die Annahme der Anweiſung erfolgt ift. 


Drittes Kapitel. 
Das Wedfelrent.!-? 


A. Allgemeine Lehren. 
s245. Der Wedjel ald Kreditmittel. 

I. Der Wechjel, uriprünglich wohl bloß der Vermittelung von 
Bahlungen in der Ferne bejtimmt, hat fich bereits jeit dem Mittelalter 
zum wichtigjten Kteditmittel ausgebildet. 

Das bürgerliche Obligationenrecht zur Zeit des Mittelalter war 
auf einen bloß lofalen Verkehr berechnet. Auch waren die rechtspoli- 
zeilichen Verbote und nach einjeitigen ethischen Anſchauungen aufgejtellten 
Normen des kanoniſchen und römijch=jujtinianischen Rechtes, welche fich 
auf diejem Gebiete geltend machten, dem Kredit und jeiner Bewegung 
wenig günjtig, Als jich der Verkehr der europäifchen Kulturnationen 
“ räumlich ausdehnte, von den durch natürliche und politiiche Grenzen 
gejegten Schranken abjehen lernte, die Gejchäftsbeziehungen fich ver: 
widelten, die Nufgaben jteigerten, größere Kapitalien aufzubringen waren, 


— — —— 


1) Die Darſtellung des Wechſelrechtes, welche ſich bereits in den ſpäteren Auf— 
lagen meines Preußiſchen Privatrechtes findet, in dieſem Werke, iſt durch deſſen Plan 
eboten. Die geſchichtliche Entwickelung des Wechſelrechtes iſt eine ſelbſtändige, die 
Diftorifche und die in die techniſchen Einzelheiten eingehende Bearbeitung wird daher 
ſtets ein befonderes Fach der civiliftiichen Wiffenichaft bilden müfjen. Die Bedeutung 
aber des Wecjelrechtes für das Rechtsſyſtem und defien Verhältnis zum B. G. B. 
fann nur dadurch klar geftellt werden, daß ihm der gebührende Pla in einer Ge— 
jamtdarjtellung des Reichscivilrechts angewieſen wird. 

2) Über die Litteratur des Wechjelrechtes vgl. Goldihmidt, Handelsrecht Bd. 1 
$ 38 Note *. Hier fei nur genannt Thöl, Das deutiche Handelsrecht Bd. 2 4. Auflage 
1878, welcher von bier ab als Thöl, W.R. citiert wird; Vollmar und Loewy, Die 
deutiche Wechſelordnung 1862; Runge und Brahmann in Endemanns Handbud Bd. 4 
Abteilung 2; Lehmann, Lehrbuch des MWechielrechted 1886; Ganjtein, Lehrbuch des 
Wecjielrechtes 1890; Kommentar von Rehbein 6. Aufl. 1900, von Staub 1895; 
Grünhut, Das Wechſelrecht 2 Bde. 1897. Siehe auch W. Schimmelpfeng, Praktiſche 
Rechtskunde 1896. 


Dernburg, Bürgerl. Recht. II. 2. 15 
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ihre bereite Flüſſigmachung notwendig, aber gleichtwohl zeitraubend und 
jchwierig wurde, trat das Bedürfnis hervor, dem internationalen Ver- 
kehr Schwungfraft durch neue Mittel zu geben, welche nicht bloß die 
bequeme und fichere Leiſtung und Beitreibung von Zahlungen an ent- 
fernteren Orten bewirften, jondern es auch ermöglichten, das im Waren: 
handel angelegte Kapital noch vor feiner effektiven Wiedereinziehung 
von den Käufern nugbar zu machen. War die Abwidelung der Ge- 
Ihäfte Zug um Zug, wie fie dem lofalen Verkehr eigen ift, beim Handel 
in die Ferne nicht thunlich, jo galt es, den notwendig werdenden Ktredit- 
geichäften Formen zu geben, welche entiprechende Vorteile erzielten. Dies 
war erreichbar, wenn man die Guthaben aus noch ſchwebenden Gejchäften 
in präfente, liquide Werte verwandelte und fie als jolche in den Ver— 
fehr brachte und cirkulieren ließ, um fie entweder jofort in Geld um: 
zujeßen oder zur Gewinnung fruchtbaren Kredits für neue Gejchäfte zu 
benugen.? Zu jolchen Zweden wußte die kaufmännische Praxis, im 
Belite der Kenntnis des Münzweſens, der Gelege und Gebräuche fremder 
Länder, mit denen man in Verkehr trat, neben den Warenhandel den 
Handel mit kaufmännischen Guthaben zu jeßen, mittel3 der Ausbildung 
des Wechjelrechtes, deſſen Entwidelung durch die angegebenen Ziele bes 
jtimmt wurde.* Aus dem Verkehr geboren, ohne die meifternde Hand 
der Gejeßgebung allzu früh zu empfinden, traf es injtinktiv und ficher 
das Notwendige und das Zweckmäßige. 

II. Der Wechjel jtellt in präeiſer Weiſe alle ven Verkehrswert eines 
Zahlungsverſprechens bejtimmenden Umftände dar, nämlich Betrag, Wäh— 
rung, Ort und Beit der Zahlung. Damit erfüllte jich das primäre Er» 
fordernis zur Gewinnung einer handlichen Nechnungsgröße. Unter Be- 
rücjichtigung des Zwiſchenzinſes mit Beachtung des Drtsinterejjes lafjen 
jich jchwebende Guthaben in jolche Form bringen, ohne daß fich ihr 
Wert ändert. Die Wechjelverpflichtung gejchieht ferner in Schriftform, 
in knappen Wendungen, welche die rajche Überficht, eine weitere Vor— 
ausjegung bequemer Transportablität, ermöglichen. Der Wechjel ſieht 
endlich von dem ſog. Grundgejchäfte ab, dejien Beitimmungen fich nicht 
erichöpfend in Kürze darlegen laſſen, und welches meiſt gegenjeitig be= 
dingte Verbindlichkeiten erzeugt, über deren Stand entfernte Dritte jich 


3) „Wer einen Wechſel verfauft, braucht Geld, wer einen Check verfauft, bat 
en it ein Diktum von Georg Siemen®. 
Über die Geſchichte des Wedhieis jiehe a H. B. bes Handelsrechts 
3. Aufl Bd. 1 S. 403; Grünhut a. a. O. Bd.1 ©.2 
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nicht leicht und nicht rajch zu orientieren vermögen.5 Dieſe Abjtraftion 
vor allem war die Lebensbedingung des Wechjels. Das Necht fonnte 
fich der Anerkennung derjelben nicht entziehen, wenn es überhaupt dem 
Wechjel jtattgeben wollte und mußte. Während man aljo im bürger— 
fichen Recht nach der jujtinianischen Gejeßgebung das Schuldverjprechen 
von jeiner causa jchlechthin abhängig machte, fam es im Wechjel zur 
Anerkennung der Klagbarkeit abftrakter Schuldverjprechen. Sie wurde 
erleichtert durch die jolcher Natur entjprechenden ſummariſchen Prozeh- 
arten. 

Die Form der Übertragung wurde den Zwecken des Wechſels ge- 
mäß in bequemiter Weiſe geitaltet durch das Indoſſament, alſo daß der 
durch dasjelbe bezeichnete Inhaber als Wechjelgläubiger gilt, ohne Rüd- 
jicht auf das Recht jeiner Vormänner. 

Umlaufsfähig iſt aber, da eine Nealficherheit ihm nicht anklebt, 
auch das Wechjelpapier nur nach Maßgabe des Kredits derjenigen, welche 
jich auf demjelben verpflichten. Die Eirkulationsfähigfeit beſchränkt fich 
auf den Kreis der PVerjonen, welche den bezüglichen PBerjonalfredit zu 
würdigen willen und anerkennen. Die Mehrzahl bindender Unterjchriften 
erweitert dieſen Kreis und befeitigt das Anſehen des Wechjeld. Des- 
halb wird der Wechjel Häufig, noch bevor er in den Verkehr gejegt wird, 
mit mehreren Unterjchriften verjehen; jeder ferner, der ihn in wechjel- 
mäßiger Form durch eine auf das Papier gejegte Erklärung weiter be- 
giebt, übernimmt regelrecht auch eine jelbjtändige Haftung für die Zah— 
lung und jteigert damit die Verfehrsfähigfeit des Wechſels. So tritt 
in fortdauerndem Umlaufe eine ftetig ſich vergrößernde Kette wechjel- 
mäßiger Regreßſchuldner ein. 

Da der Wechjel nur durch Perfonalfredit getragen wird, jo fann 
er bei der Wandelbarfeit der Vermögen nur für furzen Kredit bejtimmt 
jein. Dem entjpricht die bejondere Wechjelverjährung. Zudem werden 
die Wechjelregreßjchuldner nur für den Fall verhaftet, daß der Wechjel- 
gläubiger rechtzeitig die Aufforderung zur Zahlung bei demjenigen er- 
hebt, dejjen Zahlung in Ausjicht geitellt it. Verſäumnis der jog. 
wechjelmäßigen Diligenz durch den Wechielgläubiger macht die Re— 
greßjchuldner frei. Denn ihre Garantie iſt micht für entfernte Seiten 


5) Das Rechtsgeſchäft, zu deſſen „Regulierung“, wie man zu jagen pflegt, der 
Wechſel dient, ift nur erledigt, wenn der Wechſel „an Zahlungsitatt“ gegeben wird, 
in der Negel aber wird der Wechſel „zahlungshalber“ gegeben; vgl. oben Bd. 2 
Abt.1 8 120 if. IV. 

15* 
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beitimmt, in welchen jich die VBerhältniije, auf welche fie bei deren Er: 
teilung bauten, leicht völlig verjchoben haben. 

Im Wechjelrecht jtellen jich nach dem allen den meijt zweijeitigen, 
gegenjeitig bedingten, dem Betrage oder auch der Eriitenz nach zunächit 
unbeitimmten Obligationsverhältnifjen des bürgerlichen Rechtes bejtimmte 
einfeitige, abjtrafte, leicht begebbare, furzlebige Formalgeſchäfte zur Seite. 
Der Zujammenhang mit dem materiellen Recht iſt hier gelöſt. Wechſel 
über Saufgelder erzeugen demnach, auch wenn jeitens des Verkäufers 
nichts geleijtet oder noch nicht vollitändig geleijtet ift, eine liquide Schuld, 
ohne daß die Einrede des nicht oder nicht richtig erfüllten Vertrages 
beiteht; Wechjel, welche als Kaution gegeben wurden, jind beitreibbar, 
auch wenn aus dem Verhältnis, für welches die Sicherung beitimmt 
war, noch feine Anfprüche erwuchſen, das beigetriebene Geld wird in 
ſolchem Falle zur Geldfaution. Es ift auch in feiner Weije zu ver- 
muten, dab auf einen Wechjel zu leitende Zahlungen zur endgültigen 
Löſung obligatorijcher Verhältnifje gejchehen. Denn der Wechiel kann 
auch Zahlungen herbeiführen, durch welche obligatorische Verhältniſſe 
erit begründet werden, kann 3. B. die Zahlung einer Darlehensvaluta 
behufs eines Darlehens vermitteln. Der Wechjel dient aljo zwar der 
Herbeiführung pünfktlicher Zahlungsleiftung. Welche Natur diefe Zahlung 
aber hat, ob fie solvendi, credendi, satisdandi causa geſchieht, ſteht dahin. 

11. Immer liegen den Wechjelerklärungen reale Zwede zu Grunde. 
Der Formalismus kann verjtändigerweile nie Selbſtzweck jein, er ijt nur 
ein Mittel der Verfehrsbewegung. Iſt die Wechjelverpflichtung ahge- 
widelt, jo treten aljo alle Rechtsmittel des bürgerlichen Rechtes in Wirk— 
jamfeit, um die Verhältniffe in Gemäßheit des materiellen Rechtes zu 
ordnen und auszugleichen. Es gehört hierher nach Umſtänden die actio 
mandati des Bezogenen oder des Domiciliaten, welcher die Wechiel- 
jumme auf fremde Rechnung zahlte, ferner können Platz greifen Kon— 
diktionen, um eine ungerechtfertigte Bereicherung zu bejeitigen. Auch 
eine Bereicherungsflage aus dem Wechjelvecht findet ſich, nach Maßgabe 
beitimmter Borausjegungen. In den Formalismus des Wechjelrechtes 
aber greift da materielle Necht regelrecht nicht ein. Der Wechjel giebt 
dem Streditgefchäfte, was auch jein Anlaß geweſen jein mag, eine fate- 
gorische Form; dabei muß es für das Wechjelrecht zunächit beivenden. 
Hierin fiegt die jog. Wechſelſtrenge.“ Dennoch jchliegt dies nicht aus, 


6) Für die Erkenntnis des Weſens des Wechjelrechtes bahnbrechend war die 
Schrift von Einert: Das Wechjelreht nad) dem Bedürfnis des Wechſelgeſchäftes im 
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dat das Necht einem gröblichen Mißbrauche der für den redlichen Ver: 
fehr gegebenen Gejchäftsform im einzelnen Falle Durch jog. exceptio doli 
entgegentritt. Nur muß es fich hierbei um eine Unredlichfeit des der: 
zeitigen Wechjelgläubigers handeln. Denn mit der Nücdjicht auf die Um— 
laufsfähigfeit der behufs Verkehres in weiten Streifen hergeitellten Wechjel- 
urfunden wäre e3 unvereinbar, daß dem zeitigen Gläubiger aus der 
Unredlichkeit früherer Beliger Einreden entgegengehalten werden könnten. 

IV. Auf den Zujammenhang des formalen und materiellen Rechtes 
legt der Berfehr gleichwohl Gewicht. Man zieht Wechjel vor, deren 
Unterjchriften es wahrjcheinlich machen, daß die Wechjelverbindlichkeit 
durch reelle Gejchäfte veranlagt wurde. Dennoch giebt jich der Wechjel 
neben den joliden Operationen auch zu unjoliden und jchwindelhaften her. 
Unerlaubte Gejchäfte wiſſen jich in ihm mehr oder weniger zu verbergen. 
Es laufen Ktellerwechjel mit Berpflichtungen nicht exijtierender Per— 
jonen, ja Wechjel mit gefäljchten Accepten in wenig lauterem Verkehr. 
Nicht jelten iſt die jog. Wechjelreiterei, bei welcher jich der Aus: 
jteller Geld verjchafft durch Begebung einer Tratte, jo, da die Dedung 
des Dezogenen gejchieht durch eine weitere Tratte, welche der Ausſteller 
zieht, um ſich in derjelben Weije Geld zu verjchaffen, oder jo, daß der 
Bezogene auf den Trajjanten zieht, um durch die Begebung das zur 
Einlöjung der auf ihm gezogenen Tratte Erforderliche jeinerjeits zu 


neunzehnten Jahrhundert, 1839. Allerdings war e8 ein bloß wirtichaftlicher Geſichts— 
punft, wenn er den Wechjel ald das Papiergeld der Kaufleute, als ein Zahlungs— 
mittel auffaßte, und diejer Gefichtspunft war fein genauer, denn Papiergeld ift Wäh- 
rung, Wertmefjer und Zahlungsmittel, der Wehtel aber ein Zahlungsveriprechen, 
welches dieſe Eigenſchaften feineswegs hat; indem jedoch hierbei der abjtrafte Cha— 
ralter des Wechſels in den Vordergrund gerüdt wurde, war der enticheidende Geſichts— 
punft getroffen. Dies arbeitete denn Liebe, Entwurf einer Wechjelordnung für Braun: 
ihweig, und die a. d. W.O. 1848 weiter durd. Eine entiprechend verwertete Analogie 
gab die römische Stipulation in ihrer älteren Geftalt. Auch fie enthielt in dem jo= 
lennen: mille spondesne? spondeo. eine abitrafte Obligation, nur war der abjtralte 
Charakter der Stipulation nicht, wie dem Wechfel, etwas Wejentlihes. Auch durch 
die Notwendigfeit der Gegenwart von Gläubiger und Schuldner bei der Eingehung, 
durd; das Erjorderniß der unitas actus, die jehr beichräntte Übertragbarkeit unter: 
ichied fie fich jehr erheblich vom Wechſel, abgeſehen davon, daß die Stipulation in 
ihrer echten Geftalt Verbalfontraft war, der Wechjel aber einen Schriftatt bildet. — 
Die ältere Theorie — und jo aud) das A.L. R. II, 8 $713 — fuchte das Charak: 
terijtiihe des Wechſels in der fog. progefjualiichen Wechjelitrenge, namentlich in der 
Perjonalhaft und dem Wechſelprozeß. Nach Bejeitigung der Schuldhaft und bei dem 
Zujchnitt des jegigen Wechielprozefjes wird Hierin nicht leicht mehr etwas Wefent: 
liches gefunden werden. Das Charafterijtiiche kann nur in die ſog. materielle Wechſel— 
ftrenge, d. b. eben in die abjtrafte Natur der Wechjelichuld und die Unterwerfung 
unter die Formen und Borausjegungen des Wechjelrechtes, gejeßt werden. Bol. 
Emil Hoffmann, Die neueren Theorien des Wechielinjtituts, in Goldichmidts Zeit- 
ihrift Bd. 12 ©. 432. 
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erlangen. Man muß e3 aber Hinnehmen, daß der Wechjel auch den 
Schleichwegen des unredlichen Berfehres, oder doch mehr oder weniger 
unjoliden Geichäften dient, wenn man auf den Nuten des Inititutes 
für den gefunden Verkehr nicht verzichten will. 


8246. Die Quellen des Wechſelrechtes. 


I. Kaufmänniſche Gewohnheiten bildeten im Mittelalter das euro- 
päiſche Wechjelrecht, indem jie in den reifen und Gerichten der Kauf: 
leute zu allgemeiner Anerkennung gelangten. In der weiteren Ent— 
widelung erichien aber gejegliche Negelung unentbehrlich, denn nur fie 
fann die Gleichheit und Beſtimmtheit fichern, welche für den Wechjel- 
verfehr notwendig jind. 


Seit dem 17. Jahrhundert erjtanden in Deutichland majjenhafte, 
im einzelnen vielfach verjchtedene Landesgejegliche Wechjelordnungen. ! 
Mochten fie auch) Fortichritte enthalten, jo war doch die unerfreuliche Folge 
eine trojtloje Zerjplitterung der deutjchen wechjelrechtlichen Satungen. 


Wenn irgendwo, jo erichien hier die Nechtseinheit Bedürfnis. Durch 
ausgezeichnete wijjenfchaftliche Arbeiten wurde fie vorbereitet.? Auf diefem 
Gebiete errang die deutjche Einheit3bewegung ihren erjten, dauernden, 
glänzenden Erfolg. 

Denn im Jahre 1846 wurde in der Konferenz der Zollvereins— 
Itaaten auf den Antrag Württembergs Preußen aufgefordert, einen von 
ihn vorbereiteten Entwurf des Wechielrechtes vorzulegen, worauf die 
preußifche Regierung alle deutjchen Staaten, auch die dem Zollverbande 
nicht angehörenden, behufs Beratung desjelben nach Leipzig einlud. Die 
hiernach zujammengetretenen Abgeordneten einigten fich in der Zeit von 
ſechs Wochen auf der Grundlage des preußiichen über einen endgültigen 
Entwurf, welcher zum deutſchen Wechielvechte erwuchs. Die deutjche 
Nationalverjammlung zu Frankfurt a. M. janktionierte ihn am 24. No— 
vember 1848 als Geſetz, und es geſchah dejien Publikation durch den 
Neichsverwejer im Neichsgejepblatt. Aber der Streit entbrannte, ob 
dDiejer Vorgang legitim jei. Dies führte dazu, die Wechjelordnung durch 


1) Eine Überficht findet fich bei Grünhut, W.R. Bd.1 S. 105 An der Spitze 
iteht die Nürnberger W.O. vom 16. Juli 1621. Unter den jpäteren deutichen Geſetz— 
gebungen nahm die des A.L. R. II,s 88 713 — 1249 einen hervorragenden Blag ein. 
Sie hat auch auf die deutiche W.O. erheblichen Einfluß gehabt. 


2) Bal. namentlich die oben $243 Anm. 5 angef. Schriften. 
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Landesgejege in Kraft zu jegen.® Dem Inhalte nach bildete fie all- 
gemein deutjches Necht, formell galt jie als ‚Landesrecht der Einzel: 
jtaaten. 

Streitfragen erwuchjen, die in den Einzelſtaaten verjchieden ent- 
jchieden wurden, denn es fehlte ein oberjtes deutjches Gericht. So drohte 
Schädigung der errungenen Einheit. Durch die im Jahre 1857 in 
Nürnberg zur Beratung des deutſchen Handelsgejegbuches zuſammen— 
getretene Konferenz der Abgeordneten der deutichen Staaten wurden 
Vorjchläge zu deren Schlichtung gemacht, welche al3 jog. Nürnberger 
Novellen in den meiſten Staaten — auch in Preußen — landesrechtlich 
eingeführt wurden. 


Der Norddeutiche Bund machte die Wechjelordnung und die Nürn- 
berger Novellen am 5. Juni 1869 auch formell zu einheitlichem — nord- 
deutjchem — Nechte.* Infolge der Gründung des deutjchen Reiches 
endlich wurden fie Reichsgeſetze gemäß der Reichsverfaffung und bejon- 
derer Neichögejege, welche für. Eljaß-Lothringen am 19. Juni 1872, 
Helgoland am 22. März 1891 erlajjen wurden. 5 


I. Die Wechjelordnung erjchöpft feineswegd das gejamte die 
Wechjelverbindlichkeiten beitimmende Recht. Sie bejchränft fich vielmehr 
auf die Grundzüge des wechjelvechtlichen Sonderrechtes. 

Sie verweilt insbejondere bezüglich der wichtigen Frage der Wech- 
ſelfähigkeit in ihrem Art. 1 auf die Grundjäge des bürgerlichen Rechtes 
über VBerpflichtungsfähigfeit. Gemäß Einf. Ge). zum B. G. B. Art. 4 
find jest die Vorſchriften des B. G. B. hierüber bejtimmend. 

Auch bei anderen Fragen des Wechjelrechtes hat die Beurteilung 
nach bürgerlichen Nechte zu gejchehen. Hierbei iſt gleichfalls auf dag 


3) Das preußiiche Einführungsgejeg vom 15. Februar 1850 $1 lautete: „Bei 
der Beſtimmung des $1 der — ——— vom 6. Januar v. J., nach welcher die im 
Neichögejegblatte vom 27. November 1848 publizierte allgemeine deutſche Wechſel— 
ordnung in Preußen mit dem 1. Februar v.%. in Kraft getreten iſt ... behält es 
fein Bewenden.“ 

4) In dem Geſetze des Norddeutichen Bundes vom 5. Juni 1869 find die No— 
vellen je an ihrem Orte in die Wechjelordnung eingefügt. — Die deutiche Wechjels 
ordnung zerfällt in drei Abfchnitte. Der erſte, Art. 1—3, handelt „von der Wechjel- 
fähigfeit“, der zweite, Art. 4— 95, „von gezogenen Wechſeln“, der dritte, Art. 96 
bis 100, „von eigenen Wechſeln“. 

5) Die deutſche Wechjelordnung gilt außer im deutjchen Reiche in Öfterreich, fie 
mi zu Grunde dem W. R. der Schweiz, der drei jfandinavijhen Reiche, von Jtalien 
und Portugal. Am verbreitetiten ift dag W.R. ded code de commerce, teils unver— 
iindert, teild als Mutterreht. Selbjtändig ift dad W.R. von England und in den 
Vereinigten Staaten Nordameritas. 





232 Das Wechſelrecht. 


B. G. B. zurüdzugehen. Man muß fich aber vergegenwärtigen, dab dies 
nirgends pofitiv gejeglich vorgejchrieben tit, dab es vielmehr 
geichieht infolge eines Schluffes auf die Abficht des Gejetes, und dab 
e8 nur jomweit gejchehen darf, als die bezüglichen Beſtim— 
mungen des B.G.B. nicht mit dem Wejen und den Zweden 
des Wechjelrechtes in Widerjpruch treten.® 

Man wird hiernach 3. B. unbedenklich die Vorjchriften des B. G. B. 
hinfichtlich der Vertretung, der Vollmacht, des Verzuges auf die Wechjel- 
verpflichtung anzuwenden haben. Dagegen fann dies für die Vorfchriften 
des B. G. B. über Willensgmängel nicht unbedingt gelten, namentlich nicht 
gegenüber gutgläubigen Indofjataren, ebenjowenig für die Beitimmungen 
über Nichtigkeit von Gejchäften, zum Teil auch nicht für die Vorjchriften 
über die Schriftform umd über die Wechjelverjährung. 

III. Die landesgejeglichen, jeinerzeit bei oder nach Einführung der 
Wechjelordnung erlafjenen Vorjchriften bleiben, joweit fie nur eine Er— 
gänzung, nicht eine Abänderung der Wechjelordnung enthalten, nach 
8 2 des norddeutjchen Bumdesgejeges vom 5. Juni 1869 beſtehen.“ Auch 
das Einf. Gef. zum H. G. B. vom 10. Mai 1897 Art. 21 hat fie erhalten, 
abgejehen von Beitimmungen über faufmännijche Anweiſungen. 

IV. Die Wechjelordnung trifft vielfah zwingende Beſtim— 
mungen, welchen jich die Beteiligten, wenn jie in den Wechjelverfehr 
treten wollen, unterordnen müfjen. Dies fordert der Zweck des Wechjels, 
ein gleichförmiges und jiher zu handhabendes Inſtrument 
der Verfehrsbewegung zu Ichaffen. In manchen Fällen giebt jedoch 
die Wechjelordnung dem entgegengejegten Parteiwillen ausdrüdlich Raum $, 
er muß dann aber auf dem Wechſel deutlich und Iejerlich erklärt jein. 
Läßt das Geſetz die Frage offen, ob eine Vorjchrift der Wechjelordnung 
als zwingende gemeint ijt, oder abweichende oder zujäßliche Erklärungen 
der Beteiligten duldet, jo wird die Antivort aus ihrer Bedeutung für 
das Wejen des Wechjels und für dejien VBerfehrsfunftion zu entnehmen 
fein. Durch) eine abjolute Regel kann die Frage nicht gelöjt werden. 


6) Eine prinzipielle Erörterung der Frage vermißt man bei Nehbein 6. Auflage 
1900. Zwar jcdeint er von denfelben Gefichtspunften wie wir auszugehen, doch weicht 
er in den Einzelfragen vielfady von unjen Ausführungen ab. 

7) Dies gilt für landesrechtliche Beſtimmungen über Proteitjtunden, R.0.9.®. 
835.17 8.55, 3.8. für $4 des preuß. Einf. Gel. vom 15. Februar 1850, wonach 
der Proteſt nur zwiichen 9 Uhr vormittags und 6 Uhr abends erhoben werden darf. 

8) 3.8. durch Zulaffung der Klaujel „nicht an Ordre“, W.O. Art. 9 Abi. 2. 

9) Sunders Bener, Abjoluter und dispofitiver Inhalt der W.D. in Goldihmidts 
Zeitſchrift Bd. 34 n.1. 
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8247. Die Arten des Wediel?. 

I. Es giebt zwei Hauptarten des Wechjels, den gezogenen Wechjel 
oder die Tratte, und den eigenen oder trodenen Wechjel, leterer 
vulgär auch Solawechjel! genannt. Der Unterjchied iſt nach jeinem 
Urjprunge und feinen Grundgedanken ein jachlicher, da aber im Wechiel- 
rechte die Form überwiegt, jo entjcheidet auch in diejer Hinficht die Form. 

1. Der gezogene Wechjel jtellt eine Anweijung dar. Ob 
er dies in Wirklichkeit ift, bleibt dDahingeftellt und hat feine Bedeutung 
für die Wechjelverpflichtung als ſolche. Nur die Einkleidung in eine 
Zahlungsaufforderung an den Bezogenen ijt aljo für den gezogenen 
Wechſel beitimmend. Sie gejchieht meiitens durch die Worte: „Gegen 
diefen Wechſel zahlen Sie an A.“, doch find Diejelben durch gleich: 
bedeutende Ausdrüde erjegbar; nur darf die Bezeichnung als Wechiel 
nicht fehlen. 

Da der gezogene Wechjel die Gejtalt der Anweifung haben muß, 
jo hat er jeiner Form nach notwendig drei Berjonen aufzuführen, nämlich 
den Aussteller des Wecjels oder den Traljanten, von welchem 
die Zahlungsaufforderung ausgeht; den Nehmer des Wechjels oder 
den Remittenten?, welchem gezahlt werden joll; den Bezogenen oder 
den Trafjaten, an welchen die Zahlungsaufforderung gerichtet ift. 
Sind die Namen diejer drei Berjonen ausgefüllt, jo ijt der jog. Grund- 
wechjel gebildet. Da aber nur die äußere Form der Anweilung zu 
wahren iſt, jo jteht nichts entgegen, daß jich der Aussteller des Wech- 
jel3 zugleich als dejien Nehmer bezeichnet, — Wechjel an eigene 
Drdre, W.D. Art. 6 Ab. 1.“ Dieje Form iſt jehr häufig. Es erſcheint 


1) In anderem Sinne gebraucht dies Wort W.O. Art. 66 Saß 2. 
2) Einfachſte Formen des gezogenen und des eigenen Wechſels, welche das Not- 
wendige enthalten, jind: 
a) Berlin, 1. April 1880. 
Gegen diejen Wechjel zahlen Sie nad) Sicht dem Agerius 1000 Marf. 
An Numerius in Leipzig. Primus, 
b) Berlin, 1. April 1880. 
Segen diejen Wechjel zahle ich nach Sicht dem Agerius 1000 Mark. 
Numerius. 
Dieſe Formen können wechſelrechtlich variiert werden. Außerdem finden ſich gewöhnlich 
noch andere, für das Wechſelrecht als ſolches nicht weſentliche Angaben. Vgl. über dieſe 
unten $ 260. 
3) Die ältejten Wechiel bezwedten eine remissio de loco in locum, daher der 
Name remittens. Im Handelöverfehr ijt die Bezeihnung „Remittent“ ungewöhnlich. 
4) Wenn eine Tratte an eigene Ordre mit Indoſſament verfehen ift, jo hat 
der Sache nad der erite Nehmer die Stellung eines Nemittenten, während er ber 
Form nad der erite Indoſſatar iſt. Thöl, WR. $160 will, foweit es darauf an— 
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ferner zuläfjig, daß der Aussteller fich jelbit ald den Bezogenen 
bezeichnet, jofern nur die Zahlung an einem anderen Orte al dem 
der Ausstellung geſchehen joll, trafjiertzeigener Wechſel, W. O. 
Art. 6 Ab}. 2.5 

Der Bezogene iſt an fich infolge der Wechjelbegebung nicht 
wechjelrechtlich verpflichtet. Das Necht des Remittenten gegen den Aus» 
jteller it dadurch bedingt, daß er den Bezogenen zur Zahlung aufs 
fordert; von dem Bezogenen Zahlung zu fordern, hat er Dagegen fein 
Recht. Wohl aber wird der Bezogene jelbitändig Schuldner der Wechjel- 
jumme durch die Annahme des Wechſels. 

2. Der eigene Wechſel hat die Form des Schuldicheines. 
Meijt werden die Worte gewählt: „Gegen diefen Wechjel zahle ich“. 
In dieſer Gejtalt — als Grundwechjel — erjcheinen bei dem Wechjel 
nur zwei Berjonen, nämlich der Aussteller, welcher der Wechjelichuldner 
it, und jein Gläubiger. 

II. Diejenigen Nechtsjäge, welche aus der Natur des Wechjels 
als ſolcher abzuleiten find, gelten für beide Arten des Wechjels; 
diejenigen dagegen, welche auf der Form der Tratte als einer Anweiſung 
beruhen, haben feine Anwendung auf den eigenen Wechiel. Dies gilt 
namentlich für die Annahme des Wechjeld und die Nechtsjäte, welche 
fi) aus der Acceptabilität der Tratte herleiten. Ganz überflüjlig und 
ohne rechtliche Bedeutung iſt die nicht jelten bei eigenen Wechſeln ſich 
findende Bemerkung „auf mich jelbit und angenommen“. Sie gilt wie 
nicht gejchrieben. 

III. Der jveben erwähnte traffiert-eigene Wechſel fällt nicht 
unter die Gruppe der eigenen, jondern in Die Klajje der gezogenen 


fommt, den eriten Indoſſatar nicht als folhen, fondern als NRemittenten behandelt 
wifjen, weil er died der Sache nad) jei. Dem ift nicht beizutreten. Denn im Wechſel— 
rechte entjcheidet die form. Die aus jenem Sate gewonnenen Folgerungen Thöls 
find unbegründet. So namentlih, daß die Tratte an eigene Ordre, deren erites 
Indofjament ein Blankoindofjament bilde, ungültig fei, weil der Tratte der vom 
Trafianten zu benennende Remittent fehle. Thöl erfennt jelbjt die Gültigkeit des 
Acceptes einer nicht indofjierten Tratte an eigene Ordre an. Soll nun diejes Accept 
Br — verlieren durch ein der Tratte ſpäter zugefügtes erſtes Indoſſament in 
anko? 

5) Als nichtig betrachtet R.G. Bd. 19 S. 93 einen Wechſel, wenn, aber aus 
ihm ſelbſt, unzweifelhaft hervorgeht, daß Remittent und Bezogener dieſelbe Perſon 
find. So auch Staub zu Art. 6. Anderer Anſicht Lehmann a. a. O. S. 47, S. 350. 
Allerdings kann nah W.O. Art. 10 die Tratte an den Bezogenen indoſſiert werden, 
aber bei deren Schaffung ſoll ſolche Perjoneneinheit unzuläffig fein. 

6) W. O. Art. 96ff. werden diejenigen für den gezogenen Wechſel gegebenen 
Vorſchriften im einzelnen bezeichnet, welche auch für den eigenen Wechjel gelten. 
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Wechjel. Denn ob die eine oder die andere anzunehmen ift, Darüber 
entjcheidet die Form. Nach diefer aber liegt nicht, wie bei einem eigenen 
Wechjel, die Erklärung vor, Hauptwechjelichuldner zu fein, jondern nur 
die, Negreßjchuldner zu jein. Haftet hiernach der Ausjteller in feiner 
Eigenjchaft als Bezogener überhaupt nicht, jo lange er den Wechjel nicht 
angenommen hat, jo iſt andererjeit3 in jeiner Eigenjchaft als Ausiteller 
jeine Verpflichtung eine bloß bedingte, nämlich durch gehörige Vorzeigung 
behufs Annahme oder Zahlung oder durch rechtzeitigen Protejt mangels 
der einen oder der anderen. 

Die Wechjelordnung erkennt, wie bemerkt, trajjiert=eigene Wechjel 
nur an, wenn die Zahlung an einem anderen Orte al3 dem der Aus— 
jtellung gejchehen joll.?- 8-9 
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1. Wejentlich für die Wechjelichuld ijt deren Loslöjung von 
dem materiellen Grunde der Obligation.! Die Iſolierung er— 
jcheint beim Wechjel nicht, wie bei anderen Wertpapieren, 3.3. den 
Snhaberpapieren, als etwas Mögliches und in das Belieben des Aus- 
jteller8 Geitelltes, jondern als etwas Wejentliches. Würde aljo die 
Wechjelverpflichtung durch die Schrift von dem zu Grunde liegenden 


7) In Ermangelung der Ortsverjchiedenheit ift der traffiert=eigene Wechſel un— 
güig. Er ijt keineswegs als eigener Wechjel zu erhalten. Denn der Wille des 
rafjanten Hauptwecjelihuldner zu jein ijt nicht erklärt. Solche Ungültigkeit ſteht 
auc dritten Nehmern des Papiered entgegen, denn ber Wechlel ijt nicht gültig ge- 
ftaltet. Died nötigt nach den Zweden des Wechſelrechtes das Erfordernis jtreng 
formell zu nehmen. Daher ijt ein trafjiert=eigener Wechjel nur dann anzunehmen, 
wenn der Wecjel jelbit die Identität des Ausftellers und des Bezogenen ergiebt, 
3. B. wenn er lautet „an mich ſelbſt“. Doc genügt aud) völlige Gleichheit der Na— 
men des Ausjteller8 und des Bezogenen zur Annahme der dentität, wenn dieſe 
Annahme durd) Momente aus dem Wechſel unterftügt wird. — Über die verſchie— 
denen Anfichten vgl. Grünhut a. a. O. S. 413. Die jtreng formelle Auffafjung R. O. H. G. 
Bd. 18 S. 140, *. 19 S. 94; Rehbein zu Art. 6 Anm. 3; Staub zu Art. 6. 

8) Nicht zu billigen iſt die Behauptung, daß verſchiedene Lokalitäten des— 
ſelben Ortes genügten, um den traſſiert-eigenen Wechſeln als ſolchen im Sinne der 
W.O. Geltung zu geben, z. B. verſchiedene Straßen desſelben Ortes oder verſchie— 
dene Häuſer derſelben Straße. Ort ſteht in der W. O. gleich Ortſchaft, vgl. Art. 4 
gif. 6 und 8, Art. 24; R.O. H.G. Bd. 21 ©. 358. 

9) Der traffiert=eigene Wechjel wird vorzugsweiſe benußt für den Mehverfehr, 
ebenjo für den Verkehr der jog. Kommanditen desielben Haufe an verichiedenen Orten. 


1) Das im Wechjelprozefje ergangene Urteil enthält hiernach feine Enticheidung 
über das der Wechielordnung zu Grunde liegende Nechtöverhältnis. Der Umiftand, 
daß der Beklagte in dem Wechſelprozeſſe die ihm zuitehenden Einreden aus dem zu 
Grunde liegenden Rechtsverhältniffe nicht erhoben hat, ing er ihm folgerecht nicht 
die Möglichkeit, jpäter das bezügliche Rechtäverhältnis in bejonderer Klage geltend 
zu madhen. Vgl. R.G. Bd.26 ©.250, 253. 
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Rechtsverhältniſſe abhängig gemacht, jo würde dies den Wechſel nicht 
bloß modifizieren, jondern ihm die Wechjelfraft entziehen.? Hier zeigt 
ji der Wechjel nicht ohne Verwandtjchaft mit der Grundjchuld. 

Die Unabhängigkeit des Wechſels von jeiner causa wurde im älteren 
deutichen Wechjelrechte dadurch hergeftellt, daß man zwar die Worte 
„Baluta empfangen“ oder „Wert empfangen“ für wejentlich erklärte, daß 
man aber die Prüfung der Nichtigkeit diejes Bekenntniſſes ausjchlop. 
Die deutjche Wechjelordnung hat jene Klauſeln für überflüjlig erachtett, 
die Sjolierung der Wechjelichuld von ihrem Rechtsgrunde vielmehr durch 
ihre Rechtsſätze durchgeführt. 

2. Die Wechjeljchuld iſt eine jtreng einjeitige des Wechſel— 
ihuldners.5 Allerdings jtellt das Wechjelrecht an die Thätigkeit des 
Wechjelgläubigers zahlreiche Anforderungen. Dies hat jedoch nur den 
Einn, daß die Rechte des Wechjelgläubigers gegen gewilje Wechiel- 
ſchuldner, insbejondere den Traffanten und die Indofjanten — die jog. 
VBormänner — abhängig gemacht jind von der Erfüllung 
wechjelmäßiger Diligenz Bon dem Prinzip der Einjeitigfeit der 
Wechjelverpflichtung beitehen jedoch Ausnahmen; e8 haben nämlich die 
Wechjelgläubiger, im Fall der Wechjel mangel® Zahlung protejtiert 
wird, Die Pflicht, binnen kurzer gejeglicher Frift ihren Vormännern 
eine Benachrichtigung — Notifikation zugehen zu lajjen, widrigenfalls 
jie ihnen Schadenserjaß zu leisten haben.“ Auch iſt der durch den 
Wechjel legitimierte Beliger desjelben verpflichtet, den mangel® Zah— 
lung protejtierten Wechjel quittiert mit dem Protejt jedem Wechjel- 
Ichuldner gegen Zahlung der Wechjelfumme nebjt Zinjen und Kojten 


2) Hiernach hat dad R.D.H.G. Bd.21 ©. 169 als nichtig angefehen einen 
Wechſel, nach welchem der Bezogene „laut Bertrag“ zahlen follte, da zweifelhaft 
bfieb, ob hiermit eine bloße Hinweifung auf das zwijchen dem Aussteller und dem 
Bezogenen bejtehende Verhältnis bezüglid, der Dedung beabjihtigt war, oder ob die 
Wechlelverpflihtung gegenüber dem Nemittenten fi nad) den Vereinbarungen be— 
mefjen ſollte. Vgl. Beyer a.a.D. Bd. 34 ©.11. Ungültig wäre aud ein Wechſel 
„gegen Ware“, z. B.: für eine goldene Doſe zahle ih u. j. w. 

3) Bgl. z.B. A.L. R. II,8 88 765ff., UL.R.II,S 81078. So iſt es noch 
jetzt nach dem code de commerce und deſſen Tochterrechten. 

4) Auch nach dem W. R. Englands und der V. St. Nordamerikas iſt die Valuta— 
klauſel nicht notwendig. 

5) Der Satz, daß der Wechſelgläubiger in der Regel dem Wechſelſchuldner 
gegenüber feine Verbindlichkeit hat, bezieht ſich natürlich nur auf das Wechſelrecht. 
Durch die der Wechjelbegebung zu Grunde liegenden Vereinbarungen können will 
fürlih Verpflichtungen der Beteiligten fejtgeftellt werden, vgl. unten $ 260. 

6) W.D. Art. 45. Das Nähere jiehe unten $ 274. 
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herauszugeben, widrigenfall® er gleichfalls wegen jeines Verzuges Scha- 
denserjat leilten muß. ? 

3. Die Wechjelichuld muß quantitativ bejtimmt fein. Sie muß auf 
eine bejtimmte Geldjumme, zahlbar an einem bejtimmten Drte, 
lauten, die Zahlungszeit muß in bejtimmten Formen feitgeitellt 
jein, W.O. Art. 4. Alle wejentlihen Punkte müfjen aus der Wechjel- 
urfunde jelbjt hervorgehen. Wechjel mit einer ihrem Betrag nach nicht 
beitimmten Geldjumme, mit unbeſtimmtem Zahlungsorte, mit einer nicht 
in der gejeglichen Weije beitimmten Zahlungszeit entbehren der Wechjelfraft. 

4. Aus dem Formalcharakter des Wechjels entwiceln jich die beiden 
jcheinbar entgegenitchenden Eigenschaften der notwendigen äußeren Korre— 
Ipondenz aller Wechjelerflärungen und der innerlichen Selbjtändigfeit jeder 
einzelnen Verpflichtungserflärung. 

Der Grundſatz der äußeren Korrejpondenz führt dahin, daß, 
wenn der Grumdwechjel nach jeiner äußeren Erjcheinung ungültig ift, 
auch alle demjelben jpäter ſich anjchliegenden Wechielerkflärungen ungültig 
ind, W.D. Art. 7. Wäre z.B. der Grundwechjel eine auf den In— 
haber lautende Tratte, oder ein an eigene Drdre geitellter eigener 
Wechſel und demnach wegen des Mangels der Form nichtig, jo wäre 
die Annahme diefer Inhabertratte, und wären ebenjo die auf jolchen 
Wechſel gejegten Indofjamente nichtige Erklärungen.® Es folgt aus 
jenem Grundjage weiter, daß Indojjamente Fraftlos find und feinen 
wechjelmäßigen Rüdgriff begründen, wenn fie fich nach einer Lücke in 
der Reihe der Indofjamente finden?, endlich auch, dat die Annahme 
des Mechjels durch einen Nichtbezogenen — abgejehen von der Ehren- 
annahme10 — fowie daß die Annahme des Bezogenen, jo weit fie die 
Wechjelfumme der Grundtratte überjteigt, nichtig it. 

Dagegen find die auf dem Wechjel übernommenen Verbindlichkeiten 
— jofern die äußere Korreſpondenz gewahrt iſt — ſelbſtändig ver— 
pflichtend ohne Rüdjicht darauf, ob die vorher auf dem Wechjel ver 
zeichneten Perſonen verpflichtet find. Es gilt dies fir die Fülle, dab 





7) W.O. Art. 48; RG. Bd. 14 S. 108. Unter Koften. ift die „Provifion“ 
mitveritanden, R.G. Bd.14 ©. 107. Der Wechſelſchuldner kann bei verweigerter 
Auslieferung auf Schadenserjag Flagen. 

8) R.O. H. G. Bd.7 ©. 49. 

9) Indoſſamente, welche nach der Lücke auf dem Wechſel ſtehen, gewähren den 
Beteiligten auch untereinander keine wechſelmäßigen Anſprüche. 

10) Vgl. unten 8275. 
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auf dem Wechjel bezeichnete Vormänner nicht wechjelfähig!!, dab ihre 
Unterjchriften gefälicht1?, dat die Vormänner gar nicht vorhanden find. 
Gültig iſt hiernach das echte Indofjament, welches auf einer gefäljchten 
Tratte oder hinter gefäljchten Indojjamenten ſteht; nicht weniger als 
das echte Accept einer Tratte durch den Bezogenen, welche die gefäljchte 
Unterjchrift des Trafjanten trägt. Es kann lediglich auf die Ungültigfeit 
der Trafjierung eine Anfechtung des Acceptes wegen mangelnder Voraus: 
jeßung nicht gegründet werden. 
$249. Redlichleit des Erwerbers des Wechſels. 

I. Ob die Wechjelverpflichtung jchon durch den einjeitigen At 
ihrer Niederjchrift jeitens des Ausstellers begründet wird — jog. Kreations— 
theorie —, oder auf einen Vertrag mit dem Erwerber zurüdzuführen 
iſt — Vertrags-, insbejondere Begebungstheorie — war viel behandelte 
Steitfrage.! Nachdem ſich das B. G. B. bei den Schuldverjchreibungen 
auf den Inhaber in $ 794 für das erjtere entjchieden hat?, muß Gleiches 
auch für den Wechjel angenommen werden. Es wäre zwedlos, wenn 
die Gegner den Kampf noch fortjegen wollten. 

Weſentlich ift aber außer der Niederjchrift des formgerechten Wechjels 
dejjen redlicher Erwerb. Regelmäßig tritt freilich der Wechjel durch 
Begebung jeitens des Ausftellers in den Verkehr; doch fommt es hierauf 
für die Geltung des Wechjels nicht an. Sobald der Wechjel mit oder 
gegen den Willen des Ausjtellers feinen Lauf begonnen hat, 3.8. aud) 
dann, wenn er aus Verjehen dem genannten Nemittenten während noc) 
ichwebender Verhandlung voreilig ausgehändigt wurde, oder dem Aus— 
iteller geitohlen war, wird der formell legitimierte, gutgläubige In— 
haber Wechjelgläubiger.- # 

II. Dies gilt für die frage der Legitimation, d. h. darum wer 
berechtigt ijt, die Wechjelverpflichtung für jich geltend zu machen. Erflärt 
die W.D. Urt. 36 dies auch nur für den durch eine zujammenhängende, 
bis auf ihn hinuntergehende Reihe von Indofjamenten legitimierten In— 
dofjatar, jo muß doch Gleiches dem Sinne des Geſetzes nach gelten 


H W.D. Art. 3. 
= W.O. Art. 75 und 76. 
) Reihe Litteratur —— Bes ſich bei Grünhut Bd. 1 ©. 267. 
2) Bol. oben Bd.2 Abt.1 $14 
3) Bgl. Grünhut a.a.D. Bd. ©. 279. 
4) Affolter in Goldichmidts Zeitſchrift Bd. 29 S. 375 behauptet „Wechfeleigentum 

giebt Wechſelanſpruch“. Nah B.6.B. $ 952 it umgelehrt zu jagen „Wechjelanfprud) 
giebt Wechjeleigentum“. 
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bezüglich de Remittenten, wie auch des Inhabers des mit Blanfo- 
indojjament verjehenen Wechjeld. Auf Mängel des materiellen Rechtes 
fommt es Dem gegenüber nicht an, 3.3. wenn die Indoſſamente von 
einem Willensunfähigen herrühren® oder gefäljcht find. 

Gleiches fommt nach Art. 74 der W.D. dem Erwerber nicht zu 
gute, welcher beim Erwerbe bösgläubig oder grob fahrläſſig verfuhr. 
Auch dies muß auf den Nemittenten und den Inhaber im Falle des 
Blankoindojjamentes bezogen werden. Der Art. 74 jpricht nur vom 
Verhältniſſe des materiell berechtigten Wechjelgläubiger® und des bloß 
formell Tegitimierten. Aber auch der Wechjelichuldner kann dem 
leteren jedenfall3 dann eine Einrede entgegenjtellen, wenn der Inhaber 
den Wechjel in böjem Glauben erworben hat.? Er bleibt jogar richtiger 
Anficht nach dem materiell berechtigten Gläubiger verantwortlich, wenn 
er wiljentlich dem bösgläubigen Erwerber des Wechjels zahlte, weil er 
demjelben eine Einrede entgegenjtellen konnte und darum auch hätte 
entgegenitellen jollen. 8 

IM. Der Wechjel iſt bejtimmt, dem redlichen Verkehre zu dienen, 
ähnlich wie im Kreiſe des Sachenrechtes die Hypothek und die Grund- 
ſchuld. Es bejteht jedoch ein Unterjchied in einem grundlegenden Punkte. 
Auch eine in Wahrheit nicht bejtehende Hypothek, die z.B. auf Grund 
einer Fälſchung im Grundbuche eingetragen wurde, gewinnt in der Hand 
eines gutgläubigen Erwerbers der Hypothek volle Nechtsgültigfeit. Dies 
it Folge der öffentlichen Autorität des Grundbuches.? Dagegen ein 
Pſeudowechſel, deſſen Unterjchrift von einem Verpflichtungsunfähigen 
herrührt oder gefäljcht it, erhält, auch wenn ihn ein gutgläubiger In— 
doſſatar erwirbt, feinen Rechtsbeſtand. 19. 11 


5) Anders Lehmann a.a. n ©. 175, vgl. aber Grünhut a. a. O. 

6) R. O. H. G. Bd. 23 ©. 358 

7) In diefem Sinne erfannte R.O. 9.8. Bd. 25 ©. 66 eine exceptio doli zu 
Gunſten des Ncceptanten eine® in blanco indoffierten Wechſels, welcher bei Gelegen— 
beit von Verhandlungen über dejjen Begebung aus Berjehen im Haufe des Klägers 
liegen geblieben war. 

5A Bol. hierüber die Ausführungen beim Inhaberpapiere oben Bd.2 Abt. 1 
81491 

9% Brunner, Wertpapiere bei Endemann, Handbuch Bd.2 S. 168 fpridt von 
Wertpapieren öffentlihen Glaubens, zu denen er namentlic den Wechſel zählt. Er 
ftellt jedoch die im Terte angegebene Berjchiedenheit von Hypotheken nicht in Abrede. 

10) Folgerecht fann ein Wechſelanſpruch aud dann nicht entjtehen, wenn eine 
Unterfehrift, weldhe zu anderen Zweden geleijtet war, zur Heritellung einer Wechjel- 
urfunde mißbraucht wurde, z. B. in dem Falle, daß der It als Ausjteller Bezeichnete 
feine Unterſchrift behufs einer Vollmadit, in blanco, gab, oder gar daß die einer 
anderen Urkunde —— Unterſchrift davon losgelöſt und zu — Wechſel ver: 
wendet wurde. Der redliche Erwerber dieſes Pſeudowechſels kann ſich, wenn ein 
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$250. Bedingungen der Wechſelſchuld. Protejterhebung. 

I. Die Wechjelverbindlichkeiten laſſen nicht, wie Berpflichtungen 
anderer Art beliebige Bedingungen zu, welche Eintritt oder Beſtand 
der Berpflichtung von ungewijjen oder künftigen Creignijjen abhängig 
machen. Wenn das Gejeß es auch nicht bejonders ausſpricht, jo ergiebt 
fi doch aus dem Wejen des Wechjelrechtes und der hiernach erforderten 
Beitimmtheit, dat willkürlich zugefügte Bedingungen die Wechjelerflä- 
rungen entkräften. ! 

II. Dagegen find zahlreiche Wechjelverbindlichfeiten, insbeſondere 
diejenigen der Negrehverpflichteten, nach dem Gejege abhängig von 
gewilien künftigen IThatjachen, welche man als gejegliche Bedin: 
gungen bezeichnen fann. Nach dem Formalcharafter des Wechjels ilt 
aber nicht bloß notwendig, daß fich die bedingenden pofitiven und nega= 
tiven Thatjachen zugetragen oder nicht zugetragen haben, vielmehr wird 
in der Regel auch erfordert, daß rechtzeitig und formgerecht durch Proteit, 
d.h. eine gerichtliche oder notarielle Urfunde?, die bezüglichen 
Thatjachen und Vorgänge erwiejen werden. Es ijt aljo dasjenige, was 
zunächjt nur als eine Beweisurfunde erjcheint, zugleich jelbitändige 
Bedingung von Wechjelverbindlichfeiten. 

Der Protejt ift anzufehen ald Ergänzung der Wecdjjelurfunde, 
er bildet mit ihr bezüglich derjenigen Erklärungen, welche in den Protejt 
gehören, eine Einheit. 

II. Es fommen folgende Protejte vor: der Protejt mangels An- 
nahme, um fejtzuftellen, daß der Wechjel dem Bezogenen — im be- 


derartiger Sadjverhalt ihm gegenüber feitgeitellt werden kann, nicht darauf berufen, 
dab er befugt gemwejen jei, davon auszugehen, da der äußerlich formell gültige 
Wechſel in Wirklichkeit zu jtande gekommen jei. 

11) Iſt die Unterjchrift echt, aber der Anhalt des Wechjeld nachher gefälicht, 
find 3.8. 100 in 1000 verwandelt, jo kann auch der redliche Erwerber den neuen 
Inhalt gegen den nicht geltend machen, welcher jeine Unterjchrift auf den Wechſel 
vor der Ünderung jegte. Iſt der Fälligfeitstermin beim Accepte gefäliht, fo iſt die 
im Wechjelprozefie erhobene Stlage abzuweiſen, Jur. Monatsſchr. 1899 ©. 150. 

1) So fajt alle Schriftiteller, vgl. auh R.G. Bd.9 ©. 113. Dagegen Lehmann 
©. 391; vgl. aber Beyer a. a. O. ©. 15. 

chi 2) E. Leijt, Der Wechielprotejt und jeine Reform, 1900 — während des Drudes 
erſchienen. 

3) Die Aufnahme einer Urkunde für mehrere Proteſte gegen den nämlichen 
Schuldner iſt zuläſſig, R.G. Bd.32 S. 215. Zur Aufnahme der Proteſte jind in 
Preußen ermächtigt die Gerichtsſchreiber bei den Amtsgerichten, preuß. Ausführungs- 
geſetz vom 24. April 1878 870 Abi. 1, Gerichtsſchreibergehiſfen nah Geſetz vom 
3. März 1879, dazu preuß. Geſetz vom 21. September 1899 über die E. G. Art. 131, 
und GerichtSvollzieher, cit. Ausführungsgejeg $74 unter 1. Auch der Richter iſt er- 
mächtigt, vgl. pr. Gericht8fojtengejeß vom 6. Oftober 1899 $ 50. 
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züglichen Falle auch der Notadrejje — zur Annahme vorgelegt, aber 
nicht oder nicht trafjiertermaßen angenommen wurde; der Protejt zur 
seititellung der Vorlage eines Nachſichtwechſels zur Sicht*; der 
Protejt mangels Sicherheit zur Feititellung, dat der in Vermögens: 
verfall geratene Acceptant einer Tratte oder der Ausjteller eines eigenen 
Wechjels feine Sicherheit auf Anfordern jtellte; der Protejt mangels 
Zahlung, um die Verweigerung der Zahlung in der fritiichen Zeit 
durch den Bezogenen oder den Ausiteller des eigenen Wechjeld oder den 
Domiziliaten fejtzuftellen; endlich der Proteft mangel® Herausgabe 
eines verwahrten Wechjeld oder Wechjelduplifates. 

Der Proteſt ijt ſowohl aufzunehmen, wenn ſich der durch den 
Wechjel bejtimmte Brotejtat der bezüglichen Handlung weigert, wie auch 
dann, wenn er fich nicht erklärt, insbejondere den Zugang nicht ver: 
jtattet, oder wenn er unfähig, 3. B. geiſteskrank“ ift, endlich wenn er 
nicht gefunden werden fanı. Es kommt nur auf die Feititellung der 
bezüglichen Aufforderung und ihrer Erfolglojigfeit an. 

Wer legitimiert erjcheint, die Aufforderung zu einer wechjelrecht- 
lichen Handlung zu jtellen und im Falle der Erfolglojigkeit Proteit 
erheben zu lafjen®, ferner wer wechjelmäßig der Proteſtat ift, jo daß 
der Aft gegen ihn jeine Richtung nimmt?, jodann im welcher Ortjchaft 
der Protejt vorgenommen werden muB, ergiebt fich aus dem Wechjel 





4) Über diefe Art des Proteftes, welde die W.O. als eine bejondere nicht 
erwähnt, fiehe unten, $ 256 ©. 261. 

5) In Fällen folcher Art ift alfo gegenüber dem Geiſteskranken Protejt mangels 
Zahlung zu erheben, trogdem der Protejtierende nicht berechtigt war, vom Geijtes- 
franfen Zahlung anzunehmen, R.O. H. G. Bd. 24 ©. 26. 

6) Der Protejt mangels Annahme und mangels Sicherheit fann von jedem 
Anhaber des Wechſels erhoben werden, W.O. Art. 18, Art. 29 Abi. 2. In ans 
deren Fällen ift nur der legitimierte Wedjelinhaber zur Protejterhebung befugt, 
N.G. Bd.27 ©. 41; vgl. unten $ 273. 

7) Der Brotejt mu die Berjon, mit welcher der Protejtbeamte verhandelt Hat, 
ergeben. Einen Beweis für die angeblihe Jdentität oder Legitimation des An— 
nn zu liefern oder in der Brotejturfunde niederzulegen, ilt der Protejt- 

eamte nicht verpflidtet, R.O.H.G. Bd. 17 ©.59. Dies deshalb, weil der Proteſt— 
beamte nicht im jtande iſt, dieje Frage bei Erhebung des Protejtes ausreichend zu 
prüfen. Unzuläffig ift die Feitjtellung der Weigerung der „Firma“, R.D.H.G. Bd. 14 
&.160. Es genügt nicht eine Protejturfunde, welche bejagt, daß der Proteitbeamte 
dem Bankhaute &. in deſſen Gejchäftslofale, fprechend mit dem Kaſſierer Y., den 
Wechſel zur Zahlung vorgezeigt habe, worauf leßterer erflärt habe, die Zahlung werde 
nicht geleijtet. Denn der kaffierer bat infolge feiner Kaſſenfunktionen zu jolhen Er: 
Härungen feine Bollmaht. Es muß vielmehr zuvörderjt die Abweſenheit des Ge— 
ſchäftsherrn, des eigentlichen Proteftaten, im Protejt fejtgejtellt fein, ehe zur Erwäh— 
nung der Verhandlung mit dem anweſenden Dienjtperfonal geichritten war, R.G. 
2d.3 ©.90, Bd. 23 ©. 121; vgl. aber aud) R.G. Bd.24 ©. 82. 

Dernburg, Bürgerl. Recht. 11.2 16 
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und dem Zwecke des bezüglichen Protejteg. Wo und wie, wenn jene 
VBorfragen erledigt worden, jene Afte vorzunehmen find, beftimmt aber 
das Gejeß allgemein, W.D. Art. 91. Im eriter Linie haben diefelben 
im Gejchäftslofale®, und erſt in Ermangelung eines folchen? in Der 
Wohnung des Protejtaten zu gejchehen !°; Vornahme in anderen Räume 
fichfeiten, 3. B. an der Börje, kann mit beiderjeitiger Einwilligung ftatt- 
finden, wobei natürlich die Identität des einwilligenden Proteſtaten 
feitgejtellt jein muß. Ein Broteft wegen Nichtermittelns des 
Proteſtaten it nur zuläflig, wenn eine diejerhalb bei der Polizei— 
behörde des Drtes gejchehene Nachfrage des Protejtbeamten nach 
dem Geichäftslofale oder der Wohnung des Protejtaten fruchtlos blieb 12, 


8) Es iſt bei derjenigen Kaſſe die Sablung zu juchen beziehungsweife zu pro— 
tejtieren, bei der nad} der Geſchäftsorganiſation des Präſentaten derartige Zahlungen 
zu geichehen pflegen. Died genügt aber aud. Der Bezogene muß nicht in feinen 
anderen Gejchäftsräumen aufgefucht werden, Lehmann in Goldſchmidts Zeitichrift 
Bd. 33 ©. 424. f 

9) Muß der in der Wohnung des Protejtaten aufgenommene Abweſenheits— 
protejt den Mangel eines Geichäftslofales in der Form der W. O. Art. 91 fejtjtellen? 
R.G. Bd.2 S. 59 erachtet dies für jchlechthin notwendig nur in dem Falle, daß aus 
dem Wechjel und eventuell aus der Protejturkunde die Zugehörigkeit des Protejtaten 
zu den Berjonen, welche regelmäßig ein Geichäftslofal haben, fich ergebe. Dagegen 
joll eine ſolche Feſtſtellung nicht erfordert jein, wenn diefe Urkunden ergeben, daß 
der Protejtat eine von den Perſonen fei, welche gewöhnlich fein derartiges Lokal be- 
jigen, wie audy dann, wenn fie weder das Vorhandeniein, noch das Nichtvorhanden— 
jein eines Gejchäftslofales andeuten. Denn der Wechjel ſei nicht bloß Verkehrs— 
injtrument für Kaufleute, fondern auch für Nichtlaufleute, und es bejtehe feine Ver— 
mutung dafür, daß der Protejtat zu der Klaſſe von Perjonen gehöre, die regelmäßig 
ein GSejchäftslofal Haben, aud würde die entgegengejegte Anficht zu leeren, den 
Wechſelverkehr erſchwerenden Förmlidjkeiten führen. Mag dies praftiich zwedmähig 
fein; ganz zweifellos iſt die Schlüffigfeit der Argumentation nicht, und rätlich wird 
immerhin jein, zunädit den Mangel des Geſchäftslokales feſtzuſtellen, wenn derjelbe 
nicht jicher aus dem Wechjel erhellt. 

10) Als Geſchäftslokal ijt auch der Ort, wo ein Handwerk betrieben wird, anzu— 
jehen, die Wohnung kann aud eine zeitweilige, 3. B. ein Gajthaus, jein. — Wurde 
das Geichäftslofal oder die Wohnung im Wechjel angegeben, jo ift der Verſuch, den 
Protejtaten anzutreffen, in der Regel dort zu machen. Dies ijt aber nicht der Fall, 
wenn der Proteitat, wie dem Protejtbeamten befannt it, ein anderes Geſchäftslokal 
oder andere Wohnuug hat. Woher der Protejtbeamte diefe Kenntnis hat, muß im 
im Brotefte nicht angegeben fein, R.®. bei Gruchot Bd. 32 ©. 730. 

11) Daß und wie die Feſtſtellung der Identität ftattgefunden hat, gehört auch 
in diefem Falle nicht in die Protefturfunde, Jur. Monatsichr. f. Pofen, Oſt- und 
Weitpreußen 1898 ©. 45. — Anderer Anfiht R.O.H. G. Bd. 17 S.55 für den Fall, 
daß der Proteſt au drittem Orte ftattgefunden hat, was nicht folgerichtig ift. 

12) Die Worte des Art. 91 „an einem anderen Orte“ bedeuten nur: in einer 
anderen Räumtlichfeit. Proteſt in einer anderen „Ortichaft” iſt jelbft unter Zujtim- 
mung des Präjentaten wirkungslos, R.O. H.G. Bd. 21 S 149. — R.G. Bd. 32 
S. 110 enthält nit eine abweichende Entſcheidung bezüglich des Proteftes, vielmehr 
eine allerdings auffallende Jnterpretation des Wechſels, wonad) Berlin Nollendorf- 
ſtraße 20 zu verftehen war, Schöneberg bei Berlin Nollendorfitraße 20, vgl. unten 


Ss 255 Anm. 13. 
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und diejes im Proteſt vermerkt wird. Dit derjenige, gegen welchen die 
Handlung vorzunehmen war, verjtorben, jo genügt die Aufforderung 
im Comptoir oder Sterbehaus desjelben und die Feltitellung ihrer 
Fruchtloſigkeit im Protejte.13 Iſt der wechjelmäßige Proteftat im Kon— 
furs, jo ijt dennoch ihm gegenüber, und nicht gegenüber dem Kon— 
fursverwalter Brotejt zu erheben. !+ 

Die Zeit, zu welcher der Proteft zu erheben iſt, bejtimmt fich nach 
den Zweden des Protejtes und den bezüglichen Grundjägen des Wechjel- 
rechtes. Die Proteſtſtunden aber find landesgejeglich fejtgejtellt. 15 
Die Protejterhebung zu anderen Stunden bedarf der Zuftimmung des 
PBrotejtaten, die Identität des Zuftimmenden mit dem Protejtaten muß 
in jolchem Falle durch den Proteſt feitgejtellt jein. 16 

Was die Form des Proteſtes anlangt, jo muß derjelbe nach 
VD. Art. 88 eine Abjchrift des Wechſels oder dejien Kopie mit allen 
Bermerfen zur Zeit der Protejterhebung !? mindeitens in der Genauigfeit 
enthalten, daß über die Identität des protejtierten Wechjels fein Zweifel 
möglich iſt!s, ferner den Namen des Protejterhebenden und des wechjel- 


13) So beitimmte U.L.R. II, 8 SS 979ff., und ähnlich entjcheidet R.O. H. G. 
9.2 ©. 218 Die W. O. hat eine Lüde. Sie ift nach den Grundgedanken des 
Wechjelrechtes zu ergänzen. Eine Nachforſchung bei der Bolizei wäre, wenn der Tod 
notoriih it, finnlos, wird aber dennoch Vorſichts halber gejchehen. Der Wechſel— 
gläubiger kann aud) die Erben in ihrem Gejchäftslofale oder ihrer Wohnung angehen; 
gefordert aber fann dies nicht werden. Er belajtet fid) mit der Gefahr, wenn er in 
der Berion des Erben irrt und nicht das Sterbehaus aufjuchte. 

14) Plenarenticheidung des R.O. H. G. vom 25. Mai 1878, Entſch. Bd. 24 ©. 22. 
Bur Erhebung des Proteites beim Gemeinichuldner genügt die Feititellung des Protejt- 
beamten, daß er ſich nach defien „Geſchäftslokal“ begab und dasjelbe geſchloſſen fand. 
Denn das jeitherige Geichäftslofal, welches ſich noch unverändert al® das des Ge- 
meinjchuldners fund giebt, iſt für den Rechtsverkehr in&befondere im Sinne des Art. 91 
der W. O. als wirkliches Geichäfslofal, in welchem das Geſchäft des Gemeinjchuldners 
weiterbetrieben wird, anzuiehen. Dies hört erjt dann auf, wenn für Dritte die Auf: 
gabe desjelben und die Einftellung jedes Fortbetriebes des Geichäftes in demſelben 
erfennbar gemacht wurde. Daß dies noch nicht geichah, wird eben aus der Angabe 
des Protejtes entnommen, wonach ſich der Beamte „nad dem Geſchäftslokale des 
Gemeinſchuldners“ begab, R.G. Bd.2 ©. 23. 

15) Vgl. oben $246 Anm.7. In Preußen von 9 Uhr vormittags bis 6 Uhr 
nachmittags. 

16) Die Zuftimmung kann auch durch fonkludente Handlungen bewirkt werden 
und liegt der Pegel nad in der Unterlafjung eines Widerſpruches gegen die Un— 
zeitigleit der Handlung, Bolze Bd. 22 ©. 148 n. 317. 

17) Es verjteht fi) von felbjt, daß gegenüber der Rüge der Nichtübereinſtim— 
mung des Brotejtes mit dem Wechjel der Einwand zuläffig iſt, da der Wechjel nad) 
der Erhebung des Protejte8 Beränderungen erlitt. 

18) W. O. Art. 88 Ziff. 1 fordert „eine wörtliche Abichrift“. Die Praris Hat 
died rationell genommen. Es ijt natürlid) Frage des einzelnen Falles, ob die Iden— 

16* 
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mäßigen Protejtaten, das Begehren des Protejtbeamten und die darauf 
erfolgten Erklärungen oder deren Nichtabgabe, dag Ortsdatum und ein 
genaues Zeitdatum der Vornahme des Protejtes, einen Bericht über 
etiwaige Interventionen, und endlich die Unterjchrift des Proteſtbeamten 
aufnehmen. Nach der Praris bleibt die Driginalurfunde, welche in der 
Proteitzeit von dem Protejtbeamten volljtändig abgejchlojjen jein muß, 
bei diejem, den Beteiligten werden Ausfertigungen erteilt. 19 

Es iſt zuläjfig, daß derjenige, gegen welchen ein Anjpruch von der 
Aufnahme eines Protejtes abhängig ift, den Proteſt nachläßt, W. O. 
Art. 42 Sab 1.20 Dann genügt die bloße Behauptung der bezüglichen 
Thatjachen, um den Nüdgriff zu begründen, vorbehaltlich) des Gegen- 
beweijes. Aus dem Proteſterlaß entiteht jedoch für den Wechjelgläus 
biger bloß ein Recht, aber feine Verpflichtung, vom Protejte abzujehen. 


Ss 251. Die Auslegung des Wechſels. 


I. Die allgemeinen Grundjäge der Auslegung von Nechtsgejchäften 
ind auf Wechjelerflärungen nur in bejchränttem Maße anwendbar. Jene 
Grundſätze haben den Zwed, die befondere Willendmeinung der Betei- 
ligten beim Abjchluffe zur Geltung zu bringen, daher ijt deren etwaiger 
eigentümlicher Sprachgebrauch maßgebend, die dem Rechtsgeſchäfte vor- 
bergehenden und dasjelbe begleitenden Umstände find in Betracht zu 
ziehen. Bei Wechjelerflärungen dagegen unterwirft ſich der Erflärende, 
indem er in den Wechjelverfehr tritt, dem hier herfömmlichen, wie 
dem gejeglichen Sprachgebrauche, auf jeine individuelle Auf— 
fajjung der bezüglichen Ausdrüde fann es nicht anfommen. Der 
Wechjel iſt aus fich jelbjt zu erklären. Vorhergehende oder begleitende 
Umstände, Erklärungen, welche beim Wechjelichluffe vorfommen, ohne 
im Wechjel niedergelegt zu jein, find für die Auslegung nicht zu be- 


— — 





tität der Abſchrift im Proteſte mit dem Wechſel trotz einzelner Abweichungen des Textes 
eine ſichere iſt. 


19) W. O. Art. 88 fordert Ziff. 6 nicht bloß die Unterſchrift des aufnehmenden 
Beamten, ſondern auch „Beifügung des Amtsſiegels“. Sie geht hierbei davon aus, 
daß die Originalurkunde dem Beteiligten ausgehändigt und nur Abſchrift zurüchk— 
gehalten werde, während die Praxis die entgegengejepte tft, jo daß der Beamte das 
Triginal zurüdhält und nur Ausfertigungen erteilt. Dieſe werden befiegelt, nicht das 
Original. Die Ausfertigung kann zur beliebigen Zeit erteilt werden, ihre Austellung 
iſt an die Protejtfrift nicht gebunden. 


20) Proteſterlaß kann auch außerhalb des Wechjels gelhchen wirft dann aber 
nur unter den unmittelbar Beteiligten. Vgl. Beyer a.a.D. ©. 4 
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nugen. Dies gilt unbedingt, joweit Dritte beteiligt jind.! Was B. G. B. 
$ 133 für Rechtsgeſchäfte im allgemeinen vorjchreibt, daß der Richter 
den wirklichen Willen der Beteiligten zu erforjchen und nicht am buch— 
jtäblichen Sinne zu haften hat, gilt aljo für Wechjelerflärungen nicht. 

II. Die Wechjelurfunde enthält herfömmlicherweije Skripturen nicht 
bloß zur Begründung der Wechjelverpflichtung — constituendi juris 
gratia —, jondern auch bloß zur Hinweifung und Beglaubigung auf: 
genommene — demonstrandi gratia. Zu Vermerken der legteren Art 
gehört eine Angabe der Wechjeljumme am SKopfe des Wechſels, 3. B. 
mit den Worten „gut für X Mark”, die Zahlungszeit findet jich nicht 
jelten auch dort zur Kontrolle notiert, Regel ijt ferner die Bezeichnung 
der Urkunde als „Primawechſel“ und dergl. an der Seite des Kontextes. 
Solche Aufichriften Haben nicht die Kraft, diejenigen Erklärungen zu 
erjegen, welche in den dispoſitiven Teil der Urkunde gehören, Hier aber 
fehlen.” Sie fünnen auch nicht dazu benugt werden, unzweideutige 
dispofitive Erklärungen, joweit deren Echtheit nicht in Frage ſteht, zu 
entfräften; es bleibt beilpieldweije die im Kontexte als Wechjel bezeichnete 
Urkunde ein Wechjel, auch wenn fie in der Überfchrift als Anweiſung 
bezeichnet wäre, und die im MWechielfonterte angegebene Zahlunggzeit 
wird durch eine andere Angabe in der Überjchrift nicht in Frage geitellt. 
Wohl aber fünnen die außerhalb des dispofitiven Teile der Urkunde 
jtehenden Angaben dazu dienen, Undeutlichkeiten derjelben aufzubellen. 
Insbeſondere hat man die Angabe der Münzjorte am Kopfe des Wechjels 
zur Auslegung der im Sontert desjelben bloß der Zahl nach angege- 
benen Wechjelfumme benußt.® Ferner ergänzt man die im Tagwechſel 
fehlende Angabe des Jahres des PVerfalltages aus dem Datum der 
Austellung wenigſtens für den Fall, da der Verfalltag noch dem Jahre 
der Ausstellung angehören Fann.* Die W.D. Art. 4 Ziff. 8, Art. 97 
bejtimmt im gleichem Sinne, daß als Zahlungsort gilt, jofern ein 


1) Zwiſchen Geber und Nehmer des Wechſels können unter Umjtänden Ein- 
reden, namentlich des Betruges, aus den im Terte genannten Thatjachen erwachjen. 

2) Anerfannt vom R.O. H. G. Bd.25 S. 237, vgl. freilich die Anm. 3 ange— 
führte Enticheidung. 

3) R.O. H.G. Bd. 10 ©. 22; die Entſcheidung ift als richtig — der Be⸗ 
gründung aber zum großen Teil nicht zuzuftimmeu; vgl. ferner R.G. Bd.2 ©. 97. 

4) Dies weil man, wie im gewöhnlichen Leben, fo auch im Wechſelverkehr das 
Jahr zu bezeichnen nur dann für nötig Hält, wenn es fih nicht um einen Monat 
des Jahres der er der Urkunde, jondern um einen in ein jpäteres Jahr 
fallenden Monat handelt, 2.9.8. Bd.6 S. 120, Bd. 24 ©.122, Goldichmidts 
Beitihrift Bd.29 ©. 197. 
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folcher nicht bejonders angegeben ift, beim gezogenen Wechjel der Ort, 
welcher der Adrejje des Bezogenen zugefügt ijt, und beim eigenen 
Wechjel der Ort der Ausitellung. 

III. Für die Auslegung von Wechjelerklärungen iſt jehr Häufig 
von entjcheidender Bedeutung die Stelle, an welcher jie jtehen. Auch 
in dieſer Hinficht hat die Wechjelordnung mehrfach bindende Auslegungs- 
grundjäße aufgejtellt. Jede auf dem Wechjel vom Bezogenen unter: 
jchriebene Erklärung gilt als unbejchränfte, unwiderrufliche Annahıne, 
jofern nicht das Gegenteil ausdrüdlich aus der Erklärung erhellt, ebenjo 
jede auf die Vorderjeite des Wechjels ohne Hinzufügung einer weiteren 
Erklärung gejegte Namensjchrift des Bezogenen, W.D. Art. 21. Die 
Namensichrift in Blanfo auf der Nückjeite des Wechſels oder der Ab- 
jchrift oder auf der Alonge gilt als Indoſſament, W. O. Art. 12, Art. 11. 

Auch ſonſt finden fich zahlreiche Auslegungsregeln in der Wechſel— 
ordnung, welche die Kraft bindender Nechtsjäge haben. Fit die zu 
zahlende Geldſumme in Buchjtaben und in Ziffern ausgedrüdt, jo 
gilt bei Abweichungen die in Buchſtaben ausgedrüdte Summe, W. O. 
Art. 5 Abf. 1.5 Sit die Summe mehrmald mit Buchjtaben oder mehr: 
mals mit Ziffern gejchrieben, jo gilt bei Abweichungen die geringere 
Summe, W. O. Art. 5 Abſ. 2. Gejegliche Auslegungsregeln jind ferner 
aufgejtellt für rijten, welche nach Tagen, Wochen, Monaten und halben 
Monaten beitimmt find, W. O. Art. 32.6 

Für die Auslegung der MWechjel haben wejentliche Bedeutung die 
technijchen und im Wechjelverfehr allgemein üblichen Ausdrücke. Auch 
Abkürzungen find zu berüdjichtigen, joweit fie allgemein anerfannt 
jind, jo dab ihre Kenntnis bei jedem, welcher in den Wechjelverfehr 
tritt, unterjtellt werden mu. Was unter Kaufleuten, jei es ſelbſt nach 
dem Urteile von Sachverjtändigen, üblich ift, kann nicht ohne weiteres 








5) Richtiger fagten A.L. R. II, 8 $$ 756, 757: „Iſt die in der Überſchrift oder 
unter dem Wechſel vermerfte Summe von der im Konterte ausgedrückten verjchieden, 
jo wird nur auf die legtere NRüdficht genommen. Weicht im Wechjel jelbjt die mit 
Biffern bezeichnete Summe von dev mit Buchjtaben geichriebenen ab, fo ijt leßtere 
für die richtige zu achten.“ R.O. H.G. Bd. 20 S: 160 unterjtellt, dab, nad Art.5 
der W. O. die im Konterte aejchriebene Summe vor der Angabe der überſchrift an 
ſich feinen Borzug habe. Dies iſt aber nach allgemeinen Gründen unannehmbar. 
Denn die Verpjlihtung ergiebt ſich aus dem dispofitiven Teile der Urkunde. Wenn 
einmal die geringere Summe in Ziffern im Sonterte, die größere beiläufig irgendivo 
auf dem Wechiel in Buchitaben jtiinde, jo wäre dieſe Summe, welche eben nicht ver: 
ſprochen it, ſicher auch nicht geichuldet. Auf Abweichungen in der Geldjorte will 
Rehbein a.a. O. den Art.5 nicht beziehen. Cs ijt dies zweifelhaft. 

6) Val. unten 8 256. 
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als dem Wechjelverfehre angehörig angejehen werden, da der Wechjel 
nicht mehr ein Vorrecht der Kaufleute bildet. ? 

Spradliche Ungenauigkeiten find jo lange ohne rechtliche Be— 
deutung, als fie den Sinn, welcher mit der Erklärung verbunden jein 
jollte, nicht in Frage jtellen. Das Gleiche gilt von grammatifa- 
lijchen und orthographiichen Fehlern.*9 

Die Frage der Identität von Namen und Orten, welche im 
Wechjel bezeichnet find, mit den vom Wechjelinhaber behaupteten läßt 
ich nicht aus dem Wechjel allein erledigen. Die Auslegung muß 
daher in Streitfällen andere Hilfsmittel herbeiziehen. Stellt fich bei 
diefer Ermittelung eine Ungenauigfeit in den Angaben des Wechjels 
heraus, während an der Identität der Perjonen oder Orte gleichwohl 
fein gegründeter Zweifel jein fann, jo iſt die Erklärung als recht3- 
beitändig zu erachten. 11 


7) Unzweifelhaft ift 3.8. die Abkürzung „M.“ jtatt „Mark“ zu berüdfichtigen. 
Gegen Abkürzungen, welche bedeutfame rechtlihe Erklärungen enthalten jollen, wird 
man ſich fritiich verhalten müfjen. Denn fie vermehren die Gefahren ded Wechſel— 
verfehres, da fie leicht zu überjehen find, aucd vom Nehmer und jelbjt vom Erflä- 
renden in ihrer Tragweite oft nicht — werden, von der leichteren Möglichkeit 
einer Fälſchung ganz zu ſchweigen. Mehrfach wurde von den Gerichten erkannt, daß 
die Abkürzung „o. Vertr.“ — ohne Vertretung — oder ‚S. O.“ — sine obligatione — 
den Indoſſanten von feiner wechſelmäßigen Regreßpflicht nicht befreie. Zweifel erregt, 
ob die Abkürzung „o. K.“ jtatt „ohne Koften“ behufs des Protejterlafjes anzuerkennen 
it, da fie die Verpflichtung des den Wechſel Begebenden nicht mindert, fondern jteigert. 
Das R.O. H.G. Bd. 19 S.164 hat fich für die wechjelrechtliche Kraft diefer Abkürzung 
al3 einer nad) dem Urteile von Sachverſtändigen im Wechjelverfehre ganz gebräud)- 
lihen entjchieden. Dies ift bedenklich. Wenn hierbei an kaufmännischen Verkehr 
gedacht fein follte, jo kann doc, der Ufus der Kaufleute bei einem Inſtitute, welches 
gemeinen Rechtens geworden iſt, nicht mehr fchlechthin maßgebend jein. — Nimmt 
man an, daß die Ehrenannahme als ſolche auf dem Wechſel charafterifiert fein muß, 
jo genügt doc) jedenfalls die Abkürzung s. p. jtatt sopra protesto, welche im Protefte 
ihre Erflärung findet. Über die Abkürzung „o. W.“ unten $25512. Vgl. aud) nod) 
unten $ 255 Anm. 5. 

8) Val. R.O. H. G. Bd.8 S. 88, wo der von einer einzelnen Perjon unters 
jchriebene Wechjel an die Ordre „von uns jelbjt” gejtellt war. Vgl. ferner R.O. H. G. 
Bd. 17 S. 230. — Gültig wäre der im Kontexte als „Weckſel“ bezeichnete Wechjel. 

9) Die Frage ijt im Einzelfalle eine thatjächliche, die Entſcheidungen der Ge— 
richte gehen aber auc prinzipiell von ſehr verjchiedenen Gefichtspunften aus. Unge— 
nauigfeiten in der Bezeichnung des Titel der bezüglichen Perſon werden meijt nicht 
in Betracht fommen, Uingenauigfeiten im Vornamen des Remittenten, in defien Na— 
mensichreibung können mehr oder weniger erheblich fein. Vgl. auch unten $ 255 Anm. 5. 

10) Für den trajfiertseigenen Wechſel ijt eine Ausnahme zu machen, oben 
8247 Unm. 7. 

11) Sit ein Bordrud auf dem Wechjelformulare, defjen Inhalt mit dem gejchrie- 
benen Wechſel in Widerſpruch jteht, offenbar nur aus Berjehen jtehen geblieben, 
jo ift er wie nicht vorhanden zu erachten. Uber R.G. Bd.10 ©. 1, Bd. 11 ©. 165 
vgl. Lehmann in Iherings Jahrb. Bd. 34 S. 414. — Iſt ein Wechjelformular des 
vergangenen Jahrhunderts benutzt, auf welchem die Anfangszahlen des Jahres 18 
gedrudt waren, jo ijt der Wechjel, wenn 00 zugefügt ijt, dennoch gültig. 
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B. Begründung der Wedfelverpflictungen. 
$ 252, Wecdjelfähigfeit. Vertretung. 

I. Nach deutjchem Wechjelrechte ift jede Perjon fähig, Wechjel: 
ſchuldner und Wechjelgläubiger zu werden.!-? Dies gilt wie für phy— 
jtiche, jo auch für juriftiiche Perfonen, 3. B. Stadtgemeinden und jelbjt 
Kirchengemeinden.® Gejellichaften, welche gejeglich eine Firma führen, 
insbejondere eine offene Handelsgejellichaft, haben ſelbſtändige Wechiel- 
tähigfeit und können unter Zeichnung der Firma wechjelmäßig verhaftet 
werden. 

II. Die Fähigkeit, ſich durch eigene Erklärungen wechſelrechtlich 
zu verpflichten, iſt abhängig von der Geſchäftsfähigkeit der bezüglichen 
Perſon überhaupt. Sie fehlt der juriſtiſchen Perſon, für welche deshalb 
die geordnete Vertretung handelt, ſie fehlt nicht weniger dem Geiſtes— 


1) Die Frage der Wechielfähigfeit Hat die Geſetzgebung in Deutſchland in ver— 
jhiedenen Zeiten verjchieden behandelt. Die älteften brandenburgifchen Wechjelord- 
nungen von 1702 Art. IV — c. q. M. II, 2 p.26 — und von 1709 entidhieden ji 
für die allgemeine Wechielfähigfeit. Schon die Wechſelordnung von 1729 bejchränfte 
fie. Nach A.L. R. II, 8 88 718ff. Hatten die Wechjelfähigkeit in der Negel Kaufleute, 
desgleihen Juden, Nitterqutöbejiger u. ſ.w. Andere Perjonen konnten die Wechſel— 
fähigkeit durch Certifikat des ordentlichen perfünlichen Richters erlangen, wenn 
diefer befand, „daß fie ein nüßliches Gewerbe trieben, zu defjen Beförderung die 
Wechfelfähigteit gereichen könne“. In der neueren Zeit fehlt es nicht an Gegnern 
der allgemeinen Wechjelfähigkeit, die begreiflid) ihre großen Schattenfeiten hat. Bor 
einigen Jahren regte jogar eine Rejolution des Reichſtages die Frage an. Für aufs 
führbar und wünjchenswert erachten wir, als wechjelunfähig zu erflären jolche jurtjtiiche 
Perſonen, die feine Handelsfirma haben, ferner Militärperjonen, öffentlihe Beamte 
und Religionsdiener, vorausgefeßt, daß dieſe drei Gruppen nicht die Genehmigung 
der Vorgefepten, die auch allgemein erteilt werden fünnte, haben. Landleute, deren 
Grundftüde unter einem gemwifjen Reinertrage find, für wechelunfähig zu erklären, 
wäre wohl wünjchenswert, erſcheint uns aber nit ausführbar. Denn es fehlt an 
fiheren Kriterien, ob jemand bloß Landmann ilt oder aud) Gewerbetreibender. Die 
einzige fichere Grenze ift die Zugehörigfeit zu einem Stande, defjen Angehörige regel- 
mäßig Gewerbe nicht treiben jollen. Frauen als ſolche wechjelunfähig zu machen, 
wäre ein unerträgliher Rückſchritt. 

2) Art. 1 der W. O. bejagt: „Wechſelfähig iſt jeder, welcher ſich durch Verträge 
verpflichten kann.“ Es ijt dies nicht jcharf ausgedrüdt, weil unter Wechielfähigkeit 
nur verjtanden werden fann die Fähigkeit, durch Wechlelertlärungen verpflichtet 
zu werden, während die Frage, in welcher Weile man verpflichtet wird, ob durch 
eigene Willenserflärungen oder durch die Ertlärungen Dritter, eine dem 
Wechjelrechte nicht zugehörende ift. Die Faſſung des Geſetzes hat denn auch die 
Theorie zu unrichtigen Darjtellungen geführt. So findet Tböl, W.R. $ 23, juriſtiſche 
Perſonen jeien wechielfähig, Minderjährige jeien nicht wechjelfähig. Much ipricht man 
von einer „relativen Wechielfähigfeit* in Fällen teilweile bejchränfter Handlungs: 
fähigteit, wa8 ebenfowenig zu billigen ift. Siehe übrigend Staub zu Art.1 84. 

3) Nach A.L. R. II, 8 8713 waren nur Berjonen wechjelfähig, welche in Per: 
fonalhaft genommen werden konnten, aljo nur phyſiſche. 
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franfen, dem als Geijtesfranfen Entmündigten und dem Kinde, B. G. B. 
$ 104. Minderjährige, entmündigte Verſchwender, Geiitesichwache und 
Trunkjüchtige bedürfen wie zu anderen, jo auch zu wechjelmäßigen Ber: 
pflichtungen der Genehmigung des gejeglichen Vertreters, 88 107, 114. 
Eine wechjelrechtliche Frage it, ob die Genehmigung des gejeßlichen 
Vertreters auf dem Wechjel jelbjt niedergejchrieben fein muß? Dies 
it zu verneinen. Denn die Handlungsfähigfeit iſt die Vorbedingung 
der Erklärung, kann aber nicht aus ihr beurteilt werden. Sie liegt 
außerhalb des Schriftaftes. 5 

Die Natur des Wechſels als Schriftakt jcheint für die jelbitändige 
Übernahme einer Wechjelverbindlichkeit die Fähigkeit des Schreibens not- 
wendig zu machen. Nah W. O. Art. 94 genügt aber ftatt der Unter: 
Ichrift ein vom Wechjelichuldner auf den Wechjel gejettes Handzeichen, 
welches gerichtlich oder notariell beglaubigt iſt.“ Blinde fünnen 
ſich nach B. G. B. durch ihre Unterjchrift wie jonft, jo auch wechjel- 
mäßig verbinden. 

Die Übernahme einer Wechjelverpflichtung durch geiegliche Vertreter 
und durch frei gewählte Bevollmächtigte gejchieht nach denjelben Grund- 
jägen, wie die Übernahme anderer Berbindlichkeiten, aljo nach B. G. B. 
Die Unterjchrift konnte der Vertreter nach bisherigem Nechte entweder 
jo vollziehen, dak er jeiner Vollmacht entiprechend den Namen jeines 
Machtgebers ohne Hinzufügung des eigenen auf den Wechjel jette, oder 
jo, daß er unter Nennung des Namens des Meachtgebers die Unter: 
jchrift des eigenen Namens leiſtete. Meines Erachtens iſt dies Durch 
das B. G. B. nicht geändert, dejjen $ 126 it auf die Unterjchrift eines 
Wechjels nicht anzınvenden.?. 8 


4) Zur Eingehung von Wecjjelverpflihtungen für den Mündel durch den Vor: 
mund bedarf es der Genehmigung des Bormundicaftsgerichtes, B.G. B. $ 1822 
Ziff. 8. Entjprechendes gilt bezüglich des Inhabers der elterlihen Gewalt, $ 1643. 

5) So R.O. H. G. Bd.2 ©. 177, Bd.4 ©. 266. Die Bemerkung jedod im 
erftangeführten Erfenntnijje, daß die den Mangel der Wechjelfähigleit hebenden Gründe 
alddann aus dem Wechjel hervorgehen müßten, wenn der Mangel jelbit aus dem— 
jelben hervorgeht, iſt irrig und nicht folgerichtig. Das Prinzip des Tertes beitreitet 
Thöl $ 23 Anm. 50; vgl. aber Reuling in jeinen wechjelrechtlichen Erörterungen ©. 4 ff. 
Ebenjowenig wie das Grundbuch dazu beitimmt ijt oder bejtimmt jein fann, über 
die Handlungsfähigkeit des eingetragenen Eigentümers, welcher verhypotheriert, Aus— 
funft zu geben, it es Aufgabe des Wechſels bezüglich der Berpflichtungsfähigkeit der 
Wechſelſchuldner Mitteilung zu machen. 

6) Vgl. B. G. B. 88 126, 129. 

7) Die entgegengeſetzte Auffaſſung würde eine Störung des Wechſelverkehres 
zur Folge haben, die vorausſichtlich nicht vorübergehend wäre. Bei kleineren Häuſern 
namentlich iſt es ſehr häufig, daß Wechſel vom Bevollmächtigten mit dem Namen 
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Wer eine Wechjelerflärung als Vertreter oder als Bevollmächtigter 
unterzeichnet, ohne dazu Berechtigung zu haben, haftet in gleicher Weije, 
wie der angebliche Machtgeber gehaftet haben würde, wenn die Voll- 
macht erteilt gewejen wäre, W.D. Art. 95.° 


$ 253. Die Begründungsthatjahen. 
I. Dem Erwerbe einer Wechjelforderung gehen iu der Negel Ber: 
einbarungen voraus zwijchen demjenigen, welcher Wechjelgläubiger werden 


des Chefs gezeichnet werden. Sie werden genommen, wie jie aus dem Geidhäfte 
bejjen hervorgehen, defjen Name unterjchrieben ift. Wendet man den $ 126 des 
B.G.B. an, jo ift der Wechjelnehmer arg benachteiligt. Daß die Unterichrift vom 
Chef ſelbſt herrührt, wird oft nicht leicht vom Nehmer des Wechjels fejtgeitellt werden 
fünnen. Er verläßt fi eben darauf, daß der Wechſel aus dem Geſchäfte des Chefs, 
dejjen Name unterjchrieben ift, ftammt. Der $126 it für die im B. G. B. geregelten 
Fälle bejtimmt. Eine Anwendung desjelben auf den Wechjelverkehr widerjpricht deſſen 
Sweden und ift daher unzuläſſig. Die entgegengejegte Anſicht verteidigt Nehbein 
6. Aufl. ©. 30. 

8) Nach der Natur des Wechſels als Schriftaft verbindet der Wechjel den Macht— 
eber nicht, wenn fein Name nicht, fei e8 bei der Unterichriit oder doch im Wechſel— 
onterte ausdrüdlic; genannt ift, namentlid) reicht die bloße Angabe „in Vollmacht“ 

nicht aus, R.O. H. G. Bd.20 S.90. Es genügt aber die Namensunterjchrift des Bevoll- 
mädjtigten unter der gedrudten Firma des Vollmachtgebers, R. O. H.G. Bd. 14 ©.317. 

9) Es erheben ſich zahlreiche Zweifel: a) Iſt es notwendig, daß der Bevoll— 

mächtigte dem Namen des Vertretenen den eigenen Namen hinzuſetzte, damit 
der Art. 95 zutrifft, oder iſt derjelbe auch anwendbar, wenn der angeblich Be— 
vollmädtigte in diefer Eigenjhaft bloß mit dem Namen des Ber: 
tretenen unterjhrieb? Das war bisher herrichende Anficht, vgl. Rehbein zu 
Art. 95 Ziff. 5; Staub zu Art. 95 $14. Nimmt man an, dab ein jolher Wechſel 
nah B. G. B. $ 126 nichtig it, jo kann Art.95 der W. O. nicht zur Anwendung 
fommen. Es fünnte B.G. B. $823 unter Umſtänden anwendbar fein. b) Iſt der 
Piendobevollmädtigte als „Wechſelſchuldner“ zu erachten? Das wäre denkbar, 
wenn er mit jeinem Namen als Bevollmächtigter unterzeichnet hat. Die Frage iſt aber 
allgemein zu verneinen. Hat jemand z.B. als Pjeudobevollmäcdtigter für den Be- 
zogenen acceptiert, jo muß der Wechielgläubiger feinesfalld, um jich den Regreß gegen 
Indofjanten und Ausjteller zu erhalten, den Wechſel auch ihm gegenüber protejtieren 
lafien. Hat er ald Pjeudobevollmächtigter eine Vormannes indoffiert, jo iſt nicht 
ihm, jondern dem auf dem Wechſel benannten Indoſſanten zu notifizieren. Die 
Gegenanſicht würde Verwirrung und Störung des Wechjelvertehres im Gerofge haben. 
c) Es find aljv die Worte „in gleicher Weije“ nur auf den Inhalt und Umfang der 
Verpflichtung zu beziehen. d) Beionders zweifelhait iit die Beweislaſt. Muh der 
Wechjelgläubiger, wenn der angeblihe Vollmadtgeber das Beitehen der 
Vollmacht leugnet, um den Bjeudobevollmäctigten nad Art. 95 in Anſpruch 
nehmen zu fünnen, nachweiſen, dab dieſem die Vollmacht zur Unterjchrift fehlte, oder 
bat der Bevollmächtigte dann das Beitehen der Vollmacht darzuthun? Für das eritere 
jprechen fich Rehbein zum Art. Ziff. 5, Staub zum Art. $12 aus unter Berufung 
auf R.G. Bd. 18 S.158 und den Grundjaß, dab der Kläger den Grund jeiner 
Klage, bier die Nichteriftenz der Vollmacht zu beweijen habe. Praktiſch zweckmäßig 
und rationell ift dies aber nicht. Wer ald Bevollmäcdtigter mit einem Dritten ein 
Geſchäft ichließt, verfihert damit die Erijtenz der Bollmadt und übernimmt 
aljo auch die Verpflihtung, fi dem Mitfontrahenten eventuell als Bevollmädhtigter 
auszumeijen. Daher liegt ihm gegenüber der Klage aus W.D. Art. 95 der Nachweis 
feiner Bevollmächtigung ob. Dies entipricht dem $179 des B. G. B. 
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joll, und demjenigen, welcher die Wechjelverpflichtung übernimmt oder 
auch den Wechjel, ohne jolche für jeine Perfon zu übernehmen, 3. B. 
auf Grund eines bloßen Blanfoindofjaments, begiebt. Solche Berein- 
barungen, pacta de cambiando — der jog. Wechſelſchluß — finden 
ſich nicht bloß bei der eriten Begebung des Wechſels, fie veranlajjen 
und begleiten regelmäßig jede weitere Phaje jeines Laufes, insbeſondere 
die Indojjamente, häufig aud) das Accept einer Tratte So wichtig 
fie für die Schicjale des Wechjels find, jo haben ſie Doch Feine ſpezifiſch 
wechjelrechtliche Natur, noch gelten für fie wechjelrectliche Regeln. Sie 
nehmen die verjchiedenjten Gejtaltungen an, können zugleich Bejtandteile 
eines anderen Gejchäftes jein, 3.3. eines Kaufgeſchäftes, bei welchem 
der Kaufpreis gegen Monatsaccepte zu berichtigen iſt, oder auch jelb- 
jtändige, auf den Erwerb des Wechjels gerichtete Verträge bilden. Ver: 
einbarungen dieſer Art jtehen unter den gewöhnlichen Regeln des bürger: 
lichen Rechtes. Nach diefen it aljo zu entjcheiden, ob die Höhe der 
Wechjeljumme und die Maßgaben ihrer Zahlung durch genügende Ab— 
reden in erfennbarer Weiſe bejtimmt jind.! Die Vereinbarungen be- 
ichränfen jich meistens nicht auf das Geben und Nehmen des Wechjels. 
Vielmehr übernimmt der Ausiteller nicht jelten weitere Verpflichtungen 
bezüglich dejjen Ganges, jo unter anderem, was häufig geichieht, den 
Bezogenen durch einen jog. Avisbrief zu benachrichtigen, oder dem 
Dezogenen Mittel zu der zu leiftenden Zahlung zu übermachen. Meijt 
wird der Wechjelnehmer für den Wechjel Gegenleiftungen — jog. Ba- 
luta des Wechſels — zu machen haben; jie können gejchehen in Geld, 
in Waren; Häufig wird der Wechjel ferner zahlungshalber auf eine 
Forderung gegeben oder, wenn dies bejtimmt wird, an Zahlungsitatt?, 
der Nehmer des Wechſels fann auch ein bloßer Bevollmächtigter des 
Gebers jein, jo dat er diefem das Eingenommene zu eritatten hat. Der 
Nehmer des Wechjels übernimmt nach Umjtänden VBerpflichtungen in 
Bezug auf die Ausübung der wechjelrechtlichen Befugnijie, 3. B. den 
Wechjel zur Annahme zu präfentieren. Hier, auf dem Gebiete des ma- 
teriellen Rechtes, ijt eine unerjchöpfliche Mannigfaltigfeit von Kombina— 
tionen gegeben. 

I. Die Wechjelverpflichtung wird, wie ausgeführt wurde®, for- 
mell geichaffen durch den einjeitig in der Schrift erklärten Willen des 

1) Allgemeine Bermutungen, b B. da im Zweifel ein Sichtwechjel zu leiften 


jei, find nicht berechtigt. Anders T öl, WR. 851 Anm. 13. 
2) Vgl. oben Bd.2 Wbt.1 $120 Ziff. IL 3) Dal. oben $249. 
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Ausiteller8 oder des Indoſſanten, aber unter der Vorausſetzung und 
für den all, daß ein legitimierter Gläubiger inskünftige erwächit. Die 
Legitimation beruht auf dem redlichen Erwerbe des Beſitzes des Wechſels 
durch den mittel3 der Schrift legitimierten Gläubiger, nicht in einer 
Vertragsverhandlung mit dem Wechjeljchuldner. So ijt e8 bezüglich 
des Nemittenten, des Nehmers eines Eigenwechjels, endlich des In— 
dojjatard. Anders noch gejtaltet jich die Sache bei Annahme einer 
bereit ausgefüllten Tratte. Hier ijt das einzige konſtitutive Element 
die Niederschrift der Annahme auf der Tratte.* Und dies erjcheint auch 
durchaus folgerecht. Denn die Legitimation des Gläubigerd muß bier 
nicht erſt gejchaffen werden, wie dies bei der Ausjtellung des Wechjels 
abjolut, bei der Indofjierung [relativ bezüglich der Gläubiger des In— 
dojjanten der Fall iſt. Vielmehr find die Gläubiger hier bei der Nieder- 
jchrift der Annahme bereit3 vorhanden und erhalten durch diejelbe Rechte 
auch ohne Willen und Willen. So rechtfertigt ji auch, daß der Aus— 
iteller den Wechjel, der Indofjant das Indoſſament, jo lange fie die 
Urkunde noch in der Hand haben, vernichten fünnen, da Rechte Dritter 
noch nicht erworben find, daß aber der Acceptant Hierzu nicht mehr 
befugt ift, jowie er die Annahme gejchrieben hat, da die Dritten hier— 
mit bereits berechtigt find. 

Aus dieſer Konjtruftion erklärt fich, warum die Konfuſion im 
Woechjelrechte nicht zeritörend wirft. Denn das duch den Schriftaft 
einjeitig gejchaffene Verpflichtungsverhältnis bleibt beitehen für den Fall, 
daß künftig wieder Dritte formgerecht legitimiert werden. 


8 254. Die Formation des Wechſels. Die Urkunde. 
1. Die Wechjelverpflichtung kann zur Entitehung fommen nur durch 
eine jchriftliche Urkunde. Dieſe Regel erleidet feine Ausnahme. 
2. Was die Form der Urkunde als jolche anlangt, jo iſt grund: 
Jäglich nicht erfordert, daß ſie aus Papier eines gewiſſen Formates 


4) Bol. W. DO. Art. 21 Abſ. 4; Gruchot Bd. 35 S.1141. Allerdings ijt der 
Sinn diejes Artikels bejtritten. Denfelben gegenüber vielfachen Anzweiflungen flar 
ejtellt zu haben, iſt das Verdienſt des Buches von Gramwein, Die Perfektion des 
Acceptes 1876. Grawein rechtfertigt die Beitimmung vorzugsweiſe durch Erwägungen 
praftiicher Art, welche nicht zu unterjchägen find. Die Erwägungen unſeres Tertes 
dürften aber zeigen, daß der Satz auch prinzipiell durchaus gerechtfertigt ift, und daß 
fih die Verichiedenheit des Zeitpunktes, in welchem der Wechielausiteller und der 
Indofjant jeit gebunden wird, von demjenigen, in welchem der Acceptant ſich feit 
bindet, logiich aus deren verjchiedener Rechtslage ergiebt, da aber der Grundgedante 
— Fällen derſelbe bleibt. Vgl. übrigens auch Goldſchmidt in ſeiner Zeitſchrift 
Bd. 28 S. 90. 
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bejtehe, oder da fie mit Tinte gejchrieben jei, oder gar daß ein ge: 
drucktes oder lithographiertes Wechjelformular benutt wurde. Beijpiels- 
weife wäre eine mit DBleiftift auf eimen beliebigen Papierjchnigel ge: 
jchriebene Wechjelverpflichtung, wenn ihre Echtheit feititünde, vollwirkſam. 
Aber die Regel bleibt allerdings, daß Wechjelerflärungen mit Tinte auf 
Papierſtücke gejchrieben werden, daß man wenigjtens für Tratten ein 
ujuelles Format wählt. Wer einen Wechjel ungewöhnlicher Form pro- 
duziert, wird die Bermutung der Echtheit jelbit dann nicht immer für 
jih haben, wenn die Namensjchrift des Ausjtellers anerkannt echt it. 


3. Weſentlich erjcheint für jede Wechjelerflärung die Unterjchrift 
des Wechjelichulöners.!-? Dennoch ijt bei der Tratte herkömmlicher: 
weile nicht erfordert, daß die Interjchrift des Ausitellers des Wechjels 
unter die Adrejje des Bezogenen geſetzt wird, obgleich dieſe einen wejent- 
lichen Beitandteil der Tratte bildet; Adrejje und Unterjchrift pflegen viel— 
mehr nebeneinander zu ftehen. Dasjelbe gilt von der Domizilierung des 
Wechſels. 

4. Die Wechſelerklärung muß, damit eine Wechſelverpflichtung aus 
ihr hervorgeht, einen ſichern und zweifelfreien Text haben. Hiernach 
beantwortet ſich die Frage, ob ein Wechſel, welcher bei der Ausſtellung 
Korrekturen erlitt, Geltung hat. Korrekturen der Art, daß die Wechſel— 
erklärung gleichwohl unzweideutig aus der Urkunde erſichtlich iſt, ſchaden 
dem Wechſel nicht. Dies kann beiſpielsweiſe der Fall ſein, wenn die 
Jahreszahl 1899, welche in dem gedruckten Formulare ſtand, bei der 
erit im folgenden Jahre gejchehenen Ausjtellung des Wechjels im die 
Zahl 1900 verwandelt wird.® Korrekturen dagegen, welche, vor der 
Begebung vorgenommen, den Sinn der Wechjelerflärung in Frage jtellen, 
hindern die Entitehung eines rechtöfräftigen Wechjels. 

Korrekturen, nach der Begebung und in wejentlichen Beitandteilen 
bewerfjtelligt, jind, wenn einjeitig vorgenommen, Fälſchungen und als 
jolche zu behandeln. Wer diejelben aber genehmigt, kann die Wechjel- 
verpflichtung auf Grund derjelben nicht ablehnen. 


1) Die Unterichrift mit dem yamiliennamen ift — abgefehen von der firmen: 
eihnung — notwendig. Für regierende Fürſten wird der Vorname und die Fürſten— 
Heilung genügen, 3.8. Adolf Großherzog von Lurremburg. 


2) Über die Unterjchrift des Vertreter vgl. oben 8252 Anm. 7. 


3) Bol. C. P.O. 8419. Ein Fall unichädliher Korrektur wird R.O. H. G. 
Bd. 14 S.14 entichieden, wo die zum Ausftellungsdatum gehörende Ortöbezeichnung 
„Dresden“ in „Leipzig“ duch Ausftreihen verändert war. 
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5 255. Wefentlide Erfordernijje des Wechſels. 

I. Als wejentliche Erfordernijje eines gezogenen Wechjels werden 
acht im Art. 4 der W. O. aufgeführt!, nämlid;: 

1. Die Bezeichnung als Wechſel? — die jog. Wechſelklauſel. 
Dies jchließt jich der hiſtoriſchen Entwidelung des deutjchen, insbejon- 
dere des preußiſchen Wechielvechtes an.3 

2, Die Angabe der zu zahlenden Geldjumme, der jog. Wechjel- 
jumme, jei es in Reichsmünze, jet e8 in einer anderen Währung. Zus 
läjfig ift, worüber man gejtritten bat, die Stlaujel „oder Wert“ — 
abgefürzt: o. W. — wonach dem Wechjelichuldner gejtattet wird, jtatt 
in der bezeichneten Währung in einer anderen Währung nach Kurs zu 
zahlen.* Eine Klaufel über Leiltung in anderen Sachen als Geld, .B. 
in Staatsjchuldjcheinen, würde den Wechjel ungültig machen; derjelbe 
muß ein reines Geldgejchäft bilden. 

3. Der Name oder die Firma des Wechjelmehmers, an welchen 
oder an dejjen Drdre gezahlt werden jol.5 Ihn nennt Geſetz und Nechts- 


1) Eine Aufzählung der Requisita des Wechſels in ſechs Nummern findet ſich 
ihon in der brandenburgiihen Wechielordnung von 1702 Art. 1. 

2) W. O. Art.66 geitattet „Solawechjel”, „Primawechſel“. Sind gleihbedeutende 
Ausdrüde zuläſſig? Man hat fi) dem nicht ganz verichloffen. Jedenfalls müſſen die 
Ausdrüde zweifellos und jedem, welcher Wechielverfehr treibt, erkennbar mit 
„Wechſel“ gleichbedeutend fein. Dad nimmt man an für „Wechielbrief"” — vol. 
A.L. R. II, 8S 8748 — „Wechſelverſchreibung“. „Wechjelanweilung” verwirft R.O. H. G. 
Bd. 18 S. 207; anderer Auſicht mit Recht Lehmann 390 Anm.2, Staub Art. 481 
n. la. „Tratte“ erachtet Rehbein zu Art. 4 als genügend; anderer Anſicht Lehmann, 
„weil der Ausdrud auch für kaufmänniſche Anweiſungen gebraucht wird“. Dafür, 
dat das Verjprechen der „Bablung nach Wechſelrecht“ nicht genügt, vgl. WER. IL, 8 
$ 1182, jo auch R.O. H. G. 2 S. 147; anders Thöl a.a.D. Wird in Deutich- 
land ein Wechfel in re: re ausgeftellt, jo genügen men fremde 
Ausdrüde, insbejondere lettre de change, mandat acceptable, bill of exchange, 
lettera di cambio. Aber aud) das Wort „Wechſel“ im fremdipradjigen Terte genügt, 
was Staub Art.4 $1 n. 1b grundlos in Abrede jtellt. 

3) Nach dem code de commerce und jeinen Tochterredhten, nadı dem Rechte 
Englands und der B. St. Nordamerifas ijt die ausdrüdliche Bezeihnung als Wechiel 
nicht weſentlich. 

4) Dies war früher jehr bejtritten und vom DO. Trib. Bd. 59 S.297 und a. a. D. 
verneint, ift jedoch infolge der Erfenntnifje des R.O. H. G. BD. 1 S. 278, ®Bb.2 
©. 118 zur u gelommen. Vgl. aber Brahmaun in Endemanns Handbuch) 
Bd. 4 Nbt.2 ©. 131 Anm. 3. 

5) Die gewöhnliche Faſſung „an die Ordre des N.“ bedeutet joviel als „an 
N. oder an dejjen Ordre“. — Die Firma muß nicht notwendig Die eingetragene jein; 

enügt die thatjächliche. Das R.O. H. G. nahm zwar Bd.9 S.328 an, daß eine 
—ã Perſon nur unter ihrer „legalen Firma“, nicht unter der im Vertehrögebrauce 
von ihr bemupten als Nemittentin ericheinen könne, dagegen jollen nah R.O. H. G. 
35.23 ©. 422 geringere, die Identität nicht in Frage jtellende Abweichungen für 
unwejentlid; erachtet werden, vgl. aud) R.G. bei Fenner Bd.1 ©.19. Die Ent: 
iheidungen jtehen grumdiäßfich miteinander im Widerjprud. Es reicht nad) legteren 
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wiſſenſchaft Remittenten.® Inhaberwechſel find unzuläſſig. Auch zu 
Gunſten einer fünftigen PBerjon, 5.3. einer Aftiengejellichaft, können 
Wechjel ausgejtellt werden; natürlich gewinnen diejelben Kraft aber erit, 
wenn die Perſon ind Daſein tritt. 

4. Die Angabe der Zeit, zu welcher gezahlt werden joll. In 
welcher Weije die bezügliche Angabe zu machen it, darüber fpäter.? 
Deim Wechjel gilt nicht der Grundfag, daß eine Verbindlichkeit ohne 
beitimmte Zahlungszeit jorort fällig it, vielmehr wäre ein Wechſel, 
welchen eine ausdrüdliche Zahlungszeit fehlt, nichtig. 

Sog. Ratenwechfel, welche verjchiedene Summen mit nach und 
nach fich folgenden Zahlungszeiten, meiſt auch mit einer Berfallflaufel 
für den Fall nicht rechtzeitiger Zahlung des eriten Zieles enthalten, 
jind nichtig.$ 

5. Die Unterfchrift des Ausftellers mit feinem perfönlichen 
Namen oder feiner Firma.“ 

6. Die Angaben des Ortes, Monatstages und Jahres der 
Ausſtellung. Nicht nötig ift, daß dies Orts- oder Zeitdatum der 
Wirklichkeit entjpricht. 10 

71. Der Name, beziehungsweije die Firma des Bezogenen.t!-12 








Erkenntniſſen die thatfächliche auch nicht eingetragene Firma aus, jofern ein Zweifel 
über die Jdentität nicht beftehen fann. Daß eine Abkürzung der Firma bes In— 
dofjatard das Indofjament nicht notwendig ungültig made, ertennt R.G. bei Gruchot 
3.28 ©. 1012 an. 

6) Uber die Herkunft der Bezeichnung oben $ 247 Anm. 3. 

7) Siehe unten $ 256. 

8) W. O. Art. 4 Ziff. 4 nad) der dritten Nürnberger Novelle. 

9) Nicht beizutreten iſt Thöl, W.R. 833 Anm. 19, welcher nur fiir notwendig 
erachtet die Angabe des Namens des Trajjanten, nicht aber daß der Name als Unter- 
jchrift einen bejtimmten Plaß einnehme. Der Wechjel ift ungültig, wenn er nur von 
jemandem unterichrieben ijt, der ſich als Bürge bezeichnet. Es fehlt dann die Unter: 
ichrift de3 Ausſtellers, R.G. Bd. 10 ©.1. 

10) Schon die älteren Wedjjelordnungen verlangen da8 Datum der Ausitellung, 
3. B. die von 1702 Art. 1 Ziff. 1. Der Natur der Sadje nad) notwendig ift Datierung 
freilich nur bei Datowechjeln und Nachſichtwechſeln; fie ift daher z. B. nad) engliſchem 
W. R. nit wejentlid; dennod wird man die Aufſtellung des Erjordernifjes nicht für 
unpraftiich erachten. Wechſel, auf welchen Ort und Zeit der Ausftellung mehrfach 
aber verjhieden angegeben find, find nichtig, R.G. Bd. 11 &.165. — Die Da— 
tierung iſt Willenserllärung und der Einwand der Unrichtigkeit unzuläflig, vgl. R. G. 
Bd. 32 ©.115. Ein dem Inhalt des Wechſels wideriprechendes perplere® Datum 
jteht aber, wegen Widerſpruches mit der Form der Nichtdatierung gleid). 

11) Über den Grad der notwendigen Genauigfeit vgl. oben Anm. 5. Bezweifelbar 
iſt R.O. H. G. Bd. 20 S. 85, vgl. TH, W.R. 833 Anm. 23. Der Wechiel ift nichtg, 
wenn die eine oder die andere, ebenfo wenn die eine und die andere Perſon bezogen 
wird. Bgl. R.G. Bd. 25 ©.62, fiehe auch Rehbein Art. 4 Ziff. 34; Staub Art. 4 
$43. Eine offene Handelägejellichaft freilich gilt dem Verkehre und dem Rechte bis 
zu einem gewiſſen Grade als Einheit und kann zweifellos bezogen werden. 
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8. Angabe des Zahlungsortes; der bei dem Namen oder der 
Firma des Bezogenen angegebene Ort gilt für den Wechjel, injo- 
fern nicht ein eigener Zahlungsort angegeben iſt, als Zahlungsort 
und zugleich ald Wohnort des Bezogenen. 13 

Ein alternativer Zahlungsort oder ein Fumulativer macht den 
Wechjel nichtig." 

II. Für den eigenen Wechjel jind ſechs Erforderniije wejentlich, 
W.D. Art. 96. Diejelben jind identiſch mit den jechs erjten für den 
gezogenen Wechjel feitgejegten, nur daß jelbitverjtändlich hier nicht von 
einem Traſſanten oder Nemittenten die Rede iit. Das jiebente Erfor: 
dernis, welches die Angabe eines Bezogenen verlangt, Fällt beim eigenen 
Wechjel ganz weg. Das achte erjegt die Bejtimmung, daß der Ort der 
Ausstellung, injofern nicht ein bejonderer Zahlungsort angegeben worden, 


12) Machen mehrere Bezogene den Wechjel unwirffam? Die Frage ijt zweifel- 
baft, wenn fie im rechtlicher Gemeinschaft itehen, z. B. Eheleute, Inhaber einer Firma; 
j. BL. f. Rechtspfl. 1897 ©. 67 u. 73, 1899 S. 59; Deutjche Jur. Zeitg. 1899 ©. 257; 
Sur. Woch. 1899 ©. 167 n.17. Uber R.G. Bd. 43 ©.86 erflärt ſchlechthin einen 
auf zwei verihiedene Perjonen gezogenen Wechjel für ungültig. 

13) Audy die Angabe des Zahlungsortes, d. h. der Ortihaft — vgl. unten 
8257 — muß nur fo genau fein, daß an der Jdentität fein Zweifel jein kann. 
In diefem Sinne fann ie auch durch Angabe einer Straße geichehen. Ein in Berlin 
gezogener Wechjel mit der Adreſſe W. Friedrichſtraße Nr.x wird doch wohl gültig 
fein. Anders jedoh R.D.H.G. Bd.9 ©. 261. Im Weiten Berlins jtoßen Straßen 
der Städte Charlottenburg und Schöneberg derart mit denen Berlins zujammen, 
dab für das große Publikum oft jchwer erfennbar ijt, welcher politijchen Gemeinde 
ein dort belegened Haus zugehört. Der Verkehr fieht überall Berlin. Iſt nun ein 
Wedel lautend: Berlin, Nollendorfjtraße gültig, trogdem daß die Nollendorfitraße 
zu Schöneberg gehört? Dies hat das R.G. Bd.32 ©. 111 bejaht, da an der Iden— 
tität nicht zu zweiflen ift. Vgl. auch Lehmann in Iherings Jahrb. Bd. 34 ©. 436. 
Die Entſcheidung ijt nicht unbedenflih. Es fommt meined Erachtens darauf an, ob 
allgemein im verfehrtreibenden Publikum ein derartiger Wechſel aufgefaht wird, als 
wäre geichrieben „Schöneberg bei Berlin Nollendorfitraße”. Dann muß der Protejt 
im Nichtzahlungsfalle in Schöneberg gejchehen. Allerdings it diefe Vorausſetzung 
aber faum zutreffend. Bei gleihlautenden Orten, z. B. Frankfurt, wird als 
wechjelmäßiger Zablungsort der Ort angejehen, an welchem der Wechjel präjentiert 
und protejtiert wird, R.O.H.G. Bd.9 S. 197. Dieje Behandlung ijt durch das 
Bedürfnis der Praxis geboten und trifft auch das wirkliche Verhältnis in der Regel 
der Fälle. Es kann jedod) dargethan werden, da der Präjentant arglijtig einen nicht 
gewollten Ort zur Präjentation und zum Protejte wählte, dann ift, weil an dem 
unrihtigen Orte, nicht gültig protejtiert. Dies kommt jelbjtverjtändlich allen Regreß— 
pflichtigen zu gute. Mit Unrecht biergegen Thöl, W.R. $4S Anm. 8. 

14) R. G. Bd. 25 ©.56; Lehmann in Iherings Jahrb. Bd. 34 S. 403. Die 
Stlaujel „zahlbar aller Orten“ vder „zahlbar bier und aller Orten“ oder 
„zahlbar überall wo zu treffen” im Wechſel fann Rechtsbeſtändigkeit nur in 
dem inne haben, daß fid) der Ausfteller vor jedem Gerichte belangen laſſen will, 
in dejien Bezirk er angetroffen wird. Vgl. das Nähere hierüber Kohler bei Gruchot 
Bd. 31 ©.529. Ob in der Klauſel die von R.E.P.D. $ 38 geforderte „Vereinbarung“ 
liegt, mag zweifelhaft jein, jedenfall8 aber macht die Klauſel den Wechjel dann nicht 
nichtig, wenn ein bejtimmter Zahlungsort außerdem in ihm angegeben iſt. 
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al3 Zahlungsort und zugleich als Wohnort des Ausſtellers gilt, W. O. 
Art. 97. 

II. Mittels des gezogenen Wechſels kann fich der Ausiteller, 
wie früher bemerkt, ſelbſt als Wechjelgläubiger bezeichnen und hier— 
Durch einen Wechjel an eigene Ordre ſchaffen, W.D. Art. 6 Abj. 1. 
Eigene Wechjel an eigene Drdre dagegen gelten als ungültig, 
weil das Verjprechen, jich jelbft eine Zahlung leiften zu wollen, wider: 
jinnig erjcheint. +5 

IV. Außer den vom Geſetze angeführten Erforderniffen ijt bei 
Wechjeln jelbitverjtändlich eine Berpflichtungstlaujel unentbehrlich, welcher 
gewöhnlich die Worte „zahle ich“ oder „zahlen Sie“ dienen. In Ver: 
bindung mit diejer Verpflichtungsklauſel, aljo im dispofitiven Teile der 
Urkunde, muß nach der Beitimmung des Geſetzes das Wort Wechjel, 
und nach der Natur der Sache die Angabe der Wechjeliumme ſowie des 
Gläubiger und der Zahlungszeit jtehen, da es ſonſt an einem be- 
jtimmten Berpflichtungsverjprechen fehlen würde. 1% 

V. Wechſel jind jtempelpflichtig. Die Gültigkeit des Wechſels iſt 
von der Stempelung jo wenig wie die anderer jtempelpflichtiger Gejchäfte 
abhängig. 

VI. Für die Herjtellung des Wechjels gilt nicht Einheit der Hand: 
fung, das Erfordernis römischer Formalverträge. Deshalb jteht nichts 
im Wege, dab der Trafjant nur jeine Unterjchrift auf das Papier jeßt, 
welches er einem anderen aushändigt, jo daß diejer nach Maßgabe der 
Vereinbarung und der durch fie in Bezug genommenen Umftände, die 


15) R. O. H. G. 85.7 ©.191 und Bd.16 ©.147; Grünhut a.a.D. Bd. 1 
S. 427 und dort Anger. Die Gegenanficht vertritt Lehmann a. a. O. S. 351 Anm. 24. 


16) Vgl. Rehbein a. a. O. Art. 4 Ziff. 1. Das A. L. R. nannte den dispofitiven 
Teil der Urkunde deſſen Kontert. Es verlangte hiernach — II, 8 8748 — zur 
Wechſelkraft eines Inſtrumentes, dasjelbe müfje „in dem Gonterte ausdrüdlich als 
Wechſel ... benannt ſeyn“. Die W.OD. Hat Art. 4 Ziff. 1 die Worte gefept „in den 
Wechſel jelbit“, fo dak durch das Wort „jelbit“ offenbar die Aufnahme in den dis— 
pofitiven Teil verlangt wird. Anderwärts ijt der Name Suntert beibehalten, W.O. 
Art. 66. Im Art.9 der W. O. iſt der Ausdruck „im Wechjel“ gewählt, um den dis— 
pofitiven Teil der Urkunde zu bezeichnen. Die W. O. bejtimmt nicht? darüber, daß 
auch die übrigen in unjerem Terte erwähnten Punkte im dispofitiven Teile der 
Urkunde feftgejtellt werden. Dies iſt aber nach allgemeinen Grundſätzen notwendig, 
weil der Berpflichtungswille einen bejtimmten Ausdrud erhalten muß. Unvereinbar 
hiermit erfcheint zwar nicht, einen Wechjel anzuerfennen, deſſen Kontert enthält: „obige 
Summe“; wir würden aber die Beitimmtheit und Unbedingtheit der dispofitiven Erz 
flärung vermiſſen. Staub zu Art. 4 853 verfteht unter Kontert einen „zulanmen= 
hängenden Satz“ und polemifiert gegen dies Erfordernid. Dies trifft das hier Aus— 
geführte nicht. 

Derndurg, Bürgerl. Recht. IL 2. 17 
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Herjtellung eines formgerechten Wechjeld vornehmen darf.!? Ebenjo- 
wenig ijt erforderlich, daß die übrigen Wechjelverpflichtungen zeitlich in 
derjenigen Reihenfolge übernommen wurden, welche ihnen der vollendete 
Mechjel und die Logik anweiit.13 Es fann daher ein Giro auf einen 
noch nicht formierten Wechjel gültig gejegt werden.1? Bejonders häufig 
jind Blanfoaccepte vor ausgefüllter Grundtratte.?° Es beiteht nur 
das Gebot der räumlichen, nicht der zeitlichen Reihenfolge. Dielen 
thatjächlichen Erjcheinungen gegenüber, welche volle rechtliche Anerkennung 
genießen, zerfällt die häufig behauptete Vermutung dafür, daß die Wechjel- 
erflärungen in derjenigen äußeren Folge, welche Gejeß und Logik ihnen 
anweilen, auch zeitlich abgegeben jeien, in nichts. 


$ 256. Der Berfalltag. 

1. Der Wechjel muß einen Verfalltag beitimmen, W.O. Art. 4 
Ziff. 4.1 

Man kann zwei Gruppen unterjcheiden, nämlich einerjeit3 den Tag: 
wechjel, ferner den Datowechjel, wie auch den Marft- oder Meß— 
wechjel in feinem regelmäßigen Berlaufe, und andererjeit3 die Sicht: 
oder Nachjichtwechjel. Bei der eriten Gruppe iſt der Verfalltag ein 
von vornherein gewijjer und berechenbarer, bei der zweiten Gruppe 
iit der VBerfalltag ein von vornherein ungewiljer, da ihn erſt die 
vom Wechjelgläubiger abhängige Vorlegung — Präſentation — des 
Woechjels feititellt. 

1. Der Tagwechiel bezeichnet einen bejtimmten Slalendertag 
als Verfalltag. Diejer Stalendertag muß nicht notwendig durch die Anz 
gabe der Zahl des Mionatstages des Berfalles bezeichnet jein, vielmehr 
genügen andere unzweideutige Bezeichnungen, 3. B. an Johannt, ar dem 
dritten Ditertage des Jahres.? Nach gejeglicher Beſtimmung it unter 

17) 8.0.9.6. Bd.9 ©.263. Der Wedel ift rechtöbeftändig, auch wenn er 
nicht vereinbarterweije ausgefüllt it; er ift amortifierbar, vgl. unten $280. Soweit 
der Inhalt der Vereinbarung nicht entipricht, jteht aber dem Ausfüllenden eine 
exceptio doli entgegen. Bgl. R.G. Bd. 23 ©. 110. 

18) Das Recht zum Ausfüllen iſt mit dem Blanfett übertragbar; es kann auch 


nad) ne Ausfüllung zum Teil dem jpäteren Nehmer überlafjen werden, R.®. 
Bd. 32 ©. 

19) —X Bd. 14 ©. 382. 

20) VBgl. unten $ 263. 

1) Ein Wechjel, welder als Sehlungegeit beitimmte Stunden bezeichnen würde, 
wäre nichtig; Lehmann a. a. O. 

2) Wäre der Wechiel „auf Dftern* oder „Pfingiten“ geitellt, jo wäre zwar, 
vgl. Art. 92 der W.D. der nächite Werktag der Zahlungstag, diejer aljo bejtimmt, 
nicht bejtimmt aber wäre der Verfalltag, der Wechſel aljo rechtsungültig. 
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einer auf „Anfang“ oder „Ende“ eines Monats gejegten Verfallzeit der 
erite, beziehungsweije der legte, bei der auf die „Mitte“ gejegten der 
15. des Monats zu verjtehen, W.D. Art. 30.3 

2. Der Datowechjel läßt den Verfalltag mit dem Ablaufe einer 
beitimmten Frijt nach dem Zeitdatum der Ausjtellung des Wechjels 
eintreten. Die Friſt kann nach Tagen bejtimmt fein, was auch dadurd) 
geſchieht, daß diejelbe auf einen halben Monat, d. h. nach gejeßlicher 
Beitimmung 15 Tage gejeßt ijt; in beiden Füllen ift der Ausjtellungstag 
nicht mitzurechnen. Wird die Friſt nach Wochen oder Monaten beitimmt, 
jo it der durch Benennung oder Zahl dem Ausjtellungstage entjprechende 
Tag der Verfalltag. Fällt das Datum der Ausjtellung — der 31. des 
Mionat3 oder der 29. Februar — im Berfallmonat aus, jo tritt der 
Verfall an deſſen legtem Tage ein, W. O. Art. 32. 

3. Es it zuläffig, Wechjel, die an einem bejtimmten Mefje- oder 
Mearktorte zahlbar jein jollen, auf die Zeit einer dort abzuhaltenden 
Meſſe oder eines Marktes zu jtellen. Dauert die Mejje oder der 
Markt mehrere Tage, jo beſtimmt ſich der Verfalltag nach Spezialgejet, 
in Ermangelung eines folchen iſt der Berfalltag gemäß der Beitimmung 
der Wechjelordnung der Tag vor dem gejeglichen Schluſſe der Meſſe 
oder des Marktes, W.D. Art. 35.1 

4. Bei den Sichtwechjeln ergiebt fich der Verfalltag aus der zum 
Zwede der Herbeiführung der Fälligkeit geichehenden Präſenta— 
tion des Wechjels bei dem zur Zahlung Verpflichteten.“ Sichtwechjel 
jind einfache, wenn fie unmittelbar mit der Bräjentation zahlbar jind, 
befrijtete, auch Nachjichtwechjel genannt, wenn fie erit mit dem 
Ablaufe einer beitimmten Zeit nach Sicht fällig werden. ® 

Der einfache Sichtwechjel pflegt mit den Worten ausgejtellt zu 
werden: „auf Sicht“ oder „nach Sicht“, „a vista* oder „auf Bor- 
zeigung“ oder mit ähnlichen die Präjentation des Wechſels fordernden 


3) „Ende Juni den 23ten“ würde infolge der im UN jelbit gegebenen Aus— 
legung den 23ten zum Zahlungstag machen. Thöl, WR. $37 Anm. 10. 

4) Daß nur auf Geſetz, nicht auf Sewohnheit Hüctien — wird, ent: 
ipricht dem Wejen des Wechſelrechtes. Durch Berfchiebung der Mejie oder des Marktes 
verſchiebt ſich auch die Berfallzeit. 

5) Ein Sichtwechſel ** im Wechſelprozeſſe wirkſam nur eingeklagt werden, 
wenn die Präſentation urkundlich nachgewieſen werden konnte, denn die Präfentation 
bewirkte die Fälligkeit. Dies ift durch 5605 Abi. 1 C. P. O. abgeändert. 

6) Domizilierte Sichtwechiel find beim Domizilianten, domizilierte Nahfichtwechiel 
jedoch beim Trafjaten oder Ausſteller des eigenen Wechſels, behufs Herbeiführung der 
Fälligkeit, zu präjentieren. 


17? 
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Ausdrüden.” Die Worte „nad Belieben” und verwandte Wendungen, 
wie auch „mach Kündigung” reichen nicht aus, weil die Vorzeigung des 
Wechjels, auf die es ankommt, damit nicht hervorgehoben wird.® Die 
Nachjichtwechjel fügen den bezeichneten Ausdrücken eine Friſt bei. Für 
die Berechnung diejer Friſt gelten dieſelben Grundjäge wie beim Dato- 
wechjel, W. O. Art. 32. 


Die Vorzeigung eines gezogenen Nachſichtwechſels behufs Herbei: 
führung der Fälligkeit ift begrifflich nicht notivendig mit einer Bor: 
legung zur Annahme verbunden.*1° Thatjächlich wird der Wechiel- 
inhaber, wenn er einmal präjentiert, meift beide Zwede zujammen zu 
erreichen juchen, jo dab jich in der Vorſtellung Des Lebens beides ver- 
bindet und man die Präſentation des gezogenen Nachjichtwechjels behufs 
der Fälligkeit ohne weiteres in der Präjentation zur Annahme jieht. 
Hiervon geht die deutſche Wechjelordnung aus. 


Die Zeit, innerhalb deren die Sichtwechjel zu präjentieren find, 
fann nicht in das Unbeitimmte hineinlaufen. In erjter Linie iſt Die 
Beitimmung des Ausjtellers maßgebend. In Ermangelung einer jolchen 
läuft eine zweijährige Präjentationsfrijt vom Tage der Ausitellung 
des Wechſels an gerechnet, W.D. Art. 19. Dies gilt für einfache, 
W. O. Art. 31, wie für befriftete Sichtwechjel, W.O. Art. 19, bei den 
einfachen Sichtwechjeln aber hat die Vorlegung innerhalb der Friſt behufs 
Erhebung der Zahlung, bei den befrifteten zur Berechnung und Firterung 
des Zahlungstages zu gejchehen.*! 


Unterbleibt die Präjentattion zur Zahlung beim einfachen Sicht— 
wechjel innerhalb der Friſt, jo gilt deren legter Tag als Verfalltag 
gegenüber dem Ncceptanten der Tratte und dem Ausiteller des eigenen 
Wechſels, der Nüdgriff gegen die Bormänner aber iſt verloren — prä— 


7) Einen fehlerhaften Sichtwechſel fiche bei R.G. Bd. 20 ©. 182. 

8) In Öfterreich find Wechiel „a piacere* — d. i. nad) Belieben — den Sicht: 
wechjeln gleichgeftellt. Über Wechſel auf Kündigung a R. O. H.G. Bd.2 ©. 360. 
Anders Lehmann a.a.D. ©.358; Grünhut a. a. O. 378. 

9). Dies hat Thöl, W. R. 839 ausgeführt. > at s G. ift ihm beigetreten, 
35.16 ©. 348. Vgl. jedoch Grünhut a. a. O. Bd. 

10) Der Remittent und die Indoſſatare ſind * — zwecks Annahme 
befugt, obgleich ſie den Wechſel weiter begaben, W.O. Art. 26, weil dieſelbe nur 
Vorteil bringt; die Beſtimmung der Fälligkeit kann aber der Natur der Sache nach 
nur von dem derzeitigen Berechtigten, alſo dem letzten Indoſſatar, ausgehen. 

11) Über die Frage, ob die — die Fälligkeit des Sicht- oder Nach— 
ſichtwechſels herbeiführt, vgl. R.G. Bd.8 ©. 6 
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judiziert —, W. O. Art. 31.” Gejchieht aber die Präfentation zur Zah: 
lung innerhalb der Friſt erfolglos, unter Protejt mangels Zahlung, jo 
it der Protejttag der VBerfalltag, und der Rüdgriff wird damit 
gewahrt. | 

Der Inhaber des Nachjichtwechjels wahrt die Friſt nur umd 
führt dadurch die Fälligkeit herbei, wenn er innerhalb der Friſt vom 
Bräjentaten eine datierte Beurkundung der Borlegung auf dem Wechjel 
erhält, oder Protejt erhebt. Der Proteittag gilt als Tag der Präjen- 
tation. Die datierte Annahme des Wechjeld durch den Bezogenen genügt. 
Eine undatierte Annahme, 3. B. ein im voraus erteiltes Blanko— 
accept, verbindet zwar den Bezogenen zur Zahlung. Behufs Wah- 
rung der Friſt und Herbeiführung der Fälligkeit aber genügt dies 
nicht, jo daß der Inhaber zur Fixierung des Datums der VBorlegung 
Proteſt erheben laſſen muß. Unterblieb dies, jo tritt die Fälligkeit gegen: 
über dem Acceptanten mit undatiertem Accept und dem Ausjteller des 
eigenen Wechſels mit dem Ablauf der Nachjichtfriit vom legten Tage 
der erwähnten Präjentationsfrift an gerechnet ein, der Rüdgriff gegen 
die Bormänner iſt aber verloren, W.O. Art. 19 und 20.13 

Hat der Indoſſant eines einfachen oder eines befrijteten Sicht: 
wechjels eine bejondere kürzere Friſt für die Präjentation des Wechjels 
vorgejchrieben, jo wird er wechjelmäßig von Haftung frei, wenn dieje 
Friſt nicht eingehalten ift. Val. W.D. Art. 31. 


12) Das Geſetz ijt nicht ganz Mar, weil es nur bejtimmt, eine ſolche Tratte 
müſſe „bei Berluft des wechielmähigen Anjpruches gegen die Indofjanten und den 
Aussteller“ binnen zwei Jahren zur Zahlung präfentiert werden. A. L. R. II, 8 
$ 971 jagte „bei Berluft jeines Rechtes“. Indem das Geſetz aber nur der Vor: 
männer gedenft, hat es jeinem Gedanken einen einjeitigen Ausdrudf gegeben. Der 
Gedanke ijt: „Der Wechrel wird fällig mit Ablauf der zwei Jahre und zwar jo, daß 
er, wenn nicht innerhalb diejer Zeit Präjentation zur Zahlung und Protejt erfolgt, 
den VBormännern gegenüber präjudiziert ift. Dem Ucceptanten gegenüber kann er 
nod nachher, wie jeder andere Wechſel, defjen Berfalltag verflofien iſt, geltend ge— 
madt werden.” Und das Gleiche gilt für den Ausiteller des eigenen Sichtwechjels; 
denn wenn W.D. Art. 98 Ziff. 5 den Art. 31 auch für den eigenen Wechfel als an— 
wendbar erflärt, jo geichieht dies natürlich nur entiprechend und jo, daß der Aus- 
jteller dem Mcceptanten gleichjteht, R.G. Bd.3 ©. 6, fiehe auh R.O. H. G. Bd. 3 
©. 186, Bd. 11 ©. 48. In Berbindung hiermit ftehen die Entjcheidungen des 
R.O. H. G., insbefondere Bd. 4 S.344, wonach die Wechjelverjährung gegen 
den Acceptanten und den Ausjteller des eigenen Wechſels von Ablauf 
der zweijährigen Frift und der im Wechjel vorgejchriebenen Nachſichtfriſt an 
läuft. Staub, W.O. Art. 20 $ 9. Weder praftiic noch theoretiic gerechtfertigt ift 
die Anfiht von Thöl, W.R. $ 39, wonad eine Verjährung des auf Sicht geitellten 
Wechſels gegenüber dem Ncceptanten und dem Ausſteller des eigenen Sichtwechſels 
vor der Präjentation nicht jtattfinden joll. — Vgl. übrigens Lehmann a. a. O. ©. 361. 
ö a Über eigene Nachſichtwechſel jiehe Art. 98 unter 3, und vgl. dad Anm. 12 

emerfte. 
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I. Für alle Arten der Wechjel gilt noch folgendes. Fällt der 
Berfalltag des Wechſels auf einen Sonntag oder allgemeinen 
Feiertag, jo verlegt fich der Zahlungstag auf den nächſten Werf- 
tag, W.D. Art. 92.14 Reſpekttage, — wonach, abgejehen hiervon, der 
Wechjelichuldner erjt nach gewiljen Tagen von dem Verfalltage ab zur 
Zahlung genötigt werden fonnte — finden nach der deutjchen Wechjel- 
ordnung Art. 33 nicht ftatt.15 

Der Verfalltag kann gültig auf den Ausftellungstag lauten, uns 
gültig wäre der Wechjel, welcher den Berfalltag früher als den Aus- 
jtellungstag bejtimmte. 

Ungültig jind auch Wechjel, welche die Verfallzeit von einem Er- 
eignis abhängig machen, deſſen Eintritt ungewiß it" (z.B. von der 
Gropjährigfeit des Ausjtellers), oder deſſen Zeit unbejtimmbar iſt“ 
(3. B. wenn der Wechjel fällig fein joll einen Monat nach dem Tode 
des Ausſtellers). Ungültig find ferner Wechjel mit alternativ gefaßtem 
Berfalltage”, jowie jolche, laut deren die Zahlung innerhalb einer Friſt 
geichehen ſoll.“ 

III. Nicht jelten werden Wechjel prolongiert. Dies kann dadurch 
geschehen, daß Statt des alten ein neuer Wechfel gegeben wird. Die 
Verpflichtung der Wechjelichuldner gründet jich dann ausjchlieglich auf 
den neuen Wechjel und richtet ſich nach ihm.” 

Eine andere Weile der Prolongation geichieht durch einen Ver- 
merf auf dem alten Wechjel etwa in der Weiſe: „Prolongiert bis 
zum erjten fünftigen Monats.“ Über die rechtliche Bedeutung jolcher 


14) Auch durd die an dem Orte der Wechlelzahlung bejtehenden allgemeinen 
Zahltage oder Kaſſiertage verlegt ſich der Zahlungstag — abgejchen vom Sicht: 
wechſel — auf den näditen Kaſſiertag, doch nicht über zwei Werfeltage hinaus, 
W.O. Art. 93, Art. 98 Ziff. 10. 

15) Über früheres Recht vgl. W.L.R. IL, S $ 1091. Etwas anderes it es, 
dak die Erhaltung des Rückgriffes mangels Qehlung gegen die Vormänner nicht 
bloß durch Präfentation und Proteftation des Wechſels am Zahltage, jondern auch 
noch an den beiden folgenden Tagen geichehen Fann. 

16) W.D. Art. 4 Ziff. 4 (auf einen „beitimmten“ Tag). 

17) W.D. Art. 4 Ziff. 4 (auf eine „beitimmte“ Zeit nad dem Tage der Aus- 
jtellung). 

18) R.O. H.G. Bd.2 ©. 364. 

19) Für ungültig erachtet daher R.O. H.G. Bd. 11 S. 170 und R.G. bei 
Gruchot Bd. 24 ©. 1104 die Form „bis zum erjten“ zahle ich, da die zwar nad) 
provingiellem Sprachgebrauche joviel heihen kann wie „am erſten“, die Frage jedoch, 
was wirklich gemeint iſt, eine offene bleibt. 

20) Immerhin kann der alte Wechjel für die Beurteilung des neuen, des jog. 
prolongierten, in Betracht fommen, Bl. f. Nechtspfl. 1898 5.98, vgl. feiner Deutiche 
Aurijtenzeitung 1899 ©. 260, Bl. f. Rechtspfl. 1599 ©. 51. 
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Verlängerungen gehen die Meinungen weit auseinander.” Eine der: 
artige Brolongation enthält eine Stundung, welche der Wechjel- 
gläubiger dem Ausjteller eines eigenen Wechjel® oder dem Accep— 
tanten einer Tratte auf dem Wechjel gewährt. Sie verjchafft dieſen 
Wechjelichuldnern eine Einrede gegen die Forderung der Wechjelfumme 
vor dem Ablaufe der Verlängerung, welche, wenn auf dem Wechjel 
beurfundet, nicht bloß demjenigen entgegenjteht, welcher ſie erteilte, jon- 
dern jedem Gläubiger??, welcher den Wechjel mit dem Prolongations- 
vermerf erwarb. Gejchah dieje Prolongation vor dem Proteſt mangels 
Zahlung, jo bejeitigt jie den Rüdgriff mangel® Zahlung gegen die Vor- 
männer, da diefe nur haften, wenn der Wechjelgläubiger die Wechjel- 
jumme innerhalb der Protejtfriit nicht erhalten fonnte, ohne hieran 
jelbit jchuld zu jein. Gejchah die Verlängerung dagegen nach erhobenem 
Proteſt mangel3 Zahlung, jo geht zwar der Rüdgriff des Wechjel- 
inhaber3 gegen jeine VBormänner an jich nicht verloren, da dieje aber 
Auslieferung des Wechjel3 in demjenigen Zujtande verlangen fünnen, 
welcher ihnen die Nechte gegen den Hauptwechjeljchuldner 23 nicht ver- 
kümmert, jo fann der Nüdgriff früheltens mit Ablauf der Verlängerungs— 
friit genommen werden. Den Berfalltag des Wechjels ändert die 
Verlängerung nicht, es läuft daher die Wechjelverjährung zu Gunften 
des Hauptwechjelichuldners troß der Verlängerung vom wechjelmäßigen 
Verfalltage an. Auch enthält die Verlängerung keineswegs einen neuen 
eigenen Wechjel, da jie deſſen Form nicht hat. 


Ss 257. Domizilierte Wechſel. 

I. Domizilierung gejchieht namentlich, falls der Wechjelichuldner 
an einem Orte wohnt, der außerhalb des größeren Verfehres it, 
jo da Präfentation und Proteſtaufnahme erjchwert find, ferner, wenn 
der Schuldner im Auslande wohnt. 

1. Gezogene, wie eigene Wechjel fönnen dDomiziliert werden. Domi- 
ziltert ijt die Tratte, wenn fie in ihrer Grundform einen von dem 
wecjelmäßigen Wohnorte des Bezogenen verjchiedenen Zah— 


21) Über die Prolongation jiehe Thöl, W.R. $ 180, Sohm in Goldſchmidts 
Zeitſchrift Bd. 23 ©. 477ff., die Göttinger Doftordifjertation von Georg Grohmann 
1895. Insbeſondere iſt zu vergleihen Grünhut a. a. O. Bd.1 ©. 243, welcher von 
den hier vorgetragenen Anfihten mehrfach abweicht, namentlich bezüglich) des Regreß— 
anſpruches. 

22) Died nah W. O. Art. 82. Dagegen Grohmann a.a.D. Mit den bier 
verteidigten Anjichten übereinitimmend Staub, W.D, Art. 4 $ 14 Ann. 1. 

23) Unten $ 268. 
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lungsort angiebt, W.D. Art. 24', und der eigene Wechjel, wenn er 
in jeiner Grundform einen anderen Zablungsort als den Ort der 
Ausstellung des Wechſels beitimmt, W.D. Art. 97 und 99. 


Bon dem echten Domizilwechjel zu unterjcheiden iſt der jog. un— 
eigentliche, bei welchem der Zahlungsleiiter zwar eine andere 
Perſon jein joll ala der Bezogene oder der Ausjteller, aber der 
Bahlungsort mit dem wechjelmäßigen Wohnorte des Bezogenen, be- 
ziehungsweile des eigenen Wechjels ein und derjelbe ift, 3.B. der Wechjel- 
jchuldner bezeichnet das Lokal einer Bank jeines Wohnortes als 
Bahlitelle.? 

2. Die Domizilierung des Wechjels fann gültigerweife nur durch 
den Aussteller des Wechjels geſchehen.“ Der Remittent oder ein In— 
doſſatar find zu derjelben nicht befugt, da ihnen nicht zuftcht, eine 
weſentliche Maßgabe des Wechjel3 zu ändern. Der Bezogene iſt 
allerdings berechtigt, jeiner Annahme eine Domizilierung zujufügen. 
Hierdurch wird aber der Wechjel im Nechtsjinne nicht Domiziliert, 
vielmehr Liegt nur eine eingejchränfte Annahme vor. Den Vor: 
männern gegenüber ijt daher der Wechjelinhaber berechtigt und genötigt, 
den Proteft mangels Zahlung nach geichehener Zahlungsaufforderung 
ohne Nücjicht auf den Domizilvermert des Ncceptanten an dem durch 
die Grundform des Wechjels bejtimmten Zahlungsorte zu erheben. 


1) Braun, Die Lehre vom Domizilwechjel 1880. Ein Domizilwechſel entitebt 
nur, wenn der Wohnort des Adrefiaten bei der Adreſſe oder fonjt im Wechjel ge= 
nannt wurde, R.G. Bd. 15 ©.112. Kein domizilierter Wechjel ift vorhanden, wenn 
der Zahlungdort von dem wirklichen, aber nicht genannten Wohnort des Bezogenen 
verjchieden lautet. Ein domizilierter Wechjel liegt dagegen vor, wenn der Zahlungs— 
ort mit dem wirklichen Wohnorte des Bezogenen identiich, aber von dem auf dem 
Wechjel genannten verichieden iſt. 

2) Alſo etwa Herrn Krauſe in Berlin, —— bei der Deutſchen Bank in 
Berlin. Vgl. R.O. H. G. Bd. 18 ©. 146, Bd. 20 ©. 107. 

3) Vol. R.G. Bd. 32 S. 38. In hᷣerſon, — mit deſſen Wiſſen und Willen 
durch einen anderen. Die Gejtattung der Domizilierung fann auch jtillichweigend 
erteilt werden, R.G. Bd. 18 S. 115. Der Nehmer eines Blantoacceptes iſt zur 
Domizilierung nur befugt, wenn er außdrüdlic dazu ermächtigt ift oder eine ſtill— 
ſchweigende Einwilligung des Mcceptanten vorliegt, z.B. das Necept ift zur beliebigen 
Verwendung hingegeben, R.®. OD. 3 ©.66, oder mit der Ermächtigung, fich darauf 
Geld zu verſchaffen, Bolʒe Bd. b n. 492. — Vol. Jur. Monatsſchr. f. Poſen, Oſt— 
u. Weſtpr. 1898 ©. 135. 

4) Welche Wirkung hat es, wenn fie dies dennoch thun? Für diejenigen Unter: 
ichriften, welche vor der Ynderung des Zahlungsortes auf den Wechfel gejegt wurden, 
bleibt die Veränderung unerheblich, fie gilt für fie wie nicht geichrieben. Anders 
ſteht es für jpätere Unterſchriften, jedenfalls für die Nachmänner des Fälſchers oder 
— ſpäteren Annehmer. Sie ſind nach Maßgabe des veränderten Wechſels ge— 

unden. 
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Die Domizilierung wird wechjelüblicherweije in der Adreſſe oder 
am Fuße des Wechſels ausgedrüdt. Sie fann aber auch in deſſen Kon— 
tert erfolgen. 5 

3. Die Domizilierte Tratte pflegt nur das Domizil zu bezeichnen. 
Denn dem Wechjelgläubiger fommt es darauf an, dab er dort Zahlung 
erhält; von wem die Zahlung geleiftet wird, ift ihm gleichgültig. Es 
wird dann dem Bezogenen anheimgegeben, bei der Annahme die Perſon 
des Zahlungsleiiters, den jog. Domiziliaten, zu bezeichnen. Im 
dies zu veranlajjen, fann der Ausfteller die Vorlegung des Domizil- 
wechjel3 an den Bezogenen zur Annahme bindend vorjchreiben, W.D. 
Art. 24 Nbj.2. ES kann freilich der Traſſant auch jchon bei Ausstellung 
des Wechjeld den Domiziliaten jeinerjeitS bezeichnen; ebenſo pflegt Der 
Ausiteller des eigenen domizilierten Wechjels dies bei der Ausitellung 
zu thun. Daß eine dritte Berfon als Domiziliat, jei es von vornherein, 
jet e8 bei der Annahme des Wechjels, bezeichnet werde, ift nichts dem 
Domizilwechjel Notwendiges. Gejchah es nicht, jo wird angenommen, 
daß der Bezogene oder der Ausfteller des eigenen Wechjels 
jelbjt der BZahlunggleiiter am Zahlungsorte fein folle. 

Domiziliat fann auch der Trajjant, der Nemittent, ein In- 
dojjatar fein. In folchen Fällen kann die Wechjelichuld ftatt Hol- 
ſchuld zu jein, zur Bringfchuld werden®, da, wenn der Wechjel- 
gläubiger zugleih Domiziliat ift, der Wechjelichuldner ihm die Deckung 
ihiden muß, widrigenfall® der Wechjelgläubiger bei fich ſelbſt Proteft 
erhebt und damit den Wechjeljchuldner in Verzug jet. 

H. Die Rechtsverhältnijje geitalten fich verjchieden, je nachdem ein 
bejtimmter Dritter als Domiziliat auf dem Wechjel benannt oder 
nicht benannt ift: 

1. Geſchah dies nicht, jo tritt nur das Bejondere ein, daß zur Er: 
haltung des Nüdgriffes gegen die Vormänner Zahlung am Domizil: 
orte gejucht werden muß und, wenn fich der Bezogene oder der Aus— 
ſteller des eigenen Wechjel3 nicht findet, Dort Proteft mangels Zahlung 
zu erheben ijt. Die wechjelmäßigen Rechte gegen den Annehmer der 
Tratte und den Ausfteller des eigenen Wechjels find hiervon 
nicht abhängig.” 

5) R. G. 88.15 ©. 112. Der Vermerk „zahlbar bei &.* wird dem „zahlbar 
durch on 

d. 28 ©. 204; Staub W. R. Art. 24 $ 6. 
In diejem Falle liegt dem Hauptwechfelichuldner eine einfache und unmittels 


u A an einem von jeinem Wohnorte verjchiedenen Orte ob, 
d.20 ©.414; R. G. Bd. 28 ©. 102. 
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2. Iſt dagegen im Wechjel ein beitimmter Domiziliat benannt, 
jo iſt nur die wechjelmäßige Verpflichtung übernommen, dat der Wechjel- 
inhaber bei dem Domiziliaten Zahlung erhalten werde, und 
zwar ijt jene Verpflichtung dadurch bedingt, daß durch formgerechten 
Brotejt die Nichtleiftung der Zahlung jeitens des Domiziltaten 
dDargethan werde; daher bejtimmt die W.D. Art. 43: Wird die recht- 
zeitige Protejterhebung beim Domiziliaten verabjäumt, jo geht dadurch 
der wechjelmäßige Anjpruch nicht nur gegen den Augfteller und In— 
dofjanten, jondern auch gegen den Acceptanten verloren. Ent— 
Iprechendes ijt bezüglich des eigenen Wechſels durch W. O. Art. 99 ver: 
ordnet. 

Auch beim Wechjel mit beſtimmtem Domiziltaten find zwar Acceptant 
und Ausjteller des eigenen Wechſels Hauptwechjelichuldner und 
feineswegs bloß regrekpflichtige VBormänner. 

Allein der Umfang der Berpflichtung dieſer Wechjelichuldner iſt 
derjelbe wie der Umfang der Verpflichtung ſolcher Vormänner.“ 

Das Verhältnis ift aljo feinesiwegs dem einer Tratte gleichzuitellen.'® 
Acceptant und Ausfteller des eigenen Wechjels haften namentlich nicht 
für die Annahme des Wechjels durch den Domiziltaten. Der Domiziliat 
ijt ferner nicht Bezogener; er ſteht nicht im Wechielverbande. Daher 
fann er fich nicht einmal durch Annahme des Wechſels als Ncceptant 
verpflichten", eine wechjelmäßige Zahlungsverpflichtung fann er nur in 
anderer Form übernehmen, namentlich mittel® Avals'? unter der An: 
nahmeerflärung der Tratte, beziehungsweile beim eigenen Wechjel unter 
der Unterjchrift des Ausjtellers. Die Verjährung der Rechte gegen den 
Annehmer und den Ausjteller des eigenen Wechjels endlich richtet ſich 


8) In der Klauſel „zahlbar an der Gewerbelafje in X.“ liegt die Bezeichnung 
eines Domiziliaten, da die Verweiſung an eine Bank oder Kafje zweifeldohne den 
Sinn hat, daß diefe jelbit zahlen jol. Es it fein Gedanfe daran, daß der an die 
Kaſſe verweiende Schuldner jih dort einfinden und bezahlen wolle, R.G. Bd.1 
&.17, 88.15 ©. 111, jedod auch Bd. 14 ©. 145. 

9), R.O. H. G. Bd.6 ©. 159. 

10) Thöl, W.R. 85 162 ff. identifiziert die Benennung des beſtimmten Domi: 
äiliaten mit einer Tratte. Ja, er erflärt den eigenen Wechjel mit bejtimmtem Domi- 
ziliaten geradezu ald eine Tratte in eigentiimlicher Form, die fein eigener Wechſel 
jei. Auch hierbei wird unjeres Ermeſſens die Bedeutung der Form im Wechſelrecht 
nicht gewürdigt. Vgl. gegen Thöl R.G. Bd. 1 ©. 43: „Der Ncceptant iteht bei 
einem Wechjel mit benannten Domiziliaten zu feinem der Wechjelverbundenen in 
dem Berhältnis eines Vormannes.“ 

11) Andere erachten es fir zuläſſig, daß der Domiziliat acceptiere. Eine Ehren- 
annahme fann der Domiziliat vornehmen, wie jeder Dritte vornehmen. 

12) Unten $ 259. 
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trog des benannten Domiziliaten nad) den Grundjägen, welche auc) 
ohne dieje Benennung Geltung hätten. 


IH. Die Ansprüche des Domiziliaten gegen Ausfteller des 
eigenen umd Aecceptanten des gezogenen Wechjel3 infolge der Wechjel- 
zahlung find Feine wechjelvechtlichen, jondern bejtimmen fich in Gemäß— 
heit der allgemeinen Regeln des bürgerlichen Rechtes nach dem zwilchen 
ihnen obwaltenden Verhältnis. 


$ 258. Notadrefje.! 


I. Der gezogene Wechfel kann mit einer oder mehreren Not- 
adrejjen verjehen werden, Durch welche, fall der Bezogene die 
Tratte nicht traſſiertermaßen acceptiert oder nicht zahlt, andere 
zur Acceptation jowie zur Zahlung aufgefordert werden, W. O. 
Art. 56. 

Zwed der Notadrefje ijt, durch die Intervention des Notadrefjaten 
die Abjchneidung des wechjelmäßigen Negrejjeg gegen den Adrefjaten 
herbeizuführen. Die Zahlung oder Annahme erfolgt durch den Adreſſaten 
für Nechnung des Adrejjanten. 

Die Notadrefje pflegt in den Worten „im alle der Not“, „im 
Falle“ und in ähnlichen Wendungen zu geichehen. Ihre Zufügung iſt 
nicht bloß dem Trajjanten, jondern auch anderen PBerjonen, welche 
regreßpflichtig werden fünnen, gejtatte. Sie iſt zuläſſig, wie auf 
dem Wechjel jelbit, jo auch auf einer Kopie, auf welcher jich Original» 
indofjamente befinden. Notadrejiat kann jeder fein, der nicht Bezogener 
it, insbefondere auch der Notadrejjant jelbjt, jei er nun der Traſſant 
oder ein Indofjjant.? 

Die Notadrefje iſt nur gültig, wenn fie weder in den übrigen Maß— 
gaben, noch bezüglich des Zahlungsortes von der Grundtratte abweicht. 
Sit ein Zahlungsort bei ihr nicht genannt, jo gilt der Zahlungsort 
der Grundtratte auch für jie.3 


1) Thöl, W. R. $ 132. Siehe weiter unten $ 275. Eine jog. unechte Not- 
adrefie liegt dann vor, wenn fih dem Traſſaten gegenüber ein anderer als der 
zunächſt zur Dedung Verpflichtete eventuell zur Dedung bereit erffärt. Hierbei Handelt 
ed ſich aber nit um eine wechſelrechtliche Berpflihtung. 

2) R.O. H. G. Bd. 20 S. 164. Es liegt in gewijjem Sinne ein eigentrafjierter 
Wechſel vor, bei welchem von der ſonſt erforderten Ortsverſchiedenheit abgeſehen 
wird, weil die Zulaſſung der Notadreſſe an ſich ſelbſt dem praktiſchen Bedürfnis ent— 
ſpricht. 

3) R.O. H. G. Bd. 11 ©. 297. 
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I. Durch die Hinzufügung der Notadrefje macht der Adrejjant 
jeine Haftung und diejenige feiner Nachmänner von einer fopulativen 
Bedingung abhängig, nämlich der Nichthonorierung der Tratte durch 
den Trajiaten und durch den Notadrejjaten. Gegen beide muß alfo 
die wechjelmäßige Diligenz gewahrt fein, wenn der Adreſſant ſowie jeine 
Nachmänner verpflichtet werden jollen. Dagegen kann den Bormännern 
des Notadrejjanten, welche fich unter der einfachen Bedingung der 
Nichthonorierung der Tratte durch den Bezogenen verpflichteten, Die 
Nichtachtung der Notadrefjaten nicht zu gute fommen. * 

Mittels der Notadrejje verjpricht der Adreſſant dem Wechjelnehmer 
die eventuelle Annahme und Zahlung durch den Adrejjaten. Sie bildet 
demnach eine eventuelle Tratte. Aber dieſes Verjprechen hat doch einen 
von der gewöhnlichen Trafjierung jehr abweichenden Inhalt. Denn der 
Notadrejiat hat nur anzunehmen, wenn die Tratte Not leidet, er wird 
durch die Annahme nur für den Fall der Präſentation des Wechjels 
innerhalb der Protejtfriit zur Zahlung verbunden. Dieje Zahlung it 
nicht diejenige der Wechſelſumme, jondern der Regreßſumme. 


Ss 259. Wval. 

I. Aval ift eine auf dem Wechjel geleijtete Namensjchrift, welche 
unter einer anderen Namensſchrift in der Abficht vollzogen wurde, 
jich in gleicher Weife wie der an erſter Stelle Unterjchriebene 
zu verbinden. 

1. Obgleich der Aval häufig als Wechjelverbürgung bezeichnet wird 
und auch in der That aus der Abjicht der Verbürgung hervorgehen 
fann, jo liegt nach außen hin die Übernahme einer jolidarijchen Ver: 
bindlichfeit vor. 

2. Die Namensfchrift auf dem Wechjel unter einer anderen Namens: 
ichrift Hat im Zweifel die Bedeutung eines Avals, jo daß die Ber: 
mutung nur durch ausdrüdliche Erklärung, z. B. Durch den Zujag „als 


4) W. O. Urt. 62, womit allerdings Art. 61 nicht vollitändig übereinſtimmt. 
Das Prinzip des Art. 62 der W. O. iſt das — denn der ſpätere Indoſſatar 
se jein Recht gegen den Vormann des Notadrefianten auf die Schrift jemes 

ormannes, umd nicht auf einen Vertrag mit jeinem Indoſſanten. 

5) Die Frage iſt nad der W. O. eine ofjene, ob der Wecjelgläubiger von 
mehreren Notadreiien die früher erteilte vor der jpäteren anzugehen habe. Thöl, 
WR. 8 140 Anm. 4 nimmt an, der fpätere Notadrefjat fei nur für den Fall ge 
rufen, da die Tratte auch bei dem früheren Adreſſaten Not leide. Es verwidelt 
dies jedoch die Sache fehr und es ift zweifelhaft, ob das Geſetz derart bedingte Not: 
adrejien wollte. So auch Volkmar und Loewy ©. 205. Staub Art.56 $ 10. 

1) Aval von a valle ijt eine unter einer anderen ftehende Unterſchrift. 
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Zeuge“ ausgejchlojjen werden kann. Avalijt und infolgedejien Solidar- 
jchuldner iſt alſo auch, wer die Namensunterjchrift eines anderen unter 
dem Zuſatze „ald Bürge“ unterjchreibt.? Steht jedoch eine Unterjchrift 
unter der des Trafianten, jo bedarf es eines bejonderen Zujages, um 
Har zu jtellen, daß der in zweiter Linie Unterjchreibende nicht Mit— 
trajjant, jondern Avaliſt fein joll; ebenjo fteht es mit der mehrfachen 
Unterjchrift des eigenen Wechjels. 

3. Die Namensjchrift des Avaliiten muß auf dem Wechjel jelbit ge- 
Ichehen; doch genügt die Namensjchrift auf der Kopie, wenn die primär 
geleijtete Namensichrift, welcher die des Avalijten jich anfchliegt, in Ur— 
Ichrift auf die Kopie gejegt werden durfte, jo daß aus derjelben ihrer 
äußeren Gejtalt nach ein wechjelmäßiger Anspruch begründet war. 

IH. Die Verpflichtung des Avalisten ijt derjelben Natur wie Die 
des zuerjt Unterjchreibenden. Daher haftet der Avaliit des Acceptanten 
inöbejondere wie diejer, auch wenn die rechtzeitige Präjentation und der 
Proteſt unterlajjen jein jollte; und jeine Verpflichtung verjährt erſt in 
drei Jahren.? Es wird ferner der Avaliſt eines Indoſſanten oder Ehren- 
acceptanten unter denjelben Bedingungen wie diefer verhaftet. * 

LII. Der Aval iſt nur rechtsbejtändig, wenn diejenige Erklärung, 
der er hinzutritt, der Form nach eine wechjelmäßige iſt. Es ijt dies 
3. B. nicht der Fall, wenn ein Nichtbezogener acceptiert hat oder 
wenn Die Unterjchrift des Nichtjchreibfundigen nicht formgerecht bezeugt 
iſt.“ Der Aval ist rechtsgültig, auch wenn die ihm vorftehende Er- 
Härung aus inneren Gründen unverbindlich ift, ja jelbjt wenn die 
ihm vorjtehende Unterjchrift gefäljcht fein jollte. 


Ss 260. Nihtwehjelrehtlihde Vermerke. 
. Die Wechjelurfunden enthalten gewöhnlich außer denjenigen Er- 
klärungen, welche das Wechjelrecht begründen und bejtimmen, noch andere 


2) W. O. Urt. 81. 

3) Selbftverjtändtic ift der NHegreh gegen die Bormänner nicht davon abhän ig, 
da gegen den Avaliften des Mcceptanten Benteit mangels Zahlung erhoben ijt. Der 
Aval giebt dem Wechjelgläubiger nur Net, die Bedingungen des Regreſſes gegen 
die Vormänner werden dadurd nicht geändert. 

4) Haben die Nvalijten untereinander Regrekaniprüce ? Unter der Herrſchaft 
des A.L. R. wurde Regreß nur Velaſſen wenn ſie 1 mit Rückſicht auf einander 
verpflichtet hatten, Jur. Woch. 1894 ©. 288 n. 31. Nah B. G. B. $ 426, 8 774 
Abi. 2 Haben fie einen — auf Ausgleihung, jofern das unterliegende Verhältnis 
nicht3 anderes ergiebt. 

5) Der Wechjel ift ungültig, wenn fi jtatt eines Ausſtellers mebrere Unter 
Ihriften, jede mit dem Zufage „ald Bürge* finden, R.G. Bd. 10 ©.1. 
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Vermerfe. Für die MWechjelerflärungen als jolche jind dieje Vermerke 
unjchädlich — superflua non nocent — jo lange jie nicht in eine dem 
Weſen des Wechſels widerjprechende Berbindung mit ihm gebracht find. 
Ihre jelbftändige Bedeutung hängt von ihrem Inhalte und dem Um— 
ſtänden ab. 

Herfömmlicherweije enthält der Wechjel Ausjagen über die Wechjel- 
valuta. Es werden gebraucht die Worte „Wert erhalten", „Wert in 
Waren erhalten”, „Wert verjtanden“, oder auch „Wert in Nechnung“, 
bei einem gezogenen Wechjel an eigene Ordre wird nicht jelten gejchrieben 
„Wert in mir jelbit”, „Wert in meinem Indoſſament“. Welche recht: 
liche Tragweite haben jolche Vermerfe? Es it Far, dab jie bei Wech— 
jeln an eigene Ordre bedeutungslos find, daß ſich aljo nicht etwa 
der Indoſſatar auf fie berufen kann, um die Valutazahlung jener: 
ſeits darzuthun. Haben aber die Vermerfe „Wert erhalten” und ähn— 
liche in regulären Tratten oder eigenen Wechjeln vorkommende 
Ausdrüde Beweisfraft für die Frage des Empfanges der Baluta durch 
den Ausjteller? Auch dies läßt jich nicht jchlechthin behaupten, Da der— 
artige Klaufeln eben häufig nur Dekoration find, den herkömmlichen 
Wechjelitil entjprechen, oft auch abfichtlich falfch gebraucht werden, da= 
mit Fremde das Verhältnis des Wechjelichluffes nicht erſehen und da— 
mit nicht ein Mibtrauen gegen den Wechjelnehmer ausgejprochen werde.! 
Es beiteht hier eine beachtenswerte Analogie zur römiſchen querella 
non numeratae pecuniae, durch welche die Ausſteller der Urkunden die 
eigenen Empfangsbefenntnijje, weil fie nur jehr häufig dekorative For: 
meln ohne Realität waren, als für den Beweis bedeutungslos bezeichnen 
fonnten. 

11. Es finden ich ferner nicht jelten auf der Tratte Vermerfe, 
welche jich auf das Verhältnis zum Bezogenen beziehen. Nicht leicht 
wird in der Tratte der Zuſatz fehlen „und jtellen es in Rechnung 
laut Bericht“ oder, was den Gegenjaß bildet, „ohne Bericht“, oder 
„laut oder ohne Bericht“. In erjterem Falle hat der Bezogene vor 
der Honorierung der Tratte den Bericht des Trafjanten zu erwarten, 
im zweiten alle iſt dies nicht erfordert. Nach Umständen bezeichnet 
auch) die Tratte einen Dritten, welcher dem Bezogenen zur Dedung 


1) TH, W.R. $52 Anm. 11. Nach der E.B.D. $ 286 ift die Frage nach 
freier Überzeugung des Richters zu entfcheiden, welcher ſich durch die im Terte ent: 
widelten Geſichtspunkte bejtimmen lajjen muß und den Rechtsſatz subscriptio tenet, 
subscribentem hier nit anwenden wird. 
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verpflichtet jein joll, oder deutet ihn an. Es iſt dies der Fall bei der 
jog. Kommijfionstratte, welche nicht auf Rechnung des Trafjanten, 
jondern auf diejenige eines Dritten gezogen wird, jo daß der Bezogene 
jeine Dedung bei jenem Dritten zu juchen hat. 

III. Nicht ganz jelten jteht in dem dispofitiven Teile eines eigenen 
Wechjels neben der Wechjelfumme ein Zinsverjprechen. Es iſt Klar, 
daß aus dem in den Wechjel aufgenommenen Zinsverjprechen eine wechjel- 
mäßige Verpflichtung nicht entipringen fann, da die Wechjeljumme eine 
bejtimmte fein muß. Es fragte ſich aber, ob dasjelbe den Wechjel nichtig 
mache, weil es die Beitimmtheit der Wechjelfumme aufhebe, oder ob 
nur das Zinsverjprechen der Wechjelkraft entbehre, während die Slapital- 
jumme wechjelmäßig gejchuldet werde. Das lettere verordnet dag Neichs- 
recht. Auch eine in den Stontert aufgenommene Berpfändung, 3. B. von 
Objekten, welche bereit3 im Gewahrjam des Wechjelgläubigers find, 
jowie die Zufage einer Konventionalſtrafe berührt das Wechjelrecht folge: 
recht nicht.? 

Ss 2361. Wechſelduplikate und Wechſelkopien. 


I. Der gezogene Wechjel kann in mehreren Exemplaren, in jog. 
Duplifaten ausgeitellt werden, W.D. Art. 66 ff. 

1. Iedes Duplifat muß die Unterjchrift des Aussteller und ſämt— 
licher Indofjanten in Urjchrift enthalten, alfo die Wechjelverpflichtung 
für ſich begründen. Andererjeit3 muß jedes Exemplar eine entiprechende 
Zahl und zwar mit der gejeglich vorgejchriebenen Bezeichnung als 
Brima, Sefunda, Tertia im Kontexte des Wechjels anzeigen." Iſt 
dies nicht der all, jo erwachjen troß entgegengejegter Abficht aus jedem 
Exemplare jelbjtändige Wechjelverpflichtungen — jog. Solawechjel in 
diejem Sinne? —, welche unabhängig voneinander von gutgläubigen 
Dritten geltend gemacht werden können. Das als Prima bezeichnete 
Eremplar gilt al3 Haupteremplar in dem Sinne, dab etwaige Umdeut- 


2) Die vierte Nürnberger Wechſelnovelle entſchied ji in ihrer primären Form 
für Nichtigleit des Wechjelverjprehens, in ihrer eventuellen Faſſung dafür, dab das 
Zinsveriprechen als nicht geichrieben gelte. Der eventuelle Vorſchlag wurde in Preuhen 
angenommen und it Reichsrecht geworden, W.D, Art. 7; vgl. übrigens oben $ 35 
Anm. 4. Der erjtere gilt in Dfterreich. Es ift jolgeredht, "dab man dort den Wechſel 
auch bei Aufnahme einer Verpfändungsklaufel als ungültig anfieht. Vgl. Beyer in 
Goldſchmidts Zeitichrift Bd. 34 ©. 19. 

1) Das Gejeß verlangt nicht, daß auf jedem Exemplar, 3.3. der Prima, aud) 
bemerft ſei, daß und wieviele Duplifate ausgegeben jeien. 

2) Bgl. oben $ 247. 
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(ichfeiten der übrigen Exemplare aus der Brima zu erklären find. Das 
Duplifat muß mit der Prima gleichlautend fein. Weicht e8 aber nur 
in der Faſſung ab, nicht in der Sache, z. B. das Haupteremplar ift 
mit der Firma des Ausitellerd, das zweite per procura unterjchrieben, 
jo fann das zweite Eremplar nicht etwa als jelbjtändiger Wechjel be: 
handelt werden. Denn dies jtünde im Widerjpruche mit jeiner wechjel- 
mäßigen Bezeichnung als bloßer Sefunda. 


2. Das jingulare und vielfach bedenkliche Injtitut der Duplifate 
dient vorzugsweile zur Einholung des Acceptes auf dem einen Exem— 
plar — in der Regel der Prima —, um inzwilchen das andere 
Eremplar — in der Regel die Sefunda — in Umlauf jegen zu 
fönnen. Auch größere Sicherheit bezwedt man nicht jelten, namentlich 
im überjeeiichen Berfehr, indem man die mehreren Exemplare auf ver: 
jchiedenen Schiffen verjendet. Duplifate find nur im Großhandel häufig. 

Doppelte identische Accepterklärungen find fein Bedürfnis. Da- 
ber fann das Mecept nicht als Duplifat geleiftet werden. Mehrere 
Accepte auf Duplifaten desjelben Wechjels erzeugen vielmehr jämtlich 
jelbjtändige Berbindlichfeiten. Dem entipricht, daß der eigene 
Wechſel nicht in Duplifaten ausgefertigt werden kann. ® 


3. Der Inhaber eines Eremplares kann wechjelmäßige Nechte nur 
gegen Diejenigen Perſonen, welche auf dieſes ihre Unterjchrift ſetzten, 
geltend machen. Der Indofjatar bedarf folglich, um gegen den Accep- 
tanten aufzutreten, des Beſitzes des zum Accept verfandten Eremplares. 
Demgemäß iſt auf dem Durch Indoſſament begebenen Exemplar anzu: 
zeigen, bei wem das zum Accept verjandte Eremplar anzu 
treffen ijt. Im Falle der Nichtherausgabe iſt der Regreß auf Sicher: 
jtellung, jowie der mangels Zahlung von einem doppelten Protejte 
abhängig, nämlich einmal von der Feititellung, daß das zum Accept 
verjandte Eremplar dem Indojjatar des indojfierten Duplifates vom 
Berwahrer nicht verabfolgt wurde, und dann, daß auf diejes Du— 
plifat die Annahme oder die Zahlung nicht zu erlangen geweſen, 
W.D. Art. 69.* 


3) W.O. Art. 67 Ziff. 2, vgl. W.D. Art. 98 Ziff.” und 8 So aud R.G. 
5.9 ©.113. Entzieht der Zujag ald „Prima“, „Sekunda“ dem eigenen Wedjel 
die Wechſelkraft? Dies halte ich für richtig und zwedmäßig, 

4) Hat der Bezogene dad zum Necept verjandte Eremplar noch nicht acceptiert, 
jo ſteht nichts im Wege, dab er fein Accept auf das in der Hand des Indoſſatars 
befindlihe Eremplar ſetzt. 
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4. Der Verwahrer des zum Accept verjandten Eremplares ijt ver- 
pflichtet, dasjelbe demjenigen auszuliefern, welcher jich als Indojjatar 
(egitimiert. Ob das Accept erwirft iſt oder nicht, fommt Hierbei nicht in 
Betracht. Der Anspruch auf die Auslieferung ift fein wechjelrechtlicher.® 

5. Zahlung auf ein Wechjeleremplar tilgt die Wechjel- 
ſchuld jchlechthin.® 

6. Der Inhaber mehrerer Duplifate iſt in der thatjächlichen 
Lage, die verjchiedenen Exemplare an verjchiedene Indojjatare zu 
indofjieren. Hierin liegt jedoch, jofern dies den Indoſſataren nicht fund 
gegeben wird, ein Betrug, mindeſtens grobes BVerjehen, da im diejem 
Falle die Indofjatare nur ein unvolljtändiges Necht und feinenfallg das- 
jenige einer regelmäßigen Indojjterung erhalten. ? 

7. Der Aussteller des gezogenen Wechjels ijt verpflichtet, dem 
Remittenten mehrere Wechjeleremplare auf Verlangen zu liefern, auch 
wenn diejer urjprünglich fic) mit einem Exemplare begnügte. Auch ein 
Indoſſatar kann die Beichaffung eines Duplifates verlangen, aber nur 


5) Der Anſpruch gründet jih auf das Geſetz. Das jurijtiihe Fundament des 
Gejeges it der Vertrag des Wuftraggeberd mit dem Verwahrer zu Gunjten eines 
Dritten, nämlich des fünftigen Indoſſatars. Derjelbe ijt entiprechend dem im $ 435 
des H. G. B. anerfannten Rechte des Adrejjaten des Frachtgutes gegen den Fracht— 
führer. Man wird annehmen müſſen, daß dem Indoſſatar der Anſpruch erſt mit der 
Aufforderung zur Herausgabe erwählt. Bis dahin ijt der Verwahrer nur feinem 
Auftraggeber gebunden und zur Rückgabe des Acceptexemplares an ihn berechtigt, 
auf Anfordern desjelben verpflichte. So R.O. H. G. Bd. 11 S. 390. Anders Thöl, 
WR. 8 165 Anm. a. 

6) W.D. Art. 67. Dies beziebt fich jedoch grundfäglich nur auf Zahlung durch 
den Hauptwecjelichuldner. Der Regreßwechſelſchuldner tilgt durd feine Zahlung nur 
jeine Schuld und die jeiner etwaigen Nahmänner, Staub, W. O. Art. 67 $ 1. Es 
tönnen ſich immerhin fatale Komplikationen ergeben. Der Wechjelgläubiger hat 5. B. 
von einem Regreßſchuldner — dem A. — gegen Borzeigen und Aushändigung der 
Urkunde Zahlung A: und zieht dann von einem Nachmanne des A., dem B., 
welchem von jener Zahlung nichts befannt ift, die Wechjeliumme noch einmal gegen 
Borzeigen und Aushändigung der Prima ein. B. wäre dann auf die condictio des 
von ihm Gezahlten verwiejen. Lehmann, W. R. S. 650; Staub, W. O. Art. 66 
Anm. 1 nimmt daher mit Grund an, der Regrehichuldner brauche nur gegen Rück— 
gabe aller Duplikate oder gegen angemefjene Sicherheit zu zahlen. 

7) Sind mehrere Eremplare desjelben Wechſels von dem Inhaber derjelben, 
dem X., an verjchiedene Perſonen indoffiert, und das eine ijt an A., das andere 
an B. gelangt, fo haben . und B. die regelmäßigen wechjelrechtlihen Anjprüche 
an die Vormänner bis zum &., diejen inbegriffen. Hat WU. Zahlung vom Traijaten 
erlangt, jo fann B. gegen die Vormänner des X. feinen Regreß nehmen, da deren 
Wechſelverſprechen gegenitandslos wurde, ebenjo verhält es fich mit A., wenn B. 
Zahlung erlangte; hat weder A. no B. Zahlung erlangt, jo haben zwar beide — 
vorausgejegt, daß fie beide gehörig protejtieren liegen — Regreß mangel3 Zahlung 
gegen die Vormänner bi8 %. Aber fie find in der Lage von römijchen Korreal— 
gläubigern. Iſt aljo der eine von beiden befriedigt und quittiert er, jo bat auch 
der andere feine Rechte mehr gegen die Vormänner des X. 


Dernburg, Bürger. Recht. 11. 2. 18 
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jo, daß er fich an feinen unmittelbaren Vormann, und diejer fich wieder 
an jeinen Vormann zu wenden hat, bis die Anforderung an den Aus— 
jteller gelangt. Hat der Traſſat eines der an verfchiedene indoljierten 
Eremplare acceptiert, jo muß er dem Inhaber des acceptierten Exem— 
plares zahlen. Sonſt bleibt es jeinem freien Ermeſſen überlaſſen, wel- 
chem Indoſſatar er zahlt. 

Der Anſpruch auf das Duplikat gründet jich auf die Wechfelord- 
nung, iſt aber nicht im Wechjelprozeß zu verfolgen. Vorausgeſetzt iſt, 
daß, wer das Duplifat fordert, ſich als derzeitigen Wechjelgläubiger 
legitimiert; die fann nur durch Vorzeigen des ihm bereit3 ausgehän- 
digten Eremplares gejchehen. Wollte man hiervon abjehen, jo würde 
man dem Betruge freieite Bahn eröffnen. ® 

HM. Wechſelkopien können beliebig hergeitellt werden und haben 
an fich ala bloß private Abjchriften feine jelbjtändige Bedeutung. Die 
Kopie kann aber dazu benußt werden, Driginalindojjamente oder auch 
andere verpflichtende Unterjchriften aufzunehmen, W.D. Art. 70.° Zus 
läſſig it Dies bei eigenen Wechſeln“ wie bei Tratten, vorzugsweile 
fommen aber Kopien folcher Art bei Tratten vor, welche zum Accept 
verjandt werden. 

Kopien fünmen vom Indofjanten hergeitellt werden, um Original: 
indojjamente auf fie zu jegen; fie haben dann eine vollftändige Abjchrift 
des Wechjels und jämtlicher Indofjamente zu enthalten, ſich ausdrüdlich 
als Abjchrift zu bezeichnen und, ehe fie Originalindofjamente aufnehmen, 
den Abjchluß der Abjchrift zu vermerken, was mit den Worten zu ge 
ichehen pflegt: „bis hierher Kopie“, jog. Arretierungsflaufel. Auf 
der Urkunde iſt zu bemerfen, bei wem das Originaleremplar anzutreffen. 

Driginalindofjamente auf der Kopie geben dem Indoſſatar die vollen 
Nechte, wenn er in den Beſitz des Driginalwechjel3 gelangt, voraus: 
gejeßt natürlich, dat nicht auf denjelben nach dem Nehmen der Kopie 
weitere jelbitändige Indojiamente gejegt wurden. Der durch die Kopie 
fegitimierte letzte Indoſſatar hat ferner gegen denjenigen, welchen Die 
Kopie als VBerwahrer des Driginalwechfels bezeichnet, eine Klage 





5 W.D. Art. 66. Thöl, WR. 8 166 Anm. 6, Staub zu Art.66 $ 1 nehmen 
an, dak das Dupfifat aud nad Berluft des im Konterte ald Prima bezeichneten 
Eremplaresd gefordert werden könne Die Frage ift eine jehr beftrittene. 

9) Kopien find in der Wechjelordnung noch vorgejehen behufs Duittierung von 
Teilzahlungen; Art. 39. 

10) B.D. Art. 98 Ziff. 8. 
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auf deſſen Herausgabe, wenn dieſer den Wechjel zur Zeit der Abforderung 
inne bat und der Aufforderung nicht nachfam, W.D. Urt. 72. Gelangt 
der Indofjatar nicht in den Beſitz des Driginalwechjels, jo erhält er 
feine Rechte gegen die auf der Kopie bloß abjchriftlich bezeichneten Per: 
onen, aljo nicht gegen die Indoſſanten des Driginald, den Ausſteller 
des eigenen Wechjeld oder den Acceptanten. Dagegen jteht ihm, troß- 
dem er in der Kopie nur ein Bruchjtüd eines Wechjels in Händen hat, 
der Negreß mangels Sicherheit und nach Eintritt des in der Kopie an- 
gegebenen Berfalltages Regreß mangel® Zahlung gegen die Driginal- 
indojjanten der Kopie zu. Dieler Regreß iſt abhängig davon, dab der 
Inhaber der Kopie rechtzeitig durch Proteſt fejtitellen ließ, daß ihm das 
Originaleremplar von dem in der Kopie bezeichneten Verwahrer nicht 
herausgegeben wurde." Er jegt nicht voraus Proteft mangel3 An— 
nahme oder Zahlung beim Bezogenen, denn diejer fann, jo lange ihm 
der Originalwechjel nicht vorgelegt wird, nicht trafjiertermagen annehmen 
oder zahlen. Die Kopie legitimiert den Inhaber Hierzu nicht in der Art, 
wie ein Duplifat. 


8 262. Die Annahme der Tratie. 

1. Die Annahme der Tratte it der Form nach Annahme des 
in derjelben ausgejprochenen Zahlungsauftrages. Aber Die Rechtsgültig- 
feit der Annahme it nur davon abhängig, daß die Tratte in ihrer 
äußeren Gejtalt rechtsbejtändig ift. Ob wirklich ein Zahlungsauftrag 
gegeben war, kommt nicht in Betracht. Die Annahme enthält demgemäß 
die jelbftändige Übernahme der Verpflichtung, die Wechjelfumme zu 
zahlen, und fteht auf einer Linie mit der Ausstellung eine2 eigenen 
Wechſels, durch welche eine gleichartige Verpflichtung übernommen wird. 
Dennoch jind beide Arten von Wechjelverpflichtungen nicht zu identi- 
fizieren. Denn der eigene Wechjel entnimmt feine Geltung allein aus 
ji, die Annahme jet die formgerechte Ausjtellung einer Tratte 


11) W. O. Art. 72. Es ift der im Art. 70 bezeichnete Verwahrer gemeint. Wäre 
ein ſolcher nicht bezeichnet, jo könnte fein Proteft mangels Herausgabe erhoben und 
ein Regreß mangels derjelben nicht geltend gemacht werden. Anders, aber unjeres 
Erachtens unrichtig Rehbein zu Art. 72, wenn er meint, der Inhaber dürfe ohne die 
Angabe der Kopie den Bejiger ded Originals ermitteln und den im Art. 72 vorge- 
jchriebenen Proteft erheben. Wie joll wechielmähig feitgeitellt werden, wer VBerwahrer 
des Originalwechſels ift, wenn die Kopie feine Angabe enthält? Die Bemerkung der 
W.D. Art. 70: „Das Unterlafjen dieſes Vermerkes entzieht der indoſſierten Kopie 
nicht die wechlelmäßige Kraft“ hat nur die Bedeutung, daß der Indoſſatar auch in 
diefem Falle alle wechjelmäßigen Rechte hat, wenn es ihm gelingt, in den Beſitz des 
Driginalwechjeld zu kommen. 

18* 
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und die Sorrejpondenz der Annahmeerflärung mit Ddiejer 
voraus.!-? 

2. Die Bräjentation zur Annahme fann vom Inhaber ausgehen; 
er gilt als Bevollmächtigter des Wechjelgläubigers. Auch mittels Poſt— 
auftrages kann fie gejchehen. 

3. Der Bezogene iſt niemald® wechjelrechtlich zur Annahme ge: 
zwungen, wohl aber kann er zur Annahme durch eine vorhergehende 
oder auch nachfolgende Vereinbarung gehalten jein. Wer z. B. gegen 
Tratten gefauft hat, iſt auf Grund des Kaufvertrages verpflichtet, 
Tratten, welche in vereinbarter Art, eventuell in üblicher Weiſe auf ihn 
gezogen wurden, zu acceptieren.®? Auch in der Nichtbeantivortung des 
Avisbriefes fann eine ftilljchweigende Übernahme der Verpflichtung zu 
acceptieren liegen.* Das Recht der Trafjanten, die Annahme vom Be- 
zogenen zu fordern, geht auf den Remittenten oder die Indoſſatare durch 
die Begebung des Wechſels nicht über, es kann ihnen aber cediert werden. 

4. Der Wechjelgläubiger iſt wechjelrechtlich jeinen Wormännern 
gegenüber ermächtigt, den Bezogenen zur Annahme des Wechjels ſofort 


1) Wenn TH, WR. 81 ausipricht: der acceptierende Trafjat verjpricht nicht 
ſchlechtweg die Zahlung der Wechſelſumme, denn er veripricht fie auf Grund und in 
Gemäßbeit eines ihm überbracten Zablungsauftrages, fo iſt dies richtig, wenn man 
den Ausſpruch bezieht auf den in der Tratte äußerlich formalifierten Zahlumgsauftrag, 
unrichtig, wenn man, wie dies allerdings Thöl thut, die Nedytsgültigfeit und Rechts: 
bejtändigfeit des AZahlungsauftrages zur Vorausſetzung der Annahme machen will. 
Dies iſt jedenfalld nicht der Standpunft des deutichen Wechſelrechtes. Denn nadı 
ausdrüdlicher Bejtimmung hat e3 feinen Einfluß auf die Geltung der Annahme, wenn 
der Trafiant wechlelunfähig war — W. O. Art. 3 —, womit aleichjteht, daß er nicht 
erijtiert, nicht minder, daß die Unterjchrift des Traſſanten gefälicht war, W. O. Art. 75. 
Bol. auch R.G. Bd.24 ©. 87. 

2) Nach Art. 75 der W. O. behält das echte Accept feine Wirkung, wenn die 
Unterichrift des Trajjanten gefäliht war. Die Frage ift nicht beantwortet, wie es 
jtehe, wenn vor dem Accept der Inhalt des Wechſels gefälicht, z. B. die Werhiel- 
ſumme vergrößert wurde, oder eine Modalität, welche urfprünglih nicht vorhanden 
war, zugefügt wurde. Es ijt aber flar, daß dieſer Fall demjenigen gleichitehen muß, 
in welchem die Unterſchrift ſelbſt gefälicht it, da dort volltommen, bier nur teilweiie 
Fälſchung vorliegt. Der Acceptant haftet aljo grundiäglicd aus jeinem Nccept allen 
Wecielgläubigern, diejenigen Vormänner jedoch, in deren Hand der Wechſel jeine 
echte Geſtalt hatte, können durch exceptio doli zurücdgewiejen werden, wenn jie mehr 
oder anderes vom Necceptanten fordern, als jie zu fordern nach dem echten Inhalte 
der Tratte befugt waren. Abnlich, aber aus anderen Gründen, Thöl, W.R.$ 173 unter c. 

3) War die Acceptation der Tratte, zugleid aber Beihaffung der Dedung an 
den Ncceptanten vereinbart, jo it es Frage der Vertragsauslegung, ob die Accep: 
tatton verweigert werden darf, wenn die Dedung nod nicht eingegangen it. War 
ein Gefältigleitsaccept vereinbart, dah. ein Accept durch den Bezogenen obne 
vorgängige Dedung, To verliert die Vereinbarung ihre Kraft, wenn der Trafjant oder 
jonitige Dedimgsverpflichtete nachträglich Freditummwiirdig werden. Vgl. B.G. B. $ 610. 
Das Gegenteil behauptet TH, W.R. $ 77 Anm. 3. 

4) In Gemaßheit des 9.9.8. $ 362 Ab. 1. 
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oder jpäter aufzufordern, in Ermangelung der Annahme Proteſt zu er: 
heben und jeinen NRüdgriff auf Sicherftellung zu nehmen. Entgegen: 
gejegte Vereinbarungen find ohne wechjelvechtliche Wirkung, W.O. Art.18 
Sat 1. Eine Ausnahme beiteht bei Meß- und Marktwechſeln, der Re: 
greß mangels Annahme ijt hier dadurch bedingt, daß der Inhaber inner- 
halb der am Meß- oder Marftorte gejetlich beitehenden Präjentationg- 
frijten die Annahme verlangt und in Ermangelung derjelben Proteſt 
erhebt, W.D. Art. 18 Sat 3. 

5. Der Wechjelgläubiger fann dem Traffanten gegenüber Durch 
Bereinbarung verpflichtet fein, den Wechjel innerhalb bejtimmter 
Zeit zur Annahme vorzulegen. Aus der Berabjäumung diejer Bertrags- 
pflicht fönnen Schadensanjprüche erwachjen. Wechjelrechtliche Folgen 
aber hat dies nicht, auch kann in der Negel5 felbjt durch einen Ber: 
merf auf dem Wechjel eine wechjelvechtliche Pflicht der Präſentation zur 
Annahme nicht gejchaffen werden. Nur der Ausiteller eines Domizil: 
wechjels fann im Mechjel die Brüjentation zur Annahme mit 
wechjelrechtlicher Folge vorjchreiben, jo daß die Nichtbeachtung den 
Verluſt des Regreſſes gegen den Musjteller und die Indojjanten nad) 
jich zieht. ®- ' 

6. Die Annahme der Tratte kann nur durch den Bezogenen jelbjt 
oder einen zur Annahme befugten Vertreter desjelben für denjelben ge- 
ichehen. Dies iſt Folge der Form der Tratte als einer Anweiſung, 
welche äußerlich folgerecht durchzuführen iſt. Geſchähe die Annahme 
durch den Bezogenen auf eine höhere Summe, als der Betrag der 
Wechjelfumme ift, jo fünnte diejelbe doch nur auf Höhe der Wechjel- 
jumme Geltung haben. Es iſt auch nicht richtig, daß die von einem 
Nichtbezogenen acceptierte Tratte oder das vom Bezogenen über Die 
Wechjeljumme hinaus Angenommene als eigener Wechjel aufrecht zu halten 
iſt. Denn es fehlt die Form des eigenen Wechjeld, wenn die Form 
des Acceptes gewählt wurde. $ 


5) Vgl. W.O. Art. 19 im Anfange und unten Anm. 9. 

6) W. O. Art. 24 Abi. 2. In England bejteht die unbedingte Pfliht, einen 
Domizilwechiel beim Bezogenen zur Annahme zu präfentieren. 

7) Die aus Art. 19 der W.D. fcheinbar ſich ergebende Pflicht, Nachfichtwechiel 
zur Annahme zu präjentieren, beiteht im Grunde nicht; es iſt nur erfordert, daß fie 
rechtzeitig —* Herbeiführung der Fälligkeit präſentiert, eventuell proteſtiert werden, 
vgl. oben $ 256. 

8) So u.a. das R.O. H. G. Bd. 15 ©. 346ff. Die entgegengefegte Anficht ver: 
teidigt TH, WR. $ 54. Wollte man fie für richtig halten, jo entſtünde die ſchwer 
lösbare Frage, ob Proteft mangel® Zahlung bei einem derartigen Acceptanten Be- 
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7. Im Notfalle, d.h. dann, wenn durch Proteſt feititcht, day 
die Annahıne des Wechjel3 durch den Bezogenen nicht zu erhalten it, 
fann die Annahme durch einen Ehrenintervenienten gejchehen.* Auch 
iſt jelbjtverjtändlich zur Zahlung wechjelmäßig verpflichtet, weſſen Unter: 
ſchrift als Aval unter der Annahmeerflärung des Bezogenen jteht.!? 


8 263. Die Form der Annahme. 

1. Die Annahme muß jehriftlich auf dem Wechjel gejchehen, W.O. 
Art. 21 Abi. 1. Andere Annahıneerflärungen haben feine Wechjelfraft.! 

Jede auf den Wechjel gejchriebene und von dem Bezogenen unter- 
jchriebene Erklärung gilt als unbejchränfte Annahme, jofern dem der 
Inhalt der Erklärung nicht ausdrüdlich widerjpricht. Die Worte „ges 
jehen N. N.“ bilden alſo eine unbejchränfte Annahme. Als unbejchränfte 
Annahme gilt es auch, wenn der Bezogene ohne Erklärung über den 
Zwed jeine Namensjchrift auf die Vorderjeite des Wechſels jest. Zuläjfig 
it es, die Annahme durch ausdrüdliche Erklärungen zu bejchränfen, 
W.D. Art. 22, jei es auf einen Teil der Wechjelfumme, fei es durch 
Hinzufügungen von Modalitäten, welche vom Grundwechjel abweichen, 
z. B. der Zeit, des Ortes, der Zahlung, oder bezüglich der Perſon, an 
welche der Acceptant zahlen will. Unzuläſſig find Einſchränkungen, welche 
dem Wejen der Wechjelverpflichtung widerjprechen, 3. B. Bedingungen. 

Auch ein Accept auf der Sekunda oder Tertia des Wechjels it 
gültig, wenn ihm auch meijt die Prima dient. 

2. Die Annahmeerflärung bedarf der Datierung zu ihrer Gültigkeit 
nicht. Wer die Gültigkeit oder die Ungültigfeit einer undatierten An: 
nahmeerflärung daraus ableiten will, da fie zu einer bejtimmten Zeit 
erfolgte, hat jeinerjeits die Abgabe derjelben in der bezüglichen Zeit zu 
erweijen.? Bei Wechjeln „nach Sicht“ ift Datierung des Acceptes 


dingung des Negrefjed gegen die Vormänner jei? Über die Jdentität de Namens 
des Bezogenen und des Acceptanten vgl. R.O. H.G. Bd. 15 ©. 284, oben $ 255. 
9), W.D. Art. 57. 
10) W. O. Art. 3, Art. 81, vgl. Art. 76. Desgleichen oben S. 269. 


1) Es genügt alfo nicht jchriftliche Erklärung in einer befonderen Urfunde. 
Aud das Accept in einer Kopie des Wechſels ijt ausgeichloffen und entbehrt der 
Wechſelkraft. Anders bei der Ehrenannahme W.D. Art. 62. Hit der Wedel in 
Duplifaten ausgefertigt, jo genügt die Annahme auf einem der Tuplifate, jei es 
nun die Prima oder auch die Sekunda u. ſ. f. 

2) Dies iſt z.B. der Fall, wenn der Wechjelichuldner behauptet, daß das ums 
datierte Accept jeitens feines früheren Bevollmächtigten oder Geſellſchafters nach Auf: 
hebung der Bertretungsbefugnis desielben auf den Wechjel gejegt worden jei. Denn 
eine vechtlihe Vermutung dafür, daß die von einem zeitweife zur Vertretung Be— 
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zu verlangen und im Weigerungsfalle Proteſt zu erheben, falls das 
Accept die Wirkung der Feititellung rechtzeitiger Vorlegung des Wechjels 
zur Sicht haben joll, W.D. Art. 20 Abi. 1. Die Geltung des Acceptes 
als jolchen ift von der Datierung auch in dieſem Falle nicht abhängig, 
W.D. Art. 20 Abſ. 3. 

3. Die Annahme bindet den Bezogenen mit der vollendeten 
hriftlichen Erklärung. Es iſt daher rechtlich unwirkſam eine Durch: 
jtreichung des Acceptes durch den Bezogenen vor der Zurücgabe des 
Wechſels oder eine jonjtige Vernichtung desjelben; ferner iſt als nicht 
gejchrieben anzujehen eine der unbedingten Annahme erjt jpäter zugefügte 
Einjchränfung.* Dies ijt durch das Bedürfnis des Wechjelverfehres 
geboten, indem andernfalls Kollufionen des legitimierten Inhabers des 
Wechſels mit dem Acceptanten zum Nachteil der Bormänner ungebührlich 
erleichtert würden.5 Eine andere Frage iſt, ob aus einem dDurchitrichenen 
und delierten Accept im Wechjelprozeß geklagt werden fan, was aller- 
dings wegen der Zweifelhaftigfeit der Urkunde zu verneinen ijt.* Würde 
der Acceptant den Wechjel vor der Herausgabe völlig vernichten, jo wäre 
Amortifation nötig, durch Die aber auch das Accept wieder zur Her: 
jtellung käme. 

4. Das Accept kann jchon vor der Formation des Grundiwechjels 
auf die Wechjelurfunde gejegt werden, jog. Bianfoaccept. Das Blanko— 
accept wird nicht jelten gegeben als Kaution, um den Nehmer desjelben 
in die Lage zu bringen, Forderungen, welche jich aus einem mit dem 
Acceptanten eingegangenen Rechtsverhältnis fünftig, in vorerjt noch un: 


rechtigten vorgenommene Handlung während der Dauer der Bertretungsbefugnis 
geichehen jei, beiteht nicht, R.O. H.G. Bd. 19 ©. 316. 

3) Bol. Gruchot Bd. 35 ©. 1141. 

4) Die W. O. Art. 21 Abj. 4 bejagt: „Die einmal erfolgte Annahme kann 
nicht wieder zurücdgenommen werden.“ Nicht wenige Schriftiteller nehmen freilich 
„die erfolgte Annahme” m dem Sinne einer „durd Aushändigung an den Präſen— 
tanten erfolgten Annahme”, jo daß etwa die Bedeutung wäre, der erite Nehmer des 
Acceptes kann nicht mehr zum Nachteil der anderen Wechielgläubiger deſſen Zurück— 
nahme zugeitehen. Wir hielten diefe Interpretation jchon an ſich für geſucht. Sie ijt 
unzuläjiig gegenüber A. L. R. 11,8 88 997, 995, welche die legte Duelle des Art. 21 
der W. Si bilden, die durch die verichiedenen Entwürfe hindurch, und mannigfachen 
Anzweiflungen gegenüber maßgebend blieb. Jene Paragraphen fprechen aus: „Die 
einmal geichehene Ncceptation kann der Bezogene nicht wieder zurüdnehmen, noch 
auf dem Wechiel ausftreichen. Auch wenn er das leßtere gethan hat, bleibt er dennoch 
aus der Acceptation verhaftet.” Der letztere Saß interpretiert das „ann“ des erjten 
Saped. So auch R.G. Bd.9 S.56. Anders THöl, WR. $ 70. 

5) Died weiſt namentlich nad die Schrift von Grawein, Die Perfektion des 
Acceptes 1876. 

6) Es kann auf BWiederherjtellung des Acceptes geklagt werden. 
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beitimmter Höhe entwideln können, jpäter nach Ausfüllung des Blan- 
fett3 in entjprechender Höhe mittel3 des Wechjeld einzuziehen. Es fommt 
auch vor, daß Gefälligkeitsaccepte in Blanko ausgejtellt werden, um 
dem Nehmer derjelben nach Bedürfnis Kredit zu jichern. Aus dem 
Blankoaccept entitehen wechjelmäßige Nechte gegen den Acceptanten nur 
Durch die Ausfüllung des Grundwechjels.”8 Zu diejer it der Nehmer 
als jolcher im ſtande. Er ijt verpflichtet, ſich hierbei an die Verein— 
barung zu halten, eventuell an das Regelmäßige? Mit einmaliger 
Ausfüllung iſt das Recht erjchöpft", jpätere Veränderungen bilden 
alfo eine Fälſchung, welche den Blanfoacceptanten nicht mehr bindet. 
Das Recht der Ausfüllung iſt Fein höchitperjönliches, geht deshalb auf 
die Erben", den Konfursverivalter über”, und iſt auf Dritte mit dem 
Blankett übertragbar.” Der Acceptant, welcher die vertragswidrige Aus— 
füllung behauptet, hat fie zu beweilen, er kann nicht verlangen, daß 
der Ausfüllende, wenn die Hingebung eines Blankoaccepts feititeht, 


7) Die Wechfelforderung wird begründet nicht ſchon mit der Ausfüllung de& 
acceptierten Blanketts, jondern erjt mit der volljtändigen Ausfüllung durch den 
Nehmer. Denn exit jetzt jind deren jormale Erfordernifjie gegeben, R.G. Bd. 14 
S. 94. Auch eine Zurüdbeziehung der Wirkungen der vollzogenen Wechjelobligation 
auf die Zeit der Ausfolgung des Blanfoaccepts läht ſich rechtlich nicht begründen, 
R.G. Bd.2 ©.89. Vgl. ferner R.G. Bd. 11 ©.5. 


8) Der in blanco acceptierte Wedel kann aud noch nad dem Tode des 
Acceptanten ausgefüllt und datiert werden, R.G. Bd. 33 ©. 44. 


9) Das Ausfülluugsrecht erjtredt fich regelrecht nicht auf eine Domizilierung. 
Denn die Beitimmung eines vom Wohnorte des Neceptanten verichiedenen Zahlungs: 
ortes iſt als Ausnahme zu betrachten jchon darum, weil der Bezogene die Mittel 
zur Zahlung gewöhnlid nur an jeinem Wohnorte bereit hält. Die Domizilierung 
fann aber dem Nchmer des Blanfoacceptes nicht bloß ausdrücklich, jondern auch 
indireft durch Aukerungen oder Handlungen des Gebers der Accepte veritattet fein. 
R.G. Bd. 3 S. 60 in Übereinftimmung mit Enticheidungen des R.O. H. G. Siehe 
auch Staub, Art. 7 Anm. 1. Immerhin iſt die Domizilierung bei der Austüllung 
nur eine Vertragswidrigkeit, Feine — — welche in rem wirkt, vgl unten Anm. 
14 und 15. Vgl. R.G. Bd. 19 ©. 136. Es verhält ſich alſo mit ihr anders wie 
mit einem nachträglichen Domizilvermert auf einem ausgefüllten Wechſel, R.O. H. G. 
Bd. 14 ©. 382, Bd. 23 ©. 211. Über Ausfüllung eines Blanketts, wodurch der 
„Aussteller“ des Wechjeld in einen „Acceptanten“ verwandelt wird, fiehe R.G. Bd. 12 
S. 118. 

10) R.®. 3.9 ©. 135. 

11) R.G. Bd. 8 5.56. Auch dem Teftamentspollzicher fann es zuftehen, anders 
Entidh. d. O. Tr. W.58 S. 331. 

12) R.O. H. G. Bd. 17 S. 280. So richtig dies grundſätzlich iſt, fo iſt doch ans 
zunehmen, daß bei Gefälligkeitsgecepten das Recht der Ausſüllung im Falle des 
Konkurjes des Nehmers wegen Veränderung der Umstände erloihen ilt. Der Kon— 
fursverwalter iſt daher nicht mehr befugt, ſolche Blankoaccepte auszufüllen. 


13) Die Übertragung kann geichehen unter Übergabe des Blanfoacceptes mit 
einem Giro, R.O. H. G. Bd. 13 ©. 383. 
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jeinerjeit3 die vertragsmäßige Ausfüllung beweiſt.“ Kann fich der Blanfo- 
acceptant dritten Erwerbern gegenüber auf die vertragswidrige Ausfüllung 
des Blanfoaccepts berufen?” Dritten redlichen Erwerbern gegenüber 
it Dies nicht geitattet, der Blanfoacceptant hat ſich ihnen gegenüber 
durch feine Unterjchrift jchlechthin nach Maßgabe der Ausjüllung ver- 
bunden. Nur wer den Wechjel in Kenntnis der vertragswidrigen Aus: 
füllung erwarb, unterliegt der Einrede." Wenn aber der Wechjel bereits 
volljtändig ausgefüllt war und jpäter verändert wurde, jo ijt dies die 
Fälſchung eines bereits formierten Wechjels, welche, wie jede andere 
derartige Fälichung, den Acceptanten nicht bindet und auch vedlichen 
Dritten entgegengeitellt werden kann. 


©. Die Übertragung des Werhfels. 
$ 264. Die Indofjabilität.! 

1. Der Wechjel iſt übertragbar durch Begebung unter einem In— 
dofjament oder Giro?, W. O. Art. Yff., ein Injtitut, welches ſich gerade 
auf dem Boden des Wechjelrechtes entwidelt hat; ferner durch bloße 
Übergabe des Wechjels, wenn derfelbe mit einem Blankoindoſſament ver- 


14) Der Wechſelkläger hat die Vermutung für fi, daß der formgerechte Wechſel 
in legaler Weije zu jtande fam, Bellagter hat daher die Einrede zu beweijen, daß 
Kläger die ihm gegebene I mißbraucte, R.O. H. G. Bd.21 ©.329. Es 
iſt dies namentlich dann der Abſicht der Beteiligten entſprechend, wenn das Accept 
zur Kaution begeben wurde, da dann der Zweck gerade darin beſtand, dem Gläubiger 
die re zu geben, die von ihm beanjpruchte Summe ohne Weiterungen bei- 
zutreiben. 


15) Im Falle folches Vertrauensmißbrauches liegt nach dem Strafgeſetzbuch 
$ 269 der Thatbejtand der Wechielfälihung nicht weniger vor, wie bei der Ver: 
jälfhung einer ausgefüllten Urkunde. 

16) R.G. Bd.2 ©. 97; R.O. H. G. Bd.7 S. 219 giebt die Einrede nicht bloß 
gegen denjenigen, welder die Ausfüllung widerrehtlih bemirfte oder an derjelben 
teilnahm, jondern auch gegen den, welcher beim Erwerb des ausgefüllten Wechſels 
von dem Bertrauensmigbraudh gewußt Hatte. Gegen das lehtere Römer in Gold» 
ſchmidts Zeitichriit Bd. 20 &.66. Er überjieht aber, daß in der Regel nad) Straf: 
gejegbuch 8 257 im Nehmen des Wechiels eine „Begünftigung”“ des Fälſchers liegen 
wird, welche jtrafbar macht, und aus welcher Rechte nicht hergeleitet werden fünnen. 
Vgl. übrigens unten $ 276. 

1) Über das Indoſſament im allgemeinen fiche oben Bd. 2 Abt.1 $ 144. 
Budde, Natur des Wecjelindofjaments 1884. 

2) Der Andofiant bleibt trot des auf den Wechiel gefegten Indoſſaments Wechjel- 
gläubiger, folange der Indofjatar den Befitz des Wechſels nicht erwirbt. Der In— 
doffant ijt befugt, bis dahin dad von ihm auf den Wechjel gejepte Indofjament aus: 
zuftreihen, 3. B. dann, wenn der Indofjatar den ihm zugejendeten Wechſel nicht an— 
nimmt, 3. g weil er die von demielben geforderte Baluta nicht zahlen will. Meiſt 
fordert man befanntlich einen Wechielbegebungsvertrag, R.G. Bd. 35 ©. 76. 
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jehen iſt. Auf den Inhaber kann, wie jchon erwähnt, der Wechjel 
nicht geitellt jein.® 

Die Indojjabilität des Wechſels bildet ein jog. naturale negotii. 
Sie verlangt daher feine ausdrüdliche Ordreklaujelt, wohl aber fann 
jie durch einen jeitens des Ausjtellers in den Kontert des Wechjels 5 
aufgenommenen Vermerk ausgeſchloſſen werden, 3. B. durch die Worte 
„nicht an die Ordre“ oder andere gleichbedeutende Ausdrücke.“ Ein 
jolcher Bermerf bewirkt, daß jäntliche Wechjelichuldner nur dem eriten 
Nehmer des Wechjels, aljo dem Nemittenten der Tratte oder dem im 
eigenen Wechjel genannten Gläubiger verpflichtet werden, und daß auf 
den Wechjel gleichwohl gejette Judojiamente ohne Straft find. Der— 
artige Wechjel jind Rektawechſel. 

Nicht im Wechjel formgerecht niedergejchriebene Vereinbarungen des 
Ausjtellers mit dem Nehmer des Wechjels über deſſen Nichtindojjier- 
barkeit nehmen den Indoſſamenten begreiflich ihre Kraft nicht, verpflichten 
Daher nur den YZumwiderhandelnden zum Schadenerjaß; fie fünnen auch 
dem Ausjteller eine Einrede gegen den Jndojjatar, welcher jene Ber- 
einbarungen beim Erwerb fannte, gewähren. 

Fügt ein Indoſſant jeinem Indoſſament den Vermerk „nicht an 
Ordre“ zu, jo haftet er nur feinem unmittelbaren Indoſſatar wechſel— 
rechtlich, andere Wechjelichuldner fünnen ſich auf einen derartigen Ber: 
merf nicht jtügen. Auch dem Acceptanten der Tratte ſteht es frei, 
jeinem Accept den Vorbehalt der Nichtindofjierung hinzuzufügen, hierin 
liegt eine bejchränfte Annahme, die zwar ihm wie auc) jeinem 
etwaigen Mvaliiten zu gute kommt, auf welche jich aber fein anderer 
Wechjelichuldner berufen kann. ? 

3) Vgl. oben $ 255. 

4) So nad der W. O. und deren Tochterrechten, aud in England und den 
Bereinigten Staaten von Nordamerifa. Code de Commerce und defjen meijte Tochter- 
rechte fordern die ausdrüdliche DOrdreflaujel, um die Befugnis zur Indoſſierung 
zu geben. 

5) W.D. Art.9 Abi. 2 verb. „im Wedel”. R.O. H. G. Bd.2 S. 409 verjagt 
daher dem auf die Nüdjeite des Wechſels gejchriebenen Verbot des Indoſſaments 
die wechjelrechtlihe Wirkung. 

6) Die Durchſtreichung der vor dem Namen der Nemittenten jtehenden Worte 
„die Ordre des“ drüdt das Verbot der Girierung nicht unzmweideutig aus, hat viel: 
mehr nur die Folge, daß jene Worte al$ nicht vorhanden angefehen werden, jo dab 
die ſchon nach dem Geſetz eintretende Girierbarfeit des Wechjeld nicht bejeitigt wird. 
— Die Worte „zum Depot beitimmt” jchließen die Indojjabilität des Wechjels nicht 
aus, R.O. H.G. Bd. 13 ©.412. 

7) W. O. Art. 15, 22. 
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2. Durch diegAusschliegung der Indojfierung wird die Ceſſion des 
Wechſels nicht verboten. Es wird auch durch diefe Ausjchliegung ein 
Brofuraindojjament nicht betroffen. Denn diejes iſt etwas vom 
wahren Indofjament fpezifiich Verſchiedenes, da es nicht die Übertragung 
des Wechſels vermittelt, jondern eine Vertretung in wechjelmäßigen 
Formen begründet. Ein Profuraindofjament im techniichen Sinne liegt 
nur vor, wenn der Indojjatar im Wechjel ausdrüdlich als bloßer 
Bevollmäctigter bezeichnet ift, 3. B. durch die Worte „zum Inkaſſo“, 
„zur Einfajjterung“ oder „in Prokura“, W.O. Art. 17. Den Umfang 
der Vollmacht des Profuraindoffatars nach außen beitimmt das Geſetz; 
wie weit er von dieſer Vollmacht Gebrauch zu machen berechtigt oder 
verpflichtet ijt, muß nach dem zu Grunde liegenden Gejchäfte im Einzel- 
falle beurteilt werden. !9- 1 

3. Auch ein Vollindojjament fann eine Bevollmädtigung 
zur Einfajjierung des Wechjels für Rechnung des Indofjanten 
bezweden. Die Nechtsverhältniffe zwijchen dem Indoſſanten und 
dem Indoſſatar find dann nach den Grundjägen des Auftrages zu 
beurteilen. 

Nach augen Hin Hat dagegen auch ein jolcher — Wduciariicher — 
Indoſſatar die Stellung eines Wechjelgläubigerd. Er iſt daher zur An: 
nahme von Zahlungen, zum Abjchlufje von Vergleichen, zur Stundung 
der Wechſelſchuld, zu Berzichten bezüglich derjelben, zur Klageerhebung 
befugt. 





5) R.D.9.8. Bd. 14 ©. 60. 

9) Hiermit Soll nicht ausgeiprocdhen werden, daß ein troß des Verbotes zu— 
gefügtes Vollindoſſament als PBrofuraindojjament aufzujafien ſei, wohl aber wird es 
in der Regel als Ceſſion zu erhalten fein. 

10) Werthauer in Grünhuts Zeitichrift Bd. 13 ©. 586. 

11) R.G. 88.32 ©.78 verneint, dab ein VBrofuraindojjant, welder den 
Befig des Wechſels zurüderhalten, das Brofuraindofjament aber nicht durchſtrichen 
hat, gültig zur Zahlung präfentieren und mangel® Zahlung protejtieren laſſen könne. 
Seine Gründe jind aber nicht überzeugend. Es fürchtet, daß, wenn man dies zu: 
laſſe, doppelt protejtiert werden könne, und hält dies für unzuläffig. Aber ein doppelter 
Proteft mangeld Zahlung kann auch font vorfommen; dies namentlich, wenn ein 
durch außerwechſelrechtliche Vollmacht zur Zahlungsannahme Legitimierter 
protejtierte und dann der Vollmachtgeber jelbit oder ein anderer Bevollmäch— 
tigter, etwa weil die Nechtöbejtändigkeit des früheren Proteſtes zweifelhaft ericheint, 
den Proteft nah Rüdnahme des Wechjeld wiederholt. Der Wechielgläubiger trägt 
dann nur die Mehrtoiten des doppelten Proteited. Gegen das R.G. auch Lehmann 
in Sherings Jahrb. Bd. 34 ©. 424; Staub, W.D. Art. 17 Anm. 3. Es jteht auch 
nicht3 im Wege, daß ein Brofuraindofjatar, welcher den Wechjel mit einem weiteren 
Profuraindofjament verjah und den Wechjel zurüderhielt, vor deſſen Durchſtreichung 
mangel® Zahlung proteftieren läßt. 
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Können ihm die Einwendungen entgegengeitellt werden, welche der 
Wechjelichuldner dem Indojjanten gegenüber geltend machen fünnte? Das 
Reichsgericht nimmt dies dann an, wenn jich der Indoſſatar bewußter— 
maßen zum Werkzeug der Durchführung eines materiell unberechtigten 
Anjpruches macht, jich aljo einer Unredlichkeit jchuldig macht. !? 

Neuere gehen weiter; fie behaupten, der Indofjatar unterliege ohne 
weiteres den Einreden gegen den Indoſſanten, falls aufgedeckt werde, 
daß es fich bei der Klage des Indoſſatars materiell nur um Geltend- 
machung des Rechtes des Indofianten, nicht um ein eigenes Interejje 
handele. 13 

Für den faufmänntichen Wechjelverfehr möchte das faum pajien. 
Soll der Berliner Bankier, welchem ein Newyorfer Kaufmann einen 
Wechjel mit Vollindojjament zum Inkaſſo überjendet hat, über die Ein- 
reden aus dem in Newyork abgeichlojjenen dem Wechjel zu Grunde 
liegenden Gejchäft jtreiten müſſen? Das möchte den Zwecken des Wechjel: 
verfehrs nicht entiprechen. Es liegt dabei anders, wie bei ziveideutigen, 
vielleicht an Wucher jtreifenden Operationen, zu denen der Wechjel und 
jeine Begebung jo oft dient, und bei denen man einen Indoſſatar zum 
Abjchneiden der Einreden des Wechjeljchuldners vorjchiebt. 

Man wird aljo an den vonsdem Reichsgericht aufgeitellten Grund: 
jägen feithalten müjjen. 


S 265. Die Legitimation durh Jndofjament. 


1. Das Indoſſament des Wechjels it ein Skripturaft, welcher auf 
dem Wechjel, jei es auf feiner Nückjeite, oder auf jener Vorderſeite, oder 
auf einem verbundenen Blatte, der jog. Alonge, oder auf einer Kopie 
des Wechſels vollzogen jein muß, W. O. Art. 11. Bejonders Häufig 
wird das Indofjament auf die Nücjeite des Wechjels gejeßt, daher 
ſtammt der Name. 


12) Vgl. R.O. H. G. Bd. 3 S.36, Bd. 6 S.54, Bd. 10 S. 157, Bd. 11 €. 111; 
R. G. Bd. 4 S. 100, Bd. 11 S. 9, Bd. 23 S. 125, Bd. 27 S. 130. 

13) So namentlich Staub, W.O. Art. 17 88 8 und 9, welcher bemerkt: Die 
Praxis der anderen Gerichte, die tägliche Prozeßpraxis hat von jeher den von uns 
beitimmten Standpuntt vertreten, unbeirrt durch die abweichenden Enticheidungen der 
oberften Gerichte. Hier wird von jeher täglich mit dem Inkaſſomandat operiert, und 
jtet8 wird angenommen, daß der Indoſſatar, welchem ein joldhes erteilt ift, fich Ein— 
wendungen gegen feinen Indoſſanten gefallen lajjen muß und zwar ohne Rüdjicht 
darauf, ob er diejen Einwendungen gegenüber unredlid) ift oder war, oder redlich iſt 
und bleibt. 


8265. Die Legitimation durch Indofjament. 285 


2. Ein volljtändiges Indofjament muß den Willen der Indojjterung 
an eine beſtimmte Perſon ausdrüden und durch Unterjchrift befräftigen. 
Häufig find die Worte „für mich an die Ordre von N.“ oder auch „an 
die Drdre von N.“ ; gleichbedeutende Wendungen find gültig! Nicht 
notwendig ift Orts- und Zeitdatum.? Doch ijt das Ortsdatum Bor: 
ausfegung der Notififationspflicht des Nachmannes, fall3 der 
Wechſel mangeld® Zahlung protejtiert wird, und ijt bei der Nehmung 
des Negrejjes von Bedeutung. 

3. Nechtsgültig it auch das Blanfoindojjament, d.h. ein In: 
dojjanıent, in welchem der Name des Indoſſatars offen bleibt. 
Dasjelbe kann, wenn es fich als Indojjament genügend bezeichnet, auch 
auf der Vorderjeite des Wechſels niedergejchrieben werden. Als Blanfo- 
indofiament gilt aber, auch ohne dat der Wille der Indoſſierung aus: 
geiprochen iſt, jede auf die Rückſeite des Wechſels oder einer Kopie, 
oder auf eine Alonge des Wechjels geichehene Niederjchrift des Namens 
oder der Firma des Miederjchreibenden, vorausgejegt, daß nicht eine 
andere Abjicht der Namensjchrift ausdrüdlich aus vorjtehenden oder bei— 
gegebenen Erklärungen erhellt, W.D. Art. 12. Es ijt nicht notwendig, 
daß der Raum über der Namensjchrift zur Ausfüllung eines Indoſſa— 
ments ausreicht. Wie wenn über einer Unterjchrift eine Erflärung jtand, 
welche ausgeitrichen ist, 3.8. eine Quittung oder ein Namensindofja- 
ment, während die Unterjchrift erhalten blieb? Es liegt auch dann ein 
Blanfoindojjament vor, vorausgejeßt, daß die Ausjtreichung rechtsgültig 
durch den Indoſſanten geſchah.“ 

4. Das Indojiament hat dann Kraft, wenn es fich im Zuſammen— 
hange an die vorhergehenden wechjelmäßigen Erflärungen an— 
ichließt, W.D. Art. 36.5 Nicht im Zuſammenhange ftehende Indoſſa— 

1) Eine auf den Wechſel geſetzte Duittung jedoch erjegt das Indojjament nicht. 

2) Bl. W. O. Art. 47 fowie Art. 50. 

3) Wir folgen der Auslegung von Thöl, W.R. $ 127 Anm. 2, welche der 
Abſicht des Geſetzes entipriht. So auch Nehbein zum Art. 9ff. Ziff. 5. — Auch 


wenn der Wechjel nicht an Ordre geitellt ijt, wird eine Namensichrift auf dem Rüden 
> ai als beabjichtigtes Blanfoindofjament angejehen, vgl. R.O. H.G. Bd. 19 


4) R.O. H. G. Bd. 17 S. 412, vgl. Bd. 16 ©. 141. Thöl, W.R. $ 183 Anm. 4 
nimmt an, daß da& zeritörte Bollindofjament äußerlich überhaupt fein Indoſſament 
mehr jei. — Ein wegen mangelhafter Bezeihnung des Indoſſatars ungültiges In: 
dofiament kann nicht als Blankoindojjament aufrecht erhalten werden, da es als 
ſolches nicht gemeint iſt. 

5) Bezůglich der Reihenfolge gilt die Lokustheorie. Es iſt auch die Reihenfolge 
nit unterbrochen, wenn ein jpäteres Jndofjament ein früheres Datum trägt 
ald das vorjtehende;, denn, wie erwähnt, für die Legitimation ift das Datum nichts 
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mente find wie nicht geichrieben. Sie jchaden den früheren, jomweit dieje 
ji) ordnungsmäßig folgen, nichts. Findet fich eine Lüde, jo beiteht 
nicht etwa ein Regreß der jpäteren Indofjatare bis zur Lüde® Nur 
auf den Äußerlichen Zuſammenhang fommt es an. Gefäljchte Indoſſa— 
mente unterbrechen jomit die Neihe nicht”, mittels Durchjtreichens von 
Indojjamenten fann fie wieder hergeitellt werden. ® 

Wechjelgläubiger wird, wen die Neihe der Indojjamente, ſei es 
durch Namensnennung, jei es durch Blanfoindofjament, legitimiert, ſo— 
fern er und zwar in redlicher Weile in den Beſitz des Wechſels gelangt 
it. Im regelmäßigen Verlaufe wird der Wechjel an den Indoſſatar durch 
Geben jeitens des Vormannes und Nehmen, aljo im Wege des Vertrages 
gelangen, aber dies ijt, wie früher ausgeführt wurde, nichts Wejentliches. 

5. Der Inhaber eines in Blanko indojjierten Wechjels ift befugt, 
die auf demjelben befindlichen Blanfoindojjamente auszufüllen. Er hat 
auch das Necht, den Wechjel ohne dieſe Ausfüllung durch Beſitzüber— 
tragung zu begeben? oder durch vollitändiges Indofjament zu übertragen 
oder den Wechjel ohne Ausfüllung geltend zu machen, jei es behufs 
einer Protejterhebung, jei es durch lage. 1° 

6. Teilindofiamente, d.h. Indofjamente über einen Teil der 
laut Wechjel gejchuldeten Summe, jo dab der Reſt als einer anderen 
Perſon gejchuldet erjcheint, erzeugen feine Wechjelrechte. t! 


Wejentliched. So aud Staub, W.D. Art. 36 $ 15. Die Legitimation muß ſich nicht 
notwendig allein aus der Urkunde ergeben; es genügt, daß der Zujammenbang feſt— 
itellbar iſt, z. B. der Erbe eines Indoſſatars begiebt den Wechjel weiter, R.&. bei 
Gruchot Bd. 37 ©. 129. 

6) So mit Net das R.O. H. G. Bd. 15 ©. 168, vgl. über die Streitfrage die 
dort angeführten Schriftjteller und THöl, W.R. $ 130 Anm. 22. 

7) W. O. Art. 76. Ebenfowenig fann in Betracht fommen, daß ein Indoſſament 
von einer nicht verfügungsfähigen Perfon herrührte. Inwieweit dem Erwerber wegen 
mangelnden guten Glaubens Einreden entgegengeftellt werden können, darüber fiebe 
oben 8 249. 

8) W. O. Art. 36 bejtimmt ausdrüdlih: Ausgeftrichene Indoſſamente werden 
bei der Prüfung der Legitimation als nicht geichrieben angeſehen. Es ift dies folge- 
recht. Denn entweder war der Inhaber zur Ausftreihung berechtigt, dann entipricht 
die Bejtimmung dem materiellen Rechte, oder er war hierzu materiell nicht befugt, 
dann liegt eine Fälſchung vor, die nicht anders beurteilt werden kann, wie wenn 
ein gefälichtes Indoſſament hinzugefügt wäre. — Vgl. noch unten $ 267 Anm. 1. 

9) An dieſem Falle steht der Veräußerer außerhalb des Wechielregrefies. 

10) W. O. Art. 13. Das Recht der Ausfüllung erjtredt jih in Ermangelung 
anderweiter Vereinbarung nur auf die regelmäßigen Beitandteile eines Indoſſaments, 
nicht auf befondere, die Lage des Indoſſanten erſchwerende Klauſeln, wie namentlich 
den Proteſterlaß, vgl. R.O.H.G. Bd. 17 ©. 267. 

11) So R.G. Bd. 11 ©.148. Keinesfalls kann für unftatthaft gelten das In— 
re eines Teiles der Summe unter Duittierung des anderen Teiles auf dem 

echſel. 


8 266. Natur und Wirkungen des Indoſſaments. 287 


7. Der Wechjel kann gültig indofjiert werden an frühere Wechjel- 
gläubiger, 3.8. den Nemittenten und frühere Indoffatare, ferner an 
den Bezogenen und den Notadrejjaten und jelbit an die Hauptwechſel— 
Ichuldner, aljo den Acceptanten und den Ausſteller des eigenen Wechjels.!? 
Die Konfufion wird alfo nicht beachtet. Die Weiterbegebung jteht allen 
diejen Perjonen zu. 


$ 266. Natur und Wirkungen des Indoſſaments. 

I. Die ältere Theorie jah das Indojjament als eine bejondere Art 
der Gejjion an. Dies war unrichtig.t Denn der Indofjatar erwirbt 
nicht die Nechte des Indofjanten und unterliegt nicht den Einreden 
aus dejjen Perſon, er erlangt vielmehr auf Grund der Skriptur jelbit- 
Itändige Nechte gegen die Wechjelichuldner. Das Indoſſament bewirkt 
das Ausjcheiden des bisherigen Wechjelgläubigers und das Eintreten 
eines neuen, es begründet eine successio in locum, nicht aber Nach: 
folge in das Recht des Vorgängers. Es übermittelt die Legitimation 
als Wechjelgläubiger und hiermit jelbjtändige Nechte aus dem Wechjel. 

1. Das wechjelrechtliche Indojiament wird nicht jelten aufgefaßt 
als eine neue Tratte, welche jich anjchliegt an die Grundtratte oder 
an den eigenen Wechjel.? In der That iſt das Wejen der Tratte die 
wechielmäßige Gewähr für die Annahme und die Zahlung des Wechjels 
durch den Bezogenen®, und der Indojjatar übernimmt regelmäßig die- 
jelbe Haftung.* Indeſſen das Wejen des Indofjaments kann hierin 
nicht gejucht werden. Denn wefentlich it dem Indoſſament nur die 
Transportfunftion, d.h. die Übertragung der Wechelforderung, dagegen 
nicht die Garantiefunftion, welche zwar mutmaßlich eintritt, aber durch 
entjprechende Vermerke ausgejchlojien wird, z. B. durch die Worte „ohne 
Gewährleiftung“ oder „ohne Obligo“ oder „ohne Vertretung“. Sogar 


12) Vgl. W. O. Art. 10. 


1) Dies erfannt zu haben, iſt ein Verdienſt der neueren wechjelrechtlichen Juris— 
prudenz, vgl. namentlich THöl, WR. 8 113; A.L. R. 11,8. $ 828 formulierte dagegen 
„der Indoſſatarius tritt in die Mechte des Indoſſanten“ gegen die Wechſelverpflich— 
teten. Der Sache nad) jtand es aber im mejentlichen auf demjelben Standpunfte, 
wie die deutiche Wechjelordnung. 

2) So vorzugäweije hit, WR. 8 11a. 

3) gl. unten 8 271. 

4) W. O. Art. 14, Art. 98 Ziff. 2. Natürlich haftet der Indoſſant eines eigenen 
Wechſels nicht für die „Annahme“, die bier gegenſtandslos wäre. 

5) W. O. Nrt.14 a. Ende. Der Traffant dagegen kann jene Haftung nicht ab- 
lehnen, W.O. Art. 8, 18. 

6) Welche Bedeutung hat es, wenn der Ausſteller eines gezogenen Wechſels 
an eigene Ordre bei deſſen Indoſſierung die Haftung für Annahme und Zah— 
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das regelrechte Indofjament ift nicht einfach wie eine neue Tratte zu 
behandeln. Denn es hängt vor allem die im Indojjament liegende Traj- 
fierung davon ab, daß der Grundwechjel äußerlich formgerecht iſt; Das 
Indojjament kann ferner an den Maßgaben der Tratte nicht® ändern, 
an welche es gebunden bleibt. Auch die Form des Indoſſaments ift 
verjchteden von derjenigen der Tratte, wie denn namentlich die Datierung 
wohl der Tratte, nicht aber dem Indofjament wejentlich iſt. Man wird 
daher das Indoſſament mit Vertretungspflicht der Tratte, wenn man 
genau fein will, nicht ſowohl zu jubordinieren als zu foordinieren haben, 
aljo die Verwandtichaft anerkennen, eine Identifizierung aber ablehnen. 

2. Indoſſant und Indofjatar vereinbaren bei der Indoſſierung häufig 
gegenjeitig Nechte und Verpflichtungen. Welchen Inhalte und welcher 
Tragweite fie find, ergiebt die Lage des bejonderen Falles und Des 
materiellen Rechtes. Dies gilt insbejondere von der Frage, ob der In— 
doffant nichtwechjelmäßige Nechte gegenüber einer der am Wechjel be- 
teiligten Perjonen auf den Indofjatar übertragen hat, z. B. das Recht 
auf Nücfordern der Dedung, wenn der Bezogene den Wechjel nicht an- 
nahm, obwohl ihm dieſelbe geleiitet war, nicht minder von der Frage, 
ob und inwieweit der Indoſſant dem Indofjatar für die verpflichtende 
Kraft und die Echtheit der Unterjchriften einſteht, welche jich auf dem 
Wechjel befinden, oder inwieweit er für die Nechtsgültigfeit des Wechjels 
überhaupt haftet. Für die Beantwortung jolcher Fragen it es unerheb- 
lich, ob die Veräußerung des Wechſels durch ein ausgefülltes Indoſſa— 
ment oder auf Grund eines Blankoindoſſaments durch Begebung ohne 
wechjelmäßige Skfriptur erfolgte. Es kann ferner vorfommen, daß der 
Indoſſatar ohne zureichenden Rechtsgrund Wechjelgläubiger wurde, 5. B. 
es wurde ihm von einem Minderjährigen indojjiert, oder er erlangte Den 
Wechſel vom Indojjanten infolge eines Irrtumes, Betruges; dann jtchen 
dem Indoſſanten jelbitveritändlich die gewöhnlichen Kondiktionen oder 
auch Betrugsklagen zu. 





lung durch den Bezogenen ablehnt? Nur in jeiner Eigenſchaft ald Remittent und 
Indoſſant wird er dann von jener Haftung frei, tn feiner Eigenjchaft als Trajjant 
bleibt er aber gleichwohl notwendig verhaftet. Mit dem eviten Indoſſatar mag in 
ſolchen Fällen die Vereinbarung dahin gegangen fein, daß der Ausiteller des Wed): 
jels von jeder Haftung frei bleiben folle, und diefer fann daher unter Umſtänden mit 
einer exceptio doli zurüdgemielen werden, wenn er gleichwohl den Trafjanten in 
Anspruch nimmt, für andere Wechielgläubiger tft die Klaufel ohne Bedeutung, R.O. H. G. 
Bd. 24 ©. 15; R.G. Bd. 18 S. 113. Bol. über die Frage Beyer in Goldſchmidts 
Ziſchr. Bd.34 ©. 65. 


$ 266. Natur umd Wirkungen des Indofjaments. 2 


1I. Nahindofjamente jind Indojjamente, welche nach Ablauf 
der für die Protejterhebung mangels Zahlung bejtimmten Frijt 
oder nachdem der Wechjel bereit mangels Zahlung protejtiert war, 
vollzogen wurden.” Die ältere Theorie neigte dahin, jolche nach der 
Verfallszeit vorgenommene Indojjamente für ungültig zu erklären und 
nur als Ceſſionen aufrecht zu erhalten. W.D. Art. 16 unterjcheidet fol: 
gendermaßen?: 

1. Das Indofjament geichieht nach Ablauf der Proteitzeit, 
ohne daß der Wechſel in gejeglicher Weije protejtiert wurde, !0 
Dann wird der Wechjel wie ein Sichtwechjel behandelt und fann als 
jolcher durch Indoſſament weiter in den Verkehr gejegt werden. Zwar 
find die VBormänner, welche den Wechjel vor dem Ablaufe der Proteſt— 
friit begaben, jelbjtverjtändlich ein für allemal befreit und können den 
Nachindojiataren nicht haften. Letztere aber haben als Indoſſatare die 
Nechte gegen den Acceptanten der Tratte — mag derjelbe num vor 
oder nach Ablauf der urjprünglichen Proteſtfriſt acceptiert haben — 
und gegen den Augiteller des eigenen Wechjels bis zum Ablauf 
der urjprünglichen Verjährungszeit. Sie haben außerdem wechjelmäßige 
Rechte gegen diejenigen Indofjanten, welche den Wechjel nah Ablauf 
der Proteſtfriſt weiter indojjierten, vorausgejegt, dab der Wechjel 
nunmehr nach den Grundſätzen der Sichtwechjel zur Zahlung präfentiert 
und protejtiert wird. 


Indoſſamente find als VBorindojjamente zu behandeln, da diejeg 
das normale it, wenn das Gegenteil nicht aus dem Wechſel erhellt oder 
bewiejen wird." 


2. Iſt der Wechſel bereits präjentiert und proteftiert, jo hat er 
jeine Ehre verloren, er iſt nunmehr fein cirfulationsfähiges Papier mehr. 
Zwar kann der protejtierte Wechjel noc in der Form des Indoſſa— 
ments begeben werden, aber diejes Indoſſament wirft nur als Ceſſion 
der Nechte des Indoſſanten gegen die Wechjelverpflichteten. Dies gilt 


7) Grudot, Die Wechielbegebung nad Berfall 1781. Das Nachindofjament 
eines verjährten Wechſels iſt fraftlos. 


8) Thöl, WR. $ 128 Anm. 3, vgl. auch A.L. R. II,8 $ 826. 

9) Auf den eigenen Wechſel nad) Art. 98 unter 2 amvendbar. 

10) Hierher gehört aud der Fall, daß der Wechſel zwar proteitiert ift, dies aber 
nicht rechtzeitig geihah. Denn ein Protejt nad) Ablauf der Friſt des Art. 41 Abi. 2 
der W. O. iſt fein Protejt im Sinne der Wechjelordnung, R.G. Bd.1 ©. 294. 

11) Dagegen Rehbein Art. 9 Ziff. 26. 

Dernbdburg, Bürger. Recht. 11.2. 19 
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auch für weitere Nachindofjatare.” Dem Nachindoſſatar jtehen daher 
nicht bloß Einreden aus der eigenen Perjon, jondern auch aus der des 
Nachindoffanten und etwaiger Zwilchenindofjanten entgegen.” Der Nach- 
indojjant wird in diefem Falle durch das Indofjament nicht wechjelmäßig 


verpflichtet. '* 
Ein vor der Protejterhebung ausgejtelltes Blankoindoſſament 


kann nach dem Protefte mangels Zahlung richtiger Ansicht nach 
nicht mehr zur Weiterbegebung des Wechſels benußt werden.” 


$ 267. Rüderwerb des Wechſels. 

I. Wenn ein früherer Wechjelgläubiger den Wechjel weiter 
indojliert hat, jo erwirbt er die Legitimation als Gläubiger nicht ein— 
fach zurüd durch Rüderwerb des Bejites!, vielmehr bedarf es in 
der Negel außerdem eines Rückgiros oder der Ausftreichung der 
nachitehenden Indojjamente, denn nur unter diejen Vorausfegungen 
ift eine auf ihn beruntergehende Neihe von Indoſſamenten vorhanden.‘ 
Dies it anders, wenn das legte Indojjament des Wechjel® in blanco 
lautet; es jchadet dann nichts, dab es das eigene des Nüderwerbers iit. 

II. Andere Grundjäße treten ein, wenn der Indofiant den Wechjel 
nach Verfall einlöjt.? In diefem Falle bedarf es weder eines neuen 
Indoſſaments, noch des Durchitreichens der jpäteren Indoſſamente.* 


12) Dem Acceptanten kann nicht mehr mit der Wirkung giviert werden, daß die 
Konfufion ausgeichlofien it, R.O. H. G. Bd. 25 ©. 19. 

13) R.G. Bd. 14 5.109. Gegen R.G. Bd. 23 ©. 49 ſiehe Nehbein zu Art. 9 
gif. 23, Staub 8 7. 

14) Kein Nadindofjament ijt die Indoſſierung des protejtierten Wechſels an 
eine im Wechjelverband ſtehende Berjon. Denn hierdurd) wird nur deren Recht 
gegen die Bormänner wieder hergeitellt, R.O. H.G. Bd.7 &.80, 123. Bgl. unten 
$ 267 Anm. 4. 

15) Dies ift die Auffafjung der vereinigten Civilſenate des R.G. Bd. 2 5.75. 
Sie hat überwiegende Gründe des Rechtes und der Zwedmähigfeit für fih. Denn 
die Begebung nad Verfall und Proteſt hat einen anderen Charakter ald die vorher 
ftattfindende, und auf fie war das vorproteitlihe Blantogiro nicht gerichtet. 
Für die Gegenanfiht jedoch R.O.H.G. Bd.3 5.214, Bd. 18 ©. 4, ſiehe auch neuer- 
dings R.G. Bd. 33 ©. 145; Lehmann in Iherings Jahıb. Bd. 34 S. 427. 

1) So mit Reht R.G. Bd.1 ©.32; R.O. H. G. Bd. 22 S. 320ff. und a.a.d. 
gegen Thöl, W. R. 8 130 Anm. f. Der Andofjatar, welcher weiter indoffiert hat, 
fann, fo fange die Nachindofjamente intakt find, nimmermebr prätendieren, daß er 
durch die zufammenhängende Reihe von Indofjamenten als Eigentümer des Wechſels 
gemäß Art. 36 der W. O. legitimiert jei, denn die Indoffamente weifen auf da® gerade 
Gegenteil bin. 

2) W. O. Nrt.51. Wenn der Andofiant den mangeld Zahlung protejtierten 
Wechjel und den Proteſt inne hat, wird die Einlöfung durch ihn vermutet. 

3) R.O. H. G. Bd. 24 ©. 124; R. G. bei Fenner und Mede, Archiv Bd.2 S. 442. 
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Denn es iſt anzımehmen, daß das Aufgeben des Gläubigerrechtes durch 
den Indofjanten für den Fall nicht gemeint war, daß der Wechjel not- 
leidet und nach Verfall zurücgeht. Für diefen Fall, in welchem der 
Indoſſant ja auch regelrecht die für den MWechjel empfangene Valuta in 
der Regreßſumme wieder herausgiebt, tritt jein Recht am Wechjel 
mit dem NRüderwerbe des Befiges wieder in Kraft. Demnach 
erwächit ihm nicht ein neues Recht gegen die Wechjelichuldner, jondern 
das frühere, nicht unbedingt aufgegebene, lebt wieder auf.* Er unter: 
liegt deshalb auc den Einreden, welche ihm uriprünglich entgegenftanden, 
troßdem fie dem Nachmann gegenüber, von dem er den Wechiel zurüd- 
erlangt, unfräftig gewejen wären. 5- ® 

Die Nechtsjäge find nicht anzumenden auf denjenigen, welcher den 
Wechſel auf Grund eines Blanfoindofjament3 erwarb und ohne Ein- 
jchreibung jeines Namens weiter begab, ebenjowenig auf den früheren 
Gläubiger, welcher unter wechjelmäßiger Ablehnung der Pflicht zur Ge- 
währleiftung indoffierte. Denn fie gründen jich auf die Übernahme einer 
wechjelmäßigen Negrebpflicht, deren Korrelat fie bilden. 


$ 268. Die Ceſſion des Wechſels. 

1. Die Abtretung der Wechjelforderungen im Wege der Ceſſion wird 
gegenüber der Möglichkeit des joviel bequemeren Indofjaments nicht oft 
freiwillig gewählt. Unter Umständen ijt fie aber der allein gangbare 
Weg zur Erlangung der Rechte aus dem Wechjel.! 

Denn Rektawechjel find nur durch Ceſſion übertragbar. 

In den Fällen ferner, in welchen Forderungen von Rechts wegen 
auf Dritte übergehen, kann fich der Übergang von Wechjelforderungen 





4) Die Frage gehört zu den befonders beitrittenen. Sie ift im Sinne des Tertes 
re * durch den Plenarbeſchluß des R.Oberhandelsgerichts, R.O. H. G. 
Bd. 24 S. 1ff. 

5) Beſonders wichtig iſt dieſe Auffaſſung bezüglich des Anfechtungsrechtes im 
Konkurſe des Wechſelſchuldners. Es liegt ferner kein Nachindoſſament im Sinne des 
Art. 16 der W.D. vor, wenn eine ausdrückliche Rückgirierung erfolgt, R.O. H. G. 
B. 24 ©. 213, 

6) Hat der Indoſſant den Wechjel von jeinem Nachmanne eingelöjt, jo bat 
diejer aufgehört Wecjelgläubiger zu jein. Er fann daher fein Forderungsrecht nicht 
mehr an feinen einlöjenden Vormann abtreten, was z. B. diefem nüßlich wäre, 
wenn das eigene Recht aus dem Wechjel verjährt wäre, während das ſeines Nach: 
mannes noch nicht verjährt war, R.G. Bd. 34 S. 50. 

1) Die Zuläffigkeit der Ceſſion der Wechielforderung wurde u. a. in Abrede ge: 
jtellt von Kosmann bei Grudot Bd.2 S.200, Goldihmidt in Zeitichrift für H. R. 
Bd. 8 ©. 326. Sie wurde aber von der Mehrheit der Schriftiteller ftetS anerkannt, 
auch geihah dies durd) dad R.O. H. G. Bd. 11 S. 250, R.G. Bd. 26 ©. 100. 

19* 
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nur nad Art der Ceſſion vollziehen, joweit jene Nechtsjäge überhaupt 
auf Wechjelforderungen anwendbar jind.? Der Gläubiger endlich, welcher 
eine Wechjelforderung ſeines Schuldners im Wege der Zwangsvoll- 
ſtreckung pfänden ließ, erhält durch die Überweifung an Zahlungsitatt 
nur die Nechte eines Gejjionars®, e8 handele jich denn um die Über— 
weilung eines mit einem Blankoindoſſament verjehenen Wechjels. 

2. Die Ceſſion der Wechjelforderung muß nicht notwendig auf dem 
Wechjel jelbjt beurfundet werden, jie kann auch in einem bejonderen vom 
Wechjel getrennten Injtrument geichehen. Zu ihrer Vollendung ijt er- 
forderlich, daß dem Gejjionar der Bejig des Wechjels übertragen 
werde, da es ſich um eine Papierobligation handelt, die ohne diejen 
Beſitz nicht geltend gemacht werden kann.“ Vorher hat daher der Gej- 
fionar nur gegen den Cedenten einen Anfpruch auf die Überlieferung 
des Wechjels. Hat der Cedent den Wechjel inzwijchen weiter indoſſiert, 
jo wird der Indojjatar Wechjelgläubiger. 

3. Der Eejjionar der Wechjelforderung iſt Rechtsnachfolger des 
Gedenten. Er unterliegt jomit den Einreden aus dejjen Perjon nad) 
den Grundjägen der Ceſſion.* 


D. Die Bedtswirkungen. 
S 269. Die Verpflidtungen der Hauptwedjelihuldner. 

I. Zu unterjcheiden jind die Hauptwechjelichuldner und Die 
Wechſelregreßſchuldner. 

Hauptwechſelſchuldner ſind beim gezogenen Wechſel der Accep— 
tant, beim eigenen der Ausſteller. Wie die Hauptwechſelſchuldner 
werden deren etwaige Avaliſten verpflichtet. 

Wechjelregreßjchuldner ift der Ausjteller des gezogenen Wechjels, 
der Indoſſant des Wechjels, der Ehrenintervenient, jowie Deren etwaige 
Avalijten. 


2) Bgl. A.L. R. II,8 $802. Der Dritte, welcher für den Acceptanten zahlt, 
kann von dem bezahlten Wechielgläubiger Ceſſion feiner Nechte gegen den Acceptanten 
fordern, die Anfprüce an die Indoſſanten aber find dur die Zahlung für den 
Ncceptanten ſchlechthin untergegangen, daher nicht abtretbar, R.O.H.G. Bd. 5 ©. 129. 

3) C. P.O. 8835; R.G. Bd. 35 S. 75. Der Konkursverwalter iſt befugt, 
In: welche der Er roch, anitatt des Gemeinſchuldners zu girieren. 

4) Bol. R.O. H. G. 250ff.; R.G. Bd. 26 S. 99; oben Bd.Abt.1 
g 135 a. €. 

5) Wer einen Wechſel auf Grund eines Blankoindoſſaments erworben hat und 
ſich außerdem cedieren läßt, entſagt durch die vorſorglich zugefügte Ceſſion ſeinen 
Rechten als Indoſſatar nicht, wie das R.G. Bd. 33 S. 146 annahm, vgl. dagegen 
Lehmann in Iherings Jahrb. Bd. 34 S. 432. 
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Alle Wechieljchuldner find jolidarifch verpflichtet.! Sie fünnen daher 
einzeln oder zufammen belangt werden. 

II. Der Beſitz des Wechjels legitimiert dejjen Inhaber als Wechjel- 
gläubiger, wenn ihn die Wechjeljkriptur als Gläubiger namentlich be- 
zeichnet. Im Falle eines Blankoindoſſaments genügt der Belit des 
Wechſels. 

Es iſt keineswegs bloß derjenige Gläubiger, welcher dies zur Ver— 
fallzeit oder auch bei der Präſentation des Wechſels zur Zahlung war, 
vielmehr kann auch nachher der Gläubiger wechſeln, ſei es, daß Vor— 
männer — die Indoſſanten oder der Traſſant? — in den Beſitz des 
Wechjels kommen, jei es, dab ihn Nachindofjatare erwerben. ® 

1. Schon vor der Fälligkeit des Wechjels find der Acceptaut 
der Tratte und der Ausjteller des eigenen Wechſels zur Sicher: 
itellung der Wechjelfumme auf Anfordern verpflichtet, wenn fie nach 
Abgabe der Wechjelerflärung ihre Zahlungen einftellten oder in Konkurs 
gerieten oder einer fruchtlofen Zwangsvollſtreckung unterlagen. Die 
Sicherheit kann nicht bloß für den derzeit legitimierten Wechjelgläubiger, 
jondern auch für jeine Vormänner, aljo jogar für den Trafjanten, bean- 
jprucht werden. Zur Geltendmachung und Klage auf Sicheritellung legiti- 
miert der bloße Beſitz des Wechſels, da er hierfür als Bollmacht gilt, 
wenn der Inhaber nicht ſelbſt Wechjelgläubiger jein jollte, W.D. Art. 29, 
Art. 98 Ziff. 4.t 

2. Nach der Fälligkeit des Wechjels it dem legitimierten 
Wechjelgläubiger die Zahlung zu leijten, W.D. Art. 36 ff. 

Dem Wechſelſchuldner liegt die Prüfung der Identität des Präſen— 
tanten mit dem benannten Gläubiger ob. Er fann dem formell Legiti- 
mierten die Einrede unrechtmäßigen Erwerbes entgegenjtellen.° Liegen 
erhebliche Gründe für die Annahme zutage, daß der formell Legitimierte 
unredlicherweije erwarb, jo wird er unter Umjtänden der Zahlung Anz 
ſtand geben müjfen.® 

1) W.D. Nrt.49, Art. 81. 

2) Bor dem Inkrafttreten der deutichen Wechielordnung war ſehr beftritten, ob 
der Acceptant auch dem Trafjanteu durch die Annahme wechielmäßig verpflichtet werde. 
Bol. Thöl, W.R.$ 82. Die W. O. hat die Frage in bejahendem Sinne gelöft, Art. 23 
Abi. 2: „Auch dem Ausſteller haftet der Bezogene aus dem Accept wechjelmäßig.“ 

3) Bgl. oben 8 266 Ziff. 2. 

4) Die „Aushändigung“ der Sicherheit Fann freilich von Nichtwechjelgläubigern 
nicht beanjprucht werden, aud wenn fie im Befige des Wechſels find. Vgl. das 
Nähere unten bei der Sicheritellung jeitens der Regrehpflichtigen im $ 272. 


5) Val. R.G. Bd. 35 ©. 76. 
6) Bgl. oben $ 248. 
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Sit der Präfentant des Wechſels der Erbe des benannten Wechjel- 
gläubigerd oder ein Gejfionar oder ein Vollmachtträger desjelben, jo 
muß er jeine Legitimation als Nachfolger oder Vertreter dartyun. Kann 
dies nicht Durch öffentliche Urkunden geichehen, jo muß der Wechjel- 
ſchuldner allerdings nicht ſofort bet der Präſentation zahlen; den Vor— 
wurf des Verzuges wird er jedoch in allen genannten Fällen, da immer— 
bin der Präjentant durch den Beſitz des Wechjels eine Vermutung für 
ſich hatte, nicht leicht anders abwenden, als wenn er die Wechjelfunune 
öffentlich hinterlegt oder jich gegen Sicherheitsitellung zur Zahlung er- 
bietet. ? 

II. Was den Inhalt der Verpflichtung anlangt, jo iſt von erheb- 
licher Bedeutung die ‚Frage des Verzuges des Wechjelichuldnere. 

a) Bor dem Berzuge geht die Verpflichtung in der Regel nur auf 
Zahlung der Wechjeljumme, jo daß der Acceptant natürlich nur 
nad; Maßgabe feines Acceptes haftet. Die Berpflichtung des Accep- 
tanten wie die des Ausſtellers des Eigenwechjels ijt nicht da— 
durch bedingt, daß der Wechjel zur Berfallzeit oder innerhalb der 
Brotejtfriit zur Zahlung präjentiert wird.® Sie jind aber zur Zab- 
lung erſt verpflichtet, wenn ihnen die Zahlung am wechjelmäßigen 
Zahlungsorte gegen den Wechjel von einem legitimierten Inhaber ab- 
gefordert wird. Cie befreien fich, wenn fie die innerhalb der Proteſt— 
frijt mangels Zahlung nicht in Anjpruch genommene Wechjelfinnme öffent- 
lich hinterlegen, W.D. Art. 40, Art. 98 Ziff. 5. 

In mehrfacher Beziehung weicht das Verhältnis ab, wenn der eigene 
oder gezogene Wechjel einen bejtimmten Domiziliaten benennt.® 
Denn es it dann Die Verpflichtung des Acceptanten der Tratte und 
des Ausjtellers des Eigenwechjels bedingt durch rechtzeitige Präſen— 
tation und formgerechten Brotejt beim Domiziliaten und hat die 
wechjelmäßige Haftung für die Zahlung durch den Domiziliaten 
zum Inhalte. Deshalb find jene Wechjelichuldner, wenn der Domiziliat 
nicht wechjelmäßig Zahlung leitet, gehalten, ohne Rückſicht auf eigenen 


7) A.L. R. 11,8 8 893ff. beitimmte: „Iſt der Wechlelinhaber vor der he 
ejtorben, jo muß der Schuldner von den fich meldenden Erben Legitimation fordern. 
Fr iſt jedoch auf Verlangen der Erben verbunden, bis zur Beibringung der Legiti— 
mation die jchuldige Summe auf ihre Koften niederlegen zu laffen.“ Haben dieſe 
Beitimmungen auch feine Gejegestraft, jo entiprechen jie dody) dem Wejen des Wedel: 
verfehres, und es ift nach ihnen zu verfahren. 

5) W. O. Urt. 44, Art. 99 a. E. Das Gleiche gilt gegen einen Avaliften des 
Meceptanten oder des Ausiteller8 des Eigenwechſels. 

9 W. O. Art. 43, Art. 99. 
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Verzug, Zinjen, die Brotejtloiten, überhaupt dag wechjelmäßige Interefje 
zu berichtigen." 

Der Wechjelgläubiger it bis zum Ablaufe der Proteſtfriſt gehalten, 
Teilzahlungen anzunehmen, welche ihm, jei es von den Wechiel- 
jchuldnern, jei e8 von Dritten angeboten werden, W. O. Art. 38, Art. 98 
Ziff. 5. 

b) Die Hauptwechjelichuldner fommen in der Negel nicht jchon mit 
dem Verfalltage oder mit Ablauf der Brotejtfriit in Verzug; die Negel 
dies interpellat pro homine verjagt hier, weil der Wechjelichuldner den 
Wechjelgläubiger nicht fennt und zuverläjlig erjt bei der Präjentation 
kennen lernt.” Dies erleidet eine Modifikation, wenn der Wechjel 
beim Wecjelgläubiger domiziliert it, da ihm dann der Wechjel- 
jchuldner die Wechjeljumme in Gejtalt der Dedung bringen muß." 
Hiervon und von ähnlichen Kombinationen abgejehen, hängt der Verzug 
des Wechjeljchuldners davon ab, dab der Wechjelgläubiger den Wechjel 
nach Heranfommen der Zahlungszeit an dem Orte, wo wechjel- 
mäßig zu zahlen it, zur Zahlung präjentiert, mag der Schuldner 
nun dort zu treffen fein oder ſich micht finden lajjen. Um dieje Prä— 
jentation zu fonftatieren, fan ein Protejt auch) gegen den Hauptwechjel- 
ichuldner nüglich fein, der jedoch, joweit er nur dejjen Verzug feit- 
jtellen joll, der wechjelmäßigen Form nicht bedarf, auch durch Poſt— 
auftrag genügend erjeßt wird. 

c) Die Verpflichtung aller Wechjelverpflichteten erſtreckt ſich nach 
Art. 81 der WD. „auf alles, was der Wechjelinhaber wegen Nicht: 
erfüllung der Wechjelverbindlichfeit zu fordern hat“. 


10) Bgl. W.O. Art.50 und 51, R.O.H.G. Bd.6 ©. 159; oben $ 257. 

11) Der Wechjelgläubiger muß die Teilzahlung aud annehmen, wenn der 
Wechiel auf die volle Wechſelſumme acceptiert ift, Strieth. Archiv Bd. 24 S. 166. 

12) Es iſt ungerechtiertigt, für die Stlage gegen den Hauptverpflichteten im 
Wechſelprozeſſe vorgängige Broteitation und Bräfentation zur Zahlung zu fordern. 
Denn der Anipruch auf die Wechſelſumme iſt durch den Wechſel ihm gegenüber aus— 
reichend urfundlic) begründet. Der Beklagte fommt aber in Verzug erit mit der Prä— 
jentation des Wechjeld, und der Wechielgläubiger bedarf einer Urkunde über die 
Bräjentation, damit er die Verzugszinſen im Wechlelprozefje einklagen fann. Der 
Beklagte, dem der Wechſel im Prozeſſe präfentiert wird, iſt zur Entrichtung der 
Brozeploften nicht verpflichtet, wenn er den Anſpruch bei der Präjentation jofort 
anerfennt. Bol. C. P.O. 893. Der Schuldner fann darunter nicht leiden, daß jich 
der Gläubiger nicht als ſolcher legitimierte. 

13). Die Klaufel des Wecjels, im SKajienlofale des Wechfelgläubigers die 
Wechſelſumme ohne vorgängige Bräjentation zu zahlen, bewirkt gleichfalls, daß der 
Wechielihuldner am Verfalltage in Zahlungsverzug fommt, wenn er die Wechjel- 
jumme in diefem Lofale nicht disponibel hält, R.O. H.G. Bd. 8 ©. 164. 
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Hieraus jchließt man, daß der Hauptwechjelihuldner im Falle 
eines Proteftes mangel3 Zahlung wie der Regreßſchuldner verpflichtet 
it, jo daß er in diejem Falle die Wechjelfumme nebjt 6°%/, jährlichen 
Zinſen vom Verfalltage an, ferner die Broteitfojten und andere Aus- 
lagen und endlich eine Provijion von 1/,%/, zu berichtigen hat.!* 

Sit aber — insbejondere bei nichtindofjierten eigenen Wechſeln — 
ein Regreßſchuldner nicht vorhanden, jo ift der Hauptwechjelichuldner 
außer der Wechjeljumme nur zu jechsprozentigen Verzugszinſen vom 
Verzuge an umd in der Negel auch zur Erjtattung der Proteitfojten 
verpflichtet. 15 

d) Der Wechjelichuldner bejeitigt jeinen Verzug jet nur noch da- 
durch, daß er dem Gläubiger das wechjelmäßig Gejchuldete bringt, es 
genügt aljo nicht, daß er fie am wechjelmäßigen Zahlungsorte anbietet, 
er kann nicht fordern, daß diejer fich noch einmal zu ihm begiebt. 1% 

IV. Der Wechjelgläubiger kann, vom Falle der Amortijation ab- 
gejehen, Zahlung nur gegen Aushändigung des quittierten Wed)- 
jels fordern.17-%8 Der Wechjelfchuldner jedoch, welcher nur Teilzah— 
lung angeboten hat, fann nur verlangen, daß die Zahlung auf dem 
Wechiel abgejchrieben, und daß ihm Quittung auf einer Wechjelfopie aus: 
gehändigt werde, W. OD. Art. 39.1° Der Wechjelichuldner kommt nicht 
in Verzug, wenn der Gläubiger nicht bereit war, Zug um Zug dieſe 
Gegenleiitungen zu machen. Die Verurteilung zur Zahlung einer Wechjel: 
jchuld hat nur zu geichehen unter der Auflage der Aushändigung des 
quittierten Wechjels, jollte dieſer Borbehalt im Urteile fehlen, jo it er 
als von NRechtswegen inbegriffen anzujehen. 20. 21 


14) Oben Bd.2 Abt. 1 $22 Ziff. IV. 

15) R.D.9.6. Bd.5 ©.104 will die Proteftfojten nicht liquidieren laſſen, 
„wenn der Proteſt als eine jchlechthin nußlofe und überflüjfige Maßregel ericheint“. 
Dies ift aber nicht leicht der Fall, da er, auch wenn es an Regreßpflichtigen fehlt, 
ur Feitftellung des Verzuges des Hauptichuldners nüglich iſt, insbejondere aber den 

echjelprozeh ermöglicht, Staub zu Art.50 $ 15. 

16) R.O. H. G. Bd.5 ©. 386. 

17) Über Duplifate val. oben 8 261. 

18) Hat der Schuldner für feine Wechfelihuld ein Piand gejtellt, jo kann er 
verlangen, dab es ihm Zug um Zug gegen Zahlung herauägegeben werde, aber 
freilih nah Art. 82 der W.O. nur gegenüber dem Gläubiger, welchem er das Pfand 
geitellt hat. Vgl. B. G. B. 8 273. Dies Burüdbehaltungsrecht verneint Staub 
Art. 39 $5. 

19) Hat der Wechſelinhaber die ganze Wechjelregrekiumme zum Teil vom Ae— 
ceptanten, zum Teil von einem Vormanne erhalten, jo hat er den Wechſel dem letzteren 
auszubändigen, R.G. Bd. 4 ©. 58. 

20) Wer aus dem Wechſel Magt, verlangt und fann nur verlangen Zahlung 
gegen Aushändigung des Wechſels. Der Richter hat deshalb den entipredhenden 
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V. Der wechjelmägige Anjpruch gegenüber den Hauptwechjelfchuld- 
nern verjährt mit Ablauf von drei Jahren vom wechjelmäßigen Berfall- 
tage an, W.D. Art. 77, Art. 100.2 


$ 270. Die Dedungskflage (Revalierungsffage). 


1. Aus der Annahme des Wechjel3 oder aus deſſen Zahlung durch 
den Bezogenen entipringen feine wechjelrechtlichen Anjprüche des 
Bezogenen gegen den Trajjanten. Ob und gegen wen der Bezogene 
jeinen Regreß nehmen fann, iſt vielmehr eine Frage des Hinter dem 
Wechjel jtehenden materiellen Rechtes. 

Manche Schriftiteller führen aus: die Traite enthalte einen Zah: 
fungsauftrag, in deffen Ausführung durch den Bezogenen jei deſſen Über- 
nahme zu finden, jo daß ohne weiteres ein Mandatsvertrag zwiſchen 
Trafjanten und Bezogenen anzunehmen jei;' weile aljo der Trafjat die 
Ausführung des Zahlungsauftrages nach, jo müſſe der Trafjant dem 
Bezogenen den gezahlten Betrag eritatten; daß dem Bezogenen Dedung 
gegeben, oder daß er den Betrag der Wechjelfumme jeinerjeits dem 
Traſſanten verjchulde, jeien Thatjachen, welche nicht vermutet würden, 
welche vielmehr der Traſſant zu erweiſen habe. Dieje Auffaſſung iſt 
eine unrichtige. Denn der durch die Tratte ausgejprochene Zahlungs: 
auftrag iſt etwas Formelles, zur Wechjelichrift Gehöriges. Es kann 
aljo Hieraus allein nichts dafür entnommen werden, welche materiellen 
Berhältnifje der Tratte zu Grunde liegen. Daher muß der Bezogene, 
welcher jeinen Rüdgriff nehmen will, die Rechtsverhältnifie auf: 
deden, welche ihn zur Annahme oder zur Zahlung des Wechjels ver- 
anlakten.? Ergiebt jich hieraus, daß er als Beauftragter des Traſſanten 
handelte, jo ijt jeine Dedungsklage begründet, und es liegt dann dem 





Vorbehalt ohne Antrag des Bellagten, er hat ihn auc bei Verſäumnisurteilen zu 
machen. Der Vorbehalt liegt Schon in der Verurteilung zur „Zahlung aus dem 
Wechjel“. Der Gerichtövollzieher fann das Urteil, wenn er den Wechjel nicht hat, 
nicht volljtveden; Quittierung nad) Maßgabe des Wortlautes der C. P.O. 8757 ge 
nügt alfo nicht. 

21) Iſt eine Wechjelichuld im Konkurſe des Schuldners feftgeitellt, jo tft * 
Inuung von dem Gerichtsſchreiber auf dem Wechſel zu vermerken, K. O. 814 
Ib 

22) Für Ehrenacceptanten, welche die Stelle des Negrebpflichtigen ein— 
nehmen, läuft die Verjährung nad Maßgabe von Art. 78 ff. der W. OD. Giehe 
unten 8277. 

1) Thöl, WR. 88 71ff.; ee a des Handels- und Wechjelrechtes I 
S.52; Kühne bei Gruchot Bd. 11 © 
2) R.O. H.G. 3.7 ©. 351. — 8242. 
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Trafjanten ob, nachzumeijen, daß Kläger durch empfangene Dedung oder 
weil auf Schuld gezogen wurde, bereits gededt ift. 


II. Es ijt nichts Notwendiges, daß der Bezogene auf Rechnung 
des Trafjanten handelte. Es kommt vielmehr vor, dab der Wechjel 
vereinbarterweije für Nechnung einer anderen Perjon gezogen wurde, 
jo daß ſich der Bezogene mit jener augeinanderzujegen hat. Dies wird 
nicht jelten durch einen Vermerk auf dem Wechjel ſelbſt angedeutet, 
wonach der Wechjel in Kommijjion eines Dritten gezogen wurde. We— 
jentlich it e8 aber nicht, daß der Wechjel dieſen Vermerf — als jog. 
Kommillionstratte — an jich trägt, vielmehr fann der Bezogene 
über die bezügliche Abjicht auch bloß in anderer Weiſe verjtändigt werden.® 
Weitere Kombinationen find, daß der Trajjant fich für den Dritten, auf 
deſſen Nechnung er zieht, verbürgt, ferner daß ein Dritter fich für den 
Traſſanten dem Trajjaten gegenüber verbürgt. ES find jelbjtveritändlich 
auch andere Vereinbarungen bezüglich der Dedung möglich, welche teils 
auf dem Wechjel angedeutet, teils im Avisbriefe oder in anderer Weije 
zum Ausdruck gebracht werden fünnen. 


III. Nach dem zu Grunde liegenden Berhältnis emtjcheidet fich die 
Frage, ob der Bezogene jchon infolge der Annahme eine Klage auf 
Deckung vor der Berfallzeit hat.* 


IV. Hat der Bezogene gezahlt, und zwar ald Beauftragter des 
Traſſanten, jo wird Häufig zu unterjcheiden jein, ob er acceptiert hatte 
oder nicht. In [egterem Falle hat er nur dann einen Deckungsanſpruch, 
wenn dem Wechielgläubiger noch der Negreß mangels Zahlung offen 
ſtand, nicht aber, wenn letzterer bereits präjudiziert oder verjährt war. 
Im eriteren Falle dagegen kann der Bezogene jchlechthin Erſatz des 
nad) Mahgabe jeines Ncceptes Gezahlten fordern. Der Zahlung durd) 
den Bezogenen jteht jede andere Art der Befriedigung des Wechjel- 
gläubigers gleich. "Häufig wird der Bezogene eine Provijion in Rech: 


3) Bei der Formel „nötigenfall® für meine Rechnung J. K.“ jpriht man zu- 
weilen von einer unechten Notadrejie. 

4) Bl. R.O. H. G. Bd. 13 ©. 275. 

5) Hat der Bezogene dem Wechſelgläubiger vor dem Verjalltage gezählt, iv 
fann er hierauf einen Anſpruch gegen feinen Huf ftraggeber natürlich nur gründen, 
wenn diejer hierzu beionderen Auftrag erteilte. Iſt jedoch der Verfalltag verflofien, 
jo fann er darauf, daß dem Nuftrage der Sadıe nad Genüge getban ift, feine 
mandati actio contraria ftügen, und es liegt nunmehr dem Auftraggeber ob, Um: 
jtände anzuführen und zu beweifen, aus denen hervorgeht, daß ihm das Verfahren 
des Mandatars Nachteile gebracht habe. Vgl. Thöl, W. R. $ 86. 
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nung jtellen fünnen, jei e8 auf Grund einer Vereinbarung, jei es als 
Kaufmann auf Grund von H. G. B. 8 354. 


V. Der Acceptant der Tratte wird in der Negel feinen Rückgriff 
nur haben auf Höhe der Wechjeljumme, welche er zahlte®, nicht aber 
wegen der Vergrößerung der Schuld infolge jeines Verzuges durch 
Broteitfojten und andere Koiten. Allein auch dies fann ich anders 
verhalten, wenn der Trafjant jelbit die Verweigerung der Zahlung vor- 
geichrieben hat oder auch, wenn er ſie durch Nichtiendung der ver- 
Iprochenen Deckung verjchuldete. 


VI. Hat der Bezogene den Wechjel in der trrtümlichen Meinung 
angenommen oder gezahlt, daß er dem Trafjanten den Betrag der 
Wechſelſumme jchulde, jo jteht ihm nur gegen diefen eine Klage, nämlich 
die condictio indebiti offen. ? 


8271. Wechſelmäßige Regrefanjprüde.: Überſicht. 


I. Regrespflichtig fann den Wechjelgläubigern werden der Traj- 
jant eines gezogenen Wechjeld und der Indoſſant eines gezogenen 
oder eigenen Wechſels. Es fragt ich, wie dieſe Regreßpflicht juriſtiſch 
zu konſtruieren iſt? 

Der Grundgedanke iſt, daß der Regreßpflichtige die Zahlung 
durch den Dritten — den Bezogenen, den Ausſteller des eigenen 
Wechſels, den Domiziliaten — verſprochen, und übernommen hat, 
für den Erfolg einzujtehen.? Aber hieraus ergiebt ſich nicht wie 
bei den materiellen Gefchäften Haftung für das volle Interefje, vielmehr 
find die einzelnen Anjprüche, welche ſich aus jenem Gedanken entwideln, 





6) Hat der Ncceptant des Wechjel3 mit dem Wechjelgläubiger affordiert, jo 
fann er in der Hegel vom Trajjanten nicht mehr mit der Revalierungsklage jordern, 
als er dem Wecjelgläubiger nadı dem Alkord zu leiiten hat. Dies gilt nicht bloß 
für den Fall, in welchem er Mandatar des Trafjanten it, jondern jtet3, wenn er 
die Schuld in deſſen Jnterefie übernommen hatte und hierauf die NRevalierungsflage 
ſtützt. Anders könnte es fid) jedoch verhalten, wenn der Ncceptant dem Trafjanten 
durch die Mccepte ein Darlehen gegeben hätte, R.G. Bd.4 ©. 77. 

7) War die Tratte gefälicht oder verfäljcht, und bat der Bezogene acceptiert 
oder gezahlt, jo bat er in der Regel feinen Anjprucd gegenüber dem Trafjanten, 
foweit ihn die Fälſchung zu einer Leiſtung gebradt hat. Died verhält fih nur 
—J— anders, wenn dem Traſſanten, z. B. bei der Aviſierung, ein Verſehen zur 

aſt fällt. 


1) Grünhut a.a.D. Bb.2 5.371. 


2) Vgl. B. G. B. 88 328ff., oben Bd.2 Abt. 1 $ 104 über das Verjprechen der 
Leiftung zu Guniten eines Dritten. 
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formalifiert und gemauer fpezialifiert, womit fie im Rahmen des 
Wechjelrcchtes bleiben. ? 

U. Dieje einzelnen Berechtigungen aber find 

1. Anfprüche auf Sicherjtellung vor dem Berfalltage, jei 
e3 wegen mangelnder Annahme der Tratte, jei es wegen Un— 
jicherheit des Hauptwechjelichuldners.t 

2. Anjpruch auf den vom Geſetze jpezifizierten Betrag des Geld: 
interejjes an Zahlung der Wechjeljumme, wenn dieje nicht dem 
Wechjel entjprechend geleiitet wurde. 

3. Der Indofjant einer Kopie übernimmt außer der Haftung für 
Annahme durch den Bezogenen und für Zahlung durch den Haupt- 
wechjelichuldner die Verpflichtung, für Herausgabe des Originalwechjels 
durch den in der Kopie bezeichneten Verwahrer einzujtehen. Die ge- 
dachten Anjprüche find daher ſchon dann gegen ihn begründet, wenn 
diefe Herausgabe laut Proteitaufnahme nicht erfolgt, und dem Indoſſatar 
der Kopie daher die Möglichkeit abgejchnitten it, die Wechjelforderung 
geltend zu machen.®- ® 


$ 272. Redt auf Sicherftellung gegenüber den Regreßpflichtigen. 

I. Die wechjelmäßigen Anſprüche auf Sicheritellung erwachſen 
gegen die regrehpflichtigen Vormänner fowohl dann, wenn die Annahme 
des traſſierten Wechjels nicht zu erlangen ijt, wie auch dann, wenn der 
Hauptwechjeljchuldner, d. h. der Acceptant des gezogenen oder der Aus— 
jteller des eigenen Wechjeld, unficher wird. Denn diefe Thatjachen 
rücken die Gefahr der Nichtzahlung am Zahlungstage und damit den 
‚Fall eines Regreſſes mangels Zahlung nahe. 

1. Der Regreß auf Sicheritellung mangels Annahme! it bes 
gründet, wenn der Verſuch, die Annahme beim Bezogenen trajjierter- 


3) Die Zurüdführung der Verpflichtung des Regreßſchuldners auf jenen Ge— 
danken verwirft Thöl, W.R. 893. Die einzelnen Sätze, zu denen er gelangt, find 
zwar richtig, aber er zeritört durch die VBerwerfung jenes Grundgedankens das geijtige 
Band, welches fie vereinigt. Die W.O. geht von dem Gedanken des Terted aus, 
jo namentlich im Art. 8: Der Aussteller eines Wechſels haftet „für defien Annahme 
und Zahlung“ wechjelmäßig, vgl. weiter Art. 14 erjter Sap. 

4) Das Nähere im $ 272. 

5) W. O. Art.72. Bol. oben 8 261. 

6) Über die Sicherungshypotbef des $1187 B.G.B. vgl. unten Bd.3 $ 241. 

1) Die Annahme muß geichehen durch den Bezogenen oder durch denjenigen, 
welcher zur Annahme für denjelben bevollmädhtigt iſt, 3. B. deſſen Profurijten. Die 
Annahme feitens einer Perſon, welche ſich nicht als Bevollmächtigter ded Bezogenen 
ausweiſen ann, fann vom Bräfentanten zurüdgemwiefen werden. Sit der Bezogene 
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weile zu erlangen, ganz oder teilweije fehljchlug, W.D. Art. 25. Be— 
finden fich auf dem Wechjel Notadrejjen, jo muß auch bei ihnen der 
Verſuch, die Annahme zu erlangen, vorher vergeblich gemacht fein, 
W. O. Art. 56. Alle diefe Thatjachen müſſen durch formgerechten Protejt 
mangel3 Annahme fejtgejtellt jein. 

2. Wechjelmäßige Sicherjtellung liegt den Vormännern ferner ob, 
wenn entweder der Acceptant einer Tratte, beziehungsweile der Not- 
adrefje?, oder der Ausiteller eines Cigenwechjel® unjicher wurde, 
d. h. jeine Zahlungen einjtellte, in Konkurs geriet oder einer fruchtlojen 
Swangsvollitrefung unterlag, und wenn dieje Wechjeljchuldner laut Pro- 
tejtes feine Sicherjtellung für Zahlung der Wechjeljumme leijteten, W. O. 
Art. 29, Art. 98 Ziff. 4. Iſt der Acceptant der Tratte unficher ge: 
worden und eine Notadrejje auf dem Wechjel, jo muß die Annahme 
durch jie laut Proteſtes vergeblich nachgejucht jein.® 

Die Unficherheit der Wechjelichuldner iſt dagegen nicht proteit- 
mäßig feitzuitellen, jondern anderweit zu begründen. 

II. Die Sicherheit wird für den Negrekanfpruch gejtellt, iſt aljo 
bedingt dadurch, daß der Sichergeitellte dereinjt der Wechſel— 
gläubiger wird.* Es fünnen aber auch alle übrigen Nachmänner 


verjtorben, jo genügt der Verſuch, die Erben im Sterbehaufe zu treffen, oben $ 250 
Anm. 13. Acceptieren die Erben nicht jämtlich, jo it der Regreß begründet, vgl. 
Volkmar und Loewy a.a.D. S. 94. Der Berfuh, die Annahme zu erwirken, gegen- 
falls Brotejt erheben zu lafjen, jteht jedem Inhaber des Wechſels offen, die An— 
nahme gejchieht dem, welchen ed angeht. Auch die Pojt fann daher im Wege des 
Poſtauftrages — $ 20 der Pojtordnung vom 8. März 1879, vgl. internationales Über— 
einfommen vom 4. Juli 1891 Art. 2 Abi. 12 — zur Einholung der Annahme ver- 
wendet werden. Hat dies der Auftraggeber vorgeichrieben, jo übergiebt die Poſt den 
Wechſel bei Nichtannahme zur Erhebung des Protejtes einem hierzu zujtändigen 
Beamten. Läßt die Poſt einen Nichtbezogenen acceptieren, welcher hierzu feine Voll: 
macht hat, jo iſt dies freilich in der Regel Schade des Pojtauftraggebenden. Die 
Neglements der Bot treffen gegen dieje Gefahr feine ausreichenden Vorfehrungen. 
Vgl. R.G. Bd. 19 S.104 über einen Fall, in welchem der Pojtbote den Wechſel 
nicht dem Bezogenen vorzeigte, vielmehr das Accept fälichte. 

2) Was von Ncceptanten gilt, muß a fortiori von den Acceptanten der Not: 
adrejje gelten, wenn auch eine Gejeßesbejtimmung dafür fehlt. Die Annahme einer 
in Bermögensverfall geratenen Perſon hat nur Wert, wenn fie auch Sicherheit ge 
jtellt hat. Andernfalls ijt die Gefahr des Regreſſes faum weniger enitehend, wie 
wenn feine Annahme erfolgt wäre. — Die im Art. 29 Ziff. 2 vorfommenden Worte 
„nach der Wechjelausjtellung“ müfjen auf die Fälle unter 1 gleichfalls bezogen werden. 
Die entgegengejegte Anficht, welche u. a. Nehbein zu Art. 29 unter 1 verteidigt, wider: 
jpridht dem Syiteme der W.O. So aud Staub zu Art.29 82. 

3) Ein Regreß auf Sicheritellung des Wechſels wegen des Konkurſes eines 
Mitacceptanten ijt nad) dem Urteile des oberjten Gerichtähofes zu Wien von 21. Dt: 
tober 1897 unzuläſſig; Seuffert Arch. Bd.53 ©. 3. 

4) Die W. O. Urt. 25 bejagt in wenig klarer Weije, die Sicherheit fei dahin zu 
leiften, „dab die Bezahlung der im Bedhtel verichriebenen Summe oder des nicht 
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des Bejtellerd das Necht auf die bejtellte Sicherheit dadurch, daß 
jie diejelben beanjpruchen, für den Fall ihres Negrekrechtes erlangen, 
W. O. Art. 27. 

Das Recht, auf Sicherjtellung zu flagen, hat jeder Nachmann 
gegenüber jedem jeiner Bormänner, welche ihm regreßpflichtig werden 
können, vorausgejeßt, dak er im Beſitze des Proteites mangels An- 
nahme oder mangels Sicherjtellung iſt.“ Es fommt nicht darauf an, 
ob Kläger jelbit diejen Proteſt erhoben hat oder ein anderer, ob er 
derzeit der Wechjelgläubiger ift, ob er jelbit einem Nachmanne Eicher: 
heit gejtellt hat. Jeder Vormann fann beliebig in Anjpruch genommen, 
die Vormänner fünnen aber auch gemeinjam belangt werden. Gegen 
den Anfpruch auf Sicheritellung find alle Einreden zuläfjig, welche die 
Negrebpflicht ausjchliegen. 6 

E3 genügt, daß der Wechjeljchuldner eine derartige Sicherheit an- 
bietet, welche nach den allgemeinen Verkehrsſitten als ausreichend zu 
erachten ijt. Im Streitfalle hat hierüber das Gericht zu enticheiden. ? 

Einigen jich die Beteiligten nicht und fommt es zur Klage, jo muß 
Kläger eine bejtimmte Art der Sicherung beantragen, denn jede Klage 
muß einen beitimmten Antrag enthalten. Es jteht dem Beklagten frei, 
jo lange der Prozeß noch rechtshängig iſt, eine andere ausreichende 
Sicherheit anzubieten.® Der Kläger kann nicht Aushändigung der be- 
züglichen Fauftpfänder, 3. B. von Wertpapieren, jondern nur öffentliche 
Hinterlegung derjelben fordern, da nur jo der Beitritt der übrigen Wechjel- 


angenonmenen Betrages, jorwie die Erjtattung der durd die Nichtannahme veran- 
laßten Koſten am Berfalltage erfolgen werde”. Dies iſt jedoch nur der Zwed der 
Sicheritellung, derjelbe ſoll durch angemeſſene Veranitaltungen des Regrehpflichtigen 
herbeigeführt werden, aber die Sicherheit wird gejtellt gerade für den Fall, in welchem 
die Bezahlung nicht erfolgt, und iſt dazu bejtimmt, da& wechſelmäßige Intereſſe der 
Sichergeitellten zu garantieren. Korreft jpricht dies auß code de commerce art. 120. 
Im Falle der teilweiien Annahme der Wechjeljumme beſchränkt ſich das Recht auf 
Sicerjtellung auf den nicht angenommenen Teil. 

5) Die Vorlegung des Protejtes genügt zur Legitimation, weil die in ihm 
befindliche Redielabichrift die Perſonen der Berechtigten ergiebt. Soweit dies nicht 
der Fall ift, 3.8. bei Indofjataren nach dem Protejte mangel® Annahme, muß der 
Wechſel beigebracht werden, Nehbein zu Art. 25 ff. 

6) 3. B. der in Anjpruch genommene Andofjant hat ohne obligo giriert. 

7) Sit B. G. B. $ 232 für das Wechjelreht mahgebend? Es iſt die zu be— 
zweifeln. Grünhut ©. 381 Anm. 18 führt aus, der Skripturaft eines guten Bürgen 
bilde volllommenen Erjaß für den ausgebliebenen Sfripturaft des Bezogenen, müſſe 
alſo genügen. Nach $232 Abi. 2 könnte Bürgenftellung nur fubfidiär in Betracht 
fommen. 

8) So mit Recht Staub W.O. Art. 26 $7. Eine allgemein auf Sicheritellung 
gerichtete Klage entipriht C. P.O. 8 253 nicht und führt nicht unmittelbar zum Ziele. 
Val. jedod) BL. für NRechtöpflege 1899 ©. 20. 
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gläubiger, welchen das Geſetz vorfieht, wirkjam werden fann.? Der 
Verpflichtete iſt ſtets zur Hinterlegung der jchuldigen Summe bei einer 
Itaatlichen Sinterlegungsitelle desjenigen Ortes befugt, an welchem er 
jeiner Negreßpflicht zu genügen bat. 1° 

Die Sicherheit it nur zu leiften gegen Aushändigung des Pro— 
tejtes mangeld® Annahme oder mangels Sicherjtellung. !! 

11T. Auf Grund der Einwilligung dejjen, welcher die Sicherheit 
beantragte, it jie zurüdzugewähren, jo lange ein anderer Regreß— 
gläubiger nicht beitrat. 1? 

Ferner muß fie zurückgewährt werden, 

1. wenn jie mangels Annahme geichah, und die Annahme durch 
den Bezogenen oder auch den Notadrejjaten nachträglich erfolgt '3, 

2. wenn gegen den Negrebpflichtigen, welcher ſie bejtellte, binnen 
Jahresfriſt, vom VBerfalltage des Wechjels am gerechnet, auf 
Zahlung aus dem Wechjel nicht geflagt worden tit, 

3. wenn die Zahlung des Wechjelß erfolgte, oder die Wechjelkraft 
gegen demjenigen, welcher die Sicherheit jtellte, erlojchen ift.!+ 15 

Der Anspruch auf Rückgewähr der Sicherheit ijt fein wechjel- 
rechtlicher. 


$ 273. Der Negrek mangeld Zahlung. Borausfegungen. 
I. Der wechjelrechtliche Regreß mangels Zahlung ijt für den 
Fall gegeben, daß der zur Zeit legitimierte Wechjelgläubiger erfolglos 
oder ohne vollen Erfolg den Verſuch machte, die Zahlung des Wechjels 


9), Wird anders verfahren, und dies geichieht jehr oft, jo fünnen jpätere Re— 
greiberechtigte jedenfalls dann neue Sicherftellung verlangen, wenn der Regredient, 
weicher im Piandbefige iſt, unsicher wird. 

10) W. O. Art. 25 Abſ. 2. Wo hat die Hinterlegung zu erfolgen? Nicht etwa 
am Zahlungsorte des Wechſels, denn ficher zu jtellen ift dev Negrepanjprud) 
gegen den Sicheritellenden. 

11) W. O. Art. 25 und 29. 

12) Dies ergeben allgemeine Grundſätze. 

13) Die Rückgewähr bat in folhem Falle nur zu geichehen, wenn der Rück— 
empfänger die Koiten des Proteites mangel® Annahme erſetzt. 

14) Die W. O. Art. 28 Ziff. 3 bedient fid der Worte: „wenn die Wechjelfraft 
des Wechſels erlojchen it“. Dies fann aber unmöglich wörtlich genommen werden, 
es genügt, daß der Befteller der Sicherheit von feiner Wechſelpflicht befreit iſt. 

15) Die Grimde des Art. 28 müſſen auch auf die Kaution wegen Unficherbeit 
des Ncceptanten oder des Ausitellers eines Eigenwechield® bezogen werden. Insbe— 
jondere ijt diejelbe hiernach auch zurüdzugewähren, wenn nachträglich die Annahme 
durch den Notadrefjaten geſchah, W.D. Art. 29 Abſ. 2. — Berbefjerung der Umjtände 
der Hautionsiteller genügt nicht, um den Anjpruch der Rückgewähr der Kaution zu 
begründen. 


304 Das Wechfelrecht. 


rechtzeitig am Zahlungsorte bei denjenigen zu erheben, für deren Zah- 
fung der Negrehpflichtige laut des Wechjeld einjteht, und daß das 
Scheitern dieſes Verſuches durch einen vechtzeitigen und formrichtigen 
Proteſt feitgeitellt it, W.D. Art. 41 ff. 

Die Vorausjegungen des Regreſſes jind hiernach folgende: 

1. Die Aufforderung zur Zahlung muß durch denjenigen gejchehen 
jein, welchen der Wechjel zur Zeit als Wechjelgläubiger legitimierte 
oder durch einen Nechtsnachfolger oder Vertreter desjelben, welcher 
ausreichend und für den Wechjelichuldner erfennbar zur Erhebung der 
Zahlung legitimiert twar.! 

Ein Indojiant, welcher den Wechjel ohne Rückgiro einlöjte, iſt 
zur Präjentation, zur Zahlung und zum Proteft mangels ſolcher nur 
befugt, wenn die nachfolgenden Giros durchtrichen find, da nur Dier- 
durch jeine Legitimation äußerlich hergejtellt wird. ? 

2. Die Prüjentation muß demjenigen gegenüber verjucht und die 
PBroteitation gegen den erfolgt jein, bei welchem wechjelmäßig die Zah— 
lung zu erheben war. Auch muß die Aufforderung an dem Orte 
verfucht jein, welchen der Wechjel bejtinunt. 

Hat der Bezogene die Annahme verweigert oder dem Accept einen 
jpäteren VBerfalltag zugefügt, jo entbindet dies den Wechjelgläubiger nicht 
davon, ihm den Wechjel noch einmal zur wechjelmäßigen Zahlungszeit 
vorzulegen. 

3. Die PBräjentation zur Zahlung und die Erhebung des 
Brotejtes mangels Zahlung müſſen entweder am Zahlungstage jelbit 
oder innerhalb der nächjten beiden Werfeltage nach dem Zah— 
lungstage erfolgt jein. Dem Wechjelgläubiger ſtehen aljo drei Prä— 





1) Wer folchergeitalt befugt ift, im Namen des Wechlelgläubigers Zahlung zu 
erheben, ergiebt fih aus den Grundfäßen des bürgerlichen, beziehungsweije des Han— 
deisrechtes. Gemäß B.G.B. 8 370 gilt der Überbringer eines quittierten Wech— 
ſels als zur ————— der Wechſelſumme ermächtigt. Insbeſondere iſt, worüber 
man freilich ſtreitet, der Proteſtbeamte, welcher einen quittierten Wechſel in Händen 
hat, berechtigt und verpflichtet, Zahlung entgegenzunehmen, vgl. Staub, W. O. 
Art. 87 814. Wer bevollmächtigt iſt, Zahlung für den Wechſelgläubiger in Empfang 
zu nehmen, iſt in der Regel auch als ermächtigt anzuſehen, mangels Zahlung die 
Proteſterhebung zu veranlaſſen oder, wenn er Vroteſtbeamter iſt, den Proteſt auf: 
zunehmen. Es ift dies eine felbjtveritändlihe Konjequenz der Bevollmächtigung zur 
Zahlungserhebung, welche nur dann nicht eintritt, wenn jie der Wechlelglüubiger 
beſonders ausgeſchloſſen hat. Anders freilih Staub, W.O. Art. 36 $ 28. 

2), R.O. H. G. Bd. 15 ©. 271. Bol. oben 8 267. 

3) Es genügt nicht, dab der Wechjel dem Bezogenen in einer anderen Ortichaft, 
als der wechielmähigen, wenn auch mit feiner Einftimmung, vorgelegt, und daß dort 
Protejt erhoben wurde, R.O. H. G. Bd. 21 ©. 148. 
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ſentations- und Protejttage zur Wahrung der Regreßanſprüche offen. + ® 
Auf diefelben können jich die Wechjeljchuldner nicht berufen. Wurde 
aljo der Wechjel am Zahlungstage zur Zahlung präfentiert und pro- 
tejtiert, und bietet der Wechjeljchuldner innerhalb der Proteitfriit Zahlung 
an, jo it der Gläubiger zu deren Annahme unter Quittung und Aus- 
händigung des Wechjels nur verpflichtet, wenn das Angebot das ge- 
jamte wechjelmäßige Interejje wegen Nichtannahme umfaßt. 

4. Der Protejt endlich muß formrichtig fein, d. h. in der gejeg- 
lichen Form über alle erheblichen Punkte die entiprechende Auskunft 
geben. 

Die Regrespflichtigen find befugt, gegenüber dem hiernach gejeßlich 
begründeten Negrehanfpruch im Wege der Einrede geltend zu machen, 
daß der präjentierende Wechjelgläubiger jelbjt am Scheitern des Ver— 
juches der Zahlungserhebung entweder die Schuld trug, oder daß we- 
nigitens die Urjache dieſes Scheiternd in feiner Perjon lag. Hierher 
gehörige Einreden wären, daß der Wechjelgläubiger vor dem Berfalltage 
dem Acceptanten des Wechſels freiwillig Friſt gegeben und die Wechjel: 
ſchuld ganz oder teilweije erlajjen hatte, oder auch, daß er wegen Hand- 
lungsunfähigfeit nicht befugt war, vechtögültig die von ihm geforderte 
Zahlung anzunehmen oder zu quittieren. Dies alles ergiebt ſich aus 
allgemeinen Grundjägen. 

II. Nach manchen Wechjelordnungen ijt eine weitere Vorausſetzung 
des Negrejjes mangel3 Zahlung die ungefäumte Notififation der That- 
jache des Protejtes an den Vormann.s Nach deutichem Rechte knüpfen 
ſich an die unterlafjene Benachrichtigung jo weit gehende Nachteile nicht. 
Vielmehr legt dasjelbe die Pflicht der Notifikation auf, W.D. Art. 45 ff. 


4) W. O. Art. 41 Abi. 2 giebt zwar nad) dem Wortlaute nur nach, daß die 
Erhebung des Protejtes „ſpäteſtens am zweiten Werktage nad) dem Zahlungstage 
geihehe”. Darin liegt aber mittelbar auch Erjtredung der Friit für die Präjen- 
tation, die eben wechjelmäßig nur durd die Protejtation feitzuitellen ift. — Prä— 
jentation und Protejt vor dem Zahlungstage hat wechjelrechtlic, keinerlei Bedeutung. 

5) Die Worte „ipäteftend am zweiten Werktage nad) dem Zahlungstage” find 
in jehr verjchiedener Art ausgelegt worden. Man hat behauptet, der zweite Werftag 
fei der Tag nach dem Zahlungstage, oder auch es jei nur gemeint, da der leßte 
Protefttag ein Werktag fein müjje, jo daß wegen eine® am Sonnabend zahlbaren 
Wechſels der Protejt längitend am Montag zu erheben wäre. Die herrſchende Mei- 
nung geht dahin, daß drei Tage für den Protejt frei bleiben müjjen. 

6) Das jog. Strenge Notififationsiyftem, bei welchem das Unterlajjen rechtzeitiger 
Notifitation den Verluſt des Regreſſes nach fich zieht, hat unter anderem England. 
Der code de commerce art. 165 hat das jog. Verjährungsſyſtem. Der Regreß 
iſt hiernach innerhalb einer furzen Verjährungsfriit von dem Datum des Protejtes 
an gerechnet und nur nach vorgängiger Notififation zu nehmen. 
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1. Der Wechjelgläubiger, welcher den Proteſt erheben ließ, hat hier: 
nach jeinem unmittelbaren Bormanne?, und jeder Benachrichtigte wieder 
jeinem unmittelbaren Vormanne zu notifizieren. Der Profuraindofjatar 
hat den Vormann jeines Indoſſanten zu benachrichtigen, W. O. 
Art. 17. Hat ein Indoſſant den Wechjel ohne Hinzufügung eines 
DOrtsdatums begeben, jo iſt dejlen Bormann zu benachrichtigen. ® 
Die Benachrichtigung muß jchriftlich geichehen und die Nichtzahlung des 
Wechſels anzeigen, jie muß innerhalb zweier Tage nach dem Tage der 
Brotefterhebung, beziehungsweije des Einganges der Notififation erfolgen. 
Der Nachweis der Aufgabe eines Schreibens an den Vormann zur Boit 
genügt, vorbehaltlich des Gegenbeweijes, daß das bezügliche Schreiben 
die Notifikation nicht enthielt. 

2. Der die Notifitation Berabjäumende wird erfagpflichtig ſämt— 
(ichen Vormännern, welche infolge der Verſäumnis Schaden litten.? 
Sein Regreßrecht ferner gegen dieſe Perſonen bejchränft jich auf Die 
Wechjelfumme; die ihm ſonſt gebührenden Forderungen aus dem Wechiel 
ſind ihm verloren, W.D. Art. 45.19 Hat der Wechjelgläubiger einem 
entfernteren Vormann notifiziert, jo verbleiben ihm diejem gegenüber 
jeine Nechte ungejchmälert. Die überjprungenen Vormänner haben die- 
jelbe Stellung, wie wenn überhaupt nicht notifiziert wäre. 

IH. Der Wechjelgläubiger kann jeitens des Negreppflichtigen von 
der Notwendigkeit, Proteſt zu erheben, entbunden fein." Dam 
jind feine Regreßaniprüche gegen denjelben nur davon abhängig, daß er 
die Zahlung innerhalb der Proteftfrift bei der wechſelmäßigen Zah— 
lungsſtelle nachjuchte, W.O. Art. 42. Daß dies geſchah, hat er jolchen 





7) Der Ncceptant eines Wechjels mit beftimmtem Domiziliaten iſt nicht dejien 
Bormann. Die Piliht der Notifitation tritt bier aljo für den Wechjelgläubiger nicht 
ein, Staub Art.45 $3. 

8 W.D. Art. 47. Der Indofjatar darf dies, auch wenn er den Wohnort des 
Indofjanten kennt, deſſen Indoſſament ohne Ortsdatum ijt; aber nah R.G. d. Ju— 
riitenzeitung 1898 S. 168 n. 6 iſt er befugt, einem foldyen Indojjanten zu notifizieren. 
— Der Indoffatar thut feiner Pflicht Genüge, wenn er fein Scjreiben nadı dem 
Orte des Andofjaments richtet, auch wenn er wijjen follte, daß der Indoſſant dort 
nicht wohnt. 

9) Es ift dies eine anomale Verpflichtung ex lege. 

10) Dies hat feine Recifertigung zum Zeil darin, daß der Wechſelſchuldner im 
alle der Notifilation zahlen und das Verfallen von Zinſen verhindern fünnte Wird 
er jpäter in Verzug geſetzt, jo kann der Regrehberechtigte wiederum Binjen der Wechſel— 
fumme fordern. 

11) Der Erlaß gejchieht meift mit den Worten „ohne Broteft“ oder „ohne Kojten“. 
Über Abkürzungen vgl. oben 8251 Anm. 14. Der Protejterlag muß nicht notwendig 
auf dem Wechſel geichehen. Er wirkt nur gegen dem Regrehpflichtigen — fei es der 
Ausjteller oder ein Indofjant —, welcher ihn ausſprach, R.O. H. G. Bd. 17 ©. 262. 
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Negrespflichtigen gegenüber nicht zu beweilen; vielmehr liegt diejen der 
Beweis ob, dab dies nicht geichah. Der Regreßpflichtige kann feine 
Verpflichtung jogar joweit erjtreden, daß er für die Zahlung des Accep— 
tanten oder des Inhabers des eigenen Wechjeld einjteht, wenn diejelbe 
auch nad) Berfluß der Protejtfriit vor Ablauf der dreijährigen Ver— 
jährungszeit vergeblich gefordert wird. 1? 

Mer den Proteſt erläßt, kann jedoch daraufhin nicht die Ver: 
pflichtung ablehnen, die Kojten des dennoch aufgenommenen Proteites 
zu erjtatten. 


8 274. Der NRegrefaniprud mangels Zahlung. Fortjeßung. 

I. Jeder Wechjelgläubiger, welcher dadurch gejchädigt iſt, daß 
die Zahlung der Wechjelfumme nicht wechjelmäßig erfolgte, ijt befugt, 
den Negreß mangels Zahlung zu nehmen, ohne daß in Betracht 
fommt, ob er jelbjt den Proteſt mangel® Zahlung erhob, oder ob dies 
von feinem Hintermanne geſchah. Der Regreßklage unterliegi jeder Bor- 
mann, welcher in die Wechjelichuld eintrat, aljo die Indofjanten, der 
Trafjant, und etwaige Avaliiten derjelben. Einzelne Wechjelordnungen 
gewährten nur einen Regreß gegen den unmittelbaren Bormann. W. O. 
Art. 49 erachtet aber alle Wechjelverpflichteten als dem Wechjel: 
gläubiger jolidarijch verbunden; es jteht daher in feinem Belieben, 
wen er zunächjt in Anfpruch nehmen, oder ob er alle insgeſamt verflagen 
will. Mit Unrecht nennt man dieſes Syſtem dasjenige des jpringenden 
Regreſſes. 

U. Zum Inhalt hat der Regreßanſpruch Erſatz des Intereſſes des 
Kläger an der Zahlung der Wechjeljumme zur Zahlungszeit. Doch it 
nicht eine nach den jubjektiven Verhältniſſen des Wechjelgläubigers mit- 
tels richterlichen Ermejjend zu ermittelnde Schadloshaltung zu leijten. 
Vielmehr hat das Geſetz auch diejen Anſpruch formalifiert und ein= für 
allemal in typischer Weiſe fejtgeftellt. Hiernach gejtaltet ich der An— 
ipruch verjchieden, je nachdem ihn derjenige erhebt, welcher am Zahlungs: 
tage Wechjelgläubiger war und den Proteſt mangel3 Zahlung nehmen 
ließ, oder ob ein Vormann desjelben Eagt, welcher den Wechjel ein- 
gelöjt hat. 

1. Wer am Zahlungstage der Wechjelgläubiger war, hat zu fordern 
die nicht bezahlte Wechjeljumme nebjt ſechs Prozent an jähr- 


12) 8.0.9.6. 3.5 ©. 101. 
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lihen Zinſen vom Berfalltage ab, ferner Erjaß der zur Erhaltung 
des Wechjelrechtes notwendigen Aufwendungen, insbejondere der Broteit- 
fojten, endlich eine Brovijion von !/; Prozent, W.D. Art. 50. Er: 
jtattung der Prozeßkoſten, welche dem Wechjelgläubiger dadurch aufliefen, 
daß er zuerjt die Acceptanten oder den Aussteller des eigenen Wechjels 
verflagte, kann er nach Wechjelrecht von feinem Vormanne nicht ver- 
langen, da die vorgängige Anstellung eines Prozeſſes gegen die Haupt: 
verpflichteten wechjelrechtlich nicht notwendig war.“ 

Sit der Wohnort des Regrekpflichtigen vom wechjelmäßigen Zab- 
lungsorte verjchieden, jo find Die bezeichneten Summen zu demjenigen 
Kurſe zu erjegen, welchen ein von jenem Zahlungsorte auf den Wohn- 
ort des Negreppflichtigen gezogener Wechjel auf Sicht hat. Beiteht 
am Zahlungsorte des Wechjels fein Kurs auf jenen Wohnort, jo wird 
der Kurs nach demjenigen Plage genommen, welcher dem Wohnorte des 
Negreßpflichtigen am nächjten liegt. Die Zeit des Kurjes iſt diejenige 
des erhobenen Protejtes.”? Es ijt hiernach zu erjegen, was nach der 
objektiven Sachlage aufzumenden gewejen wäre, um dem Wechlelinhaber 
die bezeichneten Summen am Zahlungsorte und zur Zahlungszeit zu 
verjchaffen. 

2. Der VBormann, welcher zur Einlöjung des Wechſels verpflichtet 
denjelben von einem Nachmanne eingelöjt hatt, iſt nah W.O. Art. 51 
befugt, als jog. Rembours zu fordern Erſatz der Summe, welche 
er dieſem gejeßlich zu berichtigen hatte und gezahlt oder durch Rimeſſe* 
berichtigt hat, femer 6 Prozent Zinjen vom Tage der Zahlung 
an, Erjtattung notwendiger Kojten und endlich !/; Prozent Pro— 
vilion. 

1) R.O. H. G. Bd. 24 S. 93. Der Wechſelgläubiger kann natürlich aus anderen 
als wechſelrechtlichen Gründen Anſpruch auf Erſtattung ſolcher Koſten haben. Im 
Wechſelprozeß kann er ſie nicht fordern. 

2) So auch Staub, W.D. Art. 50 $10. Nah A.L. R. II, 8 8 1057 geſchah 
die Berechnung nad) dem Zahlungstage, die W. O. läßt die Frage offen, die Meinungen 
— SE) Sie Beitimmung des fetten Saßes des Art. 50 der W.O. bezüglich der 
Beſcheinigung des Kurſes hat nur Bedeutung für die Frage des Verzuges des Regreß— 
N at ein Indoſſant auf einen bereit3 verjährten Wechjel, jo fann er gegen 
jeinen VBormann | einen wechjelmäßigen Regreßanſpruch nicht erheben, Beilage ;- Reichs 
anzeiger 1896 ©. 204. — Ein Jndofjant, welcher ohne Obligo weiter girierte und 
den Wechjel einlöite, hat gleichfalls keinen Regreßanſpruch, da er zur Einlöjung des 
Wechſels nicht verpflichtet war. 


5) Rimeſſen find Sendungen von Werten, insbejondere von Geld, Wert: 
papieren und Wecjeln an einen Kaufmann zur Gutjchrift. 
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Sit er im Beſitze des Wechjels, zu dejjen Einlöfung er ver- 
bunden war, und des Proteſtes, jo hat er die Vermutung für jich, 
daß er feinen Nachmann in dem gejeglichen Maße befriedigt hat.° Er 
kann daher, gejtügt auf diejen Befig, Eritattung der Wechjelfumme und 
von 6 Prozent Zinſen vom Berfalltage des Wechjeld an verlangen, vor- 
behaltlich des Gegenbeweijes eines minderen Betrages der Einlöjung.” 
Die außerdem in Anipruch genommenen Kojtenauslagen hat er aber dar- 
zuthun. $ 

Sofern der Negreinehmer an einem anderen Orte als der Regreß— 
pflichtige wohnt, find die bezüglichen Beträge zu dem Kurje eines auf 
deſſen Wohnort vom Wohnorte des Regreßnehmers gezogenen Wechjels 
auf Sicht zur Zeit der Einlöjung des Wechjeld zu berichtigen. Als 
Wohnort iſt in erjter Linie der aus dem Wechjel fich ergebende Ort der 
Ausstellung oder der Begebung anzujehen, in zweiter Linie der reale 
Wohnort des Negrekpflichtigen maßgebend. 

Der Anjpruch kann fich bei jeder neuen Regreßnahme in der aus- 
geführten Weiſe jteigern. 

Der Regregnehmer ijt befugt, ich die Negrebfumme durch Begebung 
eines Rückwechſels zu beichaffen. Der Rückwechſel muß auf Sicht zahl: 
bar und unmittelbar auf den Negreßpflichtigen gezogen fein. Die Regreß— 
ſumme erhöht fich um die Meaflergebühr für Negociierung des Rück— 
wechjel3 und um die Stempelgebühren, W.D. Art. 53.° 

III. Der Regreß kann nur genommen werden gegen Auslieferung 
des Driginalwechjels 19.1! — bei Duplifaten eines Exemplares — in 


6) R.D.H.8. Bd. 14 S. 328, Bd.16 ©. 362. Der Gegenbeweis, dab Kläger 
jeinen Bormann nicht befriedigt babe, iſt zuläffig; vgl. Staub zu Art. 51. 

7) Bezüglich des Zinjenpunftes it die Feititellung des Tages der Einlöfung 
unerheblich, da die Wechſelſumme vom Berfalltage an entweder dem Protejtanten 
oder jeinem Vormanne zu verzinfen ift, und der —— ſoweit für berechtigt gilt, 
als es ſein Nachmann war. 

8) Koſten, welche dem Regreßnehmer dadurch erwuchſen, daß er den Anſpruch 
ſeines Nachmannes beſtritt, kann er wechſelrechtlich ſeinem Vormanne nicht in Rech— 
nung ſtellen. 

9) W. O. Art. 53. Verweigert der Bezogene die Annahme, beziehungsweiſe 
Zahlung, jo muß der Wechſelgläubiger aus dem alten Wechſel Hagen, aber er darf 
aus demjelben die durch den Rückwechſel und jeine Nichthonorierung entitandenen 
Koiten als Wechſelſchuld beitreiben. 

10) Der Wechſel muß in ordnungsmäßigem Zuftande, d. b. in folder Beichaffen- 
heit ausgeliefert werden, daß der Negrehpflichtige mittels desjelben die an fich mög— 
lien wecjelmäßigen Rechte ſowohl gegen die Vormänner, wie auch gegen den 
Hauptwechjelichuldner in liquider Weije geltend mochen kann. Iſt dies nicht der Fall, 
jo findet der Regreß nicht ſtatt, R.G. Bd.9 ©.22. Es macht feinen Unterſchied, 
ob ein Mccept fich bereitS vor der Begebung auf dem Wechjel befand oder nachher 
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ordnungsmäßigem Stande, ferner des Protejtes und einer quittierten 
Retourrehnung, W.D. Art. 54. 

Der Anſpruch auf Eritattung dejien, was der Wechjelgläubiger an 
jeinen Nachmann zahlen mußte, ijt ein einheitlicher. Es iſt ungerecht- 
fertigt, ihn in einen Anjpruch auf die Wechſelſumme und in einen 
zweiten auf Nebenforderungen zu zerlegen, wie dies allerdings häufig 
geſchieht.* 

s 275. Die Intervention. 


I. Wird ein Wechjel vom Bezogenen nicht acceptiert oder vom Be- 
zogenen oder vom Ausiteller des eigenen Wechjeld nicht bezahlt, jo er: 
wachien den regrekpflichtigen Bormännern des Wechjelgläubigers erheb- 


auf denjelben gejept wurde, da es eben allen Wechjelgläubigern, auch den Indoſſanten 
und dem Traſſanten, für den all des Rüdlaufes des Wechſels geleitet iit. Es 
begründet daher eine Einrede des Negrekpflichtigen, wenn der Wecjel ein durch— 
jtrichenes Aecept an fich trägt, ohne Unterichied, ob e3 der Mcceptant jelbit, oder ob 
der Wechielgläubiger dasſelbe durcitrih. Denn wenn auch anzunehmen it, dab ein 
vom Ncceptanten jelbit vor der Auslieferung durchitrihenes Accept deiien Werbind- 
lichkeit nicht aufhebt, jo würde doch ein vom Wecjelgläubiger freiwillig durchſtrichenes 
Aecept vernichtende Wirkung haben, und dem Regreßpflichtigen iſt nicht zuzumuten, 
die Gefahr des Prozeſſes, — ſich an die Frage der Durchſtreichung * mag, 
zu übernehmen, vgl. R.O. H.G. Bd. 11 S. 217, R.G. Bd. 9 ©. 22. Auch die 
Auslieferung des Proteites iſt formell aufgejtellte Bedingung des Regreifes. Der 
Negredient fann jih von der Pflicht der Auslieferung nicht dadurch befreien, daß 
er nahweiit, dab dem in Anjpruch Genommenen, inöbejondere dem Trafjanten, aus 
der Nichtlieferung Fein Nachteil erwächſt. 

11) Wie weit der Regreß aus einer mit einem Driginalindofjamente veriehenen 
Kopie genommen werden fann, ergiebt jih aus der Ausführung des $ 261. 

12) Die Frage iſt wichtig für die jachliche : Zuftändigteit der Gerichte, insbeſon— 
dere der Amtögerichte und des Reichsgerichts. Denn nah R.E.P.D. $ 4 bleiben für 
die Wertberehnung Früchte, Zinſen, Nupungen, Schäden unberüdfichtigt, wenn fie 
als Nebenforderungen geltend gemacht werden. R.G. Bd.1 &.228 bezeichnete aller: 
dings anjcheinend allgemein bei der Wertberechnung die neben der Wechſelſumme ae: 
forderte ‚Provijion, Protejtloften und Porti nur ald Nebenforderungen. Aber R. WW. 
Bd. 32 ©. 77 hat dahin entichieden, daß Proteſtkoſten und Provifion, welche ein In— 
dofjant dem Inhaber eines mangels Zahlung proteftierten Wechjels zahlen mußte, und 
deren Erſatz er von jeinem Bormanne fordert, bei Berechnung der Reviſionsſumme mit 
in Betracht zu ziehen jei. Denn die Summe, welche er hehufs Einlöfung des Wed: 
ſels zahlte, bilde eine einheitlihe. Sie jtelle in allen ihren Bejtandteilen eine Ge— 
jamtiumme dar, weicher gegenüber nur die Zinfen davon, fo wie die in Art. 51 
B.D. unter Ziff. 2 und 3 erwähnten Beträge als Nebenforderungen erichienen. Ein 
jolcher Negreiinehmer befinde jich, wird mit Necht ausgeführt, in einer ähnlichen Yage 
wie ein Bürge, welcher den Gläubiger hat befriedigen müljen und nun feinen Rüd- 
gain gegen den Hauptichuldner nimmt, wobei jelbjtveritändlidy nicht nur die urſprüng— 
ihe Hauptforderung des Gläubigers an den letzteren, jondern alles, was der Bürge 
dem Gläubiger hat leiten müſſen, den Gegenjtand der Hauptforderung des Bürgen 
bilde, R.G. Bd.29 ©. 332 laſſe die bier befprochene Frage dahin geitellt und führe 
nur aus, dab jedenfall dem Acceptanten gegenüber alles, was er außer der 
Wechfeifumme culde, ald Nebenforderung gelten müfje. — Gegen dad R. G. erklärt 
ih Staub, W.O. Art. 50 $20, Art.51 8 14. 
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liche Nachteile. Namentlich beiteht die Gefahr, daß der mangels Zahlung 
protejtierte Wechjel an die VBormänner, von einer Hand in die an— 
dere, der Reihe nach zurüdgeht, und die Wechjelfumme bei jedem 
diejer Vormänner wächit. 

Dagegen kann eine wechjelmäßige Intervention zu Gunſten des 
regrebpflichtigen Wechjelichuldnerg, des jog. Honoraten jchüßen, 
W.D. Art. 56 ff. 

Die Intervention kann jein entweder Ehrenannahme oder Ehren: 
zahlung. Site wird entweder auf dem Wechjel durch eine Notadrejje 
angerufen oder gejchieht ohne Aufforderung im Wechjel!, womit 
eine jolche außerhalb des Wechjel3 wohl vereinbar it. 

1. Eine Intervention durch den Hauptwechjeljchuldner, alſo 
den Heceptanten der Tratte oder den Ausiteller des eigenen Wechjels 
oder deren Avalijten iſt unzuläffig, da jie gehalten find, die Wechjel: 
Ihuld durch Zahlung jchlechtdin zu tilgen. Der Traſſant fann zwar, 
gerufen Durch eine Notadrejie, interventeren?, dieſe Intervention iſt aber 
eine uneigentliche, denn ſie gejchieht in eigenem Intereſſe. Im übrigen 
fann jeder, jei er auf dem Wechjel genannt oder nicht, interventeren, 
insbejondere auch der Bezogene, der Domiziliat, ein Indofjatar. 

2. Die Intervention ift zuläffig zu Gunſten eines jeden regreß— 
pflichtigen Wechjelichuldners, alſo zu Gunſten eines Indofjanten, 
jowie des Trafjanten. Cine Intervention für den Acceptanten oder 
den Ausſteller des eigenen Wechjels iſt feine wechjelmäßige, 
weni fte auch civilrechtliche Anfprüche gewähren fann. Bei Domizil: 
wechjeln mit bejtimmten Domiziliaten it jedoch eine wechjelmäßige 
Intervention zuläſſig, da bier die Hauptwechjelichuldner wie Regreß— 
pflichtige einſtehen. 

3. Die Intervention jest voraus, dal der Wechjel Not litt, jei 
e3 wegen Nichtannahme durch den Bezogenen, jei es wegen Unficherheit 
de3 Acceptanten oder des Ausitellers eines eigenen Wechjels, jei es 
endlich mangels Zahlung. Dieſe Ihatjachen müfjen durch Proteſt feſt— 
geitellt jein. Des weiteren iſt erfordert, dak im Augenblide der Inter: 
vention ein wechjelmäßiger Anjpruch gegen den Honoraten beitand. Die 
Intervention gewährt daher feine wechjelmäßigen Rechte, wenn der 





1) Bgl. oben $ 258. TH, W. R. $ 131 will unter Ehrenintervention nur 
verjtehen die nicht durch Notadrefie aufgeforderte. Da aber die W. O. diejen Sprad): 
gebraudy nicht hat, jo kann die nur zur Verwirrung führen. 

2) Bgl. oben $ 258. 
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Wechſel zur Zeit ihrer Vornahme bereits präjudiziert ift.$_ Die Inter- 
vention muß unbejchränft jein; der Wechjelgläubiger ijt wenigjteng nicht 
gehalten, eine bedingte oder beſchränkte Intervention anzunehmen. 


II. Die Ehrenannahme findet fich nur beim gezogenen Wechjel.* 


1. Der Wechjelgläubiger iſt gehalten, che er den Regreß mangels 
Annahme oder wegen mangelnder Sicherheit nimmt, nad) erhobenem 
Proteſt beim Bezogenen die Notadrejjen anzugehen, falls ſich jolche 
auf dem Wechjel befinden. Denn nur wenn feine der Notadrejien an- 
nimmt, beziehungsweije wenn jie unjicher wurden, kann der Wechiel- 
gläubiger nach erhobenem Interventionsprotejt feinen Regreß auf Sicher- 
jtellung gegen die Vormänner nehmen. Unter mehreren Notadrejjen 
gebührt der Vorzug derjenigen, durch deren Zahlung die meilten Ver— 
pflichteten befreit werden, W.D. Art. 56 Sat 2.5 

Der Wechjelnehmer ijt nicht gehalten, die Ehrenannahme von 
anderen Perſonen als den Notadrefjaten anzunehmen Er 
fann diejelbe aljo zurückweiſen und Regreß auf Sicheritellung nehmen, 
W.D. Art. 57. Er fann die Ehrenannahme aber auch beliebig. zulajjen. 
Die Ehrenannahme pflegt mit dem Zuſatze „zu Ehren“ oder einem 
ähnlichen Zufage zu gejchehen, jchlechthin notwendig ijt dies nicht, da 
der Zujammenhang des Wechjels die Annahme als Ehrenannahme ergiebt.* 
Unterläßt der Ehrenacceptant, in jeinem Accepte zu bemerken, zu weſſen 
Ehren die Annahme gejchieht, jo wird der Trafjant als Honorat an- 
gejehen, W.O. Art. 59. Gejchah die Ehrenannahme zu Gunjten eines 
anderen Honoraten, jo jteht diefem und dejien VBormännern der Regreß 
auf Sicherjtellung gegenüber ihren VBormännern offen, W. O. Art. 61. 

Der Ehrenacceptant muß jich den Protejt mangels Annahme aus— 
händigen laſſen, wozu der Wechjelgläubiger gegen Exjtattung der Proteit: 
fojten verpflichtet it. Er muß ferner innerhalb zweier Tage dem Ho— 


3) R.D.9.6. Bd. 24 5.126 behandelt einen Fall, in welchem der Wechſel 
einem Domiziliaten zur Zablung präfentiert wurde, diejer die Zahlung ablehnte, aber 
unter Proteſt, zu Ehren eines Indoſſanten zablend, intervenierte, wobei ſich indejjen 
hinterher fand, daß der Domizilvermerk zur Zeit der Begebung des Wechjeld durch 
den Honoraten auf den Wechjel fehlte. Da dem Honoraten gegenüber der Wechſel 
präjudiziert war, erwuchſen dem Intervenienten aus demjelben keine Rechte. 

4) W. O. Art. 98 Ziff. 7. 

5) Es ift dies ein zu Laſten der Notadrejie ausgeiprochener Satz. Der Um— 
jtand, daß jich ein Notadrefjat vordrängte, bewirkt, daß ihm der Regreß fehlt gegen 
diejenigen Bormänner, welche der verdrängte Adreffat durch jeine dem Accepte ent 
jprechende Zahlung befreit hätte. So Thöl, W.R. $141 Anm. 13. Der Wechſel— 
inhaber fann nicht genötigt werden, ein Mccept anzunehmen, welches er nicht will. 

6) Anderer Anjiht Thöl, W. R. $ 134. 
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noraten eine Benachrichtigung der gejchehenen Intervention mit dem 
Proteſte gegen den Bezogenen durch Aufgabe zur Poſt zujenden. Ans 
derenfalls iſt er jchadengerfagpflichtig, W. O. Art. 58. 

2. Wenn der Wechjel von einer Notadrejje oder einem anderen 
zugelaffenen Intervenienten angenommen it, jo haben der Inhaber und 
die Nachmänner des Honoraten feinen Regreß auf Sicheritellung. Ho— 
norat und dejjen Vormänner behalten aber gegen ihre Vormänner ihren 
Regreß mangeld Annahme. 

Durch die Ehrenannahme verpflichtet fich der Intervenient als 
Wechielregrekichuldner, keineswegs als Wechjelhauptjchuldner. 

3. Das Ehrenaccept hat nicht die Wirkung eines gewöhnlichen 
Hcceptes.” Der Ehrenacceptant verpflichtet ſich vielmehr in einer 
der Verpflichtung des Honoraten äquivalenten Weile Nur 
unter der Bedingung gehöriger Präjentation des Wechſels und Proteft- 
erhebung mangels Zahlung beim Bezogenen haftet er aus dem Ehren: 
accepte, und zwar nur den Nachmännern des Honoraten. Die Ber- 
jährung ijt diejenige der Regreßklage.“ Im übrigen ift aber jeine 
Berbindlichkeit eine felbitändige und keineswegs dadurch bedingt, daß 
eine Verpflichtung des Honoraten aus dem Wechjel beiteht. 

Ob und inwieweit der Ehrenacceptant von dem Honoraten Dedung 
fordern kann, ift Frage des materiellen Rechtes und der Nechtsbezie- 
hungen zwilchen diejen beiden Perjonen. 

II. Die Ehrenzahlung iſt Zahlung an Stelle eines re- 
gregpflichtigen Wechjelichuldners. 

1. Der Wechjelgläubiger muß, um fich den Regreß mangel3 Zah— 
fung gegen den Honoraten und dejien Nachmänner zu erhalten, Die 
Notadrejjaten und Ehrenacceptanten unter Vorlegung des Pro— 
teſtes mangels Zahlung des Bezogenen zur Ehrenzahlung auffordern 
und in Ermangelung derjelben innerhalb der Proteſtfriſt gegen fie Proteſt, 
Ktontraprotejt, erheben lajjen, W.D. Art. 62.9 Der Wechlelgläubiger 
iſt auch gehalten, eine von anderen angebotene Ehrenzahlung 
anzunehmen, widrigenfall® er den Negrei gegen die Nachmänner 
des Honoraten verliert, W.D. Art. 62. Im Falle der Zurückweiſung 


7) Anderer Anficht Staub Art. 60, welcher viel zu großes Gewicht auf die Be- 
zeichnung der Erklärung des Inie wenenten als „Annahme“ legt 

8) Rehbein zu Art. 56 Anm. 6. Anderer Ansicht Staub it. 60 81. 

9), Val. R.O. H. G. Bb.11 &.303, Bb.20 ©. 113. Staub Net. 62. $4 giebt 
ein in der Praxis übliches, etwas fulanteres Verfahren an. 


314 Das Wechſelrecht. 


iit e3, als hätte der Wechjelgläubiger jelbit die Ehrenzahlung 
bewirkt, daher behält er den Regreß gegen den Honoraten, wie dejien 
Vormänner. 

2. Demjenigen, welcher die Ehrenzahlung anbietet, muß der Wechjel 
unter Quittung, jowie der Proteit mangels Zahlung gegen Leijtung der 
Zahlung ausgehändigt werden, anderenfall® die Annahme der Zahlung 
als verweigert gilt. Infolge diejer Aushändigung tritt der Ehren: 
zahler in die Rechte des Inhabers gegen den Honoraten, 
dejjen Vormänner und den Ncceptanten; eines Giros bedarf es 
nicht, der Intervenient legitimiert jich durch den Wechjel, die hierauf 
gejegte Quittung und den PBroteit. 

3. Der Nechtsgedanfe, welcher diefen Nechtsjügen zu Grunde liegt, 
ijt nicht derjenige der negotiorum gestio, vielmehr beruht das Necht 
des Ehrenzahlers auf dem im modernen Nechte mehrfach hervortretenden 
Gedanken, der hier eine bejondere Gejtalt gewann, dab die Zahlung 
fremder Schulden auch ohne befondere Abtretung deren Erwerb bewirke. 19 

4. Übrigens gebührt unter mehreren, welche ſich zur Ehrenzahlung 
erbieten, demjenigen der Vorzug, durch deiien Zahlung die metjten 
Wechjelpflichtigen befreit werden, WO. Art. 64. Hieraus ergiebt 
jih der Saß, daß der ntervenient, welcher zahlt, feine Klage gegen 
diejenigen Wechjelverpflichteten erwirbt, welche, wie aus dem Wechjel 
und dem Proteite erhellt, durch die von einem Dritten angebotene, aber 
jeitens des Jntervenienten zurücdgedrängte Zahlung befreit worden wären." 


276. Die Klage aus dem Wechſel. Einreden. 
I. Anjprüche aus Wechieln auf wechjelmäßige Zahlung oder auf 
Sicheritellung können entweder im Wechjelprozejje!, C. P.O. $ 602, 
oder im ordentlichen Prozeßverfahren verfolgt werden. Dieje Arten 


10) Thöl, WR. $135 führt die unbeauftragte Ehrenintervention auf eine ne- 
gotiorum gestio zurüd, welche doch mur zu einer a. negotiorum gestorum gegen den 
Honoraten, feinesfalld zu einer Klage gegen den Acceptanten führen könnte. 

11) Nach Art. 65 der W. OD. hat der Ehrenacceptant, welcher nicht zur Zahlungs— 
leitung gelangt, weil der Bezogene oder ein anderer Jntervenient bezahlt, gegen den 
Zahlenden das Recht auf eine Proviſion von Der Anſpruch iſt ſelbſtverſtändlich 
tein wechſelmäßiger. 

1) F. Stein, Der Urkunden- und Wechſelprozeß 1887. — Thöl, WR. 8 1984 
behauptet die Bejeitigung des Wechſelprozeſſes bei wechſelmäßigen Anſprüchen auf 
Sicherjtellung durch die Neichscivilprozehordnung. Hiergegen mit Recht Amberg in 
Goldſchmidts Zeitichrift Bd. 24 ©. 329. Daß ſich W. O. Art. 26, Art. 29 Abi. 2 
oh jollten, deutet C. P.O. 8602 an und ergiebt $13 de Einführungsgejepes 
zur EBD. 
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des Verfahrens jind prozejjualiich erheblich verjchieden. Der Wechjel- 
prozeß iſt eine Art des Urfundenprozejjes, jämtliche zur Begründung 
des Anſpruches erforderliche Thatjachen find daher durch liquide Urkunden 
zu begründen?, zur Begründung der Einreden ftehen nur Urkunden und 
Eid offen; das Urteil aber behält die dem Beklagten zujtehenden Ein- 
reden dor, wenn er Dem Antrage des Klägers widerjprochen hat, C. P.O. 
$ 599. Mag nun aber in der einen oder der anderen Weije geklagt 
werden, jo find folgende Grundjäge maßgebend. 3 

II. Die Klage hat die Schriftobligation zur Grundlage. 
Sie beruht auf der Behauptung, dab eine Urkunde vorliege, welche alle 
wejentlichen Erfordernijje des Wechjels aufweile, daß ferner der 
Kläger als Inhaber desjelben genügend legitimiert jei, endlich, daß 
auch der Beklagte pajjiv legitimiert jei dadurch, daß er eine ver- 
pflichtende Unterjchrift auf den Wechjel jeßte, und wenn Beklagter Wechjel- 
regreßjchuldner ijt, daß die Wahrung wechjelmäßiger Diligenz durch 
Proteſt fejtgeitellt jei. 

Der Beflagte kann im fontradiftorischen Verfahren die Borlegung 
des Wechſels, aus dem geklagt wird, oder im Falle des Verlujtes des 
Wechſels die Vorlegung eines Amortijationserfenntnifjes fordern, des- 
gleichen, jofern er Regreßſchuldner it, Vorlegung des Proteites 
verlangen. 

Die Klage iſt nur begründet, wenn der Wechſel und — joweit er 
überhaupt erheblich iſt — der Proteſt jeiner äußeren Gejtalt nad) 
gültig ist. Iſt dies nicht der Fall, jo Hat der Nichter die Klage abzu- 
weijen, auch wenn der Beklagte hierauf Einwendungen nicht jtüßt, ins: 
bejondere auc) wenn er im Termine zur Verhandlung über die lage 
nicht erjcheint. 





2) C. P.O. 8592. Hinfidtlich der Echtheit oder Unechtheit einer Urkunde ijt 
Eideszuichiebung zuläjlig, $595. Nach $605 Abi. 1 ift, joweit e8 der rechtzeitigen 
Protejterhebung nicht bedarf, über die Frage der Präjentation des Wechjeis Eides- 
zufchiebung zuläſſig. Über Nebenforderungen vgl. $ 605 Abi. 2. 

3) C. P.O. 8603 Abj. 2 bejtimmt: „Wenn mehrere Wechjelverpflichtete gemein: 
ichaftlich verklagt werden, jo ijt außer dem Gerichte des Zahlungsortes jedes Gericht 
zujtändig, bei welchem einer der Bellagten jeinen allgemeinen Gerichtsitand hat.“ 
Der Stellung nad bezieht fi dies nur auf den Wechſelprozeß, obgleich die Bejtim 
mungen an und für ſich auch für die Klage aus Wechjeln im ordentlichen Prozeſſe 
zwedmäßig wäre. Wird aber Klage zunächſt im Urkundenprozeſſe erhoben und ijt das 
Gericht gemäß C. P.O. $ 603 zuitändig, jo kann dieje Zuftändigkeit durch Umleitung 
in das ordentliche Verfahren nah C. P.O. $596 nicht mehr in Frage geitellt werden. 
So iſt indireft dem Kläger die Möglichkeit gegeben, den Gerichtsſtand des $ 603 zu 
benugen und demnach eine Entjcheidung im ordentlihen Prozeſſe herbeizuführen. 

4) Vgl. C.P.O. $597 verb., „an fi“. 
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Auch die Echtheit der Unterjchrift des Wechjelichuldners gehört 
natürlich zu den Erfordernijjen des Wechſels. Aber hierüber befindet 
der Richter nicht von Amts wegen. Denn die Echtheit gilt als aner- 
fanntd, wenn jie der Beklagte nicht bejtreitet, und namentlich auch, wenn 
er zur Verhandlung über den Klagewechjel nicht erjcheint. 


III. Einwendungen des Beklagten, welche fich nicht auf äußerlich 
jihtbare Formmängel des Wechſels oder Protejtes gründen, geitalten 
ſich zu wechjelrechtlichen Einreden. 

Hinfichtlich diefer bejtimmt Art. 82 der W.D.®: 

„Der Wechjelichuldner kann ſich nur jolder Einreden 
bedienen, welche aus dem Wechjelrechte jelbjit hervorgehen 
oder ihm unmittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zu: 
itehen. *? 

Welche Einreden aber als ſolche aufzufafjen find, die aus dem 
Wechjelrechte ſelbſt hervorgehen, und welche nicht, iſt grundjäßlich 
zweifelhaft und im einzelnen bejtritten. Nur ein Gegenjaß it Elar, 
nämlich derjenige zu den Einreden, die aus dem unterliegenden 
Gejchäfte — der causa des Wechſels — entjpringen. Doch hiermit 
allein it die Frage, welche Einreden nur eine jubjeftive Beziehung 
haben, nicht erjchöpft; die Sicherheit des Wechjelverfehres verlangt viel- 
mehr weitgehende Bejchränfungen. ® 


1. Jedem Wechjelgläubiger jtehen im allgemeinen entgegen die 
ſpezifiſch wechjelrechtlichen Einreden, worunter wir diejenigen 
verjtehen, welche fich unmittelbar auf die Normen der Wedjel- 
ordnung gründen. 


5) E.P.D. 88 439, 440. 

6) Die Duelle des Art. 82 ift A.L. R. II, 8 SS 916 und 927. Der Art. 82 
ift allerding® nur fragmentariih und wenig deutlich gefaßt. Manche Schriftiteller 
glauben Hiernad), die Handhabung des Wechjelrechtes hätte ſich einfacher geitaltet, 
wenn der Art. 82 in der Wechſelordnung geitrihen wäre. Allein der Artikel ijt an 
den Schwierigkeiten, die mit Rüdficht auf die Einreden gegen den Wechjel entjtehen, 
wahrlich unſchuldig. Die Schwierigkeiten liegen in der Hatur der Sadıe, fie machen 
ih notwendig geltend und würden unjeres Erachtens nicht vermindert, wenn der 
Art, 82 ausgemerzt würde. 


7) Die Bejtimmung bezieht ſich Feineswegs bloß auf Einreden im engeren Sinne, 
jondern auf alle prozejiualiijhen Einwendungen und jelbjt auf auergerichtliche 
Verteidigungsmittel, in&bejondere auf die einjeitige, außergerichtliche Aufrechnung. 
Wer wollte annehmen, daß der Wechjelichuldner befugt iſt, Gegenforderungen aufzus 
rechnen, welde ihm gegen den Vormann jeines Wecjelgläubigers zuftehen? Auch 
die Anfechtung nad) B. G. B. SS 119ff. gehört hierher. 

8) Bon der Einrede der Zahlung handelt unten $ 278. 
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a) Hierher gehört z.B. die Einrede, dat der Wechjel verjährt 
oder daß er in Ermangelung gehörigen Proteſtes gegenüber dem Regreß— 
jchuldner präjudiziert iſt. 

b) Nicht minder ift es eine wechjelrechtliche Einrede, daß der 
als Wechjelfchuldner Belangte, ala er den Wechjel unterjchrieb, nicht 
verpflichtungsfähig war. Dies erhellt aus Art. 1 der W. OD. und 
beitimmt jich nah B. G. B. 88 104 ff. 

Zuweilen hat man behauptet, es liege dem Wechjelgläubiger jeiner- 
jeit3 der Beweis ob, daß der andere Teil den Wechjel im Zuftande der 
Verpflichtungsfähigkeit unterjchrieben habe, falls der Beklagte dies ge— 
leugnet habe. Aber die Grundlage diejer Anficht, daß Kläger allgemein 
die Vorausfegungen feines Anfpruches ſämtlich darzuthun Habe, it 
unbaltbar. ® 

Vielmehr erjcheint der Wechjel zunächſt als rechtsverbindlich, wenn 
deſſen Unterfchrift als echt anerkannt it; der Beklagte hat hiergegen 
jeinerjeit3 zu beweijen, daß ihm die Verpflichtungsfähigfeit fehlte, z. B. 
weil er bei der Unterzeichnung noch minderjährig oder jonjt gejchäfts- 
beichränft war. Dies auch aus dem Grunde, welcher bei Berteilung 
der Beweislast richtiger Anficht nach von Gewicht ift, daß es unzwed- 
mäßig ift, vom Kläger Beweis über Thatjachen zu fordern, welche in 
der Berjon des Beklagten liegen, und über welche diejer daber am beiten 
Auskunft geben Fann. 


c) Wechjelrechtliche, in rem wirkende Einreden fünnen ferner darauf 
gegründet werden, daß der Beklagte den Willen nicht Hatte, Die 
eingeflagte Wechjelichuld einzugehen. 

Man kann hierher den Fall zählen, daß der Wechjel von einem 
angeblichen Vertreter des Beklagten unterjchrieben iſt, ohne daß Diejer 
hierzu die Vollmacht erteilte. In Wahrheit fehlt aber dem Wechjel in 
ſolchem Falle die echte Unterjchrift des Beklagten. Jedenfalls hat Kläger 
gegenüber einem jolchen Einwande jeinerjeits die Vollmacht des angeb- 
fichen Bertreters zur Leiſtung der Unterjchrift zu beweijen. 


9) Bgl. Rehbein Art. 1 Ziff. 4. Im weſentlichen ſtimmt hiermit überein das 

O. H.G. namentlich Bd. 19 ©. 319, Bd. 20 S. 98. Anders Grünhut a. a. O. 
* —1 832) weil die Wechielfähigfeit des "Wedielverpflicteten zum Klagegrunde gehöre. 
Materielle Borausjegung der Wechjelverpflichtung ift fie, aber prozeſſualiſch ge- 
hört fie nicht zum Klagegrunde, Sonſt wäre eine Klage aus dem Wechiel, 
welche die Behauptung nicht enthalte, der Wechjelihuldner jei geihäftsunfähig, „un: 
jubjtantiiert“, und es fünnte auf Grund derjelben fein Verſäumnisurteil aus C. P.O. 
8331 bi. 2 erlaffen werden. 
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Behanptet der Beklagte, dab das von ihm unterjchriebene Schrift: 
ſtück nach Leiftung feiner Unterjchrift gerälfcht et, jo ilt auch dies eine 
in rem wirkende Einrede.1%.11 Aber er hat dieje Einrede jeinerjeits zu 
beweijen. Denn was mit feiner Unterjchrift verjehen it, gilt als feine 
Willenserklärung. Daß dies in Wahrheit nicht der Fall iſt, hat der 
Beklagte darzuthun. !? 

d) Kann ſich der Beklagte dem dritten gutgläubigen Erwerber des 
Vechjels gegenüber auch darauf berufen, daß jeine Wechjelerflärung 
wegen eines jog. Willensfehlers, insbejondere Simulation, Irr— 
tum, Betrug, Zwang für ihn unverbindlich jei? 

Dies wird im der Negel verneint, im allgemeinen nicht ohne Grund. 
Denn die unbejchränfte Zulaſſung jolcher Einwendungen gegenüber red- 
lichen Dritten wäre mit der Bejtimmung des Wechjels als eines zu 
Cirkulation bejtimmten Wertpapieres unvereinbar. 13: 4 

Immerhin ift anzunehmen, daß entjchuldbarer, 3. B. durch ein 
Taſchenſpielerkunſtſtück betrügeriich herbeigeführter Irrtum darüber, daß 
man einen Wechjel unterjchrieb, ein Anfechtungsrecht gewährt, 
welches gegenüber dritten Erwerbern des Wechjels wirkt, da in diejem 
alle der Wille einer Wechjelverpflichtung völlig fehlte. 15.1 Auch un- 
überwindlicher Zwang ijt nicht anders zu behandeln. 17 


10) R.O. H. G. 85.23 ©. 211: R.G. Bd.2 S. 97. Iſt dies au dann anzu- 
nehmen, wenn der Wedjielihuldner dadurch, daß er leere Stellen der Wechielurtunde 
nicht, wie die vielfacd üblich ift, ausfüllte und dadurch Gelegenheit zur Fälſchung 
gab? R.G. Bd.8 S. 42 hat dies mit Necht nicht für erheblich erachtet. 

11) Erliicht die Wechjelichuld, wenn der Wechjel eine Fälſchung erleidet? Ver— 
pflichtet alfo der Wechſel nicht mehr auf 100, wenn von einem jpäteren Inhaber 
100 in 1000 verwandelt würde? So R.D.H.G. Bd. 23 ©. 342. Doch höchſtens 
ließe fih jagen, daß durch die Fälfchung der Wechfel auf 100 vernichtet jei. jo dab 
er amortifiert werden müßte. Die Wechlelihuld wäre feinesfalls erlofhen. In der 
Ihat bejteht aber der uriprünglice Wechjel no, eine Amortijation ijt alfo über- 
flüſſig. Bol. jedoh Jur. Monarsjchr. }. Poſen u. ſ. w. 1899 ©. 150. 

12) Iſt ein Blanfoaccept vertragswidrig ausgefüllt, jo liegt hierin feine Fälſchung, 
welche in rem wirft, fondern nur eine VBertragsmwidrigfeit, möglicherweiſe ein Betrug, 
aus welcher nur eine exceptio in personam entipringt. 

13) Dies gilt auch gegenüber den Borichriften des B.G.B. 88 117 Ff., vor allem 
gegenüber der Einrede der Simulation. So auch grundjäglich Nehbein 6. Aufl. zu 
Art. 82 Ziff. 5. 

14) Betrug, welder nur zur Übernahme der Wechjelichuld beftimmte, kann mur 
gegenüber dem Betrüiger wirken. Wer fi täufchen lieh, fann die jchädlichen Folgen 
— — auf unbeteiligte Dritte, wenigſtens im Wechſelverkehre, nicht 
abmwälzen. 

15) Sp aud Staub, W. O. Art. 82 825. 

16) Hat ein Nichtlaufmann jeine Unterichrift auf ein noch leeres Wechſelformular 
geſetzt, ohne zu wiffen oder wiſſen zu müfjen, daß dasjelbe ein ſolches Formular jei, 
und wird dann betrüglicherweife ein Wechſel Hergejtellt und einem redlichen Erwerber 
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2. Art. 82 der W. O. erfennt außer den Einreden aus dem Wechjel- 
rechte noch folhe an, welche dem Beklagten unmittelbar gegen 
den jedesmaligen Kläger zujtehen. Derartige Einreden, welche 
außerhalb des Wechjel3 und feiner Schrift liegen, müfjen in den neben 
dem Wechjel bejtehenden Beziehungen der Beteiligten, aljo in dem mate- 
riellen Rechte wurzeln. Hier tritt demnach der Zuſammenhang des 
Wechſels mit feinen Grundlagen, welcher formell und äußerlich gelöjt 
war, wiederum hervor. Und zwar iſt dies nichts Willfürliches, ſondern 
beruht darauf, daß auch der Wechjel nur um bejtimmter Verkehrszwecke 
willen in das Leben gerufen wird, und daß, was Mittel zum Zwecke 
it, hierin jein Maß und Ende findet, nicht aber wie eine entfejjelte 
Naturkraft blind feinen Lauf nehmen joll. In welchem Umfange nun 
aber diejer Zufammenhang mit dem materiellen Rechte einwirft, ijt im 
einzelnen eine vielfach jchiwierige ‘Frage. 

a) Zweifellos ijt, daß dem Wechjelfläger nicht geitattet jein kann, 
geradezu gejeglich verbotene und umfittliche Zwecke mit Hilfe des 
Wechſels durchzufegen. Dies gilt z. B. von wucherijchen Wechjel- 
verpflichtungen.18 Auch darf der Wechjel’nicht dazu dienen, einer Spiel: 
ſchuld die Klagbarkeit zu verjchaffen, weil das Geſetz die Stlagbarfeit 
derjelben mißbilligt.1? Des weiteren ift unbeftritten, daß unter den am 
Wechjelichlujje Beteiligten auf die Anfechtung wegen Zwang, Jrr— 
tum, Betrug und auf Nichtigkeit wegen Simulation gejtügte Ein- 
reden zuläjjig find, da unter den Beteiligten die exceptio doli Plat 
greift. 2 


begeben, jo entjteht nad) richtiger Anficht keine Wechielfhuld, ebenjowenig ald wenn 
die Unterichrift gefälicht war. Anders anjcheinend R.G. Bd. 14 S. 22. Allein in 
dem gegebenen Falle war das Vorbringen des Beklagten ganz unglaublid). 

17) Häufig nimmt man an, daß Zwang gegenüber dritten Wechjelgläubigern 
nur in Betradht fomme, wenn jog. vis absoluta vorliegt, aljo namentlid, wenn Die 
Unterichrift des Wechſels durch phnfishe Gewalt gegen den Ilnterichreibenden bewirkt 
it. Allein auch gefährliche Drohungen, welche nad) praftiicher Betrachtung die Freiheit 
des Willens völlig aufheben, müfjen hierher gerechnet werden. Hiermit jcheint Reh— 
bein 6. Aufl. Art. 82 Ziff. 5 übereinzuftimmen. Anders bei Erprejjungen, durch welche 
die Schwäche oder Charafterlofigfeit des anderen Teile ausgenugt wird. Sie können 
gutgläubigen dritten Erwerbern des Wechjeld nicht entgegengejtellt werden. 

18) R.G. Bd. 8 ©. 96. 


19) Die Einrede tritt daher nicht bloß entgegen dem Wechjel über eine Schuld 
aus „verbotenem“ Spiele, wie häufig ausgeſprochen wird, vgl. oben $ 212. 

20) Der Indofjant kann der Regreßklage des Indoſſatars den Einwand ent- 
gegenitellen, daß das erteilte Bollindofjament nur behufs Einkaffierung der Forderung 
für den Imdofjanten gegeben war. Bormänner des Indofjanten haben dieje Einrede 
gegen den klagenden —8* nicht. 
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b) Es geben ferneren Stoff zu Einreden alle Vereinbarungen 
der Beteiligten über die Geltendmachung des Wechjeld. Durch die— 
jelben fann unter anderem die Ausübung des Rechtes des Wechjel- 
gläubigers an aufichtebende oder auflöfende Bedingungen beliebiger Art 
gefmüpft werden, 3.8. daß der Wechjelnehmer vorher Valuta leijte. 
Nicht weniger iſt die Einrede zuzulafjen, daß ziwiichen Kläger und Be- 
klagtem ein Stontoforrentverhältnis beitehe, welches die Wechjeljumme in 
jich begreife.*! Ja es kann zwijchen den Beteiligten rechtögültig ver- 
einbart jein, das Wechjelrecht überhaupt nicht auszuüben. ?- 3 

c) Die jchwierigjten Fragen entjtehen, wenn Einreden daraus ent- 
nommen werden jollen, daß die Verbindlichfeiten, zu deren Tilgung 
der Wechjel bejtimmt war, hinfällig oder anfechtbar jind. Sind 
diejelben nicht vechtsbejtändig, jo kann das auf diejelben Geleijtete fon- 
Diziert werden, folgerecht jteht dem Pſeudoſchuldner gegenüber feinem 
Pieudogläubiger eine Einrede zu, wenn derjelbe aus dem Wedjel 
Hagt. Demnach wird durch den Wechjel materiell an dem Rechtsver- 
hältnifje zwijchen den Beteiligten nichts geändert, wohl aber beeinflußt 
er in erheblicher Weije die Nechtsverfolgung und insbejondere die Be- 
weislaſt. Wo anderenfalls bloßes Beitreiten des Klaggrundes der 
materiellen Obligation genügen würde, kann man nunmehr den Wechjel: 
anjpruch nur Durch eine Einrede, aljo mit entiprechender Beweisführung, 
abwenden. , Auch wird die Einrede in der Negel nicht durd) die Be- 
hauptung jubjtantitert, daß bis jetzt materiell aus dem Gefchäfte, in 
dejjen Veranlaſſung der MWechjel gegeben ift, nicht gejchuldet werde, 
3. B. daß der Verfäufer, welchem behufs Zahlung Wechjel gegeben find, 
die verkaufte Sache noch nicht geliefert habe, oder daß er unvollitändig 
oder mangelhaft lieferte**; vielmehr kann, von bejonderen Vereinbarungen 
abgejehen, die Einrede nur dahin gefaßt werden, daß fich bereits ent- 
Ihieden habe, es werde aus dem fraglichen Gejchäfte überhaupt und 


21) gl. oben $236 Ziff. IV. 

22) So iſt z. B. der Einwand erheblid), dab der klagende Wecjelgläubiger 
dem Bellagten zuiagte, „derjelbe jolle nicht aus dem Wechjel belangt werden, der 
Wechſel jolle nur durch feine EHEN vervollſtändigt werden, damit er bei der 
Bank begeben werden könne“, R.O.H.®. Bd. 4 S. 292. 

23) Über den Einwand e Gefalligleitsaeceptes vgl. Bl. für Rechtspflege 1898 
©. 22; Seuffert Arch. Bd. 52 ©.1. 

24) Striethorft Arch. Bd. 46 S. 60, vgl. R.O. H. G. Bd. 12 ©.434. Staub, 
W.O. Art. 82 840. Dasſelbe gilt von jeder ſeitens des Wechſelllägers noch geſchul— 
deten Valuta, R.O. H. G. Bd.3 S. 313. Anders natürlich ſtets, wenn ſich der Ein— 
wand als Einrede aus einer Aufrechnung ſubſtantiieren läßt. 
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auch inzfünftige feine materielle Verbindlichfeit des Beklagten 
jich entwideln, oder die leßtere habe einen minderen Betrag, als bei 
Schaffung des Wechjeld vorausgefegt war. Dies um deswillen, weil 
jolhe Schaffung einer unbedingten Verpflichtung mit jelbjtändiger Zah: 
lungszeit darthut, daß nach Abjicht der Beteiligten der Verkäufer den 
Kaufpreis zunächſt einziehen jolle, ohne Rüdjicht auf die Weiterungen, 
zu denen die Erfüllung des Gejchäftes Veranlafjung geben kann. Da: 
gegen wäre die Einrede unter anderem begründet, wenn dargethan werden 
könnte, daß das Kaufgeſchäft nicht zu jtande fam, oder daß es wegen 
nicht gehöriger Erfüllung in beiderjeitigem Einverjtändnijje aufgehoben 
wurde, oder daß bereit3 auf Preisminderung wegen mangelhafter Er- 
rüllung rechtskräftig erkannt jei. Natürlich aber können die Beteiligten 
durch ausdrückliche oder jtillichweigende Vereinbarung auch die vorgängige 
gehörige Erfüllung der dem Wechjelnehmer aufliegenden VBerbindlichkeiten 
zur Vorausjegung der Geltendmachung des Wechjelanfpruches machen, 
jo dab dem Schuldner gegenüber dem Nehmer des Wechjeld die Einrede 
wegen noch nicht gejchehener Erfüllung gewahrt bleibt. > 


d) Auch wenn die Beteiligten einen Wechjel als Kaution wegen 
eines Gejchäftsverhältniijes gegeben haben, aus welchem jich noch Ver— 
dindlichkeiten entwicdeln können, darf der Wechjelgläubiger den fälligen 
Wechjel bereits einflagen. Dies jelbjt, wen der Beflagte behauptet 
und beweiſt, daß er aus dem fraglichen Verhältniſſe zur Zeit nichts 
jchuldet. Das Einkaſſierte dient dann jtatt des Wechjels zur Sicherung, 
bildet aljo Geldfaution. Erit dann erhält nad) dem Vorerörterten 
der Beklagte eine Einrede gegenüber der Geltendmachung jolchen Kau— 
tionswechjels, wenn er darthun kann, daß das bezügliche Verhältnis 
endgültig abgewidelt it, ohne daß er aus demjelben etwas 
ichuldet. 2% 

e) Die genannten Einreden verwirklichen das materielle Recht zwiichen 
den urjprünglich Beteiligten, alio zwilchen dem Ausjteller und dem 
eriten Wechjelnehmer, zwiichen dem Trafjanten und dem Bezogenen, 





25) So in dem R.O.H.G. Bd. 16 ©. 166 entichiedenen Falle, wo der Wedel 
gegeben war, um dem Nehmer fr jeine erwarteten Aufwendungen behufs Befreiung 
des Wechielihuldners von einer übernommenen Verbindlichkeit Erſatz zu gewähren. 

26) Dies gilt aud, wenn der Wechiel auf Sicht lautet, R.O. H. G. Bd. 17 
5.282. Auch zum Indoſſieren iſt der Gläubiger des Kautionswechſels befugt, wenn 
die nicht nach der Urkunde ausgejchloffen it, R.O. H.G. Bd.4 5.11. Sit der 
Kautionswechſel von einem Dritten gejtellt, jo ift derjelbe um deswillen nicht Bürge, 
er wird daher frei, wenn der Wechjel präjudiziert wird, R.G. Bd. 4 ©. 11. 


Dernburg, Bürgerl. Recht. II. 2. 21 
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zwiſchen dem erjten Wechjelnehmer und feinem Indoſſatar, zwijchen allen 
ferneren Indoſſanten und deren Indofjataren. Und nicht nur zwiſchen 
diefen Perſonen bleibt das materielle Necht maßgebend, jondern ebenjo 
gegenüber den Erben jener Wechjelgläubiger, den Käufern ihrer 
Erbichaft, einem etwaigen Cejjionar, dem Konfursverwalter im 
Falle ihres Konkurſes.“ Wer aber durch wechfelrechtliche Über: 
tragung Wechjelgläubiger wird, unterliegt den gedachten Einreden aus 
der Perſon feines Vorgängers nicht, da er ein ſelbſtändiges Recht 
gegen den Wechjeljchuldner erhält. 

Dies ermöglicht freilich, da der Wechjelgläubiger dem Wechiel- 
jchuldner feine Einreden durch Begebung des Wechſels abjchneidet, jo 
daß er fich auf diefem Ummege die Wechſelſumme verjchafft, welche ihm 
nach Necht und Billigfeit nicht gebührt. Zwar hat der jolchergeftalt 
ausgebeutete Schuldner eine Kondiktion oder je nach Umjtänden eine 
Klage wegen Arglift gegen den, welcher den erceptionsbehafteten Wechjel 
begab, aber nicht immer kommt der Gejchädigte hiermit zum Biele. 

Dies ind Mikitände, welche das Recht in den Kauf nehmen muß, 
weil es den Borteil eines fulanten Wechjelverfehres nicht miſſen fann. 

Aber es handelt ſich dabei nur um die Interefjen des redlichen 
Berfehres. Daher jtehen dem Erwerber des Wechjeld, welcher an 
der Ausbeutung des Wechjelfchuldners teil hat, wegen jeiner 
Arglift die Einreden entgegen, welche auch den Vormann betroffen hätten. 

f) Dahin fann der Fall gehören, daß der Inhaber des Wechjels 
zwar durch Bollindojjament legitimiert ift, nach innen hin aber bloßer 
Inkaſſomandatar iſt. Schlechthin genügt Dies freilich nicht, um ihn 
den Einreden aus der Perſon feines Nechtsvorfahrs zu unterwerfen. 
Vielmehr it Dies der Fall, wenn er Jich zum Werkzeuge der Aus: 
beutung des Wechjeljchuldners hergiebt. 28 

Ob er übrigens die Kenntnis der Einreden des Wechjelichuldners 
bereit8 zur Zeit der Erteilung des Indojjamentes Hatte, oder 
ob er jie jpäter erlangt hat, ilt ohne enticheidende Bedeutung. 2? 

g) Es unterliegt ferner den Einreden aus der Perjon jeines 
Bormannes, wer den Wechjel zwar auf eigene Rechnung, aber in 


27) Das Gleiche gilt in Füllen, in welchen die Wechjelforderung im Wege ber 
Zwangsvollſtreckung gepfändet — C. P.O. 8831 — und dem Gläubiger des Wechſel— 
gläubigers zur Einziehung oder an Zahlungsitatt überwiejen ift, E.P.O. 8835; 
oben 8 268. Indoſſieren aber kann das Gericht nicht. 

28) Val. oben $ 264. 

29) R.G. Bd.4 ©. 100. 
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Kenntnis des Beitehens diejer Einreden erwarb und dabei deſſen 
bewußt war, dat der Wechjelichuldner durch deren Abjchneidung geſchädigt 
werden jollte. 30 

Dem Erwerber der Wechjelforderung kann dagegen nicht entgegen- 
gejegt werden, daß ihm beim Erwerbe der thatjächliche Grund von Ein: 
reden des Wechjeljchuldners gegen den Bormann bekannt war, jofern 
ihm die Frage, ob die hieraus herzuleitenden Einreden auch 
rechtlich begründet jeien, nach den Umſtänden zweifelhaft jein fonnte.3! 

Noc weniger mußte fich der Erwerber durch den bloßen Verdacht, 
dak Einredethatjachen bejtehen, insbejondere durch unbeglaubigte ein- 
jeitige Angaben des Wechjeljchuldners abhalten lafien, den Wechjel zu 
erwerben. 32 

E3 giebt endlich Einreden gegen den VBormann, welche dem Er— 
werber, auch wenn er jie beim Erwerbe kannte, nicht entgegenitehen. 
Dem entjpricht, daß der Wechjelichuldner Gegenforderungen, welche er 
gegen den Vormann hat, gegenüber dejjen Nachmann nicht aufrechnen 
fann, es jei denn, daß der Wechjeljchuldner den Willen der Aufrechnung 
erklärt hätte, oder die Beteiligten wenigitend erwarteten oder erwarten 
mußten, da fich der Wechjelichuldner der Aufrechnung bedienen werde. 

Selbitverjtändlich jtehen dem Indoſſatar auch jolche Einreden aus 
der Berjon des VBormannes nicht entgegen, welche, auch abgejehen vom 
Wechjelrechte, nur in personam gehen. Fälle diejer Art find freilich ſelten. 

Wie jchon angedeutet, kann dem Erwerber einer Wechjelforderung 
nie bloß entgegengejeßt werden, dak ihm beim Erwerbe der thatjächliche 
Grund von Einreden des Wechjeljchuldners gegen den Vormann befannt 
war, jofern die frage, ob die hieraus herzuleitenden Einreden begründet 
und wirkſam jeien, nach den Umftänden zweifelhaft jein konnte. Zu 
einer Prüfung nach Ddiefer Richtung Hin ijt der Erwerber nicht ver— 
pflichtet, fie zu verlangen würde den Wechjelverfehr gefährden. 


30) Die NReichgerichte fordern, daß der Erwerb des Wechiels jich als ein un— 
lautered, auf mihbräuchliche Ausbeutung des Formaldaralters des Wechſels gerichtetes 
Geſchäft darftellt. So auch Rehbein Art. 82 Ziff.8. Staub Art.82 816 erachtet 
dagegen für genügend, daß der Erwerber beim Erwerbe die den Einwand begrün- 
dende Thatjache gekannt babe und führt hierfür an, dab die Praxis der unteren 
Gerichte die betreffende Eideszujchiebung immer nur dahin normiere, daß der Er- 
werber bei der Erwerbung des Wechſels die den Einwand begründenden Thatjachen 
Be babe. Daß dies aber feineswegs immer genügen kann, dürfte unſer Text 
ergeben. 

31) Bgl. R.O. H.G. 3.7 S.250. Hiermit ift aud Staub Art. 82 $17 cin- 
verjtanden. 

32) So R.D.H.G. Bd. 13 ©. 263. 
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$ 277. Die wedhjelrehtlihe Verjährung. 

I. Rajche Erledigung der durch den Wechjel gejchaffenen, oft weit 
verzweigten Verbindlichkeiten wird durch die Zwecke des Wechſels gebie- 
terifch verlangt. Ihr joll ingbejondere die eigenartige Wechjelverjährung 
dienen, W.O. Art. 77 bis 80, Art. 98 Ziff. 10, Art. 100. Man hat 
jie als einen Fall gejeglicher Rechtsbefriſtung aufgefaßt!, und im der 
That nähert fie ſich in wichtigen Beziehungen einer ſolchen. Immerhin 
bildet jie grundjäglich eine Unterart der Verjährung. ? 

Daher find jet die Vorjchriften de B. G. B. 88 194 ff. auch auf 
die Wechjelverjährung anzınvenden, keineswegs aber unbedingt, vielmehr 
nur joweit fie den Beltimmungen der W.D. und den Zwecken des 
Wechjelrechtes nicht widerjtreiten. 

II. Bejonders geregelt und formaliftert ijt durch die W. O. der 
Beginn der Wechjelverjährung. 

1. Die Berjährung gegen den Acceptanten des gezogenen und 
den Ausiteller des eigenen Wechjels vollzieht jih in 3 Jahren 
vom Tage nach dem wechjelmäßigen Berfalltage an gerechnet, W. O. 
Art. 77, Art. 100. 

Site läuft vom wechjelmäßigen Verfalltage an auch dann, wenn 
derjelbe vom Tage, von welchem an Erfüllung gefordert werden 
fonnte, verjchieden it. Dies namentlich, wenn er auf einen Sonntag 
oder allgemeinen Feiertag fiel, jo dag Zahlung erſt am folgenden Wert- 
tage zu leijten war; ferner dann, wenn der Acceptant unter der Be— 
ichränfung annahm, daß er erit an einem dem Werfalltage folgenden 
Tage Zahlung leijten werde. 

2. Für die Berjährung der Regreßklage beitehen drei Zonen, 
nämlich) erjtend die Europas mit Ausnahme von Island und den 
Faröern, zweitens die der außereuropätichen Länder und Inſeln des 
Mittelländijhen und Schwarzen Meeres und drittens die Der 
übrigen Territorien mit Inbegriff von Island und den Faröern. 
Für die erite Zone iſt die Verjährungsfriit drei Monate, für Die 
zweite ſechs Monate, für die dritte 18 Monate. Die Zone bejtimmt 
jich bezüglich der Stlage defjen, welcher den Proteſt erhob, durch den 
Ort, an welchem die Wechjelfumme nach dem Wechjel zu zahlen war: 





1) Grawein, Berjährung und gelepliche Berriitung S. Uff.; jo aud Lehmann 
in Iherings Jahrbüchern 32.34 S 
2) R. G 88.27 S. 78; Sean. =. DO. Art. 77 $1; Grünhut Bd.2 ©. 541. 
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bezüglich der Klage anderer Wechjelgläubiger durch den Wohnort 
des Negreßnehmers. 


Die Verjährung gegenüber der Regrebflage des Erhebers des Pro- 
tejtes beginnt mit dem Tage nach dem Tage des erhobenen Proteſtes, 
W. O. Art. 78 Ab. 2, gegenüber der eines Indojjanten nach dem Tage, 
an welchem derjelbe den Wechjel von jeinem Nachmanne eingelöft hat, - 
oder wenn eine Wechjelflage früher gegen ihn angejtellt war, mit dem 
Tage nach der Klageerhebung, W.D. Art. 79 Abj. 2. Es ijt anzus 
nehmen, daß jämtlihe im B.G.B. $ 209 der Stlageerhebung gleich- 
gejtellten Thatjachen auch für den Beginn der Verjährung der Regreß— 
Elage der Klageerhebung gemäß Art. 79 Abſ. 2 gleichitehen. 

III. Die bisherige Nechtiprechung nahm an, daß die Wechjel- 
verjährung zwar wie die gewöhnliche Verjährung durch objektive 
Hindernijje gehemmt werde, welche dem Wechjelgläubiger die Erhebung 
der Klage unmöglich machen, wie namentlich Gerichtsjtillitand, vgl. 
B. G. B. 8203, daß ſie aber durch die jubjeltiven Hindernijje, 
welche der gewöhnlichen Verjährung entgegenftehen, nicht gehemmt werde. 
Denn die Berüdfichtigung folcher Hemmungsgründe würde die Wechjel- 
verjährung in einer den Zweden des Inſtitutes zumiderlaufenden Weije 
hinausſchieben.“ 

Gleiches wird man nach dieſer Erwägung auch unter der Herrſchaft 
des B. G. B. anzunehmen haben, ſo daß die ſubjektiven Hinderniſſe der 
SS 204, 206, 207 B. G. B. der Wechſelverjährung nicht entgegengeſtellt 
werden können.* 


IV. Die Wechſelverjährung wird durch Klageerhebung und alle 
ihr im B. G. B. 8 209 gleichgeſtellten Ereigniſſe unterbrochen. Die 


3) Begiebt z. B. ein Berliner einem Berliner einen auf einen Kaufmann in 
New-York gezogenen Wechſel, jo verjährt der Regreß desjenigen, welcher Proteſt 
erheben lieg — jei dies nun der Berliner Nemittent oder ein Nachmann — gegen 
den Trajjanten ſowie die anderen Regreßpflichtigen erjt in 18 Monaten. urde 
diefer Wechiel jeitend des Berliner Nemittenten von einem Nachmanne eingelöjt, jo 
verjährt jeine NRegrehllage gegen den Trafjanten in 3 Monaten von der Einlöfung 
ab. Ubergiebt er jedoh, wegen Verjährung zurücgewieien, den Wechſel, deſſen In— 
doflamente intakt geblieben waren, wieder einem New-Yorler Nachmanne, jo kann 
diejer, ohne die exceptio rei judicatae fürdjten zu müjjen, jeine Regreßklage inner- 
halb der 18 Monate jeit der Protejterhebung anjtellen. 

4) R.D.9.6. Bd.3 ©. 418; Grünhut Bd.2 ©. 543. 

5) Anderer Anfiht Rehbein 6. Aufl. Art. 77 Ziff. 5a. Die Auffafjung von 
Nehbein iſt bedenklih, namentlich weil hiernach die Verjährung einer Regreßklage in 
unbeitimmte Zeiten hinaus aufgejhoben werden fann, val. unten Anm. 6. 
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bejonderen Bejtimmungen über die Unterbrechung der Wechjelverjährung 
in W.D. Art. 80 find durd) Einf. Gef. zum H.G.B. neuer Faſſung 
Art. 8 Ziff. 2 aufgehoben. 

Muß infolgedejjen auch die Unterbrechung der Verjährung durch 
formloje Anerkennung, wie fie 8.6.8. $ 208 für die gewöhnliche 
Verjährung vorjchreibt, auch für die Wechjelverjährung gelten? Dies 
nehmen allerdings jchon jett Kommentatoren an.“ Hiergegen jprechen 
aber dringende Gründe, denn die Ordnung des Wechjelverfehres würde 
hierdurch gejtört.” Daß aber die Vorjchriften des B. G. B. auf Die 
Wechjelverpflichtungen injoweit nicht anzuwenden find, als dies den 
Zweden des Wechjelrechtes Eintrag thun würde, iſt bereit3 mehrfach 
ausgeführt. 

Die Unterbrechung der Verjährung wirkt auch unter der Herrichaft 
des B.G.B. wie früher nur zum Nachteile des Bellagten und des— 
jenigen Wechjeljchuldners, welchem diejer den Streit verkündete. Auch 
greift jie nur zum Vorteile des Klägers, nicht anderer Gläubiger ein, 
B. G. B. 88 425, 429. Nach der Unterbrechung läuft die Wechſel— 
verjährung von neuem, B. G. B. $ 217. it der Anjpruch rechtskräftig 
fejtgejtellt, jo fordert jie 30 Jahre, B. G. B. $ 218. 


V. Die Wirkung der Wechjelverjährung iſt Erlöjchen der Wechſel— 
ſchuld, W.O. Art. 83 Sat 1. Hierdurch vorzugsweije nähert jte jich 
einer Ausjchliegungsfriit. Die Wechjelverjährung ilt daher von Amts 
wegen zu berückjichtigen. 

Ein verjährter Wechjel begründet den Wechſelanſpruch nicht; ein 
Verjäumnigurteil nach Maßgabe der E.P.D. $ 331 Ab. 2 kann auf 
Grund desjelben nicht erlafjen werden. Die Anerkennung der verjährten 
Wechſelſchuld giebt derjelben die erlojchene Wechjeltraft nicht zurüd. 


6) Rehbein 6. Aufl. Art. 77 Ziff. 7 hält B.G. B. 8208 auf die Wechjelver: 
pflichtung für anwendbar. 


7) Zutreffend führt Grünhut Bd. 2 S. 540 Anm.3 aus: „Die Berjährung 
der Regreßklage des Vormannes beginnt abgejehen vom Tage der Zahlung vom 
Tage der ihm gejchehenen Behändigung der lage. Würde nun dur Anerkennung 
die Verjährung der Regreßklage des Nachmannes unterbrochen, jo könnte dieſer 
Nachmann mit der Anjtellung der Regreßklage längere Zeit warten, während deren 
die Verjährung der Regreßklage des ———— der die Anerkennung geleiſtet hat, 
nicht beginnen würde Im Falle einer — vielleicht wiederholten — Unterbrechung 
durch Anerfennung könnte daher der Zuſtand der Unficherheit für die anderen regreß— 
pflichtigen Wechjelichulöner im Widerjtreite mit der Tendenz des Geſetzes erheblich 
verlängert werden.“ 
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E. Tilgung der Wechſelſchuld. Bereicyerungsklage. Kraftloserklürung. 
$ 278. Zilgungsgründe.! 

1. Häufig wird die Anficht vertreten, daß die Wechjeljchuld, wie fie 
Durch einen Formalakt begründet, jo auch durch Formalakte jchlecht- 
bin und endgültig zeritört werde? Es iſt aber von vornherein 
auffallend, daß für einen jo weittragenden Sat eine ausdrüdliche geſetz— 
fiche Bejtätigung fehlt. Aus dem auf allgemeine Anjchauungen gegrün- 
deten Grundjage, daß, was in einer bejtimmten Form entjtanden iſt, 
durch Zerſtörung diefer Form erliicht, läßt ſich für das praftiiche Necht 
nichts gewinnen. 

Als formale Tilgungsgründe pflegt man anzujehen die Vernichtung 
des Wechjelpapieres, die Durchitreichung oder Zerjtörung der bezüglichen 
Wechtelerflärung, die Quittierung auf dem Wechjelpapiere. Bei näherer 
Betrachtung ergiebt jich aber, daß alle dieje Ereigniffe eine formal 
tilgende Kraft nicht haben. Der Untergang des Wechjelpapieres 
hebt allerdings die Möglichkeit zunächjt auf, die Wechjeljchuld geltend 
zu machen, aber dieje Möglichkeit kann wiederhergeitellt werden durch 
das Amortijationserfenntnis. Vernichtung der Urkunde, wenn zufällig 
eintretend, iſt aljo fein Tilgungsgrund der Wechjelihuld.®? Da hiernach 
das Wechjelrecht im Falle zufälliger Vernichtung des Wechjelpapieres 
nicht zu Grunde geht, jo kann um jo weniger die zufällige Zeritörung 
oder Durchitreichung einer Wechjelerflärung auf dem im übrigen erhal- 
tenen Papiere als Tilgungsgrund gelten.* Richtig iſt nur, daß die 


1) Die Wechſelordnung fpricht ich grundjäglich über die Frage nicht aus, unter 
welchen Borausjegungen die Wechjelichuld erlischt, woraus ihr ein Vorwurf nicht 
gemacht werden joll. Aber auch in der Litteratur ift die Frage nicht eingehend genug 
erörtert und geprüft. 

2) So Thöl, W.D. $183: „Die Zerftörung der Form tilgt dad Recht aus 
der Form, jei diefe zufällig oder abfichtlich und gleichviel von wen zerftört.” Diefe 
Auffaſſung hat die Siltigung des R.O. H.G. gefunden Bd.19 S. 270. 

3) Vgl. unten $ 280. 

4) Die entgegengeiegte Anjicht hat Thöl a.a.D.8 183. Welcher Grund, führt 
er aus, dem Durchitreichen des Wechſels unterliegt, iſt für das Nichtreht aus dem 
Wechiel ebenjo gleihgültig wie der Grund des Wechjelverijprehens für das Recht aus 
dem Wechiel. Hiermit ftimmt das R.O. H. G., insbejondere Bd. 19 S. 270 überein: 
„Der Nachweis, daß die Ausſtreichung aus Verſehen erfolgte oder von einem Unbe- 
rechtigten ausgegangen jei, fann — ſteht dort zu leſen — der Natur der Sache 
nach die zerjtörte Form nicht wiederherjtellen und kann dem Geijte des Wechjelrechtes 
gemäß fie nicht eriegen.“ Wenn aber nah C. P.O. $ 1018 der vernichtete Wechiel 
— natürlich wenn dies durch Zufall geihah — noch jeine Wirfung hat, falls er nur 
für kraftlos erklärt wird, wie fann der noch lesbaren durchſtrichenen Wechfelerklärung 
jede Wirkung verjagt jein? Nach A.L.R.IL,8 8998 war aud das durchitrichene 
Accept rechtswirkſam, und richtiger Anficht nach gilt das Gleiche von der deutjchen 
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Urkunde in jolchem Zuftande nicht mehr ausreicht, um gegen den bezüg- 
lichen Schuldner im Wechjelprozefje zu Elagen, da diefer Prozeß auf 
äußerlich beweisfräftige liquide Urkunden gegründet werden mul. Cs 
ijt auch die Vermutung wohl gerechtfertigt, daß die Durchjtreichung oder 
ſonſtige Zerſtörung einer Wechjelerflärung auf einem Wechjel, welcher 
jich in der Hand des Gläubigers oder feiner Vertreter befand, auf deſſen 
Willen beruht und deshalb die Wechjeljchuld tilgte. Immerhin muß es 
freijtehen, im ordentlichen Verfahren den Nachweis zu erbringen, daß 
die bezügliche Durchjtreichung oder anderweite Zerjtörung ohne den Willen 
des Gläubiger erfolgte, welcher den Wechjel zur Zeit der Zerjtörung 
innehatte, und daß demgemäß die Forderung fortbeſteht. Was endlich 
die Quittierung auf dem Wechjel anlangt, jo iſt ihre Funktion nur 
die eine® Beweismittels.d Und jelbjt diefem Zwecke dient die Quit— 
tung auf dem Wechjel nicht ausreichend, jo lange ſich der Wechjel noch 
in der Hand des Gläubigers befindet, und dejjen Aushändigung an den 
Zahlenden nicht dargethan werden kann. Denn die Quittung wird häufig 
vorweg in Erwartung künftiger Zahlung auf den Wechjel geſetzt, jo dat 
man dann bei Empfang der Zahlung den quittierten Wechjel auszuhän- 
digen gedenkt. Daher nimmt nicht jelten ein Wechjel, wenn die Erwartung 
der Zahlung fehlichlägt, mit einer Quittung, welche nicht einmal durch 
jtrichen ijt, feinen Rücklauf durch die Neihe der Negreipflichtigen. Der 
Beſitz des Wechjels jeitens des legitimierten Wechjelgläubigers jtellt 
für den Verkehr hinreichend dar, daß die bezügliche Quittung in Er- 
wartung einer Zahlung, welche nicht erfolgte, gejchrieben iit. 
Das iſt der Grund, weshalb jich der Beklagte nicht einfach auf die Quit— 
tung berufen fann, jondern um ihre Beweisfraft geltend zu machen, die 
Aushändigung des quittierten Wechjels an den Zahlungsleijter bezw. den 


Wechſelordnung Art. 21 Ab. 4, vgl. oben $ 263 ©. 279. Demnad) fordert die Natur 
der Sache nicht, der Unverjebrtbeit der Form den von den Gegnern unteritellten 
Einfluß zuzugeitehen. In Art. 36 der W.O., worauf ſich die Gegner berufen, wird 
allerdings entichieden, daß ausgejtrichene Indofjamente bei Prüfung der Legitimation 
als nicht geichriebene angejeben werden. Dieje Hervorhebung weit aber gerade darauf 
bin, daß die Wechjelordnung nicht von dem allgemeinen Sape auägeht, daß alles, 
was im Wechſel, es ſei aus welchem Grunde es wolle, ausgejtrichen ift, unter allen 
Umjtänden als nicht gejchrieben gilt. Vgl. oben $ 265 Anm.8 ©. 286. Siehe jedoch 
Staub, W.O. Art. 76 $ 12. 

5) So auch R.G. Bd.7 S. 66, Bd.9 ©. 64. Anders ebenfalld in diefer Hin- 
ficht TH, WR. $ 183: „Zeritört ift die Form fiir das Mecht aus allen Wedhjel- 
verjpredien, wenn das Papier die ganz allgemeine Bemerkung enthält, daß gezahlt 
ſei.“ Doc wird zugejtanden, daß bei durchjtrichener Quittung die Form nicht zeritört, 
d. h. aljo wiederhergeitellt jei. 
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als folchen Genannten darthun muß, wogegen dem Gläubiger immer 
noch der Gegenbeweis der troßdem erfolgten Nichtzahlung offen ftünde, 
für dejjen Führung die Vorgänge bei NRüderlangung des Wechjels in 
das Gewicht fallen fünnen. ® 

2. Es ift biernach offenbar, daß es formale Ereignifje nicht giebt, 
welche dem Wechſel feine Kraft fchlechthin benähmen, ohne Rückſicht 
darauf, was materiell zwiſchen den Beteiligten vorging. Die Aufhebung 
der Wechjelverpflichtung gejchieht vielmehr grundjäglich nach den allge- 
meinen Negeln des materiellen Obligationenrechtes. Nur fann die Til 
gungsthatjache gekreuzt werden durch die Eigentümlichkeit der Schrift: 
verbindlichkeit, namentlich durch den Umstand, daß ein Dritter den 
Wechjel in den Formen des Wechjelrechtes erwarb, ohne daß 
er die Tilgungsthatjache fannte. Hiermit joll aber nicht im min- 
deiten geleugnet werden, daß die Vernichtung der Urkunde, die Her: 
jtörung oder Durchitreichung einer Erklärung, die Quittierung auf dem 
Wechſel Umstände von größter Bedeutung find, welche mehr oder we- 
niger die Tilgung augenfcheinlich und Dritten Fenntlich machen. 

Die Grundjäge des materiellen Rechtes jind vor allem bezüglich 
der Frage maßgebend, wem eine Tilgungsthatjache zu gute kommt. 
Geſchah die Zahlung oder die Leiltung eines Zahlungsjurrogates durch 
denjenigen, welcher wechjelmäßig Zahlung leiten jollte, aljo durch den 
HDauptwechjelichuldner, wie auch durch den Bezogenen oder den 
Domiziliaten, wenn diefe beiden nicht bloße Ehrenzahlung machten, jo 
ind ſämtliche Wechjelichuldner befreit.” Dies gilt vor allem zu 
Gunsten der Mitausiteller des eigenen Wechſels, der Mitacceptanten, 
ferner der Avaliiten des Ausſtellers oder des Annehmers; befreit find 
aber auch Negreßpflichtige, jelbjt wenn der Wechjelgläubiger innerhalb 
der Proteſtfriſt das Gezahlte dem Zahlenden zurücgegeben und jodann 
Proteſt mangels Zahlung erhoben hätte. Hieraus ergiebt jich weiter, 
daß der an fich Negreppflichtige, welcher den Wechjel unter Kenntnis 
der gedachten Umstände einlöjt, wiljentlich etwas berichtigt, wozu er 
geieglich nicht verpflichtet war; feiner Stlage auf Rembours gegen Die 
Bormänner fann daher die Einrede entgegengejtellt werden, daß er etwas 





6) Zeritört wird die Bedeutung der Form, jagt Thöl weiter a. a. O., zwiſchen 
dem Geber und dem Nehmer dadurch, daß das Haben derjelben bei dem legteren 
aufhört. Dieſer Umjtand ijt aber nur ein ——A wenn er auch die Wirkung 
hat, ſo lange er dauert, die Geltendmachung des Wechſels unmöglich zu machen. 

7) Eine Konfequenz für denjenigen Bezogenen, welcher in der i ——— Meinung, 
er habe den Wechſel angenommen, zahlt, zieht R.O. H.G. Bd. 17 ©. 1ff. 
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berichtigte, zu dejjen Berichtigung er nicht verbunden war.® Zahlungen 
Dritter gelten nach der vorwaltenden Abjicht. Werden fie aljo für den 
Hauptwecjelichuldner oder für den Bezogenen geleijtet, jo tritt 
derjelbe Erfolg ein wie bei unmittelbarer Zahlung durch jene Perſonen, 
mithin Befreiung aller Wechjelichuldner. Alle von Regreppflichtigen 
 geleijteten Zahlungen gelten mutmaßlich als bloß zur Tilgung 
der Negreppfliht und behufs NRüderwerbes des Wechjels ge- 
macht? Wer für den Negreßpflichtigen zahlt, befreit nur diejen 
und deſſen Hintermänner. 

Der Umſtand, daß einem Wechjeljichuldner eine zur Aufrechnung 
geeeignete Gegenforderung zur Seite jtand, giebt anderen Wechjeljchuld- 
nern fein Recht, Aufrechnung vorzunehmen. Weder die Mitausiteller 
und Mitacceptanten, noch die regrehpflichtigen Wechjeljchuldner jind aljo 
zur Geltendmachung jener Thatjachen befugt. Eine vertragsmähige oder 
gerichtlich vollzogene Aufrechnung dagegen wirft wie Zahlung. 

Erlaß der Wechielichuld gegenüber einem von mehreren Haupt— 
wechjelichuldnern fommt den anderen Hauptwechjeljchuldnern nur zu gute, 
wenn hierauf die Abjicht des Gläubigers ging; die Regreßſchuldner aber 
werden befreit. Eine durchgreifende Wirkung hat der Erlaß dagegen, 
wenn jich ihm die Vernichtung oder Durchitreichung der Wechjelurfunde 
anjchliegt; denn es erhellt hieraus die Abjicht einer völligen Aufhebung 
der Forderung zur Genüge. Iſt der Erlaß hingegen nur mit Durch— 
jtreichung einzelner Wechjelerflärungen verbunden, jo ijt auf die Abficht 
zu jchließen, auch nur die bezüglichen Verpflichtungen aufzugeben. 

3. Auf die Tilgung der Wechſelſchuld kann man jich berufen 
gegenüber demjenigen Gläubiger, bezüglich deſſen die Tilgung erfolgte, 
und jeinen Nechtsnachfolgern, nicht weniger gegenüber jolchen Dritt- 
erwerbern, welche den Wechſel zwar in wechjelmäßiger Weife erlangten, 
aber die Tilgung beim Erwerbe kannten. Eine auf den Wechjel jtehende 
Quittung allein reicht zur Feſtſtellung diejer Kenntnis nicht ſchlechthin 
aus, bejonders dann nicht, wenn fie durchjtrichen war. — Weiß Der 
Erwerber, dat dem Wechjeljchuldner Aufrechnungsanjprüche gegen jeinen 
Vormann zuſtanden, jo it dies dennoch unerheblich, und nur wenn er 


8) Bl. WO. Art. 51; R.G. Bd. 11 ©. 18. 

9) Selbſtverſtändlich ift, dab eine derartige Zahlung, 3. B. des Trafjanten, auch 
aus der Abficht hervorgehen fann, die Wechjelichuld jchlechthin, alſo auch zu Gunſten 
des Ncceptanten zu tilgen, wonach jie dann auch diefe Wirkung hat, R.O. H. G. Bd. 16 
©.216. Nur ift dies nicht zu vermuten. 
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bloß vorgeichoben it, kann unter Umſtänden eine exceptio doli, wegen 
Kollufion zur Bejeitigung der Einrede, Pla greifen. Wer die Til: 
gung beim Erwerbe nicht Fannte, kann die Rechte aus dem Erwerbe 
geltend machen, wie wenn Tilgung nicht gefchehen wäre, er jei denn 
bloß vorgejchobene Perſon. 

Wechjelrechtlih, und deshalb jedem Gläubiger gegenüber durch: 
greifend, it der Eimvand, die Wechjeljumme jet bis zum Ablaufe der 
Protejtfrijt nicht gehörig eingefordert und demnächſt öffentlich hinter- 
legt, W.O. Art. 40, jomit gleichwwie durch Zahlung getilgt. 

Durchgreifend ift auch die Einrede der Berjährung, desgleichen 
die der Präjudizierung. 


5279. Die wedhjelredtlihe Bereicherungsklage.“ 

I. Der Wechjel, welcher verjährt oder präjudiziert ilt, begründet 
nach den Grundjägen des Formalrechtes feine Verbindlichkeit mehr. 

Gleichwohl behält der Inhaber des Wechſels eine wechjelrecht- 
liche Bereicherungsflage 

a) nach Art. 83 der W.D. gegen den Ausiteller des gezogenen 
Wechjels, jowie 

b) nach demjelben Art. gegen den Acceptanten desjelben, endlich 

ce) nach W.D. Art. 98 Ziff. 10 gegen den Aussteller des eigenen 
Wechſels. 

Gegenüber dem Indoſſanten, ſowie dem Traſſanten des Wech— 
ſels beſteht ein ſolcher Anſpruch nicht. 

Dem Erwerber eines Wechſes kommt es ſchließlich auf die Wechſel— 
ſumme, nicht auf den Erwerb des Wechſels als ſolchen an, da derſelbe 
dem Verkehre nur Mittel iſt. Hieraus entwickelte ſich der Gedanke, daß 
es Recht ſei und in der Abſicht des Wechſelſchluſſes lag, daß die Gegen— 
leiſtung für den Wechſel, welcher infolge Präjudizierung oder Verjährung 
kraftlos wird, dem Inhaber des Wechſels von dem zu erſtatten ſei, 
welcher ſich ſonſt mit ſeinem Schaden bereichern würde. Die Wechſel— 
forderung wandelt ſich alſo in einen civilrechtlichen Anſpruch um 
aus Bereicherung ohne guten Grund. Solchen Gedanken gaben die 
Wechjelordnungen bejtimmte Ausprägung und Beitätigung. 


1) gl. Renaud, Archiv für civ. Pr. Bd. 46 S. 359ff., Bd.47 ©. 1ff. 
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II. Die Vorausſetzungen der Klage find hiernach: 

1. Es muß ein an jich gültiger Wechjel erworben jein, welcher 
verjährt oder präjudiziert ift.? Das Klagerecht jteht demjenigen 
zu, welcher zur Zeit der Präjudizierung oder Verjährung des Wechjel- 
anfpruches Wechjelgläubiger it. Übertragung des Nechtes auf die Be: 
reicherung durch Indoſſament erjcheint unzuläjjig, Cejfion dagegen jtatt- 
baft.°_ Beibringung des Wechjeld oder Amortijationserfenntnijjes kann 
gefordert werden, 

2. Bereicherung des Beklagten mit dem Schaden des Klägers 
infolge der Präjudizierung oder Berjährung. Worin ijt Diele Berei- 
reicherung zu juchen? Das A.L.R. II, 8 $ 974 fand jie in dem Be- 
halten der Baluta, d. h. in der Gegenleiitung gegen den Wechjel, durch 
welche der Beklagte bereichert ijt, weil Kläger nichts aus dem Wechjel 
erhielt. In der Wechjelordnung wird dies nicht als die Grundlage 
hervorgehoben. Aus ihren Worten hat man gefolgert, daß es bezüglich 
der Verbindlichkeit des Traſſanten auf die Valuta nicht anfommen fönne. 
Seine Bereicherung bejtehe nicht in dem Behalten des für den Wechſel 
Geleijteten, jondern darin, da er für die Dedung des Bezogenen 
nichts aufzumwenden habe, während der Schaden des Wechſelgläu— 
bigers im Verluſte der Wechjelforderung bejtehe.* Doch was aus den 
Worten folgt, kann allein nicht enticheiden. Was geht den Erwerber 
des Wechjels die Dedung als jolhe an? Nur die Nücdforderung des 
für den Wechjel Geleiſteten hat eine zulängliche Grundlage in der mut— 
maßlichen Meinung der Beteiligten und in der Natur der Sache. Hierfür 
jpricht namentlich auch die Quelle der Beitimmung — das A.L. R.* 

Dem Kläger liegt ob, die Bereicherug des Beklagten auf Grund 
der materiellen Sachlage darzuthun und zu beweilen.* Auch hier tritt 








2) War der Wechſel ungültig, jo beitehen andere und weitergehende Anjprüche 
des Nehmers desjelben. 

3) R. O. H. G. Bd.6 ©3855, Bd. 12 S. 123. Bal. noch R.®. bei Gruchot 
Bd. 25 ©. 1088. 

4) Insbeſondere Thöl, WR. 5 102 Note 12 will die Bereicherung des Traſſanten 
auf das Eriparen der Dedung fügen. Er folgert daraus, daß die Bereicherungss 
Hage gen den Trafjanten auch zuftehe, wenn der MWechlelgläubiger den Wechfel 
ohne Valuta auf Grund eines lufrativen Titels erhalten habe. 

5) Val. auch R.G. Bd. 13 S. 4. 

6) Die Klage gegen den Ausſteller wird vorzugsweiſe folgendermaßen zu 
begründen ſein: Der Äusſteller habe Valuta jür den Wechſel bei der Begebung 
erhalten, aber dem Trafjanten feine Dedung gegeben. Gegen Necceptanten wird die 
Klage in der Regel zu begründen jein, der Nusiteller habe die Valuta des Wechſels 
erhalten und dem Meceptanten die Dedung gegeben, diefer habe aber den Wechſel 
nicht einlöfen müſſen. 
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der nie volljtändig zu löſende Zujammenhang der Form und des ma- 
teriellen Rechtes hervor. Der Wechjelprozeh jteht für dieje Klage 
nicht oifen. 

II. Daß außer den wechjelvechtlichen Bereicherungsflagen auc) 
die Klage wegen ungerechtfertigter Bereicherung nad) $ 8127. B. G. B. 
zufteht, wenn deren Fall gegeben ijt, daß dieſe aber auch gegen die 
Sndofjanten und den Trafianten zuläfjig iſt, bedarf feiner weiteren Aus: 
führung. 

$280. Kraftloserflärung. 

1. Der Wechjelgläubiger ift, wenn ihm die Wechjelurfunde ver- 
loren ging, oder wenn jte vernichtet wurde, nicht mehr im 
ſtande, wechjelrechtliche Befugnifje auszuüben, denn alle dieſe Befugnijje 
jind an die Vorzeigung oder auch an die Aushändigung der 
Wechjelurfunde gebunden. Darf man abjtraft behaupten, daß jeine 
‚Forderung gegen die Wechjelichuldner durch den das Papier betreffenden 
Zufall nicht erlöjchen fann!, zunächit it fie gleichwohl wirkungslos 
und wie vernichtet. Dem Gläubiger fehlt daS Medium, durch welches 
er jeine Berechtigung zur Geltung bringen fann.? 

2. Das Necht hat ihm aber die Möglichkeit eröffnet, diefe Be— 
rechtigung herzuitellen und daraufhin feine Rechte gegen Wechjelichuldner, 
welche an jich nicht untergegangen find, wieder zur Geltung zu bringen. 
Es geichieht dies durch ein auf Grund eines Aufgebotes erlajjenes 
Straftloserflärungs- (Amortijationd-) Erfenntnis, welches die 
vom Antragiteller beanjpruchte Legitimation zur unanfecht— 
baren macht, indem es die möglicherweile in die Hand eines Dritten 
geratene Wechjelurfunde für fraftlos erflärt. 


3. Zunächſt trat die Notwendigfeit eines jolchen Verfahrens in 
Fällen hervor, in welchen der Wechjelgläubiger die Urkunde verlor, 


1) Oben $ 278. 

2) Bernichtet iſt der Wechjel nicht, wenn er erfichtlih nur infolge Umlaufes 
des PBapieres in zwei Teile auseinanderging. Der Wechjel bejteht dann noch bemweis- 
kräftig, der Wechielprozeh ift zuläffig. Eine Vernichtung trat auch dann nicht ein, 
wenn der Wechſel z.B. durch Umſchütten eines Tintenfajjes bejchädigt wurde. Hier 
beiteht das Medium zur Berechtigung fort, wenn «8 auch nicht mehr unverlegt blieb. 
Der Wechjelgläubiger wird freilich beweijen müſſen, dab die Verlegung eine bloß 
ufällige war, wenn dies nicht der Augenſchein ergiebt. Wäre jedod der Wechſel 
beihädigt, daß er unleſerlich wäre, jo jtünde er einem vernichteten gleih, und es 
wäre das Amortijationsverfahren notwendig, weil ja ein anderer als der Beſitzer des 


zu Schaden gefommenen Wechjelpapieres der durch die Schrift bezeichnete Gläubiger 
jein fann. 
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insbejondere durch Diebitahl. Nur den Fall des Abhandenfommens des 
Wechjeld erwähnt daher die W. O. Art. 73, Art. 98 Ziff. 9. Indejien 
mußte behauptete zufällige Vernichtung der Urkunde, z.B. durch einen 
Brand, diejelben Wirkungen haben, denn in diejem Falle jprechen innere 
Gründe gleichfall® für die Wiederherjtellung der Legitimation, und die— 
jelbe darf auch Hier nur gejchehen nach vorgängigem Aufgebote, da die 
Behauptung der Vernichtung der Urkunde jehr wohl eine faljche, und die 
Urkunde in die Hände qutgläubiger Erwerber gefommen jein fan. Die 
EBD. — jet $ 1004 — jtellt daher die vernichteten Wechſel 
den abhanden gefommenen durchweg gleich. 

4. Der Kraftloserflärung unterliegen nicht bloß ausgefüllte 
Wechſel — trodene wie gezogene —, ſondern auch bloß unter: 
ichriebene Wechjelblanfetts, insbejondere Blanfoaccepte?, da fie 
infolge der Statthaftigfeit der Ausfüllung und Begebung für den Verkehr 
von nicht geringerer Bedeutung find. Amortifierbar find auch) Wechjel 
und unterjchriebene Blanfetts, welche von dem Aussteller noch nicht 
begeben waren. Die Kraftloserflärung kann gefordert werden für eine 
Urkunde, aus welcher Rechte hergeleitet werden fünnen; verjährte und 
präjudizierte Wechſel find daher amortifierbar, ſofern die wechjelrechtliche 
Bereicherungsflage auf jie gegründet werden joll.* Es genügt, daß die 
Urfunde, deren Verluſt der Antragiteller behauptet, ihrer äußeren 
Beichaffenheit nach rechtliche Erheblichkeit hat. Ob fie wirklich 
die behaupteten Wechjelrechte gegen die Wechielichuldner begründet, ift 
im Amortifationsverfahren nicht notwendigerweife auszutragen. 


5. Zum Antrage berechtigt it der angebliche legte Inhaber der 
Urfunded5 Nicht hat diefe Befugnis ein bloß eventueller Wechjel- 
gläubiger. Der Abtretung des Rechtes aus dem verlorenen Wechjel 
und auf Anjtellung des Amortijationsverfahrens jteht vechtlich nichts 
entgegen. ® 


3) Sp aud) Merfeld, Die Kraftloserflärung von Wechſelblanketis durch Aus— 
ichlußurteil bei Gruchot Bd. 32 © 293 und dort Angeführte; Staub, W. O. Art. 73 
Anm. 1; Bf. Retäpnege 1808 € 22. 

5) C. P.O. $ 1004. Au — letzte Imaber eines Wechſelblanketts, nicht der 
Prokuraindoſſatar. Staub, W. O. Art.73 82. 

6) C. P. O. alter Faſſung Hatte 8837 — Beſtimmungen über das Ver— 
fahren bei Kraftloserklärung von Wechſeln, C. P. O. 8 1003 hat ſolche nicht mehr; es 
gelten die allgemeinen Vorſchriften über das Verfahren bei Kraftloserllärung von 
Urkunden. 
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6. Die Wirkung des Amortifationgerfenntnifies iſt die Kraftlos— 
erklärung der Urkunde.” Dieje Erklärung wirft in rem, jeder 
Dritte kann fich auf diejelbe berufen. Der an ich berechtigte Wechſel— 
gläubiger, welcher ſich am Berfahren nicht beteiligte, hat jein Necht 
verloren. 

Die weitere Wirkung ijt, daß der das Ausjchlußerfenntnis 
Erlangende nunmehr das Necht hat, gegenüber den durch die Urkunde 
Berpflichteten das Recht aus derjelben geltend zu machen. Dies 
gilt gegenüber dem Hauptwechjeljchuldner und jeinem Avaliſten, 
nicht minder aber gegen die regreßpflichtigen Wechjelichulöner.®-° 
Den angeblich VBerpflichteten find ihre Einreden gegen den Anfpruch 
nicht benommen, aber die Aftivlegitimation des im Amortifationsverfahren 
Obfiegenden fünnen jie nicht mehr in Frage jtellen. 

Nur bereit3 begründete Nechte erhalten ſich mittel® des Amortija- 
tionsverfahrens. Ein umlauffähiges Papier kann durch dasjelbe aljo 
nicht hergejtellt werden. Eine weitere Indoſſierung iſt unzuläffig, nur 
die Ceſſion bleibt offen. Auch fann der Empfänger eines Blanfoaccepts 
dasselbe nicht mehr ausfüllen, wenn er dasjelbe verlor und amorti— 
jieren ließ. 10 

Der Antragiteller der Amortijation iſt befugt, nach Einleitung 
des Amortijationgverfahren® vom Acceptanten des gezogenen und 
vom Ausiteller des eigenen Wechjels Zahlung zu verlangen, wenn 
er bis zur Kraftlogerflärung des Wechjels Sicherheit bejtellt; ohne jolche 


7) C.P.O. 81017 Abi.1. 


8) Sehr bejtritten iſt freilich, ob der Wechfelgläubiger auf Grund des Aus— 
ſchlußurteiles ſeine wechſelmäßigen Nechte auch gegen die Bedi elregreßfchuldner 
eltend machen fann. Viele verneinen dies, 3.8. Nehbein zu W.O. Art. 73 Anm. 2; 
Hr die Bejahung iſt u. a. Staub, W.O. Art.73 819; Grünhut Bd.2 x 109 Anm. 20. 
Ter Zwed des Berfahrens ift die Aufrechterhaltung des Rechtes des Gläubigerd dem 
Zufall, weider den Untergang der Wechlelurfunde mit fic führte, zum Trotz. Es 
entfpricht diefem Zwede, daß der Regrehjichuldner, daß insbeſondere der Trafjant nicht 
befreit wird, Natürlich ift die Folge, dab die Regreßſchuldner auch ihrerſeits als 
befugt zu erachten find, ihre Rechte gegen ihre Bormänner auf Grund des Aus- 
ichlupurteiles geltend zu machen. C. P.O. $ 1018 hindert dies ficher nicht. 

9) Das Ausihlußurteil kann unter den VBorausjegungen von C.P.O. 8 957 
angefochten werden. Wird dad Ausſchlußurteil infolge der Anfechtungsklage aufge- 
hoben, jo bleiben die auf Grund des Urteil® bewirkten Leijtungen wirkſam, es fei 
denn daß der Leiftende die Aufhebung des Ausſchlußurteiles gekannt hat, C. P.O. 
$ 1018 Abf. 2, 

10) R.O. H. G. Bd. 25 5.18. Das Amortifationsverfahren hat Hier aljo nur 
die negative Wirkung, eine nocd unverbindliche Wechjelerklärung für den Fall unbe- 
rechtigter Ausfülung unjchädlicd zu madhen. So auch Merield a.a.D. ©. 291. 
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Sicherheit iſt er öffentliche Hinterlegung zu fordern berechtigt. Voraus: 
gejegt wird jelbjtverftändlich, daß fich aus der behaupteten Urkunde 
bereits ein Anſpruch auf Zahlung gegen den Hauptwechjelichuldner ergab. 
Bon dem Trajjanten oder den Indoſſanten dagegen fann der Antrag: 
iteller eine derartige vorläufige Hinterlegung niemals beanjpruchen. !? 


$ 281. Daß internationale Wedjelredt. 


1. Für das internationale Wechjelvecht, welches bei der kosmo— 
politiichen Natur diejes Injtitutes bejondere praftiiche Bedeutung bat, 
gelten einmal die allgemeinen BVBorjchriften, welche das Einf. Gel. zum 
B. G. B. über Fragen des internationalen Privatrechtes aufgenommen 
bat, ferner die allgemeinen Grundjäge, welche Wijjenjchaft und Praxis 
entwicelt haben, joweit dieje gejeglichen Vorſchriften und allgemeinen 
Srundjäge im Einflange mit den Anforderungen des Wechjelrechtes 
itehen, dann aber auch die befonderen Bejtimmungen, welche die W. O. 
in den Art. 84 bis 86 getroffen hat.! 


I. Die W. O. enthält dreierlei Vorjchriften für das internationale 
Wechjelrecht. 

1. Die im Art. 84 enthaltenen jtimmen mit den allgemeinen Sägen 
überein, welche jet Einf. Gej. zum B. G. B. Art. 7 trifft. Deutiche 
jind demzufolge nach den Grundfägen des deutſchen Wechjelrechtes fähig, 
wo immer fie ihren Wohnfig oder Aufenthalt haben. Die Wechjel- 
fähigkeit der Ausländer bejtimmt fich nach dem Rechte des Staates, 
welchem jte angehören; haben ſie aber im Deutichen Reiche Wechjel- 
verpflichtungen übernommen, jo genügt es dem deutjchen Richter, daß 
fie nach den Geſetzen des deutſchen Inlandes wechjelfähig wären, auch 
wenn jie nach dem Rechte ihres VBaterlandes der Wechjelfähigfeit ent: 
behren. 

2. Bezüglich der wejentlichen Erfordernijje eines im Auslande 
ausgeitellten Wechjels, jowie jeder anderen im Auslande ausgeitellten 





11) W. O. Art. 73. Der Wechſelſchuldner ift unjeres Erachtens durch die Zahlung, 
welche er nach dem Geſetze machen mußte, befreit. Meldet ſich daher nach der Sicher: 
heitsbeitellung und vor dem Amortijationgerfenntnifie ein dritter berechtigter Inhaber 
des Wechſels, jo fann legterer, vorausgejegt daß der Wechſelſchuldner bei Prüfung 
der Frage nad jeiner Verpflichtung zur Bejtellung der Sicherheit mit der gehörigen 
Sorgfalt verfuhr, den Anſpruch nur noch auf die bejtellte Sicherheit geltend machen. 

12) Die Gründe bat das R.O.H.G. Bd.1 S. 174ff. ausgeführt. 

1) Salpius in Goldſchmidts Zeitichriit Bd. 19 S.1 bis 66; Grünhut a.a.D. 
Bd.2 S. 568. 
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Wechjelerflärung gilt der Grundjag locus regit actum, d. h. jie 
werden nach den Regeln des Geſetzes des Ortes beurteilt. Die nicht 
jo weit gehende Beitimmung des Einf. Gej. zum B. G. B. Art. 11 bleibt 
für den Wechjel außer Betracht. 

Wechjelerflärungen, wodurch jich ein Deutjcher einem anderen Deut: 
jchen im Auslande verpflichtet, Haben indeſſen Wechjelfraft, wenn ſie 
auch nur dem deutſchen Rechte entiprechen. 

Entjprechen ferner die im Auslande vollzogenen Wechjelerflärungen 
dem deutjchen Rechte, jo hindert der Umſtand, daß fie nach ausländiſchem 
Rechte mangelhaft find, die Nechtsverbindlichkeit der ſpäter im In— 
lande auf den Wechjel gejegten Erklärungen nicht. 

3. Bezüglich der Form — auch Zeit und Ort der Vornahme — 
der im Auslande zur Ausübung oder Erhaltung des Wechjelrechtes 
vorzunehmenden Handlungen entjcheidet der Grundjaß locus regit actum 
ſchlechthin, W.OD. Art. 86. Es bezieht fich dies auf Art und Zeit der 
fraglichen Handlungen, 3. B. auf die Tagesjtunden des Protejtes.? 

III. Soweit die ausgeführten Regeln nicht eingreifen, it für Die 
wechjelrechtliche Berpflichtung des einzelnen Wechjelichuldners zunächit 
das Necht, dem jich die Beteiligten unterwerfen wollten®, dann der Er: 
füllungsort* nach der in Deutſchland bezüglich der Schuldverhältnijie 
allgemein herrjchenden Regel maßgebend. 5 


Viertes Kapitel. 
Die Maſſenanlehen. 


z 282. Die Maſſenanlehen im allgemeinen. 
1. Um die gewaltigen Summen aufzubringen, welche das Kredit— 
bedürfni® der Staaten, Gemeinden, Storporationen, unter Umſtänden 
auch einzelner phyliicher Perjonen, insbejondere von Großinduftriellen, 





2) Aber jtreitig ift, ob nad) dem Art. 86 dies nicht bloß die Form der wechſel— 
rechtlichen Alte betrifft, jondern ob nad) den Bejepen des Auslandes aud die Not- 
wenbdigfeit der zur Erfüllung des Wechſelrechtes im Auslande vorzunehmenden 
Schritte zu beurteilen it. Dies ift zwar im allgemeinen zu verneinen, vgl. aber 
— Art. 84 Ziff. 5 und dort „ugel. 

R.O. H.G.; RG. Bd. 24 ©. 112. 

R. O. H. G. Bd. 6 ©. 358. Ein Wechſel war drei Monate a dato auf &. 
in Oporto gezogen. Da in Oporto ein Monat mit 30 Tagen zu berechnen ijt, jo 
ijt hiernach, nicht aber nad) der deutſchen W.D. die Fälligkeit zu berechnen, Beilage: 
heft z. Reichsanz. 1896 ©. 78. 

5) Anderd Grünhut Bd.2 ©. 581. 


Dernburg, Bürgerl. Recht. 11. 2. 


19 
08 
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verlangt, kennt der moderne Verkehr Maflenanleihen, an welchen zahl- 
reiche Gläubiger zu Anteilen — jog. Teilobligationen — beteiligt werden. 

Nicht um Darlehen handelt es ich hierbeit, der Streditjuchende 
ichafft vielmehr abjtrafte Obligationen, welche auf einen beftimmten 
Geldbetrag — den jog. Nennwert — lauten, vgl. B.G.B. $ 780. Sie 
ind zum großen Teil Inhaberſchuldſcheine. Doch nur das Neich und 
die Bundesjtaaten find dazu befugt, Inhaberichuldicheine ohne weiteres 
in den Verkehr zu bringen, andere Perſonen bedürfen hierzu jtaatlicher 
Genehmigung. Dies veranlaßt Kaufleute, namentlich aber Gefellichaften, 
welche die Nechte von Kaufleuten haben, Anlehenjchuldicheine auf Na- 
men auszugeben, diejelben, wozu fie H. G. B. $ 363 ermächtigt, an 
Ordre zu jtellen und in blanco indojjieren zu lajjen, jo dat die Schuld- 
icheine ähnlich wie Inhaberpapiere durch Übergabe übertragen werden 
können. 

II. Schuldſcheine, welche Maſſenanlehen bilden, werden regelmäßig 
mittels Verkaufes verwertet.“ Dieſer wird in verſchiedener Weiſe in das 
Werk geſetzt. Häufig geſchieht die Veräußerung durch Vermittelung von 
Banken derart, daß ein ſog. Emiſſionspreis feſtgeſtellt und das Publi— 
kum zu Zeichnungen behufs Erwerbes der Schuldſcheine zu dieſem Preiſe 
aufgefordert wird. Darin liegt im Rechtsſinne eine Einladung zum 
Kontrahieren. Das Angebot des Kaufes geſchieht durch die Zeichnung. 
Der Zeichner erhält durch diejelbe Fein Necht auf die Annahme jeines 
Angebotes. Nur ijt das Bankhaus zu unverzüglicher Antwort verbun- 
den, wenn die Vorausjegungen von H. G. B. $ 362 vorhanden jind. 
Die Verfäumnis gilt als Annahme des Antrages des Zeichners. 

Angaben des Projpeftes, auf Grund dejien die Emijjion erfolgt, 
gelten als zugeficherte Eigenjchaften der Obligationen. Das emittierende 
Bankhaus Hat diejelben als Verkäufer nach $ 459 Abj. 2 zu vertreten.® 


III. Mafjenanlehen, welche Aftiengejellichaften ausgeben, werden 
im Berfehre häufig Prioritätsobligationen genannt. 


Dies um deswillen, weil fie den Vorzug vor den Aktien haben. 
Zwar bilden die Aktien nicht Schuldjcheine, fie find vielmehr Geſell— 


1) Bgl. Cojad, Handeldrcht S. 338; R.O. H. G. Bd. 20 ©. 248; R.G. Bd. 28 
S.29. 
2) Natürlich kann die Verwertung auc in anderer Weile geichehen, indem 
z. B. Grundjtüde, Fabriken, Eifenbahnen für die Schuldjcheine eingetaujcht werden. 
3) Berihärfte Haftung legt außerdem das Börfengejeß vom 22. Zuni 1896 
$44 dem Emiffionshauje auf. 
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Ichaftsanteile, aber jie werden doch im Verkehre ähnlich wie jolche be- 
trachtet. 

Nicht jelten wird auch einer Klaſſe des Maffenanlehens der Borzug 
vor weiter ausgegebenen Klaſſen von Anlehen zugejtanden. 

Das Vorrecht kann bei Anlehen der Privateifenbahnen und Klein: 
bahnen durch Verpfändung der Bahn gefichert werden‘; ferner kann es 
durch Eintragung einer Sicherungshypothef unter Bejtellung eines Treu— 
händers hergejtellt werden, B. G. B. $ 1189.5 


8 283. Mehrheitsbejhlüfje bei Maffenanlehen. 

1. Die große Zahl der Gläubiger bei Mafjenanlehen erjchwert die 
Ergreifung von Maßregeln, welche im Interejje aller Gläubiger erforder: 
lich find, insbejondere auch eine Verftändigung zwiſchen dem Gläubiger 
und dem Schuldner, wenn diejelbe durch die wirtichaftliche Lage ge: 
boten: ift. 

Bisher war nur möglich, hieraus jich ergebenden Mißſtänden da- 
durch zu begegnen, daß bei Ausgabe der Obligationen mittels der An- 
leihebedingungen für eine Bertretung des Gläubiger vorgejorgt wurde, 
welche namentlich dem emittierenden Bankhauſe überlaffen wurde. Jetzt 
giebt gejetliche Hilfe das Reichsgeſetz vom 4. Dezember 1899, die ge: 
meinjamen Rechte der Beſitzer und Schuldverjchreiber betreffend.! Das: 
jelbe trat am 1. Januar 1900 in Kraft. Es findet nach $ 26 Abj. 2 
auch auf vorher ausgegebene Mafjenanlehen Anwendung. 

I. Das Gejeg it nur für Schuldverfchreibungen von Privat: 
perjonen und privaten jurijtiichen Perſonen, 3. B. Aftiengejellichaften 
bejtimmt?, nicht für Schuldverjchreibungen des Neiches, eines Bundes- 
itaate8 oder einer Körperjchaft des öffentlichen Nechtes. Landesrechtlich 
fann e8 aber auch für Schuldverjchreibungen von Bundesjtaaten oder 
einer öffentlichen Körperichaft anwendbar gemacht werden, $ 24. 

III. Nach $ 1 des Gejeges it für deſſen Anwendbarkeit voraus- 
gejeßt: 

1. Daß der Schuldner des Maſſenanlehens jeinen Wohnfig oder 
jeine gewerbliche Niederlafjung im Inlande hat, 


4) Vgl. unten Bd.3 8284 

5) Bl. Bd.3 8241 Biff. IT 3. 

1) Ein Vorbild lag in dem preußiichen Gejege vom 19. Auguſt 1895, betr. das 
Pfandrecht an Privateifenbahnen, $ 27 ff. 

2) Das Geſetz findet auch Anwendung auf die Pfandbriefe, welche Hypotheken— 
aftienbanten ausgeben, vgl. Hypothefenbantgefeg vom 13. Juli 1899 $35 Ziff. 4. 


2) * 
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2. ferner, daß die Schuldverjchreibungen im Inlande ausgejtellt 
find, einen bejtimmten Nennwert haben, und den PBartialgläubigern ver: 
hältnismäßig gleiche Rechte gewähren. 

3. Es müſſen endlich mindeſtens Schuldicheine im Betrage von 
300 000 Mark und in der Anzahl von 300 Stüd ausgegeben jein. 

IV. Bejchlüfje der Gläubigerverfammlungen, welche in legaler Weiſe 
gefaßt werden, haben verbindliche Kraft für alle Gläubiger. 

Diefe Beichlüjfe werden teil durch einfache Mehrheit, teils mur 
ducch eine qualifizierte Mehrheit gefaßt. 

a) Soweit nicht anderes vorgejchrieben iſt, genügt die einfache Mehr- 
heit der abgegebenen Stimmen. Die Mehrheit wird nach den Beträgen 
der Schuldverjchreibungen berechnet. Bei Gleichheit der Stimmen ent- 
Icheidet die Zahl der Gläubiger, $ 10. 

b) Eine qualifizierte Mehrheit ift in beitimmten Fällen und nament— 
(ich zu Beichlüffen erforderlich, durch welche Nechte der Gläubiger auf- 
gegeben oder beichräntt werden. Sie verlangt eine Mehrheit von min: 
deſtens ®/, der abgegebenen Stimmen; die Mehrheit muß mindejtens 
die Hälfte des Nennwertes der im Umlauf befindlichen Schuldverjchrei- 
bungen, und wenn diejer nicht mehr als 12 Millionen Mark beträgt, 
mindeſtens ?/, des Nennwertes erreichen. Beträgt der Nennwert der im 
Umlaufe befindlichen Schuldverjchreibungen weniger als 16 Millionen, 
aber mehr als 12 Millionen Mark, jo muß die Mehrheit 8 Millionen 
Mark erreichen. 

Für die im Belize des Schuldners befindlichen Schuldverjchreibungen 
iit das Stimmrecht ausgejchloiien. Diejelben bleiben außer Anja, $ 10 
Abi. 4, 8 11 Abſ. 4. 

Y. Die Berufung der Gläubigerverjammlungen gejchieht durch den 
Schuldner. Der Schuldner iſt aber zur Berufung verpflichtet, wenn jie 
von Gläubigern von Y/,, der umlaufenden Schuldverfchreibungen, oder 
vom bejtellten Vertreter der Gläubiger verlangt wird. Außerſtenfalls 
kann dag Amtsgericht die Antragſteller zur Berufung der Verſammlung 
berechtigen, SS 3 ff. des Geſetzes. 

VI. Aufgeben oder Bejchränfungen von Nechten der Gläubiger, 
insbejondere Ermäßigung des Zinsfußes oder Bewilligung einer Stun- 
dung kann nur in Notfällen, d. 5. zur Abwendung einer Zahlunggein- 
jtellung oder des Konkurſes und nur mit qualifizierter Mehrheit be: 
ſchloſſen werden, $ 11. 
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Ein folcher Beſchluß muß für alle Gläubiger die gleichen Be— 
dingungen feſtſetzen, nur bei ausdrüdlicher Einwilligung der zurüd- 
gefeßten Gläubiger ift eine ungleiche Behandlung der Gläubiger zuläffig. 

Ein durch Begünftigung einzelner Gläubiger zuftande gefommener 
Beſchluß it den übrigen gegenüber unverbindlich. 

VII. Die Beltellung eines Vertreters gejchieht durch einfachen 
Mehrheitsbeichluß, zugleich muß der Umfang feiner Befugniſſe bejtimmt 
werden, $ 14 Abi. 1. Eines qualifizierten Bejchlufjes bedarf es, damit 
den einzelnen Gläubigern die jelbitändige Geltendmachung jolcher Rechte 
entzogen wird, zu welchen der Vertreter ermächtigt it, $ 14 Abi. 2. 
Desgleichen bedarf es jolcher Mehrheit, wenn der Vertreter zu einem 
Verzicht ermächtigt werden joll. 

Mehrere Vertreter haben im Zweifel nur kollektive Befugnijje. Quali: 
fizierter Mehrheitsbejchluß kann den Vertreter jederzeit abberufen, un— 
bejchadet jeines Anjpruches auf vertragsmäßige Vergütung, 8 14. 

VII. Feitiegungen der Schuldverjchreibungen fünnen die nach dem 
Geſetz der Gläubigerverfammlung und dem Vertreter zuftehenden Be: 
fugniſſe nicht ausschließen oder beichränfen, 8 20. 


Fünftes Kapitel. 
Die Bürgſchaft. 


$ 254. Die Sicherung des Kredits. 

I. Sreditieren jchafft Gefahr. Oft ſtößt der Gläubiger auf böjen 
Willen des Schuldners, oft jcheitert er an deſſen Zahlungsunfähigfeit. 

Diejen Gefahren jucht das Necht zu jteuern. Denn der Kredit, 
dag Lebenselement des Verkehrs, muß jtoden und fich verteuern, wenn 
man auf die Rüdgewähr des Streditierten nicht wenigjtens für die Regel 
zählen fann. 

II. Böjen Willen und Chifane des Schuldners zu brechen, it das 
neuere Recht bemüht durch Bejchleunigung der Zwangsvollitredung, 
durch volljtredbare Urkunden. Insbejondere erleichtern die zahlreichen 
‚Formen abjtrakter Berbindlichkeiten!, Wechjel?, Schuldverjprechen, Schuld- 
anerfenntnifje den Beweis und bejchleunigen den Prozeß. 


1) So aud in Rom die ächte Stipulation Paulus sent. V 7 $1: Obligationum 
firmandarum gratia stipulationes inductae sunt. 
2) Über Kautionswechſel vgl. oben 8276 Anm. 26. 
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III. Die Sicherungsmittel gegenüber der Zahlungsunfähigteit des 
Schuldners zerfallen in die zwei großen Gruppen der realen und der 
perfönlichen Sicherung. Die realen Sicherungsmittel verhaften einen 
Gegenftand für gegebenen Kredit. Zum Zweck realer Sicherung find 
die Pfandrechte geichaffen, dient das Zurücdbehaltungsrecht, wird nicht 
jelten Kauf auf Wiederfauf ſowie Abtretung einer Forderung oder eines 
Nechtes behufs Sicheritellung — cessio in securitatem — benußt. 

Die reinjte Form der perjonalen Sicheritellung iſt die Bürgſchaft, 
ihr ift das Kreditmandat nahe verwandt. Auch die Übernahme einer 
Geſamtſchuld, das Accept oder Indojjament eines Wechjels kann den 
Bwed haben, die Erfüllung der Schuld eines andern zu jichern. Dies 
iſt nicht Bürgſchaft.“ Die Verpflichtung richtet jich dem Gläubiger gegen- 
über ausjchließlich nach der aufgeprägten Gejchäftsform, nur im Ver— 
hältnis zu dem Kreditnehmer, für welchen man durch das Gejchäft ein: 
tritt, macht fich der Zwed der Verbürgung geltend. 

IV. Verbürgung ijt auf älteren Kulturjtufen das vornehmſte Kredit: 
mittel.* Dies war fie namentlich im alten Rom. Ihr Borzug it, dat 
fie dem Gläubiger nicht bloß eine neue Nechtshilfe, jondern auch eine 
moralijche Gewähr giebt. Denn nur wer nach jeinen Vermögensverhält- 
niſſen und jeiner Perjönlichkeit in dem Kreife, welcher ihm nahe jteht, 
als Freditiwürdig gilt, wird in der Negel unter den Genoſſen und Ver— 
wandten einen Bürgen finden, der für ihn eintritt. Doch auch die 
Bahlungsfähigfeit des Bürgen ift unberechenbar und kann leicht ver- 
jagen. Daher ſtammt jchon aus der römischen Kaijerzeit der berühmte 
Spruch: „Plus cautionis est in re, quam in persona.“5 Bon Ddiejem 
Sate ging vor allem das preußiiche Necht aus. Er liegt auch, obgleich 
minder jchroff, dem Neichsrecht zu Grunde. 

Daher jteht nach $ 232 Ab}. 2 unter den gejeglichen Sicherungs- 
mitteln die Bürgjchaft an letter Stelle, falls reale Sicherung unthunlich 
it. Daher kann nad) 8 373 Abſ. 3 das BZurüdbehaltungsrecht des 
Gläubiger zwar durch reale Sicherung abgewendet werden, nicht aber 
durch Bürgichaft und kann nach $ 1218 Rückgabe des Pfandes im Falle 
der Bejorgnis feiner Wertminderung gegen anderweite Sicherheitäleijtung, 





3) Es ordnet fich aber dem weiteren Begriffe der Intercejfion unter, d. b. 
Übernahme einer Verpflihtung oder Verhaftung, um einem anderen Kredit zu ver: 
ſchaffen. 

4) Vgl. Dernburg, Römiſches Pfandrecht Bd.1 81. 

5)125 D. de R. J. 50, 17. 
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nicht aber gegen Bürgenjtellung beanjprucht werden. Es genügt endlich 
nach dem Zwangsvollitredungsgejeg vom 24. März 1897 8 69, bei der 
Bwangsverjteigerung zur Sicherung des Geboted des Anfteigerers 
Bürgenftellung nicht. Immerhin wird fie nach dem Einf. Geſ. zu dem- 
jelben, $ 10, landesrechtlich zugelajfen im Intereſſe mitbietender Eleinerer 
Befiger, welche zwar Verjonalfredit haben, nicht aber über verpfändbare 
Werte verfügen. Das preußiſche Ausführungsgejeg zum Bwangsvoll- 
jtreetungsgefeg Art. 10 hat hiervon für den Geltungsbereich des bis— 
berigen rheinischen Nechtes Gebrauch gemacht. 


8 285. Begriff, Abſchluß der Bürgſchaft. 

1. Das Wejen der Bürgjchaft ift Nebenverpflichtung neben 
dem Hauptjchuldner durch Vertrag mit dem Gläubiger zu Dejjen 
Sicherung. So nad) dem VBorbilde des gemeinrechtlichen Bürgjchafts- 
vertrages, $ 765. 

1. Die Borausjegung iſt aljo eine Hauptichuld. Meiſt ijt jie Geld- 
jchuld, notwendig ijt dies nicht. Selbjt für Unterlafjungen ift Ber: 
bürgung möglich, jo daß fie den aus der Zunviderhandlung jich ergeben: 
den Anjpruch auf Schadenserjag oder auf Strafe fichert. 

Eine bejondere Art iſt die Afterbürgichaft, aljo die Verbürgung 
für einen Bürgen. Zwar unterjteht jie den allgemeinen Regeln, doc) 
führt fie zu bejonderen Kombinationen. 

Verbürgung für bedingte, ja für fünftige Forderungen ijt jtatt- 
haft, natürlich vom Envachjen der Verpflichtung abhängig, $ 765 Ab}. 2. 
Es iſt micht erforderlich, dak die Hauptforderung bei Übernahme der 
Bürgjchaft bereits individualifiert iſt; Bürgichaft kann 3. B. allgemein 
für die aus einer Gejchäftsverbindung jich künftig entwidelnden Gejchäfte 
geleistet werden. * 

2. Die Hauptforderung, welcher die Bürgjchaft dient, muß gültig 
jein. Denn die Bürgſchaft joll die Erfüllung fichern, nicht Die 
Nechtsgültigfeit einer Forderung gewährleijten. 


1) Gemeinrechtliche Litteratur: Girtanner, Die Bürgichaft 1851 mit reichen 
Litteraturangaben; Hajenbalg, Bürgichaft 1870, der Braris dieneud; geiſtreiche Aus- 
führungen bei DO. Geib, Zur Dogmatik der römijchen Bürgichaft 1894. Über deutjches 
Recht vgl. die bei Stobbe= Lehmann Bd. 3 $ 238 Angef. 

2) Eine gejegliche Verpflichtung, wie ein Bürge zu haften, bejtimmen u. a. 
8571 ar Sag 1, 81251 Nbi.2 Sab 2. 

3) Uber die Begriffsbeitimmung von E.I $ 668 vgl. Unger in Iherings Jahrb. 
ee 8 8 gl. Unger in Iherings Jah 

4) R.O. H.G. Bd. 19 S. 111, vgl. 1.6 $2 D. de fidej. 46, 1. 
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Klagbar muß aber die Hauptforderung nicht fein. Dies entipricht 
dem gemeinen Rechte. Namentlich ift die Verbürgung einer verjährten 
Forderung gültig. > 

3. Der Inhalt der Bürgichaftsichuld muß mit dem der Hauptichuld 
identijch fein. 

Doch genügt wirtichaftliche Identität der Pot. Der Haupt: 
ſchuldner kann daher Getreide, der Bürge Geld verjprechen. Auch die 
Modalitäten der Bürgjchaftsichuld, insbejondere Zeit und Ort der Er- 
füllung fönnen verjchieden jein Inſoweit kann die Verpflichtung des 
Bürgen eine jchwerere fein, als die des Hauptichuldners.® 

4. Die Bürgjchaft it Nebenverpflichtung, daher jetzt nicht bloß 
ihr Entjtehen eine Hauptverpflichtung voraus, jie kann auch nicht ohne 
dieſe abgetreten werden? und fie endigt mit deren Untergang. 

Subjidiäre Natur hat fie in der Regel durch die Einrede der 
Vorausklage, $ 771. Dies aber ift nichts Notwendiges, denn der Bürge 
fann als Selbjtichuldner haften, jo daß er in erjter Linie vom Gläu— 
biger verklagt werden fan. 

IH. Zur Bürgichaft ift Vertrag des Bürgen mit dem Gläubiger 
notwendig.°-? Wer dem Schuldner verjpricht, für deſſen Verbindlichkeit 
aufzufommen, iſt fein Bürge. 

Nicht jelten wird eine Bürgjchaftsurfunde einem Mafler überlajten, 
damit er die Urkunde Dem zu gewinnenden Gläubiger übermittelt. Das 
it nach heutigem Bertragsbegriffe vechtlich zuläjjig.* 

5) ®gl. 1.37 D. de fidej. 46, 1. — $ 222 Abf.2 B. G. B. 

6) Anders nad) einem römiſchen Rechte. 

7) Bgl. Zur. Wochenſchr. 1886 ©. 122 n.47. — Siehe auch Deutſche Jur. Ztg. 
1898 S. 104. 

8) Vgl. R.G. Bd. 31 ©. 266. — Es ijt jelbjtverjtändlich nicht notwendig, dak 
die Bürgichaft außdrüdlicd übernommen wird. Es kommt aljo nicht darauf an, ob 
die auögeftellte Urfunde von „verbürgen“ fpricht oder das Verſprechen enthält, „die 
Schuld des N. zu zahlen‘ oder „Für fie einzuftehen“ oder jich ähnlicher Wendungen 
bedient. Bol. R.O. H. G. Bd.16 ©. 314. Aber der Wille, fi zu verbürgen, muß 
unzweideutig hervortreten. Ein bloßer Empfehlungsbrief z. B. bildet feine Berbürgung 
für die Schulden, welche der Empfohlene beim Adrefjaten aufnimmt. Bloßes Unter: 
ichreiben eines Schuldicheines gilt als Zeugnis, nit als Verbürgung. Vgl. Striet: 
borft Archiv Bd. 83 ©. 214. 

9) Die im Handelöverfehre nicht jelten vorfommende Haftung del credere fann 
Ülbernahme der Hauptichuld oder auch Bürgschaft bedeuten. Ubernimmt der Verlkaufs— 
fommifjionär das del credere, fei es durd) Vereinbarung oder nad) Handelsgebrauch 
oder durch unbefugtes Kreditieren, jo iſt er Hauptichuldner, da der Stommittent aus 
den Geichäften des Kommiſſionärs keine direlte Klage gegen deſſen Mittontrahenten 
hat. Steht ein Agent, welcher Sejchäfte vermittelt, fir das del credere ein, jo 
liegt Bürgichaft vor, da der Auftraggeber aus deſſen Geſchäften eine direfte Klage 


gegen defien Mitkontrahenten erlangt hat. R.O. H.G. Bd. 12 ©. 153. 
10) Bgl. R.G. Bd. 11 ©. 248, Bd.31 ©. 266. 





? 
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Der Bürgjchaftsvertrag iſt nach den allgemeinen Grundjäßen der 
SS 119 ff. wegen Irrtumes, Betruges, Zwanges anfechtbar. Sit der 
Bürge durch Betrug des Hauptjchuldners zur Verbürgung beſtimmt 
worden, jo fann er fie nur anfechten, wenn der Gläubiger den Betrug 
fannte oder fennen mußte, $ 123 Abi. 2, vom Hauptjchuldner aber fann 
er jedenfall® Befreiung und Schadenserſatz beanjpruchen, 88 823, 249. 

Jeder Geichäftsfähige kann ich verbürgen. Die Bejchränktungen 
des alten Rechtes, ingbejondere der Bürgjchaftsleiltung durch Frauen, 
find dem B. G. B. nicht bekannt. }! 

Vormünder fowie Inhaber der elterlichen Gewalt bedürfen zur Über: 
nahme fremder Verpflichtungen und insbejondere zu Bürgjchaftserklä- 
rungen im Namen ihrer Mündel jowie ihrer Kinder der Genehmigung 
des BVBormundichaftsgerichtes, $ 1822 Ziff. 10, 8 1643. 

III. Nach 8 766 fordert das Verſprechen des Bürgen zur 
Nechtsgültigfeit Schriftlichkeit, um die Ausnutzung der Schwäche hilf: 
loſer und leichtfinniger Berjonen zu erjchweren, und um zu verhindern, 
daß aus hingeworfenen Empfehlungen gegen die Abficht des Erflärenden 
allzu leicht Bürgjchaften herausgedeutet werden. Die Annahme der 
Bürgjchaftserklärung kann formlos fein. 

Erjt der Reichstag entichloß ſich für die Form der Schriftlichfeit.!? 
Völlig durchgeführt ift der Gedanke nicht, da Verpflichtungen mit gleicher 
ökonomiſcher Wirkung nicht an die Schriftlichkeit geknüpft wurden. 

Mus die Schrifturfunde über die Bürgjchaft den Nechtsgrund der 
Hauptforderung bezeichnen, für welche man ſich verbürgt? Nach preußis 
ſchem Rechte, welches gleichfalls Schriftlichfeit forderte, war dies ftreitig.!® 
Die Frage ift zu verneinen, da das Geſetz in diejer Hinficht nichts beftummt. 


11) In Rom verbot befanntlid den Frauen Bürgichaften und andere inter 
cejjionen das S. C. Vellejanum, vgl. Dernburg, Pand. Bd.2 584. Das A. L. R. 
I, 14 8$ 220ff. u. a.a. O. knüpfte wenigitens die Geltung der Bürgichaft einer Frau 
an die gerichtlihe Erklärung, die Folgen derjelben und Aufnahme eines Protokolles 
hierüber. Der code civil und das öſterr. B. G. B. fannten dagegen diefe Bejchrän- 
fungen nicht. Sn Preußen wurden die Jntercejfionsbejchränfungen durch das Geſetz 
vom 1. Dezember 1869 aufgehoben. Auch in den meijten anderen deutjchen Staaten 
waren fie befeitigt. 

12) Der E.I forderte feine Form für den Bürgſchaftsvertrag. In der zweiten 
Kommilftion — Brot. Spahn Bd.2 S.461 — wurde der Antrag auf jchriftliche Form 
abgelehnt. Die Reichstagskommiſſion, Bericht S. 1983, entichied fich für diejelbe. 

13) Die Bezeihnung der Hauptverpflichtung und ihres Rechtsgrundes in der 
Urkunde forderte u. a. das D.Trib. bei Gruchot Bd.7 ©.232. Vgl. aber Gruchot 
Bd. 16 ©.621. Das R.D.H.G. Bd. 6 S.277 eradıtete die Bezeichnung der causa 
der Hauptichuld mit Recht als entbehrlih, da die Form vorzugsweile den Zweck 
habe, die feichtjinnige Übernahme von Verbürgungen durd übereilte mündfiche 
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Mündliche Nebenabreden, welche die Bürgjchaft einjchränfen, jind 
zuläjlig; jolche, die jie erweitern, find dies nicht. 14 

Die Bürgjchaft, welche auf Seite des Bürgen ein Handelsgejchäft 
bildet, unterliegt der Form der Schriftlichkeit nicht. Auf Minderfauf: 
leute ijt dies nicht anwendbar, H. G. B. 88 350, 351. 

IV. Zu Bürgichaften drängt man fich nicht. Meiſt verbürgt man 
jich auf Begehren des Hauptichuldners, unentgeltlich oder auch entgeltlich. 
Leijtet ein Kaufmann in Ausübung feines Handelsgewerbes die Ver— 
bürgung, jo gebührt ihm im Zweifel Vergütung, jog. Provifion, 9. G. B. 
8 354. 

Gemeinrechtlich unterjtellte man das Begehren einer Verbürgung 
dem Gefichtspunfte des Mandats und gründete hierauf die actio man- 
dati contraria des Bürgen gegen den Hauptichuldner. Das B. G. B. 
$ 775 jpricht von Auftrag. Damit ist Auftrag im weiteren Sinne 
gemeint; feineswegs nach dem engeren Begriffe des $ 662 unentgeltliche 
Gejchäftsbejorgung. 

In der Übernahme einer Bürgjchaft kann auch Gejchäftsbejorgung 
ohne Auftrag liegen, indem man jich 3.B. für den abwejenden Schuldner 
verbürgt, um die Zwangsvollitredung gegen denjelben zu verhüten; dann 
hat der Bürge die actio negotiorum gestorum contraria gegen den 
Hauptjchuldner, gemäß der Grundjäge der SS 677 ff. 


$ 286. Berpflihtung des Bürgen gegenüber dem Gläubiger. 

I. Die Anjprüche des Gläubiger gegen den Bürgen beſtimmen 
jich nach dem Wejen der Bürgichaft und der Vereinbarung. ! 

Aus dem Wejen der Bürgichaft folgt notwendig, daß jie nicht auf 
„Mehr“ gehen kann, als die Hauptichuld. Ob das etwaige Mehr den: 
noch aus anderem Grunde gefordert werden fann, etiwa als Vertrag— 
Strafe ijt nach der Parteiabſicht zu bemejjen. 


Erklärungen zu verhiten, und da eine Ergänzung der Schrift durch anderweite Nach— 
weije nicht ausgejchlojjen jei. Dagegen freilich Eccius, Pr. Pr. R. Bd.2 $ 144 Anm. 15. 

14) Planck ertlärt $ 766 Ziff. 2 mündliche Nebenabreden ohne zu unterjcheiden 
als zuläflig. 

1) Die Verpflichtung des Bürgen geht auf dejjen Erben über. Nach älterem 
römischen Rechte verpflichtete die Bilrgichaft — die sponsio und fidepromissio — die 
Erben des Bürgen nicht, Gaj. Inst. III $120. Ebenjo war nad) früherem deutichen 
Rechte die Bürgichaft paſſiv unvererblid. Stobbe, Zur Geſchichte des deutichen Ber: 
tragsrechtes S. 132. — Hat ſich der Bürge auf Lebenszet verbürgt, jo gelten die 
Grundſätze über eine zeitlid) begrenzte Bürgichaft. 

2) ®gl.1.54 pr. D. locati 19, 2,1.91 $4 D. de fidej. 46, 1; Dernburg, Band. 
Bd.2 879 Anm. 2; Geib a. a. O. 
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Im Zweifel it volle Verbürgung — in omnem causam — 
anzunehmen, d. h. Einitehen für alles, was der Hauptichuldner in dem 
Augenblide, in welchem die Bürgjchaft geltend gemacht wird, 
aus dem verbürgten Gejchäfte zu leijten hat, $ 767. Denn wer Kredit 
auf Bürgichaft giebt, will in der Negel, daß ihm alles gefichert jei, 
was er fünftig zu fordern hat. 

1. Hiernach haftet der Bürge insbefondere, auch wenn die VBerbind- 
lichkeit des Schuldners durch deſſen Verſchulden oder Verzug geändert 
wird, 5 767 Sat 2.3 Auch für die dem Gläubiger von dem Haupt: 
ſchuldner zu erjegenden Kojten der Kündigung und der Nechtsverfolgung 
hat der Bürge aufzufommen, $ 767 Ab}. 2. 

2. Dagegen wird die Verpflichtung des Bürgen durch Nechts- 
geichäfte, welche der Hauptjchuldner nach der Übernahme der Schuld 
vornimmt, nicht erweitert, $ 767 Ab. 1 Sat 3. Auf eine Kündigung 
des Hauptſchuldners, oder eine Wahl, die ihm vertragsmäßig freigeftellt 
iſt, kann dies nicht bezogen werden. 

3. Dem Grundgedanfen des $ 767 entipricht, daß der Bürge im 
Zweifel auch für Vertragszinjen und Vertragsjtrafen einzujtehen hat, die 
bereit$ zur Seit der Übernahme der Bürgjchaft neben der Hauptichuld 
bedungen waren. Doch wurde bei der Beratung abgelehnt, eine dahin- 
gehende Beitimmung zu treffen. * 

II. Der Bürge kann fich vereinbarterweije in bejchränftem Maße 
verpflichten. 

1. Dies iſt bei einer Verbürgung für alles, was der Schuldner 
ſchuldig geworden ijt, der Fall, da fich jolche Verbürgung nur auf 
bereit3 envachjene Anjprüche — jeien fie fällig oder nicht — bezieht. ® 

2. Der Bürge, welcher jich ausjchließlich für die „Zinſen“ auf un— 
bejtimmte Zeit verbürgte, it, wenn die Uneinbringlichfeit des Kapitales 
durch dejjen Ausfall im Konkurſe oder den Ausgang einer Zwang: 
vollitredung feitgejtellt it, richtiger Anficht nach nicht für ſpäter auf: 
laufende Sinjen des verlorenen Kapitales verhaftet, denn wer ſich bloß 


3) Eine betagte Forderung wird dem Bürgen gegenüber nicht dadurd) fällig, 
da fie gegen den Hauptſchuldner ange der Eröfnunn des Konkurſes nad) Konk. O. 
$65 Abſ. 1 als fällig gilt, R.G. Bd.3 S. 356. Denn dieſe Fälligkeit beruht nur 
auf der Notwendigkeit, das Schuldweſen des Gemeinjchuldners ihm gegemüber zu 
ordnen; es folgt hieraus nicht die Notwendigkeit, die Fälligkeit der Forderung auch 
zum Nachteil des Bürgen eintreten zu lafien und ihn bierdurd über feine vertrags— 
mäßige Verpflihtung hinaus zu — 

4) Kom. Prot. — Spahn — Bd.2 S. 466. Val. $ 1210 bezüglich des Pfandes. 

5) Bgl. A.L. R. I, 14 88266, 267. 
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für Zinſen verbürgt, will nicht die Verpflichtung in dem Umfange wie 
der Bürge für die Kapitaljchuld übernehmen, was der Fall wäre, wenn 
er die Zinjen auch nach Uneinbringlichfeit des Kapitales für alle Zeit 
fortzahlen müßte. ® 

3. Zuweilen finden jich zeitliche Begrenzungen. 

Und zwar fann vereinbart fein, dat nur die innerhalb gewiſſer 
Zeit aus einem bejtimmten Nechtsverhältnis, 3. B. aus einem dem 
Schuldner eröffneten Kredit erwachſenden Anjprüche verlichert fein 
jollen. Die Bürgjchaft für diefe Anfprüche iſt dann an fich zeitlich 
unbejchränft, nur der Umfang der Forderungen, für welche der Bürge 
haften foll, wird durch die zeitliche Beſchränkung bejtimmt. Anders 
wenn die Haftung aus der Bürgjchaft auf eine beitimmte Zeit ein: 
geichränft wurde. Dann wird der Bürge dem Vertrage gemäß mit Ablauf 
der bejtimmten Zeit frei, wenn der Gläubiger innerhalb derjelben unthätig 
bleibt. Der Gläubiger fann aber nach 8 777 die Befreiung abwenden. 

a) dadurch, da er unverzüglich die Einziehung der Forderung nach 
ihrer Fälligkeit entiprechend dem $ 772 gegen den Schuldner betreibt, 
das Verfahren gegen denjelben ohne wejentliche Verzögerung jortjegt 
und dem Bürgen unverzüglich nach dejjen Beendigung anzeigt, daß er 
ihn in Anfpruch nehme. 

b) Haftet der Bürge jelbitichuldneriich, jo genügt es, daß der Gläu— 
biger dem Bürgen dieje Anzeige unverzüglich nac) Ablauf der bejtimmten 
Zeit macht. 

Im Falle rechtzeitiger Anzeige bejchränft fich die Verpflichtung des 
Bürgen auf den Umfang der Hauptverbindlichkeit zur Zeit der Beendigung 
des Nerfahrens, und bei jelbitichuldnerischer Bürgjchaft auf den Umfang 
der Hauptverbindlichkeit bei Ablauf der für die Bürgichaft gejegten Zeit. 


$ 287. Die Klage des Gläubigerd gegen den Bürgen. 

1. Die Klage des Gläubigers gegen den Bürgen fordert Darlegung 
und Beweis der Verbürgung, nicht minder aber der Begründung und 
des Umfanges der Hauptichuld. Dies gilt auch bei jelbjtichuldneriicher 
Bürgichaft.t-? 

6) Vgl. Strube, NRecditliche Bedenken Bd.4 n.50, neue Aufl. Bd.2 ©. 243; 
Holzihuher, Kaſuiſtik Bd.3 $311 n.17; A.L. R. I, 14 8 261 ff. 

1) So auch Striethorit Archiv Bd. 34 ©. 312. 

2) Gegen den felbjtichuldneriichen Bürgen, dem gekündigt iſt, fann — 


werden, auch wenn die Forderung gegen den Hauptichuldner, weil dieſem noch nicht 
gekündigt iſt, noch nicht fällig ijt; denn der Bürge hat an diejer Kündigung kein 
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Die Klage geht auf Erfüllung der Schuld, nur in zweiter Linie 
auf Schadenserjaß. 

I. Der Bürge fann fich jelbjtverjtändlich auf Einreden aus jeiner 
Berjon berufen, insbejondere auf jolche gegen den Bürgjchaftsvertrag- 
Dahin gehört, daß dem Hauptichuldner der Kredit nur unter gewiljen 
Bedingungen eröffnet war, dat die Bürgjchaft im Hinblid auf diejelbe 
geleiftet wurde und daß jene Bedingungen bei der Kreditgewährung nicht 
eingehalten wurden. ® 


III. Dem Bürgen jtehen ferner die dem Hauptjchuldner zu— 
jtehenden Einreden zu, 8 768 Abi. 1 Sat 1.+° Es gilt dies für 
Eimvendungen jeder Art, bezieht fich auf jolche, welche zur Zeit der 
Verbürgung beitanden, wie auf diejenigen, die dem Hauptichuldner jpäter 
erwuchjen. Insbeſondere kommt dem Bürgen auc) die Verjährungseinrede 
de3 Hauptichuldners zu gute, wenn auch ihm gegenüber die Berjährung 
nicht vollendet jein jollte. 

Auf Einreden des Hauptjchuldners, die ihren Grund in der Ver- 
mögensunzulängigfeit haben, gegen welche die Bürgjchaft den Gläu— 
biger jchügen jollte, kann fich der Bürge nicht berufen®, daher namentlich 


Intereſſe, R.G. Bd.2 ©. 187. Anderer Anfiht Eccius, Preuß.Pr.R. Bd.2 8144 
Annı. 31. 

3) In diefem Sinne hat dad R.O. H.G. Bd.9 ©. 184 die Klage gegen einen 
Bürgen abgewiejen, welcher fi für den Saldo eines Kontokorrents bei einem Kredit— 
vereine verbürgt hatte, nach dejjen veröffentlichten Bedingungen die Streditnehmer ihre 
Rechnungen jo halten jollten, daß fie einen Teil des Jahres aud Gelder zu gute 
hätten, was aber im gegebenen Falle nicht gefchehen war. Es fehlte hier an den 
Vorausſetzungen, unter denen die Bürgſchaft geleijtet war. Anders jedoch R. G. 
Bd. 3 ©. 350. 

4) Dies ohne Unterjchied, ob der Bürge einen Rüdariff gegen den Haupt— 
jchuldner hat oder nicht. Über das römıfche Recht vgl. Geib a.a.D. ©. 102. 

5) Wie jteht es mit Einreden, welde nur zu Gunjten des Hauptſchuld— 
ners zugefügt find, 3. B. der Darlehensgeber veripriht dem Echuldner, welcher Ge- 
ichäftsreijender ijt, ihn während derjelbe auf jeinen Reifen begriffen it, nicht zu 
behelligen, vorbehaltlic jeines Rechtes ſich an deſſen jelbjtihuldneriihen Bürgen zu 
halten. Das Gefeg bejtimmt über jolche Fälle nichts. Sehr natürlih! Es verjteht 
fih von jelbit, daß der Bürge ſich auf eine ſolche Einrede nicht berufen fann. Da- 
gegen meint freilihd Pland 3 768 Ziff. la: „Ausgenonmen waren im bisherigen 
Rechte die Einreden, welche dem Hauptihuldner nur für jeine Berjon zuftehen. Das 
Geſetz Hat diefe Befonderheit fallen laſſen.“ Welchen Grund follte das Gefeg haben, 
dem Bertrage der Parteien eine andere Wirkung zu geben, als die Parteien wollten 
und ihn jo zu entijtellen? 

6) Allerdingd wurde in der zweiten Kommiſſion — Spahn Bd.2 ©.466 — 
ein Antrag, welcher dies allgemein ausiprechen wollte, abgelehnt. Allein der Sap 
folgt aus dem Zwede der Bürgichaft, weldye den Gläubiger gerade gegen die Zah: 
lungsunfähigfeit des Schuldners jhügen joll. Er ergiebt fi) aber aud im Wege 
der Analogie aus $ 768 und Konk. O. $193. Dieje treffen doc offenbar feine bloß 
pofitiven und jingulären Normen. 
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nicht auf die beichränfte Haftung der Erben des Hauptichuldners, 8 768, 
und nicht auf einen vom Hauptichuldner abgejchloffenen Zwangsvergleich, 
Konf.D. $ 193. 

Wie ſich das Nechtsverhältnis gejtaltet, wenn der Bürge auf Die 
Geltendmachung von Einreden, welche gegen die Hauptichuld gehen, 
verzichtet, insbefondere bei der Übernahme der Verbürgung jelbit, iſt 
bejtritten. Man hat behauptet, in leterem Falle liege feine Bürgichaft, 
jondern ein andersartiges, nach allgemeinen Grundſätzen zu beurteilendes 
Schuldverfprechen vor.” Dies trifft feinesfalld zu, wenn der — jelbit- 
ſchuldneriſche — Bürge auf eine bloß verzögerliche Einrede des Haupt: 
ichuldners verzichtet; aber auch für den Fall des Verzichtes auf eine 
peremptorijche Einrede ijt dies unrichtig, wenn diejelbe eine jog. natür- 
liche Schuldverpflichtung übrig läßt. 

IV. Dem Bürgen iſt das Recht verjagt, die Anfechtung, welche 
dem Hauptjchuldner gegen das der Verbürgung zu Grunde liegende 
Nechtsgejchäft zuiteht, an deſſen Statt geltend zu machen. Wenn man 
aber den Bürgen auch nicht zu jolchem Eingriffe in die Nechtitellung 
des Hauptichuldners für befugt hielt, jo hat er doch eine auffchiebende 
Einrede gegenüber der Klage aus der Bürgichaft, jo lange dem Haupt: 
Ihuldner die Anfechtung noch offen steht, S 770. 

Der durch argliitige Täuſchung oder widerrechtlihe Drohung zur 
Übernahme einer Verpflichtung beſtimmte Hauptjchuldner hat aber nicht 
bloß ein Anfechtungsrecht nach $ 123, jondern auch eine Einrede wegen 
der vom Gläubiger begangenen unerlaubten Handlung nad) $ 853, und 
dieje Einrede ijt dem Bürgen nicht zu verjagen! 

Auch ein Rüdtrittsrecht des Hauptjchuldners jteht dem Bürgen 
nicht zu, insbejondere aljo auch nicht das Recht, Wandelung zu bean 
jpruchen, wenn er jich für den Anjpruch verbürgt hat. Hat aber der 
Hauptichuldner Anſpruch auf Preisminderung, jo wird der Bürge hierauf 
eine Einrede ſtützen fünnen, damit greift er in die Rechte des Haupt— 
jchuldners nicht ein. ® 

V. Nach bisherigem Rechte war der Bürge befugt, dem Gläubiger 
gegenüber die Gegenforderung, welche der Hauptjchuldner gegen dieſen 
hatte, aufzurechnen.? Das B.G.B. entzieht ihm diejes Recht. Man 





7) So Motive Bd.2 ©. 662; Pland $ 768c. 
8) Planck 8770 Ziff. 1 ift anderer Anficht. 
9) 1.4, 1.5 D.de comp. 16, 2; A. L. R. I, 16 8328; code civil art. 1294. 
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meinte ſo wenig er das Geld des Hauptſchuldners ohne deſſen Willen 
zur Befriedigung des Gläubigers verwenden dürfe, ſo wenig könne er 
mit einer dem Hauptſchuldner zuſtehenden Gegenforderung den Anſpruch 
des Gläubigers tilgen. 

Daher giebt $ 770 Abſ. 2 dem Bürgen nur eine verzögerliche Ein- 
rede, jolange jich der Gläubiger durch Aufrechnung gegen eine fällige 
‚zorderung des Hauptjchuldners befriedigen kann. Hat er eine ent: 
Iprechende Einrede auch, wenn zwar nicht dem Gläubiger, wohl aber 
dem Hauptichuldner das Recht der Aufrechnung zujteht? Dies it als 
in der Abſicht des Geſetzes liegend zu erachten. 19 

VI. Hat der Gläubiger den Hauptjchuldner verklagt und ijt rechts: 
fräftig abgewiefen, jo jteht dem Bürgen die Einrede der Rechtskraft zur 
Seite. Hat der Gläubiger dem Hauptjchuldner gegenüber rechtskräftig 
obgejiegt, jo fommt ihm die Nechtsfraft des Urteile dem Bürgen 
gegenüber an und für ſich nicht zu gute, da ſie nur für und gegen die 
Parteien wirkt, C. P.O. $ 325. Jedoch kann der Bürge den Inhalt 
eines gegen den Hauptjchuldner rechtskräftig gefällten Urteiles nicht an— 
fechten, wenn er jich für das fünftige Ergebnis des Prozeſſes oder gar 
für das bereits gefällte Urteil verbürgte. Auch die bloße Verbürgung 
für alle Anjprüche des Gläubigers jchließt die Verbürgung für Die 
Verpflichtung aus dem rechtsfräftigen Urteile in ſich.n 
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1. Nach ältejtem deutjchen Nechte galt die Beitellung eines Bürgen 
als Mittel, welches der Schuldner jeinem Gläubiger zu deſſen Befrie- 
digung überwies, jo daß der Schuldner nur in Anſpruch genommen 
werden fonnte, wenn dies Mittel verjagte. Bis in die neuere Zeit erhielt 
jich hiernach in einzelnen Landen der Nechtszujtand des Spruches: „Den 
Bürgen muß man würgen.“? Doch jchon im Mittelalter machte ſich 
in ae die Subjidiarität der Bürgjchaft geltend. 


10) Anderer Anficht Cojad, B.R. 2. Aufl. Bd.1 ©.572, in welder er feine Be- 
hauptungen der 1. Auflage S. 566 zurüdnimmt. Er giebt das Beiipiel, dab N. eine 
fällige Darlehensforderung gegen B. bat, für welche ſich E. verbürgt, B. eine fällige 
Gegenjorderung wegen einer von A. vorjäplich begangenen unerlaubten Handlung 
gegen A. Hier. ſoll alfo C., obgleich das Aufrechnungsrecht des B. noch in der 
Schwebe iſt, ſchlechthin zahlen müſſen. So auch Planck 8770 ZFiff. 2. 

11) Anders R.O. 9.6. Bd.1 S. 59. Plenarbeſchluß vom 18. Oftober 1870. 

1) Stobbe- Lehmann Bd.3 8 238. 
2) So in Oberöfterreid nad) Unger a.a.D. Bd. 29 ©. 17. 


352 Die Bürgſchaft. 


Gemeinrechtlich wurde das von Juftintan in der Nov. 4 geichaffene 
jog. beneficium excussionis, die Rechtswohlthat der Vorausklage?, 
wonach der Gläubiger vor Belangung des Bürgen den Hauptichuldner 
zu betreiben hat. Dies ging in die neuere Gejeßgebung über, freilich 
in verjchiedener Geſtalt. Das A.L. R. I, 14 8 283 veritattete dem 
Gläubiger nur dann fich an den Bürgen zu Halten, wenn durch Ber- 
folgung des Rechtes gegen den Hauptichuldner erwieſen war, daß der— 
jelbe zu vollitändiger Erfüllung nicht im ftande jei. Code civ. art. 2023 
legte dagegen dem Bürgen, welcher die Einrede vorjchügen wollte, auf, 
dem Gläubiger pfändbare Vermögensſtücke des Hauptichuldnerd anzu— 
geben und die Kojten für die Volljtrefung in diejelben vorzujchießen. 
Das öjterreihiiche B. G. B. fennt die Einrede der Vorausklage nicht. 

Das alte H. G. B. Art. 281 bejeitigte fie für Handelsgejchäfte. 

II. Das B. G. B. 88 771 ff. hält an dem Zwange zur Voraus: 
flage feit.* Doch bildet jie nicht eine Bedingung der Verpflichtung des 
Bürgen, jo dat das Nichtvorhandenjein von pfändbaren Gegenitänden 
des Hauptichuldners zum Fundamente der Klage gegen den Bürgen 
gehört; vielmehr Handelt e3 fi nur um eine Einrede, welche der 
Bürge vorſchützen muß. 

Doc nicht der Bürge hat zu beweilen, daß der Hauptichuldner 
pfändbare Gegenjtände bejigt. Sache des Gläubigers ijt gegenüber der 
Einrede desjelben darzuthun, daß er die Zwangsvollitredung vergeblich 
verjucht hat. Dies legte man in die Faſſung von $ 771. 


II. Immerhin joll dem Gläubiger bei Geldforderungen Die 
Verfolgung des Bürgen nicht allzujehr erjchtwert werden. Bezüglich ihrer 
ift nicht3 anderes gefordert, als daß 

a) der Gläubiger die Zwangsvollitredung in die beweglichen 
Saden des Hauptichuldners an dejien Wohnjig, und wenn er vom 
Wohnjige verjchieden ift, auch an deſſen Gewerbejit, im Ermangelung 
beider an dejjen Aufenthaltsort verjucht hat. 

b) Aus beweglichen Sachen des Hauptjchuldners, an denen der 
Gläubiger ein Prandrecht oder Zurücbehaltungsrecht hat, muß er gleich: 
falls, wenn fie fich auch anderswo — insbejondere an feinem Wohn: 
fige — befinden, zuvörderſt jeine Befriedigung ſuchen. Hat der Gläu— 
biger noch wegen einer anderen Forderung ein jolches Pfand- oder 


3) Bgl. Dernburg, Pand. Bd.2 879. 
4) Val. freilich Unger, Vorausklage in Iherings Jahrbüchern Bd.29 S. 1ff. 
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Zurücdbehaltungsrecht an der Sache des Schuldners, jo gilt dies nur, 
wenn beide Forderungen durch den Wert der Sache gedeckt werden 
fönnen, $ 772 Ab]. 2. 

Hiernad) fann der Bürge einer Geldforderung die Einrede namentlich 
nicht wegen pfändbarer Forderungen des Hauptjchuldners oder deshalb, 
weil der Schuldner noch ein Grundſtück beſitzt, geltend machen. 

IV. Die Einrede der Borausklage ist nach $ 773 ausgeſchloſſen: 

1. im Falle des Verzichtes des Bürgen auf Diejelbe, insbe— 
jondere im Falle der Verbürgung als Selbjtjchuldner®; 

2. in Fällen wejentlicher Erjchwerung der Rechtsverfolgung 
gegen den Hauptjchuldner infolge einer nach Übernahme der Bürg- 
ichaft eingetretenen Veränderung jeines Wohnjiges, Gewerbeſitzes 
oder Aufenthaltsortes. Solche Erjchwerung wird anzunehmen jein, 
wenn der Hauptjchuldner das Reichsgebiet verläßt.d Im der Regel 
wird Died aber auch genügen. 

3. Die Einrede ift ferner ausgejchlojien, wenn jic) der Haupt- 
ſchuldner in Konkurs befindet, nicht minder 

4. wenn vorausjichtlich die Zwangspollitredung gegen 
denjelben erfolglos bleiben würde, 3. B. wenn er Almojenempfänger 
ilt oder unlängst von anderen Gläubigern vergeblich ausgepfändet wurde. 

Kann jich aber der Gläubiger durch ein Pfandrecht oder ein Zu- 
rückbehaltungsrecht aus einer beweglichen Sache des Hauptjchuldners 
unbejchadet feiner Nechte wegen anderer Forderungen gegen denſelben 
befriedigen, jo ijt die Einrede auch in Fällen 2, 3 und 4 zuläffig.? 

V. Dem Bürgen jteht, wenn die Bürgjchaft für ihn ein Handels» 
geichäft ift, die Einrede der Vorausflage nicht zu, H. G. B. 8 349. 
Anders bei Minderfaufleuten, 9.6.8. $ 351. 

Ob der Gläubiger ein Kaufmann ijt, fommt für die Einrede der 
Vorausklage nicht mehr wie nach altem H. G. B. Art. 281 Abi. 2 in 
Betradit. 

VI. Die Verbürgung fann vereinbarterweile bloß den Ausfall, 
welchen der Gläubiger beim Hauptjchuldner erleiden wird, zum Gegen: 
ftande haben, jog. Schadensbürgfchaft — fidejussio indemnitatis.® 


5) Vgl. R.G. Bd.6 ©. 154. 

6) Zum Verzicht der Affordbürgen vgl. Konk. O. 8 194. 

7) Nur vom Falle 3 und 4 ſpricht 8 773 lepter Abſatz. Gleiches gilt für den 
Fall 2, bier eine Erſchwerung im Sinne des $ 773 Nr. 2 nicht vorliegt. 

8) Coſack, B.R., behauptet $ 158, VII Ziff. 2, e8 ſei dies feine echte Bürgichaft, 
jondern ein Garantievertrag, unterliege daher dem Bürgſchaftsrechte, z. B. dem Er: 


Dernburg, Bürgerl. Recht. 11.2. 23 
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Dann iſt die Subfidiarität nicht bloße Rechtswohlthat wie im Falle der 
Einrede der Vorausflage, jondern Bertragsbedingung. Sie greift daher 
weiter als das Necht der Vorausklage. Dies zeigt fich namentlich im 
Falle des Konkurſes des Hauptichuldners, da die Einrede der Voraus: 
lage wegfällt, während der Ausfallsbürge, wenn der Hauptichuldner 
in Konkurs gerät, erjt auf den Fehlbetrag, der jich im Konkursverfahren 
ergiebt, belangt werden kann.“ 


8289. Nechte des Bürgen gegen den Hauptjdhuldner; 
gegen die Mitbürgen. 

I. Hat der Bürge den Gläubiger nach Fälligkeit der Forderung 
befriedigt, jei es durch Erfüllung, ſei e8 in anderer Weiſe!, jo fteht 
ihm der Nüdgriff gegen den Hauptichuldner zu. 

Hierfür jtehen ihm in der Negel zwei Wege offen. Den einen 
ordnet das Gejet ausdrücklich und pojttiv; der andere ergiebt ſich, ohne 
daß das Geſetz hierüber Bejonderes bejtimmt, nach allgemeinen Grund: 
jägen aus dem Verhältniſſe, welches zur Verbürgung führte. 

II. Soweit der Bürge den Gläubiger befriedigt, geht auf ihn nad 
s 774 Abſ. 1 Sab 1 die Forderung des Gläubigers gegen den 
Hauptjchuldner von Rechts wegen über. 

Das römische Necht gab bereit? dem Bürgen eine Einrede, ver: 
möge deren er vom Gläubiger die Abtretung der Forderung Desjelben 
gegen den Hauptjchuldner fordern fonnte?, das jog. beneficium ceden- 
darum actionum. Was aber der Bürge in Rom bejonders begehren 
mußte, wird ihm jegt von Rechts wegen zu teil. * 


fordernifje der Schriftform, nicht. Dies wäre ſchlimm, ijt aber auch nicht richtig. 
Es liegt echte Bürgjchaft vor, denn der Hauptichuldner jchuldet den Ausfall, welchen 
der Gläubiger im Falle der Zwangsvollitredung oder des Konkurſes erlitt, nach wie 
vor, und für diefe Schuld jteht der Schadenäbürge ein. So fahten aud) die Römer 
ihre fidejussio indemnitatis auf. 

9) Bol. R.O. H. G. Bd. 13 ©. 175. 

1) Auch durch Novation, R.G. bei Gruchot Bd. 33 ©. 970. 

2) 1.36 D. de fidej. 46, 1, 1.76 D. de sol. 46,3; Dernburg, Band. Bb. 2 
$80 Anm. 7. 

3) Ähnlich auch nad) älteren deutſchen Rechten Stobbe- Lehmann Bd. 3 8 239 
Anm. 29 und A.L.R. 1,14 8338ff. 

4) ®gl. 1.33 D. de fidejuss. 46, 1. Die Klage des Bürgen gegen den Haupt- 
ihuldner wird dadurch begründet, daß er Bürgſchaft geleiitet und den Gläubiger 
abgefunden bat. Sie it nicht davon abhängig, daß ihm aus materiellen 
Gründen ein Rüdgriff gegen den Bürgen zufteht, wie dies Windicheid, Band. Bd. 2 
$481 Am. 7 für das römiſche beneficium cedendarum actionum behauptete, vgl. 
dagegen Dernburg, Rand. Bd.2 880 Anm.8. Es ift Sade des Hauptichuldners, 
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1. Die Forderung gegen den Hauptjchuldner geht auf den Bürgen 
mit ihren Vorrechten, 3. B. Konfursprivilegien und den ihr zuftehenden 
Hilfgrechten, ingbejondere Hypothefen oder Pfandrechten über, $ 401.5 
Die Anjprüche gegen die Mitbürgen jtehen aber dem erfüllenden Bürgen 
nicht zu; er hat nur nach $ 426 Recht auf Ausgleichung, $ 774 Abi. 2. 

Nah B. G. B. ift nicht zu bezweifeln, worüber man früher jtritt®, 
daß auf den Bürgen auch folche Anjprüche gegen den Hauptjchuldner 
übergehen, welche dem Gläubiger erjt nach der VBerbürgung aus 
einem jpäteren jelbjtändigen Rechtsgrunde erwachjen find. 


2. Der Übergang kann nicht zum Nachteile des Gläubigers 
geltend gemacht werden, $ 774 Abſ. 1 Sat 2, wie dies auc) in anderen 
‚sällen des gejeglichen Forderungsüberganges, 3. B. $ 268 Abj. 3 und 
s 426 Abi. 2 Sa 2 bejtimmt iſt.“ Daher fann 3. B. der Bürge, der 
nur einen Teil der Forderung des Gläubigerd bezahlt hat, das infolge 
dejjen übergegangene Necht im Konkurſe des Hauptſchuldners nicht zur 
Geltung bringen, falls hierdurch die Dividende des Gläubigerd wegen 
jeiner nicht getilgten Nejtforderung beeinträchtigt würde.?. 8 


3. Einreden, welche dem Hauptjchuldner gegenüber der For: 
derung des Gläubigers zuftanden, müfjen auch dem Bürgen ent= 
gegenitehen, ſoweit derjelbe feinen Regreßanſpruch auf den Übergang 
dieſer Forderung jtüßt. | 


wenn da8 Verhältnis zwiſchen ihm und dem Bürgen Gründe gegen den Regreß 
an die Hand giebt, dies im Wege der Einrede, $774 Abi. 1 Sa 2, gegenüber der 
Klage des Bürgen geltend zu machen und zu beweijen. Eine weitere Frage iſt, ob 
der Bürge, welcher den Gläubiger infolge Erlaſſes oder Vergleiches mit einer ge— 
ringeren Summe volljtändig abgefunden hat, mit der auf ihn übergegangenen 
Stlage auf den vollen Betrag der Schuld Hagen kann. Auch dies ijt zu bejahen. 
Aber der Hauptichuldner kann dagegen eine Einrede geltend machen, weil ſich der 
Bürge nicht auf feine Koften bereihern joll. Wollte der Gläubiger dem Bürgen 
ichenfen, jo greift dieje Einrede nicht durch. Bol. L. Krit. z. 2. vom beneficium 
cedendarum actionum $alle 1880. 

5) ni der Aiterbürge den Gläubiger, jo geht jelbjtverjtändlich die 
Forderung desjelben gegen den Hauptichuldner und gegen den Bürgen, für den er 
bürgte, auf ihn über. 

6) Vgl. Dernburg, Preuß. BP. R. Bd.2 ©. 754; Gruchot Bd. 34 ©. 988. 

7) Es entipricht die® der im art. 1252 code civ. aufgejtellten Regel, nad 
welcher nicht anzunehmen ift, da jemand gegen fich ſelbſt habe jubrogieren wollen. 

8) Hat der Bürge erit nad Eröffnung des Konkurſes einen Teil der Forderung 
gezahlt, jo kann zweifellos der Gläubiger feine ganze Forderung, wie fie zur Zeit 
der Konfurseröfinung bejtand, im Konkurſe anmelden und von derjelben die Konkurs— 
dividende beziehen, R.G. Bd.8 S. 290. Für den Fall, daß die teilweife Tilgung 
der Forderung durch den Bürgen bereit3 vor der Konkurseröffnung erfolgte, kann 
dies zweifelhaft jein. 

23* 
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4. Der Hauptichuldner kann dem Bürgen, welcher die auf ihn 
übergegangene Klage des Gläubigers geltend macht, Einwendungen ent: 
gegenjtellen, welche fich in dem zwijchen ihm und dem Bürgen bejtehenden 
Nechtsverhältnifje gründen, $ 774 Abi. 1 Sat 2. Dahin gehört, daß 
der Bürge mittel® der Verbürgung nur fein eigenes Intereſſe wahrte, 
daß er für feine Aufiwendungen bereits vollftändige Dedung erhalten 
hat, daß er auf den Rückgriff verzichtete. 


II. Hat der Bürge auf Grund eine® Auftrages des Haupt: 
jchuldners die Bürgjchaft übernommen?, jo erlangt er wegen jeiner Auf- 
wendungen nad) $ 670 Anſprüche — actio mandati contraria —: 
diejelben weichen nach Inhalt, Umfang und juriftiichen Wejen erheblich 
von denjenigen ab, welche ihm der Übergang der Klage des Gläubigers 
verjchafft, wenn auch beide Klagerechte gleichartige Ziele verfolgen. 1° 

1. Mit der Mandatsklage kann der Bürge vom Hauptſchuldner 
nicht nur den Betrag der Forderung beanjpruchen, welche er dem Gläu- 
biger berichtigt hat, vielmehr alle Aufwendungen, welche er gerecht— 
fertigterweife machte, $ 670, 3. B. Prozeßkoſten. Es ift ihm ferner 
das von ihm Ausgelegte, auch joweit es jich um Berichtigung von Zinjen 
der getilgten Schuld handelt, von der Zeit der Aufwendung an zu ver: 
zinfen, $ 256.11 

2. Hat der Bürge entjchuldbarerweile angenommen, daß die For— 
derung des Gläubigers noch bejtche, obgleich fie bereits, ohne daß er 
dies wußte oder hätte wijjen müjjen, vom Hauptſchuldner getilgt 
war, jo iſt er gleichwohl befugt, das behufs ihrer Erfüllung Ausgelegte 
vom Hauptjchuldner zu fordern. Died gemäß $ 670, da er unter jener 
Vorausjegung die Aufwendung für erforderlich halten durfte. 1? 

3. Die Verjährung der Aniprüche des Bürgen gegen den Haupt- 
ihuldner auf Grund jeiner Aufwendungen it die dreigigjährige, auch 


9) Vgl. oben 8286 Ziff. V. 

10) Hat der Bürge den Gläubiger vor der Fälligkeit der verficherten Forderung 
befriedigt, jo geht der Anipruch des Gläubigers fofort auf ihn über, jelbjtverjtändlich 
als betagter. Die Mandatsklage aber erwächſt ihm nicht vor der Zeit der Fälligkeit 
der getilgten Forderung, 1.31 D. de fidej. 46, 1. 

11) Die ihm gegen den Gläubiger erwachſende Klage wegen ungeredhtfertigter 
Bereiherung hat er dagegen dem Hauptſchuldner abzutreten. 

12) Nicht minder hat er den Nüdgriff gegen den Hauptichuldner, wenn er zur 
Leiſtung der Schuld troß der von ihm vorgeſchützten Einreden zu Unrecht rechtskräftig 
verurteilt wurde und dem Urteile genügte. Dies namentlich, wenn er dem Haupt: 
ſchuldner rechtzeitig den Streit verkündet hat. 
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wenn die Forderungen, die er tilgte, kurzer Verjährung unterlagen. 
Sie fängt von der Aufwendung an. 

Da jedes der beiden Slagerechte bejondere Vorteile fir ihn haben 
fann, jo wird der Bürge oft veranlaßt fein, diejelben zu verbinden. 

IV. Sit der Bürge zwar nicht auf Grund eines Auftrages des 
Hauptjchuldners für denjelben eingetreten, jtehen ihm aber nach den 
Vorſchriften über unbeauftragte Gejchäftsführung die Nechte eines Beauf- 
tragten gegen den Hauptjchuldner zu, jo richten ſich jeine Anjprüche 
gegen den Hauptichuldner gleichfall3 nach den ausgeführten Grundjägen. 

V. Der Bürge, welcher auf Grund eines Auftrages eintrat, oder 
bei feiner auftragslojen Gejchäftsführung wie ein Beauftragter zu be- 
handeln ijt, fann, wenn die Gefahr nahe rückt, daß er infolge der 
Bürgichaft dem Gläubiger erfüllen muß, gegen den Hauptjchuldner auf 
Befreiung klagen. Die Fälle, welche $ 775 in Anlehnung an römiſches 
Necht!3 fpezialifiert, find: | 

a) erhebliche Berichlechterung der BVBermögenslage des Haupt: 
ſchuldners; 

b) weſentliche Erſchwerung der Rechtsverfolgung, gegen der Haupt— 
ſchuldner infolge der Änderung ſeines Wohnſitzes, Gewerbeſitzes, Aufent- 
haltsortes; 

c) Verzug des Hauptſchuldners gegenüber ſeinem Gläubiger; 

d) Erwirken eines volljtredbaren Urteiles des Gläubigers gegen 
den Bürgen. 

Statt Befreiung darf der Hauptichuldner, wenn die Schuld noc) 
nicht fällig ift, Sicherheit leijten, $ 775 Abi. 2. 

Auch dem jelbjtichuldnerifchen Bürgen jtehen diefe Anſprüche zu. 

VI. Der Rüdbürge verbürgt fi) dem Bürgen für deſſen Rüd- 
griff gegen den Hauptjchuldner. Er jteht dem Bürgen in derjelben 
Were ein wie der Bürge dem Gläubiger. Der Nüdbürge hat daher 
zwar diejelben Rechtswohlthaten wie der Hauptbürge, z. B. die Einrede 
der Vorausflage, aber dieje Rechtswohlthaten fallen auch unter den- 
jelben Vorausſetzungen weg, wie dies bei dem Anjpruche eines Gläu— 
bigers gegen einen Bürgen der Fall wäre. Ebenſo find die Rechte des 
Nücbürgen gegen den Bürgen auf Befreiung die gleichen, wie jie dem 
Bürgen gegen den Gläubiger und gegen den Hauptverpflichteten zu— 
fommen. 


13) Vgl. Dernburg, Pand. Bd.2 880 Ann. 5; 1.38 D. mandati 17, 1. 
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VII. Haben ſich mehrere Bürgen wegen derjelben Schuld verbürgt, 
jo haftet jeder auf das Ganze, mögen fie jich mittels eines Vertrags: 
aftes oder unabhängig von einander verbürgt haben. So iſt e8 auch 
nah B.G. B. Die gemeinrechtlicde Einrede der Teilung, wodurch Der 
Gläubiger genötigt wurde, jeine Klage unter mehrere zahlungstähige 
Bürgen zu teilen, it in das B. G. B. nicht übergegangen, wie jie auch 
den übrigen neueren Gejeggebungen fremd war. !+ 

Aber die Bürgen haben nach $ 774 Abi. 2 wie Gejamtichuldner 
einen Anjpruch auf Augsgleichung nach den Grundjägen des $ 426. *. 16.17 
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J. Der Bürgichaft iſt eigentümlich, daß fie durch Tilgung Der 
verbürgten Forderung endet, gejchehe diejelbe durch Erfüllung oder in 
anderer Weile jeitend des Hauptſchuldners jelbjt oder durch Dritte.! 
War die verficherte Forderung nur bedingt entfräftet, jo lebt die Bürg- 
ſchaft mit derjelben wieder auf; jo namentlich, wenn eine Hinterlegung 
widerruflich geichah und der Schuldner das Hinterlegte zurücknimmt?, 
$ 379 Abi. 3. Nicht anders im ‚Falle der Vernichtung der Hauptjchuld 
durch Vereinigung der Perjon des Gläubigers und des Schuldners, die 
hinterher außer Kraft tritt.® 

Hat der Bürge den fpeziell gejchuldeten Gegenstand jchuldhafter- 
weile vernichtet, jo wird der Hauptſchuldner befreit, denn für ihn 
iſt dies ein Zufall, für den er nicht aufzufommen hat. Aber der Bürge 
kann fich hierauf nicht berufen, er bleibt aus dem Bürgjchaftsvertrage 
verhaftet, wenn auch natürlich nur auf Gelderjag. So entjchieden die 
jpäteren klaſſiſchen Juriſten, insbeſondere Bapinian und Paulus.“ Dies 
it auch nah B. G. B. das Nichtiged, denn der Bürgjchaftsvertrag ver: 
pflichtet den Bürgen nach Treu und Glauben dazu, nicht durch fein 
Verjchulden die Erfüllung der Schuld unmöglich zu machen. Vielleicht 


14) Bol. über römiſches wu Recht Dernburg, Band. Bd.2 881. 

15) Bgl. oben Bd.2 Abt. 1 8163. 

16) So ſchon code eivil art. 2033. Das A. L. R. ging weniger weit. 

17) Val. R.O.H.G. Bd. 24 S. 99 bezüglich der Beweislaſt. 

1) R.G. Bd. 29 ©. 110. 

2) Bgl. oben Bd.2 8 Abt.18123 Ziff. 

3 Dal. oben 5d.2 Abt. 1 R 132 Ziff 

4) 1.95 $1D. de sol. 46, 3 1.88 D. ur. 0. 45,1; Dernburg, Band. 85. 2 
882 Anm. 4. 

5) Die Motive Bd. 2 ©. 666 überlajjen die Entjcheidung der Frage der 
Wiſſenſchaft. 
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findet man für diefe Auffaffung fein Bedürfnis, weil der Bürge in 
diefem Falle aus jeiner unerlaubten Handlung ohnehin haftet. Unter: 
jtellt man aber, daß ein Afterbürge für ihn angenommen war, jo ergiebt 
jich die praftifche Bedeutung dieſer Auffafjung. 

II. Nad) der Entjcheidung der römischen Juriſten ging die Bürg- 
jchaft unter, wenn ſich Hauptjchuld und Bürgjchaftjchuld, insbe— 
jondere durch Erbgang in derjelben Berjon vereinigten. Ste erhielt ſich 
aber, wenn die Bürgjchaftsichuld dem Gläubiger günstiger war ala 
die Hauptjchuld, was namentlich der Fall iſt, wenn die Bürgjchaft durch 
Pfand oder Nachbürgen gedecdt iſt. Nah B. G. B. muß der gleiche 
Rechtsjag gelten. Der $ 678 des erjten Entwurfes hatte ihn aus: 
drücklich ausgejprochen, in der zweiten Leſung fiel er zwar, aber nur, 
weil er Selbjtveritändliches zu enthalten jchien. 

III. Schon im gemeinen Rechte entwicelte jich der Satz, daß der 
Bürge von jeiner Verpflichtung frei wurde, wenn ihm der Gläubiger 
durch Aufgabe von Rechten oder durch Nachläfligkeit in der Betreibung 
der Schuld die gejeglichen Mittel, die ihn vor Schaden wahren fünnen, 
entzogen oder in ihrem Erfolge verfümmert hat. Denn nach heutigem 
Rechte ijt die Bürgichaft vom Gejichtspunfte des guten Glaubens aus 
zu beurteilen, und gutem Glauben widerjpricht es, wenn der Gläubiger 
die Lage des Bürgen verjchlechtert.” Hiervon ging auch der Code civil 
art. 2037, das A.L. R. J, 14 $ 328 aus. 

Das B. G. B. dagegen erfenut in $ 778 Befreiung des Bürgen 
bloß an, fall® der Gläubiger ein VBorzugsrecht, eine Hypothek, ein 
PBfandrecht oder das Recht gegen einen Mitbürgen aufgiebt, und 
die nur joweit, als der Bürge aus dem aufgegebenen Nechte hätte 
Erjag erlangen können. Ob das aufgegebene Recht vor oder nach Über: 
nahme der Bürgjchaft entitanden war, fommt nicht in Betracht. 

Eine allgemeine Pflicht des Gläubigers, im Interejie des 
Bürgen den Hauptjchuldner zu betreiben, fennt das B. G. B. 
nicht.“ Keinenfalls kann aber hiernad) der Gläubiger den Bürgen 





6) Vgl. Kretihmar, Konfufion ©. 224. 

7) Dies nahm die herrichende gemeinrechtliche Lehre an, vgl. Windſcheid Bd. 2 
$ 478; Arndts, Band. $ 357 Anm. 2; Dernburg, Pand. Bd.2 $82 Anm. 7. Aller: 
dings war der Satz dem „klaſſiſchen, römischen Rechte“ noch fremd. Aber er entſprach 
der Entwidelung des gemeinen Rechtes. 

8) Motive Bd.2 5.678; Pland zu 8776 Ziff. 2: „Die einzige Möglichkeit, 
welche ji dem Bürgen — bei Nachläffigteit des Gläubigers in der Beitreibung — 
bietet, um fi vor Schaden zu wahren, bejteht darin, dab er feinerieitd den Gläu— 
biger befriedigt, um dann auf Grund des $ 774 gegen den Schuldner vorzugehen.“ 
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belangen, wenn er, um dem Bürgen zu jchaden, die Rechtöverfolgung 
gegen den Hauptjchuldner unterlafien hat, $ 826. Der alte Spruch 
„Bürgen darf man würgen“ darf nicht unter der Herrichaft des B.G.B. 
wieder zur Geltung fommen.? 


IV. Gemeinrechtlih nahm man an, daß der Bürge, welcher ohne 
Feſtſtellung eines Endzeitpunftes eine Kreditbürgjchaft übernommen habe, 
damit nicht für immer, alſo nicht für die fernjte Zukunft gebunden jei, 
jondern nach Ablauf eines den Umjtänden nach abzumejjenden Zeit- 
raumes die Bürgfchaft auffündigen dürfe.10 Dies wird aud) unter der 
Herrichaft des B. G. B. nach der Abficht der Parteien anzunehmen jein.!ı 


$ 291. freditauftrag.' 

I. Der Auftrag in eigenem Namen, aber auf Gefahr des Auf: 
traggebers einem Dritten Kredit zu geben — Kreditauftrag, mandatum 
qualificatum — nähert fich der Bürgichaft. Solcher Kreditauftrag fann 
Geben oder Verlängerung von Kredit bezweden.? 

Auftrag ift auch Hier im weiteren Sinne genommen, keineswegs 
bloß in dem engen Sinne des zehnten Titel3 SS 662 ff., wonach er jich 
bloß auf unentgeltliche Gejchäftsbejurgung bezieht. Denn zweifelsohne 
hat der Streditgeber, auch wenn er befugt jein jollte, vom Auftraggeber 
für die Kreditierung eine Proviſion zu beziehen, gegen dieſen diejelben 
Anjprüche, wie wenn er fein Entgelt beanjpruchen wollte. 

II. Wieweit aber hat fich der Kreditauftrag der Bürgjchaft genähert? 
Gemeinrechtlich behauptete u. a. Girtanner, Bürgichaft ©. 540, daß der 
Kreditauftrag in der Bürgjchaft aufgegangen ei. 

Nach dem eriten Entwurfe $ 680 jollte er einfach in ihr aufgehen. 
Anders B.G.B. $778, der Natur des Gejchäftes gemäß den Beichlüfjen 
der zweiten Kommiſſion entiprechenDd. 


Ein mageres AustunftSmittel! interest enim ejus pecuniam retinere potius quam 
solutam stipulatori a reo repetere 1.15 pr. D. de fidejussoribus 46, 1. 

9) Ich würde troß Pland 8776 Abſ. 2 annehmen, da der Gläubiger, welcher 
dem Hauptihuldner gegenüber unentihuldbar in Unnahmeverzug geraten iit, falls 
diefer nachher zahlungsunfähig wird, vom Bürgen mit einer jog. exceptio doli zurüd- 
gewiejen werden darf. 

10) R.D.9.8. 38.9 ©.184, Bd. 11 S. 4, Bd. 19 ©. 111. 
11) Die pofitive Beitimmung des A.L. R. I, 14 88201, 308 ff. kann dagegen 
nicht feſtgehalten werben. 

1) Rothenberg, Arhiv für civ. re Bd. 77 ©. 323; Sotolovsli, Die Mans 
datöbürgichft 1891; Geib a.a.D. ©. 

a) 112 gu D. mandati 17, 1 
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a) Bor der Kreditgewährung finden nur die Nechtsregeln des 
Auftrages Anwendung. Danach fteht namentlich dem Auftraggeber Wider: 
ruf, dem Beauftragten Kündigung offen, $ 671. Doch wird der Auftrag 
troß $ 673 durch den Tod der Beauftragten nicht erlöjchen. ® 

Weil der Kreditauftrag nach der Negel des Auftrages begründet 
wird, verlangt er nicht wie die Bürgjchaft nach $ 766 jchriftliche 
Erteilung, auc wenn er den Zweck einer Verbürgung verfolgt. 

b) Nach der Kreditgewährung haftet der Auftraggeber dem 
Beauftragten als Bürge, $ 778. 

Es ijt anzunehmen, daß er nicht bloß die Pflichten, jondern auch 
die Rechte eines Bürgen bat, daß ihm daher die Einrede der Vor— 
ausflage zufteht und die Forderung gegen den Schuldner auf ihn 
übergeht, wenn er den Streditgeber befriedigt Hat. 

III. Das Nechtsverhältnis iſt anders geartet, wenn der Beauf- 
tragte nicht in eigenem Namen, jondern auf den Namen des Auf: 
traggeberg freditiert. Dann erwirbt der Auftraggeber die Forderung 
gegen den Streditnehmer. Der Beauftragte‘ hat nur Anſprüche gegen den 
Auftraggeber wegen jeiner Aufwendungen. Dies hat feine Verwandt: 
ichaft mit einer Bürgjchaft. 

Welche Natur der Auftrag Hat, iſt nicht ſchlechthin nach den ge- 
brauchten Worten „auf meine Gefahr“ oder auf meine Rechnung“, viel 
mehr vorzugsweije nach dem Gejamtinhalte des Gejchäftes zu beurteilen. * 


$ 292. Garantieverträge.! 


I. Im modernen Berfehre find Garantieverträge häufig, bei welchen 
der Garant dem Garantieempfänger verjpricht, das Riſiko eines Unter- 
nehmens des letteren ganz oder teilweiſe zu tragen. 


Der Garant kann an dem Unternehmen perjönlich interejliert fein 
oder auch bloß den Zweck haben, das gemeine Wohl zu fördern, 3.8. 
eine Induftrie= oder eine Kunftausstellung oder das Niederlafjen eines 
Arztes in einer gewiffen Gegend durch Garantie eines bejtunmten Jahres: 
einfommens zu ermöglichen. 





3) Wäre der Auftrag dahin gegangen, etwas einer gejhäftsunfähigen Perſon 
zu leiſten, ſo wäre der Auftraggeber verpflichtet — mit der a. mandati contraria —, 
während eine Verbürgung 8 wäre. 

4) D.Trib. Bd.21 S. 92. 


1) Stammler, Der Garantievertrag im Ardiv für civ. Praxis Bd. 69 n.1. 
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Der Garantievertrag bildet, auch wenn er in liberaler Abficht über: 
nommen wurde, feine Schenkung, denn er zielt nicht auf eine Berei- 
cherung des Garantieempfänger® ab. Er ijt auch feine VBerficherung, 
denn ihm iſt eine Vergütung für die Garantie nicht wejentlich. Ebenjo- 
wenig jtellt er ſich als Bürgichaft dar; denn er begründet nicht eine 
accefforiiche Verbindlichkeit zu Gunſten eines Gläubigers. 

Schriftlich muß der Garantievertrag nach B. G. B. nicht jein. 

Übernommen werden fann eine jog. Zinsgarantie, z.B. zu 
Gunsten der Aftionäre eines Cijenbahnunternehmens, ferner die Zus 
jiherung eines Jahreseinfonmens, auch der ganze oder teilweije Erjat 
eines Schadens. 

II. Die Garantie hat auch dann einzutreten, went das Unter— 
nehmen aus Gründen fehlichlägt, die bei ihrer Übernahme nicht in Be- 
tracht gezogen waren, z. B. im Falle des Ausbruches einer Cholera, 
welche die gegründeten Hoffnungen einer garantierten Induſtrieausſtellung 
vereitelt. 

Der Garantieempfänger it gehalten, das Gedeihen des garantierten 
Unternehmens möglichjt zu fördern und hierzu alle Sorgfalt anzuwenden. 
Sonst geht er der Garantie verluftig, und zwar völlig, wenn durch jein 
Benehmen die Bajis des Unternehmens völlig verrüdt ift, teilweiie, 
wenn es ſich um eine bejtimmt bemeßbare Schädigung handelt. 


Vierter Titel, 
Geichäftsbeforgungen. 


Erites Kapitel. 
Der Auftrag. Gefdäftsbeforgung ohne Auftrag. 
8293. Muftrag im engeren und im weiteren Sinne. 

I. Gegenjiand des Auftrages it nach SS 662 ff. unentgelt- 
liche Gefchäftsfejorgung.! 

Aber Auftrag wird im Leben in einem viel weiteren Sinne 
genommen, nämlich als Begehren einer Geſchäftsbeſorgung ohne 
NRücjicht darauf, ob fie gegen Entgelt gejchehen joll. So auch in den 
neueſten Nechtsquellen. Nach E. BP. D. vom 20. Mai 1898 $ 753 erfolgt 
die Zwangsvollitredung durch den Gerichtsvollzieher „im Auftrage 


1) E.1 8585; Mot. Bd.2 ©.525; Kom. Prot. — Spahn — Bb.2 ©. 351. 
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des Gläubigers“, jelbitverjtändlich gegen Vergütung. In gleichem 
Sinne iſt C. P.O. $ 167 vom Auftrage zu Zujtellungen die Rede und 
im Börjengejege vom 22. Juni 1896 $ 69 von Aufträgen zu Rechts— 
geichäften; die Nechtsanwalt3ordnung vom 1. Juli 1878 8 32 handelt 
vom „Auftraggeber“ des Rechtsanwalts. Im B. G. B. jelbjt wird Auf: 
trag in den 88 775, 778 ohne Beziehung auf Unentgeltlichkeit gebraucht. 
In der Überfchrift des 11. Titels „Geichäftsführung ohne Auftrag“ iſt 
es nicht anders. 

I. Die Quelle der Bejtimmungen der 88 662 ff. über den Auf: 
trag war das römische Mandat. 


Beim römischen Mandat galt urfprünglic) der Sat mandatum 
nisi gratuitum nullum est.” Dies hatte einen politiichen und joztalen 
Hintergrund. Der römtjche Bürger jollte dem Bürger unentgeltlich Hilfe 
leijten, ihm vor allem in Nechtshändeln beiftehen. In der jpäteren 
römischen Saijerzeit wurde dies erheblich modifiziert. Dienfte, welche 
man früher unentgeltlich zu leijten pflegte und die herfümmlich das 
Gebiet des Mandats bildeten, wurden jetzt großenteil® honoriert.? Dies 
galt aber nicht al3 Lohn, vielmehr als Bezeigeu von Anerkennung und 
Dankbarkeit, Erſatz für jchwer zu berechnende Auslagen, Beitrag zur 
Lebensführung des Mandatars während der Zeit der Gejchäftsbejorgung. 

Gemeinrechtlich Jah man dann namentlich die rechtliche Vertretung, 
ferner die Leiltungen des Lehrers von Wiſſenſchaft und Kunſt, des 
Arztes, des Geiſtlichen als Mandat an, bei welchen nicht Ablohnung, 
jondern Honorierung erfolge. * 

II. Der erjte Entwurf 88 585, 586 jchloß fich dem gemeinen 
Nechte an, der Beauftragte jollte das aufgetragene Gejchäft zu bejorgen, 
der Auftraggeber die bedungene Vergütung zu leiften haben. Über die 
Frage, was das Gebiet des Mandat? im Gegenjage zu Dienjt- oder 
Werkvertrag ei, bemerkten die Motive Bd. 2 ©. 527, dab unter Ge- 
jchäftsbeforgung — dem gewöhnlichen Sprachgebrauche entiprechend — 
feineswegs bloß NRechtshandlungen, fondern nicht minder thatjächliche 
Leiftungen gemeint ſeien; dieſelbe Handlung fünne bald Gegenjtand eines 
Dienjtvertrages, bald eines Mandatsvertrages fein. Es fomme dabei 


2) Noch in 1.1 $4 D. mandati 17,1 wiederholt. 


3) 1.6 pr. D. mandati 17, 1 si remunerandi gratia honor intervenit mandati 
erit actio. 


4) Dernburg, Band. Bd.2 $115 Anm. 13. 
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auf die Umftände an. Der Ergründung und Feſtſtellung durch Die 
Wiſſenſchaft jolle nicht entgegengetreten werden. 

Dieje Behandlungsweile fand ſeitens der Kritik jcharfen Widerſpruch. 
Wie jolle die Wiſſenſchaft den Unterjchted zwiſchen Dienjtvertrag und 
Auftragvertrag ergründen, wenn ihr das Geſetz hierzu feinen Maßſtab 
an die Hand gübe?5 Dies veranlakte Die zweite Kommiſſion, kurzweg 
eine begriffliche Unterjcheidung aufzustellen, indem man jchlechthin 
die Unentgeltlichfeit des Auftrages zum wejentlichen Merkmale für den- 
jelben machte®, wie dies das Gejeh in S 662 fejtitellt. 

IV. Damit war formal die Frage des Unterjchiedes erledigt. Aber 
man jah jich gedrungen, in $ 675 die meilten über den Auftrag auf: 
geitellten Vorjchriften auf Dienjtverträge und Werfverträge für anwendbar 
zu erklären, „wenn dieſe eine Gejchäftsbejorgung enthalten“. 

Was aber hiermit gemeint war, it rätjelhaft. 

Man hat behauptet, infolge des $ 675 jeien die in ihm aufge- 
führten Nechtsvorjchriften über den Auftrag auf alle Dienſt- und Werk— 
verträge anwendbar, denn alle enthielten eine Gejchäftsbejorgung.” So 
unbejtreitbar das letztere it, jo ilt doch hiermit der Sinn des $ 675 
nicht getroffen, denn jein Wortlaut ergiebt deutlich, daß er fich nur auf 
gewiſſe, nicht auf alle Dienit- und Werkverträge beziehen joll.® 

Man muß aljo unterjcheiden, aber wie? Die Materialien geben 
feine jichere Auskunft. 

Sehr natürlich, daß man zunächit den Schlüfjel in dem Ausdrude 
„Geichäftsbejorgung“ gejucht hat. Dabei denft man zunächſt an den 
Abſchluß eines Nechtsgejchäftes, und da es ficher iſt, daß die Gejchäfts- 
bejorgung im Sinne des B. G. B. nicht hiermit zujammenfällt, an Die 
Vornahme einer zwar nicht rechtlichen, aber doch das Vermögen des 
Dienjtempfängers berührenden Ihätigfeit. Sp namentlich Coſack Bd. 6 
$ 143 II1. Beijpiele der Gejchäftsbejorgung, jagt er, find die Ver— 
träge der Nechtsanwälte, der zabrifarbeiter, des Geſindes; nicht ge 
jchäftlich dagegen find regelmäßig die Verträge der Ärzte, Hauslehrer, 
Sorlefer. 9 


5) So — Loewenfeld, vgl. Zuſammenſtellung gutachtlicher Außerungen 
Bd.2 S. 439. 
6) Val. Kom. Brot. — Spahn — Bd.2 S. 351. 
7) Hachenburg, Dienſtvertrag und Werkvertrag ©. 17 
Bal. auch 823 Konk. O. 
9) In ähnlicher Richtung bewegen ſich andere Verſuche. Dertmann 8675 Ziff. 1b 
rechnet für Geſchäfisbeſorgung im Sinne des 8675 Dienſte, welche unmittelbar ala 
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Innere Gründe für diefe Auffafiung bejtehen nicht. 

Wir nehmen an, daß $ 675 in dem Sinne auszulegen iſt, daß 
er auftragähnliche Dienjt- und Werfverträge betreffen joll, d.h. die— 
jenigen Gejchäfte, welche man gemeinrechtlich dem Mandat unter- 
jtellte, welche auch der erjte Entwurf unter dem Auftrage zu begreifen 
gedachte. Es gehören dahin unter anderem die Dienjte des Nechts- 
anwaltS und anderer Vertreter in Rechtöangelegenheiten 19, des Lehrers, 
Geiftlichen, Arztes, Künſtlers. Auch vermögenswerte Dienjte anderer 
Art können eine derartige Natur haben. 

V. Die hauptjächlichen Vorjchriften über den Auftrag — in $$ 664 
bis 670 — finden ferner im Zweifel Anwendung auf die Nechte und 
Pflichten der gejhäftsführenden Gejellichafter, $ 713, jowie auf 
den Vorſtand eines Vereines, $ 27 Abj. 3, und in der Negel den 
Boritand von Stiftungen, $ 68, nicht minder auf den Teitaments- 
vollitreder, $ 2218, und auf das Berhältnis des Erben zu den 
Nachlapgläubigern, $ 1978 Abi. 1 Sag 1. In allen diejen Fällen können 
wir von einer „mandatsähnlichen Gejchäftsbejorgung” jprechen. 

Unentgeltliche Aufträge haben im heutigen Rechtsleben nur 
eine verjchwindende Bedeutung. Die unmittelbare Anwendung 
der SS 662 bis 674 ijt daher jelten. Aber die übertragene Anwen: 
dung iſt um jo häufiger. Um die Tragweite der einzelnen Vorjchriften 
über den Auftrag zu würdigen, müjjen wir uns daher ſtets die zahl- 
reichen MRechtsverhältnijje vergegemwärtigen, auf welche Ddiejelben An— 
wendung zu finden haben. 


8294. Inhalt des Auftrages. 
I. Durch die Annahme des Auftrages entiteht die Verpflichtung 
des Beauftragten zu dejjen Ausführung — die a. mandati directa. 


joldhe für den Dienjtberechtigten von wirtichaftlider Bedeutung find. Crome, Die 
partiarischen Rechtsgeſchäfte S. 255 untericheidet drei Kategorien von Werkverträgen: 
nämlich einmal Herttellung oder Veränderung von Sachen oder unförperlidyen Gegen- 
ftänden; zweitens bie —— von Gegenſtänden, insbeſondere den Transport— 
vertrag; und endlich die Geſchäftsbeſorgung in den anderen Fällen des Werkvertrages, 
weiche dann allein der Beſtimmung des 8675 unterliegen ſoll. Zu der erſten Klaſſe 
joll die Neuausgabe eines fremden Buches in verbefjerter Auflage, die Rejtauration 
eine Gemäldes gehören; zu der dritten die Reinigung von Kleidern, ©. 257. Mit 
Recht findet Ed in Goldſchmidts Zeitung Bd.48 ©. 357, daß dieje Unterjcheidun 
nicht zu rechtfertigen fei. Er wendet fich daher der Auffafjung von Cofad zu. Do 
damit, daß die Anficht von Erome nicht haltbar ift, wird die Auffafjung von Cojad 
nicht bewieſen. 

10) Das Rechtsverhälmis des Kommiſſionärs wurde früher nad) den Grund 
Ne —— beurteilt. Entſprechendes gilt nach jetzigem Rechte, vgl.H. G. B. 
$ 396 Abſ.2. 
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Verbindlichfeiten des Auftraggebers fünnen ſich gleichfalls entwideln — 
die a. mandati contraria —, notivendig it dies nicht. Ein gegenjeitiger 
Vertrag, wie ihn 88 320 ff. im Auge haben, liegt hier nicht vor. 


H. Das A.L.R. Teill Titel 13 jprach von „Bollmachtsaufträgen“. 
Es identifizierte aljo Vollmacht und Auftrag. Die neuere gemeinrecht- 
liche Wiſſenſchaft trennt beides jcharf. Der Auftrag erzeugt nur Ver: 
bindlichfeiten zwijchen dem Auftraggeber und dem Beauftragten, Die 
Vollmacht ift die Ermächtigung zur Vertretung des Machtgebers Dritten 
gegenüber.t Thatjächlich fällt freilich beides meift zufammen. Es fommen 
aber auch Aufträge ohne Erteilung einer Vollmacht vor und Erteilung 
einer Vollmacht ohne Auftrag. 


III. Der Auftrag hat Gejchäftsbejorgung zum Inhalt. Er bezieht 
jich nicht bloß wie nach A. L. R. auf rechtliche Handlungen. Auch that: 
jächliche Dienjte fünnen wie nach römiſchem Rechte die Gejchäftsbejorgung 
bilden, um die es jich bier Handelt. 


IV. Rat und Empfehlung, wenn auch auf Auffordern erteilt, hat 
an und für fich feine Nechtsfolge. Der Beratene bat zu prüfen; der 
Natende will jich damit nicht verbinden.” Doc fann 


a) ein Bertragsverhältnis zu Grunde liegen, welches für jchlechten 
Nat verpflichtet. 

Dies ijt namentlich anzunehmen, wenn der Rat gegen Vergütung 
erteilt wurde, oder wenn eine Gejchäftsverbindung bejtand, in welche 
der Nat einjchlägt.? Dergleichen Fälle finden jich häufig beim Rate 
eines Bankier, eines Ausfunftsbureaus, eines Nechtsanwalts, eines 
Arztes. 

Oft wird freilich der Rat ohne Obligo erteilt, dann verbindet er 
im alle der Argliit, $ 276 Ab. 2, es liege denn eine bloße Rede— 
flosfel vor, welche mit den Umſtänden des Falles in Wider- 
iprud tritt. 

Daß man für den Erfolg eines Rates in der Regel nicht Haftet, 
daß man aber eine jolche Haftung bejonders übernehmen kann, verjteht 
ſich von jelbit. 


1) Das Nähere gehört in den allgemeinen Teil. 
2) Vgl. Dernburg, Band. Bd.2 8115 Anm. 8 und 9. 


3) R.G. Bd. 27 ©. 118. — Deutſche Zur. Ztg. 1899 ©. 113. — Vgl. über die 
Haftung des Prinzipals bei Raterteilung des Profuriften Deutiche Jur. Ztg. 1900 ©. 73. 


- 
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b) Die Erteilung eines nachteiligen Rates kann ferner jchadens: 
erjagpflichtig machen, weil fie eine unerlaubte Handlung bildet. 
Dies gilt 3.B., wenn ein Beamter durch unvorfichtigen Rat jeine Amts- 
pflicht verlegt, $ 839 Abſ. 1. 

Daß aber nicht jeder leichtjinnige Rat, welcher einen anderen jchä- 
dDigt, nad) 8 823 verantwortlich; macht, rechtfertigt ich daraus, Daß. 
diefer jelbjt jchuld daran it, wenn er jich auf einen Nat verließ, für 
welchen jich der NRatende nicht verbindlich machen wollte Im Falle 
der Argliit kann dies nicht in Betracht kommen. 


$ 29. Annahme und Ablehnung des Auftrages. 


I. Der Auftrag wird verbindlich durch jeine Annahme jeitens des- 
Beauftragten, mag fie ausdrüdlich oder jtillfchweigend erfolgt jein, was 
oft in unmittelbarer Ausführung des Gejchäftes — 8151 — zu jehen ift.. 

Annahme einer Vollmacht und Annahme des Auftrages, von 
der Vollmacht Gebrauch zu machen, find zwar an fich verjchiedene- 
Dinge. Da aber im Leben beides häufig zujammenfällt, wird meijt in 
der Annahme der Bollmacht zugleich die Annahme des Auftrages zu. 
ſehen jein, denjelben in das Werk zu jeßen. 


II. In gewifjen Fällen ift man zu unverzüglicher Anzeige der 
Ablehnung eines an uns gerichteten Auftrages verpflichtet, wenn man 
ihn nicht annimmt. Borjchriften hierüber giebt $ 663. Ste haben freilich 
für Aufträge im engeren Sinne nur jelten Wichtigkeit, häufig aber für 
die mandatsähnlichen Dienftverträge und Werkverträge, welche nach $ 675 
dem $ 663? mit unterjtehen. 

1. Die Anzeigepflicht liegt einmal Perjonen ob, welche zur Be— 
jorgung der einjchlägigen Gejchäfte Öffentlich beftellt jind, jei es 
vom Staate, einer Gemeinde, einer jonjtigen öffentlichrechtlichen jurifti- 
ichen Perſon, jei es jeitens eines Privaten, insbejondere eine gemein- 
nügigen Vereines.“ Unter anderem liegt Notaren, Gerichtsvollziehern, 
öffentlichen Auftionatoren eine derartige Anzeigepflicht ob. Eine bejon- 


1) Fälle, in weldhen ein Zwang zum Sontrahieren bejteht, fiche oben Bd. 2° 
Abt.1 883 Ziff. 11. 

2) ®gl. E.1 8587; Mot. Bd.2 ©.530; fiehe weiter Planck zu 8663 über 
die — im Grunde unmelentlihen — Beränderungen in den Entwürfen. 

3) So Neumann a.a.D. Andere verlangen Bejtellung ſeitens des Staates 
oder einer öffentlihrechtlihen juriſtiſchen Berjon. 
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dere Beitimmung in gleichem Sinne trifft für Rechtsanwälte die Rechts— 
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878 $ 30. 

2. Nicht minder haben nach $ 663 eine jolche Anzeigepflicht Per— 
fonen, welche fich öffentlich zur Bejorgung bezüglicher Gejchäfte er- 
boten haben, aljo jich dem Publikum für die einjchlagenden Gejchäfte 
bereit jtellen. Dies fann durch wörtliche Erklärung mittels öffentlicher 
Blätter oder in Anjchlägen geichehen; es genügen aber auch Einrich- 
tungen, aus denen verkehrsüblicherweiſe die Abficht erhellt, einjchlagende 
Dienfte dem Publikum zu widmen; jo bei Ärzten und Heilgehilfen, 
Mäklern und Agenten, Patent- und Volksanwälten. 

3. Auch wer jich einer bejtimmten Perſon gegenüber zur Be— 
jorgung gewiſſer Gejchäfte erboten hat, ijt zur unverzüglichen Ablehnuug 
von einjchlagenden Aufträgen wie von mandatsähnlichen Dienſt- und 
Werkverträgen verpflichtet. 

III. Die unverzügliche Anzeige der Ablehnung kann jchriftlich oder 
mündlich geichehen,; Gründe müſſen nicht mitgeteilt werden. 

E3 genügt nicht, day man eine Ablehnungserflärung abjandte, 
aber man haftet auch nicht jchlechthin dafür, daß fie an den Adreſſaten 
gelangt. Wer dem Auftraggeber die Ablehnung fund zu thun bat, wird 
nad) dem Sinne des Gejeges für die fichere Ankunft feiner Erklärung 
injoweit zu jorgen haben, als dies den Umſtänden und dem Verkehrs— 
üblichen entipricht. 

Berjäummis der Anzeige verpflichtet zum Erſatz des jog. negativen 
Vertragsinterejies.* Nicht rechtzeitige Beantwortung it zwar an und 
für jich nicht al Annahme des Auftrages anzujehen, unter Umſtänden 
fann eine jolche aber aus derjelben zu folgern jein. 

IV. Reiter geht 9.6.8. $ 362. 

Der Kaufmann, deſſen Gewerbebetrieb die Bejorgung von Gejchäften 
für andere mit ſich bringt, oder welcher jich zur Bejorgung gewijier 
Geichäfte einer Perjon gegenüber erboten hat, hat hiernach die Pflicht 
unverzüglicher Beantwortung aller einschlägigen Anträge’, aljo 
feineswegs bloß von Aufträgen oder mandatsähnlichen Dienſt- oder 
Werfverträgen. Ferner gilt deſſen Schweigen als Annahme des An- 
trages, verpflichtet ihn aljo zur Erfüllung. 

4) Weiter ging A.L. R. I, 13 $14. 

5) Das alte 9.6.8. Art. 323 bejtimmte die! nur für Aufträge. 
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I. Dem Beauftragten liegt perfönliche Bollziehung des Auf- 
trages, 8 664, ob,' er haftet der allgemeinen Regel des $ 276 gemäß 
fire jedes VBerfchulden.?- 3 

1. Subjtituten darf er die Ausführung nur überlaffen, wenn ihn 
der erflärte oder aus den Umſtänden erjichtliche Wille des Auftrag- 
gebers hierzu ermächtigte,* insbeſondere falls es verfehrsüblich it. In 
Notfällen ist die Beitellung eines Subjtituten zuläfjig, unter Um— 
jtänden geboten. 

Entjprechendes gilt im Zweifel für den geichäftsführenden Gejell- 
Ichafter, $ 713, den VBorjtand eines Vereins, $ 27 Ab}. 3, einer Stiftung, 
nicht aber für mandatsähnliche Dienft- und Werkverträge. 5 

2. Von der Beitellung eines Subjtituten ift die Annahme von 
Gehilfen zu unterjcheiden, welchen nicht die Gejchäftsbejorgung jelbit, 
insbejondere deren Leitung zukommt, vielmehr nur eine unterftügende 
Thätigfeit, insbejondere mechanicher Art obliegt. Annahme von Ge- 
bilfen iſt in der Regel zuläjlig. 

3. Hat der Beauftragte die Gejchäftsbejorgung unbefugt einem 
Subjtituten überlajien, jo haftet er für jeden ſelbſt zufälligen Schaden, 
welcher fich an die unbefugte Übertragung fnüpfte, da derjelbe mittelbare 
Folge der unerlaubten Übertragung ift, welche der Beauftragte zu ver: 
treten hat.®° Hat aber der Subjtitut die Gejchäftsbeforgung zu gutem 
Ende geführt, jo muß jie der Auftraggeber anerkennen. ? 

4. War Subjtitution geitattet, jo hat der Beauftragte nur jein 
Verschulden bei der Beitellung des Subjtituten zu vertreten, $ 664 


1) Bgl. 1.1, 1.13, 1.21 C. mandati 4, 35. Nah A. L. R.J, 13 $54 haftete 
der Beauftragte nur für die in eigenen Dingen gewohnte Sorgfalt. 

2) Der Nachweis gehöriger Sorgfalt liegt dem Beauftragten ob, der Beweis 
= Erwadjiens und der Laſt des Schadens dem Beauftragten; vgl. weiter R.O. H. G. 

d.17 ©. 343. 

3) So ſchon A.L. R. I, 13 $ 37. Gemeinrechtlich verjtattete man in der Regel 
Subjtituten, Dernburg, Band. Bd.2 $ 116 Anm. 2. 

4) R. O. H. G. Bd. 25 ©. 91. 

5) Die Prozeßvollmacht ermächtigt nah E.P.D. $ 81 zur Beſtellung eines 
Bertreters jowie eines Bevollmächtigten für die höheren Inftanzen. 

6) Anders nah A.L. R. O. Trib. Bd.9 ©. 370. 

7) Anders Bland $ 664 Ziffer 13 „Der Auftraggeber braucht die Erledigung 
des Auftrages durch einen zu unrecht bejtellten Subjtituten nicht als Erfüllung der 
den Beauftragten obliegenden Berpflihtungen gelten zu lajjen.“ Dies geht zu weit. 
Wenn U. den B. beauftragt, ihm ein bejtinnmtes Haus für 100000 ME. zu faufen 
und G. erwirbt e8 als Subjtitut ded B. fir diefen Preis, jo fann ſich A. der Ab— 
nahme desjelben nicht entziehen. Bol. B.G.B. $ 683. 


Derndurg, Blirgerl. Recht. II. 2. 24 
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Abi. 1 Sag 2, aljo bloß für Auswahl und gehörige Injtruftion zu 
haften. Das Berjchulden eines Gehilfen macht den Beauftragten da— 
gegen wie für eigenes Verjchulden verantwortlich, $ 664 Abj. 1 Sat 3. 
Als Folgerecht kann dies jchwerlich angejchen werden. 

5. Beitellt der Beauftragte auf Grund einer Ermächtigung des 
Auftraggeberd einen Subjtituten, jo wird er dies in der Regel als 
Vertreter des Auftraggebers thun. Der Subititut ift dann dem leßteren 
gegenüber unmittelbar verpflichtet wie berechtigt.®° Hat dagegen der 
Beauftragte unbefugterweiie einen Subjtituten bejtellt, jo entiteht nur 
ein Bertragsverhältnis zwiſchen diejen beiden. Der Subjtitut wird 
immerhin im dieſem Falle wegen Geichäftsführung ohne Auftrag dem 
Geſchäftsherrn gegenüber verpflichtet wie berechtigt.? 

it der Subjtitut vom Beauftragten befugterweije bejtellt, und gilt 
er infolgedejlen als Vertreter des erjten Auftraggebers, jo wird in der 
Negel das Erlöfchen des Hauptauftrages die Beendigung der Sub- 
jtitution nicht mit fich führen. 

II. Der Anfjpruch auf Ausführung des Auftrages it im Zweifel 
nicht übertragbar, $ 664 Abi. 2, jo wenig wie der Anjpruch auf 
Ausführung eines Dienjtvertrages. Auch pfändbar iſt er aljo in der 
Regel nit, C. P.O. S 851. Mber die einzelnen aus dem Auftrage 
erwachjenen Anjprüche, 3 B. auf Herausgabe eingezogener Gelder find 
jelbjtverjtändlich abtretbar, aljo auch pfändbar. 


III. Der Beauftragte hat dag aufgetragene Gejchäft auftrags- 
gemäß!‘ auszuführen, vgl. $ 665. Dies gilt entiprechend bei man- 
datsähnlichen Dienjtverträgen und Werfverträgen, wie auch für den 
geichäftsführenden Gejellichafter, den Vorſtand eines Vereins und in 
ähnlichen Verhältniſſen. 

Weifungen des Auftraggeber hat der Beauftragte zu befolgen, 
jowohl die urjprünglich beim Auftrag als jpäter erteilten. Won den— 
jelben abzuweichen, it in der Regel nur berechtigt, wenn er den Um: 
jtänden nad) annehmen darf, daß dies der Auftraggeber bei Kenntnis 
der Sachlage billigen würde, $ 665 Sat 1. 


8) So beitimmte auh A.L.R. I, 13 8 40. 

9) Striethorit Archiv Bd. 41 ©.39; 1.4 C. de neg. gest. 2, 18. 

10) Bei Untlarheit des Auftrages ift Rüdfrage nötig, Gefahr im Verzuge fann 
jedoch jofortige8 Handeln rechtiertigen. 
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Der Beauftragte, wie der gleichgeſtellte Geſchäftsbeſorger darf 
weder eigenmächtig ein anderes Geſchäft als das aufgetragene vor: 
nehmen, noch dasjelbe unter anderen Maßgaben abjchließen, als ihm 
aufgetragen find. Nicht minder hat er die ihm vorgejchriebenen Wege 
und Mittel einzujchlagen. 

Nicht jelten unterjcheidet man das imperative Mandat, welches 
ſchlechthin maßgebend jein joll, und das fafultative, bei welchem dem 
Ermefjen des Beauftragten ein mehr oder minder weiter Spielraum 
gelajjen wird. Ob und wie weit ein Auftrag der einen oder der 
anderen Art vorliegt, it Auslegungsfrage. 

In allen Fällen iſt feitzuhalten, daß fich der Beauftragte nicht 
ichlechtweg an die Worte zu Kammern, jondern an die Willengmeinung 
des Auftraggebers zu halten, !! namentlich auch Wejentliches und Un: 
wejentliches zu jcheiden hat. 

Im allgemeinen gilt melior causa mandantis fieri potest.!? Ob 
aber das Gejchäft ein für den Auftraggeber vorteilhaftes ift, hat der- 
jenige, der einen bejtimmten Auftrag übernahm, nicht in Betracht zu 
ziehen.13 Treten nach dem Auftrage Änderungen der Umftände ein, 
welche nicht vorgejehen waren und den Auftrag bedenklich machen, jo 
fann fich hieraus ein Necht, je nach der Sachlage eine Pflicht ergeben, 
neue Wetjungen einzuholen. Iſt mit dem Aufjchub Gefahr verbunden, 
jo muß der Beauftragte die Entjchliegung des Auftraggebers nicht ab- 
warten. Stets aber ift er zu unmittelbarer Anzeige im Falle der Ab- 
weichung vom Auftrage verbunden. In eigenmächtiger, nicht gerecht- 
fertigter Überjchreitung des Auftrages Liegt Verjchulden, welches für 
allen ſich daraus entwidelnden Schaden haftbar macht, jelbjt wenn der- 
jelbe im Zufall jeinen nächjten Grund hat. 

Soweit der Auftrag reicht, iſt der Auftraggeber freilich im Falle 
einer Überjchreitung desjelben gebunden, falls eine Trennung möglich 
it, und feinerlet Interejjen des Auftraggebers verlegt. Denn die 


11) Sclieft der einem Rechtsanwalte unter Einhändigung des Wechſels ge: 
gebene Auftrag, eine Wechſelforderung beizutreiben, in ſich, den zur Beitreibung 
erforderlichen Proteſt aufzunehmen? Die Verneinumg bei Striethorſt Bd. 37 ©. 311 
ijt für die Regel nicht zutreffend. 

12) 1.5 88 2 ff. D. mandati 17, 1. 

13) 1.8 4 D. mandatı 17, 1. 

14) R.2.9.6. Bd. 4 ©. 220: 1. 33 D. mandati 17, 1. Hat 3. B. der Auf: 
traggeber den Berfauf von 10 Fak DI befohlen und es werden 20 verfauft, jo hat 
er die 10 Faß zu liefern. Hat der Beauftragte das Limitum des Einkaufes oder 
Verkaufes überfchritten, jo it der Auftraggeber gebunden, wenn fid der Beauftragte 

24* 
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Handlung des Beauftragten iſt in ſolchem Falle nicht auftragswidrig, 
ſie liegt nur zum Teil außerhalb des Auftrages. Will ſich der Auf— 
traggeber den Vorteil des Geſchäftes zueignen, jo muß er jedenfalls 
Abweichungen vom Auftrage genehmigen, ohne welche der Vorteil nicht 
möglich gewejen wäre, $ 684 Satz 2. 

Zeigt der Beauftragte dem Auftraggeber an, daß er den Auftrag 
in anderer Weije als der aufgetragenen ausführen wolle oder ausgeführt 
babe, jo wird das Stillfchweigen des Auftraggebers in der Negel als 
Genehmigung aufzufajjen jein. 

IV. Der Beauftragte ijt verpflichtet, dem Auftraggeber die er: 
forderlihen Nachrichten zu geben, auch wenn er hierzu nicht be- 
ſonders aufgefordert war; wie weit er hierin zu gehen hat, wird ſich 
nach der Art und der Lage des Gejchäftes zu richten Haben. Nicht 
minder hat er dem Auftraggeber auf Verlangen auch vor der Aus: 
führung über den Stand des Gejchäftes entiprechende Auskunft zu er: 
teilen, endlich nach der Ausführung des Auftrages Rechenſchaft abzu— 
legen,5 namentlich wenn er durch denjelben dem Beauftragten die 
Mittel abjchneidet, den im Falle der Nichtgenehmigung drohenden 
Schaden thunlichjt von ſich abzunvenden. 16 


V. Der Beauftragte iſt endlich verpflichtet, dem Auftraggeber 
alles, was er zur Ausführung des Auftrages erhielt, nicht minder 
alles, was er aus der Gejchäftsbejorgung erlangt hat, heraus: 
zugeben, $ 667. Auch dies gilt für mandatsähnliche Dienjt- und 
Werkverträge, 8 675, für geichäftsführende Gejellichafter und für Vor— 
jtände. 

Die Verpflichtung erftreckt jich auf dasjenige, was der Beauftragte 
im eigenen Namen erivarb, wie auf das, was er im Namen des Auf: 
traggebers erlangt hat. Sie begreift Zubehör und Zuwachs, wie Rechte 
und Nußungen an ſich. Wegen des zufälligerweile Untergegangenen 


erbietet, die Differenz feinerjeitS zu tragen. Dies gilt namentlich aud) beim Kom: 
miſſionsgeſchäfte, jedod) muß jich der Kommiſſionär zugleich mit der Anzeige mit der 
Ausführung des Geſchäftes zur Dednng des Preisunterichiedes erbieten, ſonſt iſt 
der Nommittent zur unverzüglihen Zurückweiſung des Gejchäftes nach der Anzeige 
von dejjen Ausführung befugt; geichieht dies nicht, jo gilt die Abweichung ald ge- 
nehmigt, 9.8.8. $ 386. 

15) Die Beſtimmungen entjprehen dem Art. 363 des alten H. G. B., ſowie 


dem $ 354 Ab. 2 des neuen H. G. B. Vgl. R.O. H.G. Bd. 22 S. 78; 0.8. Bd. 27 
S. 123. Val. 88 259, 260. 


16) R.O.9.®. Bd. 13 S. 46. 
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jteht der Beauftragte nicht ein. Was aber infolge jeines Berjchuldens 
verloren iſt, ebenjo was er für ſich ungerechtfertigterweije verbraucht 
bat, muß er erjeßen. 

Die dem Gejchäftsbeforger eingehändigten VBollmachtsurfunden, 
etwaige beglaubigte Abjchriften Dderjelben, überhaupt alle durch die 
Geſchäftsführung veranlaften Aftenjtücde hat er herauszugeben. Der 
Gejchäftsbejorger hat jedoch Anſpruch darauf, da der Auftraggeber 
ihm bei der Rückgabe eine Belcheinigung über den Umfang des ihm 
erteilten Auftrages, oder auch eine beglaubigte Abjchrift der Vollmacht 
unter dem Vermerk der Beendigung ausjtellt.t? 

Herauszugeben hat er auch eingenommene indebita,' ferner alles, 
was er von Pritten mit Nückjicht auf das aufgetragene Gejchäft, 
wenn auc) für jeine eigene Berjon, erhielt.1? 

Selbjtverjtändlich kann aber der Beauftragte bei Gelegenheit der 
Ausführung des Auftrages jolche Gejchäfte, die mit demjelben nicht in 
Zuſammenhang jtehen, auf eigene Nechnung vornehmen. ?° 

Verwendet der Beauftragte Gelder für fich, die er dem Auftrag: 
geber herauszugeben oder für ihn zu verwenden hat, jo ijt er ver- 
pflichtet, den Betrag von der Zeit der Verwendung an zu verzinjen, 
$ 668. Zweifelsohne fann er auch zum Erſatze höheren Schadens, 
joweit er nachweisbar it, angehalten werden. ?!- 22 


$ 297. Verpflidtungen des Auftraggebers. 


1. Der Beauftragte hat Anſpruch auf Erſatz jeiner Aufwen— 
dungen ohne Nücjicht auf den Erfolg, vorausgejeßt, daß er auftrags- 
gemäß gehandelt hat, oder daß eine etwaige Überjchreitung des Auf- 


17) R.G. Bd.3 ©. 188. 

18) 1.46 $4 D. de proc. 3, 3. 

19) Über jog. Ertraprovifionen fiehe unten $ 308. — Das Leihgeld, welches 
ein Mandatar für die Überlafjung der Benugung der Aftien an einen Dritten in 
der Generalverfammlung erhielt, iſt herauszugeben, aud wenn dev Mandant die 
Ermädtigung zu ſolcher Überlaſſung nicht erteilt hatte, R.O. H.G. Bd.21 ©. 263. 
Hieran ändert nicht®, daß nach dem jepigen Altienreht, 9.6.8. $ 318, die miß— 
bräuchliche Benutzung einer Aktie unter Strafe gejtellt ift. 

20) Bol. R.G. bei Gruchot Bd. 36 ©. 1013. 

21) Den Gewinn, welchen der Beauftragte durch Spekulation mit den Gelde 
des Auftraggebers gemacht hat, oder gar Lotteriegewinn mit demjelben, kann der 
Auftraggeber nicht beanipruchen. Auch $ 687 Abi. 2 ermächtigt ihn in der Megel 
hierzu nicht. 

22) Ging der Auftrag auf unerlaubte Gejchäfte, jo ijt er nad allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen und $ 138 richtig. Aber das aus dem Gejchäfte Erlangte wird der 
Beauftragte gleihmwohl nad) $ 681 dem Gejchäftsherrn zu erjtatten haben. 


374 Der Auftrag. Geichäftsbeforgung ohne Auftrag. 


traged genehmigt ift, $ 670. Dies gilt auch für die mandatsähnlichen 
Geichäfte, $ 675.1 

In Ermangelung von bejonderen Vereinbarungen ift zu erjehen, 
was der Beauftragte nach den Umijtänden für erforderlich 
halten durfte, $ 670. 

Nicht in Betracht fommt, ob der Auftraggeber oder ob ein Dritter 
wohlfeiler zum Ziele gekommen wäre? Zu den Aufwendungen jind 
nicht bloß Ausgaben zu zählen, auch die Übernahme von Verbindlich): 
feiten gehört hierher. 

Dienjte, welche der Beauftragte leijtete, find zu vergüten, wenn 
fie jeinem Gewerbe oder Berufe angehören, es ſei denn, daß jie 
nad) dem Auftrage unentgeltlich geleitet werden jollten;3 
vgl. $ 1835 Abi. 2. 

Gemäß der allgemeinen Vorjchrift des 8 256 iſt dem Beauftragten 
der Betrag jeiner Aufwendungen, von der Zeit der Aufwendung an, 
zu verzinjen.* 

II. Der Beauftragte, wie die ihm gleichgejtellten Perſonen, kann 
für die erforderlichen Aufwendungen Vorſchuß verlangen, $ 669.5 Er 
iit befugt, auf denjelben zu Elagen,® was ja jelbjtverjtändlich vorzugs- 
weile Bedeutung für die mandatsähnlichen Gejchäfte hat, 

III. Alte Streitfrage war nach gemeinem Rechte, ob der Auf: 
traggeber dem Beauftragten für Unfälle bafte, welche diejen bei 
Ausführung des Gejchäftes zufälligerweiie treffen. Das franzöfiiche 
Necht bejahte dies entichieden.” Das A.L. R. I, 13 $ 81 juchte eine 
Bermittelung® Das B.G.B. enthält keinerlei Vorjchrift.? 


1) ®gl. aber 1.10 $ 1 D. mandati 17, 1: nisi si salariarius fuit et hoc con- 
venit, ut sumtus de suo faceret ad haec itinera. 

2) 1.2784 D. mandati 17, 1: nec ad rem pertinet, quod is qui mandasset, 
potuisset si ipse negotium gereret, minus impendisset. 

3) 3. B. ein Tierarzt reitet im Auftrage feines Freundes nad) der Stadt, um 
ichleunigjt eine Hebamme zu holen. Das von ihm benußte Pferd erfranft; er be- 
handelt es ärztlich; bierin liegt eine Aufwendung, für welde er liquidieren kann. 
Nur den Ritt hat er umſonſt übernommen. 

4) Beim unentgeltlichen Auftrage, der ein Freundesdienſt ift, wird die An— 
forderung von Zinſen der Auiwendung freilich nicht als verfehrsüblich, vielleicht als 
ſchmutzig angejehen werden. 

5) Gerät der Auftraggeber in Vermögensverfall, jo kann der Geſchäftsbeſorger 
Vorſchüſſe jelbit dann fordern, wenn er auf fie verzichtet hat, vgl. $ 610. 

Ar 6) Anderer Anficht die Motive Bd. 2 5.240; fiehe aber Bland $ 669 Ziff. 1 
Abſ. 2. 

7) Code eivil art. 2000. Le mandant doit aussi indemniser le mandataire 
des pertes, que celui-ci a essuyses à l’occasion de sa gestion sont imprudence, 
qui lui soit imputable. 
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Die Entjcheidung tft darauf zu gründen, was Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verfehrsfitte erfordern, $ 240.10 Hiernach wird 
der Auftraggeber dem Beauftragten für jolche Zufälle einzujtehen haben, 
welche ich unmittelbar aus der Ausführung des Auftrages ergeben, 
3. B. für den Schaden durch einen Eijenbahnunfall, welcher jich bei der 
zur Ausführung des Auftrages erforderlichen Reiſe ereignet. Für Uns 
fälle, die jich bloß anfnüpfen, wird er nicht einzujtehen haben, 


$ 298. Beendigung des Auftragsverhältnifjes. 


I. Das römische Mandat als Ausflug perjönlichen Vertrauens 
des Auftraggebers endigte notwendig mit diefer Grundlage. Der heutige 
Auftrag ift nicht jo hinfällig wie das römische Mandat. Aber der Grund» 
gedanfe wirft fort. 

1. Widerruf des Auftraggebers beendet das Auftrags: 
verhältnis, $ 671 Abſ. 2, auch wenn es für bejtimmte Zeit bedungen, 
desgleichen wenn auf vorzeitigen Widerruf verzichtet ijt.t-- 

Bedingter Widerruf iſt zuläjfig, Dem Beauftragten wird er aber 
oft guten Grund zur Kündigung geben. 

Der — wirkt erſt, wenn er dem Beauftragten zugeht.* 


8) Sal. Hanau, Haftung des Mandanten; Kekule, Schadenserjagpflicht des 
Mandanten, zwei Berliner Snauguraldifjert. von 1894; Dernburg, Band. Bd. 2 
$ 176 Anm. 13. 

9) Die Motive Bd.2 S. 541 finden: „In Anjehung der Frage, inwiefern der 
Auftraggeber den Schaden zu tragen hat, welchen der Beauftragte bei Ausführung 
des Auftrages durch Zufall erleidet, kann wegen Verſchiedenheit der in Betracht 
fommenden Fälle eine Entjcheidung durch das Geſetz nicht gegeben werden.“ In der 
weiten Kommijjion wurde — Spahn Bd.2 ©. 367 — die Schadenderjakpflicht des 
—— ſehr gründlich verteidigt, jedoch ohne Erfolg. 

10) Nicht wenige wollen aus der Ablehnung einer Beſtimmung die Verwerfun ng 
der Haftung des Auftraggebers jehen. &. Nümelin im Archiv für civ. Praxis Bd. 8 
S. 314; aud die Begründungen des — des Preuß. Ausf. Geſ. zum B. G. B. 

S.20 ſtehen auf dieſem Standpunkte. 

11) So namentlich Oertmann zu 8671 Ziff. 3. Bgl. „un in Iherings Jahrb. 

Bd. 33 ©. 328; Eifele im Archiv für civ. — Bd. 84 ©. 


1) So E.1 8597 bj. 2; Mot. Bd. 2 ©. 543. — zwar von der 
zweiten — — Prot. Spahn Bd.2 S. 370 — geſtrichen, aber von der Er— 
wägung aus, die Vorſchrift jei für den eigentlichen Auftrag, bei dem es ſich darum 
handle, ein Beichäft des Auftraggebers in dejjen Sinne zu bejorgen, zweifellos 
richtig. Der Auftraggeber könne ſich in Anjehung des zu bejorgenden Gejchäftes 
nicht unter die Vormundſchaft des Beauftragten ſtellen. Einer ausbrüdlichen Vor: 
ichrift bediirfe es in diefem Sinne nicht. Vgl. Dertmann $ 671 Abi. Bland 
$ 671 Biff. 2; R. G. Bd. 27 ©. 37. Für die Umwiderruflichkeit einer ——— 
gelten andere Grundſätze, vgl. $ 168. 

2) Mehrere Auftraggeber müſſen gemeinjam widerrufen. 

3) 1.15 D. mandatı 17, 1. 
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2. Endigungsgrumd iſt ferner Kündigung des Beauftragtent; 
doch kann er verzichten. Berzicht verliert jeine Kraft durch wichtige 
Gründe, $ 671 Abi. 3. 

Die Kündigung ift unzeitig, wenn fie derart gejchieht, da der 
Auftraggeber nicht anderweite VBorjorge treffen fann, $ 671 
Abi. 2 Sat 1. Unzeitige Kündigung macht jchadenserjagpflichtig, es 
liege denn ein wichtiger Grund für fie vor. 

Diefe Beitimmungen über Widerruf und Kündigung gelten nicht 
für mandatsähnlicye Dienst und Werfverträge, 8 675. 


3. Tod des Auftraggebers endete das römische Mandat. > 

Nach) B.G.B. $ 672 Say 1 Üüberdauert das Auftragsverbältnis 
im Zweifel Tod und Gejchäftsunfähigfeit des Auftraggebers, was 
Jicher zwechmäßig tft. Ebenſo iſt es bei mandatsähnlichen Dienſt- und 
Werfverträgen, $ 675. 

Nie jteht es im Falle der Endigung einer juriltiichen Perſon? 
Man wird Entjprechendes anzunehmen baben,® der Auftrag beziehe fich 
denn auf bejondere Aufgaben der juriſtiſchen Perſon, welche nach deren 
Endigung nicht weiter durchzuführen find. 

4. Konfurseröffnung über den Auftraggeber beendigt deiien Auf: 
träge, joweit ſie die Konkursmaſſe berühren, Konk. O. $ 23. 

5. Der Auftrag endet im Zweifel durch den Tod des Beau: 
tragten, $ 673 Abi. 1. Gejchäftsunfähigfeit Ddesjelben wird gleich: 
jtehen. ? 

6. Der Auftrag, welchen ein Beamter des Staate oder eine 
juriltiiche Berfon von Amts wegen erteilt, erlischt nicht mit jeinem Amte. 
Denn der Auftraggeber it hier die jurtitiiche Berfon.® Anders wird es 
ji aber mit den von einem gejeßlichen Vertreter erteilten Aufträgen 
und Vollmachten verhalten. Denn er erteilt fie für jeine Perſon, wenn 
auch im Intereſſe des Vertretenen. Es wäre insbejondere ein unjtatt- 
haftes Hinübergreifen in die Nechtsiphäre des chemaligen Mündels, 


4,1.22 811,127 82 D.h.t.17, 1. Mehreren Auftraggebern muß ſämtlich 
gefündigt werden, damit der Beauftragte frei wird. 

5) 1.26 pr. 1.27 83, 1.57 D. h. t. 17, 1. 

6) Anders Pland $ 672 Ziff. 3. 

T) Wie it e8 mit dem Geraten des Beauftragten in Konkurs? Nah 
A.L. R. I, 13 8196 galten die einem Kaufmann erteilten Aufträge als widerrufen, 
wenn bderielbe in Konkurs geriet. Das B. G. B. enthält hierüber feine Bejtimmung; 
vgl. Motive Bd. 2 ©. 550. 

5) Vgl. A. L. R. I, 13 8 19. 
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wenn jene Beauftragten nad) Beendigung der VBormundjchaft noch ohne 
dejjen Willen für ihn handeln könnten.“ 

II. Auch der erlojchene Auftrag erzeugt aus Nüslichkeitsgründen 
noch Rechtswirkungen. 10 

1. Erliſcht der Auftrag vereinbarterweile durch den Tod oder Die 
Geſchäftsunfähigkeit des Auftraggebers, jo hat der Beauftragte, 
wenn mit dem Aufſchub bejondere Gefahr verbunden ift, das über- 
nommene Gejchäft fortzujegen oder in Angriff zu nehmen, bis ber 
Nechtönachfolger oder Vertreter des Auftraggeberd Vorſorge treffen 
fann, $ 672 Saß 2. 

2. Erliicht der Auftrag durch den Tod des Beauftragten, 
s 673, jo Hat dejjen Erbe dem Auftraggeber unverzüglich Anzeige zu 
machen; nicht minder, wenn mit dem Aufſchub Gefahr verbunden ilt, 
die Belorgung des übertragenen Geſchäftes fortzujegen, bis der Auf: 
traggeber anderweit Fürſorge treffen kann. Der Auftrag gilt infoweit 
als fortbeitehend. Nach $ 675 gelten dieje Beitimmungen für mandats- 
ähnliche Dienjt- und Werfverträge. 

3. Überhaupt gilt der Auftrag, welcher in anderer Weife, als 
Durch Widerruf erlischt, zu Gunſten des Beauftragten als fortbeftehend, 
bis Dderjelbe von dem Erlöjchen Kenntnis erlangt oder das Erlöjchen 
fennen muß. Daß dies der Fall war, hat der Auftraggeber zu be: 
weilen. 

Die Folge it vornehmlich, dag dem Beauftragten Aufwendungen 
zu erjegen jind, Die er noch zum Zwecke der Ausführung des Auf: 
trages machte und für erforderlich halten durfte, 8 670. 

Das Erlöjchen des Auftrages durch Widerruf des Auftraggebers 
it um deswillen ausgenommen, weil der Widerruf in der Negel erit 
wirfiam wird, wenn er dem anderen Teile zufommt. 11. 12 


Unanmwendbar ijt die Beitimmung auch im Falle des Erlöjchens 
des Auftrages durch den Tod des Beauftragten. 


9) Vgl. Dernburg-Schulgenjtein, Preuß. Vormundihaftsreht S. 269; dagegen 
Eceius Bd.2 8 141 Anm. 181. 

10) Bgl. 1.26 pr. D. mandati 17, 1. 

11) Freilich braucht der Beauftragte von dem erfolgten Widerrufe nicht immer 
Kenntnis zu haben, namentlich dann nicht, wenn der Widerruf durch öffentliche Zu— 
jtellung erfolgte. 

12) War der Widerruf bedingt, To endigt der Auftrag nicht durch den Wider- 
ruf, jondern erjt durch das Eintreten der Bedingung, daher iſt der Beauftragte ge— 
ſchützt, bis er diefe Thatjache gefannt oder fennen mußte. 
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8 299. Gejhäftsbejorgung ohne Auftrag.' 


I. Gejchäftsbejorgung für einen anderen ohne Auftrag erjcheint 
wie ein einheitlicher Ihatbeitand. Näher betrachtet, gliedert er ich 
und hat verjchiedene Rechtswirkungen nach feinen Triebfedern und 
Umständen. 

Zur auftraglichen Geichäftsführung gehört eine Gejchäftsführung; 
mag fie eine einzelne Angelegenheit oder einen beſtimmten Kreis von 
Gejchäften, 3. B. eines Handelsgewerbes, oder ein ganzes Vermögen 
betreffen. Nicht bloß Vermögen, auch Fürſorge für die Perſon des 
anderen, ſowie jeiner jamilienglieder durch Unterhalt, ärztliche und 
andere perjönliche Hilfe kann ihr Gegenjtand fein. 

1. Die Geichäftsbejorgung kann thatlächlich jein,? 3. B. Ernährung 
des verlaufenen Pferdes eines anderen oder eine Nechtshandlung, ins- 
bejondere ein MNechtsgeichäft. Man kann das Nechtögeichäft als un— 
mittelbarer Stellvertreter jchliegen, jo daß man jich dem Mitkontra— 
henten als unbeauftragter Vertreter zu erfennen giebt. Aber auch das 
Geſchäft in eigenem Namen eingehen, ſich alfo perjönlich berechtigen 
und verpflichten, jo daß Dies auf NWechnung des Gejchäftsherrn 
gehen joll.® 

2. Das Gejchäft muß ein fremdes jein.t 

Häufig tt ein jolddes notwendig, indem ed unmittelbar in 
den Kreis der fremden Angelegenheiten fällt,® 3. B. Nejtaurieren eines 
fremden Gemäldes, Zahlung einer fremden Schuld. Nicht jelten wird 
aber das Gejchäft nur dadurch ein fremdes, daß der Gejchäftsbelorger 
ihm freiwillig Beziehung auf einen Dritten giebt, z.B. er fauft Waren 
für das Gejchäft des erkrankten Freundes. ® 

1) Die reiche gemeinrechtliche Litteratur fiche bei Dernburg, Band. Bd.2 Anm. 1. 
Zum B. G. B. aub Sturm 1897. 

2) Die Geſchäftsbeſorgung bildet keineswegs notwendig ein Rechtsgeſchäft. Sie 
fann daher auch ſeitens eines Geichäftsunfähigen vorgenommen werden, wenn es 
ih) um eine thatfächlihe Beforgung handelt. So auch Eojad Bd. 1 $ 155; Pland, 
Borbem. zum 11. Titel. Bgl. Jur. Wod). 1896 S. 365 n.58. Die Rechtsſätze über 
Nechtögeichäfte find hiernad auf die auftragloje Geſchäftsführung nicht ohne weiteres 
anwendbar. 

3) Ob die dem Mitkontrahenten erklärt iſt oder nicht, iſt nichts Ent: 
ſcheidendes. 

4) Über den Begriff des fremden Geſchäftes beſteht gemeinrechtlich eine reiche 
Litteratur. Man unterjcheider objektiv und ſubjektiv fremde Geſchäfte. Zu ab: 
ſchließenden Ergebniffen ift man nicht gelangt. Nach den Motiven Bd. 2 ©. 855 
jollte von der Untericheidung ganz abgejehen werden. 


5)1.5 813 D. de neg. gest. 3, 5. Alterius re ipsa gestum negotium. 
6)1.5 $11 D.de neg. gest. 3, 5. Tua contemplatione gestum. 


$ 299. Gejchäftsbeforgung ohne Auftrag. 379 


3. Der Gejchäftsführer muß „auftraglos“ für den anderen ge— 
handelt haben, was $ 677 dahin bejtimmt „ohne von ihm beauftragt 
oder ihm gegenüber jonjt dazu berechtigt zu jein.“ ? 

a) Auftrag ijt hierbei im weitejten Sinne zu verjtehen, keineswegs 
bloß als unentgeltlich übernommener.® Wer auf Grund eines Dienjt- 
vertrages, eines MWerfvertrages, eines Gejellichaftsvertrages fremde 
Gejchäfte bejorgt, handelt nicht „auftraglos*. Nur der Auftrag des 
Herrn des Gejchäftes fommt in Betracht. Wer auf Grund des Auf: 
trages eines Dritten das Gejchäft eines anderen bejorgt, Handelt 
dDiejem gegenüber auftraglos. Daher bat 3. B. ein Arzt, welcher 
einem Kranken im Auftrage der Frau desjelben Hilfe angedeihen ließ, 
gegen den ärztlich Behandelten Anjpruch wegen unbeauftragter Gejchäfts- 
bejorgung.? Der erjte Entwurf wollte freilich diefen Anfpruch nur 
gelten Lajjen, wenn der Handelnde in der Abjicht thätig war, als Ge- 
jchäftsführer für den Gejchäftsherrn dejjen Gejchäft zu bejorgen; dies 
it aber mit Necht geitrichen, denn im Leben macht man jich über 
jolche Dinge feine Gedanken. 

b) Auch dann findet auftraglofe Gejchäftsführung nad) $ 677 
nicht jtatt, wenn der Gejchäftsführer gegenüber dem Herrn des Ge— 
ichäftes berechtigt ift, dejien Gejchäft zu führen. Damit kann nichts 
anderes gemeint jein, als daß wer rechtlich ohnehin Vertretung hat!, 
feine auftragloje Gejchäftsbejorgung vornimmt. Keine auftragloje Ge: 
ichäftsführung iſt aljo Handeln des gejeglichen Vertreters für den Ver— 
tretenen, ebenſowenig Eingreifen der Obrigkeit kraft Recht und Pflicht 


7) Doc beweijen muß diefe Negation nicht, wer — insbejondere $ 654 — 
auf diefe auftragloje Gejchäftsführung Rechte gründet. 

8) Auch wer auf Grund des Auftrages eines Geihäftsunfähigen oder beſchränkt 
Geihäftsfähigen handelt, ijt „auftraglojer Geſchäftsführer“. Wer den ihm erteilten 
Auftrag überjchreitet, nicht minder. 

9) Bal. 1.5 $4 D. de neg. gest. 3,5. Si quis pecuniam vel aliam quandam 
rem ad me perferendam acceperit, quia meum negotium gessit, negotiorum 
gestorum mihi actio adversus eum competit, 

10) E. I 8 749 Abſ. 1 hatte einfacher und richtiger gejagt: ‚„Wer für einen 
anderen ohne Auftrag oder Amtspflict ein Gejchäft beſorgt.“ Die zweite Kommiſſion, 
Prot. — Spahn — Bd. 2 ©. 726, ſetzte die jegige Faſſung an die Stelle. Gegen 
den Vorichlag, die auftragloje Geichäftsführung ald Handeln ohne Vertretungsmacht 
zu bezeichnen, erklärte man fich nur aus dem — übrigens nicht wichtigen — termino- 
logischen Grunde, weil Vertretungsmacht jid auf den Bereich der Nechtögeichäfte be- 
ichränfe, während ſich die Gejchäftsführung auch auf thatjächlihe Leitungen eritrede. 
Da der Sache nad) hiermit der Gedanke getroffen war, fonnte nicht in Abrede ges 
jtellt werden. 
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ihres Amtes in die Angelegenheiten eines Hilfsbedürftigen!!, hiernach 
auch nicht, wenn ein öffentlicher Armenverband einen Unterjtügungs- 
bedürftigen erhält. 17. % 

II. Auftraglofe Gejchäftsführung it: 

1. echte oder jtellvertretende, wenn die Gejchäftsbejorgung auf 
Rechnung des Gejchäftsheren geſchah — der Hauptfall —, unecte, 
wenn man das fremde Geſchäft bloß für jich zu führen gedachte; Dies 
it nur eine Abart des Initituts. 

2. Gejchäftsbeforgung auf Nechnung eines anderen kann dem 
Interejie des Gejchäftsherrn, dem Nußen der bürgerlichen Gejellichaft, 
dem Wohlſein ihrer Glieder, der Erhaltung und Vermehrung ihrer 
Güter dienen. Wir bezeichnen fie als gerechtfertigte. Sie wird 
vom Rechte begünitigt. 

Nicht jelten aber fommt e3 vor, daß ſich jemand zudringlich und 
frivol ohne gute Gründe in fremde Angelegenheiten miſcht. Solche 
— ungerechtfertigte — Geichäftsführung it Verjchulden, für welches 
der Zudringliche verantwortlich iſt. 


$ 300. Echte Geſchäftsführung. 


I. Vom Hauptfalle der Gejchäftsführung ohne Auftrag, der echten 
oder jtellvertretenden, handeln 88 677 bis 686. 

Die Triebfeder für ſolche Gejchäftsbejorgung kann eine humane, 
3. B. verwwandtichaftliche Gefinnung, Freundichaft, Mitleid jein. Aber 
derartiges iſt nicht unerläßlich. Nicht jelten veranlagt die Rückſicht 
auf eigenen Borteil die Wahrung auch des fremden Interejjes, 3. B. 
wenn man eine gemeinjame Sache, um bejjeren Erlös zu erzielen, für 
eigene und fremde Rechnung verkauft. Zuweilen auch handelt man 


11) Pland, Borbem. zum 11. Titel IL, führt noch als Beiſpiel an, ein deuticher 
Konful nimmt den Nachlaß eined in feinem Amtsbezirk veritorbenen Deutjchen in 
Beſitz und verwaltet ihn. 

12) Die Frage iſt beftritten. Für die Bejahbung Dertmann zu Borbem. zum 
Titel Ziff. 5 a. E.; dagegen DO. Trib. Bd.81 S. 217; R. G. Bd. 14 S. 147; Kohler 
in Sherings Jahrb. Bd. 25 S. 107 und dort Angef. — Nadı Einf. Geſ. Art. 103 
bleiben jedenjall® die landesgejeglihen Vorichriften unberührt, weldhe den Armen- 
verbänden Anſprüche gegen den Unterjtügten, ſowie die privatrechtlich Unterjtügungs- 
verpflichteten gewähren. 

13) Wer einem Armen an Stelle des Armenverbandes eine Unterftügung ge 
währt, fann gegen diefen auf Grund auftraglofer Gejhäftsführung Hagen. Juſt. 
Min. Bl. 1895 ©. 187. 

1) Eoweit man aber ald Teilhaber einer Gemeinſchaft gejeglihb berechtigt 
it, für die Gemeinfchaft zu handeln, insbejondere nach $ 744 Abſ. 2, liegt eine 
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infolge öffentlichen Zwanges, wenn man die Gejchäfte anderer auf deren 
Nechnung bejorgt.? 

Daß man die Perion des Gejchäftsheren kennt, fommt nicht in 
Betracht. War der Gejchäftsführer hierüber im Irrtum, jo wird der 
wirkliche Gejchäftsherr aus der Gejchäftsführung berechtigt und ver: 
pflichtet, $ 686.3 

1. Was auch die Triebfeder der auftraglojen Gejchäftsführung 
it, fie gilt al gerechtfertigt — 88 677, 683 — wenn fie dem 
„Snterejje und dem wirflichen oder vermeintlihen Willen 
des Gejchäftsherrn entiprad.“ 

Dem Interejie des Geſchäftsherrn entiprechend muß aljo die 
Geichäftsführung übernommen jein, d. h. fie muß der Lage, den jozialen 
Verhältniffen des Geichäftsherrn nach den allgemeinen Anſchau— 
ungen der bürgerlichen Gejelljchaft entjprechen. Außer dieſem 
„objektiven“ Moment iſt aber auch der wirkliche oder mutmaßliche 
Wille des Gejchäftsheren in Betracht zu ziehen. t 

1. Im allgemeinen darf angenommen werden, dat dasjenige, was 
dem Intereſſe des Gejchäftsherrn entiprach, aucd von ihm gewollt wäre. 
Dies ijt aber zweifelsohne nicht der Fall, wenn der Gejchäftsherr die 
Einmischung in jeine Gejchäfte verboten hat. Auch dann nicht, wenn 
er bezüglich eines Gejchäftes an den Tag gelegt hat, daß es ihm gleich: 
giltig jei, 3. B. er Hat eine alte, einjam gelegene Scheune verfallen lajjen. 
Sa auc dann, wenn dem Gejchäftsheren die Mittel offenbar fehlten, 
um das an fich jeinem Interejie entiprechende Gejchäft auszuführen, 
it in Abrede zu jtellen, dab deſſen Inangriffnahme feinem Intereſſe 
entiprach. 5 


Geihäftsführung ohne Auftrag im Sinne des $ 674 nicht vor. Bgl.1.6$2D. 
comm. div. 10, 2; Dernburg, Band. Bd.2 $ 122 Anm. 8. 

2)1.3 8 10 D. de neg. gest. 3, 5. Es wird 3. B. jemand von der Polizei: 
behörde, weil er prima facie dazu verpflichtet, zu einer Handlung, z. B. Räumung 
eined Gartens angehalten, und er führt das ihm Auferlegte „auf Rechnung defien, 
dem es obliegt, aus.“ 

3)1.5 $1 D. de neg. gest. 3, 5. 

4) Gemeinrechtlich gilt überwiegend als „nüßlic übernommen die Geichäfts: 
führung, falls der Geſchäftsführer annehmen konnte und mußte, daß fie der Geſchäfts— 
herr, wenn er in der Lage zu handeln gewejen wäre, jelbjt in Angriff genommen 
hätte.” Bgl. die bei Dernburg, Band. Bd. 2 $ 122 Anm. 16 Angef. Diejer „ſub— 
jeftive“ Standpunft iſt jedoch von vielen bejtritten. 

5) Bgl. Dertmann zu 8 677 Ziff. 1b und insbejondere $ 683 Ziff. 5 bezüglich 
des Beweiles, indem er ausführt: „Da mangels bejonders dagegeniprechender Mo— 
mente eine das Intereſſe des Geſchäftsherrn wahrende Gejhäftsbejorgung im all 
gemeinen jeinem vermutlichen Willen entipricht, jo muß der Nachweis eines jolchen 
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Daß es ſich um ein an fich notwendiges Gejchäft handelt, welches 
der Erhaltung eines Gutes des Geſchäftsherrn dient, genügt alſo nicht, 
obgleich e3 regelmäßig in das Gewicht fallen wird. Denn oft muß 
man Notwendige verabjäumen, weil anderes noch notwendiger fit. 
Andererjeit3 ift nicht unumgänglich, daß das Geichäft ein notwendiges 
war. Auch die Imangriffnahme eines nicht notwendigen Gejchäftes 
fann gerechtfertigt fein, falls es den Interefien, den Plänen und 
Wünſchen des Gejchäftsheren entiprach, 3. B. ein beſonders günftiger 
Ankauf eines Grundftücdes, deſſen Erwerb ein abwejender" Freund 
zur Arrondierung jeines Beſitzes längjt erjtrebt hatte. 

Da der wirfliche oder mutmaßliche Wille des Gejchäftsherrn maß— 
gebend iit, jo ergiebt fich, daß die Einmifchung in feine Gejchäfte, welche 
der Gejchäftsherr dem Gejchäftsführer oder allgemein, wie derjelbe weiß, 
verbot, auch dann nicht gerechtfertigt ift, wenn jie von gutem Er— 
folge war. 

2. Ein der Gejchäftsführung entgegenitehender Wille des Geſchäfts— 
herren fommt nicht in Betracht, wenn ohne diejelbe eine Pflicht des 
SGejchäftsherrn, deren Erfüllung im öffentlihen Interejie 
liegt, oder eine ihm gejeglich obliegende Unterhaltspflicht nicht 
rechtzeitig erfüllt wurde, $ 679. 

Ähnliches nahm man fchon in Rom bezüglich der Beerdigung eines 
Toten an.” Die Praris und jeßt das B. G. B. Dat den Sat ver- 
allgemeinert. Es iſt z. B. gerechtfertigt Die Reparatur von Dämmen, 
welche durch eine Überſchwemmungsgefahr erfordert wird, auch wenn 
jie der gefährdete Beſitzer verbot. 

3. Endlich wird auch eine nicht nüglich unternommtene oder ver: 
botene Geichäftsführung durch nachträgliche Genehmigung des Geſchäfts— 
herrn rechtsgültig, $ 684 Sat 2. 


$ 301. Die Anfprüde des Gejhäftsherrn. 


I. Aus der auftraglojen Gejchäftsführung entipringen in erjter 
Linie Anfprüche des Gejchäftsheren gegen den Gejchäftsführer nach dem 


Intereſſes im allgemeinen ausreichend erjcheinen; es iſt demgegenüber Sache des 
Bellagten, darzuthun, dab die an fich nützliche Geihäftsführung im vorliegenden 
alle — „ihm“ — unnüß war. 

6) Irrtümliche Annahme, nach 8 679 befugt zu fein, genügt freilich nicht. 

7) Bgl. über die „actio funeraria* die bei Dernburg, Band. Ds. 28122 Anm. 20 
und 21 Anger. 
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Vorbilde der römijchen actio negotiorum gestorum directa. Sie find 
num verjchiedener Art. 

Allgemein liegt dem Geichäftsführer die Pflicht ob, dem Gejchäfts- 
heren, fobald es thunlich ift, die Übernahme der Gefchäftsführung 
anzuzeigen, $ 681 erſter Sagteil, umd dejjen Entjchliegung abzuwarten, 
e3 jei denn mit dem Aufichub Gefahr verbunden, $ 681 zweiter Satz— 
teil, oder es fordere das öffentliche Intereſſe, mit der Gejchäftsbejorgung 
fortzufahren, vol. $ 679. Ferner liegt ihm allgemein die Pflicht ob, 
über jeine Gejchäftsführung dem Geſchäftsherrn Rechenschaft zu geben. 
Died auch, wenn der Gejchäftsherr die Genehmigung der Gejchäfts: 
führung noch nicht erteilt hat, ja verweigert. ! 

Der Gejchäftsführer hat für allen Schaden aufzufommen, welcher 
durch rechtzeitige Anzeige vermieden werden fonnte. 

Im übrigen ift die gerechtfertigte und die ungerechtfertigte Gejchäftg- 
bejorgung zu unterjcheiden. 

I. Grundloſe Einmiſchung macht den Geichäftsbejorger für allen 
aus der Gejchäftsführung entjtehenden Schaden verantwortlich, auch 
wenn ihm ein jonjtiges Verſchulden nicht zur Laſt fällt, 8 678. 

Selbit wenn ein pefuniärer Schaden nicht erwachjen ijt, fann der 
Geſchäftsherr bei ungerechtfertigter Einmifchung zweifelsohne jchleunigite 
Wiederheritellung des früheren Zujtandes verlangen. So, wenn ein 
zudringlicher Freund in meiner Abwejenheit meinen ertraglojen Zier— 
garten im ein nugbares Pflanzitüd verwandelt hat. 

III. Iſt die Gefchäftsbeforgung eine gerechtfertigte, jo hat der 
Geſchäftsherr bloß die Nechte eines Auftraggebers, $ 681 Satz 2. 

1. Der Gejchäftsführer hat die Gejchäfte im Sinne des Gejchäfts- 
herrn zu führen, 8 677. 

Dies immerhin nur in anjtändiger, den guten Sitten entiprechen- 
der Art. 

2. Er hat für jedes Verjchulden einzuftehen, welches ihm perſön— 
(ic) oder den Gehilfen zur Laft fällt, deren er fich zur Ausführung 
des Gejchäftes bedient, $ 278. 

Bezweckt die Gejchäftsführung die Abwendung einer dem Geſchäfts— 
herrn, d. h. jeiner Perjon, der Perſon jeiner Angehörigen, feinem Ber: 


1) Der Sag 2 des $ 681 ijt allerdings für den Fall der Genehmigung der Ge— 
Ihäftsführung zunächit bejtimmt, aber foweit es ſich um die Ablage der Rechenſchaft 
handelt, iſt er allgemein maßgebend; Pland zu $ 681 1b. 
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mögen drohenden dringenden Gerahr, jo hat der Gejchäftsführer nur 
Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten, $ 680.2 

3. Der Gejchäftsführer iſt endlich) zur Herausgabe alles deſſen 
verbunden, was er infolge dev Gejchäftsbejorgung erlangte, wie auch 
zur Verzinfung von Geldern des Gejchäftsherrn, die er für ich ver- 
wendete. 

IV. War der Gejchäftsbejorger geichäftsunfähig oder nur bejchränft 
geichäftsfähig, Jo ijt er nur nach den Vorjchriften über den Schadens- 
erjag bei unerlaubten Handlungen und zur Herausgabe einer ungerecht: 
fertigten Bereicherung verpflichtet, $ 682. 

V. Haben mehrere die Gejchäftsführung zufammen unternommen, 
jo find ſie Gejamtjchuldner, da die Gejchäftsführung eine unteilbare 
Leiſtung bildet, 88 431 ff.° 

VI. Die Verpflichtung des Geichäftsführers zur Geichäftsbelorgung 
endigt, wenn das übernommene Gejchäft abgewidelt ift, wenn der Ge: 
Ihäftsherre die Genehmigung der Gejchäftsführung verweigerte, nicht 
minder durch Abjtehen des Gejchäftsführers von der weiteren Bejorgung, 
e3 jei Dies denn unzeitig. 

Die Geichäftsführung Hört auch mit dem Tode des Gejchäftstührers 
auf. Die Erben haben aber, wenn mit dem Aufichub Gefahr verbunden 
it, die Gejchäftsbejorgung fortzufegen,6 val. 8 673. 


$ 302. Die Anjprüde des Gejhäftsführers. 

I. Die auftragloje Gejchäftsführung giebt dem Gejchäftsführer 
Ansprüche gegen den Gejchäftsherr i i i i 
gestorum contraria — bald in der Weiſe, wie wenn ein Auftrag ge— 
geben wäre, bald nur auf die Bereicherung. 





2) So ſchon 1.3 89 D.h. t. 3, 5; vgl. Dernburg Bd.2 $ 122 Anm. 26. Ein 
hierher gehöriger Fall Seuffert Archiv Bd.27 n. 269. 

3) Hat der beichränft Geichäftsfähige, z. B. der Minderjährige, mit Genehmi— 
gung jeines gefeplihen Vertreters gehandelt, jo war er infoweit in feiner Geſchäfts— 
tähigteit nicht beichränft. Daher ift $ 682 nicht anwendbar, Plauck zu $ 682 Ziff. 1. 

4) Daß der Geſchäftsherr nicht geſchäftsſähig oder in der Geſchäftsfähigkeit be— 
ſchränkt iſt, kommt nicht in Betracht. Anders nad) römiſchem Recht, vgl. Dernburg, 
Band. Bd.2 8122 Anm. 25. 

5) Tland u $ 677 Bi. 2 erllärt: „Sind mehrere Geſchäftsführer oder Ge— 
ſchäftsherrn beteiligt. jo finden SS 420 ff. Anwendung.“ Welcher Paragraph damit 
gemeint iſt, it dunkel. 

6) Planck $ 681 Ziff. 2. 


$303. Fremde Gejchäfte auf eigene Rechnung. 385 


I. Bar die Gejchäftsführung eine gerechtfertigte oder iſt fie 
genehmigt,! jo kann der Gejchäftsführer wie ein Beauftragter Erfah 
jeiner Aufwendungen verlangen, und zwar ohne Rüdjicht darauf, 
ob der Erfolg ein günjtiger oder ungünjtiger war, $$ 683, 684 Abj. 2. 

Die Anjprüche wegen Aufwendungen find richtiger Anjicht nach 
von weiterem Umfange als bei dem unentgeltlichen Auftrag. Denn 
beim Auftrage iſt Vergütung für die auftragmäßig geleijteten 
Dienjte nicht zu leiften, weil deren Unentgeltlichfeit vereinbart war, 
bei der auftraglojen Gejchäftsführung fehlt jolche Vereinbarung. Daher 
ist ſchlechthin als Aufwendung die Leiltung von Dienjten anzujehen, 
welche der Gejchäftsführer nur gegen Vergütung zu leijten pflegt. Cs 
fann 3.8. ein Arzt für auftraglos geleiftete, gerechtfertigte ärztliche 
Dienjte verfehrsübliches Honorar liquidieren. 

Das Geſetz Hat dies freilich ausdrücklich nicht beitimmt.? 

Der Gejchäftsherr muß die Aufwendungen des Gejchäftsführers 
verzinjen, $ 256, und den ©ejchäftsführer von feinen Berbindlichkeiten 
zum Zwecke der Gejchäftsjührung nach $ 257 befreien. 

II. War die Gejchäftsführung nicht gerechtfertigt und auch nicht 
genehmigt, jo it dem Gejchäftsführer injoweit Erſatz zu leiiten, als der 
Gejchäftsherr durch fie bereichert iſt, $ 684 Sag 1. 

IV. Der Geichäftsführer hat feine Anſprüche, wenn er die Abſicht 
hatte, von dem Gejchäftsheren Erjag jeiner Aufwendungen nicht zu 
beanjpruchen, $ 685 Ab]. 1. Als eine Schenkung wird dies vom B. G. B. 
nicht aufgefaßt, die Annahme jolcher Freigebigfeit durch den Gejchäfts- 
herren wird alfo nicht verlangt. 

Ver die freigebige Abficht des Gejchäftsführers behauptet, muß 
ſie beweifen. Nur iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Abjicht, Erſatz 
zu verlangen, fehlt, wenn Eltern oder Voreltern ihren Abfömmlingen 
oder dieje jenen Unterhalt gewähren. Dies auch, wenn fie zur Ge- 
währung nicht verpflichtet waren, $ 685 Abi. 2. 


8303. Fremde Gejhäfte auf eigene Rechnung. 
I. Weſentlich verjchieden von der Unternehmung fremder Gejchäfte 
auf fremde Nechnung iſt die Bejorgung von Gejchäften, Die objektiv 
fremde jind, für ich. 


1) Eines oder das andere muß der Gejchäftsführer nachweilen — vgl. $$ 653, 
684 Sat 2 —, wenn er Erjaß jeiner Aufwendungen beanjprudt. 
2) Vgl. weiter B.G. B. $$ 1618, 1619. 


Dernburg, Bürgerl. Recht. 11.2. 25 
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Dennoch gaben auch für diefen Fall die Römer actiones nego- 
tiorum gestorum. Dies veranlakte $ 686 B. G. B. 

II. Wer fremde Gejchäfte in gutem Glauben wie jeine eigenen 
bejorgt, fann nicht wie ein Vertreter desjenigen handeln, welchem das 
Gejchäft objektiv zugehört. Dies würde einesteils ihn und anderenteils 
den Gejchäftsheren mit einer VBerantwortlichkeit belaiten, für die es an 
inneren Gründen fehlt. Nur ausnahmsweije, unter bejtimmten Voraus— 
jegungen gaben die Römer in jolchem Falle Geichäftsführungsklagen. ! 

Das B. G. B. $ 687 verneint ausnahmslos die Amwendung der 
Grundjäge auftraglojer Gejchäftsführung auf den Fall, daß jemand ein 
fremdes Gejchäft in der Meinung bejorgt, daß es jein eigenes jet. 

II. Bon wahrer Gejchäftsführung it auch dann nicht die Rede, 
wenn jemand wijjentlich gewinnjüchtig fremde Gejchäfte für jich 
betreibt. Der hierdurch Bejchädigte hat infolgedejien Anſprüche wegen 
der unerlaubten Handlung gegen den Emdringling. Hierauf bejchränfte 
ihn der erjte Entwurf, $ 761. 

Anders $ 687 in Anlehnung an das römische Recht? nach den 
Beichlüffen der zweiten Kommilfion. Hat jemand fremde Geſchäfte 
als jeine eigenen behandelt, obgleich er wußte, daß er hierzu 
nicht berechtigt jei, jo kann der Gefchäftsherr entjprechende Anjprüche 
wie bei auftraglojer Gejchäftsführung geltend machen. Wiſſenmüſſen 
des Gejchäftsheren jteht dem Willen aber nicht gleich. 

Der Gejchäftsherr darf den Eindringling infolgedejien dafür haftbar 
machen, wenn derjelbe das Gejchäft nicht führte, wie es dem Intereſſe 
und Willen des Gejchäftsheren entiprach, $ 677, nicht minder Erjat 
des ihm aus der Gejchäftsführung ervachienden Schadens fordern, auch 
wenn dem Eindringling ein jonjtiges Verſchulden nicht zur Laſt fiel, 
$ 678, er kann ihn wie einen Beauftragten belangen, $ 681. Hat ſich 
3. B. jemand während längerer Abwejenheit eines Kaufmannes deſſen 
Ladengeſchäft angeeignet, vorteilhaft gewirtichaftet und geichäftliche Ein- 
nahmen gemacht, jo hat er dem Kaufmanne den gefamten erzielten Ge: 
winn herauszugeben.* Gegenüber Gejchäftsunfähigen und beichränft Ge- 
ihäftsfähigen gilt dies alles nur in dem bejchränften Maße des 8 682. 


1) 1.48 D.neg. gest. 3,5; Dernburg Bd.2 8123 Anm. 3. 
2) 1.5 $5 D.de neg. gest. 3,5; Dernburg Bd.2 8123 Anm. 1. 
3) Kon. Brot. — Spahn — Bd.2 S. 740. 
i 4) Selbjt gegen Diebe und Hehler fünnen auf $ 687 Anfprücde gegründet 
werden. 


$ 304. Weſen des Dienftvertrages. 387 


Die Forderungen aus unechter Gejchäftsführung unterliegen nicht 
wie die aus unerlaubter Handlung gegründeten der furzen Berjährung 
des $ 852. 

Macht der Gejchäftsherr Anſprüche aus unechter Gejchäftsführung 
geltend, jo hat er dem Gejchäftsführer deſſen Aufwendungen zu erjeßen, 
jedoch nur bis zum Belaufe feiner Bereicherung. * 


Zweites Kapitel. 
Dienfiverträge. 


I. Der Dienftvertrag des B.6,8B.' 
$ 304. Wejen des Dienjtvertrage®. 

I. Berjprechen von Dienſten einerjeits, von Vergütung anderer: 
ſeits begründet den Dienftvertrag zwilchen dem Dienjtherrn und dem 
Dienjtpflichtigen?, $ 611. 

1. Dienjte jeder Art find jein Gegenjtand, nicht bloß Handdienite, 
jondern auch höhere bis zum äußerſten Grade menschlicher Leiltungs- 
fähigfeit, 3. B. des Künstlers, Gelehrten, Schriftitellers, er erſtreckt fich 
auf Nechtsdienite wie thatjächliche Dienite. 

2. Die Vergütung kann in Vermögenswerten jeder Art, jie fann 
namentlich auch in einer Gewinnbeteiligung bejtehen. Vergütung gilt 
als bedungen, wenn Dienjte geleijtet und angenommen werden, für 
welche Vergütung evivartet werden fonnte, $ 612 Abi. 2 

Sit die Höhe der Vergütung nicht bejtimmt, jo gilt die etwaige 
tarmäßige, ſonſt die übliche; eventuell fann fie der Dienjtverpflichtete 
feſtſetzen, $ 316. 


4) So glaube ih 8687 Abſ.2 Sag? und deſſen Verweiſung auf $684 Sapı 
verjtehen zu müfjen. Dies entipriht der 1.5 $5 D.de neg. gest. 5, 5: ipsi tamen, 
si eirca res meas aliquid impenderit, non id quod ei abest, quia improbe ad ne- 
gotia mea accessit, sed in id. quod ogo loc. — factus sum habet contra me 
actionem, vgl. Dernburg, Pand. Bd.2 8123 Ziff. 2.— Bal. R.G. Bd. 27 ©. 331. 


1) Der Dienftvertrag im erjten Entwurfe $5 52 59 bis 566 nur dürftig geregelt, 
wurde jchon von der zweiten Kommiſſion neu geitaltet. Namentlich hat aber die 
Reichstagskommiſſion ſich die Fürjorge für die Dienſtpflichtigen angelegen ſein laſſen, 
zu dieſem Zwecke insbeſondere SS 617, 618 Abſ. 2, 619, 639 eingeſtellt. 

2) Das B.G. B. 8613 bedient jih der Bezeichnung „der zur Dienitleiftung 
Berpflichtete” — 88613, 616 — allzu mweitläufig, im weiteren Verlaufe jpricht es 
vom „Berpflichteten” — zu farblos, den Dienjtherm nennt es „Dienitberechtigten“. 

3) Eind PDienjtwerträge, welche mit Lebensgefahr für den Dienjtpflichtigen ver- 
bunden find, als gegen die guten Sitten ungültig? Dies dann nicht, wenn es ſich 
um Zwecke handelt, welche des Einſatzes des Lebens wert find: „navigare necesse 
est vivere non est necesse*. Bol. Kohler im Archiv für civ. Praris Bd. 84 ©. 23. 

25* 


388 Dienftverträge. 


War eine legtwillige Bedenkung für die Dienjte in Ausficht geitellt 
und bleibt jie aus, jo tit üblicher Lohn zu leiften. 

3. Dienjtverträge können den Dienjtpflichtigen nur auf Zeit binden, 
8 624.4 


II. Der Dienjt fann ein vereinzelter jein oder in dauernden Lei— 
itungen bejtehen. Infolgedejjen heben fich bejondere Klaſſen von Dienit- 
verpflichteten ab, nämlich 

1. Dienftangejtellte, welche in einem auf die Dauer angelegten 
Dienftverhältnifje jtehen und dem Gejchäftsheren untergeben jind; nicht 
wejentlich ift, daß der Dienjt rechtlich auf beitimmte längere Zeit ein- 
gegangen ift; es genügt, daß das fortgejeßte Bejtehen des Dienſtver— 
hältniffes nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge zu erwarten üt; 

2. ferner hauszugehörige Dienftpflichtige, d. h. diejenigen, 
welche, wie $ 618 fich ausdrüdt, „in die Häusliche Gemeinjchaft auf- 
genommen find“. 

Unter den hauszugehörenden Dienjtpflichtigen fommen „die in einem 
dauernden Dienjtverhältniffe jtehenden, welches die Erwerbsthätigfeit 
derjelben völlig oder hauptjächlich in Anjpruch nehmen“, nach $ 617 
bejonders in Betracht. 


II. Der Dienitvertrag beitimmt, nachdem Sklaverei und Leib- 
eigenjchaft vorlängit, Gutsunterthänigfeit jeit Anfang des neunzehnten 
Jahrhunderts befeitigt ſind, die wirtjchaftliche Gliederung der menjch- 
lichen Gejellichaft ausſchließlich. 

Seine ſoziale Wichtigkeit hat zahlreiche Sonderbeſtimmungen zu 
Gunſten der Dienſtpflichtigen veranlaßt. Das Reichsgeſetz über die 
Lohnbeſchlagnahme vom 21. Juni 1869 ſichert den Dienſtlohn gegen 
Pfändung, die Konkursordnung, $ 61, giebt ihm ein Vorrecht im Kon— 
furje, das Zwangesverſteigerungsgeſetz S 10 Ziff. 2 im ‚Falle der Ber: 
jteigerung eines Grundjtüdes, die C. P.O. $ 888 Abſ. 2 bejeitigt den 
direften Zwang gegen den Dienftpflichtigen zur Dienjtleiftung. 


4) Ein großer Teil der Dienjtverträge beruht auf formulannäßigen Bejtim- 
mungen, welche der Dienjtherr einjeitig entwirft, denen fich der Dienitjuchende unter: 
werfen muß, wenn er den Dienjt erhalten jol. So iſt es 3.8. beim jog. Theater: 
engagementvertrag, vgl. Meili in der Deutichen Zur. Zig. 1900 ©. 121. Die Bühnen: 
leitung legt dem Schaufpieler in der Hegel einen gedrudten Vertrag, ferner gedrudte 
allgemeine Beitimmungen, endlich eine gedrudte Hausordnung — Theatergejeg — 
vor. Die bejonderen Vereinbarungen mit dem Engagierten beziehen jid) in der Kegel 
nur auf die „Sage“, auf das „Spielgeld“ und auf die Vertragsdauer. 


$ 305. Der Dienftvertrag als gegenfeitiger Vertrag, Gefahr. 389 


Hauptarten von Dienftverträgen find beſonders geordnet, zum großen 
Teile im Interefje der Dienjtpflichtigen, die Gewerbeordnung namentlich 
trifft Schugbeftimmungen für die gewerblichen Arbeiter 5, das neue H. G. B., 
z8 59 Ff., für die Handlungsgehilfen. ® 

Anderen Weſens find die Gejindeordnungen, welche dem Landes- 
rechte überlaſſen blieben. 

Soweit die Spezialordnungen Lüden enthalten, wird die Praxis 
geneigt jein, auf die allgemeinen Beitimmungen des B. G. B. über Dienit- 
verträge zurücdzugehen. Dem wird man fich anzujchliegen haben, wenn 
auch eine pojitive Beitimmung in diefer Hinficht nicht beiteht, namentlich 
im Einf. Gel. zum B. G. B. Art. 4 nicht enthalten iüft. 


$ 305. Der Dienfjtvertrag als gegenjeitiger Bertrag, Gefahr. 

I. Als gegenjeitiger Vertrag unterjteht der Dienjtvertrag den Vor— 
ichriften der SS 320 bis 326. Doch diefe Negeln, Abjtraftionen, welche 
faum für irgend einen Vertrag vollitändig zutreffen, erleiden auch bei 
den Dienjtverträgen Einjchränfungen. 

Insbeſondere greift $ 320 nicht ein, wonach) bei gegenfeitigen Ver— 
trägen Zug um Zug zu erfüllen ift, vielmehr Hat in der Negel Die 
Vergütung erjt nach Leitung dem Dienjte nachzufolgen, 8 614. 

II. Für die Gefahr find im allgemeinen 88 323 bi8 325 mah- 
gebend. Hieraus ergiebt ſich 

1. Macht reiner Zufall die weitere Dienitleijtung völlig un— 
möglich, jo verfällt weitere Vergütung nicht, auch dann nicht, wenn 
der Dienitvertrag noch auf eine längere Zeit geichlofjen war. 

a) Dies ijt für den Fall unbezweifelt und nicht unbillig, wenn 
die Unmöglichkeit der Dienftleiftung in der Perſon des Dienit- 
pjlichtigen liegt!, 3. B. die auf drei Jahre engagierte Opernjängerin 
verliert nach wenigen Wochen ihre Stimme. 


i 3) Gewerbeordnung $$ 105 bis 139b, 154; Geſetz vom 3. Juli 1897 Art. 2 
und 3. 
6) Für die auf einem Kauffahrteiichiffe angeitellten, dem Schiffer untergeord- 
neten Berjonen, welche als Matrojen oder Offiziere ſeemänniſche Dienſte thun 
— bie Schiffsmannſchaft —, wie aud für andere auf dem Schiffe Angejtellte 
beitebt die Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872, welche aber dur eine 
zur Beit dem Reichstage vorliegende neue Ordnung erjegt werden wird. Es joll 
daher auf dies Verhältnis Hier nicht weiter eingegangen werden. — Das Binnen= 
Ihifffahrtögefeb vom 15. Juni 1895 88 21 ff. unteritellt die Schiffsmannſchaft der 
Gewerbeordnung und enthält nur einige befondere Beitimmungen. 
1) gl. 1.38 D. locati 19, 2. 
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b) Liegt die Unmöglichkeit in der Berjon des Dienſtberech— 
tigten, jo ift die Frage zweifelhaft, z. B. es ijt jemand auf drei Sabre 
als Hauslehrer für den Sohn eines Gutsbejiger® angenommen, der 
Cohn jtirbt vorher. Manche entjcheiden fich für die Pflicht der Fort— 
entrichtung der Vergütung während der vollen vertraggmäßigen Dienit- 
zeit, weil fie Verzug des Dienjtheren in der Annahme unterjtellen. 
Denn Berjchulden jei, führt man aus, für den Verzug des Gläubigers 
nah B. G. B. nicht mehr erforderlich, e8 genüge aljo, dab fich der 
Dienftpflichtige zur Leiſtung der Dienste erbiete, und dazu perjönlich im 
jtande jei.? 

Kann aber eine Leitung, wie dies SS 293 und 294 zum Verzuge 
des Gläubigers fordert, angeboten werden, wenn jie objektiv unmöglich 
it? Kann man im angeführten Beijpiele von dem Angebote jprechen, 
einem Toten etwas zu lehren! Dies jcheint uns unthunlich, daher nicht 
geeignet, das weitere Berfallen der Vergütung in diefem Falle nach 
Lage der Gejeggebung zu begründen. 3 

c) Kommt die Unmöglichkeit von außen her, 3. B. durch Verfügung 
von hoher Hand, jo iſt nicht anders zu entjcheiden 4 

2. Wird dagegen die Dientleiftung infolge eines Umſtandes un- 
möglich, den der Dienjtherr zu vertreten hat, er brennt z. B. ab- 
jichtlich die Fabrik nieder, in welcher die Dienjte zu leijten waren, jo 
behielt der Dienjtpflichtige den Anjpruch auf weitere Vergütung für die 
volle Bertragszeit, $ 324. 

III. Den Fall bloß zeitweijer Verhinderung des Dienit- 
pflichtigen an der Dienitleiitung regelt $ 616.5 Aber dejien Tragweite 
iſt — 


2) Verzug des Gläubigers nimmt namentlich Kohler in feinem Arhiv Bd. 13 
©. 149 an. Sageoen Oertmann zu $293 Ziff. 2. In der zweiten Kommiſſion, Prot. 
— Spahn — Bd.2 S. 281, gingen bei der Beratung des jepigen $ 616 die An: 
jihten auseinander. Bon einer Seite leugnete man Annahmeverzug des Gläubigers, 
fall3 die Dienftleiftung unmöglich ift, mit Berufung auf Mommſen, Beiträge I 
©. 362; R.G. Bd. 3 n. 51; die Gegenjeite nahm Annahmeverzug an. Troß des aus— 
geiprochenen Gegenjaßes uͤeß man die wichtige Frage offen. 

3) Doch kann der Vertrag zu einem andern Ergebnis führen, z. B. ein Haus— 
arzt iſt für 150 Mark jährlich engagiert, auf die Zahl der ärztlichen Beſuche kommt 
es nicht an, das Honorar iſt Pauſchquantum. Stirbt der —**— im Laufe des 
Jahres, gleichgültig ob im Januar oder Dezember, ſo ſchulden die Erben die volle 
Summe nach dem Vertrage, Blätter für Rechtspflege 1889 S. 117. 

4) 3. B. die Polizeibehörde verbietet eine Vorſtellung, etwa die Vorführung eines 
Pferdes auf hohem Seile, vgl. Bolze Bd.4 n. 475, ſiehe jedoch Bolze Bd. 8 n. 437. 

5) Bl. E. I 8562 : Wat, > 2 ©. 463. Vorbildlic) waren früheres H. G. B. 
Art. 60; —* . $133c "abi. 2 
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Im Sinne des $ 323 bildet zeitweile Verhinderung an der Dienjt- 
leitung, teilweije Unmöglichfeit, welche an und für jich dem Dienjt- 
herren das Necht verhältnismäßiger Minderung der Gegenleiitung gewährt. 

Nach $ 616 joll jedoch Abzug von der Vergütung danı nicht zu— 
läſſig fein, wenn der Dienftpflichtige für eine verhältnismäßig nicht 
erhebliche Zeit durch einen in feiner Berjon liegenden Grund, 
ohne fein Verschulden an der Dienftleiftung verhindert wird, 
z. B. durch Einziehung zu einer militärifchen Dienjtleiftung oder durch 
Krankheit. 

Hier wirft ſich jofort die Frage auf, welche auch in der zweiten 
Kommiſſion bejprochen, aber troß tiefgehender Meinungsverjchiedenheit 
nicht entichieden wurde, wie e3 jich bei zufälligen, zeitweiligen Hinder— 
niljen verhält, die außerhalb der Perſon des Dienjtpflichtigen 
liegen, 3. B. Landestrauer zwingt zur Einjtellung der Theatervorjtellung, 
jo daß der dauernd engagierte Sänger zeitweie nicht auftreten kann. 
Einige meinten in der Kommiljion, es liege dann Annahmeverzug vor. 
Deshalb hielten fie es für unnötig, den 8 616 zu erweitern. Daß 
diejer Grund unzutreffend war, haben wir gejehen. Andere hielten Die 
Beichräntung des $ 616 für gerechtfertigt, was jich ſchwer verteidigen 
läßt. Jedenfalls bejtimmte man nach diejer Richtung hin nichts. 

Man wird den Weg der Analogie zu bejchreiten haben. Wenn 
Vergütung in Fällen einer in der Perſon des Dienijtpflid)- 
tigen liegenden zeitweiligen Hinderung fort geichuldet wird, jo iſt fie 
um jo sicherer gejchuldet, wenn die zeitweilige Hinderung durch ein 
Ereignis außerhalb jeiner Berjon eintrat. Dies ijt ein Schluß, 
welcher jich aus dem Inhalte des Gejeges bei deſſen verjtändiger 
Auslegung ergiebt. Daß man ihn bei Beratung des Geſetzes nicht 
309, kann dagegen nichts verjchlagen. 

Sm einzelnen ift zu $ 616 hervorzuheben: 

a) Ob die Zeit der Unterbrechung der Dienjtleiftung nicht erheblich 
war, ijt nach den Umjtänden unter Berücdjichtigung der bejtimmungs- 
mäßigen Dauer des Dienſtverhältniſſes zu ermeſſen. Nicht in Betracht 
zu ziehen iſt, daß der Dienjtherr der Dienjte gerade zur Zeit der Unter: 
brechung beſonders dringend bedurfte, dab er etwa teure Hilfskräfte 
herbeiziehen mußte. 

b) Die Vergütung it zu entrichten, mag fie in Geld oder im 
Unterhalt bejtehen. Es geht aber wohl zu weit, daß, wie man in der 
Kommiljionsberatung annahın, wenn Stücklohn zugejagt ift, dem zeit- 
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weilig verhinderten Dienitpflichtigen der durchjchnittliche Verdienit, den 
er während jeiner Verhinderung hätte machen fünnen, entrichtet werden 
joll. Hierdurch wird der Boden des Vertrages völlig verlafjen. 

c) Das Geſetz verweigert dem Dienitpflichtigen die Vergütunc, 
wenn er die zeitweile Hinderung jelbjt verfchuldet. Gleiches wird nach 
dem Grundgedanfen des Gejeges auch anzunehmen fein, wenn der Dienit- 
pflichtige beim Vertragsſchluſſe die fünftige Hinderung als Ergebnis des 
regelmätigen Berlaufes der Dinge vorausjehen mußte und verichwieg. ® 

d) Was dem Dienftpflichtigen für die Zeit der Verhinderung aus 
einer auf Grund gejeßlicher Verpflichtung Kranken- oder Unfallverfiche: 
rung zufommt, fann ihm angerechnet werden. So beitimmt $ 616 
Abi. 2. Entjprechendes iſt für dasjenige anzunehmen, was er infolge 
des die Hinderung veranlajienden Ereignijjes verdient hat; er tit 3.8. 
als Nejerveoffizier eingezogen und hat während der Übung DOffiziers- 
gehalt bezogen.?- ® 


$ 306. Treuepfliht und Fürſorgepflicht. 

I. Bei der Beratung des Entwurfes des B. G. B. im NReichstage 
verlangten Die jozialdemokratischen Abgeordneten nachdrüdlich die Er- 
jeßung des Namens „Dienjtvertrag” durch „Arbeitsvertrag“, ebenjo 
entjchieden verwarfen die Mehrheitsparteien diefe Änderung. 

Das war nicht bloß ein Streit um Namen. Der Dienjtvertrag 
jteht neben dem Arbeitsvertrage. In $ 113 des B. G. B. iſt daher die 
Nede von „in Dienjt oder Arbeit zu treten“, „von der Eingehung 
eines Dienſt- oder Arbeitsverhältnijies“. Was aber iſt der Unterjchied ? 


6) 3.B. eine Ehefrau, welche ſich zu Dienften für längere Zeit engagierte, 
war, wie fie wußte, jchwanger. 

7) Anders Planck $616 Ziff. 4; Oertmann $616 Ziff. 4. 

8) Bezüglich der vor dem 1. Januar 1900 abgeichlofjenen Dienjtverhältnifie 

bleibt gemäß Einf. Gef. Art. 170 das frühere Recht maßgebend. Das Dienjtverhältnis 
tritt nach Art. 171 wie Miete und Pacht erjt dann unter die Herrichaft des B. G. B., 
wenn ed nad dem 1. Januar 1900 nach bisherigem Rechte Eiindbar war und nicht 
efündigt wird. Eine jtarfe Strömung, welcher aud Habicht, Einwirlung 2. Aufl. 
€. 286 folgt, geht auf eine viel weitere Anwendung des B. G. B., auf Ältere Dienit- 
verhältniſſe. Insbeſondere will man die im den 88617 und 618 getroffenen Für— 
forgepflichten des Dienſtherrn auch auf die älteren Dienjtverhältnifje anwenden, weil 
dieje Pflichten den im Wolfe herrichenden Auffafiungen entſprächen. Dieſe Beftim- 
mungen find zwar dem gemäß, was nad) der VBoltsanficht wünſchbar it; keineswegs 
galten fie bisher als rechtlich verbindlih. Daher erachte ic; diefe Rückwirkung als 
rechtsverletzend. Keinenfalls würde ich der Vorfchrift des $ 626, welche die vorzeitige 
Kündigung eines Dienftverhältnifie® aus „wichtigen Gründen“ zuläßt, auf ältere 
Dienjtverbältnifje anwenden. Cine jo weit gehende Anwendung des neuen Rechtes 
fann ich mit dem Grundgedanken des Einf. Geſ. Art. 171 nicht verträglih finden. 
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Beim Arbeitövertrage handelt es ich bloß um Bewirkung vertrags— 
mäßiger Arbeit, der Dienjtvertrag begründet eine perjönliche Be— 
ziehung zum Dienjtberechtigten. 

U. Das Dienjtverhältnis hat jein Wejen in perjönlicher Dienit- 
treue. Dieje iſt aber jelbjtverjtändlich in den jo mannigfach verjchie- 
denen Dienftverhältnifien von verjchiedener Art und Stärke. 

Die Dienfttreue erjcheint in der ältejten deutſchen Gejchichte in 
itrahlendem Lichte Sie iſt heutzutage am vollfommenjten im Militär— 
dienjte, wie im Dienjte der Beamten ausgeprägt.! Die Thaten, den 
Ruhm und Glanz jeines Lebens faßte Fürſt Bismard in jeiner Grab- 
jchrift zufammen „ein treuer Diener Kaiſer Wilhelms J.“ Eine per- 
jönliche Hingebung von gleicher Art fann in privaten Dienftverhältnifjen 
nicht beanjprucht werden. Aber ein Abglanz derjelben joll der Idee 
nach bier jich finden. 

Wenn in 8611 des B. G. B. nur davon die Nede tit, daß der 
Dienftichuldner die vereinbarten Dienste zu leiſten hat, jo darf dies 
nicht irreführen. Auch unausgeiprochen gehört dem deutjchen Dienit- 
rechte perjönliche Treue zu.? 

III. Der Treuepflicht des Dienstichuldners entipricht die Fürſorge— 
pflicht des Dienjtherrn. In diejer Hinficht trifft das B. G. B. durch 
S$ 617 bis 618 rechtliche VBorjorge. Ihre Vorichriften find zwingend, 
im voraus fann den hieraus entjpringenden Anjprüchen nicht ganz oder 
teilweije entjagt werden, $ 619. 

1. Allgemein allen Dienjtpflichtigen gegenüber gilt, daß der Dienit- 
herr Räume, Vorrichtungen oder Gerätichaften, die er zur Berrichtung 
der Dienjte zu beichaffen hat, jo einzurichten hat, daß der Dienjtpflichtige 
gegen Gefahr für Leben und Geſundheit thunlichit zu jchügen it, $ 618 
Abi. 1 eriter Sapteil, nicht minder, dat er Dienftleiftungen, die unter 
jeiner Anordnung oder Leitung gejchehen, nach diejer Rückſicht zu regeln 
bat, $ 618 Abi. 1 Satzteil 2.3 

Für Hauszugehörige Dienjtverpflichtete hat der Dienjtherr 
in Anjehung des Wohn» und Schlafraumes, der Verpflegung, ſowie 
der Arbeits: und Erholungszeit diejenigen Einrichtungen und Anord— 





1) Die beſondere Treuepflicht untericheidet den Staat3diener von anderen 
im Dienjte des Staates Stehenden. 

2) Bon Untreue im Dienfte ſpricht u.a. 9.6.8. 872 Biff.1. 

3) Die Gerichte werden jedoch gut thun, dem Mißbrauche diejer Beftimmungen, 
insbejondere chifanöjen Prozefjen beutelfchneideriicher Diener und hyſteriſcher Frauen— 
zungen, vor allem durch Verjagung des Armenrechtes thunlichſt entgegenzutreten. 
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nungen zu treffen, welche mit Rüdficht auf die Gejundheit, die Sittlich- 
feit und die Religion des Dienjtpflichtigen erforderlich jind, $ 618 Abi. 2. 

Auch dies macht dem guten Herzen des Gejehgeberd Ehre. Aber 
e3 it cum grano salis zu nehmen. Sit 3. B. die Familie des Dienit- 
herrn jelbjt durch jchwere Krankheit getroffen, jo müſſen unter Um— 
jtänden die Rückſichten auf die Gejundheit der Dienftpflichtigen zurück— 
treten. Wenn der Dienjtherr jelbjt aus Not, wie der Pienitpflichtige 
beim Dienftvertrage wußte, ſich kümmerlich und unhygieniſch bebelfen 
muß, können jeine Dienjtleute nicht mehr verlangen. 

Verlegung der Fürjorgepflichten des $ 618 wird meijt einen wich- 
tigen Grund bilden, um dem Dienjtpflichtigen die jofortige Kündigung 
nach $ 626 zu ermöglichen. Sie begründet auch Schadensanjprüche, 
und zwar bei Schädigung des Lebens oder der Gejundheit des Dienſt— 
pflichtigen im Umfange der 88 842 bis 846. 

2. Hauszugehörigen Dienftpflichtigen im Sinne des $ 617, — deh. 
jolchen, welche dauernd zu Dienjtleiftungen verbunden find, die ihre 
Hauptthätigfeit in Anjpruch nehmen — jchuldet ferner der Dienitherr 
im Falle ihrer Erkrankung Verpflegung und ärztliche Behandlung, 
und zwar mindejtens auf jechs Wochen. 

Dies gilt aber nicht, wenn jich der Dienjtpflichtige die Erkrankung 
vorjäglich oder grobfahrläjlig zuzog. 

Die Verpflegung erjtrect jich längjtens auf die Zeit bis zu Ende 
des Dienſtverhältniſſes, es habe denn der Dienſtherr wegen der Er: 
franfung des Dienjtpflichtigen nach $ 626 gefündigt. 

Die Berpflegungskojten dürfen auf die für die Zeit der Erfranfung 
geichuldete Vergütung aufgerechnet werden. 

Iſt für den Erkrankten duch Verſicherung oder eine öffentliche 
Krankenpflege genügende Vorſorge getroffen, jo tritt die Fürſorgepflicht 
des Dienitherrn wegen Erfranfung des Dienstpflichtigen nicht ein. 


$ 307. Die Berpflidtungen des Dienſtpflichtigen und des Dienitherrn 
im einzelnen. 

I. Dem Dienftpflichtigen liegt ob, die vereinbarten Dienjte ver- 
tragsmäßig und treu auszuführen und für fein Verſchulden aufzufommen, 
$ 276, wie auch für dasjenige etwaiger Gehilfen in der Erfüllung feiner 
Dienftpflicht. 





4) Im Sinne des $ 617 ift auch die Entbindung einer Ehefrau als Erkrankung 
anzuſehen. 
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1. Im Zweifel it der Dienſt vom Dienjtpflichtigen in eigener 
Perjon zu leilten, S 613 Sat 1. Inwieweit ihm Gehilfen geitattet 
jind, ergeben die Umſtände. 

2. Im Zweifel ift das Necht des Dienftherrn vererblih. Dies 
bejtimmen für mandatsähnliche Dienjtverhältnijje SS 672, 675, gilt aber 
allgemein. 

Übertragbar it der Anfpruch auf Dienjte ohne Zuftimmung des 
Dienftpflichtigen im Zweifel nicht, $ 613 Caß 2.1 

3. Bei mandatsähnlichen Dienjtverhältnifien darf der Dienitpflichtige 
in der Negel von den innerhalb der Grenzen des Dienjtvertrages 
liegenden Anweijungen des Dienjtheren nicht abweichen, vgl. 88 665, 
675. Dies iſt den DVienjtverhältnifien überhaupt zu eigen, Doch bei 
manchen Dienjten, 3. B. des Arztes, Hat fich der Dienjtberechtigte ums 
gekehrt den Anweiſungen des Dienjtjchuldners zu fügen. 

4. Bei mandatsähnlichen Dienjten hat der Dienftpflichtige alles 
herauszugeben, was er durch die Gejchäftsbejorgung erlangte, 88 667, 
675. Bei anderem ijt es nicht anders. 

Gleichwohl iſt nichts häufiger, als daß Die Dienftpflichtigen bei 
Abſchluß von Gejchäften für ihren PBrinzipal, ja wenn fie bei denjelben 
auch nur als Gehilfen fungieren, Proviſionen, Trinfgelder u. ſ. w. be— 
ziehen, und zwar für ihre Perſon. Gejchah dies mit Wiſſen der Herr: 
Ichaft, jo mag es hingehen, ebenjo, wenn es derart verfehrsüblich ift, 
dab es für diejelbe nicht befremdend jein kann. Sonſt beſteht Pflicht 
der Erjtattung an den Dienjtherrn.? 

5. Für mandatsähnliche Dienjtverträge beiteht Verpflichtung zur 
Benachrichtigung, zur Auskunft, zur Nechenjchaft, $ 666. Auf andere 
Dienjtverträge ijt dies nach Umftänden entiprechend anzumenden. 

I. Der Dienftherr hat 

1. die Vergütung zu leiten, und zwar in der Regel nad) Leitung 
des Dienjtes; ijt hier mit Zeitabjchnitten bemejjen, nach Ablauf je eines 
Beitabjchnittes, $ 614. 


1) Das R.O. H.G. Bd. 18 S. 370 hat mit Recht für den Fall des Wechſels 
des Prinzipals eines Handelsgejchäftes ausgejprochen, daß ſich ein Widerſpruch des 
Bedienjteten gegen die Uberweiſung an einen neuen Prinzival dann nicht rechtfertige, 
wenn der Eintritt des neuen Prinzipals eine Veränderung des Vertragsinhaltes nicht 
berbeiführt; vgl. aud) Seemannsordnung 861. Auch bei anderen Dienftverhältniiien, 
3.8. bei Eintritt eines neuen Bühnenleiters, kann Entiprechendes anzunehmen jein. 

2) Vgl. R. O. H. G. Bd. 10 S. 359, aber aud) Bd.14 ©. 261; R.G. Bd. 4 
S. 290, Bd. 9 ©. 297. 
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2. Der Dienjtherr it im Zweifel zur Annahme der Dienite 
nicht verpflichtet, auch dann nicht, wenn der Dienitpflichtige an deren 
Leiſtungen ein Intereſſe Hat, $ 611. Der Theaterdireftor 3. B. muß 
den engagierten Schaufpieler nicht bejchäftigen, Ddiefem erwächſt aber 
unter Umjtänden hieraus ein Kündiqungsgrund. 

3. Der Dienjtherr hat dem Dienftpflichtigen bei mandatsähnlichen 
Dienftverträgen — $ 675 — gemäß 8 670 Aufwendungen, welche 
der Dienjtpflichtige den Umständen nach für erforderlich halten durfte, 
zu vergüten, auch auf Verlangen Vorſchuß zu leiiten, $ 669. Bei 
anderen Dienjtverträgen gilt in der Negel dasjelbe. 

4. Kommt der Dienjtherr mit der Annahme der Dienite in Verzug, 
jo fann der Dienstpflichtige für die infolge des Verzuges nicht geleiiteten 
Dienſte die vereinbarte Vergütung verlangen, ohne zur Nachleiitung 
verpflichtet zu ſein. Was er aber infolge des Unterbleibens der Dienit- 
leiftung erfpart oder durch anderweite Verwendung feiner Dienite bös— 
willig unterläßt, kann ihm aufgerechnet werden, $ 615. 

5. Der Dienſtherr hat dem Dienjtpflichtigen für jein Verſchulden 
einzuftehen, nicht minder für Werjchulden der Perjonen, deren er jich 
zur Abnahme der Dienjte bedient. Dies entipricht dem Grundgedanfen 
des $ 278. 

III. Der Dienjtpflichtige hat bis zur Erfüllung jeiner Anjprüche 
aus dem Dienjtvertrage nad) $273 ein Zurüdbehaltungsrecht an den 
Sachen des Dienjtheren, welche er infolge des Dienjtvertrages erlangt hat. 

Aber nicht anzunehmen it, daß er, jolange der Dienjtherr feine 
fälligen Verpflichtungen, insbejondere die jchuldige Lohnzahlung noch 
nicht erfüllt hat, jeine Dienjte verweigern darf. Dies widerjpräche der 
Natur des Schuldverhältnijjes. 3 

Auch kann der Dienjtpflichtige jolche Sachen des Dienjtheren, mit 
denen er zwar hantierte, deren Beier aber der Dienftherr nach $ 855 
bleibt, nicht wegen jeiner Anjprüche aus dem Dienjtvertrage zurüd- 
halten. Hierin läge verbotene Eigenmacht, $ 858. 


$ 308. Beendigung des Dienftverhältnifjee. 
I. Die Dauer des Dienftverhältnifjes kann vertragsmäßig be- 
grenzt jein.! Es endigt dann unmittelbar dem Vertrage entjprechend. 


3) Bol. oben Abt.1 857 Ziff. 3a. 


1) Eine Firma übertrug einem Fuhrherrn 2. die Fahrt von Steinen aus ihrem 
Steinbruche für die Dauer eines Jahres und vereinbarte, dab „L. den Vorzug haben 
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Hierher gehört nicht nur Abſchluß auf bejtimmte Zeit, jondern auch 
Abjchlug zu einem bejtimmten Zwede, jo daß mit dejjen Erreichung oder 
Unmöglichkeit das Verhältnis endigt, $ 620. 

Durch unlösliche Dienftverhältnijje würde die perfönliche Frei— 
beit des Dienitpflichtigen verfümmert. Auf Lebenszeit oder auf länger 
als fünf Jahre geſchloſſene Dienjtverträge kann der Dienitpflichtige daher 
nach Ablauf von fünf Jahren vom Dienjtantritt an unter jechsmonat- 
licher Kündigungsfriſt kündigen, $ 624. 

II. Dienjtverhältniffe, deren Dauer nicht vertragsmäßig begrenzt 
it, endigen durch einjeitige Kündigung, in der Regel aber nur nach 
Ablauf einer Kündigungsfrijt, welche jich vorzugsweije danach 
richtet, im welcher Weije die Dienftvergütung bemejjen it. Hiernach ift 
gemäß $ 621 die Kündigung zuläſſig 

1. auf den folgenden Tag, wenn die Vergütung nad) Tagen 
oder Stunden; 

2. auf den Schluß der Kalenderwoche, jo daß jpätejten® an 
deren eriten Werktag gekündigt werden muß, wenn die Vergütung nach 
Wochen bemejien üt; 

3. auf den Schluß des Kalendermonates, jpätejten® am 15., 
wenn fie nach Monaten; 

4. auf den Schluß des Kalendervierteljahres unter jech2wöchent- 
licher Kündigungsfrift, wenn fie nach Vierteljahren oder nach längeren 
Zeiten bemejjen: ijt. 

5. Bejondere Beitimmungen jind aus Humanitätsgründen getroffen 
für die zu höheren Diensten mit fejten Bezügen Angeftellten, 
deren Erwerbsthätigfeit, wenigſtens hauptjächlich durd) ihre 
Dienjtitellung in Anjpruch genommen ijt. Für fie ift die Kündigung 
nur auf den Schluß des Kalendervierteljahres mit mindejtens ſechs— 
wöchentlicher Kündigungsfrijt zuläjitg, auch wenn ihre Vergütung nac) 
fürzeren Zeitabjchnitten bemejjen ift, als nach einem VBierteljahre, $ 622. 

Hierher gehören Lehrer, Erzieher, Redakteure, Gutsverwalter, Forſt— 
beamte, Syndici. Auch Hausdamen werden meijt hierher zu zählen jein, 
jog. Stüßen der Hausfrauen nicht. 


jollte, wenn die Firma noch mehr Steine brauche“. R. G. bei Gruchot Bd. 36 ©. 998 
erachtet die Firma als dauernd gebunden „bis ein Ereignis eintritt, bei welchem der 
Firma die Aushaltung ded Vertrages unter billiger Berüdjihtigung der Umſtände nicht 
länger zugemutet werden fann“. In der That iſt diejes Verſprechen zu unbejtimmt, 
um die Firma dauernd zu verpflichten. 
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Bei einer Anjtellung zur Probe, zur Aushilfe iſt $ 622 unan- 
wendbar. 

6. Dit die Vergütung nicht nach Beitabjchnitten bemeſſen, jo iſt 
Kündigung ohne Kündigungsfriſt zuläſſig. Doch ijt bei einem, Die 
Erwerbsfähigfeit vollitändig oder hauptjächlich in Anspruch nehmenden 
Dienjtverhältnijfe eine Kündigungsfriit von zwei Wochen einzubalten, 
$ 623. 

III. Tod des Dienstpflichtigen endigt das Dienftverhältnis, nicht 
des Dienjtherrn. 

IV. Berfällt der Dienjtherr in Konkurs, jo erlöjchen nach Konk. O. 
$ 23 mandatsähnliche Dienjtverhältniffe, welche fich auf das zur Kon— 
fursmafje gehörende Vermögen beziehen. Ferner kann nach Konk. O. 
$ 22 das im Haushalte, Wirtjchaftsbetriebe oder Erwerbsgeichäfte an- 
getretene Dienjtverhältnis von jeder Seite unter den gejeglichen Friſten 
gekündigt werden. 

V. Borzeitige Kündigung? ist nicht ſchlechthin auszufchliegen. 

1. Das B. G. B. verjtattet fie allgemein und unbefriftet aus wich— 
tigen Gründen, $ 626. 

Über die Gründe entjcheidet im Streitfalle richterliches Ermeſſen. 
Das Geſetz bejtimmt fie nicht. Aber der Grund muß nach der Ver: 
fehrsauffaffung ein Abgehen vom Bertrage rechtfertigen, z. B. der Dienit- 
pflichtige, zugleich Nejerveoffizier, fordert feinen Dienitheren. Bloß jub- 
jeftive Interefjen genügen nicht, z.B. wenn der Dienjtpflichtige einen 
bejier bezahlten, leichteren Dienjt finden fann. Die Kündigung, nicht 
die Anerkennung ihres Grundes durch den Richter hebt das Dienit- 
verhältnis auf; das Urteil ftellt alfo nur feit, daß es von der Kün— 
digung an rechtsgültig aufgelöft war. 

Im voraus fann auf die Kündigung wegen wichtigen Grundes 
nicht verzichtet werden. Es iſt ein unerläßliches Recht. 3 

2. Willkürlich iſt beiderjeit3 unbefriſtete Kündigung zuläjlig bei 
Dienjten höherer Art, die auf Grund bejonderen Vertrauens über: 
tragen zu werden pflegen, es jei denn das Dienjtverhältnis dauernd 
und mit feiten Bezügen, $ 627 Abi. 1. 

Verzicht auf willfürliche Kündigung jolcher Dienjtverhältniije iſt 
als zuläflig zu erachten. 





2) Reinhard, Der einjeitige Rüdtritt vom Dienftvertrage, ſächſ. Archiv Bd.7 S. 42. 
3) Pland 8626 Ziff. 4. 


8308. Beendigung des Dienjtverhältnifies. 399 


Unzeitige Kündigung des Dienftichuldners, d. h. derart, daß ſich 
der Dienjtherr nicht rechtzeitig anderweitig verjorgen kann, macht, wenn 
die Kündigung zur Unzeit ohne wichtige Gründe geichieht, den Kün— 
digenden jchadenserjaßpflichtig, $ 627 Abj. 2. 

3. In Fällen vorzeitiger Kündigung gebührt dem Dienjtpflichtigen 
verhältnismäßige Vergütung. Sie iſt nicht einfach nach Verhältnis 
der Dienjtdauer, jondern auch nach den bisherigen Leiſtungen des Dienit- 
jchuldners zu bemejtent, $ 628 Abi. 1 Satz 1. 

Eritattung jeiner Aufwendungen kann der Dienjtpflichtige unver— 
fürzt beanjpruchen. Nichts gebührt dem Dienjtpflichtigen, welchem die 
vorzeitige Löſung des Dienjtverhältnifjes zur Laſt fällt, wenn jeine bis: 
berigen Leiltungen oder Aufwendungen infolge der vorzeitigen Beendigung 
ohne Interejie für den Dienjtheren find, vgl. $ 628 Ab}. 1 Sat 2. 

Vorausempfangenes hat der Dienitjchuldner, wie im Falle eines 
vertragsmäßigen Rücktrittes — $ 347 —, und wenn die Kündigung 
wegen eines Umſtandes erfolgt, den er nicht zu vertreten, als unge: 
rechtfertigte Bereicherung zu eritatten, $ 628 Abi. 1 Sap 3. 

Der Teil, welcher durch vertragswidriges Benchmen die Kün— 
digung verjchuldet hat, iſt dem anderen jchadenserjagpflichtig, val. $ 628 
Abi. 2.5 

VI Fortſetzung des Dienjtes nach Beendigung des Dienjtverhält- 
niſſes unter Wiſſen und ohne unverzüglichen Widerjpruch des Dienit- 
herrn verlängert dasjelbe auf unbejtimmte Zeit, 8 625. 

Erklärt freilich der die Dienjte Leiitende, dat er nur vorläufig im 
Dienjte bleibe, jo fann dies nicht gelten. 

VII. Nach erfolgter Kündigung eines dauernden Dienjtverhältnifies 
hat der Dienſtherr dem Dienjtichuldner angemejiene Zeit zum Auffuchen 
eines anderen Dienftes zu gewähren, $ 629. Auf andere Fälle der 
Beendigung iſt dies entiprechend anzumenden. 


4) Ein Tanzmeifter veripricht z. B. für ein feites Honorar in vier Winter: 
monaten 32 Tanzjtunden zu erteilen; in den erjten zwei Monaten bat er nur acht 
Stunden gegeben und fündigt dann nach zwei Monaten. Hier fann er die Hälfte 
des Honorar: nicht beanipruden. Hat aber jemand jeine ganze Zeit für eine be- 
jtimmte Dauer zur Verfügung geitellt, 3. B. als Privatjetretär für ein Jahr, jo ift 
jeine Vergütung einfad) nad) der Zeitdauer feines Dienites im Falle vorzeitiger Kün— 
digung zu berechnen, wenn der Dienjtherr auch feine oder wenige Leiſtungen des 
Sefrerärs in Anſpruch genommen hat. 

5) Wird das Dienftverhältnis nicht durch vorzeitige Kündigung beendet, jo ift 
nicht $ 628 anzuwenden. Es treten die allgemeinen Grundfäge der $ 323 ff. ein. 
Bgl. Bland zu 8628 Ziff. 4. 
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VIII. Der dauernd Angeitellte kann ein jchriftliches Zeugnis ® 
über das Dienjtverhältnis und dejjen Dauer fordern, er fann auch 
verlangen, daß es jich auf Leiltungen und Führung im Dienjte erjtredt, 
$ 630. Ohne bejonderes Verlangen darf der Dienjtherr das Zeugnis 
nicht hiermit beladen. 


$ 309. Dienjtverhältnijje der gewerblihen Nrbeiter.!-? 


I. Auf freier Übereinkunft beruhen die Verhältnifje zwijchen dem 
jelbjtändigen Gewerbetreibenden und jeinen gewerblichen Arbeitern, G. O. 
$ 105. 

Aber das öffentliche Interefje und die Fürjorge für den wirt- 
Ichaftlich jchwächeren Teil — den Arbeiter — haben die Neichögewerbe- 
ordnung zu tiefgreifenden Einjchränfungen genötigt. 

Gewerbliche Arbeiter find vorzugsweile die im Handwerfe oder 
für Fabrikens bejchäftigten Gejellen und Gehilfent, jowie die Fabrif- 
arbeiter und die Lehrlinge. 


6) So ſchon G. O. $ 113, jept 9.G.B. $ 73. Vgl. Bl. für Rechtöpflege 1899 
S. 65. Im voraus fann nicht verzichtet werden, Pland 8630 Ziff. 1. 

1) Die Neihsgewerbeordnung, zuerit unterm 21. $uni 1869 erlafien, erfuhr 
mehrfache Veränderungen durch Novellen, insbejondere das Geſetz vom 17. Juli 1878. 
Das Gejep vom 1. Juli 1883 ermächtigte den ReichSfanzler zur Belanntmadung eines 
neuen Tertes, welche am 1. Juli 1883 geſchah. Das Geſetz vom 1, Juni 1891 betr. 
Abänderung der Gewerbeordnung hat den fiebenten Titel „Gewerbliche Arbeiter“ 
neu geregelt, das Geſetz vom 26. Juli 1897 hat den ſechſten Titel und aus dem 
fiebenten Titel $$ 126 bis 133 erſetzt. Nad Art. 36 des E.G. zum B. G. B. iſt 
dies alles unberührt. 

2) Welche Erwerbäzweige durch die Neihögewerbeordnung geregelt werden follten, 
ift durch dieje nur unzureichend bejtimmt und vielfach ftreitig.. Im $ 6 werden gewiſſe 
Ermwerbsarten aufgezählt, auf welche die Gewerbeordnung feine Anwendung findet. 
Es ift aber unzweifelhaft, daß bierdurd die Grenze nicht ausreichend jeitgeitellt iſt. 
Namentlich wird anerfanntermaßen nicht als Gewerbe angejehen der Aderbau, umd 
hiernady gelten der Gewerbeordnung als entzogen auch landwirtichaftlihe Neben: 
gewerbe, z. B. Kälefabritation, R.G. Bd.1 S. 265. Jur. Monatsſchr. f. Poſ. 1898 
S. 99. Deutſche Jur. Ztg. 1899 S. 259. Wie es ſich mit der Kunſtgärtnerei ver: 
hält, iſt ſtreitig. Jur. Wochenſchr. 1899 S. 477 n.1. Nicht als Gewerbe gilt weiter 
der Beruf des Künſtlers, des Gelehrten, des Litteraten. Betrieb der Mufit 
ohne höheres Kunſtintereſſe, 3. B. zum Tanz, wird aber als Gewerbe betrachtet, 
R.G. bei Gruchot Bd. 25 ©. 131, biernad) wohl aud) der Beruf der Seiltänzer, Cirfus- 
reiter u. ſ. w, 6.0. 8855, 60a. — Die Beitimmungen der G. O. über die gewerb- 
lihen Arbeiter, SS 105 bis 133, finden nah G.O. $ 154 Abi. 1 feine Anwendung 
auf Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken und Handelsgeihäften; nah $ 154a 
ebendajelbjt nur teilweile Anwendung auf Bergwerfäarbeiter. 

3) Scharfe Definitionen find weder für den Begriff des Handwerks noch der 
Yabrit möglih. Die hiſtoriſche Entwidelung bildet ein wejentlihe® Moment und 
bejtimmt die Anjchauung des Yebens, welche im einzelnen alle als das Mahgebende 
anzujehen iſt. D. Jur. Ztg. 1899 ©. 180. Jur. Wochenſchr. 1899 ©. 477 n. J. 
Unter Handwerk veriteht man die kunſtmäßige Bearbeitung oder Verarbeitung 
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II. Bei größeren Betrieben liegt dem Arbeitsvertrage meift eine 
vom Arbeitsherrn aufgejtellte Arbeitsordnung zu Grunde, welcher jich 
der Arbeiter durch den Eintritt in den Dienjt unterwirft. 

Obligatorijch iſt jolche Ordnung für jede Fabrik, welche mindeſtens 
20 Arbeiter regelmäßig beichäftigt. Über jie find die großjährigen Ar- 
beiter oder der etwa errichtete jtändige Arbeiterausjchuß zu hören. 
Der Inhalt muß mit dem Gejege übereinjtimmen. Er it injoweit für 
die Arbeitgeber und Arbeiter rechtsverbindlich. Die Auslegung zwei— 
deutiger Bejtimmungen der Arbeitsordnung hat gegen den Arbeitgeber 
zu gefchehen. Nichtig find Bejtimmungen, welche gegen das Ehrgefühl 
‘oder die guten Sitten verjtoßen, wohin auch der Ausjchluß richterlicher 
oder jchiedsrichterlicher Entjcheidung bei Streitigfeiten gehört. Etwaige 
Strafgelder müſſen zum Beſten der Arbeiter der Fabrik verwendet werden. 

III. Die gewerblichen Arbeiter find verbunden, den Anordnungen 
ihrer Arbeitgeber und ihrer Vertreter bezüglich der aufgetragenen Ar— 
beiten und der häuslichen Einrichtungen Folge zu leijten, G.O. $121, 
jofern fich diefe Anordnungen innerhalb des Rahmens der VBertrags- 
zwede und der Objervanz halten; zu häuslichen Dienjten find die Ar— 
beiter an ſich dem Arbeitsherrn nicht verpflichtet®, doch gilt für Lehr- 
finge in diejer Sinficht Bejonderes. Der Arbeitsherr jeinerjeits Hat 
den vereinbarten oder den üblichen Lohn zu leijten. Die Haftung für 





von Materialien, ohne daß der Grundfaß der Arbeitsteilung in fabrifartigem Maße 
durchgeführt wird, unter Fabrik die Anjtalt zur Bearbeitung oder Verarbeitung 
von Materialien, bei welcher der Srundjag der Arbeitsteilung überwiegt. Uber den 
weitergehenden Begriff des Fabrılbetriebes im Sinne der G. O. vgl. R.G. in 
Strafſ. Bd. 16 ©. 306. 

4) Gehilfen und Geſellen werden in völlig gleicher Art behandelt. Gef elle ift 
ein ausgelernter Handwerker, welcher behufs des Betriebes des Handwerks in Dienjt 
tritt; daß der Arbeitsherr jelbit gelernter Meifter des Handwerfs jei, iſt nicht mehr 
erforderlich. Aber nicht jeden derartigen Sewerbegehilfen nennt der Spradigebraud) 
einen ®ejellen. Auch bier find hiſtoriſche Momente bejtimmend. Daher bedient ſich 
die Gewerbeordnung des Ausdrudes Gehilfen neben dem des Gejellen, beifpielsweije 
ijt ein Braumeijter Gehilfe im Sinne der Bewerbeordnung, R.O. H. G. Bd. 9 ©. 306, 
deögleichen der Fabrikmeiſter, R.O. H.G. Bd. 11 S. 387. Unter Gehbilfen find auch 
Perſonen zu veritehen, die beim Betriebe des Gewerbes Hilfe leiften, ohne im Beſitze 
der für dasjelbe befonders bezeichnenden Kenntniſſe oder yertigfeiten zu fein, R.O. H. G. 
Bd. 19 S. 382. — Nicht zu den Gehilfen gehören Perjonen, welche den Betrieb oder 
einen Zweig desjelben jelbjtändig leiten; jie unterjtehen daher dem fiebenten Titel 
der G. O. nicht; R.G. bei Fenner, Archiv Bd.2 ©.464. Fabrifarbeiter find im 
Dienjte der Fabrik beſchäftigte Handarbeiter. Unerheblich it, ob fie regelmäßige und 
in jedem Falle, in welchem ſie ſtattfindet, längere Zeit andauernde Beſchäftigung in 
der Fabrik haben, oder ob ſie nur unregelmäßig und ee fürzere Zeiten in der Fabrik 
beichäftigt werden, vgl. R.G. in Strafi. Bd. 16 ©. 3 

5) Aufficht über die Sitten der Gejellen außer —* Haufe, wie nah A. L. R. I,8 
8356, haben die Meiſter nicht mehr. 


Dernburg, Bürgerl. Recht. II. 2. 26 
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Verſchulden ijt die regelmäßige. Der Gewerbeunternehmer wurde bereits 
durh G.D. 88 120a ff. zu Einrichtungen auf feine Kojten be— 
hufs thunlichiter Sicherung gegen Gefahr für Leben und Gejundheit 
der Arbeiter verbunden. 6 

IV. Beihränfungen der Arbeitgeber find folgende. Sie 
. können ihre Arbeiter zu Arbeiten an Sonn= und Feittagen nur 
verpflichten, jofern die Natur des Gemwerbebetriebes eine Unterbrechung 
nicht geitattet, G.O. $ 105a. Kinder unter 13 Jahren dürfen in 
Fabriken nicht bejchäftigt werden.” Die Arbeitszeit jugendlicher Fa— 
brifarbeiter und der Arbeiterinnen iſt gejeglich bejchränft; gewerbliche 
Arbeiter unter 21 Jahren dürfen nur angeltellt werden, wenn fie im 
Beſitze eines polizeilich ausgejtellten Arbeitsbuches find, G.O. 88 108 ff. 
So lange einem Gewerbetreibenden die bürgerlichen Ehrenrechte aberfannt 
find, darf er ſich mit der Anleitung von Arbeitern unter 18 Jahren 
nicht befafjen, G.O. $ 106.9 


6) Dieje Norm, die zeitweife eine außerordentlich große praftiihe Bedeutung 
gewann, hat diejelbe zum nicht geringen Teile durch die Unfallverfiherungsgeiege 
verloren. Die Gewerbeordnung giebt es dem Bundesrate und jubfidiär den Yandes- 
behörden anheim, die näheren Bejtimmungen zu treffen, und bedroht mit öffentlicher 
Strafe in $147 Ziff. 4 Nichtachtung der Aufforderung der Behörden. Außerdem gilt 
der Arbeitsherr als entjhädigungepflihtig, wenn er die nad) den Umjtänden des 
Falles thunlichen Schutzeinrichtungen fahrläjfigerweife unterließ, wobei ihm weder 
Berufung auf den allgemeinen Brauch, noch die Einrede, dab die Behörden feine 
bejonderen Anordnungen getroffen hatten, zu Gute fommt — vgl. R.O. H. G. Bd. 23 
©. 47, R.G. Bd.1 ©. 271,275, Bd 46.23, Bd. 5 ©. 73, R.G. bei Gruchot Bd. 29 
&.717 — nod) aud), daß er vorfichtigere Benußung gebot, R.G. bei Gruchot Bd. 37 
S. 133. Nach dem Unfallverjicerungsgejeß vom 6. Juli 1884 $ 78 Ziff. 1 find die 
Berufsgenofjenihaften befugt, über die zur Berhütung von Unfällen feitens ihrer 
Mitglieder zu treffenden Einrichtungen Vorſchriften unter der Bedrohung der Ein— 
ihäßung in eine höhere Gefahrenklaſſe zu erlaſſen. Dies bob die Pflicht des Arbeits- 
herrn, auch ohne weiteres die nötigen Einrichtungen zu treffen, zwar nicht auf. Doch 
wird, wer fich den Vorjchriften der Berufsgenoſſenſchaft gefügt bat, in der Negel 
Genügendes geleitet haben. Auch hiervon abgejeben, tritt in den bei weiten meiiten 
Fällen der Anſpruch des Verlegten aus der Unfallverfiherung an die Stelle der Ent- 
ſchädigungsanſprüche gegen den Unternehmer. Dieje find nur noch begründet, joweit 
die gejegliche Unfallverfiherung nicht eingreift, oder der Unternehmer oder jein Ver— 
treter jtrafrechtlih wegen Vorſatz oder Fahrläſſigkeit verurteilt find, Unfallverjiche- 
rungsgeſetz $ 96. 

7) Uber das Einzelne vgl. G.O. $ 135 ff., über die den Fabriken gleichgeitellten 
Anftalten G.O.$ 154 Ab. 2 und ff. Ähnliche Beftimmungen traf bereits die Kab. O. 
vom 6. April 1839 ſowie das Gejep vom 16. Mai 1853. 

8) Die Entlafiung der dem Verbot zumwider bejchäftigten Arbeiter kann poli— 
zeilich erzwungen werden. 

9) Zuwiderhandlungen gegen die Verbote jind mit öffentlicher Strafe bedroht. 
Der Arbeireherr wird durch Nichtlenntnis, insbejondere des Alters des jugendlichen 
Arbeiter, nicht entihuldigt, da er ſich perfünlich Kenntnis verichaffen oder vertrauens— 
werte Vertreter anjtellen muß, R.®. für Strafjahen Bd.2 ©. 323. 
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V. Gewiſſe Verträge zwilchen den Arbeitsherren und ihren ge- 
werblichen Arbeitern, welche deren Verkürzung im Lohne herbeiführen 
fünnten, find verboten. Das Berbot erjtredt ſich auf Verträge mit 
jolchen Arbeitern, welche außerhalb der Betriebsjtätte gewerbliche Er- 
zeugnilje anfertigen. 19 

1. Die Gewerbetreibenden find gehalten, die Löhne ihrer Ar— 
beiter bar und in Neichswährung auszuzahlen. Entgegengeſetzte Ver— 
einbarungen jind nichtig, G.O. $ 115 Abi. 1, $ 117 Ab. 1." Der 
Lohn kann alfo nicht durch Angabe an Zahlungsitatt an Stelle Geldes 
berichtigt werden, gejchehe fie nun vom Arbeitsherrn oder einem Dritten; 
cbenjo ift Aufrechnung ausgeſchloſſen. Es dürfen den Arbeitern jedoch 
2ebensmittel zum Anjchaffungspreife, Wohnung, Landnugung gegen 
ortsübliche Mietpreije, Feuerung, Beleuchtung, regelmäßige Beköjtigung, 
Arzneien und ärztliche Hilfe für ſich und ihre Familienglieder, ſowie 
Werkzeuge und Stoffe zu den ihmen übertragenen Arbeiten für den 
Betrag der durchichnittlichen Selbitkoften auf den Lohn angerechnet 
werden, G.O. 8115 Abſ. 2.1? Auch mittel® Übereignung von Wechjeln 
und Anweilungen an Zahlungsitatt erfolgt Feine Tilgung der Lohn 
forderung 3, wohl aber tritt nachträglich Tilgung ein, joweit der Ar- 
beiter diejelben eingezogen hat. Die Zahlung muß nicht notwendig an 
den Arbeiter perjönlich gejchehen, fie fann auch an Dritte auf Grund 
einer Ermächtigung des Arbeiterd erfolgen. Der Lohn bleibt bis zur 
Barzahlung gejchuldet, das in Zahlung Gegebene fann, joweit es beim 
Arbeiter noch vorhanden, eventuell joweit er bereichert iſt, von gewiljen 
Kaſſen Fondiziert werden, ©.D. $ 116.15 


— — — — 


10) G. O. 88 115 ff., $ 119 Abſ. 2. Die Verbote waren zunächſt zu Gunſten 
der Fabrikarbeiter eingeführt, und jo behandelte fie noch die Reichsgewerbeordnung 
von 1869. Die Novelle von 1878 zur Gewerbeordnung hat fie auf die gewerblichen 
Arbeiter überhaupt ausgedehnt. Das Verbot des $ 119 d (mie Überhaupt der Schuß 
der SS 115 ff.) kann auch zutreffen, wenn ein jolcher Arbeiter nicht ausſchließlich 
für Einen Arbeitgeber bejchäftigt it, vgl. R.G. in Strafl. Bd. 16 ©. 333. 

11) Dffentlihe Strafen gegen die Zuwiderhandlungen bejtimmt die G. O. $ 146 
über Yohneinbehaltungen. 

12) Nicht angerechnet können werden u. a. die Preije von Kleidungsjtüden, 
Schmudjahen, Spirituojen. 

13) Vgl. DO. Trib. Bd. 72 ©. 438. Es treten daher aud die Strafen des 
$ 146 der G. O. ein, 

14) O. Trib. Bd. 74 ©. 349. 

15) Die Forderung foll derjenigen Hilfskafje zufallen, welcher der Arbeiter an— 
gehört, in Ermangelung einer folhen einer anderen zum Beiten der Arbeiter an dem 
Orte bejtehenden, von der Gemeindebehörde zu bejtimmenden Kafje und in deren Er: 
mangelung der Ortsarmenkaſſe. 


26” 
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2. Die Gewerbetreibenden dürfen ihren gewerblichen Arbeitern ferner 
feine Waren freditieren, mit Ausnahme jolcher, welche jie ihnen 
auf den Lohn anrechnen dürfen. Die freditierten Forderungen fallen 
den vom Gejeße beitimmten Kafjen anheim, G. O. 88 115, 118.18 


3. Endlich find nichtig Wereinbarungen zwijchen den Gewerbe- 
treibenden und ihren Arbeitern über die Entnahme der Bedürfnijie 
derjelben aus gewijjen Verfaufsjtellen, jowie über Verwendung 
des Verdienites der leßteren zu einem anderen Zwecke als zur Betei- 
ligung an Einrichtungen zur Verbeſſerung der Lage der Arbeiter oder 
ihrer Familien, G.O. $ 117 Abi. 2. 

Vereinbarungen mit samiliengliedern des Gewerbetreibenden jowie 
mit den in jeinen Dienjten jtehenden oder bei jenem Gejchäfte betei- 
ligten Perſonen find im Sinne der gedachten Verbote jo zu behandeln, 
al3 wenn jie mit dem PBrinzipal jelbjt gejchlojjen wären, G.O. $ 119. 

VI. Für die Endigung des Arbeitsverhältnijjes ijt im eriter 
Linie die Vereinbarung maßgebend, in Ermangelung einer folchen gilt 
vierzehntägige Auffündigung, ©.D. $$ 122, 134.7 Aufhebung 
des Stontraftes vor der Zeit und ohne Kündigung iſt aus gewijien 
gejelich feitgeitellten Gründen dem Arbeitgeber, G. O. 8 123", wie dem 
Arbeitnehmer, G. O. $ 124, offen geitellt; analoge Anwendung diejer 
Gründe iſt nicht ausgeichlojien.” Beim Abgange vom Dienfte können 
gewerbliche Arbeiter ein Zeugnis über Art und Dauer der Beichäf- 
tigung fordern, und verlangen, daß es ſich auf ihre Führung eritredt, 
G. O. 8 113.20 

16) Auch hier tritt öffentliche Strafe ein. 

17) Werden andere Auflündigungsfrijten vereinbart, jo müſſen fie für beide 
Teile gleich fein. 

18) Die Fälle entiprechen zum Zeil denen, welche beim Gefindevertrag die 
Aufhebung des Verhältniſſes rechtiertigen. Der Betriebsherr fann das Verhältnis 
unter anderem aufheben bei „grober“ Ehrverlegung; micht jedes Schimpfwort des 
Gejellen reiht alfo aus, R. O. H. G. Bd. 9 ©. 306. Umfähigleit des Arbeiters iſt 
natürlich ein Aufhebungsgrund, aber auch eine abſchreckende Krankheit, wobei voraus 
geſetzt iſt, daß es ſich um ein Zujammenarbeiten handelt, bei welchem diejelbe ein 
Hindernis bildet; dann liegt im Grunde Unfähigkeit des Arbeiter vor, den Dienjt 
zu verjehen. Eine Entihädigungspflidht ift daher nicht anzunehmen. 

19) Gegen den Arbeiter, welcher willkürlich die Arbeit verläßt, ift, im Falle 
der Verurteilung zur Leitung der Dienite, Vollſtreckung durch Haft oder Geldftrafe 
nah C. P.O. 8888 Abſ. 2 nicht mehr zuläffig, nur ein Aniprud auf Schadenserjag 
jteht offen, der oft praftiich umanmendbar jein wird. Mrbeitgeber, welche zum vor: 
zeitigen Verlaſſen des Dienſtes verleiten, oder, die Verpflichtung des Arbeiters ten- 
nend, denielben annehmen, ja jelbit behalten, jollen nah der G. O. 8 125 ala 
Selbitichuldner für den Schaden mitverhaftet fein. 

20) Gegen ihren Willen darf aljo in dem Zeugnis über ihre Führung nichts 
bemerkt werden. — Den Arbeitgebern ijt unterjagt, die Zeugnifje mit Merkmalen zu 
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VI. Das Dienjtverhältnis der von Gewerbeunternehmern dauernd 
zur Leitung oder Beaufjichtigung des Betriebe oder einer Ab- 
teilung desjelben angejtellten Betriebsbeamten (Werfmeijter u. ſ. w.), 
jowie der mit höheren technischen Dienjtleiftungen betrauten Technifer 
it von der G.O. $ 133a ff. befonders geregelt. Ihre Anstellung kann 
von jedem Teile im Zweifel — von wichtigen bejonderen Gründen ab— 
gejehen —, mit Ablauf des Kalendervierteljahres nad) ſechswöchent— 
licher Kündigung aufgehoben werden. ?1 

VII. Gemäß des Neichögejeßes betreffend die Gewerbegerichte vom 
29. Juli 1890 fünnen für die Entjcheidung von gewerblichen Streitig- 
feiten zwijchen Arbeitern und ihren Arbeitgebern, ſowie zwijchen Arbeitern 
desjelben Arbeitgebers Gewerbegerichte errichtet werden. Die 
Errichtung gejchieht für einen Gemeindebezirf durch Ortsftatut, welches 
durch die höhere Verwaltungsbehörde zu genehmigen iſt. Ein folches 
Gewerbegericht beiteht aus einem Worjigenden, welchen Die Gemeinde- 
behörde ernennt, und Beifigern, von welchen die Arbeitgeber die eine 
Hälfte, die Arbeiter die andere erwählen. In der Negel iſt das Gericht 
aus drei Perjonen, nämlich dem Borfigenden, einem Arbeitgeber und 
einem Arbeiter bejegt. Arbeitgeber und Arbeiter müſſen ſtets in gleicher 
Zahl zugezogen fein. Durch die Zuftändigkeit eines Gewerbegerichtes 
wird die Zujtändigfeit der ordentlichen Gerichte ausgeichlojjen. Rechts— 
anmwälte und andere geichäftgmäßige Barteivertreter werden beim Ge- 
werbegerichte nicht zugelafjen. Berufung an das Landgericht iſt nur 
bei Beträgen über 100 Mark zuläjfig. 

Sit ein zuftändiges Gewerbegericht nicht vorhanden, jo it Der 
Gemeindevorjteher zu einer vorläufigen Entjcheidung befugt, welche 
mangels einer binnen 10 Tagen beim ordentlichen Gerichte eingelegten 
Stlage rechtskräftig wird. 

Das Gewerbegericht kann auf Anrufen auch als Einigungsamt 
thätig werden, hierzu ift notwendig, daß Arbeitgeber und Arbeiter Ber: 
treter stellen, welche vor ihm verhandeln. Die Gewerbegerichte Haben 





verjehen, welcdhe den Zweck haben, den Arbeiter in einer aus dem Wortlaute des 
Zeugniſſes nicht erfichtlihen Weife zu fennzeichnen. 

21) Die Borichriften des $ 133a—$ 133e find durch R.G. vom 1. Juni 1890 
eingeführt. 

22) Bal. über dad Neichägejeß vom 29. Juni 1890 den Kommentar von Wil: 
helmi und Fürjt, fiehe darüber Eccius bei Gruchot Bd.36 ©. 144. 

23) Das Reichsgeſetz vom 29. Juli 1890 hat den $ 120a der G. D., welcher 
die Beichreitung des Rechtsweges von der vorgängigen Entſcheidung durch Verwal— 
tungsbehörden abhängig machte, bejeitigt. 
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Vereinbarungen herbeizuführen, joweit das nicht gelingt, wenigitens 
Schiedsſprüche abzugeben, welchen jich die Beteiligten unteriverfen, die 
fie aber auch ablehnen können. 


$ 310. Handlungsgebilfen.! 

I. Während die gewerblichen Arbeiter der jozialpolitiichen Für: 
jorge der Gewerbeordnung teilhaftig wurden, geſchah zum Schuge der 
Handlungsgehilfen, von den Beitimmungen über die Sonntagsruhe in 
der Gewerbeordnung $ 105a abgejehen, lange Zeit nichts. Nahm doch 
die Gewerbeordnung im $ 152 die Handlungsgehilfen von ihren wich- 
tigiten Borjchriften ausdrüdlich aus. Die Nevifion des 9. ©. DB. gab 
Gelegenheit, das Verjäumte nachzuholen. So wichtig und dringlich jchien 
die Reform, daß man dem jechiten Abjchnitt des neuen 9. G. B. über 
Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge mit Ausnahme des 8 65 
ſchon mit dem 1. Januar 1898 in Kraft jeßte, Einf. Gef. Art. 1 Abi. 2. 

II. Der Ausdruf Kaufmann bezeichnet im Sinne des neuen 
wie des alten H. G. B. SS 1 ff. feinen bejonderen wirtichaftlichen Stand, 
namentlich gelten zahlreiche Handwerker, 3. B. Bäcker, Fleiſcher im 
gejeglichen Sinne ald Kaufleute. Unter Handlungsgebilfen veriteht 
aber 5.6.8. $ 59 einen bejonderen wirtichaftlichen Stand. Handlungs: 
gehifen find hiernach die in einem Handelsgewerbe zur Leiltung 
faufmännifcher Dienjte gegen Entgelt angeitellten Berjonen. 
Sie müſſen aljo 

a) in einem Handelsgewerbe angeitellt jein, aljo zu dejjen Organis- 
mus gehören. Dadurch fcheiden fie fi) von den Handelsagenten, Die, 
jelbjtändig etabliert, Kaufleuten kaufmännische Dienfte leiſten. 

b) Daß fie gegen Entgelt dienen müjjen, iſt etwas Neues. Für 
Bolontäre, auf Probe zunächſt unentgeltlich Angejtellte, gelten aljo die 
Vorjchriften der 88 59 bis 83 nicht. Sie fallen unter die „Beauf- 
tragten“ des B. G. B. Sind aber nicht Beftimmungen der $$ 59 ft. 
des H. G. B. analog auf fie anzuwenden? Das ift, wie ſich zeigen 
wird, mehrfach zu bejahen. 

c) Die Dienjte des Handlungsgehilfen müſſen Faufmännijche im 
wirtſchaftlichen Sinne jein.? 





1) Val. Fuld, Das Neht der Handlungsgehilfen 1897; Horrwig, Handlungs- 
gebilfen 1897, die Kommentare zum H. G. B. von Staub u. a. 

2) Nach früherem Rechte war dies bejtritten. Insbeſondere nahm Thöl, 
Praxis des Handels- und Wechſelrechts I S. 42 an, dab die gejamte gewerbliche 
Thätigkeit der Perjonen, weiche das H. G. B. als Kaufleute auszeichne, kaufmänniſche 
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Sie fünnen thatjächliche fein, 3. B. die des Buchführers, oder rechts- 
gejchäftliche, die des Handlungsbevollmächtigten und Profurijten. 

Perſonen, welche in dem Betriebe des Handelsgewerbes — vor: 
zugsweife — andere als jolche faufmännijche Dienjte leilten, werden 
nicht nach den Vorjchriften des H. G. B. beurteilt, H.©.B. $ 83. Sie 
unterjtehen, je nach der Art ihrer Dienfte, der Gewerbeordnung oder 
der Gefindeordnung oder bloß dem B. G. B. 88 611 ff. 

III. Vergütung ijt, wie bemerkt, für den Begriff des Handlungs- 
gehilfen wejentlih. Daß fie nicht notwendig in einem bejtimmten Gehalt, 
vielmehr in Naturalien, Tantiömen, anderen geldwerten Borteilen be— 
jtehen kann, bedarf faum der Hervorhebung; ebenjowenig, daß jie ftill- 
jchweigend bedungen jein kann. Da es fich um Dienjte handelt, Deren 
Bezahlung im Verkehr erwartet zu werden pflegt, ijt Vergütung nach 
B.G.B. in der Regel anzunehmen. Die Höhe richtet fich, wenn ſie nicht 
bejonder3 bedungen ijt, nach Ortögebrauch, in Ermangelung eines jol- 
chen nach dem, was angemejjen iſt, H. G. B. $ 59. 

Auch für Art und Umfang der Dienjte ijt, joweit nichts vereinbart 
it, Ortsgebrauch, eventuell das Angemejjene maßgebend, $ 59. 

Dienjttreue ijt jelbjtverjtändliche Pflicht, vgl. $ 72 Ziff.1. 

Dat der Handlungsgehilfe feine Handelsgejchäfte auf eigene oder 
fremde Rechnung jchliegen darf, iſt altes Kaufmannsrecht.® 

Nah) H. G. B. 8 60 iſt ihm der Betrieb eines Handelsgewerbeg 
und Abjchlug von Handelsgejchäften für ſich oder Dritte in dem 
Handelszweige des Prinzipals ohne dejjen Einwilligung verboten. 
Einwilligung zum Betriebe eines Handelsgejchäftes Liegt ſtillſchweigend 
darin, daß dem PBrinzipal diejer Betrieb beim Engagement befannt war, 
ohne dat er die Aufgabe desjelben bedingt, H.G.B.$ 60 Abj.2. Aber 
auch jpätere Kenntnis und ftilljchweigende Duldung jeitens des Prinzi— 


jei, daß aljo alle gewerblichen Dienfte ihrer Gehilfen kaufmänniſche bildeten. Doch 
die Braris konnte jich nicht entichließen, Fleiſcher- und Bäcergejellen al3 Handlungs 
gehilfen zu behandeln, vgl. namentlih R.G. Bd. 1 ©. 268. Ihm folgt jebt das 
H. G. B., vgl. $83. Die Grenze it freilich ſchwankend. Nicht Handlungsgebilfe iſt 
unter anderen der Kellner, auch nicht der Oberfellner, nicht der Syndilus eines 
Banfgejchäftes, nicht der Omnibus- und Pferdebahnſchaffner, nicht der Zeitungs: 
redakteur, nicht der Eijenbahnichaffner, nicht der Brovilor in einer Apothefe. Mögen 
die Dienste diefer Berfonen auch zum Zeil faufmännifche jein, 3. B. durd) Annahme 
der Zahlungen oder Klorrejpondenzen, fo liegt Hierin doch nicht das Hauptjächliche 
ihrer Thätigteit. 

3) Goldihmidt, Handelöreht 3. Aufl. Bd.1 5.249. So auh A. L. R. II, 8 

523. 
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pal3 wird in der Regel als Einwilligung zu deuten fein, da andernfalls 
die Duldung leicht zu einer Falle würde. 

Zuwiderhandlung gegen dad Verbot macht den Handlungsgehilfen 
jchadenserjaßpflichtig. Der PBrinzipal kann aber auch ftatt deſſen be— 
anjpruchen, daß die für eigene Nechnung gejchloifenen Gejchäfte des 
Gehilfen auf feine Rechnung gehen, wonach er Rechnungslegung und 
Herausgabe des Gewinnes verlangen fann, ferner dag ihm die Ver: 
gütung überlajjen werde, welche feinem Handlungsgehilfen die für 
dritte Rechnung gejchlofjenen Gejchäfte einbringen. 

Das Geſetz bejtimmt nichts darüber, ob fich der Prinzipal Die 
Gejchäfte des Handlungsgehilfen auch aneignen darf, deren Abjchluß in 
eine Zeit fällt, in welcher das Dienjtverhältnis thatjächlich, wenn auch 
nicht vechtlich, insbejondere durch grundloje Kündigung, beendigt ijt. 
Dies hat man früher, wenigitens® nach preußischen Rechte, verneint 
und den Prinzipal bloß auf Entjchädigung wegen des Verlaſſens des 
Dienjtes verwieſen.“ Man jollte hieran auch jegt feithalten. Während 
der thatjächlichen Dauer des Dienitverhältnijies it das Verbot gerecht: 
fertigt, da fich der PBrinzipal darauf muß verlajjen können, daß ihm 
inzwijchen die volle faufmänntiche Thätigfeit des Handlungsgehilfen zu— 
fommt. Iſt das Verhältnis auch nur thatjächlich gelöjt, jo fällt Diele 
Rechtfertigung weg. Die Aneignung des Gemwinnes, welchen der 
Handlungsgehilfe nach jeiner thatjächlichen Selbjtändigfeit macht, wäre 
hart und unbillig. 

Die Anjprüche des Prinzipals wegen Zuwiderhandlung gegen das 
Verbot jelbitnüßgigen Gejchäftsbetriebes verjähren in 3 Monaten von 
der Zeit feiner Kenntnis des Gejchäftsjchluffes, längjtens in 5 Jahren 
vom Abjchluß, H. G. B. $ 61 bj. 2. 

Gilt das Verbot auch für denjenigen, welcher unentgeltlich in 
der Stellung eines Handlungsgebilfen it? Wir nehmen dies an, wenn 
ihm vertragsmäßig diefe Stellung eingeräumt ijt. Er it dann zwar 
nicht Handlungsgehilfe, aber er hat die Nechte und die Pflichten eines 
jolchen, gemäß des Vertrags. 

IV. VBorjchriften des 9.6.8. $ 62 zum Schuge der Hand: 
lungsgebilfen jind folgende: 

1. Entiprechend dem B. G. B. $ 618 und der G.D.$ 120a und b 
liegt dem Prinzipal Fürforge für den Handlungsgehilfen wegen Gefähr— 


4) R. O. H. G. Bd. 16 S.171ff. Vgl. freilich R.O. H. G. Bd. 1 ©. 42. 
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dungen im Gejchäftsbetriebe und bei hauszugehörigen Handlungs- 
gehilfen in der gefamten Lebenshaltung ob, H. G. B. $ 62. | 

2. Fortbezug von Gehalt und Unterhalt längitens auf 6 Wochen 
ſieht $ 63 bei Dienjtverbinderung durch unverjchuldetes Unglüd 
vor. Der Anjpruch endet mit dem Dienjtverhältnis, es ſei denn Die 
Kündigung gerade infolge des Unglüdes erfolgt, $ 62 Abi. 2. 

Anrechnung der dem Handlungsgehilfen aus Krankheits- oder 
Unfallsverficherungen zukommenden Beträge iſt ausgeichlofjen, woran 
eine zumwiderlaufende Vereinbarung nicht® ändert, $ 73 Abi. 2. 


Nur von einem Unglüd tt die Rede, nicht von anderen in der 
Perſon des Dienjtpflichtigen liegenden Umftänden, welche ihn für nicht 
erhebliche Zeit an der Dienjtleiftung verhindern, 3. B. Mn zu 
einer militärijchen Übung. Da wendet man denn B. G. B. $ 616 au. 


3. Die Zahlung des feiten Gehaltes Hat an den —— 
gehilfen ſpäteſtens am Schluſſe jedes Monats zu erfolgen, d. h. des 
Kalendermonats.“ Entgegenſtehende Vereinbarung iſt nichtig, H. G. B. 
864, doch wird die Nichtigkeit in der Regel nach B.G. B. 8 139 nicht 
den ganzen Engagementsvertrag in Frage ſtellen. 

4. Dem für die Zeit nach Beendigung des Dienſtes eingegangenen 
Konkurrenzverbote find enge Schranken gezogen, H. G. B. 88 74—75.® 


V. Auch die Beſtimmungen über Beendigung des Dienſtverhält— 
niſſes des Handlungsgehilfen ſind zu Gunſten des Handlungsgehilfen 
feſtgeſtellt. 

1. Es gehört hierher namentlich, daß in Ermangelung abweichen— 
der Vereinbarung das Dienſtverhältnis bis zu einer Aufkündigung fort— 
dauert, welche unter 6 wöchiger Friſt zum Schluſſe des Kalenderviertel— 
jahres zu gejchehen hat,? 9.6.8. $ 66. 

Nicht minder ijt vorzugsweije im Interejje des Handlungsgebilfen, 
daß die etwaige Vereinbarung einer kürzeren oder längeren Kündigung: 
friit für beide Teile gleich jein muß, $ 67 Abſ. 1 erjter Saßteil, ferner, 
daß fie nicht weniger al3 einen Monat betragen darf und nur fir den 
Schluß eincd Kalendermonats zuläjlig it, $ 67 Ab. 1 zweiter Sap- 
teil, Abi. 2. 


5) Auf Tantiömen iſt die Vorichrift rg 3 beziehen. 
6) Vgl. hierüber oben Abt. 1 $ 101 
7) So aud) nad) der G. O. 8 133a für Höhere Gewerbegehilfen. 


410 Dienftverträge. 


Dies gilt auch für Dienjtverhältnifje auf beitimmte Zeit, welche 
fih in Ermangelung einer Kündigung verlängern jollen, $ 67 Abi. 3. 
Entgegenftehende Vereinbarungen find nichtig, 8 67 Abi. 4. 

Für Handlungsgehilfen mit Gehalt von mindejtens 5000 Marf 
jährlich gilt S 67 nicht, auch nicht für die Annahme eined Handlungs 
gehilfen für eine außereuropäiiche Handelsniederlajjung, wenn dem 
Prinzipal im Falle der Kündigung die Koſten der Rückreiſe ob— 
liegen, $ 68. 

Für die zu vorübergehender Aushilfe Angenommenen gilt $ 67 
nicht, e8 werde denn der Dienſt über drei Monate hinaus fort: 
gejeßt, $ 69 

2. Aus wichtigen Gründen fann das Dienjtverhältnis unbefriitet 
von jedem Teile gekündigt werden, ohne Unterjchied, ob es auf be: 
jtimmte Zeit oder bis zur Kündigung gejchlofjen war. Über die Wichtig: 
feit des Kündigungsgrundes entjcheidet richterliches Ermeſſen, doch Führt 
das Geſetz 88 71 und 72 Gründe an, welche als wichtig anzujehen find, 
falls nicht befondere Umstände hiergegen jprechen. 


Daß der vorzeitig SKündigende bei der Kündigung Gründe an- 
führt, wird auch hier nicht gefordert. Iſt der angeführte Grund falich, 
beiteht aber ein nicht angeführter ausreichender Grund, jo gilt die Kün— 
digung. 

Im Streitfalle entjcheidet über die Zulänglichfeit des Kündigungs: 
grundes der Nichter. Erfennt er denjelben an, jo gilt das Dienit- 
verhältnis von der Kündigung an als beendet, erfennt er denſelben 
nicht an, jo gilt das Verhältnis rechtlich als fortbejtehend, wenn es 
auch thatjächlich gelöjt war. Die Folge für den Prinzipal iſt Prlicht 
zur Fortentrichtung von Gehalt und Unterhalt, bis das Berhältnis 
normal gelöjt wäre, für den Handlungsgehilfen Erjaß des dem Prin— 
zipal Durch das ungerechtfertigte Verlaſſen des Dienjtes entjtandenen 
- Schadens. 

Schadenserjag fann auch beanjpruchen, wer durch vertragswidriges 
Verhalten des anderen Teiles zur Kündigung veranlagt it, $ 70 
Abi. 2. 

3. Die Pflicht der Ausstellung eines Zeugnifjes für den Hand» 
lungsgehilfen nach $ 73 ijt im wejentlichen feine andere, wie die über- 
haupt bei Beendigung dauernder Dienjtverhältniije nach) B. G. B. $ 630 
vorgejehene. 
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$ 311. Der Gejindevertrag. 

I. Die Regelung des Gefindevertrages überläßt Art. 95 des E. ©. 
zum B. G. B. dem Landesrecht, jo daß er aber einzelne Bejtimmungen 
des B. G. B. auf das Gejindeverhältnis für anwendbar erklärt, außer: 
dem jedes Züchtigungsrecht des Dienjtherrn dem Gejinde gegenüber, jo: 
fern jolches in Deutjchland bejteht, bejeitigt.! 

I. Gejinde bilden in das Haus des Dienjtherrn aufge- 
nommene, dauernd zum Dienjte jeines Hauſes oder jeiner 
Landwirtſchaft verpflichtete Berjonen. 

Dies Gefinde gehört, wie jich das A.L. R. II Tit. 5 ausdrüdt, zur 
häuslichen Gejellichaft, aljo zur Familie im weiteren Sinne des Wortes. 
Dies iſt der Standpunft, von welchem die deutjchen Gefindeordnungen 
ausgehen. Sie bezweden eine patriarchalifche, zugleich aber auch auto- 
ritative Stellung des Dienſtherrn. Sie jegen das Gefinde daher in Ab» 
hängigfeit von dem Dienjtheren, nicht bloß in feinem Verhalten im 
Hauje, jondern auch außer dem Haufe. 

III. Das Gejinderecht geht in die Zeit der Nechtsbücher und der 
Stadtrechte hinauf, welche es neben der Leibeigenjchaft fennen.? Es 
entwicelte fich durch örtliche Gewohnheiten, in neueren Zeiten vorzugs— 
weije durch landesgejegliche Gejindeordnungen, welche im allgemeinen 
übereinjtimmen, im einzelnen aber Abweichungen enthalten. 

Für Preußen ift vorzugsweije die Gejindeordnung vom 8. November 
18103 von Wichtigkeit, welche das A.L. R. II, 5 88 1—176 und die 


1) Nach der preußiihen Geſ.O. $ 77 foll das Gefinde feine Bejtrafung der 
Herrihaft wegen Scheltworte und geringer Thätlichkeiten fordern können, wenu es 
diejelbe durch ungebührliches Betragen zum Zorne gereizt hat. Die Beitimmung 
gilt nur zu Gunſten der Herrichaft jelbit, nicht der Familenmitglieder derjelben. 
Eccius Bd. 4 $ 237 Anm. 27 bezweifelt das Fortbejtehen der Beitimmung gegenüber 
dem Reichsſtrafgeſetzbuch 88 185 und 223. Sie iſt aber vom Obertribunal Entid. 
38.67 ©.64 und dem R.G. für Strafiahen Bd.2 S.9 aufrecht erhalten. Das 
R.G. erfennt auch darin feinen Unterichied, ob das Gefinde im Wege der Privat 
Hage gegen die Herrihaft auftritt, oder ob der Staatsanwalt die Sache verfolgt. 
SHerrenbefugnis zu körperlicher Züchtigung bejtand nad) älterem deutſchen Rechte. 
Wenn Art. 95 des Einf. Sei. zum B. G. B. Züchtigungsredt des Dienjtherın dem 
Gefinde gegenüber ausſchließt, jo trifft Dies aber den $ 77 der Geſ. O. nidjt, da der— 
jelbe nie ein Recht zur Züchtigung des Gefindes begründete, jondern dem Dienſt— 
herrn nur im Falle gerechtfertigten Affelt3 Strajlofigfeit zuficherte. Freilich nehmen 
viele das Gegenteil an unter der Behauptung, daß es fih im $ 77 um ein ſog 

„mittelbares Züchtigungsrecht“ — Deutſche Jur. Zig. 1899 ©. 18 und 292. 
Hiergegen Lindenberg a.a.D. S. 8 

2) Stobbe- Lehmann Bd.3 8 54. 

3) Vgl. Lindenberg, Das preußiſche Gefinderreht 1900; Seyffartb, Die preu— 
ßiſche Gejindeordnung 1900; Fuld im Arc. f. öffentl. Net Bd. 14 Heft 1: Das 
biürgerlihe Recht und das Gejindereht. Durch Edift vom 9. Oktober 1807 wurde 
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neben diejem geltenden ürtlichen Geſindeordnungen erießte. Dieſe Ge- 
findeordnung ‚wurde uriprünglich für das gejamte Gebiet der Damals 
allerdings jehr verkleinerten Monarchie erlajjen, jpäter in mehreren neu 
oder wiedererwworbenen preußifchen Landesteilen eingeführt; auch in Den 
deutichen Stonjulargerichtsbezirten und den deutſchen Schuggebieten iſt 
fie Gejeg.t Mit ihr haben wir uns in folgendem zu bejchäftigen. 

| IV, Für den Begriff des Gefindes ijt weientlich 

1. die Aufnahme in das Haus des Dienftherrn. Unter an- 
derem jind daher Laufburſchen, Stiefelpuger, Aufwartefrauen, Nähe: 
rinnen, welche ihren bejonderen Hausjtand haben, dem Gejinde nicht 
zuzuzählen, wenn jie auch in einem Haufe jtändig arbeiten.®- ® 

Nicht zum Gejinde zu rechnen jind hiernad) ferner die ländlichen 
Arbeiterfamilien, welche eine jelbitändige Haushaltung führen, jelbit 
wenn jie Wohnung und Land von einem Gutsbejiger haben, um jich 
Arbeiten auf deffen Gut gegen Vergütung zu unterziehen. ? 

Früher nahm die Praris an, daß juriſtiſche Perjonen kein Geſinde 
hatten, weil ihnen der Hausjtand fehle. Derzeit überwiegt die Ansicht, 
daß die Auffichtsbeamten, 3. B. für ein ſtädtiſches Krankenhaus der Ver: 
walter, als Herrichaft anzujehen jeien, welche Gefinde in die häusliche 
Gemeinſchaft aufnehmen können. 


vom Martinitage 1810 die Gutdunterthänigkeit aufgehoben. Das Berhältnis der 

Gutöfreien zu der Herrichaft follte nunmehr die Gejindeordnung vom 8. November 

Be — Dieſe hiſtoxiſche Entſtehung iſt wichtig für den Begriff des ländlichen 
ejindes. 

4) Die preußiſche Gefindeordnung it namentlid in der Provinz Sachſen, in 
Weitfalen, den Kreifen Efien, Mühlheim a.d. Ruhr in Kraft gefept. In den deut: 
ihen Konfulargerichtsbezirten gilt fie nad $ 139 des Geſetzes vom 7. April 1900, 
in den deutichen Schußgebieten nach Geſetz vom 17. April 1886 bezw. 2. Juli 1849, 
namentlih aljo in den afrifanischen und auitraliichen deutjchen Gebieten, unter an— 
derem in Samoa, Erlaß vom 17. Februar 1900, jowie in Kiautſchau, Erlaß vom 
27. April 1898. 

5) Doc verliert nad) einer Enticheidung des rammergerichts vom 9. Mai 1889, 
welche Lindenberg a. a. O. S. 7 anführt, ein Hausdiener jeine Eigenſchaft ald Ge 
finde nicht ichon dadurch, dak er in der Wohnung des Dienfiherrn wegen Raum: 
mangels feine jeite Schlafjtelle, jondern zum Zwed anderweiter Beſchaffung derielben, 
ein beitimmtes Schlafgeld erhält. 

6) Zum ſtädtiſchen Gefinde gehört der Bortier eines Miethaujed nicht; wohl 
fönnte er dazu gerechnet werden, wenn das Haus nur von dem Eigentümer allein 
bewohnt wird. 

7) Bal. über folche Dienjtfamilten in der Marf und in Bommern und ins— 
befondere die jog. Dienjtgärtner in Echlefien Ob. Verw. Ger. Bd.1 S. 392. für bie 
Inſtleute in Preußen ertlärte die Kab.Ord. vom 8. Auguſt 1836 ausdrüdlih, dab 
jie nicht zum Gejinde gehörten, daß aber die Polizeibehörde, wie beim Geſinde, über 
Anz und Abzug und Streitigkeiten mit dem Dienſtherrn deren Vermittelung und vor: 
läufige Regelung eintreten laſſen folle. 
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2. Die Dienjte müſſen Häusliche fein, d. h. für die Perſon des 
Dienjtherrn oder jeiner Familienglieder oder jein Heim bejtimmt jein. 
Dienſt im Beruf und Gewerbe de3 Dienjtheren, 3. B. der Dienjt 
eines Gejellen, Handlungsgehilfen, des Schreiber oder Bureauvorjtchers 
eines Nechtsanwaltes, einer Köchin in einer Reftauration®, eines Kranken: 
wärters in einem Kranfenhauje iſt nicht Gefindedienft.? Sind häusliche 
und gewerbliche Dienjte zugleich zu leilten, jo iſt auch bier maßgebend, 
was Hauptjache jein joll. 

Beim Landwirt identifiziert jich jedoch Hausſtand und Wirtjchafts- 
betrieb gejchichtlich und in moch fortlebender Anjchauung des Volkes 
derart, daß zum Geſinde auch gezählt wird, wer in die Hausgemein- 
Ichaft zum Dienjte der Landwirtjchaft aufgenommen tit, 3. B. der 
Aderfnecht, die Viehmagd, der Hirte. } 

V. Man unterjcheidet: 

1. Stadtgejinde und Zandgejinde, Geſ.O. SS 41, 102. Lebt: 
tere3 ijt das für die Yandwirtichaft und die hiermit zujammenhängenden 
Beichäftigungen gedungene, 1? 

2. Das ÜL.R. und die Gejindeordnung unterjchieden ferner ge— 
meines Geſinde und Hausoffizianten, das eritere hatte gewöhnliche 
Handarbeiten, der Hausoffiziant eine mehr intellektuelle Thätigkeit zu 
entwiceln. Es wurden hiernach unter anderen zu den Hausoffizianten 
gerechnet: Gutsinjpeftoren, Foritbeamte, Brennereiverwalter!3, Haus: 
hofmeiſter, Nepräfentantinnen. Für die Hausoffizianten fam nicht die 


8) Bol. jedoch Deutihe Jur.Ztg. 1899 ©. 219. 

9) Bgl. die bei Lindenberg a.a.D. ©. 16 Angeführten. — Die Trage, ob die 
angejtellte Perſon Gewerbegehilfe iit oder zum Gefinde gehört, ijt befonders für die 
Krankenverfiherungspflicht von Erheblichkeit. Ein Dienſtmädchen im Penfionat, wel- 
ches wmejentlich für die Bedienung der dort aufgenommenen Gäſte thätig ift, unter— 
une der Krankenverfiherungspfliht. — Bol. Blätter f. Rechtspflege 1893 ©. 48 ff., 
1898 ©. 40. 

10) Nach der Redtiprehung jind ferner zum ländlichen gemeinen Gefinde zu 
zäblen der Gutsſchäfer, Zur. Monatsjchr. j. Poſen 1898 ©. 136; Kam. Ger. Bd. 10 
&.226; der herrihaftlide Kuticher, auch wenn er Wohnung und Deputat erhält, 
Jur. Monatsichr. f. Poſen 1898 S.68; der Gärtner, Jur. Monatsſchr. 1898 ©. 82; 
der ländlihe Vogt, Zur. Monatsſchr. 1898 ©. 85. 

11) Stromſchiffsknechte unteritanden früher der Gejindeordnung. Nach Art. 21 
de3 Binnenihiffehrtögejeges vom 20. Mai 1898 findet aber auf die Schiffsmannſchaft 
die Gewerbeordnung Anwendung. 

12) Das Obertribunal Bräj. 2099 wollte die Frage, ob Gefinde zum Lands 
oder Stadtgefinde zu rechnen fei, nadı dem Orte wo?, nicht nach der Art wie? be= 
urteilt wiſſen. Mit Unrecht. Die Viehmagd des in der Stadt wohnenden Land- 
wirted ift fein jtädtifches, und der Kammerdiener des auf dem Lande mwohnenden 
Sutsbefigers fein Landgefinde. Vgl. die bei Lindenberg a. a. O. ©.65 Anger. 

13) Zur. Monatsichr. 1899 ©. 147. 
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Gejindeordnung, ſondern das A.L. R. IL, 5, 88 177ff. zur Anwendung. 
Das preußiiche Ausf. Gel. zum B.G.B. Art. 89 Hat den 5. Tit. des 
II. Teiles UL. R. jchlechthin aufgehoben, aljo auch deſſen Beitimmungen 
über Hausoffizianten. Das Rechtsverhältnis derjelben muß ich daher, 
da die für fie nicht berechnete Gejindeordnung nicht auf fie anwendbar 
ift, nach den Regeln des Dienftvertrages, B.G.B. 88 611ff., regeln. + 

VI Das Gefinderecht iſt mit Nüdjicht auf feine hervorragende 
Bedeutung für das öffentliche Wohl in befonderem Maße der polizei- 
lihen Einwirfung unteritellt. 15 

Und zwar giebt e8: 

a) Gejindeangelegenheiten rein privatrechtlicher Natur, welche aus- 
ichlieglich zur richterlichen Zuftändigfeit gehören. 

b) Angelegenheiten, welche nur der polizeilichen Enticheidung unter: 
ſtehen. 

c) Fälle, welche zwar der Entſcheidung des Richters unterliegen, 
in denen aber die Polizeibehörde bis zur vechtskräftigen gerichtlichen 
Entjcheidung eine vorläufige Negelung zu treffen hat, welche in der 
Regel auch polizeilich vollſtreckbar ijt. 16 

VI. Das öffentliche Intereffe an den Gefindeverhältnijjen hat in 
Preußen auch zu bejonderen Strafgejegen geführt. 

Nach dem Gelege vom 24. April 1854 wird Gefinde im Falle der 
Berfagung des Dienjtes, ferner wegen Berlafjens und hartnädigen Un: 
gehorjames ohne rechtmäßigen Grund mit öffentlicher Strafe belegt. 
Außerdem wird bejonders jchwer die Aufforderung folcher Perſonen zu 
Streits beitraft. 


$ 312. Eingehung des Gejindevertrages. 
I. Atem deutjchen Rechte entjpricht, daß der Mietvertrag erit 
durch Geben und Nehmen des Mietgeldes abgeſchloſſen wird. ! 





14) Dagegen unterftehen die vor dem 1. Januar 1900 begründeten Dienjtver- 
hältnifje der Hausoffizianten gemäß Einf. Sei. zum B. G. B. Art. 171 dem alten Recht, 
Zur. Monatsichr. f. Poſen 1899 ©. 141; Deutſche Jur. Ztg. 1899 ©. 147. Zweifelnd 
iſt Lindenberg ©. 10. 

15) Eine Poligeiverorbnung, welche die Annahme des biäherigen Gefindes ala 
Arbeiter ohne Legitimation über jein Ausſcheiden aus dem bisherigen Dienjte ver- 
bietet, iſt unwirlſam, Deutfche Zur. Ztg. 1899 ©. 38. — Anderer Anfiht Kam. Ger. 

5 ©. 379, 

16) Bgl. O. Verw. Ger. Bd. 18 ©. 418; Lindenberg a.a.D. ©. 42. 

1) Stobbe-Lehmann Bd.3 8 249 Anm. 11. 
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Alfo auch nach preußiichem Rechte, Geſ.O. 88 22, 23. Schriftlich- 
feit genügt gleichfalls, nicht minder der im Einverftändniffe mit der 
Herrjchaft erfolgte Antritt des Dienftes.? 

In Ermangelung ausdrüdlicher anderer Bereinbarung darf das 
Mietgeld nad) Geſ.O. $ 25 auf den Lohn eingerechnet werden; üblich 
iſt dies nicht, e& jei denn, daß das Gejinde nur einen Monat oder fürzere 
Zeit im Dienste steht. Trotz Verzichtes auf die Anrechnung des Miet- 
geldes ijt jie zuläffig, wenn dag Gejinde jchuldhafterweie vorzeitig außer 
Dienſt tritt. 

II. Für den gemeinfjamen Hausjtand Gefinde zu mieten, fommt 
grundjäglich dem Manne zu, B. G. B. $ 1354. Allein da die Frau 
innerhalb ihres häuslichen Wirfungsfreijes infolge ihrer jog. Schlüſſel— 
gewalt den Mann vertreten kann, $ 1357, jo ift fie zur Annahme des 
Hausgefindes in dejien Namen befugt. 

Ill. Wer fi als gefinderechtsgültig vermieten darf, ergiebt im 
allgemeinen das B.G.B. Insbeſondere fommt dejjen $ 113 über die 
ſeitens jenes gejeglichen Vertreter erteilte Ermächtigung des Minder- 
jährigen, Dienjtverträge abzujchliegen, in Betracht. 

Nach) Geſ.O. 8 7 bedurfte eine Ehefrau zum Eintritt in ein Ge: 
jindeverhältnis der Genehmigung ihres Mannes. Dies gilt nicht mehr.® 
Der Mann ift nur nad) B. G. B. $ 1358 befugt, unter Ermächtigung 
des Bormundjchaftsgerichtes den Dienst jeiner Frau zu Fündigen. 

Die Gejindeordnung giebt in 88 9— 12 Borjchriften über Zeug— 
nijje, welche dem Dienjtheren beim Dienjtantritte vorgelegt werden 
müſſen. Nichtberücjichtigung kann den Dienjtherrn jtrafbar machen. 
Die Geltung des Dienjtvertrages ift hiervon aber nicht abhängig.‘ 

IV. Der Gejindevertrag kann das Gefinde nicht unlöglich binden. 
Sit die Dauer des Dienjtes nicht bejtimmt begrenzt, oder von vertrags— 





2) Ganz Har ift allerdings das Verhältnis der SS 22 und 23 zum jepigen 
Rechte nicht. Nicht ohne jcheinbaren Grund läßt fich jagen, das Mietgeld jollte nad) 
diejen Paragraphen die Stelle des jchriftlihen Vertrages vertreten, von dem man 
beim Mieten des gemeinen Gejindes abſah, A.L. R. I,5 $ 137; feit zur Gültig- 
feit des Bertragsichlufi es Schriftlichkeit überhaupt nicht erforderlich jei, müfje der 
mündliche Vertrag auch bei Gefindeverträgen genügen. So Ed, Borträge Heft 1; 
Seyffarth a.a.D. zu 88 22, 23. Richtig ift es aber, daran feitzuhalten, da nad) 
dem gejchichtlichen nen und der fortdauernden Volfsüberzeugung der Miet: 
vertrag auch jegt erjt mit Geben und Nehmen des Mietgeldes zu jtande fommt, es 
fei denn ein jchriftlicher Vertrag abgeichlofjen. 

3) Die Frage ift eine eherechtlihe, nicht eine gefinderechiliche. Daher find 
ss 2—4 der Gej.Dd. durch Einf. Gef. zum B. G. B. Urt. 95 nicht erhalten, wie auch 
bei er, des Einf. Gej. anerfannt wurde. 

4) Vgl. D. Jur. Ztg. 1896 n.3, 1899 ©. 338. 
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mäßiger Kündigung abhängig, jo haben beide Teile einjährige® Kün— 
digungsrecht, Gel. D. $ 40. Hausfinder jowie Mündel können Dienit- 
verträge, welche ihre gejeglichen Vertreter für fie abjchliegen, nad) 
erlangter Gropjährigfeit fündigen, und zwar mit jechSwöchentlicher Friſt 
bei Studtgefindedieniten und dreimonatlicher bei Landgejindedienjten, 
8 112. 

Die Beitimmung des B. G. B. $ 624 bezüglich der Auffündigung 
des Dienſtverhältniſſes durch den Dienjtverpflichteten längitens nad) 
fünf Jahren iſt auf das Gejindeverhältnis anwendbar. 5 

V. Antrittözeit für den Dienjt ift in Ermangelung anderer Ber: 
abredung bei ſtädtiſchem Gefindedienit der 2. Sanuar, April, Juli umd 
Dftober, und wenn die Antritt3zeit auf einen Sonntag oder allgemeinen 
Feiertag fällt, der erjte Werkeltag vorher, Geſ. O. 8 42.67 

Beim Landgefinde ift die Antrittgzeit in Ermangelung anderer Über- 
einfunft der 2. April, in einigen LYandesteilen der 2. Januar. ® 


$ 313. Rechte und Pflihten aus dem Gejindevertrage. 

I. Das Gefinde iſt zu treuem und fleigigem Dienſte verpflichtet, 
Geſ.O. 8 64, muß fich allen häuslichen Verrichtungen unterziehen, jo: 
weit es nicht bloß zu gewijjen Dienjten angenommen it, bat auch in 
diejem Falle bei Verhinderung des Nebengejindes dejjen Häusliche Ver: 
richtungen mit zu übernehmen, Gel. OD. 88 57 ff. 

Das Gefinde haftet für Vorjag, ſowie grobes und mäßiges Ver: 
ſehen, wegen geringen Verſehens nur ausnahmsweile, Gej.D. SS 65 ff. 
Aufrechnung jeiner Entjchädigungsanjprüche auf die Yohnforderung iſt 
dem Dienſtherrn ausdrüclich geitattet, Ausf. Ge. zum B. G. B. Art. 14 
$ 1 Ab. 3.1 Habjeligfeiten des Dienjtboten darf der Dienjtherr wegen 
ſeiner Schadenserjaganiprüche zurüdhalten, Geſ. O. $ 69, jelbit Fort: 

5) Art. 95 Abi. 2 Einf. Gef. zum B. G. B. 

6) Dies aljo abweichend vom B. G. B. $ 193. — Ziehtag ift der ganze Tag, 
daher genügt Anziehen zu jpäter Abendſtunde. Aber zur Nachtzeit, etwa kurz vor 
Mitternacht, mu die Herrihaft das Gefinde nicht aufnehmen, 

7) Iſt I4tägige Kündigung vereinbart, jo daß am 1. und 15. das Gejinde 
abziehen fann, jo it, fall der 1. oder 15. auf einen Sonntag fällt, nad) Anjicht 
des Kgl. Polizeipräjidiums zu Berlin der vorhergehende Tag Umzugstag, BL i. 
Nechtepflege 1898 ©. 52. 

8) gl. den jchlefiichen Landtagsabidied vom 2. Juni 1827 für Schlefien, die 
K.O. vom 28. Juli 1842 für Brandenburg und die Niederlaufig, die K.O. vom 
20. Februar 1846 für das Landgejinde in der Provinz Sachſen, vgl. noch Geſetz vom 
17. Mai 18582 über Vorvieh und Kündigungsrecht der Schäfer. 

1) Es iſt alfo $ 394 B. G. B. auf das Dienjtverhältnis nicht anwendbar. 
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jegung der Dienjtleiitung behufs Aufrechnung auf den Schadensanjpruch 
fordern. ? 

II. Der Dienjtherr iſt verpflichtet, das Gejinde in herkömmlicher 
Weile und jo zu halten, wie es einer guten Herrjchaft geziemt. 

Bezüglid der Fürjorgepflicht des Dienſtherrn find die Be— 
jtimmungen des B. G. B. 8 618 an die Stelle der VBorjchriften der Ge- 
jindeordnung getreten, Einf. Gel. zum B. G. B. Art. 95 Abſ. 2.3 Jedoch 
giebt ein Verſtoß gegen diefe Vorjchriften dem Gefinde keineswegs ohne 
weiteres, wie bei anderen Dienjtverhältnifien, nad) $ 626 ein Slündigungs- 
recht, jondern nur für den Fall, daß Hierin eine ausjchweifende und 
ungerechte Härte liegt, Geſ. O. $ 137. Hiervon abgejehen, bleiben dem 
Geſinde nur im Nechtswege zu verfolgende Ansprüche auf Schadens- 
erjag wegen der Vernachläſſigung der Fürjorgepflicht. Die Polizei: 
behörde iſt zum Einjchreiten wegen des Verſtoßes gegen $ 618 nicht 
befugt, da fie bei Gejindeftreitigfeiten nur dann einzugreifen hat, wenn 
ihr das Necht hierzu Durch Geſetz bejonders beigelegt iſt.“ 

Lohn, Koitgeld oder Bekdjtigung beitimmt fich nach der Ver: 
einbarung, in Ermangelung einer jolchen nach der Ortsüblichfeit, welche 
die Ortspolizeibehörde feitzuitellen hat, Geſ. O. $ 33. 

Über die Zeit der Fälfigfeit des Lohnes beſtimmt gleichfalls Ver- 
trag und Berfehrsüblichkeit, B. G. B. $ 614.5 

Was die Fürjorge für erfranftes Gejinde anlangt, jo finden 
nad) Einf. Gef. zum B. G. B. Art. 95 Abi. 2 die Vorjchriften des B. G. B. 
8 617 aud) auf die Gejindeverhältniffe Anwendung, jedoch nur, joweit 
die Yandesgejege dem Gejinde nicht weitergehende Anſprüche gewähren. 


2) Recht der Zurüdhaltung von Sachen eines widerrechtlich den Dienjt ver- 
lajienden Dienjtboten, um ihn zur Fortiegung des Dienfted zu zwingen, hat der 
Dienjtberr nit, R.G. in Str. &. 43 ©. 256. 

3) Der Dienjtherr ift aud) verpflichtet, das Gefinde nad) dem Invaliditätsgeſetz 
zu verfichern. 

4) O. V.G. Bd. 18 ©. 418; Seyffartd a. a. O. ©. 48; Lindenberg a. a. O. 
&.109, 111. Anders Nußbaum D. Jur.Ztg. 1899 ©. 358. 

5) Das Verjprechen von Weihnachts-, Neujahrd- und ähnlichen Geſchenken ijt 
nah Geſ.O. 8 34 nicht gerichtlich Eagbar. Die früher verbreitete Anficht, da die 
Rolizeibehörde den Dienſtherrn je nach Billigkeit zur Zahlung der Gejchente anhalten 
dürfe, war wohl verjtändig, entbehrt aber der gejeplichen Grundlage und wird neuer- 
dings verworfen, Nehbein, Entſch. Bd. 4 ©. 712; Lindenberg ©. 60; Seyffarth 
&.30. — Die Gejchenfe können auf den Lohn aufgerechnet werden, wenn dem Ge— 
finde während des Jahres, vom Tage des Dienjtantritted an gerechnet, die Auf: 
hebung des Vertrages zur Lait fällt, val. Bi. f. Rechtspflege 1891 ©. 48; Linden: 
berg a.a.D. ©. 61 und dort Ange. — Es wird nicht ein Verſchulden des Sejindes 
vorausgeſetzt, e3 genügt vielmehr, daß durch Veranlaſſung des Gefindes, insbejon- 
dere durch Kündigung, das Dienitverhältnis beendet wird, BI. f. Rechtspfl. 1893 ©. 32. 

Dernburg, Bürgerl. Recht. 11.2. 27 
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Dies ift aber nach der preußischen Ge. D. nur in einzelnen Beziehungen 
der Fall. Die preugiiche Gel. O. 88 86, 87 ftellt Dienjtboten, die jich 
durch den Dienſt oder bei Gelegenheit des Dienjtes eine Krankheit zu— 
ziehen, namentlich darin günftiger als das Neichsrecht, daß es Die 
sürjorgepflicht des Dienjtheren nicht auf die Dauer von jechs Wochen 
bejchränft, ferner dadurch, daß fie den Abzug der Koſten vom Lohne 
augjchliegt. ® 

Die Erben des Dienjtboten haben Recht auf Lohn nur bis zur 
Zeit des Ausbruches der Krankheit, Gel. OD. $ 99. 


$ 314. Beendigung des Gejindeverhältnijjes. 


I. Das Gejindeverhältnis endigt 

1. unmittelbar mit dem Tode deg Gejindes, Gej.D. $ 99. 

2. Infolge des Todes des Familienhauptes können dejjen Erben 
dag Verhältnis auf die nächſte gejetliche Ziebzeit beendigen, Ge. O. 
$ 101. Erfolgt der Tod nach der Kündigungsfrit, jo kann zwar dem 
jtädtiichen Gejinde noch gekündigt werden, e8 fann aber den Lohn ohne 
Kojt oder Koftgeld für das nächjtfolgende Vierteljahr noch beanſpruchen; 
iändliches Gefinde muß in jolchem Falle noch) für dag nachfolgende Jahr 
beibehalten werden, Gej.D. 88 101, 102. Dem Gefinde giebt der Tod 
des zamilienhauptes fein Kündigungsrecht.! 

Entjprechendes gilt, wenn Gejinde, 3. B. eine SKinderfrau, zum 
Dienjte von Familiengliedern angenommen ijt, welche veriterben?, Ge}. O. 
8 103. 


6) Auch für das preußifche Gefinderecht gilt richtiger Anficht nach, dab Dienit= 
boten wegen einer Krankheit feine Anſprüche haben, welche fie ſich durch Vorſatz 
oder grobe Fahrläfjigkeit zuzogen. Anders zwar Begründung zum Aus. Gei. zum 
8.0.8. 5.20. Aber das Obertribunal, Strieth. Arch. Bd.15 ©. 372, nimmt mit 
Recht unter Hinweis auf $ 94 der Geſ. O. an, daß die Verpflegungspflidt nicht ein 
trete, wenn dem Dienjtboten vertretbares Berfehen zur Laſt falle. — Ob ferner die 
88 94, 95 der Ge}. O. über zufälligen dem Gefinde im Dienjte oder bei Gelegenheit 
desjelben zugejtoßenen Schaden noch anwendbar find — zu $94 Geſ. O. vgl. R.G. 
Bd. 27 S. 191 —, kann theoretijc zweifelhaft fein. Die Begründung des Aust. Geſ. 
S.21 verneint dies. Für die Praris wird hierdurch die Frage wohl erledigt fein. 

1) Wenn auch das Recht auf die Dienjte vererblih iſt, jo ift es doch nad 
den Regeln des Dienjtvertrages, B. G. B. 8 613 Sa 2, ohne Zuftimmung des Dienit- 
boten im Zweifel nidyt übertragbar. Ob aber bei ländlichem Gefinde an den Guts- 
erwerher? 

2) Stirbt z. B. ein Kind am 1. März 1901, fo kann deſſen Amme am 1. April 
entlaffen werden, es gebührt ihr aber ihr Lohn für die Zeit bis zum 1. Juli 1901, 
vgl. Lindenberg ©. 124. 
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3. Fällt der Dienjtherr in Konkurs, jo ſteht beiden Teilen Kün— 
digung unter der gejeglichen Kündigungsfriſt offen, Konf.D.$ 22, jelbit- 
verjtändlich nur für den nächiten Kündigungstermin. 

II. Das Dienjtverhältnis endigt auch mit Ablauf der Dienjtzeit 
nur im Falle gehöriger Auffündigung, aljo bei jtädtiichem Ge— 
jinde ſechs Wochen, bei Yandgefinde drei Monate vor deren Ablauf, bei 
monatsweije gemietetem Gejinde längiten® am 15. des Monats. Sit 
feine Kündigung erfolgt, jo gilt der Vertrag als verlängert und zwar 
bei Stadtgejinde auf ein Vierteljahr, bei Landgejinde auf ein Jahr, bei 
monat3weije gemietetem Gejinde auf einen Monat, Gej.D. 88 111 ff. 

II. Die Herrjchaft kann den Dienjtboten ohne Auffündigung 
auch vor der Beit entlajjen, einmal, wenn er derjenigen Gejchiclich- 
feiten gänzlich ermangelt, die er auf Befragen bei der Vermietung zu 
bejigen ausdrüdlich angegeben hat, Gel. D. $ 131;* dann wegen gewifier 
grober, vom Gejege jpeziell angeführter Berfehlungen,-6 Gej.D. 88 117 
bis 135. 

3) Geſ. O. 8 107 ijt durch die Konk. O. vollitändig bejeitigt, das Gefinde kann 
aljo big zur Beendigung des Berhältnifjes wie Lohn, jo auch Koſt oder Kojtgeld 
fordern. Iſt das Dienjtverhältnis zur Zeit der Konkurseröffnung noch nicht ange- 
treten, jo fann $ 17 Konk. O., wonach der Verwalter die Erfüllung des Vertrages 
verlangen fann, nicht auf das Dienjtverhältnis angewendet werden, denn wenn das 
Geſinde ein angetretened Dienjtverhältnis fiindigen darf, kann es feinenjall3 genötigt 
werden, ein noch nicht angetretened® auf Berlangen des Verwalters auszuhalten. 
Man wird anzunehmen haben, daß entiprecdhend Konk.O. $ 26 das Gefinde nur 
einen Anſpruch auf Schadenserjag als Konkursforderung geltend machen kann; anders 
Seyffarth a. a. O. ©. 60. 

4) Dies iſt allerdings ſehr verklauſuliert, indeſſen iſt ſelbſtverſtändlich die Herr— 
ſchaft auch im Falle argliſtiger Täuſchung zur Anfechtung der Dienſtannahme befugt, 
B.6.8. 8 123, & B. wenn fid jemand als Amme vermietet, ohne die für ein Kind 
ausreihende Nahrung zu baben. Geht ihr die Milch nachher aus, fo ift nur 
vorzeitige Entlafjung nad Auffündigung unter den gejeplichen Kündigungsfriften nad 
Geſ.O. 8 143 zuläffig. Derjelbe verjtattet jolhe Kündigung, wenn dem Gefinde die 
nötige Gejchidlichfeit zu den nad) jeiner Beitimmung ihm obliegenden Gejchäjten feblt. 

5) Es find 19 Gründe zu fofortiger Entlafjung aufaeführt, es gehören hierher 
erhebliche Beleidigungen, R.G. bei Gruchot Bd. 37 ©. 1067, beharrlicher Ungehorſam 
des Gejindes, d. h. abſichtlicher, böswilliger Ungehorſam gegen wiederholte Befehle. 
Es muß jich nicht notwendig bei mehreren Gelegenheiten gezeigt haben, Geſ.O. $ 118. 
Nah R.G., Zur. Woch. 1891 ©. 37, genügt auch Ungehorjam gegen einen zum Be— 
jehl ermächtigten Vertreter; ſelbſtverſtändlich muß aber nicht bloß dieje Ermächtigung, 
jondern auch ihre Tragweite dem Gefinde genau befannt gemwejen fein. Die Fülle 
müſſen nicht vereinzelte fein, jondern einen Schluß auf Beharrlichkeit des Ungehor— 
james gejtatten, Bolze Bd. 12 ©. 228. Bei Widerſpenſtigkeit veicht ein Fall bin, 
Gruchot Bd. 35 S. 1077. Widerjpenftigkeit ift mehr als Ungehorſam, vielmehr 
trogige Mißachtung der Herrihaft. Zu den Entlafjungsgründen gehört auch, wenn 
das Gefinde wiederholt ohne Vorwiſſen und Erlaubnis der Herrihaft über Nacht 
aus dem Haufe blieb, Gei.D. $ 125. Notwendig ift ungerechtiertigted Ansbleiben 
in denjenigen Nadıtjtunden, in denen die Herrichaft das Zuhaufebleiben des Gefindes 
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Umgefehrt kann das Gejinde bei gewiljen groben Verfehlungen 
und Bertragsverlegungen der Herrjchaft ohne Aufkündigung den Dienit 
verlajjen, Gej.D. 85 136— 140; nicht minder wegen Überfiedelung 
der Herrichaft an einen anderen Ort, falls fie nicht fojtenfreie Zurüd- 
jendung des Dienjtboten auf dejjen Verlangen zugejteht, $ 141, endlich 
wenn der Dienjtbote durch ſchwere Krankheit zum Dienſte unvermögend 
wird, $ 142. 

IV. Gewijje Thatjachen geben der Herrichaft, gewiſſe dem Gejinde 
das Recht der Kündigung vor Ablauf der Dienstzeit, aber unter 
Einhaltung der gejeglichen Kündigungsfrijten, Geſ.O. 88 143 ff. 
145ff. Der Dienjtherr it hierzu befugt im Falle jeiner Verarmung, 
ferner bei Untauglichfeit des Gejindes5, der Dienjtbote bei Nichtzahlung 
des Lohnes, im Falle öffentlicher Beichimpfung, bei Verheiratung, bet 
Anjtellung einer eigenen Wirtjchaft. 

V. Das ohne Grund zur Zeit des Dienjtantrittes nicht angenom- 
mene jowie das grundlos entlajjene Gejinde muß, um jich den Klage: 
weg zu eröffnen, zunächſt die Bolizeibehörde anrufen und deren Ver: 
mittelung wegen Fortſetzung des Dienjtes in Anjpruch nehmen. Bleibt 
dies ohne Erfolg, jo kann das Gefinde nur Schadloshaltung fordern.’ 


nach der Sitte und der Hausordnung mit Bejtimmtheit erwarten konnte. Auch Ber: 
weigerung der VBorlegung des Geſindebuches beim Dienjtantritte it Entlafjungsgrund, 
Verordnung vom 29. September 1846 $ 4. 

6) Die Angabe des Kündigungsgrundes bei der Kündigung jo nicht erforderlich 
jein nad) Striethorit Archiv Bd. 88 ©. 214. In gewifjen Fällen hat der Dienjtbote 
einen anderen tauglichen Dienjtboten zu ftellen, Geſ.O. 8 149. 

7) Geſ.O. 88 47, 160. Es find drei Fälle zu unterjcheiden: 1. Die Polizei 
fordert die Herrichaft auf, das Gefinde anzunehmen, die Herrichaft weigert ji; ein 
Bwangsmittel gegen die Herrichaft hat die Polizei nicht, O. Verw. G. Bd. 18 ©. +18. 
Der Dienjtbote bat in diefem Falle Anipruh auf Entichädigung nah $ 161 im 
Rechtswege, es jei denn, daß die Herrichaft einen genügenden Entlafjungsgrund 
nachweiſt. it das polizeiliche Atteft ausgejtellt, jo fann die Herrſchaft nicht ein⸗ 
wenden, daß die Vermittelung der Polizei nicht ordnungsmäßig ſtattfand, Bl. f. 
Rechtspfl. 1891 S. 28. Daß die Polizei im öffentlichen Intereſſe die Entſchädigung 
vorläufig feſtſtellen und im Verwaltungszwangsverfahren einziehen laſſen kann, wenn 
ſie dies im öffentlichen Intereſſe findet, wie Lindenberg S. 69 annimmt, iſt doch 
wohl ſehr bedenklich. Die polizeiliche Aufforderung geſchieht häufig auf einſeitigen 
Vortrag des Geſindes, für die Entſcheidung des Gerichtes iſt fie keinenfalls maß— 
— 2. Die Polizei erklärt die Entlaffung für gerechtfertigt, dann kann der 

ienjtbote gleihwohl auf Entihädigung Hagen und objiegen, wenn dem Richter 
ein genügender Grund nicht dargetban wird, da den Richter die Entjcheidung der 
Polizei nicht bindet. 3. Die Polizei erklärt ſich für nicht zuftändig in der Sache. 
Auch in diejem alle kann der Dienjtbote bei Gericht jofort auf Entſchädigung Hagen. 
Er kann und muß nicht etwa darauf Hagen, daß die Herridhaft zur Fortjegung des 
Dienjtes vom Gerichte angehalten werde, da dies nur Sache des polizeilihen Bor: 
verfahren® ijt, DO. Trib. Bd. 14 S. 81; Lindenberg ©. 155. — Die Anrufung der 
Polizei darf nicht erſt nach Ablauf der Dienjtzeit erfolgen, denn dann bat die Herr— 
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Das Gefinde dagegen, welches den Dienjt ohne Grund verläßt, kann 
durch polizeilichen Zwang, namentlich auch durch Zuführung, zu 
dejien Fortjegung angehalten werden. 


Ss 315. Lehrvertrag. 

I. Unter Lehrvertrag verjtehen wir den Bertrag, welcher die 
Erlernung eines Lebensberufes dur Anleitung und Unter- 
weijung in der praftijchen Bethätigung desjelben bezwedt. Mit 
der Lehre ift namentlich beim Handwerke oft Aufnahme in das Heim 
des Lehrherrn und Neichung des Unterhaltes verbunden, doch bleibt 
dies begrifflich nebenfächlih. Es ift nicht weentlich, daß der Lehrherr 
Lehrgeld erhält, die Gegenleiftung kann in den Dienſten des Lehrlinges 
bejtehen, ja deren Vergütung it mit dem Lehrvertrage vereinbar. 

Der gewerbliche Lehrvertrag iſt durch das Reichsgeſetz vom 26. Juli 
1897, betr. Abänderung der Gewerbeordnung, Art. 2, derart geregelt, 
dat einmal allgemeine Bejtimmungen für die gewerblichen Lehrlinge, 
dann aber noch bejondere für Handwerferlehrlinge getroffen find. Für 
die Handlungslehrlinge hat H. G. B. 88 76 ff. Vorjchriften getroffen. 

II. Hieraus und aus dem Weſen der Sache lajjen ſich allgemeine 
Grundſätze für Lehwerträge, 3. B. auch für landwirtichaftliche, für Lehr— 
linge in Apothefen!, entwideln. 

1. Der Lehrvertrag wird abgejchlojen zwijchen dem Lehrheren und 
dem Lehrlinge. Iſt der Lehrling, wie die Regel jein wird, minder: 
jährig, jo hat für ihm jein gejeglicher Vertreter den Vertrag abzujchliegen 
oder ihn wenigitens zu genehmigen. Der Lehrling wird perjönlich zur 
Erfüllung der Pilichten eines Lehrlinges verbunden. Schliegt der Water 
oder die Mutter fraft elterlicher Gewalt den Lehrvertrag, jo haften 
auch fie perjönlich für das Lehrgeld und für Schadenserjag bei Ver: 
tehlungen ihres Kindes, val. $ 127g der Gewerbeordnung; dies ent- 








ſchaft jchlechthin feine Verpflichtung mehr, den Dienftboten wieder aufzunehmen. Die 
Anrufung der polizeilicen Vermittelung zu diefem Zwecke ift daher gegenſtandslos. 
Zweifelhaft ift, wie lange vor dem Ablaufe der Pienjtzeit die Anrufung der Polizei 
offen jteht; das Obertribunal, Strieth. Arch. Bd. 71 S. 39 meinte, während der 
ganzen vertraglic; bejtimmten Dienitzeit. Dies iſt ficher unrichtig. R. G. bei Gruchot 
Bd. 26 ©. 1047 fordert Antrag in einer, den Umjtänden nad) angemejjenen, in die 
Kontraftsdauer fallenden Zeit. Die Sache iſt alfo ex bono et aequo zu beurteilen. 
Zögert das Gejinde abſichtlich, bis die Herrichaft einen anderen Dienitboten ange: 
nommen bat, fo fann fie feinenfall® des weiteren noch Fortſetzung des Dienjtes ver: 
langen, Lindenberg ©. 156. 

1) Nadı $ 154 Gewerbeordnung gebören zu den gewerblichen Lehrlingen nicht 
die Lehrlinge in Apotheten. 
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jpricht der Verfehrsfitte. Anders wenn der VBormund für jein Mündel 
einen Lehrvertrag jchliegt. Er handelt regelmäßig nur als Vertreter 
jeines Mündels und beabjichtigt gewöhnlich nicht, jich jelbjt zu verbinden. 

2. Entjprechend den allgemeinen Grundjägen des B. G. B. ijt form- 
(ojer Abjchluß des Lehrvertrages giltig.” Doch fann der Lehrherr bei 
gewerblichen und kaufmänniſchen Lehrverträgen Anſprüche wegen unbe: 
fugten Austritte® aus der Lehre nur dann geltend machen, wenn der 
Lehrvertrag jchriftlich gejchlojien war, ©.D. $ 127d — neu —, 
9.6.8. $ 79. 

3. Nur wer im Bejite der bürgerlichen Ehrenrechte ist, darf Lehr— 
finge halten oder anleiten. So ©.D. — neu — $ 126, H. G. B. 88 81 
und 82 Abi. 2. Man wird dies bei Lehrverträgen anderer Art analog 
anzumenden haben. ® 

4. Dem Lehrheren liegt ob, den Lehrling durch Beichäftigung und 
Anweilung zu jeinem Berufe entweder jelbit oder durch einen Vertreter 
praftiich und planmäßig auszubilden, * auch ihn zur Arbeitjamfeit und zu 
guten Sitten anzubalten, insbejondere ihm die zum Beſuche des Gottes- 
Dienstes jowie einer Fortbildungsichule erforderliche Zeit zu verjtatten, 
9.0. $ 127.5 Nach Beendigung der Lehrzeit hat er ihm ein Zeugnis 
über Slenntnifie, Fähigkeiten und Betragen auszujtellen, ©.O.$ 127c — 
neu — 9.6.8. 8 80. 


2) Für den gewerblichen Lehrvertrag gilt nad) $ 126b des Gejeges vom 
26. Juli 1897, dab der Lehrwertrag binnen vier Wochen nad) Beginn der Lehre 
ſchriftlich abzuſchließen it. Er iſt von dem Gewerbetreibenden, dem Lehrling und 
deſſen gejeplihem Vertreter zu unterjchreiben, und muß über die vom Gejeke als 
wejentlicd; erachteten Punkte Bejtimmungen enthalten. Die Giltigfeit des Lehrver— 
trages ift hiervon nicht abhängig. 

3) Für die Anleitung von Lehrlingen im Handwerke gelten einmal die allge- 
meinen Bejtimmungen für gewerbliche Yehrlinge, dann aber die bejonderen Vor— 
fchriften, welche das Geje vom 26. Juli 1897 Art. 2 88 129 ff. trifft. Hiernach fordert 
in der Negel die Anleitung von Lehrlingen Alter über 24 Jahre und techniiche Be— 
währung, welche nad) gehöriger Lehrzeit und Gejellenprüfung oder nach fünfjähriger 
jelbjtändiger Ausübung des Handwerkes oder fünfjähriger Thätigkeit als Werkmeiſter 
oder in ähnliher Stellung angenommen wird. Die Lehrzeit fiir Handwerker joll im 
der Regel drei Jahre dauern und vier Jahre nicht überjteigen, $ 130a. 

4) Nah G.D. $ 127 — neu — ijt der Lehrherr verpflichtet, den gewerblichen 
Lehrling entweder felbjt oder durch einen geeigneten, ausdrücklich dazu bejtimmten 
Vertreter auszubilden. Hiernah nahm R.G. Bd. 34 ©. 1 die Haftung des Meiſters 
für Verlegungen an, welche ſich der Lehrling infolge jeiner Unkunde Bei der Arbeit 
zugezogen bat, wenn der Lehrling einem Gejellen zur Beſchäftigung beigegeben war, 
ohne daß diejer einen bejonderen Auftrag erhalten Hatte, ihm die erforderlichen An— 
weijungen zu erteilen. 


5) Vgl. Ham. Ger. Bd. 17 &.320, Bd.16 ©. 443. 
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5. Der Lehrling iſt dem Lehrheren und demjenigen, welcher ihn 
an dejjen Statt auszubilden hat, zum Gehorjam verpflichtet. Dem Lehr: 
herrn ſteht eine Disziplin über den Lehrling behufs Erreichung der 
Zwede des Lehrvertrages zu, doch nur für die gewerblichen Lehrlinge 
gilt, daß fie der väterlichen Zucht des Lehrherrn unterworfen find, 
G. O. $ 127a — neu. Der Lehrling wird perjönlich für Schaden haften, 
den er anrichtet, wobei der Maßſtab eines ordentlichen Lehrlinges anzu— 
legen iſt, der Regel nach aljo nicht Sorgfalt und Umſicht eines Erwac)- 
jenen gefordert werden fann.® 

6. Die Dauer der Lehrzeit beitimmt ſich in Ermangelung bejon- 
derer Vereinbarungen nach örtlichen Verordnungen oder der Übung des 
Drtes und des Gewerbes, vgl. H.G. B. 5 77 Ab). 1.' 

Jedem Teile jteht bei gewerblicher Lehre binnen vier Wochen nad) 
deren Beginn, bei faufmännischer binnen eines Monates willfürlich 
Nücdtritt offen. Dieſe Probezeit kann auf drei Monate verlängert 
werden. Abweichende Bereinbarungen ind wirfungslos, G.O. $ 127b 
Abi. 1, H. G. B. $ 77 Abi. 2. Nach Ablauf der Probezeit iſt Kün— 
digung vor Endigung der VBertragszeit nur aus Gründen ähnlicher Art, 
wie bei Gejellen und Handlungsgehilfen, zuläffig, G.O. $ 127b Abi. 2, 
Abi. 3 Ziff. 1; 9.6.8. $ 77 Ab). 3. 

Sm Falle des Todes des Lehrherrn kann der Lehrvertrag nur 
dann aufgehoben werden, wenn die Aufhebung bei gewerblicher Lehre 
umerhalb vier Wochen, bei kaufmänniſcher innerhalb eines Monates 
geltend gemacht wird, G.D. 8 127b Abi. 4, 9.6.8. $ 77 Abi. 4. 

Grundſätzlich aber begründet der Lehrvertrag ein höchſt perjünliches 
Verhältnis. Das Recht und die Pflicht aus demjelben geht daher an 
und für jich nicht auf die Erben des Lehrheren über, daher iſt das 
Recht auch nicht übertragbar, etwa mit dem Gejchäft, in welchem der 
Lehrherr thätig var. 

Wenn der gejegliche Vertreter des Lehrlinges oder dieſer felbit 
nach jeiner Volljährigkeit fchriftlich dejien Übertritt zu einem anderen 
Berufe oder Gewerbe erklärt, jo wird der gewerbliche Lehrlingsvertrag 
nach vier Wochen, G.O. $ 127e, der kaufmännische mit Ablauf eines 
Monates aufgelöft. Binnen neun Monaten darf dann der Lehrling in 
demjelben Gewerbe von einem anderen Brinzipal ohne Zuftimmung des 
früheren nicht bejchäftigt werden, G.O. $ 127e, H. G. B. $ 78. 


6) Vgl. Gruchot Bd. 16 ©. 521. 
7) Für die Handwerfslehrlinge giebt &.D. — neu — $ 130a Beitimmungen. 
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7. Iſt ein gewerblicher Lehrvertrag ſchriftlich geichlojjen, und ver- 
läßt der Lehrling ohne gejeglichen Grund die Lehre, jo fann die Bolizei- 
behörde auf einen binnen einer Woche nad) dem Austritte gejtellten 
Antrag des Lehrheren den Lehrling anhalten, in der Lehre bis zu ihrer 
rechtlichen Beendigung zu verbleiben. Zu diefem Zwecke ijt zwangsweiie 
Zurüdführung oder Androhung von Gelditrafe oder Haft bis zu fünf 
Tagen zuläjiig, ©.D. $ 127d. Hiervon it bei Lehrverträgen anderer 
Art, insbejondere kaufmänniſchen, nicht die Rede. 

Im alle einer gerichtlichen Verurteilung zur Aushaltung des Lehr: 
vertraged® wird unmittelbarer Zwang hierzu nicht zuläſſig fein, val. 
C. P.O. $ 888 Ab). 2. 

8. Für das unbefugte Verlafien der gewerblichen Lehre find die 
Schadenserjaganfprüche in Ermangelung anderer Vereinbarung auf die 
Hälfte des ortsüblichen Gejellenlohnes für jeden dem Vertragsbruch fol- 
genden Tag, höchſtens aber für ſechs Monate feitzujegen. Als Selbit- 
jchuldner haften mit dem Lehrlinge jein Vater, nicht minder der Arbeit: 
geber, welcher den Lehrling zum Verlaſſen der Lehre verleitet, oder ihn 
in Kenntnis feiner noch fortdauernden, anderweiten Verpflichtungen in 
Arbeit genommen haben, G.O. $ 1278. 

Die Entichädigung im Falle des Bruches anderer Lehrverträge 
richtet jich nac) den allgemeinen Grundjägen. 

9. Handlungslehrlingen ijt in derjelben Weiſe wie Gehilfen der 
Betrieb von Handelsgeichäften auf eigene oder fremde Rechnung ver: 
boten, $ 76 Abi. 1. 


$ 316. Reichs- und Staatdbeante Sommunalbeamte. 


1. Der Reichs- und Staatsdienjt iſt ein Hochwichtige® Verhältnis 
des öffentlichen Nechtes. Aber er hat auch eine privatrechtlidhe 
Seite. Dies iſt nicht bloß eine wifjenjchaftliche Wahrheit, jondern auch 
für die Stellung der Staatsdiener im Staatsleben von größter Be: 
deutung. Denn die privatrechtliche Sicherung giebt dem deutichen Staats— 
Diener eine Umabhängigfeit, welche jeinem Anjehen wie jeiner Integrität 
und Leiftungsfähigfeit zu gute fommt. 

Die privatrechtlichen Beziehungen haben Verwandtjchaft mit den 
Pflichten aus Dienjtverträgen, deshalb jind ſie hier anzureihen. Nur 
von den preußiichen und den Neichsbeamten kann hier die Rede jeın. 
Die Nechtsverhältnifie der Neichsbeamten haben fich hiſtoriſch aus den— 
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jenigen der preußiichen Beamten entwidelt. Daher ift das preußijche 
Beamtenrecht für jie bejonders wichtig. ! 

II. Staatödiener ijt, wen der Staat zur Mitverwaltung 
Öffentlicher Angelegenheiten? unter Berpflichtung zu bejon- 
derer Treue und Gehorjam berufen hat.3 Nicht wejentlich ift, 
daß es jich um eim dauerndes Dienjtverhältnis handelt*, nicht daß der 
Dienjt die volle Thätigfeit des Dieners in Anjpruch nimmt, auch nicht, 
daß er vergütet wird, obgleich alle dieſe Momente die regelmäßigen find. 

Man unterjcheidet Militär- und Eivilbeamte, richterliche und nicht- 
richterliche, höhere und Subalternbeamte, ferner unmittelbare Beamte, 
welche dem Staate direft dienen, mittelbare, welche im Dienite 
von fommunalen und jtaatlichen Verbänden und Korpora— 
tionen jtehend oder von dem Staate unterthanen Inhabern 
einer Öffentlichen Gewalt, 3.3. den Standesherren, zu öffentlichen 
Zwecken angejtellt find. Auf dem Dualismus von Staat und Neid) 
beruht die Unterjcheidung der Neichs- und Staatsbeamten.? 





1) Die Verhältnifie der Staatödiener in Preußen bejtimmen fich vorzugsweije 
nah A.L. R. II, Tit. 10, ferner nad) der Berfafjungsurtunde vom 31. Januar 1850 
Art. 87, 88, 89, während Art. 98 nur ein Programm giebt, endlich nad) einzelnen 
Verordnungen und Gefepen. Für das Reich ijt vorzugsweiſe wichtig das Geſetz, betr. 
die Nechtsverhältnifje der Neichsbeamten vom 31. März 1873. Über das preußiiche 
Beamtenrecht ift zu vergleichen Rönne= Zorn, Staat3recht der preufiihen Monarchie 
Bd. 1 ©. 416ff.; Schulze, Preuß. Staatsreht Bd. 1 88 97ff.; Bornhak, Pr. St. R. 
35.2 ©.1ff.; über die Stellung der Neichsbeamten, die aud für das jpezifiicdh 
preußiiche Necht erhebliche Darftellung von Laband, Staatsrecht des deutſchen Reiches 
Bd. 1 S. 383ff. Siehe ferner Nehm, Die rechtlihe Natur des Staatödienjtes in 
Hirths Annalen 1884 und 1885. Vgl. auch Iſageſohn, Gejchichte des preußiſchen 
Beamtentumes 1874. 

2) Hein Beamter ijt der Konkursverwalter, weil er jeine Dienſte nicht einer 
öffentlichen Angelegenheit, jondern privaten Jnterejjen zu widmen hat, Deutiche Zur. 
Zig. 1900 ©. 248. 

3) A.L. R. II, IO 8S J. Die bejondere Treuepflicht unterjcheidet den Staats— 
diener von dem bloßen Arbeiter im Dienſte des Staates. Vgl. R.G. Bd. 6 ©. 106. 
R.G. in Strafſachen Bd. 12 S. 419. 

A.L. R. II, 10 8 102. Reichsbeamtengeſetz 88 32, 38. 

5) Bezüglich der Anſtellung und Verſorgung der Kommunalbeamten giebt das 
preußiſche Geſetz vom 30. Juli 1899 beſondere Beſtimmungen. 

6) A.L.R. 11,10 8 69. Geſetz vom 21. Juli 1852 $ 1. Offentlich angeſtellte 
Lehrer — auch die Gemeindevolksihullehrer — haben die Rechte und Pflichten der 
Staatsbeamten, Art. 23 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850; R. G. bei 
Fenner, Archiv Bd.2 ©. 525. 

7) Neich&beamter im Sinne des Geſetzes vom 31. März 1873 iſt nad) defien 
$ 1 jeder Beamte, welcher vom Kaiſer perſönlich oder durch Delegation angejtellt 
wurde, oder zwar von der — angeſtellt, aber nach Vorſchrift der Reichs— 
verfaſſung den Anordnungen des Kaiſers Folge zu leiſten verpflichtet iſt. Erſtere 
Beamte werden unmittelbare, letztere mittelbare Reichsbeamte genannt; zu den 
letzteren gehören namentlich Poſt- und Telegraphen- und Militärbeamte, vgl. Laband 
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Beamte der privilegierten Religionsgejellichaften find zwar 
nicht Staatödiener, werden jedoch diefen analog behandelt.6 Dies gilt 
in gewiſſem Sinne aud) für die Beamten derjenigen nicht privilegierten 
Neligionsgejellichaften, welchen Korporationsrechte zuitehen.? 

III. Die Begründung des Staatsdienerverhältnijies ge- 
jchieht durch einen ftaatsrechtlichen Akt, nämlich die Ernennung 
jeitens des Dienjtheren, welche meijt in einer Beitallung ihren Ausdruck 
findet und fich durch deren Zuftellung vollendet.1? Eine Ablehnung des 
Amtes ift in der Regel zuläjfig, da in Preußen Amterzwang nicht befteht. 

Verträge und Verjprechungen, wodurch jemandem gegen Zuwendung 
eines Amtes Privatvorteile zugejagt oder eingeräumt wurden, find nichtig, 
Verträge zwijchen einem abgehenden Beamten und jeinem Nachfolger, 
wodurch dem eriten etwas von den Einfünften des Amtes vorbehalten 
werden joll, nur mit ausdrüclicher Genehmigung der vorgejegten Be— 
hörde gültig. !! 

Mutmahlich gelten Reichs- und Staatsbeamte als auf Yebenszeit 
angejtellt.1? Sie fünnen nur nad) Maßgabe der Disziplinargejege ent— 
jegt13 oder in den Ruheſtand verjegt, oder zur Dispoſition gejtellt 
werden. Anjtellung auf Kündigung oder auf Widerruf iſt Ausnahme, 
ebenjo die Einjchränfung der Dauer des Dienjtes, welche auf der Natur 
des aufgetragenen Gejchäftes oder auf ausdrüdlichem Vorbehalt be: 
ruhen fann. 14 


a. a. O. Der Art. 18 der Reichsverfaſſung verſteht unter Reichsbeamten nur die 
unmittelbaren, R.G. Bd. 1 S. 300, Bd.2 S. 104, 114. 

8) Nach MER. 11,11 8$ 19, 96 waren die Geiſtlichen der evangeliichen und 
fatholiichen Landeskirche mittelbare Beamte Kann diejer prinzipielle Standpuntt 
auch nicht feitgehalten werden — Schulze, Staatsrecht ©. 314 —, fo ijt doch die regel: 
mäßige Gleichſtellung jener Geiſtlichen mit den Beamten nicht beſeitigt. 

9) Für den angeſtellten Rabbiner anerkannt Striethorſt Archiv Bd. 13 ©. 300. 

10) So faſt alle Neueren, dagegen Laband a. a. O., welcher die Begründung 
durch Vertrag verteidigt, weil der Konſens des Beamten notwendig ſei. Würde 
aber jemand zum Beamten ernannt, welder, ſchwer erfranft, längere Zeit von der 
Anjtellung nichts erfuhr, jo war er Beamter, wenn er nur nicht ſpäter ablehnt, von 
Zuſtellung des Dekrets an, er war Beamter, wenn er in der Krankheit ftirbt. 
Willenseinigung it aljo nicht erfordert. Die Ernennung des Beamten kann einem 
Privilegium zur Seite geitellt werden, allein die Auffaſſung als Privilegium erſchöpft 
die Sache nicht, vgl. — Grundzüge des deutſchen Staatsrechtes $ 37. 

11) A.L. R. II, 108 873, 74. 

12) A.L. R. II, 10 8 s 08 f. Über die Bildung dieſes wichtigen Satzes vgl. 
Stölzel, Brandenburg: en Rechtsverfaſſung Bd.2 &.300. Auch gemeinrectlich 
nimmt man an, dab die Vermutung für die L Venstänglte von Beamten Ipreche. 
Endigungsgrund it auh Aufhebung der Beamtung, z 3. B. eines Gerichtes. 

13) Diäziplinargejege vom 7. Mai 1851 und vom 21. Zuli 1852. Das Geieg 
vom 9, April 1879 betrifft borgugeweife das Berfahren. Reichsbeamtengeſetz SS 10, 72 fr. 

14) W.L.R. II, 10 8 102. 
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IV. Die den öffentlichen Dienjt direkt betreffenden Rechte des 
Staates wie der Staatsdiener jind Öffentlichrechtlicher Natur. Ver— 
mögensrechtliche Anjprüche dagegen gehören dem Privatrechte zu. 
Denn ſie fünnen im Nechtswege geltend gemacht werden, worin ein An— 
erfenntnis der privatrechtlichen Natur eines Anjpruches zweifeldohne zu 
finden iſt. Solche Anfprüche find nach Analogie entiprechender 
privatrechtlicher Dienjtverträge zu behandeln. 15 

1. Bermögensanjprüche des Staates an den Beamten find als 
privatrechtliche im Wege der Livilflage durchzuführen, es gilt dies 
namentlich für Fälle von Bejchädigungen des Staates durch Verjchulden 
der Beamten im Dienjte. 16 GEigentümlich geordnet ift jedoch das Ber: 
fahren wegen der jog. Defefte!?, falls der thatjächliche Beitand einer 
Kaſſe oder eines Magazins infolge Verſchuldens des Beamten geringer 
it als der etatsmäßige Sollbejtand. Die vorgejegte Behörde Hat den 
Defekt fejtzuitellen. Ihr Beichluß iſt volljtredbar, wenn ſie eine 
Unterjchlagung oder auch ein grobes Verſehen annimmt, vorbehalt- 
lich des Nechtsweges, welcher dem Beamten innerhalb eines Jahres offen 
jteht. Legt ihr Beichluß dem Beamten nur mäßiges oder geringes Ver: 
jehen zur Lat, oder wird gegen Nichtbeante ein Anipruch aus dem 
Defekt erhoben, jo it der Weg des Givilprozejjes zu bejchreiten. 18 

2. Der Staat haftet, fall3 er an einer Beichädigung des Beamten 
die Schuld trägt, wie ein gewöhnlicher Dienjtherr, 3.8. bei jchuldhafter 
Unterlafjung der Musbejjerung der Dienjtgebäude, deren Folge ein Un: 
fall des Beamten it. 


15) Bol. Entſch. des D. Trib. Bd. 52 ©. 321, Striethorft Archiv Bd. 85 
S. 371, R.G. Bd. 18 ©. 261, wo das Beamtenverhältniß als ein quafifontraftliches 
anfgefaßt wird, das eine analoge Anwendung der allgemeinen Bertragsgrundjäße 
gejtatte, Dagegen will Laband a.a.D. die Haftung der Beamten für VBerjehen in 
der Amtsführung als eine auferfontraftliche auffaijen, welche unter denjelben Grund- 
fäben ſtehe, wie die Schadenserjagklage gegen Dritte. Er beruft fid) hierfür auf 
AR. U,10 890. 

16) AInsbejondere ijt der Beamte haftbar, welcher einen Schaden durch vor— 
ichriftsmähige Überwachung der Untergebenen hätte hindern fünnen. Steht der Schaden 
und die mangelnde Überwachung feit, jo iſt e8 Sache des Beamten, den Mangel 
des urſachlichen Zuſammenhanges darzuthun. 


17) Preußiſche Verordnung vom 24. Januar 1844, nadı $ 1 der Verordnung 
vom 23. September 1567 aud in den neuen Zandesteilen anwendbar, im weſent— 
lihen für das Neid) wiederholt in SS 134— 148 des Reichsbeamengeſebes. Vgl. 
Rönne-Zorn, Preuß. Staatsrecht Bd. 1 S. 580. 

18) Ob die Erben des Beamten dem Defektenverfahren unterworfen ſind, iſt 
en dagegen Entſch. des O. Trib. Bd. 36 ©. 363, dafür wohl richtiger R.G. 
⁊ ae 185 ff. 
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Auch die zugebilligten Vergütungen jind nach Analogie vertraglicher 
Forderungen flagbar, insbejondere ift dies der Gehalt, d.h. die an 
das Amt gefnüpfte periodijch zu entrichtende Vergütung in Geld oder 
auch Naturalien behufs jtandesgemäßer Erhaltung des Beamten. Die 
Gehaltzahlung hat in Preußen und dem Reiche praenumerando bald 
monatlich, bald vierteljährlich zu gefchehen.1? Der Lauf des Gehalte! 
beginnt mit dem Antritte des Amtes umd hört mit deſſen Beendigung 
auf.?° Negelmäßig hat der Beamte auch lebenslängliche Penſion oder 
Wartegeld zu beanjpruchen. Da alle dieſe Bezüge des Beamten privat: 
rechtlicher Natur find, jo fann fie der Staat einfeitig nicht entziehen 
oder mindern.?! Doch fällt die Entichädigung für den durch ein Amt 
bedingten bejonderen Aufwand mit dieſem Amte weg.?? Der Beamte 
empfängt den Gehalt nicht für die einzelnen Dienſte, die er leiitet, jon- 
dern dafür, daß er ſich in den Dienit des Staates ſtellt?s; Daher 
läuft der Gehalt auch bei zeitweiliger Unterbrechung der amtlichen Thä— 
tigfeit, 3. B. infolge Krankheit, des Militärdienites, bei einem CEintritte 
in den Reichsſtag oder den Landtag, jelbit im Falle einer Unter: 
ſuchungs- und fürzeren Strafhaft?®, ſofern durch dieſe das Amt nicht 


19) Rönne= Zorn Bd. 1 S. 493 und dort Angef., Reichsbeamtengeſetz $ 5 
Abſ. 1, Laband Bd.1 S. 455. — Über Gnaden= und Sterbequartale ſiehe namentlich 
Kab. O. vom 27. April 1816, Reichsbeamtengeſetz $ 7. 

20) Unterbredhungen in der Leiſtung der Dienjte, jelbit infolge mehrjährigen 
Urlaubes find bei der penjionsfähigen Dienftzeit nicht in Betracht zu ziehen, 
R.G. nad) D. Jur.Ztg. 1899 ©. 313. 

21) Ein fejter Rechtsanſpruch auf den Gehalt wurde unter Friedrich Wilhelm L 
und Friedrih II. nit anerfannt. Bol. Schulze a.a.D. S.310. Auf Grund des 
A.L. R. II, 10 $ 104 jtand dagegen wohl der Rechtsweg offen, der durch Kab. O. 
vom 7. Juli 1830 für unmittelbare Staatsbeamte ausgejcloijen wurde, R.G. Bd. 28 
©. 356, Bd. 37 ©. 300. Vgl. über das jegige Recht unten Anm. 23. Über den 
Rechtsanſpruch richterlicher — auf Aufrücken in höheren Gehalt ſiehe R.G. 
Bd. 11 S. 289. 

22) So 8 23 des Reichsbeamtengeſetzes, R.O. H.G. Bd. 21 S. 378. Auch die 
Wohnungsgeldzuſchüſſe beſtimmen ſich im Falle einer Verſetzung nach dem neuen 
Wohnorte. Bei der Penſionierung gelten dieſe Zuſchüſſe als Teil des Dienſtein— 
kommens, R.G. bei Fenner, Archiv Bd.2 ©. 522, 

23) Die Beſoldung iſt nicht eine Bezahlung der Dienſte, ſondern eine Unter— 
haltsrente, Gruchot Bd. 34 ©. 926. 

24) Nah der Berfafjungsurfunde vom 31. Januar 1850 Art. 78 bedarf der 
Beamte feines Urlaubes zum Cintritte in den Landtag, Ob er den Unipruch auf 
vollen Gehalt verliere, oder wenigitend die Stellvertretungsfojten tragen müſſe, iſt 
Streitfrage, welche, ſofern es ich um eine vorübergehende Suſpenſion der amtlichen 
Thätigfeit handelt, wohl zu verneinen ijt. So iſt denn nunmehr die Sache für die 
unmittelbaren Beamten geregelt. Ühnliche Beitimmungen trifit die Reichsverfaſſung 
Art. 21 Abſ. 1. Reichsgeſetz vom 31. März 1873 $ 14 Abſ. 2. 

25) Vgl. hierüber die bei enge a. a. O. ©. 494 citierten Reſtripte, 
ferner R.O. H. G. Bd. 13 ©. 39. 
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beendigt wird. Längerer, nicht notwendiger Urlaub wird nur unter Ver— 
minderung des Gehaltes erteilt. 

Für die Klage über vermögensrechtliche Anjprüche des Beamten 
aus feinem Dienjtverhältnifie bejteht eine Präflufivfriit von 6 Monaten 
von dem Tage an gerechnet, an welchem die in der Negel vorher not- 
wendige Feititellung derjelben durch die zujtändige Verwaltungsbehörde 
dem Beteiligten mitgeteilt wurde. 6-27 


Drittes Kapitel. 
Der Werkvertrag. 
$ 317. Begriff. Abſchluß des Werfvertrages. 

1. Beriprechen der Ausführung eines Unternehmens einer: 
jeit8, der Vergütung für deſſen Vollführung andererjeit3 macht 
den Werkvertrag aus, B.G.B. $ 631 Abi. 1. Er ijt ein Abbild der 
römijchen locatio conductio operis. Daher der Name. ? 

II. Der Thatbejtand iſt nach B.G.B. ein weiter; feine Grenzen 
find fajt verjchwimmend. 

1. Seinen Gegenſtand bilden namentlich Jichtbare Arbeitsergebnifje, 
3. B. Heritellung von Bauwerken, Herjtellung einer Majchine, eines 
Kleidungsitücdes, Bearbeitung, Verfertigung eines Kunſtwerkes, Aus- 
bejjerung, Transport von Sachen und von Perjonen, nicht minder fog. 
immaterielle Broduftionen, 3. B. Aufführung eines Schaujpieles?, eines 
Muſikwerkes, Verfertigung eines wifjenjchaftlichen Werfes, Auskunft 
über die Kreditfähigfeit einer Perjon, insbejondere durch eine jog. Aus: 
funftei, Entdeckung eines Verbrechers durch ein Detektivinſtitut.“ 





26) Geſetz vom 24. Mai 1861 $$ 1 6i8 8; Preuß. Penſionsgeſetz vom 27. März 
1872 88 2155.; Reichsbeamtengeſetz 88 149 ff.; Laband a.a.D. Die Klage jteht wie 
dem Beamten jelbjt, jo feinen Erben ofien, R.G. Bd. 14 ©. 368. 

27) Gejep vom 24. Juni 1861 88 2ff. Bei den Adminiftrativbehörden angebrachte 
Nekllamationen des Beamten gegen die Beitimmung der Höhe der Penfion oder des 
Wartegeldes dur den zujtändigen Departementschef find für den Beginn der jechö- 
monatlichen Friit ohne Bedeutung, Striethorit Archiv Bd. 75 ©. 74ff.; R.O. H. G. 
Bd. 24 S. 411. 

1) E. J. 88 567 ff.; Mot. Bd.2 S. 470ff., 500ff.; Prot. — Spahn — Bd.2 
S. 309. 
2) Vgl. Dernburg, Pand. Bd.2 8113: 1.5 81D. de V. 8.50, 16. .. ex 
opere facto corpus aliquod perfectum. — Crome, Partiariſche Rechtsgeſchäfte S. 252. 

3) Der „Theaterbefuchsvertrag” iſt Werkvertrag, Opet, Theaterreht ©. 218, 
keineswegs Miete eines Platzes. 

4) Miete eines Schiffes bleibt Miete, auch wenn der Vermieter die Beman: 
mung stellt, welche dad Schiff nad) den Anweiſungen des Mieterd zu lenken hat, 
R.G. Bd. 25 ©. 208. 
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2. Gegenstand eines Werkvertrages fann auch ein NRechtsgeichärt, 
z.B. ein Verkauf, Einfauf fein, ebenjo die VBollziehung anderer recht: 
licher Handlungen. 

3. Werkvertrag iſt es nicht bloß, wenn man ein Unternehmen, 
3 B. al3 Handwerker, Fabrifant, Künjtler perjönlich oder mit jeinen 
Leuten ausführt, jondern aud) wenn man bloß die Plangebung und 
obere Leitung haben joll, während die Ausführung durch die eigenen 
Leute des Beitellers geichteht. Endlich iſt Werfvertrag auch die jog. 
Entreprijed, bei welcher ein Spekulant auch ohne techniiche Kenntniſſe 
Arbeiten, z. B. Herjtellung einer Eijenbahn, übernimmt, die er im 
Grunde nur finanztiert, aber zur technischen Ausführung wieder an 
Unternehmer vergiebt. 

4. Nebenverträge verjchiedenjter Art fünnen dem Werfvertrage be= 
jondere Gejtalt geben. Dahin gehört die Vereinbarung, daß der Unter: 
nehmer jtatt des ihm zur Herjtellung gelieferten Material3 anderes ver: 
wenden, daß er jtatt der zum Transport übergebenen vertretbaren Sachen 
auch andere abliefern darf, 3.8. Uuantitäten Getreide — jog. locatio 
conductio operis irregularis.® Die „Poſtanweiſung“ ift hierauf gebaut. 

III. Rechtlich ausgezeichnet find die mandatsähnlichen Werfver: 
träge. Darüber bereits früher das Nähere. Die Unficherheit des Be— 
griffes und feiner Abgrenzung ijt zu beklagen. 

IV. Die Bergütung kann wie in Geld, jo auch in anderen Ber: 
mögenswerten gejchehen. Für die Bemejjung ihrer Höhe, wenn fie nicht 
bejonders bedungen iſt, gelten Ddiejelben Grundjäße wie bei Dienjtver- 
trägen.” Much partiariiche Gejtaltung iſt möglich. ® 





5) So auch gemeinredhtlih 1.48 pr. D. h.t. 19,2. Anders nah A.L.R. I,11 
ss 928, 929, doch wurde die Entreprije dem Werkvertrage entjprechend behandelt. 

6) Bgl. 1.31 D.h. t. 19, 2, 

7) Bergelohn kann gefordert werden, wenn in einer Seenot ein Schiff oder 
defjen Ladung ganz oder teilweife der Berfügung der Schifisbefagung entzogen oder 
von derjelben verlajjen war, und von den Bergelohnverlangenden in die Gewahrſam 
genommen und in Sicherheit gebradht wurde, R.G. Bd.5 ©. 92. Hilfslohn, 
wenn außer diejem Falle Schiff oder Ladung durch die Hilfe dritter Perſonen aus 
einer Seenot gerettet wurden, 9.6.8. 88 740 ff. Belohnt wird nicht bloß der ge— 
jorderte Dienjt, jondern auch der unverlangte — die negotiorum gestio —, es jei 
denn, dab der Dienſt gegen den Willen des Schifferd des bedrohten Schiffes geichah, 
oder daß die nadı 9.8.8. 8 750 erforderliche jofortige anzeige unterblieb. Die Be: 
lohnung kann auch fordern, wer zur Hilfeleiftung nach den Normen des öffentlichen 
Rechtes verpflichtet war, R.G. Bd.3 S. 138, auch der Nheder eines Schiffes, durch 
dejien Hilfe ein in Seenot geratenes anderes Schiff desjelben Rheders gerettet iit, 
R.G. Bd. 32 ©. 4, dagegen Ehrenberg in Sherings Jahrbuch Bd. 34 ©.391. In 
Ermangelung einer Bereinbarung ift Berge: und Hilfslohn rihterlid zu arbitrieren. 
Der Bergelohn darf in der Regel nur ein Drittel, ausnahmsweije nur die Hälfte 
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V. Seiner wirtichaftlichen Natur nach fällt der Werfvertrag wie 
der Dienjtvertrag unter die Arbeitsverträge im weiteren Sinne. 

Er hebt jich von dem Dienjtvertrage aber dadurd) ab, daß die Ver- 
gütung für dag Arbeitsproduft zu leisten iſt. Alſo wenn fein Erfolg, 
auch feine Vergütung.“ Für den Unterjchied von Dienſt- und Werf- 
vertrag ijt die Weile der Berechnung der Vergütung und die Modalität 
ihrer Zahlung fein fichereg Merkmal. Die Bergütung fann einesteils 
auch beim Werfvertrage nach den Maßen des Werkes zu entrichten jein, 
z. B. bei Bauten!P; oft wird anderenteild bei Dienjtverträgen der Lohn 
nach dem Stüde oder dem Maße der Arbeit berechnet, namentlich in 
der Hausinduftrie. 

Der Dienjtvertrag ijt nach B. G. B. dem Arbeiter günstig, der Werf- 
vertrag ungünjtig., Im Zweifel wird man jich für die Annahme eines 
Dienjtvertrages zu enjcheiden haben. 
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1. Das Werk ift auf Gefahr des Unternehmer® — periculo con- 
ductoris — bis e8 dem Beiteller vertragsmäßig verjchafft ift. Denn 
die Vergütung ijt für das Werk. Urfprünglich formulierte man dies 
in Nom dahin, es fei bis zur Billigung durch den Beiteller auf Ge- 
fahr des Unternehmers. Dies bejchränfte man jpäter?; denn wenn es 
vertragsmäßig geliefert war und zufällig vor der Billigung zu Grunde 
ging, muß der Untergang nach Recht und Billigfeit den Bejteller treffen. 

Das Werk geht auf Gefahr des Unternehmers bedeutet, der Be— 
jteller hat jeinerjeitS dem Unternehmer nicht zu leijten, wenn ihm das 


deö Wertes des Geretteten betragen, der Hilfslohn hat unter diefem Maße zu bleiben. 
Der Lohn iſt, wenn die Hilfe durh ein Schiff geleiltet wurde, zur Hälfte dem 
Rheder, zum Biertel dem Schiffer, zum letzten Biertel der Mannſchaft, und zwar 
nach Berbältniß der Heuer des einzelnen, zu gewähren. Der Lohn haftet auf dem 
Gute, eine perfönliche Verpflihtung tritt am fich nicht ein, 9.6.8. $ 753. — Über 
Berge- und Hilfslohn bei der Binnenihiffahrt vgl. Binnenihiffahrtsgejep vom 5. Juni 
1895 88 93. 

8) Erome a. a. O. ©. 261. 

9) Der Dienftvertrag begründet eine befondere Beziehung zur Perſon des Dienit- 
herrn, der Anipruc aus demjelben ift nicht abtretbar; der Werkvertrag begründet 
eine ſolche Sn 2a, der Anſpruch ift abtretbar. 

10) gl. 1.36 D. locati 19,2, „opus quod ita conductum est, ut in pedes 
mensurasve praestetur“, 1.51 $1 D. eod.; R.O.H.G. Bd. 15 ©. 219. 

1) Strohal in Iherings Jahrbud Bd. 33 ©. 356; Dertmann in Grünhuts 
Beitichrift Bd. 24 S.1ff.; Crome, Partiariſche Rechtsgeſch. S. 317; Demburg, Pand. 
3d.2 8113 Anm. 23, 

2) 1.36, 1.37 D. locati 19,2. 
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Merk nicht zu teil wird, aljo nichts für dejien Arbeit, mag fie blor 
vorbereitende geweſen oder noch jo weit gediehen, auch nichts für deſſen 
Auslagen.3 Steineswegs hat der Sat den Sinn, daß der Unternehmer 
dem Belteller etwas wegen widrigen Zufalles zu leiſten bat, etwa im 
alle zufälligen Unterganges des anvertrauten Stoffes oder der behufs 
Heritellung des Werkes überlafienen Gerätichaften, und vollends jchuldet 
er nicht das Erfüllungsinterefje des Beitellers. 

Daß das Werf auf Gefahr des Unternehmers geht, iſt zwar logisch 
gerechtfertigt, Fan aber hart fein. Denn auch die Werkverdingung iſt 
Arbeitsvertrag und der Arbeiter it jeines Lohnes wert. Daher juchten 
ſchon die römilchen Juriſten die Tragweite des Sabes einzuichränfen. 
Doch ijt jtreitig, in welchen Maße dies gejchah.* 

1. Das B. G. B. jtellt jchroffe Negeln auf. Aber ihre Bedeutung 
ilt mehrfach zweifelhaft. 

1. Den Grundjaß fpricht S 644 Ab. 1 dahin aus: „Der Unter: 
nehmer trägt die Gefahr bis zur Abnahme des Werfes.“ 

Was aber bedeutet Abnahme des Werkes? Nichts anderes als 
die thatjächliche Überführung des vollendeten Werkes an den Be- 
fteller. 

Die meisten freilich ſtimmen Hiermit nicht überein. Sie fordern 
vielmehr außer der thatjächlichen Abnahme noch Billigung des Wertes 
durch den Beiteller, er jei denn hiermit in Verzug.“ Dem ijt nicht 
beizutreten. Denn mit der Ablieferung des Werkes hat der Unternehiner, 
jofern dasjelbe vertraggmäßig war, feine Verpflichtung erfüllt, die 
Vergütung verdient. Schon die römiſchen Juriiten haben dies er- 
fannt. Prüfung und Billigung iſt oft nicht unmittelbar möglich, 3. B. 
nicht bei einer Mafchine, die erit in Gang zu jeßen if. Was recht- 
fertigt e8, den Unternehmer, welcher vertragsmäßig geleiftet hat, in der 
Zwilchenzeit mit der Gefahr des Unterganges zu belaften! Es fommt 





3) Tritt Unmöglichkeit der Heritellung des Werkes vor deſſen Snangriffnahme 
durch Zufall ein, welchen feiner der Beteiligten zu vertreten bat, fo verbleibt es bei 
$ 323; der Beiteller erhält aljo das Werk nicht, der Unternehmer feine Vergütung, 
vgl. Dertmann zu 8 644 if. 1. 

4) Bgl. Demburg, Band. Bd.2 8 113. — Strohal a.a.D.; Dertmann bei 
Grünhut a.a. D. verteidigen den Cap: Die Unfälle, die in der Sphäre des Wert: 
meiſters eintreten, a auf jeine Gefahr; alle anderen, mögen fie ihren Grund im 
Betriebökreiie des Beitellerd oder einem äußeren Ereignifi e ihren Grund haben, bes 
lajien dem Werkmeiſter feinen Anſpruch. 

5) Die Gegenanficht vertreten u.a. Pland 8 640 Biff. la, wo Nic | die Ban 
der Beratungen findet, die aber ergebnislos verliefen: ferner Dertmann $ 640 gif. 
Crome, Parttariihe Rechtsgeſchichte Eine Mittelmeinung hat Cofad, B. R. Bd.18 las‘ 
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dazu, dat das Werk meijt von der Abnahme an im Belit und Ge— 
wahrjam des Beitellers ift, jo daß der Unternehmer fortan nichts mehr 
für die Abwendung des Unfalles thun fann. 

Auch der Wortlaut des Gejeges jpricht nicht für die Gegner. Ab- 
nahme ijt jchon nach dem Wortfinne ein thatjächlicher Alt. Darunter 
Abnahme und Billigung zu verjtehen, thut dem Gejche Gewalt an. 

Die Gegenanficht hat ihren Urfprung in Verhandlungen der zweiten 
Kommiſſion. Diejelben fnüpften ſich an den jegigen $ 640, wonach der 
Beiteller verpflichtet ift, das Werf abzunehmen Nach Treu und 
Glauben liegt ihm auch ob, es unmittelbar zu prüfen, und wenn es 
vertragsmäßig war, zu billigen. Gegenüber dem Vorjchlage, Dies be- 
jonders fejtzufegen, behauptete man in der Debatte, dies liege jchon 
ohnehin in dem Worte „abnehmen“. Man beſchloß, die Redaktions— 
kommiſſion jolle dies klarſtellen. Die Redaktionskommiſſion that aber 
in diefer Hinficht nichts. Selbit wenn man in $ 640 unter Abnahme 
Bılligung verjtehen jollte, was gewagt genug iſt, fann Gleiches feinen- 
fall® bezüglich des Überganges der Gefahr nach $ 644 angenommen 
werden, hier wenigitens muß es bei dem Sinne bleiben, den Annahme 
auch jonjt im B. G. B., insbefondere auch beim Kaufe, hat.® 

2. Iſt nach Beichaffenheit des Werfes, deſſen Abnahme dur 
den Beiteller ausgeſchloſſen, jo tritt nach $ 646 an deren Stelle auch) 
bezüglich der Gefahr die Vollendung des Werkes.’ 

Die Abnahme iſt in der Negel ausgeſchloſſen, wenn es jich um im— 
materielle Produktionen handelt, ferner wenn die zu bebandelnde Sache 
in der phyſiſchen Gewalt des Beitellers geblieben ijt, endlich wenn das 
Werk nicht dem Belteller, jondern einem Dritten vereinbarterweije ab- 
zuliefern iſt. 

3. Kommt der Beſteller in Verzug der Annahme, ſo geht die Ge— 
fahr auf ihn über®, $ 644 Abſ. 1S. 2. 


6) Zit das Werk in Teilen abzunehmen und zu vergüten, jo gebt die Gefahr 
mit der Abnahme eines Teiles bezüglich desjelben auf den Bejteller über. Es liegen 
dann verbundene Werkverträge über die Heritellung der Teile vor. it das Wert 
nach) Zeilen zu vergüten, nicht abzunehmen, jo hat der Unternehmer die Gefahr bis 
zur Vollendung. 

7) Dies unteritügt unfere Auslegung des Wortes „Abnahme“. Wäre Abnahıne 
Billigung des Wertes, jo wäre jedes Werk, auch das immaterielle, abnahmefähig. 

8) Kohler in feinem Archiv für B.R. Bd. 13 ©. 258 nimmt Annahmeverzug 
im weitejten Sinne und findet ſolchen überall, wo die Unmöglichkeit der Ausführung in 
den Berhältnifien des Bejtellers oder in dem von ihm gegebenen Stoffe ihren Grund 
hat. Bgl. dagegen Dertmann zu $ 644 Bill. 3. 

Dernburg, Bürgerl. Recht. 11.2. 28 
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4. Iſt das Werf vor der Abnahme infolge eines Mangels des 
vom Bejteller gelieferten Stoffe3? untergegangen oder verjchlechtert 
oder unausführbar geworden, ohne daß dies der Unternehmer zu ver: 
treten hat, jo kann der Unternehmer einen der geleijteten Arbeit ent- 
iprechenden Teil der Vergütung und Erja der in der Vergütung nicht 
inbegriffenen Auslagen verlangen!®, 8 645 Abſ. 1. Selbjtverjtändlich 
bleibt etwaige weitergehende Haftung des Beſtellers wegen Verſchuldens 
daneben bejtehen, $ 645 Abi. 2. 

5. Gleiches gilt, wenn der Untergang die Verjchlechterung, Un- 
ausführbarfeit des Werkes ihren Grund in Anweijungen des Be- 
ſtellers hat. 

Hierunter find nicht etwa auf dem Willen des Bejtellers beruhende, 
beim Bertragsjchluß vereinbarte Leijtungen zu verjtehen!!, ſon— 
dern nachfolgende bejondere Anweijungen über die Ausführung des 
Werkes. 

6. Dit nach Vereinbarung oder Berfehrsüblichfeit der Beitimmungs- 
ort des zu liefernden Werfes von dem Erfüllungsort verjchieden, jo 
trägt der Beiteller die Gefahr entjprechend dem Verjendungsfauf, $ 644. 

Der Fall ijt nicht häufig, Werfverträge begründen meiſt Bring: 
jchulden. 

Der Werkmeiſter iſt nicht verpflichtet, die ihm übergebenen Mate: 
vialien zu verfichern. Wohl aber hat er die Pflicht, unverficherte Mate: 
rialien durch Aufficht in befonderem Maße zu jchügen. !? 


$ 319. Berpflidtungen des Unternehmer?. 


1. Da Inhalt und Gegenitand der Werfverträge wenig Gemein: 
james haben, jo laſſen jich die Verpflichtungen des Unternehmers nur 
im allgemeinen charafterijieren. Er hat das Unternehmen vertrags- 








9, „Stoff“ iſt die Sache, bezüglich deren der Unternehmer thätig fein, 
alſo auch z. B. der Baugrund, den er bebauen joll. Es bedingt aljv die Gefahr 
das „vitum soli* nicht, val. 1. 62 D. locati 19,2. Ob man auch die Materialien, 
3. B. Baugerüſte, zum Stoff rechnen fann, wie Dertmann $ 645 Ziff. la annimmt, 
it zweifelhaft. 

10) Nicht der Wert des bereits Hergeftellten iit maßgebend, denn der bergejtellte 
Torſo kann wertlos fein, vielmehr iſt das Verhältnis der geleifteten Arbeit zu der 
für das Geſamtwerk erforderlichen zu jhäpen und mit der ausbedungenen Vergütung 
in Proportion zu fegen. Dabei können nicht bloß die Arbeitsitunden enticheiden. 
Vielleicht hatte der bereit3 ausgenrbeitete Plan einen hohen Wert, die Ausführung 
hätte mindere Koſten veruriadt. 

11) So wie es fcheint Crome a.a.D. ©. 324. 

12) Jur. Monatsſchr. f. Poſen 1898. ©. 82. 
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gemäß zu vollführen, für eigenes Verſchulden und dasjenige feiner Ge- 
hilfen zu haften, 88 276, 278.1 

Die Vereinbarung des Verkehrsüblichen und was Treu und Glauben 
verlangt, bejtimmen die Pflichten des Unternehmers näher. 

Für den wichtigen Bauvertrag läßt jich etiwa hervorheben, daß der 
Bauunternehmer in der Regel den Baugrund, Waller und Bodenver- 
hältnifje unterjuchen muß und, wenn ſich Umjtände ergeben, welche die 
planmäßige und rechtzeitige Ausführung übermäßig erjchiweren, dem Be- 
jteller rechtzeitig Anzeige zu machen hat. Daß der Unternehmer Plan— 
und Konitruftionsfehler vermeiden joll, it jelbitverjtändlich. Soweit 
jie durch Anweifungen des Beiteller8 veranlaft find, hat ihn der Unter- 
nehmer auf die Bedenken aufmerfjam zu machen, dann muß jich der 
Beiteller die Folgen ſelbſt zujchreiben.? 

II. Auch darüber läßt jich nichts allgemein bejtimmen, wer Die 
zur Ausführung des Unternehmens erforderlichen Werkzeuge, Fahr— 
zeuge, jonjtige Hilfsmittel zu jtellen hat, auch namentlich nicht, ob Die 
Aufwendungen des Unternehmers bejonderd zu erjtatten®, oder ob fie 
in der vereinbarten Bergütung begriffen find. 

III. Berjönliche Ausführung fordert der Werkvertrag in der Negel 
nicht, da es bei ihm hauptjächlich auf den Erfolg anfommt.t+d Aber 
es kann auch, jei es nach der Natur der Leiltung, ſei es, weil im ge— 
gebenen Falle das Unternehmen bejondere Bertrauensjache jein follte, 
perjönliche Ausführung Pflicht fein. ® 

IV. Bei mandatsähnlichen Werfverträgen liegen nad) $ 675 ge- 
wilje Prlichten des Beauftragten dem Unternehmer im Zweifel ob, als 
da jind Befolgung der Weijungen des Bejtellers, $ 665, Rechenjchaft, 








So richtiger en ey ihon nad) römiſchem Rechte, 1. 25 $7 D. locati 
89,2; Aa, Pand. Bd. 2 538 Anm. 8. — Daß der Unternehmer, welchem die 
Beitellun eines ———— geſtattet iſt, nur für Sorgfalt in der Auswahl des— 
jelben haftet, führt Erome a.a.D. S. 294 aus. 

2) Bol. Mot. Bd.2 ©. 485. 

3) Für mandatsähnlihe Werfverträge bejtimmt Dies allerdings 8 670, auf 
welchen $ 675 mit verweiit. Es liegt jedoch hierin eine bloße dispoſitive Borfchrift. 
Schließlich wird aud hierbei die Vertragsabficht darüber entiheiden müſſen, ob in 
der Vergütung der Erjag der Aufwendungen inbegriffen ift. 

4) Vgl. Dernburg, Pand. Bd.2 8113 Anm. 14; 1. 48 pr. D. locati 19, 2 

5) Dies auch bei mandatsähnlidhen Werkverträgen; $ 675 nimmt für die Werk— 
verträge von der Verweilung auf $ 664 NAbjtand. 

6) Erome, Partiariſche Rechtsgeſchäfte S. 292 hebt hervor, daß bei partiarifhen 
NRechtsgeihäften die perfönlihe Ausführung durch den am Gewinn Beteiligten meijt 
gewollt ift, weil es ich dabei um Auſporn zu erhöhten perjünlichen Leiftungen handelt. 

28* 


436 Der Werkvertrag. 


$ 666. Gleiches kann fich auch bei anderen Werkverträgen aus der 
Natur des Gejchäftes ergeben; auf alle mandatsähnlichen Werkverträge 
pafjen jene Vorjchriften auch nicht. 

V. In Ermangelung bejonderer Zeitbejtimmung it in der Negel 
die Arbeit jofort anzufangen und gehörig fortzufegen.” Im Falle der 
Vereinbarung eines bejtimmten Ablieferungsterinines iſt mit der Arbeit 
fo zeitig zu beginnen, daß der Termin nach dem gewöhnlichen Yaufe der 
Dinge eingehalten wird. 

Der Beiteller kann richtiger Anficht nach jchon vor der Ablieferungs- 
zeit auf Herftellung klagen, wenn der Unternehmer mit dem Beginn der 
Arbeit ungebührlich zögert.* 

Nach der Negel des $ 271 Abſ. 2 darf zwar der Unternehmer das 
Werk jchon vor der bedungenen Zeit abliefern. Nicht jelten wird jich 
jedoch aus den Umſtänden eine andere Abjicht der Beteiligten ergeben, 
die jelbjtverjtändlich maßgebend: it. 


$ 320. Haftung wegen Mängel. 


I. Der Unternehmer hat dem Bejteller, ähnlich wie der Verkäufer 
dem Käufer, wegen Mängel zu haften, d. h. wegen der Fehler des 
Werfes und wegen Nichtvorhandenjeins zugejagter Eigenjchaften.! 

Was Mangel it, bejtimmt ſich — $ 633 Abi. 1 — wie beim 
Kaufe?; die Anjprüche des Bejtellers wegen Mängel geitalten ſich aber 
zum Teil in anderer Art. . 

II. Der Hauptunterjchied liegt darin, daß der Beiteller in Der 
Negel befugt it, vom Unternehmer Bejeitigung des Mangels zu 
verlangen, während dies von einem Verkäufer nicht gefordert werden 
fann. ® 


7) 1.137 882,3 D. de V. O. 45, 1; modus adhibendus est secundum ra- 
tionem diligentis aedificatoris et temporum locoramque, 1. 58 $1 D. loc. 19, 2: 
vgl. auch Striethorit Archiv Bd. 41 ©. 83. 

8) 1.72 $2 D. de V. O. 45, 1; dagegen 1. 14 D. eod., jiehe auch 1. 124 
D. eod. 

1) Uber den Antrag auf gerichtliche Feitjtellung des Vorhandenſeins eines 
Mangels oder jeines Nichtvorhandenſeins vgl. C. P. O. $ 488. 

2) Bei Bauwerken ijt Schwamm, mit weldyem das verbaute Holz zur Zeit der 
Abnahme infiziert it, ein Fehler, für welchen der Bauunternehmer einjteht, auch 
wenn ihm der Schwamm nicht erfennbar war. it aber der Bauherr nad) der Ab- 
nahme durch unzwecdmähige Behandlung des Bauwerkes ſchuld an der Entwidelung 
und Ausbreitung des Übel, jo muß er den hieraus entjtehenden Schaden tragen. 

3) Vgl. Ehrenberg a. a. O. S. 262: „Der Gedanke nachträglicher Ausbefjerung 
it dem Beſteller ebenjo natürlich, wie er dem Käufer fern liegt“. 
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Die Bejeitigung gejchieht jelbitverjtändlich auf Kojten des Unter: 
nehmerd. Immerhin darf der Unternehmer die Nachbefjerung ver— 
weigern, wenn fie unverhältnismäßig fojtipielig wäre, $ 633 
Abi. 2 Sat 2; z. B. weil eine Abweichung in den Längenmaßen des 
Neubaues von den bedungenen nur durch Niederreißen des ganzen 
Baues zu bejeitigen wäre. 


1. Iit der Unternehmer mit der Nachbejjerung in Verzug, jo 
darf fie der Beſteller jelbjt auf dejien Kojten vornehmen, $ 633 
Abſ. 3, jelbit ohne Wilfen und gegen den Willen des Unternehmers. 
Er darf die Nachbejjerung auch Dritten übertragen und Gehilfen zu— 
ziehen, jo daß er für Sorgfalt in deren Auswahl einzujtehen hat. * 

Hat der Beiteller die Mängel eigenmächtig bejeitigt, ehe er den 
Unternehmer in Berzug geſetzt hat, jo jtehen ihm nur Anjprüche wegen 
auftraglojer Gejchäftsbejorgung zu. ® 

2. Der Beiteller darf dem Unternehmer eine angemejjene Frijt. 
zur Herjtellung unter der Androhung jegen, Daß er diejelbe nach deren 
Ablaufe ablehne, $ 634 Abi. 1 Sa 1. Bei Bemefjung der Frift 
wird auf die jubjektiven Verhältniſſe des Unternehmers billige Rückſicht 
zu nehmen jein. 

Zeigt ſich der Mangel jchon vor der Ablieferung oder vor der 
Vollendung des Werfess, jo iſt jofort Beitimmung der Friſt zuläfjig, 
jo daß diejelbe aber nicht vor der Zeit ablaufen darf, mit welcher das 
Werk abzuliefern it, $ 634 Abſ. 1 Sat 2. 

Einer Friſtbeſtimmung bedarf es nicht, wenn die Bejeitigung des 
Mangel3 unmöglich ift, wenn fich der Unternehmer der Nachbejjerung 
geweigert hat, wenn ein bejonderes Interejje des Bejtellers 
fofortige Geltendmachung des Anjpruches auf Wandelung und Minde- 
rung rechtfertigt. 

III. Der Bejteller ijt befugt, Wandelung, aljo Rücdgängigmachen 
des Gejchäftes oder Minderung der vereinbarten Vergütung zu ver— 


4) Nah A.L. R. I, 11 8943 ff. Hatte der Beſteller fein Recht auf Umarbeis 
tung des tehlergaften Wertes. Striethorft Ardiv Bd. 36 ©. 212; vgl. R. O. H. G. 
B.6 ©. 35. — Sur. Wochenſchr. 1896 ©. 404 n. 41; fiehe auch Cohn in Bl. für 
Rechtspflege 1899 ©. 45. 

5) Anders Planck $ 636 Ziff. 3. Es ift aber nicht zu überjehen, daß der 
Unternehmer in Verzug ift und den hieraus entfpringenden Schaden daher tragen muB. 

6) Freilich ijt in $ 646 der $ 634 nicht erwähnt. Aber derielbe ift entjprechend 
anzuwenden, wenn es ſich z. B. um Reparatur im Hauje des Bejtellers handelt, wo 
von bejonderer „Ablieferung“ oft nicht die Rede fein kann. 
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langen, wenn die Nachfrijt regelrecht ablief, oder wenn eine jolche 
Friſt nicht gejegt zu werden braucht. 

Wandelung kann bei nicht erheblichen Mängeln nicht be- 
anjprucht werden; der Unternehmer, welcher jich hierauf beruft, hat die 
Unerheblichkeit zu beweijen. Der Minderungsanjpruch bleibt beitehen. 

Auf Wandelung und Minderung find die Vorjchriften, welche für 
den Kauf nach 88 465 bis 467, 469 bis 475 gelten, entiprechend an- 
zuwenden. Jedoch ijt zu bemerken: 

1. Bei der Minderung wird nicht leicht, wie für den Kauf vor: 
geichrieben ijt, die Zeit des Geſchäftsſchluſſes zu Grunde gelegt 
werden fünnen. Denn unerforjchlich wird meiſt bleiben, was damals 
das mangelhafte Werf gefojtet hätte. Häufig wäre es mit nicht ge: 
ringeren Koſten, unter Umjtänden nur mit erheblich größerem Aufwande 
wie das normale, herzujtellen gewejen.” Man wird daher in der Regel 
zu ermejjen Haben, in welchem Verhältniſſe der Wert des fehlerhaften 
zum normalen Werfe zur Zeit der Ablieferung Stand. 

2. Lag dem Unternehmer ob, eine Sache des Beſtellers zu be: 
arbeiten, jo fünnen Yuthaten, welche deren wejentliche Beitandteile 
wurden, nicht zurücdgefordert werden, daher iſt der Wert nach $ 346 
dem linternehmer bei der Wandelung zu vergüten. 


IV. Der Beiteller kann jtatt Wandelung oder Minderung Schadens: 
erjag wegen Nichterfüllung beanjpruchen, wenn er den Mangel zu 
vertreten hat, aljo namentlich im Falle eigenen Verjchuldens oder 
des Berjchuldens feiner Gehilten, desgleichen im Falle des Garantie: 
verjprechen®. 

V. Dazu fommt dann noch, dat dem Beiteller auch die Anſprüche 
zustehen, welche bei gegenjeitigen Verträgen nad) 88 320 ff. dem benad)- 
teiligten Vertragſchließenden erwachſen. 

VI. Nimmt der Beſteller ein mangelhaftes Werk in Kenntnis des 
Mangels ohne Vorbehalt bei der Abnahme an, jo ſtehen ihm nad) 
dem Wortlaute des $ 640 Abj. 2 die in 88 633, 634 beitimmten Rechte 
auf Befeitigung des Mangels, auf Wandelung und Preisminderung nicht 
zu. Behäit er aber die in $ 635 vorgejehenen Rechte auf Schadens: 


7) Anders Pland, $ 634 Ziff. 6; vgl. aber Dertmann, $ 634 Ziff. 3. 

8) Es weicht died von den PVorichriften über die Berpflichtungen de Ber: 
füufers zum Schadenserfag wegen Nichterfüllung, $ 463, ab. Denn diejer bat 
ſolchen wegen „zugeliderter Eigenſchaften“ fchlechthin, wegen Fehler anderer Art nur 
wegen „arglijtigen Verſchweigens“ zu leiſten. 
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erjat wegen Nichterfüllung? Der $ 640 jpricht hiervon nicht. 
Deshalb erachten viele diefen Anſpruch als dem Bejteller zuftehend, auch 
wenn er den Mangel bei der Abnahme fennt und jich nichts vorbehält. 
Aber daß der Bejteller, welcher den Mangel bei der Abnahme kennt 
und fich wegen desjelben feine Anfprüche vorbehält, dennoch jpäter 
Schadenserjag wegen Nichterfüllung beanjprucht?, widerjpricht Treu und 
Slauben. 


VII. Die Anjprüche des Bejtellers wegen Mängel des Werfes 
unterliegen einer furzen Verjährung nad) $ 638. E3 liegt Hierin eine 
Neuerung gegenüber der Mehrzahl der bisherigen Rechte!o, die jicher 
jehr zweckmäßig iſt. 

1. Die Verjährung vollendet ſich in der Regel in 6 Monaten, 
bei Arbeiten an einem Grundjtüde in 1 Jahr, bei Bauwerfen in 
5 Jahren. 

2. Hat der Unternehmer den Mangel arglijtig verjchwiegen, jo 
tritt nur die gewöhnliche Verjährung ein. 

3. Die Verjährung beginnt mit der Abnahme des Werkes, 8 638 
Abi. 1 am Schluß. Iſt das Werk nicht abnahmerähig, mit deſſen Voll: 
endung, $ 640. Unter Abnahme ijt auch Hier der thatjächliche Akt zu 
verjtehen, feineswegs erjt die Anerkennung oder Billigung des Werkes. 

Weigert ich der Beiteller der Abnahme, jo kann die kurze Ber: 
jährung nicht beginnen. 

4. Die Verjährungsfriit fann durch Vertrag verlängert werden, 
im Widerjpruche mit $ 225. Aber unglaublich ijt!!, daß fich dies auch 
auf die 30jährige Verjährung beziehen joll. j 

5. Die Berjährung ift gehemmt, jolange jich der Unternehmer im 
Einverjtändnis mit dem Beiteller der Prüfung oder Beleitigung des 
Mangels unterzieht. Dies bis er dem Bejteller dad Ergebnis mitteilt, 
oder den Mangel als bejeitigt erklärt, oder die Fortjegung der Bejeiti- 
gung verweigert, $ 639 Abi. 2. 


VIII. Nicht jelten übernimmt der Unternehmer für die Güte einer 
Leiltung Öarantie auf eine gewijje Zeit, 3. B. für das richtige Gehen 
einer Uhr. Hierin liegt die Zufage, ohne Rüdficht auf Verjchulden ein- 


9) Vgl. Eofad, B.R. Bd.1 8148 Ziff. f. 
10) gl. Mot. Bd.2 ©. 486. 
11) So freilid PBland $ 639 Ziff. 9. 
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zuftehen. Dies gilt aber nicht für den Fall, dab durch eigenes Ver— 
ſchulden des Beſtellers Schaden eintritt. 

Solange die Garantiefriſt läuft, iſt auch die Verjährung aufge— 
ſchoben. 


$ 321. Haftung wegen nicht rechtzeitiger Leiſtung. 


J. Auch an die nicht rechtzeitige Herſtellung des Werkes 
knüpfen ſich für den Unternehmer ſtrenge Folgen. 

Laut $ 636 erwächſt infolge derſelben dem Beſteller das Recht des 
Nücdtrittes vom Gejchäfte nach 8 327. 

Berjchulden, Berzug des Unternehmers kommt nicht hierfür 
in Betracht; höhere Gewalt entjchuldigt nit. 

Wohl aber it Feitjegung einer Nachfriit unter Androhung des 
Rücktrittes vorausgejegt. Die Nachfriſt ift — 8 634 Abf.2 — nicht 
erforderlich, wenn rechtzeitige Leiftung unmöglich ift, wenn fie vom 
Unternehmer verweigert wird, wenn ein bejonderes Intereſſe des Be— 
iteller® am Rücktritte bejteht. 

Beitreitet der Unternehmer die Zuläffigkeit des Rücktrittes, weil er 
das Werk rechtzeitig hergeftellt habe, jo trifft ihn die Beweislaft, $ 636 
Abi. 2. 

II. Die im Falle des Verzuges des Unternehmers dem Bejteller 
nach den allgemeinen Vorjchriften des B. G. B. zuftehenden Nechte werden 
durch 8 636, wie Abi. 1 Sat 2 ausdrüdlich hervorhebt, nicht berührt. 
Der Beiteller kann aljo auf Lieferung lagen, wenn er dies nicht unter 
Seßung der Nachfriſt abgelehnt hat, äußerjten Falles nach $ 283 
Schadenserfag wegen Nichterfüllung verlangen. Er fann ferner die 
Klage des anderen Teiles abwarten und die Einrede des nicht oder 
nicht gehörig erfüllten Vertrages vorjchügen. 

III. Liegt ein Firgeichäft vor, jo iſt der Beiteller auf Grund des 
$ 361 ohne weiteres befugt, vom Vertrag zurückzutreten. 

IV. Die Beteiligten fünnen die Gewährleiftung wegen Mangel 
und wegen nicht rechtzeitiger Lieferung vertragsmäßig in beliebiger 
Weije regeln, die Haftung des Unternehmers aljo durch Vertrag er- 
weitern, beichränfen oder erlafjen.! 

Solche Vereinbarung it aber nichtig, wenn der Unternehmer den 
Mangel argliitig verichweigt, jo $ 637, ähnlich wie beim Kauf, 8 476. 


1) So ausdrüdlih Entwurf I $ 570 Abi. 1 


$ 322. Rechte des Unternehmers. 441 


Wichtiger iſt, was das Geſetz nicht jagt, aber jelbjtveritändlich ift, daß 
die Vereinbarung dem Unternehmer nicht zu gute kommt, wenn er auf 
Grund derjelben argliitig ein jchlechtes Werk liefert und Hierdurch den 
Beiteller fchädigt, vgl. S 826. 


$ 322. Rechte des Unternehmers.“ 


I. Der Beiteller hat dem Unternehmer die Ausführung der Arbeiten 
rechtzeitig zu ermöglichen, wenn diejelbe von einer Handlung ſeiner— 
ſeits abhängig iſt, namentlich ihm die Hierzu erforderlichen Anwei— 
jungen zu erteilen, jeine perjönliche Mitwirkung joweit diejelbe notwendig 
iſt, angedeihen zu lafjen, die notwendigen Hilfsmittel, Materialien, Ges 
räte oder Arbeiter an die Hand zu geben. 

1. Der Unternehmer hat hierauf zwar fein ?Forderungsrecht und 
fein Stlagerecht; der Beiteller fommt aber durch Nichtleiftung trog 
Aufforderung in Gläubigerverzug, vgl. $ 295. Da ſich der Unter: 
nehmer während des Berzuges des Beitellers zur Herjtellung des Werkes 
bereit zu halten hat, demnach inzwijchen in der beitmöglichen Ver— 
wertung jeiner Arbeitsfraft und ſeines Gejchäftsfapitales gehindert iit, 
jo fann er hierfür angemefjene Entjchädigung beanipruchen, $ 642 
Ab). 1.° Die Höhe derjelben bejtimmt jich einerjeitS nach der Dauer 
des Verzuges und der Höhe der vereinbarten Vergütung, andererjeits 
danach, was der Unternehmer infolge des Verzuges an Arbeitskraft er: 
jpart oder durch anderweitige Verwertung feiner Arbeitskraft erworben 
hat oder nach Lage feiner Berhältniffe erwerben fonnte, $ 642 Ab}. 2. 
Es fommt aljo nicht bloß in Betracht, was der Unternehmer zu er— 
werben „böswillig“ unterlieg, wie dies nach $ 615 bei Dienjtverträgen 
der Fall ift. 

2. Da man dem Unternehmer nicht zumuten kann, jich auf un— 
berechenbare Zeit zur Ausführung des Unternehmens bereit zu halten, 
da ſich inzwilchen die Bedingungen der Herftellung, z. B. Preis der 
Materialien, Arbeitslöhne, zu jeinem Nachteile ändern können, jo iſt 
er außerdem befugt, dem Beiteller eine angemejjene Friit zur Nach- 
bolung der Handlung unter Androhung der Kündigung bei Nichtvor- 


1) Erome, Bartiariihe Rechtsgeſchäfte S. 346. 

2) R.G. Bd. 37 5.24; Pland zu $ 642 Ziff. 1. 

3) Der Unternehmer hat nad) $ 304 ferner Anſpruch auf Erfaß der Mehr: 
ausgaben, welche ihm für die Aufbewahrung des Materiales erwachien, das er zum 
Zwede des Unternehmens angeſchafft, oder dejjen Bearbeitung er begonnen hat. 
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nahme zu ftellen. Werläuft die Friſt ergebnislos, jo iſt der Vertrag 
für die Zukunft aufgehoben, $ 643. 

II. Der Bejteller iſt verpflichtet, das vertragsmäßig hergeitellte 
vollendete Werk, wenn es abnahmefähig it, abzunehmen, wie ein 
Käufer die gekaufte Sache abzunehmen hat, $ 640. 

Aber dadurch umnterjcheidet jich die Verpflichtung des Bejtellers 
von derjenigen des Käufers, daß er jich trotz Abjchluffes des Gejchäftes 
bis zur Vollendung des Werkes von der Verpflichtung der Abnahme 
durh Kündigung frei machen kann, $ 649. 


Wie oben ausgeführt wurdet, gehört zur Abnahme nicht, was 
manche behaupten, auch unverzügliche Prüfung und Billigung des ver- 
tragsmäßig ausgeführten Werkes. 

Aber Treu und Glauben fordert, daß der Beiteller nach der 
Abnahme nicht deſſen Prüfung und Billigung unverhältnis- 
mäßig in die Länge zieht. Hiernach ijt anzunehmen, daß der Unter: 
nehmer auf die Billigung klagen fann, wenn jie ſich hinauszieht. 

III. Der Bejteller hat jelbjtverjtändlich für jedes Verjchulden ein: 
zujtehen. Das bringt auch eine gewijje Fürjorgepflicht für den Unter— 
nehmer mit jich, wenn derjelbe in den Räumen des Beſtellers zu ar: 
beiten hat.5 


IV. Dem Bejteller liegt die bedungene Vergütung ob, und zwar 
bei abnahmefähigen Werfen Zug um Zug gegen Ablieferung, bei nicht 
abnahmefähigen nach Vollendung des Wertes, $ 641. 

Sit der Preis in Bauſch und Bogen angejeßt, jo hat der Unter: 
nehmer an und für ich feinen Anjpruch auf Erhöhung der Ber: 
gütung, wenn die Preiſe der Materialien und die Arbeitslöhne 
während der Zeit der Heritellung fteigen.® 


4) Siehe oben $ 318 ©. 432. 


5) Coſack Bd. 1 8 148 Ziff. 4 behauptet das Gegenteil und giebt folgendes Bei- 
jpiel: „Die bei der Frau A. beſchäftigte Nähterin B. erkrankt fchwer, weil das ihr 
zugeiwiejene Arbeitäzimmer troß herbjtlicher Kälte nicht geheizt it, fie wagte aus Angſt 
vor Frau A. nicht um Heizung zu bitten. Frau W. iſt haftpflichtig, wenn fie die ® 
zur Näbarbeit für einen Tagelohn von 2 Mark bejtellt hatte. Denn dann hätte fie 
fi) ungebeten um die Heizung des Zimmers fümmern müfjen. Sie ijt haftfrei, wenn 
fie der B. die Anfertigung eines bejtimmten Gejellichaftskleides für den feiten Sag 
von 8 Mark aufgegeben hätte, denn dann mußte die B. für fich felber jorgen, alio 
ihrerjeit® auf Heizung des Zimmers bejtehen.“ — Die A. haftet vielmehr auch in 
diefem Falle nadı $ 276. Unter bejonderen Umſtänden fann aber $ 254 eingreifen. 


6) Val. auch A. L. R. I, 11 8927. 
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Eine Bejtimmung, wie die des Schweizer Obligationenrechtes, 
Art. 364 Abi. 3, wonad) im Falle außergewöhnlicher Umſtände, 
welche eine Erhöhung der bedungenen Vergütung als billig erjcheinen 
laffen, der Richter eine jolche Erhöhung oder Auflöjung des Bertrages 
bewilligen darf, ijt dem B.G.B. fremd. Der Fall kann aber fo liegen, 
wenn es ich um nicht vorausjehbare Umitände Handelt, 3.8. bei 
plöglich ausbrechendem Kriege, daß Treu und Glauben zu einem ent- 
Iprechenden Ergebnis führen. 


$ 323. Siderungsmittel des Unternehmers. 


I. Das Recht ift bemüht, den Unternehmer wegen jeiner Anjprüche 
aus dem Werkvertrage thunlichſt zu fichern. 

Nach den allgemeinen Grundjägen des $ 273 hat der Unternehmer 
zu dieſem Zwede ein Zurücbehaltungsrecht am Werke, jo, daß er zwar 
nicht deſſen Herjtellung und Vollendung, wohl aber dejjen Ablieferung 
bi zur Gegenleiftung verweigern fann. 

Auch ein Abjonderungsrecht im Konkurſe hat der Unternehmer in 
Anſehung der zurücdbehaltenen Sadje wegen des noch vorhandenen Bor- 
teile8 aus der Verwendung, ſoweit derjelbe den Betrag feiner Forderung 
nicht überjteigt, Konk.O. $ 49 Ziff. 3. 

II. Das Zurücdbehaltungsrecht wegen Verwendung ift nach $ 647 
zu einem PBfandrecht des Unternehmers an den von ihm hergejtellten 
oder ausgebejjerten beweglichen Sachen des Bejteller8 verſtärkt, jofern 
diefe Sachen bei der Herftellung oder zum Zwede der Verbejjerung in 
den Beſitz des Unternehmers gelangt find. Nur bezüglich der Sachen 
des Bejtellers bewilligt das Gejeh das Pfandrecht. Giebt man aljo die 
einem Dritten gehörige Sache in eigenem Namen zur Bearbeitung, fo 
entjteht fein Pfandrecht. Auch muß der Unternehmer wahren Bejig er- 
langt haben; daher genügt es nicht, daß man eine Sache in der Woh— 
nung des Beitellerd zu reparieren vder zu bearbeiten hat, 3. B. ein 
dort befindliches und verbleibende Möbel. 


Alle Forderungen aus dem Werkvertrage find durch diejes Pfand: 
recht gejchügt, vor allem Anjprüche auf die bedungene Vergütung, nicht 
minder etwaige Entjchädigungsanjprüche. Sollte jedoch der Unternehmer 
nach dem Vertrage vorleiiten, jo daß die Vergütung ganz oder teilweije 
erit künftig erfolgen joll, jo fann der Unternehmer keinesfalls mit Rüd- 
ſicht auf das gejegliche Prandrecht die Herausgabe der Sache verweigern, 
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denn das Pfandrecht joll dem Vertrage dienen, nicht jeine Bedingungen 
ändern.! 

II. Zurüdbehaltungsrecht und Pfandrecht verjagen für die For— 
derungen des Unternehmers eines Bauwerkes auf fremdem Boden. Dies 
ihon deswegen, weil der Unternehmer hier nicht in den Befit des 
Gegenstandes feiner Arbeit fommt. 

Das A.L. R. I, 11 88 971, 972 gewährte dem Werfmeiiter em 
Vorrecht, welches er auf die Sache eintragen laffen durfte. Der code 
art. 2103 gab ihm ein Pfandrecht auf die Werterhöhung des Baus 
werfes auf jeine Arbeit. Der erite Entwurf wollte diefe Schutzmaß— 
regeln bejeitigen, dies fand aber vielfach Widerfpruch, daher gab, ent- 
Iprechend den Beichlüffen der 2. Kommiſſion, $ 648 den Bauhandwerkern 
für ihre Forderungen aus dem VBertrage einen Anſpruch auf Einräumung 
einer Sicherungshypothek an dem Baugrunditücde des Beitellers. 

a) Der Anfpruch ſteht dem Unternehmer eines Bauwerkes oder 
eines einzelnen Teiles eines Bauwerkes zu, alfo nicht bloß dem Leiter 
des Baues, Jondern auch Baubandwerfern, die mit dem Beſteller fon- 
trabiert haben, 3. B. Tijchlern, Glafern, Ofenlieferanten. Lieferanten 
von Materialien, die nicht Bauunternehmer find, haben den Anjpruch 
nicht. Auch die einzelnen Arbeiter find durch die Beitimmung nicht 
gelichert. 

b) Es muß fich um einen Bau auf einem Grundftücde handelır, 
ein Neubau ijt micht erforderlich, ein Umbau genügt. 

c) Die Bauhandwerfer fünnen zwar jchon vor Vollendung des 
Werkes die Eintragung der Sicherungshypothef verlangen, jedoch nur 
für einen der geleisteten Arbeit entiprechenden Teil der Vergütung und 
für die in der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen, $ 648 Sat 2. 

d) Der Unternehmer erhält durch den S 648 das Necht, die Ein- 
willigung des Grumdeigentümers zur Eintragung der Sicherungshypothek 
zu verlangen; daher fann er im Falle der Weigerung desjelben ein 
rechtöfräftiges Erkenntnis betreiben, auf Grund dejjen er auch einfertig 
beim Grundbuchamte die Eintragung erwirfen kann. Diejer Weg führt 
jedoch nur in den jelteniten Fällen zu einem praftiichen Ziele, denn der 
Grumdeigentümer wird jehr häufig das Grundftücd inzwiſchen veräußert 
haben, jo daß die Sicherungshypothek nicht mehr eingetragen werden 
fan, oder er wird es derart belajtet haben, daß die Sicherungshypothek 


1) Anders Bland 8647 Ziff. 2. 


$ 324. Endigung der Werkverdingung. 445 


in der Luft fteht. Nur dann hat der Anfpruch daher eine Bedeutung, 
wenn es dem Unternehmer gelingt, gemäß $ 883 Abſ. 1 im Wege der 
einstweiligen Verfügung die Eintragung einer Vormerkung in das Grund: 
buch zu erlangen, welches jein Borrecht jeder fünftigen Verfügung über 
das Grundſtück gegenüber ficher jtellt.?- ® 


$ 324. Endigung der Werfverdingung. 

I. Daß die Werkverdingung ihr Ende findet, wenn die Ausführung 
des Werfes unmöglich wird, bedarf der Hervorhebung kaum. Es kann 
dies unter anderen Folge des Todes des Unternehmers fein, wenn es 
jih um eine höchitperjünliche Leiftung durch ihn Handelt, oder auch des 
Beitellers, wenn eine an jeiner Perjon vorzunehmende Handlung, 3. B. 
eine Operation, Gegenjtand des Werfvertrages var. 

1. Der Bejteller hat zwar ein freies unbefrijtetes Kündigungs- 
recht bis zur Vollendung des Werkes. Er hat aber, wenn er es aus: 
übt, gleichwohl die volle Vergütung zu entrichten und darf bloß ab- 
ziehen, was der Unternehmer durch Aufhebung des Vertrages eripart 
oder durch anderweite Verwertung jeiner Arbeitskraft erwirbt oder zu 
erwerben böswillig unterläßt, $ 649. 

War dem Werfe ein Kojtenanjchlag zu Grunde gelegt und er— 
giebt ſich, daß das Werk nicht ohne dejjen Überjchreitung ausführbar 
it, jo bat der Beiteller, wenn er aus diefem Grunde fündigt, nur einen 
der geleisteten Arbeit entiprechenden Zeil der Vergütung und Erjat 
der in der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen des Unternehmers 
zu leilten, SS 650 bj. 1, 645. 

Der Unternehmer ijt dem Bejteller zu unverzüglicher Anzeige ver: 
pflichtet, wenn eine derartige Überjchreitung zu erwarten ijt, 8 650 
Abi. 2. Berabjäumung der Anzeige macht ihn jchadenserjagpflichtig. 

III. Der Unternehmer ijt in der Kegel zur Kündigung nicht 
berechtigt, e8 entziche jich denn der Bejteller der ihm zufommenden 








2) Die Vormerfung giebt dem Unternehmer feine größeren Nechte dem Umfange 
nad, als die Einräumung der Sicherungshypothek nad) S 648 Sap 2 gewähren würde. 

3) Die Forderungen der Bauhandwerker jind durch den Anſpruch auf Ddieje 
Sicherungshypothet nur in jehr unvollftommener Weiſe gefichert, was die Quelle er— 
hebliher Übervorteilungen und fozialer Mißſtände bleibt. Vgl. Dertmann, Das 
gejegliche Pfandrecht der Bauhandwerfer, Wien 1596. Die Berjude, den Baus 
bandwerfern unmittelbar ein geſetzliches Pfandrecht am Bau zu geben, mindeitens 
auf den Betrag des durch ihre Arbeiten entitandenen Mehrwertes, ſind bis jept ohne 
Ergebnis geblieben. Der Entwinf eines Reichsgeſetzes, betreffend die Sicherungen 
der Bauforderungen, und eines preuß. Ausführungsgejeges 1597 hat eine allgemeine 
Anerkennung nicht gefunden. 
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Mitwirkung bei der Inangriffnahme und Fortjegung des Werkes troß 

einer unter Androhung der Kündigung gejtellten Nachfrijt, $ 643. 
Auch bei mandatsähnlichen Werkverträgen hat der Unternehmer 

fein Kündigungsrecht, da $ 675 den $ 671 nicht in Bezug nimmt. 


$s 325. Sog. Werflieferungsvertrag.! 


1. Ft e8 Kauf oder Werfverdingung, wenn der Unternehmer den 
Stoff für das Werk zu liefern hat? Nach römiſchem und ge: 
meinem Nechte lag Kauf? vor, e3 fei denn, daß der Unternehmer bloß 
Zuthaten lieferte. Bei Bauten auf dem Boden, welchen der Beiteller 
anweiſt, galten die vom Unternehmer bejchafften Baumaterialien nur als 
Zuthaten; jolche Bauverträge waren daher Werfverträge. 

Das preußische Necht unterjchied nicht, es nahm allgemein Werk— 
verdingung an. 

1I. Das B. G. B. $ 651 ruht auf dem gemeinen Necht, indes hat 
e3 den Vertrag, den man Derzeitig häufig Werflieferungsvertrag 
nennt, eigenartig geregelt.® Es unterjcheidet, ob eine vertretbare oder 
nicht vertretbare Sache hergeſtellt werden ſoll. 

1. Soll der Unternehmer eine vertretbare Sache aus von ihm 
beichafften Stoff heritellen, jo gilt das Gejchäft im allgemeinen als 
Kauft, 3. B. im Falle des Verjprechens eines Schuhmarenfabrifanten, 
1000 Schuhe in gewijien Maßen aus eigenem Leder zu fertigen umd 
zu liefern. Der Bejteller kann dann nur auf Übergabe und Übercig- 
nung, $ 433, nicht auf SHeritellung der Ware Hagen. Die Haftung 
wegen Mängel unterjteht den Grundjägen des Gattungsfaufes. Auf 
Bejeitigung der Mängel kann nicht geklagt werden. 

Dennoch giebt es Sätze des Werkvertrages, welche auf jolche Ge- 
jchäfte amvendbar find. So namentlich in dem alle, daß das Arbeits: 
produkt infolge einer vom Bejteller erteilten Amwveilung ohne Verfchulden 
des Unternehmers untergegangen, verjchlechtert oder unausführbar ge: 
worden tit, $ 645. 

2. Soll der Nehmer eine nicht vertretbare Sache aus eigenem 
Stoffe herjtellen, 3.8. eine Majchine mit befonderen Eigenjchaften und 


1) Ehrenberg, Kauf und Werkvertrag in Iherings Jahrb. Bd. 27 n.4; Erome, 
Bartarice Rechtsgeſchäfte S. 273; Emeridy, Kauf und Werkverdingungsvertrag 1599. 
2) 84 J. de loc. cond. 3, 24; Dernburg, Band. Bd.2 8113 Anm. 9. 

3) Bet ſchroffer war E. T 8 568. 
4) Hierfür aud altes H. G. B. Art. 338. 
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nach bejonderen Angaben des Beftellers, oder ein fünjtliches Bein für 
einen Verſtümmelten, fo gilt zwar das Gejchäft auch im allgemeinen ala 
Kauf, dennoch find nach $ 651 Abi. 1 am Schlufje ganz überwiegend 
und in den wichtigiten Beziehungen die Vorjchriften des Werfvertrages 
anzuwenden. Dies gilt namentlich bezüglich der Haftung wegen Mängel 
der Sache, 88 459 ff. Auch hat der Bejteller eine jelbjtändige Klage 
darauf, daß der Unternehmer den Stoff beichafft und das Werf her: 
jtellt, jo daß er nicht bloß auf Lieferung der vertragsmäßig hergeftellten 
Sache Hagen fann; denn die Regeln der Werfverträge treten an die 
Stelle des 8 433,5 


3. Verpflichtet jich der Unternehmer nur zu Zuthaten oder jonjtigen 
Nebenjachen, jo ijt das Gejchäft augjchlieglich Werfvertrag, $ 651 Abi. 2. 


Viertes Kapitel. 
Das Frachtgeſchüft und die Perfonenbeförderung.! 
$ 326. Weſen, Redtönormen des Frachtgeſchäftes. 


I. Unter den Werkverträgen ijt der Frachtvertrag ausgezeichnet, 
welcher entgeltliche Beförderung, Verwahrung und Ablieferung 
von Gütern bezwedt. 

Dieje Momente müſſen vereint fein. Wer bloß Vorjpann liefert, 
insbejondere auch der Schleppichiffer, ſchließt Fein Frachtgeſchäft, weil 
er das Gut nicht in Beſitz nimmt? Bloße Miete eines Fahrzeuges, 
wenn auch mit Bemannung, zum Gütertransport ift fein Frachtvertrag.- 4 

Unentgeltlicher Gütertransport, 3. B. einer Eijenbahn zu Wohl: 
thätigkeitszwecken, bildet feinen Frachtvertrag.“ Doch wird wie ein Fracht— 


5) Das Gegenteil behauptet freilich Pland zu $ 651 Ziff. 3 Abj.3, aber ohne 
Grund. 

1) Coſack, Handelärecht SS 85ff. und die Kommentare zum H.G. B. Bei Be- 
nutzung der älteren Litteratur iſt zu beachten, daß nicht wenige gejeßliche Beitimmungen 
geändert find. Vgl. aus derſel en namentlich Thöl, Handelsrecht Bd. 3; Scott in 
Endemanns Handbuh Bd. 3 ©. 284, dort ältere Litteratur. 

2) R. O. H. G. Bd. 23 ©. 320. Daher unterſcheidet H. G. B. 8 1 Biff. 5 den 
„Frachtführer“ und den „Scleppichiffahrtsunternehmer“. Srachtführer iſt der Schlepp= 
ichiffer, wenn er den Bejig erhält, z.B. an zu ichleppenden Flußhölzern, R. G. 
Bd.6 S. 99. 

3) 1.30 832 D. locati 19, 2; vgl. R.O. H. G. Bd. 22 ©. 206. 

4) Man kann Coſack a. a. O. $85 zugeſtehen, daß nach der Verkehrsauffaſſung 
Viehtreiber, welche das Vieh ohne Benutzung beſonderer Transportmittel treiben, nicht 
als ig anzujehen find, und daß die Regeln des H. G. B. nicht auf fie pafien. 

5) 8.0.9.6. Bd. 13 ©.135; Coſack, Handelsrecht $ 85 Ziff.1. 
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führer verpflichtet, wer Güter zu wohlthätigen Zwecken unentgeltlich zum 
Transport übernimmt, 3.3. eine Eifenbahn. 

Die Hauptparteien find der Abjender und der Frachtunter— 
nehmer, zwijchen denen der Frachtvertrag gejchloffen wird. Abjender 
ijt der technische Name für den, welcher den Frachtvertrag ſchließt, mag 
er dies in eigenem Intereſſe oder ald Spediteur thun. Der Fracht— 
unternehmer wird vom Gejege beim Binnentransport Jrachtführer 
genannt, wenn er gewerbemäßig Frachtgeſchäfte jchließt. Ber der 
Seefracht heißt der FFrachtunternehmer VBerfrachter, wer mit dem 
Schiffer in eigenem Namen den Frachtvertrag jchließt, Befrachter, wer 
das Frachtgut in eigenem Namen liefert, Ablader; dies muß nicht 
notwendig der Befrachter jelbit jein. 

ALS dritte Hauptpartei tritt derjenige Hinzu, an welchen das 
Gut abzuliefern ij. Das B.G.B. nennt ihn Empfänger, mag er 
dasjelbe jchon empfangen oder erjt zu empfangen haben. Genauer wird 
er als „Deitinatär“ zu bezeichnen fein. 

II. Ein uniformes Necht beiteht für rachtgeichäfte in Deutichland 
nicht. Vielmehr find wichtige Arten durch beiondere Ordnungen geregelt. 

Insbeſondere ijt zu unterjcheiden das Binnenfrachtgejchäft zu 
Lande oder auf Flüſſen oder auf jonjtigen Binnengewäjlern und das 
Seefrachtgeſchäft. 

1. H. G. B. 88 425 bis 452 — der ſechſte Abſchnitt ſeines dritten 
Buches — regelt das Binnenfrachtgeſchäft durch gewerbemäßige Fracht— 
führer, ſowie durch Kaufleute, welche bei Gelegenheit ihres Handels— 
betriebes vereinzelt Frachtverträge ſchließen, H. G. B. $$ 425 und 451. 

Binnenfrachtgeſchäfte anderer Perſonen unterliegen den Grundſätzen 
des Werlvertrages. Entſprechende Anwendung derjenigen Grundſätze des 
Handelsrechtes, welche der Natur des Frachtgeſchäftes entſprechen, wird 
Platz zu greifen haben. 

2. Das Frachtrecht der öffentlichen Eiſenbahnen, d. h. ſolcher, 
die dem öffentlichen Güterverkehr dienen, iſt bejonderer Art. 

a) Hauptquelle it H. G. B. 88 453 bis 473 — der fiebente Ab- 
jchnitt des dritten Buches —, danach find die Vorjchriften des jechiten Ab— 


6) Zweifelhaft ift, welchen Ortes Recht den Frachtvertrag beherrſcht. Allge— 
meine Regeln jcheinen dahin zu führen, das Mecht desjenigen Ortes anzumenden, 
wo fid) die Erfüllung vollendet, vgl. R.G. Bd.9 ©.52. Dennod) wird died häufig 
der Abficht der Vertragichließenden, die zunächſt maßgebend it, nicht entiprechen. 
Vol. DO. Trib. Bd. 24 ©. 21ff. 
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ſchnittes auf die öffentlichen Eifenbahnen amvendbar, joweit 9. G. B. und 
Eijenbahnverfehrsordnung nichts anderes für fie bejtimmen, H. G. B. $ 454. 

Zahlreiche Verpflichtungen der Eijenbahnen nah H. G. B. find 
zwingenden Nechtes, jo daß fie weder durch die Eijenbahnverfehrsord- 
nung noch durch Vereinbarungen ausgejchlojfen oder bejchränft werden 
fönnen, 9.6.8. $ 471 Abi. 1. 

b) Ein völferrechtlicher Vertrag europäiſcher fontinentaler Staaten, 
die jog. Berner Konvention vom 14. Dftober 1890, in Deutichland 
am 1. Januar 1893 in Kraft getreten, trifft für den internationalen 
Eijenbahnverfehr gejegliche Normen. ? 

ce) Für den inneren Verkehr Deutjchlands erläßt der Bundesrat 
infolge jeiner Befugnijje gemäß Art. 48 der Neichsverfafjung Verkehrs— 
ordnungen. Jetzt gilt die VBerfehrsordnung vom 26. Dftober 1899, mit 
dem 1. Januar 1900 in Kraft getreten. Die privatrechtlichen Beſtim— 
mungen der Berfehrsordnungen des Bundesrates betrachtete man früher 
nur al3 Beitandteile der Verträge, welche die Eifenbahnen mit den Be: 
frachtern abjchlojien. Durch das H. G.B. $ 454 find aber die Vorjchriften 
der Eifenbahnverfehrsordnung reichögejeglich janktioniert, jo daß fie fortan 
nicht bloß Vertragsrecht, jondern Necht im objektiven Sinne bilden. ® 

Vereinbarungen, die im Widerjpruche mit der Berfehrsordnung 
jtchen, können die Verpflichtungen der öffentlichen Eijenbahnen nicht 
mindern, 9.6.8. $ 471 Abi. 2 am Schluffe. 

3. Das Seefrachtgeſchäft unterliegt den befonderen Beſtim— 
mungen des vierten Buches des H. G. B. über den Seehandel, 88 556 
bis 664. 

4. Das Frachtgeichäft der Binnenjchiffer regelt das Binnenfchiff- 
fahrtsgejeg vom 15. Juni 1895, welches durch das Einf. Ge). zum 9.6.8. 
Art. 12 einige Abänderungen erlitt.? 

5. Für die Frachtgejchäfte der Post des Neiches jowie der 
Bundesitaaten Bayern und Württemberg bejtehen gleichfalls be- 
jondere Recht3ordnungen. !0 


7) Bgl. v.d. Leyen, Das Berner internationale Übereinkommen in Goldſchmidts 
Zeitihrift 85.39 S. 1. Die Lijte der bezüglichen Eijenbahnitreden vom 1. Januar 
1900 fiehe Reichögejegblatt 1900 ©. 11. 

8) R.G. 80.15 ©. 147 nahın jchon früher an, daß irrtümliche Auslegung der Ver: 
fehr&ordnung des Bundesrates die Revifion begründe. Sept ijt dies nicht mehr zweifelhaft. 

9) Gemäh Art. 13 des Einf. Ge). unter neuer Nummerfolge befannt gemacht, 
Reichsgeſetzbl. 1898 ©.868. Das Gejep ijt kommentiert von Mar Mitteljtein 1896, 
Goldmann 1896. 

10) Uber die Gejchäfte der Poſt vgl. Hellwig, Verträge auf Leitung an Dritte S.516. 
Derndurg, Bürgerl, Recht. IL 2. 29 
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Die Grundlage bildet das Poſtgeſetz vom 28. Dftober 1871 für das 
ganze Neich mit dem Abänderungsgejeh vom 20. Dezember 1899; hierzu 
fommen die Poſtordnungen, insbejondere die Boltordnung vom 11. Juni 
1892. Für den internationalen Bojtverfehr iſt maßgebend der jog. Welt: 
pojtvertrag, 1874 gejchloffen und am 4. Juli 1891 erneuert, welcher die 
gefamte Kulturwelt — etwa 1100 Millionen Menjchen — umfafjend, den 
Berfehr mit Briefen, Poſtkarten, Drudjachen und Warenproben regelt. 

Die Beltimmungen des H. G. B. bezüglich der Binnen= und der 
Seefracht find auf die jtaatlichen Posten nicht amvendbar, 88 452 und 
663. Dagegen find die Grundjäße des B. G. B. über den Werfvertrag 
auch für die Pojtfrachtverträge, da Diejelben dem bürgerlichen Rechte 
angehören, in zweiter Linie maßgebend. 

Bejonders wichtige Grundfäge des Pojtrechtes jind, daß die Be- 
förderung verjchlofjener Briefe, und mit gewijjen Maßgaben auch der 
politiichen Zeitungen, der Staatspojt vorbehalten, anderen Perſonen ver: 
boten it, P. G. S$ 1 und 2, Art. 3 des Ergänzungsgeſetzes, daß Die 
Annahme und Beförderung von Bostjendungen, jofern Geſetz und Negle- 
ment beobachtet find, von der Poſt nicht verweigert werden darf, S 3, 
daß die Poſt nur für Briefe mit Wertangabe, ſowie für Pakete haftet, $ 6. 

III. Nicht unter die Frachtverträge, wenn auch unter Werfverträge, 
fällt die Nachrichtenvermittelung der Telegraphie. Für diejelbe find maß— 
gebend das Neichsgejeg vom 6. April 1892, ferner die Telegraphen- 
ordnung vom 9. Juni 1597, das Telegraphenwegegefeg vom 18. De: 
zember 1899, die Ferniprechgebührenordnung vom 20. Dezember 1899, 
endlich auch der internationale Telegraphenvertrag vom 21. Juni 1890. 

Das Necht, Telegraphenanlagen und insbejondere auch Fernſprech 
anlagen für die VBermittelung von Nachrichten zu errichten und zu be- 
treiben, jtebt, von gewilien Ausnahmen abgejehen, nach dem Gelege von 
6. April 1592 ausjchlieglic) dem Neiche, in Bayern und Württemberg 
diefen Staaten zu. Niemandem darf das Necht auf Beförderung von 
Nachrichten, welche nicht gegen Geſetz und Recht veritößt, auf den für 
den öffentlichen Verkehr beſtimmten Anlagen verweigert werden, Tele: 
graphengeſetz $ 5. Vorrechte jind nur aus Gründen des öffentlichen 
Wohles zuläjfig, $ 6. Die Telegraphenverwaltung iſt in Fällen uns 
richtiger oder verjpäteter Übermittelung nicht verantwortlich, ſelbſt zur 
Erjtattung der Telegraphengebühren nur unter befonderen Vorausſetzungen 
verpflichtet. Der Geſetzgeber betrachtet dies Verkehrsmittel noch als nicht 
zuverläjlig genug, um die Haftung zu übernehmen. 
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$ 327. Abſchluß des Fradtvertrages. Frachtbrief und Konnoſſement. 
Inhalt des Fradtvertrages. 

I. Der Abjchluß des Frachtvertrages ijt formlos. Jedoch ſchließen 
die Öffentlichen Eifenbahnen ihre zFrachtverträge erjt mit Annahme des 
Frachtgutes zur Beförderung umd der Inhandnahme des ?Frachtbriefes. 
Als Zeichen hierfür gilt der Aufdrud des Tagesjtempels auf dem ‚Fracht: 
brief durch die Abfertigungsitelle, Verf. D. $ 54 Abi. 1. 

IH. Schrifturfunden verjchiedener Art jind beim Frachtgeſchäft üblich. 

1. Bei der Binnenfracht hat der Abjender dem Frachtführer einen 
Frachtbrief auszustellen, d. h. einen offenen Brief des Abjenders au 
den Empfänger des Gutes, welcher den wejentlichen Inhalt des Fracht: 
vertrages in jic aufnimmt, insbejondere Art, Menge und Merfzeichen 
des Frachtgutes, den Ablieferungsort und den Namen des Empfängers 
angiebt, und vom Abjender unterjchrieben oder unterjtempelt wird. Der 
Frachtführer kann die Ausſtellung eines derartigen Frachtbriefes ver- 
langen, H. G. B. $ 426. | 

Der Frachtbrief galt dem bisherigen Rechte als Beweisurfunde zu 
Gunſten des Frachtführers, gegen welche Gegenbeweis offen jtand.! Nach 
9.6.8. $ 426 Abſ. 2 ijt er mehr. Denn der Abjender haftet hiernach 
dem Frachtführer für die Nichtigkeit und die Vollftändigfeit der in den 
Frachtbrief aufgenommenen Angaben. Er bildet aljo eine Bertragsreproduf- 
tion zu Gunsten des Frachtführers, welche als jüngite Willenserklärung 
den Abjender bindet, aucd wenn ihr Inhalt von dem zu Gunjten liegen- 
den Frachtvertrage abweicht.? 

Die Annahme des Frachtbriefes durch den Frachtführer ift als An- 
erfennung der Richtigkeit jeines Inhaltes aufzufaſſen, e8 habe denn der 
‚srachtführer dem Abjender gegenüber einen Borbehalt gemacht, 3. B. 
„Gewicht unbekannt“, oder es jet der Frachtführer nicht im jtande ge: 
wejen, die Nichtigkeit der Angaben des Trachtbriefes zu fontrollieren.3 
Unterjchreibt der Frachtführer den Frachtbrief, oder jtellt er, wozu Eijen- 
bahnen nad) H. G. B. $ 455 auf Verlangen des Abſenders verpflichtet 
jind, ein Frachtbriefouplifat* aus, jo wird der Frachtbrief bindende 
Bertragsnorm für den ‚Frachtführer wie für den Abjender. 


1) R.O. H.G. 3.7 ©.216, Bd. 8 ©. 192. 

2) Hellwig, Verträge über Leiſtung an Dritte S. 482, 

3) Val. auch R.O. H.G. Bd.8 ©. 193. 

4) An Stelle des Frachtbriefduplikats fann im Eifenbahnverfehr ein als ſolcher 
zu bezeichnender Aufnahmeſchein auögejtellt werden, welcher diejelbe rechtliche Be— 
deutung wie das Duplikat hat, Berl. D. $ 54 Ziff. 7, vgl. Ziff. 8. 


29* 


452 Das Frachtgeſchäft und die Perjonenbeförderung. 


Der Frachtbrief ijt nicht Wertpapier. Die Geltendmachung der 
Anſprüche der Beteiligten und deren Übertragung it nicht an den Fracht— 
brief gefnüpft. 

2. Dies unterjcheidet den Frachtbrief grundjäglich vom Konnoſſe— 
ment bei der Seefracht, und dem Ladejchein bei der Binnenfradht. 

srachtbriefe werden im Seefrachtverfehre nicht ausgeitellt. Dagegen 
fann der Ablader vom Schiffer oder einem jonjtigen hierzu vom Rheder 
Ermächtigten die Ausjtellung von Konnoſſementen verlangen und zwar 
in beliebiger Zahl, H. G. B. $ 642. 

Das Konnojjement reproduziert wie der Frachtbrief den wejentlichen 
Inhalt des Frachtvertragesd, ſchließt die Übernahme der Verpflichtung 
zur Herausgabe des Gutes jeitens des Verfrachters gegenüber dem legiti- 
mierten Inhaber des Konnoſſements in ich, H. G. B. $ 645. In der 
Hegel iſt das Konnoſſement an Ordre geitellt, vn es, dab es auf einen 
„beitimmten Empfänger oder deſſen Ordre“ oder lediglich „an Drdre“ 
lautet, in welchem Falle die Ordre des Abladers genannt üt, 9. ©.B 
$ 644 Abi. 1. Selten ijt e8 Namenskonnojjement. Auch auf den Namen 
des Scifferd als Empfänger kann es lauten, H. G. B. $ 644 Ab}. 2 

Mag es jich aber um ein Ordre= oder um ein Namensfonnojjement 
handeln, jo ijt der Schiffer nur gegen Rüdgabe mindeſtens eines Exem— 
plares des Konnoſſements zur Ablieferung der Güter an den legitimierten 
Inhaber desjelben verpflichtet, 9. ©.B. $ 650. Das Stonnojjement ge: 
hört aljo zu den Wertpapieren. ® 

3. Im Binnenfrachtverfehr kann ein Ladeſchein ausgeitellt werden, 
9.6.8. 88 444 bis 450. Derſelbe hat die wejentlichen Eigenjchaften 
eines Konnoſſements. Die Ausjtellung eines Ladejcheines it nur bei 
ssrachtverträgen auf Binnengewäjjern üblich. Cine gejegliche Ver— 
pflichtung des ?Frachtführers zur Ausstellung eines Ladejcheines beiteht 
nicht, 8.6.8. 8 444. 

4. Beim Seefrachtvertrage über ein Schiff im ganzen oder einen 
verhältnismäßigen Teil, oder einen bejtimmt bezeichneten Raum 
desjelben fann jeder der Vertragichliegenden die Errichtung einer zwei— 
jeitigen Urfunde über den Vertrag — Chartepartie?” — verlangen, 
9.6.8. $ 557. 

5) Hellwig a.a. O. 

6) Weiteres iiber dad Konnoſſement unten bei der Nechtitellung des Dejtina= 
türs $ 332 ©. 469. 

7) Man leitet Chartepartie von charta partita ab, weil die Urkunde in älterer 
Zeit durchſchnitten und jeder Partei teilweife ausgehändigt wurde. 
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Zweifelsohne bildet eine derartige Fejtitellung den maßgebenden 
Vertrag, Ein Wertpapier it Die Urkunde nicht. Das Stonnofjement 
fann auf ſie Bezug nehmen. 

III. Öffentliche Eifenbahnen find gejeglich zum Abſchluſſe von 
Frachtverträgen verbunden, NReichöverfafjung Art. 44, 45. 

1. Soweit fie der Verkehrsordnung unterliegen, Dürfen fie in der 
Negel die Übernahme von Gütern, welche gehörig verpadt und verladbar 
find, zur Beförderung nach einer für den Güterverkehr eingerichteten 
Station innerhalb des Deutſchen Reiches nicht verweigern.® Die 
Eiſenbahn it jedoch nur verpflichtet, die Güter anzunehmen, ſoweit die 
Beförderung derjelben jojort erfolgen fan. Inwieweit ihr in jolchem 
Falle die vorläufige Einlagerung des Gutes obliegt, bejtimmt die 
Verf. O. $ 55. 

Die Beförderung der Güter hat in der Reihenfolge jtattzufinden, 
in welcher fie zur Beförderung angenommen wurden, jofern nicht 
zwingende Gründe des Eifenbahnbetriebes oder das öffentliche Interejie, 
3. B. im Falle des Kriege oder gemeiner Not, eine Ausnahme recht: 
fertigen. 

Zuwiderhandlung verpflichtet die Eifenbahn zum Schadenserjat. 

2. Nach der Berner Stonvention gelten entiprechende Verpflichtungen 
für den internationalen Eijfenbahnfrachtverfehr. Sie beziehen ſich 
auf den ?Frachtverfehr zwiichen jämtlichen Eijenbahnen, die von 
einem der Vertragsjtaaten bei dem Eijenbahn-Gentralamt in Bern an— 
gemeldet find. ® 

3. Kleinbahnen dürfen nur die Übernahme von Gütern zur Be- 
förderung auf ihrer Bahnftrede nicht verweigern, 9.6.8. $ 473 
Ab]. 2. 

VI. Der Frachtvertrag kann ſich auf ein jpeziell bedungenes Fahr— 
zeug beziehen, mit welchem das Gut des Abjenders befördert werden 
joll, z. B. ein bejtimmtes Schiff; er kann auch bloß die Art der Trans: 
portmittel bezeichnen, 3. B. gededte oder ungededte Eifenbahnwagen. Der 
Bertrag fann ferner ein Fahrzeug im ganzen oder einen bejtimmten 


8) Dieje Verpflichtung bezieht fih nur auf den Bahntransport, fie erftredt jich 
nicht auf Streden, auf welchen die Güter in anderer Weije, 5.8. zu Schiff, zu be— 
fördern find. 

9) Dies bat die Wirkung, dab die Eifenbahn, welche das Frachtſtück annimmt, 
damit für alle folgenden Bahnen verantwortlich wird, eine wahrhait großartige inter- 
nationale Solidarität, welche gleichwohl im ganzen für die Bahnen nicht als drüdend 
empfunden wird. 
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Raum desjelben dem Transport — als Seefrachtvertrag, Chartepartie 
genannt, — bejtimmen oder Ablieferung der Güter in einzelnen Kollis 
derart verabreden, daß Der Frachtunternehmer den Ort ihrer Unter: 
bringung — der ſog. Stüdgüter — feſtſetzt. 

Die Unterjcheidung it auch beim Fluhfrachtgeichäfte von Wichtig: 
feit. Werden Stückgüter von mehr als 10000 Kilogramm verladen, jo 
wird das Gejchäft als Teilchartevertrag einer Verfrachtung des Schiffes 
im ganzen entiprechend behandelt, Binnenfchiffahrtögejeg $ 38.19. U 

VII. Die Transportunternehmer find befugt, Güter, welche ohne ihr 
bezw. ihrer Vertreter Wiſſen verladen wurden, auszuladen, aber auch 
nach ihrem Bejtimmungsorte zu befördern, und Fracht, im der Regel 
die tarmäßige, ſonſt die übliche zu berechnen, H. G. B. $ 632. Beim 
GSeetransport fann die höchjte, am Abladungsorte zur Abladungszeit 
bedungene Fracht berechnet werden, H. G. B. $ 564. 


$ 328. Berpflidtungen des Fradtunternehmers. 


1. Der Frachtvertrag verbindet den ?Frachtunternehmer zur Be— 
förderung, zur Verwahrung und zur Ablieferung des Frachtgutes. 

Der Frachtführer — $$ 431, 451 — jteht für eigenes Verſchul— 
den, wie für Verſchulden feiner Leute und anderer Perjonen cin, Deren 
er jich bei der Ausführung der Beförderung bedient, H. G. B. $ 431, 
und zwar haftet er jchon dann, wenn deren jchuldhafte Handlung in Be: 
ziehung zu der Thätigfeit jtand, zu welcher der Gehilfe angeitellt war.! 
Dies geht aljo über B.G.B. $ 278 erheblich hinaus. Der Rheder 
haftet nach den allgemeinen Regeln des Eceredtes, 9.6.8. $ 485. 


10) 9.8.8. $ 562 beitimmt über Erjaßgüter, dab der Verfrachter jtatt der 
vertragsmähigen Güter von dem Befrachter zur Verſchiffung nad) demjelben Be: 
ſtimmungshaſen ihm angebotene Güter anzunehmen hat, wenn dadurch feine Lage 
nicht erichwert wird. Auf den Fall, daß die Güter im Bertrage jpeziell bezeichnet 
waren, bezieht fich dies jedoch nicht. Gleiches gilt bei der Binnenjhiffahrt, Binnen- 
ihiffahrtsgefeg $ 43, und zwar ohne da für vertragsmähig beitimmbare Güter eine 
Ausnahme gemacht iſt. Aber aud bei anderen Fraditverträgen wird man Ent: 
iprediendes anzunehmen haben, ſiehe jedoh R.O. H.G. Bd. 24 ©. 417. 

11) Sind die Gegenſtände generell bejtimmt, fo ijt ſtillſchweigend vorausgeiegt, 
daß es fich nicht um ſolche handelt, deren Dimenjionen oder Schwere das Fahrzeug 
gefährden würde, R.O. H. G. Bd.4 ©. 417. 

1) So RG. Bd.7 5.128. Es ijt hiernad) nicht zu fordern, daß die fchuld- 
hafte Handlung bei Gelegenheit einer Thätigleit, zu welcher der Angeſtellte beauf: 
tragt war, geichab. Der Frachtführer wird z. B. verantwortlih, wenn einer jeiner 
Leute in jeiner Dienjtfreien Zeit die im Dienjte erworbene Ortskenntnis benugend, 
bei einem jeiner Hunden jtiehlt, Coſack, Handelsrecht S. 439. 
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I. Was insbejondere die Beförderung anlangt, jo hat der Fracht— 
unternehmer die Transportmittel in tauglichem Zuftande? am gehörigen 
Orte vertragsgemäß zur Abladung zu jtellen. Verwendung eines anderen 
al® des bejonders bedungenen — gecharterten — Fahrzeuges macht ihn, 
von notwendiger Umladung während de Transportes abgejehen, für 
Zufall haftbar, derjelbe wäre denn nachweisbar auch im Falle der Ladung 
des Frachtgutes in das bedungene Fahrzeug eingetreten. ® 

Der Befrachter eines Seejchiffes jowie der Abjender eines im ganzen 
befrachteten Flußichiffes it befugt, dem Schiffer den ihm paſſenden Lade— 
plaß anzumeijen, ſofern derjelbe für die Sicherheit des Schiffes nicht 
bedrohlich iſt. Die Anweifung hat rechtzeitig zu geichehen. Mehrere 
Befrachter eines Schiffes müſſen fich geeinigt haben, andernfalls Hat 
der Schiffer nur einen ortSüblichen Yadeplag zu nehmen, 9. G. B. 8 569, 
Sciffahrtsgejeg $ 27. Entiprechendes gilt für den Ort der Löſchung 
der Sciffsladung, 9.6.8. $ 592, Schiffahrtögejeg $ 46. 

Sorgfältiges Verladen — Stauung — der Frachtgüter und eben 
jolhe Entladung it ferner regelmäßig Pflicht des Frachtunternehmers.* 
Auch hat er die Reiſe rechtzeitig gemäß der Vertragsbeſtimmung umd 
der Sachlage, eventuell der Ortsüblichkeit zu beginnen, 9.6.8. $ 4288, 
auf dem vereinbarten bezw. üblichen Wege’, ohne andere Unterbrechung, 


2) Der Abjender oder Befrachter hat, nachdem die Abladung erfolgt iſt, die 
Mangelhaftigfeit der Transportmittel bei Vornahme der Abladung ſeinerſeits darzu— 
thun, da er fie al& tüchtig angenommen Hat, R.O. H.G. Bd.23 ©. 22. 

3) So für die Seefraht H.G. B. $ 565, für die Binnenichiffahrt, Schiffahrts- 
gejeb $ 44. Entſprechendes ijt auf den Landtranspart anzuwenden, vgl. 1.13 $ 1 
D. locati 19,2, 1.10 31; D. de lege Rhodia 14,2. 

4) Vgl. R.O. H. G. Bd.5 ©.372, Bd. 15 S. 229, Bd. 19 S. 285. Der Schiffer 
ijt entſchuldigt, wenn er der Anweiſung nicht folgte, weil er fie entichuwlobarermweije, 
inSbejondere nad der Meinung Sachkundiger für bedrohlich hielt, jelbjt wenn er im 
Srrtume war, R.G. Bd. 15 ©. 157. 

5) Vgl. auch 9.8.8. $ 566. 

6) Der Berfrachter eines Seeichiffes im ganzen, ohne Zweifel aud) der Fracht— 
führer unter analogen Verhältnijien muß auf Verlangen des Befrachters die Meile 
auch ohne die bedungene volle Ladung antreten, er hat dann Anfpruch auf volle 
Fracht, auf Sicherjtellung für diejen Anſpruch, und wenn die Unvollitändigfeit der 
Ladung jeine Sidjerheit gefährdet, Erſatz der Mehrkoſten, welche ihm durch die Un— 
vollftändigfeit erwachſen, 9.6.8. $ 578. Hit ein Schiff auf Stüdgüter angelegt, 
und Die Bei der Abreije nicht feitgejegt, jo unterliegt fie richterlicher Bejtimmung 
nach $ 590. 

7) Nah Verk.O. $ 51 Ziff. 1. darf der Abjender die zu berührende Abfertigungss 
itelle behuf8 der Verzollung des Fradıtqutes der Eifenbahn bindend bezeichnen. Im 
übrigen bleibt die Wahl des Transporiweges dem Ermefjen der Eijenbahn überlafjen, 
diejelbe hat den Weg zu wählen, welcher nad) den Tarifen den billigiten Frachtſatz 
und die günjtigjten Transportbedingungen darbietet. Auch auf günjtige Privat: 
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als den Bertragsbeitimmungen und der Lage entjpricht, fortzujegen und 
zu Ende zu führen. 

Der Frachtführer hat den Anweifungen des Abjenders wegen Zurück— 
gabe des Gutes an dem Orte, wo es jich befindet, jowie zur Ausliefe— 
rung desjelben an einen anderen als den im Frachtbriefe bezeichneten 
Empfänger Folge zu geben. Mehrkojten, die dem Frachtführer hieraus 
erwachjen, find ihm zu erjtatten®, H. G. B. $ 433 Abj. 1. 

Sit im Eijenbahnfrachtverfehr ein Frachtbriefduplikat ausgeitellt, 
jo kann der Abjender die Auslieferung des Gutes vom Frachtführer 
nur fordern, wenn er im Bejite des Duplifats ijt. Bol. Berner 
Konvention Art. 15; Verk. O. 8 54 Ziff. 5, $ 64. 

Der Anweijung ijt, hiervon abgejehen, feine Folge zu geben, wenn 
jie Berbindlichfeiten widerjtreitet, welche der ‚Frachtführer bereits geſetz— 
mäßig gegenüber Dritten, insbejondere gegenüber dem Inhaber eines 
Konnoſſements oder Ladejcheines hat.” 1% Auch kann jie dem vom Fracht: 
unternehmer erworbenen Prandrechte nicht jchaden, und wird nur in ſo— 
weit verbindlich, als jie mit dem ordnungsmäßigen Dienjte des Fracht: 
unternehmers verträglich ilt. 


III. Der Frachtunternehmer hat rechtzeitig das Frachtgut an den 
Deſtinatär abzuliefern. 

1. Für dieſe Nechtzeitigkeit jind die Vereinbarungen, die Umſtände 
des alles, eventuell die Drtsgebräuche des Abladeortes maßgebend. 

Die Eijenbahnen find verpflichtet, Lieferfriſten durch ihre Tarife 
zu veröffentlichen, welche die Durch die Verf. O. $ 63 fejtgeitellten Maxi— 
malfriiten nicht überjchreiten dürfen. Die Lieferfriit beginnt mit der auf 
die Annahme des Gutes nebſt Frachtbrief folgenden Mitternacht. Lie 
it eingehalten, wenn vor ihrem Ablaufe dem Deſtinatär die Zuführung 


abfommen wird fie aber Rüdjicht zu nehmen haben. Anders R.G. Bd. 17 ©. 166 
nach der älteren Faſſung der Verk. O. 

8) Es ift Sache des Anweifenden, ſich als Abſender zu — ſo lange 
dies nicht geſchah, hat der Frachtführer die Anweiſung nicht zu beachten. 

9) Namentlich beſteht die Pflicht auch nicht, wenn der Frachtführer nad Ankunft 
des Gutes am Orte der Ablieferung den Frachtbrief dem Dejtinatär übergeben, oder 
wenn von demijelben Klnge gegen den Fradıtführer gemäß $ 435 erhoben if 9.6.8 
8 433 Abi. 2; vgl. unten $ 332. Der Fradıtführer bat zu beweilen, daß dies bei 
GEinlaufen der —— bereits geſchehen war. Verzichtet der Deſtinatär auf die 
ihm erworbenen Rechte, ſo kommt das Recht des Abſenders auf Beſtimmung über 
das Gut wieder zur Geltung, R.D.H.G. Bd. 6 ©. 273. 

10) Bgl. 9.8.8. 8 582 Abſ. 3. Zum Zwecke der Wiederausladung der Güter 
Dr Neife zu ändern oder einen Hafen anzulaufen, ijt der Verfrachter nicht ver: 
pflichtet. 
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der Güter gejchah, oder falls er abzuholen Hat, die jchriftliche Nachricht 
der Ankunft zur Poſt gegeben, oder jonjt zugeitellt wurde.!! Der Lauf 
der LVieferfriit ruht im Falle von Betriebsjtörungen, welche ohne Ver: 
ſchulden der Bahnverwaltung eingetreten find. 

2, über den Ablieferungsort entjcheidet die bejondere Vereinbarung, 
in deren Ermangelung das Verfehrsübliche. Insbeſondere wird hiernach 
bemefjen, ob das Frachtgut dem Deitinatär in feine Wohnung, dag Ge— 
ſchäftslokal u.}.w. zu bringen, oder von ihm z. B. bei der Eijenbahn- 
ſtation abzuholen ijt.!? Dem Schiffer liegt nur die Ausladung aus 
dem Schiffe ob. Vgl. H. G. B. $ 593.13. 14 


$ 329. Die Haftpflicht des Frachtunternehmers. 

I. Bon bejtimmendem Einfluß auf das europäiſche, insbeſondere 
auch auf das deutjche Srachtrecht war der code de commerce. 

Schon das prätorijche Edift über das receptum nautarum, cau- 
ponum hatte den Schiffern wie den Wirten zufälligen Berlujt und Be- 
jchädigung des Frachtgutes aufgelegt, außer in Fällen höherer Gewalt. 
Dies Hatte gute Gründe. Der Schiffer lebt auf einem fremden Element, 
(osgelöft von der Heimat, dort jchaltet er jelbitändig, unfontroflierbar, 
leicht willfürlich, zuweilen gewaltthätig und räuberiſch. Strengjte Haf- 
tung desjelben für anvertrautes Gut jchien daher den Römern ument- 
behrlich. 

In ſelbſtändiger Weiterbildung des römischen Satzes verhaftete der 
code de commerce art. 103 und 104 den ?srachtunternehmer für Ver- 
luſt fowie für Bejhädigungen des Frachtgutes außer dem alle 
höherer Gewalt, vorausgejegt, daß jie micht aus inneren Fehlern des 
Frachtgutes hervorgingen, dagegen beließ er e3 in Fällen der Ver— 


11) Gemäß des —— — iſt die Bahn verpflichtet, die Briefe zu fran— 
Hieren, R.O. H.G. Bd. 17 S. 424. 

12) Die ee fann ihren Nusdrud darin finden, dab die Wohnung 
oder das Geichäftslofal des Deſtinatärs im Frachtbriefe angegeben iſt. Giebt weder 
Vereinbarung noch Ortsgebraud einen Anhalt, jo ijt der Frachtführer, dem Zwecke 
des Geſchäftes entiprechend, zum Unterbringen des Frachtgutes verpflichtet, vgl. außer 
B. G. B. 8 269 Abi. 1, insbejondere R.O. H. G. Bd.2 S. 416. Doch iſt dies bejtrirten. 
Nach Thöl, Handelsrecht Bd. 3 8 18, ſoll das Frachtgut „Holgut“ jein. 

13) Bei der Binnenſchiffahrt wird der Ablieferungsort nicht ſelten alternativ 
bezeichnet, ſo daß der Stromſchiffer an den im Ladeſcheine bezeichneten Orten die 
Anweiſung des Einſenders einzuholen und ihr gemäß das Frachtgut abzuholen oder 
weiter zu befördern hat. 

14) Über die Rollfuhrwerke der Eiſenbahnen vgl. Verk. O. 8 69. 


1) 1.1 D. nautae caupones; Dernburg, Band. Bd. 2 $ 39. 
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jäumnis der Lieferfriit bei den allgemeinen Negeln. Das gilt nad 
art. 107 für Land- wie Schiffsfracht. 

II. Das alte deutihe 9.G.B. Art. 395 lehnte ſich hieran an. 
Immerhin war es für den Frachtführer günitiger. 

Sn Falle des Berlujtes oder der Bejchädigung des Gutes 
jollte er zwar bis zur höheren Gewalt einitehen, jedoch hatte er, 
abgejehen von böslicher Handlung, nur den gemeinen Handelswert 
des Frachtgutes zu erfegen, Art. 396; bei Verſäumnis der Liefer- 
zeit legte man ihm mur Nachweis der Sorgfalt des ordentlichen 
Frachtführers auf. 

Das Binnenjchiffahrtögejeg vom 15. Juni 1895 $ 58 jah von be 
jonderer Haftbarfeit der Flußſchiffer ab. Sie jtehen jeitdem auch im 
alle des Verluſtes und der Beichädigung des Frachtgutes nur für 
Sorgfalt des ordentlichen Frachtführers ein, Die jie nachweiſen müſſen. 

Dagegen übernahm die Berner Konvention für den internatio- 
nalen Eiſenbahnverkehr in Art. 30 ff. die Beitimmungen des alten 
deutjchen Handelsgejegbuches, denen ja auch das franzöfiiche Recht 
naheſtand. 

III. Das neue H. G. B. griff reformatoriſch ein, zum Vorteil der 
Frachtführer. 

1. Im Falle des Verluſtes? und der Beſchädigung des Fracht: 
gutes haftet nach H. G.B. $ 438 der Frachtführer nicht mehr für Zus 
fall bis zu höherer Gewalt. Ihn entjchuldigt vielmehr der Nachweis, 
da Verluſt oder Beichädigung troß jeiner und jeiner Leute Sorgfalt 
eintrat. 

Gleichwohl ijt bei Bemeſſung feiner Erjagpflicht nach wie vor nur 
der gemeine Dandelswert des Frachtgutes, in Ermangelung eines 
jolchen ijt dejien gemeiner Wert zu berückſichtigen, es liege denn Vor— 
ja oder grobe Fahrläſſigkeit vor. Maßgebend ift dabei in der Regel 
— vom Eijenbahnverfehr abgejehen — Ort und Zeit der vertragsmäßigen 
Ablieferung. Abzuziehen it noch, was der Empfangsberechtigte infolge 
des Verluſtes oder der Beichädigung des Gutes, 3.B. an Zöllen, Roll: 
geld, eripart hat. 


2) Verloren ift das Gut, wenn es vom Frachtführer dauernd nicht zu beichaffen 
iſt, aljo nicht bloß wenn es unterging oder ſpurlos verjchwand, jondern auch wenn 
der Frachtführer zwar weiß wo es ijt, aber es nicht erlangen kann, z.B. weil es 
von Dritten, etwa der Polizei, oder Feinden oder Piraten zurüdgehalten wird. 
Bol. Bert. O. $ 79. 
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Durch Bereinbarung kann der Frachtführer in höherem oder auch 
geringerem Make zum Schadenserjag verpflichtet werden. Dies gejchieht 
durch jog. Deklaration des Lieferungswertes. 

Für Verluft und Beichädigung von Wertſachen, d. h. Geld, Wert: 
papieren, Kojtbarfeiten oder Kunjtwerken® haftet der Frachtunternehmer 
nur, wenn bei der Übergabe dieſe Beichaffenheit oder der Wert des 
Gutes angegeben wurde, 88 429 Abi. 2, 607. 

2. Bei Verfäumnis der Lieferzeit haftet der Frachtunternehmer 
nach dem neuen H. G. B. $ 429 — wie vordem — für Verjchulden, aljo 
jest wie bei Berluft des Gutes. 

Aber er Hat bei jchuldhaft verjäumter Lieferzeit für den vollen 
Schaden aufzufommen. Wer verjpätet liefert, hat aljo mehr zu erjegen, 
als wer nicht liefert! 

3. Auch bei der Seefracht haftet der Rheder nicht für Zufall, 
9.6.8. $ 633. 

IV. Die Haftung der öffentlichen Eijenbahnen unterliegt Dagegen 
noch den Grundjäßen des alten Handelsgejeßbuches. Sie hatten ihren 
Halt in der Berner Konvention. Man fonnte die Eijenbahnen füglich 
nicht mehr im nationalen Verkehre begünftigen al3 im internationalen. 

Demgemäß bejtimmen H. G. B. 88 456 ff., Verl. O. 88 75 ff.: 

1. In Fällen des Verluftes und der Beſchädigung des Fracht: 
gutes haftet die Eifenbahn ohne Rüdjicht auf Berjchulden. Doc 
it fie haftfrei, $ 456: 

a) wenn der Schaden Folge höherer Gewalt ijt, oder 

b) in Berjchulden oder einer von der Eijenbahn nicht verjchul: 
deten Anweilung des Verfügungsberechtigten ihren Grund hat, oder 

c) durch äußerlich nicht erfennbare Mängel der Berpadung, 
oder 

d) durch die natürliche Befchaffenheit des Gutes, insbejondere 
inneren Verderb verurjacht iüft. 

2. Zahlreiche andere Beichränfungen der Haftpflicht treten bei be- 
jonderen Gefahren nach H. G. B. $ 459, Verf. O. $ 77 ein, jo da Sich 
Haftung hierbei nur auf Fälle des Verſchuldens erſtreckt. 





3) Kunjtwerfe hat da8 neue 9.8.8. 88 429 Abſ. 2, 607 den Koftbarkeiten 
gleichgeſtellt. Es find dies hier Sachen von Wert, deren Zweck vorzugsweiie Be— 
jriedigung des äfthetiichen Gefühles ift. Nach Coſack, Handeldrcht S. 443 gehören 
dahin Photograpgien nicht, wenn fie noch fo gut find. Dem ift nicht beizuftimmen. 
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3. Haftung für Wertjachen ift wie bei anderen Frachtgeichäften 
durch die Anzeige der Beichaffenheit des Gutes oder jeines Wertes bei 
der Übergabe zur Beförderung bedingt, H. G. B. 88 456 Abi. 2, 429 
Abi. 2. 

4. Bei Bemeſſung des Erjages ift wie bei anderen Frachtgeichäften, 
abgejehen von Fällen des Vorjages oder grober Fahrläſſigkeit, der ge: 
meine Handelswert, in deſſen Ermangelung der gemeine Wert des Fracht: 
gutes mahgebend. Doch iſt nicht, wie beim gewöhnlichen Frachtrechte, 
Drt und Zeit der Ablieferung, jondern der Annahme zur Beför: 
derung bejtimmend, der Erſatzſumme jind Unkosten zuzuzäbhlen, ſoweit 
fie dem Empfangsberechtigten zur Lajt liegent, 9.6.8. $ 457 Abi. 1. 

Herabjegung der Erjaßjumme unter den gemeinen Wert ijt der 
Eijenbahn nur mittels allgemeiner Anordnung und nur bei Wertjachen 
oder im Falle der Beförderung nach Ausnahmetarifen mit Fracht: 
ermäßigung geitattet, H. G. B. 88 481, 482; Verk. O. $ 81. 

Der Abjender darf gegen Vergütung jein Interejje an der Vie: 
ferung über den gemeinen Wert hinaus auf dem Frachtbriefe defla- 
tieren. Nur bei Wertjachen und im Falle einer Beförderung nach Aus: 
nahmetarifen unter srachtermäßigung kann die Bahn ihre Haftung auch 
in diefem ‚Falle begrenzen. Das deflarierte Intereſſe darf mittelbaren 
Schaden und entgangenen Gewinn in jich begreifen. Aber der Erjap: 
berechtigte muß troß der Deklaration die Höhe feines Schadens nach— 
weiſen. Die Interejjedeklaration bildet jtet3 den Höchitbetrag des Schu- 
dens, auch wenn der gemeine Wert höher jein jollte. 

5. Wegen Berfäumnis der Lieferfrijt Steht die Bahn nur im 
alle eines Verſchuldens ein.d 

Sit dasjelbe Borjag oder grobes Verjchulden, jo haftet ſie für den 
Schaden unbegrenzt; jonjt aber in begrenzter Weife nämlich bis zur 
vollen Fracht und nur bei deflariertem Intereſſe bis auf dieſen Betrag, 
9.8.8. $ 466 Abi. 2. 

Erforderlich it auch im Falle der Deklaration Nachweis des Scha= 
dens. Aber gewilie Bruchteile der Fracht erjekt die Bahn auch ohne 
Nachweis des Schadens, H. G. B. $ 466 Ab}. 3; Verl. O. $ 87. 





j 4) Nicht bloß wie $ 457 Ubi. 1 vorichreibt, was derielbe „bezahlt“ bat, fondern 
jelbjtverjtändlich auch was er zu bezahlen bat, 3. B. was an Zöllen freditiert, Coſack 
a. a. O. ©. 452. 

5) So find die allerdings nicht unzweideutigen Worte des $ 466 aufzufaſſen: 
„es jei denn, day die Verjpätung von einem Ereigniſſe herrührt, welches ſie weder 
herbeigeführt hat noch abzuwenden vermochte“. 
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V. Schon vor dem H. G. B. hatte fich vielfach die Objervanz heraus: 
gebildet, daß, wenn das Gut mit demjelben Frachtbriefe durch die Hände 
mehrerer Frachtführer ging, der lehte von dem Empfänger wegen des 
gejamten Transports in Anjpruch genommen werden fünnte.® Nach dem 
9.9.8. $ 432 bildet der Transport auf Grund eines einzigen 
Frachtbriefes eim derart einheitliches Gejchäft, daß der erjte Fracht— 
führer für die folgenden haftet, und jeder jpätere Frachtführer, 
welcher das Gut mit dem urjprünglichen ?Frachtbriefe annimmt, in die 
volle Berpflichtung eintritt.” Bei Umladung von Gütern aus See— 
ichiffen in Landfahrzeuge oder in Flußſchiffe treten an fich die gleichen 
Grundſätze nicht ein. ®- 9-10 


6) Bülow und Hagemann, Erörterungen Bd. 4 ©. 444. 

7) Übernimmt der folgende Frachtführer das Frachtgut mit einem eigenen 
Frachtbriefe, ſo kann er vom Mbjender nicht unmittelbar in Anipruch genommen 
werden. Diejem haftet dann nur jein Mitfontrahent für den ganzen Transport, 
wenn er diejen übernommen hat. Hat ſich der Mitlontrahent verpflichtet, das Gut 
auf der eigenen Strede zu befördern und für die Weiterbeförderung durch andere 
Frachtführer Sorge zu tragen, jo haftet er bloß für Sorgfalt in deren Auswahl. Er 
fontrabiert mit den anderen Frachtführern dann in der Negel als Vertreter des Ab— 
ſenders. 

8) R.O. H.G. Bd. 16 S. 137. Bon den neuerdings häufigen durchgehenden 
Konnoſſementen — through-bills of lading — handelt Vogt zum See: und Ber: 
jiherungsredht ©. Iff. Es find die Gejamttransporte, weldye vorzugsweiſe die In— 
haber großer Dampfichiffslinien in Verbindung jegen. Der erjte Befrachter fontra= 
biert mit dem Berfrachter für feine Strede in eigenem Namen, für die der Suc- 
ceijjoren al$ deren Vertreter. Jeder der Verfrachter haftet nur für jeine Strede und 
zwar nach dem Rechte feiner Heimat. Dem Stonnojjementsinhaber, welder gegen 
den zuletzt eintretenden Verfrachter Hagen will, liegt demnach der fchwierige Beweis 
ob, daß und was derjelbe von den Vormännern erhalten hat. 

9) Ob die ohne AZuftimmung des Abſenders von einem folgenden Frachtführer 
vorgenommene Abänderung des FFrachtbriefes, z.B. Bermerf eines Manfo von Kolli, 
die Haftung des Abändernden für dasjelbe aufhebt, iſt bejtritten. Man Hat hierfür ans 
geführt, dab der Grund der Bejtimmung des — jegigen — H. G. B. 8 432 ei, daß jich der 
Frachtführer durch Übernahme des Frachtbrieſes mit defjen Inhalt und Bejtimmungen 
ſtillſchweigend einveritanden erkläre, eine Annahme, die bei ausdrüdlichem entgegen— 
itehenden Vermerk ausgeſchloſſen jei. Auch jei der Frachtbrief durch ſolche Vermerke 
zu einem neuen geworden, vgl. Goldichmidt Zeitichr. Bd. 19 S. 600ff. Die entgegen 
geiegte Anficht verwirft die Anficht, daß der Frachtbrief infolge ſolcher Notiz die Natur 
eines neuen Frachtbriefes annchme; die Notiz habe Erheblichkeit nur bezüglicd) des 
Negrefjes der Frachtführer untereinander. Wolle der Nachfolger die Vertretung des 
früheren Frachtführers nicht übernehmen, jo bleibe ihm nach dem Geſetze nur ofen, 
das Gut mit neuem Trachtbriefe zu übernehmen. So R. O. H.G. Bd. 11 5.209. 
Dieſe Auffafjung entipricht den Intereſſen des Verkehres und ijt dem $ 438 des 
9.8.8. entiprechend. 

10) Die mehreren Frachtführer, in&befondere aud; mehreren Babnen find bei 
durchgehenden Transporten zwar dem Abjender und dem Empfänger verpflichtet. 
Zwiſchen ihnen bejteht aber fein Fradtvertrag, aus melden der Nachmann 
einen Rückgriff gegen feinen Bormann, z. B. wegen eines Schadens infolge unrich— 
tiger Begleitpaptere, ableiten fünnte, R.O. H. G. Bd. 24 ©. 213. 
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Für öffentliche Eifenbahnen gilt, daß bei Beförderung von Gütern 
auf Grund desjelben ‚Frachtbriefes der Abjender nur die erite, und die— 
jenige Bahn, welche das Gut mit dem Frachtbriefe zulegt übernommen 
hat, als Frachtführer in Anſpruch nehmen darf, die in der Mitte liegen- 
den Bahnen aber bloß dann, wenn jich der Schaden, deſſen Erſatz ae: 
fordert wird, nachweisbar bei ihnen ereignet hat, H. G. B. S 469. 

Dies gilt namentlich auch nach der Berner Konvention, Art. 27, 
bezüglich der Güter, welche auf Grund eines durchgehenden Frachtbriefes 
aus dem Gebiete des einen der vertragichliegenden Staaten in dasjenige 
des anderen übergeben. 


$ 330. Erlöſchen der Anſprüche gegen den Fradtunternehmer. 

I. Möglihit rajche Erledigung der Anjprüche gegen den Fracht— 
unternehmer entjpricht den kaufmännischen Anjchauungen. Daher be: 
jtimmte insbejondere der code de commerce art. 105 Erlöſchen dieſer 
Ansprüche durch Annahme des Frachtgutes und Zahlung der Fracht. 
Hieran jchloß ſich das deutiche Frachtrecht im alten H. G. B. Art. 408, 
jetzt H.G. B. $ 438 Abi. 1, an. 

II. Nach 8 438 erlöjchen die Anjprüche gegen den Frachtführer 
aus dem ‚srachtvertrage durch Zahlung der auf dem Gute baftenden 
Forderungen und Annahme des Gutes, es jet denn deſſen Beſchä— 
digung oder Minderung durch amtliche Sachverjtändige rechtzeitig feſt— 
geitellt. Das einzelne üt: 

1. Der Zahlung find andere Arten vealer Befriedigung gleichzu- 
jtellen, z. B. Novation, Aufrechnung, nicht aber bloßes Zahlungsver- 
jprechen.? Im voraus geleistete Zahlungen bei jog. Frankoſendungen 
jind nicht ausreichend. Denn der Sinn der Vorichrift iſt, dab ſich der 
Anjpruch durch Handlungen erledigt, welche als Billigung des voll 
zogenen Transports aufzufajien jind.? 

2. Vorbehalt des Empfängers bei der Zahlung it ohne rechtliche 
Erbeblichkeit, wenn fich ihm der Frachtführer nicht beſonders unterwirft. 
Nur FFeititellung der Beichädigung oder Minderung des Gutes durd) 
amtliche Sachverftändige, val. Freiw. Ger. Gel. $S 164, vor der An— 
nahme ermöglicht dem Empfangsberechtigten, ohne Yich jeiner echte 
zu begeben, das Gut anzunehmen und die Fracht zu zahlen. Die Stoiten 


1) Bgl. R.G. Bd. 25 ©. 22. 


R 2) an 22.13 ©. 414; R. G. Bd. 25 ©. 32; doch widerjpricht Cojad, 
H. R. ©. 445. 
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der Feititellung Hat der Frachtführer zu tragen, fall® hierbei ein Ver: 
luſt oder eine Berchädigung ermittelt wird, die ihn haftbar macht, $ 438 
Abi. 4. 

3. War bei der Annahme die Beichädigung oder Minderung des 
Gutes äußerlich nicht erfennbar, jo bleibt auch nach Annahme des 
Gutes und Bezahlung der Fracht der Frachtführer haftbar, wenn die Feſt— 
jtellung des Mangels durch amtliche Sachverjtändige noch unverzüglich 
nach der Entdedung und jpätejtens binnen einer Woche nach der An- 
nahme beantragt wird. Eine unverzügliche private Anzeige des Mangels 
an den Frachtführer binnen der bezeichneten Friit genügt dann, wenn 
die amtliche Feitjtellung unverzüglich nach der Zeit beantragt wird, welche 
zum Ginlaufe der Antwort des FFrachtführers unter regelmäßigen Um— 
ſtänden ausreicht. 


4. Erfolgt Feititellung eines Mangels nach der Annahme des Gutes, 
jo muß dem Frachtführer bewiejen werden, daß der Mangel zwijchen 
der Zeit der Annahme zur Beförderung und der Ablieferung entitanden 
it, vgl. auch Verk.O. $ 90 Ziff. 2 n. 4b. 

5. Anjprüche wegen VBorjag oder grober Fahrläſſigkeit erhalten ſich 
troß Annahme des Gutes und Zahlung der Fradt, 9.6.8. $ 438 
Abi. 5. Gleiches wird anzunehmen jein, wenn der Schaden durch den 
Frachtführer argliltig verheimlicht wurde. 

III. Bei der Eifenbahnfracht erjegt rechtzeitiger jchriftlicher An— 
trag bei der Eijenbahn auf Unterjuchung des Gutes das Angehen des 
Gerichtes, H. G. B. $ 464, Verf. O. $ 90. 

IV. Die Binnenichiffahrt unterjteht zwar im allgemeinen den 
Srundjägen des 9.6.8. $ 438. Allein es genügt zum Erlöſchen der 
Anjprüche gegen den Schiffer Annahme des Gutes, der Zahlung der 
Fracht bedarf es hierzu nicht, Schiffahrtsgejeg $ 61 (neu). 

V. Bei der Seefracht muß, falls nicht amtliche Befichtigung vor 
der Übernahme des Gutes geſchah, der Empfänger jpätejtens am zweiten 
Werktage, nach dem Tage der Übernahme amtliche Befichtigung envirken, 
widrigenfalls die Anjprüche wegen Beichädigung oder teilweiien Ber: 
luſtes erlöfchen. Es macht hier feinen Unterichted, ob der Schaden 
äußerlich erkennbar war oder micht.! Anjprüche wegen Vorſatz oder 


1) Die noch jtrengeren Ordnungen Bremens und Hamburgs erhält Einf. Gef. 
zum 9.6.8. vom 10. Dai 1897 Art. 19. 
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grober Fahrläfjigfeit einer Perſon der Schiffsbelagung jind nicht be- 
troften, 9.6.8. 88 608, 609. 

VI. Der code de commerce art. 108 bejtimmte furze Verjäh— 
rung gegen den ‚srachtführer, abgejehen von Betrug und Untreue. Dem 
folgt die deutiche Gejeggebung. 

1. Nah 9.6.3. $ 439 verjähren die Anjprüche gegen den Fracht— 
führer wegen Minderung oder Beichädigung des ‚srachtgutes in einem 
Jahre nach dem Tage der Ablieferung, wegen Verluſtes oder verjpäteter 
Ablieferung nach einem Jahre von der vertragsmähigen Ablieferungszeit 
an, 9.6.8. 8 414, vgl. auch dort Abi. 3. Vorjägliche Schadens: 
zufügung unterliegt diejer Verjährung nicht. 

2. So aud) bei der Binnenichiffahrt, Schiffahrtsgeſetz $ 26 (neu). 

3. Den Eifenbahnen fommt nicht bloß die einjährige Verjährung 
wegen der genannten Anjprüche zu gute, jondern auch wegen Rück— 
eritattung zu viel erhobener Fracht oder Gebühren, $ 470 Abi. 1. Die 
Berjährung zu Gunſten der Eijenbahn wird durch jchriftliche Anıneldung 
des Anjpruches bei derjelben gehemmt, $ 470 Abi. 2. 

4. Die einjährige Verjährung der Anjprüche gegen den Fracht: 
unternehmer bejteht auch bei der Seefracht, 9.6.8. $ 901.? 


8 331. Rechte des Fradtunternehmers. 

I. Rechtzeitige Abladung wie Abnahme des Frachtgutes liegt Dem 
Ablade- und dem Empfangsberechtigten ob, andernfalls fommt derjelbe 
gemäß 38.6.8. $ 295 ohne Rückſicht auf Verjchulden in Verzug des 
Gläubiger. War vereinbart, daß die Yeiltungen des Beitellers genau 
zu einer feit beitimmten Zeit oder innerhalb einer feit beitimmten Zeit 
bewirft werden jollten, jo ift Der rachtunternehmer nah B. G. B. S 361 
zum Rücktritte berechtigt. Bei einzelnen Zweigen des Frachtgeſchäftes 
beitehen bejondere Normen. 

1. Die Eijenbahnen find nach Berfehrsordnung $ 56 Ziff. 6 ver- 
prlichtet durch Anjchlag und in Yofalblättern Friſten für die Verladung 
von Wagen zu veröffentlichen, deren Berladung der Abnehmer jelbit 
übernimmt. Ber Nichtwahrung dieſer Friſt hat der Abnehmer Wagen: 
itandgeld nad) Maßgabe des Tarifs zu bezahlen, iſt ferner die Eijen- 
bahn befugt, den Wagen auf Koſten des Bejtellers zu entladen und 
das Gut auf dejien Gefahr und Kojten auf Yager zu nehmen. In ent» 


2) Über den Beginn vgl. H. G. B. 8 902 Ziff. 2. 
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Iprechender Weije find nad) VBerf.D.$ 69 Frijten für die Abnahme der 
nicht zugerollten Güter zu jeßen, bei deren Nichtwahrung nad) Map: 
gabe der Tarife Lagergeld oder Wagenjtandgeld zu bezahlen it, vgl. 
auch Verk.O. $ 70 

2. Das Seerecht giebt genaue Beitimmungen dur) H. G. B. 88 567 ff. 
für die Ladezeit. 

Bei der Berfrachtung eines Seejchiffes im ganzen hat der Schiffer 
dem Befrachter die Bereitichaft des Schiffes zur Einnahme der Ladung 
anzuzeigen.! Nach) dem Tage, an dem die Anzeige dem Befrachter zu= 
fommt, beginnt die Ladezeit, welche jich nach Vertrag eventuell nach 
Ortsrecht, jchlieglich nach richterlichem Ermejjen bemißt. Nach Verein— 
barung oder Ortsüblichfeit fann eine zweite Friſt — die Überliege- 
zeit — gegen bejondere Vergütung — Liegegeld — Platz greifen. 
Diejelbe beträgt im Zweifel 14 Tage Sie beginnt, wenn eine fixe 
Ladungsfriit beiteht, mit deren Ablauf, ſonſt mit einer Anzeige des Ver: 
frachters an den Befrachter über den Ablauf der Ladezeit, H. G. B. 8 568.2 

Bei diejen Wartefriften fommen, jofern nicht anderes vereinbart ift, 
nicht in Anſatz diejenigen Tage, an welchen Zufall die Übernahme ver: 
hindert, 3. B. weil das Schiff wegen Wind und Wetter den Ladungs- 
plat verlafjen mußte oder einer Reparatur unterzogen wurde. Auch die 
Tage jind regelrecht nicht zu zählen, an welchen Zufall dem Befrachter 
die Lieferung jeder Art von Waren unmöglich macht. In leßterem Falle 
it aber Liegegeld zu zahlen, 9.6.8. $$ 573, 574. Nach) dem Ablaufe 
der Wartezeiten kann der Schiffer, wenn er den Entjchluß drei Tage 
vorher erklärt hat, ohne Ladung mit Anjpruch auf Fracht? abjegeln, 
9.6.8. $ 570. 

Entjprechende Bejtimmungen gelten über die Löſchzeit und die hier- 
bei etwa vereinbarte Überliegezeit, 9. G. B. 88 592ff. Sind namentlic) 
die Friſten zur Löſchung ohne Verſchulden des Sciffers überjchritten, 
jo kann Liegegeld gefordert, weiterer Schadenserjag berechnet und das 
Gut öffentlich oder bei Dritten hinterlegt werden. 


1) Die Anzeige der Bereitihaft hat nur rechtliche Bedeutung, wenn der Schiffer 
thatfählih zum Laden und Löſchen bereit war, aljo fid) an dem gehörigen Lade— 
oder Löſchplatze befindet. Geſchah die Anzeige vorher, jo ip fie nad) der Bereitichaft 
zu wiederholen, vgl. R.O. H. G. Bd. 19 ©. 282, Bd. 23 ©.4 

2) 8.0.9.8. Bd. 25 ©. 156. 

EL Sit gar keine Ladung geliefert, jo vn dem Berfrachter ſog. Fautfradıt, 
9.6.8. $ 585, ſonſt volle Fracht, 9.6.8. 

Dernburg, Bürgerl. Recht. II. 2, 30 
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Stüdgüter find auf Aufforderung des Echifferd ohne Verzug auf- 
zuladen, $ 588, und abzunehmen, $ 604. Ladungs= und Löjchungs- 
friften müfjen für fie alſo bejonders vereinbart jein. 

Bei der Binnenjchiffahrt bejtehen ähnliche Vorjchriften über Yade- 
und über Löjchzeit, Binnenjchiffahrtsgejeg 88 29ff.*6 

II. Die Frachtunternehmer haben wegen jeden Verjchuldens des 
Befrachters Erjaganjprüche. Dahin gehören Verſtöße gegen die Trans: 
portbedingungen®, jowie unrichtige und unvollitändige Deklarationen ’- ® 
und Begleitbriefe. 

Der Frachtunternehmer kann namentlich Erſatz des Schadens be: 
anjpruchen, der ihm aus der Verzögerung der Aushändigung oder der 
Unrichtigfeit oder der Unvolljtändigfeit der Papiere bezüglich der jteuer- 
und zollpflichtigen Behandlung des Gutes erwuchs, jofern ihm nicht ſelbſt 
Verſchulden zur Laft fällt?, 9.6.8. 88 427, 591; vgl. auch Verf.D. $ 59. 

III. Hauptjächlich gebührt dem Frachtunternehmer das vereinbarte 
Frachtgeld. 

Die Fracht der Eiſenbahn beſtimmt ſich nach den veröffentlichten 
Tarifen, Verk.O. 88 7, 60. Sie muß für jedermann unter gleichen 
Bedingungen diejelbe jein. Unrichtige Anwendung des Tarifes ſowie 
Fehler bei der Gebührenberechnung jollen weder der Eifenbahn noch dem 
anderen Teile zum Nachteile gereichen.!% Anjprüche der Eifenbahn auf 


4) Bei Stüdgütern von 10000 kg oder mehr ift, falls nur teilweije die Ladung 
geliefert wird, die volle Kracht ohne Anrechnung der anderweit verdienten Fracht zu 
zahlen, $ 35 Ziff. 2 Schiffahrtsgeſetz; O.2.G. Hamburg vom 14. Februar 1900; 
Hanjeat. Gerichtäzeitung Hauptbl. 1900 ©. 109. 

5) Nimmt der Empfänger die Yadung nicht rechtzeitig ab, jo verfällt daS Yieac- 
geld, mag auch der Frachtführer gar feinen Schaden erlitten haben, indem er wäh 
ıend der Liegezeit gleicpeitig neue Yadung einnahm, Sciffahrtägeieg $ 49 Abi 1; 
O. L. G. Hamburg vom 27. Nov. 1599; Hanjeat. Ger. Ztg. Hauptbl. 1900 ©. 68. Auf 
die höhere Schadenserjapforderung ijt das Liegegeld anzurehnen, Schiffahris— 
geiep 5 49 Abi. 2; O. L. G. Hamburg vom 6. Dez. 1899; Hanjeat. Ger. Ztg. Haupibl. 
1900 ©. 56. 

6) Vorausgeſetzt ijt natürlich urfähliher Zufammenbang zwiſchen dem Verſtoß 
und einem Schaden des Frachtunternehmers, R.G. Bd. 15 ©. 152. 

7) In einer falihen Deklaration wie in Ausjtellung unzulänglicher oder unric- 
tiger Begleitbriefe liegt an ſich Verichulden, da der Abjender dafür zu forgen bat, 
daß fein Irrtum hierbei unterläuft. Der Gegenbeweis der Schuldlofigfeit des Ab- 
jenders ijt daher nicht zuzulajien, R.O. H.G. Bd. 24 ©. 214. 

8) Nach H. G. B. $ 563 iſt der Befrachter oder Ablader durch unrichtige Bezeich— 
nung der verladenen Güter, Verladung von Kriegscontrebande und ſonſtige Zuwider 
handlungen gegen Ausfuhr- oder Einfuhrverbote, im Falle eines Verſchuldens auch 
Dritten, 9.6.8. 8512 Abſ. 1, benannten Perſonen, verantwortlich. 

9) R.O. H. G. Bd. 24 ©. 213. 

10) Kenntnis der Beamten der Bahn von der Unrichtigkeit des Frachtbriefes ändert 
an der Verpflichtung zur Nachzahlung der Fracht nichts, R.O. H. G. Bd. 23 ©. 304. 
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Nachzahlung, wie Anjprüche gegen die Eifenbahn auf Rückzahlung des 
zuviel Gezahlten verjähren in einem Jahre, Berk. O. $ 61 Ziff. 5. 

Für die Seefracht gilt nad) H.G. B. $ 619 Abi. 1 in Ermangelung 
einer Vereinbarung über die Höhe der Fracht die am Abladungsorte 
zur Abladungszett übliche. 

Ber Gütern, die über das vereinbarte Maß hinaus übernommen 
find, bat ſich die Fracht nach dem Berhältniffe der bedungenen Fracht 
zu richten, $ 619 Abſ. 2; it die Fracht nach Maß, Gewicht oder Mienge 
der Güter bejtimmt, jo joll im Zweifel was abgeliefert, nicht was ein- 
geliefert it, enticheiden, H. G. B. F 620. Das Gleiche gilt bei der 
Binnenjchiffahrt, wenn nicht Map, Gewicht oder Menge der Güter im 
‚srachtbriefe oder Yadejcheine angegeben it, Binnenjchiffahrtsgeich 8 63. 
Es wird dies auch für andere Binnenfrachtverträge gelten. Zuſchläge 
zur Fracht, z. B. og. Kaplafen, uriprünglic) Nappe, Winterkleid, fünnen 
bei der Seefracht nicht gefordert werden, wenn ſie nicht beionders aus- 
bedungen wurden, H. G. B. $ 621 Abi. 1. Beim Binnenfrachtvertrage 
werden ſie gejchuldet, wenn jie verfehrsüblich jind. 

Die Koften der Ein- und Ausladung trägt in der Megel der 
‚srachtunternehimer, die der Zuführung der Abjender, und die der Ab- 
holung der Empfänger, vgl. 9.6.8. $ 561. 

Bei der Seefracht fallen die gewöhnlichen und ungewöhnlichen Koſten 
der Schiffahrt, z. B. Lotjengelder, Yeuchtfeuergeld, Schlepplohn, Aus— 
eiſungskoſten, dem Berfrachter in Ermangelung entgegenitehender Abrede 
zur Laſt, H. G. B. 8 621 Abi. 2; ebenjo im allgemeinen bei der Binnen: 
fracht. Aber der Frachtunternehmer faun Erſatz gewilier Auslagen be: 
anſpruchen nach Binnenjchiffahrtsgejeg $ 66. Eijenbahnen tragen alle 
Kojten des Transports. Auslagen für das Gut, insbejondere Zölle 
und Steuern, find dem Frachtunternehmer zu erjegen. 

Die Anſprüche des Frachtunternehmerd aus dem srachtvertrage 
gehen grumdjäglicd) gegen den Abjender als den Mitkontrabenten. Allein 
die Entridtung hat in der Regel vom Empfänger bei der Abnahme zu 
geichehen. Allerdings kommt Borausbezahlung der Fracht durch den 
Abjender vor. Gijenbahnen find befugt, jolche bei raſch verderblichen 
oder geringwertigen Gütern zu fordern, Verk.O. S 61 Abi. 2. Doch 
meiſt werden die ‚srachtunternehmer wegen der Fracht wie auch der auf 
das Gut geleisteten Vorſchüſſe auf den Empfänger angewiejen. 

IV. Den Frachtunternehmern jteht wegen aller Forderungen aus 
dem srachtvertrage — Fracht, Auslagen, Entjchädigung — ein Pfand- 

30* 
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recht an dem in ihrem Befige befindlichen Frachtgute zu. Dasſelbe 
dauert nach der Ablieferung fort, wenn jie es binnen 3 Tagen bei der 
Binnenfracht, binnen 30 Tagen bei der Seefracht gerichtlich geltend 
machen, jofern das Gut noch im Belige des Empfängers ilt, 9. G. B. 
88 440, 623. Der Frachtführer, welcher da® Gut ohne Bezahlung 
abliefert und das Pfandrecht nicht binnen 3 Tagen nach der Abliefe- 
rung geltend macht, iſt den Bormännern verantwortlich. Er wird ebenio 
wie die ihm vorhergehenden Frachtführer und Spediteure des Rückgriffes 
gegen die Vormänner verluftig. Nur der Anjprud) gegen den Empfänger 
bleibt in Kraft, H. G. B. 8 442. 

Der Verfrachter des Seefchiffes verliert den Nüdgriff jchlechthin 
mit Ablieferung des Gutes ohne Bezahlung, trogdem jich dad Pfand: 
recht noch erhält, H. G. B. $ 625. Der Abjender und Befrachter fann 
daher nur in Anipruch genommen werden in den Fällen, in welchen es 
nicht zur Auslieferung der Güter an den Dejtinatär fommen?, oder in 
welchen jich der Frachtunternehmer aus dem Pfande micht oder nicht 
volljtändig deden konnte, oder jofern er zwar das Pfandrecht nicht ge- 
börig wahrte, der Abjender aber ich mit feinem Schaden bereichern 
wollte. 

8 332. Rechtsſtellung des Deitinatärg.! 

I. Die Erfüllung des Frachtvertrages vollzieht ſich zwiſchen dem 
Frachtunternehmer und dem Deſtinatär. Dieſe wirtjchaftliche Ihatjache 
mußte für die rechtliche Gejtaltung des ?zrachtgejchäftes von Bedeutung 
werden. 

Bezüglich des Binnenfrachtgeichäftes treten folgende Nechtsjäge ein: 

1. Der Frachtvertrag begründet jelbitändige Aniprüche zu Guniten 
des Deitinatärs gegen den Frachtführer. Er bildet einen Vertrag zu 
Gunsten eines Dritten?, dejien Grundzüge B. G. B. 88 328 FF. regelt. 


9) Die Fülle find verfchiedener Art. Es gehört hierher, dab der Deitinatär 
nicht annimmt, daß er nicht zu ermitteln ijt, daß die Ladung unterwegs verkauft 
werden mußte und die Fracht nicht dedte, dab es fih um Anſprüche handelt, für 
die der Verfrachter laut Konnoſſement nicht auf den Empfänger angewiejen ift, daß 
Anſprüche beitanden, welche der Frachtunternehmer bei der Ablieferung entihuldbarer- 
weije nicht fannte, dab die Ladung aus Auswanderern beitand, vgl. Ehrenberg, Be: 
ichränfte Haftung ©. 36 Anm. 4. 

1) Vgl. Goldihmidt, Handeldreht Bd.1 S.744 Anm. 31. 

2) Hellwig a. a. O. S. 478 bemerkt mit Net, daß died vom Standpunfte des 
jepigen Weichörechtes wohl kaum mehr geleugnet werden wird. Anders früher 
namentlib Goldſchmidt a.a.D., welder die Rechte des Dejtinatärs auf eine „fin: 
gierte Ceſſion“ zurüdführte. 
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Diefe Anjprüche des Deftinatärd gelangen mit der Ausführung und 
der Fortführung des Transportgeichäftes erſt nach und nach zur Neife.3 

a) Sie erwachjen mit der Übergabe des Frachtgutes an den Fracht- 
führer. Fortan iſt der Dejtinatär befugt, die zur Sicherjtellung des 
Gutes erforderlichen Maßregeln zu ergreifen, und zu diefem Zwecke dem 
Frachtführer Anweiſungen zu erteilen, 9.6.8. $ 434. Er kann z. B. 
im Falle der Unficherheit des Frachtführers gerichtliche Beichlagnahme 
der Güter verlangen. Seine Maßnahmen und Anweiſungen dürfen aber 
nicht im Widerjpruche mit den Anordnungen des Abjenders jtehen. Noch 
geht derjelde dem Dejtinatär vor. 

b) Kommt das Gut am Ablieferungsorte an, jo iſt der Dejtinatär 
berechtigt, die aus dem FFrachtvertrage entipringenden Rechte des Ab- 
jenders gegen den Frachtführer, und zwar nad) Maßgabe des Fracht: 
briefes, im eigenen Namen geltend zu machen. Er kann auf Übergabe 
des ‚zrachtbriefes, Auslieferung des Gutes, Erſatz eigenen Schadens, nicht 
minder auch des Schadens des Abjenders jelbjtändig Hagen, H.G. B. 8 435. 

Immerhin erliicht diejes Necht, wenn der Abjender dem Fracht: 
führer eine nach $ 433 noch zuläjfige, entgegenjtehende Anweiſung erteilt. 

c) Das Verfügungsrecht des Abjendes endet aber, wenn nad) Anz 
funft des Gutes am Ablieferungsorte der Frachtbrief dem Dejtinatär 
übergeben, oder wenn derjelbe Klage gegen den Frachtführer erhoben 
bat, $ 433 Ab). 2. 

2. Der Deitinatär iſt nur berechtigt, gegen den Frachtführer die 
Erfüllung des Frachtvertrages nach) Maßgabe des TFrachtbriefest und 
zwar gegen Berichtigung der aus demjelben fich ergebenden Verpflich- 
tungen geltend zu machen. Durch Annahme des Gutes und des Fracht: 
briefes wird er jogar dem Frachtführer verpflichtet, nach Maßgabe des 
Frachtbriefes Zahlung zu leiiten, $ 436, eine etwaige Verwahrung gegen 
die Übernahme diefer Pflichten ijt unwirkſam. Neben dem Frachtführer 
bleibt aber auch der Abjender verpflichtet. 


3) Bei Verträgen zu Gunften Dritter ijt es nichts Ungewöhnliches, daß der 
Dritte eg nur eine widerrufliche Anwartichajt erhält, vgl. Hellwig a.a. O. S.220. 

4) 9.8.8. $ 435 ſpricht allerdings bloß von dem Rechte, die aus dem Fracıt- 
vertrage entjpringenden Rechte geltend zu machen, ohne des Fradıtbriefes bierbei zu 
gedenken. Daher nimmt insbejondere Cojad, Handelsrecht S. 431 an, daß zwiſchen 
Empfänger und Frächtführer gilt, was Abſender und Frachtführer wirklich vereinbart, 
nicht was jie fäljchlih al& vereinbart befundet haben. Das ſtimmt nicht mit dem 
Grundgedanten des $ 426 und wäre höchſt unzweckmäßig. Der Frachtvertrag erhält 
eben — den Abſender und ſolgerecht dem Empfänger ſeine endgiltige Gejtalt 
durch den Frachtbrief. 
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II. Weitergehende Nechte erhält der Dejtinatär beim Seefracht— 
vertrage durch Erwerb eines Konnofjements.5 Vorausgejegt iſt min- 
dejtend der Belit eines Stonnojjementsereinplares. 

1. So lange jüntliche Exemplare noch in der Hand des Abladers 
find, hat der Schiffer deſſen Anweiſungen wegen Nüdgabe oder Aus- 
bebung der Güter noch Folge zu leiften, jofern ihm jämtliche Exemplare 
zurüdgegeben werden, H. G. B. $ 659 Abj. 1. 

2. Sind alle Exemplare in die Hand des Deitinatärs gelangt, jo 
erwirbt er Damit das ummwiderrufliche Verfügungsrecht über das Fracht— 
gut, aljo auch jchon während der Reife, $ 659 Abf. 2. 

3. Sind nur einzelne Exemplare des Konnoſſements in den Beltz 
des durch dasjelbe legitimierten Einpfängers gelangt, jo fann er jo wenig 
wie der Ablader Verfügungen über das Frachtgut treffen, jo lange das- 
jelbe den Beitimmungshafen nicht erreicht hat, $ 659 Abi. 2. 

4. Dagegen iſt der Schiffer verpflichtet, im Löjchungshafen dem 
legitimterten Inhaber auch nur eines Gremplares des Konnojjements 
die Güter auszuliefern, $ 645 Abi. 1. 

Sind daher die mehreren Konnojjementseremplare an verjchiedene 
Perſonen indojjiert und übergeben, jo ijt der Schiffer, welcher demjenigen, 
der ji) allein gemeldet hat, das Gut auslieferte, den anderen Konnoſſe— 
mentsinhabern gegenüber nicht haftbar. Haben jich aber mehrere Kon— 
nojjementsinhaber vor der Auslieferung des Gutes bei dem Schiffer 
gemeldet, jo geht der vor, welcher jein Exemplar von dem gemeinichaft- 
lichen Vormanne zuerjt erhielt; die Zeit der Übergabe wird bei ver: 
jendeten Erempfaren nach der Zeit der Abjendung beitimmt, $ 649. 

5. Die Anjprüche des Konnofjementsinhabers gründen fich nicht 
auf den FFrachtvertrag zwiſchen Abjender und Berfrachter, jondern auf 
den im Konnoſſement ihm gegenüber ausgeſtellten Berpflichtungsjchein, 
$ 651. Einreden aus dem zFrachtvertrage können ihm daher nicht ent- 
gegengejegt werden; Einreden, welche jich aus dem Frachtverhältniſſe nad) 
Ausstellung des Konnoſſements ergaben, muß er jich gefallen Lajien. 

Das Konnojjement fann durch ausdrüdliche Beziehung auf andere 
Urkunden, insbefondere die Chartepartie, den nicht in ihm ſpeziell auf- 
genomunenen Inhalt des Frachtvertrages ganz oder teilwetje zu jeinem 
Beitandteile machen®, H. G. B. 8 651 Abſ. 2. 

5 Bgl. oben 8327 ©. 452. 
6) R.O. H. G. Bd. 17 S. 71. Wenn der Inhaber des Konnoſſements zugleich 


der Befrachter oder der Vertreter desſelben iſt, ſo bleibt der Frachtvertrag maßgebend, 
nicht das Konnoſſement. 
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Unrichtige Angaben des Konnoſſements begründen zu Gunſten des 
Konnoſſementsinhabers Entſchädigungsanſprüche gegen den Verfrachter, 
H. G. B. $ 652. Dies gilt namentlich bezüglich der Anzahl, des Ge— 
wichtes und des Inhaltes der verladenen Güter. Doch darf der Schiffer 
die hieraus fich ergebende Haftung mittels gewiljer durch den Gebraud) 
janftionierter in das Stonnojjement aufgenommener Klaufel vornehmen, 
jobald es ſich um ihm unerfennbare Thatjachen handelt. Dahin gehört 
der Zufaß: „Zahl, Maß, Gewicht unbekannt“, H. G. B. 88 655 bis 658. 
Selbit bei jog. reinem Stonnojjement ohne jolche Zuſätze tritt für den 
angegebenen Inhalt von laut dem Konnoſſement „verpadten“ Gütern 
dann feine Haftung ein, wenn der Schiffer außer der Identität der Kolli 
bewetit, daß er nicht im jtande war, deren Bejchaffenheit feitzuftellen, 
9.6.8. $ 653. 

6. Der Empfänger übernimmt durch Annahme des Gutes die Ver- 
pflichtung, die Fracht nad) Maßgabe des Konnoſſements zu berichtigen, 
9.8.8. $ 614. Dabei jind die Gewichtsangaben des Konnojjements 
für die hiernach zu berechnende Fracht jchlechthin maßgebend, wenn nicht 
das Konnojjement eine abweichende Beſtimmung enthält. ® 

Iſt bei der Seefracht fein Konnoſſement ausgejtellt, und hat der 
Deſtinatär das Gut angenommen, jo übernimmt er die Berpflichtungen 
des Abjenders nach Maßgabe des Frachtvertrages, H. G. B. 8 614. 

7. Der legitimierte Inhaber des Konnoſſements erlangt mit deſſen 
Übergabe, fobald die Güter von dem Schiffer oder einem anderen Ver: 
treter des Rheders oder vom Rheder jelbjt zur Beförderung übernommen 
find, den Bejig des Frachtgutes jelbit, und damit auch diejelben Rechte, 
die er im Falle körperlicher Übergabe der Güter erlangt, 9, G.B. $ 647.7 
Selbjiverjtändlich wird er nur mittelbarer Befiger, denn der Schiffer hat 
den unmittelbaren Bejib. 

III. Entjprechend find die Rechte des Dejtinatärs, dem ein Lade: 
jchein übergeben it. 
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I. Zufall, welcher die Bertragserfüllung unmöglich macht, hebt den 
Frachtvertrag nach den Nechtsregeln über gegemjeitige Verträge auf, 
B. G. B. $ 323. 

6) H. G. B. $ 655. Der Zuſatz: „Zahl, Maß, Gewicht unbekannt“ oder 
gleichbedeutende Worte reichen hier nicht aus. 


7) Über die Konſtruktion dieſes Satzes, welcher ſich längſt gewohnheitsrechtlich 
bildete, vgl. Coſack, H.R. S. 464 und dort Angef. 
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Die Unmöglichkeit kann namentlich Folge des Verluftes des Fahr» 
zeuges jein, welches vertragsmäßig dem Transport bejtimmt war, 3. B. 
wenn das gecharterte Schiff verunglückt, oder als reparaturunwürdig, 
oder reparaturunfähig kondemniert und öffentlich verkauft, oder geraubt, 
oder aufgebracht, oder angehalten, oder für gute Priſe erklärt wurde, 
9.©.8. $ 628 Ziff. 1. 

Auch wenn in jolchen Fällen die Reiſe bereit3 angetreten und die 
eine Teiljtrefe transportierten Güter gerettet jind, it im allgemeinen 
nach den Grundjägen des Werfvertrages, B.G.B. $ 644, da der Unter— 
nehmer die Gefahr trägt, Vergütung nicht zu leilten. Im Falle der 
Seefracht hat jedoch der Verfrachter, joweit Güter geborgen oder gerettet 
werden, jog. Diltanzfracht zu zahlen, im Berhältnis der zurüdgelegten 
zur ganzen Neije, joweit der Wert der geretteten Güter reicht, H. G. B. 
SS 630, 631. 

Die Auflöfung des Frachtvertrages ändert nichts in den Verpflich- 
tungen des Sciffers, bei Abweſenheit der Beteiligten auch nach dem 
Berlujte für das Beſte der Ladung zu jorgen. So H. G. B. $ 632 für 
die Seefracht, für andere Frachtgeichäfte gilt Entjprechendes gemäß Treu 
und Glauben. 

II. Der Frachtvertrag erlischt jchlechthin im Falle des zufälligen 
Unterganges der im Bertrage bejonders bezeichneten, jowie der urſprüng— 
lich allgemein bezeichneten bereit dem Frachtunternehmer übergebenen 
Güter vor Antritt der Neile, B. G.B. S 323 Ab}. 1; 9.6.8. $ 628 Ziff. 2 
und 3. Er endigt auch bei zufälligem Verluſte der Güter nach Antritt 
der Reiſe vor der Ablieferung an den Dejtinatär; nach den allgemeinen 
Grundjägen de3 B. G. B. $ 1645 kann der Unternehmer aber in diefem 
alle einen der zurückgelegten Reiſe entiprechenden Teil der Fracht ver- 
langen. Bei der Seefracht iſt nah H. G.B. 8 617 im Falle des zu— 
fälligen Unterganges der Güter feine Fracht zu leiiten.!-? Hat einer 
der Beteiligten den Zufall verjchuldet, oder ſonſt zu vertreten, jo it der— 
jelbe nach den allgemeinen Grundjägen haftbar. ® 


1) Bol. Ehrenberg, Beſchrünkte Haftung S. 92. 

2) War die Fracht vorausgezablt, jo iſt das Bezahlte oder zuviel Gezahlte zu 
eritatten, wenn das zsrachtgeichäft wegen IUnterganges des Frachtgutes endigt. Dies 
iſt ſelbſtverſtändlich. 

3) Hat der Verluſt der mittels eines Seeſchiffes zu verſendenden Güter inner— 
halb der Wartefriſt ſtattgefunden, jo hat der Befrachter das Recht, den Vertrag zu 
erhalten, wenn er fi unverzüglich zur Lieferung anderer Güter bereit erflärt und 
mit der Lieferung beginnt, 9.6.8. 8 562. 
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Volle Fracht iſt zu leiten, wenn die Güter infolge ihrer natür= 
lichen Beichaffenheit zu Grunde gingen, nicht minder, wenn Tiere unter- 
wegs ftarben. Die Anwendung des B. G. B. $ 645 auf diejen Fall 
entipräche nicht dem Wejen des Frachtvertrages, jo für den Seefracht- 
vertrag H. G. B. $ 618, für den Binnenjchiffahrtsvertrag Sciffahrts- 
geſetz $ 64.4 

III. Zufall, welcher Beginn oder Fortjegung des Transports 
während längerer oder doch unberechenbarer Zeit verhindert, 
3. B. Ausbruch eines den Transport gefährdenden Strieges, erhebliche Be- 
jchädigung einer Eifenbahn, giebt beiden Teilen ein Rücktrittsrecht. Im 
Falle teilweijer Ausführung der Reiſe iſt entgegen B. G. B. $ 644, 
wenigjtens beim Scerechtävertrag 9.6.8. 8 634, und bei der Binnen- 
ſchiffahrt Schiffahrtsgefeg S 68, Diitanzfracht zu zahlen. 

Für den Binnenfrachtvertrag, bei welchem in noch höherem Maße 
als bei der Seefahrt auf pünktliche Beförderung gerechnet wird, bejtcht 
die bejondere Beitimmung, dag auch Fürzere außergewöhnliche und nicht 
vorgejehene Behinderung des Antrittes oder der Fortſetzung der Reife 
— wobei freilich ganz geringfügiger Auffchub nicht in Betracht fommen 
wird — dem Abjender das Necht des Nücktrittes offenitellt, ohne die 
Aufhebung des Hindernifjes abzuwarten. Es liegt ihm dann jedoch ob, 
den Frachtführer, ſofern diejem fein Verjchulden zur Laſt fällt, für die 
Borbereitung der Reife, die Wiederausladung und den zurücgelegten 
Teil der Neife zu entjchädigen. Über die Höhe der Entſchädigung ent: 
jcheidet Ortsgebrauch, in deſſen Ermangelung billige Würdigung der 
Umstände, $ 428 Abj. 2.5 

IV. Dem Abjender jteht frei, den Beginn oder die Fortſetzung des 
Transports einjeitig und willkürlich zu unterjagen, jo lange nicht 
Nechte Dritter gegen den Frachtunternehmer erwachjen find; der Fracht— 
unternehmer kann dagegen nach Maßgabe des B. G. B. $ 649 Die ver- 
einbarte Vergütung beanjpruchen. 

Bei den wichtigeren Transportarten beitehen bejondere Beltimmungen. 
Die Eijenbahn kann den Erſatz der Koſten verlangen, welche durch die 
Berfügung des Abjenders, die fie nicht verjchuldet hat, entitanden jind, 


_ — — — 


4) Man wird dieſe Beſtimmungen alſo allgemein anzuwenden haben, vgl. 1. 10 
pr. D. delege, Rhodia de jactu 14, 2. Ein befonderes Abandonierungsrecht giebt 
9.6.8. $ 616. 

5) Bgl. Binnenihiffahrtsgejeb $ TI — neu —, Verk.O. 865, H. G. B. $ 638 
bezüglich der Seefradt. 
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und zwar nach Maßgabe der TFeitjegungen in den Tarifen, Berk. O. 
8 66 Ziff. 8. Der Befrachter eines Scejchiffes fann vor Antritt der 
Reife unter der Verpflichtung zurücktreten, Die Hälfte der bedungenen 
Fracht als Fautfracht zu zahlen, auch die Koſten der Einladung und 
MWiederausladung zu tragen, 9.6.8. 88 580, 581. Nach Antritt der 
Reiſe darf er nur gegen Berichtigung der vollen Fracht, ſowie aller 
jonjtigen Forderungen des VBerfrachters zurüdtreten, 9.6.8. $ 582, 
vgl. aber auch SS 583 und 584. War das Schiff von mehreren ge: 
chartert, oder handelt es fi) um Stüdgüter, 9. G. B. $$ 587, 588, jo 
ilt der Nücktritt vor Antritt der Reife nur gegen Zahlung der vollen 
Fracht geitattet. 


Ss 334. Berjonenbeförderung. 

I. Die Perjonenbeförderung gegen Entgelt ft Werkvertrag und 
unterliegt den Borjchriften des B. G. B. 88 631 ff. 

Bejonders geregelt ift die Werjonenbeförderung auf Eijenbahnen 
durch die Verf. DO. 88 10 bis 38, welche nach 9.6.9. $ 432 bindende 
Nechtönorm it, ferner die Perjonenbeförderung Durch die Poſt, für 
welche das Poſtgeſetz SS 11 und 12 und die Poſtordnung SS 51 bis 70 
maßgebend find; endlich die Beförderung zur See, H. G. B. SS 644 ff. 
Soweit diefe Ordnungen nicht bejondere Beltimmungen treffen, gelten 
die Borjchriften des B. G. B. 88 631 ff. 

II. Srundjäglich ijt der Vertragsichluß über die Perſonenbeför— 
derung formlos, regelrecht ift das Fahrgeld erſt nach Vollendung der 
Fahrt zu entrichten, B. G. B. $ 641. Größere Transportanftalten, ins— 
bejondere Eijenbahnen, Tramways, Poſten, Omnibus, Dampfichiite, 
pflegen jedoch nur mittel Einhändigung eines Fahrbillets gegen jofor: 
tige Entrichtung des Fahrgeldes abzujchliegen. Die Verf. O. $ 13 ſpricht 
in Übereinjtimmung mit einer im Publitum verbreiteten Auffajiung von 
einem „Berfauf“ der Fahrkarten; für die rechtliche Natur des Gejchäftes 
it dies aber ohne Bedeutung. 

Die Eiſenbahn, Berk. D. $ 6, darf die Beförderung von Perſonen 
mit den fahrplanmäßigen Zügen, joweit fie mit ihren vegelmäßigen 
Transportmitteln möglich, und nicht durch höhere Gewalt verhindert tft, 
nicht verweigern. Entſprechendes gilt für die Poit. 

Widerſpenſtige jowie betrunfene Paſſagiere find zur Mitfahrt nicht 
zuzulafien, erjichtlich franfe oder ſonſt vorausfichtlich die Mitreiſenden 
beläjtigende mur in bejonderen Abteilungen. Dieje Beitimmungen für 
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Eijenbahnen, Berk. O. $ 20, werden bei anderen Unternehmungen ent- 
jprechend anzınvenden fein. 

III. Unmöglichfeit der Leijtung, insbejondere auch Untergang des 
bedungenen Fahrzeuges infolge reinen Zufalles, hebt den Vertrag auf, bei 
teilweifer Unmöglichkeit mindert ich die Gegenleiftung nach) B.G. B. $ 323. 

Für Seefahrten gilt, daß, wenn durch Krieg oder Verfügung von 
hoher Hand Antritt oder Fortſetzung der Neije bedroht wird, beide Teile 
das Rücktrittsrecht haben und zwar ohne Entjchädigung, wenn die Reife 
noch nicht angetreten war; iſt Dies bereits gejchehen, gegen Zahlung 
eines entjprechenden Teilfahrgeldes, H. G. B. 88 669, 670. 

IV. Der Neilende kann bis zum Beginne der Fahrt zurüdtreten. 
Der Unternehmer it dann aber berechtigt, das volle Fahrgeld zu bean— 
jpruchen unter Abzug dejien, was er infolge Aufhebung des Vertrages 
erjpart, erwirbt, oder böswillig zu erwerben unterläßt. Die Eiſenbahn 
jedod) befördert im Falle unverzüglicher Meldung noch mit anderen am 
nämlichen oder am folgenden Tage nad) der Beltimmungsjtation ab: 
gehenden Zügen, Verf. D. $ 19 Ziff. 3. Bei Seefahrten it im Falle 
des Nücktrittes des Paſſagiers vor dem Antritte der Reiſe, jei er frei— 
willig oder Folge eines Unfalles, nur die Hälfte des Überfahrtsgeldes 
zu zahlen, 9.6.8. $ 667. 

V. Der Unternehmer haftet dem Netjenden für eigenes Verſchulden 
und dasjenige feiner Leute nach den allgemeinen Grundſätzen. Wegen 
Beichädigung des Reiſenden jtehen die Eijenbahnen nach dem Haftpflicht- 
gejege vom 7. Juni 1871 in weitgehender Weije ein. Ähnliches gilt 
für die Bolt, Poſtgeſetz $ 11. 

Die Eijenbahnen find wegen verjpäteter Abfahrt oder Ankunft, ſo— 
wie wegen Ausfalles eine® Zuges den Reiſenden nicht jchadengerjaß- 
pflichtig; zur Erjtattung des Fahrgeldes find ſie in ſolchen Füllen, wenn 
auch nur unter gewijjen Weiterungen, verbunden, Berk. D. $ 26. 

YI. Der Neifende haftet jeinerfeits dem Unternehmer wegen Ber: 
ichuldens, namentlich Beichädigung des Fahrzeuges, vgl. Berk. O. 8 23. 

VII. Der Reiſende hat das Necht, die ihm auf der Reiſe not— 
wendigen Gegenitände mitzunehmen. In welchen Make und ob gegen 
Vergütung unterliegt bejonderer Regelung. !-? 

VIII. Grundfäglich it die Abtretung des Nechtes des Reifenden 
auf Beförderung zuläjlig, jo lange er die Reiſe noch nicht begonnen hat.? 





1) Über das Neifegepäc bei der Eifenbahnfahrt vgl. Verk. O. g8 30ff. Bei der 
Seefahrt iſt im Zweifel befondere Vergütung für die Beförderung des Reiſegutes nidıt 
geichuldet, 9.0.8. $ 672. 
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Fünftes Kapitel. 
Die Auslobung. 


$ 335. Die Auslobung im allgemeinen. 

I. Offentliches Ausſetzen einer Belohnung für eine Leiftung — Aus: 
lobung — iſt alter und neuer Zeit befannt. Doch fonnte man nach 
römiſchem Nechte gegen den Auslobenden nicht Flagen, auch wenn man 
die ausgelobte Leiſtung vollzogen hatte, denn es fehlte der Vertrag, 
welcher rechtlich band; daher beitand in Nom nur eine Anjtandspflicht 
des Auslobenden. Erit das A.L. R. I, 11 $ 988 gab der Auslobung 
unbejtrittene Slagbarfeit, wenn es fich um nüßliche oder gemeinnüßige 
Dinge handelt.! Auch im Gebiete des gemeinen Nechtes nahmen viele 
Klagbarkeit an.? War doch der deutichen Auffajjung der Gedanke, das 
einjeitige Verſprechen einen Berpflichtungsgrund bilden können, nichts 
Fremdes. 

II. Dem folgt B. G. B. $ 657. 

1. Notwendig ijt öffentliche Bekanntmachung der Auslobung. Im 
übrigen iſt fie formlos, kann aljo mündlich oder jchriftlich fein. Nicht 
erforderlich it, Daß ste fich allgemein an das Publikum wendet, cs 
genügt, wenn jie gegenüber einem beſtimmten Kreiſe gefchieht. Verſprechen 
einer Belohnung für die Handlung einer individuell bejtimmten Perjon 
tt aber feine Auslobung, auch wenn es öffentlich erfolgt. 

2. Die Belohnung muß in Geld oder geldwerten Vorteilen beitehen, 
das Berjprechen 3. B. eines Kuſſes durch die Auslobende oder der An— 
nahme an Sindesitatt wäre nicht Elagbar. Dies ergeben die allgemeinen 
Grundjäge des Obligationenrechtes. 

3. Die Belohnung fann nicht bloß für Handlungen, jondern auch 
für Unterlafiungen ausgelobt werden, 3.8. zu Gunſten entlafjener Zucht: 
hausjträflinge für den Fall weiteren vorwurfsfreien Lebens. t 





2) Die Mutter hat für ihr auf dem Schiffe geborened Kind nichts zu zahlen. 
So ſchon 1.19 $ 7 D. locati 19,2. Nach Verk. O. 53 11 Biff. 2 find finder bis zum 
vollendeten 4. Lebensjahre, für welche ein bejonderer Platz nidyt beaniprucht wird, 
frei, Kinder bis zum vollendeten 10. Yebengjahre zu ermäßigten Preiſen zu befördern. 

3) Dies entiprechend den allgemeinen Grundſätzen des Werfvertrages; für das 
Frachtgeſchäft zur See bejtimmt bejonders 9.0.8. 8 664. 

1) R.G. Bd. 11 ©. 281. 

2) Reichliche Litteratur fiche bei Crome, Partiariſche Rechtsgeſchäfte ©. 511. 

3) Oben Bd.2 Abt. 1 $ 84. 

4) Daß im $ 857 bloß von einer „Handlung“ die Rede ift, fann hiergegen nicht 
fpreden. Handlung umfaßt eben jehr häufig auch die Unterlafinng. 
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Die Leitung kann im Interejje des Auslobenden oder eines Dritten 
jein, nicht jelten gejchieht ie zum Vorteil der Allgemeinheit, verfolgt 
wirjenjchaftliche oder Fünstlertiche jonjtige gemeinnüßige Leitungen, be- 
jonderd häufig iſt die Auslobung jeitens der Polizeibehörde für Ent: 
dedung eines Verbrechens oder den Nachweis oder das Teititellen des 
Thäters. 

Das B. G. B. verlangt nicht, daß die ausgelobte Leiſtung eine 
nützliche iſt. Aber Auslobungen, welche offenbar bloß Reklamezwecken 
oder bloß der Renommage dienen ſollen, verſtoßen, auch wenn ihr In— 
halt kein unſittlicher iſt, gegen die guten Sitten und ſind um deswillen 
nicht Elagbar. 5 

4. Die Auslobung it einjeitig verbindlich. Einer Annahme der: 
jelben bedarf es nicht. Dies geht daraus hervor, daß nach S 657 Die 
Belohnung auch zu entrichten iſt, wenn nicht mit Rückſicht auf die Aus: 
lobung gehandelt war, was namentlich für den Fall gilt, daß man bei 
Bornahme der ausgelobten Handlung nicht von der Auslobung wußte.“ 

Sit die Belohnung auch zu entrichten, wenn die ausgelobte Hand- 
lung bereitö vor der Auslobung vorgenommen war? Dies it Frage 
der Auslegung der Auslobung. Oft geht die Abjicht bei derjelben dahin, 
die ausgelobte Handlung hervorzurufen, dann kann die Belohnung wegen 
früherer Handlungen nicht beanjprucht werden. 

III. Nach älterem Nechte war die Widerruflichfeit der Auslobung 
jtreitig. Das B. G. B. $ 658 Abj. 1 entjcheidet ſich grumdjäglich für ein- 
jeitige Widerruflichfeit big zur Bornahme der Handlung. 

1. Der Widerruf it nach 8 658 nur wirkſam, wenn er in derjelben 
Weife wie die Auslobung befannt gemacht wird, vgl. $ 171 Abi. 2. 
Damit kann nur gemeint jein, daß er mindejtens durch gleich wirf- 
jame Mittel erfolgt. Geſchah 3. B. die Auslobung mündlich in einer 
Verſammlung, jo it Widerruf durch die Preſſe gleichfalls zuläſſig, wenn 
er hierdurch nicht minder Offentlichkeit erlangt. 

Auch durch bejondere Mitteilung fann nach $ 658 der Widerruf 
erfolgen. Derjelbe wirkt aber jelbjtverjtändlich nur zum Nachteile der 
Perſon, welcher gegenüber die Mitteilung gejchieht, wie auch Dritter, 
die von dem Widerruf Kenntnis erhielten. 


5) Verſprechen für Handlungen, welche dem Intereſſe des Auslobenden zuwider 
find, 3.8. 1000 Mark für den, welcher bejjere Ware als die meinige nachweijt, find 
nicht als ernitgemeint anzuſehen. 

6) Vgl. Pland, Vorbemerkung II. 
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2. Der Auslobende kann auf den Widerruf verzichten, jet es 
in der Auslobung, wovon 8 658 Abſ. 2 allein jpricht, weil diejer Fall 
zunächjt liegt, jei es nachträglich in öffentlicher Weile. 

War eine Frift für die Vornahme der Handlung gejett, jo üt 
bierin nach $ 658 Ab}. 2 im Zweifel ein Verzicht auf den Widerruf 
zu jehen. 

IV. Die aus der Auslobung entipringende Verbindlichkeit unter- 
liegt den allgemeinen Regeln der Schuldverhältnifie. Sie geht namentlich 
auf die Erben des Auslobenden über. 

V. Die wichtigite Frage für die Praxis ilt, wen die Belohnung 
gebührt, wenn die ausgelobte Handlung von mehreren vorgenonmen 
wurde. 

1. Wurde ſie von mehreren vollſtändig vollzogen, und zwar unab— 
hängig von einander, ſo gebührt die Belohnung demjenigen, welcher ſie 
zuerſt vornahm, 8 659 Abi. 1. 

Geſchah ſie gleichzeitig, oder läßt ſich die frühere Vornahme nicht 
ermitteln, ſo erhält bei teilbarer Belohnung jeder der Handelnden einen 
Kopfteil, bei unteilbarer entſcheidet das Los, $ 659 Abſ. 2. Daß die 
Verloſung in der Regel vom Auslobenden oder nach deſſen Anordnung 
vorzunehmen iſt, ergiebt das Weſen der Sache. 

2. Häufig kommt es vor, daß mehrere zu dem Erfolge, auf wel— 
chen die Belohnung ausgeſetzt war, beigetragen haben, z. B. zu der Er- 
mittelung und Ergreifung eines Verbrechers. Nach $ 660 Abi. 1 hat 
dann der Auslobende die Belohnung unter Berüdfichtigung des An— 
teiles eines jeden an dem Erfolge nach billigem Ermeſſen zu verteilen. 
Selbjtverjtändlich kann in der Auslobung die Beitimmung einem Dritten, 
z. B. dem Bolizeipräfidenten bei Auslobung für Ergreifung eines Ber: 
brechers überlajjen werden. Es ijt aber anzunchmen, daß auch abge: 
jehen hiervon der Auslobende die Verteilung durch einen Dritten vor: 
nehmen laſſen darf, da diejelbe auch feinem gejeßlichen Vertreter ſowie 
feinen Erben zusteht. Dat die Verteilung durch mehrere, 3. B. durch 
Miterben, zu geichehen, jo wird entiprechend $ 317 Ab}. 2 Einjtimmigfeit 
notwendig. ® 





7) Über die Anfechtung einer Auslobung, insbejondere einer ummwiderruflichen, 
vgl. Rland, Vorbemerkung IIIa. 


8) Pland zu 8 660 Ziff. IId. 
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War die Verteilung offenbar unbillig, jo müfjen ſich die Beteiligten 
nicht bei ihr beruhigen, ſie find vielmehr befugt, mittels Feſtſtellungsklage 
gegenüber ihren Konkurrenten anderweite Beitimmung durch Urteil her- 
beizuführen, $ 660 Abi. 1 Sap 2. 

Entjprechendes iſt ohne Zweifel zuläſſig, vgl. $ 319 Abi. 1, wenn 
der Auslobende die Verteilung nicht treffen kann oder will, oder wenn 
er jie verzögert. Dies gilt namentlich auch, wenn die Verteilung meh— 
reren zufteht und eine Einigung nicht zu erzielen iſt. 

Können die Beteiligten den Auslobenden auf Verteilung ver- 
flagen und ihn etwa Durch die Mittel der Zwangsvollſtreckung zur 
Bornahme derjelben zwingen? Eine jolche Klage wäre wenig praftiic). 
Sie jcheint auch nicht im Sinne des Gejeßes zu liegen, wie aus $ 660 
Ab). 2 hervorgeht. 

Es wird nämlich für den Fall, daß die Verteilung des Ausloben- 
den von einem der Beteiligten nicht als verbindlich anerfannt wird, der 
Auslobende als berechtigt erklärt, Erfüllung zu verweigern bis die Be- 
teiligten den Streit über ihre Berechtigung unter ſich ausgetragen haben, 
jo daß aber jeder Beteiligte vorläufige Hinterlegung der Belohnung zu 
Gunſten aller Beteiligten verlangen fanı. Man wird ein entjprechendes 
Berfahren anzuwenden haben, wenn der Auslobende die Beitimmung 
nicht treffen kann over will, oder fie verzögert. 

Bit die Belohnung nach ihrer Bejchaffenheit oder nach dem Inhalte 
der Auslobung unteilbar, jo entſcheidet das Los, $ 660 Abi. 3. 


$ 336. Breisbewerbung. 

1. Bejonderer Art iſt die Auslobung zum Zwede einer Preis— 
bewerbung, 3. B. behufs Löſung einer wijlenfchaftlichen, künſtleriſchen 
oder technijchen Aufgabe. Hierfür trifft S 661 VBorjchriften. 

1. Solche Auslobung fordert zur Giltigfeit die bejondere Feititellung 
einer ‚zriit für Die Bewerbung.! Die Feitjtellung der Friſt fann jofort 
mit der Auslobung geichehen, was 8 661 Abj. 1 vorausjegt, aber gewiß 
auch vorbehalten und jpäter nachgeholt werden. 

2. Infolge der Friſtſetzung gilt eine derartige Auslobung im Zweifel 
al3 umviderruflich, $ 658 Abi. 2 a. E. 


1) Die Belanntmahung einer Verlagsanftalt 3. B., wonach jie für den beiten 
Bollsroman, der ihr eingeliefert wird, einen Preis von 3000 Markt ausfegt, iſt — 
wenn eine Friſtbeſtimmung fehlt — unverbindliche Reklame! 


450 Die Nuslobung. 


3. Notwendig ift, daß die Löjung und Bewerbung innerhalb der 
Friſt gejchieht, z. B. durch Die Einreichung der geforderten Preisjchrift.? 

4. Die Entjcheidung, ob ein Bewerber den Preis verdient, oder 
welchem von mehreren Bewerbern er vorzugsweije gebührt, kann in der 
Auslobung oder auch jpäter vom Auslobenden einem Dritten zugetviejen 
werden. Sonjt hat fie der Auslobende zu treffen. Die Entſcheidung 
it für die Beteiligten verbindlich, $ 661 Abi. 2 a. E Auch wenn fie 
einem Bewerber als offenbar unbillig erfcheint, fann nicht etwa gericht: 
liches Urteil verlangt werden.® Sind mehrere die Preisrichter, jo ent- 
icheidet die Mehrheit, denn dies iſt das Übliche. 

5. Sind die Preisarbeiten gleichwertig, jo iſt der ‘Preis zu gleichen 
Teilen zu verteilen; wenn er unteilbar it, unter die Beteiligten zu ver: 
[ojen, $ 661 Abi. 2. 

II. Können die Preisbewerber gegen den Auslobenden auf Ent: 
jcheidung Hagen, wenn er diejelbe verweigert oder verzögert, jo daß der: 
jelbe nad) rechtsfräftiger Verurteilung zu deren Vornahme durch Geld: 
oder Haftitrafe nah C. P.O. $ 888 Ab). 1 angehalten werden fann? 
Da der Auslobende, ohne dab dagegen ein Nechtsbehelf offen jteht, jeder: 
zeit erflären fann, feine Bewerbung ſei des Preifes würdig, jo wäre 
eine jolche Klage zwedlos. Den Preisbewerbern bleibt daher nur übrig, 
wenn jie der Auslobende durch fein prlichtwidriges Benchmen gejchädigt 
bat, auf Schadenserjag zu klagen, 3. B. auf Erſatz vergeblich aufgewen— 
deter Auslagen für Herftellung der Preisichrift und Vergütung wegen 
vergeblicher Arbeitsleiitung. 

III. Daß der Breisbewerber bis zur Enticheidung des Preisrich— 
ters jeine Arbeit zurücziehen fann, iſt offenbar. Was jollte ihn hieran 
hindern? Nicht minder ift zweifellos, daß er mit Zuerlennung Des 
Breijes einen flagbaren Anjpruch auf denjelben erhält. Auch bedurfte 
es faum der Hervorhebung, was $ 661 Abſ. 3 bejtimmt, daß der Aus- 
lobende die Übertragung des Eigentunes an dem Werte nur verlangen 
fann, wenn dies in der Auslobung bejtimmt iſt. Gleiches gilt für das 
Urheberrecht. Dasſelbe iſt ſelbſtverſtändlich mit der Übertragung des 
Eigentumes allein noch nicht zugeitanden. 


2) E.1I, 8584 Abſ. 1 Saß 2 bejagte ausdrüdlich, daß die frühere Einreihung 
in der Negel feinen Vorzug vor anderen, frijtgemäß eingereichten Preisichriften be: 
gründe. Es war dies jelbitverftändlic und wurde um deswillen geitrichen. 

3) Im Falle der Argliſt wird aber eine Klage zuläjjig * vgl. Gruchot 
Bd. 28 S. 243, 246. 
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Sechſtes Kapitel. 
Vorbereitung und Abſchluß von Verträgen im Intereſſe Dritter. 
$ 337. I Der Mäklervertrag', der Mäller. 

I. Ohne die Thätigfeit von Perſonen, welche die Gelegenheit zu 
Gejchäften nachweifen und zwiſchen den Geſchäftsſchließenden vermitteln, 
ilt ein weitere reife umfaſſender Verkehr nicht denkbar, müßte die Ent- 
widelung der menjchlichen Gefellichafti jtoden. Dieje Thätigfeit iſt Auf: 
gabe der Mäkler. Nützlich und unentbehrlich giebt fie doch leicht dem 
Mäkler unberechtigten Einfluß. Sie fann in ein Barafitentum aus— 
arten, welches das Publikum ausbeutet. - 

Römische Klugheit jah davon ab, die Beziehung zwilchen den Auf- 
traggebern und den Mäklern zu Flagbaren Ktontraften zu geitalten. Nur 
extra ordinem gab man eine Klage auf Mäklerlohn, das hatte den 
Einn, daß der rechtiprechende Magiitrat ohne Nüdjicht auf Verein: 
barung, die oft einer Notlage entjpringt, dem Mäkler nur joviel zu: 
ſprach, als er den Umjtänden nach für billig und angemefjen erachtete.? 

Dagegen erkannte das gemeine Necht nach feinem allgemeinen 
Grundjage der Klagbarkeit aller Verträge auch den Mäflervertrag als 
Hagbar an. Ihm folgt B. G. B. 88 651 bis 657. 

Gleichwohl macht fich geltend, da bei der Mäkelei die Vertrags- 
bedingungen allein nicht entjcheiden können, daß vielmehr Nückfichten 
auf die Gejundheit des Verkehres eingreifen müſſen. 

II. Vom Auftrage des B. G. B. unterjcheidet ſich der Mäflerver- 
trag dadurch, daß derſelbe notwendig unentgeltlich, der Mäklervertrag 
notwendig entgeltlich iſt. Dies darf uns aber nicht hindern, denjenigen, 
welcher ſich des Mäklers bedient, im Anſchluß an den deutſchen Sprach— 
gebrauch Auftraggeber zu nennen, wobei Auftrag in einem weiteren 
Sinne als nad) B. G. B. genommen wird. ® 


1) Rieſenfeld bei Gruchot Bd. 36 S. 790, Bd. 37 ©. 27 ff.; ga! Die Pro⸗ 
viſionsanſprüche der Grundſtücksvermittler, dajelbit Bd. 40 5.193; Neubauer in 
Kohlers Archiv Bd. 6 5. 1; Johannes Burchard, Verhandlungen des 24. ey 
Bd. 2 ©. 235; Crome, Partiariihe Rechtsgeihäfte S. 411; Staub zum 9.6. B., 
Erturs zu $92 „Die Civilmäkler“. 

2) 1.3 D. de proxenetieis 50, 14. De proxenetico, quod et sordidum, 
solent praesides cognoscere, sie tamen ut et in his modus esse debeat et quan- 
titatis et negotii, in quo operula ista defuncti sunt et ministerium quale quale 
accomodaverunt. 

3) gl. oben $ 293 ©. 363. 

Dernburg, Bürgerl. Recht. II. 2. 31 


% 
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III. Die Mäklerei geſchieht meijt durch Perfonen, welche fie ge- 
werbsmäßig betreiben, um jich hierdurch eine dauernde Einnahmequelle 
zu verichaffen. 

Ste bilden den Stand der Mäfler. Auf den Namen, welchen jie 
jich beilegen, fommt es nicht an. Oft namentlich nennen ſich Mäkler 
Agenten, nicht jelten auch Kommiſſionäre. 

Zu den Mäflern gehören nicht Handlungsgehilfen, welche 
dauernd im Dienjte eines Kaufmannes jtehen und für ihren Prinzipal 
Gejchäfte anbahnen, auch nicht Handlungsagenten. Denn jolce 
Agenten find jtändig angeitellt, 9.G.B. Art. 84, Mäkler werden nad 
Gelegenheit beauftragt. 

IV. Unter den Mäflern haben eine bejondere Rechtsſtellung die 
Handelsmäfler, welche gewerbemäßig für andere Perſonen, ohne von 
ihnen auf Grund eines VBertragsverhältnijjes jtändig hiermit betraut zu 
jein, die Vermittelung von Verträgen über Antchaffung oder Veräußerung 
von Waren oder Wertpapieren, über VBerficherungen, Bodmerei, Schiffs: 
miete oder jonjtige Gegenitände des Handelöverfehres übernehmen. Für 
die Handelsmäfler giebt H. G. B. 88 93 bis 104 Vorfchriften. t 

Außer den Handelsmäklern finden fich zahlreiche andere gewerbs— 
mäßige Mäkler, z.B. Grundjtüds- und Hypothekenmäkler, Gejinde- 
mäfler, jonjtige Stellenvermittler, z. B. Theateragenten für Engagements 
von Schaufpielern und von Sängern, auch Ehemäfler, welche damit cin 
bejonders bedenkliches Gejchäft betreiben. 

Nach der Gewerbeordnung vom 1. Juli 1883 $ 35 fteht die Thätig- 
feit gewijler Arten von Mäflern unter obrigfeitlicher Überwachung. Es 
it zu dieſem Zwede von dem Gewerbebetriebe der VBermittelungsagenten 
für Immobiliarverträge, Darlehen und Heiraten, der Gefindevermieter 
und jonjtigen Stellenvermittler Anzeige bei der Behörde zu machen und 
ihnen der Gewerbebetrieb im Falle des Vorliegens von Thatjachen, 
welche die Unzuverläjfigkeit des Gewerbetreibenden bezüglich desjelben 
darthun, zu unterjagen. 

Früher unterjchied man öffentlich angeitellte Mäkler und Privatmäkler. 
Sept find als Mäkler amtlich angejtellt nur die Kursmäfler.* ? 





4) Handelämälfer find Kaufleute, H. G. B. $ 1 Ziff. 7. 

5) Als gegen die quten Sitten verjtoßend find unzuläffig: unter anderen Mäller— 
geichäfte behurs Beichaffung von Titeln, Orden, Doktor- und Adelsdiplomen oder 
gar von Anjtellungen im deutichen Staats= oder Kommunaldienit. 

6) Seit dem Mittelalter waren für die Vermittelung von Handelsgeſchäften nur 
öffentlich angeftellte Handelsmäller zugelajien. Der Gewerbebetrieb durch nidt an- 
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Kursmäkler müfjen bei jeder Börje, bei welcher eine amtliche 
Feſtſetzung von Börfenpreijen erfolgt, bejtellt werden. Sie werden von 
der Landesregierung des Ortes der Börje ernannt und entlaffen, haben 
amtliche Obliegenheiten und werden beeidigt, Börjengejeg SS 29 ff. Ihre 
hauptjächliche Aufgabe it die Mitwirkung bei Feitfegung der Börjen- 
preije. Sie haben in dem Gejchäftszweige, in welchem fie als Kurs— 
mäfler mitwirken, dag Gewerbe von Handelsmäklern zu betreiben. Die 
Berüchichtigung bei der Kursfeſtſtellung fann nur für die von den Kurs— 
mäflern vermittelten Gejchäfte beanjprucht werden. Ihre unparteiijche 
Stellung joll durd) Verbote gefichert werden. Insbeſondere dürfen jie 
fich in der Regel nicht für die von ihnen vermittelten Gejchäfte ver- 
bürgen. Ste dürfen zwar Maäklergejchäfte jeder Art abjchliegen, ein 
ſonſtiges Handelsgewerbe aber nicht betreiben, auch einzelne Gejchäfte 
in dem Zweige, für welchen fie an der Kursfeititellung mitwirken, in 
der Regel weder für eigene Rechnung noch für die eines Dritten vor- 
nehmen. Gejchäfte gegen das Verbot find nicht nichtig, ziehen aber 
Disziplinaritrafen oder Aıntsentjegung nach fich.® 


$ 338. Slagbarfeit der Verbindlichkeiten des Mäklers. 

I. Der Mäflervertrag ift vom Nechte anerfannt, es ijt auch zweifel- 
los, daß der Mäkler eine Klage auf Mäklerlohn hat. Ob aber diejer 
Berpflichtung eine Eagbare Verbindlichkeit des Mäklers gegenüberjteht, 
ob aljo das Gejchäft zu den gegenjeitigen Verträgen gehört, iſt bejtritten 
und auch durch das B. G. B. nicht entjchieden. 

Biele behaupten, die vom Mäkler veriprochene Leiltung jei etwas 
Unbejtimmtes und Unbeitimmbares, daher entjtehe für den Mäfler feine 
fagbare Berpflichtung zur Ausführung. Seine Leiftung ftehe nicht in 
obligatione, jondern nur in condieione Die Provifion werde dem 





geitellte, fog. Pfuſchmäkler, war verboten und unter Strafe gejtellt. Schon das alte 
9. G. B. bejeitigte da8 Monopol der amtlichen Handelämäller, wenn auch unter 
einem Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung, welcher indejjen feine praftijche Bes 
deutung gewann. Immerhin zeichnete Art. 66 des allgemeinen 9. G. B. noch die 
amtlich für Handelögefchäfte bejtellien Mäkler aus, auf welche die bejonderen Be— 
ftimmungen ded 9.8. B. allein Anwendung fanden. Für den Börfenhandel wurde 
die Unterſcheidung durch Börjengefeg vom 22. Juni 1896 erledigt, nad) dem neuen 
9.8.8. fällt fie allgemein weg. 

7) Etwas anderes iit, daß Handelömälter zu Verkäufen und Känfen öffent— 
lih ermädtigt werden fünnen, 3. B. für den Fall von B. G. B. $ 1221. Die 
Beitimmungen über die Erteilung der Ermächtigung trifft preuß. Aus. Gef. zum B. G. B. 
Art. 13. Kursmäkler haben die Ermächtigung ohne weiteres, Einf. Gej. zum B. G. B. 
Art. 14 8 34. 

8) Näheres fiehe bei Coſack, Handelsrecht 8 74. 

81* 
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Mäkler bedingt veriprochen, er werde thätig, um fie zu verdienen, nicht 
weil er hierzu verpflichtet je. Wenn er dem Vertrauen, welches der 
Auftraggeber auf ihn jet, nicht entipreche, denjelben namentlich ge— 
wiſſenlos fchädige, jo hafte er außervertraglich wegen jeiner unerlaubten 
Handlungen keineswegs als Bertragsjchuldner. ! 

II. Dies iſt der römische Standpunft, nicht der heutige. In Rom 
rechtfertigte er jich dadurch, daß der Mäfler feine Vertragsflage auf den 
Mäklerlohn hatte. Heutzutage, wo derjelbe jolches Klagerecht hat, würde 
e3 der Gerechtigkeit und der Gleichberechtigung beider Parteien wenig 
entiprechen, dem Auftraggeber die Vertragsflage gegen den Mäkler zu 
verjagen. Nur das iſt zuzugeitehen, daß eine Sllage des Auftraggebers 
gegen den Mäkler auf Vornahme der zugelagten Vermittelung einen un— 
mittelbaren praftiichen Erfolg faum haben fann, da eine im Wege der 
Zwangsvollſtreckung erziwungene Vermittlerthätigkeit für den Auftrag- 
geber ohne Wert jein würde. Schadenserjag wegen Unterlajjung der 
Vermittelung, insbejondere nad) $ 283 B. G. B. wird dagegen allerdings 
in vielen Fällen begründet werden können.? 


$ 339. Bortjegung. Die Berpflidtungen aus dem Mäflervertrag 
im einzelnen. 

I. Die Tätigkeit, zu welcher jich der Mäkler verpflichtet, ijt nach 
Verabredung, den Umjtänden, der Verfehrsübung bald enger, bald 
weiter. 

Die Hauptthätigkeit liegt in der Berjchaffung der Gelegenheit 
zum Bertragsichluß, aljo der Ermittelung und Bezeichnung von 
Perſonen, welche zum Vertragsſchluß bereit find, vgl. $ 652. Oft hat 
der Mäkler aber auch beim Abjchlu des Vertrages mitzuwirken, indem 
er den Parteien gegemjeitige Erklärungen überbringt, Ddiejelben auch 
etwa bei der Formulierung des Vertrages unterjtütt und als ihr Be- 
rater auftritt. Unter Umständen wird auch erwartet, daß er bei den 
Verhandlungen auf Erzielung möglichit günstiger Vertragsbedingungen 
für jenen Auftraggeber thätig it. 

Die Handelsmäkler insbejondere haben nicht bloß Gelegenheit zum 
Abſchluß zu ermitteln, vielmehr den Abjchluß auch zu vermitteln, 








1) So nod heute Neuling, Die Provifionganfprüche des Grunditücdvermittlers; 
Gruchot Bd. 40 5. 195. Vgl. Eceius, Preuß. Privatrecht 7. Aufl. (1896) II, 8 138 
zu n.65b. Johannes Burkhard i. d. Verhandlungen des XXIV. deutichen Juriſten— 
tages, Gutachten Bd. 2 ©. 259 ji. 

2) Siehe namentlich Crome, Rartiariihe Rechtsgeſchäfte S. 415. 
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H. G. B. 8 93. Dagegen giebt der Mäflervertrag feine Bollmacht zum 
Abſchluß des Geichäftes für den Gejchäftsheren. 

Der Mäfler, welcher das Gejchäft vermittelt, hat in der Regel 
auch für den Beweis zu jorgen. 

Namentlich hat der Handelsmäkler unmittelbar nach dem Abjchluffe 
des Gejchäftes jeder Bartei eine von ihm unterzeichnete Schlußnote zu— 
zuitellen, welche deſſen Inhalt enthält, diejelben auch von den Kontra— 
henten, jofern das Gejchäft nicht jofort erfüllt werden joll, unterzeichnen 
zu lajjen, H. G.B. $ 94 Abſ. 1 und 2. Er hat ferner die ihm über- 
gebene Probe der durch jeine Vermittelungen nach Probe verkauften Ware 
bis zur Abwicklung des Gejchäftes aufzubewahren, 9.6.8. $ 96.34 

Der Mäkler ijt jeinem Auftraggeber fontraftlic) zu Sorgfalt und 
Treue verpflichtet. Auch dem Dritten, mit welchem er unterhandelt, it 
er, wenn auch nur außerfontraftlich, wegen jchuldhaftertweile zugefügten 
Schadens verpflichtet. Beiſpielsweiſe haftet er diejem für das negative 
Vertragsinterejje, wenn er, ohne dazu ermächtigt zu fein, Zuſtimmungs— 
erflärungen übermittelte. Der Handelsmäfler gilt im Zweifel ver— 
tragsmäßig beiden Barteien verpflichtet, inSbejondere für den durch 
jein Verjchulden entjtehenden Schaden, 9.6.8. $ 98. 

Der Mäkler hat in der Negel nicht die Aufgabe, ſich über die 
Buahlungsfähigfeit des von ihn benannten Meitkontrahenten zu verges 
wiljern. Dieje zu prüfen iſt Sache des Auftraggebers, welcher den 
Bertrag abjchliegt. Nur dann haftet der Mäkler für die Zahlungs: 
unfähigfeit de3 von ihm vorgefchlagenen, wenn er jie fannte oder den 
Umständen nach hätte fennen müjjen, und nicht anzeigte, oder, wenn 
er eine bejtimmte Zujage in diejer Richtung machte. 

Bei der Ausführung des Geichäftes it der Mäfler als folcher 
nicht beteiligt. Insbeſondere gilt nach) H. G. B. $ 97 der Handelsmäkler 
nicht al3 ermächtigt, eine Zahlung oder eine andere im Vertrage be— 
dungene Leijtung in Empfang zu nehmen. Gleiches iſt für andere 
Mätkler anzunehmen. 

1I. Dem Mätkler wird der Mäflerlohn, jog. Kurtage, nach Zuſtande— 
kommen des vermittelten Gejchäftes gejchuldet, B.G.B. 8 652 Abſ. 1 Sab 1. 

Grundjäglich it Vereinbarung des Mäklerlohnes und Feitjegung 
jeiner Höhe erforderlich; e3 genügt jedoch, daß die dem Mäkler über- 

3) Über das vom Handelsmälfer zu führende Tagebuch vgl. H. G. B. 88 100ff. 

4 Die Vorjchriften über Schlußnoten umd har finden auf die Ver— 
mittelung von Warengeichäften im Sleinverfehre feine Anwendung, 9.6.8. $ 104. 
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tragene Leitung den Umständen nach nur gegen Vergütung zu envarten 
war, $ 653 Abſ. 1, was vor allem anzunehmen it, wenn man einem ge= 
werbsmähigen Mäfler einen in jein Gewerbe einjchlagenden Auftrag giebt. 

Für die Höhe des Lohnes iſt in eriter Linie die ausdrüdliche Feſt— 
jeßung der Parteien, in ziveiter eine etwa vorhandene obrigfeitliche 
Taxe, legtlicd) der Ortsgebrauch maßgebend, $ 653 Abi. 2. 

Beitimmungen der Landesgejege, welche einen Höchitbetrag der 
Mäklergebühr häufig fejtitellten, find als nicht bejonders vorbehalten 
durch das B. G. B. aufgehoben. Die Vorausjegungen für die Vers 
pflichtung zur Leitung des Mäklerlohnes jind 

. Das beabjichtigte Gejchäft muß zu ftande gekommen fein. Dit 
jedoch der Hauptabficht des Auftraggebers genügt, jo fan nach Um— 
jtänden auch das Zuſtandekommen eines verwandten, wenn auch im 
einzelnen abweichenden Gejchäftes, ausreichen. ? 

Selbſtverſtändlich muß das Gejchäft bereit die gejegliche oder ver— 
einbarte Form haben, unter anderem muß der vermittelte Grundjtüds- 
verfauf entweder nach B. G. B. $ 313 gerichtlich oder notariell beur— 
fundet oder durch Auflajjung und Eintragung im Grundbuche vollwirfam 
geworden jein. 

Wird der Vertrag unter auffchtebender Bedingung geichlojjen, jo 
wird Mäklerlohn nur gejchuldet, wenn die Bedingung eintritt, $ 652 
Abi. 1 Cab 2. Zweifelsohne fann dem Mäkler aber auch Mäklerlohn 
für den Fall verjprochen werden, daß das Gejchäft auch nur als cin 
bedingtes zu jtande fommt. 

Lehnt der Auftraggeber den Bertragsabichluß ab, jo jchuldet er 
Mäklerlohn jelbit dann nicht, wenn die Ablehnung eine grundloje und 
geichäftlich micht zu rechtfertigen war. 

Sit der abgejchlojiene Vertrag nichtig, jo hat der Mäkler ebenjo- 
wenig Anjprüche. Iſt er anfechtbar und angefochten, jo fällt der Lohn— 
anjpruch rückwärts wieder fort; der etwa gezahlte Lohn iſt als unge— 


5) In Berlin ift der gewöhnliche Lohn für die Vermittelung von Gründſtücks— 
fäufen 1°, der Kaufsſumme; bei Grundjtüden von jehr hohem Wert '/,°,. Neuss 
bauer in Koblers Ardiv Bd. 6 S. 8. Auch anderorts iſt jener Sag bei Örundjtüds- 
fäufen nicht jelten üblich. 

6) Anderer Anficht Scheint Planck $ 653, Ziff. 2. Er unterjcheidet aber nicht 
Taren, welche das ortsübliche Maß der Vergütung in Ermanglung einer Berein- 
barung feititellen, und foldhe, die zwingend einen Höchitbetrag bejtimmen. 

7) gl. hierüber die bei Neubauer a. a. O. ©. 12 Aalen ei Urteile, die jich 
ſcheinbar entgegenitehen, aber fi) nad) dem in umferem Text entwicelten Geſichts— 
punft vereinigen lafien. 
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rechtfertigte Bereicherung zurüdzuerftatten. Dagegen bleibt der Lohn 
geichuldet, auch wenn das Gejchäft infolge einer zugefügten auflöjenden 
Bedingung aufgehoben oder wegen eine® Sachmangel3 gewandelt oder 
auf Grund eines vertragsmäßigen Nüdtrittes unwirkſam wird. ® 

2. Das Geſchäft muß infolge des Nachweiſes oder infolge 
der VBermittelung des Mäflers zu jtande gefommen fein, damit 
Mäklerlohn geichuldet wird?, $ 652. 

Mäklerlohn kann auch gefordert werden, wenn der Mäfler das 
Gejchäft durch einen Dritten vermitteln ließ 1%, vorausgejegt, daß der 
Auftraggeber beim Gejchäftsabjchlufje wußte, daß derjelbe für den von 
ihm beauftragten Mäfler gehandelt hat, weil er ſonſt beim Vertrags- 
abſchluſſe nicht in der Lage iſt, auf die Provifion, welche er dem Mäkler 
verjprach, Rückficht zu nehmen.!! Die Mäflergebühr iſt mit dem Ge- 
Ichäftsichluffe verdient; es fommt nicht in Betracht, ob das Gejchäft 
hinterher gehörig erfüllt wird; wegen Berjchaffens eines Darlehens iſt 
er jedoch noch nicht gejchuldet, wenn ein Vertrag über dejjen Gewährung 
abgeichlojjen, jondern erit dann, wenn das Darlehen gegeben ijt.1? 

3. Aufwendungen find dem Mäfler nur zu erjegen, wenn es verein- 
bart ijt, dies gilt auch dann, wenn ein Vertrag nicht zu ftande fommt, $ 652. 

Noch weniger fann der Mäfler für zufällige Schäden, welche ihm 
infolge jeiner Vermittelung oder bei Gelegenheit derjelben zuftogen, An: 
jprüche gegen den Auftraggeber erheben. 

Ill. Der Mäflerlohn iſt nur gejchuldet, wenn der Mäkler feine 
Aufgaben treu erfüllt Hat. 

Viel bejtritten war aber die Frage, ob der Mäkler jeine Pflichten 
verlegt und daher des Mäflerlohnes verluftig geht, wenn er fich von 
beiden Teilen für jeine Thätigfeit Vergütung verjprechen läßt. Nach 
BG. B. $ 654 foll dies der Fall fein, wenn es „dem Inhalte des 
Bertrages zuwider“ gejchehen iſt. 





5) Die Anfichten find geteilt. Für die Befeitigung des Rechtes auf Mäklerlohn 
u. a. Pland $ 642 Ziff. 20; vgl. dagegen Dertmann $ 652 Ziff. 2a. 
9) R.G. Bb.6 ©. 187. 

10) Uber die Anfprüche diejes Dritten vgl. R. G. Bd. 18 ©. 163. 

11) Bolze Bd. 1 n. 974 R. G. Bd. 31 ©. 289; Neubauer in Kohler Archiv 
Bd. 6 ©. 18; Niejenfeld bei Gruchot Bd. 37 ©. 268. 

12) Vgl. das in Goldſchmidts Zeitichrift Bd. 22 S. 262 angef. Erkenntnis des 
Dresdner O. A. G. Es jpricht fich bier die Natur des Darlehens als Realvertrag 
deutlich aus; vgl. jedoh Neubauer a. a. O. ©. 14. — Es kann aber bei gewifjen Ge— 
ſchäften verfehrsüblich jein, daß die Provifion mit Abſchluß des Darlehnsvertrages zu 
zahlen ift. So iſt bei dem Baugeldervertrage, bei welchem das Darlehen in Raten 
je nach Fortichreiten des Baues zu zahlen it, die Vrovifion mit Abſchluß des obli- 
gatoriihen Bertrages verdient. 
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Wann aber ift dies der Fall? Betrachtet der Auftraggeber den 
Mäkler als jeinen Vertrauensmann, verlangt er von ihm, daß er feine 
bejonderen Interejjen wahre und den Abjchluß des Vertrages in einem 
für ihn günjtigen Sinne herbeiführt, jo handelt der Mäkler pflicht- 
widrig, wenn er jich zugleich in den Dienit der anderen Partei jtellt. 
War dagegen die Aufgabe des Mäklers nur, die Gelegenheit zum Ge- 
ſchäftsabſchluſſe herbeizuführen, die Erklärungen der VBertragsichliegenden 
gegenfeitig zu übermitteln und den Beweis derjelben zu fichern, jo it 
es ihm gejtattet, beiden Parteien zu dienen und von beiden Vergütung 
zu beanjpruchen. 

Dies gilt für Handelsmäkler in der Regel. Daher iſt ihnen der 
Mäklerlohn in Ermangelung bejonderer Bereinbarung oder eines ab» 
weichenden Ortsgebrauches von jeder Partei zur Hälfte zu entrichten, 
9.6.8. 8 9. 

IV. Nicht jelten iſt der vereinbarte Mäklerlohn ein unverhältnis- 
mäßig hoher. Namentlich bei der Stellenvermittelung iſt dies häufig. !* 

Iit der Mäflervertrag infolgedefien ein wucherijches Geichäft, jo 
iſt er nach $ 138 Abſ. 2 nichtig. Aber auch hiervon abgejehen iſt nach 
$ 655, welcher der Reichstagskommiſſion zu verdanken tjt, die Herab— 
jegung eines vereinbarten umverhältnismäßig hohen Mäflerlohnes für 
eine Stellenvermittelung auf Antrag des Schuldners durch Urteil 
auf den angemejjenen Betrag zuläſſig. Nach Entrichtung des Lohnes 
iſt die Herabjegung ausgeſchloſſen. 

V. Weit verbreitet in Land und Stadt ijt die Vermittelung von 
Ehen durch Ehemäkler. Ob die Ehemäkelei ſchlechthin als unfittlich 
anzujehen jei, oder ob den Ehemäflerverträgen nur dann die rechtsver- 
bindliche Kraft fehlt, wenn fie jich im gegebenen Falle al3 unfittlich 
daritellen, ijt bejtritten. 14 


13) Neubauer a.a.D. ©. 34 berichtet von einem Revers, in welchem eine Sängerin 
einem Theateragenten die Vertretung ihrer geichäftlichen Intereſſen, jomweit fie die 
fünftleriiche Saurbahn berühren, für Beichaffung eines Engagement® auf die Dauer 
von fünf Jahren übertrug und ſich verpflichteie, dem Agenten von ihrem gejamten 
fünjtleriichen Einfommen 5°, zu zahlen und von Gajtipielen 10°/,, jelbit dann, wenn 
fie ein Engagement durch einen Dritten Eontrahieren jollte. Auch im Falle der Pro— 
longation eines durch den Agenten abgeſchloſſenen Engagements nad Ablauf der fünf 
Jahre die gleihen Prozente zu zahlen u. j. w. Das Kammergericht erachtete ein ſolches 
dauerndes Aufgeben der wirtichaftlichen Selbjtändigkeit als den fittlihen Anihauungen 
widerjtrebend, für unverbindlih. Died umfomehr, als unter den herrichenden Ber: 
hältniſſen Perſonen, welche jich der Bühne zuwenden, genötigt feien, die Vermittelung 
eines Theateragenten in Anjprucd zu nehmen, da jie ſonſt feine Ausjicht haben, den 
mahgebenden Beriönfichteiten betannt zu werden. 

14) Bgl. Kohler in feinem Ardiv Bd. 12 ©. 317. 
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Das B. G. B. $ 656 fpricht dem Verjprechen eines Lohnes für den 
Nachweis der Gelegenheit zu einer Ehejchliegung oder für Die Ver: 
mittelung einer Ehe die verbindliche Kraft ab und bejtimmt ein Gleiches 
für ein Schuldanerfenntnis zu diefem Zwede, jchließt aber die Zurüd- 
jorderung des auf Grund jolcher Verſprechen Geleijteten aus. 15. 16 

Auch andere Anjprüche des Ehevermittlers, insbejondere wegen auf: 
gewendeter Koſten find nicht flagbar, denn der Zweck des $ 656 war, 
den Familienfrieden jtörende Prozeſſe thunlichit auszujchliegen. Dies 
nötigt auch jolchen Anjprüchen die Klagbarkeit zu verjagen. 


$ 340. II. Handlungsagenten.' 


I. Gejchäftstreibende, welche fich anderen zu Dieniten jtellen, nennen 
fich oft Agenten und errichten jog. Agenturen. Ihre Thätigfeit ift man: 
cherlei Art, Übereinftimmung fajt nur darin, daß fie Geld verdienen wollen. 

Ein ſpezifiſch juriftiicher Begriff für den Handlungsagenten hat ic) 
gleichwohl im Leben herausgebildet. Firiert hat ihn das neue H. G. B. 
8 84. Hiernach jind Handlungsagenten jelbitändige Gewerbetrei— 
bende, welche dauernd für einen Kaufmann durch Vermittelung 
von Gejchäften oder durch Abſchluß von Gejchäften in dejjen 
Namen thätig find. Sie find Kaufleute, H.G.B. 8 1 Ziff. 7. 

Ob fie ſich Agenten nennen, darauf fommt es nicht an. Sie 
können zu einem oder zu mehreren Kaufleuten in das Verhältnis von 
Handlungsagenten treten, daneben aber Gejchäfte anderer Art, 3. B. 
Propregeichäfte, Kommiljionsgejchäfte, gelegentliche Mäflergejchäfte treiben. 
Dies alles geht vielfach zujammen und it nicht zünftig. 


15) Kohler nimmt an, da die Rückforderung um deswillen ausgeſchloſſen jei, 
weil jowohl dem Leijtenden als dem Mäkler durch Zahlung des Mäklerlohnes ein 
Beritoß gegen die guten Sitten zur Laſt falle. Daher fei $ 817 maßgebend. Dies 
iſt bedenklich, denn wenn auch das VBerjprechen eines Ehemäflerlohnes nicht anftändig 
jein mag, jo ift die Leiſtung besjelben, wenn er einmal verjprocden ift, nicht gegen 
die guten Sitten, jondern ein Gebot des Anjtandes und der Ehrenhaftigfeit. Dan 
wird daher die Ausichliegung der Rückforderung wohl daraus zu erklären haben, daß 
die Leitung einer auf den Anftand zu nehmenden Rüdfiht — $ 814 — entiprad). 
Daß das Geſetz den Ehemäklervertrag jchlechthin als unfittlich bezeichnet, iſt aus diejer 
Beitimmung nicht zu folgern. So auch R.G. in der Jur. Wochenſchrift 1900 ©. 638. 
Daher verneint dad R. G. die rückwirkende Kraft des $ 656. 

16) Kohler a. a. D. ©. 332 nimmt weiter an, dab eine Bermittelung durd) 
Injerate zum Zwecke der Eheſchließung nad $ 656 mit betroffen fei, jo daß die 
Inſertionskoſten nicht gejchuldet jeien. Siergegen Pland Ziff. 3 a. E. Wenn das 
Inſerat die guten Sitten verlegt, ift $ 138 jelbjtverjtändlich anwendbar. 

1) Dentichrift de8 B.R. S. 67. — Immerwahr, Handlungsagenten 1900 und 
dort S. 1 Angef. 
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Vom Mäfler unterichetdet fie das feſte Verhältnis zum Auftrag: 
geber; vom Handlungsgehilfen, daß fie nicht dem Organismus des Ge— 
ſchäftes Ddesjelben unmittelbar zugehören, aljo nicht Angejtellte jeines 
Hauſes im engeren Sinne jind. 

II. Man unterjcheidet: 

a) Bermittelungsagenten, welche Mäflerdienite zu leiiten pflegen, 
und Abſchlußagenten, welche im Namen ihres Gejchäftsherrn Ge: 
Ichäfte zum Abſchluß zu bringen haben. 

b) Blagagenten, welche bloß am Orte ihrer Niederlaflung für 
ihren Auftraggeber thätig fein jollen, und Provijiongreijende, welde 
für die Geſchäftszwecke des Auftraggebers reijen. 

c) Agenten mit Gejchäftsmonopol, welche befugt find, ausſchließlich 
in einem bejtimmten Bezirke für ihren Auftraggeber einen bejtimmten 
Kreis von Gejchäften zu vermitteln oder abzuichliegen. Als jolcherart 
gelten im Zweifel Agenten, die ausdrüdlich für einen gewijjen Bezirk 
bejtellt find, H. G. B. 8 89. 

d) Die Agenten zerfallen endlich in verſchiedene Klaſſen nach dem 
Gegenitande der ihnen aufgetragenen Gejchäfte; häufig und vorzugsweiſe 
wichtig jind VBerfaufsagenten, weniger zahlreicd; Einfaufsagenten. 
Bejonders geregelt iſt der Gejchäftsbetrieb der Nuswanderungsagenten 
durch das Geſetz vom 9. Juni 1897. 

Im Berlicherungsgeichäfte begegnen uns jog. Generalagenten, 
die meist feſt angeitellte Beamte der Verficherungsgejellichaft jind und 
zum Organismus des Gejchäftes gehören, und Unteragenten, welde 
Handlungsagenten jind, Verjicherungen im einzelnen aufjuchen, Offerten 
von Berficherungsnehmern entgegennehmen, zum Abſchluſſe aber fait mie 
befugt find. 

Auch die Hypothefenbanfen haben häufig zur WVermittelung ihrer 
Geſchäfte Nealfreditagenten. 

III. Daß ein „Agent“ Vollmacht zum Geſchäftsſchluſſe hat, 
wird nicht vermutet, Vereinbarung oder Gejchäftsgebrauch muß fie er: 
weijen. 

Ein Gefchäft, welches ein Agent im Namen jeines® Auftraggebers 
ohne Bollmacht geichlofjen hat, gilt von diefem als genehmigt, wenn 
er nicht unverzüglich nach dejjen Kenntnis dem Mitfontrahenten die 
Ablehnung erflärt, H. G. B. 8 85. 

Zur Annahme von Zahlungen und nachträglicher Stundung 
gilt der Agent nur auf Grund bejonderer Ermächtigung als befugt, $ 86; 
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Provijionsreijende find dies jedoch bezüglich der von ihnen ge- 
ichlojjenen Geſchäfte, 9.6.8. $ 55 Abi. 2. 

Die Anzeige von Mängeln, die Erklärung, daß die Ware zur 
Verfügung gejtellt wurde und ähnliche Erklärungen können dem Ver- 
faufsagenten gegenüber bezüglich der von ihm gejchlojjenen Gejchäfte 
mit Nechtswirkjamfeit von dem Mitfontrahenten abgegeben werden, 
9.6.8. 8 86 Abj. 2, reifenden Agenten gegenüber nur, joweit fie an— 
wejend ſind, 9.6.8. 88 87, 55. 

IV. Der Handlungsagent jchuldet dem Auftraggeber die Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmannes. Hiernach iſt im Einzelfalle zu bemejjen, 
ob und immieweit der Handlungsagent befugt tt, auch Konkurrenz— 
gejchäften feines Auftraggebers zu dienen;? hieraus ergiebt fich ferner, 
imvieweit der Handlungsagent feinen Gejchäftsheren auf dem Laufenden 
über den Gejchäftsbetrieb zu erhalten hat. Unter allen Umjtänden hat 
er Demjelben jeden Gejchäftsichluß, welcher in deſſen Namen gejchteht, 
unverzüglich anzuzeigen, 9.6.8. $ 84 Abi. 2. 

V. Dem Handlungsagenten gebührt Brovijion, in Ermangelung 
anderweiter Bereinbarung die übliche, H. G. B. $ 88 Abi. 3. In der 
Negel beſteht fie im einem prozentualen Anteile am Gewinne der durch 
ihn vermittelten und zur Ausführung gelangten Gejcäfte, 
9.6.8. 8 88. 

Es genügt aljo nicht der Gejchäftsichluß, wie dies beim Mäkler 
der Fall it, vielmehr muß die Thätigkeit des Agenten auch für den 
Gejchäftsherrn lohnend gewejen jein. Iſt aber die Ausführung des 
Geſchäftes infolge des Verhaltens des Geſchäftsherrn unterblieben, 
ohne dal dies Durch wichtige Gründe in der Perſon des Dritten gerecht- 
fertigt war, jo hat der Agent die Provifion voll zu beanſpruchen. 

Agenten mit Gejchäftsmangel gebührt im Zweifel Provifion auc) 
von jolchen Geichäften, welche innerhalb des ihnen vorbehaltenen Ge— 
jchäftsfreijes ohne ihre Mitwirkung durch den Gejchäftsheren ſelbſt oder 
für dieſen durch Dritte abgejchloffen wurden, H. G. B. $ 89. 

In Ermangelung anderer Vereinbarung hat die Abrechnung der 
Provifionen am Schluffe eines jeden Kalenderhalbjahres zu geichehen, 
9.6.8. 8 88 Abſ. 4, jo daß fie halbjährlich fällig find. Im regel: 
mäßigen Gejchäftsbetriebe dem Agenten erwachſene Auslagen und 


2) Denfichrift S. 69 fpriht aus, dab der Agent jeinem Geſchäftsherrn „eine 
unmittelbar jhädigende Konkurrenz nicht machen dürfe“, 
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Koften find ihm — von Vereinbarung oder Handelsjitte abgejehen — 
nicht bejonderg zu erjegen, $ 90. 

Der Handlungsagent kann hinfichtlich der ihm provifionspflichtigen 
Geichäfte vom Gejchäftsheren Mitteilung eines Buchauszuges fordern, 
9.6.8. 8 91. 

VI Da das Berhältnis des Dandlungsagenten zum Gejchäftsherrn 
ein feites it, jo it es, wenn es für unbejtimmte Zeit eingegangen 
wurde, von jedem Teile nur für den Schluß eines Kalendervierteljahres 
unter jechSwöchentlicher Kündigungsfriit kündbar, $ 92 Abi. 1. 

Da es aber ein Vertrauensverhältnis bildet, jo giebt, mag es auf 
beitinnmte oder unbeftimmte Zeit eingegangen jein, ein wichtiger Grund 
jedem Teile jederzeit Necht der Kündigung ohne Kündigungsfriit, S 92 
Abi. 2. 

Die Bertragsfreiheit ift in diefen Beziehungen übrigens nicht be— 
Ichränft. 3 


III. Das Kommiſſionsgeſchäft.“ 
$341. Das Wefen des Kommiſſionsgeſchäftes, der Kommijjionär. 

I. Das Kommifjionsgejchäft regelt 9.6.8. 88 383 bis 406. 

Aus der Verbindung feiner Beitimmungen ergiebt jich, daß, wie 
geichäftlich, jo auch im Sinne des H. G. B. Kommiſſion jedes Ge— 
Ichäft ijt, welches ein Kaufmann im Betriebe jeines Handels: 
gewerbes für fremde Rechnung im eigenen Namen abzuſchließen 
übernimmt. 

Allerdings hat es den Anjchein, al3 jei nach dem neuen H. G. B. 
der Begriff ein weit engerer, denn nach $ 383 iſt Kommijfionär, wer 
gewerbsmäßig übernimmt, Waren oder Wertpapiere für einen an- 
deren — des Kommittenten — im eigenen Namen zu faufen oder 
zu verfaufen, und die SS 384 bis 405 Handeln zunächſt nur von 
dejjen Gewerbegeichäften. Allein nach $ 406 finden diejelben Vorſchriften 
Anwendung, wenn ein Kommijfionär im Betriebe jeines Handels- 
gewerbes andere als die bezeichneten Gejchäfte für Rechnung 
eines anderen im eigenen Namen jchließt, nicht minder, wenn ein Kauf: 


3) Denkſchrift S. 73. 

1) Grundlegend ift Grünhut, Das Recht des Kommiſſionshandels 1807, so 
daß daneben die Anderungen des neuen H. G. B. 88 383 ff. zu beachten find. Zur 
Geſchichte des Kommilfionshandels vgl. Lepa in Goldichmidts Beitichr. Bd.25 &.438. 
— Zum 9.8.8. vgl. Dentichrift des B. R. ©. 230. 
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mann, der nicht Kommifjionär iſt, im Betriebe feines Handel3- 
gewerbes in jolcher Art thätig wird. 

Hiernach rechtfertigt fich der entwicelte Begriff der Kommijjion. 
Nur der Begriff der Kommijjionäre, welche nad) H. G.B. 8 1 Ziff. 6 
eine bejondere Klaſſe von Kaufleuten bilden, ijt der engere des $ 383.? 

Es bleibt übrigens der Wiſſenſchaft unverſchränkt und erleichtert 
die Darjtellung, den Namen Kommiſſionär im weiteren Sinne zu nehmen, 
und Kommiſſionär, joweit nichts Bejonderes bemerkt ijt, jeden zu nennen, 
der eine Kommiſſion übernimmt. 

I. Die Kommiſſion fällt unter die mandatähnlichen Werfverträge ® 
des B. G. B. $ 675, fie gehört ferner zu dem gegenjeitigen Verträgen, 
B. G. B. $$ 320ff. 

Die Vorſchriften des B. G. B. bezüglich dieſer Verträge ſind daher 
auf die Kommiſſion im allgemeinen zu beziehen, ſoweit das H. G. B. 
keine beſondere Regelung trifft. Immerhin wird man ſie, auch hiervon 
abgeſehen, nur unter Beachtung des eigentümlichen Weſens der Kom— 
miſſion anzuwenden haben. 

III. Ob Kommiſſion oder Propregeſchäft vorliegt*, beſtimmt ſich 
nicht nach der Bezeichnung durch den Beteiligten, ſondern nach dem In— 
halte ihrer Vereinbarung und danach, was bei Geſchäften gleicher Art 
am Orte des Abſchluſſes verkehrsüblich iſt. Unter anderem werden häufig 
Börſengeſchäfte auf Zeit, welche größeren Bankhäuſern aufgetragen wer— 
den, nicht Kommiſſions-, vielmehr Propregeſchäfte ſein.“ Andererſeits 


2) Die Denkjchrift freilich S. 242 ſpricht von einem veränderten Begriffe des 
Kommiſſionsgeſchäftes. Coſack, Handeläreht S. 216 unterjcheidet nach dem neuen 
Handelsgeſetzbuche „eigentliche“ Kommiſſionsgeſchäfte — die des $ 383 — und „uns 
eigentliche“ — die des $ 406. Cr bemerft aber mit Recht, daß die eigentlichen Kom— 
milfionsgeihäfte durchaus wie die uneigentlihen behandelt werden und daß der Unter: 
jchied nur in der Haufmannseigenjchaft der Kommijjionäre des $ 383 liegt. Danach 
ijt vorzuziehen, die Einteilung der Kommiſſionsgeſchäfte in eigentlihe und un— 
eigentliche fallen zu lajien. 

3) Nach der Dentichrift de B. R. ©. 232 und Coſack, Handeldreht S. 226 
bildet jie einen „Dienjtvertrag“. Sie iſt aber Werfvertrag, weil jie einen Erfolg zu 
erzielen hat, und nur für den Erfolg die Provifion geleitet wird. 

R 4) Die Beteiligten müfjen über das Geſchäft und feine Bedingungen einig jein. 

Uberjchickt 3. B. jemand als Kommittent Waren zum Verkauf unter einem Limitum, 

und erklärt der andere Teil, er wolle den Verkauf übernehmen, es jei aber zum 

ra nicht zu veräußern, jo fommt kein Gejchäft zu ftande, R.O.H.G. Bd. 11 
. 404. 

5) Bielfad) bezeichnen fi ferner an Seehandelsplägen große Handlungshäufer 
als Kommiffionsbäufer, Agenturen, umd gerieren ſich al$ Vermittler, obgleich fie die 
Gejchäfte für eigene Rechnung jchliegen, vgl. R.O.H.G. Bd. 18 S. 201. Der Aus— 
drud Auftrag im Bejtellbriefe fann nichts entjcheiden, da derjelbe auch bei Propre— 
geichäften vorfommt. Als Kauf ijt das Gejchäft dann zu beurteilen, wenn der Bes 
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wird nicht jelten, auch wer im Namen der Auftraggeber auftreten joll 
und will, Nommiljionär genannt, es iſt daher vielfach zweirelhaft und 
nach den Umjtänden zu beurteilen, ob jemand bei einem Rechtsgeſchäfte 
als einfacher Stellvertreter oder als Kommiſſionär handelte. ® 


IV. Der Kommilftonär mu Kaufmann fein, der Kommittent mu 
dies nicht jein. 

Da es jih nah H. G. B. 8 406 nur um Gejchäfte jchlechthin han- 
deln muß, fünnen auch Gejchäfte über Grundjtüde in Kommiſſion ge: 
geben werden. 

Die Kommijfion fann unter anderem das Geben einer Kommiſſion 
zum Gegenjtande haben. Exportkommiſſionäre namentlich jind Kaufleute 
in überjeeiichen Häfen, welche den Verkauf von überjendeten Waren in 
Kommijfion geben, und die Rechte der Kommittenten gegenüber den Ver: 
kaufskommiſſionären zu wahren haben. 


V. Die Verkaufskommiſſion iſt dem Verfehre bejonders unent- 
behrlich. Denn der Produzent und Fabrifant it oft nicht in Der Lage, 
jeine Produfte und Fabrikate jelbjt oder durch Agenten an entfernten 
Pläben zu verwerten. Der Verkaufskommiſſionär vermittelt leichter den 
Abſatz, giebt häufig auch, bis derjelbe gelingt, Vorſchüſſe auf die Ware. 

Der Verfaufsfommittent bleibt Eigentümer der übermachten Waren, 
fan fie aljo aus der Konkursmaſſe des Kommiſſionärs vindizieren. Er 
trägt deren Gefahr. Der Käufer erwirbt fie nach allgemeinen Grund- 
jägen mit der Übergabe oder Ubergabeerjag. Auch im Falle vertrags- 
widriger Veräußerung durch den Kommiſſionär gilt dies, es — denn 
eine Unredlichkeit vor, an welcher der Käufer teilnahm, B. G. B. 8 932, 
9.6.8. $ 366. VBollzieht der Kommiljionär das Gejchäft durch Selbit. 
eintritt, io geichieht die Übereignung gleichwohl erſt durch Einigung mit 
dem Kommittenten, B. G. B. $ 929, welche aber auch im voraus für 
diejen Fall erklärt jein fann. 


auftragte perſönlich feſt für den lünitierten Preis verpflichtet jein joll, und ſich 
dagegen mit einer Berfaufsprovifion nicht zu begnügen bat, ſondern den bei dem 
Weiterverfauf der Ware erzielten Mehrbetrag für fich behalten darf, 2 O. H. G. 
Bd. 18 S. 201: vgl. aber auch Bd. 19 S. 66; ſiehe auch Grünhut a. a. S. 99; 
Grome, Bart. ei ©. 442. 

6) Bal. auch R.D.H.©. ©. 402. Ein Kommifjionsgeihäft kann vorliegen, 
wenn der Kommiſſionär dem Dritten feinen Nommittenten nennt, 3.8. um ihn zu 
beijeren Bedingungen durch die Rückſicht auf die vorteilhafte GSeichäftsverbindung zu 
beitimmen. Am Falle eines Auftrages zum Einkaufe von Wertpapieren an der 
Börfe iſt eher anzunehmen, daß der Beauftragte als Kommiſſionär, als daß er als 
direfter Stellvertreter handelt, R. O. H. G. Bd. 22 ©. 25jf. 
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VI. Der Einfaufsfommisfionär wird Eigentümer der auftrag- 
gemäß eingehandelten Waren. Dies gilt zweifellos, wenn es fich um 
vertretbare Sachen handelt; im Falle des Einfaufes individuell beftimmter 
Sachen wird aber häufig die Abjicht des auf unmittelbaren Eigentums: 
erwerb durch den Einkaufskommiſſionär gerichtet jein.” Dies tft maß— 
gebend, wenn jie hierüber einig find. Bon diefem Falle abgejehen, 
erwirbt der Einfaufsfommittent das Eigentum der für ihn angejchafften 
Waren grundfäglich erjt durch Übergabe oder Übergabeerjag, vgl. hierzu 
Konk. O. $ 44. Aber nach der bejonderen Beitimmung des Depotgejeges 
vom 3. Juli 1896 $ 7 geht das Eigentum eingefaufter Wertpapiere — 
abgejehen von Papiergeld und Banknoten —, wenn der Kommiſſionär 
Bollfaufmann it, jchon mit der Abjendung des Verzeichnijjes 
der eingefauften Stüde an den Kommittenten auf diejen über. 

Damit dies thunlichjt rajch gejchehe, verlangt jenes Gejeß bei jol- 
chen Gejchäften Abjendung des Stücverzeichnifjes binnen drei Tagen an 
den Kommittenten. Die Frijt beginnt, wenn ein Dritter als Verkäufer 
bei der Ausführungsanzeige benannt ift, von der Zeit des Erwerbes 
der Stüde, jonjt von der Zeit an, mit welcher der Kommiſſionär nach 
ordentlichen Gejchäftsgange die Stüce anfchaffen konnte. Überjendung 
des Stückverzeichniſſes ijt nicht notwendig, falls der Stommittent die 
Stüde perjönlich abnahm, oder wenn er deren Weiterveräußerung be— 
antragte und ausführte, Depotgejeg 8 3.99 

VII. Die Kommijjion endigt, jo lange ſie nicht ausgeführt if, 
durch Widerruf des Kommittenten, nicht minder durch Kündigung 
des Kommiſſionärs. Unzeitige Kündigung macht denjelben verantwortlich. 10 


7) So Grünhut a. a. O. ©. 428. Vgl. jedoch Lepa, Selbjteintritt ©. 145, 
R. G. in Strafiahen Bd. 2 5. 186. 

5) Im Falle rechtsgültigen Verzichtes auf das Stüchverzeichnis ift der Kom— 
milftonär nur Gattungsihuldner. 

9) Die Überfendung des Stücverzeichnifjes jucht das Depotgeſetz in jcharfer 
Weiſe zu erzwingen. Bor allem mu der Verzicht auf diefeibe, um wirkſam zu jein, 
bezüglich des einzelnen Auftrages ausdrüdlich und Ichriftlich erklärt werden, falls der 
Kommittent nicht gewerbsmäßig Bank- oder Wecjelgeichäfte betreibt, $3 Abi. 2. 
Insbeſondere aber iſt der Kommittent befugt, im Falle des Verzuges des Kommiſ— 
jtonärs mit der Überjendung des Stüdverzeihnijjes nad Verfluß einer dreitägigen 
Nachfriſt vom Geſchäfte zurüczutreten und Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu 
beanipruchen, $ 4 Abi. 1. Doch muß der Kommittent binnen drei Tagen nad Ablauf 
der Nahholungsiriit durch Erklärung an den Kommiſſionär von diejem Rechte Ge— 
brauch machen, $4 Abi. 2. Vorſätzliche Verlegung der Überſendungspflicht fann endlich 
den Kommiſſionär frrafiällig machen. Weitere Bejtimmungen bezüglich des Umtauſches 
von Wertpapieren, jowie Geltendmachung eines Bezugsrechtes geben 88 5 und 6. 

10) Die Dentihrift S. 233 rechtfertigt dies durh B. G. B. $627. Zwar bezieht fich 
diefer Paragraph unmittelbar nur auf Dienjtverträge, aber entiprechend wird er aud) 
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Berfällt der Kommittent in Konkurs, jo erlischt die Kommiſſion 
nach $ 23 Abi. 2 K. O. 

Im Falle des Todes, jowie der Geichäftsunfähigfeit des Kommit— 
tenten erhält jich die Kommiſſion, B. G. B. $ 675. Erliſcht fie durch 
den Tod des Kommiſſionärs gemäß B. G. B. $ 673? Dies entipricht 
dem Wejen des Kommiſſionsgeſchäftes nicht und iſt Daher zu verneinen. 


$ 342. Die Stellung des Kommittenten zu dem Ausführungsgeſchäfte 
des Kommijfionärs. 

I. Der Kommiſſionär führt den Auftrag des Kommittenten auf 
dejien Rechnung — durch das ſog. Ausführungsgejhäft! — aus. 
Nach innen it der Kommijfionär Vertreter des Kommittenten.”? Da er 
aber das aufgegebene Gejchäft mit dem Dritten in eigenem Namen ab- 
ichließt, jo wird er dieſem gegenüber allein berechtigt und ver— 
pflichtet. Dies auch, wenn der Dritte beim Abjchlujfe den Kommit— 
tenten fannte, und mit Nücjicht auf deſſen Perſon fontrahierte. 

II. Dies jucht das deutihe H. G. B. folgerecht durchzuführen. 
Dennoch macht ſich das zu Grunde liegende Verhältnis gleichjam mit 
elementarer Gewalt bis zu einem gewiljen Grade auch nach deutichem 
Nechte nach außen geltend. 

1. Die Klagerechte aus dem Ausführungsgejchäfte jtehen dem Kom— 
mijfionär, nicht dem Kommittenten zu. 

Da aber Schließlich nicht das eigene Interejje des Kommiſſionärs, 
jondern dasjenige des Kommittenten in Frage ſteht, jo erflärt es ſich, 
daß der Kommiſſionär im alle einer Schadensflage wegen Vertrags: 
verlegung das Interejje des Kommittenten zu Örunde legen dar. 

Nicht minder it anzunehmen, da dem Kommiſſionär, joweit er 
nur das fremde Interejje wahrt, die Einrede der Argliit aus der Perſon 
des Kommittenten entgegentreten kann.“ 


auf Werkverträge, die auf Grund befonderen Vertrauens übertragen werden, anzu— 
wenden jein. 

1) Coſack, Handeläreht ©. 217. 

2) Das B. G. B. fpricht von „Vertretung“, nur wenn man im Namen des 
Geichäftsheren handelt, alſo bei der jog. diretten Stellvertretung. Aber der Begriff 
des Lebens iſt umfaſſender. Er begreift die jog. mittelbare Stellvertretung in Tich. 
Die Wifjenichaft kann meines Erachtens diejen weiteren Begriff der Vertretung nicht 
entbehren. Vgl. übrigens Schloßmann, Vertretung, Leipzig 1900. 

3) Vgl. R.O. H. G. 38.22 5.248; R.G. Bd. 27 S. 126; Thur in Grünbuts 
Beitichriit Bd. 25 ©. 549 und dort Angel. 

4) Eojad, Handelsrecht S. 222. 


8 343. Pflichten des Kommiffionärs. 497 


2. Der Kommiſſionär ijt Herr der Forderung; er kann über fie 
verfügen, fie namentlich veräußern, und fie jelbjt erlajjen, jo lange er 
fie dem Kommittenten noch nicht abgetreten hat. 

Da aber immerhin die aus den Ausführungsgefchäften des Kom— 
miſſionärs erwachjenen forderungen für den Kommittenten beitimmt find, 
in diefem Sinne alfo nur formell Bejtandteile des Vermögens 
des Kommiſſionärs bilden, jo bürgerte jich der Saß ein — H. G. B. 
$ 392 Abf. 2 —, daß fie im Verhältnis zwiſchen dem Kommit- 
tenten und dem Kommifjionär oder dejjen Öläubigern auch 
vor ihrer Abtretung als Forderung des Kommittenten gelten. 
Infolgedejien hat der Kommittent das Necht des Kommiſſionärs auf 
Ausjonderung diejer Forderungen, falls der Kommijfionär in Konkurs 
gerät, und die Interventionsklage, falls die Forderungen des Kommiſſionärs 
aus dem Ausführungsgeichäfte von dejien Gläubigern gepfändet wird. > 

Wegen der Anjprüche, welche dem Kommiffionär gegen den Kom— 
mittenten infolge der Kommifjton erwachſen und denen nach 8 397 
ein Pfandrecht am Kommijfionsgute zuſteht, kann er jich aber aus den 
Forderungen, die er durch Ausführung der Kommiſſion erwarb, vor dem 
Kommittenten und dejjen Gläubigern befriedigen, H. G.B. $ 399. Dies 
gilt auch für die Gläubiger des Kommiſſionärs. 


$ 343. Pflichten des Kommijfionär®. 

I. Der Kommilfionär hat im allgemeinen die Pflichten eines Be— 
auftragten nah B. G. B. 8 675; dieſe Pflichten bejtimmen H. G. B. 
SS 384ff. im Anſchluſſe an handelsrechtliche Gewohnheiten genauer. 

I. Dem Kommiffionär liegt die Ausführung des aufgetragenen 
Gejchäftes! mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes unter Wahr- 


5) Es ijt folgeredht, daß der Schuldner des Ausführungsgeichäftes, wenn ihm 
eine gegen den Kommijfionär gerichtete, nicht mit feinem Gejchäfte fonnere Gegen- 
forderung zufteht, mit derjelben gegen die fyorderung des Kommiſſionärs aus dem 
Ausführungsgefchäfte nicht aufrechnen darf. Denn er widmet hierdurd) die dem Kom: 
mittenten bejtimmte Forderung feiner Befriedigung. Das Gegenteil hat R.G. Bd. 32 
©. 40 erfannt; dagegen mit Recht Cofad, Handelsrecht S. 223. Daß aber auch freis 
händige Berfügungen des Kommijfionärs über eine Forderung aus dem Ausführungd- 
geihäfte dem Kommittentern gegenüber ungültig find, wenn fie zu Gunſten eines 
Gläubigers des Kommiffionärd geichehen, z.B. zum Zwecke der Leiftung an Er- 
füllungsftatt, wie dies Coſack a.a. D. annimmt, geht wohl zu weit. 

1) Der Kommifjionär Hat in der Regel die Kommiffion ſelbſt auszuführen. 
Died entiprict dem bisher geltenden Rechte und der Verfehrsanjhauung. Die 
Denkſchrift $ 232 ſucht died Ergebnis durch die Vorfchrift des $ 613 über den Dienit- 
vertrag zu rechtfertigen. Die Begründung iſt verfehlt, da die Kommiſſion fein Dienit: 
vertrag ijt, vgl. oben 8241 Anm.3 ©. 293. 


Dernburg, Bürgerl, Recht. II. 2, 32 
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nehmung des Interejjes und der Weifungen des Kommittenten ob, 9.6.8. 
$ 384 Abi. 1.23 

Er jchuldet unverzügliche Ausführung der Kommiſſion, jofern 
fie thunlich und nichts anderes vorgejchrieben ij. Er hat dem Kom— 
mittenten die erforderlichen Nachrichten zu geben, insbeſondere nach der 
Ausführung der Kommiſſion hiervon unverzüglich Anzeige zu machent, 
9.6.8. $ 384 Abj. 2. 

1. Abweichungen vom Auftrage und den Weifungen des Kommuittenten 
jind dem Kommijfionär ausnahmsweiſe verjtattet, wenn ſich nach den 
Umjtänden die Annahme rechtfertigt, daß der Kommittent die Abweichung 
bei Kenntnis der Sachlage billigen würde. Er hat aber, ehe er handelt, 
dem Stommittenten Anzeige zu machen und dejjen Entjchliegung abzu- 
warten, jofern nicht Gefahr im Berzuge it, H. G. B. $385, B. G. B. 
$ 665. In der Negel aber braucht der Stommittent das auftragwidrige 
Geſchäft nicht für jeine Rechnung gelten zu lajjen, 9.6.8. $ 385 Abj.1. 
Immerhin ijt vorauszujegen, dat die Abweichungen vom Auftrage jo 
erheblich find, daß infolge derjelben dejjen twejentliche Zwecke verfehlt 
werden. 5 

2. Hat der Berfaufsfommijjionär unter dem ihm gejegten 
Mindejtpreije verfauft, oder der Einfaufsfommijjionär den ihm 
gejegten Höchſtpreis überjchritten — das jog. Limitum nicht einge: 
halten —, jo muß der Kommittent das Gejchäft unverzüglich nach dejien 
Anzeige zurückweiſen; jonjt gilt die Abweichung von der Preisbejtimmung 
als genehmigt, 9.©.B. S 386 Ab}. 1.7 Der Kommittent iſt auch 





2) Eine hierher gehörige Sondervorfchrift ift, dah ein Kommiſſionär, welcher 
den Anlauf eines Wechſels übernimmt, den Wechjel, wenn er ihn indojjiert, in 
üblicher Weife und vorbehaltlos zu indofjieren hat, H. G.B. $ 395. 

3) Der Kommijfionär, welder Vollkaufmann it, Hat die Wertpapiere jeines 
Kommittenten, welche er zu gejchäftlihen Machenſchaften, 3. B. Umtauſch, einem Dritten 
übergiebt, diejem als fremde zu bezeichnen; derjelbe erwirbt dann fein Piandrecht 
oder Zurüdbehaltungsrecht gegen den Auftraggeber außer für Forderungen, welcde 
mit Bezug auf dieje Papiere entjtanden find, Depotgeje vom 3. Juli 1896 88 S, 13. 

4) R. O. H. G. Bd. 11 ©.43. Bei fommittierten Börjengeihäften insbejondere 
wird die unverzügliche Anzeige des vollzogenen Gejchäftes unter Umijtänden derart 
als weſentlich zu gelten haben, daß der Kommittent das Geichäft in deren Ermange- 
lung nicht als ausgeführt behandeln darf, R.O. H. G. Bd. 18 S. 313ff. Vgl. aud 
Coſack, Handelsrecht S. 218. 

5) Dies ſpricht zwar $ 385 Abſ. 1 nicht beſonders aus, es entſpricht aber Treu 
und Glauben. Vgl. R.O. H.G. Bd. 20 S.323; Grünhut a. a. O. ©. 162ff. 

6) Nach früherem Rechte — H. G. B. Art. 364 Abſ. 2 — galt dies nur für 
die Einkaufs-, nicht aber für die Verkaufskommiſſion. Vgl. R.O.H. G. Bd.2 ©. 80. 

7) Da das Geihäft ald genehmigt gilt, kann der Kommittent nicht, mie 
Coſack, Handelsreht S. 227 annimmt, Schadenserfag wegen vertragäwidriger Aus— 
führung fordern — von Fällen der Arglift abgejehen. 
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zur Zurückweiſung des Gejchäftes dann nicht berechtigt, wenn fich der 
Kommiſſionär zugleich mit der Anzeige feiner Ausführung zur Dedung 
des Preisunterjchiedes erbietet, $ 386 Abi. 2.-9 

Der Kommittent muß fid) die Abweichung vom Limitum nicht minder 
dann gefallen laſſen, wenn dasjelbe den Umjtänden nach nicht zu er— 
zielen und Gefahr im Verzuge war, B. G. B. $ 665. 

3. Der Kommijjtonär darf bei der Ausführung des aufgetragenen 
Geſchäftes jeinen Mitfontrahenten Kredit nur geben, wenn ihn der 
Kommittent hierzu ermächtigte oder, fall3 diejer hierüber nichts bejtinmte, 
joweit die Kreditierung der Handelsfitte entjpricht. Andernfalls gefchieht 
jie auf eigene Gefahr, H. G. B. 8 393. Wer unbefugterweife auf Kredit 
verfauft, wird dem Kommittenten zur Zahlung des Staufpreijes per: 
jönlich verpflichtet. Kann er nachweifen, daß Berfauf auf bar einen 
geringeren Erlös ergeben hätte, jo muß er nur diefen, immerhin aber 
in der Regel bis zum fejtgefegten Mindeſtpreiſe, erſetzen. 10 

IM. Der Kommiſſionär bat nicht bloß das aufgetragene Gejchäft 
abzujchliegen, jein Auftrag verpflichtet ihn vielmehr Häufig, auch jonit 
im Intereſſe des Kommittenten thätig zu fein. Er gilt insbejondere 
al3 ermächtigt, die Nechte des Kommittenten gegen Frachtführer und 
Schiffer zu wahren, und er ijt verpflichtet dies zu thun, wenn es ſich 
um äußerlich erkennbare Mängel handelt, 9.6.8. $ 388 Abſ. 1; vol. 
C. P.O. 8 488. Gut, welches dem Verderben ausgejegt iſt, kann er 
äußerftenfall® nad) Maßgabe des $ 373 verkaufen, H. G. B. $ 388 Abf. 2; 
mit dem Rechte hierzu iſt nach Umständen auch eine Pflicht gegeben. 

Das an ihn gelangte Kommiſſionsgut hat er jorgfältig aufzube- 
wahren. Es zu verfichern, iſt er nur verpflichtet, wenn er vom Kom— 


8) Der Anjprud auf Erfag wegen eines den Preisunterichied überjteigenden 
Schadens bleibt unberührt, $ 386 Abi 2 Sap 2. Iſt beiſpielsweiſe durch den von 
dem Kommiffionär unter dem gejegten Preiſe bewirkten Verlaufe von Wertpapieren, 
von welchem der Kommittent nod größere Beträge befigt, nachweisbar der Kurs 
gedrüdt, jo muß der Kommiffionär für den dem Kommittenten hieraus erwachſenden 
Schaden auftommen, es ei denn, dak ihm ein Verſchulden nicht zur Laſt fällt, Denk— 
ſchrift ©. 234. u 

9) Im Steeitfalle hat der Kommittent die Sepung des Limitums zu erweiſen. 
Die Zujtellung einer Faktur mit Preisanfag an den Kommiſſionär bildet allein fein 
Limitum. Es liegt hierin nur der Preis, welchen der Kommittent erwartet, R.O. H. G. 
Bd.8 ©.31, 119. “ 

10) Überſchreitung einer Ermädtigung zum Kreditieren fteht auf gleicher Linie. 
Giebt aber der Kommilfionär längere Frijt ald dur den Kommittenten verjtattet 
war, fo tritt feine Verhaftung desjelben ein, wenn der Mitkontrahent in Konkurs 
jält, ehe die vom Kommittenten bejtimmte Zeit abläuft. 

32* 
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mittenten hierzu angewiejen war, 9.6.8. $ 390 Abj.2. Dies recht: 
fertigt jich dadurch, daß es fich oft nur um eine furze Zeit dauernde 
Aufbewahrung handelt.!! Für zufälligen Untergang fteht er an und für 
fih nicht ein. 

IV. Der Kommiſſionär ift verpflichtet, wie ein Beauftragter, B.G.B. 
s$ 667, 675, alles, wa3 er zur Ausführung der Kommiſſion erhält, 
und was er infolge ihrer Ausführung erlangt, dem Kommittenten heraus: 
zugeben. 

1. Der Einkaufskommiſſionär hat das infolge der Kommiſſion An- 
geichafte individuell herauszugeben, er iſt im Zweifel nicht befugt, 
andere Stüde gegen den Willen des Kommittenten zu liefern. !? 

Der Verkaufskommiſſionär hat den erlöjten Preis herauszugeben, 
auch wenn derjelbe das von dem SKommittenten beftimmte Limitum 
überjteigt, wie auch der Einfaufsfommijjionär vom Kommittenten nur 
den aufgelegten Preis fordern fann, feineswegs den von dem Kommit— 
tenten gejegten höchiten Preis, H. G. B. $ 387 Abi. 2. 

Wird die verfaufte Sache dem Kommilfionär von dejjen Abfäufer 
wegen Mängel gewandelt, jo hat er fie dem Kommittenten zurüdzu: 
liefern, wenn er fie auch, weil ihr Wert geitiegen ijt, für den bereits 
dem Sommittenten verrechneten Preis behalten wollte. 13 

2. Der Kommiſſionär hat nach allgemeinen Grundjägen nur Zug 
um Zug gegen Erjaß feiner Auslagen zu leijten. 

V. Der Einkaufskommiſſionär jteht grundfäglic, dem Kommittenten 
wegen Mängel des Kommifjionsgutes nicht wie ein Verkäufer ein, 
haftet vielmehr dem Kommittenten nur wegen Berjchuldens, jowie auf 
Abtretung feiner Rechte gegen jeinen Verkäufer. Iſt jedoch eine Ein: 
kaufskommiſſion erteilt, die für beide Teile ein Handelsgejchäft bildet, 
jo finden Hinfichtlicy der Verpflichtung des Ktommittenten, das Gut zu 
unterjuchen und Mängelanzeige zu machen, jowie bezüglic) der Aur- 


11) Denkſchrift S. 235. 

12) So Striethorft Arhiv Bd. 94 ©. 88; R.G. Bd.5 ©. 1. Dagegen nahm 
das R.O. H. G. Bd. 19 S. 78 an, daß der perjönlicdye Anjpruch des Kommittenten nur 
auf Ausantwortung einer dem Auftrage entiprechenden Quantität gleihwerter 
Sachen gehe. Doch fein Grund, daß bei vertretbaren Sachen die Spezies gleich- 
giltig ſei, ijt nicht durchichlagend. Das gilt im allgemeinen, keineswegs in Auftrage- 
verhältniffen. Der Kommittent bat ein erhebliches Intereſſe daran, dab ihm Die 
auf feine —— angeſchafften Sachen individuell erhalten und geliefert werden. 
Daß der Einfaufstommiffionär Eigentümer der gelauften Stüde wird, hat fein Ge 
wicht für die Frage, ob er diejelben dem Kommtittenten auf Grund der perjönlichen 
Klage desjelben als bejondere Individuen herausfordern kann. 

13) 8.0.9.8. Bd. 16 ©. 133. 
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bewahrung des beanjtandeten Gutes und jeines eventuellen Verkaufes, 
die für den Käufer geltenden Borjchriften Anwendung, 8.6.8. 8 391. 
Dies entjprechend vielverbreiteter Handelsrechtlicher Gewohnheit. Der 
Kommittent behält auch felbitverjtändlich, wenn er jein Nügerecht gegen: 
über dem Kommijfionär verloren hat, das Necht auf Abtretung der 
Befugnifje des Kommijfionärs gegen feinen Verfäufer wegen Mängel. 

VI. Der Kommilfionär haftet dem Kommittenten für die Erfüllung 
der Verbindlichkeit ſeines Mitfontrahenten — für das Deleredere —, 
wenn dies von ihm übernommen, oder, wie bei der Verkaufskommiſſion 
häufig vorfommt, am Orte feiner Niederlaffung Handelsgebraud it. 
Der Kommilfionär wird hierdurch jeinem Kommittenten im Zeitpunfte 
der Fälligkeit der Verpflichtung jeines Mitfontrahenten jo verhaftet, wie 
wenn er den Betrag eingezogen hätte!5, H. G. B. $ 394. 

Der Kommiljionär haftet nah H. G. B. $ 384 dem Klommittenten 
für die Erfüllung des Gejchäftes auch, wenn er nicht zugleich mit 
der Anzeige der Ausführung der Kommifjion den Dritten name 
haft macht, mit dem er abſchloß. Dies hat zur Folge, daß er, wenn 
er in der That mit einem Dritten das Geſchäft abichloß, nach deſſen 
Bedingungen, wenn er fein Ausführungsgeichäft einging, jo einfteht, 
wie er dasjelbe hätte eingehen fünnen und jollen. 16 

VII. Recenfchaft und Rechnungslegung liegt dem Kommiſſionär 
wie anderen Beauftragten ob, $ 384 Abj.1. Auch hat er im alle des 
Fehlſchlagens des Gejchäftes wie andere Beauftragte nachzınveiien, dab 
er dasjelbe nicht verjchuldet. 


$ 344. Pflichten des Kommittenten. 
I. Der Kommiſſionär hat gegenüber dem Kommittenten diejelben An— 
jprüche wie der Beauftragte gegenüber dem Auftraggeber, B. G. B. $ 675. 


14) Anders früher R.O. H.G. Bd.25 S. 214; Vogt in Goldichmidts Zeitichrift 
Bd. 25 ©.183 führte indejjen aus, daß in dem Berfehre der großen deutichen Han- 
delöpläge der Kommiljionär ufancemäßig für die Mängel der Kauffache einjtehe, aud) 
wenn er dem Slommittenten den Verkäufer nenne. 

15) Dies iſt feine Bürgichaft, da der Kommittent feine Forderung gegen den 
Mitkontrabenten des Kommilfionärs hat, vielmehr bildet die Delcredercehaftung eine 
Erweiterung der Pflichten ded3 Kommilfionärd aus dem Auftrage. Der Kommilfionär 
fann dem Kommittenten die Einreden ſeines Mitkontrahenten, 3. B. des nicht erfüllten 
Bertrages entgegeniegen, R.O.H.G. Bd. 19 ©. 187. Hat der Kommiffionär jelbit 
die Einrede verichuldet, jo haftet er zwar dem Kommittenten, aber aus anderem 
Grunde, nämlich; weil er es an der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes fehlen 
ließ, und in anderer Weije, nämlich auf Schadenserfag. 
en > Nicht jo weit ging altes H.G.B. Art. 376 Abſ. 3, Reichsbörſengeſetz 8 74 

1. 3. 
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II. Demnach jind dem Kommijfionär Aufwendungen, joweit er 
fie den Umſtänden nach für erforderlich halten durfte, zu erjegen, 3. B. 
Reijejpejen, Verficherung des Kommiljionsgutes, B. G. B. 8 670. Ins» 
bejondere gehört hierher auch Vergütung für Benutzung eigener Lager: 
räume, Transportmittel und der Arbeit feiner Leute und anderer Hilfe- 
perjonen, 9.6.8. $ 396 Abj.2. Dem Kommiljionär find jeine Auf- 
wendungen auch dann zu erjegen, wenn das fommittierte Gejchäft 
nicht zu ftande fam.! 

Auch Vorſchuß auf die vorausfichtlich erforderlichen Aufwendungen 
fann er verlangen, B. G. B. $ 669; reicht derjelbe nicht aus, auch jog. 
„Nachſchuß“, d. h. eine Verſtärkung des Vorſchuſſes. 

IH. Dem Kommijjionär gebührt Brovijion?3, jedoch nur, wenn 
das Gejchäft zur Ausführung gefommen iſt, $ 396 Abj.1. Ob hierzu 
der Abſchluß des Gejchäftes genügt, oder ob weitere Bejtimmungen voll- 
zogen jein müfjen, hängt von dem Inhalte der Kommijjion ab.“ Wider: 
ruf des Kommittenten vor der Ausführung hindert das VBerfallen 
einer Provijion. Iſt das fommittierte Geſchäft aber abgejchlojjen, und 
dejien Ausführung nur aus einem in der Werjon des SKommittenten 
liegenden Grunde unterblieben, jo ift die Provifion gejchuldet, H. G. B. 
$ 396 Abi. 1 am Schlujje. 

Eine jog. Auslieferungsprovifion, d. h. Provijion für den 
Fall, daß das Gejchäft nicht zur Ausführung gefommen ijt, ohne das 
auf Seiten des Kommiſſionärs die Urjache liegt, kann verabredet oder 
üblich jeind, 9.6.8. $ 396 Abi. 1 Sag 2. Derartiger Ortsgebraud) 
findet fich namentlich bei Verkaufskommiſſionen. 

Hat der Kommiffionär die Gewähr für die Erfüllung ſeitens jeines 
Kontrahenten vertragsmäßig oder ujancemäßig übernonmen, jo fann er 
eine Defcredereprovifion berechnen, H. G. B. $ 394 Abi. 2 a. E. 





1) Hierfür fpricht die Verweifung von H. G. B. $ 396 Abi. 2 auf B. G. B. $ 670. 
2) Die Provifion fann aud eine Beteiligung am Gewinne in fidh jchließen, 
Grome, Partiariihe Rehtsgeihäfte ©. 454. 
auf 3) Die Anjprüche auf Provifion verjähren in zwei Jahren nad B.G.B.$ 1% 
j.1u.7 


4) So aud) das alte H. G. B. Art. 371 Nbj.2. Der bloße Abſchluß des Ge- 
jchäftes reicht für die Entitehung des Proviſionsanſpruches nicht aus, weil die Auf: 
gabe des Kommilfionärs hiermit in der Negel nicht beendet iſt. Aber auch vollitän- 
dige Erfüllung des Gejhäftes kann nicht verlangt werden, namentlidy wenn dejjen 
Abwidelung zwiichen dem Kommittenten und dem Dritten geſchieht oder längere Zeit 
in Anjpruch nimmt, Denkſchrift ©. 238. 

5) Dabei ijt in der Regel die Übung des Ortes maßgebend, an welchem der 
Kommiſſionär feine Handelsniederlafjung hat, R.G. Bd. 17 ©. 31. 
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Die Höhe der Provijion richtet fich nach dem Vertrage, in zweiter 
Linie nach Ortsgebrauch. Gewöhnlich wird fie in Prozenten des Brutto- 
wertbetrages des ausgeführten Gejchäftes berechnet. 

IV. Das Zurücdbehaltungsrecht, welches der Beauftragte an den 
ihm anvertrauten Sachen wegen jeiner Gegenforderung Hat, iſt beim 
Kommiſſionsgeſchäfte zu einem gejeglichen Pfandrechte des Kommiſſionärs 
am Kommijjionsgutes geiteigert, H.G.B. $ 397. Es bejteht wegen jog. 
fonnerer Forderungen, aljo namentlich) wegen der Aufwendungen auf 
das Gut, wegen der Brovijion und des auf das Gut vom Kom— 
miſſionär gegebenen Kredites, außerdem aber auch wegen aller Forde— 
rungen aus laufender Rechnung in Kommijfionsgejchäften.® Es 
ijt nicht erforderlich, daß das Kommilfionsgut dem Kommittenten gehört, 
wenn nur der Kommifjionär in gutem Glauben war, 5.6.8. $ 366, 
9.6.8. $ 1257. 

Der Einfaufstommilfionär hat auch bezüglich der eingefauften 
Waren, welche er zum Eigentume erwarb, dag VBerfaufsrecht eines 
Pfandgläubigers, H. G. B. $ 398.8 

V. Gerät der Kommittent in Verzug, ſo greifen die allgemeinen 
Vorſchriften über gegenſeitige Verträge ein, B. G. B. 8 326. Insbe— 
ſondere kann der Kommiſſionär, nachdem er eine Nachfriſt vergeblich 
geſetzt hat, vom Kommiſſionsgeſchäft zurüdtreten.? 

Nimmt der Kommittent das Kommiſſionsgut nicht ab, obgleich er 
hierzu nach Lage der Sache verpflichtet iſt, ſo darf der Kommiſſionär 
wie der Verkäufer des Handelskaufes dasſelbe hinterlegen oder im Wege 
des Selbſthilfeverkaufes verwerten, H. G. B. $ 389. 


8345. Der Eintritt des Kommiſſionärs in das aufgetragene Geſchäft.“ 
J. Der Kommiſſionär ſoll den Kommittenten mittels des Aus— 
——— vertreten, nicht mit ihm handeln. 





u Über den Begriff des Kommiffionsgutes vgl. R.G. bei Gruchot Bd.33 S. 1046. 

6) Das faufmänniihe Zurüdbehaltungsreht des H. G. B. $ 369 kommt aud 
ſonſtigen — aus beiderſeitigen Handelsgeſchäften zu gute. 

7) R. O. H. G. Bd. 15 ©. 424. 

8 R.D. 9.6. Bd. 16 ©. 116 ff. 

9) Seht died ſoweit, daß der Einfaufsfommijjionär nach Verzug des Kommit- 
tenten und vergeblich geitellter Nacıfrift, indem er zurüdtritt, dad angelaufte Gut 
für fich behalten fann? So Eojad S. 226. Anders Dentichrift S. 240. In der 
That widerfpräche ein joweit gehendes Recht den Zweden der Kommiljion und Treu 
und Slauben. 

1) Lepa, Die Lehre vom Selbjteintritt des 8. 1883; Grünhut a. a. O. ©. 452; 
Schaps, Der Selbiteintritt des K. 1887, und in Goldſchmidts Zeitichrift Bd. 39 
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Aber bei der Kommiſſion zum Einkauf und zum Verkauf marft- 
gängiger Waren und börienmähiger Wertpapiere bat fich eine andere 
Übung eingebürgert.” Es wurde geradezu das gewöhnliche, daß der 
Kommiſſionär bei jolchen Geſchäften jelbit zum Markt» oder Börjen- 
preis liefert, zu jolchem PBreije abnimmt. Man behauptete, dem Kom— 
mittenten müjje es gleichgiltig jein, wer ihm die Ware oder das Wert- 
papier abnehme oder liefere, wenn er nur den Marktpreis, zu dem er er- 
werben oder veräußern wollte, auszulegen habe oder empfange; es liege 
jogar im Interejje des Kommittenten, daß der Markt durch Ausführung 
jeiner bezüglichen Ordres nicht unmittelbar in Meitleidenjchaft gezogen 
würde, was wegfalle, wenn der Kommijjionär aus jeinen Vorrat jelbit 
liefere oder wenn er jelbjt abnehme. Hiernach veritattete das alte H. G. B. 
Art. 376 Abj. 1 den Selbiteintritt des Kommiſſionärs bei jenen Geichäften. 

Indeſſen wußten die Kommiljionäre dem Publikum durch Kenntnis 
des Marktes und der Börje und durch Gejchäftsgewandtheit überlegen, 
den Selbjteintritt nicht jelten zu deſſen Nachteil auszunußen, jo daß 
man namentlich über jog. Kursſchnitt Elagte.® 

Das Börfengejeg vom 22. Juni 1896 88 70— 74 behielt zwar das 
Necht des Kommiffionärs zum Selbfteintritt bei, juchte aber deſſen Miß— 
brauch auszuschließen. Jene PBaragraphen des Börjengejeges jind aus 
demjelben zwar durch E. ©. zum H. G. B. Art. 14 Ziff. 6 ausgemerzt, 
aber fajt wörtlich in das neue H. G. B. $ 400 übergegangen. 

II. Der Kommifjionär iſt demzufolge befugt, die Kommiſſion zum 
Einfauf oder Berfauf von Waren, die einen Markt» oder Börjenpreis 
haben, und von Wertpapieren, für welche ein Börjen= oder Markt: 
preis amtlich* feitgejtellt ijt, jelbit auszuführen, jofern der Kommittent 
nicht anderes beitimmt hat, H. G. B. 8 400 Ab}. 1. 

Unter dem Markt- oder Börjenpreis iſt der Preis verjtanden, zu 
welchem die Ware auf dem Marfte oder der Börje effektiv gehandelt 
wurde; im Falle einer Einkaufskommiſſion auch der Preis, zu welchem 
jene Sachen nach der Notiz „Brief“ angeboten waren, im Falle einer Vers 
faufsfommilfion, zu welchem fie nach der Notiz „Geld“ gejucht wurden.* 


€. 294; J. Breit, Selbfteintritt des K. 1899, Sächſ. u Bd. 9 Heft 9; Langen, 
Eigentumserwerb bei Kommijjionsgejchäften 10 © 

2) So ſchon ältere Schriftfteller, vgl. die bei — a. a. O. S.475 Anm. 3 
und Lepa S. 266 angeführten. 

3) Vgl. hierüber Eſchenbach in Goldſchmidts Zeitſchriſt Bd. 41 ©. 21. 

4) Bei Wertpapieren fommen nur amtliche Feitfeßungen in Betracht, bei markt— 
gängigen Waren auch fonjtige übliche Feſtſetzungen des Preijes. 

5) Dies fcheint aus der Natur der Sache zu folgen. Vgl. R. G. Bd. 34 ©. 118. 
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Die Selbitausführung durch den Kommiſſionär muß nicht aus- 
drüclich ausgejchlojjen fein, e8 genügt, dab aus den Bedingungen des 
Gejchäftes ein entgegengejegter Wille des Kommittenten erhellt.* 

II. Wie iſt das Recht der Selbjtausführung durch den Kom— 
miſſionär juriſtiſch zu erklären? 

Früher unterjtellte man in der Regel die Verbindung zweier Ge- 
jchäfte, nämlich einer Kommiſſion als des primären Gejchäftes und 
eines deſſen Inhalt entiprechenden PBropregeichäftes, von dem man an— 
nahm, daß es eventuell von SKommittenten offeriert und vom Kom— 
milfionär durch Anzeige des Selbjteintritte® angenommen werde. Die 
früher vertretene Auffaffung, von welcher auch das NeichSoberhandels- 
gericht ausging’, wurde neuerdings verlajjen. In der That liegt nur 
ein Gejchäft vor, eine Kommiljion, welche aber im zwiefacher Weije 
ausgeführt werden fann, nämlich durch Abſchluß des fommittierten 
Gejchäftes mit einem Dritten oder durch Selbfteintritt. Hiernach bildet 
der Eintritt als Selbſthändler nicht? von der Kommiſſion Verſchiedenes, 
jondern cine Vollziehung derjelben. Dies hat das R. G. zur Grund— 
lage feiner Entjcheidungen gemacht.® 

Der Kommijjionär hat hiernach in beiden Fällen die durch die 
Kommiſſion begründeten Pflichten und Rechte. 

Hieraus ergiebt jich: 

1. Der Kommiſſionär ift bezüglich der Selbjtausführung an den 
Auftrag des Kommittenten gebunden. In Ermanglung anderer An— 
weijung bat jie thunlichſt unverzüglich zu geichehen. Verſtößt 
der Kommiſſionär hiergegen mittels verjpäteter Anzeige des Selbitein: 
trittes, jo iſt er jchadenserjagpflichtig, wie wenn er mit einem Dritten 
veripätet abgejchlojfen Hätte, und der Kommittent braucht das Gejchäft 
nicht als für jeine Rechnung geichlojien anzuerkennen, 9.6.8. $ 385 
Abi. 1 


6) Dies war z. B. nah R.O. H. G. Bd. 11 ©. 44 bei Aufträgen zum Abſchluß 
von Differenzgeihäften der Fall, vgl. jedoch Lepa a. a. O. Überhaupt wird der ent: 
gegengefepte Wille anzunehmen fein, wenn es ſich um Operationen handelt, deren 
Selingen davon abhängig it, daß der Kommiffionär nicht auf Kojten des Kommit— 
tenten behufs feines eigenen Vorteiles einkaufsweiſe oder verlaufßrelfe jpefuliert. 

7) So R. O. H. G. Bd. 5 ©. 280, Bd. 16 ©. 335, Bd. 19 S. 5 

8) So R.G. Bd.4 ©.92, Bd.1 ©. 286, BD. Ve Be 71; vgl. 
auch Grünhut a. a. O. ©. 470. 

9) Bei Coſack H.R. S. 237 findet ſich folgendes Beiſpiel: M. trägt am 1. März 
dem N. auf, gewiſſe Altien nicht über 108 für ihn zu kaufen. Am 2. März ijt der 
Kurs 100 bez. G., am 3. 108 bez. Briei. N. zeigt die Ausführung am 3. März 
an, indem er Aktien aus feinem eigenen Vorrat tiefert, den er im Yebruar zu 90 
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2. Als Zeit der Ausführung der Kommiſſion durch Selbiteintritt 
des Kommiſſionärs gilt der Zeitpunkt, in welchem derjelbe die Anzeige 
der Ausführung zur Abjendung an den Sommittenten abge: 
geben hat, H. G. B. $ 400 Abi. 2 Satz 2.10 

3. In der Ausführungsanzeige Hat der Kommijjionär die Selbit- 
ausführung zu erfläreu, andernfalls iſt diejelbe ausgejchlofien, H. G. B. 
$ 405 Abi. 1. Diefe Erklärung gejchieht häufig mit den Worten „wir 
überliegen ihnen“. Fehlt eine Erklärung über die Selbitausführung, 
jo gilt die Ausführung des Gejchäftes durch Abſchluß mit einem Dritten 
als angezeigt. War ein jolches Gejchäft in der That nicht eingegangen, 
jo ijt die Kommiſſion nicht ausgeführt, weder durch Selbjteintritt, noch 
in anderer Weije, der Kommilfionär aber dem Kommittenten wegen 
Nichtausführung der Kommijfion jchadenserjagpflichtig; Provifion kann 
er aljo in diefem Falle nicht beanjpruchen. !1 

Im voraus gejchlojjene Vereinbarungen, faut deren die Erflärung 
der Selbitausführung, der Anzeige der Ausführung der Kommijiton 
nachfolgen kann, jind nichtig, 9. G. B. $ 405. 

4. Der Kommijjionär iſt befugt und verpflichtet, den Markt- oder 
Börjenpreis des Zeitpunftes der Erklärung der Selbjtausführung 
dem SKommittenten in Nechnung zu jtellen, $ 400 Ab}. 2. 

Selbitverjtändlich ift der Kommittent hieran nur dann gebunden, 
wenn dies auch der Zeitpunft war, in welchem der Kommijjionär das 
Gejchäft hätte ausführen jollen, $ 385. Hiervon macht 9.©.8. 
S 400 Abj. 3 und 4 bejondere Anwendungen. Denn hiernach darf bei 
einer Kommijjion, die während der Börſen- oder Marktzeit auszuführen 
war, wenn auch die Ausführungsanzeige erit nach dem Schlufje des 
Marktes zur Abjendung gegeben wird, der berechnete Preis für den 
Kommittenten wicht ungünjtiger fein, als der am Schluſſe der Börſe 
oder des Marktes bejtehende Preis, und es iſt bei einer Kommiſſion, 
die zu einem bejtimmten Kurje (erfter Kurs, Mittelkurs, letter Kurs) 
ausgeführt werden joll, der Kommiſſionär ohne Nüdficht auf den Zeit: 


angefauft hat. Nah Coſack muß jih M. den Kurs von 105 gefallen lafien, wenn 
er nicht nachweiſt, daß N. den Kurs von 100 fahrläffig habe vorübergehen lajien. 
Died erachte ich für unrichtig. N. hat vielmehr darzuthun, daß er am 2. März die 
Aftien nicht zu einem Kurs unter 108 erlangen fonnte; war dies tbunlich, jo war 
jeine Verzögerung der Ausführung auftragswidrig und M. muß nad $ 385 Abi. 1 
das Geſchäft nicht für feine Rechnung — laſſen. 

10) Bgl. hierzu aber unten Ziff. 4 


11) Die Behandlung weicht aljo von der gewöhnlichen nach $ 384 Abi. 3 jehr ab- 
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punft der Abjendung der Ausführungsanzeige berechtigt und verpflichtet, 
diejen Kurs dem Kommittenten in Nechnung zu jtellen. 

5. Überhaupt hat der Kommiffionär im Falle der Selbftausführung 
der Kommilfion, wenn er fie bei pflichtmäßiger Sorgfalt zu einem 
günjtigeren Preife ausführen konnte, den Kommittenten den günjtigeren 
Preis zu berechnen, $ 401 Abj. 1. 

Nach 8 401 Abi. 2 darf der Kommijjionär, welcher vor der Ab: 
jendung der Ausführungsanzeige aus Anlaß der erteilten Kom— 
mijjion an der Börje oder am Marfte ein Gejchäft mit einem Dritten 
abichlog, dem Kommittenten feinen ungünjtigeren, als den hierbei ver- 
einbarten Preis berechnen. Dies wird aber jedenfalls auf den Tag zu 
bejchränfen fein, arm welchem das fommittierte Gejchäft auftragsgemäß 
zur Ausführung zu bringen war. 

6. Da der Selbjteintritt des Kommiſſionärs nur eine Art der 
Ausführung des Kommiſſionsgeſchäftes iſt, jo darf er fich die gewöhn— 
lihe Proviſion und die ſonſt bei Kommilfionsgejchäften üblichen 
Kojten berechnen, $ 403. Auch das Pfandrecht des Kommillionärs 
findet im Falle der Ausführung der Kommiſſion durch Selbiteintritt 
Anwendung, $ 404. 


$ 346. IV. Speditiondgeihäfte Der Spediteur. 

I. Spedition iſt nach Verfehrsgewohnheit und Handelsrecht Deutich- 
lands eine Unterart der Kommiſſion. Sie bezwedt den Abſchluß der 
Gejchäfte, welche behufs VBerjendung von Gütern zu gejchehen 
haben, in eigenem Namen auf fremde Rechnung, H. G. B. $437 
Abi. 1. 

Insbejondere liegen dem Spediteur Gejchäftsfchlüffe mit Fracht: 
führern und Unterjpediteuren? ob. Oft bildet fich eine Stette von Ber: 
jonen, unter denen das Frachtgut von einer Hand in Die andere geht. 
So entjtceht der auch rechtlich wichtige Begriff von Vormännern und 
Nachmännern. Mit Verficherern und Zollbehörden hat der Spediteur 
nicht minder häufig auf Rechnung des Verſenders zu verhandeln. Er 
hat auch thatlächliche Dienſte zu leiten, insbejondere Obhut für das 
Frachtgut, Ausfertigung der Begleitbriefe, des Frachtbriefes. Aber die 








1) Sründut, u re .544; Johannes Burdardt, Die Spedition 
1894; Denkſchrift dee B. R. S. 

2) Unterjpediteure dienen Por zur Bermittelung der Weiterbeförderung des 
Gutes von einem Teilfrahtführer an einen andern, teild zur Empfangnahme des 
Gutes am Ablieferungsorte behufs Beförderung desjelben an den Deitinatär. 
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Ausführung des Frachtgeſchäftes jelbit iſt grundfäglich nicht feine 
Sacje, während dies nach den meiſten ausländijchen Gejeggebungen der 
Fall iſt. 

H. Die Vorjchriften des H. G.B. 88 407 bis 415 find zunächtt 
für die Gejchäfte der Spediteure getroffen, d. 5. der Perſonen, welche 
aus der Spedition ein Gewerbe machen, H. G. B. $ 407 Abj.1.3 Des- 
gleichen aber auch für vereinzelte Speditionsgejchäfte von auf: 
leuten im Betriebe ihre Handelögewerbes, $ 415. 

In Ermangelung bejonderer Regelung find die für die Kommiſ— 
jion geltenden Nechtsjäge auf die Spediteure anwendbart, 9. G. B. 
$ 407 Abi. 2. Des weiteren greifen die Beitimmungen des B. ©. B. 
bezüglich mandatähnlicher Werkverträge ein. Auf diejelben iſt häufig 
zurüdzugehen. Das Necht des PVerjenderd, das Gejchäft zu fündigen, 
wird fich z. B. nad) B. G. B. $ 649, der Anſpruch des Spediteurs wegen 
Aufwendungen nad) B. G. B. 8 670 zu richten haben. 

III. Der Spediteur hat das Intereſſe des Verſenders wahrzu- 
nehmen, dejjen Weilungen zu befolgen’, namentlich auch etwaige Gegen: 
ordres desjelben zu berücfichtigen, H. G. B. $ 408 Abj. 1, und dem— 
jelben für die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes zu haften. Was 
er hiernach zu thun und zu laſſen hat, ergiebt Handelsfitte und Lage 
des Einzelfalles.® 

Der Spediteur jchuldet dem Verſender Nechenichaft und hat in 
Fällen von Schäden die Gründe darzuthun, welche ihn entlajten. 

Er Haftet im Falle des Verjchuldens dem Verſender auf deſſen 
volles Intereſſe, die Beichränfungen der Haftung eines Frachtführers 
fommen ihm nicht zu gute, z. B. die Beſchränkung der Erjagpflicht auf den 
gemeinen Wert des verlorenen Gutes. 

Auch das Intereſſe des Dejtinatärs kann der Verjender dem Spe 
diteur gegenüber geltend machen, 3. B. wenn der Deitinatär der Käufer 
it und von der Verjendung an die Transportgefahr zu tragen hat. 





3) Der Spebiteur iit Kaufmann, H. G. B. 81 Biff. 6 

4) Unter anderem gelten Forderungen, die der Spediteur auf Grund des Spe- 
ditiondgefchäftes gegen Frachtführer oder linterfpediteure erlangt, als Forderungen 
des Berjenders im Derbältuis zwifchen diefem und dem Spediteur und deſſen Gläu- 
biger, 9.6.8. $392 Abſ. 2, hat ferner der Spediteur die Verpflichtung zur Ber: 
Nahen des 2 Syeitimutguted nur, wenn er vom Berjender hierzu angewieſen war, 

G. B. 839 1 

x 5) Auch den mit den Amweifungen des Spediteurd nicht in Wideripruch ſtehenden 
Anweifungen des Dejtinatärs bezüglich der Ablieferung Hat der Spediteur Folge 
zu — R. O. H. G. Bd. 23 S. 26. 

6) R. G. Bd. 6 S. 115 Bd. 28 ©. 140, 
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Der Deitinatär hat, jofern der Verſender nicht als fein Vertreter 
handelte oder die Spedition nicht beſonders zu deſſen Gunften abjchloß, 
aus dem Speditionsgeichäfte nach den Grundjägen der Kommiſſion fein 
Klagerecht; unter Umftänden kann er ein jolches aus feinem Eigentume 
oder außervertraglicher Bejchädigung herleiten. 

IV. Die wichtigite Frage des Speditionsrechtes iſt die der Gefahr 
des Speditiondgutes. 

Nah) dem code de commerce Art. 97 ff. fteht der Spediteur 
ichlechthin für die Ankunft des Frachtgutes zur Lieferungszeit und für 
deſſen Verluft und Beichädigung ein, abgejehen von höherer Gewalt. Nach) 
deutichem Recht haftet der Spediteur nur für eigenes Verfchulden, ſowie 
für Berjchulden der Perſonen, deren er fich zur Erfüllung feiner Ver: 
bindlichkeiten bedient, B.G.B. 88 276 und 278. Dahin gehören, da er 
die ‚Fracht nicht auszuführen hat, Frachtführer und weitere Spediteure 
nicht, jo daß ihm bezüglic) derjelben nur Mangel in Auswahl oder 
in der Inſtruierung zur Lajt fällt.’ 

Der Spediteur hat daher für die Erfüllung der Verbindlichkeiten 
jeiner Nachmänner nur einzuftehen, fall er diejelben bejonders über- 
nahm oder nach Ortsgebraud) am Orte jeiner Niederlafiung hierzu ver: 
prlichtet it, 9.©.B. $ 394. Ferner aber auch, wenn er dem Verjender 
nicht mit der Anzeige von der Ausführung der Spedition denjenigen 
anzeigt, mit dem er das Ausführungsgejchäft abgeichlojjen hat, H. G. B. 
$ 384 Abſ. 3, $ 407 Abi. 2. 

V. Die Anjprüche gegen den Spediteur wegen Verlujtes, Minde- 
rung, Bejchädigung oder verjpäteter Ablieferung verjähren in einem 
Jahre, H. G. B. 8414, es gelten diejelben Grundjähe wie bei der Ver: 
jährung der Anſprüche gegen den Frachtführer.® 

Durch Bezahlung der Fracht und Annahme des Gutes jeitend des 
Dejtinatärs erlöfchen an und für jich nicht die Anfprüche gegen den 
Spediteur, wie fie gegen den Frachtführer nad) $ 438 erlöjchen. Doch 
wird der Spediteur hieraus unter Umständen den Willen des Empfängers, 
jih bei der Ausführung des Transportgejchäftes zu beruhigen, her: 
leiten fünnen. 

VI. Ras die Rechte des Spediteurs anlangt, jo gebührt ihm: 


7) Der Spediteur hat dagegen die Anſprüche gan den Frachtführer, welche 
er auf Grund des Frachtgeſchäftes erlangt hat, dem Verſender abzutreten. 
8) Bgl. oben $ 330 a. €. 
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1. Die vereinbarte beziehungsweije übliche Proviſion. Nach frübe- 
rem Rechte — altes H. G.B. $ 371 Abſ. 2 — war die Proviſion erit 
mit der Ablieferung des Frachtgutes an den Empfänger verdient. 
Jetzt hat der Spediteur jchon die Provifion zu fordern, wenn das Gut 
dem Frachtführer oder dem Verfrachter zur Beförderung übergeben 
it, 9.6.8. 8 409. Dem Spediteur verbleibt alfo jein Provijions- 
anjpruch auch, wenn das Frachtgut auf der Reife verloren geht. 

2. Der Spediteur hat ferner Anjpruch auf Erfag derjenigen Aus— 
lagen und Verwendungen, welche er den Umständen nach für erforder: 
lich halten durfte, B. G. B. 88 670, 675. Daher find ihm 3.3. die 
Zölle, welche er auf Anordnung der zujtändigen Behörde zu entrichten 
hatte, vom Berjender zu eritatten, jelbjt wenn die Erhebung der Zölle 
an ſich ungerechtfertigt war und Rekurs offen jtand.? 

Der Spediteur ijt nicht befugt, dem Verſender eine höhere als die 
mit dem Frachtunternehmer bedungene Fracht zu berechnen, 9. ©. 2. 
$ 408 Abſ. 2.10 Dies auch nicht, wenn fie infolge bejonderer gejchäft- 
licher Verbindungen erheblich niedriger war als die verfehrsübliche. 

3. Der Anfpruch aus dem Speditionsgejchäft begreift auch Vor— 
ichüjfe, welche der Spediteur auf das Gut machte, vgl. H. G. B. $ 410. 

VII. Der Spediteur hat wegen jeiner Anjprüche aus dem Spedi- 
tionsgejchäfte ein gefeliches Pfandrecht an das Speditionsgut, jorern 
er dasjelbe noch im Beſitze hat, insbejondere mittel3 Konnoſſements, 
Ladeicheines oder Lagerſcheines darüber verfügen fann, H.G.8.$ 410. 

Dies Pfandrecht gleicht demjenigen eines Kommiſſionärs. Aber 
es bejchränft jich auf die Forderungen, welche fich auf das einzelne als 
Pfand in Anjpruch genommene Gut beziehen, während das Prandrecht 
des Kommiſſionärs nach $ 397 alle Forderungen aus laufender Red): 
nung in Kommiſſionsgeſchäften deckt. 

VIII Bedient ſich der Spediteur eines Zwijchenjpediteurs, jo hat 
diejer zugleich die jenem Vormanne zujtehenden Rechte, insbejondere 
dejien Prandrecht, auszuüben. Die Forderung und das Vorrecht des 
Vormannes geht auf den Nachmann über, joweit derjelde den Bormann 
befriedigt. Entiprechendes gilt von der Forderung und dem Pfandrechte 
des Frachtführers, H. G. B. 88 411, 441 Abi. 3. 

IX. Schuldner des Spediteurs iſt grundjäglich jein Auftraggeber, 
alio der Verſender. Indeſſen wird der Spediteur vereinbarterweiie 


9) R. O. H. G. Bd.2 ©. 314. 
10) Art. 353 des alten H. G. B. iſt nicht übernommen. 
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wegen jeiner Forderungen häufig auf den Empfänger des Gutes, 
welchem dasjelbe nur gegen Nachnahme auszuliefern it, angewielen. 
Der lette Frachtführer oder Platjpediteur hat fie dann vom Deitinatär 
einzuziehen und die Rechte jeiner Vormänner, insbejondere auch deren 
Pfandrecht, auszuüben, H.©.B. $ 441. 


$ 347. Ummandlung der Spedition in ein Frachtgeſchäft. 

I. Wie der Kommiſſionär unter gewiſſen Worausjegungen Die 
Kommiſſion durch Selbiteintritt ausführen kann, jo iſt auch der Spe— 
diteur zur Selbjtausführung des Transportes befugt, es jei Dies 
denn nach dem ausdrüdlichen oder aus den Umſtänden erhellenden Willen 
des Verſenders ausgeſchloſſen, H.G.B. $ 412. Vorausgejegt iſt, dab 
gewöhnliche Frachtſätze beſtehen. Eine Friit für die Erklärung des 
Spediteur ijt vom Gejege nicht vorgejchrieben. Die Intereſſen des 
Verſenders müſſen aber voll gewahrt bleiben, H. G. B. $ 408 Ab}. 1. 
Der Selbjteintritt fordert keineswegs thatjächliche Ausführung des Trans— 
portes durch den Spediteur jelbjt, er fann denjelben durch Gehilfen 
vornehmen. 

Im Falle des Selbjteintrittes in das Frachtgeichäft iſt dem Spedi- 
teur Proviſion nebjt den bei Speditionsgefchäften jonjt regelmäßig vor: 
fommenden Ktojten, jowie die gewöhnliche Fracht zu vergüten, $ 412. 

Dagegen iſt dem Verſender nicht bloß vom Spediteur zu leijten, 
was ihm ein Frachtführer zu leilten hätte, jondern auch das, wofür 
darüber hinaus ein Spediteur einzuftehen hat. Der Spediteur hat z. B., 
auch wenn er die Stellung eines Frachtführer übernimmt, die Begleit- 
papiere zu beichaffen, deren Beichaffung Aufgabe eines Spediteurs, 
nicht eines Frachtführers 1jt.! 

II. Spedition mit firen Spejen nennt man die Vereinbarung 
eines bejtimmten Satzes der Beförderungsfojten des Spediteur mit 
dem Derjender. 

Bei jolchem Gejchäfte Hat der Spediteur ausjchlieglich die Nechte 
und Pflichten eines Frachtführers, Anjprüche auf Proviſion nur 
im Falle bejonderer VBereinbarung?, H. G. B. $ 413 Abi. 1. 

II. Häufig, insbefondere beim Eijenbahntransporte vereinigt der 
Spediteur Güter verjchiedener Auftraggeber zu einer Sammelladung, 


1) Bgl. Eofad, H. R. ©. 485. 
2) Bgl. Dentihrift S. 243. Unders das alte H. G. B. Art. 384. 
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welche er auf Grund eines für eigene Rechnung geſchloſſenen Fracht: 
vertrages zu günftigeren Bedingungen verjendet, als es bei einer Be- 
förderung der einzelnen Güter möglich wäre. XQiransportverträge mit 
diefer Beitimmung unterliegen derjelben Behandlung wie die Spedition 
mit firen Spejen.? Der Spediteur hat alſo ausſchließlich Rechte und 
Pflichten eines Fractführers, auch wenn ein bejtimmter Satz der 
Beförderungskoſten mit den Auftraggebern nicht vereinbart war. Dem 
Spediteur gebührt dann angemejjene Fracht, höchitens aber die für Die 
Beförderung des einzelnen Gutes gewöhnliche, H. G. B. $ 413 Abi. 2. 


$ 348. V. Trödelvertrag, buchhändleriſches Konditionsgejhäit. 

I. In der gemeinrechtlichen Litteratur! und nah A.L. R. I, 11 
8 511 jprach man von Trödelgejchäft, wenn ein Händler einen 
Gegenitand zum Berfaufe unter einem fejtgejegten Preije unter der Be: 
jtimmung übernahm, diefen Preis oder den Gegenitand zurüczueritatten. 
Dem VBerfehre ist jene Bezeichnung freilich fremd. Im B. G. B. find 
jolche Geichäfte nicht bejonderd geregelt. Dies hindert nicht, daß fie 
im Leben vorfommen und daß jie rechtliche Geltung haben. Sie find 
zunächjt nach den Vereinbarungen der Beteiligten, dann nad) den all: 
gemeinen Grundſätzen des Obligationenrechtes zu beurteilen. 

1. Es handelt fich Feineswegs bloß, worauf der Name Trödel— 
vertrag Hinzudeuten jcheint, um geringfügige, etwa bloß gebrauchte 
Sachen.? Gejchäfte der bezeichneten Art jpielen vielmehr auch im Groß— 
handel eine Nolle. Sie beziehen jich vorzugswetje auf bewegliche Sachen, 
doch find fie micht auf jolche beichränft. Die Beteiligten werden meilt 
einen Termin fejtjtellen, innerhalb dejien entweder vom Händler der 
Preis zu bezahlen oder die Sache zurücdzugewähren ift. Auf den Fall 
einer jolchen Feſtſetzung wollte jogar das AL.R. den Trödelvertrag 
bejchränfen, was jeit Inkrafttreten des B. G. B. feine Bedeutung mehr 
hat. ES verfteht fich aber nach den Zwecken des Gejchäftes von jelbit, 
dab der Auftraggeber dem Trödler, welcher weder in angemefjener Zeit 
den Preis zahlt, noch die Sache zurücdgiebt, eine Frijt jtellen darf, 
nach deren vergeblichem Ablauf ihm die zu vertrödelnde Sache zurüd- 
zugewähren ijt. 


3) Denfihrift ©. 243. 

1) Dgl. Dernburg, Band. Bd.2 $ 120 und dort Angei. Für das moderne 
Recht fiehe befonders Liebert, Zum contractus aestimatorius 1890 

2) Soldye Geſchäfte bezeichnet die Gew. O. $ 35 Abſ. 2 als Trödelhandel. 
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2. Der römische Trödelvertrag war Nealfontraft. In diejer Art 
wird er auch heutzutage überwiegend in das Leben treten. Doch nichts 
hindert derzeit eine Vereinbarung über das Bertrödeln beiderjeitig bindend 
auch vor der Übergabe einzugehen. 

3. Der Trödelvertrag jteht der Verfaufsfommilfion nahe; doch ift 
er dem Händler günjtiger. 

a) Der Trödler hat dem Auftraggeber nicht Nechnung zu ftellen, 
und das über die fejtgejeßte Summe Erlöjte nicht abzuliefern.® 

Ob er durch das Gejchäft verpflichtet ift, fich um einen Verfauf 
zu bemühen, muß nach den Vereinbarungen bemejjen werden.*5 Zu— 
weilen gilt der Händler durch die Ausficht auf den an der Preisdifferenz 
zu erzielenden Gewinn zur Thätigkeit genügend gejpornt. Sollte er 
freilich arglijtig den BVerfauf der zu vertrödelnden Sache verhindern, 
etwa Kaufluftigen in eigennügiger Abficht, 3. B. um eigene Waren abzu— 
jegen, von Kaufe abraten, jo läge hierin ein Verſtoß gegen Treu und 
Glauben, welcher ihn nach $ 242 dem Auftraggeber verantivortlich macht. 

b) In Ermangelung anderer Vereinbarung hat der Händler die 
Spejen zu tragen, jogar für den Fall, dab ihm der Verfauf nicht ge— 
lingt. Den Trödler trifft die Gefahr einer etwaigen Kreditierung an 
den Käufer, wenn ihm dieſelbe vom Auftraggeber nicht verjtattet war. 
Auf Proviſion hat er im Zweifel feinen Anjpruch. 

c) Wurde der Trödelvertrag bis zu einem fejtgejegten Termine 
vereinbart, jo kann ihn der Eigentümer nicht einjeitig vorher fündigen. ® 

4. Das Eigentum verbleibt beim Auftraggeber, jo lange der Trödler 
über die Sache nicht verfügt oder fie zu behalten erklärt hat.” Ver— 
fällt er vorher in Konkurs, jo kann daher der Auftraggeber die Sache 
vindizieren, e& jei denn, daß die Gläubigerjchaft in das Trövdelgejchäft 
eintritt. 

5. Gemeinrechtlich war bejtritten, ob der Trödler bloß für Ver: 
ſchulden haftet, oder ob ihn auch die Gefahr des Zufalles trifft.® Nach 


3) Anders beim Kommiſſionsgeſchäfte, H. G.B. 8387; oben $344 ©. 500. 

4) Bgl. Dernburg, Band. Bd.2 $ 120 Anm.5. Dagegen Windſcheid Bd.2 $ 383. 

5) Anders beim Kommijjionsgeihäfte 9.6.8. 8384 Abi. 1. 

6) Anders beim Kommiffionsgeichäfte, vgl. oben 8341 Ziff. VII. 

7) Es kann aud, wie dies gemeinrechtlich zu unterjtellen war, die Abjicht der 
Parteien geweien jein, dal; das Eigentum der zu vertretenden Sache auf den Trödler 
nicht mit der bloßen Erklärung die Sache behalten zu wollen, jondern nur gegen 
Zahlung des jejtgejegten Preiies übergehe; vgl. R.G. in Strajjahen Bd.3 ©. 150. 

8) Im corpus juris findet ſich bezüglic) diefer Frage eine Antinomie, daher 
große Kontroverſe. Vgl. Dernburg, Band. 8d.2 $120 Anm. 8. 

Dernburg, Bürgerl. Recht. II. 2. 33 
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B.G. B. beiteht fein Grund dafür, den Trödler in höherem Mathe als 
für das eigene Verjchulden und dasjenige feiner Leute, deren er jich 
zur Erfüllung jeiner Verbindlichkeit bedient, haften zu lafjen, gemäß 
SS 276, 278.? 

II. Der Vertrieb litterariicher Verlagswerfe!? gejchieht in regel: 
mäßigen Berfehre Deutjchlands, nicht wie in früheren Iahrhunderten 
unmittelbar durch die Verleger, jondern durch Zwilchenhändler, ins- 
bejondere durch jog. Sortimenter, d. h. ſeßhafte Buchhändler mit offenem 
Laden, oder auch durch Haujierer. 

Der Berfehr der Verleger mit den Sortimentern richtet ſich vor- 
zugsweije nach der vom Börfenverein der deutichen Buchhändler auf- 
geitellten DVerfehrsordnung, jet vom 8. Mai 1898 mit einem Nach- 
trage vom 30. April 1899. 

Die Beitellungen der Verlagsartifel durch die Sortimenter erfolgen 
biernach jchriftlich durch Beitellformulare mit der Handichriftlichen, auf 
gedruckten oder aufgeitempelten Firma des Beſtellers oder durch Briefe 
oder Telegramme nach beionderen Vereinbarungen, auch unter Amvejen- 
den mündlich oder durch Ferniprecher, B.B.D. $ 7. Die Beitellungen 
fönnen feit jein — auf bar oder auf Kredit — oder Konditionsgut 
(Disponenden oder & condition). 

Das Konditionsgut bleibt Eigentum des Verleger, der Corti- 
menter iſt für deſſen Verluſt und Beichädigung verantwortlich, joweit 
jie durch die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes abwendbar waren. 
Der Sortimenter iſt auch verantwortlich für die Unterlajjung der Ver— 
jicherung gegen Transport=, Feuer: und Wafjergefahr, B.B.O. 8 11. 

Der Sortimenter hat über das Konditionsgut, das er im Yaufe 
des Jahres erhielt, das BVBerfügungsrecht bis zu der dem Lieferungs 
jahre folgenden Buchhändlermefje, B.V.O. $ 11. Soweit er es nicht 
verkauft hat oder feit behält, liegt ihm die Rückſendung derart ob, dat; 
es rechtzeitig beim Verleger oder deſſen Kommiſſionär eintrifft. Das 


9) Die Klage aus dem Trödelvertrag gebt alternativ auf NRüdgabe der Sadıe 
oder der Taxſumme, wenn der Trödfer nicht verfauft, noch auch das Behalten an- 
gezeigt hat. Geſchah dies, jo iſt einfah auf Zahlung der Tarjumme zu Hagen. 

10) August Schlirmann, Die Uſancen des deutihen Buchhandels, Yeipzig, zweite 
Auflage 1881 ©. Aff., 109 ff.; Buhl, Zur Rechtsgeſchichte des deutjchen Sortiments- 
buchhandels 1879; Buhl, Das Konditionsgeihäft, in Goldſchmidts Zeitichrift Bd. 25 
©. 142; Weidling, Das buchhändferiiche Konditionsgeichäft 1855; Cojad, Handels: 
recht $ 84. Bis zu Ende des vorigen Jahrhunderts beruhte der buchbändleriiche 
Verkehr auf dem Tausche der Verlagsartifel durd die Verleger, die zugleich Buch— 
händler waren; erjt jeitdem brach ſich das Sortimentsgeihäft à condition Bahn. 
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Geichäft hat hiernach die Eigentümlichfeiten des Trödelvertrages. Der 
Verleger iſt nicht verpflichtet, veripätet vom Sortimenter Zurüdgejen: 
detes anzunehmen, ijt vielmehr befugt, deſſen jofortige Bezahlung zu 
fordern. 

Siebentes Kapitel. 


Bermwahrungsverträge. 
$ 349. Der regelmäßige Berwahrungdvertrag.! 

I. Der Berwahrungsvertrag — Depofitum — bezwedt Auf: 
bewahrung anvertrauter beweglicher Sachen, $ 688. Nach dem 
B. G. B. heißt der zur Verwahrung Verpflichtete Verwahrer, der andere 
Teil Hinterleger. Hinterlegung jedoch ijt nach dem Sprachgebrauch des 
B. G. B. die Übergabe zur Verwahrung bei einer öffentlichen Stelle: 

Bei der Verwahrung handelt es ich feineswegs bloß um die Ge- 
währung eines Naumes®, fondern zugleich um eine Thätigfeit des Ver: 
wahrers, um Obhut des anvertrauten Gutes. 

1. Gemeinrechtlich bezog ſich das Depofitum nicht bloß auf beweg— 
liche Sachen, an die man allerdings zunächſt denkt, e3 findet ſich viel- 
mehr auch bezüglich von Grundjtücdent, insbejondere in der Form der 
Sequejtration. Das B.G.B. beichränft den VBerwahrungsvertrag auf 
bewegliche Sachen. 

2. Das Gejchäft bleibt Verwahrungsvertrag, wenn der VBerwahrer 
daneben andere Berbindlichkeiten übernimmt. Sein Verwahrungsvertrag 
aber iſt es, wenn gelegentlich anderer Gejchäfte, beifpielsweije einer Pro— 
zehvertretung, Gegenjtände, 3.8. Urkunden, in Verwahrnng kommen. 

Auf Grund des Barteiwillens geht ein VBerwahrungsvertrag nicht 
jelten im ein anderes Gejchäft über, namentlich in ein Darlehen, ferner 
in einen Pfandvertrag, wenn 3. B. die bei einem Bankier verwahrten 
Effekten zur Dedung eines eröffneten Kredites vereinbarterweile beitimmt 
werden. 

II. Nach römischen Recht war Unentgeltlichkeit für das Depofitum 
wejentlich. Verwahrung gegen Lohn bildete Mietvertrag. Nach dem 


1) Gruchot Bd. 15 S. 780 ff.; Schey, Obligationsverhältnifie ©. 181. 

2) So ſchon das öjterreih. B. G. B.; Shey a. a. O. ©. 281 Anm. 3. 

3) So Windſcheid $373 n.1. 

4) Anders Windicheid Bd.2 8377 Anm. 4 und andere. Dagegen Dernburg, 
Tand. Bd.2 897. Schey a.a.D. ©. 285. 

5) Die Reichsbank z. B. nimmt Inhaberpapiere in ofiene Verwahrung umd 
verpflichtet ji, zugleih Zinjen und Dividenden einzuziehen und dem Berwahrer zur 
Verfügung zu jtellen. Das Verhältnis bleibt trogdem Verwahrung, weil dies der 
Hauptzwed des Gejchäftes iit. 

33* 
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deutjchen Sprachgebrauch und den neueren Gejeggebungen iſt Unent: 
geltlichfeit für den Verwahrungsvertrag nicht wejentlich, jo aud 
nicht nad) B. G. B. Die Abgrenzung von Sachenmiete und von Werk: 
vertrag einerjeit3, von unentgeltlichen Berwahrungsvertrag andererjeits 
it hiernach nicht jelten eine zweifelhafte, dennoch wegen der erheblichen 
Berjchiedenheit der Nechtsjäge z. B. für die Auffündigung der Sachen— 
miete eine wichtige. Der Hauptjächliche wirtichaftliche Zweck iſt das 
maßgebende. 

III. Der VBerwahrungsvertrag war in Nom Nealkontraft. Nicht 
anders it es nach B.G.B. $ 688.6 Denn im Leben fmüpft ſich der 
auf Abjchlug des Gejchäftes gerichtete Wille regelmäßig erſt an die 
Übergabe der anzuvertrauenden Sache und vollendet ſich erſt mit ihr. 
Borverträge, wodurch man jich im voraus zu Fünftiger Verwahrung 
verbindet, jind möglich. Es kann aber aus wichtigen Gründen die Über: 
nahme der verjprochenen Verwahrung abgelehnt werden, wie aus 8 6% 
Abſ. 2 zu jchließen tft.” 

Eine Verpflichtung, Fünftig bei jemandem etwas zu verwahren, fan 
bindenderweile nicht übernommen werden, wie aus $ 695 folgt. Da: 
gegen hat nach Treu und Glauben, wer jich künftige Verwahrung ver: 
iprechen läßt, die vom andern Teile behufs Vorbereitung der Verwah— 
rung gerechtfertigterweile gemachten Auslagen zu eritatten. 


8 350. Die Verpflihtungen infolge des Berwahrungspertrages. 

I. Die Hauptverpflichtung, für welche in Rom die a. depositi 
directa diente, liegt dem Berwahrer ob. Sie geht auf Obhut umd 
Rückgewähr. 

1. Der entgeltliche Verwahrer haftet nach den allgemeinen Regeln 
der 88 276, 278 für eigenes Verjchulden umd das jeiner Gehilfen bei 
Ausführung feiner Pflichten, der unentgeltliche nur für die Sorgfalt 
in eigenen Dingen, $ 690, jog. culpa in concreto.! 

2. Die Weile der Verwahrung bat jich nach der Vereinbarung 
und nach Treu und Glauben zu richten. Nach Treu und Glauben üt 


6) Vgl. Motive Bd. 2 ©. 569; Oertmann, Vorbem. Ziff. 1. Siehe dort die 
Vertreter der Gegenanfict. 

7) Bgl. Dertmann a.a.D., Vorbemerkung Zif.1. 

Ey * entſpricht deutſchrechtlicher Auffaſſung; vgl. auch code civil art. 1927, 
A. L. R 14 $ 17. Nach römiſchem Rechte ir der Depofitar bloß für dolus 
und ins Iata. Bgl. Dernburg, Band. Bd.2 83 
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auch zu beurteilen, inwieweit einjeitige Anweiſungen des Hinterlegers, 
die jelbitveritändlich nicht jchlechthin binden, zu beachten jind. 

Eigenmächtige Abweichungen von der Vereinbarung in Art und Ort 
der Verwahrung verbinden für den hieraus entipringenden Schaden, 
jelbjt wenn er zufällig it, e8 jei denn, daß der Verwahrer die Billigung 
des Hinterlegerd unterjtellen durfte, $ 692 Sat 1. Notfälle berechtigen 
nicht bloß, fie verpflichten jelbjt nach Umftänden zu Abweichungen von 
der Vereinbarung? 

Die Hinterlegung bei Dritten it dem Verwahrer ohne Ermäch- 
tigung des Hinterlegers gleichjall® nicht veritattet, $ 691. Meindejtens 
müßte er jolche unterjtellen können. Notfälle machen auch hierfür jelbit- 
verjtändlich eine Ausnahme, dann haftet der Berwahrer nur für Auswahl. 

VBorgängige Verftändigung mit dem Hinterleger ift, wenn thunlich, 
für jede Abweichung von der Bereinbarung gefordert, $ 692 Satz 2. 

3. Der Berwahrer darf das Hinterlegte nur dann gebrauchen, 
wenn ihm Dies verjtattet ijt oder wenn e8 nach den Umjtänden geboten 
iſt, 3.9. darf er das verwahrte Pferd „bewegen“. Verbraucht er hinter- 
legtes Geld für fich, jo hat er es von der Berwendung an — zu 40/, 
— zu verzinfen. Gebraucht er andere Sachen, jo hat er die ihm hieraus 
erwachjende Bereicherung zu erjtatten. Er jteht für den Schaden ein, 
welcher jtch an den unerlaubten Gebrauch fnüpft, jelbit wenn er nur 
zufällig eintrat, z. B. infolge eines väuberifchen Überfalles.s 

4. Das Hinterlegte ift, und zwar dort, wo es zu verwahren war, 
zurüdzugeben, $ 697. 

Der Hinterleger hat es beim Verwahrer abzuholen. Aber nach 
Treu und Glauben ist es auch auf Anfordern des Hinterlegers auf 
dejien Koſten und Gefahr diefem oder einem von dieſem bezeichneten 
Dritten zuzujenden.t 

Auch Früchte und Nubungen der hinterlegten Sache find heraus: 
zugeben, überhaupt alle Vorteile, welche dem Verwahrer infolge der 
Verwahrung zufamen.> 


II. Auch dem Hinterleger wird der Verwahrer verpflichtet — in 
Rom mit der a. depositi contraria. 


2) Bl. WAR. I, 14 8 15. 

3) Die Römer nahmen „furtum usus“ an, 1.1 $25, 1.12 83 D.h. t. 16,3. 

4) Dertmann $ 697 Ziff. 1. Anderer Anficht für das Preußiſche Recht Eccius, 
Pr. P. R. Bd.2 $139 Anm. 39. 

5) So auch A. L. R. 1,14 885. Es entipricht dies dem Wejen des Vertrages. 
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1. Er haftet ihm für Verfchulden jeder Art nad) 88 276 und 278. 

Die unbedingte Haftung des code civil art. 1497 wegen aller 
durch die Verwahrung veranlaßten Schäden® ift dem B.G.B. fremd. 
Jedoch fommt $ 694 dem Verwahrer durch Negelung der Beweislaſt 
zu Hilfe. Der Hinterleger hat den durch die Beichaffenheit der hinter: 
legten Sache dem Verwahrer erwachſenden Schaden zu erjegen, es jei 
denn, daß er feine Schuldlofigfeit nachweift, d. h. darthut, daß er die 
gefahrdrohende Beichaffenheit der Sache bei der Hinterlegung weder 
fannte, noch fennen mußte, oder daß er fie dem Werwahrer angezeigt 
oder daß Diejer fie ohne Anzeige gefannt hat. 

2. Der Hinterleger hat dem VBerwahrer Aufwendungen zu er- 
jegen, welche derjelbe den Umftänden nach als erforderlich erachten 
durfte, $ 693. Es ift nicht vorausgefeht, daß diejelben wie man bis- 
her gewöhnlich lehrte, zur Erhaltung der Sache notivendig waren. Der 
Berwahrer hat 3. B. einen Thierarzt zugezogen, weil das bei ihm ein- 
geitellte Pferd Frank jchien, es ergab fich aber, dab dasjelbe ohne alle 
ärztliche Hilfe gejundete. 

Für Aufwendungen anderer Art hat der Verwahrer nur dann An- 
jprüche, wenn ihm jolche nach den Vorſchriften über Gejchäftsführung 
ohne Auftrag erwachjen.? 

III. Bezüglich der Endigung des Berwahrungsvertrages gilt jeiner 
Natur entiprechend folgendes: 

1. Der Hinterleger iſt jederzeit befugt, die hinterlegte Sache 
zurüdzufordern, anch wenn für die Aufbewahrung eine Zeit vereinbart 
war, $ 695, jelbjt wenn die Berwahrung gegen Entgelt geichah. Sit 
dies zwingende Recht?s ES geht zumeit, Die entgegengejebte Verein— 
barung um Ddeswillen für nichtig zu erklären, weil jie mit dem typijchen 
Bertragszivede im Widerjpruche steht. Man hat vielmehr nur zu jchliehen, 
daß das Gejchäft in jolchem Falle nicht VBerwahrungsvertrag, jondern 
Werkvertrag it. 

2. Der VBerwahrer kann, wenn eine Zeit für die Aufbewahrung 
nicht bejtimmt ift, jederzeit die Rückgabe der hinterlegten Sache vornehmen. 


6) Unger in Iherings Jahrbühern Bd. 33 ©. 321 legt ebenjo dem Hinterleger 
ichlechthin den durch die Hinterlegung verurjachten Schaden auf, aud) wenn derjelbe 
nicht vorausjehbar war, 3. B. wenn das eingeitellte Pferd einen unerfennbaren Krant: 
heitskeim zur Zeit der Hinterlegung in ſich trug oder gar erjt jpäter erfranfte und 
die Pierde des Werwahrers anjtedte. Dagegen u. a. en Archiv Bd. 50 n. 242. 

7) Vgl. übrigens Betrazydi, Emmen Bd. 1 S. 309. 

8) So Dertmann $ 695 Ziff. 1 
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War die Zeit der Verwahrung vereinbart, jo darf der Verwwahrer 
vorzeitige Rückgabe nur vornehmen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, 
3. B. der Verwahrer verreiit oder giebt jein Gejchäft, welches ihn zur 
Verwahrung veranlafte, auf. Oft ergiebt fich übrigens die Dauer der 
Verwahrung aus den Umjtänden, 3.8. wenn fie ausgejprochenermaßen 
bei Gelegenheit einer mehrwöchentlichen Reife des Hinterlegers geſchah. 

IV. Das römiſche Recht juchte den Deponenten möglichit zu fichern. 
Derjelbe Hatte Konfursprivilegien, der Depofitar, welcher es zu jeiner 
Verurteilung fommen ließ, wurde infam; wenn das Depofitum in be- 
jonderer Gefahr gegeben war, erfolgte bei Nichtzurücdgeben Verurteilung 
ins Doppelte. Auch jede Aufrechnung oder Zurücbehaltung wegen 
Gegenforderungen war ausgejchlofien. 

Das B. G. B. fennt alle diefe Beltimmungen nicht. 

Auch die Einrede des eigenen Eigentumes des VBerwahrers iſt zu— 
läſſig.“ Chikanöſer Einwendung angeblichen Eigentumes, um die Heraus: 
gabe der verwahrten Sache binzuziehen, begegnen die Beitimmungen der 
C. P.O. in genügender Weije. 


$ 351. Befondere Arten der Verwahrungsverträge. 


I. Nicht jelten ift die Hinterlegung von Geld jowie von anderen 
vertretbaren Sachen — insbejondere auch von Wertpapieren — unter 
der Beitimmung, daß die Rüdgewähr in gleicher Summe zu erfolgen 
bat, Depositum irregulare, jog. Summendepot.! 

1. Ein ſolches Geichäft it einem Darlehen ähnlich, denn der 
Empfänger wird, wie beim Darlehen, Eigentümer der anvertrauten 
Gegenjtände und trägt die Gefahr; auch hat er oft Zinſen jog. Depofital- 
zinſen — zu zahlen. Aber der wirtjchaftliche Zweck ift ein anderer. 
Der Hinterleger will jich zur Seit der Aufbewahrung jeines Kapitales 
und der Objorge für dasjelbe entichlagen; der Empfänger will ihm einen 
Dienjt leijten, nicht ein Darlehen empfangen. So ift e8 namentlich 
bei Gelddepofiten an öffentlichen Hinterlegungsjtellen, jo auch bei offenen 
Gelddepots, welche Banken entgegennehmen. Auch ein einzelnes Ge- 
ſchäft kann dieje Natur annehmen, 3. B. wenn eine Herrſchaft ihrem 
Dienjtboten auf deſſen Erjuchen deſſen Geld in ihrer Kaſſe aufhebt.? 


9) Über gemeines Recht vgl. Dernburg, Rand. Bd.2 892 Anm. 22. 


1) Dernburg, Band. Bd.2 393 und dort Anın. 2 Angef. 
2) Anderer Anfiht Schey a. a. O. 
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2. Keineswegs ijt jedoch jtets, wenn vertretbare Sachen zur 
Verwahrung unverjchlofien übergeben werden, Summendepot anzunchmen; 
denn der Hinterleger hat häufig ein erhebliches Interejje daran, daß 
er Eigentümer der verwahrten Sache bleibt, insbejondere wegen des 
eventuellen Ausjonderungsrechtes im alle des Konkurſes des Ber: 
wahrers. Die Abficht, ein Summendepot vorzunehmen, muß aljo er: 
Elärt jein oder aus den Umständen erhellen. Bei Hinterlegung unver: 
ichloffen übergebenen Geldes liegt fie nahe, bei Gegenjtänden anderer 
Art, insbejondere Inhaberpapieren feineswegs. 

3. Bon vielen wurde nach früherem Nechte daS Summendepot 
als Darlehen aufgefaßt. Auch nach B. G. B. betrachten es manche als 
Darlehen? Dem iſt nicht zuzuftinmen. Denn das B. G. B. behandelt 
das Gejchäft unter den VBerwahrungsverträgen, es jpricht dabei von 
Berwahrer und Hinterleger. Es erflärt allerdings in 8 700, die Vor: 
Ichriften über das Darlehen auf dies Geichäft für amwendbar, jedoch 
nicht ausnahmslos; denn Zeit und Ort der Rückgabe joll jich im Zweifel 
nach den Vorjchriften über den Berwahrungsvertrag bejtinmen. 

4. Hiernach kann der Hinterleger im Zweifel jofortige Rückgabe 
beanjpruchen, ohne an eine Kündigungsfriit gebunden zu jein. Der Ver: 
wahrer kann aus wichtigen Gründen jederzeit Rückgabe fordern. Die 
Schuld iſt Holfchuld, nicht Bringichuld. 

Bei der Hinterlegung von Wertpapieren ijt nach $ 700 Abj.2 eine 
Vereinbarung über Nüdgewähr in Sachen derjelben Art nur gültig, 
wenn fie ausdrüdlich getroffen wurde. Darlehen in Wertpapieren 
müſſen keineswegs ausdrüdlich fein. 

5. Wenn der Dinterleger dem Verwahrer gejtattet, die unter 
der Beitimmung der individuellen Berwahrung hinterlegten vertretbaren 
Sachen zu verbrauchen, jo geht das Gejchäft, welches zunächit regel— 
mäßige Verwahrung bildet, von dem Zeitpunfte an, mit welchem fich 
der Verwahrer die Sachen aneignet, in ein Summendepot über, S 700 
Abi. 1 Sat 2. Die Ermächtigung zum Werbrauche kann von vorne 
herein bei Abjchlug des Verwahrungsvertrages, ſei es unbedingt oder 
bedingt, Ste kann auch nachträglich erteilt werden. 

IH. Im kaufmänniſchen Verkehre hat fich neben dem Summen: 
depot das Sammeldepot ausgebildet. Bei demjelben darf der Per: 
wahrer die von verjchiedenen Binterlegern gelieferten, der nämlichen 





3) So 50 Niemeyer depositum irregulare 1889 und dort Angef. 
4) Coſack, B.R. Bd.1 S. 548; Kuhlenbeck, Bon den Band. 3.2 ©. 219. 
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Gattung angehörenden Sachen ohne Sonderung des dem einzelnen 
Gehörenden zujammen verwahren. 

Infolgedejjen entiteht zwiſchen den mehreren Einlieferern ein Ge— 
meinjchaftsverhältnis nac) Verhältnis der eingelieferten Stüde, welches 
jolange bejtehen bleibt, al3 im Depot gleichnamige Stücke mehrerer Ein- 
lieferer ich befinden. Auf den Verwahrer geht Eigentum nicht über, 
ebenjowenig die Gefahr. Die Einlieferer haben im Falle des Konfurjes 
des Verwahrers ein Ausjonderungsrecht. 

III. Bejondere Beitimmungen über die Pflichten der Kaufleute bei 
Aufbewahrung fremder Wertpapiere traf das Neichögejeg vom 5. Juli 
1896. Hierüber ijt aber beim Kommiffionsgeichäft geiprochen.® 

VI. Die großen Banfinjtitute vermieten neuerdings jog. Stahl: 
fammern zur Aufbewahrung von Wertgegenitänden gegen Vergütung. 
Die Kammer ſteht unter doppeltem Verſchluß, jo daß der Kunde einen 
Schlüjjel erhält, der Bankier einen anderen behält; nur gemeinjam läßt 
ji) die Kammer öffnen. Liegt hier Miete oder Verwahrung vor?? 
Das Gejchäft enthält Elemente von beidem. Doch ijt der Hauptzweck 
Verwahrung. Daher iſt ein Berwahrungsvertrag mit bejonderen Eigen: 
tiimlichfeiten anzunehmen. Banfter und Kunde, denn nur zujammen 
haben ſie thatjächliche Gewalt über die Wertpapiere, jind Mitbeſitzer. 
Dem Bankier liegt Obhut und Sicherung des Raumes mit der Sorg- 
falt des ordentlichen Kaufmannes ob.® 


$ 352. Lagergeichäfte.! 

I. LZagerbalter ijt, wer gewerbsmäßig die Lagerung und 
Aufbewahrung von Gütern übernimmt, 9.6.8. $416. Er iſt 
Kaufmann, 9.6.8. $1 Ziff. 6. 

Das Einlagern von Gütern muß nicht notwendig jein Hauptgejchäft 
bilden. Insbejondere fann ein Spediteur zugleich gewerbsmäßig Lager: 


5) R. G. Bd. 21 ©. 38. 

6) Vgl. oben $ 341. 

7) Bol. Wilutzky, Deutih. Jur. Ztg. 1900 ©. 294. 

8) Gerät der Bankier in Konkurs, jo hat der Konkursverwalter die Ausübung 
des Mitbejiges desjelben; foweit reicht die Beichlagnahme. Aber der Konkursver— 
walter ijt nicht berechtigt, die Wertpapiere herauszunehmen, nod) aud) deren Heraus 
gabe zu jeinen gänden vom Bankier zu beanjpruchen. Wird das PVerbleiben in der 
Stahltammer untbunlid und kommt es nicht zur Vereinbarung mit dem inter: 
leger, jo müfjen die Papiere öffentlich zu defien und der Maſſe Gunſten, foweit die 
legtere beteiligt ijt, binterlegt werden. Vgl. oben $ 350 III, 2. 

1) Bol. Denkichrift des B.R. ©. 247 und die Kommentare zum H. G. B.; Liefer, 
Das Lagergeichäft 1899. 
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Halter fein. Wer aber in feinem Gejchäftsbetriebe bloß gelegentlich Güter 
für Dritte einlagert, it fein Lagerhalter im Sinne des Geſetzes. 

Die Übernahme der Lagerung und Aufbewahrung von Gütern 
durch einen Yagerhalter begründet das Zagergejchäft, welches das 
9.6.8. $ 416 bejonders regelt, weil die allgemeinen Vorjchriften des 
B. G. B. 88 688 ff. über Berwahrung für den kaufmänniſchen Lager: 
hausbetrieb nicht ausreichend jind. 

Die Verfehrsauffafjung ergiebt, welche Güter fich zum Lagerhaus- 
geichäft eignen; Geld und Wertpapiere, lebende Tiere gehören hierher 
nicht. ? 

Die Lagerung von Waren in Zollniederlagen wird durch SS 97 ff. 
des Bereinszollgejeges vom 1. Juli 1869 geregelt, dejien Vorſchriften 
durch das H. G. B. nicht berührt werden, Einf. Gef. zum H. G. B. Art. 2 
Abi. 2. 

II. Ausländische Gejeggebungen regeln das Lagerhauswejen meiit 
mit bejonderer Nücjicht auf die von den Lagerhaltern ausgeitellten 
Lagericheine oder Warrants.? Insbeſondere fommt das jog. Zwei- 
ſcheinſyſtem vor, bei welchem das Lagergut gleichzeitig mitteld des einen 
Scheine verpfändet und mittel? des anderen veräußert werden 
fan. Das H. G. B. läht den Zweiſchein nicht zu.t Es beftimmt mur, 
da Lagerjcheine der jtaatlich zu jolcher Austellung ermächtigten 
Anjtalten auf Ordre lauten fünnen, $ 363 Abi. 2, und daß die Über- 
gabe des indojjierten Yagerfcheines an den durch denjelben Legitimierten 
für den Erwerb von Rechten an dem Gute — alfo namentlich bei Ver: 
äußerung oder Verpfändung — diejelben Wirkungen wie die Übergabe 
des Gutes hat, H. G. B. 8 424. 

Nach den allgemeinen Borjchriften von H. G. B. 8 364 Abi. 2 fann 
der Lagerhalter dem durch Indoſſament legitimierten Beſitzer der Ur: 
funde nur jolche Einwendungen entgegenjegen, welche die Gültigkeit 
feiner Erklärung an fich betreffen oder fich aus dem Inhalte der Ur: 
funde ergeben oder dem Kläger gegenüber unmittelbar begründet find. 
Daher ift der Lagerhalter dritten redlichen Erwerbern des indojjierten 


2) Dentichrift S. 259. 
2) Simonjon, Lagerhaus- und Lagerjcheinrecht in Goldſchmidts Zeitichrift Bd. 45 
55 


4) Nah E. G. zum H. G. B. Art. 16 bleiben die fandesgejeglichen Vorjchriften 
über Lagericheine und Lagerpfandicheine unberührt, wenn auch nur in begrenzter 
Weile. Derartige Beitimmungen kennt dad Bremer Geſetz vom 13. Mai 1577 und 
Elfaf » Lothringen. 


— 
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Scheines gegenüber nad) dem Inhalte der Urkunde jelbit dann verhaftet, 
wenn derjelbe dem Sachverhalte urjprünglich nicht entjprach, insbeſon— 
dere bezüglich der Art, Bejchaffenheit oder Menge des Gutes. Für 
Mängel des Gutes haftet der Lagerhalter, wenn er im Lagerjcheine 
Mangelfreiheit anerkannt oder fie ſonſt zugelichert hat; ſonſt aber nicht. 

II. Die Rechte und Pflichten des Lagerhalters in Anjehung der 
Annahme, Empfangnahme, Aufbewahrung und Verjicherung des Gutes 
richten jich laut B.G.B. $ 417 nach den für den Kommiſſionär gel- 
tenden Vorjchriften, welche auch für den Spediteur gelten. Hiernach tt 
der Lagerhalter zur VBerjicherung des Lagergutes nur im Falle aus— 
drüdlicher Anweiſung des Einlagerers verbunden. Dies erjcheint 
wenig zwedmäßig.* Auch entipricht e8 dem Grunde nicht, welchen man 
bei der Kommiſſion und Spedition für die Niückverficherungspflicht an— 
geführt Hat, nämlich daß es ſich meiſt nur um rajch vorübergehende 
Verwahrung handelt. 

Der Lagerhalter iſt bei Verluft oder Beichädigung des Gutes nach 
$ 390 Abi. 1 nur verantivortlich, wenn fie durch die Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmannes abiwendbar war. Die Mehrzahl der ausländi- 
ſchen Gejeßgebungen macht ihn auch für Zufall, abgejehen von höherer 
Gewalt, haftbar. 

IV. Die Verpflichtung des Lagerhalters, mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmannes für die Erhaltung des Lagergutes bejorgt zu 
jein, ergiebt fi aus H. G. B. 88 390 und 417 Ab. 1 

Nach 8 417 Abſ. 2 hat der Zagerhalter dem Einlagerer unverzüglich 
Veränderungen an dem Gute anzuzeigen, welche deiien Entwertung be: 
fürchten laffen.” Hiermit ijt nicht gelagt, da er nicht auch jeinerfeits, 
joweit dies die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes fordert, einzu— 
jchreiten hat. ® 

Der Lagerhalter hat nach $ 418 dem Einlagerer die Bejichtigung 
des Gutes, die Entnahme von Proben und die zur Erhaltung des Gutes 


5) Weiter geht Coſack H.R. ©. 518. 

6) Vgl. Simonſon a. a. O. * 559. 

7) Am Falle der Ausstellung eines Ordrelagerſcheines hat ſelbſtverſtändlich Be— 
nachrichtigung desjenigen zu geſchehen, welcher ſich letztlich dem Lagerhalter gegenüber 
als — Befiger des Lagerſcheines legitimiert hat. 

) Den Bejtimmungen der $$ 390 und 417 Abi. 2 gegenüber iſt ed nicht an- 
RE wen die Denkichrift des B.R. S. 250 ausführt, die Verantwortlichkeit 
des Lagerhalters muß fi darauf beichränfen, da er, wenn Veränderungen an 
einem Gute eintreten, welche deſſen Berderb befürchten laffen, dem Einlagerer bier: 
von ohne Verzug Kenntnis giebt, und demjelben dann das Weitere überläßt. 
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notwendigen Handlungen während der Gejchäftsitunden zu geitatten. 
Uber Treu und Glauben fünnen fordern, dal; unter außerordentlichen 
Umjtänden derartiges auch außer den Gejchäftsitunden auf Koſten des 
Einlagerer3 veritattet wird. 

V. Nicht: jelten werden vertretbare Waren, z. B. Spiritus, I, 
Betroleum, Getreide, der Naumerjparnis halber in gemeinjchaftlichen 
Behältniffen vermiſcht gelagert; doch it der Lagerhalter hierzu nur 
im Falle ausdrücdlicher Berjtattung befugt, S 419 Abi. 1. Damit 
geht in der Regel das Eigentum des Gutes nicht auf den Lagerhalter 
über, H. G. B. 8 419 Abf. 2 und 3. Vielmehr entiteht eine Gemein: 
ichaft der gemeinjam Beteiligten an der Geſamtmaſſe, jo daß ſie dinglich 
berechtigt bleiben, B. G. B. 88 948, 949. Nach 9.6.9. $ 419 Abi. 2 
hat der Lagerhalter die Befugnis, jedem Einlagerer den ihm gebühren- 
den Teil des Gejamtvorrates ohne Genehmigung der übrigen Beteiligten 
auszuliefern, abweichend von den regelmäßigen Grundjägen über die 
Aufhebung von Gemeinjchaften, B.G.B. SS 7497. Nicht nur die Be: 
fugnis des Lagerhalters hierzu beiteht aber. Man wird vielmehr im 
Sinne des Geſetzes einen Schritt weiter zu gehen haben, und jedem Ein- 
(agerer auch ein Slagerecht auf Ausjcheidung und Übergabe der ihm 
gebührenden Quantität geben müſſen. 

Zufällig nach der Vermiſchung eintretende Verluſte und Bejchädi- 
gungen Haben die Beteiligten gemeinjam zu tragen. 

VI. Der Lagerhalter hat Anspruch auf das bedungene oder orts— 
übliche Zagergeld, er kann ferner Erjtattung jeiner Auslagen und 
Aufwendungen auf das Gut, welche er den Umständen nach für er: 
torderlich halten durfte, verlangen, joweit fie nicht vertragsmäßig durch 
das Lagergeld bereits vergolten find, $ 420 Abi. 1. Won dieſen Be- 
trägen — nach dem gejeglichen Ausdrude den Lagerfojten — ſind 
die baren Auslagen dem Lagerhalter jofort zu erjtatten, andere Lager: 
foiten nach 3 Monaten ſeit der Einlieferung, oder bei früherer Zurück— 
gabe des Gutes Zug um Zug, H. G. B. $ 420 Ab}. 2. 

VII. Der Lagerhalter hat nach 9.G.B $ 421 an dem in feinem 
Beſitze befindlichen Gute ein Pfandrecht, welches hinſichtlich des 
Schußes des guten Glaubens einem vertragsmäßigen gleichiteht, H. G. B. 
s 366 Abi. 3. Dies Pfandrecht ift auf die Lagerkoſten beichräntt, 
kann aljo keineswegs wegen anderer ‚Forderungen, namentlich auch nicht 
wegen Vorſchüſſe auf das Gut geltend gemacht werden. Jenes Brand: 
vecht steht auch Indofjataren des Lagerjcheines entgegen, Dagegen kann 
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ihnen eine vertragsmäßige VBerpfändung des Lagergutes jettens des Ein: 
lagerers nicht entgegengejtellt werden, wenn die Verpfändung nicht auf 
dem Lagerjcheine zur Zeit jeines Erwerbes vermerkt war. 

VIII. Der Einlagerer joll nicht dadurch bedrängt werden, daß er 
das Lagergut übereilt und unzeitig zurüdnehmen muß. Die Rücknahme 
des Gutes kann daher nicht vor Ablauf der vereinbarten Ragerzeit, 
und falls jolche nicht bedungen it, vor dem Ablaufe von 3 Monaten 
nach der Einlieferung verlangen. Iſt eine Lagerzeit nicht bedungen, 
oder bleibt das Gut nach Ablauf derjelben ohne erneute Einigung über 
die LZagerzeit auf dem Lager, jo it der Anjpruch auf Rüdnahme des 
Gutes außerdem von einer mindejtens einmonatlichen Kündigung ab: 
hängig. Aus wichtigen Gründen kann jedoch der Lagerhalter jederzeit 
Nüdnahme des Gutes verlangen, 3. B. wenn es fich ergiebt, daß das 
Gut andere Waren gefährdet. 

Der Berwahrer ijt nad) $ 695 B. G. B. jederzeit zur Rück— 
nahme des Gutes gegen Erfüllung jeiner Berbindlichkeiten befugt. 

IX. Wie dem Spediteur umd Frachtführer fommt auch Dem Lager- 
halter die einjährige Verjährung wegen Berluftes, Minderung, Be: 
jchädigung oder verjpäteter Ablieferung zu gute, die Verjährung wegen 
Totalverlujtes läuft aber nicht, wie bei Speditionen und Frachtgeſchäften 
von der für die Ablieferung beſtimmten Zeit, jondern nach dem Tage, 
mit welchem der Lagerhalter dem Einlagerer den Verluſt anzeigt, $ 423, 
fo daß Verſäumnis rechtzeitiger Anzeige durch den Lagerhalter den Be- 
ginn der ihm zu gute fommenden Berjährung Hinausjchiebt. 


8 353. Gaſtaufnahme.“ 

I. Dem prätoriſchen Edikt über das receptum nautarum cauponum, 
welches Schiffern und Wirten bejondere Haftung für unverjehrte Rück— 
gabe der im Betriebe ihres Gewerbes aufgenommenen Sacjen auflegte?, 
folgen die neueren Gejeßgebungen. 

Ob die bejondere Haftung der Wirte nach den heutigen Verhält- 
niſſen noch gerechtfertigt iſt, kann freilich zweifelhaft erjcheinen, da der 
nächte Grund des römijchen Ediktes die häufige) Konivenz der Wirte 
mit Räubern und Dieben längſt nicht mehr zutrifft. Gleichwohl hat 


1) Eichenburg, Rechtsſtellung der Wirte, Göttinger Jnauguraldifiertation 1899; 
Sturm, Die Einbringung der Sahen bei Gaftwirten 1900; Zränfner Sächſ. Archiv 
38.9 S. 180; Fuld, Mietöreht 5. 258. 

2) 1.1 pr. D. nautae caupones 4,9; Dermburg, Pand. Bd.2 $ 39. 
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auh B. G. B. $ 701 am der jtrengeren Haftung der Wirte feitgebalten. 
In der That würde der Neifende ohne diejelbe dem Wirte gegenüber 
häufig fat rechtlos, da er in dem fremden Hauſe jich von den näheren 
Umftänden, welche zu jeiner Schädigung führten, oft nicht vergewiliern 
fann. Die jtrenge Haftung des Wirtes nötigt ihn, den Thätern nachzu— 
gehen, nicht minder die umfichtigiten Vorkehrungen zum Schutze der 
Neijenden zu treffen, was im allgemeinen Intereſſe liegt. Auch der 
Gedanfe der Gajtfreundichaft findet in dem Rechtsſatze eine den heutigen 
Berhältnijien entiprechende Ausprägung. Der Reiſende joll fich im Gait- 
hauje ähnlich ficher fühlen dürfen wie daheim. ® 

II. Die Borausjegungen für die jtrengere Haftung der Wirte ſind: 

1. Man muß bei einem Gajtwirte eingefehrt jein, welcher gewerbs- 
mäßig Fremde zur Beherbergung aufnimmt Auf den Namen 
„Wirtichaft oder Hotel” kommt es nicht an. Wer eine jog. Familien— 
penlion, ein chrijtliches Hospiz hält, wird meiſt hierher gehören.* Der 
Rejtaurateur, der Inhaber einer Deitille, einer Wein- oder Bierwirt— 
ichaft dagegen haftet wegen der von Trink- und Eßgäſten mitgebrachten 
Sachen nur nach allgemeinen Grundjäßen, auch wenn er außerdem ‚Fremde 
beherbergt. Wer „Schlafitellen“ vermietet, it fein Galtwirt. Auch den 
bloßen Stallhalter trifft die erhöhte Haftung nicht mehr, wie in Rom. 

2. Die Haftung bezieht fich auf die Sachen der im Betriebe des 
Gewerbes des Gajtivirtes aufgenommenen Gäfte, mag die Einbringung 
bei der Aufnahme des Gajtes oder erjt jpäter erfolgt jein. Es iſt nicht 
erforderlich, dat es ſich um Sachen handelt, welche den periönlichen 
Bedürfnifien des Neijenden während der Reiſe beitimmt find. Entgeltlich 
muß die Aufnahme nicht notwendig fein. Einem umjonjt aufgenommenen 
Reiſeführer kommt der bejondere Schuß zu gute, zum Bejuche des Wirtes 
eingetroffenen Bettern und Freunden aber nicht. 

Borübergehende Aufnahme genügt, wenn 3. B. der Wirt dem Reiſen— 
den die freien Zimmer zeigt, der Neijende ablehnt und inzwilchen jein 
in der Flur niedergelegtes Gepäd geitohlen wird.d Ob der Gaſt die 
Sachen in das Wirtshaus mitbringt, vorausgejchict hat, Ipäter einbringt 

3) Dies führt gut aus Sturm a.a.D. ©. 16ff. 

4) Sind Schlafwagengejellichaften nad $ 701 als Gajtwirte verhaftet? Dafür 
namentlich Fuld, D. Zuriiten= Ztg. 1900 n. 10 S. 227. Man wird jid) hiergegen ent: 
icheiden müfjen. Sie bieten bequemere Reijegelegenheit an, nicht wie der Gaſtwirt, 
ein zeitweilige® Heim. Sie müſſen jeden Reiſenden ohne Wahl gegen Löjung des 
Zufchlagsbillets aufnehmen; daher fehlt hier, wie der Fahrgaſt wiſſen muß, jede 


Möglichkeit vollftändiger Kontrolle. 
5) Sturm a. a. O. ©. 24. 
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oder Jich jenden läßt, kommt nicht in Betracht. Iſt er abgereijt, und 
jollen ihm feine Sachen nachgejendet werden, jo bleibt die jtrengere 
Haftung bis zur Nachjendung bejtehen.* Es gilt dies namentlich für 
Sachen, welche nach Abreife des Gajtes noch zur Bahn befördert wer- 
den jollen. 

Anders, wenn die fortgejegte Verwahrung und Bejorgung nicht 
mehr unmittelbar mit der Gajtaufnahme in Verbindung fteht, die Über: 
nahme derjelben jich vielmehr als ein jelbjtändiges Gejchäft daritellt. 

4, Als eingebracht gelten nicht nur die Sachen, welche der Gajt 
dem Gajtwirt oder den von dieſem zur Entgegennahme der Sache be- 
jtellten Leuten übergeben hat, vielmehr auch was Leuten eingehändigt 
iit, welche den Umständen nach als zur Entgegennahme bejtellt, vom 
Reiſenden anzujehen waren, 3. B. Perſonen, die am Bahnhofe dejjen 
Sachen in Empfang nahmen, unter dem Borgeben, hierzu vom Gajt- 
wirte bejtellt zu fein. Sachen, welche zwar nicht dem Wirte oder deſſen 
Leuten übergeben wurden, aber an den verfehrsmähig zur Aufnahme 
jolcher Sachen beftimmten Drt gebracht waren, find eingebracht. 

In die Räume des Wirtes müfjen die Sachen noch nicht gelangt 
jein, e3 fann genügen, daß fie vor der Thür auf der Straße abgeladen 
ind, an der Bahn oder Bolt zum Einbringen in das Wirtshaus ab» 
gegeben wurden. ? 

IH. Der Wirt haftet für allen Schaden, welchen der Gajt durch 
Verluft oder Beichädigung der eingebrachten Sachen erleidet. Dieje 
Erjagpflicht tritt jedoch nicht ein 

1. wenn der Schaden durch den Salt, durch einen Begleiter des 
Gaftes oder eine vom Gaſte aufgenommene Berjon verurjacht wurde. 
Dies kann jedoch nicht für jolche Perjonen gelten, welche der Wirt jelbjt 
oder jeine Vertreter bei den Gäſten einführen oder zu deren Dienſten 
empfehlen. 

2. Auch für Schaden, welcher durch die innere Bejchaffenheit 
der eingebrachten Sachen entjteht, haftet der Wirt nicht, es jet denn, 
daß ihn die vom Wirte zu vertretenden Umstände zur Entjtehung bringen, 
3. B. feuchte Räume ſchädigen Sachen, welche Feuchtigkeit nicht vertragen. 

3. Auch für höhere Gewalt, welche die eingebrachten Sachen trifft, 
haftet der Wirt nicht. ® 


6) Vgl. jedoch — * 701 Ziff. 3 am Schluſſe. 
7) Val. R.G. Bd. 1 
8) Oben Bd.2 Abt. * 8* 5— 
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IV. Die Erjaßpflicht für Geld, Wertpapiere und Koſtbar— 
feiten gebt in der Negel nach $ 702 nur bis zu dem Betrage von 
1000 Marf.? Dieje Beichränfung fällt aber weg: 

1. wenn der Wirt die Gegenjtände in Kenntnis ihrer Eigenichart 
als Wertjachen zur Aufbewahrung annimmt. Ob der Gajt ausdrüdlich 
dieſe Eigenjchaft bei der Aufbewahrung hervorhebt, iſt nicht wejentlich. 

Es fommt nicht darauf an, ob der Wirt die Höhe des Wertes fannte, 
auch wenn derjelbe ein beträchtlicher ift, wie er ihn nicht vermutete, wird 
er unbejchränft haftbar, es jet denn, daß Treu und Glauben den Gait 
veranlafjen mußten, auf den bejonders hohen Wert aufmerkjam zu machen. 

2. Der Wirt haftet auch dann unbejchränft, wenn er die Auf: 
bewahrung ablehnte, ſei es durch bejondere Erklärung, jei es aud) 
durch Anfchlag, oder durch ähnliche Weije. Dies jelbit dann, wenn der 
Wirt triftige Gründe für die Ablehnung gehabt haben jollte. 

V. Die bejondere Haftung des Wirtes erlijcht, wenn ihm der Gait 
nicht unverzüglich, nachdem er von dem Verluſte oder der Beichädigung 
Kenntnis erlangt hat, Anzeige macht.!° Dies gilt aber nicht, wenn die 
Sachen dem Gajtwirte zur Aufbewahrung übergeben waren, $ 703. 

VI. Die gejteigerte Haftung des Wirtes wird häufig als eine ver- 
tragsmäßige angejehen.t! Sie ijt aber eine gejeßliche, rechtspolizei- 
liche; auch einem Gejchäftsunfähigen, insbejondere einem entmündigten 
Geiſteskranken fommt jie daher zu gute. 

Smmerhin Fann fie durch Vereinbarung zwijchen Gaſt und Wirt 
ausgejchlojjen werden. Dagegen wird jie durch einjeitige Ablehnung 
jeiten® des Wirtes, z. B. durh Anjchlag in dem Zimmer des Gaites 
nicht bejeitigt. Dies auch, wenn der Gaſt, 3. B. weil er bereits 
früher dort Iogierte, den Anjchlag und jeinen Inhalt vor feiner Aur- 
nahme im Wirtshaufe kannte. 

VII. Die allgemeinen Grundjäge wegen Verjchuldens jind neben 
den bejonderen VBorjchriften über die Haftung des NWirtes anwendbar. 


9) Nach Sturm a.a.D. haftet der Wirt, wenn eine Famile abjteigt, nicht 
jedem Familiengliede bis zu 1000 Mark, ſondern nur inẽgeſamt bis zu dieſer Summe. 
Sturm beruft ſich auf eine Außerung in der Kommiſſion, welcher nicht widerſprochen 
wurde. Man wird aber vielmehr zu unterſcheiden haben, ob es ſich um bloße Be— 
u... des Gaſtes handelt, oder ob jelbitändige Familienglieder vereint reiien. — 

eichieht wiederholte Schadenszufügung durch jelbjtändige That, fo ijt jede jelbitändig 
zu berechnen. 

10) In der Nidhtanzeige liegt eine Einrede des Wirtes, welche er zu beweiien 
bat, doc) ijt dies bejtritten. 

11) Dertmann Vorb. Ziff. 3. 
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Der Wirt haftet namentlich, wenn ihn oder feine Leute Vorſatz oder 
Fahrläffigkeit beim Abhandenfommen eingebrachter vom Reiſenden nicht 
angezeigter Koftbarfeiten treffen, deren Betrag 1000 Mark überjchreitet, 
8 702 am Sclujie. 

VIII Der Gajtwirt hat wegen feiner Forderungen für Wohnung 
und andere dem Gajte und feiner Begleitung zur Befriedigung ihrer 
Bedürfnifje gemachte Leijtungen, wie auch für Auslagen zu dieſem Zwecke, 
ein Pfandrecht an den eingebrachten Sachen des Gajtes, $ 704, zweifel- 
los auch an denen jeiner Begleitung. Aber nicht betroffen find unpfänd- 
bare Sachen nad) $ 811 der E.P.D., gemäß $ 704 Sat 2, $559 Satz 3. 

Das Pfandrecht erliicht mit der Entfernung der Sachen, fie jei 
denn heimlich oder gegen den Widerjpruch des Wirtes erfolgt. Der 
Gaſt darf auc die von ihm eingebrachten Sachen entfernen, welche er 
im regelmäßigen Betriebe jeiner Gejchäfte oder mit Rückſicht auf jeine und 
der Seinen gewöhnlichen Lebensbedürfniſſe zur Entfernung bejtimmt bat. 

Wie illuforisch hiernach dieſes Pfandrecht ift, leuchtet ein. Gegen 
Schwindler wird den Gaſtwirt möglicherweije perjönlicher Sicherheits- 
arreit, C. P.O. $ 918, recht wirkungsvoll nur das Strafrecht jichern. 


Fünfter Titel. 
Geſellſchaft und Gemeinichaft. 


Ss 354. Die römiſch-rechtliche Gejellihaft und die Gemeinſchaft zur 
gejamten Hand.! 

I. Die Verwirklichung eines Gejellichaftsvertrages geichah in Rom 
einzig und allein durch gegenjeitige perjönliche Verpflichtungen 
der Gejellichafter. Allerdings mußte in der Mehrheit der Fülle uner- 
läplich jein, daß durch die Gejellichaft pefuniäre Mittel aufgebracht 
wurden, welche für die gemeinjchaftlichen Zwede beitimmt? und verfügbar 
waren. Aber diefe Mittel blieben bei der römischen Societät rechtlich 
den Gejellichaftern zu eigen, Beitandteile ihres Vermögens, wenn 
fie auch der Bereinbarung gemäß thatjächlich ala Gejellichaftsvermögen 
galten. Daher konnten die einzelnen Gejellichafter über ihre Anteile an 
diejem Vermögen ohne Nüdjicht auf die Gejellichaft mit Rechtswirkſam— 





1) Coſack, B.R. Bd.2 S. 362. — Gierke, Genofjenichaftstheorie 1887, ſowie 
Gierke, Perfonengemeinihaft und Vermögensinbegriffe bei Belter und Fiſcher Heft 18 
1889; Hellwig, Aniprud und Klagerecht ©. 198. 

2) gl. 1.82 D. pro socio 17, 2: „in communem arcam pecuniae versae sunt.* 


Dernburg, Bürgerl. Recht. II. 2, 34 
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feit verfügen. Nur brachen fie hierdurch den Gejellichaftern die Treue 
und unterlagen der perjönlichen Klage, der actio socio, die in Rom 
durch Androhung der Infamie für den Fall der Verurteilung verſtärkt 
war. Beſonders gefährlich wurde der Gejellihaft, daß die Gläubiger 
der Gejellichafter deren Anteile am Gejellichaftsvermögen für ihre Privat- 
forderungen zum Gegenſtande der Zwangsvollſtreckung machen fonnten. 

Nicht viel anders war es bei dem vertraglojen Miteigentume. 

II. Obligatorische Gebundenheit, dingliche Ungebundenheit, wie jich 
jolhe in vielen römischen NRechtsinjtituten findet, ijt ein dem älteren 
deutichen Rechte fremder Gedanke. 

Die deutiche Gemeinschaft fand dagegen in der alten Zeit ihre eigen- 
artige Ausprägung in der Gejamthand. Dabei trat daS bejondere 
Recht des Genofjen hinter dem Nechte der Gemeinichaft zurüd. Nur 
gemeinjames Handeln aller bei der Begründung von Nechten und 
bei der Übernahme von Pflichten war für die Gemeinjchaft zuläſſig, 
Borgehen eines Einzelnen ohne Mitwirkung aller Genojjen ausgeichlojien. 
Das Symbol, von welchem der Name herrührt, verdeutlicht den recht: 
lichen Gehalt; die Hände der gemeinfam auftretenden Genojjen wurden 
zulfammengejchlagen.® In jolcher Form vollzogen fie die Nechtsgeichäfte 
der Gemeinjchaft. Die Hand eines Einzelnen genügte nicht zur Ber: 
fügung über das Ganze, wie auch nicht über einen Anteil. 

Urjprünglich ergriffen die Verbindungen zu gejamter Hand Die 
ganze Habe der Verbundenen, jpäter erſt bejchränften jie ſich auf be 
jondere Vermögensteile. 

III. Das gemeine Recht kannte für feine gejellichaftlichen Verbände 
außer der römiſchen Korporation nur die römische Societät. Dagegen 
erhielten ſich in Landesrechten deutjchrechtliche Anjchauungen. Ins— 
bejondere traten fie bejtimmend im preußiichen Gejellichaftsrechte auf. 
Ferner wirkten diejelben im Handelsrechte ein, insbeſondere auch bet 
der Gejtaltung der offenen Handelsgejellichaft, wie fie das alte 9. ©.B. 
feſtſtellte. 

Energiſche Vertretung wurde dem Inſtitute der geſamten Hand 
durch die neueren Germaniſten zu teil. Ihr eifrigſter, unermüdlichſter 
Vorkämpfer war Gierke. Vor allem infolge ſeiner Anregung wurde den 
Gedanken der geſamten Hand im B. G. B. die Stätte bereitet, welche 
dem erſten Entwurfe fremd waren. 





3) Heusler, Inſtitutionen des deutſchen Privatrechtes Bd.1 ©. 226. 
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Erites Kapitel. 


Das Recht der Geſellſchaft. 
$ 855. Begriff und Wejen der Gejellichaft. 

I. Gejellichaft im Rechtsjinne ift vertragsmäßige Vereinigung 
Mehrerer zur Förderung eines gemeinjamen Zwedes mittels 
gegenjeitiger Leitungen. 

1. Die Gejellichaft jtellt eine Berbindung Mehrerer her; fie be- 
gründet in ihrer reinen Gejtalt feine rechtliche Einheit. Hierdurch 
jcheidet fie jich von der Korporation, welche ein befonderes Rechtsjubjeft 
mit anerkannter jelbitändiger Rechtsfähigfeit bildet, jo daß fich deren 
Mitglieder ihrem Organismus einordnen, aljo nicht die Träger der ge- 
jellichaftlichen Rechte und Pflichten find, jondern nur als Korporations— 
genojjen teil an deren Gedeihen und Verderb haben. 

Bon der Gejelljchaft unterjcheidet jich grundjäglich der nicht rechts- 
fähige Verein des B. G. B., da er ich eine forporative Verfaffung giebt, 
und im Berfehre als Korporation auftritt, freilich ohne die jtaatliche 
Anerkennung als Korporation zu finden.t Troß der grundjäßlichen 
Verjchiedenheit ordnet aber B. G. B. $ 54 den nicht rechtsfähigen Verein 
den Vorjchriften der Gefellichaft unter, immerhin mit nicht unerheblichen 
Abweichungen, insbejondere zu Gunsten der Gläubiger des Bereines. 

2. Wejentlich ift für die Gejellfchaft, daß ein Vertrag die gejell- 
Ichaftliche Verbindung heritellt und die gegenfeitigen Rechte und Pflichten 
regelt. Damit tritt jie in Gegenja zu den vertraglofen Gemeinjchaften 2, 
welche bloß in der Thatjache der Gemeinschaft von Sachen und Rechten 
wurzeln und ihre Regelung unmittelbar durch die Nechtsordnung finden? 

3. Die Gejellichafter müſſen mit der Gejellichaft gemeinjame 
Zwede verfolgen. Dieje Zwede find von jehr verjchiedener Bedeutung 
für die Beteiligten. Site fünnen verhältnismäßig untergeordniete und 
vorübergehende fein, z.B. daS gemeinjame Halten einer Zeitung, Spielen 
eines Lojes auf gemeinjame Rechnung, aber auch für die ganze Lebens— 


1) gl. Gierfe in der Berliner Feitichrift für Dernburg ©. 8. 

2) Deutfchrechtliche vertragsiofe Gemeinſchaften Haben nicht felten eine jocietäts- 
artige Organijation und nähern ſich Hierdurch der Gejellichaft, ohne doch in eine 
ſolche überzugehen. Dahin gehört die Gewerkſchaft alten Rechtes, d.h. das Mit⸗ 
eigentum an einem Bergwerke, dahin aud richtiger Anjicht nach die Rhederei, 
d.h. dad Miteigentum an einem Seeſchiffe, vgl. unten $ 373. 

3) An Gemeinſchaften fchließen fich oft Gejellichaftäverträge an, ſei es ausdrüd- 
lich oder auch ftillichweigend. Damit wandelt fi) ihre Nechtänatur. So wenn da& Ge— 
ſchäft eines Einzellaufmannes nicht bloß behufs der — durch mehrere Erben 
desſelben fortgeführt wird. Vgl. R.G. Bd. 16 S. 3 


34* 
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thätigfeit der Gejellichafter bejtimmt und auf die Dauer angelegt jein, 
3. B. der gemeinfame Betrieb eines Handwerfes durch zwei Handwerks— 
meifter oder eines Gewerbes von Sleinfaufleuten. 

Meiſt ift der Zwed, Vermögen für fich zu gewinnen oder zu er: 
halten. Es ijt aber nicht notwendig, daß es ſich um eigennüßige, noch 
auch daß es fich um VBermögensziele handelt. Gejellichaften zu wiſſen— 
Ichaftlichen, künſtleriſchen, politiſchen, kommunalen, religiöfen Zwecken, 
auch bloß zur Erholung und Erheiterung kommen häufig vor. 

Geſellſchaften zu unerlaubten Zwecken ſind nichtig. Die zu ſolchen 
Zwecken zuſammengeſchoſſenen Mittel bilden daher fein Geſellſchafts— 
vermögen, werden vielmehr zu vertraglojer Gemeinichaft. 

4. Richtiger Ansicht nach fordert eine Gejellichaft im Rechtsſinne, 
daß die Gejellichafter zur Verwirklichung der Gejellichaftszwede Leiltungen 
zulagen, welche entweder unmittelbar oder doch mittelbar einen Ver— 
mögenswert haben.“ Wir werden 3. B. in einer Vereinigung zu ge 
meinjamen Andachtsübungen, bei welcher pefuniäre Leiltungen nicht ver: 
einbart werden, eine Gejellichaft im Sinne des bürgerlichen Rechtes nicht 
zu jehen haben. 

Laut $ 706 können die Beiträge der Gejellichafter nicht bloß in 
— —— ſondern auch in Dienſten beſtehen. Es 
iſt damit nicht ausgeſchloſſen, daß auch Vorteile anderer Art, welche 
pekuniären Nutzen verſprechen, Beiträge bilden, z. B. Überlafjung einer 
Kundſchaft. Auch der bloße Name des zutretenden Geſellſchafters kann 
als wertvoller Beitrag zu erachten ſein. 

5. Die Vertragſchließenden müſſen die Abſicht haben, als Ge— 
noſſen verbunden eine Geſellſchaft zu bilden.“ Keine Geſellſchaft iſt 
es, wenn jeder der Beteiligten bloß eigene Zwecke verfolgt, auch wenn 
dies zu einem Zuſammenwirken führt. 

Insbeſondere bilden die jog. partiariſchen Rechtsgeſchäfte keine Ge— 
ſellſchaften.“ Dahin gehört, daß ein Kaufmann ſeine Handlungsgehilfen ® 

4) Über die Verbindung von Anwälten vgl. Joſef bei Gruchot Bd. 44 ©. 413. 
Sie bildet Innengejellichaft. 

5) Vgl. oben Bd.2 Abt. 1 884 

6) Ze nad) der Abſicht der Veilig bildet derjelbe Thatbeftand bald eine 
Gejellichaft, bald ein anderes Geſchäft, 1.44 D. pro socio 17,2. Si margarita tibi 
vendendam dedero, ut si eam decem vendidis redderes mihi decem, si pluris, 
quod excedit tu haberes, mihi videtur, si animo contrahendae societatis id actum 
sit, pro socio esse actionem, Si minus praescriptis verbis. Die Abficht ift natürlich 
aus den Umftänden zu erichliejen. Aus der fozialen Stellung der Beteiligten laſſen 


ſich nicht jelten hierfür Anhaltspunkte gewinnen, Seuffert Arhiv Bd. 51 n. 104, 
7) Bol. Erome, Die partiarijchen Rechtögeichäfte. 
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oder jeine Handlungsagenten, der Fabrikant jeine Arbeiter am Gejchäfts- 
gewinne beteiligt. Es liegen hierin Dienitverhältnifje; daher kann der 
Gejchäftsherr jein Gejchäft trog der Vereinbarung jelbjtändig nach feinem 
Ermeſſen und Belieben betreiben. Führt er es läſſig, unternimmt er 
überfühne Spekulationen, jo macht ihn dies den am Gejchäftsgewinne 
beteiligten Angeitellten nicht verantwortlich.” Aus ähnlichen Gründen 
bildet die Teilpacht keineswegs eine Gejellichaft zwilchen dem Grund: 
eigentümer und dem Pächter. 

Was unter dem Namen eines Darlehens gegeben tft, kann geſell— 
ichaftliche Einlage fein, was als Gejellichaftseinlage bezeichnet wird, 
Darlehen. Auch hierfür iſt die in den Bedingungen des Gejchäftes der 
Beteiligten verkörperte Abficht maßgebend.?° Namentlich wird Gejellichaft 
vorliegen, wenn ein Kapitaliſt Vorſchüſſe derart macht, daß ihn der 
Verluſt trifft, wenn das Gejchäft verlufjtbringend ift, während er bei 
günjtigem Verlaufe höhere Vergütung erhalten joll. 

Sit ein jolches Berhältnis als Gejelljchaft- aufzufafjen, jo wird der 
den Vorſchuß Empfangende dem SKapitaliften für Sorgfalt in der Ge— 
ichäftsführung verantwortlich; liegt ein Darlehen vor, jo kann davon 
nicht die Rede jein. 


Ss 356. Die Arten der Gejellihaft. 
I. Unter den Arten der Gejellichaft unterjcheidet man herfümmlic): 
1. Allgemeine und partifulare Gejellichaften. 
Zu den erjten zählte man die allgemeine Vermögensgeſellſchaft, 
d. h. die Gemeinjchaft des gejamten jegigen und fünftigen Vermögens 
der Gejellichafter. Sie war die Urform der Gejellichaften in Rom! wie 
in Deutjchland, hat ſich aber längjt überlebt. Infolge des B. G. B. 


8) Beim jog. commis interesse, weldem ein Anteil am — des 
Geſchäftes — Gewinnproviſion, Tantieme — zugeſichert iſt, R.O. H. G. Bd. 1 S. 105ff., 
ſtellt ſich alſo die Tantieme als ein — zu eſagter Lohn dar. * iſt der 
Jahresertrag des Geſchäftes für ſie maßgebend. Das hiernach zu Berechnende wird 
geihuldet, auch wenn jpätere Jahre Verluſt bringen. Streit herricht, inwieweit der 
Geſchäftsherr dem tantiemeberechtigten Commis oder Arbeiter Rechnung zu ftellen 
hat. Er ijt weder Verwalter noch ta feines Angeftellten, noch liegt eine 
eigentliche Gefellihaft vor. Das R. O. H. G. Bd. 17 S.276 nimmt hiernach an, daß 
der Prinzipal dem Commis eine Bilanz ne habe, auch Einſicht in die 
Bücher, joweit dies zur Prüfung der Nichtigkeit der Ergebnifje notwendig jei, ver: 
er müfl Ye dagegen habe er nicht Rechnung mit Belegen zu ftellen, vgl. R.O. H. G. 

9) E, Coſack, B.R. Bd.1 ©. 364. 
10) gl. R.D.H.6. 3.9 ©.33, Bd. 12 S. 99; R. G. Bd. 31 ©. 33. 


1) Vgl. bie bei Dernburg, Pand. Bd.2 8125 Anm. 1 Angef. 
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$S 310 ift die Gemeinschaft des gejamten jetigen und künftigen Ver— 
mögens der Gejellichafter oder eines Bruchteiles desjelben nichtig; ebenſo 
des Niepbrauches des künftigen Vermögens. Ein Gejellichaftsvertrag 
dagegen, durch welchen ſich die Gejellichafter, 3.8. Gejchwilter oder eine 
religiöje oder jozialpolitische Sekte, verbinden, ihr jetziges und fünftiges 
Vermögen thatjächlich zufammen zu haben, und aus demjelben gemein- 
jam zu leben, ijt nicht unzuläjfig. 

Zu den allgemeinen Gejellichaften wird auch die allgemeine Er- 
werbsgejellichaft gerechnet, d. h. die Gemeinjchaft des entgeltlichen Er— 
werbes.?2 Sie iſt nah B. G. G. wie andere Gejellichaften formlos 
begründbar®, im Leben fommt fie aber faum noch vor. 

Deito blühender find die ſog. partifularen Gejellichaften, welche 
nicht das gejamte Vermögen, noch auch den gejamten entgeltlichen Er- 
werb erfajjen. Dahin gehört der gemeinjchaftliche Betrieb eines Gewerbes 
oder eines Komplexes von Gejchäften oder auch eines einzelnen Gejchäftes, 
jog. Gelegenheitögejellichaften. * 

2. Gefellichaften fünnen auf bejtimmte oder unbejtimmte Zeit ein- 
gegangen jein, $ 723. Eine auf bejtimmte Zeit begründete, nad) deren 
Ablauf fortgefegte Gejellichaft gilt al® auf unbejtimmte Zeit verlängert, 
eine auf Lebenszeit eines Gejellichafters eingegangene wird wie eine auf 
unbejtimmte Zeit geichlofjene behandelt, $ 724. 

3. Vornehmlich find Aufengefellichaften und Innengejellichaften zu 
unterjcheiden. 

Bei der Außengefellichaft handeln die Gejellichafter im Verkehre 
auf den Namen der Gejellichaft, ſei e8, daß fie jämtlich perjönlich, 
oder daß fie durch Vertreter die gejellichaftlichen Gejchäfte ſchließen. 
Dieje Weije der Gefellichaft regelt das B. G. B. allein unmittelbar. 

Bei der Innengejellichaft treten die gejchäftsführenden Gejell- 
ichafter im PVerfehre in eigenem Namen auf. Das gejellichaftliche 


2)1.7,1.3 D. pro socio 17,2, 

3) Nah A.L. R. 1,17 88 177 ff. forderte fie zu ihrer Errichtung Schriftlichkeit, 

war fie, um gegen Dritte zu wirken, welche nicht® von ihr wußten, öffentlich befannt 
u machen. 
: 4) Daß alte H. G. B. Art. 266 bis 270 enthielt Vorſchriften über die Vereini— 
gung zu einzelnen Handelögejellicaiten, vgl. R.G. Bd. 19 ©. 166; Goldſchmidts Zeit- 
ſchrift Bd.15 S. 99. Das neue H. G. B. behandelt fie nicht. Solche Geſellſchaften 
unterſtehen jetzt dem B. G. B. unmittelbar. 

5) Unter den Gelegenheitsgeſellſchaften, die den Innengeſellſchaften zugehören, 
ſind hervorzuheben die — zur Begebung von Geldpapieren, ſeien 
dies Schuldverichreibungen oder Aktien, mögen dieſe Papiere bereits rechtliche Exiſtenz 
haben oder erſt künftige, z. B. noch nicht regiſtrierte Aftien fein. Vgl. Sydow in 
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Element liegt darin, daß die folchergejtalt geichlofjenen Geſchäfte auf 
gemeinjchaftlide Rechnung gehen. Bei der Innengejellichaft wird 
ein Gejellichaftövermögen im Sinne des $ 718 nicht gebildet. Die Vor— 
ſchriften des B. G. B. finden auf Innengejellfchaften nur injoweit ent- 
jprechende Anwendung, al jie zu deren Eigenart paſſen. 

II. Für zahlreiche Affociationen bejtehen Sondergejege. 

1. Wie Schon hervorgehoben, werden nad) B. G. B. $ 54 nicht rechts⸗ 
fähige Vereine wie Gejellichaften behandelt; bejondere Beitimmungen aber 
nähern diejelben im Intereffe ihrer Gläubiger den Storporationen. Gleiches 
gilt nah) E. G. Art.10 Sat 4 für ausländijche Vereine, deren Rechts— 
fähigfeit nicht durch den Bundesrat anerkannt iſt. 

2. Das Handelsgejegbuch regelt die Handelsgejelljchaften be- 
jonders. 

Außerdem finden fich jpezielle Neichsgejege für eingetragene wirt- 
ichaftliche Genofjenjchaften, für Gefellichaften mit beichränfter Haftung, 
für SKolonialgejellichaften. Dieſe Ajfociationen find jedoch größtenteils 
nicht jowohl Gejellichaften im Rechtsfinne, vielmehr juriftiiche Berjonen. 

Was insbejondere die Handelsgejellichaften anlangt, jo führt das 
neue H. G. B. in jeinem zweiten Buche als jolche auf: die offene Han- 
delsgejellichaft, die Kommanditgefellichaft, die Aftiengefellfchaft und die 
Kommanditgejelichaft auf Aktien. Diejen vier Handelsgejellichaften reiht 
es die jtille Gejellichaft an, eine Innengejellichaft, bei welcher fich ein 
Gejellichafter an dem Handelögewerbe eine anderen derart mit einer 








Goldſchmidts Zeitichrift, Bd. 19 S. 427 ff.; R. O. H. G. Bd. 17 ©. 197 ff.; R.G. 
Bd. 21 S. 66. Das leitende Bankhaus hat hierbei die Veräußerung der Geldpapiere 
in eigenem Namen vorzunehmen und teilt mit den Konſortialen den Gewinn, welcher 
über den bejtimmten Kurs — ben jog. Konjortialfurs, 3.8. 102 — hinaus erzielt 
wird, im Verhältniſſe des Betrages, mit welchem der Konjortiale fih am Gejchäfte 
beteiligt hat. Es kann z. B., falld eine Million vom leitenden Haufe begeben werden 
joll und begeben wird, der Konfortiale, welcher Hunderttaufend zu 102 übernahm, 
ein Zehntel des Reingewinned jenes Haufes beim Gefchäfte über 102 hinaus bean 
jpruchen. Soweit dagegen die Papiere nicht zum Konſortialkurs bis zur bejtimmten 
oder angemejjenen * zu begeben waren, hat der Konſortiale eine verhältnismäßige 
geht derjelben auf Berlangen des Mitlontrahenten zu jenem Kurſe abzunehmen. 

a8 leitende Haus fann mit mehreren Konjortialen abſchließen, e3 befteht aber dann 
in der Regel unter diejen feine Gejellichaft. Der Konjortiale kann an einen Nach— 
mann einen Teil oder auch das Ganze feiner Konfortialbeteiligung abtreten, R.O. H. G. 
30.22 S. 381. Im erjteren falle entfteht eine Untergejellihaft, im zweiten liegt 
eine Art der emtio spei vor. Das leitende Haus fteht in feiner Geſellſchaft mit den 
Unterfonjortialen feines Geſellſchafters. Inwieweit der Unterbeteiligte dem ihn Bes 
teiligenden Einreden wegen Bertragverlegungen des Syndilkatsleiters entgegenftellen 
fann, darüber vgl. R.G. Bd.1 ©. 76. 
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Vermögenseinlage beteiligt, dab fie in das Vermögen des Inhabers des 
Handelögewerbes übergeht. 

Die vier Handelsgejellichaften haben das Gemeinjame, daß fie ein 
Handelsgewerbe unter einer gemeinjchaftlichen Firma betreiben, 
und daß fie für defjen Zwed ein Sondervermögen bilden. Aber ihre 
Nechtögejtaltung iſt gleichwohl eine verjchiedene. 

a) Die offene Handelsgejellichaft und die Kommanditgejellichaft find 
Gejellichaften, H. G.B. 88 105 Abi. 2, 161, wenn fie fich aud) in wid)- 
tigen Beziehungen den Korporationen nähern. Sie find im Anſchluſſe 
an das bürgerliche Gejellichaftsrecht darzuitellen. 

b) Die Atiengefellichaft wird im neuen H.G.B. $ 210 als juriitiiche 
Berjon aufgefaßt, die Kommanditgejellichaft auf Aktien teilt nach H. G. B. 
$ 320 Abj. 3 deren Natur. Dieje Vereine find daher unter die Privat- 
forporationen zu jtellen. 


I. Die Geiellihaft des B. G. 2. 
$ 357. Der Gejellfhaftsvertrag. 

I. Die Gefellichaft findet vorzugsweije ihre Norm im Gejell- 
Ichaftsvertrage. 

Unter Gejellfchaftsvertrag iſt aber nicht bloß die Vereinbarung 
zu verjtehen, welche die Gejellichaft begründet, jondern nicht minder jede 
jpätere Einigung der Gejellichafter über deren grundlegende Einrich- 
tungen, mag fie die frühere Vereinbarung ändern oder ergänzen. Zu 
jolchen Nachträgen bedarf es jelbitverjtändlich der Einjtimmigfeit der 
Sefellichafter ebenjo wie zum urjprünglichen Gejellichaftsvertrage. Da 
der Gefelljchaftsvertrag an eine Form nicht gefnüpft it, jo kann auch 
durch Herfommen eine Abänderung oder Erweiterung des Gefellichafts- 
vertrages gejchehen, fofern fich in der Übung der hierauf gerichtete über- 
einjtimmende Wille ausjpricht. 

Zwingende gejegliche Vorjchriften gehen jelbjtverjtändlich dem Ge- 
jellichaftsvertrage vor. Doc find die gejeglichen Negeln des B. G. B. 
über das Gejellichaftsrecht größtenteil3 und im Zweifel dispofitive.! 

II. Der Gejellichaftsvertrag ift formlos, e3 jet denn für den 
Abſchluß die Wahrung einer Form vereinbart, vol. $ 127. Sind Ver: 
einbarungen, welche gejeglich an eine Form gefnüpft find, 3. B. die Über: 
— der Verpflichtung zur Übereignung eines Grundſtückes, Beſtand— 


1) Gierke in den Berliner Feſtgaben für Dernburg ©. 10. 
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teile eines Gejellichaftsvertrages, jo kommt derjelbe nur zu jtande, wenn 
die Form jener Vereinbarungen beobachtet oder der Formmangel geheilt iſt. 

III. Der Gejellichaftsvertrag iſt ein gegenjeitiger Vertrag, vgl. auch 
$ 705. Dennoch it es bedenklich, auf denjelben die allgemeinen Bor: 
ichriften der 88 320 ff. über gegenjeitige Verträge anzuwenden. Denn 
jene Vorjchriften jollen Gejchäfte regeln, bei welchen ſich zwei Beteiligte 
als Bertragichliegende gegenüberjtehen. Auf eine Gejelljchaft pafjen fie 
daher nicht, wenn diejelbe eine größere Zahl von Mitgejellichaftern um— 
faßt. Will man fie nur zur Anwendung bringen, wenn zwei Gejell: 
ichafter, nicht aber, wenn mehrere Gejellichafter vorhanden jind?, jo 
fommt man zu dem jchwerlich vom Gejete beabjichtigten Ergebnis, daß 
die Gejellichaft in beiden Fällen jehr verjchiedenen Rechtsjägen unterliegt. 

Insbeſondere iſt Hinfichtlich der Einrede des nicht erfüllten Ver— 
trages die Anwendung der 88 320ff. für den Fall ftreitig, daß ein Ge- 
jelljchafter auf Leijtung jeiner gejellichaftlichen Verpflichtungen in Ans 
Ipruch genommen wird. Diejelbe ift jchon deshalb unjtatthaft, weil der 
Gejellichafter die Verpflichtung zu Beiträgen richtiger Anjicht nad) der 
Gejamtheit der Gejellichafter — der Gejellichaft — gegenüber 
übernimmt.® Er fann die Beiträge ihr daher nicht um deswillen ver- 
weigern, weil ein Mitgejellichafter jeinen Pflichten gegen die Gejellichaft 
gleichfall8 nicht nachgekommen: ift. 

IV. Der Abſchluß des Gejelljchaftsvertrages jest voraus, daß die 
Beteiligten über den Gejellichaftszwed wenigitens in den Hauptzügen 
einig geworden, nicht minder, daß feine Meinungsverjchiedenheiten über 
das Einzelne hervorgetreten und unaugsgeglichen geblieben find. Auch 
Einigung über die Beitragspflicht der Gejellichafter muß jtattgefunden 
haben, jo daß mindeſtens vereinbart wurde, wie diejelbe feftgejtellt wer: 
den joll. Unmittelbar bejtimmt muß die Höhe der Beiträge im Geſell— 
Ichaft3vertrage nicht jein. Ausreichend ift namentlich die Vereinbarung, 
daß das zur Erreichung des Zwedes künftig Erforderliche von den Gejell- 
ichaftern aufzubringen ift. 

Bezüglich der Beiträge ijt noch hervorzuheben: 


2) Dies it die Anficht von Pland S. 454. Hiernach nimmt er unter anderem 
für den Tall der Unmöglichkeit der Leijtung jeitens eines Geſellſchafters an, die— 
jelbe habe nad) $ 326 Aufhebung des Gejellichaftsvertrages zur Foige, wenn die 
Gejellihaft bloß aus zwei Gejellihaftern beftehe, fie gebe nach $ 723 ein bloßes 
Kündigungsrecht, wenn fih mehr als zwei Gejellichafter gegenüber ftehen. Mit 
$ 723 jtimmt dies nit. Die Auffafjung von Pland kann nicht befriedigen. 

3) Dies ift freilich nicht die Auffafjung von Pland, vgl. aber unten $ 359. 
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1. Die Gejellichafter haben gleiche Beiträge zu leilten, falls nicht 
anderes vereinbart iſt, $ 706 Ab}. 1. 

2. Der Beitrag kann in Einlagen oder in Dienjten beitehen.* Zu Ein- 
lagen gehört Übereignung von Sachen, Abtretung von Rechten, z.B. aus 
einem Patente, Überlaffung der Nutzung von Vermögensgegenjtänden. 

Ähnlich wie nach älterem Rechte — insbejondere H. G. B. Art. 91 — 
gilt nach $ 706 Ab. 2 die Vermutung, daß vertretbare oder verbraud)- 
bare Sachen, welche der Gefellichafter beizutragen hat, im Zweifel ge- 
meinjchaftlichesg Eigentum der Gejellfchafter werden jollen®, ebenjo 
Sachen anderer Art, welche nad) einer Schäßung beizutragen jind; es 
fei denn, daß die Schägung bloß für die Gemwinnverteilung beitimmt war. 

3. Für Mängel der Einlagen haftet der zur Übereignung verpflich— 
tete Gefellichafter wie ein Verkäufer, SS 546, 493. Der bloß zur Über- 
lajjung der Nugung Verbundene hat, wenn die Mängel die Nugung 
Ichmälern, Erjaß zu leiten. 


$ 358. Die Rechtsſtellung der Gejellidajter. 

I. Bei der Gejelljchaft des B. ©.B. find nicht anders wie bei der 
römifchen Sorietät die Subjefte der gejellfchaftlichen Rechte und 
Pflichten einzig die Gefelljchafter. Sollen aljo für das Gejellichafts- 
vermögen Grundſtücke oder Nechte an Grundjtüden erworben werden, 
jo find die Perſonen der Gejellichafter zufammen unter Vermerk ihres 
Gejellichaftsverhältnifjesg im Grundbuche einzutragen, keineswegs Die 
GSejellichaft als jolche unter "einem Namen, den fie ſich beigelegt. Nur 
die Perſonen der Gejelljchafter gemeinjam fünnen Gejellichaftsrechte ein- 
flagen, nur perfönlich können jiev erflagt werden. Cine Klage für oder 
gegen die Gejellichaft als jolche ift unzuläfjig.! 

II. Die Berpflichtungen der Gejelljchaft untereinander 
find vorzugsweile folgende: 

1. Sie haben die vereinbarten Beiträge zu gewähren, aljo nament- 
lich verjprochene Einlagen von Vermögensgegenitänden? und zugejagte 
Dienite. 


4) Über die Begriffe von Beiträgen und Einlagen vgl. Staub, H. G. B., Exkurs 
zu $ 122. 
5) Nah H.G.B. Art. 91 Abſ. 1 beitand aber eine Eigentumdvermutung, 
nach B. G. B. gilt nur eine Vermutung für die Berpflihtung zur Übereignung, 
vgl. R.G. Bd.31 ©. 28. — Art. 91 Abſ. 2 iſt nicht übernommen. 

1) Bgl. Hellwig a.a.D. ©. 198. 

2) Soweit e8 fich um eine Veräußerung der ald Einlage verſprochenen Gegen: 
ftände an die Mitgefellihafter handelt, bedarf diefelbe jelbitverjtändlich der für die 
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2. Laut $ 707 find die Gejellichafter zur Erhöhung ihrer ver- 
einbarten Beiträge oder zur Ergänzung ihrer durch Verluſt vermin- 
derten Einlage nicht verpflichtet, ſelbſtverſtändlich vorausgejegt, daß 
der Gejellichaftsvertrag nicht etwas anderes urjprünglich oder nachträglich 
bejtimmt hat. 

Mit jenem Satze iſt nicht gejagt, dat die Gejellichafter überhaupt 
fih über den Betrag der zugejagten Beiträge hinaus infolge 
des Getellichaftsverhältnifjes nicht? gegenjeitig zu leiten haben. Viel— 
mehr haben fich die Gejellichafter zweifellos nach Beendigung der Gejell- 
ſchaft, wenn das Gejellichaftsvermögen zur Berichtigung der gemeinfamen 
Schulden und zur Rüderjtattung der Einlagen nicht ausreicht, für den 
sehlbetrag verhältnismäßig aufzufommen, $ 735, vgl. weiter $ 739. 

Da ferner der Gejellichafter, wenigjtens in der Regel, den Gejell- 
Ichaftsgläubigern wegen der Gejellichaftsjchulden mit feinem Privatver- 
mögen haftet, jo fönnen ihn die Gejellichaftsgläubiger zur Tilgung der 
fälligen Schulden aus jeinem Vermögen zwingen, wobei die Höhe der 
Beitragspflicht des in Anjpruch genommenen im Verhältnis zu jeinen 
Mitgejellichaftern nicht in Betracht fommt. 

Hat ein Gejellichafter aus jeinen Mitteln, jei es, weil er hierzu 
verurteilt iſt, jei es freiwillig, eine Gejellichaftsjchuld berichtigt, für 
welche die Gejellichafter perjönlich als Gejamtihuld Haften, jo kann er 
nach $ 426 einen entjprechenden Anteil von den Mitgejellichaftern be- 
anjpruchen. Daß dieje Eritattung, für welche gleichfall3 die Höhe der 
vereinbarten Beiträge nicht in Betracht kommt, bis zur Beendigung 
der Geſellſchaft aufzufchieben jeit, ift nirgends gejeglich vorgejchrieben, 
widerjpräche vielmehr dem $ 426 und wäre höchſt umbillig. 

3. Aus dem Zwede der Gejellichaft und der Rüdjicht auf Treu 
und Glauben folgt, dat die Gejellichafter auch, joweit hierüber nichts 
Bejonderes vereinbart ijt, zu unterlajien haben, was die Gejellichaft 





Veräußerung derjelben vorgeichriebenen Formen, 3. B. der Uuflafiung des einem der 
Gejelihafter gehörenden Grundjtüdes an die Mitgefellichafter, wenn deſſen Über: 
eignung vereinbart war. Doch nicht immer handelt es fih um Veräußerung bei 
der Einlage. Wenn z.B. die Miteigentümer eines Grundftüdes untereinander im 
Geſellſchafisvertrage bloß defien Benupung und Berwertung zu gejellichaftlichen 
BZweden vereinbaren, jo genügt die thatjächliche Überlafjung Hierzu. Eine Auflaffung 
wäre in einem folhen Falle weder erforderlich noch angebracht. Vgl. Staub, 9.6.8. 
8 122 Exkurs ©. 385. 

3) Vgl. altes H.G.B. Art. 92, anders A.L.R. 1,17 8 190. 

4) Allerdings behauptet dies Bland zu $ 714 Anm.2. Dagegen mit Redt 
Coſack Bd.1 5.379. 


540 Das Recht der Gefellichaft. 


ſchädigt. Was ihnen in diefer Hinficht zuzumuten ift, it nach den Um— 
ftänden des Falles, insbejondere nach der Verkehrsauffaſſung zu beur- 
teilen. Hieraus ergiebt ſich, ob und inwieweit die Gejellichafter befugt 
find, durch Privatgejchäfte oder durch Geichäfte im Intereſſe Dritter 
ihrer Gefellichaft Konkurrenz zu machen. 

4. Schon nad) römiſchem Rechte hatten die Gejellichafter gegenjeitig 
nur für ihre in eigenen Angelegenheiten gewohnte Sorgfalt gegenjeitig 
zu Haften.5 Dies haben neuere Gejehgebungen übernommen, jo auch 
B.G. B. $ 708. 

III. Bon bejonderer Wichtigkeit ift die Führung der Gejell- 
ſchaftsgeſchäfte. 

Dieſelbe umfaßt Handlungen jeder Art, welche das Wirken der 
Geſellſchaft mit ſich bringt. Es gehören dahin thatſächliche Leiſtungen, 
z. B. die Buchführung, wie Rechtsgeſchäfte. 

Nicht unter die Geſchäftsführung fallen aber diejenigen Akte, welche 
die Grundlagen der Gejelljchaft betreffen, insbejondere nicht Die 
Ergänzung des Gejellichaftsvertrages, die Bildung ihres Mitglieder: 
beitandes, die Beendigung der Gejellichaft. 

Zur Gejchäftsführung gehört auch die Beitreibung und Ein- 
ziehung der von den Sefellichaftern im Gejellichaftsvertrage verjprochenen 
Beiträge® 

Über die Gejchäftsführung beftimmen 88 709 bis 713. 

1. Srundfäglich Steht den Gefellfchaftern die Führung der Gejell- 
Ichaftsgeichäfte gemeinschaftlich zu; für jedes Geſchäft tit die Zuſtim— 
mung aller Gejellichafter erforderlich. ? 

Nichtiger Anficht nach it der Sinn hiervon nicht der, dat die Zu- 
ſtimmung willkürlich oder gar chikanös verweigert werden darf. Denn 
die Gejellichafter find gegenfeitig zur Förderung der Gejellichaftsziwede 
verbunden. Daher macht ungerechtfertigte Verweigerung der Zuftimmung 
den Berweigernden nad) Mafgabe des S 708 haftbar. ° 

Die Zuftimmung muß nicht ausdrüdlich, fie kann ſtillſchweigend 
erfolgen. Dies wird namentlich dann anzunehmen fein, wenn die Mit- 
gejellichafter einem der Gejellichafter die Bejorgung gewiſſer Gejchäfte 
thatlächlich wifjentlich überlajien haben. 

5) 1.72 D. pro socio 17,2, So auch A.L. R. I,17 8 321; altes 9.8.82. 
Art. 94, 157. 

6) Anderer Anſicht Pland 8 709. 


7) Daß auch nadıträglihe Genehmigung genügt, iſt zweifellos. 
8) Hierauf jcheint auch Pland $ 709 Ziff. 1 ſchließlich zu kommen. 
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2. Der Gejellichaftsvertrag kann bejondere Vorjorge über 
die Geichäftsführung treffen. Dies vorzugsweiſe in dreifacher Art, nämlich 
entweder jo, daß Mehrheitsbeichlüjje enticheiden, oder jo, daß ein- 
zelne Gejellichafter ausichlieglich Geſchäftsführer find, oder derart, 
da jeder Gejelljchafter jelbitändig das volle Recht der Geichäfts- 
führung hat. 

a) Soll Stimmenmehrheit entjcheiden, jo bemißt jich diejelbe im 
Zweifel nach der Kopfzahl der Gejelljchafter, aljo ohne Rückſicht auf 
die Höhe ihrer Kapitaleinjchüffe, $ 709 Abi. 2. 

Im übrigen bejtimmt das Gejeg nichts darüber, in welcher Weile 
die Mehrheitöbejchlüffe zu jtande zu fommen haben. Der Gejellichafts- 
vertrag wird meilt Näheres vereinbaren. Fehlt es hieran, jo wird zwar 
ein Beichluß der Mehrheit gültig fein, auch wenn die Minderheit nicht 
gehört it. Es entipricht aber dem Wejen der Gejellichaft, daß Der 
Minderheit Gelegenheit gegeben wird, ihre Meinung vor endgültigen 
Beichlufie Fund zu geben. Geſchieht dies in erheblichen Dingen oder 
regelmäßig nicht, jo wird dies für Die in der Minderheit befindlichen 
Gejellichafter einen Kündigungsgrund bilden. 

b) It die Gejchäftsführung einem oder mehreren Gefellichaftern 
— als gejchäftsführenden — übertragen, jo jind die übrigen von der 
Gejichäftsführung ausgeichlojfen. Mehrere gejchäftsführende Gejellichafter 
müſſen einjtimmig jein, wenn nicht vereinbart iſt, daß die Mehrheit 
entjcheidet, $ 710. 

c) Durch den Gejellichaftsvertrag Tann die Gejchäftsführung allen 
oder mehreren Gejellichaftern derart zugeitanden werden, daß jeder 
allein zu handeln berechtigt ift. Gegenüber der Handlung eines Ein- 
zelnen find dann die übrigen geichäftsführenden Gejellichafter zum Wider- 
jpruche berechtigt, jo daß infolgedejjen das Geſchäft, jofern es noch nicht 
vollzogen it, zu unterbleiben hat, 8 711. 

d) Die durch den Gejellichaftsvertrag übertragene Gejchäftg- 
führung kann dem Gejchäftsführer aus wichtigem Grunde durd) Ein— 
jtimmigfeit der übrigen, oder je nach den bejonderen Beitimmungen 
des Gejellichaftsvertrages duch Mehrheitsbeichlug Dderielben entzogen 
werden. Wichtiger Grund it inSbejondere grobe Pflichtverlegung, ferner 
Unfähigkeit des Gejchäftsführers zur ordnungsmäßigen Gejchäftsführung, 
s 712 Abſ. 1. Entziehung der Gejichäftsführung ohne wichtigen Grund 
iſt wirkungslos. Denn die durch den Gefellichaftsvertrag verliehene 
Geichäftstührung gilt als ein gejellichaftliches Sonderredt. 
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Verzicht auf das Necht, aus wichtigen Gründen die Geſchäfts— 
führung zu entziehen, ift unverbindlich, jedenfall für den Fall grober 
Pflichtverlegung oder Unfähigkeit zu ordnungsmäßiger Geichäftsführung. 

Wird die Geichäftsführung troß rechtögültiger Entziehung fortgeſetzt, 
jo iſt fie für die übrigen unverbindlich. Auch Klage auf Unterlafien 
jteht ihnen offen; einjtweilige gerichtliche Verfügung kann der Fortjegung 
entgegentreten.? 

e) Der gejchäftsführende Gejellichafter jeinerjeit3 iſt befugt, 
die Gejchäftsführung aus wichtigen Gründen zu fündigen. Die Kün— 
digung darf nicht unzeitig geichehen, es jei denn, daß auch Hierfür ein 
wichtiger Grund vorliegt, 8 712 Abi. 2. 

Der wichtige Grund kann auch in perjünlichen Berhältnifjen des 
Gejchäftsführer® Liegen, 3.3. wenn fich anderweit Ausjicht auf eine 
erhebliche pefuniäre Verbeſſerung bietet. 

3. Die Nechte und Verpflichtungen der geichäftsführenden Gejell- 
ichafter richten fich nach) den Regeln des Auftrages, joweit nicht das 
Sejellichaftsverhältnid ein amderes ergiebt, $ 713. Dies ijt im micht 
geringem Maße der Tall. Unter anderem ijt beim Auftrage jede Ber: 
gütung ausgejchloffen, dem gejchäftsführenden Geiellichafter dagegen kann 
Vergütung zugebilligt werden; der geichäftsführende Gejellichafter ferner 
haftet nur für Sorgfalt in eigenen Dingen; der Beauftragte jteht un- 
beichränkt für Verſchulden ein. Anjprüche auf Vorſchuß hat der Gejell- 
Ichafter nur aus dem Gejellichaftsvermögen. Während der Beauftragte 
nur ausnahmsweije berechtigt ijt, von den Weijungen des Auftraggebers 
abzumweichen, $ 665, hat der geichäftsführende Gejellichafter nach den 
Weiſungen der Nichtgeichäftsführenden, denen er jeinen Auftrag verdantt, 
in der Regel nichts zu fragen. 10 

Gemäß der Regeln des Auftrages ijt im Zweifel auch der geichäfte- 
führende Gejellichafter zwar zur Zuziehung von Gehilfen, nicht aber zur 
Beitellung von Subjtituten befugt, $ 664. 

Der geichäftsführende Gejellichafter wird den Gefellichaftern ala 
ſolchen, aljo in ihrer Gejamtheit gegenüber verpflichtet und berechtigt, 
feineswegs gegenüber den einzelnen Mitgejellichaftern. 

IV. Das Recht der Gejchäftsführung giebt keineswegs notwendig 
dem geichäftsführenden Gejellichafter die Befugnis, die Gejellichafter 

s net R.G. Bd. 22 S. 169. 

420 —— Schaden bei Verſolgung der Geſellſchaftsgeſchäfte vgl. oben 
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Dritten gegenüber zu vertreten. Im Zweifel aber liegt in der einem 
Gejellfihafter übertragenen Befugnis zur Gejchäftsführung zugleich die 
Vollmacht zur Vertretung! der Mitgejellichafter Dritten gegenüber, 
714. 

s Haben mehrere die Gejchäftsführung zuſammen, jo haben fie im 
Zweifel nur Geſamt- oder Kollektivvollmacht, kann jeder für fich 
die Geichäfte führen, Sondervollmacht zur Vertretung. 

Die Vertretung kann auch nicht geichäftsführenden Gejellichaftern, 
wie auch einem Dritten überlafjen jein. Zu bemerfen ift: 

1. Der Umfang der Vertretungsbefugnis ift nicht gejeglich beftimmt. 

Namentlich kann auch die Vertretungsbefugnis eines gejchäfts- 
führenden Gejellichafters jchlechthin ausgeichloffen, auch ihrem Umfange 
nach bejchräntt werden. Mit voller Sicherheit fünnen daher Dritte nur 
dann mit einem gejchäftsführenden Gejellichafter oder einem fonjtigen 
Vertreter fontrahieren, weun demjelben eine Vollmachtsurfunde aus: 
gehändigt ijt, welche den Dritten vorgelegt wird, B. G. B. $ 172, oder 
wenn dem Dritten durch bejondere Mitteilung, oder durch öffentliche 
Bekanntmachung die Vollmacht feitens der Gefelljchafter fundgegeben iſt. 

2. Wie die Gejchäftsführung, jo kann die Vertretung infolge 
wichtigen Grundes durch den einjtimmigen Bejchluß der übrigen 
Gejellichafter entzogen werden. 

War ſie zugleich mit der Gejchäftsführung erteilt, jo fann fie nur 
mit ihr entzogen werden, $ 715 a. €. 

V. Das Recht zur Vertretung der Mitgejellichafter nah) B. G. B. 
SS 714, 715, bejchränft jich auf Nechtsgejchäfte. Während nad) 8 31 
ein vechtsfähiger Verein für den Schaden verantwortlich ift, welchen ihr 
verfaffungsmäßiger Vertreter Dritten durch eine bei der ihm zuftehenden 
Berrichtung begangene, zum Schadengerjag verpflichtende Handlung zu= 
fügt, gilt Gleiches für die einfache Gejellichaft nicht. Die Mitgejell- 
Ichafter haften namentlich für jchuldhafte Handlungen ihrer Vertreter nur, 
wenn ihnen jelbjt ein WVerjchulden, insbejondere bei Auswahl des Ber- 
treters, zur Laſt fällt, $ 831. 


11) Daraus, daß ein Gejellihafter Vollmacht zur Vertretung bat, ergiebt 
fih der Schluß nod nicht, dab er auch zur Gejhäftsführung ermächtigt iſt. 
Coſack, B.R. Bd.2 S. 370 giebt ein Beijpiel: W., B. und E. haben eine Wejell- 
Ihaft zur Bewirtihaftung eines Landgutes gebildet; A. und B., Landwirte, haben 
die Gekhäftsführung, C., Redtsanmwalt, ift Bevollmäcitigter der Geſellſchaft. E. kann 
ſich trotzdem in die Geihäftsführung nicht mengen und hat fid) bei Gebrauch der 
Vollmacht an die Beichlüffe von U. und B. zu halten. 
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Sit ein Gejellichafter zum Vertreter beitellt, jo bat er um des— 
willen noch feine Prozekvollmacht. 1? 

VI. Der von der Gejchäftsführung ausgejchlojjene Gejellichafter 
tt befugt, ji über Angelegenheiten der Gejellichafter zu unterrichten, 
die Gejchäftsbücher und die Papiere der Gejellichaft einzufehen, und ſich 
aus ihnen eine Überjicht über den Stand des Gejelljchaftsvermögens 
anzufertigen, $ 716 Ab}. 1. 

Nur perjönlich darf dies aber der Gejellichafter, $ 716 Abj.1. Ge- 
willfürte Vertreter, Ceſſionare, Untergejellichafter haben ein jolches Necht 
nicht. 13° Unterſtützung durch Sacjverjtändige bei der Einficht iſt zu— 
fällig, es jei denn, daß die Mitgejellichafter ein gerechtfertigtes Intereſſe 
an deren Nusjchliegung haben, namentlich weil Gefährdung durch In— 
disfretion derjelben zu befürchten iſt. 

Geſetzliche Vertreter des nicht geichäftsführenden Gejellichafters find 
bei der Einfichtnahme zuzulafjen, insbejondere Vormünder, Pfleger, In- 
haber der elterlichen Gewalt, jofern die Mitgejellichafter nicht bejondere 
Gründe hiergegen geltend machen fünnen. In derartigen Füllen wird 
ein Pfleger vom Gerichte ernannt werden fünnen, welcher die Einjicht 
nehmen darf, B. G. B. $ 1909. 

Bezüglich des Ehemannes, welcher das Verwaltungsrecht am Ber: 
mögen jeiner Frau hat, ftreitet man. Es it anzunehmen, dab auch er num 
aus guten Gründen von den Mitgejellichaftern zurückgewieſen werden kann. 


$ 359. Das Geſellſchaftsvermögen. 

I. Die Gegenjtände, welche den Gejellichaftern gemeinjam 
und für die Zwecke der Gejellfchaft bejtimmt jind, bilden das 
Sejellichaftsvermögen. In $ 718 werden Bermögensbeitandteile 
aufgezählt, welche dem Gejellichaft3vermögen zugehören. Erichöpfend iſt 
dieſe Aufzählung jedoch keinesfalls. 

1. Als Grundlage des Gejellichaftsvermögens hebt $ 718 Abi. 1 
die Beiträge der Gejellichafter hervor. 

Aber auch die durch den Gejellichaftsvertrag begründeten An: 
jprüche auf Beiträge find notwendig Bejtandteile des Geſell— 
Ichaftsvermögens, denn ſie find den Gejellichaftern gemeinjam und 


12) Hellwig, Anſpruch S. 199. Es fehlt eine Vorfchrift, welche den Bertreter 
der Geſellſchafter zu gerichtlihen und außergerichtlihen Handlungen befugt, wie dies 
nad) B. G. B. $ 26 bezüglich des Vorſtandes eines rechtsfähigen Vereines der Fall it. 

13) R.O. H.G. Bd. 23 ©.120. 


8 359. Das Gejellfchaftsvermögen. 545 


zu den Zweden der Gejellichaft beſtimmt.! Nicht zutreffend iſt e82, die 
Anjprüche auf Leiltung von Beiträgen, jowie die Entjchädigungsanjprüche 
wegen Nichtleiltung der Beiträge dem Gejellichaftsvermögen abzufprechen. 
Dies hätte zur Folge, dat jolche Anjprüche nach $ 420 unter die mehreren 
Mitgejellichafter geteilt wären, daß die Gefellichafter über ihre Anteile 
an diejen Forderungen jelbjtändig verfügen dürften, daß ihre Gläubiger 
diejelben für ihre Privatforderungen pfänden fünnten, daß endlich die 
Gejellichaftsgläubiger bezüglich rüditändiger Beiträge feinen Vorzug vor 
den Privatgläubigern der einzelnen Gejellichafter hätten. Dies alles 
würde in jchneidendem Widerfpruche zu den Grundgedanten ftehen, auf 
welchen das Gejelljchaftsrecht nach B. G. B. beruht. 

2. Als Gejellichaftsvermögen werden weiter Die Durch Die Ge— 
jhäftsführung emvorbenen Gegenjtände in $ 718 bezeichnet. Es ge- 
hört dahin vor allem, was der Gejchäftsführer im Namen der Gejell- 
jchaft erworben hat. Entjprechendes muß bezüglich der Anjprüche des 
Gejchäftsführers gelten, welche er im eigenen Namen für Rechnung der 
Geſellſchaft erworben bat. 

3. Es Steht nichts im Wege, letztwillig Gejellichaftern etwas für 
die Gejellichaft zuzumenden, wie dies 3.8. bei einer Gejellichaft zu wohl- 
thätigen Zwecken leicht vorfommen fann. Der Anſpruch gegen den Be: 
dachten auf Widinung des Zugewendeten für die Gejellichaft gehört zum 
Sejellichaftsvermögen. Nicht anders iſt es mit Schenkungen an die 
Sejellichafter zu Gejellichaftszweden. 

4. Daß dem Gejellichaftsvermögen zwwächlt, was auf Grund 
eines zu dem Gejelljichaftsvermögen gehörenden Nechtes er: 
worben wird, 3.8. Früchte, Anz und Zuwachs anderer Art, hebt 
$ 718 Abj. 2 hervor. 

5. Nicht anderes gilt bezüglich jog. Surrogate in Fällen der Be- 
Ihädigung, Zerjtörung und Entziehung von Gejellichaftsgegenjtänden, 
insbejondere für Eriaganjprüche infolge unerlaubter Handlungen oder 
einer Enteignung. 

IH. Das Gejelljchaftsvermögen wird nicht als Eigentum eines be= 
jonderen Nechtsjubjeftes der Gejellichaft behandelt.? Vielmehr ift es 
gemeinjames Vermögen der Gejellichafter. Es gehört ihnen zu Anteilen 


1) Ein Vertrag, wonad der Mittontrabent einen Betrag zu leiten hat, um 
infolge desſelben als Gejellihafter in das Geſchäft des anderen Teiles einzutreten, 
giebt diejem felbitverjtändlich das Klagerecht für jeine Perſon. Noch bejteht hier feine 
Geſellſchaft, welche dasjelbe erwerben könnte. 

2) So namentlich Planck zu $ 718 Ziff.?. 3) Vgl. oben $ 358 Anm. 1. 

Dernburg, Bürgerl. Recht. II. 2, 35 
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zut, die allerding3 während der Dauer der Gejellichaft nur jelten her— 
bortreten. 

Die Anteile werden im Zweifel als gleiche zu erachten jein. 

II. Das Gejellichaftsvermögen hebt jich von dem Privatvermögen 
der einzelnen Gejellichafter jcharf ab, 8 719. 

1. Der einzelne Gefelljchafter fann nicht rechtswirfjam bezüglich 
des Gejellichaftsvermögens verfügen, weder über feinen Anteil am Ganzen, 
noch über einen Anteil an einzelnen Bejtandteilen des Geſellſchaftsver— 
mögensd. Daher fann er z.B. nicht jelbjtändig gejellichaftliche Nechte 
zu jeinem Anteile durch Verzicht aufgeben, Durch Stundung bejchränfen. 

Ebenjowenig kann der einzelne Gejellichafter einen Anteil an Be— 
Itandteilen des Gejellichaftsvermögens jelbitändig einklagen, $ 719 Abi. 1 
eriter Saßteil. Entjprechend $ 432 Abi. 1 Sat 2 wird er immerhin 
Hinterlegung einer gejchuldeten Sache, joweit jie nicht hinterlegbar itt, 
Ablieferung an einen gerichtlichen Verwahrer verlangen fünnen. Seine 
Bejigjtellung kann er durch Eigenmacht verteidigen und gerichtlich zur 
Anerkennung bringen. Es bewährt ſich hier die thatjächliche Natur des 
Beſitzes. 

2. Keiner der Geſellſchafter iſt berechtigt, einſeitig Teilung des 
Geſellſchaftsvermögens oder von Beſtandteilen desſelben zu verlangen, 
$ 719 Abſ. 1 zweiter Satzteil. 

3. Gegen eine Forderung, die zum Gejellichaftsvermögen gehört, 
kann deren Schuldner eine Forderung, die ihm gegen einen einzelnen 
Geſellſchafter zufteht, nicht aufrechnen, auch nicht zu deſſen Anteil an 
der Sejellichaft, $ 719 Abi. 2. 

4. Überhaupt bilden Gefellfchaftsvermögen und Privatvermögen der 
Sejellichafter getrennte Rechtskreiſe, ähnlich, wie wenn jie verjchiedenen 
Rechtsjubjeften gehörten. Daher kann z.B. der einzelne Gefellichafter 
an beweglichen Sachen des Gejellichaftsvermögens Ddingliche Rechte er- 
werben, wie wenn es fi) um Gegenjtände Dritter handelte. ® 





4) Dies ift jedenfalls die Auffafjung des B.G. B. $ 719, vgl. 88 1442, 2033 
Nbi.2. Die Auffafjung von Gierfe, Genoſſenſchaftstheorie S. 344, war freilih eine 
andere. Darüber, dab das B. G. B. ihr nicht folgt, ſiehe Jörges, Zur Lehre vom Mit: 
eigentum in Goldſchmidts Zeitichrift Bd. 49 S. 140. Die zweite Kommilfion — Spabn 
32.285.430 — war geteilt und glaubte zur Frage feine Stellung nebmen zu müfien. 

5) Dies ift aber dann der Fall, wenn ein Gejellichafter das Eigentum eines 
ihm gehörenden Grundſtückes der Geſellſchaſt Üübereignet. Die Auflafjung hat dann 
an die Mitgefellichaiter bloß für deren Anteile zu geichehen. 

6) Bal. Eojad, B.R. Bb.2 ©. 366: „Ein Pſandrecht, welches an einem Geſell— 
Ihaftsgrundjtüce zu Gunsten eines Gejellichafters bejtellt wird, gilt weder ganz nod) 
anteilig als Eigentümerhypothef.“ 
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5. Für Forderungen, welche zum Gejelljchaftsvermögen gehören, 
iſt zum Schuße ihres Schuldners die Vorjchrift des 8 720 getroffen. 
Nach derjelben wirkt die Zugehörigkeit der Forderung zum Gejelljchafts- 
vermögen zum Nachteile des Schuldners erjt von dem Zeitpunfte an, 
in welchem diejelbe zu dejien Kenntnis fommt, vgl. SS 406 bis 408. 

Die Leiltung an den einzelnen Gejellichafter, welche vor jolcher 
Kenntnis durch den Schuldner erfolgte, müſſen aljo die Mitgefellichafter 
injoweit gegen fich gelten fajjen, als fie wirfjam wäre, wenn die For— 
derung nicht in das Gejellichaftsvermögen gefallen wäre. Der Schuldner 
ferner einer zu dem Gejellichaftsvermögen gehörenden Forderung kann 
eine ihm gegen einen einzelnen Gejellichafter zujtehende Forderung aufs 
rechnen, es jei denn, daß er bei den Erwerbe jeiner Forderung von der 
Zugehörigkeit der Gegenforderung zu den Gejellichaftsvermögen Kenntnis 
hatte, oder wenn Dies auch nicht der Fall war, daß jeine Forderung 
erjt nach Erlangung diejer Kenntnis und jpäter als die Gegenforderung 
fällig geworden it. 


8 360. Gejellihaftsjchulden. 

I. Blank ©. 452 lehrt, „das ganze Gejellichaftsvermögen ift zur 
Dedung der Lajten und Schulden der Gejellichaft gebunden.“ Dies geht 
zu weit, denn wie auch Pland anerkennt, find die Gejellichafter jederzeit 
befugt, durch einhelligen Beichluß das Gejellihaftsvermögen unter 
fich ohne Rückſicht auf die Gläubiger der Gejelljchaft zu ver— 
teilen. Die Gläubiger haben fein Mittel, dies zu hindern. 

II. Immerhin bilden die gejellfchaftlichen Schulden paſſive Be— 
Itandteile des Geſellſchaftsvermögens. 

Was zu Ddiefen gejellfchaftlichen Schulden zu rechnen it, it im 
B. G. B. nicht unzweideutig bejtimmt, und fann zweifelhaft jein. 

a) Nach Konk. O. $ 51 haben im Konkurs eines einzelnen Geſell— 
ichafterd die auf das Gejelljchaftsverhältnis ſich gründenden 
Forderungen ein Abjonderungsrecht am Gejellichaftsvermögen, jo dat 
jie aus demjelben zunächit zu befriedigen find, und nur der Reſt den 
PBrivatgläubigern des Gejellichafters zufommt. 

Uns erjcheint die hiermit für den Konkurs gegebene Bejtimmung, 
der Gejellichaftsichulden als zutreffend und allgemein anwendbar. 

b) Nah B. G. B. $ 733 find im Falle der Auflöjung der Gejell 
ihaft und ihrer Auseinanderjegung zunächſt zu befriedigen „gemeinjchaft- 
liche Schulden mit Einjchluß derjenigen, welche den Gläubigern gegen: 


35* 
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über unter den Gejellichaftern geteilt jind, oder für welche einem Gejell- 
ichafter die übrigen Gejellichafter al8 Schuldner haften“. Wir können 
bierin nur eine andere Formulierung für die Konk.O. $ 51 allgemein 
bezeichneten Verbindlichfeiten jehen. Denn es kann nicht als Abſicht 
des Geſetzes erachtet werden, den Begriff des Gejellichaftsgläubigers im 
Konkurſe der Gejellichaft und im Falle der Auseinanderjegung derjelben 
verſchieden zu geitalten. 

c) Dem Wejen des Berhältnijjes entjpräche, dab eine Zwangs— 
vollſtreckung in Die einzelnen Bejtandteile des Gejellichaftsvermögens 
nur wegen Gejelljichaftsverbindlichfeiten zuläjlig wäre. Aber nur 
teilweije ijt dies gewahrt. Zwar iſt der PBrivatgläubiger des einzelnen 
Gejellihafters nad) C. P.O. 8 859 Ab}. 1 Sat 2 in der Regel nicht be: 
fugt, den Anteil feines Schuldners an den Beitandteilen des Gejellichafts: 
vermögens zu pfänden, Nach C. P.O. 8 736 genügt jedoch zur Zwangs— 
volljtredung in das Geiellichaftövermögen ein gegen alle Gejell- 
Ichafter ergangenes Urteil. Hiernach können unmittelbaren Zugriff 
auf das Gejellichaftsvermögen auch Privatgläubiger der Gejellichaft nehmen, 
wenn ihnen zufälligerweije jämtliche Gejellichafter verhaftet jind, 3. B. 
wenn diejelben unabhängig von der Gejelljchaft, gemeinjam Delikte be- 
gangen haben. ! 

III. Die Brivatgläubiger eines Gefelljchafters können jich in der 
Negel nur aus den auf ihren Schuldner entfallenden Gewinnanteilen 
und demjenigen befriedigen, was demjelben bei der Auseinanderſetzung 
zufommt, B. G. B. $ 725 Abſ. 2. Damit fie fich das letztere verjchaffen 
fünnen, gelten folgende Süße: 

1. Wird Konkurs über einen Gejelljchafter eröffnet, jo löſt jich 
damit die Gejellichaft von Rechtswegen auf, B. G. B. $ 728. 

2. Die Brivatgläubiger eines ©ejellichafters find befugt, deſſen Ans 
teil am Gejellichaftsvermögen zu pfänden, C. P.O. 8 859 Abſ. 1 Sak 1, 


1) Coſack, B.R. Bd.2 ©. 203 fordert zum Zugriff auf das Geſellſchaftsver— 
mögen nah C. P.O. 8 736, dab die Gejellichafter als joldhe verklagt und verurteilt 
feien, jo dak es fih um eine Gejellichaftöverbindlichkeit handeln mühte. Dies wäre 
das Wünſchbare und Folgerechte. Doch wagen wir nicht Cojad zu folgen, da nad 
dem Protofoll — Spahn — Bd.2 S. 435 die Abficht der Kommiſſion beftimmt auf 
das entgegengejegte Ergebnis ging, welches auch im Geſetze einen unzweideutigen Aus- 
drud fand. Auch die Denkichrift zum 9.8.8. S. 90 gebt davon aus, daß die 
Bwangsvollitredung in das Gefellihaftsvermögen auf Grund eines gegen jämtliche 
Geſellſchafter vollitredbaren Schuldtitels jtattfinden darf, ohne Nüdfiht, ob dem 
Sculdtitel eine Gejellihaftsichuld oder eine andere Geſamtſchuld der Geſellſchafter zu 
runde liegt. Um dies bei der offenen Handelögejellichaft auszuſchließen, wurde 
9.8.8. 8 124 Nbj. 2 formuliert, Hellwig a. a. O. 200. 
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und erhalten damit, wenn ihr Schuldtitel nicht bloß vorläufig vollitredbar 
it, das Necht unbefrifteter Kündigung der Gejellichaft, B. G.B. $ 725 
Ab). 1. 

IV. Bei der Gejellichaft des B.G.B. find im Nechtsfinne die 
Sejelljchafter die Schuldner der Gejellichaftsgläubiger. Die Gejell- 
ſchaft als jolche ift nicht Nechtsjubjekt, noch wird fie als jolches behandelt.? 

Sit durch den Gejellichaftsvertreter im Namen der Gejellichaft ge- 
handelt, jo werden die Gejelljchafter nach B.G.B. $ 427 Gejamtjchuldner, 
nicht anders iſt e3 bei unteilbaren Leijtungen. In anderen Fällen, ins— 
bejondere wegen ungerechtfertigter Bereicherung, werden die Gefellichafter 
geteilt verpflichtet. 

Die Gejellichafter haben fein Necht zu verlangen, daß die gejell: 
Ichaftlichen Gläubiger fich in erjter Linie an das Gejellichaftsver- 
mögen halten. 

Durch bejonderen Bertrag mit den Gläubigern kann dies aber ver- 
einbart werden, ja können die Gläubiger ihre Anſprüche auf das Gejell- 
Ichaftövermögen bejchränfen. 3 

Bei nichtrechtsfähigen Vereinen mag dies am eheiten vorkommen. + 


Ss 361. Gewinn und Berluft. 

I. Gewinn ilt der Betrag, um welchen jich das von den Gejell- 
Ichaftern in die Gejellichaft Eingebrachte vermehrt hat; Verluft der Be- 
trag, um welchen jich dasjelbe vermindert hat, im weiteren Sinne 
auch der Fehlbetrag, für welchen die Gejellichafter den Meitgejellichaf- 
tern perjönlich aufzufommen haben, wenn das Gejellichaftsvermögen zur 
Dedung der gejellichaftlichen Schulden und Rüderjtattung der Einlagen 
nicht ausreicht. 

Ob aus der Gejellichaft Gewinn oder Verluſt erwuchs, entjcheidet 
ji) endgültig erjt nach deren Beendigung. Daher fann der Gejell- 
ihafter den Rechnungsabſchluß und in der Negel die Verteilung des 


2) Coſack, B.R. Bd. 2 5 266 vor Anm. 10 findet feine Regel, welche die „Ge— 
ſellſchaftsſchulden“ als PBrivatichulden der Gejellichafter erkläre, und leitet die perſön— 
libe Geſamtſchuldnerſchaft derjelben aus ber Verkehräfitte ab, Anm. 24. Mit Redt 
erflärt Hellwig a. a. O. S.203, daß es eine folhe Regel nicht geben fann, weil es 
feine Geſellſchaftsſchulden im Sinne von Cojad giebt. 

3) Oben Bd. 2 Abt.1 84. 

4) Gierke in den Berliner Feitgaben für Dernburg ©. 29. 

1) 1.30 D. pro socio 17,2 neque enim lucrum intellegitur nisi omni damno 
deducto, neque damnum nisi omni lucro deducto. 
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Gewinnes und des Verluſtes erjt nach der Auflöfung der Gefellichaft 
verlangen, $ 721 Abi. 1. Iſt jedoch die Gejellichaft von längerer 
Dauer, jo bat nach 8 721 Abi. 2, entiprechend dem Brauche des Lebens, 
der Nechnungsabichluß und die Gewinnverteilung im Zweifel am Schlufie 
jedes Gejchäftsjahres zu erfolgen. 

II. über das Maf des Anteiles der Gejellihafter am Gewinne und 
Verlufte enticheidet in eriter Linie der Gejellichaftsvertrag. 

Die Vereinbarung ijt zuläflig, daß ein Gefellichafter Anteil am 
Gewinne, aber nicht am Verluſte haben joll, dab ihm folglich der Be- 
trag jeiner Einlage ohne Rüdjicht auf das Ergebnis der Gejellichafts: 
geichäfte von jeinen Meitgejellichaftern zu erjtatten ijt. Natürlich wird 
hiermit aber thatfächlicher Verluſt nicht ausgejchlojien, fall3 die Mitgejell: 
ichafter zahlungsunfähig jind. Es ijt ferner möglich, dag der Anteil 
eines Gejellichafter® am Gewinne ein anderer — jei es höherer oder 
minderer — jein joll, als für den Fall des Verluſtes. Im Ziveifel 
freilich wird man annehmen, daß der Anteil am Gewinne und am Ber: 
fufte der gleiche iſt. Nicht unzuläjfig it endlich nach heutigem Rechte 
eine Geſellſchaft, bei der ein Gejellichafter ohne Anteil am Gewinne zu 
haben, nur den Berluft ganz oder teilweife tragen foll.? 

III. Nach römiſchem Rechte war der Anteil der einzelnen Geſell— 
Ichafter an Gewinn und Verluſt, jofern nicht anderes vereinbart war, 
ein gleicher ohne Berüdjichtigung der Höhe ihres eingejchlofjenen Kapi— 
tales.3 Nah A.L. R. I, 17 $ 205, jowie nach dem code art. 1853, 
richtete jich dagegen der Anteil der Kapital beitragenden Gejellichafter 
nach Verhältnis der Kapitalbeiträge eines jeden, jo daß aber für Die 
nicht Kapitalbeitragenden bejondere Beſtimmungen getroffen waren. Das 
B. G. B. $ 722 enticheidet jich wie das römische Necht für gleichen An: 
teil an Gewinn und Verluſt in Ermangelung anderer Vereinbarung, 
ohne Rückſicht auf die Höhe der Kapitalbeiträge. 


2) Dieje jog. societas leonina war nad) römiſchem Rechte nidtig, 1.29 82 
D. pro socio 17,2; vgl. auh A.L.R.1,17 8245. Meift nimmt man Gleiches auch 
nah B. G. B. an, obgleich dasjelbe hierüber nichts bejtimmt, z. B. Endemann, Ein- 
leitung Bd. 1 $ 181 Anm.6. Die Zuläffigfeit folder Geſellſchaft ift aber unjeres 
Erachtens nicht zu verneinen, 3.8. beim Abjchlufje einer Sefellichaft zum Bau von 
Arbeiterwohnungen zwiſchen einem Maurermeifter, welchem der Gewinn verbleiben 
joll, und einem wohlwollenden Menjchenfreunde, der ſich am Berlufte mit beteiligt. 
Über eine Gejellichaft, bei welcher ein Teil am Gewinne, nit am Berlufte beteiligt 
ift, fiehe unten $ 367 Anm. 11; fiehe auch R.G. vom 17.10. 1899; Zur. Zeitichr. }. 
Elſaß-Lothr. Jahrg. 25 S. 97. — Vgl. Gruchot Bd. 37 ©. 1164. 

3) 1.29 pr. D. pro socio 17,2; Dernburg, Band. Bd.2 $ 126 Anm. 5. 
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8 362. Ausjcheiden, Eintritt von Gefellfhaftern. 

1. Da die Gejellichaft Fein bejonderes Nechtsjubjeft ijt, ſondern 
bloß eine Berbindung der Perjonen der Gejellichafter bildet, jo wäre 
logifch zu folgern, daß fie eine Änderung der Berjonen der Gejellichafter 
nicht vertrüge, alfo weder Austritt noch Eintritt von Gefelljchaftern kenne, 
daß vielmehr in jolchen Fällen zwar eine neue Gejellfchaft möglich jei, 
die alte Gefellichaft aber notwendig untergehe. 

II. Den Anforderungen des Lebens wäre dies aber wenig ent- 
jprechend. Daher läßt bezüglich) des Austrittes aus der Gejellichaft 
B. G. B. $ 736 die Beitimmung im Gefellfchaftsvertrage zu, wonach im 
alle der Kündigung eines Gejellichafters oder ſeines Todes, oder der 
Eröffnung des Konfurjes über jein Vermögen, die Gejellichaft und zwar 
die alte, unter den Übrigen Gejellichaftern fortbeitehen und mur der Ge— 
jellfchafter, welcher Fündigt, jtirbt oder in Konkurs gerät, aus der Gejell- 
ſchaft ausjcheiden jol. Entſprechendes muß im Falle der Kündigung 
durch einen Gläubiger eines Gejellichafters angenommen werden. 

Nicht minder kann ein Gejellfchafter, in dejjen Berjon ein Umstand 
eingetreten ijt, welcher die übrigen Gefellichafter nach $ 723 Abi. 1 zur 
Kündigung berechtigt, im Falle jener Vereinbarung durch gemeinjchaft- 
lichen Beichluß aus der Gejellichaft ausgeichlojjen werden. Die Aus- 
ſchließung vollzieht jich durch Mitteilung des Bejchlujjes an den Aus— 
zujchliegenden, $ 737. 

Daraus, daß die alte Gejellichaft trog Änderung des Be- 
itandes ihrer Perſonen fortbeiteht, ergeben ſich wichtige Rechts— 
folgen. Der Anteil, welchen der außjcheidende Gejellichafter bisher am 
Gejellichaftsvermögen und dejjen Bejtandteilen hatte, geht mit jeinem 
Ausscheiden ohne Übertragung auf die übrigen Gefellfchafter über, $ 738 
Abſ. 1 Sag 1. Gehören aljo zum Gejellichaftsvermögen Rechte, die auf 
den Namen der jümtlichen Gejellichafter im Grundbuche eingetragen find, 
jo wird mit dem Ausjcheiden eines Gejellichafters die Eintragung im 
Grundbuche unrichtig, jo daß die verbleibenden Gejellichafter gegenüber 
dem Ausgejchtedenen, deren Berichtigung erzwingen fünnen, $ 895. 

Was im übrigen die Auseinanderjegung des Ausjcheidenden mit 
den Mitgejellichaftern anlangt, jo gilt nach 88 739ff.: 

1. Die von dem NAusfcheidenden in die Gejellichaft zur Benugung 
eingebrachten Gegenjtände jind ihm zurüdzugeben, vgl. $ 732. 

2. Die verbleibenden Gefellichafter find verpflichtet, den Ausſchei— 
denden von den auf ihm baftenden gejellichaftlichen Schulden zu befreien. 
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Sind dieje noch nicht fällig, jo genügt jtatt deſſen Sicherheitsjtellung 
s 738 Abſ. 1 letzter Sag. Man wird Gleiches anzunehmen haben, wenn 
e3 jich um jtreitige Schulden handelt. 1 

3. Die zurücbleibenden Gejellfchafter jchulden dem Ausicheidenden, 
was er bei der Auseinanderjegung erhalten würde, wenn die Gejelljchaft 
zur Zeit feine Ausjcheidens aufgelöjt worden wäre. Es ilt dies eine 
perjönliche ‚Forderung des ausfcheidenden Gejelljchafters. 

4. Der Wert des Gejellichaftsvermögens ift, joweit erforderlich, 
durch Schägung zu ermitteln, $ 738 Abi. 2. 

5. Der Ausfcheidende hat den übrigen Gejellichaftern nach Ver: 
hältnis jeines Anteiles am Verluſte für den Fehlbetrag aufzufommen, 
wenn das Gejellichaftsvermögen zur Dedung der Gejellichaftsichulden 
und der Einlagen nicht ausreicht. 

6. An dem Verluſte und Gewinne jchwebender Gejchäfte nimmt der 
Ausgejchiedene noch teil, die verbleibenden Gejellichafter führen jie aber 
noch jelbjtändig zu Ende. Der Ausgejchiedene fann am Schlujje des 
beendeten Gejchäftsjahres Aufjchluß über die inzwiſchen beendeten Ge— 
ichäfte, Auszahlung des ihm gebührenden Betrages und Auskunft über 
den Stand der noch jchwebenden Gejchäfte verlangen, S$ 740. 

7. Soweit der Ausgejchiedene den Gejellichaftsgläubigern vor feinem 
Ausscheiden perlönlich verpflichtet war, bleibt er denjelben verhaftet. 
Eine kurze Verjährung zu jeinen Gunsten iſt nicht vorgefehen. Er fann 
auch die Gläubiger nicht darauf verweiten, ihre Befriedigung zunächit 
bei den verbleibenden Gejelljchaftern und insbejondere aus dem Gejell: 
ichaftsvermögen zu juchen. Ihm jteht nur zu, nach $ 738 von den 
übrigen Gefellichaftern zu verlangen, daß jie ihn von den Gejellichaftern 
befreien. 

III. Das B. G. B. regelt den Eintritt eines neuen Gejellichafters 
in eine bejtehende Gejelljchaft nicht. 

Selbitverjtändlich ijt ein jolcher nur auf Grund des Gefellichafts- 
vertrages zuläjjig, und kann nur nach Maßgabe desjelben verwirklicht 
werden. 

Zweifelhaft it aber die durch einen jolchen Eintritt entitehende 
Rechtslage. Meiſt nimmt man an, durch einen jolchen Eintritt werde 
die alte Gejellichaft beendet, und es entjtehe eine neue zwiichen dem bis— 


1) Pland zu $ 738 am Schluſſe. 
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herigen Gejellichafter und dem Eintretenden.? Der eintretende Gejell- 
ichafter wachje aljo nicht in die alte Gejellichaft herein, eg müßten ihm 
vielmehr die Gejellichafter einen Anteil an den Bejtandteilen des bis- 
herigen Geſellſchaftsvermögens übereignen. Wäre Died auch unbequem, 
jo wäre es nicht unausführbar. Aber für die Gläubiger der alten Gejell- 
ichaft wäre eine jolche Rechtsgeſtaltung verderblich, da das alte Gejell- 
Ichaftsvermögen, an welchem fie bisher ein Vorrecht hatten, als jolches 
jeinen Bejtand verlieren würde, und da fie gegenüber dein neugebildeten 
GSejellichaftsvermögen nicht Gejellichaftsgläubiger wären. Cine jolche 
Behandlungsweije wäre eine jchreiende. 

Die Lüde des Gejeges ijt vielmehr im Wege der Analogie aus: 
zufüllen. Wie die Gejellichaft im Falle des Austrittes von Gejellichaftern 
unter den bisherigen Gejellichaftern die alte bleibt, jo ift fie folgerecht 
auch die alte bei Eintritt neuer Gejellichafter. Es ijt daher anzunehmen, 
daß der Eintretende den Gejellichaftögläubigern verpflichtet wird, wenn 
auch nur mit dem Gejellichaftsvermögen. 3 

IV. Der einzelne Gejellichafter fann ohne den Gejellichaftsvertrag 
der Gejellichaft feinen Mitgejellichafter zuführen. Es jteht zwar nichts 
im Wege, daß er mit Dritten eine Untergejellichaft bildet, wonach er mit 
diejen Gewinn und Berlujt aus der Hauptgejellichaft theilt; aber ein 
jolcher Untergejellichafter tritt in fein Gejellichaftsverhältnis zu den 
übrigen Hauptgejellichaftern. 

V. Der Anteil eines Gejellichafterd aus der Gefellichaft iſt unüber- 
tragbar, $ 717. 

Dies bezieht jich jedoch nicht auf diejenigen Anfprüche, welche feine 
Gejellichaftsrechte bilden, jondern ihm perjönlich zuitehen. 

a) Dahin gehören nicht Anjprüche, die ihm aus feiner Gejchäfts- 
führung gegen die Meitgejellichafter erwachien. 

b) E3 bezieht fich ferner nicht auf Nechte des Gefellichafters aus 
jeinen Gewinnanteilen; 

c) endlich nicht auf dasjenige, was dem Gejellichafter bei der Aus— 
einanderjeßung zufommt. 

d) Das Recht des Gejellichafters auf Kenntnisnahme und auf 
Rechnungslegung ijt zwar ein Individualrecht, aber ein höchit perſön— 
liches, jegt volles Bertrauen voraus, und ift daher unübertragbar. 


2) So PBland ©.4 
3) Weiter geht 9. ö. 8. $ 130 bezüglich der offenen Handelsgeſellſchaft. 
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8 363. Beendigung der Gejellichaft. 

I. Das Gejellichaftsverhältnig beruht auf gegenfeitigem Vertrauen. 
Sit dasjelbe erjchüttert, jo wird es unleidlich und gefährlich. Die Römer 
empfanden Dies jo tief, daß die Gejellichaft jederzeit einjeitig aufgelöft 
werden konnte.! Das heutige Necht wahrt in höherem Maße den Ge- 
jellfchaftsvertrag. Immerhin iſt einfeitige Kündigung auch heute ein 
Hauptfall der Beendigung. 

Außerdem endet jie häufig von Nechts wegen. 

II. Bon Rechtswegen endet die Gejellichaft, 

1. wenn ihr Zweck volljtändig erreicht, oder dejjen Erreichung voll- 
jtändig unmöglich iſt, $ 726, nicht minder durch Ablauf der ihr gejeßten 
Zeit und durch Eintritt einer ihr zugefügten auflöfenden Bedingung. 

2. Die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen eines Ge: 
jellichafters beendet die Gejellichaft, $ 728.2 

3. In der Negel endet fie mit dem Tode eines Gefellichafters, und 
zwar unmittelbar, auch wenn die Mitgejellichafter von demjelben noch 
feine Stenntnis haben. Der Gejellichaftsvertrag fann aber für den Todes- 
fall die Eritredung auf die Erben? oder wenigitens das Fortbejtehen 
der Gejellichaft unter den Meitgejellichaftern vorjchreiben. 

Im Falle der Auflöfung durch den Tod ift der Erbe zu deſſen 
unverzüglicher Anzeige an die Gejellichafter, und wenn Gefahr im Ber: 
zuge it, zur Fortführung der jeinem Erblaſſer übertragenen Gejchäfte 
verpflichtet, bis jeine Mitgejellichafter gemeinschaftlich mit ihm anderweit 
Fürſorge treffen können. Gleicherweiſe ſind die Mitgejellichafter zur 
Fortführung der ihnen übertragenen Gejchäfte verpflichtet. Inſoweit gilt 
die Gejellichaft noch als fortbeitehend, 8 727. 

4. Troß der Auflöjung von Nechts wegen wird die Befugnis des 
geichäftsführenden Gejellichafters zu jeinen Gunjten als fortbejtehend 
erachtet, bi8 er die Auflöjung fennt oder fennen muß, $ 729. 

III. Bezüglich des Rechtes zur Kündigung iſt zu unterjcheiden: 

1. Sit die Dauer der Gejellichaft im Gejellichaftsvertrage beitimmt, 
jei es mittels einer Beitgrenze, jei es in amderer Art, z.B. bis zur 
Erreichung begrenzter Gejellichaftszwede, jo it vorgängige Kündigung 
nur aus wichtigem Grunde wirkſam, 3. B. wegen vorjäglicher oder 





1) gl. Dernburg, Band. Bd.2 8 128 Ziff. 4. Ungzeitige Kündigung machte 
nur a 
2) Bgl. hierzu Konk. O. $ 2 
3) Anders nad) gemeinem — l. 59 D. pro socio 17, 2. 
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grobfahrläfliger Verlegung wejentlicher gejellichaftlicher Verpflichtungen 
des Mitgejellichafters oder wegen Unmöglichkeit der Erfüllung jolcher 
Verpflichtungen durch den Mitgejellichafter. 

2. Gejellichaften von unbeſtimmter Dauer find in der Negel jeder: 
zeit kündbar. Gleiches gilt bezüglich einer für die Lebenszeit eines Ge— 
jellichafters eingegangene Gejellichaft, $ 724 Sak 1. Auch eine auf be- 
jtunmte Zeit eingegangene Gejellichaft, welche nachher fortgeſetzt wird, 
gilt als auf unbejtimmte Zeit. 

3. Die Kündigung beendet die Gejelljihaft mit ihrer Zuitellung an 
die Mitgejellichafter. Zuſtellung bloß an die gejchäftsführenden Gejell- 
Ichafter genügt nicht. Sie gehört nicht der Gejchäftsführung zu. Hat 
der Gejellichaftsvertrag eine Kündigungsfriſt bejtimmt, jo ilt Kün— 
digung ohne Frijt nur im Falle eines wichtigen Grundes wirkjam. 

4. Unzeitige Kündigung, welche den Mitgejellichaftern unthunlic) 
macht, für die erforderlichen Gejchäfte rechtzeitig Vorjorge zu treffen, 
iſt zwar nicht unwirkſam, hebt vielmehr die Gejellichaft auf, verpflichtet 
aber den Kündigenden zum Schadenserjage, es jei dem die Kündigung 
zur Unzeit Durch einen wichtigen Grund gerechtfertigt, $ 723 Abi. 2. 

5. Die Vereinbarung, durch welche das Kündigungsrecht aus: 
geichlojien oder den gejeglichen Borjchriften zuwider bejchränft wird, iſt 
nichtig, $ 723 Ab}. 3. Dies gilt auch für die Feſtſetzung einer Kün— 
digungsfriit, welche unverhältnismäßig lang. tft. 

IV. Daß der Gläubiger eines Gejellichafters, welcher auf Grund 
eines endgültig vollitrekbaren Schuldtitels dejjen Anteil an dem Gejell- 
ichaftsvermögen gepfändet Hat, umbefriftet zur Kündigung befugt ift, 
wurde früher hervorgehoben. Es fommt hierbei nicht darauf an, ob die 
GSejellichaft auf bejtimmte Dauer gejchloffen, ob die Kündigung eine 
unzeitige iſt. 
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I. Mit ihrer Auflöfung endet die Gejellichaft in der Regel nicht 
ichlechthin, vgl. S$ 730ff.! Denn noch bleibt die wichtige Aufgabe der 
Abwidelung der durch fie geichaffenen Nechtsverhältnijie und der Aus: 
teilung des Gejellichaftsvermögens unter die Gejellichafter. 

Soweit der Zwed der Augeinanderjegung es erfordert, gilt daher 
die Gejellichaft für die Beendigung der jchwebenden Gejchäfte, für die 


1) Ähnlich A.L. R. I,17 8304, altes H.G.B. Art. 133. Vol. unten $ 366. 
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dazu erforderliche Eingehung neuer Gejchäfte, jowie für die Erhaltung 
und Verwaltung des Gejellichaftsvermögens als fortbeitehend. 

In diefem Stadium bleiben die Gejellichafter am Gejellichaftsver- 
mögen zu gejamter Hand berechtigt.? 

II. Liquidatoren werden, abgejehen von bejonderer Einigung der 
Sejellichafter, im alle der Auflöfung der Gejellichaft des B. G. B. nicht 
bejtellt. Aber auch die einem Gejellichafter übertragene Befugnis zur 
Geichäftsführung erlifcht mit der Auflöfung der Gejellichaft, wenn ſich 
nicht aus dem Gejelljchaftsvertrage anderes ergiebt. Die Gejchäfts: 
führung jteht hiernach an und für fich von der Auflöfung der Gejell- 
ichaft an jämtlichen Gejellichaftern gemeinfchaftlich zu, $ 730 Abi. 2 a. E. 

II. In Ermangelung anderer Vereinbarung gelten für die Aus— 
einanderjegung die bejonderen Regeln des Gefellichaftsrechtes in Den 
$$ 732 bis 735 und ſoweit diefe nicht ausreichen, VBorjchriften über die 
Gemeinschaft, insbejondere die SS 752 bis 754 und 8 757. 

Durch die Auseinanderjegung werden die Nechte der Gejellichafts- 
gläubiger nicht berührt, fie find namentlich berechtigt, auch während 
des Verfahrens die Gefellichafter, ſei es einzeln, ſei es insgeſamt zu 
verflagen, und die Ywangsvollitredung jowohl in das Gejellichafts- 
vermögen als in das Brivatvermögen der Gejelljchafter nach deren Wer: 
urteilung zu betreiben. Die Privatgläubiger der Gejelljchafter müſſen 
die Auseinanderjegung abwarten, ehe jie fich an deren Anteile am Ge- 
jelljchaftgvermögen halten können. 

Die Hauptgrundfäge für die Auseinanderjeßung ind: 

1. Gegenstände, die ein Gejelljchafter der Gejellichaft zur Benugung 
überlajjen hat, jind ihm zurücdzugeben, das Necht zu deren Benugung 
erlischt aljo — im Zweifel — mit der Auflöfung der Gejellichaft, nicht 
erit mit der Beendigung der Liquidation. Erſatz für zufälligen Unter— 
gang oder Berjchlechterung jener Gegenjtände kann nicht beanjprucht 
werden, 8 732. 

2. Aus dem Gejellichaftsvermögen find zumächit die Gejellichafts- 
jchulden zu berichtigen. Es gehören dahin auch Anjprüche eines ge 
Ichäftsführenden Gejellichafters aus der Gejchäftsführung. Sit eine Schuld 
noch nicht fällig, oder iſt fie jtreitig, jo it das zu ihrer Berichtigung 
Erforderliche zurüdzubehalten, $ 733 Abi. 1 Sag 2.° 


2) Bol. R.G. im Juſt. Min. Bl. 1887 ©. 340. 
3) Über die Faſſung des $ 733 Abſ. 1 vgl. oben $ 300 ©. 547. 


$ 365. Begriff und Wejen der offenen Handelsgejellichaft. 557 


3. Aus dem nach der Begleichung der Schulden übrig bleibenden 
Gejellichaftsvermögen jind die Einlagen zurüdzuerjtatten; Einlagen, die 
nicht in Geld bejtanden, nach dem Werte zur Zeit der Einlage. 

Für Einlagen, die in der Leiltung von Dienjten oder der Liber: 
lajjung der Benugung eines Gegenjtandes bejtanden, fann Erſatz nicht 
beanjprucht werden. | 

Nach $ 733 Abi. 3 iſt das Gejellichaftsvermögen, joweit erforderlich, 
zur Berichtigung der Schulden und zur Nüderjtattung der Einlagen in 
Geld umzujegen; in Ermangelnng einer anderen Einigung der Geſell— 
Ichafter durch Verkauf, 88 753, 754. 

4. BVerbleibender Überſchuß it unter die Gefellichafter nach Ver— 
hältnis ihrer Anteile am Gewinne zu verteilen, $ 734. Wenn das 
Gejellichaftsvermögen nicht zur Berichtigung der gejellichaftlichen Schul- 
den und zur Nüderjtattung der Einlagen ausreicht, haben die Geſell— 
Ichafter ihren Meitgejellichaftern für den Fehlbetrag nach dem Verhält— 
nijje aufzufommen, nach welchem jie den Verluſt zu tragen haben. 
Soweit von einem Gejellichafter der auf ihm fallende Betrag nicht zu 
erlangen iſt, ilt der Ausfall von allen übrigen nach gleichem Berhält- 
niſſe zu tragen, $ 735. 


I. Die offene Handelögefellichaft und die Kommanditgeſellſchaft. 
$ 365. Begriff und Weſen der offenen Handelögejelljdhaft.!-? 

I. Der vollfaufmännijche Betrieb eines Handelsgewerbes 
durch mehrere Gejelljchafter unter gemeinjamer Firma mit 
unbejchränfter perjönlicher Verhaftung der Gejellichafter für Die 
Gejellichaftsichulden bildet die offene Handelsgeſchaft, H. G. B. $ 105 
Abi. 1. 

Nach H. G. B. 5 105 Nbj.2 findet, ſoweit nicht ein anderes gejeßlich 
vorgejchrieben it, das Sejellichaftsrecht des B. G. B. auf die offene 
Handelsgejellichaft Anwendung. 


1) Bol. das alte H. G. B. Art. 85jf., feine Kommentare und Litteratur. — Zum 
jegigen Rechte bejonders Denkſchrift des B.R. S. 79; Coſack, H. R. ©. 526; Hell- 
wig, Anſpruch ©. 266; die Kommentare zum neuen 9.6.8. 8 105ff., insbejondere 
Staub und Lehmann. — Nur die charakteriftiichen Züge jind hier hervorzuheben. 

2) Die vor dem 1. Januar 1900 begründeten offenen Handeldgejellicaften 
unterliegen gemäß E. G. zum B. G. B. Art. 170 dem alten Rechte, inöbejondere foweit 
es fih um die inneren Verhältnifie der GSejellichait handelt. Nur folche Borichriften 
des neuen Rechtes greifen rüdmwirkend ein, deren abjolute Geltung im Intereſſe der 
Sicherheit des Rechtsverkehres oder mit Rückſicht auf die guten Sitten ald vom 
Geſetze gewollt, anzujehen ift. Vgl. Staub $ 109 Zuſatz 2. 
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Damit jcheint der alte Streit, ob die offene Handelsgejellichaft eine 
jurijtiiche Perſon bildet oder wahre Gejellichaft it?, in legterem 
Sinne pojitiv erledigt. Sie iſt Gejellichaft und zwar „zur gelamten 
Hand“. 

Aber die Schwierigkeiten, welche jenem Streite Nahrung geben, 
jind damit nicht aus der Welt geichafft! 

I. Die Einreihung der offenen Handelsgejellichaft in die „Gejell- 
ſchaft“ entjpricht dem Wejen der Sache, denn die offene Handelsgejell- 
Schaft ift eine Majchine in der Hand der Gejellichafter. Sie hat feinerlet 
Selbjtändigfeit gegenüber deren vereintem Willen; die Gejellichafter 
fünnen jie nicht bloß jederzeit beendigen, fie find auch befugt, durch 
einhelligen Beſchluß ihr jederzeit das Gejellichaftsvermögen zu nehmen 
und Dasjelbe unter jich zu verteilen. Es iſt aljo Far, daß die offene 
Handelsgejellichaft bloß den Zwecken der Gejellichafter in ihrer Ver: 
einigung dient. Deshalb gelten auch in allen Öffentlich rechtlichen Be— 
ziehungen die Gejelljchafter als die Herren des Gejchäftes. Sie find 
namentlich Kaufleute* und haben die Rechte und Pflichten des Kauf— 
mannes. 

AndererjeitS bildet die offene Handelsgejellichaft einen wirtjchaft- 
lichen Organismus, welcher im Handel und Verkehr von größter Ber 
deutung it, dDucchjchnittlich in höherem Maße als die Gejellichaften des 
B. G. B. Daher tritt fie auch im Verfehre unter ihrer Firma wie eine 
Einheit auf. Dies mußte veranlajien, ihr auch im Nechte eine bejondere 
Stellung zu gewähren. Zwar ijt jie feine juristische Perjon, aber sie 
wird in vermögensrechtlicher Beziehung vom Gejeße wie eine 
jolche behandelt.° Nach) H. G. B. $ 124 insbejondere fann jie unter 
ihrer Firma Nechte erwerben und Berbindlichfeiten eingeben, 


3) Über die Frage, ob die offene ee juriftifche Perſon iſt, val. 
die Litteraturangaben von Stobbe 3. Aufl. Bd.1 &.435, wo Schriftiteller „Nür“ und 
„gegen“ aufgeführt werden. Siehe weiter Gierfe, Deutjches Privatreht Bd. 1 S. 670 
Anın. 36. Für die Judikatur vgl. namentlich die bei Gierke, Genojjenichaftstheorie 
©. 463 angezogenen Erfenntnifje. 

4) R.O. H.G. Bd. 3 ©.434, Bd. 14 ©.210. Dies ohne Unterſchied, ob ſie 
die Geichäftsführung haben oder nicht. 

5) Bol. namentlih jet Hellwig, Anſpruch und Klagredt ©. 266. Derjelbe 
bebt mit Recht u.a. hervor, es giebt Gejellfchaftsverbindfichkeiten, für welche die 
Gejellihafter als Bejamtichuldner ($ 128) und möglicherweije mit Einwendungen aus 
ihrer Perſon ($ 129) haften, und welche auch gegenüber einem Gejellichafter beiteben 
fönnen, während das Geſellſchaftsrecht des B.G.B. nur Schulden der Gejellichafter 
fennt. Das B. G. B. $ 714 nimmt nur eine Vertretung „der Gejellichaiter”, das 
9.8.8. $ 125 eine Vertretung der Geſellſchaft an. 
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Eigentum wie andere dingliche Rechte an Grundſtücken erwerben, 
alſo auch als ſolche im Grundbuche eingetragen werden, und kann ſie 
vor Gericht Hagen und verklagt werden. Nach $ 106 Hat fie eine 
Firma, ihren befonderen Sitz. Sie unterliegt den Vorjchriften über Kauf— 
leute, 9.6.8. $ 6 Abj.1. Auch Konkurs kann über die offene Handels» 
gejellichaft eröffnet werden, H. G. B. 8 131 Ziff. 3, Konf.D. 8 209. 

Damit jcheint ein logiſcher Widerſpruch gejegt. Iſt die offene Han— 
delsgejellichaft wahre Gejellichaft, jo gehört deren Vermögen den Ge— 
jellichaftern, find fie die Träger der Nechte und Pflichten. Wiederum 
ericheint nach H. G.B. 8 124 die Gejellichaft als jolche als das 
berechtigte Subjekt. 

Der Widerjpruch wird dialektijch durch die ‚Formulierung aufgelöft, 
die offene Handelsgejellichaft iſt nicht jurijtiiche Perjon, aber fie wird 
in wichtigen Beziehungen jo behandelt, wie wenn fie dies wäre. Ge— 
rechtfertigt wird dieje Behandlung durch dem allgemeinen Nuten. Sie 
entjpricht den Intereſſen der Gejellichafter jelbit, vor allem aber auch 
den Anforderungen des Berfehres, welcher fich mit der offenen Handels: 
gejellichaft einläßt, wie wenn jie ein bejonderes rechtsfähiges Subjekt 
wäre, ohne doc) zu verfennen, dat man im Grunde mit den Handels- 
gejellichaftern jelbjt zu thun hat. 

III. Die WVichtigfeit der offenen Dandelsgejellichaft für den Ver— 
fehr bewirkte ihre Verpflichtung, ſich bei dem Gerichte ihres Sites zur 
Eintragung in das Handelsregijter anzumelden, H. G. B. $ 106, wie 
auch Thatjachen, welche ihre Verfaſſung ändern, und folche, welche dem 
Geſetze vorzugsweiſe als wichtig erjcheinen, nachträglich eintragen zu 
laſſen, $ 107. Die Eintragungen ſtehen unter der Gewähr von H. G. B. 85. 

An und für fich entiteht die offene Handelsgejellichaft in gleicher 
Weile wie die des B.G.B., formlos.d Doch gegen Dritte wird die 
offene Handelögejellichaft erit durch Kundgebung nach außen wirkſam, 
vgl. 9.6.8. $ 123.6 


5) Handelt es fi um ein Unternehmen, welches nicht ohne weiteres nad) 
9.6.8. $ 1, jondern nad) 9.6.8. 88 2 und 3, „Handelsgewerbe“ ijt, jo fann eine 
offene Handelögejellihaft erit mit der Eintragung entftehen, weil ihre Vorausſetzung 
das Beitehen eines Handeldgewerbes erjt hiermit verwirtlicht wird. Hieraus ergiebt 
ih 9.8.8. $ 123 Abſ. 2. 

6) Teilhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft können nicht bloß phyſiſche, ſon— 
dern auch juriftiiche Berionen fein. Letztere freilich mur, joweit e8 ihre Berfaijung 
gejtattet. Kann eine offene Handelögefellichaft Teilhaber einer offenen Handelsgeſell— 
haft jein? Mit Recht verneint R.G. Bd. 36 ©. 140. Ihre relative Selbjtändig- 
feit iſt ihr Hierfür nicht eingeräumt. Anders Coſack, Handelsreht S. 530. — Auch 
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IV. Gejchäftsführung und Vertretung unterliegen bei der offenen 
Handelsgejellichaft zum Teil anderen Grundjägen als bei der Gejellichaft 
des B. G. B. 

1. Zur Führung der Geſellſchaftsgeſchäfte it in Ermangelung an— 
derer Vereinbarung, nicht wie bei der bürgerlichen Gejellichaft, nur die 
Gejamtheit der Gejellichafter, vielmehr jeder der Gejellichafter für 
ich berechtigt, aber auch verpflichtet, H. G. B. $ 114. Widerſpricht 
jedoch ein gejchäftsführender Gejellichafter der Vornahme einer Hand: 
lung, jo muß fie unterbleiben, H. G. B. $ 115. 

Fordert der Gejellichaftsvertrag Zujammenhandeln der Gejellichafter, 
jo leidet dies doc) eine Ausnahme für den Fall, dag Gefahr im Ber: 
zuge iſt, 9.6.8. $ 115 Ab}. 2. 

Der Umfang der Befugnis zur Gejchäftsführung iſt gejeglich be- 
jftimmt. Sie erjtredt fich auf alle Handlungen, die der gewöhnliche 
Betrieb des Handelsgewerbes der Gejellichaft mit jich bringt, 
s 116 Abi. 1.7 Nur durch gerichtliche Entjcheidung fann bei Vor- 
liegen eines wichtigen Grundes die Befugnis zur Gejchäftsführung, mag 
ſie auf dem Gejege oder Vereinbarung beruhen, entzogen werden, $ 117. 

2. Die Nücdjicht auf den Verkehr macht fich ganz bejonders bei 
der gejeglichen Regelung der Vertretung der Gefellichaft nach außen 
geltend. 

Jeder Gejellichafter it für fich zur Vertretung des Gejellichaft er: 
mächtigt. Abweichende Vereinbarungen find aber zuläflig; fie jind im 
das Handelsregiiter einzutragen, H. G. B. $ 125 Abj. 2. 

Der Umfang der Vertretungsmacht it gejeglich beitimmt. Sie er: 
ſtreckt ſich auf gerichtliche und außergerichtliche Geſchäfte und 
Nehtshandlungen"!, H. G. B. $ 126 Abj.1. Dritten gegenüber iſt 
dies nicht bejchränfbar, $ 126 Abi. 2,11 


das Wejen der Aftiengejellihaft fteht deren Beteiligung als Gefellichafter einer offenen 
Handeldgejellihaft entgegen, O.L. G. Dresden v. 31.1. 1899; Seuffert3 Arch. N. F. 
Bd. 25 ©. 172; auch Sächſ. Annalen Bd. 20 ©. 432. [Aus Beitihr. Sammelakten 
entnommen.) 

7) Über Beitellung einer Prokura und deren Widerruf fiehe 9.6.8. $ 116. 

5) Auch einjtweilige Verfügung, R.G. Bd. 22 ©. 170. 

9) Die Bertretungsmaht umfaht richtiger Anficht nach nicht bloß, wie das 
Geſetz zunächſt hervorhebt, Rechtshandlungen, jondern auch unerlaubte Handlungen, 
welche beim Betriebe des Handelägewerbes der Geiellichaft vorgenommen werden, 
3. B. Verpflichtungen durch unlauteren Wettbewerb, Patentverlegungen. Vgl. Dent- 
ihrift ©. 93; Coſack, Handelsrecht S. 541. — Darüber, da; die offene Handelägeiell- 
Ichaft für unerlaubte Handlungen haftet, welche ein vertretungsberechtigter Geiell- 
ichafter bei der Ausführung von Gejichäften, die zum Gejchäftsbetriebe der Geſellſchaft 
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Die Bertretungsmacht eines Gejellichafters kann jedoch auf den 
Betrieb einer von mehreren Niederlafjungen der Gejelljchaft beſchränkt 
werden, jofern die Niederlafjungen unter verjchiedenen Firmen betrieben 
werden, $ 126 Abi. 3. 

Nur durch gerichtliche Entjcheidung kann bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes auf Antrag die VBertretungsmacht einem Gejellfchafter 
entzogen werden, $ 127. An die Entziehung der Gejchäftsführung 
ift dies nicht gebunden. 1? 

V. Die woejentliche Kreditbajis für die offene Handelsgefellichaft 
iſt, daß für die Verbindlichkeiten der Gejellichaft die Gefellichafter per: 
ſönlich und zwar als Gejamtjchuldner einjtehen!? 14 und daß eine ent- 
gegengejegte Vereinbarung Dritten gegenüber unwirkſam iſt, $ 128; 
nicht minder, daß, wer in eine beitehende Gejellichaft eintritt, gleich den 
anderen Gejellichaftern für die vor feinem Eintritte begründeten Verbind— 
lichkeiten der Gejellichaft verpflichtet wird, jo daß auch in diefer Hinficht 
eine entgegenjtehende Vereinbarung Dritten gegenüber unwirkſam ijt.15 

Die Gejellichafter haften für die Gejellichaftsjchulden acceſſoriſch, 
aber fie haften feineswegs bloß jubjidiär, jondern in erjter Neihe neben 
der Gejelljchaft. 


gehören, begangen hat, vgl. R.G. v. 7. 3. 1900; Jur. Woch. * S. 349 n. 24; 
R.G. Bd. 15 S. 125, Bd. 17 S. 95, Bd. 20 S oꝛ) Bd. 32 S. 3 

10) Für eine der Geſellſchaft gegenüber abzugebenbe Billensertiärung genügt 
die Abgabe gegenüber einem der gejamtvertretenden Gejellichafter, 8.6.8. $ 125 
Abſ.2 am Schluſſe. 

11) Vgl. jedoch R.O. H. G. Bd. 9 S. 429; Staub zu $ 126 Ziff. 4 über den 
Fall der Argliit. 

12) Die Vertretung iſt ein Recht, auf welches man in der Regel verzichten fann. 
Der Gejellichafter kann aber gemäh des Gejellichaftävertrages auch zur Vertretung 
verpflichtet jein, macht ſich daher infolge jolchen Verzichtes der Geſellſchaft verant- 
wortlid. 

13) Dies iſt wirtichaftlid) unentbehrlich, da es fonjt der offenen Handelägejell- 
ſchaft an einer gejicherten Kreditbafis jehlen wiirde, Die Haltung des Geſellſchafts— 
vermögens kann nicht ausreichen, weil es den Gejellichaftern jederzeit möglich iſt, 
im Wege einhelligen Beſchluſſes Rüdzahlungen an die Gejellichafter vorzunehmen, 
welche das Bejellihaftsvermögen völlig erjchöpfen. 


14) Dies gilt auch für Forderungen eines Geſellſchafters gegen die Geſellſchaft, 
Denkſchrift S.94. Anderer fin Injiht it Cojad, H.R. 8.356. Daß B. G. B. $ 707 
nicht entgegeniteht, wie dies Cojad annimmt, darüber vgl. oben $ 358 ©. 539. 

15) Die Aniprühe gegen einen Gejellihafter aus VBerbindlichfeiten der Gefell- 
ichaft verjähren in 5 Jahren nad Auflöſung der Gejellichait oder Ausiheiden des 
Gejellihafterd, H.G. B. $ 159 Abi. 1. Dieſe Verjährung beginnt mit der Eintragung 
der Auflöjung der Gejellichaft oder des Ausſcheidens des Sejellichafters in das Handels: 
regiiter, H. G.B. $ 159 Abi. 2, wenn die Forderung damals nod nicht fällig war, 
mit ihrer Fälligfeit, $ 159 Abf. 3. 

Dernburg, Bürgerl. Recht. IL, 2. 36 
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a) Sie find acceſſoriſch für die Gejelljchaftsfchulden verbunden, daber 
jtehen ihnen alle Einreden zu, welche die Gejellichaftsjchuld treffen. Für 
Anfechtung wegen Irrtumes, Betruges und Zwanges, für das Auf- 
rechnungsrecht, welches die Gejellfchaft ausüben könnte, gelten diejelben 
Grundſätze wie für die Bürgen, 9.6.8. $ 129; vol. B.G.B. $ 770. 

b) Die Gejellichaftsgläubiger find nicht gehalten, zunächit die Gelell- 
Ichaft anzugehen und dann erit die Gejellichafter. Sie find vielmehr 
berechtigt, die Gejellichaft und die Gefellichafter zufammen oder auch die 
Geſellſchafter vor der Gefellichaft zu belangen und zwar einzeln oder 
insgejamt. 16 

Sit jedoch Konkurs über die Gejelljichaft eröffnet, jo fünnen 
die Gejellichaftsgläubiger im Konkurs über die perfönlich haftenden 
Gejellichafter Befriedigung nur wegen des Betrages juchen, für wel- 
chen jie im Konkurs über die Gejellichaft Feine Befriedigung erhalten, 
K. O. 8 212.17 

VI. Wer im Prozeſſe der Geſellſchaft und gegen die Geſellſchaft 
als Prozeßpartei zu behandeln ift, darüber gehen die Meinungen jehr 
auseinander. Herrichende Meinung war bisher, daß die einzelnen 
Gejellichafter in ihrer Bereinigung Prozekpartei jeien, weil eben 
die Gejellichaft Feine jurijtische Berfon bildet. Doch wenn fie dies auch 
nicht it, jo wird fie gleichwohl prozejjualiich als jolche behandelt. 

Da die offene Handelsgejellichaft in der That als Prozeßpartei 
gilt, ergiebt fich bejtimmt daraus, daß Urteil und Zwangsvollitredung 
auf den Namen der Gejellichaft gehen muß, H. G. B. $ 124 Abj. 2.18 
Werden jämtliche Gejellichafter als folche wegen einer Geſellſchaftsſchuld 
verklagt und verurteilt, jo berührt dies folglich die Gejellichaft und ihr 
Vermögen nicht. Andererfeit3 wirkt ein gegen die Gejellichaft gerichtetes 
Urteil nicht unmittelbar gegen die Geſellſchafter. Nur in das Geſell— 
Ichaftsvermögen, nicht in das Vermögen der einzelnen Gejellichafter iſt 
es vollitredbar, 9.6.8. $ 129 Ab}. 4. Richtig it, daß der Gejellichafts- 
ange jeine Klage gegen die einzelnen Gejellichafter auf die Ver: 





16) Auch wenn die offene Handelögejellichaft vor dem 1. Januar 1900 in Kon— 
fur geraten ift, ijt nach dem 1. Januar 1900 eine Klage gegen die einzelnen Gejell- 
ichafter während der Dauer des Stonkurjes zuläflig, Entid). d. Kam. Ger. Blätter für 
Nechtspflege 1900 Jahrg. 11 n.1 S. 8. IAus Zeitihr. Sammelalten entnommen.) 

17) K. O. $ 212 ift wejentlid enger als 8 201 der alten 8.D., vol. Dent: 
ſchrift ©. 96. 

18) Vgl. namentlich Hellwig, Anſpruch und Klagereht S. 270, dort die ältere 
Litteratur und Rechtſprechung. 
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urteilung der Gefelljchaft jtügen fann. Dies hat aber jeinen Grund nur 
darin, daß fie eine Gefellichaftsjchuld feitgejtellt Hat. 

Es ergiebt fich folgendes: 

1. Die gegen die Gejellichaft anhängige Klage!? kann keineswegs 
im Laufe des Prozefjes in die Klage gegen die einzelnen Gejellichafter 
umgeändert werden. Denn die Parteien find verjchieden. ? 

2. Es ift zuläffig, die Klage gegen die Gejellichaft mit der Klage 
gegenüber den einzelnen Gejellichaftern zu verbinden, doch folgt jede ihren 
eigentümlichen Regeln. 

3. Bejonders jtreitig ijt die Frage der Eidegleijtung für die Ge- 
jellichaft. Nach H.G.B. $ 126 Abj. 1 iſt im Gejelljchaftsprozejje Die 
Eidesleiftung ſeitens der zeitigen Vertreter der Gejellichaft erforderlich), 
aber auch genügend. *! 

VI Für das innere Berhältnis der Gejellichafter treten im all- 
gemeinen diejelben Grundjäße ein wie bei der Gejellichaft des B. G. B. 
Aber die gegenfeitigen Verpflichtungen find doch weitergehende, vgl. 
9.6.8. $ 110. Namentlich joll ein Gejellichafter ohne Einwilligung 
der anderen der Gejellichaft in ihrem Handelszweige feine Konkurrenz 
durch Gejchäftsichlüjje oder Teilnahme an einer gleichartigen Handels— 
gejelljchaft als perjünlich Haftender Gejelljchafter machen, 9.6.3. 88 112 ff. 

Nah H. G. B. 88 120 ff. iſt am Schluffe des Gejchäftsjahres auf 
Grund der Bilanz der Gewinn oder der Berluft des Jahres für Die 
Gejelljchaft zu ermitteln, insbejondere aber auch für jeden Gejellichafter 
jein Anteil daran zu berechnen. Es ijt dies um deswillen uner- 
(äßlich, weil bei der offenen Handelsgejellichaft, in welche die Gejell- 
jchafter häufig ihr ganzes Vermögen einlegen, nicht jelten die Gejell- 
ichafter darauf angewiejen find, ihren Lebensunterhalt aus den Erträgnifjen 


2.0810 Über den allgemeinen Gerichtsftand der offenen Handelsgejellichaft fiehe 
C. 
20) & auch R.G. Bd. 36 S. 141. 

21) C. P. O. $ 473 Abi. 1. Bol. Hellwig a. a.D. ©. 276 Anm. 4. Deutjche 
„Quriitenzeitung 1898 S. 513, 514: „Ein der offenen Handelsgejellihaft zugefchobener 
Eid ijt von allen Gefellichaftern zu leijten, welche zur Zeit der Eidesleijtung von 
der Befugnis, die Gejellihaft zu vertreten, nicht ausgeſchloſſen find, aljo aud von 
den nad) Beginn des Rechtsſtreites in Die Gejeflichaft eingetretenen gejchäftsführenden 
Geſellſchaftern, nicht aber auch von den vor der Eidesleiſtung ausgeſchiedenen Geſell— 
ſchaftern.“ R.G. vom 9. Juni 1885 Bd. 14 S. 20, abgedr. Jur. Woch. 1885 ©. 267 
n.4. [Aus Zeitſchr. Sammelakten entnommen.] — Nach R.G. Bd. 17 S. 365, Bd. 32 
S. 399, Bd. 35 S. 389 können die zur Vertretung nicht berechtigten Gejenalter 
aud) nicht als Zeugen vernommen werden. Hiergegen Hellwig a.a. DO. ©. 277. In 
der That ijt die gegenüber $ 124 Abſ. 1 nicht folgerecht und führt. praftifch zu Uns 
zuträglichleiten. 
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des Gejchäftes zu bejtreiten. Für die Berechnung geben 88 120ff. Vor— 
jchriften, die aber nur dispofitiv häufig durch Vereinbarungen erjeßt 
werden. 

a) Jedem Gejellichafter it rechnerisch ein Kapitalanteil auszu- 
werfen. Derjelbe bejteht bei Beginn der Gejellichaft in der Einlage, 
welche der Gejellichafter eingebracht hat, oder ihrem Geldwerte. Für 
die nichts einlegenden Gejellichafter iſt er alſo zunächſt gleich Null. 

Spätere Einlagen erhöhen ihn, desgleichen Gewinnanteile; Werluft: 
anteile und Stapitalentnahmen mindern ihn. 

Gewinn und Verluft werden auf Grund der Jahresbilanz jährlich 
dem SKapitalanteile zugefchrieben. Durch den zugeichriebenen Verluſt 
fann der Stapitalanteil „paſſiv“ werden. 

b) Bon dem Jahresgewinne gebühren jedem Gejellichafter zunächit 
4°/, jeines Ktapitalanteiles??; dies aber nicht mehr wie nach dem alten 
H. G. B. Art. 106 jchlechthin, jondern nur joweit Jahresgewinn er- 
zielt ill. Der 4 9, überjteigende Teil des Jahresgewinnes, ſowie der 
Verluſt des Gejchäftsjahres wird unter Die Gejellichafter nach Köpfen 
geteilt, 9.6.8. $ 121. 

c) Jeder Gejellichafter darf aus der Gejellichaftsfajje Geld bis zu 
4 °/, jeines für das lebte Gejchäftsjahr feitgeitellten Kapitalsanteiles — 
aljo ohne Rüdjicht auf den Jahresgewinn — und außerdem, jofern Dies 
nicht zum offenbaren Schaden der Gejellichaft gereicht, den Reſt jeines 
Sahresgewinnanteiles aus der Gejellichaftsfafje entnehmen. Weitere Ver- 
minderung jeines Stapitalanteiles it nur unter Einwilligung der übrigen 
Geſellſchafter zuläſſig. 

d) Der nach den ausgeführten Grundſätzen berechnete Aktiv- und 
Paſſivſaldo des Gefellichafters dient für die Berechnung des Anteiles 
desjelben am Jahreserträgnijje und für die Verteilung des Vermögens 
der aufgelöjten Gejellichaft nach der Schlußbilanz, H. G. B. $ 155. ‚Für 
die Höhe des Miteigentumes des Gejellichaftere an den Bejtandteilen 
des Gejellichaftsvermögens iſt derjelbe weder während des Beſtehens der 
Gejellichaft, noch nach deren Auflöjung maßgebend. Es ijt dies nament- 
lich für den Fall einleuchtend, dag das Konto eines Gejellichafters mit 
Null oder einem Paſſivſaldo abjchliegt. ?° 

22) Die Negel des B. G. B. 8 722, wonach, entſprechend dem gemeinen Rechte, 
der Gewinn im Zweifel ohne Rüdficht auf die Höhe der Einlagen nah Köpfen ver: 
teilt wird, erleidet hierdurch eine Mopdifitation. 


23) Dies bat namentlih Staub zum alten H.G. B. ausgeführt. Vgl. jebt auch 
Dentichrift des Bundesrates ©. 87. 
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$ 366. Die Auflöfung der offenen Handelsgejellihaft, Liquidation, 
Ausjheiden von Geſellſchaftern. 

I. Die Auflöfung der offenen Handelsgejelichaft führt fie ihrem 
Ende entgegen, aber unmittelbar jchneidet fie nur ihre produftive Er— 
werbsthätigfeit ab; endgültig erlischt Ddiejelbe erjt mit der Abwidelung 
aller ihrer Beziehungen.! Insbeſondere im Stadium ihrer Liquidation 
beiteht jie noch in Art einer Handelögefellichaft und behält Kaufmanns» 
eigenichaft, H. G. B. $ 6. 

Daher kann ſich die bereits aufgelöjte Gejellichaft durch Gejellichafts- 
beichlug wieder in eine offene Handelsgejellichaft zurüdverwandeln, wo— 
mit fich nicht eine neue bildet, jondern die alte fortjegt. Dies gilt jelbjt 
im ‚zalle der Auflöjung durch Gejellichaftsfonfurs, wenn der Konkurs 
durch Zwangsvergleich aufgehoben oder wenn er eingeitellt it, 9.6.8. 
$ 145. 

II. Es entjpricht der Wichtigkeit der offenen Handelsgejellichaft für 
den Verkehr, dab ſie gegen Auflöjungsgründe widerjtandsfähiger ijt al 
die bürgerliche Gejellichaft. Daher bejtimmt H. G. B. $ 131 die Auf- 
löfungsgründe, abweichend von dem B. G. B. 88 726 ff. Namentlich 
fommt bei der offenen Handelsaejellichaft die Erreichung des vereinbarten 
Zweckes oder die Unmöglichkeit feiner Erreichung, weil diefe Thatjachen 
Dritten nicht leicht erkennbar find, nicht wie bei der Gejellichaft des 
B. G. B. unmittelbar in Betracht. 

Dagegen wird die offene Handelsgejellichaft entiprechend 8 723 
B. G. B. durch Ablauf der Zeit aufgelöft, für welche fie eingegangen 
it. Ein Auflöfungsgrund, dejien Vorausjegungen bei der bürgerlichen 
Gejellichaft micht beitehen, it Eröffnung des Konkurſes über das Gejell- 
ichaftsvermögen.® Wie die bürgerliche Gejellichaft, jo endigt die offene 
Handelsgejellichaft durch den Tod eines Gejellichafters, jofern nicht aus 
dem Gejellichaftsvertrage fich ein anderes ergiebt, jowie durch Eröffnung 
des Konfurjes über das Vermögen eines Gefellichafters. 

III. Eigenartig iſt namentlich die Kündigung und die Auflöjung 
durch gerichtliche Entjcheidung geregelt. 

1. Unzuläffig wäre es, die offene Handelsgefellichaft wie dies nach 
3.6.8. $ 723 bei der bürgerlichen der Fall ift, jederzeit durch Kün— 

1) Laſtig, Die Auflöfung der faufmännijchen Bejellichaften in den Feitgaben 
der Juriſtenfakultät Halle für Dernburg S. 169, legt die fortichreitende Anerfennung 
dieſes ie in Litteratur und Gejehgebung dar. 


2) 8.0.9.8. Bd. 19 S. 37, 3.23 ©. 144. 
3) Dal. Jäger, Der Konkurs der offenen Handelsgeſellſchaft 1897. 
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digung zu beendigen. E3 bedarf vielmehr nach) H. G. B. $ 132, wenn 
die Handelsgejellichaft auf unbeſtimmte Zeit eingegangen tft, einer ſechs— 
monatlichen Kündigungsfrijt vor dem Schlufje des Geſchäfts— 
jahres. Als eine auf unbejtimmte Zeit eingegangene offene Handels: 
gejellichaft gilt die für die Lebenszeit eines Gejellichafters gejchlojiene, 
9.6.8. $ 134; vgl. B. G. B. $ 724. Gleiches ijt für eine auf bejtimmte 
Zeit eingegangene, nach deren Ablauf jtillfchweigend fortgejegte, anzu: 
nehmen. 

2. Borzeitige Kündigung der offenen Handelsgejellichaft aus 
wichtigem Grunde tjt möglich, aber fie wirft nicht wie bei der bürger: 
lichen Gejellichaft nah B. G. B. $ 723 unmittelbar, jondern verlangt 
nach H. G. B. $ 133 eine auf Antrag des Gejellichafters erlaſſene ge: 
richtliche Entjcheidung, welche erjt mit ihrer Rechtskraft die offene 
Handelsgejellichaft auflöft. 

3. Auch die Privatgläubiger eines offenen Handelsgejellichafters 
haben ein Kündigungsrecht nad H. G. B. $ 135, aber die Anforderungen 
find gegenüber der bürgerlichen Gejellichaft, B. G. B. $ 725, erheblich 
erjchwert. 

Borausgejegt it, wie bei der bürgerlichen Gejellichaft, nach $ 725 
Piändung und Überweifung des Anſpruches des dem gepfändeten Geſell— 
ichafter zufommenden Auseinanderjegungsguthabens nad) C. P. O. 8 859, 
auf Grund eines nicht bloß vorläufig vollitredbaren Schuldtitels. Außer— 
dem ijt aber erforderlich, daß innerhalb der legten 6 Monate eine Zwangs— 
vollitredung in das bewegliche Vermögen des Gejellichafters fruchtlos 
verjucht wurde, ſei es vom Prändenden jelbjt oder irgend einem anderen 
Gläubiger. Namentlich aber muß die Kündigung 6 Monate vor 
dem Ende des Gejchäftsjahres erfolgen. 

IV. Wie nad) B. G. B. $ 727 kann auch bei der offenen Handels: 
gejellichaft durch den Gefellichaftsvertrag bejtimmt werden, dab im Falle 
des Todes eines Gejellichafters die Geſellſchaft mit dejjen Erben fort: 
gejegt werden joll. Infolge einer jolchen Beitimmung wird der Erbe 
von Rechts wegen Gejellichafter der offenen Handelsgefellichaft und haftet 
als jolcher jolidarisch umd mit jeinem ganzen Vermögen für die Gefell: 
ſchaftsſchulden. 

Nach früherem Rechte konnte er ſich dieſer Haftung nur durch recht— 
zeitige Ausſchlagung der ganzen Erbſchaft entziehen. Darauf, daß er 
Vorbehaltserbe war, und für die Erbſchaftsforderungen nur mit dem 
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Nachlaſſe Haftete, konnte er jich nicht berufen*, denn die Gejellichafts- 
jchulden treffen ihn als Gejellichafter und nicht unmittelbar in jeiner 
Eigenjchaft ald Erben. Das H. G. B. 8 139 hat die hieraus entjpringen- 
den Härten dadurch gemildert, daß jeder Erbe jein Verbleiben in der 
Gejellichaft davon abhängig machen kann, dat ihm unter Belafjung 
des bisherigen Oewinnanteiles die Stellung eines Kommanditiſten 
eingeräumt, und der auf ihn fallende Teil der Einlage des Erblafjers 
als eine Kommanditeinlage anerkannt wird. Nehmen die übrigen Ge— 
jelljchafter einen dahingehenden Antrag nicht an, jo kann der Erbe ohne 
Kündigungsfriit aus der Gejellichaft ausscheiden. ? 

V. Mit der Auflöjung der Gejelljchaft tritt, abgejehen vom Falle 
des Gejellichaftsfonfurjes, in Ermangelung anderweiter Vereinbarung 
der Gejelljchafter®? die Gejellichaft in das Stadium der Liquidation. 

Daß ſie jich während derjelben behufs der Abwicelung der Gejell- 
Ichaftsangelegenheiten erhält, hat jie mit der Gejellichaft des B. G. B. 
nad) $ 730 Abj. 2 gemein. Eigentümlich aber ijt der offenen Handels- 
gejellichaft das Injtitut der Liquidatoren. Hierdurch wird das Gefüge 
der Gejellichaft im Auflöfungsitadium in jtärferem Grade erhalten, als 
e3 nach bürgerlichem Rechte der Fall iſt. Denn die mit der Gejchäfts- 
führung und Vertretung Betrauten, als jolche öffentlich fund gemachte 
Perjonen, verkörpern noch immer Dritten wie Gejellichaftern gegenüber 
die Idee der Gejellichaft in ihrer Einheit.!° Hervorzuheben ift: 

1. Liquidatoren find nah H. G. B. $ 146: 

a) In der Regel die jämtlichen Gejelljchafter — vol. B. G. B. 
8 730 am Schluſſe — ohne Unterjchied, ob jie vor der Auflöjung ge— 


4) R. G. Bd. 16 ©. 40. 

5) Staub bei Gruchot Bd. 42 ©. 611; Vinzens in Goldſchmidts Zeitſchrift 
d.25 ©. 96. 

6) Auch auf ältere Gejellihaftsverträge findet 8 139 Anwendung, wenn ber 
Erblafjer nah dem 1. Januar 1900 verjtarb, K. Lehmann in Goldſchmidts Zeitichrift 
Bd. 48 ©.81. 

7) Scheidet der Erbe innerhalb der Friſt aus der Geſellſchaft aus oder wird 
innerhalb derſelben die Geſellſchaft aufgelöſt oder erhält er die Stellung eines Kom— 
manditiſten, ſo iſt er wegen der bis dahin entſtandenen Geſellſchaftsſchulden nach 
Maßgabe ſeiner Erbenhaftung verbunden für ſpätere Geſellſchaftsſchulden, wenn er 
als — verbleibt, in dieſer Eigenſchaft, Denkſchrift S. 100. 

8) Beipiele anderer Vereinbarungen find Überlafiung des Gejellichaftsvermögens 
an einen Gejellichafter, Verwandelung in eine andere Gejellichaftsjorm, z. B. Aktien: 
gejelihaft oder Geſellſchaft mit bejchränfter Haftung, Verteilung des Gejellicafts- 
vermögens unter die Gejellichaiter. 

9) Die Gejellichaftsgläubiger können die Liquidation nicht fordern. 

10) Dies führt K. Lehmann, Kommentar zum H.G. B. ©. 315 zutreffend aus, 
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ichäftsführend waren oder nicht. An Stelle gejchäftsunfähiger oder in 
der Gejchäftsfähigfeit beſchränkter Gejellichafter fungiert für ſie ihr geſetz— 
licher Bertreter; ift ein Gejellichafter in Konkurs verfallen, der Konkus— 
verwalter. Mehrere Erben haben einen gemeinfamen Bertreter zu beitellen, 
9.6.8. $ 346. 

b) Durch Beſchluß der Gejellichafter oder durch den Geiell- 
Ichaftsvertrag fann einzelnen Gejellichaftern oder Dritten die Liqui- 
dation übertragen werden. 

c) Richterliche Ernennung der Liquidatoren, von Gejellichaftern 
oder Dritten kann vom Regijterrichter — Gejeß über freiw. Ger. $ 145 — 
aus wichtigen Gründen auf Antrag eines Beteiligten geſchehen.!“ Als 
Beteiligter gilt außer den Gejellichaftern und deren gejeglichen Vertretern 
der Privatgläubiger eines Gejelljchafters, der die Gejellichaft gekündigt 
bat, $ 146 Abi. 2. 

d) Abberufung eines Liquidators gejichieht durch einjtimmigen 
Beichluß der Beteiligten aus wichtigen Gründen auf Antrag durch den 
Negiiterrichter, H. G. B. $ 147, freim. Ger. Gej. $ 145. 

2. Mehrere Liquidatoren haben in Ermangelung anderer Bejtim- 
mungen nur Gejamtvertretung, 9.6.8. $ 150. 

3. Die Liquidatoren vertreten die Liquidationsgejellichaft gerichtlich 
und außergerichtlich, $ 149 am Schluffe. Eine Beichränfung des Um: 
fanges ihrer Befugnijje ijt Dritten gegenüber unwirkſam, $ 151. 

4. Einjtimmigen Anordnungen der Beteiligten haben die Liquidatoren 
Folge zu geben, $ 152. Im Berhältnis zu Dritten ift dies ohne Wirfung. 

5. Die Liquidatoren haben bei Beginn und Beendigung der Liqui: 
dation nach $ 154 cine Bilanz aufzuitellen. Weitere Bilanzen, ins- 
bejondere Jahresbilanzen, fünnen die Beteiligten beanjpruchen. 

6. Die Liquidatoren haben die Gejellichaftsichulden zu berichtigen '?, 
daher auch die bloß zur Benugung gemachten Einlagen zurüdzugeben. 
Dagegen find die der Gejellichaft übereigneten Einlagen nicht, wie 
bei der bürgerlichen Gefellichaft, nach B. G.B. 88 732 Abj. 2, 734 zurüd: 
zuerjtatten. An Stelle dejjen haben die Liquidatoren das verbleibende 
Vermögen der Gejellichafter auf Grund der Schlußbilanz nach Verhältnis 

11) Früher geichah fie im Prozeßwege auf Grund einer Klage. 

12) Sache der Liquidatoren ift es nicht, den Paſſivſaldo eines Gejellichafters zur 
Ausgleihung der wechjelfeitigen Aniprüche der Gejellichafter oder zur Tilgung von 


Gejellihaftsichulden einzuziehen. Es find dies feine Anfprüche der Gejellichaft, jon- 
dern der Geſellſchafter, Denkſchrift S. 107. 
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der Kapitalanteile unter die Gejellichafter zu verteilen, 9.6.8. $ 155. 
Während der Liquidation entbehrliches Geld iſt vorläufig zu verteilen 
auf Grund der Eröffnungsbilanz, wobei aber zur Sicherung der etwaigen 
Änderungen des Ergebnifjes bei der Schlußbilanz das Erforderliche zu: 
rüdzuhalten iſt, $ 155 Abj. 2.18 

Im Falle von Streitigfeiten über die Verteilung iſt diejelbe bis 
zur richterlichen Entjcheidung auszujegen, 9. G. B. 8 155 Abj. 3, joweit 
die Verteilung durch diejelbe beeinflußt werden fann. 

7. Soweit nicht bejondere Beitimmungen für die Liquidationsgejell- 
ichaft gelten, fommen bis zur Beendigung der Liquidation die Vorjchriften 
über die offene Handelsgejellichaft zur Anwendung. Ihre Firma bleibt, 
doch ijt ſie als Liquidationsfirma zu bezeichnen, $ 153. Ihr Sig und 
ihr Gerichtsitand, ihre Eigenjchaft als Kaufmann erhält ji). Aber 
Entnahme bis zu 4 %/, ihres Kapitalanteiles fünnen die Gejellichafter 
während der Liquidation nicht beanjpruchen. 

VI. Vereinbaren die Gejellichafter jtatt der Liquidation eine andere 
Art der Auseinanderjegung !*, jo finden, jo lange noch ungeteiltes Geſell— 
ichaftsvermögen vorhanden it, im Berhältnis zu Dritten die für die 
Liquidation geltenden VBorjchriften entiprechende Anwendung, H. G. B. 
$ 158. Die Gejellichaft gilt aljo als fortbejtehend, Klagen und Boll» 
jtrefungshandlungen find gegen die Gejellichaft zuläſſig. Die Gejell- 
ichafter haben die gejeßliche Vertretungsbefugnis der Liquidatoren, 15 

VII. Das Ausscheiden eines Gejelljchafters unter Fortbeitand des 
Handelsgewerbes jtatt Auflöfung der Gejellfchaft it für den Verkehr 
Dasjelbe ijt daher vom H. G. B. mit Necht begünitigt. 

1. Nah B.G. B. S 737 kann die Ausjchliegung eines Gejellichafters 
in beifen Perſon, wenn ein die übrigen Geſellſchafter hierzu berech— 
tigender Umſtand eintritt, nur ſtattfinden, falls dies der Geſellſchafts— 
vertrag vorgeſehen hat. Das H. G. B. 8 140 Abſ. 1 berechtigt dagegen 
die übrigen Geſellſchafter anſtatt der Auflöſung Ausſchließung des Ge— 


13) Während der Liquidation iſt eine Klage des einzelnen Geſellſchafters gegen 
den Liquidator Über die Wirkſamkeit der von diejem in Vertretung der Gejellichaft 
mit Dritten abgeſchloſſenen Kerle unzuläſſig, R.&. vom 25. März 1899; Seufferts 
BL. f. Rechtsanwog. 1900 ©. 2 

14) Als „andere Art der J kann beſtimmt werden, daß nach 
dem Ausſcheiden eines Geſellſchafters die Unternehmung von den anderen Geſell⸗ 
ſchaftern fortgeführt oder daß das Geſchäft nebit Aktiven und Paſſiven einem Geſell— 
ſchafter oder einer neu begründeten — — überlaſſen werden ſolle, R.G. vom 
15. Juni 1900; Jur. Woch. 1900 ©. 566 
15) Dentichnift ©. 108. 
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ſellſchafters vom Gerichte zu verlangen, auch wenn der Geſellſchafts— 
vertrag in diefer Hinficht feine Vorfehrung getroffen hat. Entjprechendes 
gilt dann, wenn der Privatgläubiger eines Gejellichafters die Gejell- 
Ichaft Fündigt, oder ein Gejellichafter in Konfurs verfällt, $ 141. 

2. Beiteht die offene Handelsgejellichaft nur aus zwei Geſell— 
ichaftern, jo find an fich die Vorjchriften über die Ausschliegung eines 
Sejellichafter8 nicht anwendbar, denn diejelben jegen voraus, daß eine 
Gejellichaft als jolche fortbeiteht, was nicht der Fall ift, wenn nur ein 
einziger von den übrigen Gefellichaftern übrig bleibt. Aber im berech— 
tigten Intereſſe des Gejelljchafters, welcher zur Auflöjung der Gejell: 
ichaft feinen Anla gegeben hat, und im Intereſſe des Verfehres liegt 
es, daß das bisher gejellichaftlich betriebene Handelsgewerbe erhalten 
bleibt. Daher giebt 9.©.B.$ 142 jenem Gejellichafter das Necht, die 
Liquidation des Gejchäftes durch Übernahme desjelben durch Paſſiven 
und Aktiven unter Abfindung feines Gejellichafters zu verhüten. 


$ 367. KRommanditgejellihaft und jtille Gejellichaft.! 

I. Der gejellichaftliche Betrieb eines Handelsgewerbes hatte jeit 
dem Mittelalter die fejte Form der offenen Handelögejellichaft ange: 
nommen, bei welcher jämtliche Gejellichafter mit ihrem ganzen Vermögen 
jolidarisch für die Gejellichaftsichulden hafteten. Doch mußte der Wunjch 
fich geltend machen, an den Vorteilen eines Handelsgewerbes ohne diejes 
ungemejjene Riſiko teilzunehmen, namentlich bei Berjonen, welche einjtige 
offene Handelsgejellichafter jich nicht mehr perſönlich an der Gejchäfts- 
führung, etwa in vorgerüdtem Alter, beteiligen fünnten, oder bei Mit- 
erben, welche, anderem Beruf nachgehend, ihren Gejchäftsanteil im ver: 
erbten Gejchäfte ſtehen laſſen wollten. Nicht ohne Bedenken gab man 
dieſem Wunjche nad), da man fürchtete, damit die Kreditbafis der offenen 
Handelsgejellichaft zu verdunfeln. 

Jedoch bürgerte ſich in Deutichland neben der offenen Handels- 
gejellichaft die jtille Geſellſchaft ein, eine Innengeſellſchaft, bei welcher 
man jich als Gejellichafter mit einem Kapital bei einem Handelsgewerbe 
beteiligte, ohne nach außen bervorzutreten. 

Anderer Art war die Kommanditgejelljchaft, wie jie jich vor: 
zugsweile in Frankreich entwidelte und der code de commerce art. 23 
ordnete. Ste hat den Zwed bloß bejchränfter Haftung mit einer Ein- 


1) Denkichrift des B.R. ©. 10; Renand, Das Recht der Kommanditgejellichafter. 
1881; Ehrenberg, Beſchränkte Haftung 1880 ©. 352. 
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lage, wie die jtille Gejellichaft; aber die Kommanditgejellichaft ift eine 
Augengejellichaft. Denn das Handelsgewerbe wird unter einem gemein- 
jamen Namen geführt, und die Höhe der Einlage in das Handelsregijter 
eingetragen. 

Welche der beiden formen aufzunehmen fei, war bei der Beratung 
de3 allgemeinen deutichen Handelsgeſetzbuches jtreitig. Schließlich wurden 
beide Formen geregelt und die Wahl dem Verfehre offen geftellt. Hier: 
bei ijt eS im neuen H. G. B. geblieben. 

II. Die Kommanditgejelljchaft beiteht in dem Betriebe eines 
Handelsgewerbes unter einer gemeinjamen Firma durch Gejellichafter, 
von welchen mindeitens einer den Gejelljichaftsgläubigern unbe- 
bejchränft und mindeiteng einer auf den Betrag einer Vermögens— 
einlage bejchränft haftet, 9.©.B. $ 161 Abi. 1. 

Da fie, wie die offene Handelögejellichaft, Außengejellichaft ift, jo 
beiteht ein gemeinfames Gejellichaftsvermögen, wie bei diejer. Die für 
die offene Handelögejellichaft geltenden VBorjchriften finden auf die Kom— 
manditgejellichaft Anwendung, joweit nicht gejeglich anderes vorgejchrieben 
it. Hauptjächliche Eigentümlichkeiten find aber folgende: 

1. Weientlich ijt eine Einlage des Kommanditiften, welche in einer 
bejtimmten Geldjumme ausgedrüdt wird. Die Summe, für welche 
jich der Kommanditiſt den Gejellfchaftern gegenüber verpflichtet, und 
diejenige, für welche er den Gläubigern gegenüber haftet, muß nicht 
notwendig identisch jein. Doch ift dies das Gewöhnliche. 

2. Die Kommanditgejellichaft it wie die offene Handelsgejellichaft 
in das Handelsregiiter einzutragen. Die Eintragung hat außer den bei 
jener vorgejehenen Angaben auch die Bezeichnung der Kommanditijten 
und den Betrag der Einlage eines jeden von ihnen zu enthalten, H. G. B. 
8 162 Abſ. 1. Aber die Zeitungen jollen Diskreter fein, nur die Zahl 
der Kommanditisten ijt bei der öffentlichen Befanntmachung anzugeben, 
9.6.8. $ 162 Abſ. 2. 

Die Beſorgnis, da die Kommanditgejellichaft im Verkehre als offene 
Handelsgefellichaft angejehen werden könne, führte zu dem Verbote der 
Aufnahme des Namens des Kommanditiſten in die Gejellichaftsfirma 
im code de commerce art. 25, welches in das H. G. B. $ 19 Abj. 4 
übergegangen ijt. Verwandelt ſich aber ein perjünlich haftender Gejell- 
ſchafter nachträglich in einen Kommanditiſten, jo fann jein Name nad) 


2) gl. code de commerce art. 43. 
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9.6.8. $ 22 in der Firma bleiben. Die Erwägungen, welche zum 
Berbote der Aufnahme des Namens des Kommanditiiten in die Firma 
führten, haben für das heutige Recht offenbar an Gewicht verloren. 

Denn nachdrüdlich jchügt den Verkehr gegen jene Gefahr die Ein— 
tragung der Kommanditgejellichaft als jolche in das Handelsregiiter. Be— 
ginnt aber die Gejellichaft ihre Gejchäfte vorher mit Eimwilligung des 
Kommandititen, jo haftet derjelbe für die id zur Eintragung begrün- 
deten Gejelljchaftsjchulden unbejchränft, e8 jet denn feine Eigenjchaft als 
Kommanditiit dem Gläubiger befannt gewejen, 9.6.8. $ 176 Abi. 1. 
Entjprechendes gilt beim Eintritte eines Kommanditiſten in eine bejtehende 
Handelsgejellichaft, tür die zwijchen feinem Eintritte und jeiner Eintragung 
begründeten Gejellichaftsichulden, $ 176 Ab}. 2. 

3. In Ermangelung anderer Vereinbarungen ift der Kommanditiſt 
von der Führung der Gejellichaftsgejchäfte ausgeichlojien, 88 163, 164. 
Doch kann er einer Handlung des perlönlich haftenden Gejellichafters 
widerjprechen, wenn jie über den gewöhnlichen Betrieb des Handels» 
gewerbes der Gejellichaft hinausgeht. Zur Vertretung der Gejellichaft 
ijt der Kommanditijt nicht ermächtigt, 8 170.3 

Den Kommanditiiten trifft ein Stonfurrenzverbot nur, wenn es be— 
jonders bedungen iſt. 

4. Die Beitimmungen für die offene Dandelsgejellichaft bezüglich 
der Berechnung des Gewinnes oder Verluſtes finden auch auf Die 
Kommanditiiten Anwendung, $ 167 Abſ. 1. Daher gilt auch für jie 
fortan, da der Kommanditiſt für das Jahr 4 %/, jeines Stapitalanteiles 
nur erhält, joweit der Jahresgewinn der Gejellichaft reicht, $ 168. In 
Anjehung weiteren Gewinnes oder Berluftest kommt ihm in Ermange- 
lung einer Bereinbarung ein angemejjener Anteil zu, worüber im 
Streitfalle dev Richter zu befinden hat, $ 168 Abſ. 2. 

Der dem Kommanditiſten zufommende Gewinn wird jeinem Kapital- 
anteile nur jo lange zugejichrieben, als er den Betrag der bedungenen 
Einlage nicht erreicht, $ 167 Abi. 2. Das Mehr bildet alſo eine ein- 
fache perjünliche Forderung. Der Kommanditijt kann Auszahlung von 


3) Die Beitimmung des alten H. G. B. Art. 167 Abi. 3, nach welcher ein Kom— 
manditift aus Geichäften, die er für die Gefellichaft fchloß, ohne ausdrücklich zu er 
Hären, daß er nur ald Prokuriſt oder Handlungsbevollmächtigter handle, wie ein 
offener Bejellichafter haftete, ilt in das neue H. G. B. nicht aufgenommen. Die Gefahr 
der Verdunklung des Verhältniſſes, die man früher fürdhtete, beſteht nicht mehr. 

4) Die Beſtimmung ift zuläffig, dab der Kommanbditift nur an dem Gewinne, 
nicht an dem Gejchäftsverlufte teil nehmen ſoll, R.G. Bd. 31 ©. 35. 
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Gewinn nicht beanjpruchen, jo lange jein Kapitalanteil durch Verlust 
unter den auf die bedungene Einlage geleijteten Betrag herabgemindert 
ift, 8 169 Abj. 1. 

An dem Berlujte nimmt der Kommanditiit nur bis zum Betrage 
jeines Slapitalanteiles und feiner noch rückſtändigen Einlage teild, $ 167 
Abſ. 3. Bezogener Gewinn iſt wegen jpäteren Berluftes nicht zurückzu— 
eritatten. 

5. Der Kommanditiit haftet wie ein offener Handelsgejellichafter 
den Gläubigern der Gejellichaft unmittelbar®, aber er haftet nur bis 
zur Höhe feiner Einlage, 9.6.8. $ 171 Abi. 1. Hat er der Gejellichaft 
den eingetragenen Betrag geleiitet, jo iſt er auch den Gejellichafts- 
gläubigern gegenüber befreit. Daß er Denjelben leijtete, hat er zu be- 
weiſen. 

Die Einlage kann nicht bloß durch Leiſtung an die Vertreter der 
Geſellſchaft geſchehen, ſie kann der Geſellſchaft auch in anderer Weiſe 
zugeführt werden?, insbeſondere durch Tilgung von Geſellſchaftsſchulden 
aus den Mitteln des Kommanditiſten.* 

Die Höhe der Einlage bejtimmt jich den Gläubigern gegenüber nad) 
deren Eintragung im Handelsregiſter. Ob diejelbe der Gejellichaft gegen— 
über niedriger iſt, ob Dies der Gejellichaftsgläubiger wei oder nicht, 
fommt nicht in Betracht.? 

Auf eine nicht eingetragene Erhöhung der eingetragenen Einlage 
fönnen ſich die Gläubiger berufen, wenn fie ihnen von der Gejellichaft 
mitgeteilt, wie auch, wenn jte handelsüblicherweile Eund gemacht ijt, 
$ 172 Abſ. 2. Herabjegung der Einlage eines Kommanditijten aber ift, 
jo lange ſie nicht eingetragen ijt, den Gläubigern gegenüber unwirkjam, 
auch wenn fie diejelbe kannten, oder wenn ſie ihnen bejonders fund» 
getan war. Die Herabjegung fann auch nach ihrer Eintragung Gläu- 
bigern gegenüber, deren Forderungen zur Zeit der Eintragung begründet 
waren, nicht entgegengejegt werden, H. G. B. $ 174. 


5) Ergeben fid) nach Aufzehrung der Einlage Gejellichaftverlufte, fo ift er mit 
jeinem Berluftanteile gleihwohl entiprehend zu belajten, jo daß ihm erjt nach deren 
Ausgleihung und Heritellung feiner Einlage Gewinn auszuzahlen ijt, Staub, 9.8.8. 
$ 169 ©. 520. 

6) Früher war dies zwar beftritten, da es aus H.G. B. Art. 165 nicht klar 
hervorging, immerhin herrihende Anſicht R.G. Bd. 17 ©.37, Bd. 32 S. 399. Vgl. 
Ehrenberg a. a. O. S. 352. 

7) Auch durch Aufrechnung kann ſie erfolgen, R.G. Bd. 37 S. 87. 

8) RG. Bd.7 S. 49. 

9) Für die Zeit bis zur Eintragung im Handelsregiſter entſcheidet H.G. B. 8176. 
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Tritt ein Kommanditiſt in eine bejtehende Handelägejellichaft ein, 
jo haftet er auch den älteren Gejellichaftsgläubigern mit feiner Einlage, 
9.6.9. $ 173. 

6. Die Kommanditgejellichaft endigt im allgemeinen wie die offene 
Handelsgejellichaft. Der Tod eines Kommanditiſten bildet aber feinen 
Auflöfungsgrund. Die Erben desjelben Haben Ddiejelben Rechte und 
Pflichten der Gejellichaft und den Gejellichaftsgläubigern gegenüber wie 
ihr Erblafjer, aber auch dies nur nad) Maßgabe der Erbenhaftung über: 
haupt. 

IH. Die jtille Gejellichaft!? iſt Innengefellichaft, bei welcher 
dem stillen Gejellichafter gegen eine Einlage ein Gewinnanteil an dem 
Handelsgewerbe jeines Gejellichafters zugejichert wird, H. G. B. $ 335. 

1. Diejer betreibt daS Gewerbe allein unter jeiner Firma und be 
richtigt und verpflichtet fich dabei Dritten gegenüber allein, $ 335 Abi. 2. 
Die Einlage geht in jein Vermögen über; der jtille Gejellichafter Hat 
gegen ihn nur obligatorische Anjprüche. 

2. Wejentlich it, daß dem jtillen Gejellichafter Anteil am Gewinne 
zugefagt iſt, $ 336 Abi. 2. Iſt dies ausgeſchloſſen, jo iſt der Vertrag 
nicht notwendig ungültig, begründet aber feine jtille Gejellichaft. Im 
Zweifel iſt der ftille Gejelljchafter nicht bloß am Gewinne, jondern auch 
am Verluſte beteiligt, dies aber ift nichts Wejentliches. 1 Iſt im Ge 
jellichaftsvertrage der Anteil des stillen Gejellichafters am Gewinne oder 
Verluſte nicht bejtimmt, jo gilt ein angemejjener Anteil, 9.6.8. $ 366 
Abi. 2. 

3. Die Gläubiger des Inhabers des Handelsgewerbes haben feinen 
Anjpruch gegen den ftillen Gejellichafter auf Leiftung der Einlage an 
ihren Schuldner. Dies auch nicht, wenn ihnen die Beteiligung des 
jtillen Gejellichafters mit deſſen Willen fundgethan wurde. 1? 

Die Konfursmafje des Inhabers des Handelsgewerbes kann Ein: 
zahlung der rüditändigen Einlage joweit fordern, als der jtille Ge— 
jelljchafter vertragsmäßig fih am Verluſte zu beteiligen hat. An: 
Dererjeit3 ijt der stille Gejellichafter wegen der Einlage, joweit diejelbe 
jeine Verlujtquote überfteigt, Konfursgläubiger, H. G. B. 8 341. 





10) Dentichrift des B. R. S. 182. 

11) Dies war früher bejtritten, wurde aber die herrjchende Anficht, R.G. Bd. 31 
S. 35 und dort angeführte Erfenntniffe. 

12) Ob hieraus eine Haftung wegen Arglijt oder wegen eines Kreditauftraget 
begründet werden fann, bejtimmt ji) nach den Umjtänden. 
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Beides ijt jelbitverftändlich. Die Konkursgläubiger haben aber auch das 
bejondere Recht, alle Rechtshandlungen zwijchen den Gejellichaftern ala 
unverbindlich anzufechten, durch welche innerhalb des legten Jahres 
vor der Konkurseröffnung der Anteil des ftillen Gejellichafters am Ver- 
luſte aufgehoben oder gemindert wurde. Dieje befondere Anfechtung fällt 
weg, wenn der jtille Gejellichafter beweiit, daß der Konkurs feinen Grund 
in Umftänden habe, welche erſt nach jenen Rechtshandlungen eintraten, 
9.6.8. $ 342. 

4. Die Auflöjung der stillen Geſellſchaft richtet jich im allgemeinen 
nach den Auflöjungsgründen des B. G. B. Zwei Abweichungen bejtehen 
aber. Der Tod des jtillen Gejellichafters Löft fie nicht auf. Für die 
Kündigung ferner einer jtillen Gejellichaft gelten die Vorfchriften der 
offenen Handelsgejellichaft, aljo namentlich die ſechsmonatliche Kündigungs— 
friſt auf den Schluß des Gejchäftsjahres, H. G. B. 8 339. 


Zweites Kapitel. 
Vertragsloſe Gemeinſchaft. Miteigentum. 
$ 368. Die vertragsloſe Gemeinſchaft im allgemeinen und ihre Arten. 

I. Semeinjchaft im Sinne des $ 741 findet jtatt, wenn ein Necht 
mehreren gemeinschaftlich zufteht, ohne daß ein Gejellichaftsvertrag zu 
Grunde liegt. 

Solche Gemeinschaft hat verjchiedene Urjachen und hiernach auch 
verjchiedenes Wejen. Zwiſchen den Gemeinschaftern kann ein perſön— 
liches Band bejtehen, an welches jich die Gemeinjchaft knüpft, jo ins— 
bejondere bei der Gütergemeinschaft der Ehegatten. Auch bei der Erben- 
gemeinjchaft waltet eine nähere Beziehung der Miterben, denen gemein- 
jame Aufgaben in Vertretung des Erblaſſers obliegen. Die Gemein- 
haft kann aber auch rein zufällig erwachien, 5. B. an einem Schate, 
welcher dem Finder und dem Eigentümer des Fundorte gemeinjam zu= 
fällt. Die Gemeinjchaft allein begründet in jolchen Fällen Beziehungen 
zwijchen den Gemeinjchaftern. 

II. Das römische und gemeine Recht nahm auf die Verjchieden- 
heit des Urjprunges und der Art der Gemeinjchaft wenig Rückſicht. 


1) Diez, Miteigentum nach römiihem Recht und nad dem E. d. B. G. B. 1888; 
Seeler, Miteigentum nah B. G. B. 1599; Joergens, Zur Lehre vom Miteigentum 
in Soldihmidts Beitichrift Bd. 29 Abh. IV. Gemeinrechtliche Litteratur über Mit- 
eigentum fiehe bei Dernburg, Band. Bd.1 8145 Anm. 1. 
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Anders auf Grund der Entwidelung des deutichen Rechtes das B. G. B. 
Hier jcheidet jich, wie $ 741 amdeutet, das Gemeinjchaftsrecht in zwei 
Hauptgruppen. 

1. Die Gemeinschaft zur gejamten Hand, aus dem deutjchen Rechte 
ſtammend, läßt jelbjtändige Verfügung der Teilhaber über ihre Anteile 
nicht zu. Sie ftellt namentlich die engjte Verbindung derjelben bei der 
ehelichen Gütergemeinfchaft ber, 88 1437 ff.; fie bejtimmt ferner das 
Gemeinjchaftsreht der Miterben bezüglih der Nachlaßgegenjtände, 
SS 2032 ff. 

2. Sofern fich nicht aus dem Geſetze ein anderes ergiebt, ſchließt 
die Gemeinjchaft die jelbjtändige Verfügung der Teilhaber über ihre An— 
teile nicht aus, $ 741. Dies Verhältnis bezeichnet das B. G. B. als 
Gemeinjchaft nach Bruchteilen. ? 

Dieſe Gemeinschaft hat ihr Vorbild im römischen Rechte. Doch folgt 
fie demjelben im B. G. B. feineswegs jchlechthin. 

Nach römischem Gemeinjchaftsrechte lag das Schwergewicht einjeitig 
auf dem Sonderrechte der einzelnen Gemeinjchafter. Nicht bloß Fonnte 
jeder über jeinen Anteil, den jog. ideellen Teil jelbjtändig verfügen, es 
fehlte auch an jeder Organijierung für die gemeinjamen Interejien. Zur 
Erhaltung der gemeinjamen Sache war zwar jeder berechtigt, im übrigen 
bedurfte die Verwaltung des Zujammenjtimmens aller Teilhaber. Mehr- 
heitsbeichlüffe fanden nicht Statt. Doch jeder Teil fonnte einfeitig jederzeit 
Teilung und Auseinanderjegung fordern. Dies jtellte die Teilhaber 
jtetig vor die Alternative, fich über gemeinfame Mahregeln zu einigen, 
oder die Auflöjung der Gemeinschaft zu gewärtigen. 

Schon das A.L. R. I, 17 hat dies Syitem modifiziert und Mehr— 
heitsbejchlüfje bezüglich der Verwaltung des gemeinfamen Gegenjtandes 
zugelafjen. Sp iſt es aud) nad) B. G. B. 

Bon der Gemeinichaft nach Bruchteilen allein Handeln SS 741 ff. 


8 369. Die Semeinihaft nah Brudteilen im B.G.B. 
I. Das Eigentümliche der Gemeinschaft nach Bruchteilen liegt 
in dem jelbjtändigen Berfügungsrechte eines jeden Teilhabers 
über jeinen Anteil, $ 747 Satz J. 


2) Über die Frage, was geteilt ift, ob der Gegenjtand? das Recht? der Wert? 
vgl. Dernburg, Band. Bd.1 $ 195 und dort Anger. 

3) Vgl. 1.6 89 D. comm. dir. 10.3; 1.2 C. de communium rerum aliena- 
tione 4,52, 
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Die Anteile fünnen gleiche oder ungleiche jein; im Zweifel find fie 
gleiche, $ 742. 

1. Die Verfügung des Teilhabers über feinen Anteil kann in Ver— 
äußerung, VBerpfändung und in Belaftung mit Rechten anderer Art be- 
jtehen. Für die Miteigentümer eines gemeinjamen Grundſtückes wird 
bejonders hervorgehoben, daß er jeinen Bruchteil mit einem Vorkaufs— 
rechte, $ 1095, einer Neallaft, $ 1106, und mit einer Hypothek oder 
Grundſchuld belaften fann, 88 1114 und 1192. 

Das Verfügungsrecht über den Bruchteil ift ungebunden. Nltere 
deutjche Nechte kannten ein Borfaufsrecht der Miteigentümer, ebenjo das 
A.L. R. I, 17 88 61ff. Dem B. G. B. ift dies fremd, abgefehen von 
dem hierher nicht gehörigen Falle der Erbengemeinjchaft. 

Indeſſen jind Vereinbarungen unter den Gemeinjchaftern über Die 
Nichtveräußerung ihres Anteiles an Fremde zuläſſig. Zwar wirken 
jie im allgemeinen nicht für und gegen Sondernachfolger, aber bezüglich 
eines Grundjtüdes kann den Miteigentümern mittelft Eintragung im 
Grundbuche ein dingliches Vorfaufsrecht eingeräumt werden, $ 1091. 

2. Die Gemeinschaft giebt jedem Teilhaber das Necht zum Mit: 
bejig der gemeinjamen Sache. Unmittelbarer Mitbefig fann an Grund: 
jtüden jtet3 jtattfinden; am beweglichen Sachen nur unter bejonderen 
Umständen oder durch befondere Vorkehrungen, z. B. durd) Mitverſchluß. 
Mittelbarer Mitbefig it an Sachen jeder Art, insbejondere durch Hinter- 
legung bei einem Dritten oder mittel Vermietung möglich. 

Die Miteigentinner haben zum Schuge ihres Beſitzes den regel: 
mäßigen Befigesjchuß, auch gegen die Mitbefiger, insbejondere im Falle 
einer Befigentziehung, $ 861, jedoch findet ausnahmsweiſe nach 8 866 
ein Beſitzesſchutz injoweit nicht jtatt, al$ es fich um die Grenzen des 
dem einzelnen zujtehenden Gebrauches handelt. ‘Damit ijt feines- 
wegs der Beligesihug ausgejchlojfen, wenn der Gebrauch der gemein- 
jamen Sache herfümmlicherweile geteilt und vom Mitbejiger gejtört wird. 
Nur joweit Streit über unjichere Grenzen des Gebrauches entjteht, 
jind die Beligrechtsmittel verjagt. 


1) Seeler a.a.D. S. 5 unterfcheidet reine Belighandlungen, d. h. ausſchließlich 
auf die thatjächliche Ausübung des Rechtes an der gemeinjamen Sache gerichtete, 
ohne daß in ihnen ein Akt der Verfügung oder Nußung liegt, nur für fie ſoll regel- 
recht Beſitzesſchutz zuläffig fein, andere Anfprüce jollten bloß petitoriih zur Geltung 
zu bringen jein. 

Dernburg, Bürger. Recht. IL. 2. 37 
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3. Jeder Teilhaber hat Anjpruch auf einen entjprechenden Teil der 
Nutzungen der gemeinjamen Sache, $ 743, es ijt 3.8. den Mitberech- 
tigten an einer Weide der jelbjtändige Auftrieb ihres Viehes, denjenigen 
eines Waldes die jelbjtändige Gewinnung des auf ihren Teil entfallenden 
Holzertrages gejtattet. Meijt aber kann es fich nicht um die Nubung 
in Natur handeln, vielmehr nur um die Reinerträgniſſe, welche nad) 
Abzug der Kojten und Lajten unter die Teilhaber zu teilen jind. 

Bezüglich unteilbarer, in Geld nicht umzujeßender Nubungen, 3. B. 
aus einem gemeinjamen Nechte auf einen Kirchenſtuhl, wird in der Regel 
MWechjel des Genufjes unter den Teilhabern einzutreten haben. 

4. Ieder Teilhaber hat Sllagrechte doppelter Urt, nämlich einmal 
zur Geltendmachung ſeines Sonderrechtes, jodann zur Verteidigung des 
Rechtes der Gemeinschaft, $ 744 Ab}. 2. 

Daher kann der Teilhaber namentlich fonfefioriih und negatoriich 
lagen, 3. B. zur Abwehr einer angemaßten Dienftbarfeit oder zur In— 
anjpruchnahme einer an die gemeinfame Sache gefnüpften Gerechtigkeit. 
Herausgabe der ganzen Sache fann aber der einzelne Miteigentümer 
nur zur Hinterlegung für alle Berechtigte, oder wenn ſich die Sache 
nicht zur Hinterlegung eignet, zur Ablieferung an einen gerichtlich zu 
bejtellenden Verwahrer, $ 432, verlangen, $ 1011. 

II. Hinfichtlih der Verwaltung des gemeinjamen Gegen- 
jtandes tritt das Sonderrecht der einzelnen Genoſſen gegenüber der 
Gemeinjchaft zurüd, $ 744 Abf. 1. 

1. Iedoch iſt jeder Teilhaber berechtigt, die zur Erhaltung des 
Gegenitandes notwendigen Maßregeln jelbitändig, d. b. ohne Zujtimmung 
der übrigen, zu treffen, $ 744 bj. 2. Er kann auch verlangen, dab 
dieje ihre Zuſtimmung zu einer jolchen Maßregel im voraus erteilen, 
S 744 bj. 2 zweiter Sapßteil. 

Nicht um phyſiſche Erhaltung handelt es jich hierbei, jondern um 
Erhaltung des wirtjchaftlichen Wertes, daher kann in der Erhaltung 
jelbjt Veräußerung, 3. B. der Früchte oder jonjt verderblicher Sachen, 
inbegriffen jein.? 

Eine Verpflichtung des einzelnen Teilhaberd gegenüber den übrigen 
zur Vornahme erhaltender Maßregeln beſteht nicht. 





2) Die Kommentatoren nehmen meijt das Gegenteil an, was allerdings trübe 
Konjequenzen haben müßte. Sie verfennen, daß es fi) im Vermögensrechte vor: 
zugsweije um wirtjchaftlihe Intereſſen handelt. 
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2. Die gemeinjchaftliche Verwaltung kann in verjchiedener 
Weiſe geführt werden. 

a) Sie fann thatjächlich gemeinfam gejchehen. Died wird jedoch 
nur ſelten thunlich fein. 

b) Es fann eine Einigung aller über die Verwaltung eintreten. 
Sie kann z.B. Überlafjung derfelben an einen der Teilhaber oder Ein- 
jegung eines Dritten als Verwalter, oder Verpachtung auf gemeinjchaft- 
liche Rechnung bejtimmen. 

c) Aber auch durch Mehrheitsbeichluß kann die Negelung ge- 
troffen werden. Die Mehrheit bejtimmt fich nach der Größe der Anz 
teile, nicht nach der Zahl der Perjonen, auch wenn die Anteile 
Stimmengleichheit ergeben, $ 745 Abi. 1 Sat 2. 

Der Mehrheitsbejchluß it nur befugt, eine der Bejchaffenheit des 
gemeinjamen Gegenjtandes entjprechende ordnungsmäßige Verwaltung 
und Benutzung fejtzuitellen, $ 745 Abi. 1 Sat 1. MWejentliche Ver— 
änderung fann er nicht gültig treffen. 

Auch das Recht der einzelnen auf einem ihrem Anteile entiprechen- 
den Bruchteil der Nugungen fann der Mehrheitsbejchluß nicht ohne deren 
Zuftimmung beeinträchtigen. Damit ift aber die Änderung der Nutzungs— 
art durch Mehrheitsbeichluß nicht unterjagt, wenn fie auch zeitweije die 
Höhe der Nubungen vermindern jollte. 

Die Minderheit ijt befugt, den Mangel der gejeglichen Voraus: 
jegungen des Mehrheitsbejchlufjes im Wege der Klage geltend zu machen. 
Ein Stlagrecht wegen Unzweckmäßigkeit des Beſchluſſes bejteht nicht, nur 
das Verlangen der Aufhebung der Gemeinjchaft kann diejelbe unter Um: 
jtänden begründen, $ 749 Ab}. 2. 

d) In Ermangelung einer Regelung der Verwaltung und Benugung 
durch Vereinbarung aller oder durch Mehrheitsbeichlug kann jeder Teil- 
haber mittels Klage den Antrag auf eine dem Intereſſe aller entiprechende 
richterliche Anordnung jtellen®, S 745 Abj. 2. 

3. Die Regelung der Verwaltung und Benutzung durch Verein- 
barung aller oder durch Mehrheitsbeſchluß wirkt für und gegen Sonder- 
nachfolger, bezüglich der Grundjtüde nur im Falle der Eintragung im 
Grundbuche, $ 1010 Abi. 1. 


3) Die Klage hat die verlangte Maßnahme genau zu präzifieren, 3. B. Ver: 
pachtung oder Vermietung oder räumliche Teilung, die Beklagten find demgegenüber 
befugt, widerffagend andere Maßnahmen zu verlangen. 

37* 
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Daß auch die Regelung mittel® rechtsfräftigen Urteiles für 
und gegen die Sondernachtolger wirkt, ijt im $ 746 nicht vorgejehen, 
wird aber entiprechend anzunehmen jein.* 


$ 370. Die gegenjeitigen Berbindlidhfeiten der Gemeinſchafter. 

I. Aus der Gemeinfchaft entjpringen gegenjeitige Verpflich- 
tungen der Teilhaber. 

Urjprünglich in Rom nur bei der Teilung der gemeinjamen Sache 
mit der Teilungsflage klagbar, erhielten ſie jpäter auch jelbitändige Klag— 
barkeit, jogar während der Dauer der Gemeinfchaft.? Nah B. G. B. 
fünnen ſie zweifelsohne jowohl während der Gemeinjchaft als nach Auf: 
löſung derjelben geltend gemacht werden. 

H. Die einzelnen Anfprüche find: 

1. Jeder Gemeinjchafter hat das gleichartige Recht des andern zu 
achten und ihm die Teilnahme am Beſitz, Gebrauch und Nutzung inner- 
halb der gejeglichen Satungen zu gejtatten, $ 743 Ab}. 2. 

2. Der römijche Sat, wonad) die Gemeinjchafter gegenfeitig nur für 
die Sorgfalt in eigenen Dingen hafteten?, iſt vom B. G. B. nicht über- 
nommen, daher jtehen ſie nach den Vorjchriften der SS 276 und 278 
für jedes Verſchulden ein, welches fie oder ihre Hilfsperjonen bei Er: 
füllung ihrer Berpflichtungen trifft. 

3. Was ein Gemeinjchafter aus der gemeinfamen Sache über jeinen 
Anteil hinaus an Nutzungen gewann, hat er den Genojjen zu erjtatten.® 

4. Jeder Teilhaber it den anderen Teilhabern gegenüber verpflichtet, 
die Laſten des gemeinfchaftlichen Gegenstandes — Öffentliche und privat: 
rechtliche — jowie die Koften der Erhaltung, der Verwaltung und einer 
gemeinichaftlichen Benugung nad) Verhältnis jeines Anteiles zu tragen, 
$ 748. Es liegt ihm biernach ob, die hierzu notwendigen Beiträge auf- 
zubringen, und wenn andere Genojjen die Berichtigung vornahmen, das 
Aufgewendete anteilsiweije zu eritatten. 

Koſten nüglicher Anlagen find anteilig zu berichtigen, wenn fie 
der Gemeinschafter beſonders genehmigte, jowie dann, wenn fie nad 





4) Anderer Anfiht Oertmann $ 746 Ziff. 1 Nbf.2. Richtig ift zwar, dab das 
Gericht bei Anderung der Verhältniſſe aud die Regelung ändern fann. Dies gilt 
aber für und gegen die urjprünglichen Teilhaber, wie für und gegen die Sonder: 
nachfolger. Die frage, inwieweit die Sondernachfolger durch die gerichtliche Regelung 
grundfäglicd; gebunden find, iſt hiervon unabhängig. 

1) 1.14 81 D. comm. div. 10,3. 

2)1.25 $16 D. fam. erc. 10, 2. 

3) 1.3 pr. D. comm. div. 10,3. 
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Vereinbarung oder gültigem Mehrheitsbeſchluſſe oder nach richterlicher 
Anordnung gemacht wurden. 

II. Die perjönlichen Anſprüche der Gemeinjchafter unterliegen von 
ihrem Entjtehen an gemäß $ 198 der Verjährung von 30 Jahren. 


8 371. Das Recht auf Aufhebung der Gemeinjdaft. 

I. Grundſatz des B. G. B. ijt, wie nach römijchem Rechte, daß jeder 
Teilhaber jederzeit die Aufhebung der Gemeinschaft beanjpruchen 
und auf diejelbe flagen darf!, $ 749 Abi. 1. 

Durch Vereinbarung oder auch Herfommen kann zwar das Necht 
ausgejchlojien werden, nicht bloß auf Zeit, jondern dauernd; es fann 
ferner die Ausübung desjelben an eine Kündigungsfriſt gefnüpft werden. 
Immerhin it das B. G. B. Beichränkungen des Rechtes auf Aufhebung 
der Gemeinschaft wenig günſtig. ES gilt folgendes: 

a) War das Recht nur auf Zeit ausgeſchloſſen, jo tritt die Verab- 
redung im Zweifel mit dem Tode eines Teilhabers außer Kraft, $ 750. 

b) Trotz der die Aufhebung bejchränfenden Vereinbarungen giebt in 
allen Fällen ein wichtiger Grund das Recht auf Auflöjung. Uber 
die Gründe entjcheidet richterliches Ermefjen. Sie können darin liegen, 
dab das Fortbeſtehen der Gemeinschaft jachlich unvorteilhaft it, 3. B. 
wegen Dauernder Ertraglofigfeit des gemeinjamen Gegenjtandes, auch 
bloß jubjektive Gründe können ausreichen. Doc) werden in der Negel 
nur Umſtände zu beachten jein, welche der Beteiligte bei Abfchluß der 
Vereinbarung noch nicht fannte und nicht vorausiehen mußte. Denn an 
und für ſich rechtsgültige Vereinbarungen Jind nicht Leichthin umzuwerfen. 

c) Die Vereinbarung, welche die Aufhebung der Gemeinjchaft be= 
jchränft, wirft für und gegen die Eondernachfolger, $ 751.3 

Dennoch kann ein Gläubiger, welcher die Pfändung eines Anteiles 
eines Teilhabers erwirkt, ohne Rückſicht auf die Vereinbarung die Auf: 
hebung der Gemeinjchaft verlangen, $ 751 Sat 2. Entjprechendes gilt 
nad) $ 1258 zu Gunjten eines Pfandgläubigerd, welchem ein Pfandrecht 
an dem Anteile eines Meiteigentümers bewilligt ijt, wie auch nad 
Konk.O. $ 16 Abi. 2 im Falle des Konkurſes. Selbjtverjtändlich find 


1) Über Grenzmauern vgl. unten Bd.3 8 71 Ziff.2. Unberührt find nad) 
E.G. zum B. G. B. Art. 131 landesrechtliche Beitimmungen, welche bei Miteigentum 
an Gebäuden 88 749 bis 751 des B. G. B. ausſchließen. 


2) So nad römiſchem Rechte 1.14 $2 D. comm. div. 10,3. 
3) Vgl. 1.14 $3 a. €. D. comm. div. 10,3; 1.16 $2 D. pro socio 17,2. 
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diefe Beitimmungen den Gläubigern förderlich, da der Zwangsverfauf 
eines bloßen Anteiles in der Regel ungünjtige Ergebnijje haben wird. 
Innerlich gerechtfertigt it e3 aber nicht, dem Gläubiger ein Necht zu 
zu geben, welches der Schuldner nicht hatte, zum Nachteile der Mit- 
eigentümer jeines Schuldners, welche jich durch die Vereinbarung zu 
fihern wähnten. * 

d) Eine Vereinbarung iſt nichtig, durch welche das Necht, die Auf: 
bebung zu verlangen, in höherem Maße bejchränft wird als dargelegt 
wurde, $ 749 Abi. 3. 

I. Der Anfpruch auf Aufhebung der Gemeinschaft it unverjährbar, 
S 758. 

II. Der römijche Richter waltete bei der Teilung des gemeinjchaft- 
lichen Gegenjtandes jeines Amtes al3 Bertrauensmann der Barteien nach 
beitem Ermejjen, mit freiejter Befugnis.“ Es ijt nicht erjichtlich, daß er 
hierbei an Anträge der Parteien gebunden war. 

Anders nah) B. G. B. Die Beteiligten haben bejtimmte Anträge 
bezüglich der Auseinanderjegung zu jtellen, welchen der Nichter, joweit 
fie dem Nechte entjprechen, nahzufommen Hat. 

1. Stüßt eine Partei ihren Antrag auf eine zwijchen den Gemein: 
jchaftern gejchloffene Vereinbarung, jo hat der Nichter demſelben zwei- 
felsohne nachzugeben, obgleich das Gejet hierüber nichts bejtimmt. So 
beijpielsweije, wenn bei Aufdebung der Gemeinjchaft ihr Gegenjtand ver: 
einbarterweije einem der Gemeinjchafter gegen Zahlung des Schägungs: 
wertes an die anderen Gemeinjchafter zu deren Anteilen zufommen joll. 

2. Von einer Vereinbarung abgejehen, muß der Richter in eriter 
Neihe Anträge ‚berücjichtigen, welche auf Teilung in Natur gehen‘, 
died jedoch nur, wenn der gemeinjchaftliche Gegenjtand oder mehrere 
der Gemeinschaft zugehörige Gegenjtände jich ohne Verminderung ihres 
Wertes in gleichartige, den Anteilen der Genofjen entiprechende Teile 
zerlegen lajjen, $ 752, wie 3. B. bei Geldforderungen, bei Wertpapieren 
derjelben Art der Fall jein fanı. Ob Grumditüde in Natur zu teilen 

4) Bgl. Seeler, Miteigentum ©. 75. 

5) Vgl. Dernburg, Pand. Bd. 2 8 197. 


6) Seeler, Miteigentum S. 82. Nach Seeler a. a. O. S. 83 foll es in erfter 
Linie die Aufgabe des Richters jein, eine Einigung der Parteien während des Ber: 
fahrens über die Art der Teilung herbeizuführen. In der That wird fich jedenfall® 
beim Amtsgerichte die Herbeiführung eines Vergleiches in dieſer Hinficht durch den 
Richter in vielen Fällen empfehlen. 
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find, bejtimmt jich nach ihrer Bejchaffenheit und Bewirtichaftungsart, 
Baupläße, kleinere ländliche jog. walzende Grundjtüde werden oft teilbar 
fein, geſchloſſene Güter Häufig nicht. 

3. Sit Teilung in Natur nicht beantragt oder durch die Natur des 
Teilungsgegenitandes ausgejchlofjen, jo hat Verkauf degjelben jtattzu- 
finden, bet beweglichen Sachen nach den Vorjchriften über den Pfand— 
verfauf, 88 1235 ff., bei Grundjtüden durch Zwangsverjteigerung. 
Der Erlös ift den einzelnen Gemeinjchaftern nach Verhältnis ihrer An— 
teile zuzuteilen. 

IV. Bei der Nuseinanderjegung iſt zugleich die Berichtigung der 
aus der Gemeinschaft entipringenden VBerbindlichkeiten vorzufehren. 

1. Haften die Teilhaber ald Gejamtjchuldner wegen der Laſten 
des gemeinjchaftlichen Gegenftandes jowie der Koſten der Erhaltung, 
Verwaltung und gemeinjchaftlichen Benugung, oder haben fie zum Zwecke 
der Erfüllung einer jolchen Berbindlichkeit Gejamtverpflichtungen 
übernommen, jo fann jeder Teilhaber bei Aufhebung der Gemeinjchaft 
verlangen, daß die Schuld aus dem gemeinjchaftlichen Gegenjtande vor: 
weg getilgt wird, $ 755. 

Dies gejtaltet ſich einfach, wenn der gemeinjchaftliche Gegenſtand 
in Geld beiteht oder durch Berjteigerung in Geld verwandelt ilt. In 
anderen Fällen, in welchen Naturalteilung beanjprucht wird, muß der 
Antrag darauf gehen, daß zuvörderjt nach $ 753 joviel verfauft wird, 
als zur Befriedigung jener Schulden notwendig ift. 

2. Nicht minder kann die Berichtigung einer aus der Gemein- 
ſchaft entjpringenden Forderung eines Teilhaber gegen einen 
anderen Teilhaber aus dem auf den leßteren entfallenden Anteile ver- 
langt werden, $ 756. 

Die gedachten Anfprüche mindern die Anteile der Gemeinjchafter; 
daher können fie nach $ 755 Ab. 2 auch gegen deren Sondernachfolger 
geltend gemacht werden. 

Entjprechend fann nach Konk. O. $ 51, wer fich mit dem Gemein- 
ſchuldner in einem Gemeingejchäftsverhältnijje befindet, wegen der hierauf 
gegründeten Forderungen abgejonderte Befriedigung aus dem bei der 
Auseinanderjegung ermittelten Anteile des in Konkurs verfallenen Ge— 
meinjchuldnerg verlangen. 

V. Wird bei der Aufhebung der Gemeinschaft ein gemeinjchaftlicher 
Gegenjtand einem der Teilhaber zugeteilt, jo hat wegen eines Mangels 
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im Rechte oder der Sache jeder der übrigen Teilhaber zu jeinem Au— 
teile wie ein Verfäufer Gewähr zu leijten?, $ 757. 

Sind in Fällen der Naturalteilung alle Teile oder Stüde in gleicher 
Art mangelhaft, jo wird dies freilich nicht zutreffen, denn die Gewähr: 
ſchaft hat den Zwed, eine nachträglich ſich herausstellende Ungleichheit 
in der Teilung aufzuheben. ® 


$ 372. Bejondere Bejtimmungen bezüglich ded Miteigentumes an 
Saden.! 

I. Miteigentum an einer körperlichen Sache unterliegt im alls 
gemeinen den Beitimmungen über die Gemeinjchaft, SS 741 bis 758, 
wie jie bisher dargejtellt wurden. 

Nicht minder finden die Nechtsjäge, welche das Eigentum über- 
haupt regeln, auf dad Miteigentum Anwendung, joweit jie mit deſſen 
Weſen verträglich find. 

Daher fchienen nur einige wenige bejondere Nechtsjäge in Bezug 
auf das Miteigentum nach Bruchteilen im Sachenrecht nah 88 1009 
bis 1011 Bedürfnis. 

II. Es jind dies folgende: 

1. Das römische Necht jtellte den Grundjag auf: nemini res sua 
servit, und leitete |hieraus namentlic) den Sab, daß ein Servitut zu 
Gunjten eines Miteigentümers nicht begründet werden fünne.? Jenes 
Prinzip ift dem B.G.B. fremd, wie ſich aus $ 889 ergiebt. 

Infolgedeſſen kann eine gemeinfchaftliche Sache, ſei fie eine beweg— 
liche oder unbewegliche, zu Gunſten eines Miteigentümers belajtet werden, 
3. B. mit einem Pfandrechte oder einem Niekbrauche, $ 1009 Ab}. 1. 
Der Erwerber des Rechtes handelt bei dejien Begrimdung einerjeits als 
jolcher, andererſeits als Genofje der Gemeinjchaft zuſammen mit feinen 
Gemeinschaftern, Eontrabiert aljo injoweit mit jich jelbjt. 

Folgerecht kann auch) ein Nubjektiv dingliches Necht zu Gunſten eines 
gemeinschaftlichen Grundjtüdes an dem einem der Gemeinjchafter aus— 
jchlieglich gehörenden, oder in dejjen Miteigentum mit anderen befind- 
lichen Grundſtücke beitellt werden, $ 1009 Abi. 2, im Gegenjage gegen 
die römische Rechtstheorie. 


7) ®gl. 1.10 $2 D. comm. div. 10, 3. 

8) Bol. Dertmann zu $ 757 Abi. 2. 

1) Biermann, Kommentar zum Sachenrecht des B. G. B. 88 1008 Fl. 
2) Dernburg, Band. Bd. 1 8 241. 
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2. Bezüglich der Grundftüde entiteht die Frage, inwieweit die 
Regelung der Berwaltung und Benutzung, oder das Necht auf Auf: 
hebung der Gemeinjchaft unter den Miteigentümern gegen den Sonder- 
nachfolger eines Miteigentümers wirft? Nach 8 1010 iſt dies nur 
der Fall, wenn die bezügliche Vereinbarung als Belaftung des Anteiles 
im Grundbuche eingetragen ijt. Es geht dies aljo weit über die all- 
gemeine Beitimmung des 8 892 bezüglich des Glaubens des Grund 
buches hinaus. Es wirkt jedem Sondernachfolger gegenüber nicht bloß 
wie $ 892 nur gegen denjenigen, welcher ein Recht gegenüber dem Grund» 
ftüce durch Nechtsgejchäft erwirbt. Insbeſondere aber ift der Sonder- 
nachfolger an jene Vereinbarungen nicht gebunden, auch wenn er jie 
fannte. Die Eintragung im Grundbuche iſt aljo bier jchlechthin zur 
Bedingung der Wirkjamfeit jener Vereinbarung gegen Dritte gemacht.® 

3. Nach 8 1011 kann jeder Miteigentümer die Anjprüche aus dem 
Eigentume Dritten gegenüber in Anjehung der ganzen Sache geltend 
machen. Den Anſpruch auf Herausgabe jedoch nur derart, daß die Sache 
für alle Teilhaber hinterlegt, oder wenn jie jich zur Hinterlegung nicht 
eignet, an einen gerichtlich zu jtellenden Berwahrer abgeliefert wird, 
$ 432. Es gilt dies nicht bloß für dingliche Anfprüche, 3. B. Hinfichtlich 
einer zu Gunſten des gemeinjchaftlichen Grundſtückes beiteenden Grund— 
gerechtigfeit, jondern auch Hinfichtlich perjönlicher Anjprüche, welche jich 
auf das Eigentum einer Sache gründen. 

Kläger hat zu beweilen, daß er Miteigentümer it. Muß er auch), 
wenn er Hinterlegung der ganzen Sache oder deren Ablieferung an einen 
Berwahrer zu Gunſten aller Teilhaber fordert, diejelben benennen und 
deren Miteigentum beweijen?* Dies ijt nicht erforderlich. Zu hinter: 
legen ijt für alle, die e3 angeht. Der Beklagte hat fein Intereffe 
daran, wer dies ijt.d Sit der Bellagte jelbjt zum Befige berechtigt und 
thut er dies dar, jo fann Stläger nur Einräumung des Mitbejiges ver: 
langen. 

Durch 8 1011 wird feineswegs die Klage des Miteigentümers auf 
Einräumung des Mitbefiges zu feinem Bruchteile — vindicatio partis 


3) Vgl. Seler, Miteigentum nad B.6.8. 1899 ©. 44. 

4) So Seeler a. a. O. ©. 35. 

5) Es könnte nur die Beſtimmtheit des Antrages in Frage kommen. Vgl. 
aber Jur. Monatsſchrift für Poſen 1900 S. 65, wonach der Antrag, in welchem 
Hinterlegung „zu Gunſten des Kläger und der anderen aus den Obligationen der 
Aktiengejellichaft T. bereditigten und noch nicht befriedigten Gläubiger beanſprucht 
wird“, ijt genügend bejtinmt. 
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des römischen Rechtes — ausgeſchloſſen. Diejelbe ift vielmehr nicht blog 
gegenüber Miteigenfümern, jondern auch Dritten gegenüber zuläljig. 
Kläger muß den Bruchteil angeben und nachweilen, zu welchem er das 
Eigentumsrecht für fich in Anſpruch nimmt. 

Die lage aus früherem Beſitze nach $ 1007 ift den einzelnen Teil: 
habern nach Maßgabe der ausgeführten Grundjäge gleichfall$ zuzugeitehen. 


8 373. Die Rhederei.l.2 

I. Rhederei liegt vor, wenn ein mehreren gemeinjames Schiff 
dem Erwerbe durch die Seefahrt dient, ohne daß eine andere 
Sefellichaftsform vereinbart ift, H.G. B. $ 489. 

Die Rhederei ift der bergrechtlichen Gewerfjchaft alter Verfaſſung 
nahe verwandt.3 Wie mit dem Ermwerbe des Bergwerfes durch Mit- 
beteiligte die Gewerfichaft von Nechts wegen entjteht, aljo it es auch 
mit dem Erwerbe eines Anteiles an einem Seeſchiffe — der Schiffs— 
part; wie die Gewerfen zu Zubußen behufs des gemeinjchaftlichen Be- 
triebeö verpflichtet find, jo auch die Mitrheder des Seejchiffes, wie ferner 
die Gewerfen nad) Verhältnis ihrer Anteile auch an Gewinn und Ber: 
[uft teilnehmen, jo die Mitrheder, wie endlich jedem Gewerfen durch 
Hingabe feiner Kuxe frei jteht, jich von fernerer Zubuße loszumachen, 
jo beiteht auch für die Mitrheder durch Aufgabe der Schiffspart das 
Recht, ich von der Zubuße zu befreien. 

TI. Bei der Gewerfichaft alter Verfaſſung ijt die Grundlage des 
Verhältnijies das Miteigentum der Gewerfen. Bei der Mitrhederei iſt 
dies nicht anders. Ihre Grundlage iſt Miteigentum, nicht ein Gejell- 
jchaftsvertrag.t Auch wenn die Miteigentümer einverjtändlich die Ahederei 
nicht wollen, tritt fie ein, jofern fie jich über feine andere Gejell- 
ichaftsform einigen. Aljo it jte begrifflich Feine Gejellichaft, d. h. ver- 


1) Protofolle zur Beratung der Kommijfion für das A. H. G. B. Bd. 8 ©. 3693 Fr., 
1.9.6. $ 456 und Kommentare hierzu. Das A. H. G. B. iſt im weſentlichen bezüglich 
der Rhederei mit dem jegigen H.G.B. identisch. Zu dieſem vgl. Schaps, Kommentar 
8$ 489 ff.; Bunſen, Zetichrift für Civilprozeß Bd. 26 S. 250. 

2) Nach der medienburgiihen Verordnung zur Einf. des U.H.G. von 1563 
Art. 5 iſt die Bejtellung eines Korreipondentrheders bei der Nhederei obligatoriicd. 
Diefe und andere bejondere Bejtimmungen des Rechtes von Medienburg- Schwerin 
bezüglich der Rhederei erhält Einf. Bei. zum H. G. B. vom 10. Mai 1897 Art. 19 Zijff. J. 

3) Vgl. unten Bd.2 $ 152. — R. G. Bd. 11 ©. 197 wendet die Analogie „der 
innerlich nabe verwandten Gewerkſchaft des preußiihen Rechtes“ an. 

4) Auch R.G. Bd. 11 S. 194 findet: dag Miteigentum an einem beftimmten 
Schiffe bildet die unentbehrliche Grundlage des ganzen Redtsverhältniijes. Umfaſſendere 
Gemeinihaftöverhältniffe, insbejondere Erbengemeinihaft und eheliche Güter: 
gemeinichaft, begründen feine Rhederei an dem in der Gemeinichaft befindlichen 
Seeihiffe. — Mitrheder find Kaufleute, anders Seuffert3 Archiv N. F. Bd. 25 ©. 61. 
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tragsmäßige Gemeinschaft. Aber allerdings ift das Eigentums: 
verhältnis nicht allein maßgebend, vielmehr treten Einrichtungen und 
Rechtsjäge der Societät hinzu.“ Hervorgewachjen aus den Bedürfniffen 
des Seeverfehres hat die Rhederei ihre gefchichtlichen Eigentümlichfeiten 
bewahrt und bietet danach der wiljenjchaftlichen juriftiichen Konſtruktion 
feine ganz einheitliche Gejtaltung. & 7 

Für diefe gejelljchaftlichen Verpflichtungen iſt in erjter Linie der 
Bertrag der Mitrheder — wenn er jchriftlich ift, Nhederbrief genannt — 
maßgebend; in zweiter Linie Gejeg und Herkommen. 

III. Die großen Schiffahrtsunternehmungen der neueren Zeit find 
Aftiengefellichaften. Die Rhederei ift aber für Kleinere Verhältniſſe von 
Bedeutung geblieben. Oft beruht jie auf der Vereinigung zweier oder 
mehrerer Perſonen, 3. B. eines Schiffers und eines Sciffbaumeijters, 
ein Schiff für gemeinjchaftliche Nechnung zu bauen und zur Seefahrt 
zu verwenden, jo daß die Vergütung des Schiffbauers in einer Schiffg- 
part liegt. Eine jolche Bereinigung wird nad) H. G. B. $ 509 in wic)- 
tigen Punkten der Rhederei entiprechend behandelt. 

IV. Die Rhederei iſt Miteigentum am Schiffe und am jonjtigen 
Nhedereivermögen. 8 

Das RAhedereivermögen beiteht aus dem Schiffe mit Zubehör, den 
Zuſchüſſen der Mitrheder, den infolge des Nhedereibetriebes für Die 
Rhederei eriworbenen Gegenjtänden. Es füllt aljo nicht mit dem bloßen 
Schiffsvermögen notwendig zujanmen. 

Jeder Teilhaber kann über jeinen Anteil am Rhedereivermögen 
— Schiffspart — jelbitändig verfügen; Dagegen keineswegs über Die 
einzelnen Beitandteile des Ahedereivermögend. Die Brivatgläubiger eines 
Mitrheders Fünnen daher wohl deſſen Schiffspart pfänden und zur Ver: 
äußerung bringen, nicht aber die einzelnen Bejtandteile des Rhederei— 
vermögens zu dem Anteile ihres Schuldners. 


5) Bal. Icon Protokolle der Beratung des H. G. B. ©. 3726. 

6) Daher äußert Bunfen a. a. D.: Kein Rechtsinſtitut jpottet mehr der juriftifchen 
Schulung wie die Nhederei. 

6) Jürgens, Miteigentum in Goldihmidts Zeitichrift Bd. 49 S. 204 führt 
gegen meine in Pr. Pr.R. Bd.2 $ 215 vertretene Auffafjung, wonach die Rhederei 
auf Miteigentum beruht, an, daß diejeibe in der Litteratur einftimmig reprobiert jei. 
Dies ift fein Gegenbeweis! Nach Jörgens bildet die Nhederei „einen nicht rechts— 
fähigen Verein“. Dazu fehlt ihr aber jo ziemlich alles; insbejondere die hierzu not— 
mwendige forporative Verfaſſung. 

5) Anderer Anſicht Schaps, Kommentar zu $ 489 Anm. 16, Hiergegen mit 
Recht Coſack, Handelsrecht S.596; Bunſen a.a. O. S. 248. Die Anſicht von Schaps 
wäre mit einem geordneten Betriebe der Rhederei unverträglich. 
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Seder Mitrheder hat nach Verhältnis jeiner Schifispart zu den 
Ausgaben der Rhederei beizutragen, $ 500 Abſ. 1. Wird eine neue Reiſe 
oder nach Beendigung einer Reiſe die Reparatur des Schiffes, oder die 
Befriedigung eines Gläubigers, dem die NAhederei nur mit Schiff und 
Fracht haftet, beichlojien, jo kann jeder Mitrheder, welcher dem Be- 
ichluffe nicht zuftimmte, jich von der Leiltung nach näherer Beitimmung 
des $ 501, durch Aufgabe feiner Schiffspart zu Gunſten jeiner Mit: 
rheder befreien.? 

Die Berechnung von Gewinn und von Berlujt erfolgt nach der 
Höhe der Schiffsparten. Sie gejchieht nach Beendigung der Reiſe. Für 
den Betrieb entbehrliche Gelder find vorläufig zu verteilen, $ 502 Abi. 3. 

Jeder Rheder kann jeinen Bart — nach H. G. B. $ 474 mittels 
Vereinbarung — ganz oder teilweife veräußern und zwar ohne Ein— 
willigung der Mitrheder. Die Veräußerung ift nichtig, joweit infolge 
derjelben das Schiff die Reichsflagge verlieren würde, S 503 Abi. 3. 

Der Erwerber der Schiffspart ift den Mitrhedern vom Erwerbe 
an als Mitrheder verpflichtet, $ 504 Ab}. 2, vgl. auch Ab}. 3. Der Ver: 
äußerer wird außerdem bi! zur Anzeige an die Mitrheder noch als Mit- 
rheder betrachtet, und bleibt wegen aller vor diejer Anzeige begründeten 
Berbindlichkeiten verhaftet. 

V. Mehrheitsbejchlüfje entjcheiden über die Angelegenheiten der 
Rhederei, $ 491 Abi. 1. Sie beitimmen ſich ausschließlich nach der Größe 
der Schiffsparten. Hat ein Rheder mehr als die Hälfte der Parten, jo 
iſt jeine Entjcheidung allein maßgebend. Zu außerordentlichen Beichlüjjen !? 
ijt nach $ 491 Abi. 2 Einjtimmigfeit erfordert. 

Häufig, aber nicht notwendig wird für den Nhedereibetrieb ein 
Korrejpondenzrheder bejtellt.*! Zur Bejtellung genügt Mehrheitsbejchluf,. 
Soll aber ein Nichtrheder Korreipondentrheder werden, jo iſt Einjtimmig: 
feit erforderlich, $ 492. Der Korreipondenzrheder it zur Vornahme 
aller Gejchäfte und Rechtshandlungen befugt, die der Gejchäftsbetrieb 
einer Ahederei gewöhnlich mit jich bringt, $ 493 Abſ. 1. Für Angelegen- 


9) Bol. R.G. Bd.40 ©. 4. 

10) Anerfennung einer Geichäftsihuld gehört hierher nicht, R.G. Bd.9 ©. 141. 

11) Bgl. über die Verpflichtungen des Klorrefpondentrhederd gegen die Mitrheder 
Heije und Eropp, Abhandl. Bd.1 S.504ff. Zur Verfiherung des Schiffes iſt der Korre— 
jpondenzrheder den Mitrhedern nicht verpflichtet, auch nicht zur Anzeige des jedes: 
maligen Auslaufen des Schiffes aus dem Hafen nah O. Trib. Bd. 22 S. 52. — 
Nah B.G.B. gelten, wenn der Korreſpondenzrheder Provifion erhält, die Grund— 
füge des mandatähnlichen Dienjtvertrages, $ 675. 
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beiten, welche hierüber hinausgehen !?, bedarf es des Mehrheitsbejchlufjes 
der Rheder. 

Der Klorrefpondenzrheder- ıjt in demjelben Umfange wie zu Nechts- 
geichäften zur gerichtlichen Vertretung der Ahederei befugt, $ 493 Ab. 3. 
Dritten iſt er hierzu nicht verpflichtet. 1? 

Eine Beſchränkung des gejeglichen Umfanges der Bollmacht des 
Storrejpondenzrheders it dritten Kontrahenten gegenüber nur wirkſam, 
wenn ihnen Ddiejelbe zur Zeit des Gejchäftsjchluffes befannt war. 


VI. Die „Rhederei“ wird auf Grund ihres Gewerbebetriebe ver- 
pflichtet, jei eg Durch Mehrheitsbefchlüjje der Rheder, jei e8 Durch Rechts— 
handlungen des Storreipondenzrheders, jei es durch den Schiffer oder 
auch durch Handlungen oder Unterlafjungen Dritter, 9.6.8. 88 485, 
486. Folgerecht steht es den Gläubigern offen, die Nhederei als 
jolche zu verklagen. Cine derartige Klage kann gegen den Korre— 
jpondenzrheder gerichtet werden, wenn diejer ſich auf den Streit einläßt, 
ſonſt bedarf cS der Klage gegen die Mitrheder insgeſamt.!“ Für diejelbe 
iſt das Gericht des Heimatshafens des Schiffes zujtändig, 9.6.8. 8 508. 

Soweit ein Nheder nad) den allgemeinen Borjchriften nicht bloß 
mit Schiff und Fracht, jondern perjünlich haftet, jtehen nach $ 507 
auch die Mitrheder perjönlich ein, aber nur geteilt nach dem Verhält— 
nijje der Größe ihrer Schifisparten, $ 507 Abj. 1. Dies gilt insbejondere 
für die Heuerforderungen der Schifjsbejagung. 19 

VII. Die Rhederei kann nur dadurch aufgelöjt werden, daß das 
ihr zu Grunde liegende Miteigentum endet!? oder die Mitrheder eine 
andere Gejellichaftsform vereinbaren. 


12) Dabin zählt nah R.G. Bd.9 ©.139 aud Anerkennung und Bezahlung 
folcher Forderungen, deren Höhe über das im laufenden Gejchäftsbetriebe Gewöhn— 
lihe hinausgeht. 

13) R.G. Bd.1 ©. 295. 

14) Kann nad) Konf.Dd. $ 213 über das Nhedereivermögen ald dasjenige eines 
„Vereins“, der als jolcher verklagt werden fann, ein Konkurs eröffnet werden? Es 
iſt dies nicht anzunehmen; die Konk. O. hat nur einen nicht rechtsfähigen forporativen 
Berein — C. P. O. 88 50, 736 — im Auge, wie ſich die aus dem Zuſammenhange 
des $ 213 ergiebt. 

15) Soweit es ſich um die lage gegenüber dem Nhedereivermögen handelt, kann 
nicht8 darauf anfommen, wer zur Zeit der Begründung der Rhedereiverbindlichkeit 
Mitrheder war. Anders jteht es in Fällen bloß perjönlicher Haftung des Mitrheders. 
Vgl. Joerges a.a.D. Anm. 205. 

16) Eine andere Bewandtnis hat es mit den Forderungen gegen die Mitrheder 
nad) 9.8.8. $$ 771, 772, 774., Vgl. Ehrenberg, Beſchränkte Haftung S. 319; R.®. 
Bd. 33 ©.87. 

17) R.G. Bd. 11 ©. 194. 
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Bloß in der Perſon der Mitrheder liegende Gründe beendigen die 
Rhederei nicht, aljo namentlich nicht Kündigung, Konkurs über einen 
der Mitrheder, Tod desjelben, ja nicht einmal ein einftimmiger Beſchluß 
der Rheder, jofern nicht die Veräußerung des Schiffes folgt. 


Sechſter Titel. 
Ungeredtfertigte Bereicherung. 
S 374. Die Grundlagen des Anſpruches wegen ungeredtfertigter 
Bereiherung.! 

I. Wer etwas auf Koſten eines anderen ohne rechtlichen 
Grund erlangt, iſt ihm zur Herausgabe verpflichtet. So lauten 
die vieldeutigen Worte des $ 812 Abf. 1 Satz 1.? 

Das Geſetz hebt weiter bejonders hervor, daß dies Erlangen ent- 
weder durch die Yeiltung des andern — des Verlujtträgerd — oder 
in jonjtiger Weije vollzogen jein fann, und eröffnet dadurch ein 
weites ‚zeld, ohne es zu begrenzen. Es bejtimmt ferner in $ S12 Abj.1 
Cat 2, daß die Berpflichtung zur Herausgabe auch entjteht, wenn der 
urjprünglich vorhandene rechtliche Grund jpäter wegfällt, oder wenn der 
rechtsgejchäftlich bezwedte Erfolg nicht eintritt, in $ 812 Abj. 2 endlich 
daß als Leiſtung auch die durch Vertrag erfolgte Anerkennung des Be— 
ſtehens oder Nichtbeitehens eines Schuldverhältnijies gilt. 

II. Vorausgejegt iſt aljo, daß der eine Teil einen Vermögens: 
vorteild? auf Kojten des anderen, d. h. zu deſſen VBermögensnachteil® 








18) Endigt die Nhederei, jo ſoll nah R.G. Bd. 11 S.197 der Kiorreiponden;- 
rheder für die Liquidationsgeihäfte jolange in Funktion bleiben, bis die Mehrheit 
ihn abruft. Hierfür bezieht jih das R.G. auf die Analogie der Gewerkſchaft. Aus 
B. G. B. $ 729 würde das Gegenteil folgen. Doc) ift dies ichwerlid; maßgebend. 

1) Collatz, Ungerechtfertigte Vermögensverſchiebung 1899; Dtto, Sächſ. Archiv 
IX. 1899 S. 1l. Uber das gemeine Recht ſiehe die bei Windſcheid Bd.2 $ 421 an— 
geführten Schriften. 

RE, Vgl. E.I $$ 737 bis 748; Motive Bd.2 S. 829; Brot. — Spahn — B>. 


3) Der Vermögensvorteil fann in Erwerb eine® Vermögensrechtes beiteben, 
3. B. des Eigentums, eines Pfandrechtes, einer Forderung, ferner in der Aufhebung 
eines Nechtes, z. B. durch Tilgung einer Schuld, Befeitigung einer Dienftbarteit, aber 
auc in der Eriparung einer Ausgabe, 3. B. durd Gebrauch fremder Sachen. Daß 
er auch in der bloßen Überlafjung eines Beſitzes liegen fann, ift zweifellos; denn 
wenn auch der Befiß fein Recht ift, jo bildet er doch einen Vermögensvorteil. Daher 
erfannte man ſchon in Rom die „condietio possessionis“ an. 

4) Iſt mit dem Zumwachien eines Vermögensbejtandteiles ein Verluſt verbimden, 
jo liegt ein Vermögensvorteil nur im Überihuß, vol. R.G. Bd. 29 ©. 1. 

5) Es iſt nicht erforderlich, dak das bisherige Vermögen des Verluſtträgers 
vermindert wird. Die zweite Kommiſſion, Brot. — Spahn — Bd.2 ©. 685, nahm 
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erlangt hat. Eine folche Vermögensverjchiebung joll troß ihrer Recht 
mäßigfeit bejeitigt werden und der Bereicherte dem Berluftträger den 
erlangten Vermögensvorteil wieder herausgeben. Eine auffallende Er: 
icheinung. 

Liegt die Erklärung darin, da fich niemand mit dem Schaden eines 
anderen bereichern joll? Die naturrechtliche Schule fand in dieſem Satze 
eine Grundwahrheit®, aber feine Unhaltbarfeit it längit erfannt. Die 
Drdnung der Verhältnijje der bürgerlichen Gejellichaft führt häufig dazu, 
daß der eine zum Schaden des anderen reicher, der andere zu deſſen 
Vorteil ärmer wird, ohne daß eine rechtliche Reaktion hiergegen zuläjjtg 
üt; jo iſt es z.B. in Fällen der Erfigung, der Verjährung bei den 
zahlreichen Ausſchlußfriſten des B. G. B., welche alle zur Folge haben 
fünnen, daß ſich der eine auf Koften des anderen bereichert. it «8 
doch auch verjtattet, wohlfeil zu kaufen, teuer zu verfaufen und ſich hierbei 
auf Koſten des anderen zu bereichern, jolange das Gejchäft nicht gerade 
unfittlich oder wucheriſch iſt. 

Die einfache Thatjache der Bereicherung auf fremde Kojten genügt 
alfo zur Begründung der Bereicherungsflage nicht, e8 muß notwendig 
ein anderes hinzufommen. 

III. Nach 8 812 iſt dies „der Mangel des rechtlichen Grundes“, 
wie dies auch in Rom ald Fundament der Kondiktionen galt, die das 
Vorbild unſeres Anipruches waren. ? 

Was aber joll dies bedeuten? Die Vermögensverjchiebung, welche 
bejeitigt werden joll, it auf Grund des Nechtes erfolgt. Sie ijt 
aljo eine rechtmäßige, dennoch joll fie des rechtlichen Grundes entbehren! 

In Fällen, in welchen eine VBermögensübertragung mittels eines 
abitraften Rechtsgeſchäftes erfolgt, it allerdings denkbar, daß dem— 
jelben der vorausgejegte Erwerbsgrund, das fie rechtfertigende obli— 
gatoriiche Gejchäft — die causa in diefem Sinne — fehlt. Aber dies 





an: die Faſſung auf Kojten eines anderen umfaßt aud) diejenigen Fälle, in denen 
das Objekt der Bereicherung, ohne bereits in das Vermögen des Kondiktionsberech— 
tigten übergegangen zu jein, den Vermögensſtand desjelben berühre. 

6) Schon die Römer äußerten: natura aequum est neminem cum alterius 
detrimento fieri locupletiorem 1, 14 D. de cond. indebiti 12, 6 eine rechtöphilofophiiche 
Reflerion, welche die Lehrer des Naturrechtes zu einer Grundlage ihres Syitemes 
madten. So der bei Collatz, Ungerechtfertigte Wermögensverichiebung, angeführte 
$ 271 der Grundjäßge des Natur= und Völferrechtes von Ehriftian v. Wolff, Halle 1754. 

7) 1.1 $3 de cond. sine causa D. 12,7: constat id demum posse eondici 
alicui, quod vel non ex justa causa ad eum pervenit, vel redit ad non justam 
causam. 
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iſt feineswegs der einzige Ihatbeitand, welcher den Anjpruch wegen 
ungerechtfertigter Bereicherung begründet. Anders geartet find namentlich 
Fälle, in welchen ohne eine Leiſtung des Verluſtträgers etwas aus jeinem 
Vermögen in, dasjenige eines anderen übergegangen ift, mag der Über— 
gang durch eine Thätigfeit des Gewinnenden gejchehen jein, 3. B. wenn 
er aus fremden Stoffe eine neue Sache heritellt, und hierdurch deren 
Eigentümer wird, oder mag der Vermögensübergang durch Dritte oder 
Naturereignijje bewirkt jein. Im jolchen Fällen ift der Anſpruch auf 
Herausgabe wegen ungerechtfertigter Bereicherung unmöglich auf das 
Fehlen eines obligatorischen Berpflichtungsgrundes zurüdzuführen. 

IV. Über den Mangel des rechtlichen Grundes iſt daher etwas 
anderes zu verjtehen. Es it von folgenden Erwägungen auszugeben. 

Das Recht bildet jeinen Organismus zum allgemeinen Nugen der 
Geſellſchaft. Won diefem Gejichtspunfte aus jtellt es feine Regeln auf. 
Uber dieje Regeln fünnen, wenn jie eine Bermögensverjchtebung bewirken, 
wenn auch im allgemeinen angemejjen, doch hart und unbillig er: 
jcheinen, wenn man die Beziehung des Verlujtträgers zu dem 
Bereicherten in das Auge faßt. Dies kann das Necht veranlaijen, 
einen Anjpruch auf Ausgleichung der Vermögensverichiebung zu geben, 
um, joweit thunlich, die Wunden zu heilen, welche fie jelbjt ſchlägt. 

Die Vermögensverjchiebung entjpricht in ſolchem Falle Nechtsnormen, 
it daher an und für fich eine rechtmäßige; fie iit aber in dem Sinne 
eine umngerechtfertigte, daß fie im Verhältnifje des Bereicherten und des 
Verluſtträgers als Unrecht erjcheint. Nur in diefer Hinficht ift jie ohne 
rechtlichen Grund. 

V. Das B. G. B. behandelt die ungerechtfertigte Bereicherung grund: 
jäglich nur im $ 812. Es stellt hier eine allgemeine Klage wegen 
ungerechtfertigter Bereicherung auf; normiert aljo nicht, wie das 
römische Recht und auch der erite Entwurf, eine Neihe fpezieller Kon— 
diktionen bejonders. Immerhin reihen fich dem $ 812 für einzelne Fälle 
einer ungerechtfertigten Bereicherung Sondervorichriften an. Daher find 
dieje einzelnen Fälle im folgenden getrennt zu behandeln. 

Aus diefen Sonderbejtimmungen tjt zugleich zu erkennen, in welchen 
Fällen vorzugsweiie das Geſetz eine ungerechtfertigte Bereicherung ans 


8) Hellwig, Verträge auf Leiltung an Dritte ©. 135, fieht den Grund ber 
Bereicherungsklage grundjäplic einzig in einer Leiltung des Klägers zu einem be- 
itimmten Zwede, welcher nicht erreicht it, für die übrigen Fälle verzichtet er auf ein 
Prinzip. Collatz a.a. ©. geht von demfelben Grundgedanken aus. 
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nimmt. Andere Fälle, die unter dem allgemeinen Gejichtspunfte jich 
einordnen, find keinesfalls ausgeſchloſſen. Der Wiljenjchaft und der 
Praris jteht der weitere Ausbau offen.? Die römischen Kondiktionen, 
welche vorzugsweile dem B. G. B. ala Vorbild bezüglich der ungerecht: 
fertigten Bereicherung dienten, können hierbei einen Anhalt geben. 


$ 375. Zilgung einer vermeinten Schuld.! 

1. Die Leiftung zur Tilgung einer vermeinten, aber nicht 
beitehenden Schuld — condictio indebiti? — iſt ungerechtfertigte 
Bereicherung nach $ 812 Abſ. 1 Sag 1. Zwar find die Beteiligten bei 
diefem Vorgange über die Zuwendung an den vermeinten Gläubiger 
einig. Derjelbe wird aljo insbejondere Eigentümer der ihm übergebenen 
oder aufgelafienen Sachen. Im Verkehre braucht man jich nur hieran 
zu halten und um das Dahinterjtehende nicht zu kümmern. Aber der 
Geſchäftszweck, welchen der Leiltende verfolgte, die Schuldtilgung, tt 
nicht erreicht. ES wäre Daher ein Unrecht gegenüber dem Xeiltenden, 
wenn ihm der bereicherte Teil das Erlangte nicht zurück erjtattete.® 

II. Der Anſpruch dedt jich im allgemeinen mit der römischen con- 
dictio indebiti. Daher lehnen ſich auch die bejonderen ihn betreffenden 
Beltimmungen der 88 813 und 814 an diefe an. Borausgejegt iſt 
hiernach 

1. eine Zuwendung zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit. 

Übermittelung von Geld, von anderen vertretbaren Sachen, einer 
Spezies, Leiſtung von Dienſten‘“, Übernahme von Verpflichtungen, Ver— 
zichte® gehören hierher. Insbejondere gilt nach $ 812 Ab}. 2 als Leiftung 
auch die vertragsweije Anerkennung des Beltchens eines Schuldverhält- 





9) Hellwig, Verträge auf Leiltung an Dritte S.135, nimmt freilih an, daß 
B. G. B. $ 812 feinen Rechtsſatz enthalte, aus welden ohne Hinzufommen anderer 
gejeglicher Beitimmungen ein Aniprud auf die Bereicherung abgeleitet werden könne, 
denn die Frage, wann die Bereicherung ohne rechtlihen Grund jei, finde im $ 812 
feine Beantwortung. Hieraus it aber nur zu folgern, daß die Wiſſenſchaft zu er- 
mitteln hat, wann im Sinne des B. G. B. der rechtliche Grund fehlt. 

1) E.1$ 737; Motive Bd.3 S. 831. 

2) Über die condictio indebiti vgl. die bei Windicheid Bd. 2 8426 Angef. 

3) Willen um diefe Abficht beim Gläubiger ift nicht erforderlich, z. B. es erhält 
jemand durd; Poitanweifung eine Summe Geldes und es jtellt ſich nachträglich heraus, 
dat fie ihm zur Tilgung emer vermeinten Schuld zugejtellt war, Lenel, Archiv für 
civ. Braris Bd. 74 ©. 224. Cine condictio sine causa nimmt in diefem Falle an 
R.D.9.8. Bd. 25 ©. 132. 

4) 1.26 $ 12; 1.40 82 D.h. t. 12,6. 

5) 1.31 D. h. t. 12,6. 

6) 1.39 D. h. t. 12, 6. 


Dernburg, Bürgerl, Recht. 11.2. 38 
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niljes. Anders nur, wenn die Anerkennung im Sinne des Anerfennenden 
einen Berzicht auf etwaige weitere Anjprüche enthalten jollte. ? 

Nicht bloß Erfüllung des Gegenjtandes der vermeinten Schuld, 
auch Leiftung an Erfüllungsſtatt begründet den Anjpruch.® 

2. Nichtbeitehen der Schuld, welche getilgt werden follte, ijt weis 
teres Erfordernis. Seinen Unterjchied macht, ob fie niemals bejtand, 
oder zur Zeit der Leijtung bereit3 getilgt war. 

Ausdrüclich beitimmt 8 813 Abf. 1 in Übereinftimmung mit den 
römischen Grundjägen?, auch, daß die Zurücforderung zulällig it, wenn 
dem Anfpruche eine zerjtörliche Einrede entgegenjtand, es jei denn, dat 
es jich um eine verjährte Forderung handelt. Gleiches ijt allgemein an— 
zunehmen, wenn die Einrede eine natürliche Verbindlichkeit zurüdläßt. 1° 

Auch das hebt 8 813 Ab. 2 beionders hervor, daß die Nüdrorde- 
rung ausgejchlojfen ift, wenn aus Irrtum vorzeitig eine noch nicht 
fällige Schuld erfüllt wird!!, und zwar bezieht fich dies auch auf den 
Vorteil des Zwilchenzinjes. Erfolgte aber auf eine bedingte oder 
ſonſt ungewijje Schuld irrtümlich im voraus Erfüllung, jo jteht die Rück— 
forderung während der Schwebe der Schuld offen. 1? 

Dem Kläger liegt hiernach ob, den Nachweis einer Leiltung behufs 
Schuldtilgung und das Nichtbeitehen der Schuld zu führen. 13 

3. Nach vömischem echte bildete eine weitere Vorausjegung der 
condictio indebiti, dag die Erfüllung in entjchuldbarem Irrtume ge— 
Ichehen war; daher genügte Nechtsirrtum in der Regel nicht.!* Hierin 
ag ein wejentlicher Schug für den Gläubiger. Er durfte annehmen, 
daß mit der Erfüllung das hinter ihr Liegende abgemacht ſei, da durch 
diejelbe der Erfüllende das Beſtehen der Schuld anerkennt, und war 


7) Bol. oben Bd.2 Abt. 1 $ 40: „Die Entlajtung des Rechnungsſtellers“. 

8) 1.26 88 4-6 D. h. t. 12, 6; Römer, Leiftung an Erfüllungsitatt S. 132. 

9), 1.26 8$ 3, 7; 1.30; 1.32 81 D. de cond. indebiti 12, 6. 

10) 1.64 D. de cond. ind. 12,6; fiehe jedoch Windiheid Bd.2 $ 426 Ziff. 7. 

11) So audy 1.10 D. de cond. indebiti 12,6. 

12) 1.16, 1.18, 1.48, 1.56 D. h. t. 12, 6. 

13) al. 1.25 D. de prob. 22, 3 und die bei Windicheid $ 426 Anm. 19 Angef. 
— Der Beweis des Nichtbeſtehens der Schuld iſt durd Beweis des Nichtbeſtehens 
der Thatiachen zu erbringen, auf Grund deren die Verbindlichkeit angenommen war, 
oder durd den Nachweis von Thatſachen, welde eine Einrede gegen dieielben be: 
gründeten. 

14) Vgl. die bei Windicheid Bd.2 $ 426 Anm. 14 Ange. So auch A.L. R. 
I, 16 85 166, 178, 181 und code civil art. 1376 und 1377, vgl. auch Motive 
Bd. 2 ©. 833. 
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nicht ohne weiteres einer mehr oder minder unbegründeten Rüdforderungs- 
Klage, die vielleicht erit nach langer Zeit angejtrengt wird, ausgeſetzt. 

Das B. G. B., wie andere neuere Öejeßgebungen 1, legt hierauf fein 
Gewicht. Nur dann, wenn der Leiltende gewußt bat, daß er zur 
Leiſtung nicht verpflichtet war, iſt die Rückforderung ausgeſchloſſen, $ 814. 
Hieraus ergiebt ſich, daß bloßer Zweifel am Beitehen der Schuld die 
Rüdforderung nicht hindert. Es ijt ferner umftreitig, daß nicht, wie 
man dies gemeinrechtlich lehrte, der Kläger jeinen Irrtum nachweijen 
muß, daß vielmehr der Empfänger jeinerjeit3 darzuthun hat, daß der 
Leijtende das Nichtbejtehen der angeblichen Schuld fannte, womit 
dargethan ijt, daß die Beziehung auf die angebliche Schuld nur eine 
Nedensart oder ein Vorwand war, der Ernitlichfeit aljo entbehrte. 

4, Die Rüdforderung it ausgeichlofjen, wenn die Leijtung eine 
joziale Pflicht des Leijtenden bildete, $ 814 am Schluſſe. Dies jelbft, 
wenn der Leitende irrtümlich eine Rechtspflicht annahm, die in der That 
nicht bejtand, z. B. er glaubte feinen Handlungsgehilfen eine Neujahrs- 
gratififation zu jchulden, die aber in der That nicht vereinbart war. 

III. Einzelfragen, welche das B. G. B. nicht beantwortet hat, find 
aus dem Weſen der Sache im Anſchluſſe an die gemeinrechtlichen Lehren 
zu entjcheiden. 

1. Der Irrtum fann den Schuldgegenjtand betreffen: 

a) Man meint einen anderen Gegenjtand zu jchulden al3 der Fall 
it, umd leijtet dDemgemäß. Dann kann man das Geleijtete zurüdver- 
langen. 

b) Der Erfüllende meinte einen jpeziellen Gegenjtand einfach zu 
jchulden, während er generell oder alternativ jchuldete. Auch dann kann 
er das Geleiſtete zurücktordern. 17 

Doc) entipricht es der Billigfeit, daß der Kläger den wirklichen 
Schuldgegenjtand in allen Fällen diefer Art Zug um Zug gegen den 
zurücgeforderten Gegenjtand leijtet. 15 

c) Xeijtete der alternative Schuldner beide Gegenftände in dem 
Glauben, beide zu jchulden, jo ijt ihm einer zurüczuerjtatten, und zwar 
bleibt ihm richtiger Anficht nach die Wahl, wenn er fie vorher hatte. 





15) Bähr, — $19 nad) 6. 
16) Motive Bd.2 ©. 835. 
17) Die römiſchen —— a Dernburg, Pand. Bd.2 5144 Ann. 16, 
18) Bol. 1.26 $4 a.E. D.h.t. 12,6. 
38* 
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Denn die aus Irrtum hervorgegangene Yeijtung tt feine Ausübung 
feines Wahlrechtes. 

2. Zahlt jemand in dem irrigen Glauben, der Schuldner zu jein, 
die Schuld eines Dritten, jo ift er zur Zurüdforderung befugt, denn er 
zahlt nicht die wirkliche, jondern eine andere, nur vermeinte Schuld. 
Wer dagegen die Schuld eines Dritten in deſſen Namen zahlt, infolge 
des irrigen Glaubens, dieſem Hierzu verpflichtet zu fein, hat feine 
Nücforderung, denn der Gläubiger erhielt hier, was er zu fordern hatte. 
Der Zahlende ijt daher auf jeinen Nücdgriff gegen den befreiten Schuldner 
verwieſen. 19 

3. Erfüllung an einen Nichtgläubiger, den er für den Gläubiger 
hielt, befreit den Schuldner in der Regel nicht, giebt ihm aber das Recht 
der Rückforderung gegen den Empfänger, es ſei denn, dab der wahre 
Släubiger die Leijtung genehmigte, oder daß ihm das Geleijtete hinterher 
ausgehändigt wurde?, oder daß man dem Nichtgläubiger gutgläubig auf 
Grund eines Legitimationspapieres leitete, ?! 


$ 376. Rüdforderung troß Kenntnis der Nihtichuld. 

I. Sit auch in der Negel die Rückforderung des auf eine angeb- 
liche Schuld Geleifteten nach $ 814 unzuläffig, wenn der Leiitende die 
Nichtichuld Fannte, jo it dies doch keineswegs ausnahmslos. 

11. Solche Rückforderung iſt vielmehr vor allem zweifellos zuläſſig, 
wenn die Leitung unter Vorbehalt geſchah.! Denn diefer Vorbehalt 
hat den Sinn, dal ſich der Leiltende das NRüdforderungsrecht ausbe- 
dinge für den Fall, daß er das Nichtbeftchen der Forderung fünftig 
beweijen fanıı. Der andere Teil willigt hierin ein, indem er die Leiitung 
unter dem Vorbehalt annimmt. ? 

III. Das Geleiftete fann ferner zurücgefordert werden, wenn die 
Leitung nicht freiwillig, vielmehr zur Vermeidung eines anjtehenden 
adminijtrativen oder eines gerichtlichen Zwangsverfahrens geichah.® 


19) So jind 165 $9 D.h.t. 12,6 und 1.44 D. eod. zu vereinigen, Dertmann 
im Archiv für civ. Praxis Bd.82 ©.457. — Bol. Hermann in Grünguts Zeiticr. 
Bd. 27 S. 35. 

20) 1.05 89 D. h. t. 12, 6. 

21) Bgl. oben Bd.2 Abt. 18153. 

1) al. 1.2 pr. D. de cond. indeb. 12,6. Si quis sie solverit, ut si ap- 
paruisset esse indebitum . . reddatur, repetitio locum habebit, A. L. R. 1,16 8 160. 

2) Darüber, daß der Öläubiger nicht verpflichtet war, die Erfüllung unter Bor: 
bebalt anzunehmen, vgl. oben Bd.2 Abt. 1 $ 113 Anm. 10. 

3) Bal. RO.H.G. Bd. 12 S.246 und dort angeführte Erfenntnifje. Aller: 
dings gründen ſich dieſelben auf A.L.R. I, 16 $ 207, welder leine Geltung mebr 
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IV. Bejondere Beitimmungen bezüglich der Stempelabgaben, 
die nicht zu entrichten waren, trifft das preußijche Stempeljteuergejeg 
vom 31. Juli 1895 8 26. Es iſt weder Irrtum noch ein Vorbehalt 
bei der Zahlung erforderlich, um die Rüdforderung zu begründen. Aber 
die Rückforderungsklage ift bei Verlujt des Slagerechts binnen 6 Mo— 
naten nach erfolgter Beitreibung oder geleijteter Zahlung zu erheben.’ 


$ 377. KReiftung um künftiger Zwecke willen. 


I. Wenn fich die Gejchäftszwede, um derentwillen eine Zurvendung 
geichah, nicht verwirklichten, erwuchlen dem Zumendenden nach römischen 
Nechte die condicetiones ob causam auf Nücdgewähr.! Dem entjprechend 
giebt das B.G.B. $ 812? ein Necht auf Nücderftattung, wenn der 
mit einer Leiltung nach dem Inhalte des Nechtsgejchäftes be- 
jwedte Erfolg nicht eintritt. 

Solcher Anspruch entſteht 3. B., wenn man feinem fünftigen 
Schwiegerjohne eine Mitgift giebt, die Braut aber vor der Chejchliegung 
jtirbt. Natürlich it al3 der mit der Mitgift bezweckte Erfolg nicht die 
Ehejchliegung anzujehen. Darin läge ein unanjtändiges Gejchäft, welches 
feineswegs zu unterjtellen iſt.“ Vielmehr joll ein Beitrag zu den Koſten 
und dem Aufwande der Ehe geliefert werden, und dieſer Zweck wird 
vereitelt, wenn Die Ehe nicht zu ſtande kommt. 

II. Die Vorausjegungen des Anſpruches find: 

1. Es muß eine Zuwendung durch den Kläger an den Bellagten 
gejchehen fein, ſei es durch Übereignung von Sachen, oder abitraftes 
Berjprechen oder in anderer Weile. 


hat. Allein, es ift zu unterjtellen, da $ S14, indem er die Nidforderung aus— 
ichließt, falls der Leiltende jeine Nichtſchuld kannte, nur Fälle im Auge hatte, in 
welchen die Yeiltung freiwillig geichah. 

4) Die Rüdforderung wegen vorbehaltlos, wenn auch irrtiimlich gezahlten 
Stempel war nad) dem Geſetze vom 24. Mai 1861 88 11, 12 ausgeſchloſſen, aber 
die Rücdjorderung gezahlter Abgaben wegen Jrrtumes nad) $ 9 des Geſetzes zuläſſig. 
Tas Gejeß vom 31. Zuli 1895 $ 35 hat SS 11 und 12 des Gejekes vom 24, Mai 
1861 aufgehoben. Gezahlte nichtgeichuldete Erbichaftsiteuer kann insbefondere nad 
dem Erbichaftsiteuergejege in der Faſſung vom 24. Mai 1891 $ 42 wegen Irrtumes 
zuricdgefordert werden. 

5) Nah R.G. Bd. 17 S. 206 lag im $ 12 des Gefepes vom 24. Mai 1861 
eine Berjährungsfrift, feine Ausſchließungsfriſt. Dies follte durch das Geſetz von 
31. Juli 1895 nicht geändert werden, da man die alte Faſſung beibehielt. 

1) Dernburg, Pand. Bd.2 8 142. 

2) E.I 8742; Motive Bd.2 S. 842; Protofolle — Spahn — Bd.2 ©. 602. 

3) Anders Collaß a. a. O. &.29. 
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2. Die Zuwendung muß nur das erjte Stüd des beabjichtigten 
Gejchäftes bilden, jo dab dejjen Vollendung von Ereignifjen der Zu- 
funft abhängt. 

Notwendig iſt aljo, dat die Verwirklichung des fraglichen Ereig- 
nijjes nach der PBarteiabjicht zum Gejchäfte gehört. Dies fann 
fih) aus dem allgemeinen Wejen des beabfichtigten Gejchäftes ergeben, 
wie bei einer Austattung, oder auf bejonderen Vereinbarungen beruhen. 

Das B. G. B. $ 812 fordert in diefem Sinne das Nichteintreten des 
nach dem Inhalte des Nechtsgeichäftes bezwedten Erfolges.t 

Irrtümlich wäre die Annahme, daß überhaupt Erwartungen und 
Borausjegungen, die von dem Stontrahenten beim Gejchäftsabjchlufie 
gehegt oder auch ausgejprochen wurden, ohne weiteres in Betracht kämen.“ 
Wer z.B. behufs Verheiratung jeiner Tochter bei einem Möbelhändler 
Ausſtattungsſtücke bejtellt, fann, wenn die Ehe der Tochter nicht zu 
itande fommt, Feinenfalls die Herausgabe des für die Möbel gezahlten 
Preiſes vom Möbelhändler fordern. Denn wenn diejer auch wußte, zu 
welchen Zwecken die Anjchaffung erfolgen jollte, jo ijt für ihn der vom 
Beiteller verfolgte Zwed unerheblich und nicht zum Bejtandteile des 
von ihm gejchloffenen Gejchäftes gemacht. 

Wenn alſo Windicheid diefe Kondiftion dadurch begründete, dat 
eine auf die Zukunft gejtellte „Vorausſetzung“ nicht verwirklicht wurde, 
jo war dies nicht faljch, aber nicht ausreichend. Nur Vorausjegungen, 
welche Gejchäftsbejtandteile bilden, fommen in Betracht. > 

3. Der Anjpruch erwächit infolge der Bereitelung des Gejchäfts- 
zweckes. Es macht feinen Unterjchied, ob Zufall oder eigenes Gebahren 
des Gebers dies bewirkte; ausgejchlojjen it die Nückorderung nach $ 815: 





4) Iſt einem Arzte ein Honorar im voraus geleijtet, damit er den Leiſtenden 
in jeine Anjtalt aufnimmt und deſſen Kranfheit beilt, jo fann der ungebeilt Ent: 
lafiene das Honorar keineswegs deshalb zurüdfordern, weil der Zwed, welcher ibn 
bejtimmte, nicht erreicht ift. Denn wenn er dies aud) erwartet hat, jo war dies doch 
feinesiwegs der nad dem Inhalte des Geichäftes mit der Leiftung beiderjeitig be- 
zwedte Erfolg. Derjelbe war vielmehr die Aufnahme in die Heilanitalt und die ärzt: 
lihe Behandlung. Um deswillen wird nad der Berfehrsauffafiung das Honorar 
gezahlt, keineswegs jollte hiernach dasjelbe nur im Falle der Heilung dem Empfänger 
verbleiben. Dies hätte beionders vereinbart werden müſſen. 

5) Die Auffaffung von Windſcheid: die Lehre des römischen Rechtes von der 
Vorausſetzung und in feinen Pandekten Bd. 2 $ 423, urſprünglich lebhaft begrüßt, 
fand ſpäter energiihe Belämpfung und verlor ihren Einfluß. Auch dad N.G,, 
welches ſich ihr angejchlofien hatte, wendete ſich, Entih. Bd. 24 S. 169, von ibr ab. 
E.1, 8 742; Motive Bd.2 S. 842 Hhuldigten ihr. Nach Prot. — Spahn — Bd.? 
S. 690 trat in der zweiten Kommiljion niemand für fie ein, weil man ſich überzeugte, 
daß jene Lehre die Sicherheit des Verkehres gejährde und ji) deshalb für das Geich- 
buch nicht eigne. 
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a) Wenn der Eintritt des Erfolges von Anfang an unmöglich war, 
und der Leiltende dies wußte.“ Hierbei darf es fich nicht um eine nach 
der Meinung des Leijtenden vorübergehende Unmöglichkeit handeln. 

b) Ferner ijt die Rückforderung ausgeſchloſſen, wenn der Leijtende 
den Eintritt des Erfolges wider Treu und Glauben verhindert hat und 
zwar, fügen wir Hinzu, um jich die Rücforderung zu verichaffen.? 

III. Kläger hat zur Begründung feiner Klage nur nachzumeifen, 
daß er dem Beklagten etwas zu dem von ihm behaupteten Gejchäfts- 
zwecke zumendete. Sache des Beklagten iſt es, darzuthun, daß fich der 
Zwed verwirklicht hat, oder daß die Entjcheidung noch ausjteht. Denn 
man Darf von dem, welcher etwas aus fremden Vermögen erhalten hat, 
wohl fordern, daß er nachweifen kann, er habe es auch materiell mit 
gutem Grunde. ®-® 


$ 378. Verluſt durch Verfügung eines Nidhtberedtigten.! 


I. Häufig find im Intereſſe des Verkehres Verfüigungen eines 
Nichtberechtigten über Bejtandteile des Vermögens eines Dritten diejem 
gegenüber wirkſam. Derartige Fälle find, daß ein im Grundbuche zu 
Unrecht Eingetragener einem gutgläubigen Dritten veräußert, $ 892, daß 
ein Nichtberechtigter einem gutgläubigen Erwerber eine ihm nicht ge- 
hörende Sache durch Übergabe nach S$ 932, 935, 936 übereignet. Nicht 


6) In der zweiten Kommiſſion, Prot. — Spahn — Bd.2 S. 701, nahm man 
an, wer eine Leiſtung made, an welche ein ihm ausgeſetztes Vermächtnis geknüpft 
war, während er wiſſe, daß die ganze Vermächtnisverfiigung nichtig jei, oder wer 
eine Ausſteuer veripreche für eine Ehe, die, wie er wiſſe, wegen zu naher Ber: 
wandtſchaft unmöglich jei, könne in Wirklichkeit den Zwed, eben weil er die Un— 
möglichkeit fenne, nicht wollen. Es bejtehe daher kein Grund, ihm die Rückforderung 
zu verjtatten. 

7) Iſt eine Mitgift wegen fünftiger Ehe verſprochen, fo kann diejelbe auch 
dann nicht beanjprucht werden, wenn der Beriprechende die Ehe wider Treu und 
Glauben vereitelt hat. 

8) Das B.G. B. hat die Beweislaft nicht geregelt. Gemeinrechtlich war die— 
jelbe jehr beftritten, vgl, R.G. Bd. 5 S. 26, Bd. 14 S. 225. Wie hier im wejent: 
lihen Windicheid $ 429 Anm. 2, dort die Litteratur. Die Mehrzahl der zweiten 
Kommiſſion, Brot. — Spahn — Bd. 2 ©.693, wollte die Enticheidung davon ab— 
bängig maden, in welchem Sinne die Leiftung vor Erreihung des Zweckes gemacht 
worden jei und was die Parteien für die Zeit des Schwebezuſtandes beabjichtigt 
haben; dies giebt wohl kaum einen ficheren Maßſtab. 

9, Windiheid a.a.D. nimmt an, wenn die Parteien darüber einverjtanden 
jeien, „dab die Entjcheidung gefallen ſei“, müſſe der Kläger nicht die Nichtverwirk: 
fichfeit des Zwedes, der Empfänger müſſe vielmehr jeinerfeits, wenn er behalten 
wolle, deſſen Erfiillung darthun. Dies dürfte „überfein“ fein. 

1) Vgl. Ramdohr bei Gruchot Bd. 44 ©. 115ff. 
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minder gehören hierher Verfügungen eines durch Erbichein legitimierten 
Nichterben über Naßlaßgegenſtände, 8 2366. 

In vielen Fällen ift auch die Erfüllung gegenüber einem Nicht: 
berechtigten dem berechtigten Gläubiger gegenüber wirkſam, jo daß deſſen 
‚sorderung ohne deſſen Befriedigung untergeht. Dies gejchieht unter 
anderem bei Leitungen an den urjprünglichen Gläubiger nach Abtretung 
der Forderung, wenn ihm der Schuldner in Unkenntnis der Ceſſion ge- 
leiftet Hat, $ 407, ferner bei Leiftungen an den unberechtigten Inhaber 
eines Inhaber- oder Legitimationspapieres, 88 793, 808; bei Yeiltungen 
an den durch Erbichein Legitimierten, welcher in Wirklichkeit nicht Erbe 
iit, $ 2366. 

I. Im Intereſſe der gefchädigten Eigentiimer und Gläubiger giebt 
$ 816 denjelben Anfprüche auf Herausgabe der ungerechtfertigten Be— 
reicherung. 

1. Hat der Nichtberechtigte eine Verfügung über einen Gegenitand 
getroffen, die dem Berechtigten gegenüber wirkſam ijt, jo tt er dem: 
jelben zur Herausgabe des durch jene Verfügung Erlangten verpflichtet. 
Dies gilt auch, falls der Verfügende im guten Glauben handelte. Auch 
wenn der Verfügende einen bejonders hohen Preis, welcher den Wert 
des Gegenjtandes, über den er verfügt hat, überjteigt, hat er demjelben 
herauszugeben. 

2. Erfolgte die Verfügung unentgeltlich, jo hat derjenige, welcher 
aus derjelben unmittelbar einen rechtlichen Borteil erlangte, 
jeine Bereicherung dem Berluftträger zu erjtatten. 

3. Entiprechend iſt e8, wenn jemand die einem anderen gejchuldete 
Leiftung empfängt, und dies dem Forderungsberechtigten gegenüber wirk— 
jam ilt, $ 816 Abi. 2.? 

$ 379. Unfittliher Erwerb. 


I. Die Römer gewährten die condictio ob turpem causam zur 
Rückerſtattung deifen, was jich der Kondiktionsſchuldner unjittlicher: 


2) Wenn der Gerichtsvollzieher beim Schuldner Geldftüde, welche dieſem nicht 
gehören, pfändet, und den Gläubiger durch das Geld befriedigt, oder dem Schuldner 
nicht gehörige Sadıen anderer Art nah der Piändung verkauft und mit dem Erlöſe 
den Gläubiger bezahlt, jo war es früher ftreitig, ob der Dritte, welcher fein Eigen: 
tum infolge diejer Vorgänge an den gepländeten Sachen verlor, einen Anjpruch gegen 
den durch das Geld befriedigten Gläubiger hatte. Val. hierüber R.G. Bd. 40 S. 201, 
3.43 S. 178. — D. Zur. tg. 1899 5.237. Nah B. G. B. $ 816 iſt dies wohl 
nicht mehr zu bezweifeln. Der Gläubiger ift bereichert, weil er einen Anſpruch, aus 
dem Vermögen eines Dritten befriedigt zu werden, nicht hatte. Der Schuldner bleibt 
verpflichtet, weil die Befriedigung des Gläubiger feine endgiltige war. 
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weije von dem Kondiktionsgläubiger um künftiger Handlungen oder 
Unterlafjungen willen leijten ließ, 3. B. wegen Erprejjungen, und 
die condietio ob injustam causam wegen jeden ſonſtigen unjitt- 
lichen Erwerbes, z. B. wegen Annahme wucherifcher Zinfen.! 

Dieje Slagerechte fennt auch dag B.G.B. Es faht fie aber im 
$ 817 zujammen, welcher allgemein Rückforderung wegen Leiftungen 
gewährt, bei denen der Empfänger durch die Annahme gegen ein geſetz— 
liches Verbot oder gegen die guten Sitten verjtößt. 

I. Die Bedeutung des $ 817 im Syiteme des B. G. B. ift zweifel- 
baft.? Nach SS 134 und 138 ijt jedes Nechtsgefchäft, welches gegen 
ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verſtößt, nichtig. 
Die Übereignung vollzieht ſich aljo im Nechtsjinne nicht, jo daß der 
Übereignende das geſetzwidrig oder unfittlicherweife Gewährte vindi- 
cteren fann®; ebenſo beiteht die Forderung nicht, welche gegen Geſetz 
und die guten Sitten begründet wurde. 

Wenn $ 817 hierauf feine bejondere Rückſicht nimmt, jo kann doch 
nicht angenommen werden, daß er den Eintritt jener Folgen bejeitigen 
will. Er bejtimmt aber den Umfang des perjönlichen Nücforderungs- 
anfpruches in bejonderer Weije für die Fälle, in welchen unfittlicher- 
weile eine Leiſtung erfolgte, aber eine Vindikation gleichwohl aus— 
geichlofien it, 3.8. weil das behufs des verbotenen oder unfittlichen 
Zwedes Gezahlte vom Empfänger bereits verbraucht ift. 

Für eine jolche Rückforderung gilt: 

a) Sie ift, wie dies bei der römischen condietio ob turpem causam 
der Fall wart, ausgeſchloſſen, wenn das Gejchäft nicht bloß für den 
Empfänger, jondern auch für den Geber jchändlich war. Wenn man 
alfo z.B. jemanden zu einem Morde gegen Übereignung eines Pferdes 
gedungen hat und diejes iſt noch beim Empfänger, jo fann der Geber 
das Pferd vindicieren; denn die Übereignung war nichtig. Wenn man 
aber 3.8. Geld gab, welches der Mörder verbrauchte, fan man von 
diefem nichts verlangen. 





1) Vgl. Dernburg, Band. Bd.2 $ 140. 

2) Bal. oben Bd.2 Nbt.1 890 a. E. ©. 200. 

3) Allerdings nehmen viele an, da die Übereignung von ihrer causa losgelöſt 
jei, die Unfittlichleit aber in der causa liege, jo fei die Übereignung, um Unfittliches 
zu bewirten, als folche giltig. Aber jene Loslöfung liegt auf dem Gebiete des pri- 
vaten Willend. Die Frage, ob eine Handlung ethiſch verwerflid, alfo dem üffent- 
lihen Wohle zumiderlaufend ijt, fann hiervon nicht abhängig gemacht werden. 

4)1.1 $2,1.2,1.3 D. de cond. ob turpem causam 12,5. 
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b) Ferner tritt, joweit die Nückforderungsflage wegen unfittlicher 
Leitung zuläjfig tft, die verjchärfte Verpflichtung des Empfängers nad) 
$ 819 Abj. 2 ein, jo daß derjelbe Haftet, wie wenn der Anjpruch jchon 
zur Zeit des Empfanges rechtöhängig geworden wäre. 


8 380. Sonftige Fälle ungeredtfertigter Bereidherung. 

. Das B.G.B. erwähnt außer den bisher behandelten Fällen 
ungerechtfertigter Bereicherung an vielen Orten noch andere. Ihre Zahl 
it auch damit feineswegs erſchöpft. Wo immer eine Vermögensver- 
ichiebung eingetreten it, welche im Verhältnis des Verluftträgers zum 
Bereicherten eine Unbilligfeit enthält, tritt diefer Anſpruch zur Aus: 
gleichung ein.! Bon jolchem Anjpruche fann nur dann nicht die Rede 
jein, wenn die Bermögensverjchiebung im Sinne des Gejeßes, auf dem 
jie beruht, eine endgültige jein joll, z. B. im Falle einer Erjigung. 

IH. Hervorgehoben wird nach dem VBorgange der römischen Juriſten 
im $ 812 Abi. 1 der Fall, daß der rechtliche Grund der Leiſtung jpäter 
wegtällt, jog. condictio causa finita. Dahin gehört unter anderen, 
daß eine Draufgabe nach Erfüllung des Gejchäftes oder deſſen Auf: 
hebung bei dem Empfänger zurückbleibt, ohne daß die Rückforderung 
verwirkt iſt?, 88 336ff., oder daß ein Schuldjchein nach Tilgung der 
Schuld in der Hand des Gläubigers geblieben iſt, $ 371; ferner, dat 
man Entjchädigung von einem Mitkontrahenten für den Verluſt einer 
Diejem anvertrauten Sache erhält, welchen derjelbe verjchuldete, und day 
man diefe Sache jpäter wieder erhält, vgl. $ 255°; nicht minder gehört 
der Widerruf einer Schenkung wegen Undanks hierher, $ 531 Ab}. 2, wie 
auch einer Eheſchenkung im Falle des Widerrufes gegenüber dem im 
Scheidiingsurteile allein für jchuldig erklärten Ehegatten, $ 1584.% 

III. Tritt infolge einer Verbindung, Vermiſchung oder Verarbeitung 
eine MNechtsänderung ein, jo iſt derjenige, zu dejjen Gunsten ſie ſich 
vollzieht, dem hierdurch Berlierenden wegen der ungerechtfertigten Be 
reicherung zur Geldentjchädigung verbunden, $ 951 Abi. 1.5 

IV. Zuwendungen zum Zwede eines Gejchäftes, welches ich jeder 
Teil anders denkt, und das infolgedejien nicht zu jtande kommt, künnen 


1) Oben ©. 501. 

2) Bal. oben Bd.2 UAbt. 1 899 II, 6; .11 $6 D. de a. e. 19,1. 

3) 1.2 D. de cond. sine — 12. 

4) Auch B. G. B. 88 823 Abſ. 3, 826 Abſ. 1 am Schluſſe, 628, 1301 Abi. 1 
gehört hierher. 

5) Val. unten Bd.3 $ 109 Ziff. 5. 
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nicht minder hierher gezählt werden®, vollends aber Erwerb, bei wel- 
chem bloß Zufall und Mißverftändnis fein Spiel trieb; es wird z.B. 
infolge eines Schreibfehler8 in einem Wechjel eine Null zu viel gejet.? 

V. Außer den Kondiktionen fannte das römische Necht wegen Be: 
reicherung die VBerwendungsflage — actio de in rem verso.® Im A.L. R. 
I, 13 Abjchnitt 3 jind die römischen Konditionen jogar in den Anjpruch 
wegen nüßlicher Verwendung aufgegangen. Das B. G. B. fennt eine 
befondere Berwendungsflage nicht. 

Es frägt ſich jedoch, ob unter Umjtänden die Bereicherungsflage 
nach $ 812 jest da Platz greift, wo man früher eine Verwendungs— 
lage zuließ. 

Die preußijche NRechtiprechung gab eine jolche Klage, wenn eine 
Zwiſchenperſon bei Abſchluß eines Gejchäftes in verdedter Stellvertretung, 
aljo rechtlich als Selbjtfontrahent, wirtichaftlich aber für den Anderen 
gehandelt hatte, und verlangte hiernad) 

a) Kläger muß ein Gejchäft mit einem Dritten — der jog. Zwijchen- 
perjon — abgeſchloſſen haben und 

b) der Beklagte durch dasjelbe bereichert jein. 

c) Zwijchen dem Gefchäfte und der Bereicherung muß ein Kaujal- 
zujammenhang beitehen, und endlich 

d) der Beklagte das Produkt des Gejchäftes erlangt haben, ohne 
ein Erwerbögejchäft mit der Zwilchenperjon abgeichlojjen zu haben.!° 

Unter diejen VBorausjegungen dürfte jeßt $ 812 B. G. B. anwend— 
bar jein. Denn der Beklagte hat etwas durch) die Leijtung des Klägers, 
wenn auch nicht direkt, jo doch „in jonjtiger Weiſe“ erlangt und zwar 
„ohne rechtlichen Grund“; er ijt bereichert, der Kläger ärmer geworden. 


6) 1.18 $1 D. de rebus creditis 12, 1. 
7) R. G. Bd. 10 ©. 111. 

8) Vgl. Dernburg, Band. Bd.2 8 14. 

9) RG. Bd. 1 ©.143, ©. 159, Bd. 21 ©. 238. 

10 Beiſpiele geben die in Anm. 9 angezogenen Entſcheidungen des R.G.: Der 
Kläger, ein Maſchinenfabrikant hatte Teile eines Mühlenwerkes an den im eigenen 
Namen handelnden Stiefvater des Bellagten verfauft und zwar zum Zwecke der Ber: 
wendung in die Mühle; fie wurden dem Mühlenbejiger übergeben und in deſſen 
Mühle untrennbar eingefügt; der Stiefvater des Bellagten berichtigte den Kaufpreis 
nicht und verjtarb vermögenslos. Ein Erwerbsgeſchäft zwiichen dem Stiefvater und 
dem Müller war nicht geichlojien. Das R. G. lieh die Verwendungsklage des Fabri— 
fanten gegen den Müller zu. Ebenſo in folgendem Falle: Der verjtorbene Ehemann 
der Bellagten, mit welchen dieje in getrennten Gütern lebte, hatte vom Kläger 
Düngitoffe gelauft und in die Befigung feiner Frau, ohne mit diejer ein Geichäft 
abgeichlofjen zu haben, verwendet. Er ftarb vermögenslos, der Verwendungsklage 
gegen die Frau wurde jtattgegeben. 
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Damit find die Vorausjegungen des 8 812 erfüllt. Die Anwendung 
des $ 812 in dieſen Fällen auf Herausgabe der Bereicherung entipricht 
der Billigfeit, die Verweigerung einer Klage jchließt eine Härte in fich. 

Die Furcht, daß eine jchranfenloje Verwendungsflage auf diejem 
Wege in das Recht eingeführt werde, welche zur Verweigerung einer 
jolchen Klage führen fünnte, wäre nicht begründet, Denn die Woraus- 
jegungen der Klage, wie fie die veichögerichtliche Praris in preußiichen 
Sachen gezogen hat, find fejte und Elar abgegrenzte. !1 


$ 381. Die Bereiherungsflage im einzelnen. 


1. Aus der ungerechtfertigten Bereicherung entipringt eine perſön— 
lihe Forderung des Verluſtträgers gegenüber dem Bereicherten auf 
Herausgabe des ungerechtfertigten Erwerbes. Auf Schadenseriag geht 
ſie an und für fich nicht, doch kann jie infolge Nechtshängigfeit oder 
Verzug und in Fällen der Unredlichfeit des Erwerbers auch Schadens- 
erſatz in fich ſchließen. 

UI. Berechtigt it der Verlujtträger. Geichah die ungerecht: 
fertigte Leitung durch einen Dritten infolge eines Auftrages — Auf- 
trag im weiteiten Sinne genommen —, jo hat der Auftraggeber die 
Nücforderungsflage gegen denjenigen, welcher die Leiltung ohne aus: 
reichenden rechtlichen Grund empfing, joweit er dem Beauftragten Dedung 
gewährte oder jchuldet. Der Beauftragte jeinerjeits hat ſich nur an 
jeinen Auftraggeber zu halten. Hat man z. B. behufs Tilgung einer 
Schuld dem vermeinten Gläubiger eine Anweiſung gegeben, auf Grund 
deren der Angewieſene geleijtet hat, jo erwächſt nicht diefem die Klage 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung gegen den Amveilungsempfänger, 
jondern dem Anwerjenden.t Gejchah die Leiftung durch einen auftrag- 
[ofen Gejchäftsführer, z. B. zur Tilgung der vermeinten Schuld des» 
jenigen, für welchen man handelte, jo erhält diejer gegen den Empfänger 
die Klage wegen umgerechtfertigter Bereicherung, wenn er die auftrag: 





11) Allerdings fordert das R.G. Bd. 43 ©. 163 für das gemeine Recht nod, 
daß der das Rechtsgeſchäft ſchließende Dritte, bei deſſen Abſchluß als Geſchäftsführer 
des Bereicherten hervorgetreten war. Ob dies für die gemeinrechtliche actio de ın 
rem verso nötig war, wie Ihering und Windicheid annahmen, muß bier dabin- 
gejtellt bleiben, vgl. Dernburg, Band. Bd.2 $ 14 Anm. 17. Nah B. G. B. handelt 
es jih nicht mehr um eine Verwendungsklage, fondern nur nocd um die Klage aus 
ungerechtiertigter Bereicherung nad) & 812. Für dieſe aber iſt es obne Gewicht, ob 
ſich die Zwiſchenperſon bei dem Nbichluffe mit dem Kläger als Sejchäftsführer des 
Bellagten zu erfennen gab. Vgl. übrigens Motive Bd. 1 ©. 223, 

1) Vgl. Windiheid, Band. Bd. 2 8 424 Ziff. 2. 
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loje Gejchäftsführung genehmigt hat, oder dem Gejchäftsführer wie ein 
Auftraggeber einiteht, $ 683. 

Berpflichtet ijt der Bereicherte, auch wenn ihm nicht unmittelbar 
etwas geleijtet ift, jondern einem anderen für ihn, vorausgeſetzt, daß 
diejer ihm das Geleiſtete erjtattet oder verrechnet hat. 


III. Gegenftand der Bereicherungsflage im einzelnen ijt?: 


1. Herausgabe de3 vom Beklagten ungerechtfertigterweile Er- 
langten in Natur, joweit die beim Beklagten vorhanden: ift. 

2. Erjtattung der vom Beklagten bezogenen und bei diejem vor— 
handenen Nußungen, vol. 8 100. 

Was der Beklagte durch ein jelbjtändiges Rechtsgeſchäft mit den 
Mitteln des ungerechtfertigt Erlangten erwarb, hat er dagegen nicht 
herauszugeben, 3. B. nicht den Agiogewinn, welchen der vermeinte Gläu— 
biger mit der ihm gezahlten Summe durch Kauf und Berfauf von Spe- 
m. erzielt hat. 3 


3. Auch was der Empfänger al3 Erſatz des grundlos Geleiſteten 
— — ſog. Surrogat — hat er herauszugeben, z. B. Entſchädigung, 
die ihm ein Dritter wegen Beſchädigung oder wegen Enteignung des 
ohne Rechtsgrund Erlangten zahlte, nicht minder Verſicherungsgelder, 
$ 818 Abſ. 1 am Schlufie. 

Werterjag iſt auch zu leilten, wenn die Herausgabe des Erlangten 
jeiner Bejchaffenheit nach nicht möglich iſt, z. B. weil es fih um ge- 
feiftete Dienite handelt, oder wenn der Empfänger aus anderen Gründen 
nicht zur Herausgabe in Natur im ſtande ijt, 3.3. weil er die ihm 
gezahlten Geldſtücke verbraucht hat, $ 818 Ab. 2. Worausgejegt iſt hier: 
bei aber, daß der Wert in das Vermögen des Beklagten gefloſſen it. 

4, Ausgeichlofjen it die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum 
Erjaß, ſoweit der Empfänger nicht mehr bereichert ijt, $ 818 Ab}. 3. 

Den Wegfall der Bereicherung hat der Empfänger zu beweijen. 
Dies kann bei Geldjumment durch den Nachweis des Empfängers ge— 
jchehen, daß er das Geld unproduftiv verwendet hat, 3.8. zu Ver: 
gnügungsreifen, zu Gejchenten, oder zum Spiel, wogegen der Gegen- 


2) Stieve, Gegenstand des — 1899. 

3) Anders Dertmann $ 818 Hifi. 2 

4) Gemernrechtlih nahm man meijtend an, dab im Falle der ungeredhtfertigten 
Leiftung einer Geldjumme die empfangene Summe jchlechthin zu eritatten jei, da— 
gegen Mandry, Archiv für civ. Praxis Bd. 48 ©. 232. 
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beweis denkbar, wenn auch Feineswegs leicht zu führen iſt, da; der 
Empfänger die unproduftiven Ausgaben aus eigenen Mitteln gemacht 
hätte, wenn ihm das ohne Nechtsgrund Geleijtete nicht zugefommen 
wäre; daß er alſo infolge desjelben jeine eigenen Mittel jparte. 5 

Daraus, daß die Verpflichtung zur Herausgabe ausgeichlojjen iit, 
joweit der Empfänger nicht mehr bereichert tt, folgt, da er Aufwen- 
dungen auf die Subitanz und die Nußungen de Empfangenen an— 
rechnen darf, ohne Rückſicht darauf, ob diejelben erforderlich oder wirt: 
Ichaftlich gerechtfertigt waren. Es genügt, dab fie die Bereicherung 
minderten. 

IV. Schärfere Haftung des Empfängers tritt von der Rechts— 
hängigfeit der Bereicherungsflage an ein. Bon diejer Zeit an wird 
er nach den allgemeinen Borjchriften wie ein Verwalter fremden Gutes 
verantwortlich, 88 291 u. 292. 

Bon der Nechtshängigfeit an hat er aljo die empfangene Geldſumme 
zu verzinjen. Soweit er einen bejitimmten Gegenjtand herauszugeben 
bat, werden fortan die Beitimmungen maßgebend, welche im Falle der 
Nechtshängigfeit des Eigentumsanjpruches nach SS 987 ff. gelten, jo das 
der Empfänger namentlich für Verjchulden in Nichtgewinnung ordnungs- 
mäßig gewinnbarer Nugungen und in Verjchlechterung oder Untergang 
des herauszugebenden Gegenjtandes einzuftehen hat. 

V. Die jchärfere Haftung, wie wenn der Anipruch rechtshängig 
wäre, trifft ferner den Empfänger nach $ 819 

1. vom Empfange an, wenn er zur Heit des Erwerbes den 
Mangel eines rechtlichen Grundes fannte, 3.8. wenn er wußte, daß die 
Schuld nicht bejtand, welche der andere Teil zu tilgen gedachte. 

2. Erführt der Empfänger nach dem Empfange den Mangel des 
rechtlichen. Grundes, jo tritt die jchärfere Haftung von diejer Zeit 
an ein. 

3. Die gleiche Steigerung tritt vom Empfange der Leijtung an 
ein, wenn der Empfänger durch die Annahme der Leiltung gegen ein 
gejegliches Berbot oder gegen die quten Sitten verſtieß. 

4. Eine gefteigerte Haftung jchreibt endlich $ 820 für den Fall vor, 
daß mit der Leitung ein Erfolg bezwedt war, deſſen Eintritt nad 
dem Inhalte des WNechtsgejchäftes als ungewiß bezeichnet 


5) Bgl. Stieve a. a. O. ©. 64; Dertmann S. 548. 
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wurde, falls der Erfolg nicht eintritt.* Im allgemeinen joll der Em- 
pfänger dann zur Herausgabe verpflichtet jein, wie wenn der Anjpruch 
zur Herausgabe zur Zeit des Empfanges rechtshängig geworden wäre; 
dies foll namentlich wegen verjchuldeter Beichädigung oder Störung des 
Empfangenen gelten. Aber Zinſen hat der Empfänger in jolchem Falle 
erit von der Zeit an zu entrichten, in welcher er erfährt, daß der Er— 
folg nicht eingetreten ift, und Nutzungen mur, injoweit er zu dieſer Zeit 
bereichert iſt. 

Das Gleiche gilt, wenn die Leijtung aus einem Rechtögrunde, dejjen 
Wegfall nach dem Inhalte des Nechtsgejchäftes als möglich angejehen 
wurde, erfolgte, wenn der Nechtsgrund wegfällt, 3. B. bei der Über— 
eignung einer Mitgift für den Fall einer fünftigen Che. 


VI. Aus der ungerechtfertigten Bereicherung kann nicht bloß eine 
lage, jondern auch eine Einrede entipringen. Dieje Einrede iſt umver: 
jährbar, $ 821, erhält jich aljo auch nach der Verjährung der entiprechen- 
den Stlage. 


VII. Die Anjprüche des Verlujtträgers als perjönliche richten ſich 
nur gegen den Bereicherten, jtehen aljo gegen einen Dritten jelbjt 
danı nicht zu, wenn es fich um die Herausgabe eines individuell be- 
daß ſein Gegenjtandes handelt, und der Dritte bei deijen Enverb wußte, 
jtimmten NRechtsvorgänger jenen Gegenjtand ungerechtfertigterweile er: 
langt hatte. 

Eine Ausnahme trifft jedoch $ 822. Hat nämlich der Empfänger das 
Erlangte unentgeltlich einem Dritten zugemwendet, und ijt infolgedejien 
die Verpflichtung des Empfängers zur Herausgabe ausgeſchloſſen, jo iſt 
der Dritte zur Herausgabe verpflichtet, wie wenn er die Zuwendung 
von dem DVerlujtträger ſelbſt ohne Rechtsgrund erhalten hätte.?- 8 


6) Man leiitet 3. B. dem unbeauftragten Gejchäftsführer eines Dritten eine 
Sadıe für den Fall, dat der Dritte den Empfang genehmigt. 


7) Cojad a.a.D. ©. 621 ſtellt der unentgeltlihen Zuwendung auch einen nicht 
rechtögeichäftlihen Erwerb gleich, der dem Bereicherten gegenüber ungerectfertigt iſt, 
oder gar auf einer unerlaubten Handlung beruht, 3.8. im Falle eines Diebjtahles. 
Es handelt ſich aber um eine Ausnahme, die nicht erweitert werden darf. Die Er: 
mweiterung ift auch fein Bedürfnis, denn in diefem Falle hat der Empfänger als 
Surrogat für die empfangene Sache einen Anſpruch, welchen er nad) $ 818 dem 
Berluftträger abzutreten hat, Dertmann a.a.D. S. 552. 

8 Im Falle des 8816 Abi. 1 Sap 2 ijt der unentgeltliche Erwerber primär 
der Kondittionsichuldner; im Falle des S 822 wird er dies ſekundär, weil der 
primär Berpflichtete aufhört verpflichtet zu fein. 
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Siebenter Titel. 


Unerlaubte Handlungen. Anderweite aufzerdertragliche 
Schädigung. 


Erjtes Kapitel. 
Allgemeine Grundfühe über unerlaubte Handlungen. 


$ 382. Brivatjtrafllagen und Schadenserjagtlagen. 

I. Das naive urſprüngliche Nechtsgefühl gewährt dem Verletzten 
Sühne durch Strafanjprüche gegen den Schädiger. Insbeſondere gab 
das altdeutiche Necht dem Berletten und der Familie des Getöteten 
Anjpruch auf deſſen Wergeld. Das römische Necht jtellte feine zahlreichen 
Privatitrafflagen auf, durch welche der Beichädigte im Wege des Givil- 
prozejjes zu eigenem Vorteil Strafjummen beitrieb, die je nach den 
verichiedenen Strafthaten bemejjen waren. ? 

Strafe und Schadenserjaß fielen urjprünglich für die gemeine Vor: 
jtellung zufammen. Allmählich hat die juriſtiſche Logif zunächit der 
Römer den Begriff der Privatjtrafe und des Schadenserjages jcharf ge 
trennt. 

II. Troß der Rezeption des römischen Rechtes gewannen die römi— 
jchen Privatſtrafen in Deutjchland feine Bedeutung. Noch die Karolina 
Art. 157, 158 kannte die römische PBrivatitrafe des Diebjtahles. Aber 
Aufnahme in das deutſche Rechtsleben fonnte fie ihr nicht verjchaffen. 
Nur die römische Privatitrafe wegen Injurien erhielt jich bis im die 
neuere Zeit. Doch verkümmerte auch fie in der gemeinrechtlichen Praxis. 

In innerem Zuſammenhange mit dem altdeutjchen Wergeld jtand 
wohl das Schmerzensgeld, welches namentlich die Karolina Art. 20 
und 21 dem unjchuldig Gefolterten, altem Brauche entiprechend, zu: 
billigte? und Das gemeinrechtlich bei Nörperverlegungen überhaupt An- 


1) Über das B. G. B. vgl. vorzugsweiſe Lenel, D. Juriltenzeitung 1897 n. 21 
©. 409; Jung, Delikte und Schadensverurſachung 1597; Liszt, Die Delitisobliga- 
tionen im Syjtem ded B. G. B. 18548; Linkelmann, Schadenserfappflicdt aus umer: 
laubten Handlungen 1895; ferner M. Rümelin, wulpahaftung und Raujalbaftung im 
Archw fir civ. Praxis Bd. 885 2.255 (1805) und M. Rümelin, Verwendung der 
Kauſalbegriffe 1900 ©. 1 bis 174, aud im Ardiv für cw. Praxis Bd.) S. 171 
bis 344. Bol. außer den Lehrbüchern und Kommentaren des B.G.B. auch Kipp zu 
Windicheids Pand. 8. Aufl. Bd.2 5.886 bis 8496. 

2) Vgl. Dernburg, Band. Bd. 2 ©. 129 und dort Angef, 

3) Stobbe: Lehmann Bd. 3 $ 260 Arm. 28. 
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erfennung fand. Nah A.L. R. 1,6 88 112 FF. jollte jedoch Schinerzens- 
geld nur an Perſonen des Bauern» und gemeinen Bürgerjtandes ent: 
richtet werden; für Perſonen höheren Standes nicht anjtändig jein. Ob 
Schmerzensgeld Privatitrafe war, ob Schadenserſatz, war jtreitig.* 

Bei Feld- und Foritfreveln erhielten fich in Deutjchland im Pfand: 
gelde Privatitrafen, die daneben Schadenserjag bildeten. 

Im allgemeinen erfannte die deutjche Praxis dem durch Die uner- 
laubte Handlung eines Dritten Berlegten gegen den Schädiger nur 
Stlagen auf Schadenserfaß zu. Much diefe Klagen aber hatten ein 
unzureichendes Ergebnis, jo lange man vom Kläger den Beweis feines 
Schadens und des Umfanges desjelben in ängitlich peinlicher Weije 
forderte. 5 

Die Neaftion gegen das Unrecht war hiermit im wejentlichen dem 
öffentlichen Nechte überlafjen, Gegenwehr durch die Initiative des Ver— 
legten äußerſt eingeichränft und wenig wirkſam. 

Erit die Gejehgebung des neuen Neiches hat durch das Inſtitut 
der Buße zu Guniten des Berleßten deſſen Lage, wenn auch vorjichtig 
und Eafuiftiich, verbejiert.* Die Möglichkeit ferner, welche die C. P. O. 
$ 260 — jetzt $ 286 — dem Richter eröffnete, über Bejtehen und Um— 
fang des Schadens nach freiem Ermefjen zu befinden, hat auch der Klage 
des Verlegten auf Schadenserjat eine etwas erhöhte Bedeutung gegeben. 

111. Eine ganz andere Behandlung als in der deutichen Praxis 
erfuhren die Anjprüche der VBerlegten in der franzöjiichen Juris— 
prudenz.? 

Zwar Brivatitrafen blieben auch in ihr lebendig. Aber die ängjt: 
fiche logifche Trennung des Gefichtspunftes des Schadenserjaßes und 
der Strafe fand hier feinen Boden. 

Zwei Nechtsgedanfen, welche bereit3 der altfranzöfiichen Juris— 
prudenz maßgebend waren, beitimmen im Anſchluſſe au code civil 
art. 1382 und 13835 die Haftung wegen jchuldhafter Schadenszufügung 





4) Val. Hellmann im Archiv für civ. Praxis Bd. 78 n. 4. 

5) Siehe die oben Abt. 1 8 26 5.62 angeführten Schriften über die „Notjtände 
des Schädenprozejies“, „Die Schuplofigfeit der materiellen Lebensgüter“. 

6) Val. oben Abt. 1 $ 36 ©. 83. 

7) Seng, Vergütung nicht ökonomiſchen Schadens in Kohler: Archiv Bd. 5 
S. 336. Anders freiih R.G. Bd.7 ©. 295. 

8) Art. 1382: Tout fait quelconque de l’'homme, qui cause & autrui un 
dommage, oblige celui par la faute duquel il est arrive, ä le röparer. Art. 1383: 
Chaguun est responsable du dommage qu'il a cause non seulement par son fait, 
mais encore par sa negligence ou par son imprudence. 


Dernburg, Bürger, Recht. 11.2. 39 
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in Frankreich und in den weiten Gebieten, in welchen der code civil 
unmittelbar oder in Bearbeitung herrſcht. 

Einmal iſt generell jeder, welcher durch jein Verjchulden Schaden 
zufügt, dem Berlehten zum Schadenserjag verpflichtet. 

Ferner aber wird nicht bloß Bermögensichaden — dommage 
matériel —, vielmehr nicht minder Schaden anderer Art — dommage 
moral — berüdiichtigt, jo daß derjelbe entiprechend und nachdrücklich 
gefühnt wird. Der franzöftiche Nichter jest die Geldentichädigung in 
fittlicher Würdigung der That feit. Hiernach erreicht die Verurteilung 
oft einen jehr hohen Betrag, kann jich aber auch auf ein Minimum 
bejchränfen, namentlich wenn das Verhalten des Klägers die jchuldhafte 
That des Beklagten entichuldigte. 

Ähnlich verfährt das engliiche und amerikanifche Recht. 

IV. Das B. G. B. fennt feine Privatitrafe. 

Auch jucht es grundjäglic) unter der Einwirkung der Vorstellungen 
des alten gemeinen Nechtes vom Schadenserjage wegen unerlaubter 
Handlungen die Straffunftion auszujchliegen. Die Genugthuung für die 
Verlegung fremder Nechtsgüter durch arbiträre Gelditrafe läht es daher 
nur in befonderen Fällen — $ 847 — zu.? 


8383. Der Schadenserjag wegen unerlaubter Handlungen nah B.G. 8. 

I. Den römischen Deliktsklagen liegen ſpezialiſierte Ihatbeitände 
zu Grumde. Da jie verjchiedenartig bemejjene Strafen androhten, mußten 
fie notwendig die Thatbeitände einzeln umgrenzen, an welche fich die 
Strafen fnüpften. Seit im gemeinen Nechte die Erjagpflicht bei den 
Deliftsklagen allgemein das Beltimmende wurde, mußte das Beitreben 
erwachen, einen einheitlichen Deliktsbegriff zu bilden, ohne dat es freilich 
durchdringen fonnte.? Im A.L. R. I, 6 SS 1 und 8 fand dasjelbe aber 
Verwirklichung. Schaden iſt dem A.L. R. jede Verſchlimmerung des 
Zuftandes eines Menjchen in Anjehung feines Körpers, jeiner Freiheit 
oder Ehre, oder jeines Vermögens. Er verpflichtet allgemein den jchul- 
digen Thäter zum Schadenserjage. Der code art. 1382, welcher nicht 





9) Wal. hierüber die geiitvollen und in die Tiefe dringenden Ausführungen 
von Liizt, Delittsobligationen S. 1 ff. 

1) Bat. E. IS 704; Motive Bd.2 S. 724; E II $ 746; Kom. Prot. — Spabn — 
Bd. 2 S.566, Bd. 6 S.200; Denkichrift des Bundesrates S. 148; Bericht der Reiche: 
tagskommiſſion ©. 56. 

2) Bgl. die bei Landeberg, Injuria und Beleidigung ©. 107 Anm. 3 Anger. 
Dagegen R.G. Bd.9 ©. 163. 
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minder allgemein Haftung für jchuldhaft zugefügten Schaden anordnet, 
jetzt dejjen Begriff voraus. 

Dagegen juchten die Nedaktoren des B. G. B. den Begriff des 
Schadens, für welchen der ſchuldhafte Schädiger einſtehen joll, genau zu 
bejtimmen und zu begrenzen. Nach Tajten und Schwanfen war jchließlich 
das Ergebnis der $ 823. 

Laut Abſatz 1 iſt, wer vorjäglich oder fahrläjjig das Leben, 
den Körper, die Gejundheit, das Eigentum oder ein jonitiges 
Recht eines anderen widerrechtlich verlegt, dem anderen zum 
Erjat des daraus entitehenden Schadens verpflichtet. 

Laut Abſatz 2 trifft die gleiche Verpflichtung denjenigen, welcher 
Ichuldhafterweile gegen ein den Schuß eines anderen be— 
zwedendes Geſetz verjtößt. 

Damit joll nach der Denkjchrift des Bundesrates der Schadens- 
eriagbegriff eine feite gejegliche Grundlage für die richterliche Entſcheidung 
gewonnen haben. In Wahrheit wurde ein Tummelplaß für Streitfragen 
geichaffen. 

„Nechtsgüter* werden erwähnt und „Nechte“ und „Schutzgeſetze“. 
Wer das Leben eines anderen verlegt, joll dem anderen zum 
Schadenserjage verpflichtet jein. Verletzt durch die Beraubung des Lebens 
it der Getötete! Können Tote Schadenserjaganjprüche haben?“ — 

Wohl wird ich nach $ 823 die Definition rechtfertigen lajien: 
Schaden im Rechtsſinne ijt Verlegung des rechtlich gewähr- 
leijteten Gutes eines Individuums Aber deutlich tritt ein eins 
heitlicher Gedanfe nicht im Gejete hervor. 

Und doch hat es bei der Beratung an Mühen nicht gefehlt. 

Der $ 823 ging aus einem in der zweiten Kommiſſion gejtellten 
Antrage hervor, zu dejien Begründung ausgeführt wurdet: Die Vor: 
jchriften über die Schadenscerjagpflicht aus unerlaubten Handlungen jind 
dazu bejtimmt, die Nechtögüter der Einzelnen, innerhalb deren dieje ihre 
individuelle Freiheit und Interejien verfolgen dürfen, von einander ab- 
zugrenzen. Der Nechtöfreis des Cinzelnen umfaßt, fuhr der Antrag: 
jteller fort, zunächit feine VBermögensrechte, dingliche wie obligatorische, 
jodann aber aud) jeine jog. Berlönlichfeitsrechte — Leben, fürperliche 
Unverjehrtheit —, welche durch das an jedermann gerichtete Verbot eines 


3) Vgl. Lenel, Deutiche Suriftenzeitung Bd.2 ©. 409. 
4) Kom. Prot. — Spahn — Bd.2 5.560. 
39* 
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Eingriffes ebenfo geichüßt find, wie die Nechte an Sachen. Die Nechts: 
freie Sind ferner, führte er weiter aus, jo voneinander abgegrenzt, daß 
das Geſetz dem einen im Intereſſe eines anderen gewilje Pflichten auf: 
erlegt, ihm ein gewiſſes Verhalten gebietet oder verbietet. Dabei fünnen 
aber nur jolche Gebote und Verbote in Betracht kommen, welche darauf 
abzielen, das Intereſſe des einen vor der Beeinträchtigung des anderen 
zu bewahren — 3.8. das Verbot des Str. G. B. $ 299, einen ver: 
jchlofienen Brief unbefugt zu öffnen —, nicht dagegen die im Intereſſe 
der Geſamtheit auferlegten gejeglichen Pflichten, welche, weil fie den 
Intereſſen aller förderlich find, auch jedem Beteiligten zu gute fommen —, 
3. B. nicht das Verbot des S 360 n. 6 des Str. G. B., Empfehlungs- 
farten und andere Drudjachen dem Papiergelde ähnlich herzustellen, nicht 
das Gebot des Naupens, $ 368 n. 2. 

Auf dieſe Erwägungen wurde der Antrag geitügt: Wer vorſäßlich 
oder aus Fahrläſſigkeit widerrechtlich das Recht eines anderen verlest, 
oder gegen ein den Schuß eines anderen bezweckendes Geſetz verſtößt, 
it ihm zum Erjage des daraus entitandenen Schadens verpflichtet. 

Der Antrag wurde angenommen und Beltandteil des zweiten Ent: 
wurfes. 

Doch ein bedeutſames Nachipiel folgte! 

Dem Antrage gehörte ein zweiter, erläuternder Abjag zu: „Zu den 
Nechten im Sinne diefer Borfchrift gehört auch der Beſitz; als Ber: 
letzung des MNechtes gilt auch die Verletzung des Lebens, des Körpers, 
der Geſundheit und der Ehre.” 

Diejer Abſatz 2 wurde von der Kommiſſion abgelehnt; er jei dot- 
trinär, bedenklich, gehöre nicht hierher. 

Bei der Reviſion der zweiten Lejung durch die Kommititon 5 wurde 
aber der Antrag eingebracht, in den Entwurf einzujchieben: „Wer das 
Leben, den Körper, die Geſundheit, die Freiheit, das Eigentum -oder 
ein ſonſtiges Necht verlegt.” Diejer Vorjchlag jei, wurde ausgeführt, 
in der Hauptjache redaftioneller Natur. Bei der früheren Beratung babe 
man den lehrhaften Schlußſatz, dat als Verlegung eines Nechtes im 
Sinne der dvorjtehenden VBorjchrift auch die Verlegung eines der einzeln 
aufgeführten immateriellen Nechtsgüter anzujehen jei, mit Necht geitrichen, 
da die heutige Wiſſenſchaft ein perjönliches Recht in weiterem Sinne 
annehme. Danach aber finde fich im Entwurf II nirgends unmittelbar 


5) Kom. Brot. — Spahn — Bd.6 ©. 200. 
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ausgejprochen, daß die Verlegung diejer Güter fich cwilrechtlich als 
Delift daritelle.e Dem ſolle der Zuſatz abhelfen. Zwar wurde einge- 
wendet, daß gerade der Zuſatz fraglich ericheinen laſſe, ob alle Nechts- 
güter gededt jeten, denn die Schlußklauſel „oder ein ſonſtigs Recht “ 
jchliege jich an Eigentum an und fünne daher enger verjtanden werden. 
Darüber wurde weiter nicht diskutiert, der Zuſatz gleichwohl ange- 
nommen. 

II. Legen wir die Gedanfen zu Grunde, aus welchen $ 823 ent- 
ſprungen ift, jo gejtaltet jich die Schadenserjagpflicht wegen unerlaubter 
Handlung folgender Art. 

1. Sie fordert laut $ 823 Abſ. 1 Verlegung eines Nechtes. 
Grundjäglich gehören hierher Nechte jeder Art®, namentlich auch die 
Berjönlichfeitsrechte.? Hierfür jpricht der Wortlaut „jonitige Nechte*. 
In dieſem Sinne wurden, wie wir jehen, die Anträge, auf welchen das 
Geſetz beruht, in der Kommiſſion geitellt, in diefem Sinne wurden fie 
angenommen. Allerdings iſt eine andere Auslegung häufig, fie it fait 
die herrichende geworden. Die Worte „oder ein jonitiges Recht“ jeien 
Ipeziell mit den Worten „das Eigentum“ zu verbinden, und bloß auf 
Nechte nach Art des Eigentumes zu beziehen. Außerdem jeien nur 
die vier bejonders hervorgehobenen perjönlichen Lebensgüter durch Ab— 
ja 1 gejchüßt. Dieſe Auslegung ſtützt ſich auf die in der Schlußrevifion 
eingejchobenen Worte. Doch wenn irgendwo, iſt hier der Ort zur Be— 
ſtimmung des Sinnes der zweideutigen Faſſung auf die Gedanfen, von 
welchen man ausgeiprochenerwetie bei der Formulierung bejeelt war, 
zurüczugehen. Hiernach iſt die Gegenanficht zurückzuweiſen. Sie führt 
auch auf ein unzulängliches Ergebnis, eine jchwer erträgliche Kaſuiſtik. 


6) Auch öffentliche Nechte, Liſzt a. a. O. ©. 26: „Wenn X. den Wahlmann B. 
verhindert, ich mit dem fahrplanmähigen Eifenbahnzuge an den Wahlort zu begeben, 
und B. jich infolgedejjen genötigt fieht, einen Ertrazug zu nehmen, jo muß A. dafür 
auftommen.“ 

7) Freilich beſteht die Streitfrage, ob unſer Recht fubjettive Perſönlichkeitsrechte 
überhaupt kennt! Sie eingehend zu erörtern, iſt bier nicht der Ort. Die Nedattoren 
des B. G. B. gingen hiervon aus. Sie berufen fich hierfür auf die neuere Wiſſen— 
ichaft. Vgl. hierzu namentlich Negeläberger, Pandekten Bd.1 8 50 I; Gierke, Deutiches 
Privatrecht Bd. 188 29, S1; Kohler, der ſolche Rechte Individualrechte nennt, Autor— 
reht S. 129, in feinem Archiv Bd.5 ©. 77 und fonft. Gegner ift neuerdings noch 
Kipp in Windiheids Pand. 8. Aufl. Bd.1 $ 40 zu Anm. 1. 

8) So unter anderen Rümelin, Kaufalitätsbegriffe S. 68 Anm. 69. Dagegen 
findet Endemann, Einf. Bd.1 $ 200 Anm. 8, man wird dem Sinne am beiten ge 
recht, wenn man das irreführende und überflüjjige Wort „Eigentum“ aus dem Sape 
jtreicht. 
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Insbejondere ſchützt aljo S 823 Abſ. 1 auch den widerrechtlich 
jchuldhaft in feiner Ehre Verletzten.“ Erkennt man PBerjönlichfeitsrechte 
überhaupt an, und dies thut das B. G. B. — vgl. 8 12 —, ſo gehört 
die Ehre ſicher zu dieſen „ſonſtigen Rechten“ des 8 823. 

Auch der Beſitz iſt im Sinne des $ 823 zu den Rechten zu rechnen.!® 
Das war im grundlegenden Antrage Abjag 2 beionders hervorgehoben 
und nur als jelbjtverjtändlich wicht angenommen. 

2. Es iſt immerhin zu beachten, da die Nechtsnormen des 25. Titels 
über unerlaubte Handlungen, wenn das Geſetz dies auch nicht bejonders 
ausjpricht, eine ſubſidiäre Natur haben. 

Denn das bürgerliche Recht beichäftigt fich in allen jeinen Teilen 
auch mit jchuldhaften widerrechtlichen Handlungen und normiert Deren 
Folgen. Soweit dies gejchieht, können die allgemeinen Vorjchriften über 
unerlaubte Handlungen nicht Platz greifen. Soweit beijpielsweife das 
Familienrecht Nechtspflichten des Ehegatten, des Inhabers der elter: 
lichen Gewalt oder des Vormundes gegen feinen Ehegatten, jein Kind 
oder jeinen Mündel bejonders regeln, jind die Nechtsgrundjäge des 
25. Titel3 über unerlaubte Handlungen nicht noch außerdem anwendbar. 
Soweit ferner das B. G. B. die vorjägliche wie fahrläjfige Verlegung 
von VBertragspflichten ordnet, ijt diejelbe nicht nad) dem 25. Titel 
zu beurteilen. 

Eine bedeutiame Streitfrage iſt weiter, ob widerrechtliche jchuldhafte 
Verlegungen obligatorischer Nechtsverhältnifje durch Dritte den Vor— 
jchriften über unerlaubte Handlungen unterliegen. Es ijt zuzugeitchen, 
dab der Wortlaut des $ 823 hierfür jpricht, daß dies auch nach der 
ausgejprochenen Abficht des Antragitellers, welcher den Paragraphen 
in der Kommijjion formulierte, der Fall fein jollte.?? Viele Schritt: 
jteller jprechen jich daher hierfür aus.is Alſo joll, z. B. wer eine ver: 





9) Allerdings führt jelbjt Liſzt a. a. O. S. 22 aus, dab die Ehre troß der 
jheinbar allgemeinen Faſſung des Geſetzes fein Recht im Sinne des $ 823 jei. Er 
beruft ſich bierfür mit Unrecht auf die Materiaiien. Diejelben find nur im Bus 
fammenbange zu würdigen. 

10) Liſzt a. a. O. ©. 21; Kipp bei Windſcheid, Pand. Bd. 2 S. 887 und andere. 
Bol. freilich Strohal, Sachbeiik S. 56. 

11) Vgl. hierüber und über die Frage, ob ein Deliktsanſpruch zuläffig it, wenn 
die Verlegung einer Bertragäpflicht zugleih, vom — abgeſehen, den That: 
beitand eines Deliftes in ſich ichlieht, oben Bd.2 Abt.1 864. Bgl. aber aud 
rt Anſpruch auf Klagerecht ©. 98. 

) Vgl. Brot. — Spahn — Bd.2 S. 568; oben €. 611. 

13) So Liſzt a.a.Dd. ©.21.; ; Stamnler, Schuldverhältnifie, allgemeine Lehren 
S. 110; Staub in Kohlers Archiv 3.5 ©.12; Kipp bei Windſcheid, Band. Bd. 2 
©. 887. 
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faufte oder vermietete, noch nicht übergebene Sache jchuldhaft zerjtört, 
dem Käufer oder Mieter derjelben jchadenserjagpflichtig werden. Wir 
erachten dieje Anficht al8 unannehmbar. Denn nach der Grundauf— 
fafjung des B. G. B. erzeugt das Schuldverhältnis nur eine Be— 
ziehung des Gläubigers zum Schuldner, vgl. $ 241, wovon nur 
in bejchränfttem Maße Ausnahmen jtattfinden. Die Folgen der Gegen: 
anficht wären auch praktisch verkehrte. Giebt man dem Gläubiger einen 
Anipruch gegen Dritte, welche die ihm gejchuldete Sache jchuldhaft zer- 
jtören, jo muß man ihm folgerecht Erjaganjpruch auch gegenüber dem 
gewähren, welcher die Sache jchuldhafterweie an jich bringt und da— 
durch nicht minder wie durch Zeritörung die Erfüllung des Schuld- 
verhältnijjes vereitelt. Dies würde zur Auferjtehung des Nechtes zur 
Sache führen, welches das B. G. B. bejeitigen wollte, und zwar in einem 
Umfange, der für den Verkehr geradezu unerträglich wäre. 1-15 

Sit freilich der Gläubiger in den Beſitz der geichuldeten Sache 
gelebt, 3. B. der Käufer eines Grundjtüdes vor dejjen Auflafjung oder 
der Mieter und Pächter, jo kann er gegen denjenigen, welcher die Sache 
beichädigt oder zerjtört, allerdings wegen Beeinträchtigung jeiner Beſitz— 
jtellung nach $ 823 Abj. 1 Klagen. 

3. Nach $ 823 Ab. 2 begründet weiter die Verlegung eines Schuß: 
gejetes den Anspruch des hierdurch Beichädigten auf Schadenserfag. 16 

Hier hat ich vor allem die Streitfrage erhoben, ob auch im Interejje 
der Allgemeinheit erlajjene Gebote und Verbote zu dieſen Schußgejegen 
gehören, wenn Ddiejelben zugleich im Intereſſe der Einzelnen find. 

Schon bei der Beratung in der Reichstagskommiſſion wurde dieje 
Anficht regierungsjeitig aufgejtellt — Itenographijche Berichte ©. 56 —, 
um ein in der Reichstagskommiſſion gejtelltes Amendement zu Fall zu 
bringen. Sie hat ſich dann verbreitet und ijt faſt zur herrſchenden ge— 
worden. 17 


14) Bol. auch Dertmann $ 823 Biff. 3. 

15) Erwas anderes iſt in den Fällen des $ 826 anzunehmen, vgl. unten $ 393. 

16) Vgl. hierüber Liſzt a. a. O. S. 30. Liſzt verteidigt die Anficht, daß die 
Intereſſen, welche man durch $ 823 Abſ. 2 ſchützen will, bereits durch $ 823 Abi. 1 
als „ſonſtige Rechte“ geſchützt ſind; wie z. B das in den Kommiſſionsprotokollen 
verwertete Briefgeheimnis ein Recht im Sinne des $ 823 Abſ. 1 bilde, jo daß deſſen 
Verlegung bereits hierdurch gededt jei. Died erachte ich als richtig. Da jedoch der 
Umfang der durch $ 823 Abſ. 1 geichügten Rechte zweifellos und bejtritten ift, jo fann 
vom praftiihen Standpunkte aus der Abj. 2 als nüßlich erfcheinen. 

17) Dagegen Lenel, Deutſche AJurijtenzeitung Bd. 2 ©. 709; Linfelmann in 
Kohlers Ardiv a. a. O. ©. 79. 
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Daß dieje Auffaſſung Ichnurftrads im Gegenjage zu dem Grund— 
gedanken jteht, von welchem der Antragiteller des jegigen $ 823 Abi. 2 
in der zweiten Kommiſſion ausging, daß deſſen Auffafjung von feinem 
Mitgliede der Kommiſſion bekämpft wurde, in welcher der Antrag an- 
genommen wurde, it zweifellos. Die Auslegung aber darf nicht alle 
Äußerungen von autoritativer Seite, die bei Beratung eines Geſetzes 
fielen, al3 gleichwertig erachten, jo daß man, wenn jie fich wideriprechen, 
diejenige erwählt, welche gerade zuzujagen jcheint. Auch fragt es ich, 
wo joll die Grenze jein? Die Beitrafung von Hochverrat und Yandes: 
verrat ift jicher auch zum Schuge der Bürger des Staates. Sollen die 
Einzelnen, welche infolge des Landesverrates Schaden erlitten, 3. B. 
Kontributionen, erhöhte Steuern entrichten mußten, Erſatzklagen gegen 
den Yandesverräter haben? 

Man wird alfo, dem Wortlaute des 8 823 Ab}. 2 und der Abyicht 
bei deijen Formulierung und Annahme entiprechend, jene Erweiterung 
zu verwerfen haben. 

Etwas anderes ilt, daß, wie oben Abt. 1 8 27 ausgeführt wurde, 
die Vermutung dafür ſpricht!s, daß das Zuwiderhandeln gegen geſetz— 
liche, zum Schuge bejtimmter Intereſſen gegebene VBorjchriften die Ent- 
jtehung eines Schadens, dejien Verhütung durch jene Borichriften be- 
zweckt wurde, verurjachte, jo daß die Entjchädigungsflage des Verlesten 
nur des Nachweijes der erfolgten Schädigung und des Zuwiderhandelns 
gegen jene Borjchriften bedarf. Dies bezieht jich auf vertragliche wie 
außewvertragliche Haftung für Schaden, iſt Beweisregel, nicht Nechts- 
regel im engeren Sinne. 

III. Die Verlegung des Beichädigten muß jelbjtverjtändlich wider: 
rechtlich jein, jie muß ferner auf Borjaß oder Fahrläſſigkeit des 
Schädigers zurüdführen. Die bloße Veranlaſſung des Schadens genügt 
nicht.1° Freilich giebt es zahlreiche ‚sälle, in welchen aus bejonderen 
Gründen die bloße Veranlaſſung des Schadens zu deſſen Erſatz verpflichtet. 

Das Verſchulden muß jich auf die Nechtsverlegung beziehen, z. B. 
Klörperverlegung, Sachbejchädigung, Betriebsunfall. Diejer, wie man 
es bezeichnet hat „Einbruch in die fremde Nechtsiphäre“, muß gewollt, 
mindeitens aber bei gehöriger Sorgfalt vorausjehbar geweſen jein. 


18) Bol. namentlih auch Rümelin, Kaufalbegriffe ©. 123, welder gleichfalls 
die Bräfumption als einem dringenden praftiichen Bedürfnis entipredend, für das 
B. G. B. feithält, freilich auch hierfür $ 823 Abſ. 2 anfübrt. 

19) Bgl. oben Abt. 1 8 25. 
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Nicht vorausjehbar dagegen müſſen die weiteren Jchädlichen Wir- 
fungen gewejen jein; für jie haftet man daher, auch wenn fie ganz 
außerhalb des Kreijes unjerer Kenntnis oder deſſen, was wir wiffen 
müſſen oder willen fünnen, liegen.?° Wer aljo einem anderen jchuld- 
haft bloß eine leichte körperliche Verlegung zufügen will, wird für die 
ichweriten Komplifationen haftbar, welche jich daraus infolge bejonderer 
Körperbejchaffenheit des Beichädigten entwickeln. 

Daß hierbei nicht jeder urjächliche Zufammenbang, der im philo- 
ſophiſchen Sinne ein jolcher ist, in Betracht gezogen wird, daß nur ein 
Ausjchnitt der Kaujalität im juritiichen Sinne in Anlehnung an die 
Lebensauffaflung zu beachten it, wurde bereits früher nachgewiejen. 21 

In den Fällen der Anwendbarkeit des S 823 Abſ. 2 muß jich die 
Verichuldung nur auf die Gejegesverlegung, nicht auf den jchädigenden 
Erfolg beziehen. ?? 

Das B. G. B. unterscheidet nicht, ob die jchuldhafte Nechtsverlegung 
in pojitivem Thun beiteht, oder in bloßen Unterlafiungen.3® Es ijt 
daher auch nicht bejtritten, daß bloße Unterlafjungen haftbar machen, 
jelbjtverftändlich wenn fie jchuldhaft find, was dann bejaht werden 
muß, wenn eime Pflicht zum Handeln beitand, jei e8, dal dieſelbe all: 
gemein, aljo jedermann aufgelegt iſt — reine Unterlaffungsdelifte — jet 
es, daß für den Unterlafjenden fonfrete Umſtände eine Verpflichtung zum 
Entgegenhandeln begründen — Kommiſſivdelikte durch Unterlafjung — 
3. B. infolge einer Antspflicht oder vorhergegangene Handlungen des 
Unterlajjenden. + 

IV. Die bisherigen Ausführungen ergeben, dag nach B. G. B. der 
Umfang der gegen Verlegung gejchügten Nechte faum minder weit ift, 
als nach franzöſiſchem Rechte. Dennoch iſt das Necht des B. G. B. von 
dem des code wejentlich verjchieden. Denn nach) B. G. B. $ 253 kann 
wegen Schadens, der nicht Bermögensjchaden iſt, Geidentjchädigung nur 


20) Endemann, Einf. Bd. 1 ©. 572; M. Nümelin, Kauſalbegriffe ©. 67. 

21) Bal. oben Abt. 1 $ 27 S.66. Siche ferner noch Zitelmann, Das Recht 
des B. G. B. allgemeiner Teil S. 154. Eine theoretiiche Formulierung liegt im Be- 
griffe der „adäquaten Kauſalität“; vgl. insbejondere M. Nümelin, Verwendung der 
Kauſalbegriffe. Siehe auch die auf S. 57 dajelbit angeführten Schriftiteller. 

22) Liſzt, Deliftsobligationen ©. 35; M. Rümelin, Kauſalbegriffe S. 135. 

23) Anders nad der berrichenden Anficht in Nom bei der a legis Aquiliae, 
Windicheid, Band. Bd.2 $ 455 Anm. 9. Val. jedoch Dernburg, Rand. Bd.2 8 131. 
Uber Preuß. Necht ſiehe R.G. Bd. 17 ©. 122. 

A 24) Bol. Zitelmann, Recht des B.G. B. allgemeiner Teil S. 163; Liſzt, Straf: 
recht $ 29. 
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in den durch das Geſetz beitimmten Fällen gefordert werden. Wegen 
unerlaubter Handlungen ijt dies im B. G. B. nur in den Fällen des 
S 847 zugeftanden. Damit iſt zwar nicht beitimmt, wie manche fäljchlich 
unterjtellen, da Schadenserjag bloß wegen Vermögensſchadens geichuldet 
wird. Herſtellung kann der Bejchädigte auch bei Schäden anderer Art 
beanfpruchen. Immerhin bleibt es ein gewaltiger praftifcher Unterjchied, 
daß nach franzöfiichem Nechte dem Richter wegen immateriellen Schadens 
allgemein arbiträr zu bemejjende Geldentjchädigung offen fteht.?> 


$ 384. Burehnungsfähigfeit, Erjappfliht unzurehnungsfäbiger 
Schädiger. 

I. Da jich die Erfagpflicht des Schädigers auf Verſchulden gründet, 
jo entiteht jie nicht, wo dies ausgejchloffen ijt.! Bor allem iſt dies bei 
Unzurechnungsfähigfett des Schädiger8 der Fall. 

Die Zurechnungsfähigfeit fehlt in folgenden Fällen ?: 

1. Ber Schädigung im Zuitande der Bewußtlofigfeit®, oder 
einer die freie Willensbeitimmung ausjchliegenden franfhaften 
Störung der Geiſtesthätigkeit, mag fie auf Geiſteskrankheit beruhen 
oder Folge einer Körperkrankheit, 3. B. Nervenfieber, fein, $ 827 Abi. 1 
Sa 1* iſt die Verantwortlichkeit ausgeſchloſſen, wie auch Willens- 
erflärungen in jolchem Zultande nach SS 104 und 105 unwirkſam find. 

Jedoch haftet, wie wenn ihm Fahrläſſigkeité bei der That zur 
Lajt fiele, wer ſich durch geiitige Getränfe in einen vorüber: 
gehenden Zujtand jener Art verjegt. Gleiches joll in Fällen der 


25) Vgl. W.T.B. Paris, 20. Juni: Das YZuchtpolizeigericht verurteilte den 
Redacteur des „Echo de Paris“ Gemeinderat Lepelletier wegen Beleidigung des 
Oberjtleutnants Picquart zu 2000 Free. Geidbuhe und 100000 Fred. Schadenseriag. 

1) Hierüber ftehe Nbt.1 $66 ©. 14l. 

2) Vgl. Liſzt a. a. O. ©. 46. 

3) E.I$ 7U8. 

4) Dies ach dem PVorbilde des Str. G. B. $ 51, wenn aud mit einer erbeb- 
lichen, wohl unabſichtlichen Abweichung. Strafrechtlich” gilt auch bei bocdhgradiger 
TZrübung des Bewußtſeins die Zuredinungsjäbigfeit als — Dies 
wird auch für das Civilrecht zu gelten haben, Liſzt ©. 48 ndemann, Einf. I 
&.165, 170 verfteht unter Bemwuhtlofigleit nur volle Aufhebung des Bemwußtieins. 

5) Wer annımmt, dak bezüglich der Schadenähaftung nah B. G B. fein Unter: 
ſchied zwiſchen Fahrläſſigkeit und Vorſatz beſtehe, muß die Beſtimmung de⸗ 
3827 Sasz 2 für unverſtändlich und irreſührend erklären, Liſzt a. a. O. S 50. Witr 
Dagegen finden bier eine gejegliche Bekräftigung der Ansicht — oben Bd. 2 Abt. 1 
$ 25 —, daß aud nah B. G. B. bei Bemefjung des Schadens auf den Grad des 
Berichufdens Rüdiiht zu nehmen ſei. Der $ 827 verdanft jeine Entjtehung Der 
zweiten Kommiſſion — Brot. Spahn Bd. 2 & 500. Dort hatten die doftrinären 
Auffaſſungen der Berfafier der Motive der erſten Kommiſſion feinen Boden. Sonit 
wäre $ 827 Saß 2 nicht möglich gemefen. 
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Anwendung „ähnlicher Mittel“ gelten. Gemeint jind Mittel, die 
einen ähnlichen Effekt haben, z. B. Morphium, oder Berjtattung der 
Hypnoſe. 

2. Verüben Kinder vor Vollendung des 7. Jahres, $ 828 Abi. 1, 
Schaden, jo find fie wegen Unzurechnungsfähigfeit nicht verantwortlich ® 
dasjelbe gilt für jonjtige Minderjährige vor Bollendung des 18. Lebens— 
jahres, wenn denjelben nachweisbar? bei der That die zur Erfenntnis 
der Verantwortlichfeit erforderliche Einjicht fehlte?; $ 828 Abi. 2 
Sap 1. 

3. Taubſtumme jtehen jolchen Minderjährigen gleich, $ 828 
Abſ. 2 Sag 2.9.10 

I. Die Nichtverantwortlichkeit Unzurechnungsrähiger für ihre 
Schädigungen führte das römische und gemeine Necht mit voller Schärfe 
durch. Dem deutjchen Nechtsgerühle entjprach dies nicht!!; das A. L. R. 
1,6 88 41 ff. juchte eine Ausgleichung. Es legte Geijtesfranfen und 
Kindern wegen des von ihnen verübten Schadens unter gewijjen Be— 
Ichränfungen Erjagpflicht auf, jofern dem Geiſteskranken die Stojten 
feiner Erhaltung, den Kindern auch die Mittel ſtandesgemäßer Erziehung 
verblieben. Auch das B. G. B. $ 829 vermittelt, jo daß es dem Nichter 
ein weitgehendes Ermejjen zugejteht. 

Hiernac) find die wegen Unzurechnungsfähigfeit von der regelmäßigen 
Schadenserjagpflicht Befreiten, wenn der Erjaß von einem aufjichts- 
pflichtigen Dritten nicht erlangt werden kann, injoweit haftbar, als 
Billigfeit nach den Umſtänden, insbejondere nad) den Ber: 
hältnijjen der Beteiligten Schadloshaltung erfordert, jo daß aber 


6) Strafrechtliche Verfolgung iſt nad) Str.G.B. $ 55 für Handlungen vor Boll: 
endung des 12. Lebensjahres unſtatthaft. 

7) Liſzt a. a. O. ©. 111 ijt freilich anderer Anficht und hält die Vermutung für 
die Deliktsfähigfeit der Minderjährigen nicht für gejeglich feitgeitellt. 

8) Bol. Str.G.B. $ 56. Zur Auslegung vgl. Liſzt a. a. O. ©. 52. Nach 
meiner Anficht ijt gemeint, der Schädiger muß die Einficht gehabt haben, um dag 
Rechtsverletzende jeiner Handlung oder Unterlajjung zu erfennen. Das 
Kennen der Gefahr des Schadens fann unmöglicd ausreichen. 

9) Bol. Str. G. B. 558. Der Taubjtumme haftet civilrechtlich, ſofern er nicht 
den Mangel jeiner Einſicht bei der That nachweiit; die Itrafrechtlihe Berantwortlich- 
feit trifft ibn nur, wenn jeine Zurehnungsfäbigfeit pofitiv fejtiteht, Liſzt a. a. O. ©. 53. 

10) Bezüglich der Delikte, die ein Ausländer im Deutſchen Neiche begebt, wırd 
die Zurechnungsfähigfeit nad) deutjchem Rechte zu beurteilen jein. Geſetzlich ijt dies 
nicht ausgeſprochen. Es ergiebt ſich aus der Grundrichtung des deuiſchen inter: 
nationalen Privatrechtes, Liſzt a.a.D. ©. 112. 

11) Bgl. die bei Stobbe- Lehmann Bd. 3 ©. 508 ©. 11 angeführten älteren 
Rechtsquellen. 
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die Mittel zum jtandesmäßtgen Unterhalte des Schädigers und zur Er: 
füllung ihrer gejeglichen Unterhaltungspflichten hierdurch nicht entzogen 
werden Dürfen. 


$ 355. Der Erjagberedtigte.' 

I. Grijagberechtigt it nicht jeder, welchem durch eine unerlaubte 
Handlung Nachteile erwuchien. Sonst wäre der Schädiger einer unüber— 
ſehbaren Zahl von Erjagberechtigten gegemübergeitellt. Nur demjenigen 
erwächit vielmehr in der Regel ein Erjaganipruch, welcher unmittelbar 
durch die unerlaubte Handlung verlegt wurde. ? 

II. Selbitverftändlich können durch diejelbe unerlaubte Handlung 
mehrere unmittelbar beichädtgt werden. Namentlich iſt dies bei Zadı- 
beichädigungen der Fall. Durch diejelbe kann der Eigentümer, der von 
ihm verjchiedene Beliber der Sache, 3. B. der bejitiende Mieter und 
Pächter, nicht minder Ddinglich Berechtigte, insbejondere Niepbraucher 
und Pfandgläubiger Schaden erleiden. 

Der Erſatzanſpruch eines jeden ijt unabhängig von dem aller an: 
deren. Jedoch beſtimmt $ 851 zwechnäßigerweiie, daß der Schädiger 
durch die Leiſtung an denjenigen, welcher ſich zur Zeit der Beſchädigung 
oder der Entziehung im Beige der Sache befand, auch dann befreit 
wird, wenn ein Dritter Eigentümer der Sache war oder cin ſonſtiges 
Necht an der Sache hatte, es jet denn, daß dem Schädiger Dies Necht 
des Dritten befannt oder infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt war. 

Der Pfandgläubiger, welchen Schadenserſatz geleitet iſt, hat dieſen 
Betrag auf Die verlicherte Forderung anzurechnen. Inſoweit iſt Der 
ESchädiger auch vom Anſpruche des Gigentümers befreit, welcher um 
Dielen Betrag von der Prandverprlichtung entlajtet tt. 

III. Bloß obligatorifch am einer Zache Berechtigte haben im Falle 
ihrer Beichädigung in der Negel feine Aniprüche*, aljo nicht der Käufer 
der bejchädigten Sache, nicht wer jie verjichert hat.>- ® 


1) Lijzt a. a. O. S. 97. — Lenel, Deutihe Zuriitenzeitung 1897 ©. 409. 

2) Dies drüdt $ 23 Durch die Faſſung aus, wer das Rechtsgut „eines ans 
deren“ verlegt, ilt dem „anderen“ jchadenseriaßpflictig. Wal. Lintelmann S. 23. 
Dagegen nimmt freilih Coſack, B.R. Bd.1 S. 598 an, es jei gleihgültig, ob man 
durch das Delift unmittelbar oder mittelbar aeichädigt ſei. 

3} Beziiglid der nach der lex Aquilia Nlagberecdtigten vgl. Demburg, Pand. 
Bd.2 8131 Anm. 12.5; Grüber im Archiv für civ. Praris Bd. 75 S. 303. 

4) Val. R.O. H. G. Bd. 13 S. 426 bezüglich der Tötung eines Verſicherten. 

5) Das Gegenteil nimmt Liizt a.a. 0.9.98, Cojad, B.R. Bd. 19.598 am. 
Ral. aber oben 8 351 Anm. 11. 

6} Anders in den Fällen des $ 525, 
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IV. Im Falle der Tötung, der Verlegung des Körpers, der Ge: 
ſundheit oder der Entzichung der Freiheit eines Menjchen find nach 
Maßgabe der SS 844 und 845 auch gewiſſe mittelbar Bejchädigte erjaß- 
berechtigt. ? 

$ 356. Haftung Mehrerer. 

Sit eine Schädigung Folge unerlaubter Handlungen oder Unter: 
laſſungen Mebrerer, jo iſt jeder als Gejamtjchuldner für den ganzen 
Schaden verantwortlich, er jet denn aus perjünlichen Gründen, ins: 
bejondere wegen jeiner Unzurechnungsfähigfeit oder infolge entjchuldbaren 
Irrtumes nicht haftbar. 

Das frühere Necht verweigerte in Fällen vorſätzlicher Schadens: 
zufügung durch Mehrere demjenigen, welcher freiwillig oder verurteilt 
den gemeinschaftlich verurjachten Schaden erjegt Hatte, den Rückgriff 
gegen die übrigen Schädiger. Nach B. G. B. $ 426 find dagegen Die 
als Gejamtjchuldner Daftenden, auch wenn die Schädigung vorjäßlich 
war, untereinander zu gleichen Teilen verpflichtet. 

Folgende Fälle fommen vorzugsweile in Betracht!: 

1. Diehrere haben durch eine „gemeinschaftlich begangene un— 
erlaubte Handlung“ Schaden verurjacht, dann it nach $ 830 Abi. 1 
Sat 1 jeder für den ganzen Schaden verantwortlich. 

Nicht erforderlich ijt, da die Übelthäter gleichzeitig handelten; es 
genügt, daß fie miteinander verbunden, wenn auch getrennt, thätlich 
wurden, 3. B. von zwei Mordgejellen wirft der eine dag Opfer zur 
Erde, der andere eriticht e8. 

2. Anjtifter und Gehilfen ftehen Mitthätern gleich ?, 8 830 Ab}. 2. 

Begünjtiger, welche nach Begehung der Strafthat dem Thäter 
oder dem Teilnehmer wiſſentlich Beiſtand leiſten, um Ddiejelben der Be: 
jtrafung zu entziehen oder ihnen die Vorteile des Verbrechens oder Ver: 
gehens zu ſichern — St. G. B. 5 257 —, find neben den Begünftigten 
nad) $ 823 haftbar, foweit aus der Begünjtigung dem Verlegten 
Schaden erwuchs. Ob die Begünftigung ftraflos it — St. G. B. 5 257 

7) Siehe unten $ 391. 

1) Grome, Solidarität aus unerlaubten Handlungen in Jheringd Jahrbüchern 
Bd. 35 ©. 100. 

2) Im Sinne des Strafgeieges find diefe Begriffe nicht zu nehmen, List a. a. O. 
S. 77. Namentlich iſt vorfägliches Zuſammenwirken nicht erforderlich. A. jtiftet den 
B. an, ein Gewehr abzufeuern. Beide unterjtellen fahrläſſigerweiſe, daß das Gewehr 


nicht geladen ijt. Dies war ein Irrtum, das Gewehr gebt los und E. wird verlept. 
Dann find U. und B. Gejamtichuldner. 
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Abſ.2 — iſt ciwilrechtlich unerheblich. Für Hehlerei — St. G. B. $ 259 
— gilt dasjelbe wie für Begünftigung. 

3. Für den Schaden haftet nach 8 830 Abi. 1 Sat 1 jeder, wenn 
ſich nicht ermitteln läßt, wer von mehreren Beteiligten den Schaden 
durch jeine Handlung verurjacht Hat. 

Wer aber iſt beteiligt? Nach dem St. G. B. 8 227 iſt, wer ich 
an einer Schlägerei oder einem durch Mehrere Angriffe, 
welche den Tod eines Menjchen oder eine jchwere Körperverletzung ver: 
urjacht haben, beteiligt hat, jchon wegen dieſer Beteiligung ſtrafbar, 
falls er nicht ohne jein Berjchulden hineingezogen worden üt. Be 
teiligung wird hierbei in weitejtem Sinne genommen; jeder Anteil an 
dem Borfalle hierzu gerechnet. Anreizende Worte können für die Strar- 
barkeit ausreichen. Genügt dies auch für die civilrechtliche Haftbarfeit 
nad) $ 830 Abi. 1 Eat 2? 

Jurisprudenz und Praxis haben dies bisher verneint. Zwar nabın 
man auch bisher auf Grund der Quellen des gemeinen Nechtes an, dat 
e3 auf das Maß der Mitwirkung des bei einer Tötung oder Körper: 
verlegung Beteiligten für die Schadenserjagpflicht deijen nicht anfomme, 
welcher gegen den Verletzten mit oder neben anderen thätlich geworden 
it. Dagegen legte man dem feine Haftung für den Schaden auf, welcher 
zivar bei dem Vorfalle gegenwärtig war und ji) an demjelben im Sinne 
des Strafgeſetzbuches beteiligt hatte, von dem aber nicht feititeht, daß 
er Thätlichkeiten beging, da der urjächlihe Zuſammenhang zwiſchen 
jeinem Verhalten und der Bejchädigung dann durchaus zweifelhaft jet.’ 

Hieran wird man auch jett feitzubalten haben, Beteiligung in 
$ 830 Abi. 1, alfo nicht im Sinne des Strafgejegbuches nehmen. * 

Bleibt es zwar ungewiß, wer von Mehreren, die thätlich wurden, 
den Totjchlag beging, läßt ich aber bezüglich Einzelner fejtitellen, das 
fie diefen Schaden nicht verurſacht Haben fönnen, jo find ſie fir 
ihn nicht haftbar. 5 


3) Vgl. 1.11 85 2 und 4, 1.öl $1 D. ad legem Aquiliam 9,2; R. G. Bd.! 
8.80; Seuffert Ardıv Bd.47 n. 12. 

4) Die Anfichten der Ausleger gehen weit auseinander. M. Nümelin, Cauſal— 
begriffe 5.174, unteritellt die Beteiligung an einer causa remota an einem allg« 
meineren, merlaubten, die Gefahr der jpeziellen Verlegung nabelegenden Handeln, 
3.8. der Prügelei, bei der die Verwundung erfolgte, ebenio Liſzt, Deliftsobligation 
5.76; Derimann zu $830. Das B.G.B. enthält nichts, was eine jo weitgehend 
Abweichung von den Grundregeln des Schadenserjaßes rechtfertigt. 

5) Es iſt 3.8. jemand bei einer Schlägerei, an der jih Mehrere thätlich be: 
teiligten, eritochen; e8 wird aber fejigeftellt, daß einer von ihnen keine Mordwaft 
hatte, jondern nur mit Fäuſten dreinichlug. 


$ 387. Die Haftung für außervertraglihe Schädigungen durch Dritte. 623 


Ein ganz anderes Verhältnis liegt vor, wenn ein Schaden erwuchs, 
der zwar durch einen von mehreren verurjacht jein muß, wenn fich aber 
nicht ermitteln läßt, wer von ihnen an der Übelthat beteiligt ift; wenn 
3. B. ein Paſſant nacht? durch einen von zwei Kutſchern, die des Weges 
hintereinander famen, überfahren it, jo iſt feiner der Kutjcher zu ver: 
urteilen, falls nicht nachzuweiſen ift, wen die Schädigung zur Laſt fällt. 


$ 387. Die Haftung für außervertraglide Schädigungen durd Dritte. 

I. Haftet der Gejchäftsherr für Schädigungen, welche die von 
ihm verwendeten Berjonen Dritten zufügen? Haftet der zur Auf— 
jicht über eine Berjon VBerpflichtete für dejjen Übelthaten? Die 
Gejeggebungen gehen hierüber weit auseinander. 

Das ältere deutſche Necht war für unbedingte Haftpflicht.! Dies 
hat jich auf das franzöfifche Necht vererbt. Nach code civil art. 1384 
it man für Schadenszufügungen durch die uns unterjtellten Perſonen 
und durch Sachen, Die unjerem Gewahrjam unterjtehen, verantwortlich; 
insbefondere joll der Vater, und nach deſſen Tode die Mutter für den 
Schaden, den die bei ihnen wohnenden minderjährigen Kinder verüben, 
haften, Meifter und Auftraggeber für den durch Dienjtboten und An— 
gejtellte verurjachten Schaden, Lehrer für ihre Lehrlinge. Aber Water 
und Mutter und Lehrherren jollen doch frei fein, wenn fie die Übelthat 
nicht hindern konnten. 

Dagegen im gemeinen Rechte und nach A. L. R. herrichte das Ber: 
ichuldungsprinzip auch bezüglich außervertraglicher Schadenszufügungen 
der Angejtellten und der gejeglich der Aufficht Unterjtellten. Geſchäfts— 
herren und Aufjichtsperfonen hafteten daher nur, joweit ihnen jelbjt eine 
Schuld an der Übelthat der Untergebenen zuzujchreiben war. 

Nicht anders der erite Entwurf SS 710 bis 712. Der zweite Ent- 
wurf und B. G. B. 88 831 und 832 Halten zwar grundjäglich bei außer: 
vertraglicher Schädigung durch Dritte am Verjchuldungeprinzip feit, 
juchen aber eine Wermittelung durch Umfehrung der Beweislait. 

II. Nach $ 831 erjter Sag ift, wer einen anderen zu einer Ver: 
rihtung bejtellt, für widerrechtliche Schäden haftbar, welche diejer 
in Ausführung der VBerrichtung Dritten zufügt; aber nach Sat 2 macht 
der Nachweis jeiner Schuldloſigkeit den Beiteller von diefer Haftung frei.” 3 


1) Bal. Stobbe- Lehmann, D.P.R. Bd. 3 ©. 547. 
2) Nur für außervertraglihe Schädigungen ift $ 831 beitimmt. Auf den Ber: 
tragsichuldner, welcher fih zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit anderer Perjonen 


624 Allgemeine Grundjäge über unerlaubte Handlungen. 


1. Wann hat man einen anderen zu einer VBerrichtung bestellt? 
Zweifellos macht es feinen Unterjchied, ob ein Auftrag, ein Dienit- 
vertrag, ein Werfvertrag oder eine Gejellichaft zu Grunde liegt, ob es 
jich um eine dauernde oder um eine einzelne, vorübergehende Verwen— 
dung handelt, ob diejelbe entgeltlich oder unentgeltlicd; war. Haftet man 
aber auch, wenn man bei einer Fabrik eine Majchine beftellt, und in 
der Fabrik bei Verfertigung der Mafchine ein Dritter beichädigt wird? 
Haftet ferner der Kommittent für Schadenszjufügungen, welche der Kom— 
mijjionär bei Vornahme des Ausführungsgejchäftes, zu dem er beitellt 
it, 3. B. bei dem Einfaufe der fommittenten Waren, einem Dritten zu: 
fügt? Dies kann unmöglich die Abficht des Gejehes fein. Für Die 
Haftung deſſen, welcher jemanden zu einer Verrichtung beitellt, it alio 
der Natur der Sache nach zu fordern, daß diefer nach außen bin 
als Bejorger des Gejchäftes des ihn Beitellenden auftritt, 
und als jolcher im Berfehre erjcheint.t 

2. In Ausführung der Berrihtung muß der Schaden zu: 
gefitgt jein. 

Es genügt nicht, daß er bei Gelegenheit derjelben geſchah. Immer— 
hin fann auch dann eine Schadenserjagpflicht nach der allgemeinen Vor: 
Ichrift des $ 823 eintreten, 3. B. wenn ein Handwerfsmeijter zur Aus: 
führung einer Reparatur dem Beiteller einen Gejellen zuichidt, deſſen 
Diebsnatur er kennt oder kennen mußte, und der Gejelle unter Benutzung 
der bei Bejorgung der Reparatur erworbenen Stenntnis dev Yofalität 
bald danach einbricht. 

3. Eine widerredhtliche Schädigung muß begangen jein; daß 
der Thäter felbit ſchuldhaft handelte, ift nıcht gefordert. Der Auf: 
traggeber haftet aljo auch, wenn jein Angejtellter bei der Schädigung 
unzurechnungsfähig war. > 

4. Liegen die VBorausjegungen des 8 831 Abſ. 1 vor, jo bat der 
Bejchädigte zur Begründung feines Anfpruches dem Bejteller nur dar- 


bedient, findet S 278 uneingefchränfte Anwendung. So mit Nedht Lüjt a. a. C. 
&. 105. Anders Endemann, Einf. Bd. 1 ©. 501. 

3) Einen neuen Deliftsthatbejtand enthält $ 831 nicht; die Vorausſeßungen 
des $ 323 müſſen beim Bejtellenden vorliegen. Aber die Beweislaft iſt beionders 
zu deſſen Rachteil geregelt. 

4) Die Ausleger des Geſetzes heben dies freilich nicht beionders hervor. Cie 
betrachten es wohl als jelbjtveritändlid). 

5) Dies geht mit Beitimmtheit aus der Faſſung des $ 840 bj. 2 2 hervor, denn 
derjelbe unterjtellt, daß der Geichäftäherr auch haftet, während jein Angeitellter nicht 
haftet. 
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zuthun, daß derfelbe diejenige Perjon zur Verrichtung bejtellt Hat, welche 
ihn widerrechtlich in Ausführung der VBerrichtung jchädigte. Dem Be- 
iteller jteht dagegen der Nachweis offen, 

a) daß er mit der erforderlichen Sorgfalt bei der Auswahl des 
Beitellten verfuhr, und daß dies auch bei der ihm obliegenden Beichaffung 
von Berrichtungen oder Gerätjchaften, und der ihn zufommenden Leitung 
der Ausführung geichah, oder 

b) daß der Schaden auch bei Anwendung jolcher Sorgfalt notwendig 
eingetreten wäre. 

5. Wer für den Gejchäftsheren die Auswahl der Gehilfen oder die 
Beichaffung der Vorrichtungen und Leitung der Ausführungen über: 
nommen hat, haftet nach $ 831 Abi. 2 wie der Gejchäftsherr. Dies 
gilt z.B. vom Maurerpolier, welcher die Maurer anzunehmen jowie zu 
überwachen hat. 

Manrermeifter und Polier können beide ohne die erforderliche Sorg- 
falt verfahren jein; dann haften jie beide als Gejamtjchulöner. 

6. Auch für Gefinde haftet man in Gemäßheit des 8 831 laut 
E. ©. Art. 95 Ab}. 2. 

III. Wer gejeglich zur Aufjicht über eine Berjon verpflichtet 
it, jei e&$ wegen deren Minderjährigfeit oder eines geiftigen oder fürper- 
lichen Defefts, joll zwar nach $ 832 Sa 1 zum Erſatze widerrechtlicher 
Schadenszufügungen verpflichtet jein, den jene Perjon anrichtete, wird 
aber durch den Nachweis frei, daß er jeiner Aufichtspflicht genügte, oder 
daß der Schaden auch im Falle gehöriger Aufficht entitanden wäre. 

In derjelben Weije iſt verantwortlich, wer die Aufjicht durch Ver: 
trag übernimmt, z. B. der Unternehmer einer Irrenanſtalt, $ 831 Ab}. 2. 


Iv. Sit der Gejchäftsherr umd der Thäter wegen Berjchuldens 
dem Bejchädigten haftbar, jo find zwar beide diefem gegenüber Gejamt- 
jchuldner. Im Berhältnis zu einander ijt aber der Thäter allein ver- 
pflichtet. Nicht anders iſt es bezüglich des Auffichtsverpflichteten und 
des Thäters, $ 840 Abi. 2. 

V. Der Rheder eines Seeſchiffes — H. G. B. $ 485 — fowie der 
Schiffseigner des Flußſchiffes — Binnenjchiffahrtsgejeg $ 4 — haften 
ohne Rüdjicht auf eigenes Verjchulden für Schaden, den eine Perjon 
der Schiffsbejagung einem Dritten jchuldhafterweife in Ausführung ihrer 
Dienjtverrichtungen zufügt. Doch haften Aheder und Schiffseigner des 
Flußſchiffes dem Dritten nur mit Schiff und Fracht. 


Derndburg, Bürgerl. Recht. II. 2. 40 
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$ 388. Umfang und Art des Schadenserjape®. 

I. Der Umfang und die Art des Schadenserfages wegen uner: 
laubter Handlungen richtet ſich im allgemeinen nach den Vorſchriften 
des B. G. B. über Schadenserjag, 88 249 ff.! Demgemäß iſt nicht blog 
unmittelbarer, ſondern auch mittelbarer Schaden zu erſetzen, insbeſondere 
auch entgangener Gewinn, 8 252. 

Daß bei der Bemeſſung der Höhe des Schadenserſatzes der Grad 
des Verſchuldens des Schädigers mit zu berüdjichtigen, wurde für den 
Schadenserfag im allgemeinen oben Abt. 1 $ 28 ausgeführt. Für die 
Gegenanficht jprechen nur die Motive des erjten Entwurfes. Man wird 
annehmen Dürfen, daß die Mitglieder der eriten Kommiſſion deren 
Auffajjung teilten. Aber das Gejek giebt über die Frage feine allgemeine 
Beitimmung. Wo aber das Geſetz jchiweigt, muß gerechte und billige 
Auslegung eintreten. Von ihr gingen die Mitglieder der zweiten 
Kommiljion aus, wenn fie bei Gejtaltung des jetzigen $ 827 eine Ber: 
Ichtedenheit der Haftung in Fällen der Fahrläſſigkeit und des Vorjages 
unterjtellten, von ihr geht da8 B.G.B. aus, indem es den S 827 auf: 
nahm. ”- 3 

I. Das B. G. B. trifft in den 88 842 bis 851 außerdem be— 
jondere VBorfchriften wegen Art und Umfang des infolge unerlaubten 
Handlungen erwachjenen Schadens. Diejelben enthalten zum Teil nur 
Folgeſätze aus den allgemeinen Säßen des B. G. B. über Schadenserfag, 
welche jie nur amvenden und einjchärfen, zum Teil aber bilden fie jelbjt: 
jtändige Beltimmungen. 

1. Nach $ 842 erſtreckt jich die Verpflichtung des Schädigers wegen 
einer gegen die Perſon gerichteten unerlaubten Handlung auf die Nach— 
teile, welche die Handlung für den Erwerb oder dag Fortkommen des 
Verletzten berbeiführt. 

Hiernach ijt namentlich auch einer Frau, welcher durch eine Be- 
jchädigung die Ausficht, fich zu verheiraten, verfünmmert wurde, ax: 


1) Vgl. hierüber Bd.2 Abt. 1 88 24. 

2) Bgl. oben $ 354 Anm. 4. 

3) Nitmelin, Kaufalbegriffe S. 133, verwirft de lege lata meine Ausführung, 
obgleich er jie für praktiſch richtig hält. Er bemängelt die Unteritügung, welche ic 
durch $ 207 der EB. O. zu gewinnen fuchte, faum zutreffend. Den Beweit, „da 
die allgemeinen Kaujalitätsvorjtellungen, auf die das Gejek Bezug nimmt, derartige 
Billigkeitserwägungen, wie ich fie anjtelle, nicht in fich aufnehmen“, lann ich nicht 
geführt finden. Es liegt nur ein durd die Motive erzeugtes Borurteil vor. 

4) Vgl. 1.7 D. de his qui effuderint 9,3. 
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gemejjene Entichädigung zu gewähren.“ Dies bezieht jich nicht bloß 
auf äußerlich fichtbare Verunftaltungen. Auch durch die Verlegung herbei- 
geführte Nervenzerrüttung, Geiltesschwäche oder Gehörverluft kann hierher 
gehören. ® 

Auch aus einer Sahbeihädigung, z. B. der Zerjtörung einer 
Machine, welche der Beichädigte fonjtruiert Hatte, kann ein Nachteil für 
den Erwerb oder das Fortfommen desjelben erwachjen. Der Schädiger 
hat dann felbjtverjtändlich gleichfalls dafür aufzufommen. Denn $ 842 
it feine Sonderbeitimmung, jondern eine Anwendung allgemeiner 
Grundjäße. 

2. Wird die Erwerbsfähigkeit des Verletten infolge einer Ber- 
legung jeines Körpers oder jeiner Gejundheit aufgehoben oder 
gemindert, oder nötigt eine Derartige Verlegung dauernd zu vermehrten 
Ausgaben, jo Hat nach $ 843 die Schadloshaltung durch eine Geld- 
vente nach Maßgabe des $ 760 zu geichehen. Sie it aljo namentlich 
im voraus umd zwar je für 3 Monate zu entrichten. 

Zu Grunde zu legen ijt zunächit die Erwerbsfähigfeit des Berletten 
zur Zeit der That und das Map jeiner Bedürfniffe in diefem Zeitpunfte. 
Sit zur Zeit des Urteile die Sachlage geändert, jo ijt dies von der 
Zeit der Anderung an zu berückichtigen. Es ijt ferner nah E.P.O. 
$ 323 jeder Teil berechtigt, im Wege der Klage entiprechende Abänderung 
der ‚zeititellung des Urteiles zu verlangen, wenn jpäter eine wejentliche 
Veränderung der Verhältniſſe eintritt.? 

Sicherheitsleiftung für die Rente kann dem Schädiger aufgelegt 
werden, wenn Die regelmäßige Entrichtung in Frage ſteht, B. G. B. 
8 843 Abi. 2 Sab 2. Sie gehört dann zur Schadloshaltung. Auch 


5) Vgl. Seuffert Archiv = 18 n. 42. 

6) Dertmann 8 842 Ziff. 2 

7) Serichtliche Entfcheidumgen zum ee En KL 7 Abi. 2 alter Faffung 
fünnen einen Anhalt geben. Vgl. R.G. bei Gruchot Bd. 34 S. 1058; R.G. Bd. 17 
S. 23. Worin die Veränderung beſtehen muß, darüber beſtimmt das Geſetz nichts. 
Sie fann in jpäterer Verihlimmerung des Schadens liegen, oder in einer eintretenden 
Heilung des Berechtigten. Auch in der fpäteren Berbringung des PVerlegten in 
Strafhaft wurde fie gefunden, weil fie ihm fir die Dauer der Strafe die Erwerbs: 
möglichfeit nimmt, die Verlegung alſo injoweit nicht jhadet, R.G. Bd.1 5.66. Gie 
fann ferner in einer Beränderung der Bermögensverhältniije der Hinterbliebenen 
liegen, welche die Alimentationspflicht des Getöteten ausſchließen würde, desgleichen 
in einer erheblichen Äünderung des Geldwertes, ſiehe auch R.G. Bd. 22 S. 90. Das 
Recht auf Minderung iſt Einrede, welche nicht jelbitändig, 3. B. an eine Berfiche- 
rungögejellichaft, welche die Zahlung zu leiiten hat, cediert werden fann, R.G. Bd. 1 
©.315. Vgl. ferner R.G. Bd. 20 ©. 123, ©. 132. Auf Fülle, in welden der 
Schadenserſatz durch Vereinbarung fejtgeftellt iſt, "bezog ſich Haftpflichtgeſetz $ 7 
Abf. 2 nit, R.G. Bd. 23 ©. 38. 
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nach der Verurteilung kann daher der Beichädigte nachträglich Sicher: 
heitleiftung verlangen, wenn fich die Vermögensverhältnijje des Ver— 
pflichteten erheblich verjchlechtern, oder jonjtige neu eintretende Umstände, 
3. B. weil der Schädiger auszuwandern gedenkt, ihre Entrichtung ge- 
fährden. Dementjprechend kann auch nachträglich Erhöhung der zuer- 
fannten Sicherheitsleiitung beanjprucht werden, C. P.O. 8 324. 

Der Verletzte kann jtatt der Nente eine Kapitalabfindung ver- 
langen, wenn dieſe ein wichtiger Grund rechtfertigt, $ 843 Abi. 3. 

Der Schadensanfpruch wird nicht dadurch ausgefchlojjen, dat einem 
Dritten der Unterhalt des Berlegten obliegt, jei es wegen Berwandt- 
ichaft, letztwilliger Verfügung oder Vertrag, B. G. B. $ 843 Abi. 4. 

Werden freilich Die Bezüge eines verlegten Beamten oder An— 
gejtellten zwar infolge der Verlegung gemindert, erhält er aber Penſion 
ſtatt Gehalt, jo ift jein Schaden nur gleich der Differenz des früheren 
Einkommens und der PBenfion. > 

Die Rente unterliegt der Pfändung, joweit fie 1500 Mark überiteigt. 

3. Nach $ 847 fann der Verletzte auch wegen des Schadens, der 
nicht Vermögensjchaden tit, billige Geldentichädigung im Falle 
der Berlegung feines Körpers, jeiner Gejundheit oder jeiner 
Freiheit verlangen; ebenfo eine Frau im Falle der Verlegung ihrer 
Sejchlechtäehre Durch Begehungen wider die Sittlichkeit. 

Die arbiträre Geldentjchädigung hat im Falle der Verlegung dieſer 
Nechtsgüter feineswegs bloß unmittelbar hieran ſich Mrüpfenden Schaden 
zu beachten, jondern auch Genugthuung für materiellen und moraliichen 
. Schaden, den dieſe Berlegung im Gefolge hatte, aljo namentlich für 
Schmerzen, Kränkung der Ehre, Verlegung des fittlichen oder religiöſen 
Gefühles.? Die Beitimmung fmüpft fich an die früheren Anjprüche auf 
Schmerzensgelder. Aber auch eine Annäherung an Die Gedanfen des 
franzöſiſchen und wejteuropäiichen Nechtes wird an diefen Punkte an- 
zunehmen jein. 

Die Geldentichädigung im Falle des 8 847 hat in der Regel in 
Kapital zu gejchehen, wenn nicht befondere Gründe für eine Rente ſprechen. 

Die arbiträre Geldentjchädigung nähert jich einer Strafe. Daher 
it der Anſpruch auf fie 





8) Für den Fall der Tötung treffen 88 844 bis 846 Beitimmungen, auc über 
dad Mai der Erfagpflicht gegenüber den Hinterbliebenen des Getöteten, welche unten 
$ 391 darzuitellen find. 

9) Anders Liſzt a.a.D. ©. 65; Dertmann $ 847 Ziff. 3. 
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a) nicht übertragbar, folgerecht unpfändbar, E.P.D. 8 851. 

b) Er geht nicht auf die Erben des Verletzten über, er fei denn 
durch Vertrag anerkannt oder rechtshängig gewvorden, $ 847 Abi. 1 am 
Schluffe. 

4. Wer zur Rückgabe einer Sache verpflichtet ift, die er einem 
andern durch unerlaubte Handlung entzogen hat, haftet 

a) nach $ 848 für zufälligen Untergang, zufällige Verjchlechterung 
der Sache und jonjtige zufällige Unmöglichkeit der Herausgabe derjelben, 
e8 jei denn nachweisbar der Zufall auch ohne die unerlaubte Handlung 
eingetreten. Es finden fich aljo diejelben Folgen wie nach $ 287 bei 
Verzug des Schuldners. Der römische Sab: fur semper in mora est 
hat hiermit eine angemejjene Erweiterung erfahren. 

b) Der Schädiger, welcher dem Bejchädigten wegen Entziehung 
oder Beichädigung einer Sache eine Erſatzſumme zu leiften hat, ift nad 
$ 849 verpflichtet, diefelbe von dem bei der Wertberechnung zu Grunde 
gelegten Zeitpunfte ab zu verzinjen, $ 290. 

ec) Hat der zur Herausgabe einer entzogenen Sache VBerpflichtete 
auf diejelbe Verwendungen gemacht, jo hat er wegen derjelben dem 
Berlegten gegenüber diejelben Rechte wie der Beliger gegenüber dem 
Eigentümer, $ 850. War jeine Handlung vorjäglich, jo entbehrt er des 
Rechtes zur Zurücbehaltung, 88 1000, 273 Abj. 2.10 


$ 389. Verjährung der Deliktsanfprüde. 

I. Veranlaßt durch die furze Verjährung der römischen Delifts- 
flage, in welcher jich der gejunde Gedanke ausiprach, daß derartige An— 
iprüche nur gerechtfertigt find, wenn die Erinnerung der Übelthat noch 
frijch und lebendig iſt, beitimmte das A. L. R. I, 6 $ 54 eine dreijährige 
Berjährung außervertraglicher Schadensanjprüche, beginnend mit dem 
Zeitpunfte, in welchem der Verletzte von dem Schaden und von der 
Perſon des Erjagpflichtigen Kenntnis erlangte. Dieje Verjährung wurde 
auf den Erſatz außervertraglichen Schadens aus erlaubten Handlungen, 
3. B. in Fällen einer Enteignung, durch die Deklaration vom 31. März 
1838 ausgedehnt. 

U. Das B. G. B. $ 852 folgt dem preußifchen Rechte infoweit, 
daß es den Schadenserjat aus unerlaubten Handlungen wie diejes in 
drei Jahren verjähren läßt, jo daß diefe Verjährung gleichfall® von der 
Zeit an läuft, mit welcher der Verletzte von dem Schaden und der 


10) Über 8 851 vgl. oben $ 385 Ziff. I. 
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Perſon des Erjagpflichtigen Kenntnis erlangt. Ohne Rüdficht auf die 
Kenntnis vollzieht fich die Verjährung in 30 Jahren und zwar eben- 
falls nach dem Vorbilde des preußiichen Rechtes von der Begehung der 
Handlung an. 

a) Kennenjollen jteht der Kenntnis nicht gleich. 

b) Den Umfang des Schadens muß der Verletzte nicht gefannt 
haben. 

c) Tritt weiterer Schaden, wenn auch infolge der früheren uner: 
laubten Handlungen, ein, jo beginnt bezüglich dieſes Schadens die Ver- 
jährung exit von jeiner Kenntnis. 

III. Soweit der Erjagpflichtige durch die unerlaubte Handlung 
auf Koſten des Verlegten etwas erlangt, bleibt er nach den Vorſchriften 
über ungerechtfertigte Bereicherung auch nach Ablauf der dreijährigen 
Berjährung verpflichtet, 3. B. der Dieb zur Herausgabe der geitohlenen 
Sachen oder zum Werterfage, $ 852 Abi. 2. Diefer Anjpruch verjährt 
in 30 Jahren, $ 195, und zwar von der Erlangung der Vereicherung 
an, $ 198, die mit der Begehung der Handlung nicht notwendig zu: 
jammenfällt. 

IV. Die Einrede, welche dem Berlegten gegen eine durch eine 
unerlaubte Handlung erhaltene Forderung zuiteht, z. B. die Einrede des 
Betruges, ift unverjährbar, $ 853.? 


Zweites Slapitel. 


Einzelne Fülle der Haftung wegen ſchuldhaſter unerlaubter 
Handlungen. 
$ 390. Verletzung der Freiheit, der Ehre. 

I. Die römische Injurie, d. d. die abjichtliche, widerrechtliche 
AÄußerung der Mifachtung einer Berjönlichkeit, begriff namentlich 
auch Verlegung der Ehre und der Freiheit eines anderen in jich. Zu 
ihrer Sühne diente die Injurienklage, welche dem Berlegten eine vom 
Nichter nach den Umjtänden zu bemejjende Privatitrafe verichafite. 
Dabei war auch dejien pefuniäre Benachteiligung in Betracht zu ziehen.! 





1) Mot. Bd.2 ©. 742. Bol. über das preuß. Recht DO. Trib, Bd. 13 ©. 10. 
Strietborit Arhiv Bd. 92 S. 2555 R.O. H. G. Bd. 16 S. 178; Dernburg, Pr. ER. 
Bd.1 8 172 Ann. 2. 

2) Das Recht zu diejer Einrede ift von dem Rechte der Anfechtung aus SS 1207. 
wohl zu unterſcheiden. 

1) Bol. Dernburg, Pand. Bd. 2 8 137 und dort Angef. 
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Schon $ 11 Abf. 1 des Einf. Gel. zur Str. P. O. bejtimmte, daß 
die Verfolgung von Beleidigungen und Ktörperverlegungen nur nach den 
Vorſchriften der Str. P. O. jtattfinde, und bejeitigte damit die gemein- 
rechtliche Injurienklage, joweit es ſich bei derjelben nicht bloß um 
Schadenserjat handelte. 

Jetzt find die Vorſchriften des B. G. B. 88 823 ff. über unerlaubte 
Handlungen im Falle der Verlegung der Freiheit und der Ehre maß— 
gebend. 

II. Belonderen Schuß giebt das B. G. B. der Freiheit. Im $ 823 
Ab). 1 nennt e3 die Freiheit namentlich unter den zu jchügenden Rechts— 
gütern; nach $ 847 gewährt es im Falle der zFreiheitsentziehung wegen 
des Schadens, der nicht Vermögensschaden ift, billige Entjchädigung 
in Geld. 

Der Begriff der Freiheit im Sinne des $ 823 Abi. 1 ijt nicht 
näher bejtimmt. Jedenfalls werden die Verbrechen und Vergehen wider 
die perjünliche Freiheit, welche der 18. Abjchnitt des 2. Teiles des 
Str. G. B. aufführt, hierher gehören, aljo Meenjchenraub nach $ 234 
des Str. G. B., um jemand in Sklaverei, Leibeigenjchaft oder in aus: 
wärtige Kriegs- oder Schiffsdienite zu bringen; nicht minder Kinder: 
raub der 88 236 ff., die Freiheitsentziehung des $ 239 durch vorjäß- 
fihe und widerrechtliche Einjperrung eines Menjchen, ſowie jonjtige Ent: 
ziehung des Gebrauches der perjönlichen Freiheit. Ob auch die Nötigung 
des $ 240, die Bedrohung des $ 241 hierher gehört, kann zivar zweifel- 
haft jein, ijt aber mit Nückjicht auf die Klaſſifizierung des Strafgejegbuches 
wohl zu bejahen.? Auf die ftrafgejeglich bedrohten Vergehungen iſt der 
Schuß des $ 823 nicht zu bejchränfen. Fahrläſſigkeit genügt in allen 
Fällen, deren das Strafgejegbuch gedenkt. Widerrechtliche ſchuldhafte 
Störung der Selbjtbeitimmung gehört ferner hierher, wenn jie auch 
nicht bejonders jtrafrechtlich verpünt fein follte, daher z.B. Zwang zur 
Ausübung des Wahl- und Stimmrechtes oder des Gottesdientes, oder 
Hinderung an ſolcher Ausübung, ferner Zwang bei Arbeitsausjtänden 
gegen Arbeitswillige. Daß auch Handlungsunfähige widerrechtlich in 
ihrer Freiheit verlegt werden können, ijt zweifellos. 

IH. Die Ehre gehört nicht zu den Lebensgütern, welche $ 823 
Abi. 1 als ſchutzwürdig bejonders aufführt. Aber daß die Ehre ein 


2) Bol. jedoch Liſzt a.a.D. ©. 24 bezüglic des $ 241 Str. G. B. 





632 Einzelne Fälle der Haftung wegen ſchuldhafter unerlaubter Handlungen. 


Recht der Perſon ift, erjchien uns zweifellos. it dies richtig, To tit 
auch jie durch $ 823 Abf. 1 gegen Verlegung geſchützt.“ 

Allerdings kann der in feiner Ehre Verlegte Entjchädigung in Geld 
nicht verlangend, es habe denn die Ehrverlegung fein Vermögen un- 
mittelbar oder mittelbar gejchädigt. Aber thunlichite Bejeitigung der 
Ehrverlegung kann der Beleidigte nad) $ 249 beanjpruchen, 3. B. durch 
Verbot weiterer Veröffentlichung eines ehrverlegenden Pamphlets, durch 
Sebot der Zurüdnahme einer ehrverleßenden Ausjchliegung aus einem 
Vereine. 

Selbjt Klage auf Ehrenerflärung iſt zuzulajjen. Indem der Richter 
diejelbe zujpricht, ift dem Schaden der Ehrverlegung thunlichit geiteuert. 
Das Bedürfnis jolcher Klagen liegt zu Tage. Die Ehre ijt ein Gut, 
welches gerade in jegigen Zeiten im politijchen und ſozialen Kampfe 
bejonders häufig angetaftet wird und bei bloßer Zulafjung öffentlicher 
Klage leicht ſchutzlos bleibt. 

Zwei Fälle der Ehrverlegung regelt das Geſetz bejonders: Die Ber: 
letzung der Gejchäftschre und der Gejchlechtsehre in SS 824 und 825. 
Damit jollte nicht bejtimmt werden, daß in Fällen anderer Art von 
Ehrenjchädigung der Anjpruch auf Schadenserjag nicht Pla greift.® 

1. WBahrheitswidrige Behauptung oder Verbreitung von Thatiachen, 
die geeignet find, den Siredit eines anderen zu gefährden oder jonitige 
Nachteile für deiien Erwerb oder Kortfommen herbeizuführen, geben 
dem Berlegten Necht auf Schadenserjat, auch wenn der Schädiger die 
Unwahrheit zwar nicht fennt, aber fennen muß, $ 824; vgl. Str. G. B. 
SS 186 und 187.? 

Die Behauptung oder Verbreitung der Thatſache muß jchuldhaft 
jein. Daß der Schädiger der Ehre auc) die pefuntären Nachteile vor: 
ausjehen fonnte, welche dem anderen Teile erwuchjen, ift nicht zu fordern. 

Außerungen zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen begründen 
feine Verantwortung des Äußernden, auch wenn fie unrichtig waren. 


3) Oben $ 381. 

4) So auch Endemann, Einf. Bd.1 $ 210 Anm. 9. Dagegen u.a. Coſack. 
BR. Bd. 1 S. 590; Liſzt a. a. O. S. 22 und andere. 

5) Nur hiergegen erklärte man ſich in der Reichſstagskommiſſion S.57: „Eine 
an den Beleidigten zu leiltende Geldjirafe bedeute die Nüdlehr zum längit über 
wundenen Rechte der Privatitrafllagen wegen Beleidigung. Beleidigungen ließen fi 
in Geld nicht abfaufen.“ 

6) Anders freilih u.a. Mathiad Bd. 1 $ 142 Ile. Dagegen u. a. Dertmann 
$ 823 Ziff. 1 Abt. 4a. 

7) Liſßzt a. a. O. ©. 37. 
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Hierdurch jollen insbefondere die Auskunfteien gededt werden. Doc 
it Dies nicht die einzige Anwendung des Satzes. Der bloße Glaube, 
ein berechtigte Interejje zu haben, genügt nicht. 

2. Zum Schuge der Frauen erklärt $ 82589 als jchadenserjag- 
pflichtig, wer durch Hinterlift, z. B. Vorjpiegelung faljcher Thatſachen, 
Berabreichung beraujchender Getränfe, durch Drohung oder durch Miß— 
brauch eines Abhängigfeitsverhältniiies ein Weib zum außerehelichen 
Berichlaf beitimmt. Damit joll freilich nicht bloß die Gejchlechtsehre ge- 
jchügt werden. Auch die Dirne hat diefen Schuß, 3. B. wenn fie der 
Mann mit einer Gejchlechtsfranfheit behaftet. 19 


$ 391. Anſprüche der Hinterbliebenen im Falle einer Tötung.! 

I. Der gemeinrechtliche Gericht3gebrauch? gewährte dem Ehegatten 
und jolchen Verwandten des Getöteten, welche ihm gegenüber gejegliche 
Unterhaltungsanjprüche haben, Entjchädigung gegenüber dem Totjchläger, 
welchen zuvechenbares Berjchulden zur Lajt fiel. Diefem Gerichts: 
gebrauch folgte das A.L. R. I, 6 SS 98 ff., jo daß es aber den Anſpruch 
auf Schadloshaltung nach dem Grade des Verjchuldens des Totichlägers 
abſtufte. 

II. Auch das B. G. B. $ 844 giebt Erſatzanſprüche im Falle einer 
Tötung. 

Dabei ijt widerrechtliche Tötung vorausgejegt, nicht minder 
Vorſatz oder Fahrläfjigkeit. ES gehören hierher namentlich Fälle, in 
welchen Tötung mit öffentlicher Strafe bedroht ift, aljo Mord, Tot- 
ichlag, Fahrläjlige Tötung, Zweikampf, Körperverlegung mit tödlichen 
Ausgange.* Doch begründen dieje Fälle nicht immerd und nicht allein 
den Ihatbeitand des 8 844. 

8) Zuerſt in der Reichstagsvorlage $ 809, durch den Reichstag erfolgte die 
jetzige Faſſung. 

9) Liſzt a. a. O. ©. 39. 

10) Der $ 847 greift über den $ 825 offenbar bewußt hinaus, vol. Liſzt a. a. O. 
ee und, die wir ein geichligtes Recht auf Ehre anerkennen, ift dies nicht 


1) Nach altdeutihem Rechte hatte die Familie eines Getöteten den Anſpruch 
auf fein Wehrgeld. Vgl. Stobbe- Lehmann $ 260. Das alte Redyt mag in der Ent: 
widelung des heutigen nachgewirkt haben. 

2) So 3.8. Glück Bd. 10 ©. 341ff. und dort Angef.; Strube, Rechtl. Bedenten 
Bd. 4 n.72; dagegen Cocceji, Jus contr. IX,2 qu.I. Aus neuerer Beit vgl. u. a. 
Seuffert Archiv Bd. 11 n.44, Bd. 13 n. 144, Bd. 29 n. 137; R.G. Bd.7 ©. 139. 

3) Nach römiſchem Rechte beitand dagegen ein derartiger Anjprud nicht. 

4) Es beſteht Streit, ob $ 844 bei jdhuldhafter Körperverlegung, welche un: 
vorgefehen zu einem tödlichen Ausgange führte, zur Anwendung zu bringen ijt. 
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1. Der Tötende ift zum Erjage der Beerdigungsfojten den- 
jenigen verpflichtet, welchen diejelben unmittelbar obliegen, $ 844 Abj. 1. 

Gemeinrechtlich wendete man freilich ein, daß die Beerdigungsfoiten 
jedem bevorjtehen, daher nicht ein vom Totjchläger veranlakter Schaden 
ſei.“ Es war dies faum durchichlagend, da immerhin die jegige Be— 
jtreitung der Leichenkojten durch die Tötung zur Notwendigkeit wurde. 
Das Ü.L.R. I, 6 $ 98 und andere neuere Gejeßgebungen gewährten 
daher mit Recht Erſatz jolcher Kojten. Das B.G.B. ſchloß jich ihnen 
an, wenn auch die Nedaftoren hierin eine bloß pojitive Beſtimmung 
fanden. ? 

Erjaßberechtigt jind in der Negel die Erben, welche nach $ 1968 
an eriter Stelle zur Beerdigung des Erblajjers verbunden find, aber 
auch andere, 3. B. nach $ 1615 Abj. 2, wer dem Getöteten zur Leiſtung 
des Unterhaltes verpflichtet war. 

2. Aus $ 823 ergiebt fich, daß der Tötende dem tödlich Verlegten 
und folglich deſſen Erben die Koſten der verjuchten Heilung, jowie 
jonjtige Stranfenkoften und andere VBermögensichäden zu eriegen bat, 
welche noch dem Verletzten infolge jeiner Verlegung erwachſen jind. 

Zu jolchen Schäden iſt das vorzeitige Erlöjchen eines von dent 
Leben des Getöteten abhängigen VBermögensrechtes, z. B. eines Nieh- 
brauches, einer Leibrente zu zählen. ® 

3. Die fraft Gejeges gegenüber dem Getöteten Unterhalts: 
berechtigten? erhalten wegen Berlujtes dieſes Rechtes einen Erſatz— 
anſpruch gegenüber dem Tötenden. 








In gründlicher Unterſuchung bejaht die Frage M. NRümelin, Kaujalbegriffe S 8.71. 
Dort die Litteratur. Gegner ift namentlich Liljt a. a. O. ©. 29. 

5) Vgl. Kom. Brot. — Spahn — Bd.2 ©. 615; jiehe hierzu Rümelin an dem 
Anm. 4 angef. Orte. 

6) Seuffert Archiv Bd. 15 n. 225. 

7) Motive Bd.2 S.573 ff. — Ältere Landesrechte gewährten auch Erſatz der 
Trauerfoften. Das B. G. B. weil; hiervon nichts. 

8) Anders die Mehrheit der zweiten Kommiljion, Brot. — Spahn — Bb.2 
©.618. Denn der Getötere habe feinen Vermögensſchaden erlitten, weil jein Recht 
auf weitere Bezüge erjt mit jeinem Tode erlojh, er könne daher jeinen Erben einen 
Anfpruc wegen deren Entziehung nicht Hinterlafien. Sein Vermögen ift jedoch im 
Augenblide des Totjchlages geichädigt, weil ihm die bisher beitehende Ausficht, auf 
den nad) dem regelmäßigen Yaufe der Dinge zu erwartenden Genuß der von jeinem 
Leben abhängigen Bezüge abgejchnitten wird. Der Wert feines Niekbrauces z. B. 
— den er in der Ausübung noch übertragen fonnte — mindert ji auf Null im 
legten Augenblide jeines Yebend. Der Anjpruc wegen diejes Schadens ijt vererblic. 
Die bloß logische Auffafjung der Kommiffionsmehrbeit dürfte hiermit als unzutreffend 
nachgewiejen jein. Daß jene Auffajjung aud) materiell unbillig iſt, liegt auf der Hand. 

9 Solden Aniprud hat a) der Ehegatte, S$ 1360 ff., b) der geichiedene Ehe 
gatte gegenüber dem für jchuldig Erklärten, $$ 1578 ff., c) Berwandte in gerader 
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a) Erjagberechtigt ift nur — nad) $ 844 Ab. 2 im Anfange —, 
weſſen Unterhaltungsanjpruch zur Zeit der tödlichen Verlegung 
begründet war. Hat aljo der tödlich VBerlegte vor feinem Tode nach 
der Verlegung eine Ehe gejchlofjen, jo erwächſt dem Ehegatten und den 
aus deſſen Ehe jtammenden Kindern des Verletzten der Anspruch nicht. 
Mer aber zur Zeit der Verlegung erzeugt, aber noch nicht geboren war, 
hat Aniprüche, wie wenn er damals bereits geboren wäre!0, 8 844 
Abi. 2 Sag 2. 

b) Darauf kommt es nicht an, ob bereit8 ein gegenmwärtiger Anz 
jpruch auf Unterhalt zur Zeit der Verlegung beitand, oder ob Voraus» 
jegungen desjelben, insbejondere Bedürftigkeit des Unterhaltsberechtigten, 
in jenem Zeitpunkte noch fehlten. *! 

c) Der Umfang der Schadenserjagpflicht richtet jich nach der Unter: 
baltspflicht des Getöteten. Die Vermögensverhältnifie des Erjaß- 
pflichtigen jind daher nicht in Betracht zu ziehen. 

d) Der Schadenserjag hat durch Geldrente zu geichehen, dieſelbe 
it jo lange zu entrichten, al$ der Getötete während der mutmaßlichen 
Dauer jeines Lebens zur Gewährung des Unterhaltes verpflichtet jein 
würde Die Nente ıft im voraus auf je 3 Monate zu entrichten. 

e) Die Rente verfällt, jo lange dem Getöteten die Pflicht zum 
Unterhalte obgelegen hätte. Iſt der Unterhaltsberechtigte im jtande, fich 
jelbjt zu erhalten — vgl. namentlich $ 1602 —, jo hört während diefer 
Zeit der Lauf der Entjchädigqungsrente auf. Dagegen wird der Anſpruch 
nicht dadurch ausgejchlojfen, da ein anderer den Angehörigen des Ge: 
töteten Unterhalt zu gewähren bat, vgl. $ 843 Ab}. 4, 3.3. nachdem 
der Vater getötet ift, die Mutter. Insbejondere erlischt die Berech- 
tigung der Witwe auf Unterhalt daher nicht, wenn jie jich wieder ver: 
heiratet. 

f) Die Nente it Schadenserjfag. Der Anjpruch auf fie unterliegt 
daher der dreijährigen Verjährung nach $ 852. Sie ijt aber unpfändbar 
wie eine gejegliche Alimentenforderung, E&.B.D. $ 850 Abf. 2, ijt daher 


Linie, $ 1601, d) das Kind aus nichtiger Ehe gegen den Vater, 88 1700, 1703, 
e) das Kind gegenüber dem unehelichen Vater, $ 1708, f) das für ehelic) erklärte 
Kind und feine Nachkommen gegen den Vater, F 178 36 ff.., g) das an Kindesjtatt 
angenommene Sind, 5 1757, gegen den Annehmenden. 

10) — —* des Haftpflichtgeſetzes früher R.O. H. G. Bd. 24 ©. 115; 
R. G. Bd. 

11) * ne das bisherige Recht R.G. Bd. 4 ©. 105, Bd. 7 ©. 144. 
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auch nicht abtretbar, B. G. B. 8 400, und der Aufrechnung entzogen, 
$ 394. 

g) Dit die Rente rechtskräftig durch Urteil für die Zukunft feit- 
gejtellt, jo fanıı nah C. P.O. $ 323 ein abänderndes Urteil im Wege 
der Klage herbeigeführt werden, wie dies auch nad C. P.O. 8 324 
bezüglich einer Sicherheitsleijtung der Fall ift. — Die Nechtiprechung 
bezüglich des alten Haftpflichtgejeges $ 7 Abj.2 it für unſer Verhältnis 
noch jegt zu beachten. 

h)' Der Anſpruch der Unterhaltsberechtigten wegen jchuldbafter 
Tötung ihres Ernährers gründet ſich auf ihre eigene Schädigung. Er 
it daher unabhängig von ihrer Eigenjchaft ala Erben des Getöteten, 
und kann durch Berzicht oder Vergleich des tödlich Verletzten nicht aus» 
geichlofjen werden. 1? 

4. War der Getötete fraft Gejeges einem Dritten zur Yeiltung 
von Dienjten in dejjen Hausweſen oder Gewerbe verpflichtet, 3. B. ala 
Ehefrau nach $ 1356 Ab}. 2, jo hat der Tötende für die entgehenden 
Dienjte dem Gejchädigten eine Geldrente zu leijten. 

5. In allen Fällen ift aus wichtigen Gründen dem Verletzten 
auf deſſen Verlangen eine Kapitalabfindung zu leilten, $ 843 Ziff. 3. 

6. Lag dem Getöteten auch jeinerjeitS ein Verjchulden zur Lait, 
jo hängt der Anjpruch auf Schadenserſatz davon ab, ob dasjelbe vor: 
twiegend dem Getöteten oder dem Tötenden zuzuschreiben ift, S 846, 5. ®. 
im alle der Tötung in einem Duell. 13 


$ 392. Berlegung der Amtspflidt. 

1. Zuerſt bat die Friedericianiſche Geſetzgebung in zweifelsfreier 
Weiſe die preußiichen Beamten, von denen fie im Intereſſe des Staates 
und der Unterthanen das Höchjte verlangte, für Schäden haftbar erklärt, 
welche jie bei Ausübung ihres Amtes jchuldhafterweiie den Unterthanen 


12) Das D.Trib., Entſch. Bd.56 ©. 28, hat angenommen, dab die Anſprüche 
der Witwe und Kinder eines Getöteten durch einen Vergleich ausgejchlojien wurden, 
den der Verlegte nad) erlittener Verlegung mit dem Schädiger über die zu leijtende 
Entihädigung abſchloß. Aber der Erjagberechtigte und der Vergleichſchließende find 
in diefem Falle verjchiedene Perfonen. Auch wird der Gegenitand des Schadens 
anjprudyes ein anderer, wenn außer bloßer Verlegung, welche den Gegenitand des 
Vergleiches bildete, jpäter der Tod infolge der Beihädigung eintritt. So Dernburg, 
Pr. R. Bd.2 $ 297 Anm. 10; Eccius, Hr. Pr. R. Bd.2 8 151 Anm. 7. 

13) Kann das Familienhaupt im Falle der jchuldhaften Tötung eines An- 
gehörigen, 3. B. eines Kindes, Kur-, Begräbnis- und Trauerfojlen von dem Töten: 
den, injoweit als er diejelben verfehrsüblicherweile aufwendete, verlangen ? Tas 
Geſetz bejtimmt Hierüber nichts. Dennoch wird man die Frage nadı $ 823 Wbi. 1 
zu bejahen haben, denn das Familienhaupt iſt ſchuldhaft geichädigt. 
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zufügten. Wer ein Amt annimmt, beſtimmt A.L. R. II, 10 $ 88, muß 
auf die pflichtmäßige Führung die genauejte Aufmerfjamfeit wenden, jo 
daß er ſelbſt in Fällen geringer Berjehen jchadenspflichtig wird. Die 
gemeinrechtliche Praxis der neueren Zeit entwidelte, wenn auch das 
römische Necht hierfür nur einen dürftigen und unzureichenden Anhalt 
bot, gleichfall® überwiegend den allgemeinen Grundjag der Erjagpflicht 
der Beamten für ihre Verſehen gegenüber Bejchädigten.! Die ins Un- 
gemeffene anwachſende Beamtenjchar, deren Fehltritte oder Übergriffe 
die einzelnen oft jchwer empfinden, ſchien dies fait zur Notwendigkeit 
zu machen. Der code civil dagegen fennt eine derartige Haftung der 
Beamten nicht. 

In der That find Schattenjeiten nicht zu verfennen. Nicht ohne 
Grund machte man bei der Beratung des B. G. B. geltend, es liege in 
diefer Haftung eine Härte für den Beamten, der Tag für Tag eine 
Menge von Amtspflichten erledigen müfje, nicht jelten in der Ausführung 
des einen Gejchäftes durch die Notwendigkeit, unmittelbar ein anderes 
vorzunehmen, gejtört werde, und in der unvermeidlichen Eile leicht ein 
Verjehen begehe. Eine jolche Haftung bedrohe den Beamten mit der 
Gefahr, in Prozeſſe zweifelhaften Ausganges verwidelt zu werden, be- 
wirfe daher oft übertriebene Ängjtlichkeit desjelben und jchädige dadurch 
dag Interejje des Dienjtes und des auf denjelben angewiejenen Publi— 
fums. Es ſei auch in Betracht zu ziehen, daß die Thätigfeit des Be— 
amten nicht zu jeinem eigenen Vorteile geübt werde. Endlich entipreche 
es auch der neueren Nechtsentwidelung nicht, die Amtsthätigfeit Der 
Derwaltungsbehörden Hinsichtlich ihrer Gejegmäßigfeit dev Prüfung der 
Eivilgerichte zu unterwerfen. 

Dieje Gefichtspunfte konnten nicht dahin führen, die Schadenserjaß- 
pflicht der Beamten wegen Verjeben zu bejeitigen. Vielmehr Hält B.G.B. 
$ 839? die Beamtenhaftung feit. Immerhin jah man jich zu erheblichen 
Einjchränfungen derjelben veranlaßt. 

II. Im einzelnen ift hervorzuheben: 

1. Beamter im Sinne des $ 839 ijt, wer behufs des Öffentlichen 
Dienjtes jeitens des Neiches, des Staates oder einer Korporation öffent: 
lichen Rechtes als Beamter angejtellt ijt.3 


1) a. Windiheid, Band. Bd.2 8470 Anm. 3 und die dort angef. Bank 

2) €. 1,8736; Motive Bd. 2 S. 819ff.: Kom.Prot. — Spahn — Bd. 2 ©.6 

3) Bal. R.G. Bd. 6 S. 107, Bd. 28 5.85, Bd. 37 ©. 235, 243. — Oben 
$ 316 Anm. 3. 
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Rechtsanwälte find Parteibejtände, gelten nicht al® Beamte und 
unterliegen daher dem $ 839 nicht.* Nach bisherigem Nechte nahm man 
an, daß auch Notared troß ihrer Beamteneigenjchaft ihren Klienten auf 
Grund Vertrages und nicht in ihrer Amtseigenjchaft hafteten. Gleiches 
galt bezüglich der Gerichtövollzieher.* In der neuen Geſetzgebung liegt 
fein Grund, von diefer Behandlungsweile abzugeben. Infolgedeſſen 
haften Rechtsanwälte, Notare jowie Gericht3vollzicher für das Ver— 
jchulden ihrer Gehilfen bei der Ausführung des aufgetragenen Ge- 
Ichäftes wie für eigenes Verjchulden, $ 278. Würden fie als Beamte 
angejehen, jo würden fie den Berlegten nur wegen Berjehen in der 
Auswahl und Beauffichtigung ihrer Gehilfen einitehen, $ 831. 

2. Fällt dem Beamten bloß Fahrläjfigfeit zur Laſt, jo haftet 
er dem Beichädigten nur aushilfsweiſe — jubjidiär —, wie Died auch 
das preußiiche Recht beitimmte und dag gemeine Necht angenommen 
hatte. Es ijt hiernach vorausgejegt, Daß der Beichädigte auf andere 
Weiſe Erfag nicht beitreiben fann, $ 839 Abj. 1 Sat 2. 

Die Erjagpflicht tritt auch dann nicht ein, wenn der Verlegte den 
Schaden durch Gebrauc) eines Nechtsmittel® abwenden konnte, S 839 
Abi. 3. Dies aber nur, joweit ein Verſchulden des Beichädigten in 
dejjen Nichtgebrauch liegt. Denn mit Necht erachtet man als mißlich, 
demjenigen, welcher im guten Glauben an die Richtigfeit und Unan— 
fechtbarfeit eines Beamten fich bei dejjen Entjcheidung beruhigt hat, den 
Erſatzanſpruch zu verjagen. 

III. Schon die preußiiche Nechtiprechung wendete die allgemeinen 
Grundjäge über die Haftung des Beamten auf die Enticheidung des 
Spruchrichters nicht unbejchränft an. Man fand, dag der Richter 
nicht wegen behaupteter leichter Verſehen bei Abfaſſung feines Urteiles 
haftbar gemacht werden könne, weil dadurch die unbefangene Beurteilung 
der Sache gefährdet würde. Die angeblich verlegte Partei jet vielmehr 
auf die Rechtsmittel gegen die Erfenntnifje bejchränft. Nur wegen Bor: 
ſatz und groBer Berjehen beim Spruche, wohin namentlid) grobe Aften- 


4) Es gilt dies auch Ay den im Prozefie von _ wegen angeitellten Rechts: 
anwalt, Ob. Trib. Bd. 45 S. 444; vgl. Gruchot Bd.8 5.87. 

5) Vgl. Raſſow bei Gruchot Bd. 32 S. 459. — Anſicht Eccius, Pr. Pr. R. 
Bd. 2 8 154. 

6) So Plenarbeſchluß des R.G. Bd. 16 S. 495; v. Weld, Die rechtliche Stellung 
des Gerichtsvollziehers bei Gruchot Bd. 36 S. 397. Aus allgemeinen Grundjägen 
würde freilich, wie Eccius, Pr. Pr.R. Bd.2 8 141 Anm. 17 ausführt, ein anderes 
Ergebnis folgen, da der GerichtSvollzieher wohl auf Antrag des Gläubigers, aber 
im öffentlichen Auftrage handelt. 
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widrigfeiten gehören, fönne der Spruchrichter in Anjpruch genommen 
werden. ? 

Sn Anlehnung an dieſe Praxis beftimmt noch über fie hinausgehend 
B. G. B. $ 839 Abj. 2, daß ein Beamter, welcher bei einem Urteile in 
einer Rechtsſache feine Amtspflicht verleßt, für den daraus entjtehen- 
den Schaden nur dann verantwortlich wird, wenn die Pflichtverlegung 
mit einer im Wege des gerichtlichen Strafverfahrens zu verhängenden 
öffentlichen Strafe bedroht iſt, Str. G. B. 88 334, 336. 

Urteil bedeutet hier Entjcheidung über Rechtsfragen ohne Unterjchied, 
ob fie ein Urteil im civilprozejlualiichen Sinne oder einen Beichluß 
bildet. Nicht bloß an den Richter im Sinne des Gerichtsverfafiungs- 
geſetzes ijt dabei zu denfen, ſondern nicht minder an den Verwaltungs: 
beamten, welcher eine Nechtsfrage enticheidet. 

Bejonderd hervorgehoben wird $ 839 Abi. 2 Sat 2, daß die be- 
jondere Behandlung des Urteiles feine Amvendung auf pflichtwidrige 
Verweigerung oder Verzögerung der Ausübung des Amtes findet. Dies 
iſt jelbjtverjtändlih. Es gilt gleiches überhaupt bezüglich der Prozek- 
leitung. 

IV. Der Beamte, welcher im Falle des pflichhwidrigen Benehmens 
eines Dritten, den er zu bejtellen, zu beaufjichtigen oder deſſen Akte er 
zu genehmigen hat, jchuldhafterweije verfuhr, iſt im Verhältnis zu dieſem 
nicht der Verpflichtete, $ 841. 

V. Nach der Grundbuchordnung vom 24. März 1897 hat bei 
Berlegungen der Amtspflicht in Grundbuchjachen durch einen Grundbuch» 
beamten der Staat gegenüber den Beteiligten an Stelle des Beamten 
zu haften.” Hierin liegt eine weitere wichtige Modifikation des $ 839. 


$ 393. Vorſätzliche Schädigung gegen die guten Gitten. 
I. Die Römer fannten die actio doli auf Schadenserjaß in Fällen 
widerrechtlicher böswilliger Vermögensjchädigung, eine generelle, aber 
jubjidiäre Klage für den Fall, daß es an anderen Rechtsmitteln fehlte.‘ 


7) Vgl. namentlih O. Trib. Bd.3 ©. 253. 

8) Weiter gingen die Entwürfe, welche von „Leitung“ oder „Enticheidung “ 
einer Nechtsjache jprahen. Die Worte „Leitung oder“ ftrich der Reichstag, ſtenogr. 
Bericht über die zweite Beratung S.149, „Entſcheidung“ wurde in dritter Leſung 
durch „Urteil“ erjegt, ften. Ber. S.351. Der Zwed des $ 839 Abj.2 fpricht für 
die weite Auslegung des Wortes „Urteil“. 

9) Unten Bb.3 $ 35. Dort "auch über das preuß. Ausf. Gef. zur G.B.D. $ 8. 

1) Bernice Labeo Bd.2 5.200; Dernburg, Band. Bd.2 $ 136. Nach zwei 
Jahren Haftete der mit der a. doli Bellagte nur-auf das, was in fein Bermögen kam. 
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II. In ähnlicher Weije it nach B. G. B. $ 826 erjagpflichtig, wer 
in einer gegen die guten Sitten verjtoßenden Weije einem an- 
dern vorjäglih Schaden zufügt.? 

Die Neichstagsvorlage enthielt die Worte: „Durch eine Handlung, 
die er nicht in Ausführung eines ihm zuftehenden Rechtes vornimmt.“ ? 
Die Neichstagsfommilfion beſchloß — jtenographiicher Bericht S. 58 — 
einjtimmig die Streichung diejer Worte, denn man dürfe, jelbit im Der 
Ausübung eines formalen Rechtes, einem anderen nicht vorjäßlich in 
einer gegen die guten Sitten veritoßenden Weiſe Schaden zufügen. Der 
$ 826 erjeßt daher volljtändig die römijche actio und exceptio doli. 
welche gleichfall® mißbräuchlicher Ausbeutung formalen Nechtes ent: 
gegentrat.? 

Es iſt nicht erfordert eine pofitive Handlung. Auch eine bloße Unter: 
laſſung fann gemügen.* Vorausgeſetzt ift: 

1. vorjägliche Schadenszufügung. Der Vorſatz muß ſich auf Die 
Schadenszufügung beziehen.“ Er muß vorausgejehen ſein, nicht die 
weiteren Wirkungen. Aus der Abjicht, zu jchädigen, muß die Dand- 
lung nicht erwachjer jein. Daher geht $ 826 über $ 226 hinaus, welcher 
Handlungen trifft, die nur den Zwed haben Fünnen, einen anderen zu 
jchädtgen. 6 

2. Die Schadenszufügung muß gegen die guten Sitten veritoßen. 
Was gute Sitte ſei, hat der Nichter mit Rückſicht auf die geläuterte 
nationale Anjchauung zu bemejjen. Daß er hierbei den vielleicht rohen 
Auffafjungen der Bevölkerungsklaſſe ji anzupaſſen hat, welcher der 
Schädiger angehört, erachten wir nicht als die Meinung des Gejeges.’-° 


2) ®gl. E.1 $ 705; Motive 8.2 S. 726; E.11 8 749. 

3) Liſzt a. a. O. ©. 42. 

4) Goldmann und Lilienthal S. 195 geben als Beiſpiel, daß A., der mit ©. 
verjeindet ijt, zufällig von dem Plane eine Einbruches bei B. erfährt, demielben 
den Schaden gönnt und deshalb — allein — von dem Plane feine Mitteilung madı. 
In diefem Schweigen kann aflerdingd unter beionderen Umftänden, z.B. wenn X. 
mit B. im Wirtshaufe zuſammen figt, eine gegen die guten Sitten veritogende vor: 
fäglihe Schädigung liegen. Dat man aber jehr vorfidhtig fein muB, zeigen die von 
Liſzt a. a. O. S. 73 angegebenen Beifpiele. 

5) Vgl. oben $ 381 Anm. 15; Liſzt a. a. O. ©.43. Ob der Thäter die Un— 
ſittlichleit einſah, it unerheblich. 

6) Anders Planck Bd.1 S. 279. Dagegen alle übrigen Kommentatoren. 

7) Anders viele, 3.8. Dertmann $ 826 Biff. 2b. 

8) Fälle find Erwerb einer abjtraften Forderung, 3. B. eines Wechjeld, um 
dem Schuldner Einreden abzuichneiden, Mot. Bd.2 ©.754. Erhebung eines Pro: 
zeſſes bezüglih einer Sache, Hinfichtlich deren der Eigentümer in Verkaufsverhand— 
lungen fteht, um dieje hierdurch zum Scheitern zu bringen. 
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3. Der Anspruch jteht demjenigen zu, deſſen Schädigung der Han- 
delnde wollte oder doch vorausjehen fonnte. Unter diefer Borausfegung 
alfo auch dem bloß mittelbar durch die vorjäßliche Handlung Gejchä- 
digten, 3. B. einer Lebensverficherungsgejellichaft, wenn jemand den bei 
ihr Berficherten vorjäglich tötet, nicht minder der Feuerverſicherungs— 
gejellichaft, wenn ein Dritter das verficherte Gebäude anjtedt.? 

Auch wegen Verführung eines Kindes kann $ 826 dem verlehten 
Vater eine Klage eröffnen. 


8 394. Unlauterer Wettbewerb. 


I. Die freie Konfurrenz, auf welcher die heutige Gewerbeordnung 
beruht, joll jedem ermöglichen, im Gewerbebetriebe jeine Kräfte frei zu 
bethätigen und energijch zu entwideln, jo daß mit dem eigenen Wohle 
Aufblühen von Gewerbe und Imdujtrie und infolgedejjen der gemeine 
Nutzen gefördert wird. 

Aber auf dem Boden der freien Konkurrenz wuchert auch unlauterer 
Wettbewerb — concurrence d&loyale —, welcher die Bertrauensjelig- 
feit und die Unwiſſenheit des Publikums jErupellos ausbeutet, zum 
Schaden der redlichen Arbeit und der öffentlichen Moral. 

In Frankreich, wo man zuerjt die Gewerbefreiheit proflamierte, 
trat man auch zuerjt ihren Auswüchjen, dem unlauteren Wettbewerbe, 
nachdrüdlich entgegen. Die Jurisprudenz juchte und fand in dem 
art. 1382 des code eivil die hierzu nötigen Waffen. Die deutſche Juris- 
prudenz vermochte diefem Vorgange nicht zu folgen, daher entjchlo ſich 
die Gejeßgebung, Hilfe zu bringen durch das Geſetz zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbeiverbes vom 27. Mai 1896.1 

Unlauterer Wettbewerb ijt Eintreten in den vwirtichaftlichen Kampf 
mit anderen, um wider Treu und Glauben und gejchäftliche Wohl- 
anftändigfeit den Gejchäftsbetrieb der Konkurrenten, insbejondere durch 
Schmälerung ihres Abjages und Entziehung von Kunden zu beeinträch- 
tigen umd unproduftiver zu machen, hierdurch aber dem eigenen Ge— 


9) Es kann alfo der Befiger einer Brauerei, deſſen Gewerbebetrieb durch die 
Ermordung jeines Braumeijters geſchädigt wird, nad) $ 826 von dem Mörder Erjak 
fordern, anders Coſack. B.R. Bd.1 5.5658, ebenfo fann der Fabrifant von dem 
Konkurrenten oder Agitator, weicher jeine Fabrif durch Anreizen der Arbeiter zum 
Streit gegen die guten Sitten vorſätzlich zum Stillſtande bringt, nad) $ 826 Schadens- 
eriaß beanſpruchen. 

1) Bal. die un über das Geſetz, insbeſonder Bachem und Nören 1896; 
Coſack, — $18 


Dernburg, Bürgerl. Recht. II. 2. 41 


642 Einzelne Fälle der Haftung wegen jchuldhafter unerlaubter Handlungen. 


jchäftsbetriebe größere Ausdehnung und gefteigerten Ertrag zu ver: 
ichaffen. ? 

Freilich iſt die Gefahr, da die notwendige freie Bewegung des 
Gewerbes dabei Schaden leidet. Die Grenze zu finden, wollte man dem 
Richter nicht überlafien. Das Gejeg juchte daher im einzelnen feit- 
zustellen, was als bejonders bedenklicher Wettbewerb verboten iſt. Es 
beichränfte fich nicht auf den Wettbewerb, gab vielmehr Beitimmungen 
mancherlei Art zur Erhaltung der Lauterfeit des VBerfehres. > 

Das Inkrafttreten des B. G. B. hat auch für den unlauteren Wett- 
bewerb Bedeutung. Die VBorjchriften des Spezialgejeges bleiben zwar 
nach E. G. Art. 32 beitehen. Aber Fälle von dort nicht erwähnter un- 
fauterer Konkurrenz fünnen unter B. G. B. $ 824 und namentlich $ 826 
fallen, jo das jchlimme Mittel zur Vernichtung unliebjamer Konkurrenz, 
zeitweife unter dem Selbſtkoſtenpreiſe Gejchäfte zu machen. * 

Doc auch auf dem Gebiete des Wettbewerbes it $ 826 mit Bor: 
jicht und unter Berüdjichtigung der Lebensverhältnijje, wie 
fie nun einmal find, zu handhaben. Aus dem Wettbewerbgejege iit der 
Wille des Gejetgebers erjichtlich, daß nur bejonders jchwere Mittel 
unlauterer Konfurrenz geſetzlich ausgejchlofjen werden jollen. Dies iſt 
bei Anwendung des 8 826 auf diefem Gebiete zu beachten, wenn er 
auch dem Richter jet auf demjelben eine freiere Stellung giebt. 

Das Verhältnis der Geſetze iſt übrigens keineswegs immer Far. 

II. Das Spezialgeſetz richtet ſich 

1. gegen unlautere öffentliche Geſchäftsreklame im $ 1. 

Danach ift verboten, in öffentlichen Bekanntmachungen oder in Mit: 
teilungen, welche für einen größeren Kreis von Perſonen bejtimmt find, 
unrichtige Angaben thatjächlicher Art bezüglich geichäftlicher Ver: 
hältniffe zu machen, welche geeignet find, den Anschein eines beſonders 
günftigen Angebotes hervorzurufen.d.° Insbejondere hebt das Geſetz 


2) So R. G. in Straffahen Bd.31 S. 27. Unlauterer Wettbewerb Tiegt alio 
nicht vor, wenn die von den Betreffenden verfolgten Ziele auf verichiedenen Gebieten 
liegen, 3. B. der eine einen größer werdenden Abſatz für feine Waren durch Ber: 
mehrung der Kauflujtigen, der andere nur eine billige Befriedigung feines Privat» 
gebrauches jucht. 

3) Hierher gehört $5, wonach der Bundesrat für gewifie Waren die form, 
in welcher fie im Ginzelverfehre gehandelt werden müfjen, feititellen darf. Dies ge- 
ſchah für den Garnhandel. 

4) Coſack a. a. O. 8 18. 

5) Daß dies zum Zwecke des Wettbewerbes gehtah, ift nicht beionders ge— 
fordert. Dentbar iſt, dab Die unlautere Rellame bloß aus Prablerei, nicht um 
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hervor unrichtige Angaben über die Bezugsquellen ausgebotener Waren, 
ferner über den Zwed und den Anlaß des Verfaufes, namentlich An— 
fündigung eine® Ausverfaufes wegen angeblicher Aufgabe des Ge— 
jchäftes, oder wegen Todesfalles. ? 

Verwendung von Namen, die nach dem Handelsgebrauche zur Be— 
nennung gewiljer Arten von Waren dienen, ohne eine bejtimmte Pro- 
duktionsſtätte zu bezeichnen, 3. B. „bayriſch Bier”, iſt nicht verboten. 

a) Gegen den Marktichreier, welcher die unrichtige Angabe macht, 
fönnen fonfurrierende Gewerbetreibende jowie mit Klageberechtigung 
ausgeitattete, zur Förderung gewerblicher Interejjen beitehende Verbände 
auf Unterlafjjen Hagen, $ 1 Abj. 1, auch in erleichterter Weiſe einſt— 
weilige gerichtliche Verfügungen erlangen, $ 3. Bezüglich des Anfpruches 
auf Unterlajjen fommt es auf Kenntnis oder Kennenmüfjen der Unrich- 
tigfeit der Reklame nicht an. 

b) Ferner können fonfurrierende Gewerbetreibende auf Schadlos— 
haltung gegen den Marftjichreier Hagen, falls dieſer die Unrichtigfeit 
jeiner Angaben kannte oder fennen mußte, $ 1 Abſ. 2.8 

c) Öffentliche Strafe droht $ 4 dem, welcher wijjentlich die fal- 
ichen Angaben macht. Die Strafverfolgung fordert, abgejehen von Fällen 
des öffentlichen Interefjes, Privatklage, $ 12. 


2. Berboten iſt Anfchwärzen von Konkurrenten (dönigrement), $ 6. 
Wer zu Zwecken des Wettbewwerbes über das fremde Erwerbsgejchäft 
oder dejjen Inhaber oder dejjen Leiter thatjächliche Behauptungen auf- 


Konkurrenten zu fchaden, geihah. Doc ſolche Naivetät fommt im Gejchäftsleben 
nicht leicht vor. 

6) Bei der era fommt e3 auf die Auffafjungen des großen Publikums, 
nicht der Gejchäftswelt an, R.G. Bd.44 ©. 11. Bloße Anpreijung fommt nicht in 
Betracht, wenn fie auch marftichreieriich fein jollte, R.G. a.a.D. — Reklamen, die 
in Firmenzufäßen liegen, 3. B. „gegründet 1781”, können gegen das Gejeß verſtoßen, 
jo dab auf eng | des Firmenzuſatzes geklagt werden kann, R.G. Bd. 44 
S.17. — Siehe ferner R. G. in Strafiahen Bd. 30 ©. 406. 

7) Die Ankündigung des Ausverfaufes gilt nah R.G. in Strafjachen Bd. 30 
©. 256 nicht als jtrafbar, „wenn der Verkäufer zwar einzelne Waren nachträglich an— 
ihafft, um fie beim Nusverfaufe zu veräußern, aber doch an der Abficht feithält, 
durch den Verlauf die Beste ſeines Gejchäftes im ganzen oder der in Betracht 
fommenden Warengattungen herbeizuführen“. Die Gejchäftswelt ijt hiermit wenig 
zufrieden. Die Ankündigung eines „Ertraverfaufes* ijt nicht betroffen. 

8) Nah 81 Abſ. 2 find NRedacteure, Verleger, Druder oder Verbreiter von 
periodijhen PDrudjchriften nur jchadenserjagpflichtig, wenn diejelben die Unrichtig- 
feit der Angaben fannten. Berbreiter von nichtperiodifchen Drudichriften, z. B. eines 
Berichtes über die Gewerbeausjtellung des Jahres, find aljo aud) wegen Kennen— 
müſſens haftbar. 


41* 
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jtellt? oder verbreitet, welche geeignet jind, den Betrieb des Geichäftes 
oder den Kredit des Inhabers desjelben zu jchädigen, it, jofern die Be— 
hauptungen nicht erweislich wahr jind, dem Verlegten zum Schadens: 
erjage und zur Unterlafjung der Wiederholung oder der Verbreitung 
der Behauptung verpflichtet. Der Verletzte hat feinen Anjprud auf 
Schadenzerjag, wenn der Mitteilende oder der Empfänger der Mitteilung 
an ihr ein berechtigtes Intereſſe hatte. 

Weiter geht jet B. G. B. $ 824, da hiernach die Anjchwärzung 
ohne Nüdjicht auf den Zweck des Wettbewerbes jchadenserjagpflichtig 
macht. 19 

Anſchwärzung wider bejjeres Willen iſt mit öffentlicher Strafe be- 
droht, 8 7, auch) wenn fie nicht zu Zweden des Wettbewerbes erfolgt iſt.n 

3. Veranftaltungen, welche darauf berechnet und dazu geeignet jind, 
Berwechjelungen bezüglich eines Namens, einer Firma, der bejonderen 
Bezeichnung eines Erwerbsgejchäftes, eines gewerblichen Unternehmens 
oder einer Drucjchrift im gewerblichen Verkehre herbeizuführen, begründen 
Aniprüche der Gejchädigten auf Schadenserjah und auf Unterlafiung, 
88.12 Von Strafverfolgung ijt hierbei abgejehen. 

4. Endlich verpflichtet Verrat von Gejchäfts- oder Betriebs: 
geheimniſſen durch einen Angeitellten während der Dauer des Dienit- 
verhältniijes, wenn er unbefugt zu Zweden des Wettbewerbes oder zur 
Schädigung des Geichäftsinhabers gejchieht, Ddiejem gegenüber zum 
Schadenserjage und ift mit Öffentlicher Strafe bedroht, $ 9 Abi. 1, Abi. 3. 

Pflicht zum Schadenserjage und zur Unterlajiung!?, wie auch Strafe 
trifft ferner Diejenigen, welche Geſchäfts- oder Betriebsgeheimnijje durd 





9) Öffentlich muß die Anfchwärzung nicht fein. Daher gehören hierher auch 
unrichtige Denumciationen eines Konkurrenten bei Behörden, insbefondere bezüglic 
jeiner Waren bei der Polizei, R.G. in Straffahen Bd. 31 S. 64, oder wegen eines 
angeblichen Verbrechens des Geſchäftsinhabers bei der Staatdanwalticdaft. 

10) Der Anipruch auf Schadenserjag wegen Anihwärzung verjährt in 3 Jahren, 
wenn er unter 8 624 fällt. Tritt, wenn fie zum Zwedke des Wettbewerbes geichieht, 
jeßt noch nur die jehsmonatliche Verjährung de S 11 ein? Dies ift nicht anzu— 
nehmen. 

11) R.®. in Straffahen Bd.31 &.65, ©.84. Sog. dolus eventualis be- 
züglich der Unmwahrheit der im $ 7 unter Strafe gejtellten Behauptimgen genügt 
nicht zur Strafbarkeit, R.G. in Strafiahen Bd. 31 ©. 302. 

12) Vgl. R.G. Bd. 44 S. 99. Der Schädiger kann feinen unerlaubten Wert: 
bewerb nicht dadurch jihern, daß er Eintragung in die Zeihenrolle ala Waren: 
zeihen gemäß des Geſetzes zum Schutze der Warenbezeihnungen vom 12. Mei 
1894 erwirkt, was häufig verfucht wird. 

13) Das Geſetz hebt im $ 9 nicht hervor, daß die Klage au auf Unter— 
fagung fermerer Verbreitung oder Verwertung des Geheimmnifjes gerichtet werden 
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jolchen Verrat, oder durch eine gegen das Geſetz oder die gute Sitte 
verjtogende eigene Handlung erlangt haben, und zu Ziveden des Wett- 
bewerbes vor oder nach der Anjtellungszeit des Verräters unbefugt ver- 
werten, oder anderen fund thun, $ 9 Abi. 2, Abj. 3.14 

Die Benugung eines in anderer Weije zugänglich gewordenen Ge- 
ichäftsgeheimniffes, 3. B. infolge irrtümlicher Eröffnung eines durch 
Verjehen faljch abgegebenen Briefes, macht nach dem Geſetze über den 
Wettbewerb weder Itrafbar noch jchadenserjagpflichtig."5 Wohl aber kann 
nach B. G. B. $ 826 folche Benugung, weil gegen die guten Sitten, zum 
Schadenserjag verpflichten. 16 

III. Neben der Strafe kann jtatt Entjchädigung Buße bis zu 
10000 Mark zuerkannt werden, 8 14. 

IV. Die Anjprüche auf Schadenserfag und Unterlafjung verjähren 
nach) $ 11 des Gejeßes über Wettbewerb in 6 Monaten jeit Kenntnis 
des Verlegten von der Handlung und der Perſon des Verpflichteten; ohne 
Rückſicht auf diefe Kenntnis in 3 Jahren von der Handlung an, der 
Anjpruch auf Schadenserjag früheitens von der Entjtehung des Scha— 
deng an. 

Im allgemeinen bejteht dieſe bejondere Verjährung fort. 17-18 


fann. Derartiges kommt bei kajuiftiichen Gejepen vor. Aber die Abficht des Geſetzes 
fann es nicht fein, daß der Richter eine Klage auf Unterlafjung zurüdweiit, dem 
Kläger überlafjend, den ihm weiter entjtehenden Schaden fortgeſetzt jpäter einzullagen. 
Dennoch nimmt Cojad a.a.D. ©. 104 an, es jei eine auffallende jchlimme Ausnahme, 
„daß U. den B., welcher fein Fabrikationsgeheimnis durch gemeine Spionage erfahren 
bat, zwar auf Schadenserjaß belangen, ihm aber die Verwertung des Geheimnijjes 
gejtatten muß“. Dies ift nicht die Stellung der Redtiprehung gegenüber den mo— 
dernen Gejegen. Vgl. übrigens gegen Cofad aud) die Worte des 8 11: „die in dem 
.. $ 9 bezeichneten Anjprüche auf Unterlafjung“. 

14) Bejtraft wird auch nad) $ 10, wer zum Zwede des Wettbewerbes es unter- 
nimmt, einen Angejtellten zur unbefugten Mitteilung eines Gejchäftsgeheimnifjes zu 
bejtimmen. Hierzu fann eine bloße —— genügen, R.G. in Strafſachen Bd. be 


— 


15) R.®. in Strafſachen Bd. 30 ©. 251. 

16) In ſolchem Falle tritt Verjährung nach $ 852 erit in 3 Jahren ein. Im 
‚alle der Verlegung des Wettbewerbungsgeieges 89 Abſ. 2 bereits in 6 Monaten, 
$ 11. Hierüber wird nicht hinauszufommen fein. Gejege find Stüdwerk! Dies gilt 
nicht bloß von den modernen. 

17) Liſzt, Delift3obligationen ©. 45. 

18) Für die Zuftändigfeit im Civilprozefje wegen unerlaubten Wettbewerbes 
giebt das W. Geſ. SS 2, 15 bejondere VBorichriften. Sie finden feine Anwendung, 
wenn auf Grund des B. G. B. 88 624, 626 geflagt wird. 
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Drittes Kapitel. 
Schadenshaftung ohne Verſchulden. 
$ 395. Die Erjappflicht für nihtverjihuldeten Schaden im allgemeinen. 

I. Das Berjchuldungsprinzip giebt für Die Negel der Fälle einen 
billigen Maßſtab zur Beitimmung der Schadenshaftung — vgl. oben 
Abt. 1 825. Aber für alle Fälle kann es nicht ausreichen. 

Eine Schattenfeite desjelben it, daß es folgerecht dazu führt, Dem 
Beichädigten den Nachweis des Verjchuldens des Schädigers aufzulegen: 
an dieſem Nachweile wird aber häufig die Verwirklichung des Schadens: 
anjpruches jcheitern müjjen. Daher legt, wo dies bejonders hart er: 
icheint, das Necht demjenigen, welcher wegen des Schadens in Anſpruch 
genommen wird, den Nachweis der Schuldlofigfeit auf. So namentlid) 
$$ 827 Satz 2, 828 Abj. 2, 831, 832, 834. 

Die Folge iſt praftiich, dab man dann leicht auch ohne Verſchulden 
haftet, dejjen ungeachtet wird Haftung aus „unerlaubter Handlung“ 
angenommen und deren Grundjäße treten ein. 

Il. Dem älteren deutjchen Rechte ijt der Gedanke nicht fremd, 
daß der Befiger für Schaden duch Sachen in jeiner Gewahrjam 
aufzufommen hat; dies ijt in den code civil art. 1384 übergegangen. 

sm B. G. B. taucht jener Gedanke in der Haftung für Tierichaden, 
ohne Rückſicht auf Verjchulden des Halterd des Tieres, auf, S 834. 
Weniger jchroff it die Haftung des Grundjtückbejigers gegenüber dem 
durch Einjturz jeines Gebäudes Bejchädigten, $ 836, wenn jie gleich 
derielben Wurzel entipringt. 

III. Mehrfach verjtattet das Necht Eingriffe in die Rechts— 
jtellung Dritter zum Schuge bedrohter Nechte derart, daß der Ein: 
greifende für den Schaden haftbar wird, wenn ſich der Eingriff als 
materiell ungerechtfertigt herausitellt. Dies nach jegigem deutichen 
Nechte namentlich in Fällen des Arrejtes und vorläufiger Vollitredung 
von Urteilen. Ähnliche Gefichtspuntte begründen den Schadenserjag in 
Falle umberechtigter, wenn auch auf entichuldbarem Jrrtume berubender 
Selbithilfe, $ 231. 

IV. Das Intereſſe der öffentlichen Sicherheit führt nicht jelten 
dazu, Schadenshaftung ohne Rückſicht auf Verjchulden aufzulegen. Um 
deswillen fonnte in Nom der Bewohner des Raumes, von dem aus 
ein Wurf oder Guß nach Orten geſchah, wo das Publikum zu verkehren 
pflegt, ohne Rückſicht auf eigenes Verſchulden mit der actio de dejectis 
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et effusis wegen des Schadens in Anjpruch genommen werden.! Eine 
ähnliche Beitimmung hatte der erjte Entwurf, 88 729 ff. Die zweite 
Kommiſſion jtrich fie jedoch erjaglos. Man nahm an, der moderne 
Straßenverkehr jei durch Str. ©.B. $ 368 n. 8 in Verbindung mit den 
polizeilichen Verordnungen genügend gejchügt;? daher es einer civilrecht- 
lichen Sonderbeitimmung nicht bedürfe. 

Aus rechtspolitiichen Gründen werden in Fällen des Auflaufes 
und des Aufruhres auch jchuldloje Perſonen, die bei demjelben an- 
wejend blieben, jchadenserjagpflichtig. 

V. Bon bejonderer Bedeutung für die Verhältnijje der neueren 
Zeit ılt der Gedanke, daß Schadenserjat zu leijten hat, wer ein mit 
beionderen Gefahren für Dritte verbundenes Unternehmen, 
wenn auch an fich berechtigterweije, betreibt. Hierauf gründen jich 
namentlich die Beitimmungen des Reichshaftpflichtgejeges. Jenem Ge— 
danken entjpricht, daß der Bergwerföbefiger nach dem Preußiſchen 
Berggeſetz S 148 für allen Schaden haftet, welcher dem Grundeigen- 
tümer durch den Betrieb des Bergwerks zugefügt wird. 

VI. Einige Fälle der Schadenserjagpflicht ohne Verſchulden find 
im 25. Titel unter die unerlaubten Handlungen eingereiht. Infolge: 
deſſen hat ſich die Frage erhoben, ob und inwieweit die Beitimmungen 
diejes Titel3 auch auf die Fälle der Haftung wegen unverjchuldeten 
Schadens anzuwenden find. 3 

Für die Berjährungsbeitimmungen der 88 852 und 853 ift 
Dies zweifellos. Für diejenigen VBorjchriften aber, welche Konjequenzen 
des Werjchuldungsprinzips find, ift es nicht zuzugeben. Alſo 
fann namentlich nicht 88 827 und 828 bei Tierjchaden- und Wild- 
chadenerjag zur Anwendung gebracht werden. * 

VII. Eine weitere Frage it, ob die furze Verjährung des $ 852 
auf verwandte Fälle außervertraglicher Schadenshaftung, bei denen das 


1) Dernburg, Band. Bd.2 8 134. 

2) Brot. — Spahn — Bd.2 ©. 643, 

3) W. Müller, Begriff der unerlaubten Handlung, Halle, Kämmerer 1900. 
Hier nod) nicht berüdjichtigt. 

4) Dagegen Endemann, Einf. I 8202 Unm. 8, will für die Haftung alle für 
die unerlaubten Handlungen gegebenen Normen zur Anwendung bringen, ebenjo 
Coſack B.R. Bd.18 166 le; Liſzt, Deliftsobligationen S. 107. Ich kann dies nicht 
dem Willen des Geſetzes entiprechend finden. Die Konſequenzen der Grundgedanken 
der in dem erjten Entwurf fpäter eingefchobenen Beitimmungen jmd zu ziehen, nicht 
aus dem zufälligen Umjtand, dab fie unter dem Notdach der unerlaubten Hand: 
lungen untergebracht find, widerfinnige Rechtsſätze abzuleiten, 
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Necht aber von Berjchulden des Thäters abjieht, anwendbar iſt. 
Insbeſondere Fragt fich dies für die Schadenshaftung wegen ungerecht- 
fertigter Nechtsbehelfe, obgleich die Bejahung folgerichtig, billig und 
zweckmäßig wäre, wird jich die Praxis nur jchwer hierzu veritehen, 
weil jie an dem Sat fejthalten wird, daß jingulare Nechtsnormen nicht 
ausdehnend zu interpretieren find. 


8 396. Schaden durd Tiere. 

I. Wer ein Tier Hält, hat den Schaden zu erjeßen, welchen 
das Tier mittel3 Tötung, Körper= oder Gejundheitsverlegung 
eines Menjchen oder durd) Bejchädigung, insbejondere aud 
Zerjtörung einer Sache, anrichtet. So B. G. B. $ 833.? 

Die Bundesratövorlage an den Reichstag, $ 817, wie die früheren 
Entwürfe gründeten die Haftpflicht wegen Schadens durch Tiere auf 
Berjchulden deſſen, welcher das Tier hält. Aber die große Mehrheit 
der Neichstagsfommilfion entſchied ſich trotz Widerjpruch® der ver: 
bündeten Regierungen für deſſen unbedingte Haftung. Sie ſei im 
Interejie der öffentlichen Sicherheit geboten, bejonders gegenüber den 
zahlreichen Berlegungen durch große Luxushunde; fie finde ſich im 
franzöfiichen Nechte und Habe fich Dort bewährt.“ Vergeblich hob man 
dagegen im Plenum des Neichstags hervor‘, daß es ſich nicht bloß um 
Hunde handle, daß 3. B. Schädiqungen durch tiere, Hengite, Schaf- 
böce vorfämen, die nicht zu verhüten jeien, daß das Halten Jolcher 
Tiere für die Volfswirtichaft und das Landesinterefje unentbehrlich jeı, 
daß endlich die neueren Gejeggebungen, die nicht dem Kreiſe Des fran: 
zöjischen Nechtes angehören, jo rigorofe Beitimmungen nicht fennten. 
Der Reichstag bejtätigte die Vorjchläge feiner Kommiſſion. 

II. Es ijt zuzugeben, daß das Schuldprinzip in Fällen des Tier: 
ichadens nicht ausreicht und micht leicht von der Gejeßgebung jchlecht- 
h.n durchgeführt wird. 


1) Siay, Die Verantwortlichleit des Eigentümers für jeine Tiere in Nhering? 
Jahrb. Bd. 39 ©. 209. 
2) Wenn ein wildgewordener Stier jemanden verhindert, einen geichäftlichen 
Weg zu machen, jo ift eine Haftung für den bieraus erwachſenen Bermögensihaden 
nur nad) $ 823 Abf. 2, vgl. Str. G. B. $$ 366 Ziff. 5, 367 Ziff. 11, zu begründen, 
bemerken Goldmann und Lilienthal ©. 216 zutreffend. 
3) Reichstagskommiſſionsbericht S. 109. 
4) Stenographiicher Bericht über die Verhandlung des Entwurfs des B. G. B. 
45. 


— 
— 
—* 
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In Rom gründete fich die Haftung feit alter auf Verjchulden 
de8 Tieres. Hiernach ging Die actio de pauperie, falls ein Tier 
durch beiondere Bosheit oder infolge ungewöhnlicher Erregung 
Schaden verübt hatte, gegen deſſen Herrn auf Auslieferung des Tieres 
zur Sühne — noxae — oder auf Schadenserjag. > 

Das A. L. R.J. 6, 88 70ff. fußte zwar auf dem Schuldprinzipe, aber 
als Schuld galt, wenn man ohne obrigkeitliche Erlaubnis wilde, oder 
ſonſt für Menſchen oder Nutztiere gefährliche Tiere hielt, und wer 
Tiere zu bloßem Luxus hielt, ſtand ſchlechthin ein.“ 

Nach dem code civil art. 1384 haftet man für Schaden durch 
Perſonen, die unter unjerer Machtiphäre und durch Sachen, die in 
uujerer Gewahrjam stehen”; hieraus ergab ſich art. 1385 bezüglich des 
Tierjchadens. 

Dem B. G. B. iſt ein Dderartige® Prinzip unbekannt, nur die 
Haftung für Xierfchaden übernahm man. Sie hat aljo etwas Aus: 
nahmsweiſes. 

Daher ſteht man z. B. für Schaden, der durch giftige Pflanzen 
einem andern erwuchs, nach B. G. B. nur im Falle eines Verjchuldens 
ein. Unſeres Erachtens muß dies Jauch für zufälligen Schaden durch 
gezüchtete Bakterien gelten. Denn als Tiere im Sinne des $ 833 
fünnen Bakterien nicht gelten. ® 

11. Trotz der prinzipiellen Umgeftaltung der Haftung für Tier: 
ichäden durch den Reichstag behielt fie ihren Platz im fünfundzwanzigiten 
Titel. Es iſt, wie bemerkt, um deswillen nicht anzunehmen, dab die 
Rechtsnormen dieſes Titels Ichlechthin auf den Tierjchaden anwendbar 
ſind. Vielmehr ift als mahgebend zu erachten, was in der Konſequenz 
der neuen Beitinunung liegt. Auf Zurechnungsfähigfeit des Halters 
des Tieres nach SS 827 und 829 kann es aljo nicht anfommen.? Denn 
Zurechnungsfähigfeit des Schädigers wird für die Negel gefordert, weil 
die Schadenshaftung in defjen Verſchulden wurzelt. Da der Tierhalter 
ohne Rückſicht auf Verſchulden für jein Tier haftbar it, fann fie nicht 
in Frage fommen) Auch 8 830 ift nicht im alle des gemein: 
jamen Haltens eines Tiere8 anwendbar. Die Miteigentümer haften 





5) Dernburg, Band. Bd. 2 8133. Die Sühne war freilich gering, wenn ein 
wertlojer Köter großen Schaden angerichtet hatte. 

6) Vgl. R.G. Bd. 32 ©. 329. 

7) Bgl. oben $ 383. 

8) Anders bei zu Experimenten gezüchteten Kaninchen. 

9) Siehe oben $ 388. 
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vielmehr, ſoweit ihnen nicht eigenes Verſchulden zur Laſt fällt, ge— 
teilt nach 8 420. 


IV. Im einzelnen hervorzuheben iſt: 

1. Erſatzpflichtig iſt, nach $ 833, wer das Tier zur Zeit der 
Schadenzzufügung bält!®, d. h. wer es in feinem Intereſſe im un- 
mittelbaren Beſitz bat. Eigenbeſitz iſt richtiger Anficht nach nicht er- 
forderlich.! Auch der Miether, Pächter, Entleiher und Nutznießer des 
Tieres hält dasſelbe. Wer es aber bloß für einen Dritten verwahrt, 
„Hält“ es nicht. 

Entläuft das Tier und erlöjcht infolgedefjen der Beſitz des Tier: 
halterd, jo hält er es nicht mehr und kann infolgedeiien für jpätere 
Cchadenszufügungen des Tieres nach) $ 833 nicht haftbar gemacht 
werden, wohl aber ift er nach $ 823 Abſ. 1 verantwortlich, wenn er 
durch Verabſäumung gehöriger Aufficht das Entweichen verjchuldet hat, 
3. B. wenn er emen Bären gehalten und nachläjlig bewacht hat. 

2. Nicht unmittelbar muß das Tier den Schaden veruriacht haben. 
Es genügt mittelbare Kaufalität, 3. B. Schafe jpringen, erjchredt durch 
dag wiütende Bellen eines Hundes, in einen Abgrund. !? 

3. Hat beim Schaden Verjchulden des Beſchädigten mit- 
gewirkt, jo fommt $ 254 zur entiprechenden Amvendung!®, z.B. wenn 
der Verlegte troß der an einem Gehöft angebrachten Warnung das: 
jelbe unbefugt betritt und hierbei durch Hunde bejchädigt wird, oder 
wenn er das jchädigende Tier gereizt hat oder auch unvorfichtigerweite 
mit ihm jpielte. 

Wie aber, wenn das von einem anderen Tiere angefallene Tier 
Das angreifende verwundet oder tötet? Es leuchtet ein, daß der Herr 
des angefallenen Tieres in diefem Falle nicht haften kann. 1% 


10) Wird ein früherer Eigentümer dem Beichädigten haftbar, wenn er troß 
feines Wiſſens, daß ein Tier bejonders jchädlich ijt, bei dejien Veräußerung dem 
Erwerber hiervon feine Anzeige madte, falls dann das nicht gehörig bewachte Tier 
einen Dritten beichädigt. Hierin liegt feine Fahrläjfigkeit gegenüber dem Be: 
jhädigten. $ 823 Abi. 1. Bol. ©. Trib. Bd. 21 ©. 190. 

11) Anderer Anſicht Iſay a.a.D. ©. 316 und Kipp, Zufap zu Windicheid, Band. 
Bd.2 8457. Derjelbe nimmt biernady an: „bei Baht etwa eines Gutes mit leben: 
dem Inventar ohne Eigentumsübergang an diejen oder bei Nießbrauch wird das Tier 
nicht vom Pächter oder Niekbraucer gehalten, fondern vom Verpächter oder Nick: 
brauchbeiteller.“ Dieſer foll aljo für den Tierichaden haften! Unglaublich! 

12) Iſay a. a. O. S. 308. 

13) Stenographiſche Berichte des Reichsſtags ©. 346. 

14) Man tann ich hierfür auf die Analogie der 88 227 und 228 benufen 
vgl. Iſay a. a. O. ©. 315. 
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4. Entjprechend unjern Ausführungen — oben Abt. I8 28 — iſt 
auch beim Tierjchaden in der Bemeſſung des Schadenserjages ein 
Unterjchied zu machen, ob dem Tierbejiger Vorja oder wenigitens Fahr: 
läjfigfeit, oder ob ihm keinerlei Verfchulden zur Laft fällt. So gefchieht 
e3 nach franzöſiſchem Necht, welches für den $ 833 das Borbild war. 

V. Nach $ 834 it, wer für denjenigen, welcher ein Tier hält, 
vertragsmäßig die Aufficht übernahm, für den Xierjchaden verant: 
wortlich, es ſei denn, daß er nachweisbar die erforderliche Sorgfalt 
beobachtete, oder daß der Schaden auch bei Anwendung diejer Sorg- 
falt entjtanden wäre. 

Im Sinne der Vorlage an den Reichstag jollte fich in dieſem 
alle die Verpflichtung des Tierhalters auf gehörige Auswahl und Be- 
auffichtigung jeines Vertreters bejchränfen.5 Doch nach Änderung des 
z 833 haben vielmehr beide als Gejamtjchuldner zu haften. Auch in 
diejem Punkte find die Konfequenzen der Änderung des Grundprinzips 
über die Haftung für Xierjchaden zu ziehen.!‘ 

Die Gegenanficht führt zu einer micht beabjichtigten Bevorzugung 
der Wohlhabenden, die ſich behufs der Aufjicht über ein Tier Hilfs- 
fräfte halten. 

VI. Daraus, daß dag Geſetz dem Halter eines Tieres die Haftung 
für die Schadenszufügungen desjelben auflegt, ift zu jchließen, daß ihn 
auch obliegt, Maßnahmen zur Abwehr des Tierjchadens zu treffen und 
daß der Bedrohte hierauf klagen fann. 17 


$ 397. Wildſchaden. 

I. As noch die Jagdberechtigung Regal war und danach am 
bäuerlichen Beige fürftlichen und adeligen Herren zuftand, war Die 
Frage des Wildichadens eine bejonders volfstümliche. Viele Jurijten 
nahmen in jenen Zeiten an, dab die Jagdberechtigung die Haftung für 
Wildichaden jchlechthin im Gefolge habe. ! 


15) Motive Bd.2 ©. 812. 

16) Anders Endemann $ 202 Anm. 10; dagegen aber Coſack $ 166 Anm. 9; 
Goldmann und Lilienthal S.216 Ann. 8, auch Kipp, Zuſatz zu Windicheid Bd. 2 
8457 Biff. 6 u. andere, 

17) Anders 3.8. Goldmann und Lilienthal S. 216, welche den Bedrohten auf 
das Abwehrrecht des $ 228 verweilen und beichränten. Auch bei Gruchot Bd. 4 
©. 145 wird entichieden, der Anſpruch gehe nur auf Schadenseriag, nicht auf Abwehr 
des Schadens für die Zukunft. Vgl. dagegen Dernburg, P. R. Bd. 2 $ 302 Anm. 6. 

1) Stobbe- Lehmann Bd. 3 8 263 Anm. 39 Angef. Bieiffer, Praktiſche Aus: 
führungen Bd.3 S. 98, 113. In viel beſchränkterem Maße war die Haftung für 
Wildihaden nah A.L.R.1,9 88 141ff. 


652 Schadloshaltung ohne Verſchulden. 


In Preußen wurde durch das Jagdgeſetz vom 31. Oktober 1849 
das Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden aufgehoben. Ähnlich 
war es in den meilten anderen deutjchen Staaten. Da jetzt jeder Grund- 
befiger zugleich der Jagdberechtigte bezüglich feines Grund und Bodens 
war, ſchien ſich die Rechtfertigung für einen gejeßlichen Anfpruch wegen 
MWildjchadens zu erledigen. In vielen Staaten, insbejondere in Preußen, 
wurde diefe Haftung, joweit fie beitand, daher aufgehoben. 

Aber die alte Klage machte fich auf das neue geltend. Sie hatte 
einen Grund darin, dat die Jagdpachtgelder in gemeinjamen Jagd: 
bezirfen nach Verhältnis des Flächeninhaltes unter fämtliche Grund: 
eigentümer desjelben verteilt wurden, ohne daß man den nach Lage 
ihrer Grundjtüce in höherem Maße durch das Wild bejchädigten Grund: 
beſitzern, oft Feinere in dev Nähe des Waldes angejiedelte Bauern, einen 
entjprechend größeren Anteil an den Jagdpachtgeldern gewährte. Cine 
(ebhafte Agitation entjtand, welche zu dem Preußiſchen Gejege vom 
11. Juli 1891°- führte. Dasjelbe ficherte den Grundeigentümern Wer: 
gütung des Schadens zu, welchen Schwarz-, Not: nnd Dammild, 
jowie Nehwild und Faſanen in gemeinjchaftlichen Sagdbezirfen 
und in von Wald umjchlojjenen jog. Enklaven anrichten. 


IH. Der erjte Entwurf überlieg Beltimmungen über Wildichaden 
den Yandesgejegen, da der Wildjchadenserjaß in engem Zujammenbange 
mit dem SJagdrechte jtehe, welches landesgejeglich, und zwar in jehr 
verjchiedener Weile geordnet jei. Die zweite Kommiſſion dagegen hielt 
eine reichsgeſetzliche Regelung für unerläßlich. Infolgedeſſen erwuchs 
B. G. B. 8 835. Aber die reichsgeſetzliche Ordnung iſt mit Rückſicht 
auf die partikularen Jagdrechte auf Schrauben geſtellt; fie iſt frag— 
mentariſch, da nach E. G. Art. 70, die landesrechtlichen Vorſchriften 
unberührt bleiben, nach welchen der Wildſchaden feſtzuſtellen iſt, ſowie 
diejenigen, welche den Erjaganjpruch von der Geltendmachung innerhalb 
einer beitimmten Friſt bei der zuftändigen Behörde abhängig machen, 
auch nach E. G. $ 71 zahlreiche andere landesgejegliche Vorſchriften ſich 
erhalten. Infolgedejien find insbejondere für Preußen die Beitimmungen 


2) Holtgreven, it vom 11. Zuli 1891 3. Aufl. 1893. Kohli, 
Preuß. Jagdgeiete 3. Aufl. 1900 ©.82 ff. 

3) Das Geſetz iſt nicht für Hannover und das ehemalige Nurfüritentum Heften 
bejtimmt, wo beiondere Wildjchadensgefege galten, welche als für die Befiger günjtiger 
angejehen wurden. 
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jeines Wildjchadensgejeges vom 11. Juni 1891 der Sache nach nach wie 
vor maßgebend. t 

III. Die Tiere, deren Wildichaden zu erjegen tft, bejtimmt B. G. B. 
wie das Preußiſche Gejeg. Zwar verlangten Centrum und Linfe im Reichs— 
tage heftig Erweiterung auf den Haſenſchaden. Doch die fonjervativen 
Parteien lehnten dies ebenjo entichieden ab.5 Die Hafenfrage jchien zeit: 
weilig das Zuſtandekommen des B.G.B. zu bedrohen. Schließlich gab 
das Gentrum nach. 

Landesgejeglich kann jich der Wildjchadenserjag auch auf Hafen und 
andere jagdbare Tiere erjtreden, Einf. Gel. Art. 71 Ziff. 1. 

IV. Die Erjaßpflicht des Wildjchadens wird durch $ 835 Abi. 1 
in erjter Linie dem Sagdberechtigten aufgelegt, wenn dem Grund- 
eigentümer das Jagdrecht an jeinem Grundjtüce nicht zuiteht. Dies 
fommt nur in Mecklenburg vor. 

In allen übrigen Teilen Deutjchlands iſt jeder Grundeigen: 
tiimer in jeinem Grundſtücke jagdberechtigt. Aber die Ausübung der 
Sagd iſt dem Kleinbeſitz entzogen. Hierfür ſchreibt S 835 Abi. 2 
und 3 vor: 

1. Wildjchadenpflichtig it der gejeglich zur Ausübung der 
Sagd Berechtigte, $ 835 Abſ. 2 Satz J. 

2. Bejonders geregelt it das Jagdrecht an Waldenflaven. Ihr 
Befiger muß die Jagd dem Waldbeſitzer pachtweije überlaffen oder die 
Jagd ruhen laſſen, vgl. Preuß. Jagdpolizeigeieg 8 7. 

Der Waldbeſitzer it für den Wildjchaden der von ihm erpach— 
teten Enklaven erjagpflichtig, $ 835 Abſ. 2 Sap 2.% 

3. Für die Negel bilden die Eigentümer der Adergrund- 
jtüde behufs Ausübung der Jagd geieglich eine Jagdgenoſſenſchaft, 
vgl. Preuß. Jagdpolizeigeieg $ 4. Sie find, falls die Jagdgenofienjchaft 
nicht haftet, nach Verhältnis der Fläche wildichadenpflichtig. 

Aber die Jagdpachtverträge legen überwiegend den Sagdpächtern 
den Erjag auf. In Preußen iſt dies gejegliche Negel, Wildjchaden- 
geſetz $ 2 Abj. 2. 


4) Vgl. von Seherr-Thoß im Preuß. Verwaltungs: Bl. Jahrg. 20 n. 23 — 53. 
Hier wird ausgeführt, daß für den Geltungsbereich des Wildich. Gef. vom 11.7.1891 
materiell nicht3 geändert wird. Ähnlich Mot. zum Preuß. Ausf. Gef. zum B. G. B. S. 28. 

5) Stenographiiche Berichte über die Neichstagsberatung des B. G. B. S. 104ff. 

6) Nach E. G. Art. 71 Ziff. 2 kann er landesgefeplich wildſchadenpflichtig auch 
werden, wenn er die ihm angebotene Jagdpachtung der Enktlaven abgelehnt hat, 
was für Preußen nad) Preuß. Wildihadengejeg $3 am Schluſſe gilt. 
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Der Wildjchadenserja dem Jagdpächter. Dies ijt praktiſch 
das Ende? 

VI. Gegenitand des Wildjchadens iſt die Bejchädigung des 
Sagdgrundftüds, womit Schaden an Früchten, Bäumen, die noch 
ftehen, wie auch am Boden, 3. B. durch Aufwühlen, gemeint wird. Auch 
auf Schaden an getrennten, noch nicht eingeernteten Erzeugniffen erftredt 
jich die Erjagpflicht, $ 835 Ab}. 1. 

Einzelheiten bezüglich des Schadenerjages regeln die Yandesgejege, 
aljo für Preußen das preußifche Wildjchadengefeg. Dahin gehört 

a) daß Erſatz nicht jtattfindet, wenn die Umſtände ergeben, dab 
die Bodenerzeuguifje in der Abjicht gezogen, oder erheblich über die 
Erntezeit anf dem Felde belajjen find, um Schadenserjag zu erzielen; 
Preuß. Wildichadengejeb $ 4; es entipricht dies allgemeinen Grundiägen 
und muß auch gelten, wo eine ausdrüdliche Beitimmung hierüber fehlt; 

b) daß der Schaden in demjenigen Umfange zu erjtatten ift, in 
welchem er fich zur Zeit der Ernte darjtellt, falls die Beſchädigung 
vorher erfolgte und ſich vollftändig erjt zur Erntezeit bemejien läßt; 
Preuß. Geſetz $ 5 

c) daß der Beichädigte den Wildjchaden bei der Ortspolizeibehörde 
binnen 3 Tagen von der Stenntnis an, bei Strafe des Berlujtes des 
Anſpruchs anzumelden hat, Preuß. Geſetz $ 6; 

d) daß der Streit über Wildjchadenserjag im Verivaltungswege und 
Berwaltungsitreitverfahren zu erledigen iſt, Preuß. Geſetz 8 9 ff. 


$ 398. Einfturz von Bauwerken.“ 
I. Beichädigung von Perjonen oder Sachen durch Einsturz bau— 
ficher Anlagen macht jelbjtverjtändlich nach) $ 823 Abj. 1 den verant- 
wortlich, deſſen Berjchulden den Schaden herbeiführte, z. B. den 


7) Wenn der Grunditüdseigentlimer unter Rüdbehalt feines Jagdrechtes das 
Grundſtück verpachtet hat, fo fann der Pächter zwar nicht auf Grund des Wild: 
ichadengejeges, wohl aber auf Grund des Pachtvertrages, joweit fein Pachtrecht ent⸗ 
gegen dem Vertrage beeinträchtigt wird, Schadenserſatz beanſpruchen. So insbeſon— 
dere, wenn der Grundſtücksei entümer durch übermäßiges Schonen der jagdbaren 
Tiere eine Vermehrung derielben dergeitalt herbeiführt, dak fich die vom Grund: 
ſtückseigentümer dem Pächter zu gewährende Fruchtziehung erheblid vermindert, Jur. 
Monatsichr. f. Poſen 1898 ©. 131. 

8) Unter getrennten, noch nicht eingeernteten Erzeugnijjen find noch nicht vom 
Felde —— zu verſtehen, auch wenn ſie auf dem Felde zunächſt lagern ſollen. 

1) E. I $ 735 Mot. Bd. 2 ©. 814. Kom. Brot. — Spahn — Bd. 2 ©. 649. 
— Saun, Haftung. für Hauseinfturz; Erl. Difjertation 1899; Kipp, Zuſatz zu ı Bind- 
iheid Bd. 2 ©. 932. 
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Baumeijter, welcher da8 Werf den Kunſtregeln zuwider erbaute, den 
Lieferanten fehlerhaften Materials, den Bauherrn, mit deſſen Willen 
der Bau jchadhaft errichtet wurde, wie aud) denjenigen, welcher durch 
ihuldhafte Handlungen den Einiturz jpäter herbeiführte. 

E3 erhebt fich jedoch die Doppelfrage, ob der Beier des Bau- 
werfes auch ohne Berjchulden für den Schaden durch dejjen Einjturz 
haftet? oder ob ihm wenigitens Sorgfalt für dejjen Erhaltung, 
aljo Reparaturen und Aufwendungen, zu diejem Zwecke obliegen. 

Der code civil art. 1384 und jpeziell art. 1385 und 1386 macht 
den Eigentümer jchlechtdin für Schaden durch Sachen in feiner Gewahr: 
jam, alſo auch für feine baulichen Anlagen verantwortlich. 

Das römische Necht geht nicht jo weit. Zwar fonnte der durch 
Einjturz infolge der fehlerhaften Beichaffenheit eines Grundſtücks oder 
der darauf befindlichen Anlagen Bedrohte von deren Eigentümer Über: 
nahme des möglichen Schadens durch Vertrag — cautio damni infecti 
— beanipruchen. Doch der Grumdeigentümer, welcher fich dejjen weis 
gerte, verlor äußerſten Falles nur jein Grundſtück zu Gunſten des be- 
drohten Nachbars.? 

I. Das B. G. B. fennt eine unbedingte Haftung des Beſitzers 
für feine Sachen — von Tierjchäden abgejehen — nicht, insbejondere 
auch nicht bezüglich der Bauwerke. Es folgt auch nicht dem römischen 
Nechte. Dagegen legt e3 dem Grumdbejiger Sorgfalt für Erhaltung 
feines Gebäudes zu Gunſten Dritter auf. Hiernach beitimmt $ 836 
eine Haftung für Berabjäumung diefer Sorgfalt unter dem Geſichts— 
punkte der Berjchuldung? und giebt, $ 908, dem bedrohten Nachbar An— 
jprüche auf Schugmaßregeln. 

Dieje bejondern Beltimmungen betreffen zunächjt den Einjturz 
eines Gebäudes, gelten aber durchaus in gleicher Weile für die Ab— 
löjung von Teilen des Gebäudes, 3. B. Herabjtürzen von Dachziegeln; 
nicht minder aber für den Einfturz anderer mit einem Grundjtüc ver- 
bundener Werke, jowie der Ablöjung von Teilen jolcher Werfe, 3. B. 
für den Einfturz eines Dammes oder eines Denkmals, oder eines Baus 
gerüftes, oder einer Fahnenjtange. Für jolche Schäden gilt daher alles, 


2) Bgl. Dernburg, Band. Bd. 1 8230. 

3) Die thatfächlihe Verwandtichaft mit dem Tierichaden bejtimmt ung gleich- 
wohl, den Schaden durch Einjturz an diejer Stelle neben dem Tierſchaden zu be= 
handeln. 
4) Nach Eojad, B.R. Bd. 1 8 165, X 3a gehören hierher auch „neugepflanzte* 
Bäume Doch Bäume find feine Werte. 


656 Scadloshaltung ohne Verichulden. 


was für Schaden durch Gebäudeeinsturz im folgenden aus: 
geführt wird. 

Löjen ſich vom Grundſtücke natürlich verbundene Teile, z. B. ein 
Selsblod, fallen Bäume um, jo findet $ 836 feine Anwendung. 

IH. Wird durch den Gebäudeeiniturz ein Menjch getötet, oder an 
jeinem Körper oder an jeiner Gejundheit verlegt, — aljo auch z. B. 
durch den Schred geijtesgeitört — oder wird eine Sache beichädigt, je 
it nach $ 836 Abſ. 1 und Abſ. 3 der Eigenbejiger des Bauwerkes zur 
Zeit des Einjturzes jchadenserjagpflichtig. 

Im einzelnen gilt folgendes: 

1. Nicht der Eigentümer des Baues als ſolcher haftet, vielmehr 
der Eigenbefiter, $ 836 Abſ. 3; ſei er mittelbarer oder unmittelbarer, 
bösgläubiger oder qutgläubiger Befiger. 

2. Der Einjturz muß Folge fehlerhafter Errichtung oder 
mangelhafter Erhaltung gewejen jein. Dies hat der Beichädigte 
zu beweijen. 

3. Die Erjagpflicht it nach $ 836 ausgejchlojfen, wenn der Be- 
jiger zur Abwendung des Einfturzes die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobadtet hat. Da hiermit das VBerihuldungsprinzip an— 
erfannt wird, jo wird überhaupt die perjönliche Schuldlojigfeit des Be— 
figers als entjchuldigend anzujehen jein®, insbeſondere auch jeine Un— 
zurechnungsfähigfeit gemäß SS 827 ff. 

Dem Beklagten liegt der Nachweis feiner Schuldlojigfeit ob. 
Namentlich genügt, daß der Fehler verborgen und trotz verfehrsüblicher 
Sorgfalt nicht zu entdeden war, oder daß Die vom Beliter angeord: 
neten Unterhaltungsmaßregeln, ohne daß ihn eine Schuld daran trifft, 
nicht ausreichend waren. 

Der Umstand aber allein, daß dem Beklagten die Geldmittel zur 
Reparatur fehlten, was ja häufig der Fall it, wird den Beklagten nicht 
entichuldigen. Im Sinne des Geſetzes iſt Geldmangel Verſchulden! 

4. GErjagberechtigt it nach allgemeinen Grundjägen der ulnmittel- 
bar Berlegte. Im Falle einer Tötung find es gemäß $ 844 auch 
Dritte. 

5. Erjaganjprüche entipringen nicht, wenn die eigene Unvorſichtig— 
feit des Verlegten überwiegend den Schaden verurjucht hat, $ 254 Abi.1. 








5) So Coſack, B.R. Bd. 1 $165, X1, z. B. wenn ber Befiter dad Grund⸗ 
ſtück eben evjt geerbt hat, und noch nicht zu befichtigen in der Lage war. 
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IV. Nicht bloß der Eigenbefiter des Grundjtüdes zur Zeit des 
Einiturzes it haftbar. 

1. Befitt jemand das Gebäude in Ausübung eines Rechtes, 
jo trifft ihn die Haftung, nicht den Grundbejiger, $ 837. Dies gilt 5.2. 
vom Erbbauberechtigten oder vom Pächter. Als Befiter des betreffen- 
den Gebäudes ſind fie in der Negel allein im jtande, die gefegliche Ver— 
pflichtung zur Erhaltung des Baues zu erfüllen. 

2. Wer für den Befiger die Unterhaltung des Gebäudes — durch 
Vertrag — übernimmt, oder vermöge eines ihm zuftehenden Nußungs- 
rechtes hierzu dem Beſitzer gegenüber verpflichtet ift, it in gleicher Weiſe 
verantwortlich wie der Beſitzer, $ 838. 

Der Bejiter des Grundſtückes haftet in diefem Falle nicht, 
wenn er durch Überlafjung der Unterhaltung an den Dritten feiner 
Prliht zur Sorgfalt Genüge gethan hat und fie auch nicht durch 
mangelnde Überwachung verletzte.“ Andernfalls fteht auch er als Gejamt- 
jchuldner ein. Untereinander wird freilich in der Negel der Unternehmer 
oder Nubungsberechtigte allein verpflichtet jein.? 

3. Auch der frühere Eigenbejiger des Bauwerfes, welcher 
während feiner Befitzeit die pflichtmäßige Erhaltung verjäumte, ift für 
den Einjturz, welcher jich innerhalb eines Jahres nach Beendigung 
jeines Beſitzes zutrug, haftbar, es jei denn, daß fein Beſitznachfolger 
den Schaden durch die verfehrsübliche Sorgfalt hätte abwenden können, 
8 836 Ab}. 2. 

V. Droht einem Grundjtüde die Gefahr des Einjturzes des Bau— 
werfes eines Nachbargrundftüdes, jo fann der Eigentümer® von dem 
nach 88 836 Abſ. 1, 837 und 838 für den Schaden Verantwortlichen 
verlangen, daß die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Vorkehrungen 
getroffen werden, $ 908. 


$399. Schadenserjag im Falle der Erwirfung eines Arrejtes und der 
Bolljtredung vorläufig vollitredbarer Erfenntnijie. 

I. Wenn ein Arreſt ausgebracht wurde, welcher dann infolge des 

dem Arreitleger ungünitigen Ausganges des Prozeſſes zur Aufhebung 

fommt, jo fragte es fich, wer den durch den Arrejt dem Arreitgegner ver= 


6) Vol. Kipp a.a. O. Zuſatz 6. 
7) Goldmann und Lilienthal, B. G. B. ©. 214. 
8) Gleiche Rechte hat der Erbbauberedhtigte, $ 1017, wohl auch der Niekbraucher, 
$ 1065. 
Dernburg, Bürgerl.Redt. IL 2, 42 
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urſachten Schaden zu tragen hat. Die gemeinrechtliche und die preußiſche 
Praxis erachtete den Arreſtleger nur für erſatzpflichtig, wenn er den 
Richter abſichtlich über das Daſein der rechtlichen und thatſächlichen 
Vorausſetzungen des Arreſtes getäuſcht hatte, ſowie dann, wenn er dies 
zwar unabjichtlich that, aber ſich ſelbſt oder den Richter über die Richtig— 
keit und den Beſtand dieſer Vorausſetzungen nicht genügend unterrichtet 
und vergewiſſert hatte. Anders wenn er in einem unter den obwalten— 
den Umjtänden entjchuldbaren Irrtume war, namentlich wenn er durd 
jeine Angaben den Richter in den Stand geſetzt hatte, fich ſelbſt eim 
richtiges oder erjchöpfendes Urteil über den Grund oder Ungrund des 
Arrejtgefuches zu bilden.! Dagegen verteidigte eine jtrengere Anjicht die 
Schadenserjatpflicht des Arrejtleger® auch dann, wenn er ohne Xer- 
jchulden war.? Der Eingriff in die Nechtsjphäre des Arrejtgegners 
allein müjje den Arrejtleger jchadenserjagpflichtig machen, fall® jich der 
Arreit hinterher als ungerechtfertigt herausſtelle. Man erwirke Arreit 
auf eigene Gefahr. Dies erjchten um deswillen als zweckmäßig, weil 
e3 nur in jeltenen Fällen gelingen kann, Berjchulden des Arreitlegers 
- bei Ausbringung des Arreites darzuthun. 

HM. Die C. P.O. neuer Faſſung hat ich der legteren Anficht an— 
geichlojien, fie legt fie auch im Falle der Volljtrefung vorläufig voll- 
ftredbarer Urteile zu Grunde. Wer alfo durch Arrejt oder durch vorläufige 
Bolljtredung dem Gegner Schaden zugefügt hat, ift für die Negel zum 
Schadenserjage ohne Rückſicht auf jein Verjchulden verbunden, falls ſich 
die Prozekhandlung als materiell ungerechtfertigt herausitellt.® Es 
gehören hierher folgende Fälle: 

1. Eine Verurteilung, welche um deswillen unter Vorbehalt 
der Aufrechnung erfolgte, weil die zur Aufrechnung der Klageforderung 
entgegengejtellte Forderung noch nicht entjcheidungsreif war, wird mit 
Rückſicht auf die begründete Aufrechnung aufgehoben. Dann iſt der 
Kläger dem Beklagten zum Erjag des Schadens verpflichtet, welcher durch 
die Volljtredung des Urteils oder durch die zur Abwendung derjelben 
gemachte Leitung entitand, C. P.O. $ 302 Abi. 4 Satz 3 und 4. Zu 
diejer Leistung wird auch die Hinterlegung nah C. P. O. $ 713 zu rech— 
nen Ki 


1) &o Plenarbeſchluß des O. Trib. Bd. 19 ©. 11. Ferner R. O. H. G. Bd. 21 
S. 70 und R. G. Bd. 7 ©. 374 für ra Recht; für G.R. Bo. 26 S. 204. 

2) Vgl. Henrici bei Gruchot Bd. 32 ©. 16 

3) Goldmann und Lilienthal des B. ©. B. ©. 203. 
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2. Nicht anders iſt e8 im Falle eines im Urfundenprozejje unter 
Vorbehalt der Rechte des Beklagten ergangenen Urteils, wenn dasjelbe 
jpäter gemäß diejes Vorbehaltes aufgehoben wurde, C. P.O. $ 600 Ab). 2. 

3. Nicht minder in Fällen der Vollſtreckung eines für vorläufig 
voltjtre£bar erklärten Urteils, wenn das Urteil aufgehoben oder 
abgeändert wird, C. P.O. $ 717 Abi. 2.* 

4. Erweiſt jich die Anordnung eine Arrejtes oder einer einjt- 
weiligen Verfügung materiell als ungerechtfertigt, oder wird die 
Anordnung aufgehoben, weil die dem betreibenden Teile — nad) C. P.O. 
ss 926 Abi. 2, 925 — aufgelegte Friſt zur weiteren Verhandlung ver- 
jäumt it, jo it derjelbe dem Gegner zum Erſatz des durch die Maß— 
regel oder durch die zu deren Abwendung oder Aufhebung bewirkte 
ESicherheitsleiftung entitandenen Schaden verpflichtet, E.P.OD.$ 945. 

III. Soweit freilich eigenes Berjchulden des Bejchuldigten vor- 
liegt oder mitwirkt, muß B. G. B. 8 254 entjprechend zur Anwendung 
fommen?, Daher wird in der Negel durch Vollſtreckung eines vorläufig 
vollitredbaren Verjäumnisurteiles eine Schadenserjagpflicht nicht be— 
gründet, da die Säumnis des Schuldners ein Verjchulden enthält.®- ' 

IV. Wird ein volljtredtes rechtöfräftiges Urteil infolge einer 
Wiederaufnahme des Berfahrens, $ 578, aufgehoben, jo ijt der 
Gläubiger, welcher dasjelbe zur Vollſtreckung brachte, dem Gegner nicht 
in gleicher Weije jchadenserjagpflichtig. Im diefem Falle, in welchem er 
jein Necht als endgültig feitgeftellt erachten durfte, hatte es feinerlei 
Grund, die Vollſtreckung auf jeine Gefahr gehen zu lajjen. 

War aber das Verjchulden des früheren Klägers der Grund der 
Aufhebung des zu feinen Gunſten erlafienen Urteils, 3. B. dejjen vor: 
jägliche oder fahrläſſige Verlegung der Eidespflicht, jo it er für Die 
dem Verurteilten aus dem vollitredbaren Urteile RER Schäden 
war Bao Abj. 1 haftbar. ® 


4) Kein Schadendanjpruch erwächſt gegen den obfiegenden Stläger, wenn zwar 
die vorläufige Wolljtredbarfeit wegen Mangels der gejeplihen Vorausſetzungen der: 
jelben in der eriten Inſtanz verworfen, das Erkenntnis in der Sache aber bejtätigt 
wird, Goldmann und Lilienthal B. G. B. ©. 203 Anm. 3. 

5) Goldmann und Lilienthal ©. 204. Anderer Anfıht Wach, Deutihe Ju— 
riſtenzeitung 1898, ©. 66. 

6) Aus — Grunde iſt die Schadenserſatzpflicht nicht auf C. P.O. 8 540, 
vgl. $ 279, ausgedehnt, ferner $ 541 im weientlich verjchiedener Weife geregelt. 

7) Über die Frage, ob die furze Verjährung des B. G. B. 8 552 auf diefe 
Schadendaniprüche Anwendung findet, vgl. oben $ 392 Ziff. VII. Goldmann und 
Lilienthal, B. G. B. ©. 211 Anm. 4, verneint ſie. 

5) Hellwig Anipruch ©. 149. 

42* 
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8400. Schadenszufügung in Fällen des Auflaufs und des Aufrubre. 


I. Nach E. G. Art. 108 bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften 
über die Verpflichtung zum Erjage des Schadens, der bei einer Zu— 
jammenrottung, einem Auflaufe oder einem Aufruhre entiteht, unberührt. 

Derartige bejondere Bejtimmungen finden fich in mehreren deutichen 
Staaten, in Preußen die Verordnung vom 17. Auguſt 1835 und das 
Gejeg vom 11. März; 1850. 

II. Nach jener Verordnung haften für die bei einem Auflaufe oder 
bei einem Aufruhre verübten Sachbejchädigungen als Gelamtichuldner, 
nicht bloß die Teilnehmer an denjelben, jondern ebenjo alle Perionen, 
welche jich beim Auflauf ſonſt gejegwidrige Handlungen zu Schulden 
fommen ließen, jelbit Zujchauer, welche jich nach dem Einjchreiten Der 
Bolizeibehörde unentjchuldbar nicht jofort vom Orte des Auflaufs ent- 
fernten!, find, jogar wenn ihr Verbleiben entjchuldbar war, für den 
Schaden haftbar,? haben aber wegen des von ihnen Geleiſteten einen 
Rückgriff, und zwar am die jchuldigen Beteiligten auf das Ganze, an 
diejenigen, welche ſich im derjelben Lage, wie jie jelbit, befanden, zu 
gleichen Teilen. 

III. Wegen eines bei einer Zujammenrottung oder einem Zu— 
jammenlauf von Menjchen durch offene Gewalt wie auch durch die 
Dagegen getroffenen gejeglichen Maßnahmen entitandenen Schadens an 
Sachen oder Perjonen haftet nach dem preußijchen Gejeg vom 11. März 
1850 die Gemeinde, in deren Bezirk die Handlungen geſchehen jind. 
Die Erjagpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden durch eine von außen 
in den Gemeindebezirk eingedrungene Menjchenmenge verurjacht it umd 
die Einwohner des letteren Bezirkes erweislich nicht im ſtande waren, 


1) Nadı dem St. G. B. $ 116 wird wegen Muflauf bejtrait, wer an einer 
Verſammlung an öffentlichen Orten teilnimmt, und jich trog dreimaliger Aufforderung 
der Behörde nicht entfernt; nad) $ 115 des Strafgeſetzbuchs liegt Aufrubr vor, 
wenn bei einer öffentlihen Zuſammenrottung Widerjtand gegen die Obrigkeit ftatt- 
findet. Die civilvechtlihe Haftbarfeit der Teilnehmer eines Auflaufs findet aber nah 
der in Anm. 8 angeführten Verordnung auch vorher ftatt, wenn man am Orte des 
Auflaufs nad) dem Einjchreiten der Obrigkeit noch verweilt hat, ohne daß jene Auf: 
forderung erlajien oder gehört jein muß. O. Trib. Bd. 22 S. 126. 

2) Über die Geſchichte des Geſetzes vgl. Löning, Haftung des Staats, 1879, 
S. 91. Die Haftung jtammt aus dem mittelalterlihen Grundſatz des Einjtehens der 
Gemeinſchaft für die rechtswidrigen Handlungen ihrer Angebörigen. In Frankreich 
erhielt ſich hiernad) die Haftung der Gemeinden in Aufrubrfällen, welche letztlich das 
Geſetz vom 10. Vendémiaire des Jahres IV einihärfte. Nach feinem Borbilde wurde 
des Sejep vom 11. März 1550 erlajien. — Nicht notwendig ift, daß der Thatbeitand 
des Strafgeſetzbuchs $ 116 vorliegt. — Der Gemeinde jteht der Nachweis nicht offen, 
daß fie den Auflauf oder den Schaden nicht verhindern fonnte. O. Trib. Bd. 74 2. 124. 
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den Schaden zu verhindern. Dann haftet die Gemeinde, in welcher die 
Anſammlung geichah oder von welcher aus der-liberfall erfolgte, es jet 
denn, daß dieſe Gemeinde den Schaden zu hindern nachweislich außer 
Itande war. Mehrere verpflichtete Gemeinden jtehen jolidariich ein. 3 
Auf Antrag des Beichädigten iſt der Gemeindevorjtand des Ortes 
des Schadens zu dejjen vorläufiger Feititellung unter möglichiter Zus 
ziehung der Beteiligten verpflichtet. Seitens des Beichädigten ıjt binnen 
einer Ausjichlußfriit von 14 Tagen, jeit der Kenntnis des Schadens 
gerechnet, der Anjpruch beim Gemeindevoritand anzumelden;t® binnen 
4 Wochen nach Zugehen des Bejcheids des Gemeindevoritandes ijt ge— 
richtlich zu flagen. Der Gemeinde jteht der Nücdgriff gegen die nach 
allgemeinen Nechtsgrundjägen für den Schaden Verhafteten offen. ® 


$ 401. NReihshaftpflichtgeiep.! 
I. Die Gefahren der Großbetricbe für die perjönliche Sicher- 
heit der Bevölkerung riefen das Neichshaftpflichtgejeg vom 7. Juni 1871 
hervor. Bor allem handelte es jich dabei um Schädigung durch 
den Betrieb der Eijenbahnen, dann auch um andere indujtrielle Unter: 
nehmungen, die mit gemeiner Gefahr verbunden jind. Das Geſetz jollte 





3) Demnad haftet eine Gemeinde, wenn in ihrem eigenen Bezirke die An— 
jammlung jtattgefunden hat, unbedingt, ohme dab es des Nachweiles eines Ver— 
ihuldens bedarf und andererſeits, ohne dal; die Gemeinde einwenden fünnte, daß fie 
ein Verſchulden nicht träfe. Hat hingegen die Anjammlung in einem anderen Ge- 
meindebezirte ftattgefunden, fo joll der Gemeinde des Schadensortes der Beweis der 
unmöglihen Abwehr des Schadens zuftehen, O.Tr. 1874 ©. 124. 

4) Eine perjönlihe Anmeldung iſt nicht vorgeichrieben. Diejelbe kann ſowohl 
durch einen Bevollmächtigten als auch durch einen Geichäftsführer ohne Auftrag wirt: 
fam erfolgen, Zur. Woch. 1892 S. 225 n.38; Gruchot Bd. 36 S. 1079. Eine bloße 
Anzeige, welche nicht die Abficht erkennen läht, Erjaß des Schadens durch die Ge— 
meinde in Anipruch zu nehmen, genügt nicht; es iſt eine Anmeldung erforderlich, 
welche den Zweck erfennen läßt, den Schadenserjaganjpruch gegen die Gemeinde zu 
erheben, Zur. Woch. 1893 &.210 n.63. Die Frijt von 14 Tagen ift vorgejchrieben, 
um der Gemeinde Gelegenheit zu geben, eine möglichjt jchleunige und demgemäß 
eine möglichit jichere Feſtſtellung zu treffen. 

5) Wie jteht e8, abgejehen von den bejonderen Ausſchlußfriſten, mit der Ver— 
jäbrung? Bis zum 1. Januar 1900 war für jolche Fälle U.L.R.I6 $52 und die 
Deflaration vom 31. März 1838 maßgebend. Ausf. Gejeg zum B. G. B. vom 20. Sept. 
1899 Art. 89 hat den -jechiten Titel, damit auch jene Deklaration aufgehoben. Sit 
zum Erſatz B. G. B. $852 wegen Verjährung von Schadensanjprühen aus uns 
erlaubten Handlungen anwendbar? Man fann hieran faum zweifeln. 

6) Die Gemeinde fann auch gegen die beim Auflauf blog Anmwejenden ihren 
Rückgriff nehmen. 

1) Eger, Das Neichehaftpjlichtgeiek, 5. Aufl. 1900. Vgl. aud) Römer, Das 
eg Verhältnis der Haftung des Berrrebäunternehmers in Goldihmidt's Zeitichr. 

d. 18 ©. 1ff. 
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jowohl zum Schuß der in den Betrieben Angejtellten, wie Dritter 
dienen. Bezüglich der Angeitellten wurde es jpüter zum großen Teil 
durch die gejegliche Unfallverjicherung erjegt.? 

Das Reichshaftpflichtgejeg beiteht wie andere Neichsgejege neben 
dem B.G.B. fort; doch find einige Beitimmungen desjelben nach E. G 
zum B. G. B. Art. 42 geändert. Unberührt blieben auch nach E. ©. 
Urt. 105 weitergehende landesrechtliche Beitinunungen. 

II. Wird bei dem Betrieb einer Eijenbahn durch einen Unfall® 
ein Menjch getötet oder körperlich verlegt, jo haftet nach dem Reichshaft— 
pflichtgeſetz 1 der Betriebsunternehmer für den Schaden, jofern er nicht 
beweilt, daß der Unfall durch höhere Gewalt oder durch eigenes 
Nerichulden des Getöteten oder Verletzten verurjacht iſt.“ Als 
Eijenbahnen im Sinne des Gejeges find anzujehen alle behufs der Be- 
fürderung von Gütern oder Menjchen mit Eijenjchienen belegten Bahn 
anlagen, deren Betrieb mit bejonderen Gefahren für Menschen verknüpft 
ilt, ohne Unterſchied, ob Die zuan eine öffentliche oder eine private 
it, ob die Bewegung duch Dampf, Gas, durch Pierde,? durch Elek: 
trizität oder durch Luftdruck gejchieht. Unter dem Betrieb der Bahn 
it die Beförderung von Menjchen und Gütern, ſowie die unmittelbare 
Vorbereitung und die Abwidelung des Berörderungsgeichäfts zu ver- 
jtehen.® Zwiſchen dem Betrieb und der Tötung oder der Körperverlegung 


2) Bgl. Bekanntmachung des Textes ber Unfallverfichermagägeiepe von d. Jul 1900. 

3) Allmählich eintretende ſchädliche Einwirkungen auf den Organismus gehören 
nicht hierher, N. ®. Bd. 29 ©. 42. 

4) Über den Begriff der höheren Gewalt vgl. oben Abth. 1 $ 69, fiche auch 
R. G. Bd.19 S. 37, bei Gruchot Bd. 37 S. 742. 

5) R.O. H. G. Bd. 13 S. 373 entſchied hiernach, daß ein auf einem Schienen— 
— befindlicher, bloß zur Hebung von Lajten befindlicher Dampfkrahn fein Eiſen— 

ahnunternehmen ſei. 

6) Nicht begründet iſt die Anſicht, daß das Geſetz nur öffentliche Bahnen be— 
treffe, bei welchen dem Unternehmer die Bahnpolizei zuſteht. Dies — — 
dem preußiſchen Eiſenbahngeſetz vom 3. November 1838 825 — R. G. Bd.2 
bei Gruchot Bd. 35 ©. 1073 —, nicht aber dem Reichögefeke, R. O. H. Br 6 
S. 156, Bd. 25 S. 203, Martinius bei Gruchot Bd. 19 ©. 658}. Troß der wenig 
durchdachten Auferungen bei der Reichstagsdiskuſſion betrifft da® Geſez auch Arbeirs- 
bahnen, R.G.Bd.1 5.247, Bd.2 5.38, und insbefondere unterivdiiche Bahnen. 

7) R.G. Bd.2 S. 8, bei Gruchot Bd. 37 S. 742. Bgl. über die Haftpflicht der 
Straßenbahnen Hilje Berlin 1858. . 

8) Das Eiſenbahngeſetz vom 3. November 1838 gebrauchte die Worte „bei der 
Beförderung auf der Bahn“. Das Haftpflichtgejeg jegte an die Stelle „beim Betrieb“, 
eine Veränderung, welche die Haftpflicht erweitern jollte, deren Tragweite aber be: 
ftritten iit und durch die Äußerungen bei der Verhandlung des Geſetzes feineswegs 
aufgehellt wird. Wir finden den Unterjchied darin, daß auch die unmittelbare Vor— 
bereitung und Nbwidelung des Transports die Haftpjlicht begründet, 3. B. das Ein— 
heizen der Lolomotive, das Umdrehen derielben auf der Drehicheibe, das Rangieren 
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muß ein faujaler Zuſammenhang vorhanden jein, damit die Haftpflicht 
eintritt.? Außerdem fordert die Nechtiprechung des Neichdgerichts, daß 
jich auch im Einzelfall die Beſchädigung unmittelbar oder mittelbar auf 
die bejonderen Gefahren des Eijenbahnbetriebs zurüdführen 
läßt.!° Die Haftpflicht fommt zu gute Bahnangeſtellten — joweit die 
gejegliche Unfallverficherung nicht eingreift —, Reiſenden und auch 
Dritten. Schuld des Berlegten befreit den Betriebsunternchmer, 
es jei denn, daß dieſer jelbjt die Veranlafjung gab, was unter anderen 
anzunehmen it, wenn ein leichtjinniges Benehmen von Angejtellten auf 
Anweilung oder doch unter Billigung der Vorgeſetzten jtatthatte. t! 
Die Haftpflicht der Eijenbahnen für den Betrieb tritt nicht ein bezüglich 
jolcher Anftalten, welche mit ihnen verbunden jind, ohne unmittelbar 


der Züge auch ohne Benutzung der Dampffraft — R.O. H. G. Bd. 19 ©. 101, R. G. 
Bd. 2 S. 8 — die Bedienung eines Signalapparat® — R.G. Bd.2 5.85 — endlich 
an ſich auch Beladen und Entladen der Wagen, was alle aber mehr oder weniger 
bejtritten it, vgl. unten Anm. 10. 

9) Kläger hat diejen Zujammenhang darzulegen und nachzumeilen. Es reicht 
übrigens aud eine bloß durch Schreden erfolgte Verlegung aus; R.O. H. G. Bd. 21 
S. 242. Ein bloß zeitliches Zujanmentreffen genügt nicht, 3. B. Tötung eines 
Neijenden im Bahnmwagen durcd einen Mörder. 

10) Das Geſetz jelbit ſtellt diejes Erfordernis für die Haftpflicht nicht auf. Die 
bejondere Gefährlichkeit des Eilenbahnbetriebs ift zwar zweiſelsohne die occasio legis, 
dagegen fchwerlid; die ratio legis in dem Sinn, daß in den einzelnen Fällen der 
Beihädigung unterjucht werden jollte, ob ein Zuſammenhang mit der beionderen 
Gefährlichkeit des Betriebes jtattfand. Das Neichönberhandelsgejeß hat fich aber in 
ziemlich gleichförmiger Praxis Hierfür erklärt. Hieran ſchloß ſich auch das Reichsgericht, 
Entid. Bd. 1S. 53 an, fo daß es nicht genügen joll, wenn der Unfall „bei Benußung 
einer Borrihtung eingetreten it, welche den bejonderen Zweden der Eifenbahn dient, 
jondern daß es darauf antomme, ob mit diejer Vorrichtung oder der Art und Weife 
der Benutzung derjelben auch unmittelbar oder mittelbar — die befondere dem 
Eijenbahnbetriebe eigentümlidhe Gefährdung verbunden ſei.“ Dies ift derzeit 
als das praftiiche Recht anzuſehen. Insbeſondere ergiebt jich hiernach, daß Beichädigung 
bei Beladung oder Entladung eines ftilljtehenden Waggons die Haftpflicht nur unter 
bejonderen Umſtänden erzeugt, 3. B. wenn ein Zufammenftoß mit anderen auf dem 
Gleiſe befindlihen Wagen erfolgt, oder eine bejondere Eile durd den Betrieb geboten 
war. R.D.9.8. Bd.13 5.83, Bd. 14 S.216, Bb.25 S. 102, R. G. bei Gruchot Bd. 37 
©.1124. Das Erkenntnis R.O. H.G. Bd. 12 5.162, wonad) die Haftpflicht eintrat, 
da ein Sturm einen Teil eines Stationsgebäudes auf einen im Zug Befindlichen 
ichleuderte, iit hiernach faum haltbar. Jedoch genügt ed nach R.G.Bd.3 6.21, daß 
ſich der re | mit den eigentümlichen Gefahren des Betriebs auch nur als 
möglich daritellt. — Bei der Anwendung des $ 2 des Haftpflichtgejeßes jieht das 
R.O. H. G. 88.21 S. 276 von der Beſchränkung auf ſolche Unfälle, welche mit der 
befonderen Geführlichteit des Betriebes in Verbindung jtehen, ab. Dies führt zu dem 
Ergebnis, daß für die Entladung von Wagen beim Betrieb einer Eijenbahn eine 
geringere Haftung eintritt, als für das Entladen eines Wagens, welcher einer Fabrik 
Produkte zuführt, obgleich nach der Meinung des Gejeßgebers die Haftflicht dev Eiſen— 
bahnen eine jtärkere jein joll, als die der Fabrikunternehmer. 

11) 8.6. 35.1 5.48 wendet dies auf Fälle an, in welchen der Verlegte gegen 
die Dienitanweifung, aber unter Zulafjung der Borgejegten handelte. 
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ihren Betrieb zu vermitteln, 3. B. der Mafchinenwerfitätten, Dampf— 
ſchifftrajekte. Auch der Bau und die Wiederheritellung der Bahn 
fällt nicht unter den Betrieb. !3 

ALS Betriebsunternehmer haftet, wer den Bahnbetrieb auf eigene 
Nechnung und Gefahr ausübt. Geſchah die Beichädigung auf einer von 
mehreren Unternehmern gemeinjam benußten Strede, jo haftet jeder für 
die Beichädigung bei jeinem Betrieb, Dagegen jtehen ſie jolidariich ein 
für Schäden beim gemeinjamen Betrieb. 

11. Ber ein Bergwerf, einen Steinbruch, eine Gräberei 
(Grube) oder eine Fabrik betreibt, haftet nach Reichshaftpflichtgeſetz S 2, 
wenn ein Bevollmächtigter oder ein Nepräjentant oder eine zur 
Leitung oder Beauffichtigung des Betriebes oder der Arbeiter angenommene 
Perſon durch ein Verjchulden in Ausführung ihrer Dienftverrichtungen 
den Tod oder die Körperverlegung eines Menichen herbei- 
geführt Hat, für den Hierdurch entitandenen Schaden. Es genügt 
nicht, daß die Anlage in der Entjtehung begriffen it und bloß vor— 
bereitet wird. Die bejondere Haftung für die Gefahren tritt bei einem 
jelbjtändigen Hilfsgewerbe, 3. B. der Zufuhr oder Abfuhr, nicht ein.!® 

E3 handelt jich alfo um eine Haftung für Berfchuldung der 
Vertreter des Unternehmers. Aber nicht für jeden jeiner Arbeiter 
haftet er,!® vielmehr nur für Angejtellte, die eine den Betrieb ganz 
oder teilweile bejtimmende Thätigkeit haben,!? jo daß ſie nicht bloß 


12) R. O. H. G. Bd. 126. 237 und Bd. 13 S. 85. 

13) R.O. H. G. Bd. 16 S.373. Natürlich ſind die bei der Wiederherſtellung be- 
ſchäftigten Arbeiter, welche durch einen Eiſenbahnzug, der dem Betrieb dient, verletzt 
wurden, nach dem Geſetz berechtigt, Schadenserſatz zu fordern. 

14) Die Vorbilder waren das preußiſche Berggejeg vom 24. Juni 1865 8 74, 
und code civil art. 1384. Das Prinzip der Beltimmung des $ 2 des Haftpflicht- 

ejeßes ijt von jenem des 8 1 jehr verichieden. — Unter Bergwerken jind zu verſtehen 

an vermittelt beten“ nad; Aufdedung einer Fundſtätte Mineralien gewonnen 
werden, mögen jie num gemutete oder fraft det Eigentumsrechts am Boden betriebene 
Anlagen jein. Bohrarbeiten zum Aufjuchen von Mineralien find feine Bergwerke im 
Sinne des Gejeges. So R.D.H. ©. Bd. 25 ©. 145. Gräbereien find bergmänniſche 
Anlagen zu Tage, behufs Gewinnung der in den jog. oberflädlihen Lagerjtätten 
vorlommenden Folfilien oder Erdarten, R.O. H. G. Bd.23 S. 403, R. G. Bd. 19 S. 193. 
Über den Begriff der Fabrik. Gewinnung von Petroleum durch Bohrlöcer ſchließt 
N. G. Bd. 19 ©. 190 aus, gewiß gegen den Sinn des Geſetzes. Der Fabrikant haftet 
auch wegen Beichädigungen, welche feinen Arbeitern bei ihrer IThätigleit außerhalb 
der Fabrik auftohen, a Rn bei Aufitellung von Mafchinen, vgl. R.O. H. G. Bd. 2 
S. 284. R. G. Bd. 4 

15) R. O. H. G. Sr. 9a. 

16) So iſt e8 nad) code civil art. 1384. 

17) Unter den Repräjentanten, für welchen der Unternehmer haftet, veriteht 
da3 R. O. H. G. Bd. 15 S. 216, entiprechend dem Grundgedanken des Geſetzes, auch 
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Handarbeiter jind.!S Das Verjchulden kann, wie in pofitivem Handeln 
und in Anweilungen, jo auch in bloßem Unterlaffen bejtehen, 3. B. in 
dem Nichteinfchreiten gegen ungeeignetes Verhalten der Arbeiter. 1? 

Dat bei fonfurrierendem Berjchulden des Bejchädigten die 
Haftung wegfällt, wird im Gejege nicht bejtimmt. E3 it dies daher 
in der Regel nicht anzunehmen.?° Nur wenn dem Beichädigten eigene 
Argliit oder frevelhafter Leichtjinn zur Lajt gelegt werden fann, ind 
die Haftanſprüche ausgejchloffen. ?! 

IV. Das Neichshaftpflichtgejet hatte in den SS 3 und 7 den Schadens: 
eriag für die vom Geſetz vorgejehenen Fälle bejonders geregelt. Dieſen 
Vorſchriften wurden die Beitimmungen des B.G.B. 88 843 und 844 
nachgebildet. Dann wurden wiederum dur) E. ©. zum B. G. B. Art. 42 
um des Einflangs willen die SS 3 und 7 des Neichshaftpflichtgejeges durch 
das E. G. zum B.G.B. Art. 42 geändert. Doc, find die Unterjchiede 
von den alten Vorschriften feine erheblichen, ſie bejtehen im wefeutlichen 
nur in Verdeutlichung und Ergänzung. ?? 


den Teilhaber einer Gejellichait, welcher den Fabrikbetrieb leitet. Als bevollmächtigt 
bat zu gelten, wer nad) feiner äußeren Stellung eine leitende Thätigfeit im Betrieb 
hatte; ob er wirflid zu der fraglichen Thätigkeit bevollmädhtigt war, fann nicht in 
Betracht fommen. 

18) Es handelt fich Hierbei um Beurteilung des Einzelfalled. Auch ein og. 
Borarbeiter gehört je nad) Umjtänden zu den Versi für welde der Betriebs: 
unternehmer einzujtehen hat. Auch macht es keinen Unterſchied, ob das Verichulden 
des Vorarbeiters in der Anordnung oder in der Mitthätigfeit bei der gemeinjam zu 
verrichtenden Arbeit lag, wenn die letztere das Kommando ergänzte oder erſetzte, N. G. 
Bd. 1 S. 28ff. Iſt einem gewöhnlichen Arbeiter auch nur vorübergehend die Über: 
wachung der Mitarbeiter übertragen, jo tritt die Haftpflicht en. R.G. Bd. 3 ©. 4. 

19) 3.0.9.6. Bd. 12 ©. 305. Wann Verſchulden vorhanden, iſt natürlich 
Thatfrage. Dies gilt unter anderem davon, ob der Wertmeijter einem Arbeiter Be- 
lehrung über die Gefahren des ihm erteilten Muftrages, oder ob er demielben über 
angemejjened Benehmen behufs deren Abwehr Auskunft zu geben hat. R.O. H. G. 
Bd. 15 ©. 92, Bd. 19 ©. 413. 

20) Bal. R.O. H. G. Bd. 12 ©. 307, Bd. 16 ©. 111, Bd. 19 S. 27. Das 
Geſetz giebt im Fall des 8 2 im Segenjag zu $ 1 feine Einrede wegen fonfurrierenden 
Verichuldens des Beichädigten. Diefelbe lag auch nicht in feiner Abficht, da der ges 
wöhnliche Arbeiter von jeinen Vorgejegten abhängig ift und fi ihnen daher leicht 
fügt. Um deswillen können bier die allgemeinen 5 Palin über fonturrierendes 
Verſchulden feine Anwendung finden. 

21) In der Regel fann auf den Umitand, daß die in einem Bergwerk jtatt- 
gefundene Verunglüdung eines Arbeiter, für welde Entihädigung verlangt wird, 
durd) den freimillig unternommenen Verſuch veranlaßt war, die Mettung eines ver: 
unglüdten Mitarbeiter herbeizuführen, eine Einrede des Unternehmers nicht gegründet 
werden, R.O. H. G. Bd. 22 ©. 313. Dies iſt regelmäßig auch bei Rettungdverjuchen 
in anderen Berhältniffen anzunehmen, doch bleibt ſtets die Befonderheit dee Falles 
zu beachten. Vgl. aud) Maſſow bei Gruchot Bd. 27 ©. 167. 

22) Motive zum E.G. 5.137. Niedner, das E. G. S. 102. 
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1. Im alle der Tötung find nad) $ 3 neuer Faſſung den Erben 
die Kojten einer verjuchten Heilung, jowie die Vermögensnachteile zu 
erießen, welche der Getötete dadurch erlitten hat, da während der 
Krankheit jeine Erwerbsfähigfeit aufgehoben oder gemindert, oder eine 
Vermehrung feiner Bedürfnijje eingetreten war. ?% 24 

Die Koſten der Beerdigung find den zur Beerdigung Verpflichteten 
wie nach B. G. B. $ 844 Ab}. 1 in Fällen jchuldharter Tötung zu erſetzen. 

Die dem Getöteten gegenüber fraft Gejeges Unterbaltungsberechtigten 
haben nach der neuen Faſſung des Haftpflichtgejeges $ 3 Tat 2 die— 
jelben Anjprüche wie in ‚Fällen jchuldhafter Tötung nach $ S44 Abi. 2.5 

2. Im Fall einer KNörperverlegung iſt der Schadenseriag nach 
dem neuen $ 3a ebenjo zu leiiten, wie im Falle ſchuldhafter Körper: 
verleßung nad) B. G. B. $ 843. ?% 

3. Der Schadenserjat wegen Aufhebung oder Minderung der Er— 
werbsfähigfeit oder Mehrung der Bedürfnifie des Verletzten iſt in 
Geldrente zu leilten, wofür dieſelben Grundjäge gelten, wie bei jchuld 
bafter Verlegung nach B. G. B. $ 843, insbejondere auch bezüglid) ſpä— 
terer Änderungen der Verhältniſſe, $ 7 neuer Faſſung. Gleiches gilt 
für die Anfprüche der Unterhaltsberechtigten im Falle der Tötung ihres 
Ernährers. 

4. Die Forderungen auf Schadenserſatz verjähren in zwei Jahren 
vom Tag des Unfalles an, $ 8 alter und neuer Faſſung. Daher bat 
der Verlegte wegen Schäden, welche erit nach zwei Jahren vom Unfalls: 
tag hervortreten, feine Rechte nach dem Haftpflichtgeſetz. Die Aniprüche 


23) Die alte Faſſung 83 Ziff. 1 bejchränfte jich ihrem Wortlaut nadı, abgeieben 
von den Kojten der verjuchten Heilung auf die Vermögensnachteile, welche der Ge— 
tötete während der Krankheit durch Erwerbsunfäbigfeit erlitten bat. Der neue 33 
Ab}. 1 eritredt fie auf die Nachteile durch Vermehrung feiner Bedürfniſſe. Es er 
giebt jich hieraus, dab nicht bloß die Koften verjuchter Heilung, jondern auch die 
Koiten der Pflege bei unheilbaren Verletzungen zu erftatten find. Nur diejenigen Auf: 
wendungen jind aber zu erjeßen, welche der VBerlegte den Umſtänden nad für erforderlich 
halten durfte, vgl. 2.6. B. $ 670. Bezüglid) anderer fehlt der Kaufalzujanımenhang. 

24) Auf Grund des Neihshaftpflichtgeieges kann nicht etwa Erjaß anderer Wadı- 
teile, z. B. wegen Berluftes einer für die Lebenszeit zuftehenden Rente, gefordert werden. 

25) Bal. oben $ 388. 

26) $ 3a untericheidet fih vom B. G. B. 8 843 dadurch, dak der Erſatz der 
Koiten der Heilung bejonders hervorgehoben wird. Es war dies allerdings über: 
jlüjjig, da dieſe Koſten, zu der infolge der Verletung entitehenden „Bermebruna der 
Bedürfniſſe“ gehören, doch wäre die Streichung des Erjaged der Heilungstoiten, 
melde 83 Bill. 2 des Gefetzes vom 7. Juni 1571 bejonders bervorhob, Leicht be- 
fremdlich und irreführend geweien. Bon der alten Faſſung umnterjcheidet ſich die neue 
auch bezüglich; des Falles der Klörperverlegung durch Hervorhebung der Eriagprlicht 
fir Vermehrung der Bedürfniſſe. 
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der gejeglich Alimentationsberechtigten Dagegen verjähren erjt in zwei 
Jahren jeit dem Todestag des Getöteten, jo das Gejeh alter und neuer 
Faſſung. Dies gilt alfo auch dann, wenn der Tod des Verlegten in 
Folge des Unfall® erſt nach Jahren eintritt. Im übrigen finden die 
VBorichriften des B.G.B. über die Verjährung Amvendung, $ 8 Sat 2 
neuer Faſſung.“ 

V. Die Haftpflicht kann nicht im voraus, d. h. vor Eintritt des 
Unfalls, durch Übereinkunft ausgejchlojjen werden. Denn fie ift im 
öffentlichen Intereſſe, Haftpflichtgeſetz $ 5. ?® 


Viertes Kapitel. 
Gefahrsgemeinfchaft und ihre Redtswirkungen. 
$ 402. Gefahrsgemeinſchaft im allgemeinen. 

I. Gefahrsgemeinjchaft begründet allein feine Schadens: 
gemeinschaft. Aber jie fann bejondere Nechtöbeitimmungen veran- 
fajfen, welche diejelbe anordnen. 

Solche Beitimmungen bejtehen jeit alter Zeit namentlich bei Schiffs: 
unfällen, welche Schiff und Ladung gemeinjam bedrohen, bei der jog. 
großen Haverei. 

Ob Diejelben analog auf andere Fülle von Gefahrengemeinjchaft 
anzuwenden jeien, war gemeinrechtlic) ftreitig. Einige nahmen dies für 
alle Fälle an, in denen jemand die Sachen verjchtedener Eigentümer, 
zu deren Herausgabe er verpflichtet ijt, unter jich hat und die Sachen 
des einen Durch Aufopferung der Sachen des anderen vettet.! Andere 
gehen weiter und behaupten Schadensverteilung in allen Fällen, in 
welchen eine Gemeinſchaft der Gefahr bejteht und ein Opfer von ein— 
zelnen zur Rettung der Gejamtheit der Interejienten gebracht wird, 
wie dies namentlich wegen Entrichtung einer Kontribution an den Feind, 


27) Die bejonderen Vorſchriften des alten $8 Sab 3 des Neichshaftpflichtgejetes, 
wonach die Verjährung ichlehtbin auch gegen Minderjährige laufen jollte, find 
geitrihen; B. G. B. $ 206 iſt alfo anwendbar. 

28) R.G. Bd. 16 ©. 32. Ähnlich bereits früher Preuß. Gejeg vom 3. Mai 
1869, betr. einen Zuſatz zu $ 25 des Gejeßes über die Eifenbahn = Unternehmungen 
vom 3. November 1838. 

1) So Windicheid, Band. Bd.2 8 403 Anm. 13 5. B. der Kondufteur einer von 
Räubern angefallenen Deligence lieferte den Räubern zwei Geldbeutel aus und rettete 
jo die übrigen, den Näubern unbefannt gebliebenen Pojtitüde. > über die fran— 
air S — bezüglich dieſes Falles, Goldſchmidt a. a. O. in ſeiner Zeitſchrift 

d. 35 S. 61 
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welcher der Stadt bei Nichtentrichtung Plünderung oder Einäſcherung 
androbt, der Fall jei.? 

Sm Sinne des B. G. B. iſt eine analoge Ausdehnung der Nechts- 
normen des H. G. B. und des Binnenjchiffahrtögejeges über grobe 
Haverei nicht ohne weiteres thunlich, da dieſe Geſetze eigentümlich 
liegende Spezialfälle regeln. > 

II. Es finden jich jedoch Vorjcehriften im B. G. B., welche in ein: 
zelnen Fällen eine Austellung des Schadens bei Gefahrgemeinjchaft 
bewirfen. 

Dahin gehört, dat bei Geſamtſchulden, insbejondere auch wegen 
unerlaubter Handlungen, die Gejamtjchuldner von Rechts wegen — 
8 426 — im Verhältnis untereinander zu gleichen Teilen verpflichtet ſind. 

MI. Häufig fann der Gejichtspunft der Gejchäftsführung ohne 
Auftrag zur Austeilung eines Schadens führen, 88 677 ff.“ Dies 
wäre 3. B. in dem angeführten Falle der Entrichtung der Kontribution 
für die Stadt anzunehmen. 

Hat die Feuerwehr bei einer Feuersbrunſt ein Haus niedergeritien, 
um die Weiterverbreitung des Feuers zu hemmen, jo fann der Eigen— 
tiimer des niedergeriffenen Haujes von der Behörde nad) $ 904 Schadens: 
erjag beanfpruchen, Dieje aber gegen die Eigentümer der geretteten 
Gegenftände infolge ihrer Gejchäftsführung, $ 679, ihren Rückgriff 
nehmen. Denft man, daß die Gebäude mehrerer gerettet wurden, ſo 
wären jie Gelamtichuldner, jo daß der Schaden unter ihnen auszugleichen 
twäre. 


8 403. Die Haverei und ihre Arten.! 


I. Das Wort Haverei — in der Berfehrsiprache Havarie — 
dient zur Bezeichnung von Schaden durd Unfälle bei der Edhift- 
fahrt. Dies in allen europätjchen Sprachen. Das Wort begegnet uns 
bereits jeit dem früheren Mittelalter im Sceverfehr des Mittelmeeres. 
Sein etymologiicher Urſprung it dunfel.? 


2) So Ihering in feinem Jahrb. Bd. 10 ©. 348. 

3) Kipp zu Windicheid, Bd. 2 ©. 717. 

4) Vgl. oben 8 300 ©. 381. 

1) Hed, Recht der großen Haverei 1889. Siehe auch Goldichmidt, lex Rhodia, 
in jeiner Zeitſchrift Bd. 35 ©. 37. Ehrenberg, Beichränfte Haftung 1880 S. 71. Tas 
jegige Recht behandelt Coſack, Handelsrecht $ 132. 

2) Altitalieniih? oder arabiih? Siehe Goldihmidt a.a. ©. S. 37, Hed ©. 629, 
Coiad a. a. O. 
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Schon in griechischen Seerechten führte die Gefahrsgemeinichaft von 
Schiff und Ladung zu einer rechtlichen Schadensgemeinihaft. Aus der 
lex Rhodia de jactu ging dieſe Schadensgemeinjchaft in das römtjche 
Necht über.® Nicht minder war fie den mittelalterlichen Seerechten 
zunächit des Mittelmeeres bekannt, in der Gegenwart gehört jie ſämt— 
lichen modernen Seerechten an. 

Nach jegigem deutjchen Rechte regelt fie für Seeunfälle, H. G. B. 
SS 700 ff., in wejentlicher Übereinftimmung mit dem alten H. G. B. 
Art. 702 ff., für Unfälle bei der Binnenjchiffahrt bejtimmt fie das 
Schiffahrtsgefeg vom 15. Juni 1895 88 82 fi. im Anjchluß an die ſee— 
rechtlichen Beftimmungen, wenn auch mit einzelnen praftijch nicht uner— 
heblichen Abweichungen. 

II. Zwei Arten der Haverei erwähnt das H. G. B., nämlich die 
große oder gemeinjchaftliche und die bejondere Früher hob man 
al3 dritte Art die kleine Haverei hervor, woraus ſich der gegenjüß- 
liche Name große Haverei erklärt. 

1. Große Haverei infolge außergewöhnlicher Schiff und Ladung 
bedrohender Unfälle bewirkt Schadensgemeinschaft und Schadensverteilung. 

2. Unter kleiner Haverei verjtand man früher Ungelder und 
andere Ausgaben zum gemeinen Beiten des Schiffes und feiner Ladung, 
welche in Ermanglung anderer Abrede zu einem Teil vom Rheder, zu 
einem anderen vom Empfänger der Ware zu tragen waren. Val. 
A.L. R. II8 88 1774 ff. Nah H. G. B. trägt dieſe Auslagen der 
Verfrachter allein, ſoweit es ſich nicht um große Haverei Handelt, $ 621 
Abi. 2 und 3.1 Der Begriff der kleinen Haverei hat daher ſeine be— 
jondere rechtliche Bedeutung verloren. 

3. Die bejondere Haverei umfaßt die nicht zur großen Haveret 
gehörigen Schäden und Koſten, welche dem Eigentümer des betroffenen 
Gegenstandes allein zur Lait liegen, 9.6.8. 8 701. 


$ 404. Große Haverei. 
I. Große Haverei find Schäden, welche ihren Grund in den Maß— 
regeln haben, welche der Schiffer vorfäglich zum Zwed der Errettung 





3) Bgl. Bernice Parerga in der Savignyzeitihriit Bd. 19 S. 34, Dernburg, 
Band. Bd. 2 8 114. 

4) Nicht richtig lehrt Coſack a.a. DO. $ 133 Ziff. 2%, daß Auseiſungskoſten und 
der Schlepplohn nad) Seereht immer zur Heinen Haverei gehören. Dies wideripricht 
S$ 621 Abſ. 3. Daher liegt auch in diejer Hinficht feine grundjägliche Verſchiedenheit 
vor der Binnenhaverei vor, Schiffahrtsgeſetz $ 82 Ziff. 4. 
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von Schiff und Ladung aus einer beiden gemeinjamen Gefahr be 
teifit, mag es fi) um Opfer! an Schiff oder Ladung handeln, z. B. 
um Auswerfen von Ladungsgütern oder Schiffsteilen?, oder um aufer: 
ordentliche Koften und Aufwendungen, H.G. B. $ 700 Abi. 1, Schiff- 
fahrtsgejeh $ 78. Nicht bloß der unmittelbare Schaden der Maß— 
regeln, auch mittelbarer Schaden infolge derſelben kann große Haverei 
jein. Vorausgeſetzt ijt 

1. eine Schiff und Ladung gemeinfam bedrohende Gefahr. H.G.B. 
$ 706 und Schiffahrtsgejeg SS 82, 83 und 84 führen Hauptfälle an, 
obne erjchöpfen zu wollen. 

Sie begrenzen aber hierbei abjchliegend den Umfang der in 
den aufgeführten Einzelfällen zur großen Haverei gehörenden mittelbaren 
Schäden. 

Es muß ſich um eine außerordentliche Lage handeln. 

Die Gefahr muß nicht gerade unmittelbar gegenwärtig jein. Doch 
entfernte Möglichfeiten find nicht genügend. ® 

2. Die jchädigende Maßregel muß vom Schiffer vorjäglich zur 
Rettung angeordnet jein und zwar nad) Beladung des Schiffes vor 
völliger Löjchung.* Ob im Ausfuhrhafen, auf der Reife, tm Beitim: 
mungshafen macht feinen Unterjchied. 

Die Maßregeln des Schiffers müſſen nicht objektiv notwendig ge- 
wejen jein, es genügt, dab fie jich den Umftänden nach veritändiger: 
weile vrechtfertigten. War blinde Furcht der Grund, jo liegt feine 
große Haverei vor.5 


1) Wird etwas vernichtet, was ohnedem verloren war, um größere Gefahr zu 
verhindern, 3. B. brennende Ware, jo liegt feine große Haverei vor R.O.H.8. 
Bd. 17 ©. 189. 

2) Nah H.GB. 8 707 Ziff. 2 follen durch Prangen, d.h. übermähige Segel: 
aufipannung, namentlich um das Schiff vom Strande abzuhalten, veruriabte Schäden, 
z. B. Zerreiken der Taue und Segel, Brechen der Majten, nicht zur großen Haverei 
gehören, worin eine Ausnahme liegt, die aus praftiichen Gründen erklärt wird. Bal. 
Het ©. 221. Für die Binnenſchiffahrt gilt dies nicht. Die übrigen Beftimmungen 
des 9.8.8. 8 707 Ziff. 1 und 3 find felbitverjtändlic. Insbeſondere gehören die 
Reklamierungstoften, aud wenn Schiff und Ladung zugleih durch den Schiffer refla- 
miert werden, nicht zur großen Haverei; denn es liegt hierin bloß ein Zuſammen— 
treffen von Nachteilen, die an fich nichts Zufammengehöriges haben. 

3) Bloß vorbeugende Mahregeln gegen künftig mögliche Gefahren kommen nit 
in Betracht. R.O. H. G. Bd. 21 ©. 154. 

4) Dies trogß 9.8.8. 8717, vgl. Hed S. 143 Anm. 50, Cofad a.a. ©. ©. 757. 

5) Dann hat aber der Ladungesinterefjent, dejjen Güter geopfert find, jeimen 
Nücdgriff gegen den Schiffer bezw. den Rheder. 

6) Vgl. Heck a. a. O. ©. 175. 
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5. Nur wenn die Maßregel des Schiffers Erfolg hat, d. h. wenn 
jowohl das Schiff als auch die Ladung und zwar jeder dieſer Gegen: 
itände Durch das Opfer oder die Aufwendung entweder ganz oder teil- 
weile gerettet wurde, tritt die Havereiverteilung ein. H. G. B. 8 703, 
Schiffahrtsgeſetz 8 78. 

Der vollſtändige Verluſt von Schiff oder Ladung durch einen 
ſpäteren Unfall ſteht der Verteilung nicht entgegen. Schiffahrts— 
geſetz 88 SO, 81. 

II. Die große Haverei wird bei Seeunfällen von Schiff, Fracht 
und Ladung gemeinſam getragen, H.G.B. $ 700 Abſ. 2; bei der 
Binnenschiffahrt bloß von Schiff und Ladung, Schiffahrtögejet 
$ 78 Abj. 2. 

In Rechnung wird geitellt, was zur Zeit des Havereifalles Die 
Gefahr teilte, aber mit dem Wert, welchen es zu Ende der Retje 
hat.” 9.6.8. $ 717. 

1. Nicht vergütungsberechtigt find bei Seeunfällen nad) H. G. B. 
z 708 nicht unter Ded geladene Güter,$ nicht in den Schiffspapieren 
angegebene, nicht dem Schiffer als jolche bezeichnete Kojtbarfeiten, Kunſt— 
werfe, Gelder und Wertpapiere, vgl. Schiffahrtsgeſetz $ 85. 

Auch it nicht vergütungsberechtigt der Beteiligte, welcher die Ge— 
fahr verjchuldet hat. Das Berjchulden einer Perſon der Schiffsbeſatzung 
trifft den Nheder. 9.6.8. $ 702, Schiffahrtsgeſetz 8 79. 

2. Nicht beitragspflichtig find Sriegd- und Mundvorräte, Heuer 
und Effekten der Schiffsbefagung, die Effekten der Neijenden. H. G. B. 
$ 723. 

III. Der unter die große Haverei fallende Schaden am Schiff 
und Zubehör ift, wenn die Ausbejjerung auf der Reife erfolgt, am 
Orte ihrer Vornahme vor ihrer Ausführung, anderenfall® an dem Orte, 
wo die Neife endigt, durch Sachverftändige zu ſchätzen, 9.6.8. $ 70.° 
Diefe Tare ift maßgebend für die Vergütung. Wenn jedoch die Aus— 
bejjerung auf der Neije gejchieht und ihre Koſten geringer waren als 
der Boranjchlag, fommen nur dieje geringeren Koſten in Rechnung. 


7) Gehen beitragspflichtige Gegenjtände nach dem Havereifall bis zur Be- 
endigung der Meife vor dem Beginn der Löſchung verloren oder werden fie im 
Werte verringert, fo jteigt die Beitragspflicht der übrigen Gegenjtände. 

8) Auf den Seewurf zur beichränfen nad) Hed S. 246. Bei der Binnenſchiffahrt 
jind Dedgüter nicht ausgeichlofien. 

9, Daß die Reparatur wirklich im Bejtimmungshafen vorgenommen wird, ijt 
nicht erfordert. 
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War dad Schiff zur Zeit der Beichädigung länger als ein Jahr zu 
Waſſer, jo werden wegen des Unterſchiedes zwiſchen alt und neu ge= 
wijje gejeglich bejtimmte Abzüge gemacht, H. G. B. $ 710. Die Ver— 
gütung für aufgeopferte Güter wird in der Negel durch den Markt: 
prei3 bejtimmt, welchen Güter derjelben Art und Beichaffenheit am 
Beitimmungshafen oder, falls diejer nicht erreicht wird, am Orte der 
Beendigung der Neife bei Beginn der Löſchung des Schiffes haben, 
nach Abzug der erjparten Fracht, Zölle und jonjtigen Unfojten. H. G. B. 
s 711. Entſprechend wird auch die Vergütung für Beichädigung der 
Güter berechnet. H. G. B. $ 711. Die Vergütung für entgangene 
Fracht bejtimmt ſich durch den Frachtbetrag, welcher für die auf: 
geopferten Güter im Beitimmungshafen oder, wenn die Reiſe früher 
endigt, am Orte der Endigung der Reiſe zu entrichten gewejen wäre. 
9.6.6. $ 717. 

IV. Die Vergütungsberechtigten haben ein Prandrecht an den 
beitragspflichtigen Gegenftänden und jind in der Negel auf das Pfand: 
recht bejchränft, wie der Grundjchuldgläubiger auf das Grunditüd.!® 
In Fällen der Schmälerung ihrer Pfandrechte erlangen jie aber For— 
derungsrechte gegen deren Urheber in Höhe des Betrages, welchen 
das Pfandrecht verfichern jollte und joweit fie durch die Schmälerung 
des Pfandrechtes verkürzt find. 

Das Pfandrecht des VBergütungsberechtigten an Schiff und Fracht 
ijt das eines Schiffsgläubigers.!! Außerdem hat er ein Pfandrecht 
an den LYadungsgütern, dies fann nach Auslieferung derjelben zum 
Nachteil dritter redlicher Erwerber nicht geltend gemacht werden, H. G. B. 
8 725; Schiffahrtsgejeß $ 89. 

Die in der bezeichneten Weiſe bejchränfte perjünliche Forderung 
entjteht gegen den, welchem zur Lait füllt, daß das beitragspflichttge 
Seejchiff vor Berichtigung oder Sicherftellung der Beträge den Dispache— 
hafen verläßt, 9.6.8. 8 730, dab die havereipflichtigen Güter vor 
Berichtigung oder Sicherung ausgeliefert werden, H. G. B. $ 731, Schiff: 
fahrtsgeſetz S 91, endlich gegen den Empfänger der beitragspflichtigen 
Güter, welchem bei der Annahme die Beitragspflicht bekannt war, H. G. B. 
$ 726 Abi. 2, Schiffahrtsgejeg S 90 Abi. 2.1? 


10) Heck a. a. O. ©. 448. 

11) H. G. B. 88 754 ff.; Schiffahrtsgeſetz 88 102 fi. 

12) Zwei Hauptverſchiedenheiten vom römiſchen Rechte treten hervor, einmal, 
dab nad diefem Rechte der Bergütungsberedhtigte nur ein Klagerecht gegen den 
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Die Beiträge zur großen Haverei verjähren mit Ablauf eines 
Jahres und zwar bei Seeunfällen von Ablieferung der Güter an, 
9.6.8. $ 904 Ab. 2, bei der Binnenfchiffahrt vom Schlujje des Jahres 
an, in welchem die Forderung fällig wurde, Schiffahrtögejeg SS 118, 219. 

V. Aufmachung der Rechnung und Aufteilung des Schadens im 
Havereifalle heißt Dispache. 

Diepache hat bei Seeunfällen im Gebiete des deutjchen Handels: 
gejegbuches amtlich durch Dispacheure am Beltimmungsorte oder 
dem Drte der Endigung der Neije zu geichehen, 9.6.8. 8 727. Der 
Schiffer hat fie unverzüglich zu beantragen; ſonſt darf dies jeder Be— 
teiligte, $ 728. Bei der Binnenschiffahrt Liegt fie dem Schiffer am 
Drte der Endigung der Reiſe ob, joweit nicht der Schiffer oder ein 
Beteiligter amtliche Aufitellung beantragt, Sciffahrtsgeieg SS 86, 87. 

Für die Verrichtungen der Gerichte bezüglich der Dispache iſt das 
Amtsgericht des Bezirkes zujtändig, bei welchem fie zu geichehen hat, 
freiw. Ser. Gel. $ 149. 

Das Gericht bejtellt den Dispacheur, in der Regel jtändig, H.G.B. 
$ 729, freiw. Ger. Gel. $ 145. 

Seder Beteiligte fann gerichtliche Verhandlung über die Dis- 
pache beantragen, und zwar mit den von ihm bezeichneten Be— 
teiligten. Nur unter diejen wird verhandelt, nur unter diejen wirft Die 
gerichtliche Beitätigung der Dispache. Diejelbe erfolgt, joweit fein Wider: 
jpruch der am Berfahren Beteiligten vor oder in dem anzuſetzenden 
Termine erhoben oder joweit diejer Widerjpruch erledigt ift. Der Wider- 
jprechende hat friitgemäß zu Hagen. Nach rechtsfräftigem Urteile über 
den Widerſpruch vder jonjtiger Erledigung desjelben wird die Dispache, 
wie jie jich hiernach jtellt, bejtätigt. 

Aus der bejtätigten Dispache erwächſt Zwangsvollitredung für 
und gegen die am gerichtlichen Verfahren Beteiligten. 


Schiffer hatte, welcher den Pflichtigen die Havereibeiträge abzuziehen beziehungsweiſe 
dielelben von ihnen einzuziehen hatte, 1.2 pr. D. de lege Rhodia 14, 2: amissarum 
mercium domini si merces vehendas locaverunt, ex locato cum magistro navis 
agere debent, is deinde cum reliquis, quorum merces salvae sunt ex conducto, 
ut detrimentum pro portione communicetur, agere potest. Der weitere Haupt 
unterihied liegt darin, daß die Beitragspflichtigen in Rom perſönlich unbeſchränkt 
Hafteten, nach heutigem Rechte nur beichräntt. 


Dernburg, Bürgerl. Recht. 11.2. 43 


Sadhregiiter 


zum II. Bande. 


Die römtihen Ziffern weifen anf die Abteilungen des II. Bandes, die arabiihen auf die Seiten Hin. 
a = Anmerkung, |. — fiche.) 


9. 

Abandonierung, |. Aufgabe von Ber: 
mögendgegenjtänden. 

Abandonſyſtem bei der Rhederei II, 586. 

Ablader beim FFrachtgeichäfte IL, 448. 

Ablehnung eines Auftrages II, 367. 368, 

Ablieferung des Fractgutes II, 456. — 
Art der U. des Frachtgutes IL, 457. 

Abnahme. Pflicht des Gläubigers zur A. 
1, 152. — Wirkung der A. des Werkes 
beim Werkvertrage Il, 432#. — Pflicht 
des Bejtellers 2 N. des Werfes beim 
Werkvertrage Il, 442. 

Abſchluß des Kaufvertrages II, 15ff., 
— von Verträgen im Interefie Dritter 
II, MAIff. 

Abihlugagenten II, 400. 

Abſender Are Frachtgeichäfte II, 448. | 
Abjendung. Übergang des Eigentumes 
von Wertpapieren auf den Kommittenten 
dur A. eines Verzeichnifies der Stüde 

II, 495. 

Abiidht L, 135. 

Abjtrafter Schuldvertrag I, 123. — 
Begriff 193. — Geichichtliches 194. 195. 
— Fälle 185. — Erfordernifje 196 ff. 
— Form 197, — U. Sc. und jein Örund- 
verhältnis 198, 

Abjtraftes Rechtsgeſchäft, Wechjel II, 

Abtretbarkeit j. Abtretung. — N. einer | 
Forderung 1, 307 ff., — vermögendredt- 
licher Anſprüche eine® Beamten uſw. 
1,310 aß. 

Abtretung (Ceifion) L, — des Anfpruches | 
auf eine Sache oder ein Recht bei Scha— 
denserjap Für Verluft derjelben 80, 81, | 
— des Eigentumsanipruches 81, — des 
Anipruches auf Austunit 88, — der 


— — — — — — — 





Vertragsſtrafe 222, — Aufrechnung bei 
A. einer Forderung 290. — N. der For: 
derung 301 ff. — N. und ihr Rechtsgrund 
301 302, — Haftung des Cedenten 302, 
— Form der A. 303ff. 305. 306. — 
Blankoceſſion 303. 304. — Fiduciariſche 
A. 304. — Einrede der Arglift gegen 
den Gejjionar, der Inkaſſomandatar ijt 
305 al2 — m... bei 
der U. 305. — Gegenjtand der A. 307, 
— U. der Firma 307, — reditshängiger 
Forderungen 308, — des Rechtes auf 
den Pflichtteil 308, — des Anipruches 
des verarmten Schenkers auf Rückgabe 
308. — Ausſchluß der Abtretbarkeit 
308 ff., — durch Vereinbarung 309, 
— bei höchſtperſönlichen Anſprüchen 
309, 310, — bei unpfändbaren Ans 
fprüchen 310, — wenn die N. den In— 
halt der Forderung verändert 310, — bei 
Anfprühen auf Unterhalt 310. 311, 
— bei Anſprüchen aus Borverhand- 
lungen 310, — eines Teiles der For— 
derung 311, — bei Anfprüchen ohne 
jelbjtändigen Wert 312. — A. des Rechtes 
auf ein Warenzeichen 312 al5. — In— 
halt und Umfang des abgetretenen 
Rechtes 312. — Wirkung der A. auf 
Binjen 313, — auf Bertragsitrafe 313, 
— auf Garantieveriprehen 313, — auf 
eine zu Gunſten der Forderung bejtehende 
Hppothef 313, — auf Hilfsrechte 313. 
3l4, — auf Pfandrechte 314, — auf 
Vormerfungen 314, — auf Bürgichaften 
314, — auf Zurüdbehaltungsrechte 314, 
— auf perfönliche Vorrechte 4. — 
Übergang der Forderung ff. — 
Kenntnis des Schuldners von der A. 
3löf. — Sicherung des Schuldners bei 
der U. 316. 317, — N. der Forderung 
auf Dieniteinfommen gegen öffentliche 
43* 
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Kajien 218. — Rechte des Ceſſionars 
gegen den Gejjus 318ff. — Sicherung 
des Rechtes des Gefjionars durch Schuld- 
anerfenninis des dehitor cessus 321. — 
Anzeige der W. durch den Gedenten und 
ihre Kraft 322. — Hilfsrechte des Ceſ— 
jionard zur Unterftügung bei der Bei: 
treibung der Forderung 324 ff. — Über- 
gang der Forderung von Rechts wegen 
j. Übergang. — Ubergang der Sorberung | 
infolge gerichtficher Uberweiſung j. Über: 
weifung. — Annahme einer A. bei Un— 
gültigteit eines Indofjaments 332. 333. 
— A. notwendig zur Übertragung von 
Kegitimationdpapieren 352, | 
Abwidelung der Gejellihaftsangelegen: 
heiten bei Beendigung der Gejellichaft 
ll, 5ööff. 
Abzablungsgeidäfte 1, Wöff. 
Verwirkungsklauſel bei A. IL, 106, 
Abzüge vom Saufpreis II, 15. 
Accept j. Annahme. Blanfo=A. II, 258. 
2797. — Gefälligkeits- 4. II IL, 276 a2. a 
Acceptilation ſ. Erlap. Quittung — A. | 
I, 262, 





— 
Accejjoriihes Intereſſe I — 


Sachregiſter. 


Anfechtung des der Bürgſchaft zu Grunde 
— Rechtsgeſchäftes durch den Bin: 
gen Il, 3 

Anfehtungsredht der Gläubiger einer 
jtillen Geiellichaft II, 575. 

Angebot der Leiſtung 16L 165. 
Gleichzeitiged A. mehrerer Gegenitände 
I, 105 at. 


Angemefjener Preis II, 13 al2. 

Angejtellte. Aufrehmmg gegen An— 
ſprüche öffentlich Angeitellter auf Be 
joldung ujw. L, 292, 

AUnfündigung Kauf auf A. 22. 

Anlehen. Maſſenanlehen Il, 337 fr. 


‚ Unmeldung des Anſpruches wegen Scha— 


den durch Auflauf, Aufruhr II,. 
Annahme der Anweiſung II, 216. 217. 
Wirkung derjelben II, 219. 22 
Rroteit mangels X. beim Bedhiel II, 
240, 24L — NM. der Tratte II, 275m. 
— Form der N. 278ff. — Blankoaccen 
258. 2707. — Gefülligfeitsaccept 216 
a3. -- Ehrenannahme des Wechiels LI, 
312. 313, — N. eines Auftrages II, 367, 
— des Frachtgutes Il, 462f., — von 
Bahlungen durch Agenten II, 490, 491. 
Annahmepflidt des Gläubigers 1,16’. 


a0 des a. J. mit dev Ders Annahmeverzug |. Verzug. 


230, 
Wette ä coup sur II, 140 


tragsitrafe L, 
à coup sur. 


Afterbürgihait IL, 343. 355 ab, 
Aftervermietung UI, 1687. 153. 
Afterverpadtung IL, 168 ff. 
Agenten, Handlungs =N. j. dort. 
Atkreditiv II, 218 


Anpreijungen, allgemeine, beim Kauf 
hl. 


Anrehnung der Zahlung bei mehreren 
Sorderungen L, 264 ff. 

Anichlag. Ablehnung der Haftung de? 
Gaſtwirtes durch A. IL, 

Anihwärzen des Konkurrenten 11,68. 


644, 
Atiengejellihaft I, 536. — lag Anspruch auf Buße LS4if., — auf Aut 


der Gründer einer U. L, 137, 138. 
Aftientommanditgejellihaft IL 536. 
Allonge II, 254 
Alternative Ermädtigung L, 103 
Alternativobligationen |. Wahlobli⸗ 

gationen. 


Amortijation |. Kraftloserklärung. — !Anitalt, 


A.leiitungen feine Yinjen L, 44. 
Amtsgericht, $ 
Amtspilicht, Verlegung der A. II, on 
— in Grundbuchſachen II, 639. 
Anatocismus f. Zins vom Zins. 
Anerbengejeh, Vorkaufsrecht des N. 
II, 


673, 
Anerfenntnis des Nichtbeftehens eines | Anweifung II, 


Schuldverhältnifies L, 
anerfenntnis. 

Anfehtbarfeit eines Vergleiches IL, 115, 
116, 


296 ſ. Schuld: 


Öinterlegungsitelle L, — 


tunft 86ff. — auf Rechnungslegung ST, 
85 FH, — auf Vorlegung eines Ber 
zeichnifjes ST. 94, — auf Befichtigung 
87. 94. — Unabtretbarfeit eines höchſt 
perfönlihen U. 3009. 310, — eines m: 
pfändbaren A. 310, 
öffentliche. Verpflichtung ö. A 
zur Eingehung von Verträgen 1, l>i 
Anjtifter. Haltung des N. bei mer: 
laubter Rh IL, &L 
Anteil an Gewinn und ®erluit bei der 
offenen Handelögejellichaft II, 563. SH 
— bei der Kommanditgeſellſchaft 


2148. — A. eu - 
195, — zahlungsbalber L, 272. — 

nahme ſeitens des Angewiejenen — 
det abſtrakte Schuld gegenüber dem An- 
weijungsempfänger L, 197. II, 216. 21% 


Sadıregijter. 


nn 11,214. — Erfordernifje 
der X. II, 215. — Rechtliche Natur der A. 
II, 215. 216. — N. auf Schuld II, 216, 
— auf Kreit II, 216, — auf Sicht 
II, 216. — Annahme der X. II, 216. 
217. — Rechtsverhältnis zwiſchen An⸗ 
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154, — bei — Tu 366. 367, 
— Beim Werfvertrag 11,439. 440. 141. 


— Einrede der W. aus der r Berfon des 
Kommittenten II, A. beim 
Trödelvertrag II, 513 — A. j. aud), 
exceptio doli. 


ag and und Angewiejenen | Arra_}. Draufgabe. 


218ff. — Verjährung der A. II, 
>, — Der Anweijende und der An- 
weilungsempfänger II, 220, 221 — 
Anzeigepflicht des Anweiſungsempfangers 
II, 221, — Anweiſung iſt feine Beb- 
fung II, 221 I, 272 — Der An 
wiejene und der Anweiſende II, 

223, — Gefälichte Anweiſung IT, 208. 
— Übertragung der A. II, 223. 224. 
— Erlöſchen der A. II, 294. 225, — 
Aufgebotsverfahren bei U. I, 225, 
Anzeige der Abtretung durch den Ges 
denten umd ihre Kraft I, 3221. 
Pflicht zur A. nad) erjoigtem Selbit- 
bilfeverfauf II, 3. — N. der Mängel 
der Kaufſache 69ff. 75, — bei Vieh: 
mängeln 77. 78. — licht des Mieters 
zur U. 165, — Pflicht des Anweifungs- 
eınpfängers zur A. 221. — A. der Ab- 
fehnung eines Auftrages 367. 368. — 
Pflicht des Unternehmers eines Werkes 
zur A. bei voraugfichtlicher Überſchrei— 
tung des Kojtenaniclages 445. — MV. 
von Mängeln gegenüber dem Agenten 
491. — Anzeigepflicht des Lagerhalters 
523. — Piliht des Gajtes zur N. des 
Berlujtes oder der Beihädigung jeiner 
Sachen dem Gajtwirt gegenüber 528. 
Arbeiter, — ' Gewerbliche U. 
Arbeiterausihuß I 
Arbeiterverträge ER 20. 
Arbeitgeber. Bejchränfungen der A. II, 
402, 


Arbeitsbud II, 402, 
Arbeitsordnung II, 401. 
Arbeitövertrag und Dienjtvertrag II, 


Arbitrageflaufel L, 191 ad. 

Arbitroren ſ. Vertrauensmänner. 

Arglift. Einrede der A. gegen den Gej- 
jionar, der Inkaſſomandatar ijt, 1, 205 
al2 — Einrede der X. bei einem als 
Profuraindofiament gemeinten Voll— 
indojiament I, 330. II, 319 a20. 322, — 
Rechtsmittel bei argliftigem Verſchweigen 
von Mängeln der Kaufſache II, 56. — 
A.beim Kauf II, 56. Z2. 74, — beim 


Biehhandel II, 76, 78, — - bei Scen- 
fung II, 126. 127, — bei Miete II, 


| 


Arreit. ee im * der Er- 
wirfung eines W. I 

Aufbewahrung, damen, bei Be- 
anitandung der Ware bei Verſendungs— 
fauf II, 32. 

Aufgabe von Bermögendgegenitänden 
I, 15, — Befreiung von der Beitrags- 
och durch A. der Schiffspart II, 586. 


Aufgebotsverfahren. Kraftloserklä— 
rung von Wertpapieren durd) U. 1, 43. 
— A. bei Inbaberpapieren IL, 349 fi. 
— — bei A. I, 343, 349, 
352. Rechte aus dem Ausſchluß⸗ 

urteill 350. — 


J, 

Aufhebung der Tauglichkeit der Miet: 
jahe II, 161. — NM. des Fradtver- 
trages IL, 4a7lf. — Recht auf A. der 
Gemeinſchaft II, 581. — A. ſ. auch, 
Beendigung, Tilgung, Auflöfung. 

ne Schenkung unter einer A. II,. 


li 
Auflaffung. Koſten der 9. II, 37, 
Auflauf. Schadenszufügung bei 4. II, 


N. bei der Anweiſung 


660. 

Auflöjung der offenen Handelägejell- 
ichaft II, 565. 566, — der ſtillen Ge— 
ſellſchaft II, 52, — der Nhederei II, 
589, j. auch Beendigung, 
Tilgung, — 

Aufnahme eines Gajtes ſ. Gaſtaufnahme. 

Aufnahmeſchein I, 4öl a4. 

Aufrehnung bei unvollfommenen Ver 
bindlichteiten I, 10. — Wirkung der A. 
der Hauptichuld auf Die Zinsverpflich⸗ 
tungen 45. — U. von Vorteilen bei der 
Berechnung des Schadens 74. — Teil- 
weije Befriedigung durh WU. 108. — 
ee und A. 126. 127, 
— A. 2825. — Weſen der A. 282. — 
Eventuelle U. 284, — Erklärung der N. 
285, — durch Bevollmächtigte 
Borausjepungen der U. 286, — Segen= 
jeitigfeit der Forderungen 286, — MU. 
bei Bürgichaft 287, U. de Nebeninter- 
venienten 2837 a2. — Gleichartigkeit der 
Forderungen 287, — Klagbarkeit der 
Forderung 287. — Wirkung der Ber- 
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jährung auf die U. 288. 290, — Be— 
weis der WU. 288. — Wirkung der A. 
28if., — auf die a 289. — Stein 
Verzug nach erflärter U. 259, — Wir: 
fung der A. auf eine vereinbarte Ver— 
tragsitrafe 289, — auf ein Nüdtritt3- 
recht des Gläubigers 289, 290. — U. 
bei Abtretung einer Forderung 290, — 
bei Beichlagnahme einer Forderung 200. 
— Ausſchließung der A. 200ff., 
durch Vereinbarung 291, — für Ein 
lagen bei Aftiengefellichaften u.a. 291, 
— gegen Forderungen aus vorjäßlich 
begangenen unerlaubten Handlungen 
29], — gegen Forderungen, die der 
Pfändung nicht unterworfen jind 292, 
— gegenüber dem Fisfus 292 — — 
gegen Anſprüche von öffentlich Angeſtell— 
ten auf Beſoldung ꝛc. — — Liquidität 
der Gegenforderung 293, — Prozeh- 
rechtliche Vorichriften bezüglich der A. 
293. — MW. bei Borhandenjein mehrerer 
Forderungen 294. 295. — Recht der 
A. des debitor cessus gegenüber dem 
Gejjionar 319}. — N. bei Schuldüber- 
nahme 358. — Wirkung der Erflärung 
der U. ſeitens eines Geſamtſchuldners 
375, — M. bei Gejamtjorderung 

— feine A. mit Spiel und Wettfor- 
derungen II, 142, — X. mit einer For: 
derung gegen den Vermieter gegenüber 
der Mietzinsforderung des Erwerbers 
der Mietjache 176. — A. gegenüber einer | 
Wechſelſforderung 330, — Recht des Bürz 
ger zur A. mit einer er, 
e3 Hauptichuldners 350. 351. — 
gegenüber dem Kommiljionär 407 R 
— gegenüber dem Gejellichaftsvermögen 


Sachregiſter. 


des A. 369. — Gehilfen bei Ausführung 
de3 U. 369. — Haftung des Subſti— 
tuenten 369. 370. — Haftung für Ber- 
ihulden des Gehilfen 370. — Unüber— 
tragbarfeit und Unpfändbarkeit des An- 
Iprudies auf Ausführung eines WU. 370. 
Überichreitung des A. 371. 372, — 
Bilicht des Beauftragten zur Herausgabe 
372, 373, 395. — Berpflitungen des 
A.gebers 373ff. — Beendigung des A— 
verhältnifjes 375 ff. — Rechtswirkungen 
nah Erlöjcdyen des U. 377, — Geſchäfts— 
bejorgung ohne A. 3785. — Erforder- 
niſſe derjelben 378 ff. — Echte Geſchäfts— 
führung ohne N. 380 ff. — Aniprüce 
des Geichäftsheren 382. — Geſchäfts— 
führung durch mehrere 334. — Anſprüche 
des Geichäftsführers 384. 385. — fremde 
Geſchäfte auf eigene Rechnung 385 fi. 


Aufwendungen. Erjag wegen W. L, S2. 


— Binfen für.82, — Zurüdbehaltungs: 
recht wegen U. 124 — A. auf die Kauf— 
ſache II, 32 — Haftung für 9. bei 
Wandelung — Sachmängel 62, — 
bei Ange n 78, — beim Wieder: 
fauf 102, — Eriag fi für N. des Mieters 


160. — 4. bei der Reihe 201 — N. des 
Bürgen 356, — A. beim Auftrag 373.374, 


— bei®eihäftführung ohne Auftrag 335, 
— des Dienjtpflichtigen beim Dienſtver— 
trag 396, — des Maflers 487, — des 
Kommilfionärs 502, 503, — des Spedi— 
teurs 510, — des Verwahrero 5ls, — 
des Lager erhalter 24. — Anrehnung 
von A. bei Herausgabe einer ungerechts 
fertigten Bereicherung 606. — N. eines 
zur Herausgabe einer durch unerlaubte 
— erlangten Sache Verpflichteten 


Auseinanderſetzung bei Beendigung 
der Geſellſchaft II, A. 557, — bei 
einer Gemeinſchaft II, 382ff. 

—— el a des Kommiſſio— 


Au Ar hr. Schadenszufügung bei U. 1,660. 
GhL, 


Aufſicht. Haftung eines zur A. über eine 
Perſon verflichteten für außervertragliche 





Schädigung durd) dieje 11, 625. närs II, 496. 
Auftrag zu Spiel und Wette eite IL, 142, — ei El unter den Gejamtjchuld- 
A., einem Dritten etwas zu feiiten, feine| nem I 1.07 


Anweijung 215. — N. zur Verbürgung —— des Wechſels bei Zab— 
346, 356, 357. — Kredit-A. 360,361. — lung II, 296. 

A. 362 ff. — U. im engeren und weiteren | Auskunft. Anſpruch auf A. iii. — 
Sinne 3625. — Inhalt des U. 365.) Berjährun — 35. — I tretung 
— Vollmacht und A. 366. — Nat und | Ddesjelben — Verpflihtung des Ce— 
Em piehlung 366. 367, — Annahme und | denten, dem Geffionar die zur Geltend— 
Ablehnung des WU. 367. 368. — An— madung der Forderung nötige . zu 
zeige der Ablehnung eines A. 367. 368.| erteilen 324, 325. — Abweichendes bei 
—⸗ Verpflichtungen des Beauftragten gelebt. Geffion 2Z — Verpflichtung 
3695. — Subjtitution bei Ausführung ed Ausſtellers eines Inbaberpapieres 


Sachregiſter. 


zur A. zum Zwecke des Aufgebots 230. Bauzinjen I 
— Pflicht des Verkäufers aut A. I, 33 Beamte, 


ur des Wechjels II, 244ff. 
Auslagen j. Aufwendungen. 
Nustieferung Necht des Ceſſionars auf 

A. der zur Beitreibung der Forderung 

nötigen Urkunden I, 324. 
Auslieferungsprovijion IL, 502. 
Auslobung. Verpflichtung durch ein⸗ 

... — bei der A. I, 173, | 
I, 4765. — Widerruflichkeit 477. 
— 1. = Zwed einer Preisbewerbung 
479. 480, 


Ausſcheiden von Gefellihaftern IL, 55L. | 
552, — eines Gejellichafterd bei der | 
offenen Handelsgefellichaft II, 569. 570, 

Ausſchlußerkenntnis. Rechte aus dem 
A. 1,350. — A. bei Kraftloserklärung 
eines 3 Wechiels 1,335. 

Ausſchlußfriſt bei — — I 


346, — für Ausübung des Vorkaufs— 
rechteö II, 92. 
Ausſchlußurteil. Necte aus dem MW. | 


1, 350, — W. bei Kraftloserklärung eines 
Wechſels IL, 335. 
Ausſchuß, Wrbeiter- A. II, 401. 
Außengejellihaften II, 534. 534. 
Außertursjegung eines Inhaberpapiers 
L 347, — A. nad) dem L Jan. 1900 
‚354. 
Ausjpielgejhäft II,146. 147, 
Ausiteller des Wechſels ſ. unter Wechſel. 
Ausſtellung. Recht des Ceſſionars auf 
A. einer öffentlich Tr Urfunde 
über die Abtretung 
Ausverfauf. er A. IL, 643. 
Auswanderungsagenten IL, 490. 
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I, 44. 

Haftung des B. 1, 140, — 
Ausſchiuß der Aufrechnung gen aa 
derungen der B. I, 292, — Abtret— 
barfeit vermögensrechtlicher Anſprüche 
eines B. ujw. I, 310 a6. — Schadens- 
erfagpflicht de3 B. II, 636 Ff., j. Reichs - 
und Staatöbeamte. 

| Bebingte Forderung. Fälligkeit I, 152. 

Bedingte Obligation. Entjtehungs- 
zeit I, 116, 

Bedürfnis. Schadenshaftung > Ber: 
mehrung der B. des Verlepten II, 627, 


666. 

Beendigung der Miete IL, 180. 181, — 
der Pacht II, 187. 188, — der Leibe 
II, 202, — der Bürgid ichaft IT, 358 f., 
— des Auftragdverhältnifjes II, 375ff., 
— des Dienſtverhältniſſes IL, 396 fi., 
— des Gefindeverhältniffes II, 418 7 i 
— des Werfvertrags IL, 445. 446, 
des Verwahrungsvertrages IT, 518. 519, 
— der Gejellichaft IL, 554. 555, — der 
Kommanditgejellichaft II, 574, — der 
Gemeinschaft 11,581 fi., ſ. auch Auflöfung, 
Aufhebung, Tilgung. 

Beerdigungstoften. Erjaß der B. im 
falle der Tötung IL, 634. 666. 

Beförderung von Gütern | II, 4475. — 
Perſonen-B. II, 474. 475. 

Befradter II, 448, 

Befreiung. Klage des re gegen den 
Hauptſchuldner auf B. II, 357. — 8. 
des a durch J——— des Gläu⸗ 
bigers I 

Begebungstheorie(Wertragstheorie) bei 
Inhaberpapieren 1, 335. 336. 


NAuswanderungsunternehmer, Form Begründung der Sculdverhältnijje I, 


des Bertrages mit W. I, 177. 
Aval II, 268. 269, 
Avisbrief IL, 251. 





B. 


170ff. 
Begünſtiger. Haftung des B. bei un— 
erlaubter Handlung Il, 621. 
Beiträge der Sefellthinfter II, 538. 544. 
545, — Erhöhung der B. der Gejell- 
ihafter II, 539. 


Banknoten I n= — Recht zur Aus: | — bei Vertrag zu Gunjten Dritter 


gabe von 8. 1,341. 
Barfaution, —— vom Darlehen 
3. 


Barottohandel IL, 103Ff. 

— roviſion des Mäk— 
lers beim B. II487 al2, 

Baͤuhandwerter 
der B. I444 445, 

Bauſchund Bogen, Kauf in B. und B. 
ſ. Kauf. 

Bauwerk, Einſturz von B. II, GAff. 


— 


B elaftung einer Sache zu Gunſten eines 
Miteigentümers derjelben II, 584. 

Beneficium divisionis L, 373 al. 

on bei der Preisminderung II, 


Bergelohn II, 430 a 

Bergwerf. Shabenbhartung bei Unfällen 
im 8. II, 664. 665. 
Bereiherung. Ungeredtfertigte B., |. 
Ungerechtfertigte B. 
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nn Ba ——— en der #. 








3. I, 331ff. — B. II, 60455. — Gegen-| II,449. 

itand der B. II, 05. 600, — Ber: ; PN — 5 fel 1], 258. 258j. 

—— der Haftung de3 Empfängers | Blanfoceifion 1, 303, 304, 

II, 606. 607. | Blanfoindofjament IL, 281. 281. 332. 285, 
Berner erner Konvention II, 449. 453. 458! Bodmerei. Notb. des Schiffers II, 20% 

450. 462, 'Börfentermingeichäfte 1, 122; IL 22F.: 


Beihädigung des Frachtgutes II, 4157ff. II, 145. 
Beihlagnahme. Erfüllung bei B. einer | Brief. Ftadhtbr. II, 451. 
gorderung L, 253. — Aufrechnung bei Bruchteil. Gemeinihaft nach B. I1.576F. 


9. einer Yyorderung 1,290. 5 
Beichränfungen der Arbeitgeber IT, 402. IL SIG Bin. Konditionsge- 


— — — beim Wert: Buchhändlermejje II, 514. 
Belihtigung. Anfpruc auf ®. I, 87. 'Buchmaderei 11,139 a2. 
94. — B. von Urkunden L, 05. 96, — jPäbee Vertrag mit dem Leiter einer 
Bwangtohiiredung bei Verurteilung | Be Über Aufführung eines dramatijchen 
Schadengerjag wegen | Werfes 1, 179. 
—— der B. 1,96. — Dffen: | Bürge Wirkung der Kündigung der 
barungseid 1, 96. Hauptſchuld gegen den 8. I, 120. 
Beſitz. Erlangung de3 B. des Fracht: Bilrgichaft bei unvolltommenen Verbind: 
utes durch Ubergabe des Konofiements | lichkeiten I, 10. — Wufredinumg bei ®. 
I, 471 — Berlegung des B. 11,614. | 287 — ‚Pütung der Abtretung auf 
Beiorgung von Geſchäften, ſ. Seichäfte- eine B. 1, 314, — Erlöihen der #. 








bejorgung. infolge — —— DB, als 
Beſtätigung der Diäpadıe IL, 673. Geſanitſchuld 369, — B. U, 341 ff. — 





Beitand. Haftung des Verkäufers einer Sicherung des Kredits 341 ff. — Begriff 
Forderung für rechtl. Beitand IL, 4öfl.| der B. 343, 344, — Miterb. 343, 355 
Beitimmbarfeit der Leiſtung L, 4 ad. — Abſchluß der B. Mff. — Seldit: 
188, ihulöneriihe B. 344, 348. 353, 357 — 
Bejtimmung der Leitung durch einen | Deilkrederehaftung 344 ad — Fomı 
Bertragichliegenden L, 188ff., — durd) | | des Vertrages 345. — Auftrag zur Ber: 
Urteil r. 190, 192, — der Segenleiftung bürgung 386, 356, 357. — Verpflichtung 
I, 190, — der er Leiftung durch Dritte des Vürgen gegenüber dem Gläubiger 
DL. 192. 3 


I; 46ff., — bei voller Verbürgung 347, 
Beftimmungsort verihieden vom Er:| — bei beichräntter Verbürgung 347.248. 


füllungsort L,110; IL, 21. — Klage ded Gläubigerd gegen den 
Betagte Forderung. Fälligkeit 1,152.) Bürgen 248}. — Einreden des Bürgen 
Betagte Obligation. Entjtehungszeit gegenüber der Klage des Gläubigers 


I, 116. 34a. — Berzicht des Bürgen auf die 
Beteiligung an einer unerlaubten Hand: | Einreden gegen die Hauptihuld 350. 
fung IL, 622, — Unfehtung des der B. zu Grunde 


Betriebsbeamte. Dienitverhältniffe der, liegenden Rechtsgeſchäfts durch den Bür— 
. I, 405. gen 350, — Geltendmachung eines Rüd- 
Betriebsgeheimnis. Verrat von B. trittörechteS des Hauptſchuldners durch 
I,644. 645. den Bürgen 350, — des Nechtes auf 
Betriebsunfälle. Haftung für B. II, | Wandlung 350, — des Rechtes auf Preis: 
661ff. minderung 350. — Recht des Bürgen 
Beweis des BVerjchuldens 1,150, — der| zur Aufrechnung mit Gegenforderung des 
Aufrehnung L, 288. Hauptihuldners 350. 351 — Wirkung 
Bewußtlofigkeit. Hin eines rechtskräftigen Urteils gegen dem 
im Zuſtande der B. II, ABff. Hauptichuldner gegenüber dem Bürgen 
ML Hinterlegung®-: | 351. — Einrede der Vorausflage 3ölf. 
ſtellen 275. — Verzicht des Bürgen auf diejelbe 352. 
Bezogener beim Wechſel ſ. unter Wechiel. — Ausſchluß derjelben, wenn die B. ein 
Binnenjrahtgeichäft IL,448. 449. Sandeltgeihäft it 352. — Schabdensb. 
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352. 354 — Hechte de8 Bürgen gegen | Datierung. Proteit mangeld Datierung 
den Hauptichuldner 354 ff. — Gefeplicher der Annahme beim Nachfichtwechjet II, 
Übergang der Forderung auf den Bürgen | | 
354 ff. — Verjährung der Anjprüche des | Datowechſel II, 258, 
Bürgen gegen den Hauptichuldner ZÖ6. Deckungsklage I, 297 ff. 
357. — Klage des Bürgen ge en den | Defette 11,427. 
Hauptichuldner auf Befreiung Dellaration tion des Sieferungswertes beim 
Rüdbürge 357 — B. — Bürgen Tsrachtvertrag II, 459. 460. 
358, — Beendigung der B. 358ff. — Delegation 1,269. 269. 
Bereinigung von Hauptichuld und Bürg: | Deliftsaniprüde Hl, 608 ff. 
ichaftsihuld 359. — Befreiung des Bür- | Delkrederehaitung IL, 344 a9, — des 
gen durch Handlungen des Gläubigers Kommifjionärs Il 501. 
356, — Exceptio doli des Bürgen, wenn an. II, 502. 
der Öläubiger dem Hauptichuldner gegen: | Deportgeichäft IL,22. 23 a2. 
— in Annahmeverzug geraten ijt 360 | Depofitalzinfen beidi interlegung 1,277, 
— freditauftrag 360, 361. — Ga: | Depofitum ſ. VBerwahrungsvertrag. — 
— 361, 362, — Wirkung Irreguläres D. durch Hinterlegung L, 
des Vergleiches auf eine B. 114 276. 277. 
Buße 1,2. 83. — Begriff 2. 81. — | Depot. Offenes Geldd., Unterichied vom 
Aniprud ‚auf B. Saff. — Antrag aufi Darlehen II, 203. 
B. 84. 35. — Verzugsb. 156 a2 — | Dejtinatär beim Frachtgeſchäft IL, 448; 
». bei ee Wettbewerb II, 645. | ſ. and unter Frachtgeſchäft. 
Dienſteinkommen. Abtretung der or: 
6. derung auf D. gegen öffentliche Kaſſen 
(Siehe auch 8.) | — 
Ceſſion ſ. Abtretung, gejehliche a a er a... 
wendige) C. ſ. unter Übergang. Iran 360, — Bern 4 In cuige: Inen 
Ghartepartie IL, 452. 458. 454. vag 380. — Gefahr 3395. Folgen 
Ched IL, 217. 218. — Roter Eh. II,215 der Unmöglichkeit der Dienftleittung 332. 
a6. — Gefülfcht er Ch. U 23 Be. Zeitweiſe Verhinderung des 
Chitkane. Einwand der Ch. bei Ablehnung zen u * — und 
einer Teilleiſtung 1, 107. pil 209 ir —— —— 
clausularebussiestantibus 246ff- eat ul fe — h erpflichtungen de 
commis interessö 11.533 an ienjipflitigen und des Dienjthern im 
Sondictio Fo debrei 1,5% 5038. einzelnen 394 ff. — Ilnübertragbarfeit 
contractus mohatrae ll, 206 a8. zn a — 
Conventionalſtrafe ſ. Vernagoſicafe. ei es * Yes — 
Gopieen. Wechjele. IL, 274. 27h, Vorzeiti e Ründi ung de D. 308, — 
Gorrealobligationen j. Gefamtjorde- Schrfftliches 2 g 6 über das Dienit- 
rungen, Gejamtjchulden. ) ge er Due ra 


verhältnis 400, — Dienitverhältniiie der 
nn. eorie bei gewerblichen Nrbeiter 400Ff., |. Gemerb- 








’ 





liche Arbeiter. — Handlungsgehilfen 
culpa |. Fahrläſſigkeit. 406 ff. j. dort, — Gefindevertrag ALL ff. 
j. dort, — Lehrvertrag 421 FF. ſ. dort, 


D. — Reichs⸗ und Staatsbeamte 424ff. 

Darlehen zur At de8 Epield | ſ. NeichSbeamte, — Kommunalbeamte 
II, 143 — D. 203jj. — Begriff 203. | . dort. 

204, — Aoihtuf des D. 204 ff. — Ber: | Differenzgeihäfte. Neine D. II, 142. 

pjlihtungen des D.nehmers 208. — — Berdedte D. 143, — Spieleinwand 


D.zinjen 208. — Kündigung des ®. gegen D. 143 }f 

208. 209. — Tragung der Gefahr 209, |;  Dillgenz. Bechfemäige D. II, 227. 228, 
— Notbodmerei des Schiffer 209. — | 230. 

Verpflichtung zur Kreditierung 210 ff. |Dinglige Rechte. ig der Kolliſion 
— Sirediteröffnungdvertrag 211 212, des Mietrechte8 und d. R. an Grund: 
— Kontoforrentvertrag 212. \  jtüden II, 177 ff. 
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Dispahe. Dispadjeure II, 673. | 

Diftanzfracht IL, 472. 473. 

Diſtanzkauf ſ. VBeriendungsfauf; Scha- 
densberechnung des Käufers beim D. 
fi 12. 

Diitanzverfauf ſ. Verſendungsverkauf. 

Dividenden feine Zinſen L44 
en j. Gewinnanteils- 
hei 

d AI j. Argliſt. Vorſatz. Exceptio doli. | 

Domizilierte Wedjel IL, 263ff. ſiehe 
Wechſel. 

Dranfgabe L, 216#. 

Dritte. Leiſtung durch D. L, 108 ft. 
Bertretung des Verichuldens D. ! . Ber: 
fretung. — Leiſtung durh D. 1, 108 ff. 
— Beitimmung der Leiftung durch D 
1, 191, 192, — Beriprechen der Leitung 
an D. I 1,231 ff. oh Verſprechen. — Er: 
füllung an einen D. L, 255. — Bor: 
bereitung und Abſchluß von Verträgen 
im Intereſſe D. II, MIff. — Haftung 
für außervertragliche Schädigung durch 
D. 11, 62355. — Haftung für Verſchulden 
D. bei Unfällen in Bergwerfen, Stein 
—— Gräbereien, Fabriken I 664. | 


— Wechſeld. II, 2 ff. — 
des Fracdıtbriefes IL, 451. 456. 








€. 


Echte Geſchäftsbeſorgung ohne Auf: 
trag 11, 380 ff. — Anjprüche des Ge- 
ichäftsheren 11,382. 

Edition von Urkunden L, 95, 96 

Editionspflidt prozefiuale I 1,9% al! 

Chemäfler ]II,455. 489, 

Ehre. Berlegung der E. II, 614. 631ff. 

Ehrenannahme des Wechlels II, 312. 
a3, 







Ebhrenintervention IL 278. 
Ehrenzahlung beim Wechjel II, 213. 
314, 


Eid. Leiſtung eines der offenen Handels— 
Ben! zugeichobenen E. II, 563 


Eidesaufhiehung zur Ermittelung von | 
Ihatlachen 1,86 a. 

Eigene Ordre. Wechſel an e. D. ſ. unter 
Wedel. 

Eigener Wechſel 11,234, j. unter Wechſel. 

Eigenihaften. Fehlen zugeficherter E. 
beim Kauf II, Afff., — bei Viehhandel 





11,86, — bei Miete II, 159. — Fehlen 
verkehrsüblicher E. II, 48. 49. 53. 


Sadıregiiter. 


Eigentum. Übergang des E. durch 
Abtretung des E.aniprudies 1, 81. — 
Aufgabe des E. bei Berzug des Gläu- 
bigerö I, 169. — E.redit des Ceſſionars 
an dem ausgeftellten Schuldichein I, 225. 
— Borbehalt des E. beim Bertauf 
1,17. — Übergang der Gefahr dabei 
11,17 all. 

Einheitlihe Obligationen I, 104 
105, 


Einigungsamt IL, 405. 406, 
Eintaujsagenten IL, 4 I, 490. 





‚Einrede de3 nicht erfüllten Vertrages L 


122 a2, — de3 nicht erfüllten Vertrages 
bei gegenfeitigem Bertrag L, 202. 203#. 
— Beweislait L,204.. — E. des nicht 
erfüllten Vertrages beiı beim Kauf. Beweis— 
laft 11,3, — bei Mängeln im Redt 
des Verfäufers IL, 42. — E. des Mangels 
der Rechtäverichaffung I, 204a5, — der 
unzulänglihen Erfüllung I, 205. 206, 
— Beweislaft L, 205. — €. der Arglüt 
gegen Geflionar, der Inkaſſomandatar 
it L, 305 a 122, Em des debitor 
cessus gegen den Geifionar L 319 
— der Argliſt bei einem als — 
indoſſament gemeinten Vollindoſſament 
1,330. II, 319 A20. 22 — €. wegen 
Mängel und deren Berjährung II, iD. 
76, — bei Viehmängeln 79, — E. der 
Kompetenz Il, 127 ff. 138, — des Spiels 
gegen Differenzgejhäfte II, Ldäfr., 
des Bellagten bei Klagen aus dem 
Wechſel II, 316ff. — des Bürgen gegen 
über der lage des Gläubiger II, 344 ff. 
— Verzicht des Bürgen auf E. gegen 
die Hauptihuld II, 350, — €. der 
Vorausklage bei der Bürgſchaft II, XM. 
— Verzicht des Bürgen auf dieſelbe II, 

353, — Ausſchluß derſelben, wenn die 
Bürgſchaft ein Handelsgeſchäft ift II, 352. 
— €. der Argliſt aus der Perſon des 
Kommittenten II, 496. — En des Yager- 
halter8 gegenüber dem durch Indoſſa— 
ment legitimierten Beſitzer des Lager— 
icheines 11, 522. — E. wegen ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung II, 607. — ſ. auch 
Einwendungen. 

Einſeitiges Verſprechen. Begründung 
eines Vertrages durch e. V. 172, 173 

Einjeitiger Vertrag L, 200. 

Einiturz von Baumwerfen 11, 654 fi. 


Einjtweilige Aufbewahrung .- Auf: 
bewahrung. 
Eintragung. Koſten der E. UIST. — €. 


der offenen Handelsgejellihaft ins in? Dan: 


Sachregiſter. 


deläregiiter II, 559, — der Komman— 
ditgejellichaft II, 571. 572. 

Eintritt des Kommiffionärs in das auf- 
getragene Geſchäft II, 503 ff., — de3 
Spediteurs II, 511. 512, — E. von Se: 
jellichaften I, 52 53. — ſ. aud 
Eintrittsrecht. 

Eintrittsrecht bei Zwangsvollſtreckung 
I, 109, 2856. — Geſetzlicher Übergang 
der Forderung bei Ausübung des E. 
im Fall der Ziwangsvollitredung I, 326. 

Einwendungen dedAusitellers eines In— 
haberpapiers gegen den Inhaber TI, 344. | 
— €. des neuen Schuldners bei Schuld= | 





übernahme I, 358. — €. des lIberneh- 
mers von bypothefariich eingetragenen 
Schulden beim Grundſtückserwerb gegen- 
über dem Gläubiger I, 365. 366. — €. | 
des Beklag gten bei Klage aus dem Wech⸗ 
jet II, 316 #. — ſ. auch Einveden. 


ee Übermeilung einer Forde— 

rung zur 

er — der öffentlichen E. 
I, 148; II, 459. 460. — Verpflichtung 
zur Eingedung von Verträgen 1, 154, — | 
Frachtrecht der öffentlichen E. II, 448. 
449, 453. — Schadenshaftung bei Un- 
fällen im Eifenbahnbetrieb Il, 662 ff. 

Eijernviehvertrag II, 12 aß. 

Emmijlion II, 338 — Emmiffionspreis 
II, 338. — Emmiliionstheorie bei In— 
haberpapieren I, 335, 

Empfänger beim Frachtgeſchäft IL, 448; 
ſ. auch unter Frachtgeſchäft. 

EmpfangsbedürftigeGeſchäfte Wahl 





bei Wahlobligationen I, 98. — Kündiz | 


gung I: 119, — Ablehnung der Erfüllung : 
ei Zeiltungsverzug L 214. — Erfläs | 
rung des Rücktritts L, 241. — Beitim= 
mung der Anrechnung « einer Zahlung auf 
eine von mehreren forderungen 1, 265. 
— Aufrehnungserflärung L, 284. — An 


zeige der Abtretung des Gedenten I, 322. | R 


Empfangsbefenntnis }. Quittung. 

Empfehlung II, 366. 367. 

Endigung I. Beendigung. 

Entlaven II, 653, 

Enteignung der Mietjache II, 181. 

a Gewinn. Erſab des e. ©. 
7 


Entladen der Frachtgüter IL, 455. 
Entlajtung des Rechnungsitellers L, 
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a —— der Obligation I, 116, 
Ar haft. 
174. 175, 
en 
beim €. II, 
Erkenntnis. —— eines für oder 
egen den Prokuraindoſſatar gefällten 
5. 1,330 aT. — Schadenserſatz bei 
Bonftredung vorläufig vollitredbarer €. 
1, 657 f. 
Erfüllung. PBerjönlihe E. L 108. — 
Einrede der unzulänglichen €. 205. 206, 
— €. einer Forderung 2495. — €. 
durd Zahlung 250, 23L — €. unter 
Vorbehalt 251 Der Empfangs- 
berechtigte 252. — E. an Bertreter des 
Gläubigers 253 ff. — E. bei Beichlag- 
nahme der Forderung 253. — E. an 
einen Dritten 255, — überweiſung einer 
Forderung zur Einziehung 256 
durch Anweiſung 26, — Fähigkeit zur 
E. 256, — Beweis der E. 257 ff. — Ans 
rechnung der Zahlung bei mehreren For: 
— Wff. — Leiſtung an E.ſtatt 
268, ſ. Leiſtung. — Wirkung der 
Fa jeitens eines Gejamtihuldners 374, 
— gegenüber einem Sejamtgläubiger 
382. — ſ. auch Leiftung. 
Erfüllungsgeihäft L 355. 
Erfüllungsinterejfe bei jubjektiver ur: 
a Unmöglichkeit der Leiſtung 
I, 132, 


Vertrag über künftige E. L, 
Übergang der Gefahr 


— Alternative Beſtim⸗ 
mung mehrerer €. I, 103, 113. 
— €. bei Wandlung I, 62, — €. ver: 
ichieden vom Beitimmungsert I, 110, 
116; II, 21. — |. auch Leiftungsort. 
— — Leiſtung an E. L, 267. 
268, — Eviktion bei Leiftung an €. J, 
268, 
Erfüllungszeit j. Leiſtungszeit. 
Erhöhung der Beiträge der Gejellichafter 
Il, 539. 
lab L, 1, 295 ff. — Birfung eined E.- 
verirages zwiſchen Gläubiger und einem 
Geſamtſchuldner I, 375, — io. 
Schuldner und einem Gejamtgläubiger 
I, 383, — €. des Broteites beim Wed): 
fel II, 306. 307, — €. der Wechſelſchuld 
II, 330. 
Ermädtigung, alternative I, 103. 


92, | Ermäßigungdreht des Richters bei 


93, — E. durch Seititellungstlage L, 93.| Vertragsſtrafe I, 227, 228, 
— Rechtliche Bedeutung der E. I, 93. Erneuerungsiceine I, 345. 


Entreprife IL, 430. 


Erweiterungen ber Kauffache II, 29. 30. 
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Erwerb, unfittlicher II, 600 ff. 

Erwerbsfähigfeit. Scadenserjag bei 
Minderung oder Aufhebung der E. durd) | 
unerlaubte Handlung II, 627, — nad) 
Reichshaftpflichtgeſetz 11, 666. 

Erwerbögeiellihaft, allgemeine II, 
533, 534. 


Erlöjchen der jzorderungen L, 248 ff., — 
durh Erfüllung I, 240 * — durch 
Leiſtung an Erfüllungsitatt, Novation, | 
267 fj., — durch Hinterlegung 1, 273 ft., | 
— durch Aufrechnung 1, 282 ff, — durd) 
Erla L 295 ff., — durch Tod eines Be- 
teiligten I, 297, — durch Bereinigung 
I, 208. — €. der Anweijung II, 224 
225. — 1. aud) Beendigung. 

Eventuelle Aufrehnung 1, 284 

Eviktion einer an Erfüllungsjtatt ge- 
gebenen Sache I, 268. 

exceptio doli bei Annahmevermeige: | 
rung einer Gattungsſchuld jeitens des 
Släubigers 1,30 a6, — einer Verſiche- 
rungögefellichaft gegenüber dem Nach— 
weis des Schadens 1, 64 al2, — beim 
Mechiel II, 229, — bei ialicher Aus: 
füllung eines Wedjelblanfetts II, 258 
a17, — gegenüber der lage aus dem | 
Wechſel IL, 319, 331, — bei als Pro— 
hıraindojjament gemeinten Bollindofjas 
ment L 330; IL, 319 a 20. 322, — des | 
Bürgen, wenn der Gläubiger dem Haupt: 
fchuldner gegenüber in Annahmeverzug 
geraten ijt II, 300 a9, — j. aud) Argliſt. 

exceptio j. Einrede. 

Erportfommiffionär II, 494 

Erpromiijion 1, 269, 


F. 
Fabrik II, 400 a3. — Schadenshaftung 


Fabrifarbeiter II, 401 a4 


Fahrläſſigkeit (Berichulden im engeren 
Sinne) L, 135 ff. — Grade — L 187, 
138, — Grobes Verſchulden L, 187. - 
Böslihes Verhalten L, 137. — Haftung 
nur für Borjag und grobe %. bei Ber: 
zug des Gläubigers 1, 167, — bei Schen- 
fung II, 125, — bei Leihe II, 201, — 
bei Geſchäftsbeſorgung ohne Auftrag II, 
384, 


Fälligkeit einer Schuld J. u7 ff. 152, — 
Leiſtung vor F. 117 — F. des Miet: 
zinjes II, 164. — %. des Darlehens II, 
208, 


bei Unfällen in einer %. II, 664, 665. 
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Fälſchung einer Anweiſung, eines Checks 


II, 223. — F. eines Wechſels II, 318 
all. 


fautjradt II, 465 a3. 474, 


Febler der Sache j. Mängel. 


Fernverkauf (dritter Lieferungsort als 
Erfüllungsort) II, 20. 21, 

Fiduciariſche Abtretung einer For: 
derung 1, 304, 

Fixma. Abtretung der 5. L 2072. — 
Übergang der Forderungen bei Über gang 
eines kaufmännischen Geichäftes mit F. 
I, 326, — Schuldenhaftung bei liber: 
nahme eined faufmänniihen Geichäftes 
mit F. 1, 360. 361. — Übergang der 
Forderungen bei Übergang eines Han: 
delsgeſchäftes unter der bisherigen F. 1, 
206 


Fiskus. Ausſchluß der Aufrechnung gegen— 


über dem F. 2 

Fix. Fire Handelsfäufe L, 122. — Spe— 
dition mit fixen Speien 1L5n. 511. 

Firgeihäft 1, 121 122. — Kaſſatoriſche 
Klauſel L, 11. — Fire Handeläfäufe 
I, 122. — Börjentermingeidäfte L, 122, 
— Nitdtrittsrecdht bei v5. L 230. — Recht 
des Verkäufers auf Erfüllung beim F. 
II, 34. — Rüdtrittörecht des Werfäufers 
beim %. Il, 35. — Recht des Verkäufers 
auf Schadenserſatz wegen Nihterfüllung 
beim %. IL, 35, — des Käufers II, 3% 
— Bemefjung des Schadenseriages II, 


Forderung. Erlöjchen der „5. L, 245 ff. 
— Andere Endigungsgründe der %- L, 
2095 ff. — ———— bei Vorhanden— 
ſein mehrerer F. 1,294. 205. — Ab: 
tretbarfeit einer 5. L, 307 ff. — Haftung 
des Verkäufers einer F., eines Rechtes 
II, 45 ff. — Übertragung einer F. ſ. 
llbertragung. 

Forderungsrechte, gemeinichaftliche, L. 
384. 3855. . 


Form der Verträge L, 172, 174 #. 
Yradtbrief II, 4öL — — $.duplıfat II, 
451, 46 


Frahtunternehmer Il, 448. — 8er 
pflichtungen des %. II, dö4 — Hat: 
tung de % Il, 7. — ſ. aud 
Frachtgeſchäft. 

Frachtvertrag. Rechte des Adreſſaten 
beim %. I, 235. 

Frachtgeſchäft IL, 447 ff. — Begriff 447. 
— Nbjender, Frachtunternehmer, Fracht⸗ 
führer, Verfrachter, Befrachter, Ablader, 
Empfänger, Dejtinatär 448. — Binnen-— 
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fradıtgeichäft 448. 449. — F. der öffent— 
lichen Eijenbahnen 448. 449. — Seef. 449. 
— 5%. der Binnenschiffer 449. 452, 463, 
— 7. der Rojt 449, 450, Abſchluß 
des Frachtvertrages 441 — Frachtbrief 
45L — Duplifat des Frachtbrieſes 1 
456. — Konoſſement 452, 470, 47L — 
Ladejchein 452, — Ghartepartie 452, 
453. 454. — Berpflichtung der Eifen- 
bahn zum Abſchluß von Frachtgeſchäften 
453, — Gtüdgüter 454. 466. — Ber: 
pflictungen des rachtunternehmers 
4ä4 5. — MUblieferung des Frachtgutes 
456, — Lieferfrijten 456, 457, — Ab— 
lieferungsort 457. — Haftpflicht des 
Frachtunternehmers 457 ff. — Haftung 
der öffentlihen Eifenbahnen 4549. 460, 
— Beförderung des Gutes durch meh- 
rere Frachtführer 461. 462, — Erlöichen 
der Anjprüche gegen den Frachtunter- 
nehmer 462 fi. — Abnahme des Fracht— 
gutes 462 ff. — Verjährung der An— 
ſprüche gegen den Fracdhtunternehmer 
464 — Rechte des Frachtunternehmers 
Maff. — Ladezeit 465. — lberliege- 
zeit 465. — Liegegeld 465. — Faut: 
fradht 465 a2. 474, — Löichzeit 46, | 


Garantie. 
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Fütterungskoſten eines gemieteten Tie- 


res II, 160. — F. eines geliehenen 
Tieres II, 201. 


G.leiſtung des Unternehmers 
beim Werkvertrage II, 439. 440, — ®.- 
funftion des Indoſſaments I, 331. 332; 
II, 287. — Wirkung der Abtretung auf 
G.veripreden 1, 313. — G.vertrag beim 
Berkauf II, 55. — G.:verträge IL, 361. 
362. — Zinsg. II, 362. 


Gajtaufnahme I, 325 ff. — Voraus- 


jegungen der jtrengeren Saftung der 
Bajtwirte 526. 527, — Umfang der 
Haftung 527 ff. — Erfagpflicht für Geld, 
Wertpapiere, Kojtbarkeiten 528. — Ans 
zeigepfliht des Gajtes 528. — Ableh— 
nung der Haftung durch Anjchlag 528. 
— Pfandrecht des Gaſtwirtes 


Gaſtwirt. Haftung de ©. L, 148; II, 
525 ff. 


Gattungstauf II, 11. — Mängel der 


gelieferten Sache beim G. II, 67 fi., — 
beim Viehhandel 11, 79. 


— Frachtgeld 466. 467, — Pfandrecht Gattungsſchuld L — Begriff der ©. 


des Fradhtunternehmers 467. 468. — 
Nechtsjtellung des Dejtinatärs 468 ff., | 
— beim Binnenfrachtgeichäft 468. 469, 
— beim Seefrachtgeichäft 470. 471 — 
Aufhebung des Frachtvertrages 471 ff. — 
Diltanzfradht 472. — Umwandlung der 
Spedition in ein %. Dil. 12, 

Fradtführer II, 448. — Berpflichtun: 





gen des %. II, 454. — Haftung des! Gefahr L — 


3. I, 187 11, 457 5. — Haftung bei 

Beförderung des Gutes durch mehrere 

F. II, 461 462. — Haftung des F. 

jür Gehilfen 1, 146. 147. — j. auch unter 

Frachtgeſchäft. 

Freiheit. Verletzung der F. II, 631 

Fremde Geſchäfte auf eigene Rechnung 

‚385 ff. 

Fremde Saden. 

1,28 

Friſt. Gemwährfrift beim Viehhandel II, 
767. — F. zur Präfentation eines Wed): 

jel3 II, 260, 261. 

Früchte. Verkauf von F. auf dem Halm 

I,9 412 

Fürſorgepflicht beim Dienjtvertrage II, 
393. 394. — 5. beim Gejindevertrage 

II, 418. 


Verkauf fremder ©. 


26 ji. — Nichtbezeichnung von Sorte und 
Art des Gejchuldeten 28, — Recht der 
6.29. — Beitimmung des Leiftungs- 
gegenjtandes 29, — Slonfretifierung des 
Scyuldverhältnifjes 23. — Übergang der 
Gefahr 30. 31. — Wirkung des An— 
nahmeverzuges 30. — Unmöglichkeit der 
Xeijtung 3L 132, 133, 156. 

Übergang der G. bei 
Gattungs- und Speziesihuid 30. 31. — 
Übergang der ©. beim Verzug des Gläu- 
bigers 167. — Tragung, der G. bei 
Hinterlegung 280. — II. Übergang der 
G. beim Kauf . — Tragung der ©. 
beim Kauf in Bausch und Bogen IL — 
Übergang der ©. bei Verkauf mit Vor— 
behalt des Eigentumes 1Z all. — 
Übergang der G. bei Berjendungäver- 
kauf 21. 22, 27. — Übergang der ®. beim 
Verkauf von Grundjtücden 26, — bei der 
Zwangsverjteigerung von Grundſtücken 
27, — beim Erbihaftstauf 27, — bei 
bedingtem Kauf 27, — durch Annahme 
verzug 28, — Tragung der ©. beim Dar- 
leben 209, — ©. beim Dienjtvertrage 
389 ff. — ©. beim Werfvertrag 431 ff. 
— Untergang und Verſchlechterung, Un— 
ausführbarkeit des Werkes infolge Mans 
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gels des vom Beſteller ats Stoffes wenere nun 2, 40H. — Begriff 
434, — infolge von Anweilungen des! I,4l. — Arten 1: 41. 


Beitellers 434, — ©. bei Verſchieden— 
heit von Erfüllungs- und Beſtimmungs— 
ort beim Werkvertrag 434. — G. des 
Speditionsgutes 509. — ©. emeinjchaft 
667 ff. — Haverei 668 ff.; i dort. 

Sefälligfeitsaccept II, 276 ad. 

Gegenjeitiger Bertrag I, 200 ff. — 

atur des * — umvollkom⸗ 
mener g. V. 200, — g. V. 
(iynallagmatifcher) 200, — Wefen des 

g. ®. 201 — Immöglichfeit der Leis 
Hung beim g. V. 201. 206 ff. — Eins 
rede des nicht erfüllten Vertrages beim 

®. 202. 203. — Klage aus gegen- 
Feitigen Verträgen 203 ff. — Einrede der 
unzulängliden Erfüllung 205, 206, — 
Leiltungsverzug bei g. V. 213ff. 

Gegenjeitigfeit der Forderun en, Er: 
fordernis der Aufrehnung L; 

Gehalt II, 

Geheimnis. .. von Gejchäfts- und 
Betrieb3-&. II, 644. 645, 

®ehilfe II, 401 A — Haftung des 
Fradhtführers für ©. L, 146, 147, — ©. 
bei Ausführung des Auftrages II, 369. 
— Berichulden des G. II, 370. — Haf— 
tung des G. bei unerlaubter Handlung 
II, 621. — Handlungsgebilfen ſ. dort. 

Geijtestrantheit. 
im Zuftande der ©. 11, 618 

Geijtige Getränte. 
im Buftande der Bewußtlofigfeit infolge 
g. ©. 11, 618 

Geld L, 31 fi. = Begriff 2L — Verkehrs⸗ 
geld 2.4 — Staatägeld, Währun 
32, — Ausländiſche Währungen 32. 
Banknoten 32. 33. — Anwendung der 
deutihen Rechtsnormen über Geld auf 
andere ald Geld cirkulierende Umlaufs— 
mittel 33. 34. — Bezahlung von Geld: 
ihulden 38 ff. — Gelbjorten huld 40 ff. 
— Leiſtungs- und Beitimmungsort bei 
Heldjchulden 115. 116, — I. Offenes 
$.depot. Unterſchied desjelben vom Dar: 
lehen 203. — Fraditg. 466. 467. — 
Yagerg. 24. — Erjafpflicht des Gaſt— 
wirtes für G. 528, 

Gelderſatz. G. Art des Schadenserjaes 
1, 77. — Art des ©. 1, 79. 

Geldrente j. Rente. 

Geldſchulden. Bezahlung von ©.1, 38 ff. 
— Leiſtungs- und Bejtimmungsort bei 
F 1, 15. C Verzugszinſen bei ©. 
1]. 158, 





Scadenszufügung | 
fl. 6 
——— | 





"\o 


Selegenheitsgejellfhaften II, 534. 
Gemeiner Handeläwert. Eriag des 
g. D In L, 58, — des Frachtgutes II, 


—— Wert 1,58. — Erſatz des g. 
=. I; 58. — Erfap des g. W. des 
Frachigutes II, 458. 460, 

Gemeinihaft I, 529 ff. — ©. zur ge 
famten Hand 530, 576. — Vertrags: 
loje &. 575 ff. — Arten 576. — G. nad 
Bruchteilen 576 ff. — Berwaltung des 
gemeinjamen Gegenjtandes 575 
Gegenſeitige Verbindlichkeiten der Ge 
meinjchafter 580. 551. — Verjährung 
der Anſprüche der Gemeinichafter 581. 
— Recht auf Aufhebung der Gemein 


ihaft 581. — Bejondere Bejtimmun- 
en a des Miteigentumes an 
Sarhen ., ). Miteigentum. — Ge 
fahrsg. 667 ff 


—— Forderungsrechte 
I, 384. 385. 


1 3 
Generalagenten II, 490. 
Senusfhuld ij. Sattungsichuld. 
Gerichtlihe Überweifung |. 
weijung. 
Gerihtäftand der Obligation I, 111, in 
den auf Meſſen und Märkten geichlofje 
nen Handelsgeichäften I, IL 
erihtsvollzieher, Berpflidtung des 
G. —— Annahme eines Auftrages 1, 154 
— Berehtigung des ©. zur Ans 
— der geſchuldeten Leiltung I, 254. 
— Haftung des ©. für Verſchulden 
feines Gehilfen II, 638. 
efamte Hand, Gemeinichaft zur g. H. 
II, 530, 576. 


Über- 


Bejamtforderungen L, 367, 380. — 
Bei Begründung eines Forderungs— 
rechts durch mehrere gemeinjam werden jie 
im Zweifel nicht Gefamtgläubiger 331. — 
Rechtsverhältniſſe der ©. 381. — Wir: 
fung der Erfüllung, Hingabe an Er: 
füllungsitatt, Aufrechnung, Hinterlegung 
382, — eines Erlafvertrages zwijchen 
dem Schuldner und einem Geſamtgläu— 
biger 383, — der Novation 383, — der 
Kündigung, Mahnung, Berjährung, 
eines vechtsfräftigen Urteils 353, — des 
Verzuges eines Gejamtgläubigers 353, 
— der Bereinigung von Forderung und 
Schuld in der Rerion eines Gejamtgläu- 
bigers 384. — Herausgabepflicht des 
Bejamtgläubigers, der die Leiltung em— 
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pfangen hat 384. — Gemeinſchaftliche Anzeige der Ablehnung eines Auftrages 
Forderungsrechte 385. | II, 368. 

Geſamtſchuld L, 366ff. — Gewillfürte | Gejhäftsmonopol. Agenten mit ©. II, 
G. 388ff., — gejegliche 369. — Schuld | 490. 
mehrerer im Zweifel ©. bei umteil- 
barer Leiftung 370, — zu gleichen 
Zeilen bei teilbarer Leitung 370. — 
Vertragdg.en 371 ff. — Bertragsmäßige 
Verpflihtung mehrerer zu  teilbarer 
Leiitung im Zweifel ©. 372. — Folgen 

der Unwirkſamkeit der Verpflichtung des 
einen der Schuldner 373, — Recht der | 


Geſchäftsunfähigkeit des Kommitten- 
ten II, 406, 

Geſchäftsreklame j. Neflanıe. 

una Berleßung der ©. II, 


Geſelle II, 401 a4 
Sejellihaft II, af. — Römiſch-rechtl. 
G. und Gemeinjchaft zur geſamten Hand 


$.en 373ff. — Wirkung der Erfüllung 
jeitend eined Gejamtjchuldnerd 374, — 
der Leiſtung an Erfüllungsitatt 374, — 
der Novation 375, — der Hinterlegung 
375, — der Erklärung der Aufrechnung 
375. — Wirkung eines Erlaßvertrages 
zwiichen Gläubiger und einem Geſamt— 
ichuldner 375, — der Unmöglichkeit der 
Leiſtung für alle Schuldner bei der G. 
375.376, — bes Unnahmeverzuges jeitens 
des Gläubigers 376, — von Kündigung, 
Berzug, Verſchulden, Unmöglichkeit der 
Leiftung in der Perſon eines Gejamt- 
ihuldners, Verjährung, Bereinigung 
von Forderung und Schuld, eines recht3- 
kräftigen Urteils 376. — Ausgleichung 
unter den Gejamtjchuldnern 377. — 
Verpflichtung der Geſamtſchuldner unter- 
einander zu gleichen Teilen 378. — 
Rückgriff des erfüllenden Gejamtichuld- 
nerd gegen jeine Mitgefamtichuldner 
378. — Übergang der Forderung des 
abgefundenen Gläubiger® auf den er- 
füllenden Gejamtichuldner 380. 

Geſchäft. Übergang der Forderungen bei 


520, 530. — Begriff und Wejen der ©. 
231ff. — Arten der G. 333ff. — ©. 
des B.G.B. 536 ff. — G.vertrag 536 ff. 
— Beiträge 538, — Haftung des Ge— 
jellichafter8 für Mängel der Einlagen 
538, — Rechtsſtellung der Gejellichafter 
538 A. — Erhöhung der Beiträge 539. 
= Führung der G.geichäfte 540. — 
Kündigung der Geihäftsführung 542. — 
Vertretung der ©. 543. — Haftung der 
®. für Verſchulden ihrer Vertreter 543. — 
G.vermögen 5344ff. — Aufrechnung 
ae dem G.vermögen 546. — 

‚Ichulden 547 ff. — Rechte der Privat 
gläubiger eines Gejellihafters 548. 549. 
— Gewinn und Verlujt 549, 550, — 
Ausſcheiden, Eintritt von Gejellichaftern 
5ölff. — Übertragbarkeit des Anteils 
eines Gejellichafters 553. — Beendigung 
der ©. 554. 555. — Kündigung der 
G. 554. 555. — Abwicklung der ©. 
angelegenheiten 555 ff. — Die offene 
Handelögejellihaft j. dort. — Komman— 
ditgefellichaft j. dort. — Stille Gejell- 
ſchaft ſ. dort. 


Übergang eines Handelsgeſchäftes unter Geſetz, Rückwirkung L, Gff. 
der bisherigen Fixma 1, 326. — Schul: Geſetzliche Ceſſion ſ. Übergang. 
denhaftung bei Übernahme eines kauf: | Sejegliche Vertreter f. Vertreter. 


männijhen G. mit Firma J. 360. 361 | Gejeglihe Vorkaufsrechte II, 87. 


ohne Auftrag II, 378 ff., j. unter Mufs Befeptige Zinfen 1,47. 5Off 


trag. : L 2 , 
Geſchäftsehre. Verlegung der G. II, ——— = m: 
on —_ — Gefmderedt; nicht fodificiert L, 5; 
Geſchäftsführung. G. bei einer Geſell- Gejindevertrag. infeitiger Rücktritt 
ichaft II, 5405. — ©. bei der offenen! He &.L21. — Beweislalt L2la2, 
Handelsgejellichaft II, 560, — 6. II, 411ff. — Begriff des Ge- 
Geſchäftsgeheimnis, Verrat von ©. jfindes 411. — Stadt- und Yandgefinde 
645, 413, — Gemeines Gefinde und Haus- 
officianten 413. — Eingehung des G 
414ff. — Kündigung des ©. 415. 416, 
— Rechte und Pflichten aus dem ©. 
4165. — Fürforgepflit 418, — Für: 


Geſchäftsintereſſe. Poſitives G. L 59. 
— Negatives Geſchäfts-Vertragsinter- 
ejje 1, 59, — bei Unmöglichteit der | 
Leiſtung L, 130, — bei Bertäumnis der | 
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jorge für erfranftes Gejinde 418. 419. |Gewinnanteilsihein L, 345. — Aus: 
— Beendigung des Gejindeverhältnifies | ſchluß der Kraitloserflärung I, 30 — 
4155. — Kündigung desielben 418ff. Wahrung der Rechte an G. bei Verluit 
— Beendigung ohne Kündigung 419. | I, 350. 351 
420, — Kimdigung vor Ablauf der Gewinnchance Verkauf einer G. II, 
Dienstzeit 420. — Anrufung der Polizei 9. 10, 
zur Vermittlung wegen Fortſetzung des | Gezogener Wedjel II, 233. 234, 

G. 420. 421 unter Wechiel. 

Getränke. Schadenzufügung im Zujtande | Giro ſ. Indofjament. 
rn Bewußtlofigkeit infolge geijtiger ©. Fan ser Annahmepfliht des ©. L, 

618ff. 

Gewähr I. — G. für Sachmangel beim | Gläubigerverjammlung. Beichlüjie der 
Kauf 4Sff. — Beweis 2. — ©. Nir | SI. bei Majjenanleben II, 340. Z4L 
Sadhmängel bei notwendigem Verkauf Gleichartigkeit der Forderungen. Er: 

54, — Minderung, Ausſchließung fordernis der Aufrechnung I, 387. 

und Erweiterung der ©. für Sad: Glücksſpiel ſ. Spiel. 

mängel 54. 55. — Rechtsmittel wegen | Gräberei. Scadenshaftung bei Un— 

Sadhmängel Sf. — Gemährichafts: | fällen in einer G. II, 664. 665. 

Hagen 55ff. j. Wandelung und Min: | Gründer. Haftung der G. einer Aftien- 

derung. — Bewährjchaftsverjährung 56. | gejellichait I, 137. 138. 

23. 74. — Gewährfriiten Z6ff. j. dort. | Grundbuhbeamter. Haftung des Staa— 
Gemwährfriiten beim Viehhandel II, 76ff. tes fiir Amtöpflichtverlegung der ©. II, 
Gewährjhaftsflagen II, Zaff. fiehe| 639, 

Wandlung und Minderung. Grundbuchſachen. Haftung des Staa- 
Gewährjgaftsverjährung II, 56. 73, | tes bei Amtspflichtverlegung in G. II, 

74, 639, 





Gewalt, höhere ſ. ar. Gewalt. Grundftüd. Übergang der Gefahr bei 
Gewerbe II, 400 a2. Verfauf eine ©. II, 26, — kei 
Gewerbegerichte II, 405. 406, Bwangsverjteigerung eines (5. II, 27. 
Gewerbliche Arbeiter siter IL. — Dienſt- — Fülle der Kollifion des Mietsrechtes 
verhältnijje der g. A. 4900ff. — Gewerbe | umd dingliher Rechte an G. II, LiTi. 
4) a2 — Handwerk und Fabrit 400 | — Pfandrecht des Vermieter! und Ber- 


a3. — Gejellen, Gehilfen, Fabrik- pächters eines ©. II, 12 fr. 

arbeiter 401 a4. — Mrbeittordnung | Gute Sitten j. Sitten. 

401, — Mrbeiterausihuß 401. — Ein: Gutgewidht II, 14 

richtungen zur Sicherheit der Arbeiter | Gutsüberlafjungsverträge L 232, 
402, — Beſchränkungen der Arbeit: | 233, 236, 

eber 402, — Arbeitsbuch 402, — Ber: 
otene Verträge zwiſchen Arbeitgeber 3 
und Arbeiter 403. 404, — Endigung i 

des Arbeitöverhältnifjes 404. — Schrift: | Haftpflicht ſ. Haftung. 

lihes Zeugnis beim Abgang des g. A. Haftpflichtgeſetz II, Gälff. 

404. — Schadenserjagpflicht des g. A. | Haftung. Beichränfung der 9. L 12 





bei willfürlichem Verlajien des Dienites — 9. eines Grunditüdes für Zune 
404 a19. — Dienjtverhältnifje der Be- — den Hypothekengläubigern 5 
triebsbeamten und Tecdnifer 405. — ab. — H. für Schaden ſ. Schadenseriag, 
Gewerbegerichte 405. 406, — Einigungd: | — für Verſchulden 134}. — Grade der 
amt 405. 4U6. . für Bericyulden 139f. 9. dei 
Gewerbl. Niederlafjung. Leiſtungs— eamten 140, — Ausihluh | der Dar: 
ort L, 112. 115. tung 141ff. — 9. für fremdes Ber: 
Gewerkſchaft II, 31 a2, '  jchulden 143 ff., — des gejeglichen Ver: 
en Erſaß des entgangenen G. treters 145, — des Gehilfen 5 
I, 70ff. — ©. der Gejellihaft II, 549,| — H. bis zu zur höheren Gewalt 147 ff. IL, 


260, 0, — ber offenen Handelsgefellichaft 459. 527, 662, — Beweidlajt bei O 
I, : 563, 564, — bei der Kommandit: | für VBerjchulden 150. — 9. des Cedenten 
geiellichaft IL, il, 572, 573, 302, — des Bürgen bei Schuldüber: 
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nahme 359. — 9. indgejamt 366ff. — 
I, 9. des Käufers für Verichulden 33, 
— des Verkäufers für Verſchulden 37, 
— des Verfäufers für Mängel im Rechte 
395. — Redtshilfen wegen Mängel im 
Rechte 42. — H. des Verfäufers einer 
Forderung, eines Rechtes 45 fi. — H. für 
Mängel der Kaufſache 48ff, — des 
Schenkers für Rechts- und Sachmängel 
126. 127, — des Vermieters für Rechts— 
und Sadjmängel 159. — Deltredere- 
9. 344 a9, — aus der Bürgichaft 
346 ff. — H. des Subjtituenten bei Aus- 
führung eined Auftrages 369. 370, — 
für Berjhulden des Gehilfen bei Aus: 
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laubte Handlungen 621 fj., — für außer- 
vertraglihe Schädigung durch Dritte 
623 f., — für Schaden ohne Verſchulden 
646 ff, ſ. Schadenshaftung, — de3 Eijen- 
bahnunternehmers für Unfälle 662 Ff., 
— des Unternehmers von Bergwerfen, 
Steinbrüdhen, Gräbereien, Fabriken für 
Betriebsunfälle 664. 665. — n nur 
für Vorſatz und grobe Fahrläffigkeit bei 
Verzug des Gläubiger I, 167, — bei 
Scentung II, 125, — bei Leibe II, 
201, — bei Geichäftsbeforgung ohne 


Auftrag II, 384 


Halm. Verkauf von Früchten auf dem 9. 
D,Q2al2. 


führung des Auftrages 370, — des Hand. N zur gejamten 9. II, 


Gejichäftsführers für Verfchulden bei Ges | 
ichäftsbejorgung ohne Auftrag 383, — 
des Dienftpflichtigen beim Dienftvertrage 
für Verichulden 304. 395, — des Dientt. 
bern 395, — des Gefindes 416, — 
wegen Mängel beim Werkvertrage 436 ff., 
— wegen nicht rechtzeitiger Leiftung 440. 


andelsgeſchäft j. Gejchäft. 
andelsgefellihaften II, 535. 536, 
— Dffene 9. j. dort. 

andelsfauf II, 4 — Firer 9. L 122. 
andel8mäfler II, 18 al5. 482. 484 
485, 488; ſ. aud) Mäflervertrag. 


441, — des Beitellers für Verjdulden | Handelsregifter. Eintragung der offe- 


beim Werkvertrage 442, — des Fracht— 
unternehmers 4ö7ff., — des Fracht— 
führers für Verichulden 454. 458. 459. 


nen Handelsgejellichaft in® H. II, 559, 
— der Klommanbditgejellihaft II, 571. 
572, 


460, — bes Aheders 454. 459, — der Handelöwert. Erſatz deö gemeinen 


Eijenbahnen 459. 460, — des Be: 
frachters für Verfchulden 466, — des 


1,58, — des gemeinen 9. des ne: 
gutes IT, 458. 460, 


Unternehmers von Perjonenbeförderung | Handkauf IL, 3, 
für Berjchulden 473, — des Mällers | Handlung. Verpflichtung zu Sa L 20. 
aubte 


für Verihulden 485, — des Einfaufs: | 


— Ilnerlaubte H.en ſ. Unerl 


gen. 
tommifjionärs für Verjhulden 500. — | Handlungsagenten II, 489. — Arten 


Deltredere-H. des Kommiffionärs 501. | 
— 9. des Spediteurs für Verſchulden 
508, 509, — des Trödlers für Bel 
fhulden 514, — de3 entgeltlihen Ver— 
wahrers für Berjchulden 516, — des 
unentgeltlichen Verwahrers für die Sorg— 
jalt in eigenen Angelegenheiten 516, — 
des Hinterlegers für Verſchulden 518, 
— des Yagerhalters für Mängel des 
Gutes 523. — 9. des Gaftwirtes 525 ff., 
— für VBerjhulden 528. 529. — 9. des 
Gejellichafters für Mängel der Einlagen 
538, — des gejchäftsführenden Geſell— 
ſchafters für die Sorafalt in eigenen 
Dingen 542, — der Gefellichaft für Ver- 
ichulden ihrer Bertreter 543. — 9. bei 
der offenen Handelägejellichaft 

— S der offenen Handelsgeſellſchaften für 
unerlaubte Handlungen des Bertretungs- 


Handlungsgebilfe. 


der H. 490. — Vollmacht 490. — Be- 
fugnis der H. zur Annahme von Zahlun= 


gen und GStundung 490, 491, — An- 
zeige von Mängeln dem H. gegenüber 
491, — Berpflihtung des d. zur Sorg— 


falt eines ordentlichen Kaufmannes 491. 
— des H. 401 — Kündigung 


Konturrenzverbot 
bezügl. des 9. I, 226. — 9. II, 106 ff. 
— — 406, — Pflichten des H. 407. 
— Verbot jelbjtnügigen Gefchäftsbe- 
triebes 407, 408. — Berjährung der 
Anfprüche des Prinzipal® bei Zuwider— 
bandlungen dagegen 408. — Vorſchriften 
zum Scute der H. 408. 409, — Be- 
endigung des Dienjtverhältniiies, Kündi— 
gung 409, 410, — Zeugnis bei Abgang 
eines 9. 410, 


berechtigten 560 a9. — 9. des Kommanz= | Handlungslehrlinge. Konlurrenzver— 


ditiiten 573, — der Gemeinichafter für | 
Verſchulden 580, — mehrerer für uner: | 


Dernburg, Bürgerl, Reht. IL 2, 


bot bezügl. der 9. L, 226; ſ. aud) unter 
Lehrvertrag. 


44 
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Handwerk II, 400 a3, 
Hajenidaden Il, 652. 
Hauptmängel beim Biehhandel II, Zöff. 
Haußofficianten II, 413, 

Haverei II, 668 ff. — Große H. 669 F}. 
— Pfandrecht der VBergütungsberechtig- 
ten bei der gr. H. 672 — Berjährung 
der Beiträge zur gr. 9. 673. — Die: 
pache, Dispacheure 

Hemmung der Verjährung und der Vor— 
legungsfriſt bei Inhaberpapieren J. 347. 

Herabſetzung der en jtrafe L, 227, 
228, — des Preiſes j. Minderung, — 
des Mällerlohnes II, 488. 

Herausgabe. „Klage auf einer 
Schenfung IL, 129. — Vroteit mangels 
9. beim Wechiel Il, 241, — Pilicht des 
Beauftragten zur 9. II, 372, 373. 395, 
— Pflicht des Kommiffionärs zur 9. 
H, 500, — 9. einer ungerechtfertigten 
Bereicherung II, AViff. 

Herſtellung. Stlage auf H. des Werkes 
beim Werfvertrage Il, 4: 

Heuerforderung der Schiffsbeſatzung 
II, 589, 


Hilfslohn II, 430 a7. 

Hilfsr echte. ——— der Abtretung auf J 
9. I, 313. 314, 

Hintendes Inhaberpapier j. Legiti— 
mationspapier. 

Hinterlegung. Offentliche H. FT 
gerverzug L, 169. — Öffentliche 9. 273 ff. 
— Nllgemeines 273 ff. — 
ſetzungen 274. — Hinterlegbare Sachen 
274. — Hinterlegungsftellen 2757. — 





Urt der 9. 276. 277, — Irreguläres 
Depofitum bei 9. 27 — Depofital: 
zinjen 277, — Rechtsfolgen der H. 277 ff. 


— Aushändigung der hinterlegten Sadıe 
an den Gläubiger 278 a4. — Wider: 
ruf 278, 279. — Recht der NRüdnahme 
der hinterlegten Sache 279. — Tragung 
der Gefahr bei H. 250, — Stojten der 
9. 23831. — Erlöfchen des Rechtes des 
Gläubigers auf das SHinterlegte durch 
BZeitablauf 2831. — Recht des Fiskus 
oder der Hinterlegungsanftalt auf das 
Hinterlegte 252 — Wirkung der 9. 
jeitens eines Gejamtichuldners 375, — 
bei Gejamtforderung 382, — Wirtung 
der vorherigen 9: des Spiel: und Bet, 
verluftes II, 142, 
Hinterlegungsftellen J. 275, 
Hinterbliebene. Anfprüche der 9. im 
Falle der Tötung II, 633 ff., 
Neichshaftpflichtgefep II, 666. 


| des Wajtiwirtes bis 


— nad) | 
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Höchſtperſönliche Anfprühe. Unab— 


tretbarkeit derſelben 309. 310, 
Höhere Gewalt L 147ff. — ar, 
zur h. ©. 148, 
ll, 527, — ber Eijenbabnen > Koit 
bis zur h. G. L 198. ll, 459. 662 — 
Begriff der h. ®. I, 148, 149, 
Hofinungstauj 9. 10. 
Holſchulden L 43 
Sonorat II, 311 
Öupotbetenforderung. 
einer 9. (form) L, 306. 
Hypothek. Wirfung der Abtretung auf 
eine zu Guniten der Forderung be: 
jtehende 9. I, 313. — Übernahme der 
hypothekariſch eingetragenen Schulden 
durch den Grundjtücdserwerber 1, 361 1. 
— Üinwendungen de3 UÜbernehmers 
gegenüber dem Gläubiger I, 365. 36. 
— Sicherungsh. der Bauhandwerler II, 
444, 445, 


Abtretung 





J. 

Se eh II, 653. 

gran“ 1I, 653, 

riff von Gegenitänden I, 94 
Subesrift Bapiere I, 328. — Faue 

von indoſſablen Bapieren 1 
Leiftungsort I, 114. 

Andojjament L 328. — Indoſſable 
Sa I, 3285. — Fälle von 
ſolchen I, 229, — Art der Indoifierung 
I, 330. — Bollindofjiament I, 330. — 
Brofuraindojiament I, 330, il, 282 — 
Formelles Profuraindofiament I, 3230, 
— Redtsjtellung des Vollindofiatars 
I, 331ff. — Transport- und Garantie: 
junftion des I. I, 331. 332, II, 287, 
— Annahme einer Abtretung bei Un 
gültigfeit des J. IL, 332, 333 — 
Übertragung einer Anweijung durch X. 
1l, 223, — des Wechſels durch J. I. 
227. B1f. — Blankoindojlament II. 
281. 282, 285. — Bevollmächtigung 
is Einfaffierung durch Bollindofjament 
I, 283, 284. — Regitimation durch N. 
II, 284fj. — Teilindofiament IL, 2%. 
— Natur und Wirkung des Indofa: 
ments II, 2387f. — Nachindoſſamente 
II, 289. 200. — Bedhielindojjament 
des Kommiljionärs II, 408 a2 
nhaber. Schuldverichreibung auf den 
3: ſ. Schuldverichreibung. 
Inhabermarken L, 337. 338, 


E 
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Inhaberpapiere. Leiſtungsort I, 114. | 
— Sälligfeit einer Schuld aus einem 
x: 152, — 2. 333fl. — Begriff 333. | 
— Schaffung des J. 325ff. In⸗ 
J 336. 337) f- | 
Schuldverihreibungen auf den Inhaber. | 
— Inhabermarften 337. 338. — Nedite | 
aus dem J. Mff. — Erlöjchen durch 
Zeitablauf 345ff. — Ummwandlung der 
I. in Namenpapiere 347. 348, — Ber: 
fmüpfung der Schuld mit dem Papier 
248, 349, — Die vor dem L Jan. 1900 
ausgejtellten 3. 252f. — Unvollkom— 
menes hinkendes 3. ſ. Yegitimationg- 
papier. 

Inkaſſoindoſſament j. Profuraindojja- 
ment. 

Innengeſellſchaften II, 534 535. 

Intereſſe L— Begriff 8. — Erſatz 
des J. 59, — des Affektionsintereſſes 
80. — Aceeſſoriſches J. 58. — Kon— 
kurrenz des acceſſoriſchen J. mit der 
Vertragsitrafe 230. — Poſitives Ge— 
ihäftsinterejje 59. — Negatives Ge— 
ſchäfts-Vertragsintereſſe 59, — bei Un— 
möglichkeit der Leitung 130, — Er 
füllungsinterejje bei jubjeltiver Unmög- 
lichfeit der Leijtung 132, 

Internationaler Eifenbahnverfehr II, 
440, 458. — X. Pojtverfehr II, 450. 
— J. Telegraphenvertrag II, 450. 

Intervention beim Wedel II, 310ff. 
— Sonorat II, 311. — Ehrenannahme 
mn 313, — Ehrenzahlung II, 313. 


Inventar des Pachtgrundſtückes II, 189 ff. 
— Mitverpadhtung des N. II, 190, — 
lßerneme des A. zum Schäpun Swerte 

‚ 1905. — Pfandrecht des Pächters 
ae &. II, 122. 

Irreguläres Depojitum durd) Hinter: 
fegung I, 276, 277 

Irrtum bei Wecjelverpflichtung II, 318. 

AN EL Derjonen. Schenkungen an 


.P. II, 122. 


— — — — — — —— —— — — — — 


N. 

(Siehe au €.) 
Kapitalanteil ſ. Anteil. 
Kaplafen II, or _ 
Kaliageichäfte I; 
Kaſſatoriſche — beim Firgechaft 
L 121, K. K. feine Vertragsitrafe 1, | 
320, 21, — Begriff L, 238. = 
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Kaſſen, öffentlihe, Zahlung aus ö. K. 
I, 15. — Abtretung der Forderung 
auf Dienjteinfommen gegen ö. K. 1, 318. 

Kauſalität. — Erfordernis der R. jür 
Schadenserſatz aus unerlaubten Hand: 
lungen II, 617 

Kauſfſal ujammenhang beim Schaden 

I, 64 ji. — Nachweis desjelben I, 67. 
— st. beim Schaden infolge Unterlaffens 


L 

Kaution. — Barkaution — Unterſchied 
vom Darlehen II, 203, 

Kautionswechſel II, 321. 

Kauf, Berfauf. K. mit Specififation L 
102, — Verzug des Näufers mit der Spe- 
cififation 102, 103, — K. mit alternativer 
Vereinbarung mehrerer Erfüllungsorte 
und nacträglicher Bejtimmung jeitens 
des Käufers 103. — Anſpruch wegen 
Mängel beim Gattungsf. 
206. — K. II, Uff. — Grundlegende Leh— 
ren 1 F* — gr 2. — Verſchaffungs— 
prinzip 2. — Einrede des nicht erfüllten 
Vertrages beim K., Beweislajt 3. — 
Übergang der Gefahr beim K. 3, — 
— 3, — Beweislaſt bei Klage auf 
Zahlung des K.preijes, wenn Käufer 
Handf. einmwendet. 3.4. — Handelät. 4 
Treu und Glauben beim 8. 5. — Das 
verfäuflide Gut 5ff. — Abgrenzung 
des K. von anderen Gejdhäften 6. Z 
— Unveräußerliche Gegenjtände 2 — 
Ware Z — Berk. fremder Sadıen 7. 8. 
— K. der eigenen Sadıe 8. — Wirkung 
des Zugrumdegehens der K.ſache vor 
Vertragdabihluß 8. 2. — K. künftiger 
Sadıen — Berk. von Früditen auf 
dem Halm 9 a 12 — SHoffnungst., 
K. einer Gewinnchance 9. 10. — Sl. in 
Baufh und Bogen 10. IL — Tra— 
gung der Gefahr und NINE 
ei K. in Bauſch und Bogen 11. — 
——— 11, — Verk. des Vermögens 

preis 12 5. — Nebenverpflic- 
tungen beim K. 13. — Beltimmbarleit 
des Preiſes * — Verkehrsüblicher 
Preis bei mangelnder Abrede 13. — 
Berteilung der Beweislaft bei Forderung 
des verfehrsüblichen K.preiies und ent= 
gegenjtehender Behauptung eines niedri= 
geren jeitens des Käufers 13, — Ab: 
u des Taragewichtes, Gutgewicht, 
Nefaktie 13. 14. — K. zum Marktpreis 
14, 15. — Zuſchläge zum S.prei® 15, 
— Abzüge vom Kepreis, Nabatt 15. 
— Edeinf. 15. — Verlegung über die 

44” 


—2 
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Hälfte 15. — Abſchluß des Ke.vertrages Kellerwediel II, 25. 


l5 ff. — Einfeitige beim Vertragsab— 
ſchluß nit vorbehaltene geitfegungen 
16, — Bebdingter K. 16 ff. Berk. 
mit Vorbehalt des Eigentumes® 17. — 
Übergang der Gefahr dabei 17 alL — 
Form des K.vertrages 18. — Berbote 
zum Schuß der Beteiligten bei notwen= 
digen Verkäufen 18. 1. — Leiſtungs— 
ort 19. 20. — Berjendungs: (Dijtanz =) 
Berk. 20 ff. — Fernverk. (dritter Liefe— 
rungsort Erfüllungsort) 20, 2. — 
Übergang der Gefahr bei Verſendungs— 
verf. 21 2, — Kaſſageſchäfte 22 — 
Zeit, 22 — Börjen: Termingeihäfte 
2 — 8. auf fire Lieferung 
K. auf tägliche Lieferung 22, — K. auf 
Ankündigung U — Neportgeichät, 
Deportgeichäft 2, 23 aı — Prä— 
numerationäf. 2 — Kreditk. 24 — 
Gefahr beim K. 24 ff. — Untergang und 
Verihlehterung der Kiahe 28 — 
Nupungen der K.ſache 285. — Er: 
weiterungen der K.jade 29. 30. — 
Verpflichtungen des Käufers 30f. — 
Verzinjung des K.preifes 31, — Stun 
dung des SK.preifes 31. — Verwen— 
dungen auf die K.jadıe 22, — a. 
ftandung der Ware bei Verſendun 
32 fi. — Haftung des Käufers für Ei 
jhulden 33. — Folgen des Verzuges 
des Käufers 34 ff. — Gelbithilfevert. 
35. — Verpflichtungen des Berkäufers 
37 f. — Koſten des Mefjens und Wä— 
gend des K.gegenjtandes 37. — Koſten 
der Auflafjung und Eintragung 37 — 
Berichulden des Verkäufers 37. — Mus: 
funftspflicht des Verkäufers 38. — Ber: 
zug des Verkäufers 35fj. — Mängel 
im Rechte 39 ff. — Rechtshilfen wegen 
derjelben 42 ji. — Haftung des Ber: 
za» einer Forderung, eines Nechtes 
45 ff. — Mängel der Kauffahe 48 ff., | 
j. Mängel. — Allgemeine Anpreiingen | 
beim 8. 5L — K. auf Probe S1 ff. — 
K. nadı Probe St ff. — K. zur Probe 
8, — Borl.recht anf. ! Vorkaufs⸗ 
recht. — Vorbehalt des Wiederk. 9ff. 
ſ. Wiederk. — Krähnliche Geſchafie 103 fi. 
— #8. bricht nicht Miete LZ1 ff. 


Kaufmann. Berpflihtung des Hand— | 


lungsagenten zur Sorgfalt eines ordent: | 
lichen 8. Il, 401, — des Kommiffionärs | 
II, 497, — des Spediteurs II, 508, 


— des Lagerhalterẽ 11 523, 
Kaufpreis ſ. Kauf. 


Kenntnis des Schuldners von der Ab— 
tretung einer Forderung I 315. 

Kinder. Schadenszufügung durch K. I, 
619, 620. 

Kindskauf. Borlaufsrecht beim 8. IL, W. 

Klagbarfeit der Forderung, Erfordernis 
der Mufredinung L, 287. — K. der Ver— 
bindlichfeiten des Mäflers Il, dS3. 44. 

Klage. Wirkung der Erhebung der K. 
L, 153. — K. auf Abnahme L 169, — 
aus gegenfeitigen Berträgen L, 203 fi. 
— Gemwährjhaftst.n II, Bf. | j. Wan: 
delung und Minderung. — Tedungs:», 
Nevalierungsf. II, 207 #5. — K. aus 
dem Wechſel II, 314 fi. — K. des Gläu— 
bigers gesen den Bürgen II, 348 fi., 
— des Bürgen gegen den Hauptichuldner 
auf Befreiung 11, 357. — 8. auf Heraus: 
gabe einer Schenkung II, 124 ji., — 
auf Heritellung des Wertes beim Wert- 
vertrag II, 430. 

Klaglofigteit von Spiel und Wette II, 
14H 


Klafienlotterie II, 147. 

Klauſel. Kaffatoriihe 8. L, 238, 
beim Firgeſchäft L 21 — Strbitraget 

L 211 a5 — Bedielt. 11, 

Zalutat. II. 270. — Negative Sroret. 
II. 282, 
Körperverlegung Schadenshaftung 
wegen K. 11, 627. 628, — nadı Reid 
baftpjlichtgejep 11; 666, 

Wollefteure II, 147. 

Kommanditgejellichaft I, GoR. — 
Einlage des Kommanditiiten 5TL — 
Eintragung ind Handelsregiſter 
572, — Gewinn und Berluit 572. 573. 
— Haftung des Nommanditiiten 573. 
— Beendigung der 8. A. — Tod 
bes Kommanditiſten — K. auf 
Altien IL, 536. 

Kommiflionsgeihäft. Überichreitung 
des Auftrags beim 8. II, 371 alt — 
8. 42 ff. — Weſen des K., Kom: 
miffionär 492 ff. — Erportlommiiftonär 
494. — Verkaufskommiſſionär 494, — 
Einfaufstommiffionär 495. — Übergang 
des Eigentums von Wertpapieren auf den 
Kommittenten 495. — Widerruf dei Kom— 
mittenten 405. — Hündigung des Kom— 
miffionärs 495. — Ktonfurs des Kommit⸗ 
tenten 496. — Tod, Geſchäftsunfähigkeit 
des Kommittenten 496. — Stellung des 
Kommittenten zu dem Ausführungsge- 
ichäfte des Kommiſſionärs 495. — Ein: 
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rede der Argliſt aus der Berjon des ftom- 
mittenten 496. — Pfandrecht des Kom— 
milfionärd am Kommiſſionsgut 497, 
F — Pflichten des Kommiſſionärs 

497 ff. — Aufrehinung gegenüber dem 
Kommiffionär 497 ai. — Nidhteinhal- 


tung des Limitums beim Kauf oder | 


Verlauf 498. 499, — rk et 
des Kommilfionärd 500. — Mängel 
des Kommiſſionsgutes bei Eintaufs- 
fommijjion 500, 501. — Delfredere- 
Haftung des Kommilfionärd 501, — 
Pflichten des Nommittenten 501 ff. — 
Eriap der Aufwendungen des Some 
milfionärs 502. — Provifion des Kom: 
mijjionärs 502, 503. — Berjährung 
der Provifionsaniprüde 502 a2 
Verzug des Kommittenten 503. — Ein- 
tritt de8 Kommiffionärs in das auf- 
jetragene Geſchäft 503 ff. — Juriſtiſche 
onjtruftion des Eintrittsrechtes 505, — 
Speditionsgeichäft ſ. dort. 
Kommifjionshaus II, 493 ad. 
Kommifjionstratte II, 2ZL 298, 
Kommunalbeamte II, 425. 
Kompenfation ſ. Aufrechnung. 
an Einrede der K. II, 


Buchhändleriſches 


Konditionsgeſchäft. 
8. II, 514. 612. 

Konfuſion j. Vereinigung. 

Konkurrenten. Anihwärzen des K. II, 
643. 644, 

Konkurrenz Gejchäfte der Geſellſchafter 
II, 540. 


Konfurrenzverbot I, 225, 226, I, 
409, — bezüglic) der "Handfun jegebilfen 
und Sandbungsteprlinge X, Br 

Konkurrierendes Verihufden! 75ff. 

Konkurs. Vorkaufsrecht beim Verkauf 
durch K.verwalter (perſönliches) II, 91, 
(dinglides) II, 92 — Wirkung des 
K. über Vermögen des Mieters auf 
die Miete II, 183 — K. des Kommits 
tenten II, 496. — St. über da8 Vermögen 
eines Geſelſchafters II, 554. — Rechte 
der Gläubiger bei K. der offenen Han— 
—— II, 562, — K. über das 
Nhedereivermögen II, 589 a 14. 

Konkursmaſſe. Aurüicbehaltungsrecht 
gegenüber der K. I, 126. 

Konofjement II, 2 — Rechte aus 
dem K. II, 470. 471, 

Konjortialturs U, 534 ab. 

Konjortien zur Begebung von Geld» 
papieren, II, 534 ad. 


127 f. Kredit. 
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Kontofurrent. Verzinſung des Über— 
ſchuſſes beim er aaa ve im K.⸗ 
verfehr I, 56, II, 213. — Novation bei 
K.vertrag L ZL—R. vertrag II, ar 

Konvention. Berner K. I, 


459. 
Korrefpondentrheder II, 586 a2 
588, 589. 


Koſtbarkeiten. Erſa atzpflicht des Gaſt— 

wirtes für K. II, 
Koſten der Eintragung II, 37, — des 
37, — ber 


Meſſens und Wägens II, 37, 
Pflicht des Unterneh- 


Auflafjung II, 37 
Koftenanihlag. 
mers eine Werkes zur Anzeige bei 
vorausſichtlicher Überichreitung des K. 
II, 445. 
Kraftloserklärung von Wertpapieren 
I, 43, — des Inhaberpapieres I, 349 ff. 
— Wusihluß der 8. I, 350. — ft. des 
Legitimationspapieres 1,352, — ber 
Anweifung Il, 225, — ded Wechſels 
I, 333 f., — eines Wecjelblantetts 
II, 334. 
Kranfentoften. Erjag der K. im Falle 
tötlicher Verlegung II, 634. 666. 
K.geichäft IE, 203. — Ber- 
pflihtung zur Kreditierung 210 ff. 
K.eröffnungsvertrag 211.212. — . preiß 
212. — Sontoforrentvertrag 212 ff. — 
Anweifung auf 8. 216. — K.brief 218. 
— Wechſel als K.mittel So 
—— des K. 341ff. — R.auftrag 


360, 
'Kreditbrief IL, 218. 
Kreditgeihäfte L,: I,20, II, 203 fi. 


Verpfl ichtung zur K. II, 


Krediltauf IL 28. 

Kündigung, 119. 120. — K. friſten 120. 
— Unbedingtheit der K. 120. — Wirkung 
der K. der Hauptjchuld gegen den Bürgen 
I, 120. — Rirfung der K. bei Ge— 
— 376, — bei Geſamtforderung 
353. — Recht des Mieterd und Päch— 
terd auf unbefrijtete K. II, 155. 161, 
162, — des Vermieters 167. 169, — 
K. des Mietverhältnifjes 181 ff. — R.= 
zeiten und =friften 182, — K. vor Ab: 
lauf der vereinbarten Mietzeit 182 ff. — 
K. des Darlehens 208, 209, — des Be— 
auftragten 376, — des  Dienftvertrages 
397. 398. — — Unbefriftete K. 398, — 
K. des Vertrages mit gewerbliden Ar— 
beitern 404, — mit Handlungsgebilfen 
409. 4i0, - — Unbefriſtete 8. 410. — 


Kreditierung. 
210 ff. 
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K. des Sejindevertrages 415. 416, 418 ff. | 


— Beendigung desjelben ohne Fi. 41%. 


420, — ft. beim Lehrvertrag 423, — des | ern 


Bejindevertrages vor Ablauf der. Dienit- 
zeit 420, — St. beim Werfvertrag 442, 
445. — Sl. des Verhältnifjes zwiichen 
Handlungsagenten und Geichäftsherren 
492, — des Kommiſſionärs 495, — 
der Gejchäftsführung bei Gejellichaften 


Sachregiſter. 


ER Verlaſſen der gewerblichen 
Lehre 424. 

Veibrentenvertrag U, 
107 f. — Tontine II, 109, 


Leihvertrag II, 197 ff. — Erfüllungs 


ort I, 113, — Verpflichtungen des Ent: 
leihers und des Verleihers II, 199 #. 
— VBerjährung des L. IL, 2 — 
Endigung der Leibe IT, 202, 


542, — einer Geſellſchaft 24. 555, — | Leijtung. Nichtanwendbarfeit der Bor: 


dero offenen Handelögejellichaft 565. 55. 566, 
— der jtillen Gejellihaft 575. 


KRurömäfler IL, 483. 





Kursfchnitt II, 504 


Kurswert L, 38. 38. 


Kurtage II, 485 455 ji. — Herabjetung der 
st. II, 488. 


e. | 


Ladeplatz II, 455. 

Radeichein II, 452, 

Ladezeit beim — — Il, 465. 
gagergeld II, 
Satergeihäfte I u, 21. — Lager: | 
halter 521 ff. — dagerſcheine, Warrants 
522, 223. — Bweilcheinfyiten 522, — 
Einwendungen des Yagerhalters gegen 
über dem durd) Indoſſament legitimier- 
ten Bejiger de8 Lagericheines 522, — 
Haftung des Yagerhalters für Mängel | 
des Gutes 523. — Rechte und Pilichten | 
des Lagerhalters 523. — Anzeigepflicht | 
des Lagerhalters 523. — Lagergeld 
524, — Pfandrecht des Lagerbalters 
am Lagergut 524. — Lagerzeit 25, — 
Verjährung der Anjprüce gegen den | 
Lagerhalter 525. | 


ihriften über unteilbare 2. auf Ber: 
pflichtungen zum Unterlajien L, 19. — 
. I, 107, 108, — 8. dur Dritte 
1 ee, 
mög eit der 2. am L.ort 1,511 

— L. vor Fälligkeit L, IL — Un: 
möglichteit der &, L, 31 10OL 128 fi 
157, — bei gegenfeitigen — J. 
206 fi. — Angebot der 2. I, 16L 16% 
— Vermögenswert der *8 L. 185 fi. — 
Beitimmbarteit der 2. I, 187. 155, — 
Beitimmung der L. durch einen Ber: 
tragichließenden I, 188 ji. — Beſtim— 
u der X. durch Urteil I, 1a. 19, 

ejtimmung der Gegenl. L, 190. — 
Beitimmung der 2. duch Dritte L, 101, 
192, — Beriprechen der 2. an einen 
Dritten L, 1 ff., I. Beriprechen. — 
L. an den Nichtgläubiger I, 252, Rn 
— Fähigleit zur &. L, ey — Lan 
Erfüllungsitatt L, 267. 268, — Sim 
bei 2. an Erfüllungsitatt 1, 268. — 
Schuld mehrerer im groeijel zu gleichen 
Teilen bei teilbarer 370. — Ber: 
tragämäßige — re zu 
teilbarer &. im Zweifel Geſamtſchuld IR 
372, — Schuld mehrerer im Zweifel 
Sejamtichuld bei unteilbarer 2. 1, 37, 


Zagerhalter, ſ. Lagergeſchäft. 

Lagerkoſten II, 524, 

Lagerſcheine II, 522. 522. 523, 

Sebensverjiherung zu Guniten ans 
derer I, 233, 234, 236. 


— Wirkung der 2. an Erfüllungsitart 
jeitens eines Gejamtihuldners 1, 374, 
— gegenüber einem Gejamtgläubiger L, 
382, — Immöglichfeit der L. beim 
Dienjtvertrag II, 339. 390. — Haftung 


Segitimationspabiere 1 334, 351.) wegen nicht rechtzeitiger 2. beim Werf: 
352. — Übergang von €. durch Ab— vertrag II, 440, 4L — 8. um fünf: 
tretung I, tiger | wede willen II, 597 5.5; — i. 

Sehrvertrag U, 421 fi. — Begriff I2L| aud — 

Form 422, — Vorausſetzungen zum | Leiſtungsort 1, 110 ff. — Gerichtsſtand 
Halten und Anleiten von Lehrlingen | des 2. L, IL — 2 nah B. G. B. 


422. — Bilihten des Lehrherrn 222 | I; ar _ ge der — 
— Pflichten des Lehrling 23. — am kl — 2. verihieden vom 
Niücdtrittsreht beim 2. 423, — Kün— ee een L 110, 116, II, 21: 
digung 423. — Unübertragbarkeit des — j. aud Erfüllungsort. 
Nechtes aus dem 8. 423. — Zwang Leiſtungspflicht L, 17 ff. 
durch die Bolizeibehörde zur | Leijtungszeit der  Obligation L, 11% f. 


Des 2. 424, — Schadenserjag bei un| — Unbejtimmte Vereinbarung der £ ı.L 
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118, — im Belieben des Schuld- 
ners 1, — 2. bei Firgefchäften 1, 
121 re — ſ. auch Erfüllungszeit. 


Sieferfriit für Mblieferung der Fracht- 


güter durch die Eijenbahn II, 456. 457. | 
— Berjäumnis der Lieferfrift II, 457 fi. 
Lieferung. Kauf auf fire L. 11,2 2, — 
auf tägliche X. IT, 22 
an aeinft I UI, u allg 
Siejerungsvertrag II, 11 al. 
Lieferungswert. Delaration des L 
beim Frachwertrage II, 460 
Liegegeld IL, 465, 
Limitum. Nichteinhaltung des ©, bei 


Einkaufs- oder Berfaufsfommilfion IL | 


495, 499, 

Liquidation der offenen Handelögejell- 
ichaft II, 567 ff. 

un der Gegenforderung bei Auf: 
rechnung I, 293, 

Löfchung. "Ort der 8. der Schifisfadung 
II, 455. 


Löfchzeit beim Seefrachtgeichäft IL, 465. 


Lohn. Mällerl. II, fl. — "Herab- 
jegung des Mätterl. II, 488, 
Xotterie II, AMff. — Verpflichtung 


öffentlicher 8. 


Loſen 
an jeden I, 


zur Abgabe von 
a9 


M. 

Mätler II, 18 all 
Mäklervertrag, Mätler U, 81. — 
Handeldm. 482, — Kuram. 483. — 
zen) der Berbindlichkeiten des 
M. 483, 484, — Berpflihtungen aus 
dem M. im einzelnen 484 ff. — M.lohn, 
Kurtage 1sa — Herabjeßung des 
M.lohnes 488. — Ehemälfer 488. 480. 
Mängel L Anſpruch wegen verborgener 
M. 206, — beim Gattungsfauf 206, 
Haftung für M. beim Kauf in Bauſch 


und Bogen IH, 11, — M. der Kaufjache | 


48 ff. — Gewähr für Sahm. 48 ff. — 
Geichichtliches 48. 49, — nah B. G. B. 
49 ff. — Beweis 32, — bei notwen: 
digem Berfauf 58. 54 — Minderung, 
Ausſchließung und Erweiterung der Ge- 
währ für Sahm 54. 55. — Rechtsmittel 
wegen Sachm. 55 ff., — bei arglijtigem 
Berihweigen 56. — Gewährſchaftsklagen 
bei M. der Kaufſache 55 ff., ſ. Wand— 

fung und Minderung. der ge- 
lieferten Sache bei Sattungstäufen 67 ff., 

— beim Viehhandel 76 ff. — Rügepflicht, 
M.anzeige 69 ff. 75, — bei Biehm. 
27. 78. — Einrede we wegen M. und deren 
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Verjährung 75, 76, — bei Vichm. 
79, — Wirkung der Berjährung auf 
Aufrechnung der Schadenserjaßforderung 
wegen M. 76. — Haftung des 3 
| fer3 fir Rechts- und Sadım. 126, 127, 
— des Mermieterd für Rechts— und 
Sachm. 159. — Berjährung der he 
ſprüche er: Mieters wegen Sadım. 160, 
— Haftung wegen M. beim Werkvertrag 
436 ff. — Beleitigung von M. beim 
Werkvertrag 436. 437, — Anzeige von 
M. gegenüber dem Mgenten 491, — 
M. des Kommiſſionsgutes bei Einfaufs- 
fommilfion 500. Haftung des 
Lagerhalters für M. des "Gutes 528, 
— des Gefellichafters für M. der Ein- 
lagen 538, — Gewähr fir M. bei 
Aufhebung einer Gemeinschaft 583, 584. 
— M. beim Vichhandel |. ie 
Mängelanzeige II, 69 ff. 75. mM. 
bei Biehmängeln I, 77, I 
‚Mahnung I, 152 ff. — dies interpellat 
pro homine 1, 155. — ®irfung der 
M. bei Sefamtforderung L, 382. 


Mandat j. Auftrag, — Qualifiziertes 
M. IL, 215. 
Marken. Inhabern. I, 337. 338, 


Markt. Meß- und Marktwechſel II, 259. 
Marktpreis. Kauf zum M. II, 14. 15. 
Maflenanlehen II, 337 ff. — Emiſſion 
338, — Briorität3obligationen 338. 330. 
— Mehrheitsbeichlüfie bei M. 339 ff. 
Mehrheit von Gläubigern und Sculd- 
nern 1, 366 ff. 
Mesrheitsbeichtüffe bei Maijenan- 
lehen II, 339 ff., — bei Geſellſchaften 
II, 541, — bei Gemeinſchaft nadı Brud)- 
teilen II, 579, — bei der Nhederei II, 


— — —— —— —— —— nn nn 


588, 589, 

Mengelauf. Borlauföreht beim M. 
II, 90. 

Meſſe. M.- und Marftwechjel II, 259. 


— Buchbändlerm. II, 514. 

Mei des Kaufgegenjtandes, Kojten 

3J37. 

Metallwert L, 38. 

Miete H, 1418. — Rechtliche Natur 
der M. 148. — M. begründet fein 
dingliches Recht 152. 171. — Die vor 
dem 1. Januar 1900 abgeſchloſſenen 
Mietverträge 152 ff. — Mietvertrag 
und fein Abſchluß ff. — Recht des 
Mieters auf unbefriftete Kündigung 155. 
161. 162, — des Bermieter8 167. 
169, — Form des Mietvertrages 155. 
156, — Irrtum über Zahlungsfähigkeit 
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de3 Mieters 155 a9. — Stifljhweigende | rede der M. II, 75. 76. — M. der 
Verlängerung der M. 155. 156, — | Tauglichkeit der Mietiahe II, 161. — 


Mündlihe Nebenabreden beim jchrift- 
lichen en 156, 157 — Ber: 
un jeitend des Nichteigentiimers 
157. 158, — Berpflihtungen ded Ber: 
mieterd 158 ff. — Haftung des Ber- 
mieter8 für Rechts- und Sagmängel 
159. — Erjag für Verwendungen des 
Mieter 150, — Rechtsmittel des Mie- 
ters gegen den Vermieter 160 ff. 
Aufhebung und Minderung der Taug- 
lichkeit der Mietjache 161. — Anſpruch 
auf Schadenserjak wegen Nichterfüllung 
gegen Bermieter 162. 163, Ber: 
pflichtungen des Mieterd 163. — 
Fälligkeit des Mietzinje® 164. — An 
geigenfticht ded Mieters 165. — Zurück— 
* tungsrecht des Mieters 124 al5. 

165. — Rechtsmittel des Vermielers 
egen den Mieter 166. 167. — An— 
in des Vermieterd auf Schadens- 
erjaß wegen Nichterfüllung 166. 167. — 
Berfnüpfung des Mietrechtes mit der 
Perſon des Mieter, Aftervermietung 
168 ff. 1832. — Tod des Mieters 170, 
183. — Kauf bridt niht M. 171 fi. — 
Eintritt des Grundſtückserwerbers in 
das Mietverhältnis 173 ff. — Fülle der 
Kolliſion des Mietrechtes und dringlicher 
Rechte an Grundftüden 177 ff. — Wir- 
fung der Zwangsvollitredung, Zwangs— 
verjteigerung auf die M. 179, 180, — 
Beendigung der DM. 180. 181. — Unter: 
gang der er 181. — Enteignung 
der Mietſache 181. — Kündigung des 
Mietverhältnifjes 11ff. — Kündigungs- 
zeiten und =friften 182, — Sündigung 
vor Ablauf der vereinbarten Mietzeit 
182 5. — Stillſchweigende Berlänge- 
rung der M. — Pfandrecht des 
Vermieters eines Srumdaitices 192 fi. 
— Perklufionsrecht 195, — Abwendung 
desjelben durch Frag ae 196 

Minderung IL, 64ff. — Anjprud auf 
M.L, 200. — Recht auf M. der Gegen 
feiftung bei Mängeln im Redte des 
Verfäuferd II, 43. — Bei Biehmängeln 
feine M. II, 57 8 — Sonitruftion 
eine® M.vertrages II, 57 fi. Er: 
färungsfrijt fir Käufer II, 59. — Be 
rechnung bei der M. II, 64ff. — Er: 
folgte Wandelung ſchließt M. megen 
eined anderen Mangels nicht aus II, 66. 
— M. nur wegen einzelner von meh: | 
reren verfauften Sachen 11,67. — 


Ein= | 


Geltendmachung des Rechtes des Haupt: 
ihuldner8 auf Preism. durch den Bür- 
gen II, Be M. beim Wertvertrage 


—— en an Sachen II, 534. — 
Belaftung einer Sadıe zu Sunften eines 
Miteigentüimers derjelben II, — 
Nechtejtellung des Sondernahjioiger® 
eines Miteigentümers II, 585 Ans 
iprüche des Miteigentümers II, 585, — 
Vorkaufsrecht der Miteigentümer II, SZ. 

Miteigentümer. Borlaufsrecht der M. 


Il, 87 
Miterben. Borfaufsrecht des M. II, 87 
Mitthäter. ng ar des M. bei uner— 
laubter Handlung II, 
Möbelleihvertrag U, In, 106, 


Mohatrae. Contractus m. 11, 206 a8. 
Monopol. Agenten mit Geſchäftsm. I, 
40, 


Mündlihe Nebenabreden beim jchrift- 
lichen Miet: und Radıtvertrage II, 156. 


157. 

Münzmwejen Deutihlands L 34ff. — 
Geſchichtliches 34. Reichs -M. 
I, 35. 


N. 
Nahindojjamente II, 280. 290. 
Nachſichtwechſel Il, 259. — Proteſt 

zur FFeititellung der Vorlage eines N. 
zur Sit II, 241. 

Name L 3 

Namenpapier. Umwandlung eines In— 
haberpapieres in ein N. I, 347. 348. 

Naturalobligation I, 9fi. 

Nebenabreden, mündliche, beim ſchrift— 
lihen Miet- und Pachtwertrage II, 156, 
157. 

Nebenintervenient. Aufrechnung des 
N. L, 287 a3. 

a Vertrags-Geſchäftsinter— 
eſſe L 59%, — bei Unmöglichkeit der 
Leiſtung 1, 130. 131, — bei Verſäum⸗ 
nis der Yingeige Di der. Ablehnung eines 
Auftrages 

Nennwert I, 38, 

Rieberlaffung, gewerbliche, Leiſtungs⸗ 
ort L, 112, 115. 

Notar. Haftung des N. für Verſchulden 
jeined Gebilfen II, 638. 

Notbodmerei des Schiffer II, 209, 

Notififation II, 305. — N. bei Pro— 
teft mangel® Zahlung II, 236, 
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Notadreijie beim Wechſel II, 267. 268. 
312. 313, 

Notitand. Kein Verfchulden bei W. I, 141. 
142, 

Kein Verihulden bei N. J, 


Notwehr. 
141. 


Notwendige Eejjion ſ. unter Übergang. 

Notwendiger Verkauf. Verbote zum 
Schuge der Beteiligten bei m. ®. II, 
18. 10, 

Novation, Umwandlung I, 2685. — 
Begriff 1, 269. — Fülle der N. L, 
270ff. — Ummwandelung einer Schuld 
in Darlehen I, 270. 271 — N. beim 
Ktontoforrentvertrag L, 271. — N. durch 
Scyhuldveriprehen und Schuldanerfennt: 
nis L, 272, durch Wechſel L, 272, 
— Rirfung der N. bei Geſamtſchuld I, 
375, — bei Gejamtjorderung 1, 382. 

N. auf Grund einer Spiel- oder 
Mettichuld II, 142. 

Nürnberger Novellen II, 231 

Nupungen. Feine VBerzinfung von Auf: 
gewendetem bei N. der Sache 82. — 
RR. der Kaufiache II, 28. — N. bei Ge- 
meinichaft nad) Bruchteilen II, 578 — 
Eritattung der N. bei Herausgabe einer 
ungeredhtfertigten Bereicherung II, 605. 





O. 
Obligation LI, L — Klagbarkeit L, 9ff. | 
— Unvollkommene Verbindlichkeit L, If. 
— Inhalt I, 17 ff. — Erfüllung L ‚ızfi. 
— Einheitliche D.en 1, 104. 105. — 

Verbundene D.en I, 104. 105. — Teil- 
bare D.en 1, 105 — Unteilbare D.en 
IL, 105 ff. — Geriditsftand der > L 
Hr — Entjtehungszeit der O. 
— Erfüllungs=, Leiſtungs e* der 
I, 117. — Seil. D.en II, 
— ⸗O.en II, 338. 339, — Alter: 
nativ-D.en |. Wahlobligationen ; — |. 
auch Schuldverhältnis. 
DObligationenredt. Die Geſetzesnormen 
über O. 1, 4. — Berhältnis zum Reiche: 
und Landesrecht 1,4. — deitfiche An⸗ 
wendung der Gefehe LGff. 
Offentliche Anſtalt j. Amnfialt. 
Be Hinterlegung f. Hinter: 


he ne j. Kaſſen. — Zah— 
fung aus 8.8. I, 115. 

IT des Rechnungslegers 
1,21, — Zujtändigfeit des Gerichts J, 
». — D. bei Berpflihtung zur Bor- 
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legung eines Verzeichnijjes I, 94, — 

bei Verpflichtung zur Geftattung der 
Befihtigung I, 96. 

Offene Handelsgefelliaft II, 557 ff. 
— Begriff und Wejen der o. 9 Shit. 
— Üintragungspfliht 559, 
ihäftsführung und Vertretung 560, 561. 

Haftung bei der vo. 9. 561. 562, 

— Haftung der o. H. für unerlaubte 

Handlungen des Bertretungsberechtigten 

560 29. — Berjährung der Anfprüche 

gegen einen Gefellihafter aus VBerbind- 

lidjkeiten der o. 9. Dül all. — O. H. 

im Prozeß 562. 563, — Leiſtung eines 

der o. 9. zugeichobenen Eides 563 a2L 

— Gewinn und Berluft, Bilanz, An— 

teil 563. Did, — Auflöfung der o. 9. 

565, 566. — Kündigung 565. 66. — 

Tod eines Gefellichafters 565. 566. 567. 

— Liquidation der vo. 9. 567 ff. 

en eines Gejellihafters 569. 


Dffenes Gelddepot. Unterjchied von 
Darlehen II, 203, 


Offerte. Gleichzeitige O. mehrerer Gegen— 
jtände I, 105 a4. — Leiſtungs-O. ], 
165, 


161. 

Drdre Wechſel an — O. ſ. unter 
zur — O.klauſel I, — Nega- 
tive O.klauſel 5 339, u, — 

en I, 3285. — Fälle von 

Ort der Leiſtung L, 110ff., ſ. Leiſtungs— 

ort, Erfüllungsort. 


P. 
Pacht II, Sff. Biff. — u. Na- 
tur der ꝙ. 148ff. — Teil-P. 151 
P. begründet kein dingliches Recht 152. 
— Die vor dem 1. Januar 1900 abge= 
ichlojjenen B.- Verträge 152. — Recht 
des Pächters auf unbefrijtete Kündigung 
155, — Form des P.-Vertrages 155, 
156. — Irrtum über Zahlungsfähigkeit 
des Pächter 155 ad. — Stillſchweigende 
Berlängerung der ®. 155. 156. 
Mündliche Nebenabreden beim jchrift: 
lichen B.-Bertrag 156. 157 — Ber: 
pachtung jeitend des Nichteigeutüimers 
157, 158. — Afterverpachtung 168 ff. 
— „Kauf bricht nicht Miete” 171 ff. — 
P.⸗ we 186 ff. — Beendigung der P. 
187. 188, — Rüdgewähr des B. : Gegen= 
jtandes 188, 189. — Inventar des B.- 
Grundftüdes 189. — Mitverpahtung 
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des Inventars 190. — libernahme des Platzagenten II, 490. 
— zum Schätzungswerte 0ff. Polizei. Anrufung der P. wegen ort: 
PBiandrecht des Pächterd amı Inven— jepung des Gefindevertrages II, 420, 
tar 192, — Viehverpadtungen 192 a6.| 421, — Zwang durd P. zur Aushaltung 
— Pfandrecht des BVerpäcterd eines | des Lehrvertrages II, 424. 
Grundſtückes 12 5. — a Gejchäftsinterejie L, 5 
durch Sicherheitäleiftung 196. bei Inmöglicjfeit der Leiltung I, 130. 
N Burüdbehaltungsreht des B.! 131. 
I, 124 a5. Poſt. Haftung der PB. L, 148. — Ber: 
geraten Rechtsgeſchäfte II, 522, pflihtung der P. zur Eingehuna von 
533, Verträgen 1, 134 — Frachtgeſchäft der 
Bartifulare Geſellſchaften IL, 534. ®. II, 449. 450. — RReltpoitvertrag 


FTajfiergewidt I, 36, 1I, 450. 
Pauſch und Bogen. Kauf in P. u. B. Poſtanweiſung II, 215. 430, 
j. Kauf. ‚ Bräjudicierter Bedjei I, 260. 261 


Perkluſion. Recht der P. II, 195 Prämienanleihen L, 341. 
Berjönlidhfeitöredhte IL, 613. 614. Prämiengeſchäfte L 246, 
Berfonen. Schenkungen an jurijtiihe P. PBränumerationsfauf II, 24 
II, 122, Bräjentation eines Wechſels II, 22. 
Berfonenbeförderung II, 474ff. — P.friſt IT, 260. 261 
Pfändung Ausſchluß der Aufrechnung | Präfentationspapiere I 1,43. — ei: 
gegen Forderungen, die der Pfändung | ſtungsort L, 114 — Ra einer 
nicht unterworfen find, L, 292, — BP. | Schuld aus einem P. L 
des Nechtes auf den Pilichtteil L, 308, | Präientationstage beim Wechſel II, 
— des Anſpruches des verarmten Schen- 304, 305, 
ferd auf Nüdgabe I, 308. — Entbin: | Brangen II, 670 a2 
dung für Haftung von Sahmängeln bei, Preis. Kaufpreis II, 12#., ſ. Kauf. — 
Beräußerung auf Grund einer Pf. II. Angemefjener P. II, 3 a1 
>4, Bf. einer wegen unerlaubter Preisbewerbung ll, 479, 450, — 
— geſchuldeten Rente II, 628. |Rreisminde rung j. Minderung. 
PBiändungspfandgläubiger. Burüd- Brioritätsobligationen IL 338. 33 
— — gegenüber dem Pf. 1, Privatſtraftlagen IL, 668ff. 
‚Probe. Kauf auf Br. IL, sin, — nad 
— Preußiſches Geſetz über ge⸗ Pr. II, Mff., — zur Br. Il, 56. 
werbsmähige Pi. L 2 al2, Profuraindofiament I, 330. Il, 2 
Piandredt. Wirkung der Abtretung auf — Einrede ber Arglijt bei einem ala 
Pf. 1,314, — Pf. des Vermieters und | Br. gemeinten Bollindojjament 1, 330. 
BVerpächters eines Grundſtückes Il, 1925. | II, 319 a20. 322, — Rechtskraft eines 
— Werklufionsreht II, 195. — Ab- für oder gegen den Proturaindofjatar 
wendung desjelben durch Sicherheit: | gefällten Erfenntmijjes 1, 330 a7. 
leiftung IL, 196. — Bf. des Unter | Prolongation eines Wechſels II, 262. 
nehmer beim Werkvertrage II, 443.| 263, 
444, — des Fradıtunternehmers II, 467, | Proteſt. Erhebung des P. beim Wechiel 
468, — des Kommiffionärd am Som: | II, 2405. — Pairkunde 2405. — 8. 
mangel® Annahme 240, 241 — ®. zur 


miſſionsgute II, 497. 503, — des Spe— 
diteurö II, 510, — des Lagerhalters | Feititellung der eines Nachſicht⸗ 














am Lagergute II, 524, — des Gaſt- wechſels zur Sicht 24L — P. mangels 
wirtes II, 529, — der Bergütungs: | Sicherheit 241, — mangels Zablımg 


berechtigten bei der großen Haverei II,| 241, — mangels Herausgabe 241, 
672, wegen Nichtermittelns des Proteftaten 
Pfandverkauf. Kaufverbot beim Pf. IL,| 242. — B.itunden 243. — Form des 
19, — Entbindung von der Sahmänge:| PB. 243, 244 — ®. bei Nictzahlung 
baftung beim Br. II, 54 | des Domiciliaten 266. — Doppelter P. 
Pflichtteil. Abtretung des Nettes auf, beim Wechjeldupfifat 273. — P. mangels 
den Pf. 1, 308. — Piändung des Red: | Datierung der Annahme beim Nadhficht: 
tes auf den Pf. L. 308. wecjel 261, 278, 279. — P. des In: 
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habers einer Wechſelkopie mangels Her- Rechtsanwalt. Verpflichtung eines N. 
ausgabe des Originales 275. — P.tage | zur Annahme eines Auftrages L 184 
beim Wechſel 304 305, — P.erla 206. | a8. — Haftung des R. für Verſchul— 
307, den feines Gebilfen II, 638, 

Provijion des Handlungsagenten II,491, NRehtshängige Forderung. Verbot 





— des Kommiljionärs II, 502. 503. — | der Abtretung rehtshängiger Forderun— 

Nuslieferungspr. II, 502, — Delle: gen I, 308. 

derepr. 11, 502. Rechtskraft eines für oder gegen ben 
Proviiionsreijende II, 490, 491, Prokuraindoſſatar gefällten Ertenntnifjes 
Prozehrehtlihe Vorſchriften bezüg | L, 330 a. 

lid der Aufrehnung II, 293. Rechtsverſchaffung. Einrede des Mans 
Prozeßvollmacht berechtigt nicht zur gels der R. I, ad, 


Empfangnahme des Streitgegenjtandes | Refaktie II, 14. 

I, 254, — beredtigt zur Aufrechnun Regierungshaubtfafjen I, 275. 

1, 256, — ermächtigt zum — Fey Handelör. j. dort. 

II, reß. Wechſelr.ſchuldner II, 2922, — 
Me R.anjprüche 3995. — 


REI 


O. Recht auf en gegenüber dem 
— N.pflihtigen 200ff. — R. mangels Zah— 
Qualifiziertes Mandat II, 215, lung 303 fi. — Präſentations⸗ und 


Proteſttage zur Wahrung der R.an— 
jprüche 304. 305. — Notififation 305 ff. 
— Springender R. 307. — Inhalt des 
R.anjprudies 307. 308, — N. des Re— 
grejjaten, Remboursr. 308. 309, — 
— der R.jumme durch Rück— 


— I, 1488 I, 
861ff. — Unfälle im Eifenbahnbetriebe 
II, 662ff., — in Bergwerfen, Stein- 
brüchen, Gräbereien, Fabriken II, 664, 
665. — Berjährung der Anfprüche nad) 
dem R. II, 666. * 

Reichstaſſenſſeine I I, 32. 33, 

Reichs- und Staatöbeamte II, 424 ff. 
— Begriff 425. — Unmittelbare und 
mittelbare Beamte II, 425 26 — 
Begründung des GStaatsdienerverhält- 
nifjes II, 426. — Bermögensrechtliche 
Aniprüche des Staates und des Be— 
amten II, 427 ff. 

Neifende. Proviſionsr. II, 490. 491. 

Reklame. Auslobung zur R. II, 477. — 
Unlautere öffentliche Gejchäftsr. II, 642, 

Nellamierungstoften Il, 670 a2. 

le durch Geffion übertragbar 


Duittung. Bedeutung der D. I, 153. 
Überbringer einer Q. Berehtg zur sur Zah⸗ 
lungsannahme 5 253, | 
Begriff der D. — — der 
————— durch a 1, 258. — often 
der Q — Gegenbeweis nicht 
erfolgter —— L, 261, — OD. al 
Anertenntnis des Nichtbejtehens der 
Schuld I, 262. — OD. auf dem Wechſel 
I, 328, 


N. 

Nabatt II, 15. 

Nat II, 366. 367. 

NRealgejhäfte I, 3. 

NRealfreditagenten II, 490. 

— 1, 172, — Vorvertrag zum 
9 

Rechenſchaft, Rechnungslegung, 
ftellung. Verpflichtung zur R. L, 87. 
88. — Fülle derjelben I, 58. s. — — 
Geſtaltung des Rechtes auf R. L, 9. 
91, — Schadenderjaß wegen unter- 
lafiener R. I, 21. — Offenbarungseid 
I, 91. — Bwangävollitredung bei Ver— 
urteilung zur R. I, 91 a * — Ent: 
lajtung des Recdnungsitellers I, 92, 93. 
— Pflicht des Kommiffionärs. zur R. 
II, 501, — des Spediteurs IL, 508. 

a Geſchäfte auf eigene 


ee Rechenſchaft. 

Recht. Mängel im R. des Verkäufers 
II, 397. — Rechtshilfen wegen derſelben 
II, 425. — Haftung des Verkäufers 
einer Forderung, eines R. II, döff. 


IL, 
Nemittent, Nehmer des Wechiels j. unter 
Wechſel. 
Remuneratoriſche Sc. II, 138, 139. 
Rente. N. keine ee iu Geld— 
entihädigung in l, 79, — Schadens- 
erjaß durch Zahlung « einer R. bei Min- 
derung oder Aufhebung der Erwerbs: 
fähigfeit II, 627. 666. — Schadenserjaß 
ie Zahlung einer R. im alle der 
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Tötung II, 635. 636. 666; — ſ. auh| tragsmäßiges R. 239, — Ausübung 
Reibrenten. des NR. 2405. — Ausſchluß des R 
Rentengutöverträge Form I, 177| 242, — Wirkungen des NR. 244. — 


all 

Nentenjcheine 1, 345. — Ausſchluß der 
Kraftloserflärung I, 350. — Wahrung 
der Redite aus R. bei Verluſt 1, 350, 
351. 


Reportgejhäft II, 22, 23 a2. 
Nejpefttage I, 262, 


Retentionsredt ſ. Zurlidbehaltungs- 
recht. 
Neugeld, Wandelpön I, 244 ff. 


Nevalierungsflage II, 297 fi. 

Revifionsjumme. Behandlung der 
Zinfen bei Berechnung der R. I, 45. 

Rheder. Haftung des R. für Verſchul— 
den der Schiffsbeſatzung I, 147, I, 
625. — Haftung des R. II, 454. 


NRhederei II, 531 a2. 586. — Schiff: | 


part 86ff. — Rvermögen BZ — 
NAbandoniyitem 556. 588. — Mehr: 


beitsbejchlüfje 588. 589, — ge gegen ! 


die R. 589, — Konfurs über 
vermögen 589 a 14. — Aufföfung ber 
R. 589, 590, 


Rhederbrief II, 581 
Richter. Haftung des Sprudr. IL, 638. 
639. 


Rimejfe II, 308 a5, 

Noter Ched IL, 215 aß, 

Rüdbürge II, 357. 

Rüdjorderung einer Leiſtung troß 
Kenntnis der Nichtichuld II, 596. 597. 

— R. von Stempelabgaben II, 597. 

Rüdgängigmahung j. BWandelung. 

Rückgewähr des Padıtgegenjtandes II, 
158, 189, 


Rückgriff des erfüllenden Gejamtichuld« 
ners gegen feine Mitgefamtjchuldner I, 
378ff.; — ſ. auch Regreß. 

Rückkauf ſ. Wiederkauf. 

Rückprämiengeſchäft L, 246. 

Rücktritt, einjeitiger, bei Verträgen über 
Handlungen des A.L. R. L, 21, — bei 
zen 21, — Beweisfaft 21 

NR. nad) B.G.B. 21 

—RB trittsrecht bei Erfüllungsverzug I, 
160, — bei gegenſeitigen ———— 
Af. 239, — beim Kauf II, 34, 36. 
38, — bei Mängeln im Rechte des 
Verkäufers IT, 42, — bei Unmöglichkeit 
der Leiſtung bei gegenfeitigen Meritägen 
210, 211, 239, N. 238ff. All: 
gemeines 235. — R. beim Sirgeichäift 
239, — Geſetzliches R. 239. — Ber: 


a 


R. gegen Reugeld, Wandelpön 244. 
— Ruͤcktritt bei Prämiengeichätten 246. 
— R. wegen veränderter Umſtände 
246#. — Wirkung der Aufrehnung auf 
ein R. des Gläubigerd 289. 290. — 
Geltendmadhung eines R. des Haupt: 
ihuldner& durch den Bürgen II, 350. — 
R. beim Lehrwertrag 423. — R. infolge 
nicht rechtzeitiger Leiltung beim Wert: 
vertrage 440. — R. beim Frachtgeſchäfte 
473, — bei Vertrag über Perjonen- 
beförderung 475, 

Rückwechſel II, 309. 

‚Rüdwirftung der Geſetze I, 6fi. 

— bei Mängeln der Kaufſache 


S. 

Saldo II, 212ff. — Verzinſung des S 
1,56. 1, 213. — Wirkung der Aner: 
fennung des Slontoforrentialdo I, 271. 

Sammeldepot II, 320. 521. 

Sammelladung beim Speditionsgeichäft 
II, 511. 512, 

Schaden], 56. — Hilfe gegen die Folgen 
eines Sa. DT. Ermittelung des 
Sch. und feiner Höhe 62ff. 6. IQ. — 
Berfäumnisurteil bei Sc.Hage 63 ai. 
— Eidlihe Schägung des Sch. 64. 
— Kauſalzuſammenhang beim Sch. Gift. 
— Nachweis desjelben er. — Unmitte!: 
barer und mittelbarer Sch. 65. — Grenze 
der Haftung für Sch. 66. — Kauial- 
zufammenhang beim Sch. infolge Unter— 
lafiens 68. — Grade des Berjchuldens 
69, 70. 75. — Ort und Zeit der Be- 
rechnung des &ch. 72, 12 — Aufrech— 
nung von Vorteilen bei der Beredimung 
des Sch. 74. — Eigenes Verſchulden 
des Beichädigten 75. — Sc.baftung 
ohne Verſchulden II, 646 ff., j. Schadens: 
baftung. — Haftung für Sch. durch 
Tiere 648. — Wildſchaden 621ff. — 
Sch.zufügung f. Schädigung. — Era 
des Sch. |. — * 

Schadensbürgichaft IL, 353. 354. 

Schabdenserjap L, 56. — Berpflichtung 
zum Sch., primär 58, jefundär 58, 
acceſſ orifches Inlereſſe e 58 — Umfang 
des Cd). , 59. — Berichuldung 
und Beranlafjung als Grund des Cd. 
60. 61. — Ed. 69. 70. — Beachtung 
des Grades des Verihuldens bei Be 
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mejjung de3 Sch. 60. 70. — Cd. 
für entgangenen Gewinn 70ff. — Art 
des Sch. Ziff. — Arten des Gelb: 
eriapes 79. — Sch. für anderen als 
— — 79. — Erſatz des 
Affektionsinterefie® 80. — Gegenan— 
iprüche des Erjagpflichtigen 80. I. _ 
Abtretung des Anſpruches auf eine Sache 
oder ein Recht bei Sc). für Verlujt der- 
jelben 80, Sl. — Erjaß wegen Auf: 
wendungen 82, — Burlcbebaltungs- 
recht des Gejchädigten 124. — Sc. bei 
Unmöglichkeit der Leiitung 129 ff. 208 ff. 
— Beweis des Verſchuldens bei For— 
derung von Sch. 150. — Sch. bei 
Derug 156 ff. 213 ff., — beim Kauf 11, 
_ Bemeffung des Sc. wegen 
Nichterfüllung ſeitens des Käufers beim 
dirgeihäfte 35. 39, — Sc. bei Män- 
gen im Rechte des Verkäufers 42, 
44, 45. — Sch. bei Mängeln der ver: 
fauften Sache 62. 68, — bei Vieh— 
mängeln 78. 80, 81. — Anſpruch des 
Mieterd auf Sch. wegen Nichterfüllung 
162. 163, — Anſpruch des Vermieters 
auf Sch. wegen Nichterfüllung 166. 167, 
— Sch. wegen Nichterfüllung beim Dar- 
lehen 210. 211, — bei Bürgichaft 345, 
— bei ungeitiger Kündigung des Be 
auitragten 376, — beim Auftrag 373, 
Verpflichtung di des Gefchäftsführers zum 
Cd). bei Gejchäftsbejorgung ohne Auf- 
trag 383, — Anſpruch des Dienjtver- 
pilihteten auf Sch. bei Verlegung der 
ürforgepflicht 324. — Pflicht des ge— 
werblichen Arbeiter zum Sc. bei wills 
kürlichem Verlaſſen des Dienſtes 404 
a 19, — Sch.pflicht des Handlungsge— 
hilfen ¶. — Sc. bei unbefugtem Ver: 
lajjen der gewerblihen Lehre 424. — 
Sch. wegen Nichterfüllung beim Wert- 
vertrag 438. — Recht des Unterneh: 
mers beim Werfvertrag auf Sch. 441, 
— des Beitellers 445. — Sc.pflicht 
des Fradtführers 458. — Sch.anſpruch 
des Frachtunternehmers 466. — Sch. 
wegen Unterlaſſung der Wermittelung 
beim Mäflervertrag = — Pflicht des 
Mälfers zum Sch. 485. — Pilicht des 
Kommiſſionärs zum Sc. 505. — lagen 
auf Sch. 608ff. — Sc. wegen umer- 
laubter Handlungen 6105. — Sch.— 
pfliht unzuredinungsfähiger Schädiger 
618 — Der Erjagberechtigte bei 
unerlaubten Handlungen 620, 621. — 
Cd. für außervertraglide Schädigung 


— — —— — — — 


Schäd ig un 


Schätzungseid 
Scheidemünzen 
a 11.15 
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— Dritte 623ff. — Umfang und Art 
des Sch. wegen unerlaubter Hand— 
lungen 626ff. — Sch. im Falle der 
Tötung 635. — Sch.pflicht des Be— 
amten 636ff. — Sch. infolge unlauteren 
Wertbewerbes 643 ff. — Sc. ohne Ber: 
ihulden 646ff., ſ. Schadenshaftung. — 
Sch. im Falle der Erwirkung eines Arreftes 
und der Vollſtreckung vorläufig voll- 
jtredbarer Urteile 657 ff., — bei Sca- 
den durch Auflauf, Aufruhr 660. 661, 
— bei linfällen im Eiienbahnbetriebe 
662ff., — bei Unfällen in Bergwerfen, 
rg Gräbereien, Fabriken 664. 


Schadenshaftung II. Sch. ohne Ver: 


ſchulden 646 ff. — Haftung für Schaden 
durch Tiere 648 ff. — Haftung für Wild- 
ichaden 651 fi. — Haftung für Schaden 
durch Einſturʒ von Bauwerken 654 ff. — 
Sch. im Falle der Erwirfung eines Ars 
reſtes und der Vollſtreckung vorläufig 
volljtredbarer Ertenntnifje 657 jj.— Haf⸗ 
tung für Schadenäzufügung in Fällen 
des Auflaufs umd des Aufruhrs 660.661, 
— Sch. nad) dem Reichshaftpflichtgeſetz 
661ff. — ſ. auch Schaden, Schadens— 
eriab, Schädigung. 

9 durch unzurechnungsfähige 
Schädiger I, 618 ff. — Borfägliche Sc. 
egen die guten Sitten II, 639 fi. — 
Schaden, Schadenserjag, Schadens 


baftung. 
I, 63.64, 
I, 36, 


Schentung I. Abtretung des Anſpruchs 
bed verarmten Schenkers auf Rück— 
gabe 308, — Pfändung des Anſpruchs 
des verarmten Schenkers auf Rückgabe 
308. — II. Sch. 116 ff. — Begriff 116 ff. 
— ee des — Vermögens 119. 

bichlu der Sch. 121. 122, 
Sh — an juriftiiche Perjonen 122. — 
Form der Sc). 123, 124. — Bejondere 
Form der Sc.verjprechen 123. — Ver— 
bindlichleiten des Schenters 124 fi. — 
Bedürftigkeit des. Schenters, Kompetenz 
127 fi. — Einrede der Kompetenz 128, 
129. 138, — lage auf Herausgabe des 
Geſchenkten 1295. — Widerruf der 
Sch. 131 ff. 138. — Abarten der Sch. 
1355 ff. — Sch. unter einer Auflage 
135 ff. — Sch. verbunden mit Verkauf 
138, — Gemiſchte Sch. 138. — Sch., zu 
denen man jittlid) oder jocial verpflichtet 
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1 138, — Remuneratorifhe Sch. 138. 

Schentungsverjpreden. Form der 
Cd. II, 123, 

Schiffer. Notbodmerei ded Sch. II, 209. 

Schiffseigner. Haftung des Sch. für 
Schadendzufügung durch die Schiffs— 
bejagung II, 625, 

Schiffspart II, 586 ff. — Aufgabe der 
Ed). Il, 588, 

Schlafwa 
der Sch. II, 

Schlußnoten II, 18 al5. 485. 

Schmerzensgeld II, 608. ee 

Schuld. Fälligkeit einer Sch. 117 fi. 
152, — Anweifung auf Sch. I, 2lö. — 
Tilgung einer vermeinten Sc. 1. 593 fi. 

Schuldanertenntni®. Abftrattes Sch. 
1,196 — — 1, 197. — Novation 
durch Sch. L — Giderung des 
Rechts des —— durch Sch. des 
debitor desus 1, 321. | 


BERDEIECHWDINEN Haftung 
I, 526 a4. 





Schulden. Gejellichaftsich. II, 547 ff. 

Schuldgrund L, 193, 

Schuldſchein. Ruagabe des Sch. bei | 
Erfüllung L, 260. — Folgen des Ber: 
luſtes des Sch. I, 260, 261, — Eigen- 
tumsrecht des Gejjionars an dem aus: 
geitellten Sc. L, 325. — Recht des Ce— 
denten auf Zurüdbehaltung des Sc. 1, L| 
325, 


Schuldtilgung j. aud) Erfüllung, Leiftung. | 
— Bermutung der Sch. L, 262 ff. | 

Schuldübernahme I, 354 ff. — Bei 
freiende (privative) und d beitärtende (kumu⸗ 
lative) Sch. 355. — Interne (Erfüllungs⸗ 
geihäft) und externe Sc). 355. — Cd. 
im engeren Sinne 356 ff. — Wirkungen 
der Ed. 358. 359. — Einwendungen 
des neuen Schuldners 358. — Aufred)- 
nung bei der Sc. 358, — Erlöfchen der 
Bürgihaft infolge Sc. 359. — Schul— 
denhaftung bei Übernahme eines Ber: 
mögens, eines faufmännijchen Gejchäfts 
mit Firma 360, 361, — Übernahme der 
bupothefariih eingetragenen Schulden 
durch den Grundſtückserwerber 361 fi. — 
Einwendungen des Übernehmer® gegen- 
über dem Gläubiger 365. 366. 

Schuldverhältnis L Begriff L — 
Recht der Schuldverhältniffe, Geſetzes— 
normen darüber 4 — Verhältnis zum 
Reichs- und Landesrecht 4 ff. — Zeit: 
lihe Anwendung der Geſetze 6 fi. 156 
a4 — Rlagbarteit der Ch. 9. — Ber 
ihränfung der Haftung 12 ff. — Inhalt 
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des Sch. 175. — Erfüllung Li. — 

Begründung des Sch. durch Vertrag 

170 ff. — Abſtraktes Sch. 193 fi. — 

en Cd. 200. — Gegenfeitiges 

Erlöihen dee dA. 
249 ff. — —— des Nichtbe— 
ſtehens eines Sch. 29%. — Die ein— 
zelnen Sch. Bd. II, Teil II — ſ. auch 
Obligation. 

Schuldverjhreibung auf den In— 
hbaber L — Zinsſcheine bei Sch. a. 
d. R. 45. — Begründung einer Sc. a. 
dv. J. 173, — abjtralt 195. — Ed. 
a.d. &. 336 336. 337. — Beichränfung der 
Ausstellung 338 ff. — Rechte aus der 
Sc. a. d. I. 341 ff. — Leiſtung an den 
Nichtberechtigten 343. — Einwendungen 
des Nusjteller8 gegenüber dem Inhaber 
344. — Bindjcheine 345. — Geminn: 
anteiljcheine 345. — Ermeuerungsiceine, 
Talons 345. — Erlöſchen der Rechte 
durch Zeitablauf 345 fj. — Umwandlung 
der Sch. a. d. J. in Namenpapiere 
347, 348. — Berfmüpfung der Schuld 
mit dem Papier 348. 349, — Sraftlos- 
erflärung, Amortijation 349 ff. — Die 
vor dem 1, Januar 1900 ausgeſtellten 
Sc. a. d. %. 352 ff. 

Schuldverſprechen. Abſtraktes Sch. L, 
— — Forml 197. — Novation durch 


sbaie Verletzung eines Sch. II, 


Seeitadigejaaft I I, 449. 452, 459, 
Seeverjiherung auf fremde Rechnung 


Selbftändige Begründung von Schuld» 
veriprechen j. abſtralter Schuldvertrag. 
Selbjteintrittsrecht des Kommijionärs 
in das aufgetragene Geihäft II, 503 fi., 
— des Spebditeurs II, 51Ll. SE 

Selbithilfeverfauf IL, 35. — ©. kei 
Verzug des er mit der Specifi⸗ 
fation 1, 103. — ©. zur Hinterlegung 
I, 275. — Slaufverbot beim ©. Il, 19. 

Selöntihutdnerifhe Bürgihaft u, 
344, 348, 353, 357, 


Sicherheit. Proteſt mangels S. beim 
Wechſel II, 4L — Verpflichtung des 
Hauptwechielihuldners zur Yeiltung von 
©. für die Wechſelſumme II, 293, — des 
Regreßſchuldners II, 300 ff. 

Siherheitsleiftung durch Geld und 
Wertpapiere I, 33.34. — Nbwendung des 
Zurückbehaltungsrechts durh ©. L, 124 
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Sicherſtellung. Verpflichtung des Haupt-⸗ 
wechſelſchuldners zur Sicherſtellung der 
Wechſelſumme II, 293, — des Regreß— 
ſchuldners II, 300 ff. 

Sicherung des Schuldners bei der Ab—⸗ 

tretung einer yorderung 1, 216. 317, 
S. des Kredit II, 341 ff. — ©. des 
Gebotes des Anfteigerers bei Zwangs— 
verfteigerung II, 343, — ©. des Unter— 
nehmers beim Werfvertrag II, 442 fi. 

Sicherungshypothek der Bauhandwer- | 
fer II, 444, 445, 

Sicht. Anweiſung auf ©. II, 16 — 
Proteſt zur Feititellung der Vorlage | 
eines Nachſichtwechſels zur ©. II, 241. | 

Sichtwedjel I, 259, | 

Sitten. Klagbarteit früherer Rechtsge— 
ichäfte, die nach neuem Recht gegen die | 
quten Sitten verjtoßen 1, 7. — Ungül- 
tigfeit von Vertragsitrafen, die ga 
die guten ©. verjtoßen I, 223.2 
Verſtoß gegen die guten ©. bei wiſſent⸗ 
licher Leiſtung aus einem wen 
an den Nichtberechtigten IL, 343. 344, 
— Schenkung, zu der man durch die 
©. verpflidtet ift II, 138. — Vorſatz 





liche Schädigung gegen die guten ©. II, 
639 ff. 
Stonto II, 15. | 
Stripturobligation I, 172, — ®or=| 


vertrag zur ©. I, 183. 
Social. Schenkung, zu der man joint 
verpflichtet iſt II, — | 
societas f. Seiellichaft. 
socjetas leonina II, 550 a2, 
Solawedjel IL, 234; f. unter fer Wedhiel. 
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zur Erhaltung eines Gebäudes II, 655 


Speciesſchuld L,26. — Übergang der 


Gefahr L, 30, 3L — Unmöglichkeit der 
Leiſtung einer Sp. L, 21 

Specifitationsfauf I, 102. — Verzug 
des Käufers mit der Specififation 1, 102. 
103, 166, 

Speditionsgeihäft, Spediteur II, 
507 ff. — Gefahr des Speditionsgutes 
509, — Verjährung der Anſprüche gegen 
den Spediteur 509, — Rechte des Spe— 
diteurs 209. 510, — Pfandrecht des 
Spediteur 510, — Umwandlung der 
Spedition in ein Frachtgeſchäft. Selbit- 
eintritt des Spediteurs 511.512. — Spe— 
dition mit firen Spejen 511. — Sammel: 
ladung ZLL 512, 

Spejen. Spedition mit firen Spejen II, 
511, 


Spiel. Kein le en 
Sp.fhuld I, 123 a7; II, 142 — I. 
Sp. re — Verbote be; des Glücksſp. 
1 ann e des Totalijatord 139 
a2. — Wirkung des verbotenen Glüds- 
ip. 140. — Wirkung des nicht verbo= 
tenen Sp. 140, — Begriff des Sp. 
140, — Stlaglojigfeit ded Sp. 141 ff. — 
Novation auf Grund einer Sp.ihuld 
142, — Keine Aufrehnung mit Sp.» 
forderung 142, — Vorherige Hinter: 
fegung des Sp. verlujtes 142, — Auftrag 
—— Sp. 142. — Darlehn zur Ermög- 
ihung de Sp. 143, — Sp.einwand 
gegen Di Diferengeit 143 ff. — Lot⸗ 
terie j. d 


Solidarobligationen‘. Geſamtſchulden. Springender Regreh IL, 307. 


— Gejamtforderungen; unechte ©. L 370. 
Sondernadfolger. Rechtsitellung des 
S. eines Miteigentümers II, 585. 
u, Die im Verkehr erforderliche 
©. 1, 135. 136, — ©. eines ordentlichen 
Kaufmanns 1, 136. — ©. eines ordentz 
lichen Berufägenofien I; * — S. wie 
in — Angelegenheiten L, 110, — 
Beweis I, 151 — ©. des ordentlichen 
Frachtführers II, 458. — Verpflichtung 
des Handlungsagenten zur S. eines or- 


dentlihen Kaufmanns II, 491, — des 
Kommifjionärs II, 497, — des Spedi- 


teurs II, 508, — des des Lagerhalters II, 
523, — Haftung des unentgeltlichen Ber- 
wahrers für die S. in eigenen Ange 
legenheiten II, 516. — Haftung des ge: 
ihäftsführenden Geſellſchafters für z 
©. in eigenen Dingen II, 42, — 


Sprudridhter. Haftung des Sp. II, 
638, 639, 
Staat. Haftung des St. bei Amts— 


pflihtverlegung der Grundbuchbeamten 
II, 639, 


Staatsbeamte j. unter Reichsbeamte. 

Stahlkammern. Vermietung von St. 
I, 521. 

Stauung der Frachtgüter II, 455. 

Steinbrud. Scadenshaftung bei Un— 
fällen in einem St. Il, 664. 665. 

Stellenvermittlung. Mäklerlohn bei 
St. II, 488. 

Stempelabgaben. NRücdforderung von 
St. II, 597. — Verjährung —* 
I, 597. 

Streit, ‚Wirkung eines * 
fallen einer Vertragsſtrafe I, 


auf Ver— 
229, 


.| Streitverfündung IL, 43. 44. 
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Stidtag IL, 23. 

Stiftungsgejchäft unter Lebenden (Be- 
gründung) I, 172. 

Stille Gejellihait I, 574 57 — 
Anfehtungsrecht der Gläubiger einer | 
ft. @ IL, 575. 

Stillihweigende Verlängerung ber 
Miete und der Pacht II, 155. 156. 185. 

Strenge. Wechſelſtrenge II, 229. 

Strenge Recht 1, 26. 

Stüdeverzeihnis beim Ginfauf von 
Wertpapieren durd den Kommilfionär 
1I, 495. 

Stüdgüter II, 454, 466, 474. 

Stundung L 4 181 — St. des Kauf— 
preijes II, — St. durch Agenten 
11, 490, —* 
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ſchafters Il, 554, — bei der offenen 
en 365. 566. 567, — 7. 
des Kommanditiſten II, 574 — T. dei 
jtillen Geſellſchafters I, 575. 

Tötung. en — ——— 
im Falle der T. II, 633 ff., — nad 
—— u, 666, 

Zontine II, 109. 

Totalijator. Rechtslage des T. 11, 
139 a2. 

TZransportfunftion des Indoſſa— 
ment® 1, 331. 332; II, 287. 

Trafjant = Ausjteller, ſ. unter Wechſel. 

Trafjat, bezogener, j. unter Wechiel. 

Trafjiert eigener Wechſel, ſ. unter 
Wedel. 

Tratte 1I, 233. 234; f. unter Wedel. 


Subititution bei Ausführung des Aufs | | Trewepflicht beim Di Tienjtvertrage 11, 393. 11,392. 
trages Il, 369 270. — Haftung en ae und Glauben IL, 225. — T.u. 


Subitituenten II, 369, 370, — S. beim 
Werfvertrag II, 435, 
Summendepot Il, 519. 520, 


x. 
Tagebuch des Mällers II, 485 a3 u. 4 
Tagwechſel II, 258. 259. 
Talons j. Erneuerungsicein. 
Taragewicdt. Abzug des 7. II, 13. 14. 
Zaubjtumme. ., Söadensgufügung dundh | 
z. Il, 619. 620. 
Tauſch II, ter 
Tehniter. 
405. 


Teilbare Leiftung j. Leiftung. 
Zeilbare Obligationen I, 105 fi. 
Teilindofjamente II, 28 
Zeilobligationen II, 338, 
Teilleiftungen L, 107. 108, 
Teilpacht II, 15L 

Telegraphie II, 450, 
Termingeichäfte L 3222: I, 225. 145, 
Tiere Paltung für Schaden durh T 


——— — Wechſelſchuld II, 327 ff. — 
Tilgungsgründe II, 327 ff. — T. einer 
vermeinten Schuld 1, 593 fi. — Nild- 
forderung troß Kenntnis der Nichtichuld 
II, 596. 597 — |. aud) Beendigung, 
Auflöfung. 

Zod. Endigung einer Forderung durch 
T. eines Beteiligten I, 297. 293, — 
des Mieterö 11, 170, 183, — T. des 
Auftraggebers IT, 376, — T. deö Kom: 
mittenten II, 496. — T. eines Gejell- 








Dienjtverhältniffe der T. U, 


G. nah B. G. B. 1, 24. — 
beim auf II, 5. 

Treuhänder. Abtretung einer Forde 
rung an einen T. (fiduciariiche Abtre 
tung) I, 304. 


T. u. G. 


Trodener Wechſel II, 234; j. unter 


Wechſel. 
Trödelvertrag II, 312 ff. — Buchhänd— 
leriſches Konditionsgeſchäft II. 514. 515. 


u. 


Übereignung. Beurkundung des Ber: 
trages über die U. eines Grundjtüdes 
I, 175. 176, 

Übergang des Eigentums dur Ab— 
tretung des Gigentumsanipruds 1, 81. 
— U“ der Forderung L 315, — TI. 
einer Forderung von Nechts wegen |], 
325 — Fülle desjelben I, 326. — 
Gejepliher Ü. der Forderung q bei Aub 
übung des Eintrittörechtes im falle der 
Bwangsvollitredung L, 110. 226. — 
Vorzugsrecht des Neftes bei geſetzlichem 
Ü. eines Teiles einer Forderung 1, 327. 
— Gejepliher U. der Forderung des 
abgefundenen Gläubiger auf den er: 
fiillenden Gejamtichuldner 1, 350. — Ge 
jeglicher U. der Forderung auf den Bin— 
gen Il, 354 ff. — U. des Eigentums 
von Wertpapieren auf den Kommittenten 
durch Abjendung eines Verzeichniſſes der 
Stüde 11,495, — der Gefahr I. Gefahr. 

Übertiegegeit Il, 465. 

Übernahme. Schuldenhaftung bei U. 
eine® Vermögens 1, 360, 361, — bei 
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U. eines kaufmänniſchen Geſchäftes mit 
Firma I, 360. 361, — der hypothekariſch 
eingetragenen Schulden durch den Grund: 
jtiiddSerwerber 1, 361 ff. 

Überjchreitung des Auftrags II, 371. 
372, — beim Kommiſſionsgeſchäft II, 

498. 499, 

Übertragbarkeit des Anteil eines Ge- 

. Sellichafter® IL, 553. 

Übertragung einer forderung L, 299 Ff., 
— dur Abtretung 1, 301ff., — durd | 
vichterliche Überweifung 1,327, — kraft | 
Wejeßeß 1,325. — U. einer Forderung | 
durch Indoſſament bei Drdrepapieren | 
1, 328ff., — durd Übergabe der Ur: 
funde bei Jnhaberpapieren I, 333ff. — 
U. von Legitimationspapieren I, 352, — 
der Anweijung II, 223, 224, — eines 

Wechſels II, 227. | 

Überweijung einer Forderung zur Ein- | 
ziehung I, 256, — einer Forderung L, 
269, — einer Schuld L, 269. — Ge: 
vichtlihe Ü. 1,327. 328, 

Umgejtaltung. Wirkung der U. der Kauf: 
jache auf das Wandlungsrecht IL, 61. 

Umwandlung der Spedition in ein 
Frachtgeſchäft Il, 511.512; — j. Novation. | 

Unabtretbarfeit höchitperfünlicher Anz | 
jprücdhe I, 309. 310, — unpfändbarer 
Anjprüce 1, 310, — des Anjpruch® auf 
Unterhalt 1, 310. 311. — f. aud) Nbtret- 
barfeit, Abtretung. 

Undanf. Widerruf einer Sch. wegen 
groben U. 11, 132ff. | 

Unerlaubte Handlungen. Leiſtungs— 
ort I, 114. — Ktonfurrenz der Anfprüche 
aus u. H. und Verlegung einer Ver— 
tragspflicht 138. 139. — Äusſchluß der 
Verantwortung bei u. 9. 142. — Aus— 
ſchluß der Aufrechnung gegen Forde— 
rungen aus vorſätzlich begangenen u. 9. 
=)L — Haltung der offenen Handels: 
gejellihaft für u. H. des vertretungs- 
berechtigten Sejellichafters II, 560 a9. — 
U. 9. 6085. — Privatitrafflagen und 
Schadenserjagtlagen 608 ff. — Schadens: 
erjap wegen u. 5. 6105. — Zurech— 
nungsjähigteit, Erſatzpflicht unzurech— 
nungsfähiger Schädiger 18ff. — Scha— 
fa ki im Bujtande der Bewußt— 
lofigfeit oder krankajter Störung der 
Geiſtesthätigkeit 618ff. — Schadenszu— 
fügung durch Kinder, Taubſtumme 619. 
520. — Der Erjagberechtigte 620. 621. — 
Vaftung mehrerer 621 ff. — Haftung 

Derndurg, Bürgerl. Recht. II. 2, 
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für außervertragliche Schädigung durd) 
Dritte 623. — Umfang und Art des 
Scaadenserjages 626ff. — Verjährung 
der Deliktsaniprüche 620. 630, — Ein: 
rede aus u. 9. 630. — Verlegung der 
Breiheit 631. — Verlegung der Ehre 
631 FF. — Anfprüche der Hinterbliebenen 
im Falle der Tötung 633. — Ber: 
legung der Amtöpfliht 636 ff. — Vor: 
ſätzliche Schädigung gegen die guten 
Sitten 630 ff. — Unlauterer Wettbewerb 
64lff., j. dort. 


Unfälle. Schadenshaftung bei U. im 
Eijenbahnbetrieb II, 662 ff., — in 


Bergwerten, Steinbrüchen, Gräbereien, 
Fabriken IL, 664. 665 

Ungeredtjertigte Bereicherung. An- 
ipruch wegen u. B. beim abjtraften Ver: 
trag L 198, — bei Unmöglichwerden 
der Gegenleiftung I, 209. — U.8. 
II, 590 }j. — Grundlagen des Anjpruches 
wegen u. B. 590 ff. — Tilgung einer ver— 
meinten Schuld 593 ff. — NRüdforderung 
trog Kenntnis der Nichtichuld 596. 597, 
— Leiſtung um fünftiger Zwede willen 
597 ff. — Berluft durd) Verfügung eines 
Nichtberedhtigten 590. 600. — Uunſitt— 
licher Erwerb 600. — Sonjtige Fälle 
u. B. 6025. — Wegfall des Rechts— 
grundes der Leijtung 602, — Rechts- 
änderung durch Verbindung, Vermiſch— 
ung, Verarbeitung 602, — Berwen- 
dungöflage 603. 604. — Bereicherungs- 
Hage 6047. — Gegenjtand derjelben Ri 
606, — Verihärfung der Haftung des 
Empfängers 606. 607. 

Ungültigfeit eines Vergleiches IL, 115. 
116, 


Unlauterer Wettbewerb II, G40ff. — 
Buße 645. — Anſprüche auf Schadens- 
erjaß und auf Unterlafjung 643ff. — 
Berjährung derjelben 645. 

Unmöglidfeit der Leiſtung bei 
Speciesihuld I, 31, — bei Gattungs- 
iduld 31, — U. der einen ©. bei 
Bahlobligationen LOL — U. d. L. am 
Leitungsort 113, — U. d. 2. Allge— 
meine® 1285. — U. d. %. wegen 
Mangels an Zahlungsmitteln 129, — 
Scadenserjag bei U. d. 2. 1295. — 
Urſprüngliche U. d. 2. 130ff. — Nach— 
folgende U. d. 2. 1325. — Anſpruch 
des Gläubiger auf den Erſatz für die 
unmöglich gewordene 2. 134. — Haftung 
für U.d.%. beim Verzug des Schuldners 
157. — U. d. 2. beim gegenjeitigen Ber- 

45 
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trag 201 Zu6ff. — Geichichtliches 206. | 
207. — Geitaltung nach B.6.B. 208 ff. | 
— Bufällige U.d.%. 2087. — Beweis— 
laft 208 a L — Herausgabe des Er— 
ſatzes, Abtretung des Erſatzanſpruches 
bei U. d. 2%. 210. — U. d. L. durch 
Rerichulden des Gläubigers 210, — des 
Schuldners 210, 211 — Wirkung der 
U. d. 8. für alle Schuldner bei der 
Geſamtſchuld 375, 376, — der U. d. L. 
in der rs eines Sefamtichuldners 
376, — d. 2%. beim Tienkvertrag | 
II, 389. a0. — Teilweife 11. d. 2. 3OL 
Unpfändbarer Anſpruch, Unabtretbar | 
feit desielben 1, 310. — |. auch Unpfänd— 
barkeit, Piändung. | 
Unpfändbarteit des Anſpruches auf 
Ausführung eines Auftrages II, 370. — | 
j. auch Pfändung. 
Unjittliber Erwerb II, 60018. 
Unteilbare Leiſtung j. Yeiltung. 
Unteilbare Obligationen L, 105FF. 
Unterbrechung der —— Ber: 
jäbrung II, 323 | 
Untergang 11,8. — Rücktrittsrecht bei 
U. der me. Sache 1,241. 22. 
— Übergang der Gefahr des 1. der 
Sade beim Kauf IT, 24. — Wand: | 
fung im Falle des ll. des Viehes beim | 





Biehhandel II, 78. — U. der Sache 
beim Wiederfauf II, 01. — U. der! 


Mietiache II, IBBL — Gefahr des UI. des! 
Inventar beim Bachtvertrag II, 190. | 
— Haftung des Entleihers für U. der 
Sade IL, 200. — 1. des Werfes beim | 
Werfvertrag II, 432 ff., — der Güter | 
beim Frachtvertrag II, 472. 473, 
eines von einem Geſellſchafter der Ge— 
jellichaft überlajienen Gegenitandes II, 


i 
— | 





556, — einer durch unerlaubte Hand— 

fung erlangten Sache IL, 629. 
Unterhalt. IUnabtretbarfeit des An— 

ipruches auf U. 1,310. Z1IL 
Unterlafjung. Slage auf 1. bei un- 


lauterem Wettbewerb II, 643. 
Unübertragbarfeit des Anſpruches auf 
Ausführung eines Auftrages 11,370, — 
des Anipruches auf Dienite IL, 395, 
des Rechts aus einem Lehrderirag 11,423. 
— }. auch Übertragbarkeit, Übertragung. | | 





Unveräußerliche Saden IL,7. 
Invermögen. Subjeftive Ynmöglichteit 
der Zeitung L, 128. 129, 131 132, — — 
Mangel an Zahlungsmitteln L, — 
U. des Gattungsichuldners L, 





Verantwortlichkeit 
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Unvollkommene Verbindlichkeiten 
1, 35. — Aufrechnung bei u. V. I, Ir. 
— Bürgichaft bei u. ®. L, IQ. 

Unzurehnungstäbigfeit. Ausſchluß 
der Berantwortung bei U. L, 142. 

Urtunden. Anipruc auf Geſtanung de 
Einiiht von U. 1,95. 96. 

Urteil. Beltimmung der Leiſtung durt 
U. 1, 190, 192, — Rirfung eines recht: 
kräftigen U. bei Selamtichuld IL, 3%, 
— bei Gejamtforderung 1, 333. — Xir 
fung eines vechtsfräftigen U. gegen den 
Hauptichuldner gegenüber dem Bürnen 
1, 35 Schadenderiak bei Roil 

jtreddung vorläufig voljtredbarer U. 11. 


2 


.} 











II, 270. 
same II, Li. 
wegen Schadens 





zufügung L, 142, 
0.0 Unvollkommene 

natürliche 1, Of. — Soziale LII. 
Berborgene Mängel j. Mängel. 
Verbotene Berträge zwiſchen Arbeit: 

geber und Arbeiter II, 403. 44 








Verbundene Tbligationen L 14. 
105, 

Verein. Nicht vedtöfübiger 8. IL, 531. 
535. 

Vereinigung. Endigung einer Chli 


gation durh B. L, 298. 299 — Wir: 
fung der B. von Forderung und Schuld 
bei Geſamtſchuld L, 376, — bei Geſamt 
forderung 1, 3834 — B. von Haupt: 
ſchuld und Bürgihaftsichuld II, 359. 

Vererblichkeit von Anſprüchen und Ver— 
bindlichkeiten 297. 

Verfrachter L448 

Vergleich. Weſen, 








Abſchluß, Arten II. 
110ff. — Vollmacht zu 8. 12 112 
— Wirkungen des ®., Umfang 1135 
— Wirlung des V. auf eine Bürgjchat: 
114. — Ungültigfeit, Anfechtbarteit des 
8. 115. 116, — ſ. auch Ywangövergleid. 


| ‚Berbinderung. Zeitweiſe V. des Dienſi 


pflichtigen beim Dienſtvertrage II, 3005. 
erjährung. Wirfmg L 10: IT, air. 
— B. von Imortifationsteiftungen L, 4. 
- Rirfung der ®. der Hauptichuld au‘ 
Nebenforderungen L 45. — B der inter 
1,50, — ®irfung der Geltendmacur: 
der Buße auf B. des Schadenseriat 


V 


Sachregiiter. 107 
anipruches I, 84 a3. — V. ded An-Verkehrsübliche Eigenihaften. 
ipruches auf Austunft L, 87. — ®. beim | Fehlen v. E. beim lauf II, 48. 59. 53. 


Verzug 1, 159. — ®. der Anfprüche beim 


Rüdtritt vom Vertrage L, 244. — Wir: 
fung der V. einer Forderumg auf die 
Aufrechnung IL, 288. 290, 
Nechte aus Snhaberpapieren I, 345 ff. — 
Hemmung der V. bei Inhaberpapieren 
1, 34% — Wirkung der ®. bei Ge: 
jamtichuld 1 1, 376, — bei Gefamtforde= 
rung 1, 383. — 3. — Gewähricafts- V. I, 
56. 72. 4 — 8. der Einrede wegen 
Mängel 75. 76. — Wirkung der V. 
auf Aufrechnung der —— 
forderung wegen Mängel 76, 
bei Viehmängeln 73. — V. — 
des Mieters wegen Sachmängel 160. — 
B. beim Zeihvertrag 202, 202, — bei der Ans 
weilung 220, — des 3 Wechielanipruches 
gegenüber den Kauptwechjelichuldnern 
2937, — Wechjielrechtlihe B. 324. — 
Unterbredung derjelben 325. 326, — 
Wirkung derjelben 326. — B. der An— 
iprüche des Bürgen gegen den Haupt: 
ichuldner 356. 357, — der Anſprüche 
des Prinzipals bein Zwviderhandlungen 
des Handlungsgehilfen gegen das Ver— 
bot jelbjtnügigen Gejchäftsbetriebes 408, | 
der Anjprüche des Beitellers beim 
Werfvertrag 439, — der Anſprüche gegen 
den Frrachtunternehmer 464, der 
Rıovifionsaniprüche des Kommiſſionärs 
502, — der Anjprüche gegen den Spedi: 
teur 509, — der Anjprüce gegen den 
Yagerhalter 525, — der Anjprüche gegen 
einen Sejellichafter aus Verbindlichkeiten 
der offenen Handelsgeſellſchaft D6l a 15, 
— der Anſprüche der Gemeinichafter 5S1, 
— der Nüdforderung von Stempelab- 
gaben 597, — der Deliftsanjprüche 629. 
630, — der Anjprüde auf Schadens 
erjaß und Unterlajjung bei unlauterem 
Wettbewerb 645, — des Schadensan— 
ipruches infolge Auflaufs, Aufruhrs 661 
a5, -— der Anjpriüche nad) dem Reichs 
baftpjlichtgeieß 666. 667, — der Bei- 
träge zur großen Haverei 673. 
Verkauf im Baufcd und Bogen. 
barfeit desjelben L, 106. 
Verkauf. Kauf. 
Verfaufsagenten II, 490, 
BVerfaujsfommijjionär II, 494. 
— für Eiſenbahnen II, 


Unteil— 


Verkehrsſitte I, 24ff., — 


im Handels- 
verfehr I, 2 


— 8. der 


Vertehrsüblidher Preis bei mangeln- 
der Abrede beim Kauf II, 12. 

Berladen (Stauung) der Frachtgüter Il, 
455. 


Berlängerung. Stillihweigende V. der 
Miete und der Pacht II, 155. er 185, 

Verlagsrecht nit todifiziert 1.5 

Berleger 11, 514. 

Verletzung über die Häffte II, 15. — 
V. des Befiges II, 614. — der Ehre Il, 
631, — der Freiheit IL, 631, — der 
Geſchäftsehre II, 632. 633, — der Ge— 
ichlechtsehre II, 633, — V. der Amts: 

pflicht II, 636 ff., — in Grumdbuchjachen 


, 639, 
| Berlöbnis. Vertragsitrafe bei 8.1, 223, 
Berluft des Frachtgutes II, 457. — 
der Gejelichaft II, 549. 550, — der 
offenen Handelsgeiellichaft IL: b63, 564, 
— bei der tommanditgejellichaft II, 372. 
573, — Anſpruch auf Herausgabe der 
ungerechtfertigten Bereicherung bei 2. 
| durch Verfügung eines Nichtberechtigten 
II, 599. 600. 
V ermädtnis einer nur der Gattung nad) 
bejtimmten Sacdje 1, 28. 
Vermittelung von Gejchäften II, 481 ff. 
Vermittelungsagenten II, 400. 
on, Vertrag über das fünftige 
B. 1, 172. — Vertrag über das gegen- 
wärtige 2. 1, 174. — Schuldenhaftung 
bei Übernahme eines ®. L, 360. 361, 
— Verfauf des V. II, 12. — Schenkung 
des gelamten ®. II, 119. 124 125 
— Gejellihaft3-B. II, 344ff. — Rhe— 
dereis®. II, 587 — Konkurs über das 
NHederei - ®. U,589 a 14. 
| Bermögensgefeiticaft 
®. II, 533, 534. 


Allgemeine 


185 ff. 
Vermutung der Schuldtilgung L, 2625. 
Berpflichtung zur Leiftung eines frem— 
den — L19, — zu Hand- 
lungen 1, 20, — zur Eingehung eines 
Vertrages 1, 183ff. 
Berpflihtungsicein, abjtraft I, 195. 
Verrat von Geichäftd- und Betriebege- 
heimnifjen II, 644. 645. 
Verfäumnis der Lieferfrift beim Fracht— 
vertrag II, 45757. 
Verfäumnisurteil. Schadenserjaß bei 
un eines vorläufig volljtred- 
baren ®. II, 659. 


Vermögenswert der Leitung |, 
| Verihaffungsprinzip II, 2, 
45* 


708 


Verſchulden. 


Berihlehterung II, 28. — Nücdtritts- 
recht bei V. der empfangenen Sadıe I, 
241. 242, — Übergang der Gefahr der 
V. der Sache beim Kauf II, 24. — 
Wandlung im Falle der V. des Viehes 
beim Biebhandel II, 78. — B. der Sadıe 
beim Wiedertauf IT, 101. — Gefahr der 
V. des Anventars beim Bachtvertrag 
II, 190. — Haftung des Entleihers für 
B. der Sache II, 200, — V. des Wertes 
beim Werfvertrag I, 432ff., — eines 
von einem GSejellichafter der wereliiit 
überlajjenen Gegenjtandes II, 556, 
einer durch unerlaubte Handlung er= 
langten Sadıe II, 

Beachtung des Grades 
des V. L, 69, zu. 75, — Ei as 8. 
des Beihädigten 75. — Wirkung des 


V. des —— Vertreters auf Verſendungskauf II, 2f. 


Scadenserjaßanipruch 77. — V. bei 
Unmöglichkeit der Leiftung — des Schuld: | 
ners 132, — feiner gejeglichen Vertreter 
und Hilfsperfonen 132, — 3. 134. — | 
Begriff 134. — Folgen 134, — Grade, 
des V. 135. — Vorſatz 135. — Fahr | 
läſſigkeit, Auperagitlaffung der im Ver⸗ 
fehr erforderlichen Sorgfalt, B. im engeren | 
Sinne 135. — Grade der Fahrläſſig— 

teit 137, 138. — Bösliches — 
137. — Vertragliches und außervertrag⸗ 
liches ®. 138. 130. — Grade der Ver: 
haftung fir V. 1395. — Ausſchließung 
des 
V.s 143Ff., j. Vertretung. — V. des! 
gejelichen Vertreters 145, — des Ge— 
bilfen 145. — Beweis des V. 150, 
— B. beim Verzug 155. 156. 164, 

bei Ummöglichteit der Leijtung bei gee gegen: 
an Verträgen 210. — Wirkung = 





ei Bejamtihuld 376. — Haftung 
des Käufers für B. II, 33. — V. des Ver 
füufers 37. — Haftung für V. des 
Gehilfen bei Ausführung des Auftrages 
370, — Haftung des Geichäfsführers für 
bei Geſchäftsbeſorgung ohne Auftrag 

— V. des Dienftpflichtigen an 
ie ehe en he 
392, — Haftung bes 0 
beim Dienjtvertrag für B. 294. 395. 
— Haftung des Dienjtherrn für V. 396. 








— V. beim Werkvertrag 435. — Haftung | Verjteigerung 1, 179 ff., 


des Beitellers für V. beim Werfvertrag 
442, — Haftung deö nn für 
V. 454, 458, 459, 460, — Haftung 
des Befrachters für B. 466. — Haftung | 
des Internehmers von Berjonenbeför: | 


Verjiherungsprämien. 
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derung für V 475. — Haftung des 
Mäklers für B. 485. — Haftung des 
Einlaufstommilfionärs für ®. 500. — 
Haftung des Spediteur für V. 
509, — Haftung des Trödlers für 8. 
5l4, — Haftung des entgeltlihen Ber: 
wahrers für ®. 516. — Haftung des 
Hinterlegers für ®. 318. — Haftung 
des Gajtwirtes für VB. 28 220 — 
Haftung der Gejellihaft für V. ihrer 
Vertreter 543. — Haftung der Gemein: 
Ihafter für V. 580. — V. bei uner— 
laubten Handlungen 616. — Schadens: 
baftung ohne V. 646ff., j. Schadens: 
baftung. — Haftung des Unternehmers 
von Bergmwerfen, Steinbrüden, Gräbe- 
reien, Fabriken für B. des Bertreters 
664. 665. 

— Über: 


gang der Gefahr beim 8. II, 21. 2. 

— Yußungen der Kauflache beim 
®. II, 30. — Beanjtandung der Ware 
beim 3. II, 32 fi. — Haftung für Ber: 
ichulden des Verkäufers beim B. II, 37, 
— Konfretifierung — Gattungsihuld 
beim 8. L, 22, — Übergang der Gefahr 
einer Sattungsichufd eim 8. I, 29. 
30, — Wirkung des Annahmeverzuges 
bei einer Gattungsichuld beim ®. L, 30. 
— Scadensberehnung des Käufers 
beim 8. L, 72. — Tue und 
Leiftungsort beim ®. L, 


B. 141 — Vertretung fremden | Berjendungsverfauf '. — 


fauf. 
Leiſtungsort 


Verſicherung für Rechnung, wen es 


angeht L 179, — des Kommiſſions— 
gutes II, 499. 500, — des Konditions- 
qutes II, 514, — des Yagerqgutes II, 
523, 


Verjiherungsr echt nicht fodifiziert 1, 
Verſprechen eines fremden ——— 


L, 19. — ern eines Bertrages 
durch einjeitiged B. L, 172, 173, — 
B. der Leiltung an a Dritten L 
231f. — Geſchichtliches L, B1fi., — 
nadı B.G.B. 1, 233 ff. — Nechtöverhält: 
nifie L, 2335. — 2. der Leiftung an 
einen Dritten bei Hinterlegung L, 2I8. 
— bei Gläu— 
bigerverzug 1, 169. — Winfelverträge 
bei V. L, 181 ff. — Abhalten von Bie- 
tern bei V. 182, — Mitbietungsredt 
des Eigentümers bei B. einer verpfän- 
deten Sache II, 8. — Entbindung von 


Sadıregijter. 


Haftung für Sachmängel bei öffentlicher 
B. zur Verwirklichung eines Pfandrechtes 
Il, 54. — ſ. aud) Zwangsverfteigerung. | 
Vertrag. Arbeiterverträge I, 
über Handlungen, einjeitiger Rücktritt 
1, 21. — Beweislaft L 21 a2 
Einrede des nicht erfüllten ®. I, 122 
a2, — bei gegenjeitigen ®. I, 202, 
203 ff. — Beweislajt I, 204, — beim 
Kauf, Beweislajt II, 3, — bei Mängeln 
im Recht des PBerläufers II, 42, — 
ze de8 Schuldverhältniſſes 
duch V. 1, 170f. — V.freiheit 1, 
170, — 8. mit Formular I, 171 a2 | 
— „Form der Verträge L 172 — | 
Realv. I, 172 — GStripturobligation | 
1, 172, — Begründung des V. durd) | 
einjeitige® Verjprehen 1, 172. 173, — | 
Beſchränkung obligatoriicher Verträge 1, | 
173 ff. — 3. über das fünftige Ver: 
mögen I, 173, — über das gegen= | 
wärtige Vermögen 1, 174, — über 
fünftige Erbichaft L, 174. 175, — über 
Übereignung eines Grundjtüces 1, 175. 
176. — 3. mit Auswanderungdunter: | 
nehmer 1, 177, — mit unbejtimmtem | 
Dritten I, 177 ff., — mit einem Bühnen: | 
feiter über Aufführung eines dramatis 
ihen Werfes I, 179. — Borv. L, 183. | 
184. — Verpflichtung zur Eingehung 
eines ®. I, 184. — Erfordernijje des 
Schuld-®. I, 185fi. — Abſtrakter 
Sculdvertrag L, 193 ff. — Einjeitiger | 
V. 1, 200. — Gegenjeitiger ®. I, 200 FF. | 
— 8. zu Gunjten Dritter I, 231 ff., 
J. Verſprechen F Leiſtung an Dritte. 
— Garantien. 361. 362, — Ber: 
botene V. zwijchen Arbeitgeber umd Ar— | 
beiter II, 403. 404. — Gefinde-®. II, | 
Mff. — Vorbereitung und Abſchluß 
von V. im Intereſſe Dritter II, 481. 
Bertragsinterejie j. Geſchäftsintereſſe. 
Vertragsitrafe. Herabſetzung derjelben 

L4aLl 227. 228, — 8. 219. — Be: | 
griff 219, — Borausfegungen 220. — 
Verſprechen einer V. durch den zum 

















| 
Vertragsabihlug Bevollmächtigten 220 | ® 


ad. — Abhängigkeit der B. vom Haupt: 


Bertreter. 


Verwahrungspertrag. 
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Erfüllung 230, — Wirkung der Auf: 
rechnung auf eine vereinbarte B. 289. 
— Wirkung der Abtretung auf B. 313, 
ertragstheorie (Begebungstheorie) bei 
SInhaberpapieren 1, 335. 336, 


Vertrauensmänner. Beſtimmung der 


Zeijtung durd) ®. 1, 188. 191. 192. — 
Wirkung des Verſchuldens 
des gejeglihen B. auf Schadenserjat- 
anjprühe 1, 7. — Verſchulden des 
gejeplihen V. bei Unmöglichkeit der 
Xeijtung L, 132, 


Vertretung von Vorſatz und Fahrläſſig— 


feit 1, 13955. — V. fremden Verſchuldens 
bei Anſpruch auf Schadenserjaß I, 77, 
— bei Unmöglichkeit der Leijtung 1, 
132, — NWllgemeines I, 143. 144 — 
V. fremden VBerjchuldens nach Reichs: 
recht I, 144 ff., — des Verſchuldens des 
gejeplihen Bertreter8 I, 145, — des 
Sehilfen I, 1455. — V. fremden Ber: 
Ihuldens beim Verzug 1, 156. — ®. bei 
bernahme einer Wechjelverpflichtun 
11, 249, 250, — ®. der Geſellſchaft 11, 
543, — bei der offenen Handelsgeſell— 
Ihaft IL, 560. 561, — einer außer: 
vertraglien Schädigung durch Dritte 
1I, 623ff., — des Verichuldens des 
Vertreterö bei Unfällen in Bergwerfen, 
Steinbrühen, Gräbereien, Fabriken II, 
664, 665, — nur von Vorjap und 
grober Fahrläffigteit bei Verzug des 
Gläubiger I, 167, — bei Schenkung 
II, 125, — bei Reihe II, 201, — bei 
Geichäftsjorgung ohne Auftrag II, 384. 
; 9 a 
112. — 8. bei Hinterlegun 278, 
= V. DO, 515ff. — Der regelmäßige V. 
515. 516, — Verpflichtungen des Ber: 
wahrers 516, 517, — des Hinterlegers 
D17, — Beendigung des V. 
518, 519. — Befondere Arten der B. 
ald ff. — Summendepot 519. 520, — 
Sammeldepot 520, 521. — Vermietung 
von Stahltammern 521. 
erwaltung des gemeinjamen Gegen- 
jtandes bei Gemeinjchait II, 578 fi. 


anfprud; 221, 222, — Abtretung der | Verwendungen j. Aufwendungen. 
V. 222, — Unzuläfjige V. I, 186 ad kette HAEh II, 603. 604, 


222f. — V. bei Berlöbnis 223, — | Berwendungszin 


en 1,82. 


DB. gegen die guten Gitten 223, 224 | VBerwirkungsflaufel bei Abzahlungs- 


— V. beim Konturrenzverbot 225. 226, 


— Beihräntungen der V. 227. — | Verzeichnis. 


Berfallen der V. 228 fi. — 8. für Nicht: | 
erfüllung 230, — für nicht gehörige | 


gejchäften II, 106. 

Berpflihtung zur Vor— 
fegung eines ®. 1, 87. 9. — liber- 
gang des Eigentums von Wertpapieren 


110 


auf den Kommittenten durch Abjendung 
eines V. der Stüde II, 495. 
Verzicht des Bürgen auf Einreden gegen 
Dauptihuld 1, 350, — auf die Ein- 
vede der Roraus ‚tlage Il, 353, 
Verzinjung des Ntaufpreifes II, 31. 
Verzug Beendigung des mn 
durch V. des Gläubigers L, — V. 
des Schuldners bei Bablzbfigationen 
99, — des Gläubigers bei Wahlobli= | 
gationen 100, — des Käufers mit der | 


Specififation 102, 103. 166. — Un⸗ 





möglichwerden der Leiftung während 
des V. 133, 8. 1ff., — dei 
Schuldners, Grfüllungev. Lili — 


| 
Begriff 152. — Borausjegungen 152 ff. 
— Mahnung 12. — Berihulden 
155. 156. Folgen 156 ff. — 2. 
zinjen 158. — Beendigung des 2. 
1605. — V. des Gläubigers 162 ff. 
— Abnahmepflicht des Gläubigers und 
jein V. 152 ff. — Berfchulden 1654. — 
Borausjeßungen 164 ff. — Wirkungen 
166 ff. — Beendigung 169. LO. — | 
V. der Leiftung bei gegenfeitigen | 
Verträgen 211 5. — Sefchichtliches ALL. 
212 nah B. G. B. 213 ff. 
Sepung einer Nahfrilt 213. — Binters | 
legung bei V. des Gläubigers 27 


Nein V. nad) erflärter Aufrechnung 
280, Wirkung des Annahmev. 


ſeitens des Gläubigers bei Geſamtſchuld 


3765, — Wirlung des V. bei Gejamt: 
ihuld 376, — des, B. eines Geſamt- 


aläubigers 383. — lÜÜbergang der Gefahr 
bei Annahmev. II, 23. — Folgen des 
V. des Käuſers I4ff.e — B. des Ver: 
füufers 35 ff., — des Schenters 126, — 
des Dienitherrn beim Dienjtvertrag 396, 
— Annahmev. des Beitellers beim Werk: 
vertrag 433. — B. des Unternehmers 
beim Werfvertrag 410, — des Kom— 
mittenten 

Verzugsbuße L, Löb ad. 

Vieheinitellungsverträgell, 12 a6. 

Viehhandel. Mängel beim 2. j. Vieh: | 
mängel. 

Viehmängel. Nur Wandlung wegen V. 
IL, 57. 5. — Argliitiges 
von B.n Ib. 17. — Hauptmängel 7 16 ff. | | 
— Gewährfriſt 76H. — Anzeigepflicht 
des Käufers ZL I8 — Nechtöbehelfe 
wegen V. 15 Abweichungen von 


ıB, — 
den allgemeinen Regeln bei B. I8 73 
— Verjährung bei B. ZL 
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Viehverpachtungen II, Li aß. 

vis maior j. Höhere Gewalt. 

Bollindojjament I, 230, — Einrede 
der Argliit gegenüber einem als Pro 
furaindojjament gemeinten B. I, 330, 
IH, 219 a20, 322, 

Boll macht zur Zahlungsannahme I, 24. 
254, su Bergleihen II, 112, 115. 
EV. und Auftrag II, 366. — V. bes 
Agenten II, 400. — 82. zur Vertretung 
der Seiellichait Il, 543, 

Vollſtreckbar. Schadenserjag bei Voll— 
jtredung vorlänfig dv. Urteile II, 657 7 

Bolljtredung j. Zwangsvollitredung. 

'Vorarbeiter. Haftung des Unterneh 
merd für Verſchulden des B. II, bis 
als, 


Vorausklage. Einrede der B. Il, 351m. 

Voransjebung IL, 598. 

Vorbehalt. Erfüllung unter V. I, 251. 
— 8. des Eigentums beim Berlauf 
11, 17. — Übergang der Gefahr dabei 





1, KK all. — V. des Biederfaurs 
II. 98 ff., 1. Wiederlauf. — Leiſtung 
unter V. II, . — Schadenserſaß 


bei Vouſtredung eines unter V. 
gangenen Urteils 11, 658. 65% 
‚Vorbereitung von — im In: 

terejie Dritter II, 481 fi. 
Vorkaufsrecht II, Si — Gejegliche 
Vorkaufsrechte — V. des Anerben— 
geſetzes 87. Vereinbartes B. 
38. — Stadien des V. — Tax 
obligatorische ®. SS ff. — Übertragbar— 
feit und Bererblichkeit des V. Si 
Eintritt des Borfaufsfalles sa, 90. — 
Pflicht des Borkaufsverpflichteten zur 
Mitteilung des Verkaufes Aus: 
ſchlußfriſt I — ee des 
Borfaufes DL — Wirkung des Bor: 
faufes 93. — Das dinglide B. Hi. 
Borläufig vollſtreckbar. Schadens 
— bei Bolljtredung v. v. Urteile II, 
657 
Voxlegung. Verpflichtung zur V. eines 
Berzeihniiies L SZ U — Verpflich— 
tung zur V. von Sadıen I, 35. 96. — 
Reijtungsert L, 96. UA — Wirkung 
der V. der NAbtretungsurfunde durd 
den Geifionar L, 322. — Friſt für 8. 
von Inhaberpapieren I, 346. — Hem- 
mung der Friiten zur B. von Inhaber: 
papieren I, 347. 8. des Wechſels 


er: 





und des Protejtes II, 215 
— Wirkung der Abtretung 
auf eine B. 1, 214. 
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Vorprämiengeſchäft L 
Vorrechte. Wirkung der Abtretung auf 
perjönlihe ®. L, 314. | 
Dorverhandlungen. Unabtretbarkeit 
von Anjprüchen aus ®. L, 310. 
Vorſatz. Haftung nur für B. und grobe | 
Fabrläffigfeit bei Verzug des Schuld: | 
ners 167, — bei Schenkung II, 125, | 
— bei Xeihe IL, 201, — bei Geichäfts: | 
bejorgung ohne Auftrag II, 384. | 


W. 


Koſten | 


Wäg i s des Naufgegenjtandes, 

31:37; | 
— L, 32. — Deutſche W. L, 34ff. 
— Seichichtliches L, 34. 35. — Reichs. 

1,35. 
Wahlobligationen L, 97 fi. — Begriff | 


37 — Bablreht X i. — Ausübung | 
des Wahlrechtes US, — Wirfung des— 
jelben 97, — Verzug des Wahlberec- 
tigten 99, 100. 166. — Zwangsvoll: | 
jtredung bei ®. 99. — Unmöglichkeit der 
einen Leitung 101. — Unfittlichteit des 
Verſprechens der einen Leiſtung 101. | 
— Den ®. verwandte Saunerhan⸗ 
nijſe . 103, 

Wahlrecht bei er ge J ff. 
— Ausübung des W. L 98. — Wir: | 
fung derjelben 1, DZ — Berzug des 
Wahlberestigten L, 90, 100, 

Waldenklaven II, ‚658. 

Wandelpön f. Reugeld. 

Wandlung. Anſpruch auf W. L, Aus, 
— Bei Viehmängeln nur W. IL, 57 
18. — Konitruftion eines W.vertrages 
32. ff. — Erklärungsfriſt für Käufer Di. 
— Rirfung der W. 59 ff. — Erfüllung: 
ort 62, — Verpflichtungen des Ver— 
täufers GL 62, — des Ktäufers €2. 63. | 
— W. bei Mangelbhaftigfeit einzelner 
von mehreren zuſammen  verfauften | 
Sahen 64. — Erfolge W. jchließt 
Minderung wegen eines anderen Man— 
gels nicht aus 66, — Einrede der W. 
57 — Geltendmachung des Nechtes 
des Hanptichuldners auf W. durd) den 
Bürgen 350. — W. beim Wertvertrag 
437, 438, 

Ware I, 7. 

Barenzeicen. wre des Rechtes | 
auf ein ®. L 312 all 

Warrants II, 522, 523 

Wechſel. Einrede des Spiels L, 10. — 
Teilzahlungen auf W. 108. — Kün— 
digung 119. — Abſtratte Obligation 


| 











105 II, 26. 227. 335, 326, — Nova: 
tion durch W. 272 — W., zahlungs: 
halber 272. — Form der Abtretung 
bei W.iorderungen 307. — W. als 
Ktreditmittel IL, Bl — an Zablungs- 
ſtatt 27 aD. — zahlungshalber 
227 ad. 261 — des W. 
durch Indoſſament 227. — Wechſel— 
mäßige Diligenz 27 228 236. — 
W.itrenge 225. 220, — exceptio doli 
beim W. 220, — bei falicher Aus- 
füllung eines W.blanfetts 258 all — 
Ktellerw. 224, — W.reiterei 229 — 
Arten des W. 233. — Gezogener W., 
Zraite 233. 234, — Üigener, trocke— 
ner, Solaw. 234. — Trajjant, Aus 
iteller des W. — Nemittent, Nebmer 
des W. — Trajjat, Bezogener 233. 
254, 255. — Grundw. 233, — W. an 
eigene Ordre 233. 257. — Mit Indoſſa 
ment verjehener W. an eigene Ordre 
= a4 — Trafjiert eigener W. 234, 
— Eigentümlichleiten der W.jchuld 
Fr — Benachrichtigung der Vor— 
männer (Wotififation) bei Proteit mangels 
Zahlung 236. 305 ff. — Notwendigkeit der 
äußeren torrejpondenz aller ®.erklärun- 
gen 237. — Innerliche Selbitändigfeit 
jeder einzelnen Berpflihtung 237. 338. 
— Redlichkeit des Erwerbers des W. 
238, 239, — Bedingungen der W.jchuld 
240, — Brotejterhebung 240 ff., j. Pro— 
tejt. — Auslegung des W. Zt if. — 
Zablungsort beim W. 245. 246. 256. — 
Auslegung bei einer im Falle doppelter 
Angabe der Wechjeliumme vorhandenen 
Verichiedenheit 24. — Begründung der 
WB.verpflichtungen 248 ff. — W.fäbigfeit 
248, 249. — Bertretung 249. 250. — 
Begründungsthatiahen 250 fi. — W.— 
ihlu 251, — Avisbrief ZIL — Valuta 
L— Formation des W. . — 
Die W.urlunde 252, 253. — Weſent— 
lihe Erfordernifje des gezogenen W. 
254. — Wlaujel 254 — Bablungs: 
zeit 255, — Ratenw. 255. — Erforder: 
nijje des eigenen W. 256. — Blanfo- 
accept 258, 270 ff. — Berfalltag 258 fi. 
— Tagw. 258. 250, — Datow. 254 
Meß- und Marktw. 259, — Sichtw. 
259, — Nadjichtw. 250. — Präjenta- 


tion 250, — eines domizilierten Sichtw. 
259 a6, — eines domizilierten Nach— 
fihtw. 259 a6. — Präſentationsfriſt 


260, 261 — PBräjudizierter W. 200.261. 
— MHeipefttage 262. — WBrolongation 
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eines W. 262, 263. — Domizilierter | 
W. 263 ff. — echter Domizilw. 263. 264, | 
— umeigentliher Domizilm. 264. — 
Domiziliat 265 ff. — Notadrefie 267, 
268, 312, 313, — Wval 268. 269. — 
Nichtwechjelvechtliche Wermerfe 269 ff. — 
Balutaklaujel 270. — Kommiffionstratte 
271 298, — Binsverfprechen im W. 271, 
— W.duplifate 271 FH. — W.lopieen 
274. 275, — Annahme der Tratte 275 fi. 
— Berpflihtung zur Vorlegung des W. 
zur Annahme innerhalb bejtimmter Zeit 


Sadıregifter. 


W.ſchuld 330. — Wechſelrechtliche Be: 
reicherungsflage 331 fi. — Sraftlos- 
erklärung 333 ff. — Internationales W.- 
tet 336. 337, 


Wechſelrecht II, 25 — W., jtrenges 


Recht L, 26. — Quellen des W. II, 
230 fi. — Wechſelordnung II, 230. 231 
— Nürmberger Novellen II, 231. — 
Wechſelrechtliche Verjährung Il, 324 #. 
— Wechſelrechtliche Bereiherungsflage 
II, 331 ff. — Internationales W. LU, 


Wecfelreiterei II, 220. 
Wechſelprozeß II, 315. 


277, — Ehrenintervention 278, — Form 
der Annahme 278 ff. — Übertragung 
des W. durch Indofjament, Indoſſa- Wegnehmeredht 1,05 aß, 
bilität 281 ff., ſ. Indoſſament. — Rück- Weltpojtvertrag 11, 450, 
erwerb des W. 290. 201. — Ceſſion Werklieferungsvertrag II, 46. 47. 
ded W. 201. 292, — Reltaw. nur durd) | Werfvertrag II, 429 ff. — Begriff 429. 


Ceſſion übertragbar 201. — Rechtswir— 
fungen 292 ff. — Verpflichtungen der 
Hauptwechjelihuldner 292 ff. — Haupt 
wechjelihulöner 292, — W.regrehichuld- 
ner 292, — Berpflihtung des Haupt: 
wechjelihuldners zur Sicyerjtellung der 
W.ſumme 293, — Berpflihtung des 
Hauptwechjelichuldners zur Zahlung 292. 
— Bahlung nur gegen Aushändigung 
des quittierten W. 296. — Verjährung 
des W.anſpruchs gegenüber dem Haupt— 
wecjelichuldner 237. — Dedungstlage 
(Nevalierungstlage) 297 ff. — Wechſel— 
mäßige NRegrekanjprüde 299 ff. — Ber: 
pflihtung des Regreßſchuldners zur 
Sicheritellung 300 ff. — Regreß mangels 
Zahlung 303 ff. — Uberbringer eines 
quittierten W., zur Einfajfierung be— 
vechtigt 304 aL — Brüjentations- 
und Protejttage zur Wahrung der Re— 
greßaniprüche 304, 305, — Motififation 
305 fi. — Springender Negrek 307 — 
Inhalt des Regrekaniprudhs 307. 308. 
— Regreß des Megreflaten Rem— 
boursregreß 308. 300, — Rimeſſe 308 
a5. — Rüdw. 309. — Intervention 
310 ff. — Honorat 311. — Ehrenan— 
nahme 312, 313, — Ehrenzahlung 312. 
3l4, — Slage aus dem WB. 314. — 
Einwendungen des Bellagten 316 fi. 
— Fälfhung des W. 315 all. — 
Kautionsw. 321. — Wreditlihe Ver— 


— Arten 429, 430, — Berge, Hilfs: 
Iofn 430 az — Unterihied des W. 
vom Dienjtvertrage 431. — Gefabr beim 
VB. 431ff. — Untergang, Verichlechte: 
rung, Unausführbarfeit infolge Mangels 
des vom Beiteller gelieferten Stoffes 
— infolge von Anweiſungen des Be— 
jteller3 434. — Gefahr bei Berichieden- 
heit von Erſüllungs- und Beitimmungs: 
ort 434. — Verpflichtungen des Unter: 
nehmers 434 ff. — Subftitution beim ®. 
435. — Sllage auf Herjtellung des Wer- 
tes 436, — Haftung wegen Mängel 
436 ff. — Beleitigung eine® Mangels 
436, 437. — Wandlung und Minderung 
437. 438. — Schadenserſatz wegen Nicht: 
erfüllung 438. — Verjährung der An: 
fprüche des Bejtellera 439. — Garantie: 
leijtung des Unternehmers 439. 440. — 
Haftung wegen nicht rechtzeitiger Leiſtung 
440. 44]. — Rechte des Unternehmers 
441 ff. — Sicherungsmittel des Inter: 
nehmers 443 ff, — Zurüdbehaltungsredt 
desjelben 443. — Pfandrecht des Unter: 
nehmers an der bergejtellten Sache 
444, — Gicerungshypotbef der Bau: 
bandwerlfer 444. 445. — Endigung des 
W. 44h, 446. — Kündigungsrecht des 
Beitellers 445. — Anzeigepflicht, des 
Unternehmers bei vorausfichtlicher Über— 
ichreitung de3 Koitenanfchlages 445. — 
Berflieferungsvertrag 446. 447, 


jährung 324 ff. — Unterbredung der- Wergeld IL, 608 


jelben 325. 326, — Wirkung derjelben 
326, — Tilgung der W.ſchuld 327 ff. — 
Tilgungsgründe 327 ff. — Quittung auf | 
dem W. 328, — Aufrechnung gegenüber | 
einer W.forderung 330. — Erlaß der 


Wertpapiere l, 42, — Begriff und Weſen 


1, 42, 383. — Straftloserflärung durd 
Aufgebotsverfahren 1, 43.— Kauf von 
W., über welden bei Beräußening 
Aufgebotsverfahren zwecks Kraftlosertlä: 


Sachregiſter. 


rung jchwebt II, 46. — Ubergang des 
Eigentums von W. auf den Komitten- 
ten II, 495. — Erſatzpflicht des Gaſt— 
wirtes für W. II, 528, 

Wertjahen. Haftung des Fradıtunter- 
nehmers für Verluſt und Beſchädigung 
von W. II, 459. 460. 

Wertwecdjel I, 40. 

Wettbewerb, unlauterer j. Unlauterer®. 

Wette. Klagbarkeit früherer Wetiver- 
träge L, 6. — Verbote bez. des Glücks— 
jpiele8 II, 139. — Rechtslage des 
Iotalijators 139 a2 — Wirfung des 
verbotenen Glüdsjpieles 140. — Wir: | 
fung des nicht verbotenen Wetten 140. 
— Wetten ä coup sur 140 a3, — Be: | 
griff der W. 141, — Slaglofigfeit der 
W. 141 ff. — Novation auf Grund einer | 
Wettihuld 142. — Steine Aufrechnung | 
mit Wettforderung 142. — Vorherige | 
Hinterlegung des ... 142, — 
Auftrag zur W. 142 — Darlehen F 
Ermöglichung der W. 142, | 

Wiederaufnahme des Verfahrens. 
Schadenserjag bei Bollitredung eines 
dur W. d.B. aufgehobenen Urteils II, 
659. 


— Mg Art des Schadens: 
erjaßes I, 7 ff. 

Wiederlauf. — Borbehalt des W. IL, | 
98 ff. — Geſetzliche W.rehte 98 al. — | 
Friſt zur Ausübung des W. 100. — | 
Vollzug de W. 100, — Gegenfeitige | 
Verbindlichkeiten nad Erklärung des 
®. LOL 

Widerruf der Schentung II, 121 ff. 138, 
— W. des Auftraggebers II, 375. — 
W. des Kommittenten II, 495, 

Widerruflichfeit der Auslobung II, 477. 

Widerjpruc gegen die Dispache II, 673, 

Wildſchaden II, hör fi. 

Winfelverträge bei Berjteigerungen 1, 








181 ff. 
Wirt j. Gajtwirt. 


Wohnſitz des Schuldners veſtungeon 
1.112. 218; 


Wohlthätige Verträge, Seiftungsort | | 
L 114 

Wucher I, 54. — B.geiep 54. — Wude- 
rifche Ausbeutung durch Feſtſetzung einer 
Vertragsitrafe I, 227. 

Würderungseid I, 63. 64, 


3- 


Zahlung. Erfüllung durd 3. 1, 250. | 
251. — Anrechnung der 3. bei mehre- , 
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ren Forderungen 1, 264 ff. — Anwei— 
jung ijt feine 3. II, 221; L 272, — 
Protejt mangels 3. II, 241. — Ehren;z. 
beim Wecjel IL, 313. — ee von 


8. durch Agenten IT, 


Zahlungsbefehl. — = 8.1 
153, 
Zahlungsfähigkeit. Haftung des Ver 


fäufer8 einer Forderung für 3- des 
Schuldners II, 45. 472 — — über | 
8. des Mieters II, 155 29. — Irrtum 
über 3. des Darlehennehmers II, 204. 

Zahlun get alber. Anweiſung zahlungs— 
halber I, — Wechſel zahlungshal— 
ber II, 227 a5. 251 

3ahlungsor: beim Wechjel II, 245. 246. 


BepIARgEIyerTE bein Aufgebotsverfah- 
ı I, 343. 349, 352, — Hemmung der 
Berjährunge- und Borlegungsirijten bei 
Inhaberpapieren durch die 3. 1, 347 — 
Hemmung des Beginnes und Yaufes der 
Berjährung bei Yegitimationgpapieren 
32, 


Bahlungsitatt. Wecjel an 3. II, 27 
ad, 2DL 


ae II, 22. — Kündigung beim 3. 
1, 10% — 3. mit Prämien 1, 246. 
— Schriftliches Zeugnis über ein 
Dienſtverhältnis II.400, — beim Ab— 
gang eines gewerblichen Arbeiters II, 
44, — Schriftliches 3. bei Abgang 

eines Ta II, 410. 
Sinfen L Sf. Begriff 43. — b- 
hängigfeit von der — 4 — 
Teilnahme an den Borredhten der Haupt: 
ihuld 45, — Wirkung der —— 
der Hauptſchuld auf die der 
Verjährung der Hauptichufi a die Z. 
45, — Gelbjtändigfeit verfallener 3. bei 
nn des Hauptanjprudi® ex nunc 
— Behandlung der 3. bei Beredh- 
* der Reviſionsſumme dd, — Be— 
dungene 3. 47, — Vermutung für Bes 
jtehen einer Napitalfhuld aus längerer 
Zahlung von 3.47 a3 — Gejegliche 
3. 42 — Fälle der Verpflichtung zur 
Zahlung gejegliher 3.48. — nn 
tung zur Erjtattung gezogener 3 
— fa barfeit der 3. u a 
‚aufs durch Verzug des Gläubi- 
gers 167. — Verjährung der 3. 50, 
— Haftung eines Grundjtüds für 3. 
— dem Hypothekengläubiger 50 
— Höhe der gejeglichen 3. 50 ff. — 


- 
‘ 


$ 
9 
* 
* 


8 


Zubehör. 


3 


14 


Berichtigung des Urteils bei mangel- 
after Entſcheidung über den Zanſpruch 
32 — Berzugsz. bei Wechielihulden 
22, — Zinsbeihränfungen Diff. — Ber: 
bot des Nehmens von Zinjeszins DI. — 
3. bei Erjab wegen Aufwendungen, | 
Ferwendungsz. 82, — Berzugs;. 158 ff. 
— Depojitalz. bei Hinterlegung 277. — 
Wirfung der Aufrechnung auf die 2. 
259, — der Abtretung auf 3. 313. 
Darlehnsz. II, 208. — Zinsverſprechen 
im Wechſel ZL — 23. j. auch Ber: 
zinſung. 

insgarantie I, 362. 

insſatz, gejeglicer L, 50ff. 

insjdheine IL, 345. — 3 bei Schuld: 
verichreibungen auf den Juhaber L, 45. 
— Ausſchluß der Kraitloserflärung bei | 
3 L 230. — Wahrung der Rechte | 
aus 3. bei Verluſt 350. 351. | 
insperiprehen im Wechſel II, 2ZL | 


ins vom Zins. Verbot desjelben 1, 
3b, — Nusnahmen I, 55. I 

Wirkung der Verpflichtung zur | 
Veräußerung wi Belajtung eines Gegen-⸗ 


Zurüdbehaltungsredt L 122H. 


Sachregiſter. 


Begriff 122, — Vorausſeßungen de⸗ 
123, 124. — Abwendung des 3. 
durch Sicherbeitsleiltung 124 — Ber: 
einbartes® 3. 124. — Birfungen des 
. 125. 126, — Bmwangsvollitredung 
gegenüber dem 3. 125. — Bilichten des 
HBurüdbehaltenden 125. — 3. periön 
lihes Ned 126. — 3. gegenüber den 
Pjändungspfandgläubigerın, der Son: 
fursmajje 125 — 3. und Aufrechnuna 
126. 127, — 3. gegen unpfändbare 
Forderungen 127. — Wirkung der Ab 
tretung auf ein 3. 314. Recht 
des Cedenten auf Zurückbehaltung des 
Schuldſcheines 325, — bei geſetzlichet 
Ceſſion 327. — 38 des Mieters II, 165, 
beim Leihvertrage 200, des 
— — beim Dienitvertrage 
396, — des Unternehmers beim Wert: 
vertrage 443. 


Zuſchiebung. Eides;. bei einer offenen 


Handelsgejellicaft IL, 363 a2] 


81 > Wirkung des 3. auf Zubehör 
1, 18 a2. 


Zuihläge zum Kaufpreis II, Li 


itande® auf d. 1, ” — Zutung des Zuſiche rung j. Zugeſicherte Eigenfchaften. 


Zuſchlags auf 3L 19 a3 

ufall. Haftung des Schuldners für zu= | 

fällige Unmöglichkeit der Yeijtung bei 
Verzug L 7 158. — Unmöglichkeit | 


Zwangsövergleid. 


| dmang. Kein Verſchulden bei 3. I, 
3. bei Bechfelverpflichtung II. Sın 
Wirfung L, 


ai 


der Yeiltung bei gegenfeitigen Verträgen | 3wangäverfteigerung. Wibletunge 


durch 3. L, 207. — Rüdnitt bei Unterz | 
gang oder Verſchlechterung des empfange: | 
nen Segenjtandes durch 3. L, 24L 22, | 
— Haftung des Entleihers für Unter: 
gang oder Verſchlechterung der Sadıe | 
durdh 3. II, 200, — des Auftraggebers | 


recht, des Eigentümers bei der 3. II, >. 
— Übergang der Gefahr bei 3. eines 
Grundjtüdes II, 2, — Wirkung der 
3. auf die Miete II, 179. 180, 
Sicherung des Gebotes des Anjteigerers 
bei der 3. II, 343, 


für Unfälle des Beauftragten durd 3. | | Bwangsvoitftredung bei Verurteilung 


lI, 374 375, Unmöglichkeit der 
Dienitleiftung durh 3. beim Dienit- | 
vertrag II, 380. 390, — Haftung des 
Frachtunternehmers für 3. U, 2. — 
Verbinderung der Einnahme der Yadung 
eines Seejchiffes durch 3. II, 465. — | 
Aufhebung des Frachtvertrags durh 3. 

Il, 471. 472. — Untergang oder Ver: 

Ichlechterung eines von einem Geſell 

ichafter der Gejellichait überlajjenen | 
Segenftandes durch 3. II, 356. — Haj- | 
tung für 3. bei Herausgabepflicht einer 
durch unerlaubte Handlung erlangten | 
Sadıe II, 629. 





Zugelicherte Eigenichaften. Fehlen 
x. E beim Kauf II, 405., — beim | 


Viehhandel II, 50, — bei Miete II, 159. | 


aut Yeijtung von Dieniten aus einem 
Dienjivertrage 1,21. 22, — bei Ber: 
urteilung zur Necdnungsiequng I, 91 
a 14, — bei Verurteilung zur Seitat- 
tung 1a der Befihtigung I, 96, — 3. bei 
Wahlobligationen L 99. — Teilzahlun- 
gen in der 3. I, 108. — Eintrittsrect 
Dritter bei der 3. L 109, 2835. — 3. 
ee dem Zurüdbehaltungsrechte 

— Gejepliher Übergang der 
Forderung bei Ausübung des Eintritts 
rechtes im alle der J. L, 26 — 
sun bein Berfauf im ı Wege der 
3. I, 18 19 — Entbindung von 
— für Sachmängel bei 3. IE 54. 
— Wegfall des Vorkaufärechtes beim 
Verkauſe im Wege der 3. Il, 21 9 
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— 3. aus gerichtlichem Vergleich 11, Zweiſeitige Verträge ſ. Gegenſeitige 
et Wirkung der 3. auf die Miete | Verträge. 
II, 179. 180, — 3. in das Geſell- Zug um Zug. Verurteilung zur Leiſtun 
ihaftsvermögen II, 548, — Schadens | 8 u. * J— 1.28 
erjag bei 3. aus vorläufig vollitred- | _— bei Einrede des nicht erfüllten Ber: 
baren Urteilen IL, 657f. — 8. aus trages J. 203. — Leiſtung 8. u.Z. gegen 
einem unter Vorbehalt ergangenen Ur | ſeitiger RücktrittSobligationen I, 240. 
teil II, 658. 659, — 3. aus der Dis- — Zurücgewähr bei Wandelung 3. u. 3- 
pade II, 72 ı I, 6L — Leiſtung des Kommijjionärs 
Zweiſcheinſyſtem beim Lagergeſchäft II, 3. ni gegen Erſatz jeiner Auslagen 
522. LI, 500 


Nadträge und Berichtigungen 
zu Band II Abteilung 1. 


1 Anm. 1 Zeile 2 jeße „Haſenöhrl“ ftatt Hohenöhrl. 

5 Zeile 19 von oben jege „Art. 4 Ziff. 5* Statt Art.41 W. O. 

5 „9 von unten ſetze „Läuterungsfeuer“ jtatt Yeuterungsfeuer. 
5 „ 3 von unten beizufügen nah Einf. G. Art. 107 „ff.“. 

6 „ 7 von oben ſetze „S 408” ftatt $ 468. 

8 Anm. 7 Beile 5 von unten ſetze „$ 365” jtatt 8 362, 


10 Zeile 3 von unten ſeße „Ebenjo iſt“ ftatt Zweifellos iſt. 

11 Anm. 10 füge bei: „Beilagebeft“ zum Reichsanzeiger. 

14 letzte Zeile der Anm. 2 feße „SS 767, 781,785 C. P. O.“ ſtatt STCILEP.C 

20 Zeile 14 von oben feße „Juni“ jtatt Juli. 

20 „2 von ımten jege „en cas d’inexecution* jtatt en cas d’inexecutiou. 

22 „8 von oben fege „Preuß. Gel. O.“ Statt E.P.O 

244 „ 2in Anm. 4 feße „egard* ſtatt egard. 

27 „ 11 von oben füge hinzu nab Gattung: „vgl. unten $ 45, II.“ 

27 Anm. 2 Reichsitempelgeieg jepe „vom 27. April 1894 ftatt 29. Mai 1885 

25 Beile = von oben ſetze „H. ©. ». $ 360* ftatt $ 330. 

30, a ze statt 8 279. 

3l 18 „8 62“ ſtatt $ 56. 

33 Anm. 6 Beile 1 jebe 9.8.8. „8 195* jtatt $ 193. 

34 Beile 4 von unten jeße „Seldvertehr“ statt Seldverfer. 

37° „ 45 von oben jtreihe: Für die öſterreichiſchen Doppeltbaler 

. .. bis ... im Umlauf. 

10 letzte Zeile iſt, wie Schück im Centralblatt für Rechtswiſſenſchaft mit Recht 
bemerkt, überſehen, daß im 2. E. und B. G. B. 8 244 die Faſſung des 
1. €. dahin geändert it, daß die Zahlung in Reichswährung jr 
„ann“ Daher ift auch Seite 41 Anm. 4 zu berichtigen. 

42 Zeile 19 von oben ſetze „B. G. B. $ 808" ftatt 802. 

42 legte Zeile nach „z.B.“ ſchalte ein „C. P.O.“. 

43 Anm. 1 jege „Betrazydi“ ftatt PBetracydi, ebenio S.49, 51, 122, 124 
und 158, 

44 Zeile 15 von oben ſetze „S 1200 Abi. 1* ftatt $ 1199 Nbi. 2. 

45 „ 10 von unten: nach „Klagbarkeit“ füge ein: „nah“. 

47 Anm. 1 geile 3: die Worte „in Aniprud genommen“ jind zu jtreichen. 

48 Zeile 7 von oben jeße „S 288“ jtatt & 258. 

„10 „0m zu Streichen das Wort „nicht“. 

„12 „ „u  Tete „S 687 Abſ.2“ ftatt 8 675. 

49 13 5% 9 81915“ Statt S 1925. 

52 Zeile : von oben ſetze „S 246" ſtatt 8 245. 

I „ Ze 2 „Art. 81 Abi.2* statt Art. 81 Sag 2. 

—— — Art. 39“ ſtatt Art.39 82. 

m’ We „ „damnum corpori datum* ftatt damnum corporis 

datum. 


. 
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Seite 63 Zeile 2 von oben ſetze „Überzeugung“ ftatt Überzeugung. 
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BE 2.0 2. »„ „Schadensverhütung” ſtatt Schadenszufügung. 

72 „12 „„Diſtanzkäufen“ jtatt Diſtanzekäufen. 

72 Anm. Zeile i ſetze „damalige Marktpreis“ ſtatt damalige Markpreis. 

74 Anm.?2 ſetze „S 615 und 616“ ftatt $515 und 516. 

75 Zeile 10 von oben ſetze „S 184“ ſtatt 88 18ff. 

BR. Eng „ „derlangen“ ftatt erlangen. 

9, 12." B. G. B. 8912 Abi. 2“ ftatt B. G. B. $ 913. 

93 „13. un n88 843 bis 845“ ftatt 88 843, 845. 

81 9 „Abtretung des Aniprucdes auf Heraus: 
” gabe“ itatt Abtretung der Eigentumsaniprüce. 

57 Anm. 2 Zeile 4 von oben jege „an“ der Ableiſtung ſtatt vor der Ableitung. 

88 Zeile 11 von oben ſetze „individualiftiihen“ jtatt individualiichen. 

SS 6 von unten füge hinzu nach $86: „der Ehemann, $ 1421, der 
Bater, $ 1681.* 

91 Zeile 6 von oben jeße „S 259 ftatt $ 369. 

„ 2 von unten jeße „Dem“ jtatt den. 

2 u 4, getze „8 46 Ziff. 5“ Statt $47 if. 5. 

95 4 „ſtreiche „eidlih und“. 

95 Anm. 6 Zeile 8 von oben ſebe ms sy“ jtatt 8 810. 

99 Zeile 6 von unten jege „C. P.O. 88 753% jtatt 253. 

103 Anm. 6 Zeile 5 von oben jege „abzuwenden“ tat abzutreten. 

108 Anın. 2 legte Zeile ſetze „S 683* ſtatt 689. 

109 „ 6 fege „Zwangsverjteigerungsgejeh” ſtatt Zwangsvollſtreckungs— 

eſetz. 

110 geile * unten ſetze „B. G. B. $ 269“ ftatt $ 239. 

112 „ 6 von oben ſetze „nach deſſen“ ſtatt an deſſen, 

112 „ 7 von unten ſetze „Rückgabe des Schuldſcheines“ ſtatt Rückgabe 
Schuldſcheines. 

112 Anm. 6 Zeile 3 ftreihe „nicht“. 

117 Zeile 3 von unten jege „$ 609 Abi. 3“ ſtatt $ 609 Abi. 2. 

117 nm. 3 Tepe „Ss 719* ſtatt 8710. 

118 „ Tepe „B.G. B. $ 271” jtatt $ 251. 

124 „ 14: Sept zu citieren: Inv. Verf. Sei. vom 13. Juli 1899 8 139 Abi. 2 


3,8181 
127 Beile 1 von oben feße „B. G. B. $ 394“ ftatt $ 494. 
129 11 u n "abjehbare Zeit” jtatt unabjehbare Zeit. 


131 Zeile 8 von oben jege „rechtsbejtändig“ ftatt vechtjtändig. 

131 „ 9 von unten nad „io dab” einzuichalten „er“. 

131 „58 „  Iebe „verpflichtet“ jtatt verpflichte. 

151 „ Ua Fiff. 6 bezieht ſich natürlich nur auf die vorher beſprochenen Fälle, 
in welchen das Geſchäft an ſich teilweiſe gültig iſt. Doch iſt ein Miß— 
verſtändnis, wie bei Tuhr in D. Juriſtenztg. 1900 ©. 349, nach der 
Faſſung, die deutlicher jein könnte, möglich. 

132 Zeile 8 von unten jeße „ſeines Verſchuldens“ jtatt des Verſchuldens; 
jtreihe: „Welcher ihm dabei obliegt.“ 

133 Beile 7 von unten jeße „der Gläubiger“ jtatt er. 

133 legte Zeile beizufügen „S 250 Abj.2 Sab 2". 

133 Anm. 4 ſetze „Goldmann“ jtatt Goldftein. 

134 „ 1 Zeile 2 von oben füge hinzu vor „Das Verichulden“: „Weyl“. 

135 Beife 9 von oben füge hinzu: „ſich“ vor „der Rechtsverletzung“. 

137° „ 5 von unten ſetze „H. G. 8. $ 430 a} 3" ſtatt 9.8.8. & 430 Abſ. 2. 

140 „ 9 von ımten jege „6. Juli 1884 $ 95;“ jtatt 6. Juli 1895. Jetzt zu 
eitieren: Unfallverficherungsgejeg vom 30. Juni 1900 8 133. 

142 Zeile 11 von oben jege „die freie Willensbejtimmung“ jtatt der freien 
Willensbejtimmung. 
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Seite 142 Zeile S von ımten und lebte Zeile: 


” 


153 
li 54 
157 
158 
150 


150 Beile S von unten füge hinzu nach Rücktrittsrecht: 


174 


174 
176 
176 
176 
179 
IS0 


181 
152 
152 
185 
188 
189 


154 
191 
192 
104 
1149 


199 
203 
204 
205 


206 Zeile 19/20 von oben jeße „miangelfreien“ ftatt mangelbaften. 


208 
210 
211 
215 
215 
214 


Nachträge und Berichtigungen. 


Abi. I Sap 3.” 
Zeile 10 von oben fege „defſſen“ ftatt deren. 


m 


’ Beile 10 von oben jeße „dem Släubiger * 


n. 10 Zeile 3 von oben jege „Mahnung“ jtatt Yadung. 


Anm. 6 legte Zeile ſetze „Ss 287“ ſtatt 8 278. 


Anm.2 Zeife 1 füge hinzu nach $ 


33 Beile S von unten ſetze „S 286“ jtatt 8 287. 
ı Zeile 4 von oben jepe „Abi. 2” ſtatt Abf. 3. 
„. „ „Bon Zinſen jind Berzugszinjen“ jtatt von 


11 
Verzugszinfen ſind Zinſen. 


ſchriften“. 
67 — Abſ. ae 
4 „ 2 von oben jeße J Ye “ſtatt N. Leiſt. 


Zeile 17 von oben feße „S 368“ Kar x 369. 


" 


S von unten füge hinzu: „S 301 ze 


wo 


23 von oben ſetze „S 372 Satz 1“ hatt $ 372 Nbf. 1. 
3 „ " ” P\ 340" statt 8 541. 
Ba F us“ ſtatt S 605. 


7 von unten jeße „SS 780 und 781” ftatt SS 781 und 


(äffig ind. 


Zeile 8 von oben jeße „ein Erwerbsgeihäft“ jtatt eines 


geſchäftes. 


Zeile 16 von oben ſetze „der Form des $ 311”, 


" 


14 „ u m n8 1017* Statt S 1117. 
H von unten jebe „S 313 Satz 2” jtatt $ 313 Abi. 2. 


Anm. 10 Zeile 2 von unten ſetze „Borfauf“ ftatt Verkauf. 
Zeile 4 von oben jeße „wen“ jtatt went. 


” 


2 von oben jeße „B. G. B. $ 1565 Sap 2* jtatt B. G. 


Abi. 2 


Zeile 4 von unten jeße „Mitbieten“ ftatt Mietbieten. 
4 


77 ” ” G ER. D. 8* 287* ſtatt G. P. O. s ING, 
1 A TA. Sul 1797" hart 14. Juli 1792. 


Arm. 2 Zeile g von oben jeße „S 241” ſtatt 8 206. 
Seile 17 von oben: das „iſt“ nadı $ 315 it zu jtreichen. 


” 


16 
Abi. 3. 


Anm. 2 Zeile 4 jeße „Lilienthal“ jtatt Lilienitein. 
Zeile 4 von unten jeße „überlaſſen“ jtatt berlaßen. 


” 


n 


” 


10) von oben jege „die Beſtimmung'“ ftatt jie. 
2, u Jteeihe „Abi. 1”. 


„nu fee „B. G. B. 8 315 Abi. I ftatt B. G. 


das Gitat lautet richtig: 


itatt vom Gläubiger. 


18: 
" „fehlen "nach Vereinbarungen “ die Worte: 


& Erwerbe— 


B. 


„geltenden Vor— 


* nzu 


777 


v7 


14.15 von oben ftreiche: „anzunehmen, daß“ nach „it“, und 


[77 i it * nach klaglos. 


Zeile 19 von oben ſetze „S 345“ ſtatt 8 344. 


” 


” 


* 


” 


" 


” 


” 


2 


„nn „AENR. 1,58 271% Statt & 25 
16 ar — mehrere“ ftatt mehrerer. 
6 


Empfang der Gegenleiſtung“. 


13 von oben ſetze „unmöglich“ ſtatt möglich. 
0 „u u. jebe „S 323" ftatt „320, 


3 „ „ füge binzu nah „S325 Abi. 1* „Sag 3". 


3 u 00m Streihe das „und“ nad Ablehnung. 
10 von unten jege „Dem“ jtatt den. 
8 von oben ſetze „S 338 Sag 2" ftatt $ 338 Abi. 2 


„ füge hinzu nach „Verurteilung“ „auf Leiſtung nadı 


N 


29] 
238 
229 
229 
230 
237 
239 
240 
242 
247 
250 
254 


254 
254 
255 

256 
960 
261 
266 
267 


268 
271 


276 
276 


279 
284 
286 
289 
289 
290 
290 
293 
294 
297 
297 
299 
299 


301 


302 
309 
309 
315 
320 


Nachträge und Berichtigungen. 719 


Zeile T von oben ſetze „ausgeſchloſſen iſt aber nicht, u. ſ. w.“ statt 
„ausgeſchloſſen iſt aber, nicht“. 
Anm. 11 Zeile 4 von oben ſetze „Pnatocismus“ ſtatt Anotoeismus. 
Zeile 2 * unten ſetze „B.G. B. $ 339 Satz 1* ſtatt B. G. B. 8 339 
Abſ. J. 
Zeile 14 von oben ſetze „339 Sak 2” ſtatt $ 330 Abſ. 2. 
Anm.4 ſetze „S. 155” jtatt ©. 144. 
Zeile 9 von unten ſeße „S 341" jtatt $ 343. 
12 2 Verſprechenden“ ſtatt den Verſprechenden. 
13 von oben A J 462“ ſtatt $ 459. 
— 2 — J 346“ ſtatt $: m 
14 " " „ PN 278* ſtatt 82 
10 „ Pr „ „tinem“ jtatt a 
11 von unten „ „des Gläubigers“ jtatt der Gläubiger. 
5 von oben muß ftatt „auch“ „nicht“ lauten und Anm. 10 jtatt 
„anders“ „ebenio*. 


Zeile 7 von unten jeße „ermächtigt“ itatt ermöglicht. 


Anm. 13 vgl. D. Jur.Ztg. 1900 ©. 393 Geſchäftsanweiſung für Gerichte: 
vollzieher $ 45 n.2. 
Beile 18/19 von oben ſetze „dare spondes* ftatt dure spontes. 
Il von unten jeße „S 677” jtatt S 678. 
12 von oben jeße „den Släubigern“ jtatt dem Gläubiger. 
u 4 von unten jeße „dent“ ſtatt der. 
= 4 von oben jeße „anzurecdnen“ jtatt abzurechnen. 
u 7 von unten ſetze „Wuchers“ ſtatt Wucher”. 
Anm. 5 Zeile 2 von oben jeße „Mangel“ ftatt Mangel und „des Ge— 
währten“ jtatt das Gewährte. 
Zeile 5 von unten feße „H.G. B. $ 356 Abi. 1” ſtatt 9.6.8. 8 356 
Abi. 2. 
Zeile 10 von unten nach „S 373" zu jtreihen Abi. 2. 
4 „ſetze „wirft auf die Zeit der Aufgabe” jtatt: 
wirkt auf der Aufgabe. 
Beile 7 von oben ſetze „Verzichtes“ ftatt Widerrufes. 
„ 2 von unten jeße „S 3858 Satz 2“ ftatt $ 388 Abi. 2. 
Be 7 J „ „Bereiherung” ſtatt Verweigerung. 
Er „ſtreiche nah $ 285 „Abi. 1”. 
„300m Seße „Rückbeziehung“ jtatt Rückziehung. 
„ 6 von oben jege „Rückbeziehung“ jtatt Nüdziehung. 
„ 12 von unten jeße „$ 392” jtatt $ 49. 
7 von oben jeße „Höhe“ itatt Höhen. 
„DD un füge en „WER I,16 8151*. 
I von ımten jeße „zur Herſtellung“ jtatt der Herſtellung. 
„m „8 613” ſiatt 8 673. 
" 19 von oben jege „Haftung“ jtatt Zahlung. 
„ 20 » ns 1976” ſtatt 8 1975. 
+18 von oben. Bonı „uriprünglichen“ Gläubiger ipriht B. G. B. 
SS 391, 405; regelmäßig bezeichnet e8 den Cedenten ald „bisherigen 
Hläubiger“. Inſofern ift da$ Monitum von Tuhr in D. Zur. Ztg. 1900 
S. 349 begründet. 
Zeile 3 von unten jeße „5523“ jtatt $ 518. 
„ 17 von oben fege „C.P.O. 8 851 Abi. 2% ſtatt C. P.O. $ 857 Abſ. 3. 
„nm n$ 405“ Statt 8 406. 
PR: 1 F „ „pländet“ jtatt verpfändet. 
18 „  „ füge hinzu nad Ceſſionars „und zwar nad) der Er- 
langung der Kenntnis“, 
7 Zeile 9 von oben jeße „S 774 Abf. 1“ jtatt 85474 Nbi. 1. 


” 


mm 


= 


720 Nachträge und ———— 


Seite EL ge 17 von oben jeße „derſelbe“ jtatt _dasielbe. 

— 22 „ „füge hinzu nad C. P.O. $ 836 Abſ. 3 „$ 888“. 

2 ai Fan Ge | 0 9 90 Art. 9“ statt W.O. 89. 

„ 329 „ 9 von unten füge" hinzu nad Art. 98 „H. G.B. $ 180 Nbi. 4*. 

CB}. 4 „ſetze „materielle“ jtatt materille. 

„ 333 Anm. 2 ſetze „S. 300“ itatt ©. 309. 

„ 336 Zeile 9/10 von oben jeße „die Ausſtellung eines Jnhaberpapiere®“ 
Itatt das Inhaberpapier. 

„ 337 Beile 20 von oben feße „einer bejonderen“ jtatt eine bejondere. 

„ 338 legte Zeile des S 147 fee „jo ſtößt es“ jtatt jo ſtößt fie. 

„ 339 Anm. 4 jeße „Einf. Gel. Art. 5“ jtatt Einf. Gel. Art. 7. 

„ 350 —— v2 * oben ſetze „E.P.O. $ 1018 Abſ. 1” ſtatt C. P.O. $ 1018 
[bj. : 

„ 350 Zeile : 21 von oben füge bei „$ 800“. 

„ 31 „ sebe „g 801 Abi. 2 Sap 1” ftatt 5801 Abſ. 1 Sag 2. 

„ 382 Arm. Ps ſetze „8 49“ ſtatt 8 28. 

„ 353 Beile 1 von oben jeße „Einf. Geſ.“ ftatt B. G. B. 

„ 356 „ 8 von unten jeße „mitteld Vertrages mit dem Urjhuldner“ 
jtatt „mit dem Uricpuldner mittels Vertrages“. 

„ 357 Beile 6 von oben jeße „dem Urfchuldner gegenüber“ jtatt „und den Ur— 


ſchuldner“. 
„ 357 Zeile 7 von oben ſetze „S 415 Abſ. 3“ ſtatt $ 415 Abſ. 2. 
„857 11 „ „  Streihe „ſie“ nach „genehmigt“. 


„365 Ann. 6 jege „Raſſow“ jtatt Raſſer. 

„ 366 Beile 17 von oben jtreiche „jo“ vor „it der Grundftüdserwerber”. 

„ 367 „ 14 von unten jeße „tönnen“ itatt fann. 

„ 369 „ B:-.. e on gemietete Sache“ jtatt die vermietete Sache. 

„ 370 „ 11 von oben jeße „$ 2058” jtatt $ 208. 

„ BA 5 9 von unten jtreihe „nad $ 426 Abi. 3“. 

„ 374 „19 von oben ſetze „Söjamtfuldner" zn Geſamtſchulden. 

„ 375 , 11 von unten füge hinzu „S422 Abi. 2 

„MM „ 7 von oben jeße „diefer“ ſtatt er. 

ee 7 von unten jeße „als eine jolidariiche, jondern ald eine. 
geteilte“ jtatt „als ein ſolidariſcher — ein — geteilter”. 

„ 383 Zeile 1 von oben jeße „zwiſchen dem Schuldner“ ftatt „mit dem Schuldner”. 


Band II Abteilung 2. 


Seite 225 Ann. 2 füge hinzu: „Lehmann, Einflu des B.G. B. auf das Wechſfel— 
recht in D. Juriitenzeitung 1900 ©. 169. 
„ 339 vor Anm. 1 fege „Beliger von Schuldveridhreibungen“. 
Zu Seite 396 vgl. Sigel, Stuttgart, Anſprüche der Parteien bei Löſung des Ar- 
beitövertrages in der Beilage der Zeitichrift „Das Gemwerbegericht “ 
Bd. I n.1, Verlag von Reimer, Berlin. 
Seite 513. Überſchrift der Seite lied „$ 348. Trödelvertvag”. 
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